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Das Bundesverkehrsgesetz der Vereinigten Staaten von Amerika 
nach der Novelle vom 28. Februar 1920. 

Von 

Dr. Alfr. v. der Leyen. 


Das Bundesverkehrsgesetz (Interstate Commerce Act) vom 4. Fe¬ 
bruar 1887 hat wiederholt grundsätzliche Änderungen erfahren. Außer 
weniger bedeutenden waren es zwei umfangreiche Novellen vom 29. Juni 
1906 und vom 18. Juni 1910, die wesentliche Bestimmungen des Gesetzes 
umgestaltet haben. Über die erstere Novelle ist im Archiv für Eisenbahn¬ 
wesen, Jahrgang 1907, S. 1 ff., ausführlich von dem jetzigen Mitglied des 
Bundesverkehrsamts, Prof. Dr. Balthasar H. Meyer, über die zweite 
von mir im Jahrgang 1912, S. 1 ft berichtet worden. Beiden Abhandlungen 
sind Übersetzungen des Gesetzes vom 4. Februar 1887 in der damaligen 
Fassung beigefiigt. Das Beförderungsgesetz (Transportation Act 1 ) vom 
28. Februar 1920 enthält in seinem vierten Abschnitt wiederum eine Novelle 
mit tiefgreifenden Änderungen des Gesetzes vom 4. Februar 1887, von dem 
nur wenige Paragraphen vollständig beibehalten sind. Das Bundesgesetz in 
seiner jetzigen Gestalt ist vom Bundesverkehrsamt zusammen mit einigen 
anderen das Eisenbahnwesen betreffenden Gesetzen in einem Sammelband 
unter dem Titel: The Interstate Commerce Act, including text or related 
sections of several other laws veröffentlicht worden. Der Abdruck ent¬ 
hält auch die in der Zeit von 1911 bis 1919 vorgenommenen geringfügigen 
Änderungen des Gesetzes. Nach diesem Abdruck ist eine neue Über¬ 
setzung angefertigt worden, die diesem Aufsatz beigefügt ist (S. 11). Bevor 
ich die wesentlichsten Änderungen dieser letzten Novelle erläutere, muß 
ich eine kurze Entstehungsgeschichte des Gesetzes vom 28. Februar 1920 
vorausschicken. 

*) Der vollständige Titel lautet: An act to provide for the termination 
of federal control of Railroads and Systeme of transportation; to provide for the 
Settlement of disputes between Railroads and their employers; to further amend 
an Act entitled: An Act to regulate commorce, approved Febr. 4 1887, as 
amended, and for other purposes (41. Stat. at Large 456). 

Archiv für Eisenbahnwesen. 1921. 1 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSETY OF MICHIGAN 



2 


Das Bundesvcrkchrsgesetz der Vereinigten Staaten von Amerika. 


I. 

Die Entstehungsgeschichte dieses Gesetzes geht zurück bis auf die 
Zeit kurz nach dem Inkrafttreten der Novelle vom 18. Juni 1910, sie steht 
im Zusammenhang mit den Ereignissen, durch die der Weltkrieg auch auf 
die Eisenbahnen der Vereinigten Staaten seinen Einfluß ausgeiibt hat. 
Es waren hauptsächlich zwei Fragen, deren Regelung durch die vor¬ 
gedachte Novelle nicht genügte und die zu immer neuen Erörterungen in 
der Presse, in den öffentlichen Körperschaften oder im Kongreß führten. 
Die Bestimmungen über die Feststellung der Tarife unter Mitwirkung des 
Bundesverkehrsamts genügten nicht, sie verhinderten nicht die unter 
wesentlicher Mitwirkung des Präsidenten Thomas Woodrow Wilson zu¬ 
standegekommene Tariferhöhung. Ferner war die Frage noch un¬ 
gelöst, ob sich wirklich brauchbare Grundsätze für die Bildung der Tarife 
und für ihre Höhe finden ließen. Im Zusammenhang damit stand die 
zweite Frage, die Feststellung des wirklichen Werts der Eisenbahnen. 
Daß das Anlagekapital den wirklichen Wert nicht darslellte, darüber 
herrschte Gewißheit. Wenn man aber, wie das die öffentliche Meinung 
mehr und mehr verlangte, die Einnahmen der Eisenbahnen und damit 
ihre Tarife in ein angemessenes Verhältnis zum Wert der Eisenbahnen 
setzen wollte, so mußte man diesen Wert kennen. Mit seiner Unter¬ 
suchung und Feststellung wurde das Bundesverkehrsamt durch Bundes¬ 
gesetz vom 1. März 1913 (37 Statutes at Large 701 1 ) beauftragt, das als 
§ 19 a in das Bundesver kehrsgesetz aufgenommen wurde. Bei dieser Unter¬ 
suchung zeigten sich immer aufs neue die Mißstände, die bei der Finan¬ 
zierung der Eisenbahnen, der Verwässerung ihres Aktienkapitals vor¬ 
gekommen waren und immer noch vorkamen, und es wurde das Verlangen 
gestellt, diese Mißstände durch Einführung einer Kontrolle des Bundes¬ 
verkehrsamts über die Finanzwirtschaft der Eisenbahnen wenigstens für 
die Zukunft zu beseitigen. Auch die Klagen über die fortschreitenden Zu¬ 
sammenschlüsse der Eisenbahnen zu gewaltigen Monopolen hörten nicht 
auf. Dazu kamen die Ansprüche der Eisenbahnarbeiter und Eisenbahn¬ 
bediensteten auf Erhöhung ihrer Löhne und die Klagen der Eisenbahnen 
über die sinkenden Einnahmen und die steigenden Ausgaben, die ihrer 
Meinung nach zum Teil daher rührten, daß die staatlichen und die bundes¬ 
staatlichen Aufsichtsbehörden sie in der freien Handhabung ihrer Geschäfte 
behinderten. Zur Untersuchung aller dieser Mißstände wurde auf An¬ 
regung des Präsidenten Wilson im Sommer 1916 ein besonderer parla¬ 
mentarischer Ausschuß eingesetzt, dessen Tätigkeit aber aufgehört zu 

1 ) Vgl. die Übersetzung im Archiv 1913 S. 1163 ff. 
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haben scheint, als im Frühjahr 1917 die Vereinigten Staaten in den Welt¬ 
krieg eintraten. Den nun an die Eisenbahnen gestellten Anforderungen 
an Truppen- und Munitionstransporten "waren sie nicht gewachsen. Der 
Verkehr litt unter schweren Unzuträglichkeiten, die Finanzen der Eisen¬ 
bahnen verschlechterten sich, ihr Kredit sank, es ergaben sich unhaltbare 
Zustände. Da verkündete Präsident Wilson in einer feierlichen Pro¬ 
klamation am 26. Dezember 1917, daß er auf Grund der ihm durch den 
Federal Control Act vom 29. August 1916 erteilten Ermächtigung am 
28. Dezember 1917 die Verwaltung aller Eisenbahnen durch den Bund 
übernehme und seinen Finanzminister und Schwiegersohn Mc. Adoo 
zum Generaldirektor der Eisenbahnen ernenne. Durch Bundes¬ 
gesetz vom 21. März 1918 wurden die näheren Bestimmungen über 
die Verwaltung der Eisenbahnen unter dem Bund getroffen. Den 
Eisenbahnen wurde eine dem Durchschnitt der 8 Jahre 1914 bis 1917 ent¬ 
sprochene Reinieinahme vom Bunde gewährleistet, dem Generaldirektor 
ein Betriebe- und Dispositionsfonds von 500 Millionen Dollars überwiesen 
and ferner festgesetzt, daß die Eisenbahnen spätestens 21 Monate nach 
Friedemsschluß ihren Eigentümern zurückzugeben seien. — Der Staats¬ 
betrieb hat 2 Jahre und 2 Monate, bis zum 28. Februar 1920, gedauert. 
Während der Zeit sind die Eieenbahntlarile um durchschnittlich 25 %, die 
Löhne der Arbeiter und die Gehälter der Bediensteten um 300 Millionen 
Dollars jährlich erhöht worden. 

Als der Generaldirektor Mc. Adoo zum 1. Januar 1919 sein Amt 
plötzlich niederlegte, wurde von ihm angeregt, entweder die Eisenbahnen 
ihren Eigentümern sofort zurückzugeben oder den Bundesbetrieb auf 
5 Jahre, bis zum 1. Januar 1924, zu verlängern. Beide Vorschläge 
begegneten dem lebhaften Widerspruch der Eisenbahnen, der Vorschlag 
der Verlängerung fand auch im Kongreß kein Entgegenkommen. So 
verkündete Präsident Wilson in einer Botschaft vom 20. Mai 1919, daß 
die Eisenbahnen am 1. Januar 1920 ihren Eigentümern zurückgegeben 
werden sollten, ein Termin, der später auf den *1. März 1920 hinaus¬ 
gerückt wurde 1 ). 

II. 

Nachdem die Rückkehr zum Privatbahnsystem beschlossen war, 
bestand Einverständnis zwischen der Bundesregierung und den Eisen- 

4 ) Vgl. über die Einzelheiten dieser Verfügung meinen Aufsatz in der 
Zeitung des Vereins Deutscher Eisenbahnverwaltungen: Die Rückkehr zum 
Privatbahnsystem in den Vereinigten Staaten von Amerika und das neue 
Eisenbahngesetz, Jahrg. 1920, Nr. 33, 34. Ferner meinen im Januarheft der 
Schmoller’schen Jahrbücher erscheinenden Aufsatz. 

1 * 
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bahnen darüber, daß erstens gesetzliche Bestimmungen über die Wieder¬ 
herstellung der Verhältnisse vor Einführung des Bundesbetriebs ge¬ 
troffen werden müßten. Während des Bundesbetriebs waren die Eisen¬ 
bahnen wie ein einheitliches Netz behandelt worden. Der Betrieb war 
lediglich nach Zweckmäßigkeitsgründen ohne Rücksicht auf die Eigen¬ 
tumsverhältnisse der durchfahrenen Strecken geleitet worden, viele Per¬ 
sonalveränderungen waren vorgenommen, zwischen den Eisenbahn¬ 
gesellschaften untereinander und mit dem Bunde hatten sich finanzielle 
Beziehungen gebildet, die ausgeglichen werden mußten. Sodann aber 
gaben auf Grund der Erfahrungen der letzten Vorkriegsjahre und während 
des Krieges die Eisenbahnen zu, daß auf die oben dargestellten andauernden 
Beschwerden über die Tarife, die Finanzen, die Arbeiterverhältnisse 
durch gewisse Änderungen der bestehenden Gesetze Abhilfe geschaffen 
werden müsse. Mit diesem Gegenstand hat sich der Kongreß andauernd 
und mit großem Eifer während des Jahres 1919 beschäftigt. Eine große 
Anzahl von Gesetzentwürfen aus allen Kreisen wurden ihm vorgelegt, 
von denen sieben in einem oder beiden Häusern des Kongresses und in 
Ausschüssen eingehender behandelt wurden 1 ). Der Senat entschied 
sich schließlich für den Entwurf des Senators Cummins, das Reprä¬ 
sentantenhaus für den seiner Mitglieder Esch und Pomerence, der 
die Vorschläge des Bundesverkehrsamts enthielt. Beide Entwürfe 
stimmten in vielen Punkten überein, und es gelang dem Verständigungs¬ 
ausschuß (Conference Committee), dem nach der Gesetzgebung der Ver¬ 
einigten Staaten die Aufgabe obliegt, die Meinungsverschiedenheiten 
über Gesetzesvorlagen zwischen den beiden Häusern des Kongresses aus¬ 
zugleichen, ein Gesetz fertigzubringen, das in beiden Häusern ange¬ 
nommen und vom Präsidenten gezeichnet wurde. 

Dieses Gesetz vom 28. Februar 1920 zerfällt in 5 Abschnitte (Titel), 
die selbständig und unabhängig nebeneinander stehen und deren Para¬ 
graphen (sections), für jeden besonders, uind zwar mit neuer Hundertzaihl be¬ 
ginnend, gezählt werden. Abschnitt I (2 Paragraphen) enthält, wie das 
in englischen und amerikanischen Gesetzen üblich ist, die in dem Gesetz 
vorkommenden Begriffsbestimmungen (definitions). Abschnitt II (§§ 200 
bis 211), mit der Überschrift: Beendigung des Bundesbetriebs, enthält 
die Bestimmungen über die Überleitung des Bundesbetriebs in den 
selbständigen Betrieb der Privatgesellschaften. Abschnitt III (§§ 300 
bis 315) ist ein eigenes Gesetz über die Regelung der Streitigkeiten 
zwischen den Eisenbahnen und ihren Angestellten. Abschnitt IV (§§ 400 

D Vgl. die Zusammenstellung des wesentlichsten Inhalts dieser Entwürfe 
in den Proceedings of the Academy of political Science of the City of New York 
Band VIII Nr. 4 (Januar 1920) S. 75a und 75b. 
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bis 441) ist die Novelle zum Bundeeverkehrsgesetz. Abschnitt V (§§ 500 
bis 502) enthält verschiedene Bestimmungen. 

Der dritte Abschnitt ist bereits Gegenstand eines ausführlichen 
Aufsatzes: Die Beilegung der Arbeitstreitigkeiten zwischen den 

Eisenbahngesellschaften in den Vereinigten Staaten von Amerika und 
ihrem Personal nach dem Transportation Act vom 28. Februar 1920 
aus der sachverständigen Feder von K. Rohling, dem Aufsatz ist eine 
Übersetzung des vorerwähnten Abschnitts III beigefügt 1 ). Er scheidet 
aus den nachstehenden Betrachtungen aus. Diese sollen sich nur mit 
dem Abschnitt IV, d. h. mit den wesentlichen Änderungen beschäftigen, 
die durch ihn am Bundesverkehrsgesetz vorgenommen sind: Dabei 
wird auf den Abschnitt II, soweit er dauernde Bestimmungen ent¬ 
hält, Rücksicht zu nehmen sein*). Der Abschnitt IV ist in der eingangs 
erwähnten Zusammenstellung des Bundesverkehrsamts lediglich äußerlich 
in das alte Gesetz mit seinen Novellen! eingearbeitet. Bei jedem Para¬ 
graphen werden die Gesetze am Rande aufgeführt, aus denen er entstanden 
ist. Das hat mancherlei nach unseren Anschauungen über den Bau der 
Gesetze recht unliebsame Folgen, über die der Leser stolpern muß. So 
werden z. B. im § 5 des Gesetzes zunächst die Tarif- und Finanzverbände 
der Eisenbahnen als strafbar aufgehoben. In demselben Para¬ 
graphen werden sie nicht nur unter gewissen Voraussetzungen 
für zulässig erklärt, sondern weiterhin wird die Bestimmung 
getroffen, daß das ganze festländische Eisenbahnnetz in Gruppen 
zerlegt werden soll, die mit diesen Verbänden eine verzweifelte 
Ähnlichkeit haben. Ferner wird im § 11 das Bundesverkehrs¬ 
amt in seiner ursprünglichen Zusammensetzung und Organisation 
aufgeführt, während nach § 24 diese Zusammensetzung und Orga¬ 
nisation sehr wesentlich geändert, u. a. die Anzahl der Mit¬ 
glieder auf 11 erhöht ist. Derartige Unstimmigkeiten erschweren 
natürlich das Verständnis dieses an sich schon schwierigen Gesetzes, und 
es würde sich m. E. dringend empfehlen, das ganze Gesetz mit allen 
seinen Nachträgen einmal gründlich organisch einheitlich umzuarbeiten. In 
den Vereinigten Staaten scheint man solche Mängel weniger zu empfinden, 
und die Umarbeitung scheitert vielleicht auch daran, daß der Bundes¬ 
regierung verfassungsmäßig die selbständige Befugnis zur Vorlage von 
Gesetzentwürfen fehlt, diese Befugnis nur den Mitgliedern der beiden 
Häuser des Kongresses zusteht, die vermutlich wenig Neigung zu einer 
derartigen ernsten gesetzgeberischen Tätigkeit haben. 

*) Archiv 1920 S. 775 ff. 

*) Mit dem Abschnitt II beschäftigen sich eingehender meine beiden in 
Anm. *) auf Seite 3 angeführten Aufsätze. 
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III. 

Von den neuen Bestimmungen ist zunächst zu erwähnen der § 5 
Abs. 4 ff. Dieser Paragraph enthält in dem ursprünglichen Gesetz das 
Verbot der sogenannten Pools und war bekannt unter der kurzen Bezeich¬ 
nung Antipooling Clause. Dieses Verbot wurde schon in den frühe¬ 
ren Novellen eingeschränkt, d. h. dias Bundesverkehrsamt konnte u. U. solche 
Verbände, wenn sie wirtschaftlich und finanziell nützlich waren und 
das gemeine Interesse nicht schädigten, zulassen. Nunmehr wird 
das Bundesverkehrsamt beauftragt, sobald als angängig einen Plan auf¬ 
zustellen zur Zusammenlegung der Eisenbahnen des Festlands in eine 
Anzahl von Gruppen. Diese Gruppen sind so zu gestalten, daß der 
Wettbewerb nicht ausgeschaltet wird, auch die Verkehrsleitung tunlichst 
unverändert bleibt. Ferner soll darauf Bedacht genommen werden, daß 
die Tarifverhältnisse innerhalb der einzelnen Gruppen tunlichst gleich¬ 
artig sind. Der Paragraph enthält dann weiter Bestimmungen über die 
Prüfung dieses Teilungsplans durch die Gouverneure der in Frage 
stehenden Staaten, die öffentliche Auflegung, die Untersuchung etwaiger 
Beschwerden über die Vorschläge des Amts und die schließliche Fest¬ 
stellung des Gebiets der einzelnen Gruppen. Den Eisenbahnen ist unbe¬ 
nommen, sich selbständig zu derartigen Gruppen zu verbinden, vorbe¬ 
haltlich der Genehmigung des Bundesverkehrsamts. Eine Frist für die 
endgültige Feststellung dieser Gruppen ist nicht vorgesehen. 

Der Zweck dieser Bestimmungen — Senator Cummins, der übrigens 
in seinem Gesetzesvorschlag die Anzahl der Gruppen auf 20 bis 35 be¬ 
messen hatte und eine Ausführungsfrist von 7 Jahren vorsah, nennt sie t h e 
charter of tihe new system — liegt auf der Hand. Man will 
die Fehler und Mißstände beseitigen, die mit der Zersplitterung des 
Eisenbahnnetzes, dessen Anlage allein durch Wlettbewerbsrücksichten 
und eigene Privatinteressen der Eisenbahugesellsöhaften bestimmt wird, 
verbunden sind. So richtig und billigenswert das Ziel, so schwer, ja m. E. 
beinahe unlöslich ist die dem Biundesverkehrsamt gestellte Aufgabe. Die 
Abgrenzung der Gruppen, die Ausgleichung der finanziellen und son¬ 
stigen Interessen der Eisenbahnen, die Verständigung mit den staat¬ 
lichen Behörden, die gleichmäßige Befriedigung der Vertretungen von 
Handel, Verkehr, Landwirtschaft usw. dürfte ohne tiefe Eingriffe in 
die Selbständigkeit und in die Finanzen der Unternehmungen kaum 
möglich sein. Und wie man sich die Aufrechterhaltung des Wettbewerbs 
gedacht hat, ist auch nicht ersichtlich. Sollen die Gruppen miteinander 
in Wettbewerb treten können, soll ein Wettbewerb innerhalb der ein¬ 
zelnen Gruppen stattfinden? Wie lassen sich — in beiden Fällen — 
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die Tarife auf rech terh&lten ? Es wird sich bald zeigen müssen, wie 
das Amt diese Aufgabe anfaßt und ob die Eisenbahnen geneigt sind, 
ihm entgegenzukommen, oder ob sie es vorziehen, Widerstand zu leistem 
und einmal abzuwarten, welche Mittel die Bundesregierung ergreift, um 
den Widerstand zu brechen. 

Wenn die Verfasser dieser Bestimmungen an ähnliche Organisa¬ 
tionen gedacht haben, wie sie in Frankreich und in den Niederlanden 
heute noch bestehen und in Italien bestanden haben, solange die dortigen 
Bahnen verpachtet waren, so vergessen sie, daß diese Organisationen 
(abgesehen von der der französischen Bahnen, die sich leicht zusammen- 
fanden, als ihnen die monopolartige Ausbeutung ihrer voneinander 
unabhängigen Netze gewährleistet war) nur im Wege der Gesetzgebung 
und in Verbindung mit staatlicher Aufsicht zustande gekommen sind. 
Und ob sie sich bewährt haben, ist eine Frage, die hier nicht erörtert 
werden soll. 

In Verbindung mit dieser neuen wichtigsten Aufgabe und der son¬ 
stigen Erweiterung der Befugnisse des Bundesverkehrsamts steht 
wohl die weitere Vermehrung seiner Mitglieder auf 11 (ursprünglich 
waren es 5, deren Anzahl durch frühere Novellen auf 7 und 9 ver¬ 
mehrt war), und die Erhöhung ihrer Gehälter von 10 000 Dollars auf 
12 000 Dollars jährlich. 

Die zweite wichtige Änderung liegt auf dem Gebiet des 
Tarif wesens, hauptsächlich in den §§ 4, 14, 15 und 15a. Vorbemerkt 
sei, daß die Eisenbahnen ihre Tarife im Jahr 1914 und später 
unter der Bundesverwaltung im Jahr 1918 nicht unerheblich erhöht 
hatten. Die Beibehaltung dieser erhöhten Tarife bis auf weiteres war 
durch die Übergangsbestimmungen im Abschnitt II des Beförderungs¬ 
gesetzes genehmigt worden. Die in den vorbezeiclmeten Paragraphen 
enthaltenen, in vielen Punkten geänderten und verbesserten Vor¬ 
schriften über die Veröffentlichung der Tarife, die Herstellung von 
Verbandstarifen, die Verteilung der Einnahmen auf die am direkten 
Verkehr beteiligten Eisenbahnen und andere hierher gehörige, mehr 
formelle Bestimmungen bedürfen keiner besonderen Erläuterung, sie sind 
in den §§ 15 und 15 a (S. 29) nachzulesen. Anders liegt es bei dem Recht 
des Bundesverkehrsamts, die Tarifsätze festzustellen. 

In dem ursprünglichen Gesetz war das Amt berechtigt, auf Be¬ 
schwerde zu entscheiden, ob ein tatsächlich erhobener Tarif gerecht 
und billig sei. Ging die Entscheidung dahin, daß der Tarif nicht diesen 
Erfordernissen entspreche, so konnte sie vor den ordentlichen Gerichten 
angefochten werden, die in vielen Fällen die Entscheidung aufhoben. 
Blieb die Entscheidung unangefochten, so waren die Eisenbahnen allerdings 
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gezwungen, die beanstandeten Tarife aufzuheben, aber es lag ganz in ihrer 
Hand, welche neuen Tarife sie aufetellen wollten, und nur zu oft wurden 
diese neuen Tarife wieder beanstandet, weil auch: sie nicht gerecht und 
billig seien. 

Dieser Zustand wurde schon durch die Novelle von 1906 geändert. 
Diese ermächtigt das Bundesverkehrsamt, neue Tarife mit Höchstsätzen 
an Stelle der für (unangemessen erklärten festzustellen, die 30 Tage 
nach der Veröffentlichung in Kraft traten und 2 Jahre Lang bestehen 
blieben. Durch die Novelle von 1910 wird diese Befugnis in der Weise 
erweitert, daß das Amt auch bei Vorlage neuer Tarife oder tarifarischer 
Bestimmungen von Amts wegen oder auf Grund einer Beschwerde, an¬ 
dere Frachtsätze feststellen kann. Sind die Eisenbahnen damit nicht 
einverstanden, so wird die Einführung der Tarife einstweilen aufge- 
schoben und eine Untersuchung vorgenommen, die innerhalb 120 Tage 
abgeschlossen werden muß. Diese Frist kann um 6 Monate verlängert 
werden, nach deren Ablauf die neuen Tarife, u. U. nach Änderung in¬ 
folge der Untersuchung, endgültig in Kraft treten. 

In der Novelle vom 28. Februar 1920 ist dieses Recht auf alle durch¬ 
gehenden Tarife, Tarifvorsclififten und Güterklassifikationen ausge¬ 
dehnt und die Nachtragsfrist auf 30 Tage eingeschränkt. Ferner sind 
genaue Bestimmungen über die Routenvorschrift der Versender, die Be¬ 
teiligung der verschiedenen Bahnen an den Tarifen, die Abrechnung der 
Bahnen untereinander und die Bestrafung von Übertretungen aller dieser 
sehr ins einzelne gehenden Bestimmungen gegeben. 

Weiter wird neu festgesetzt, welche Tarife als gerecht und billig 
(just and reasonable) gelten, nämlich Tarife, durch die nach Abzug aller 
Betriebskosten u. dgl. „ein jährliches Reineinkommen erzielt wird, das 
möglichst einem angemessenen Ertrag aus dem Gesamtwert des Eisenbahn¬ 
besitzes entspricht.” Der angemessene Betrag und der Prozentsatz des 
Gesamtwerts ist von dem Amt von Zeit zu Zeit festzusetzen, einstweilen, 
für die nächsten 2 Jahre nach dem Inkrafttretens der Novelle beläuft sich 
dieser Prozentsatz auf 5%%. Das Amt kann ihn auf 6% erhöhen, das 
überschießende halbe Prozent ist zu Verbesserungen der Bahnanlage 
und der Betriebsmittel zu verwenden. Übersteigt das Reineinkommen 
eines Jahres 6 %, so hat von der Hälfte des Überschusses die Eisenbahn 
einen Reservefonds bis auf Höhe von 5 % des Werts ihres Besitzes an¬ 
zulegen, die andere Hälfte ist der Bundesregierung abzuliefern, die dar¬ 
aus einen allgemeinen Bundesreservefonds bildet, aus dessen Mitteln die 
Eisenbahnen dauernd oder vorübergehend durch verlorene Zuschüsse, Dar¬ 
lehen, Schenkung oder Verpachtung von Betriebsmitteln unterstützt 
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werden können. Die »ehr ins einzelne gehenden Bestimmungen über alle 
diese Fragen mögen in § 15 a nadhgelesen werden. 

Schwieriger gestaltet sich die Frage, was unter Gesamtwert des 
Eigentums einer Eisenbahn zu verstehen, wie dieser festzustellen ist. 
Durch den oben erwähnten § 19 a des Bundesverkehrsgesetzes ist, wie 
bereits gesagt, das Bundesverkehrsamt beauftragt, eine Untersuchung 
über den wirklichen Wert des Eigentums aller Eisenbahnen der Ver¬ 
einigten Staaten anzustellen. Diese sehr schwierige und zeitraubende 
Untersuchung ist bis jetzt nur für einen Teil der Bahnen abgeschlossen. 
Ihre Ergbnisse können bei Feststellung des Gesamtwerts der Eisen¬ 
bahnen oder einzelner Teile verwertet werden. Sonst aber ist das Amt 
berechtigt, diesen Wert von Zeit zu Zeit selbständig festzustellen. Auch 
dies ist eine Aufgabe, deren Lösung mit den größten Schwierigkeiten 
verbunden ist. Meist wird das Amt ex aequo et bono entscheiden und 
sich tunlichst mit den betroffenen Bahnen gütlich auseinandersetzen 
müssen. 

Alle diese Bestimmungen beziehen sich auf die Tarife des zwischen¬ 
staatlichen Verkehrs. Im § 13 Abs. 3 und 4 wird aber die Zuständigkeit 
des Amts u. U. auf die Tarife des binnenstaatlichen Verkehrs ausgedehnt. 
Wenn nämlich Beschwerde geführt wird darüber, daß die Tarife des 
zwischenstaatlichen Verkehrs unterboten werden durch zusammenge¬ 
schlossene Tarife im Binnenverkehr, so ist darüber eine Untersuchung! dürch 
das Amt in Gemeinschaft mit den binnenstaatlichen zuständigen Behör¬ 
den anzustellen. Ergibt sich, daß die Beschwerde begründet ist, so hat 
das Bundesverkehrsamt die Befugnis, auch die binnenstaatlichen Tarife 
so zu bemessen, daß eine derartige Unterbietung nicht mehr stattfindet 
und der Beschwerde abgeholfen wird. Diese Tarife sind für die Fracht¬ 
führer und für die staatlichen Behörden bindend. Endlich ist noch eine 
der meistumstrittenen Bestimmungen des ursprünglichen Gesetzes, die 
sogenannte short haule clause nunmehr so umgestalte.t, daß die Eisenbahnen 
mit ihr auskommen können. Diese Bestimmung enthält das Verbot, auf 
einer kürzeren Strecke höhere Tarife zu erheben, als auf der längeren 
Strecke derselben Linie, und zwar unter sonst gleichen Umständen. Nun 
war das Amt schon durch die früheren Novellen ermächtigt worden, 
Ausnahmen von dieser Regel zu gestatten, u. U. durften auch niedrigere 
Sätze für größere Entfernungen erhoben werden. In der neuen Novelle ist 
hinzugefügt, daß diese Frachtsätze so zu bemessen sind, daß die Eisenbahn 
daran etwas verdient. Ferner ist die Bestimmung neu, daß, wenn auf 
einer Umwegstrecke dieselben Frachtsätze gelten wie auf der kürzeren 
direkten Strecke, die Ermächtigung, niedrigere Tarife auf der Umweg- 
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strecke zu erheben, »ich nicht erstreckt auf Zwischenstationen, für die 
die Entfernung auf der Umwegstrecke länger ist als die direkte Linie. 

Nach den jetzt geltenden Tarifbestimmungen muß angenommen wer¬ 
den, daß für dien zwischenstaatlichen uind in vielen Fällen auch im binnen- 
staatlichent Verkehr die Tarife auf einer gesunden, auch praktisch brauch¬ 
baren Unterlage beruhen. 

Ganz neu sind die Bestimmungen des § 20a, durch die die Geld¬ 
wirtschaft der Eisenbahnen einer strengen Aufsicht durch da» Bundes¬ 
verkehrsamt unterworfen wird. Hiernach sind 120 Tage nach dem In¬ 
krafttreten dieses Gesetzes die Eisenbahnen verpflichtet, zu jeder Über¬ 
nahme einer dauernden Verpflichtung durch Ausgabe von neuen Aktien, 
Obligationen oder sonstigen langdauernden Verbindlichkeiten zuvor die 
Genehmigung des Bundesverkehrsamts einzuholen. Die Erlaubnis ist nur 
zu gewähren, wenn die Neuausgabe nach den Satzungen der Eisenbahn¬ 
gesellschaft gestattet und mit den geltenden Gesetzen in Einklang ist. 
Außerdem muß das Amt prüfen, ob die Aufbringung neuer Mittel nötig 
ist und ob eie zur Erreichung des damit verfolgten Zwecks genügen. 
Ausgenommen von dieser Bestimmung sind Wechsel mit einer Umlauf¬ 
zeit von nicht länger als zwei Jahren. Wenn Wertpapiere ausgegeben 
werden ohne vorherige Zustimmung des Amts, so sind sie nichtig, (und 
die für die Ausgabe verantwortlichen Personen werden mit hohen Geld¬ 
bußen oder Gefängnis bestraft. 

Nach dem 31. Dezember 1921 ist es untersagt, daß ein und dieselbe 
Person die Stelle eines Direktors bei mehr als einem Eisenbahnunter¬ 
nehmen bekleidet 

Diese Pille, durch die die Eisenbahnen in ihrer Finanzhoheit sehr 
wesentlich beschränkt werden, wird ihnen dadurch versüßt, daß nach 
§ 210 des Abschnitts II des Transportgesetzes die Bundesregierung sich 
verpflichtet hat, nach Beendigung des Staatsbetriebs zwei Jahire lang 
den Eisenbahnen Darlehen zu gewähren, und zwar unter günstigen Be¬ 
stimmungen über Verzinsung und Rückzahlung. Zu diesem Zweck wird 
dem Bundesfinanzsekretär ein Kredit bis zu 300 Millionen Dollars zur 
Verfügung gestellt. Die Gesuche um Gewährung solcher Darlehen sPnd 
vorher durch das Bundesverkehrsamt sorgfältig zu prüfen, amch hat 
es über die angemessene Verwendung dieser Mittel die Aufsicht zu 
führen. 

Nach Erlaß des Gesetzes vom 28. Februar 1920 ist die Sorge der 
Eisenbahnen um die Verstaatlichung vorerst beseitigt. Statt dessen sind 
die Eisenbahnen einer wesentlich verschärften Aufsicht für ihren 
zwischenstaatlichen Venkehr unterworfen, einer Aufsicht, die 
sich mittelbar auch auf den binnenstaatlichen Verkehr erstreckt. Die 
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Tarife können, wie voifoemerkt, als ordnungsmäßig geregelt gelten. 
Anderseits sind die Eisenbahnen finanziell von der Regierung stark 
unterstützt worden. Erfahrungen mit dem neuen Gesetz können in 
der kurzen Zeit, seitdem es in Kraft steht, noch nicht gemacht sein. 
Ob sich diese neue Regelung bewährt, ob es insbesondere gelingt, die 
organische Gliederung des gewaltigen Netzes detr nonlamerikanischen 
Eisenbahnen fertig zu bringen, und ob die Eisenbahnen nicht doch wieder 
Mittel und Wege finden, die ihnen unbequemen Bestimmungen zu um¬ 
gehen, das sind Probleme, deren Entwicklung wir auch in dem alten Europa 
mit Interesse beobachten werden. 
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abgeändert und ergänzt durch die Novellen vom 2. März 1889, 10. Februar 
1891, 8. Februar 1895, 29. Juni 1906, 13. April 1908, 25. Februar 1909, 
18. Juni 1910, 2. März, 29. Mai und 10. August 1917 und 28. Februar 1920. 

§ 1. (1) Die Bestimmungen dieses Gesetzes finden Anwendung auf gemeine 
Frachtführer, die sich befassen: 

a) mit der Beförderung von Personen oder Gütern, sei es ausschließlich 
auf Eisenbahnen oder teils auf Eisenbahnen und teils auf dem Wasser¬ 
wege, wenn beide unter gemeinsamer Kontrolle und Verwaltung stehen 
oder Einrichtungen für durchgehende Verfrachtung oder Verschiffung 
besitzen, oder 

b) mit der Beförderung von Erdöl und anderen Verbrauchsgegenständen, 
ausgenommen Wasser und natürliches oder künstliches Gas, in Röhren¬ 
leitungen oder teils «in Röhrenleitungen, teils auf Eisenbahnen oder 
teils in Röhrenleitungen, teils auf Wasserstraßen, 

c) mit der Übermittlung von Nachrichten durch Draht oder drahtlos 

und zwar von einem Staat oder Territorium der Vereinigten Staaten oder von 
dem Bezirk Columbia nach einem anderen Staat oder Territorium der Vereinig¬ 
ten Staaten oder dem Bezirk Columbia, oder von einem Orte in einem Territo¬ 
rium nach einem anderen Orte in demselben Territorium, 

oder von und nach einem Orte in den Vereinigten Staaten nach oder von 
einem fremden Lande, jedoch nur insoweit diese Beförderung oder Übermittlung 
innerhalb der Vereinigten Staaten stattfindet 

(2) Die Bestimmungen dieses Gesetzes finden auch Anwendung auf die 
Beförderung von Reisenden und Gütern und die Übermittlung von Nachrichten, 
nur insoweit diese Beförderung oder Übermittlung innerhalb der Vereinig¬ 
ten Staaten vor sich geht. Sie werden nicht angewandt: 

a) auf die Beförderung von Reisenden oder Gütern, noch auf die Annahme, 
Auslieferung, Lagerung oder sonstige Behandlung von Gütern, wenn 
sie ausschließlich in einem Staate erfolgt oder wenn kein Schiffsver¬ 
kehr zu oder von einem fremden Lande von oder zu einem Ort in den 
Vereinigten Staaten stattgefunden hat, 
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b) auf die Übermittlung von Nachrichten durch Draht oder drahtlos, so¬ 
weit sie lediglich innerhalb eines Staats und nicht, wie vorerwähnt, 
nach oder von einem fremden Lande von oder nach einem Ort in den 
Vereinigten Staaten erfolgt, 

c) auf die Beförderung von Reisenden oder Gütern auf dem Wasserwege, 
in welchem Fall diese Beförderung den Bestimmungen dieses Ge¬ 
setzes nicht unterliegt, wenn der Unternehmer sich darauf beschränkt 
— außer seinen Hafenfrachten oder außer seinen Anteilen an den 
Durchgangsfrachten — Rangier gebühren, Abfertigungsgebühren, Um¬ 
ladegebühren, Wagenmiete, Treidel gebühren, Gebühren für Behandlung 
des Guts oder andere Kosten zu erheben, die ein Eisenbahnfracht¬ 
führer für das Rangieren, Zurollen, Umladen usw. erhebt. 

(3) Das Wort ».gemeiner Frachtführer“ (common carrier) im Sinn dieses 
Gesetzes umfaßt auch die Röhrenleitungen, die Telegraphen-, Telephon- und 
Kabelgesellsohaften — mögen sie mit Draht oder drahtlos arbeiten —, Expreß- 
geseLlschaften, Schlafwagengesellschaften und alle natürlichen oder juristischen 
Personen, die in den vorerwähnten Unternehmungen als gemeine Frachtführer 
tätig sind. Wo auch immer das Wort „Frachtführer“ (carrier) in diesem Gesetz 
gebraucht wird, soll es „gemeiner Frachtführer“ (common carrier) bedeuten. Das 
Wort „Eisenbahn“ im Sinn dieses Gesetzes umfaßt auch alle Brücken, Leichter¬ 
schiffe und Fähren, die durch eine Eisenbahn oder in Verbindung mit einer 
Eisenbahn betrieben werden, ferner alle Wege im Gebrauch eines gemeinen 
Frachtführers, der eine Eisenbahn betreibt, entweder als sein Eigentum oder 
auf Grund eines Vertrags, Übereinkommens oder Pachtverhältnisses, und ebenso 
alle Weichen, Abzweigungen, Gleise und Vorrichtungen jeder Art, die notwendig 
und erforderlich sind für die Beförderung von Personen oder der in diesem Ge¬ 
setz bezeichneten Güter, einschließlich aller Wagenschuppen, Lagerplätze und 
Grundstücke, die für die Beförderung oder Übergabe der genannten Güter er¬ 
forderlich sind. Das Wort „Beförderungsmittel“ im Sinn dieses Gesetzes um¬ 
faßt Lokomotiven, Wagen und andere Land- und Wasserfahrzeuge und alle Ge¬ 
räte und Einrichtungen zur Verschiffung und Verfrachtung ohne Rücksicht aui 
Eigentumsverhältnisse odeT auf ausdrückliche oder stillschweigende, über ihre 
Verwendung abgeschlossene Verträge, und alle Verrichtungen in Verbindung 
mit der Annahme, Auslieferung, der Hebung, dem Umladen, der Lüftung, Küh¬ 
lung, Lagerung und sonstigen Behandlung der zu befördernden Güter. Das 
Wort „Übermittlung“ (transmission) im Sinn dieses Gesetzes umfaßt die 
Übermittlung von Nachrichten unter Anwendung elektrischer Energie oder durch 
anderen Gebrauch der Elektrizität, entweder mit Draht, Kabel, Radioapparaten 
oder anderen Mitteln oder drahtlosen Vorrichtungen, und alle Geräte und Ein¬ 
richtungen und Vorrichtungen in Verbindung mit der Annahme, Abfertigung 
und Aufgabe von Mitteilungen oder anderen übertragbaren Nachrichten. 

(4) Jeder gemeine Frachtführer, der den Bestimmungen dieses Gesetzes 
unterworfen ist und sich mit der Beförderung von Personen oder Gütern befaßt, 
ist verpflichtet, solche Beförderung auf gehöriges Ersuchen zu besorgen, eine 
direkte Beförderung zu billigen und angemessenen Frachtsätzen, Fahrgeldern 
und Nebengebühren einzuriehten, die Benutzung der durchgehenden Beförderung 
tunlichst zu erleichtern, vernünftige Grundsätze und Bestimmungen aufzustellen 
für die direkte Beförderung und einen vernünftigen Ausgleich hierfür vorzu¬ 
sehen und bei Anschlußtarifen, Fahrgeldern und Nebenkosten gerechte, ver¬ 
nünftige und angemessene Teilbeträge hierfür festzusetzen, so daß keiner der 
an der Beförderung beteiligten Frachtführer ungebührlich gegenüber dem ande¬ 
ren bevorzugt wird. 
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(5) Alle Gebühren, dde bei der Beförderung von Personen oder Gütern und 
für die Übermittlung von Nachrichten (durch Draht oder drahtlos) oder in Ver¬ 
bindung damit erhoben werden, müssen gerecht und billig sein; die Erhebung 
ungerechter und unangemessener Gebühren für solche Verrichtungen oder Teile 
hiervon ist gesetzwidrig und verboten. Jedooh können bei den durch Draht 
oder drahtlos beförderten Nachrichten Unterschiede gemacht werden, je nachdem 
sie bei Tag oder Nacht, wiederholt oder einzeln als private oder als Han¬ 
dels-, Preß- oder Regierungsnachrichten befördert werden und nach anderen ge¬ 
rechten und vernünftigen Gesichtspunkten, so daß verschiedene Sätze für die 
verschiedenen Arten von Nachrichten berechnet werden dürfen. Durch dieses 
Gesetz sollen jedoch die Telephon-, Telegraphen- oder Kabelgeeellschaften in 
keiner Weise behindert werden, mit gemeinen Frachtführern zum Zweck gegen¬ 
seitigen Austausches Vereinbarungen zu treffen. 

(6) Alle diesem Gesetz unterworfenen gemeinen Frachtführer sind ver¬ 
pflichtet zur Einrichtung, Befolgung und Durchführung gerechter und vernünf¬ 
tiger Güterklassifikationen für die Beförderung, die für die Frachtsätze, Tarife, 
Beförderungsbedingungen und Ausführungsbestimmungen maßgebend sein müs¬ 
sen. Sie ßind verpflichtet zu gerechten und vernünftigen Beförderungsbedin¬ 
gungen und Ausführungsbestimmungen für die Klaseneinteilung, Fracht¬ 
sätze, Tarife für Ausgabe, Form und Inhalt von Fahrkarten, Empfang¬ 
scheinen und Frachtbriefen, für die Anlieferung, Bezeichnung, Verpackung 
und Auslieferung der Güter, für die Erleichterung der Beförderung, für 
die Beförderung des Freigepäcks, der Musterkoffer und des gebühren¬ 
pflichtigen Gepäcks und für alle anderen Angelegenheiten, die mit der 
Annahme. Behandlung, Beförderung, Lagerung und Auslieferung des diesem 
Gesetz unterworfenen Gutes Zusammenhängen, soweit solche Maßnahmen 
geeignet und notwendig sind, eine sichere und pünktliche Annahme, Behandlung, 
Beförderung und Auslieferung unter vernünftigen und billigen Bedingungen zu 
sichern. Jede ungerechtfertigte und unbillige Klassifikation, Beförderungsibe- 
dingung und Ausführungsbestimmung im Verkehr zwischen den Einzelstaaten 
und mit fremden Ländern ist gesetzwidrig und verboten. 

(7) Kein gemeiner Frachtführer, der den Bestimmungen dieses Gesetzes 
unterworfen ist, darf nach dem 1. Januar 1907 mittelbar oder unmittelbar Frei¬ 
scheine oder Freikarten für Personen im Verkehr zwischen den Bundesstaaten 
ausgeben noch freie Beförderung von Personen zulassen; ausgenommen sind 
seine Angestellten und deren Familien, seine Beamten, Agenten, Ärzte und 
Rechtsanwälte, Geistliche, Wianderobqnännor des christlichen Bundes junger 
Eisenbahner, Angehörige von Krankenhäusern und mildtätigen Stiftungen und 
Personen, die ausschließlich im Dienst der öffentlichen Liebestätigkeit stehen; 
bedürftige, hilflose und obdachlose Personen, und zw T ar solche Personen, wenn 
sie von mildtätigen Gesellschaften oder Sieohenhäusem befördert werden, sowie 
ferner die für die Beförderung solcher Personen erforderlichen Begleiter; die In¬ 
sassen des National heims oder der einzolstaatliohen Heime für dienstunfähige 
Soldaten und von Soldaten- und Matrosenheimen, auch zum Zweck des Eintritts 
in diese Anstalten und zur Rückkehr in die Heimat nach der Entlassung; die 
nötigen Begleiter von Schlachtvieh, Geflügel, Milch und Obst; die Angestellten 
der Schlafwagen, Luxuswagen und die Streckenwärter der Telegraphen- und 
Teiephongesellschaften; die Angestellten des Eisenbahn-Postdienstes, Postinspek¬ 
toren, Zollkontrolleure und Einwanderungsinspektoren; die Zeitungsverkäufer 
in den Zügen, Gepäckagenten, Zeugen in einer gerichtlichen Untersuchung, an 
der der gemeine Frachtführer beteiligt ist, Personen, die bei einem Unfall ver¬ 
letzt sind, und Ärzte und Pfleger solcher Personen. Durch diese Bestimmung 
soll jedoch der Austausch von Freikarten für die Beamten, Agenten und Ange- 
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stellten der gemeinen Frachtführer und deren Familien nicht verboten, noch 
ein gemeiner Frachtführer gehindert werden, zur Linderung von allge¬ 
meinen Epidemien, Peetkrankheiten und anderen gefährlichen Ereignissen Per¬ 
sonen frei zu befördern. Ferner soll durch diese Bestimmung die Vergünstigung 
von Freikarten oder Freischeinen oder deren Austausch für die Beamten, Agenten 
und Angestellten der Telegraphen-, Telephon- und Kabellinien und ihre Fami¬ 
lien und die Beamten, Agenten und Angestellten anderer diesem Gesetz unter¬ 
worfener gemeiner Frachtführer und ihrer Familien nicht gehindert werden. Das 
Wort „Angestellte“ im Sinn dieses Absatzes schließt ein beurlaubte, pensio¬ 
nierte und in den Ruhestand versetzte Angestellte, ferner Personen, die im 
Dienst eines gemeinen Frachtführers dienstunfähig oder krank geworden sind, 
und die Hinterbliebenen der während ihrer Beschäftigung bei einem Frachtführer 
getöteten Personen, ferner Angestellte, die nach Beendigung ihres Dienstes eine 
Reise zum Zweck des Antritts eines neuen Dienstes bei einem gemeinen Fracht¬ 
führer unternehmen. Das Wort „Familien“ im Sinn dieses Absatzes schließt 
ein die Familien aller vorgenannten Personen, ferner die Familien getöteter und 
für die Zeit des Witwentums und der Minderjährigkeit auch die Witwen und 
minderjährigen Kinder verstorbener Angestellter. Jeder gemeine Frachtführer, 
der dieser Bestimmung zuwiderhandelt, macht sich eines Vergehens schuldig und 
hat für jeden Verstoß gegen diese Bestimmung, dessen er überführt wird, an 
die Vereinigten Staaten eine Strafe von einhundert bis zweitausend Dollars zu 
zahlen- Derselben Strafe unterliegt jede Person, die einen Freischein, eine 
Freikarte oder freie Beförderung benutzt, sofern sie nicht zu den Personen ge¬ 
hört, die in diesem Gesetz ausdrücklich ausgenommen sind. Der Gerichtstand 
für alle Verstöße gegen diese Bestimmungen ist derselbe, wie für Verstöße gegen 
„das Gesetz über die Regelung des Verkehrs mit fremden Ländern und zwischen 
den Staaten“ vom 19. Februar 1903 und dessen Ergänzungen. 

(8) Vom 1. Mai 1908 an ist es für jede Eisenbahngesellschaft ungesetzlich, 
von einem Staat, Territorium oder dem Bezirk Columbia nach einem anderen 
Staat, Territorium oder dem Bezirk Columbia oder nach einem fremden Lande, 
außer Holz und den daraus hergestellten Gegenständen, Artikel oder Waren zu 
befördern, die von ihr oder in ihrem Betrieb bearbeitet, gewonnen oder erzeugt 
sind, oder die ihr ganz oder teilweise als Eigentum gehören oder an denen sie 
irgendein mittelbares oder unmittelbares Interesse hat, ausgenommen solche Ar¬ 
tikel und Waren, die für die Ausübung ihres Gewerbes als gemeiner Fracht¬ 
führer notwendig und erforderlieh sind. 

% (9) Jeder gemeine Frachtführer, der den Bestimmungen dieses Gesetzes 
unterworfen ist, muß auf Ersuchen einer Seiten- oder Zweigbahn oder eines Ver¬ 
frachters, der sich mit der Beförderung im zwischenstaatlichen Verkehr befaßt, 
zu angemessenen Bedingungen eine Weichenverbindung mit einer solchen Seiten- 
und Zweigbahn oder ein privates Anschlußgleis bauen, unterhalten und betrei¬ 
ben, sofern eine solche Anlage vernünftigerweise ausführbar ist, mit Sicherheit 
betrieben werden kann und genügenden Gewinn abwirft, um den Bau und die 
Unterhaltung zu rechtfertigen. Er muß auch nach besten Kräften Wagen für 
die Bewältigung solchen Verkehrs schaffen, ohne Rücksicht auf Vorteil oder 
Nachteil eines solchen Verfrachters. Wenn ein gemeiner Frachtführer sich 
weigert, auf schriftlichen Antrag eines Verfrachters oder des Eigentümers einer 
solchen Seiten- oder Zweigbahn, eine derartige Verbindungsweiche oder An¬ 
schlußweiche einzurichten und zu betreiben, so kann der Verfrachter oder der 
Eigentümer der Seiten- oder Zweigbahn bei dem im § 13 dieses Gesetzes genann¬ 
ten Amt Klage erheben. Das Amt muß der Klage Gehör schenken, den Sach¬ 
verhalt untersuchen und über die Sicherheit und Ausführbarkeit der Anlage so- 
w r ie über eine angemessene Entschädigung Entscheidung treffen- Das Amt kann 
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nach den Vorschriften im § 15 dieses Gesetzes eine Aufforderung an den gemei¬ 
nen Frachtführer auf Erfüllung der Vorschriften dieses Paragraphen ergehen las¬ 
sen. Die Ausführung dieser Aufforderung wird nach den Bestimmungen er¬ 
zwungen werden, die in diesem Gesetz für die Durchführung aller anderen Auf¬ 
forderungen des Amts mit Ausnahme der Zahlungsaufforderungen erlassen sind. 

(10) Der Ausdruck „Wagendienst“ im Sinn dieses Gesetzes umfaßt den 
Gebrauch, die Kontrolle, Verwendung, Beförderung, Verteilung, den Aus- und 
Umtausch und die Rückgabe von Lokomotiven, Wagen und anderen Fahrzeugen, 
die zur Beförderung von Gütern verwendet werden, mit Einschluß besonderer 
Typen, und die Verwendung von Zügen durch einen Eisenbahnfrachtführer, der 
diesem Gesetz unterworfen ist. 

(11) Jeder diesem Gesetz unterworfene Eisenbahnfrachtführer ist ver¬ 
pflichtet, einen sicheren und angemessenen Wagendienet einzurichten und ge¬ 
rechte und vernünftige Grundsätze, Bestimmungen und Verfügungen für den 
Wogendienst zu erlassen. Jode ungerechte und unvernünftige Regel, Bestim¬ 
mung und Anordnung im Wagendienst ist verboten und strafbar. 

(12) Jeder Eisenbahnfrachtführer ist verpflichtet, eine gerechte und ver¬ 
nünftige Verteilung der Wagen zum Kohlentransport auf die Kohlenbergwerke 
vorzunehmen, die er bedient, soweit diese Bergwerke an seinen Linien liegen 
oder der Regel nach ihre Wagenversorgung von ihnen abhängt. Wenn die 
Wagenversorgung den Anforderungen der Bergwerke nicht entspricht, so ist der 
Frachtführer verpflichtet, eine gerechte und vernünftige Ausgleichung der Gru¬ 
ben vorzunehmen und jeden gelieferten oder benutzten Kohlenwagen der 
Grube anzurechnen. Das Nichtbefolgen oder Verweigern dieser Maßnahme ist 
strafbar. Jede Nichtanrechnung eines Wagens wird als besonderes Vergehen 
erachtet, und der schuldige Frachtführer, Empfänger oder Betriebsführer hat für 
jedes Vergehen 100 Dollars Strafe zu zahlen. 

(13) Das Amt kann verlangen, daß die Bestimmungen und Vorschriften für 
den Wagendienst ihm eingereicht werden. 

(14) Es kann erforderlichenfalls solche selbständig erlassen und Sätze 
für Gebühren und Strafen festsetzen. 

(15) In Notfällen kann das Amt die bestehenden Vorschriften aufheben, 
dafür neue, besondere Bestimmungn für den Anschluß- und Enidverkehr erlassen, 
die Reihenfolge in der Dringlichkeit der Güter regeln usw. 

(16) Die gleichen Maßnahmen können getroffen werden, wenn ein Fracht¬ 
führer sich als unfähig erweist, den Verkehrsbedürfnissen gerecht zu werden. 

(17) Zur Durchführung der von ihm getroffenen Maßnahmen kam* das 
Amt Bevollmächtigte bestellen, deren Anordnungen bei Vermeidung von Strafe 
Folge geleistet werden muß. Voraussetzung ist, daß diese Anordnungen nicht 
das Recht eines einzelnen Staats schmälern oder ihn in der Ausübung der ihm 
/.□stehenden Polizeigewalt behindern. 

(18) Vom 19. Tage nach dem Inkrafttreten dieses Paragraphen ab darf 
kein Eisenbahnfrachtführer, der diesem Gesetz unterworfen ist, eine Ausdeh¬ 
nung seiner Eisenlbahnstrecke vornehmen, noch den Bau einer neuen Linie oder 
den Erwerb oder die Betriebsführung einer anderen Linie übernehmen, noch 
sich nach den Bestimmungen dieses Gesetzes der Beförderung auf neuen oder 
veil&ngerten Eisenbahnlinien unterziehen, bevor «ihm von dem Amt schriftlich 
bescheinigt worden ist, daß der Bau oder die Übernahme des Betriebs oder 
beides sowohl gegenwärtig wie künftig im öffentlichen Interesse liegt. Kein 
Eisenbahnfrachtführer darf seine Linien oder den Betrieb auf ihnen ganz oder 
teilweise anderen überlassen, bevor er von dem Amt eine Bescheinigung erhal¬ 
ten hat, daß die Übertragiung im gegenwärtigen wie zukünftigen öffentlichen 
Interesse erfolgt. 
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(19) Jede solche Bescheinigung ist unter Beachtung von Regeln und 1 Be¬ 
stimmungen nachzusuchen und auszufertigen, die das Amt von Zeit zu Zeit 
vorschxeiben wird- Die Bestimmungen dieses Gesetzes werden bei allen diesen 
Maßnahmen angewandt. Sobald die Ausstellung einer Bescheinigung beantragt 
worden ist, wird das Amt veranlassen, daß dem Gouverneur des Staats, in 
dem eine Strecke gebaut oder in Betrieb genommen werden soll, oder die 
Strecke oder der Betrieb auf ihr ganz oder teilweise anderen übertragen werden 
soll, Nachricht und eine Abschrift des Antrags übermittelt wird. Ihm steht 
das Recht zu, bei der Untersuchung von Beschwerden oder Ausgabe von Wert¬ 
papieren gehört zu werden, wie es im folgenden vorgesehen ist. Die Bekannt¬ 
machung ist in drei aufeinanderfolgenden Wochen in einer Zeitung zu ver¬ 
öffentlichen, die in dem Bezirk allgemein verbreitet ist und bei dem Bau oder 
der Inbetriebnahme einer Linie berührt wird. 

(20) Das Amt ist befugt, eine Bescheinigung nach dem Antrag aus- 
zustelien oder die Ausstellung zu verweigern — ganz oder teilweise —; es 
kann an die Ausstellung alle Bedingungen knüpfen, die im öffentlichen Inter¬ 
esse liegen. Nach der Ausstellung der Bescheinigung kann der Eisenbahn* 
frachtführer, ohne daß er einer sonstigen Erlaubnis bedarf, den Bedingungen 
michkommen, die in die Bescheinigung aufgenommen oder ihr beigefügt sind 
und den Bau, Betrieb oder die Übertragung vornehmen. Bau, Betriebseröff- 
nungen oder Übertragungen, die diesen Bestimmungen zuwiderlaufen, können 
von jedem zuständigen Gericht auf Klage der Vereinigten Staaten, des Amts, 
eines Amts oder einer gesetzgebenden Körperschaft eines Staats oder der 
beteiligten Staaten, oder einer interessierten Partei angefochten werden. Fracht¬ 
führer oder Direktoren, Beamte, Agenten oder sonstige Personen, die für oder 
im Auftrag eines Frachtführers handeln, sind mit einer Geldstrafe bis zu 
5000 Dollars oder mit Gefängnisstrafe bis zu 3 Jahren oder beiden Strafen zu 
bestrafen, sofern sie wissentlich ein Vergehen wider die Bestimmungen dieses 
Absatzes oder des Absatzes 18 dieses Paragraphen gutheißen oder erlauben. 

(21) In einem Verfahren auf Grund einer Klage oder auf Grund eigenei 
Entschließung ohne vorhergehende Klage kann das Amt nach Untersuchung einem 
Eisenbahnfrachtführer genehmigen oder auferlegen, sichere und angemessene 
Einrichtungen für den Wagendienst im Sinn dieses Gesetzes zu treffen und 
seine Linie oder seine Linien weiter auszudehnen. Voraussetzung hierfür ist, 
daß das Amt die Ausdehnung der Linien im öffentlichen Interesse für nötig 
erachtet und daß die Kosten für die Ausdehnung der Linien oder die zu 
treffenden Einrichtungen den Frachtführer nicht hindern, seine PfLicht gegen¬ 
über dem Publikum zu erfüllen. Jeder Frachtführer, der die Ausführung eines 
Auftrags des Amts auf Grund dieses Absatzes verweigert oder nachlässig 
behandelt, verfällt in eine Strafe von 100 Dollars für jeden Tag der Nicht¬ 
befolgung. Die Strafe verfällt zugunsten der Vereinigten Staaten und ist auf 
gerichtlichem Weg durch die Vereinigten Staaten einzutreiben. 

(22) Die Befugnisse, die dem Amt durch die Absätzo 18—21 zugeeprochen 
siud, erstrecken sich nicht a/uf Industrie- und Pferdebahnen, Rangier- oder 
Nebengeloise, die sich ungeteilt in einem Staat, einer Straße, oder an elek¬ 
trischen Überland- oder Untergrundbahnen befinden, soweit sie nicht als Teil oder 
Teile eines Dampfeisenbahn-Transportnetzes betrieben werden. 

Die Absätze 23 und 24 enthalten Bestimmungen, die für die Dauer des 
Kriegs im August 1917 getroffen sind. Hiernach werden alle Personen mit Strafe 
bedroht, die Verkehrsstörungen jeder Art herbeiführen. Der Präsident wird er¬ 
mächtigt, Truppen zum Schutz des Verkehrs aufzubieten. 

Ferner hat der Präsident das Recht, wenn es im Interesse der Landes¬ 
verteidigung oder der Sicherheit erforderlich ist, zu bestimmen, daß besondere 
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Züge oder Güter vorzugsweise befördert werden. Zum Erlaß und zur Über¬ 
wachung derartiger Anordnungen können eigene Behörden bestellt werden, auch 
steht es den Eisenbahnen frei, eigene Bevollmächtigte in Washington mit 
der Überwachung dieses Dienstes zu beauftragen. Die hierdurch den Eisen¬ 
bahnen entstehenden Kosten werden von der Regierung nach einem vom Bundes¬ 
verkehrsamt festzu setzenden Tarif vergütet. Zuwiderhandlungen gegen diese 
Bestimmungen werden bestraft 1 ). 

§ 2. Falls ein den Bestimmungen diesee Gesetzes unterworfener gemeiner 
Frachtführer mittelbar oder unmittelbar durch besondere Frachtsätze, Nachlässe 
oder Rückvergütungen irgendeiner Person für tdio Beförderung von Reisenden 
uni Gütern und von Telegrammen größere oder geringere Kosten berechnet, 
als einer anderen für den gleichen, gleichzeitig bei Beförderung derselben 
Güterart und Telegramme unter ähnlichen Umständen geleisteten Dienst in 
Rechnung gestellt werden, so ist er einer ungerechten und gesetzwidrigen 
Bevorzugung schuldig. 

§ 3. (1) Es ist gesetzwidrig, wenn ein den Bestimmungen dieses Ge¬ 

setzes unterworfener gemeiner Frachtführer irgendeiner Person, Gesellschaft, 
Handlung, Körperschaft oder Örtlichkeit, oder irgendeinem besonderen Handels¬ 
zweige in irgendeiner Weise einen ungebührlichen oder unangemessenen Vor¬ 
zug einräumt, ebenso, wenn er diesen einen ungebührlichen oder unangemesse¬ 
nen Schaden oder Nachteil zufügt. 

(2) Vom 1. Juli 1920 ab darf kein Eisenbahnfrachtführer das Eigen¬ 
tumsrecht an einem von ihm beförderten Gut am Bestimmungsort über¬ 
tragen oder darauf verzichten, ehe nicht alle Frachtgebühren und Nebenkosten 
bezahlt sind. Ausnahmen sind nur unter solchen Bedingungen zulässig, wie sie 
das Amt von Zeit zu Zeit zur Sicherung pünktlicher Frachtzahlung erlassen 
kann. Die Vorschriften dieses Absatzes finden keine Anwendung auf Frachten 
für di9 Vereinigten Staaten und ihre Behörden, für einen Staat, ein Territorium 
oder eine ihrer Behörden oder den Distrikt von Columbia- 

(3) Alle den Bestimmungen dieses Gesetzes unterworfenen gemeinen 
Frachtführer sind nach Maßgabe der ihnen zustehenden Befugnisse verpflichtet, 
alle vernünftigen, geeigneten und gleichmäßigen Erleichterungen für den Ver¬ 
kehr zwischen ihren Linien, sowie für den Empfang. die Beförderung und die 
Ablieferung von Personen und Gütern nach und von ihren Strecken und An¬ 
schlußbahnen zu gewähren und den Anschlußbahnen dieselben Frachtsätze und 
Gebühren zu berechnen, die sie für ihre eigenen Strecken erheben; jedoch sind 
die gemeinen Frachtführer nicht verpflichtet, anderen, das gleiche Geschäft 
betreibenden Frachtführern die Benutzung ihrer Schienen und ihrer Bahnhofs¬ 
anlagen zu gestatten. 

(4) Das Amt kann, wenn es nach seiner Meinung im öffentlichen Inter¬ 
esse liegt und zweckmäßig ist, einem Frachtführer die Berechtigung erteilen, 
die Anlagen der Bahnhöfe (einschließlich der Hauptlinie oder Linien in einer 
angemessenen Länge) durch einen oder mehrere Frachtführer mitzubenutzen, und 
zwar unter solchen Bedingungen und gegen eine solche Entschädigung, wie die 
Frachtführer sie vereinbaren oder das Amt mangels einer Vereinbarung fest- 
eetet. Falls der Frachtführer, dessen Anlagen mit benutzt, werden, mit der Mit¬ 
benutzung nicht einverstanden ist oder die Entschädigung nicht richtig und pünkt¬ 
lich bezahlt wird, ist er berechtigt, im Klagewege Entschädigung zu verlangen. 

5 4. (1) Es ist gesetzwidrig, wenn ein den Bestimmungen dieses Ge¬ 
setzes unterworfener gemeiner Frachtführer für die Beförderung von Reisenden 


*) Die Einzelheiten dieser Abschnitte, die nur für die Dauer des Kriegs 
gegolten haben, sind für uns ohne Interesse. 
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oder von Frachtgütern gleicher Art für eine kürzere Strecke einen höheren 
Gesamtfrachtsatz berechnet oder empfängt, als für eine längere Strecke aul 
derselben Linie oder demselben Beförderungsweg in derselben Richtung* vor¬ 
ausgesetzt, daß die kürzere Strecke einen Teil der längeren Strecke bildet, 
oder wenn er bei direkter Beförderung einen höheren Gesamtfrachtsatz be¬ 
rechnet als die Summen der nach dieeem Gesetz zu berechnenden Teilfracht¬ 
sätze. Diese Bestimmung ist aber nicht so zu verstehen, als wäre ein gemeiner 
Frachtführer berechtigt, für eine kürzere Strecke eine ebenso hohe Vergütung 
zu berechnen oder zu empIngen wie für eine längere. Er kann indessen auf 
Antrag bei dem Bundesverkehrsamt in besonderen Fällen nach Untersuchung 
durch das Amt ermächtigt werden, für die Beförderung von Reisenden und 
Gütern auf längeren Strecken geringere Sätze zu berechnen als auf kürzeren. 
Das Amt hat von Zeit zu Zeit festzustellen, bis zu welchem Umfang ein der¬ 
artiger gemeiner Frachtführer von der Beachtung der Bestimmungen dieses 
Paragraphen entbunden werden kann, doch darf das Amt nur Frachtsätze zu- 
lassen, durch die eine angemessene Vergütung für die geleisteten Dienste ge¬ 
währt wird. Wenn eine Umwegsbahn durch das Amt zur Erhebung derselben 
Frachtsätze ermächtigt ist, die für die direkte Strecke nach Wettbewerbs¬ 
stationen gelten, so bezieht sich diese Ermächtigung nicht auf die Zwischen¬ 
stationen, nach denen die Entfernung auf der Umwegsstrecke länger ist ails auf 
der direkten Linieu Die Ermächtigung bezieht sich auch nicht auf solche Fälle, 
in denen der Wettbewerb von Wasserstraßen zwar möglich ist, aber tatsächlich 
nicht stattfindet. Die zur Zeit des Inkrafttretens der Novelle vom 28. Fe¬ 
bruar 1920 geltenden Frachtsätze und Gebühren, die vom Amt früher genehmigt 
sind, bleiben, auch wenn sic den vorstehenden Bestimmungen nicht entsprechen, 
so lange in Geltung, bis das Amt eine andere Bestimmung trifft. 

(2) Wenn ein Eiseaibahnfrachtführer im Wettbewerb mit einer oder meh¬ 
reren Wasserstraßen die Beförderungssätze für irgendeine Art von Frachtgut 
nach oder von Wettbewerbspunkten ermäßigt, so dürfen diese Sätze nicht wieder 
erhöht werden, es sei denn, daß — nach Untersuchung durch das Bundesver¬ 
kehrsamt — die geplante Erhöhung auf anderen Veränderungen der Verhältnisse 
beruht, als auf dem Fortfall des Wettbewerbs der Wasserstraßen. 

§ 5 (1) Soweit nicht eine besondere Genehmigung durch das Amt nach den 
Bestimmungen dieses Paragraphen erteilt ist oder es in Absatz 16 des § 1 dieses 
Gesetzes vorgesehen ist, ist es jedem diesem Gesetz unterworfenen Frachtführer 
als ungesetzlich verboten, mit anderen Frachtführern einen Vertrag, eine Ver¬ 
einbarung oder eine Übereinkunft zu schließen über Verbände (pools) 
zwischen verschiedenen und miteinander in Wettbewerb stehenden Eisenbahnen 
sowie über eine Verteilung der gesamten oder eines Teils der Roh- oder Rein¬ 
einnahmen unter die einzelnen Bahnen. Falls derartige Verträge ab¬ 
geschlossen werden, bildet jeder Tag ihrer Fortdauer eine besondere 
Übertretung. Wenn jedoch das Amt nach Untersuchung auf Antrag eines oder 
mehrerer Frachtführer, die sich mit der Beförderung von Reisenden und Gütern 
befassen und daher den Bestimmungen dieses Gesetzes unterstehen, oder nach 
eigenem Ermessen der Meinung ist, daß die Teilung ihrer Einnahmen in dem von 
dem Amt festgesetzten Umfang im Interesse der Verbesserung des öffentlichen 
Verkehrs oder der sparsameren Betriebsführung liegt und den Wettbewerb nicht 
über Gebühr verhindert, hat das Amt die Befugnis, falls alle beteiligten Fracht¬ 
führer zustiinmen, eine solche Teilung der Verkehrseinnahmen unter solchen Be¬ 
dingungen, wie es sie nach dem Obengesagten für gerecht und zweckmäßig hält, 
zu zu lassen. 

(2) Falls das Amt nach Untersuchung auf Antrag eines oder mehrerer 
Frachtführer, dio sich mit der Beförderung von Reisenden und Gütern befassen 
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nnri daher den Bestimmungen dieses Gesetzes unterworfen sind, der Meinung ist, 
daß die Übernahme der Kontrolle eines oder mehrerer Frachtführer in dem von 
dem Amt bezeichneten Umfang durch einen anderen Frachtführer — entweder 
durch ein Pachtverhältnis oder durch den Erwerb von Aktien oder in irgend¬ 
einer anderen Weise mit Ausnahme der Verschmelzung solcher Frachtführer 
zu einem einheitlichen Netz — im allgemeinen Interesse liegt, ist das Amt er¬ 
mächtigt, eine solche Übertragung zuzulassen unter Bedingungen, die ihm nach 
dem Vorhergesagten gerecht und zweckmäßig erscheinen. 

(3) Das Amt kann nach seinem Ermessen Änderungen oder Ergänzungen 
der in den Absätzen 1 und 2 getroffenen Bestimmungen erlassen. 

(4) Das Amt hat, sobald als es angängig ist, einen Plan zum Zusammen¬ 
schluß der Eisenbahnen des Festlands der Vereinigten Staaten zu einer be¬ 
schränkten Anzahl von Netzen aufzustellen. Bei dieser Teilung soll soweit als 
möglich der Wettbewerb bestehen bleiben, auch sind die vorhandenen Verkehrs¬ 
wege tunlichst beizubehalten. Die einzelnen Netze sind so zusammenzulege®, 
daß die Beförderungskosten unter Berücksichtigung der Wettbewerbsvorhältnisse 
sowie die Anlagekosten der einzelnen Strecken tunlichst übereinstimmen, so 
daß in den Netzen einheitliche Frachtsätze für den Wettbewerbsverkehr aufge¬ 
stellt werden können, oder daß im wesentlichen dieselben Erträge des Anlage¬ 
kapitals unter der Voraussetzung einer guten Betriebsführung herausgewirt- 
schaftet werden. 

(5) Hat das Amt den Entwurf eines solchen Plans aufgestellt, so ist 
dieser in angemessener Form zu veröffentlichen; — nach gehöriger Bekanntgabe 
— auch durch die Gouverneure der beteiligten Staaten — sind alle Personen 
anzuhören, die ihn verbessern wollen oder »Einsprüche dagegen erheben. Das 
Amt kann ein Verfahren für derartige Untersuchungen vorschreiben und eine 
Frist für Einbringung von Anträgen feetsetzen. Nach Abschluß der Unter¬ 
suchungen hat das Amt seinen Plan für diese Netze aufzustellen und zu veröffent¬ 
lichen; aber es kann noch einige Zeit — sei es nach eigenem Ermessen oder auf 
Ersuchen — den Plan für solche Abänderungen offen halten, die das Gemeinwohl 
fördern. Die danach vorgesehenen Verschmelzungen müssen mit einem der¬ 
artigen Plan übereinstimmen. 

(6) (a) Die geplante Verschmelzung muß übereinst immen mit dem vor¬ 
stehenden Verschmelzungsplan und von dem Amt genehmigt sein. 

Cb) Der Nennwert der Obligationen der Gesellschaft, die Eigentümerin 
der vereinigten Bahnen werden soll, zusammen mit dem ausstehenden Nennwert 
des Aktienkapitals dieser Gesellschaft, darf den Wert des durch den Zusammen¬ 
schluß entstandenen Unternehmens nicht überschreiten, der vom Amt festgesetzt 
worden ist. Der Wert des Gesamtuntemehmens ist nach § 19 a dieses Gesetzes 
von dem Amt festzusetzen. Das Amt ist verpflichtet, diese Feststellung unver¬ 
züglich zu bewirken, sobald der Antrag auf Zusammenschluß öffentlich bekannt¬ 
gemacht ist. . < 

(c) Wenn zwei oder mehrere Frachtführer eine Verschmelzung nach den 
Bestimmungen dieses Abschnitts beabsichtigen, so haben sie dem Amt ein ent¬ 
sprechend es Gesuch vorzulegen. Daraufhin hat das Amt den Gouverneur eines 
jeden Staats, in dem ein Teil der zu verschmelzenden Bahnen liegt, und die in 
Frage kommenden Frachtführer von der Zeit und dem Ort einer öffentlichen Unter¬ 
suchung in Kenntnis ziu setzen. Wenn das Amt auf Grund einer solchen Unter¬ 
nehmung findet, daß das öffentliche Interesse durch die Verschmelzung geför¬ 
dert wtrd, und daß die Bestimmungen dieses Abschnitts erfüllt sind oder erfüllt 
werden, so kann es einen Erlaß herausgeben, durch den es eine solche Ver¬ 
schmelzung für billig und gut erklärt und zwar mit solchen Abänderungen und 
unter den von ihm vorgeschriebenen Vorbehalten und Bedingungen. Darauf- 
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hin tritt eine solche Verschmelzung in Wirksamkeit nach den Bestimmungen 
eines solchen Erlasses, wenn alle beteiligten Frachtführer zuetLmcaen, auch wenn 
ein Gesetz eines Staats oder die Beschlüsse oder Anordnungen einer Staats¬ 
behörde entgegenstehen. 

(7) Die Befugnis des Amts, die Verschmelzung zweier oder mehrerer 
Frachtführer zu genehmigen, erstreckt sich auch auf die Verschmelzung von 
vier Expreßgesellschaften in die American Railway-Expreß-Company, eine vom 
Staat Delaware genehmigte Körperschaft, wenn das Gesuch um diese Ge¬ 
nehmigung innerhalb 30 Tage nach der Annahme dieses Gesetzes vorgelegt 
wird. Solange die Entscheidung des Amts schwebt, wird diese Verschmelzung 
nicht aufgelöst 

(8) Auf die nach den vorstehenden Bestimmungen gebildeten Körper¬ 
schaften finden das Antitrust-Gesetz und das dieses ergänzende Gesetz vom 
15. Oktober 1914, sowie sonstige Bundes- und cinzelstaatliche Gesetze, die die 
Ausübung der nach vorstehenden Bestimmungen gewährten Befugnisse verhin¬ 
dern oder einschränken, keine Anwendung. 

(9) Vom 1. Juli 1914 ab ist es den Eisenbahngesellschaften und allen 
anderen diesem Gesetz unterworfenen gemeinen Frachtführern als ungesetzlich 
verboten, durch Erwerb des Eigentums, Pachtung, Gemeiuschaftebetrieb oder Er¬ 
werb sonstiger Interessen (durch Erwerb eines Teils der Aktien oder 
anderer Werte, direkt oder indirekt, in Form einer Holding Company, durch Ge¬ 
meinschaft der Aktionäre oder Direktoren, oder in einer sonstigen Art und Weise) 
sich mit einem gemeinnützigen Schiffahrtsunternehmen, das im Panamakanal betrie¬ 
ben wird, oder anderen mit der Eisenbahn in Wettbewerb stehenden Schiffahrts¬ 
unternehmungen zu verschmelzen. Im Fall der Übertretung dieser Bestimmung 
gilt jeder Tag der Übertretung als eine besondere Übertretung. 

(10) Dem Bundesverkehrsamt wird hiermit das Recht übertragen, 
auf Antrag einer Eisenbahn oder eines anderen Frachtführers über Wettbewerb 
oder die Möglichkeit des Wettbewerbs Untersuchungen anzustellen und Entschei¬ 
dungen zu treffen. Dieser Antrag kann den Zweck verfolgen, festzustellen, ob 
ein bestehender Betrieb den Bestimmungen dieses Paragraphen widerspricht, und 
cs kann darin ein Erlaß nachgesucht werden, der die Weitorführung eines oder 
mehrerer bestehender Schiffahrtsbetriebe gestattet, oder dem Zwecke dienen, einen 
Erlaß zu beantragen, durch den ein neuer Betrieb eingerichtet wird, der mit den 
Bestimmungen dieses Absatzes iin Einklang steht. Das Amt kann von sich aus 
oder auf Antrag eines Schiffers ein Verfahren einleiten über die Betriebsführung 
eines Schiffs durch eine Eisenbahn oder einen andern Frachtführer, der das Amt 
nicht angerufen hat, falls die Frage des Wettbewerbe oder der Möglichkeit des 
Wettbewerbs vorliegt. In allen diesen Fällen ist die Entscheidung des Amts 
endgültig. 

(11) Wenn das Bundesverkehrsamt der Meinung sein sollte, daß ein ein¬ 
zelner bestehender Schiffahrtsbetrieb, abgesehen von der Schiffahrt durch den Pana¬ 
makanal, im öffentlichen Interesse geführt wird und für die Bevölkerung von 
Nutzen ist, und daß seine weitere Fortführung den Wettbewerb auf der Wasser¬ 
straße weder ausschließt oder beeinträchtigt, kann das Amt durch Erlaß die Zeit 
für diesen Schiffahrtsbetrieb über den 1. Juli 1914 hinaus verlängern. Im Fall 
einer solchen Verlängerung sind die Frachtsätze, Gebühren und Dienstvorschriften 
eines solchen Schiffahrtsunternehmens dem Bundesverkehrsamt vorzulegen. Sie 
unterliegen den Bestimmungen des Verkehrsgesetzes und aller Nachträge in der 
gleichen Weise und in demselben Umfang,, wie die Eisenbahn oder andere gÄneine 
Frachtführer, die diese Schiffahrtsunternehmungen kontrollieren oder sonstwie an 
ihnen beteiligt sind. Anträge auf Verlängerung nach den Bestimmungen dieses 
Absatzes, die dem Biiiidesverkehrsamt vor dem 1. Juli 1914 vorgelegt worden. 
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aber aus irgendeinem Grunde nicht erledigt sind, sollen in derselben Weise 
untersucht und entschieden werden. 

% 6. (*1) Alle den Bestimmungen dieses Gesetzes unterworfenen gemeinen 

Frachtführer sind verpflichtet, dem durch dieses Gesetz eingesetzten Bundesamt 
Verzeichnisse zur Genehmigung vorzulegen, diese auch zu drucken und zur öffent¬ 
lichen Einsicht auszulegen, aus denen alle Frachtsätze und sonstigen Gebühren für 
Beförderung zwischen verschiedenen Punkten auf den eigenen Linien und zwischen 
Punkten auf den eigenen Linien und Punkten auf der Linie eines anderen Fracht¬ 
führers auf Eisenbahnen, Röhrenleitungen oder Wasserstraßen zu ersehen sind, 
wenn ein durchgehender Transportweg und direkte Frachtsätze bestehen. Wenn 
direkte Frachtsätze über den durchgehenden Transportweg nicht eingerichtet sind, 
so sind die verschiedenen an diesem Weg beteiligten Frachtführer verpflichtet, die 
für die ganze Beförderungstrecke anzuwendenden Einzelfrachtsätze und sonstigen 
Gebühren, wie vorstehend festgesetzt ist, vorzulegen, zu drucken und zur öffent¬ 
lichen Einsichtnahme auszulegen. Diese vom jedem gemeinen Fracht führer gedruck¬ 
ten Verzeichnisse müssen deutlich die Orte bezeichnen, zwischen denen Personen 
und Güter befördert werden, sie müssen die geltende Giiterklassifikation enthalten 
und getrennt davon alle Bahnhofsgebühren, Lagergelder, Gebühren für Beförderung 
von Eis in Kühlwugen und alle sonstigen Gebühren, deren Veröffentlichung das 
Bundesamt anordnet, alle irgendwie zugestandenen Vergünstigungen oder Erleich¬ 
terungen, ferner alle Festsetzungen, die in irgendeiner Weise die Berechnung der 
Gesamtfracht oder eines Teils davon oder den Preis der für die Reisenden, die 
Versender oder die Empfänger geleisteten Verrichtungen ändern, beeinflussen oder 
bestimmen. Die Verzeichnisse sind deutlich mit großen Schriftzeichen zu drucken, 
auch müssen auf jedem Bahnhof, an jeder Station oder in jedem Bureau der 
Eisenbahn, wo Reisende oder Güter zur Beförderung angenommen werden, Ab¬ 
drücke an zwei öffentlichen, leicht erkennbaren Orten aufiiegen, wo sie für das 
Publikum zugänglich sind und bequem eingesehen werden können. Die Bestim¬ 
mungen dieses Absatzes finden Anwendung auf alle Arten von Verkehr, Beför¬ 
derung und Verrichtungen, die in diesem Gesetz näher bestimmt sind. 

(2) Allo den Bestimmungen dieses Gesetzes unterworfenen Frachtführer, die 
in den Vereinigten Staaten Frachtgüter zur Beförderung durch ein fremdes Land 
nach einem anderen Ort in den Vereinigten Staaten annehmen, sind verpflichtet, 
in derselben Wei90 ihre Frachtsätze zu drucken und zur öffentlichen Einsichtnahme 
auf allen Bahnhöfen und in allen Büros, in denen derartige Güter angenommen 
werden, auszulegen. Die Frachtverzeichnisse müssen die durchgehenden Fracht¬ 
sätze nach allen jenseits des Auslands belegencn Orten der Vereinigten Staaten 
enthalten, nach denen Güter zur Beförderung angenommen werden. Falls die 
durchgehenden Frachtsätze für solche Güter in dieser Weise nicht veröffentlicht 
sind, sind die Güter, wenn sie vom Ausland wieder in die Vereinigten Staaten 
oinlreten, gleich ausländischen Erzeugnissen zollpflichtig. 

(3) Änderungen der nach den Bestimmungen dieses Paragraphen von einem 
gemeinen Frachtführer vorgelegten und veröffentlichten Frachtsätze und Gebühren 
(je für sich oder zusammen) dürfen nur nach vorheriger dreißigtägiger Bekannt¬ 
gabe an das Bundesamt und an das Publikum eingeführt werden; die Veröffent¬ 
lichung muß deutlich die beabsichtigten Änderungen der in Kraft befindlichen 
Frachtsätze und Gebühren sowie den Zeitpunkt, zu dem sie in Kraft treten sollen, 
enthalten. Die Änderungen sind durch den Druck von neuen Verzeichnissen oder 
durch deutliche Vermerke auf den in Kraft befindlichen und zur öffentlichen Ein¬ 
sicht aufliegenden Verzeichnissen zu bewirken. Es bleibt jedoch dem Bundesamt 
überlassen, nach ©einem Ermessen und aus Gründen der Zweckmäßigkeit Än¬ 
derungen nach kürzerer Zeit, als oben angegeben, zuzulassen oder dio Bestimmun¬ 
gen dieses Paragraphen über Veröffentlichung, Versendung und Vorlage der Tarife 
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zu ändern, sei es durch einzelne Erlasse oder durch eine allgemeine Anweisung. 
Das Amt wird hierdurch ermächtigt, angemessene Grundsätze für die Ver¬ 
einfachung der Tarifvorschriften* Frachtsätze, Gebühren und die Klasseneinteilung 
zu erlassen und zu gestatten, daß solche Änderung einzelner Frachtsätze oder 
Gebühren oder einzelner Abschnitte der Klassifikation eingetragen werden, ohne 
daß es der Vorlage der gesamten Verzeichnisse bedarf, sofern sie nach dem Be¬ 
finden des Amts dem öffentlichen Interesse nicht entgegenstehen. 

(4) Die Namen der verschiedenen Frachtführer, die an einem direkten 
Tarif beteiligt sind, müssen darin aufgeführt werden, und jeder der Beteiligten 
mit Ausnahme dessen, der den Tarif vorlegt, muß dem Bundesamt so genauen 
Aufschluß über seine Mitwirkung und Beteiligung an dem Tarif geben, wie es 
von diesem verlangt wird; sofern dieser Anforderung genügt ist, brauchen die 
Frachtführer, die den Tarif einreichen, keine Abschriften der Tarife vorzulegen, 
in denen sie als Beteiligte namentlich aufgeführt sind. 

(5) Jeder den Bestimmungen dieses Gesetzes unterworfene gemeine Fracht¬ 
führer ist ferner verpflichtet, dem Amt Abschriften aller Verträge, Verein¬ 
barungen und Übereinkünfte mit anderen gemeinen Frachtführern über alle 
durch dieses Gesetz betroffenen Verkehre oder einen Teil davon vorzulegen. 

(6) Das Amt kann die Form bestimmen, in der die in diesen Paragraphen 
vorgesehenen Verzeichnisse, die zur öffentlichen Einsicht aufgelegt *werden 
müssen, anzufertigen sind und diese Form nach seinem Ermessen von Zeit zu Zeit 
ändern. 

(7) Soweit dieses Gesetz nicht Abweichungen zuläßt, darf sich ein Fracht¬ 
führer nur dann an der unter dieses Gesetz fallenden (Beförderung von Personen 
oder Gütern beteiligen, wenn die Frachtsätze und Gebühren, für die sie befördert 
werden, von ihm nach den Bestimmungen dieses Gesetzes vorgelegt und ver¬ 
öffentlicht sind; auch darf kein Frachtführer ein größeres oder geringeres oder 
überhaupt abweichendes Entgelt für derartige Beförderung von Personen oder 
Gütern oder für irgendeine damit zusammenhängende Verrichtung zwischen den 
in den Tarifen aufgeführten Stationen in Rechnung stellen oder verlangen oder 
annehmen, als in den dem Bundesamt vorgelegten und zurzeit in Kraft befind¬ 
lichen Tarifen vorgesehen ist; ferner darf kein Frachtführer auf irgendeine 
Weise oder unter irgendwelchem Vorwand einen Teil der so festgesetzten 
Frachtsätze oder Gebühren zurückzahlen oder erlassen, noch auch irgendeinem 
Verfrachter oder einem Reisenden Vorrechte oder Vergünstigungen bei dier Be¬ 
förderung von Sachen oder Personen gewähren, die nicht in den Tarifen vorge¬ 
sehen sind. 

(8) In Kriegsszeiten, oder wenn ein Krieg droht, sind auf Anordnung des 
Präsidenten der Vereinigten Staaten vor allen anderen Transporten in erster 
Linie vorzugsweise Soldaten und Kriegsmaterial zu befördern und die Fracht¬ 
führer haben alle Maßregeln zu treffen, um den militärischen Verkehr abzufer¬ 
tigen und zu beschleunigen. In Friedenszeiten sollen Warensendungen, die an 
Agenten der Vereinigten Staaten, als für diese bestimmt, gerichtet sind, durch 
die Frachtführer so schnell als möglich befördert werden, ohne Rücksicht auf 
eine etwa erklärte Sperre. Keine solche Sperre darf sich auf diese Sendungen 
erstrecken. 

( 9 ) Das Amt kann Tarife, deren Genehmigung beantragt wirdi, zurück¬ 
weisen und ihre Genehmigung verweigern, wenn sie nicht gesetzmäßige Auskunft 
geben über ihr wirkliches Datum. Jeder so vom Amt zurückgewießene Tarif 
ist ungültig und seine Anwendung gesetzwidrig. 

(10) Jeder Frachtführer, Verwalter oder Bevollmächtigte verwirkt im Fall 
fahrlässiger oder vorsätzlicher Zuwiderhandlung gegen die unter diesen Para¬ 
graphen fallenden Bestimmungen einer von dem (Amt getroffenen und ver- 
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öffent lichten Maßregel oder einer von ihm erlassenen Anordnung eine Strafe von 
fünfhundert Dollars für jede widerrechtliche Handlung und 5 von fünfundzwanzig 
Dollars für jeden Tag, an dem das widerrechtliche Verhalten fortgesetzt wird. 
Die Strafe fließt den Vereinigten Staaten zu und kann von diesen im Wege der 
Zivilklage eingefordert werden. 

( 11 ) Wird an den an späterer Stelle dieses Paragraphen näher bezeichneten 
Vertreter eines den Bestimmungen dieses Gesetzes unterworfenen gemeinen 
Frachtführers von einer Person oder Gesellschaft eine schriftliche Anfrage ge¬ 
richtet wird wegen schriftlicher Auskunft über die Frachtsätze oder Gebühren für 
eine im einzelnen dargelegte Beförderungsleistung zwischen genau bezeichneten 
Orten auf Grund von Verzeichnissen oder Tarifen, an denen der Frachtführer 
beteiligt ist, und weigert sich oder unterläßt es der Frachtführer, die schriftliche 
Auskunft innerhalb gehöriger Frist zu erteilen, oder macht er falsche Angaben 
über den anzuwendenden Frachtsatz, und wird infolgedessen der Anfragende ge¬ 
schädigt, sei es durch Verfrachtung über einen Weg, dessen wirklicher Fracht¬ 
satz höher ist als der über einen anderen zulässigen Wog, sei es, daß er einen 
Kauf- oder anderen Vertrag abgeschlossen hat, nach dem er zur Zahlung der 
Beförderungskosten verpflichtet ist, so verwirkt der Frachtführer eine Strafe 
von zweihundertfünfzig Dollars. Die Strafe fließt den Vereinigten Staaten zu 
und kann von diesen im Wege der Zivilklage eingefordert werden. 

( 12 ) Jede Eisenbahn ist verpflichtet, dauernd auf jeder Station, die Fracht 
zur Beförderung annimmt, an deutlich sichtbarer Stelle den Namen eines in dem 
Stationsort wohnhaften Vertreters anzubringen, an den Anfragen wegen der in 
diesem Paragraphen vorgeschriebenen, auf schriftliches Ersuchen zu gewähren¬ 
den Auskunft gerichtet werden können. Wenn die Eisenbahn nicht für einen 
solchen Anschlag auf dien Stationen sorgt, so genügt es, die Anfrage in etwa 
folgender Form an die Eisenbahn zu richten: „An den Stationsagenten der 

...... Gesellschaft bei der Station wobei unter Angabe 

des zuständigen Postamts der Name der Eisenbahn und der Station an den offen¬ 
gelassenen Stellen einzufügen, und die so adressierte Anfrage portofrei in einem 
Postamt aufzugeben ist. 

( 13 ) Wenn Güter von einer Station der Vereinigten Staaten nach einer 
anderen auf den Eisenbahnen und Wasserstraßen durch den Panamakanal oder 
auf anderen Wegen durch gemeine Frachtführer und nicht innerhalb der Gren¬ 
zen und Einzelstaaten befördert werden, so unterstehen sie der Zuständigkeit 
des Bundesverkehrsamts in Verbindung mit dem Bundesverkehrsgesetz und der 
Novelle vom 18. Juni 1910 in folgender Weise: 

a) bei Herstellung von Verbindungsstrecken zwischen der Eisenbahn und den 
Docks der Wasserstraßen. Das Amt kann die Bedingungen für die An¬ 
lage solcher Verbindungsstrecken und ihren Betrieb, sowie die auf ihnen zu 
erhebenden Gebühren feststellen, vorbehaltlich der in § 1 dieses Gesetzes 
hierüber getroffenen Bestimmungen. 

b) bei Festsetzung direkter Frachtsätze und Höchstsätze für diese Verbin¬ 
dungsstrecke in Verbindung mit den Eisenbahnen und Wasserstraßen. 

c) bei Festsetzung von Ein- und Ausfuhrtarifen (proportional rates), d. h. 
von Tarifen von und nach den Hafenplätzen, die von den Lokaltarifen auf 
derselben Strecke abweichen. Das Amt kann Höchst- oder Mindesttarife 
oder sowohl Höchst- als Mindesttarife auch in Verbindung mit den Schiffs¬ 
frachten aufstellen. 

d) Wenn ein diesem Gesetz unterworfener Frachtführer Vereinbarungen mit 
einer Schiffahrtsgesellschaft zur Beförderung von Gütern von einem 
Hafen der Vereinigten Staaten nach dem Ausland durch den Panamakanal 
oder auf anderen Wegen trifft, so kann das Bundes Verkehrsamt verlangen. 
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daß die Eisenbahn Vereinbarungen auf derselben Grundlage mit allen 
anderen Schiffahrtsunternehmungen trifft, die Güter von denselben Hafen- 
Plätzen nach denselben ausländischen Plätzen befördern. 

§ 7. Es ist gesetzwidrig, wenn ein gemeiner Frachtführer einer Vereini¬ 
gung beitritt, einen Vertrag schließt oder eine Verabredung trifft, die ausge¬ 
sprochenermaßen oder stillschweigend den Zrweck verfolgen, durch Änderung des 
Fahrplans, durch Wagenwechsel oder sonst irgendwie die durchgehende Be¬ 
förderung von Gütern zwischen Abgangs- oder Bestimmungsort willkürlich zu 
verhindern. Ungeachtet einer etwaigen Umladung, eines Aufenthalts oder 
einer Unterbrechung gilt eine derartige Beförderung von Gütern als eine un¬ 
unterbrochene, wenn nicht die Umladung, der Aufenthalt oder die Unterbrechung 
in gutem Glauben zu irgendeinem notwendigen Zweck und ohne die Absicht 
bewirkt war, einen ununterbrochenen Transport zu vermeiden oder den Trans¬ 
port unnötigerweise zu unterbrechen oder die Bestimmungen dieses Gesetzes zu 
umgehen. 

§ 8. Wenn ein den Bestimmungen dieses Gesetzes unterworfener gemeiner 
Frachtführer irgendeine Handlung begeht oder begehen läßt, die durch dieses 
Gesetz verboten ist, oder für ungesetzlich erklärt wird, oder wenn er ea unter¬ 
läßt, eine Handlung zu »begehen, die dieses Gesetz vorschreibt, so haftet der 
Frachtführer den durch diese Handlung oder Unterlassung geschädigten Personen 
zum vollen Betrag des ihnen erwachsenen Schadens und außerdem für einen 
entsprechenden Teil der Anwaltsgebühren, der vom Gerichtshof in jedem Fall 
als ein Teil der Prozeßkosten festzusetzen ist- 

§ 9. Die durch einen den Bestimmungen dieses Gesetzes unterworfenen 
Frachtführer geschädigten Personen haben das Recht, entweder vor dem in 
diesem Gesetz eingesetzten Amt oder vor einem zur Entscheidung dieser An¬ 
gelegenheiten zuständigen Bezirks- oder Kreisgericht der Vereinigten Staaten 
Klage zu erheben 1 ); diese beiden Rechtsmittel können aber nicht gleichzeitig in 
Anwendung gebracht werden, es ist vielmehr in jedem Fall die Wahl zwischen 
beiden zu treffen. Der zuständige Gerichtshof hat das Recht, die Direktoren, 
Beamten, Verwalter, Bevollmächtigten oder Agenten der beklagten Bahn zu 
zwingen, vor ihm zu erscheinen und Zeugnis ahzulegen, auch die Vorlage der 
Bücher und Urkunden der Eisenbahn oder einer anderen am Prozeß beteiligten 
Gesellschaft zu erzwingen. 

§ 10. Wenn ein den Bestimmungen dieses Gesetzes unterworfener gemeiner 


A ) Soweit in diesem Bundesgesetz eine Mitwirkung der ordentlichen 
Gerichte in Frage kommt, sind grundsätzlich und der Regel nach — von einigen 
Ausnahmen abgesehen — die B u n d o s ge richte zuständig- Diese sind dreierlei 
Art. Die untersten Gerichte sind die District-Courts, von denen 80 
bestehen, dann kommen die diesen teilweise gleich-, teilweise übergeordneten 
Circuit-Courts, von denen 9 vorhanden sind-, die höchste Instanz ist der 
ßupremo-Court. Dio Bestimmungen über die Zuständigkeit der beiden 
unteren Gerichtshöfe sind sehr verwickelte, ihre Erörterung gehört nicht hierher, 
ebensowenig lassen sich diese Verhältnisse mit den deutschen vergleichen, wes¬ 
halb auch eino genaue Übersetzung der Benennung der Gerichte nicht möglich ist. 
Um die vielen Wiederholungen englischer Ausdrücke im Text zu vermeiden, 
ist daher District-Court mit Bezirksgericht und Circuit-Cou rt 
mit Kreisgericht wiedergegeben worden. Vgl. auch Freund: Das öffentliche 
Recht der Vereinigten Staaten von Amerika. Tübingen 1911, S. 15*1 ff. Dieser 
braucht die Bezeichnungen Distriktsgericht und (für Circuit-Court) Bezirks¬ 
gericht. 
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Frachtführer oder, wenn dieser eine Gesellschaft darsteilt, einer ihrer Direktoren 
oder Beamten, Verwalter, Bevollmächtigten, Pächter, Agenten oder sonstigen 
Angestellten auch allein oder in Gemeinschaft mit anderen absichtlich irgendeine 
Handlung begeht oder begehen läßt, duldet oder gestattet, die in diesem Gesetz 
als ungesetzlich verboten ist, oder wenn er daran mithillt oder dabei beharrt; 
oder wenn er eine durch dieses Gesetz vorgeschriebene Handlung absichtlich 
nicht ausführt oder unterläßt oder absichtlich duldet, daß eine vorgeschriebene 
Handlung nicht geschieht, oder sich an dieser Unterlassung beteiligt, oder dabei 
verharrt; oder wenn eine der vorbezeichneten Personen sich einer Übertretung 
dieses Gesetzes, für die eine besondere Strafbestimmung nicht besteht, schuldig 
macht, oder wenn sie an einer solchen hilft oder dabei beharrt, so ist sie eines 
Vergehens (misdemeanor) schuldig und wird, falls sie dessen vor einem zustän¬ 
digen Gerichtshof der Vereinigten Staaten überführt wird, mit einer Geldbuße 
biß zu 5000 Dollars für jeden einzelnen Übertretungsfali bestraft mit der Maßgabe 
daß, wenn das Vergehen, dessen die Person, wie vorbemerkt, überführt ist, eine 
ungesetzliche Bevorzugung bei der Erhebung von Frachten oder Gebühren für 
die Beförderung von Personen oder Gütern bildet, eine solche Person neben 
der hier vorgesehenen Geldbuße mit Zuchthausstrafe bis zu zwei Jahren, oder, 
nach dem Ermessen des Gerichtshofs, mit Geld- und Zuchthausstrafe belegt 
werden kann. 

( 2 ) Jeder den Bestimmungen dieses Gesetzes unterworfene gemeine Fracht¬ 
führer oder, wenn dieser eine Gesellschaft darstellt, jeder ihrer Beamten oder 
Agenten oder jede für eine solche Gesellschaft handelnde oder von ihr angestellte 
Person, die mit falscher Rechnung, falscher Klassifikation, falschem Wiegen 
oder falscher Gewichtsangabe, oder durch irgend andere Mittel oder Kniffe 
irgendeiner Person wissentlich oder absichtlich hilft oder wissentlich gestattet 
oder erlaubt, daß ihre Güter zu geringeren, als den gewöhnlichen, in Geltung be¬ 
findlichen Frachtsätzen befördert werden, ist eines Vergehens (misdemeanor) 
schuldig und kann, wenn er dessen von einem in dem Bezirk, in dem das Ver¬ 
gehen verübt ist, zuständigen Gerichtshof der Vereinigten Staaten überführt 
wird, für jeden Übertretungsfali mit einer Geldbuße bis zu 5000 Dollars oder 
Zuchthausstrafe bis zu zwei Jahren, oder nach dem Ermessen des Gerichts auch 
beiden Strafen belegt werden. 

( 3 ) Jede Person, Körperschaft oder Gesellschaft und jeder ihrer Beamten 
und Agenten, der einem den Bestimmungen dieses Gesetzes unterworfenen 
gemeinen Frachtführer Güter zur Beförderung übergibt, oder für den als Ver¬ 
sender oder Empfänger ein Frachtführer Güter befördert, und der dabei wissent¬ 
lich und absichtlich, unmittelbar oder mittelbar, persönlich oder durch einen 
Angestellten, Beamten, Agenten oder auf andero Weise, durch falsche Rechnung, 
falsche Klassifikation, falsche Angabe des Inhalts der Verpackung oder der 
Substanz des Gutes, falsche Angabe des Gewichts, falsche Erklärungen oder 
durch irgendwelche andere Mittel oder Kniffe, sei es mit oder ohne Zustimmung 
oder ausdrückliche Erlaubnis des Frachtführers, seines Agenten oder Beamten, 
sich Beförderungspreise für solche Güter gewähren läßt oder gewähren zu lassen 
versucht, die geringer sind, als die gewöhnlichen in Kraft stehenden Tarife; oder 
wer w'is&entlich und absichtlich, unmittelbar oder mittelbar, persönlich oder durch 
einen Angestellten, Beamten, Agenten oder auf andere Weise, durch falsche Er¬ 
klärung oder Vorspiegelung über die Kosten, die Bedeutung, die Art und den 
Umfang von Beschädigungen, durch die Benutzung falscher Bescheinigungen, 
Verladescheine, Quittungen, Belegscheine, Listen, Rechnungen, Schuldscheine, 
Erklärungen, beschworene Urkunden oder Aussagen, w enn ihm bekannt ist, daß 
sie falsch, zum Schein oder betrügerisch ausgestellt sind, oder daß eine Fest¬ 
stellung oder Eintragung in ihnen falsch, zum Schein oder betrügerisch erfolgt 
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ist, sich eine Vergütung, Erstattung oder Zahlung für Beschädigung oder sonst 
in Verbindung mit oder entspringend aus der Beförderung oder aus dem Be¬ 
förderungsvertrag des Gutes, sei es mit oder ohne Zustimmung oder ausdrück¬ 
liche Erlaubnis des Frachtführers, gewähren läßt oder gewähren zu lassen ver¬ 
sucht, um die Vergütung des Frachtführers für dio Beförderung, vor oder nach 
der Frachtzahlung, tatsächlich unter die Höhe der gewöhnlichen, in Kraft stehen¬ 
den Tarife herabzusetzen, ist der Täuschung schuldig, die hiermit für ein Ver¬ 
gehen (misdemeanor) erklärt wird, und kann, wenn sie dessen von einem in 
dem Bezirk, in dem das Vergehen ganz oder teilweise verübt ist, zuständigen 
Bundesgericht überführt wird, für jeden Übertretungsfall mit einer Geldbuße 
bis zu 5000 Dollars oder Zuchthausstrafe bis zu zwei Jahren, oder nach dem 
Ermessen des Gerichts auch beiden Strafen belegt werden. Auf juristische 
Personen findet die Zuchthausstrafe keine Anwendung- 

(4) Jeder Privatmann oder jeder Beamte oder Bevollmächtigte einer Ge¬ 
sellschaft, der durch Zahlung von Geld oder Hingabe eines anderen Wertgegen¬ 
standes, durch Überredung oder in anderer Weise einen den Bestimmungen dieses 
Gesetzes unterworfenen Frachtführer oder einen von dessen Beamten oder Be¬ 
vollmächtigten verleitet oder zu verleiten sucht, zu seinen Gunsten und zum 
Schaden eines anderen Versenders oder Empfängers unbillige und gesetzwidrige 
Bevorzugungen zu gewähren, oder der einem Frachtführer bei derartigen un¬ 
billigen Bevorzugungen hilft, oder ihn dazu anstiftet, ist eines Vergehens (imsde- 
meanor) schuldig und kann, wenn er dessen von einem in dem Bezirk, in dem 
das Vergehen verübt ist, zuständigen Gerichtshof der Vereinigten Staaten über¬ 
führt wird, für jeden Übertrctungsfall mit einer Geldstrafe bis zu 5000 Dollars 
oder Zuchthausstrafe bis zu zwei Jahren, oder nach dem Ermessen des Gerichts 
auch beiden Strafen belegt werden, und jede solche Person, Körperschaft oder 
Gesellschaft haftet zusammen mit dem gemeinen Frachtführer als Gesamt¬ 
schuldner für den aus dieser unbilligen Bevorzugung erwachsenden Schaden, 
den ein Versender oder Empfänger vor einem zuständigen Bundesgericht einklagt. 

§ 11. Es wird hiermit ein Bundesamt eingesetzt, das die Bezeichnung 
„Interstate-Commerce Commission“ führt und aus 5 Mitgliedern besteht, die vom 
Präsidenten der Vereinigten Staaten unter Beirat und Bestätigung des Senats 
ernannt werden. Die ersternannten Mitglieder dieses Amts bleiben 2, 3, 4, 5 
und 6 Jahre im Amt, gerechnet vom 1. Januar 1887 ab. Die Amtsdauer für 
jeden einzelnen ist vom Präsidenten zu bestimmen. Ihre Nachfolger werden 
regelmäßig auf 6 Jahre ernannt. Im Fall ein Mitglied an die Stelle eines 
anderen ausgeschiedenen Mitglieds tritt, dauert sein Amt so lange, wie das des 
Mitglieds, in dessen Stelle es eingetreten ist. Die Mitglieder können, wenn sie 
ihrer Aufgabe nicht gewachsen sind, ihre Pflichten vernachlässigen oder wegen 
sonstiger Hingehörigkeiten vom Präsidenten ihres Amts enthoben werden. Es 
dürfen jedesmal nicht mehr als 3 Mitglieder des Amts derselben politischen 
Partei angohören. Beamte allgemeiner Verkehrsanstalten im Sinn dieses Ge¬ 
setzes oder Personen, die in unmittelbaren Beziehungen zu solchen stehen, 
Aktien oder Obligationen von ihnen besitzen oder sonst irgendwie finanziell an 
ihnen beteiligt sind, dürfen nicht in das Amt berufen werden- Seine Mitglieder 
dürfen kein eigenes Geschäft betreiben oder sonst eine Berufung oder Anstel¬ 
lung annehmen. Wenn ein Mitglied ausscheidet, so haben die übrigbleibenden 
Mitglieder in vollem Umfang die Befugnisse des Amts wahrzunehmen (vgl. je¬ 
doch § 24 des Gesetzes). 

§ 12. ( 1 ) Das in dieser Weise gebildete Amt hat die Befugnis, in die Ge¬ 
schäftsführung aller diesem Gesetz unterworfenen gemeinen Frachtführer Ein¬ 
sicht zu nehmen und sich über die Art und Weise ihres Betriebs in allen Einzel¬ 
heiten so weit zu unterrichten, als dies zur vollständigen Erfüllung aller ihm 
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übertragenen Aufgaben erforderlich ist. Das Amt ist hiermit ermächtigt und 
verpflichtet, die Ausführung der Bestimmungen dieses Gesetzes zu erzwingen; 
auf Antrag des Amts ist jeder Staatsanwalt verpflichtet, nach der Anweisung 
des Generalstaateanwalts alle Schritte vor den zuständigen Gerichten zu tun, 
um die Ausführung der Bestimmungen dieses Gesetzes zu erzwingen und seine 
Übertretungen zu bestrafen; die Kosten und Auslagen für derartige Verfol¬ 
gungen fallen der Staatskasse zur Last. Für Zwecke dieses Gesetzes ist das 
Amt auch ermächtigt, Zeugen unter Androhung der Folgen für ihr Nichter¬ 
scheinen (b y subpoena) vorzuladen und auch zu vernehmen, und die Vorlage aller 
Bücher, Urkunden, Tarife, Verträge, Vereinbarungen und sonstigen Schrift¬ 
stücke zu verlangen, die zur Aufklärung nötig sind; falls der Vorladung nicht 
gehorcht wird, steht dem Amt oder einer vor ihm erscheinenden Partei das 
Hecht zu, zur Mitwirkung und Unterstützung bei dieser Beweiserhebung auch 
die Hilfe eines Bundesgerichte anzurufen. 

( 2 ) Die Vorladung von Zeugen sowie dje Vorlage von Beweisrurkunden 
kann von jedem Ort innerhalb der Vereinigten Staaten aus nach dem Ort der 
Untersuchung erfolgen. Im Fall der Nichtbefolgung kann das Amt oder eine 
Partei die Hilfe eines Gerichtshofs der Vereinigten Staaten in Anspruch nehmen 
und die Vorladung, Aussage und Vorlage von Büchern, Papieren und Dokumenten 
nach den Bestimmungen dieses Abschnitts fordern. 

(3) Das Kreisgerioht, vor dem eine solche Untersuchung anhängig gemacht 
wird, hat das Recht, falls irgendein den Bestimmungen dieses Gesetzes unter¬ 
worfener gemeiner Frachtführer oder eine andere Person einer von dem Amt 
an sie ergangenen Aufforderung oder Vorladung nicht folgt oder Folge zu 
leisten sich weigert, den Befehl zu erlassen, daß der Frachtführer oder die 
andere Person vor dem Amt erscheint, auf Verlangen seine Bücher und Urkunden 
vorlegt und das von ihm verlangte Zeugnis ablegt. Unterläßt er, diesem Befehl 
zu gehorchen, so wird dies bestraft als Mißachtung des Gerichtshofs. Die Be¬ 
hauptung, daß ein solches Zeugnis oder ein solcher Urkundenbeweds dazu führen 
könne, die Zeugnis ablegende Person einer strafbaren Handlung zu bezichtigen, 
ist kein Grund zur Zeugnisverweigerung; doch soll ein solches Zeugnis oder 
ein solcher Urkundenbeweis in einem Strafprozeß nicht gegen die betreffende 
Person benutzt werden. 

( 4 ) Die Aussage eines Zeugen kann auf Antrag einer Partei in den vor 
dem Bundesamt anhängigen Untersuchungen zu Protokoll genommen werden. 
Das Bundesamt kann auch von Amts wegen in den vor ihm anhängigen Verfahren 
und Untersuchungen, und zwar jederzeit, die Protokollierung einer Aussage 
anordnen. Solche Protokolle können aufgenommen werden vor jedem Richter 
eines Bundesgerichts, jedem Mitglied eines Bezirksgerichts, jedem Sekretär eines 
Kreis- oder Bezirksgerichts, jedem Vorsitzenden, Beisitzer oder Richter in einem 
höchsten oder höheren Gerichtshof, dem Oberbürgermeister oder Bürgermeister 
einer Stadt, dem Richter eines einzelstaatlichen Gerichtshofs oder einem öffent¬ 
lichen Notar, der weder Berater noch Anwalt der einen oder anderen Partei ist 
noch an dem Ausgang de 3 Verfahrens oder der Untersuchung ein Interesse hat. 
Eine solche Protokollierung muß vorher von der darauf antragenden Partei 
oder ihrem Anwalt in angemessener Weise der Gegenpartei oder ihrem Anwalt, 
je nachdem jene oder dieser am nächsten zu erreichen ist, bekanntgemaoht 
werden; die Bekanntmachung muß den Namen des Zeugen sowie Zeit und Ort 
der Protokollierung enthalten. Jedermann kann zum Erscheinen, zur Zeugnis¬ 
ablegung und zur Erklärung seiner Aussage zu Protokoll in derselben Weise 
gezwungen w erden, wie nach den vorstehenden Bestimmungen Zeugen zum Er¬ 
scheinen, zur Zeugnisablegung und zur Erklärung ihrer Aussage zu Protokoll 
vor dem Bundesamt angehalten werden können- 
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( 5 ) Jedermann, der in dieser Weise seine Aussage zu Protokoll erklärt, ist 
eindringlich zu verwarnen und er hat die Richtigkeit seiner Aussage zu be¬ 
schwören oder an Eidesstatt zu versichern. Seine Aussage ist von dem das 
Protokoll aulnehmenden Beamten oder unter dessen Leitung nieder zuschreiben 
und nach Vollendung der Niederschrift von dem Zeugen zu unterschreiben. 

( 0 ) Wenn ein Zeuge in einem fremden Lande zu Protokoll vernommen 
werden soll, so ist das Protokoll von einem Beamten oder einer anderen Person 
aufzunehmen, die das Amt bestimmt, oder über die die Parteien sich in einer 
an das Amt einzureichenden schriftlichen Vereinbarung verständigen. Alle 
Protokolle sind alsbald dem Amt einzureiohen. 

( 7 ) Zeugen, die diesen Vorschriften gemäß zu Protokoll vernommen wer¬ 
den, und die das Protokoll aufnehinenden Beamten oder sonstigen behördlichen 
Personen können jeder für sich dieselben Gebühren beanspruchen, wie sie für die 
gleichen Ve»rrichtungen bei den Bundesgerichten gezahlt werden. 

§ 13. (l) Einzelne Personen, Geschäfte, Körperschaften, Gesellschaften, 
Handels-, Ackerbau- und Gewerboveroine sowie andere Vereinigungen und poli¬ 
tische oder Gemeindeverbände oder Frachtführer können, wenn sie in irgend¬ 
einer Weise Handlungen oder Unterlassungen eines gemeinen Frachtführers als 
einen Verstoß gegen die Bestimmungen dieses Gesetzes ansehen, sich unter 
kurzer Darlegung des TatbestandvS beschwerdeführend an das Amt wenden. 
Dieses hat dann den Beklagten unter Mitteilung der Angaten aufzufordern, dem. 
Beschwerdeführer Genüge zu leisten oder sich schriftlich binnen einer von dom 
Amt festzusetzenden angemessenen Frist zu verantworten. Wenn der Fracht¬ 
führer innerhalb der gesetzlichen Frist die bezeichneten Anstände beseitigt, 
so wird der Verstoß gegen die gesetzlichen Bestimmungen als gesühnt angesehen. 
Befriedigt er dagegen die Beschwerdeführer innerhalb der gesetzten Frist 
nicht, oder liegt sonst ausreichender Grund vor, eine nähere Untersuchung der 
Beschwerde einzu leiten, so hat das Amt eine solche Untersuchung in der ihm 
geeignet erscheinenden Art und Weise zu veranstalten. 

( 2 ) In derselben Weise und mit denselben Befugnissen hat das Amt auch 
alle von den Eisenbahnaufsichtsäjntern der Bundesstaaten oder Territorien vor¬ 
gebrachten Beschwerden auf deren Ersuchen zu prüfen und zu erledigen. Das 
Bundesverkehrsamt ist aber auch berechtigt, jederzeit von Amts wegen Unter¬ 
suchungen anzustcllcn in allen Angelegenheiten, in denen nach den Vorschriften 
dieses Gesetzes Beschwerden an das Amt zugelassen sind, oder bei denen Fragen, 
die nnter dieses Gesetz fallen, aufgeworfen werden, oder die die Durchführung 
dieses Gesetzes betreffen. Bei den von Amts wegen angestollten Unter¬ 
suchungen hat das Amt dieselben Befugnisse, als wenn eine Beschwerde oder 
ein Anspruch nach den Vorschriften dieses Gesetzes bei ihm angebracht wäre. 
Dabei ist die Befugnis eingeschlossen, die erforderlichen Anordnungen zu treffen 
und durchzuführen, soweit sie mit der Untersuchung in Zusammenhang stehen, 
abgesehen von Anordnungen auf Geldzahlungen. Jeder Beschwerde ist Folge 
zu geben, auch wenn eine unmittelbare Schädigung des Beschwerdeführers nicht 
vorliegt 

O) Wenn in einer Untersuchung nach den Bestimmungen dieses Gesetzes 
oder auf Antrag des betreffenden Frachtführers, dem stattgegeben werden muß, 
Frachtsätze, Fahrgelder, Gebühren, Klassifikationen und sonstige Bestim¬ 
mungen und Anordnungen erlassen werden — seien sie von einem Staat oder 
dem Präsidenten während der Zeit des Betriebs durch die Bundesregierung gut- 
geheißen —, so hat das Amt vor der Bekanntgabe den beteiligten Staat oder die 
beteiligten Staaten von dem Verfahren zu unterrichten- Das Amt kann mit den 
Behörden eines jeden Staats verhandeln, bei dem eine geordnete Gerichtsbar¬ 
keit in binnenstaatlichen oder bundesstaatlichen Frachtversandangelegenheiten 
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besteht. Zu diesem Zweck wird gestattet, daß nach Bestimmung, die das Amt vor¬ 
zuschreiben hat und die von Zeit zu Zeit geändert werden können, gemeinsame 
Verhandlungen mit den gesetzgebenden Körperschaften solcher Staaten über alle 
Angelegenheiten gepflogen werden, die zu den Befugnissen des Amts gehören, 
sofern die Tarifhoheit einer Staatsbehörde durch eine Maßnahme des Amts be¬ 
rührt wird oder berührt werden kann. Das Amt kann sich der Unterstützung 
dieser Staatsbehörden bei Durchführung ©einer Beschlüsse bedienen. 

(4) Wenn das Amt im Lauf eines solchen Verfahrens nach gründlicher 
Untersuchung findet, daß Frachtsätze, Gebühren oder Dienstanweisungen mit 
ungebührlichen und ungerechtfertigten Vorteilen, Vorzügen oder Nachteilen bei 
Personen oder Örtlichkeiten im innerstaatlichen Verkehr einerseits und im 
zwischenstaatlichen oder Auslandsverkehr andererseits verbunden sind, oder daß 
dadurch der zwischenstaatliche oder Auslandsverkehr ungebührlich geschädigt 
wird, was hiermit als ungesetzlich verboten wird, so hat das Amt die Fracht¬ 
sätze, Fahrgelder oder Nebengebühren oder Höchst- oder Mindestsätze und die 
Klassifikation, Bestimmung oder Anordmung derart vorzusohreiben, daß eine 
solche Bevorzugung oder Benachteiligung unmöglich gemacht wird. Diese 
Frachtsätze, Fahrgelder, Nebengebühren, Klassifikationen, Bestimmungen und 
Anordnungen bleiben in Kraft, ungeachtet entgegenstehender Gesetze eines 
Staats oder der Beschlüsse oder Anordnungen einer Staatsbehörde. 

§ 14. ( 1 ) W r enn von dem Bundeeverkehrsamt eine Untersuchung ange¬ 
stellt wind, so ist es verpflichtet, einen schriftlichen Bericht darüber zu er¬ 
statten, der die Beschlüsse des Amts sowie seine Entscheidung und die ergan¬ 
genen Befehle und Aufforderungen darzulegen hat Für den Fall, daß auf eine 
Entschädigung erkannt wird-, muß ein solcher Bericht die Tatsachen enthalten, 
auf Grund derer das Erkenntnis ergangen ist. 

( 2 ) Alle Berichte über die vom Amt angestellten Untersuchungen sind zu 
sammeln, außerdem ist in jed6m einzelnen Fall eine Abschrift des Berichts der 
Partei, die die Klage erhoben hat, und den gemeinen Frachtführern, gegen die 
die Klage gerichtet war, zuzustellen. 

(3) Das Amt hat die Veröffentlichung seiner Berichte und Entscheidungen 
so zu veranlassen, daß sie möglichst bekannt werden und benutzt werden können. 
Derartige amtliche Veröffentlichungen bilden vollen Bew eis der darin enthaltenen 
Berichte und Entscheidungen des Amts vor allen Bundesgerichten und einzel¬ 
staatlichen Gerichten, ohne daß es einea weiteren Beweises oder einer weiteren 
Beglaubigung bedarf. Das Amt hat auch den Druck ©einer Jahresberichte be¬ 
hälfe ihrer rechtzeitigen Mitteilung zu veranlassen. 

§ 15. ( 1 ) Das Bundesamt ist befugt und ermächtigt, wenn immer es 
nach genauer Untersuchung einer gemäß § 13 dieses Gesetzes erhobenen Klage 
«der nach genauer Untersuchung bei einer von Amts wegen eingeleiteten 
Prüfung (entweder im Anschluß an eine schwebende Klage oder ohne jede 
Klage) die Überzeugung gewonnen haben sollte, daß irgendein Frachtsatz oder 
irgendeine Gebühr, die von einem oder mehreren diesem Gesetz unter¬ 
worfenen gemeinen Frachtführern für die Beförderung von Personen oder der 
im § 1 dieses Gesetzes genannten Güter oder telegraphischen und telephonischen 
Nachrichten gefordert w'ird, in Rechnung gestellt oder eingezogen ist, oder daß 
irgendeine Klassifikation, Anordnung und Verfügung solcher diesem Gesetz 
unterworfener Frachtführer ungerecht und unbillig ist, oder ungerechterweise 
verschieden angewendet oder pflichtwidrigerweise jemandem ein Vorzug gewährt 
wird, oder in anderer Beziehung die Bestimmungen dieses Gesetzes verletzt werden, 
zu bestimmen und vorzuschreiben, welche Gebühren oder Frachtsätze als gerecht 
und billig künftig in solchen Fällen als Höchstsätze erhoben werden sollen und 
welche Klassifikationen, Anordnungen und Verfügungen künftighin als gerechte, 
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anständige und vernünftige befolgt werden sollen. Das Bundesamt ist befugt, 
eine Verfügung zu erlassen, wonach Frachtführer von solcher Verletzung des 
Gesetzes Abstand nehmen und künftighin für eine derartige Beförderung oder 
Nachrichtenübermittlung keinen Frachtsatz und keine Gebühren veröffentlichen, 
fordern oder einziehen dürfen, die die vom Staat festgesetzten Höchstsätze über¬ 
steigen, und daß die Frachtführer nach den vom Amt getroffenen Klassifikationen, 
Anordnungen und Verfügungen verfahren, sie annehmen und beobachten sollen. 

(2) Alle Anordnungen des Amts, ausgenommen Zahlungsbefehle, sollen 
erst nach Ablauf einer angemessenen Zeit, die nicht weniger al3 dreißig Tage 
betragen darf, in Kraft treten und innerhalb eines Zeitraums, der in dem Auf- 
forderungssehreiben von dem Amt vorgeschrieben ist, in Kraft bleiben, wenn 
die Anordnung nicht von dem Amt oder einem zuständigen Gericht zeitweilig 
außer Kraft gesetzt oder geändert oder aufgehoben wird- 

( 3 ) Das Amt ist auch befugt, nach Prüfung einer Klage oder von Amte 
wegen durchgehende Abfertigung, für den direkten Verkehr geltende Klassi¬ 
fikationen und direkte Höchsttarifsätze festzusetzen und die Verteilung solcher 
Frachtsätze nach den vorstehend angegebenen Grundsätzen anzunrdnen, ferner 
die Vorschriften und Bestimmungen, unter denen derartige direkte Tarife anzu¬ 
wenden sind, festzusetzen, wenn die Frachtführer selbst eich geweigert oder es 
verabsäumt haben, freiwillig solche durchgehende Abfertigung und für den 
direkten Verkehr geltende Klassifikationen und Tarife einzuführen; diese Be¬ 
stimmung findet auch Anwendung, wenn einer der beteiligten Frachtführer auf 
einer Wasserstraße befördert. Das Amt darf jedoch durchgehende Abfertigungen, 
Klassifikationen oder Sätze nicht einführen zwischen elektrischen Straßenbahnen, 
die neben ihrem Personen- und Expreßgeschäft sich nicht mit dem allgemeinen 
Frachtbefördercmgsgeschäft befassen, und Eisenbahnen von anderer Art; auch ist 
das Amt nicht berechtigt, die Abfertigung, Klassifikation, die Beförderungssätze 
oder die Gebühren zu bestimmen, wenn die Beför4crung vollständig zu Wasser 
erfolgt. Jede durch dieses Gesetz berührte Beförderung zu Wasser unterliegt 
den für die Wasserbeförderung geltenden Gesetzen und Verordnungen. 

( 4 ) Bei der Einführung solcher durchgehender Verkehre kann das Amt 
(abgesehen von der Bestimmung in § 3 (1), wenn eine Sdüffah/tsgeeellechaft 
beteiligt ist) t , nicht ohne Zustimmung der Gesellschaft verlangen, daß sie in die 
durchgehenden Tarife wesentlich weniger als die Gesamtlänge ihrer Bahnen und 
solcher Zwischenstrecken aufnimmt, die in Verbindung und unter gemeinsamer 
Verwaltung oder Aufsicht mit den eigenen Bahnen betrieben werden und zwischen 
den Endpunkten d-er in Aussicht genommenen durchgehenden« Strecke liegen, es 
sei denn, daß dadurch eine solche durchgehende Strecke unverhältnismäßig lang 
werden würde im Vergleich mit einer anderen sonst für den durchgehenden Ver¬ 
kehr zu bildenden Strecke. Dioch kann das Amt in Zeiten der Knappheit an 
Betriebsmitteln, des Verkehrsandrangs oder anderer Notstände zeitweilig solchen 
Durchgangsverkehr anordnen, soweit er seiner Meinung nach notwendig oder 
im öffentlichen Interesse erwünscht ist. (Es kann dies geschehen sowohl auf 
Grund von Beschwerden oder ohne solche von Amts w-egen ohne Befragung oder 
formelle Verhandlung mit den beteiligten Frachtführern, mit oder ohne Benach¬ 
richtigung, Vernehmung oder Berichterstattung, wie das Amt bestimmt.) 

( 5 ) Die Beförderung gewöhnlicher lebender Tiere ausschließlich mit der 
Eisenbahn in Wagenladungen nach den öffentlichen Viehliöfen umfaßt alle not¬ 
wendigen Arbeiten des Aus- und Umladens unterwegs, Ablieferung der für das 
Inland bestimmten Sendungen im öffentlichen Viehhof in geeignete Umzäunungen 
und Empfang und Verladung ebendort der für das Ausland bestimmten Sendun¬ 
gen ohne besondere Kosten für den Versender, Empfänger oder Eigentümer, aus¬ 
genommen, wo das Aus- und Wiedereinladen unterwegs auf Wunsch des Ver- 
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senders, Empfängers oder Eigentümers erfolgt, oder um einen auf dem Wege 
liegenden Markt zu besuchen^ oder um Seucheneperrvorschriften zu befolgen. 
Das Amt kann geiechte und zweckmäßige Vorschriften erlassen oder gutheißen, 
die diese Ausnahmearbeiten regeln. Dieser Absatz berührt nicht die auf anderen 
Gesetzen beruhenden Pflichten und Verbindlichkeiten -der Frachtführer über 
die Beförderung anderer als gewöhnlicher lebender Tiere oder die Verpflichtung 
zu Dienstleistungen bei der Versendung an andere Orte als nach oder von öffent¬ 
lichen Viehhöfen. 

Ce) Wenn nach Prüfung von Beschwerden oder von Amts wegen das Amt 
der Meinung ist, daß die Verteilung der Frachtsätze für direkten Verkehr für 
die Beförderung von Personen oder Gütern ungerecht, unzweckmäßig, unbillig 
ist oder einzelne Frachtführer den andern gegenüber bevorzugt oder 
schädigt (sei es, daß die Tarife von den Frachtführern gebilligt oder 
sonst festgesetzt sind), so hat das Amt die gerechte, zweckmäßige und billige 
Teilung für die verchiedenen Frachtführer anzuordnen; in Fällen, wo die Tarife 
für direkten Verkehr nach einem Spruch oder einer Anordnung des Amts auf- 
gesteilt waren, und es sich berausstellh, daß die Verteilungen ungerecht, unzweck¬ 
mäßig oder unbillig waren oder zu ungerechtfertigten Vorteilen oder Nach¬ 
teilen führten, kann das Amt ebenfalls feststellen, was (für die Zeit nach der 
Erledigung der Beschwerde oder der Anordnung der Untersuchung) die gerechte, 
zweckmäßige und billige Verteilung auf die verschiedenen Frachtführer gewesen 
wäre, und einen entsprechenden Ausgleich anordnen. Bei derartiger Be¬ 
stimmung und FestsetÄmg der Verteilung der Frachtsätze des direkten Ver¬ 
kehrs hat das Amt unter anderen die Leistungsfähigkeit, die Höhe der Einnahmen, 
die zur Deckung der Betriebsunkosten und Abgaben nötig sind, sowie den Rein¬ 
gewinn aus dem Eisenbahnbesitz, der dem Beförderungsdienst dient, und die 
Wichtigkeit des Beförderungsdienstes solcher Frachtführer für die Öffentlich¬ 
keit gebührend zu berücksichtigen; es soll ferner erwägen, ob ein beteiligter 
Frachtführer eine Anfangs-, Zwischen- oder Endlinie betreibt; es hat ferner alle 
Tatsachen und Umstände in Betracht zu ziehen, die im allgemeinen ohne Rück¬ 
sicht auf die Zugmeilen einen Frachtführer zu einem größeren Anteil an den 
Empfangs-, Zwischen- und Versandlinien berechtigen als einen anderen. 

( 7 ) Wird bei dem Amt ein neuer Lokal- oder Verbandstarif oder eine 
neue Lokal- oder Verbandsklassifikation eingeführt oder eine neue Einzel- oder 
Verbandsvorschrift für Tarife eingerichtet, so ist das Amt befugt, entweder auf 
Grund von Beschwerden oder von Amts wegen sogleich, gegebenenfalls ohne 
Vernehmung der beteiligten Frachtführer, eine Untersuchung über die Rechts- 
guftigkeit der Tarife usw. eimzu leiten; solange dies Untersuchungsverfahren 
schwebt, kann das Amt nach schriftlicher Mitteilung seiner Gründe an den 
betreffenden Frachtführer das Inkrafttreten des Tarifs aussetzen und die An¬ 
wendung der Tarife, Klassifikationen und sonstigen Vorschriften verschieben; 
aber nur auf 120 Tage über die Zeit hinaus, in der sie sonst in Kraft getreten 
wären. Nach der Untersuchung kann das Amt eine Verfügung erlassen, als ob 
das Verfahren erst nach Inkrafttreten des Tarifs eingeleitet wäre. Kann das 
Verfahren in der Zeit der Aussetzung, wie oben angegeben, nicht durchgeführt 
werden, so darf das Amt die Zeit der Außerkraftsetzung um weitere höchstens 
30 Tage verlängern. lat das Verfahren dann noch nicht beendet und keine An¬ 
ordnung nach Ablauf dieser 30 Tage ergangen, so tritt die vorgeschlagene 
Änderung der Tarife, Klassifikation, Dienstordnung usw. nach Ablauf dieser 
Frist in Kraft; handelt es sich jedech um erhöhte Tarife für den Güterverkehr, 
so kann das Amt durch Verfügung die beteiligten Frachtführer anweisen, 
genaue Rechnungen über alle infolge der Erhöhung eingegangenen Beträge zu 
führen, aus denen hervorgeht, von wem und zu wessen Gunsten solche Betriigo 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSETY OF MICHIGAN 



32 


Das Bundesverkehrsgesetz der Vereinigten Staaten von Amerika. 


gezahlt sind. Nach Abschluß der Untersuchung und Entscheidung kann es 
durch weitere Verfügung die beteiligten Frachtführer anwcisen, den Personen, 
zu deren Gunsten solche Beträge gezahlt sind, den Teil der erhöhten Gebühren 
mit Zinsen zu rück zu erstatten, der nach seiner Entscheidung nicht gerechtfertigt 
ist Bei allen Untersuchungen über Tarife usw., die nach dem 1. Januar 1910 
erhöht sind, oder Tarife, die nach Erlaß dieses Gesetzes erhöht werden sollen, 
obliegt die Beweislast, daß die erhöhten oder zu erhöhenden Tarife gerecht und 
zweckmäßig sind, dem Frachtführer. Das Amt hat der Untersuchung und Ent¬ 
scheidung solcher Fragen allen vor anderen bei ihm schwebenden Fragen den 
Vorzug zu geben und die Entscheidung so schnell wie möglich zu fällen. 

(8) Wenn nach den Vorschriften dieses Gesetzes zur Zeit der Auflieferung 
eines Gutes an eine Eisenbahngesellschaft, die gemeiner Frachtführer ist, zwei 
oder mehrere durchgehende Strecken mit direkten Sätzen für die Beförderung 
dos Gutes zwischen dem Versand- und dem Empfangsort bestehen, so ist der 
Absender, sei cs eine einzelne Person, eine Firma oder eine Körperschaft, be¬ 
rechtigt, schriftlich anzuordnen, über welche der mit durchgehenden Tarifen ver¬ 
sehenen Strecken die Beförderung nach der Bestimmungsstation stattfinden soll; 
und demgemäß ist es die Pflicht des ersten Frachtführers, das Gut richtig zu 
leiten und einen direkten Frachtbrief über den gewünschten Weg auszustellen 
und die direkte Abfertigung bei der Beförderung über die eigenen Linien und 
bei der Übergabe an die anschließenden Linien zu beachten; und jeder der an¬ 
schließenden Frachtführer ist verpflichtet, bei der Annahme des Gutes, bei der 
Beförderung über die bezeiehneten Linien und bei def- Ablieferung an den 
nächsten Frachtführer oder den Empfänger die Wegevorschriften in dem Fracht¬ 
brief zu beachten. Der Verfrachter ist während des ganzen Verlaufs der Be¬ 
förderung berechtigt, soweit Wettbewerbs!inien an einer Strecke mit durch¬ 
gehenden Tarifen beteiligt sind, zu bestimmen, über welche der Wettbewerbs- 
linien sein Gut befördert werden soll. 

(o) Wenn Güter von einem Frachtführer einem anderen entgegen dem im 
Frachtbrief enthaltenen Leitvermerk tibergeben werden, so haften, falls nicht 
die Übergabe nach einer gesetzlichen Bestimmung erfolgt, im Fall einer Klage 
vor dem zuständigen Gericht, die Frachtführer gemeinsam oder einzeln dem Fracht¬ 
führer, der so seines Rechts der Teilnahme an der Beförderung verlustig gegangen 
ist, für den vollen Betrag der Gebühren, die er im Fall der Beteiligung erhalten 
hätte. Der Frachtführer, auf dessen Linien die Güter abgelenkt sind, ist im Fall 
der Klage nicht haftbar, sofern er beweisen kann, daß er vor Übernahme der 
Güter von dem Leitvermerk auf dem Frachtbrief, dem Wegzettel oder sonstwie 
keine Kenntnis hatte. Bei jedem Urteil, das ergeht, kann der Kläger von dem 
Beklagten die Kosten für den Anwalt in angemessener Höhe sich erstatten 
lassen* 

(10) Für Güter, bei denen vom Verfrachter kein Leitvermerk gemacht ist, 
kann das Amt, falls es das öffentliche Interesse und eine gerechte Verteilung 
dos Verkehrs es erfordern, den Weg vorschreiben, den der Verkehr bei dem 
Übergang von einem Frachtführer auf den anderen zu nehmen hat. 

(11) Ein diesem Gesetz unterworfener gemeiner Frachtführer, ein Be¬ 
amter, Agent oder Angestellter eines solchen oder irgendeine andere Person oder 
Körperschaft, die von einem solchen gemeinen Frachtführer ordnungsmäßig 
bevollmächtigt ist. in derartigen Fällen Auskunft zu erteilen, handelt gesetz¬ 
widrig, wenn sie anderen Personen oder Körperschaften als dem Versender und 
Empfänger ohne Einverständnis der letzteren über die Beschaffenheit, Art, 
Menge, den Bestimmungsort, Empfänger oder den Leitungsweg des dem gemeinen 
Frachtführer für zwischenstaatliche Beförderung angebotenen oder aufgelieferten 
Guts wissentlich Mitteilungen macht oder solche zu erhalten Gelegenheit gibt, 
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soweit solche Mitteilungen zum Nachteil oder Schaden des .Versenders 
oder Empfängers verwertet werden oder seine geschäftlichen Maßnahmen einem 
Konkurrenten aufdecken könnten. Ebenso gesetzwidrig handelt eine Person 
oder Körperschaft, die solche Mitteilungen zu erhalten bemüht ist oder wissent¬ 
lich empfängt. Durch dieses Gesetz soll Jedoch in keiner Weise verhindert 
werden, daß solche Mitteilungen gemacht werden im Verlauf eines bei einem 
einzelstaatlichen oder Bundesgericht schwebenden Prozesses oder gegenüber 
einem in Ausübung seines Amts handelnden Beamten oder Bevollmächtigten 
der Regierung der Vereinigten Staaten, eines Einzelstaats oder Territoriums 
oder gegenüber einem Beamten oder eineT anderen gehörig ermächtigten Person, 
die solche Mitteilungen zum Zweck der Verfolgung von Personen, die einer 
strafbaren Handlung angeklagt oder verdächtig sind, erfordern; oder daß solche 
Mitteilungen von einem gemeinen Frachtführer einem anderen Frachtführer oder 
seinem gehörig ermächtigten Agenten gemacht werden zum Zweck der Be¬ 
gleichung ihrer wechselseitigen Forderungen, wie es im Geschäftsgebahren 
solcher Frachtführer üblich ist. 

( 12 ) Jede Person, Körperschaft oder Gesellschaft die eine der Vorschriften 
des letzten Absatzes dieses Paragraphen verletzt, ist eines Vergehens (misdemea- 
nor) schuldig und verfällt für jede Gesetzesverletzung nach Überführung in 
eine den Vereinigten Staaten zu zahlende Geldstrafe bis zu eintausend Dollars. 

( 13 ) Wenn der Eigentümer von Gütern, die auf Grund- dieses Gesetzes 
befördert werden, mittelbar oder unmittelbar einen Dienst leistet, der mit einer 
solchen Beförderung in Zusammenhang steht, oder seine Mitwirkung für diesen 
Zweck zur Verfügung stellt, so darf die Gebühr und- Verfügung hierfür nicht 
mehr betragei^ als es billig und angemessen ist, und das Amt ist befugt, nach 
Untersuchung einer deswegen etwa angebrachten Klage oder von Amts wegen 
festznsetzen, welche angemessene Gebühr höchstens von den Frachtführern für 
derartige Dienstleistungen oder für eine derartige Mitwirkung zu bezahlen ist, 
auch kann das Amt diese Gebühr in einer besonderen Anordnung fcsteetzen; die 
dieselbe Kraft und Wirkung hohen und in derselben Weise durchgeführt werden 
soll, wie die zuvor in diesem Paragraphen erwähnten Anordnungen. 

( 14 ) Die vorstehende Aüfzählung der Befugnisse schließt andere Befug¬ 
nisse nicht aus, die das Amt sonst ausüben will, um eine Anordnung nach den 
Bestimmungen dieses Gesetzes zu treffen. 

§ 15 a. Neu aus der Novelle vom 28. Februar 1920. 

( 1 ) Der Ausdruck „Tarife“ bedeutet in diesem Paragraphen Tarife, 
Fahrpreise, Gebühren, alle Klassifikationen, Regelungen und Anweisungen dazu; 
der Ausdruck „Frachtführer“ bezeichnet einen diesem Gesetz unterworfenen 
Frachtführer, der die Güter mit der Eisenbahn oder zum Teil mit der Eisenbahn, 
irsrn Teil zu Wasser innerhalb des Festlands der Vereinigten Staaten befördert, 
mit Ausnahme: a) der Schlafwagen- und Expreß-Gesellschaften, b) der Straßen¬ 
rad elektrischen Vorortbahnen, sofern sie nicht als Teil eines allgemeinen Dampf- 
eisenbahnnetzes betrieben wenden, c) der elektrischen Städtebahnen, sofern sie 
nicht als Teil eines allgemeinen Dampfeisenbahnnetzes betrieben werden oder bei 
der allgemeinen Güterbeförderung beteiligt, sind, und d) der Umgehungsbahnen, 
Rangierbahnen und anderer Balmhofsanlagen, die ausschließlich einem Staat oder 
einer politischen Behörde gehören und von ihm unterhalten, betrieben und über¬ 
wacht werden; der Ausdruck „Betriebsreineinnahme“ heißt Einnahme aus dem 
Eisenbahnbetrieb, einschließlich Lasten und Guthaben aus den Gebühren für 
Wagenbenutzung und für Gomeinschaftsanlagen. 

( 2 ) Bei Ausübung seiner Rechte, gerechte und zweckmäßige Tarife vor- 
ziwchreiben, hat daa Amt solche Tarife vorzuschlagen, zu ändern oder aufzu- 
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stellen, daß die Frachtführer als Ganzes (oder als Ganzes in jeder Tarifgruppe 
oder in dem Bezirk, wie das Amt von Zeit zu Zeit bestimmen kann) bei ehr¬ 
licher, energischer und sparsamer Wirtschaft und zweckmäßigen Aufwendungeil 
für die Unterhaltung der Strecke, der Bauten und des rollenden Materials ein 
jährliches Reineinkommen aus dem Eisenbahnbetrieb erzielen können, das mög¬ 
lichst einem angemessenen Ertrag aus dem Gesamtwert ihres Eisenbahnbesitzes 
entspricht; das Amt soll jedoch berechtigt sein, Ausuahmetarife zu ändern, die 
es für ungerecht oder unzweckmäßig hält, und für verschiedene Landesteile ver¬ 
schiedene Tarife vorzuschreiben. 

( 3 ) Das Amt hat von Zeit zu Zeit festzusetzen und zu veröffentlichen, 
welcher Prozentsatz für den Wert des Gesamtbesitzes einen angemessenen Er¬ 
trag darstellt; dieser Satz soll für alle vom Amt bezeichneten Tarifgruppen 
und Bezirke einheitlich sein. Bei dieser Festsetzung soll es u. a. die Verkehrs¬ 
bedürfnisse des Landes und die Notwendigkeit berücksichtigen, (bei ehrlicher, 
energischer und sparsamer Wirtschaft) die vorhandenen Verkehrsanlagen zu er¬ 
weitern, um dem Volk der Vereinigten Staaten genügende Verkehrsmöglichkeiten 
zu verschaffen. Für die zwei Jahre beginnend am 1. März 1920 soll das Amt als 
angemessenen Ertrag 5/4 % des Gesamtwerts annehmen; es kann jedoch bis zu 
% % hinzusetzen, um im ganzen oder für Teile Verbesserungen und Ausrüstung 
vorzusehen, die nach dem vom Amt vorgeschriebenen Abreehnungsvcrfahren aus 
dem Kapital zu bestreiten sind. 

(4) Im Sinn dieses Paragraphen soll der Gesamtwert des Eigentums der 
Frachtführer vom Amt von Zeit zu Zeit so oft als nötig festgesetzt werden. 
Das Amt kann die Ergebnisse seiner Untersuchung nach § 19 a dieses Gesetzes 
benutzen, soweit es dies für zulässig hält; es soll alle Einzelteile des Werts 
berücksichtigen, die durch das Landgesetz für Feststellung der Tarife in Be¬ 
tracht kommen; es soll die Angaben der Frachtführer über die Höhe des Anlage¬ 
kapitals nur soweit berücksichtigen, als dies bei Berechnung von Werten für 
Tarifzwecke nach dem genannten 'Gesetz zulässig ist. Wenn nach § 19 a dieses 
Gesetzes die Höhe des Anlagekapitals eines Frachtführers, die er zum Verkehrs¬ 
betrieb braucht, endgültig festgestellt ist, so muß das Amt diesen Wert für die 
Bestimmung des Gesamtwerts gelten lassen. 

( 5 ) Wenn es unmöglich ist (ohne Beeinträchtigung der Verkehrsinter¬ 
essen der Gesamtheit der Vereinigten Staaten), einheitliche Tarife für Wett¬ 
bewerbsverkehr aufzustellen, die alle beteiligten und für das von ihnen bediente 
Gebiet unentbehrlichen Frachtführer gleichmäßig berücksichtigen, ohne daß 
einzelne Frachtführer aus dem Eisenbahnbetrieb einen übermäßigen Gewinn er¬ 
zielen, so wird hierdurch bestimmt, daß jeder Frachtführer, der einen solchen 
übermäßigen Gewinn erzielt, einen Teil dieses nachstehend näher bezeichneten 
Gewinns für Rechnung der Vereinigten Staaten erhält und an diese zu 
zahlen hat. 

( 0 ) Wenn unter den Voraussetzungen dieses Paragraphen ein Fracht¬ 
führer für ein Jahr ein Reineinkommen aus dem Eisenbahnbetrieb bezieht, das 
mehr als 6% des Werts seiner Eisenbahn beträgt, so ist die eine Hälfte des 
überschießenden Ertrags in einen von dem Frachtführer einzurichtenden und 
zu verwaltenden Reservefonds zu legen, die andre Hälfte 4 Monate nach Schluß 
der betreffenden Rechnungsperiode an das Amt abzuführen, um einen allge¬ 
meinen Eisenbahnbetriebs- und -Ausgleichsfonds einzurichten. Im Sinn dieses 
Absatzes ist der Wert der Eisenbahn und das Eisenbahn betriebsreineinkommen 
einer Gruppe von Frachtführern, die nach der Bestimmung des Amts gemein¬ 
schaftlich die Verwaltung und den Betrieb führen und als ein einheitliches Netz 
betrieben werden, für das Netz als ganzes zu berechnen, auch «wenn da9 Eigen¬ 
tum und die Rechnungen der beteiligten Unternehmer getrennt sind. Handelt es 
tum und die Rechnungen der beteiligten Unternehmer getrennt sind- Handelt es 
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sieh um einen Frachtführer, der sich den Bestimmungen des § 209 *) der Novelle 
vom 28- Februar 1920 unterworfen hat, so wird dieser Absatz auf die Zeit 
vor dem 1. September 1920 nicht angewendet. Der Wert solcher Eisenbahnen 
wird vom Amt in der in Absatz 4 vorgesehenen Art und Weise festgesetzt 

(?) Um Dividenden oder Zinsen auf seine Aktien, seine Prioritäten oder 
andere Werte oder Pacht für gepachtete Strecken zu bezahlen, kann der Fracht¬ 
führer den nach diesem Paragraphen angesammelten Reservefonds in Anspruch 
nehmen, solange die Betriebsreineinnahme für ein Jahr weniger als 6 % des 
Werts der Eisenbahn beträgt, wie es in Absatz 6 festgestellt ist; für andere 
Zwecke darf dieser Fonds nicht angegriffen werden. 

(s) Ein solcher Reservefonds braucht von dem Frachtführer nur bis zur 
Hohe von 5 % des Werts der Eisenbahn angesammelt zu werden. Hat der 
Fonds diese Höhe erreicht, so darf der Teil des Mehreinkommens, den er nach 
Absatz 6 zurückbehalten kann, von dem Frachtführer für andere gesetzlich zu¬ 
lässige Zwecke verwendet werden. 

00 Das Amt hat Vorschriften für die Festsetzung und Einziehung des 
nach diesem Paragraphen zahlbaren Mehreinkommens zu erlassen. Es kann 
Sicherheiten verlangen und alle zweckmäßigen Bedingungen vorschreiben, die 
cs für nötig hält. Das Amt hat geeignete Anordnungen für die Berechnung 
des Mehreinkommens für einen Teil eines Jahres zu treffen, ebenso für ein 
Jahr, in dem ein Wechsel im Prozentsatz oder ini Wert der Eisenbahn des 
Frachtführers eintritt. 

(in) Der an das Amt abzuführende adlgemeine Eisenbahnfonds und sein 
Zuwachs ist ein Ausgleichs- und Dispositionsfonds und wird vom Amt verwaltet. 
Fr ist vom Amt zur Förderung öffentlicher Eisenbahnverkehrsinteressen zu ver¬ 
wenden. entweder indem Darlehne an Frachtführer gegeben werden zur Er¬ 
höhung des Anlagekapitals, oder um fällig werdende Wertpapiere zurückzu- 
zahicTi, die ursprünglich gegen bares Geld ausgegeben waren, oder um Verkehrs¬ 
mittel zu kaufen und sie an Frachtführer zu verleihen. Das auf diese» Weise 
nicht zur Verwendung kommende Geld im Fonds ist in Schuldtiteln der Ver¬ 
einigten Staaten amzulegen oder in genehmigten Hinterlegungsstellen der Ver¬ 
einigten Staaten zu hinterlegen, entsprechend den Vorschriften, die von Zeit 
zu Zeit vom Schatzsekretär für Regierungshinterlegungsstellen erlassen werden. 

(u) Ein Frachtführer kann sich jederzeit an das Amt wenden, um ein Dar¬ 
lehn aus dem allgemeinen Hilfsfonds zu erhalten- Er hat dabei die Höhe des 
Parlehns, die Zeit, für die er es wünscht, und den Verwendungszweck anzugeben, 
auch seine gegenwärtige und zukünftige Zahlungsfähigkeit nachzuweisen, und 
die sonstigen gebotenen Verpflichtungen zu erfüllen. Er hat die Bedeutung und 
•len Wert der angebotenen Sicherheiten anzugeben und darzulegen, inwieweit es 
im öffentlichen Interesse erwünscht und notwendig ist Dem Gesuch sind Nach¬ 
weisungen über Tatsachen und Einzelheiten beizulegen, die das Amt im Hinblick 
auf die materielle Lage, das Eigentum, Kapitalisierung, Schulden Freiheit, Ver¬ 
pflichtungen, Tätigkeit und den Verdienst des Frachtführers zu fordern für nötig 
erachtet 

(12) "Wenn das Amt nach Prüfung findet, daß die Gewährung des erbetenen 
Darlehns oder eines Teils aus dem Fonds notwendig ist, um den Antragsteller 
instand zu setzen, das öffentliche Verkehrsbedürfnis zu befriedigen, und daß 
in Zukunft wieder Erträge herauswirtschaften kann, und das angebotene 


x ) Es handelt sich um Eisenbahnen, mit denen für die Zeit des Staatsbetriebs 
besondere Vereinbarungen getroffen sind. Der § 200 (1) ist also nicht, wie die 
übrigen Teile der Novelle vom 28. Februar 1920, in die vorstehende Redaktion 
des Gesamtgesetzes anfgenommen. 
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Unterpfand die Sicherheit bietet, daß er das Darlehn rechtzeitig zurückzahlen 
und die damit verbundenen Verpflichtungen erfüllen wird, so kann das Amt das 
Darlehn gewähren in der Höhe, für einen Zeitraum und unter Bedingungen, die 
es für geeignet hält. Das Amt hat auch die Stellung genügender Sicherheiten 
vorzuschreiben. Alle solche tDarlehne sind mit 6 % in Halbjahrsraten dem Amt 
rzu verzinsen. Werden sie zurückgezahlt, so fließen sie mit allen Zinsen dem 
.allgemeinen Eisenbahnfonde wieder zu- 

( 13 ) Ein Frachtführer kann jederzeit bei dem Amt den Antrag stellen, ihm 
Verkehrsmittel, die aus dem allgemeinen 'Eisenbahnfonds erworben sind, zu 
leihen. In dem Antrag ist die Art und Menge der Verkehrsmittel und Anlagen 
und die Zeit, für die sie geliehen werden sollen, die beabsichtigte Verwendung, 
die Fähigkeit des Antragstellers, die Miete dafür zu zahlen und die sonstigen 
Mietsbedingungen zu erfüllen, anzugeben und darzulegen, inwieweit ein öffent¬ 
liches Interesse in Frage kommt. Dem Gesuch sind Unterlagen, wie im vorigen 
Absatz angegeben, beizufügen. 

( 14 ) Wenn das Amt nach Prüfung sich für die Vermietung ausspricht, so 
hat es die Mietszeit und die Bedingungen festzusetzen. Die Miete soll wenigstens 
6 % jährlich betragen; dazu tritt ein Zuschlag für Abnutzung nach § 20 ( 5 ) 
dieses Gesetzes. Alle Miets- und sonstigen Zahlungen einschließlich der Be¬ 
träge für Verkäufe fließen in den allgemeinen Eisenbahnfonds. 

( 15 ) Das Amt kann von Zeit zu Zeit den Bau, die Ausbesserung und den 
Ersatz von Betriebsmitteln und anderen Eisenbahnbedürfnissen vergeben, solcho 
kaufen und verkaufen und Verträge darüber schließen, so weit Geld in dem 
allgemeinen Eisenbahnfonds dafür verfügbar ist, und soweit dies nötig ist, um 
Frachtführern auf die genehmigten Gesuche hin solche Betriebsmittel und Eisen- 
bahnbedarf zu liefern. Es behält die Verfügung über diese Gegenstände- 

(lö) Das Amt kann von Zeit zu Zeit Anordnungen und Vorschriften über 
die Ausführung der Bestimmungen dieses Paragraphen erlassen, 

( 17 ) Die Vorschriften dieses Paragraphen sollen die Verfrachter ihres 
Rechts auf Entschädigung im Fall zu hoher Gebühren, ungesetzlicher oder 
differentieller Tarife oder übermäßig hoher Gebühren berauben; doch ist der 
Verfrachter nicht berechtigt, Rückzahlungen zu fordern lediglich aus dem 
Grunde, daß ein Ausnahmetarif dahin wirkt, daß der Frachtführer an das Amt 
im öffentlichen Interesse einen Teil seines Mehreinkoramens abzuführen hat 

(iS) Frachtführer oder zum Bau und Betrieb einer Eisenbahn gebildete 
Körperschaften, die eine neue Linie bauen und betreiben wollen, können sich an 
das Amt wenden, um für höchstens 10 Jahre die Erlaubnis zu erhalten, alle und 
einen Teil der Einkünfte aus dem Neubau, die über den in diesem Paragraphen 
vorgesehenen Betrag hinausgehen, zu behalten, um davon gesetzmäßigen Ge T 
■brauch zu machen; das Amt kann nach seinem Ermessen eine solche Erlaubnis 
erteilen; jedoch unter der Bedingung, daß die Fertigstellung des Bauwerks inner¬ 
halb des Zeitraums erfolgt, den das Amt in seinem Genehmigungserlaß festsetzt. 

§ 16. ( 1 ) Wenn das Amt nach Untersuchung einer nach § 13 dieses Ge¬ 
setzes angestrengten Klage entscheiden sollte, daß ein Kläger zu einem An¬ 
spruch auf Sehadloshaltung berechtigt ist, weil eine Bestimmung dieses Gesetzes 
verletzt worden ist, so hat das Amt eine Aufforderung zu erlassen, durch die 
dem Frachtführer aufgegeben wird, die Summe, zu der er verurteilt ist, bis zu 
einem bestimmten Tag an den Kläger zu zahlen. 

( 2 ) Wenn ein Frachtführer einem Zahlungsbefehl innerhalb der darin an¬ 
gegebenen Zeit nicht nachkommt, so kann der Kläger oder jede Person, zu deren 
Gunsten ein derartiger Zahlungsbefehl erlassen worden ist, dem Bundeekreis- 
gericht in dem Bezirk, in dem er seinen Wohnsitz hat oder in dem sich die 
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oberste Betriebsleitung des Frachtführers betfindet oder den) die Bahn des 
Frachtführers durchläuft, oder einem einzelstaatliohen, mit allgemeiner Recht¬ 
sprechungsbefugnis ausgerüsteten Gericht, das für die Parteien zuständig ist, 
eine Beschwerde einreichen, in der kurz die Gründe dargelegt sind, weshalb er 
«len Anspruch auf Entschädigung erhebt, und den oben erwähnten Befehl vor¬ 
legen. Das Verfahren in derartigen Prozessen vor dem Bundeskreisgericht 
soll in jeder Hinsicht ebenso sein wie in anderen Zivilprozeeeen wegen Ent¬ 
schädigung, mit der Maßgabe, daß bei der Voruntersuchung eines solchen 
Rechtsstreits die Feststellungen und Anordnungen des Amts ohne weiteres als 
Beweis der in der Klage behaupteten Tatsachen gelten, und ferner mit der 
Maßgabe, daß der Beschwerdeführer weder für die Kosten beim Kreisgericht 
noch bei irgendeiner weiteren Instanz des Rechtstreits aufzukommen hat, wenn 
sie nicht durch eine Berufung entstehen. Wenn der Beschwerdeführer schließlich 
obsiegen sollte, ist ihm ein billiges Rechtsanwaltshonorar zu gewähren, das als 
ein Teil der Kosten des Rechtstreits abgeschätzt und eingezogen wird. 

(.1) Alle Klagen von Frachtführern aus diesem Gesetz wegen Zahlung 
ihrer Gebühren sind innerhalb dreier Jahre anhängig zu machen. Klagen wegen 
Zahlung einer Entschädigung sind bei dem Amt innerhalb zweier Jahre einzu¬ 
reichen, sofern nicht der Frachtführer nach Ablauf der zwei Jahre oder inner¬ 
halb 90 Tage vor dem Ablauf eine Klage auf Erstattung von Gebühren erhebt; 
in diesem Fall wird die Frist von zwei Jahren um 90 Tage nach Einleitung 
der Klage verlängert. In beiden Fällen beginnt der Zeitpunkt für die Anmel¬ 
dung der Klage mit der Ablieferung des Guts oder dem Versuch dieser Abliefe¬ 
rung durch den Frachtführer. Ein Antrag, einem Zahlungsbefehl Rechtskraft zu 
verleihen, ist beim Bimdeskreisgericht oder dem Einzelstaatsgerioht innerhalb 
*ines Jahres vom Tage des Zahlungsbefehls an zu stellen. 

( 4 ) In derartigen Prozessen können alle Beteiligten, zu deren Gunsten das 
Amt ein Erkenntnis auf Schadensersatz hat ergehen lassen, durch einen einzigen 
Beschluß als Kläger und alle «beteiligten schadeneersatzpflichtigen Frachtführer 
als Beklagte zu sain menge faßt werden; auch können derartige Prozesse von 
solchen Samtklägern gegen solche Samtbeklagte in jedem Kreis angestrengt 
werden, wo irgendeiner von solchen Samtklägern, einen solchen Prozeß 
gegen irgendeinen von solchen Samtbeklagten anstrengen könnte; die Voll¬ 
streckung des Urteils gegen einen von diesen Beklagten darf, wenn er in dem 
Bezirk, wo die Klage angestrengt ist, nicht angetroffen werden kann, in jedem 
anderen Bezirk erfolgen, in dem er eine Hauptgeschäftsniederlassung hat. 
Falls in einem derartigen Prozeß durch gerichtliches Urteil zugunsten irgend¬ 
eines dieser Kläger auf Wiedererlangung einer Sache erkannt wird, so ist das 
Urteil gegen den Beklagten zu richten, der solchem Kläger gegenüber für ver¬ 
pflichtet befunden wird. 

( 5 ) Jede Anordnung des Amts ist sofort dem hierfür benannten Agenten 
des Frachtführers in der Stadt Washington oder in anderer gesetzlich vorge- 
flehriebener Weise zuzustellen. 

(ö) Das Amt ist ermächtigt, nach seinem Ermessen auf Grund neuer Mit¬ 
teilungen in geeigneter Art und Weise seine Anordnungen auszusetzen oder zu 
berichtigen. 

( 7 ) Es ist die Pflicht jedes gemeinen Frachtführers, seiner Beamten und 
Angestellten, derartige Anordnungen so lange zu beachten und zu erfüllen, als 
diese in Kraft bleiben sollen. 

(8) Jeder Frachtführer, jeder Oberbeamte, Vertreter oder Beamte eines 
Frachtführers, jeder Massenverwalter, Bevollmächtigte oder Pächter oder Beamte 
von einem von diesen, der wissentlich unterläßt, eine nach § 3, 13 oder 15 
dieses Gesetzes ergangene Anordnung auszuführen, hat an die Vereinigten 
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Staaten den Betrag von fünftausend Dollars für jeden Fall der Gesetzes Ver¬ 
letzung zu zahlen. Jede unterscheidbare Verletzung soll als besonderer Fall be¬ 
straft, und im Fall einer fortlaufenden Gesetzesverletzung soll jeder Tag als 
eine besondere Übertretung angesehen werden. 

00 Die in diesem Paragraphen vorgesehene Geldstrafe ist an die Bundes¬ 
kasse der Vereinigten Staaten zu zahlen und kann in einem Prozeß gegen 
die Vereinigten Staaten zurückgefordert werden, der in dem Bezirk, in dem 
der Frachtführer seine oberste Betriebsleitung hat oder durch den die Bahn des 
Frachtführers läuft, angestrengt werden kann, 

( 10 ) Die verschiedenen Kreisstaatsanwälte haben unter der Oberleitung des 
Generalstaatsanwalts der Vereinigten Staaten die Beitreibung der Geldstrafe zu 
veranlassen. Die Kosten dieser Beitreibung gehören zu den regelmäßigen Aus¬ 
gaben der Bundesgerichte. 

( 11 ) Das Amt kann die Staatsanwälte zuziehen, die ihm nötig erscheinen 
zur gesetzmäßigen Hilfe und Unterstützung des Amts oder seiner Mitglieder 
bei der Ausübung ihrer Tätigkeit oder zur geeigneten Wahrnehmung öffentlicher 
Interessen bei Untersuchungen, Klagen oder sonstigen Verfahren, die von Amts 
wegen oder durch die Parteien bei dem Amt anhängig gemacht worden sind, 
oder damit sie in Angelegenheiten, die vor ihm schweben, die Vertretung des Amts 
vor Gericht übernehmen. Die hieraus entstehenden Kosten hat das Amt aus 
eigenen Mitteln aufzubringen. 

( 12 ) Wenn ein Frachtführer es unterläßt, einer Anordnung des Amts, 
so lange sie in Kraft ist — ausgenommen einen Zahlungsbefehl — zu ent¬ 
sprechen, so können sich das Bundesverkehrsamt oder jede dadurch verletzte 
Partei oder die Vereinigten Staaten durch ihren General Staatsanwalt an das 
Bundesverkehrsgericht 1 ) wegen der Durchführung einer derartigen Anordnung 
wenden. Wenn dieses Gericht nach Untersuchung entscheidet, daß die Anord¬ 
nung des Amts rchtrnäßig ergangen und vorschriftsmäßig zugestellt ist, und 
daß der Frachtführer der Nichtbefolgung schuldig ist, so hat das Gericht 
solcher Anordnung Gehorsam zu erwirken durch einen Arrestbefehl oder durch 
ein anderes geeignetes Verfahren, eine Aufforderung oder sonstwie, wodurch 
ein solcher Frachtführer, seine Beamten, Agenten oder Bevollmächtigten ge¬ 
zwungen werden, diesen Anordnungen in Zukunft Folge zu leisten. 

(l.'O Die Abdrücke der Tarif- und Klassifikationswerzeiehnisse, sowie 
der einzelnen Fracht- und Gebührentarife und’ aller Verträge, Vereinbarungen 
und Verabredungen zwischen gemeinen Frachtführern, die dem Amt nach den 
Vorschriften dieses Gesetzes vorgelegt werden, ferner die Statistik, Karten und 
bildlichen Darstellungen, die in den von den Frachtführern dem Amt nach den 
Vorschriften dieses Gesetzes erstatteten jährlichen oder sonstigen Berichten ent¬ 
halten sind, sind als öffentliche Urkunden bei dem Sekretariat des Amts auf¬ 
zuberwahren und werden für das, was sie enthalten, ohne weiteres als Beweis¬ 
mittel anerkannt, bei Untersuchungen des Amts und in allen anderen gericht¬ 
lichen Verfahren. Abschriften und Auszüge aus den vorbezcichneten öffent¬ 
lichen Urkunden haben, wenn sie von dem Sekretär unter dem Siegel des Amts 
beglaubigt sind, als Beweisstücke dieselbe Bedeutung wie die Urschriften 

§ lßa. Wenn von dem Amt in irgendeinem Prozeß eine Entscheidung 

l ) Commerce Court. Der United States Commerce Court ist durch die 
Novelle vom 18. Juni 1910 errichtet, aber durch Gesetz vom 22. Oktober 1913 
mit Wirkung vom 1. Januar 1914 aufgehoben, und seine Befugnisse sind auf die 
district courts übertragen worden. (Vgl. auch die S. 1 angeführte Zusammen¬ 
stellung S. 89, 90.) Daß er hier gleich wohl stehen geblieben ist. beruht wohl auf 
einem Versehen. 
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oder Anordnung getroffen oder ein Ersuchen gestellt worden ist, so kann jede 
Partei zu jeder Zeit bei dem Amt die nochmalige Nachprüfung des Beschlusses 
oder einer darin getroffenen Anordnung beantragen, und es soll gesetzlich in 
das eigene Ermessen des Amts gestellt sein, auf eine nochmalige Untersuchung 
einzugehen, wenn augenscheinlich ein ausreichender Grund hierfür vorliegt. 
Anträge auf erneute Untersuchung sind nach den allgemeinen Grundsätzen zu 
behandeln. die das Amt dafür aufstelJU Ein derartiger Antrag befreit den 
Frachtführer nicht von der Erfüllung oder der Befolgung irgendeines Beschlusses, 
Auftrags oder Ersuchens des Amts und soll nicht dazu dienen, deren Durch¬ 
führung ohne ausdrückliche Anordnung des Amts zu verzögern und 1 hintan¬ 
zuhalten. Falls einem Antrag auf erneute Untersuchung stattgegeben wird, 
so soll das Verfahren möglichst genau dem Verfahren der ursprünglichen Unter¬ 
suchung entsprechen, außer wenn das Amt etwas anderes anordnet. Wenn es 
nach dein Ermessen des Amts infolge einer nochmaligen Untersuchung und 
bei Würdigung aller Tatsachen einschließlich der seit der früheren Entschei- 
«cheidung neu hinzugetretenen augenscheinlich ist, daß der ursprüngliche Be¬ 
schluß oder Auftrag oder das ursprüngliche Ersuchen in irgendeiner Hinsicht 
ungerecht oder unbillig ist, so kann es die erste Entscheidung umstoßen, ändern 
oder berichtigen. Alle Entscheidungen, Aufträge oder Ersuchen, durch die in¬ 
folge einer nochmaligen Untersuchung die ursprüngliche Entscheidung umge- 
ötoßen, geändert oder berichtigt wird, sind denselben Bestimmungen unter¬ 
worfen wie eine ursprüngliche Entscheidung. 

§ 17. (l) Das Amt hat bei seinen Verhandlungen auf eine ordnungs¬ 

mäßige Erledigung der Geschäfte Bedacht zu nehmen, so daß ein gerechtes Urteil 
gefällt werden kann- Das Amt führt ein Amtssiegel, das gerichtlich einzu¬ 
tragen ist- Jedes Mitglied des Amts ist befugt. Eide und eidesstattliche Ver¬ 
sicherungen abzunehmen und Vorladungen zu erlassen. Die Mehrheit seiner 
Mitglieder genügt zur Beschlußfähigkeit, soweit, es nicht anders vorgeschrieben 
ist: doch darf kein Mitglied an einem Verhör oder einer Verhandlung teil- 
nehmen, an denen es selbst irgendein Vermögensinteresse hat- Das Amt kann 
von Zeit zu Zeit allgemeine Regeln und Bestimmungen über das Verfahren vor 
ilun oder einer Abteilung erlassen und abändern, einschließlich der Formen der 
Vorladungen und ihrer Zustellung, die tunlichst mit den für die Bundesgerichte 
geltenden übereinstimmen müssen. Jede Partei kann vor dem Amt erscheinen 
und muß gehört werden, entweder sie selbst oder ihr (Anwalt* Jede Abstimmung 
und jode amtliche Handlung des Amts oder einer Abteilung ist niederzuschreiben. 
Die Verhandlungen sind öffentlich, sobald eine der beteiligten Parteien es 
verlangt. 

( 2 ) Das Amt wird hierdurch ermächtigt, aus seinen Mitgliedern so viele 
Abteilungen zu bilden, wie es für notwendig hält (jede von wenigstens 3 Mit¬ 
gliedern): von Zeit zu Zeit kann ein Wechsel eintreten- Diese Abteilungen 
sind als erste, zweite new, zu bezeichnen. Jedes Mitglied wird der Abteilung 
zugewiesen, die das Amt bestimmt; der Dienstälteste hat den Vorsitz. Ist ein 
Platz unbesetzt, oder fehlt ein Mitglied oder kann es sein Amt nicht wahr¬ 
nehmen, so übernimmt der Vorsitzende des Amts oder ein von ihm bezeichnotes 
Mitglied zeitweilig den Dienst in der fraglichen Abteilung bis das Amt anders 
verfügt. 

(3) Das Amt kann anordnen, daß die auf Grund dieses Gesetzes und 
seiner Änderungen und Zusätze entstehenden Amtsgoschäfte sowie alle vom 
Kongreß oder einer seiner Abteilungen dem Amt übertragenen Arbeiten einer 
der genannten Abtteilungen zugewiesen werden; es kann diese Anordnung jeder¬ 
zeit abänderu, ergänzen oder aufheben. Solche Anordnungen treten sogleich in 
Kraft und bleiben in Kraft bis auf andere Anordnung des Amte. 
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( 4 ) In Übereinstimmung und nach den Anordnungen des Amts in den 
vorerwähnten Punkten ist jede Abteilung befugt, auf Grund von Mehrheits¬ 
beschlüssen zu untersuchen, zu beschließen, festzustellen, zu berichten oder 
sonstwie die ihr vom Amt überwiesenen Amtsgeschäfte zu führen. Bei allen 
ihren Entscheidungen hat die Abteilung dieselben Befugnisse, Bechte und 
Pflichten, die dem Amt durch Gesetz übertragen sind. Alle Anordnungen, Ent¬ 
scheidungen, Berichte und sonstigen Handlungen einer Abteilung in den ihr 
übertragenen Sachen kann dieselbe Kraft und Wirksamkeit und in derselben 
Weise verlautbart und durchgeführt werden, als wenn sie vom Amt ausgingen. 
Sie können vom Amt nachgeprüft werden, wie in % 16 a für nochmalige Unter¬ 
suchung von Fällen bestimmt ist, in denen das Amt entschieden hatte. Sekretär 
und Siegel des Amts sind auch Sekretär und Siegel jeder Abteilung. 

( 5 ) Durch keine Bestimmung dieses Paragraphen wird das Amt in seinen 
ihm zustehenden Befugnissen beeinträchtigt. 

§ 18. (l) Jedes Mitglied des Amts bezieht ein Jahresgehalt von 

7500 Dollars, das in derselben Weise bezahlt wird, wie die Gehälter der Richter 
der Bundesgerichte 1 ). Das Amt bestellt einen Schriftführer mit einem in der¬ 
selben Weise zahlbaren Jahresgehalt von 3500 Dollars und kann sonstige 
für den Dienst erforderliche Beamte nach eigenem Ermessen anstellen und ihro 
Gehälter festsetzen. Bis zur andern gesetzlichen Bestimmung hat das Amt das 
Recht, sich geeignete Räume für seine Geschäfte zu mieten und diese mit den 
erforderlichen Gerätschaften auszustatten. Die von dem Amt vernommenen 
Zeugen erhalten dieselben Tagegelder und Reisekosten, wie die vor den Bundes¬ 
gerichten vernommenen. 

( 2 ) Alle Ausgaben des Amts, einschließlich der seinen Mitgliedern oder 
Beamten erwachsenen Beförderungskosten bei Untersuchungen an anderen 
Plätzen als in Washington, werden auf Anweisungen bezahlt, die von dem Vor¬ 
sitzenden des Amts zu vollziehen sind. 

§ 19. Die Hauptgeschäftsstelle des Amts ist Washington, w T o auch seine 
regelmäßigen Sitzungen stattfinden. Doch können im allgemeinen oder im 
Interesse der beteiligten Parteien und um Verzögerungen oder größere Kosten 
zu vermeiden, auch besondere Sitzungen an irgendeinem anderen Ort der Ver¬ 
einigten Staaten stattfiuden. Auch kann das Amt eines oder mehrere seiner 
Mitglieder an irgendeinen anderen Platz in den Vereinigten Staaten entsenden, 
falls dies zur pflichtmäßigen Untersuchung von Angelegenheiten oder Geschäfts¬ 
verhältnissen eines dein Bestimmungen dieses Gesetzes unterworfenen Fracht¬ 
führers erforderlich erscheint. 

§ 19 a. (a) Das Bundesverkehrsumt hat nach der folgenden Bestimmung den 
Wert alles Eigentums zu untersuchen und festzustollen, das die diesem 
Gesetz unterworfenen gemeinen Frachtführer besitzen oder benutzen. Über das 
Ergebnis ist zu berichten. Zu diesem Zrweck wird das Amt ermächtigt, Sach¬ 
verständige und andere Hilfskräfte, soweit erforderlich, einzuberufen. Das Amt 
kann auch besondere Untersuchungsbeamte bestellen mit- dem Recht, Eide ab¬ 
zunehmen, Zeugen zu hören und Zeugnis zu erheben. Das Amt hat ein Ver¬ 
zeichnis aufzustellen, in dem die einzelnen Eigentumstücke der gemeinen Fracht¬ 
führer nach den folgenden Vorschriften mit ihrem Wert aufgeführt werden. Die 
Eigentumstücke sind, soweit möglich, übereinstimmend mit den für die Ein¬ 
teilung der Ausgaben für die Bahnunterhaltung und die Betriebsmittel erlassenen 
Vorschriften des Bundesverkehrsamts zu ordnen. 

Durch die Untersuchung ist folgendes festzustellen und darüber zu 
berichten: 

J ) 3. jetzt § 24. 
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(b) Erstens: Jedes Eigentumstück, das der gemeine Frachtführer besitzt 
oder benutzt, die ursprünglichen Kosten, die Kosten der Erneuerung, die Kosten 
der Erneuerung abzüglich der Wertverminderung, das zur Ermittlung dieser 
Kosten eingehaltene Verfahren und die etwaigen Gründe für die Verschiedenheit 
der Werte. In derselben Weise ist bei anderen Wertgegenständen zu verfahren. 

Zweitens: — Ohne Berücksichtigung der späteren Verbesserungen — 
die ursprünglichen Kosten des Geländes, der Wegerechte und der Bahnhofs¬ 
anlagen, die Zeit, zu der sie dem öffentlichen Betrieb übergeben worden sind 1 , und 
der gegenwärtige Wert dieser Gegenstände. Getrennt davon ist festzustellen der 
ursprüngliche und der gegenwärtige Wert der veräußerten und der über Bedarf 
angekauften Gegenstände. 

Drittens: Der ursprüngliche und der gegenwärtige Wert des Eigen¬ 
tums, das anderen Zwecken als denen der Beförderung djent, unter Begründung 
der für die Schätzung angewandten Methode. 

Viertens : Die Geschichte und die Organisation der Körperschaft, 
die gegenwärtig Eigentümerin ist und etwaiger Vorgänger, dde Neuausgabe 
und die Zuniickziehui^g von Aktien, Obligationen und) anderen Werten bei 
Umgestaltungen (reorganisations), das bare Geld, das die Körperschaft für 
die Ausgabo von Aktien, Obligationen und anderen Werten erhalten hat; die 
finanziellen Vereinbarungen, die bei solchen Gelegenheiten getroffen sind 
und die Ausgaben dafür; die Roh- und die Reineinnahmen dieser Körper¬ 
schaften sowie alle sonstigen mit diesen Geschäften verbundenen Ausgaben 
und die Begründung ihrer Verwendung. 

Fünftens : Die Unterstützungen, Gaben, Bewilligungen von Wege¬ 
rechten und Schenkungen, die dem gemeinen Frachtführer oder seinem Vor¬ 
gänger von der Regierung der Vereinigten Staaten oder eines Einzelstaats, 
von einer städtischen oder ländlichen Gemeinde oder von. Privatpersonen, 
Gesellschaften oder Körperschaften zugewendet sind, und der Wert dieser 
Zuwendungen; sodann die Landschenkungen,, Öler Erlös für die verkauften 
Ländereien, der Wert der unverkauften Ländereien zur Zeit der Schenkung 
und in der gegenwärtigen Zeit, ferner die Art und der Wert der Gegen¬ 
leistungen, zu denen sich der gemeine Frachtführer oder sein Vorgänger für 
die ihm von den öffentlichen Körperschaften gewährten Unterstützungen ver¬ 
pflichtet hat. 

fc) Das Amt ist berechtigt, das Verfahren für die Untersuchung, sowie die 
Formen vorzusohreiben, wonach die Ergebnisse im ganzen und im einzelnen 
festziistellen sind. Das in den einzelnen Staaten und in dem Bezirk Columbia 
Gelegene Eigentum ist je besonder» aufzuführen. 

(d) Die Untersuchung soll 60 Tage nach der Genehmigung dieses Gesetzes 
beginnen und mit Sorgfalt und Gründlichkeit durchgeführt werden. Über die 
Ergebnisse ist jährlich dem Kongreß bei Beginn seiner ordentlichen Sitzung 
znx berichten. 

(e) Die diesem Gesetz unterworfenen gemeinen Frachtführer sind ver¬ 
pflichtet, dem Amt und seinen Angestellten auf Verlangen jederzeit Karten, 
Zeichnungen, Verträge, Berichte der Ingenieure sowie andere Urkunden und 
Schriften in Urschrift oder in Abschrift vorzulegen, durch die die Unter¬ 
suchung gefördert- und die Feststellung des Werts erleichtert wird. Allen 
Angestellten des Amts ist auf Verlangen freier Zutritt auf dem (Bahnkörper 
und zu den sonstigen Baulichkeiten zu gewähren, auch ist ihnen Einsicht in 
dfie Rechnungen, Berichte und sonstige Aktenstücke zu gestatten. Die Fracht¬ 
führer haben das Amt und seine Angestellten bei den Untersuchungen zu 
unterstützen. Die zur Sicherung der Ausführung seiner Anordnungen in 
«tiefem Paragraphen und im § 22 des Gesetzes getroffenen Bestimmungen 
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haben volle Gültigkeit auch für daß in diesem Paragraphen angeordnete Ver¬ 
fahren. Soweit das Amt nicht anders bestimmt, sind seine Ermittlungen, die 
tatsächlicher Natur sind, dem Publikum zur Einsicht und Prüfung offenzu¬ 
legen. 

(f) Nach Abschluß der hier vorgeschriebenen Untersuchung sind über die 
Ausdehnung und dfre Verbesserung der Unternehmungen ähnliche Unter¬ 
suchungen anzustellen und! hiernach die Ergebnisse nachzuprüfen und die 
Wertermittlungen zu berichtigen. Auch hierüber ißt dem Kongreß bei Be¬ 
ginn jeder ordentlichen Sitzung zu berichten. 

(g) Die gemeinen Frachtführer sind verpflichtet, dem Amt auf Verlangen 
die Berichte und sonstigen Nachrichten vorzulegen, deren es zur Erledigung 
dieses letzteren Auftrags bedarf. 

(h) Nach Beendigung der vorläufigen Untersuchung und vor endgültiger 
Feststellung der Ergebnisse hat das Amt mit eingeschriebenem 'Briefe dem ge¬ 
meinen Frachtführer, dem Generatetaateanwa.lt, den Gouverneuren der Staaten, 
in denen die Eisenbahnen liegen, utnd sonstigen von dem Amt bestimmten 
Beteiligten von seinen Schätzungen Mitteilung zu machen, und ihnen Ge¬ 
legenheit zu geben, innerhalb 30 Tage Einspruch zu erheben. Wenn Ein¬ 
spruch innerhalb dieser Frist nicht erhoben wird, so gilt die Schätzung als 
endgültig festgostellt. 

(i) Wird rechtzeitig Einspruch erhoben, so hat das Amt einen Termin zur 
Verhandlung darüber anzuberaumen und so schnell als möglich die zur Be¬ 
gründung des Einspruchs angeführten Tatsachen zu untersuchen. Wenn das 
Amt sich überzeugt, daß der Einspruch begründet ist, so sind die nötigen 
Änderungen bei der Schätzung vorzunehmen und nunmehr die verbesserte 
Schätzung als endgültig festizustellen. Die endgültigen Schätzungen sind zu 
veröffentlichen und gelten als vorläufiger Beweis für den Wert des Eigen¬ 
tums zur Zeit der Feststellung bei allen Verhandlungen vor dem Bundes- 
Verkehrsamt, in allen auf Grund des Bundesverkehnsgesetzes angestrengten 
Prozessen und bei allen sonstigen gerichtlichen Schritten, die zur Bestätigung, 
zur Aufhebung oder zur Aussetzung einer Entscheidung des Buiidesverkehrs- 
amts unternommen werden. 

(j) Wenn in einem Prozeß über den von dem Bundesamt festgestellten 
Wert der Beweis geführt wird, daß der vom Gericht festgestellte Wert von 
dom durch das Amt festgestellten wesentlich ab weicht, so hat das Gericht, 
bevor es ein Urteil fällt, dem Amt von der veränderten Wertfeststellung Mit¬ 
teilung zu machen und seine weiteren Verhandlungen für eine angemessene 
Zeit zu vertagen. Das Amt hat die neue Feststellung zu prüfen und kann hier¬ 
nach seine endgültige Feststellung und die auf deren Grund getroffenen Ent¬ 
scheidungen ändern oder aufheben. Hiervon ist dem Gericht innerhalb einer 
von diesem bestimmten Frist Mitteilung zu machen. Die veränderte Wertfest¬ 
stellung tritt alsdann an die Stelle der ursprünglichen. Wird die ursprüng¬ 
liche Feststellung nicht geändert, so bildet sie die Grundlage für die gericht¬ 
liche Entscheidung. 

(k) Die Bestimmungen dieses Paragraphen gelten auch für die Massenver¬ 
walter und die betriebführenden Treuhänder. Verstöße dagegen werden mit 
500 Dollars für jeden einzelnen Übertretungsfall und für jeden Tag. an dem 
die Übertretung fortgesetzt wird, bestraft. Für die Einziehung dieser Strafen, 
die an die Vereinigten Staaten zu zahlen sind, gelten die Bestimmungen dee 
§ 16 dos Gesetzes. 

(l) Wenn sich ein gemeiner Frachtführer weigert, den auf Grund dieses 
Paragraphen vom Run des v e rk e h rsam t erlassenen Anordnungen zu folgen, oder 
wenn er diesen zu widei handelt. so sind auf Ersuchen des Amts und auf An- 
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Weisung des Generalstaatsanwalte der Vereinigten Staaten die Bundesbezirks- 
geriehte zuständig, alle Maßnahmen zu treffen, um den gemeinen Fracht¬ 
führer zur Beachtung der Bestimmungen dieses Paragraphen zu zwingen. 

§ 20. (l) Das Amt wird hierdurch ermächtigt, Jahresberichte einzufordern 
von allen gerneinen Frachtführern, die den Bestimmungen dieses Gesetzes 
unterworfen sind, und von den Eigentümern aller Eisenbahnen, die sich mit 
dem zwischenstaatlichen Verkehr, wie er in diesem Gesetz näher bestimmt 
ist, befassen, ferner vorzuschreiben, in welcher Art und, Weise diese Berichte 
abzufassen sind, und von derartigen Frachtführern genaue Auskunft auf alle 
Prägen zu fordern, über die das Amt Erkundigungen einauziehen. für not¬ 
wendig erachtet. Derartige Jahresberichte sollen im einzelnen enthalten den 
Betrag der ausgcgebenen Stammaktien, die dafür geleisteten Einzahlungen 
und die näheren Zahlungsbedingungen; die gezahlten Dividenden, den etwa er¬ 
zielten Überschuß und die Anzahl der Aktieninhaber; die kapitalisierten 
und die schwebenden Schulden, sowie die darauf gezahlten Zinsen; die Kosten 
und den Wert des Grundbesitzes, der Gerechtsame und des Betrtebsmaterials 
des Frachtführer; die Anzahl der Angestellten und die an die einzelnen 
Beamtenklassen gezahlten Gehälter; die Unfälle von Reisenden, Angestellten 
und anderen Personen sowie ihre Ursachen; die Beträge, die für Verbesse¬ 
rungen in jedem Jahr aufgewendet worden sind, und die Art dieser Ver¬ 
besserungen; die Einnahmen aus jedem Zweige des Geschäfts und aus allen 
Quellen; die Betriebs- und sonstigen Unkosten; die Zusammenstellung von 
Gewinn und Verlust; eine vollständige Darstellung der vomf Frachtführer in jedem 
Jahr vorgenommenen finanziellen Maßnahmen einschließlich einer jährlichen Bi¬ 
lanz. Solche Berichte sollen auch alle Mitteilungen über Frachtsätze oder Verein¬ 
barungen, betreffend Gebühren oder Frachten, odier über Verträge, die die 
Höhe der Gebühren beeinflussen, enthalten, soweit es das Amt fordert; das 
Amt kann nach seinem Ermessen, um eine bessere Durchführung der Zwecke 
dieses Gesetzes zu erzielen, einen Zeitraum vorchreiben, innerhalb dessen alle 
gemeinen Frachtführer, die den Vorschriften dieses Gesetzes unterworfen sind, 
ein möglichst einheitliches Schema für den Rechenschaftsbericht einzuführen 
haben, auch anoncbnen, wie die Berichte abgefaßt sein sollen. 

( 2 ) Diese Berichte müssen alle erforderlichen statistischen Angaben für 
den Zeitraum von 12 Monaten enthalten, der mit dem 30. Juni oder auf An¬ 
ordnung des Amts mit dem 31. Dezember jedes Jahres endigt, und müssen 
an Eidesstatt erstattet und dem Amt in seiner Kanzlei in Washington inner¬ 
halb drei Monate nach Ablauf des Jahrs, für das der Bericht gemacht ist, vor¬ 
gelegt werden, sofern nicht von dem Amt ausdrücklich eine längere Frist 
ira einzelnen Fall gewährt wird. Wenn irgendein Frachtführer, eine Person 
oder Körperschaft, die den Bestimmungen dieses Gesetzes unterworfen sind, 
es unterlassen^ sollten, diese Jahresberichte abzatfaesen und innerhalb dier 
oben erwähnten oder von dem Amt sonst hierfür festgesetzten Zeit vor¬ 
zulegen, oder ferner auf irgendeine nach den Bestimmungen dieses Para¬ 
graphen zulässige Frage innerhalb 30 Tage, nachdem sie gesetzesmäßig darum 
ersucht worden sind, genaue Antwort zu geben, so ist an die Vereinigten 
Staaten der iBetnag von 100 Dollars für jeden Fall und jeden Tag zu zahlen, 
an dem gegen diese Vorschrift verstoßen worden ist. Das Amt ist auch er- 
ma^hiigtr s die besagten Frachtführer oder einzelne von ihnen durch allgemeine 
oder Einzelanordnung au/fzufordern, monatlich Berichte über Einnahmen und 
Ausgaben vorzulegen um) regelmäßig wie(terköhrende oder Einzjelberichte 
oder beides über Angelegenheiten vorzulegen, über die das Amt Erhebungen 
anznstellen oder sich selbst zu unterrichten durch dieses oder irgdenein anderes 
besetz ermächtigt- oder gehalten ist, oder deren Durchführung ihm obliegt; 
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solche regelmäßig wiederkehrenden oder Einzelberichte sind! auf Erfordern 
des Amts an Eidesstatt zu erstatten. Wenn ein Frachtführer es unterlassen 
sollte, solche regelmäßig wiederkehnenjAeti oder Einzelbericbte innerhalb der 
vom Amt festgesetzten Frist zu erstatten und vorzulegen, so finden die vor¬ 
erwähnten Strafbestimmungen auf sie Anwendung, 

3) Diese Strafen werden ebenso beigetrieben, wie es für die Bei¬ 
treibung von Strafen in den Bestimmungen dieses Gesetzes festgesetzt ist. 

(4) Der durch diesen Paragraphen geforderte Eid kann abgelegt wer¬ 
den vor jeder Person, die nach den Gesetzen des Staates, in dem der Eid 
abgelegt! wird, dazu ermächtigt ist. 

(5) Das Amt kann nach seinem Ermessen die Formen aller Arten von 
Abrechnungen, Berichten und Darstellungen vorschreiben, die von den diesem 
Gesetz unterworfenen Frachtführern zu erstatten sind, einschließlich diear Ab¬ 
rechnungen, Berichte und Darstellungen über die Bewegung des Handafe, 
ebenso wie über Einnahmen und Ausgaben in barem Geld. Sobald es 
notwendig erscheint!, kann das Amt dien dan Bestimmungen: dieses Gesetzes 
unterworfenen Frachtführern die Teile ihres Besitzes bezeichnen, bei 
denen Werts Verminderungen zweckmäßiger Weise bei Betriebsausgaben zu 
berücksichtigen sind, und den Betrag der Wertminderung, der für jeden dieser 
Teile zu beachten ist, wobei die Frachtführer für diese Zwecke in verschie¬ 
dene Klasßen eingeteilt werden können*. Date Amft kann erforderlichenfalls 
diese Klassen und die Beträge ändern. Die Frachtführer dürfen die [Betriebs¬ 
ausgaben nicht mit anderen, als den von dem Amt vorgeschriebenen Beträgen 
belasten. Kein solcher Frachtführer darf in irgendeiner Form unter seinen 
Betriebe- oder sonstigen Ausgaben derartige Wei-tminderuiigen in Rechnung 
stellen, die von anderer Stelle als solche unfter meinen Ausgaben erscheinen. 
Das Amt kann jederzeit Einsicht nehmen von allen Rechnjimgetn, Berichten 
und DamteLlungen, die von den diesem Gesetz unterworfenen, Frachtführern 
zii erstatten sind, und es ist ungesetzlich, wenn derartige Frachtführer andere 
Abrechnungen:, Berichte oder Darstellungen herausgeben, als sie von dem 
Amt vorgeschrieben und gebilligt sind. Das Amt kann auch besondere Be¬ 
amte oder Untersudhungskommissaire anstellen, die ermächtigt sind, unter 
der Oberleitung des Amts alle Abrechnungen, Berichte und Darstellungen 
dieser Frachtführer zu prüfen. Diese Bestimmung findet auch auf die 
Konkursverwalter und die eine Verwaltung führenden Treuhänder Anwen¬ 
dung. Die Bestimmungen dieses Abschnitte finden auch Anwendung auf 
alle Abrechnungen, Berichte und Darstellungen mit Einschluß aller Urkunden, 
Papiere und Briefe, die während der Zeit der Bundeskontrolle empfangen und 
vom Präsidenten den Frachtführern, ü'berwieson wurden. 

(6) Falls eine dieser Personen es unterlassen oder sich weigern sollte, 
solche Abrechnungen, Berichte und Darstellungen buchmäßig und nach den 
Vorschriften des Amts aufzustellen oder sie der Prüfung des Amts oder 
eines seiner bevollmächtigten Beamten zu unterbreiten, so hat sie an die 
Vereinigten Staaten, eine Strafe von 500 Dollars für jede Verfehlung und’ für 
jeden Tag, wo eie im der Verfehlung bekamt, zu zahlen. Diese Geldstrafen 
sind in derselben Weise beizutreiben, wie es für andere Geldstrafen in diesem 
Gesetz vorgeBchrieben ist. 

(7) Jede Person, die absichtlich irgendeine falsche Eintragung in dem 
Abschluß eines Rechnungsbuchs oder in irgendeinem Bericht oder einer Dar¬ 
stellung des Frachtführers vornimmt, oder absichtlich den Bericht über irgend¬ 
eine solche Abrechnung, einem Bericht oder eine Darstellung vernichtet, ver¬ 
stümmelt, ändert oder durch andere Mittel und in anderen Absichten fälscht, 
oder die es absichtlich unterläßt!, vollständige, zuverlässige und genaue Ein. 
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tiagungien aller Untetmehmungietn vowzunohmon, die d m Geschäft des Fracht¬ 
führers betireffon, oder die andere Abrechnungen, Belichte und Dair&teMvaigen 
vorlegen sollte, als von dem Amt vorgeschrieben oder gebilligt ist, macht 
och eines Vergebens schuldig und iat durch ein zuMäntögiefe Bundesgerioibt 
zu einer Geldstrafe von mindestens 5000 Dollars oder zu Gefängnis von einem 
Jahr bis zu drei Jahren oder zu Geld- und Gefängnisstrafen zu verurteilen. 
Das Amt kann jedodh nach eigenem Ermessen bestimmen, innerhalb welcher 
Zeit Rechnungen, Wertpapiere, Wechsel, Büchei\Scheine, Fahrscheine, Schecks 
odetr somsäge Urkunden eines Frachtführers vernichtet) weiden, dürfen. Auch 
kam das Amt bestimmen, wie lange solche Urkunden auifbewahrt werden 
müssen. 

(8) Jeder Unlbermchungtskommisear, der irgendeine Tatjöache oder Mit¬ 
teilung, die während des Verlaufs der Untersuchung zu seiner Kenntnis ge¬ 
kommen ist, verlautbaren läßt, zu der er nicht vom Amt von einem Gerichts¬ 
höfe oder Richter aufgefordert worden ist, ist durch ein zuständiges Bundes¬ 
gericht zu einer Geldstrafe von mindestens 5000 Dollars oder zu Gefängnis von 
höchstens zwei Jahren oder zu beiden Strafen zu verurteilen. 

: (9) Die Bundes-, Kreis- und Bezuksgcrichte aind zuständig, auf Er¬ 
suchen des Geneialstaatisanwalte der Vereinigten Staaten bei einer Anzeige 
des Amte wegen Nichterfüllung oder Verletzung einer der Bestimmungen 
des Bundes-Verkehrsgesetzes, eines Änderung^- oder Verbeseea’ungsgestzes 
hierzu durch irgendeinen Frachtführer eine Klage oder eine einstweilige Ver¬ 
fügung ergeben zu lassen, die den Frachtführer zuir Befolgung des Gesetzes 
auffoncterU 

(10) Um den Bestimmungen der genannten Gesetze Kraft und Wirk¬ 
samkeit zu verleihen, wird das Amt hierdurch ermächtigt, besondere Beamte 
oder Inspektoren anzeusteilen, dienen die Befugnis beigelegt wird, Eide aibzu- 
nefomett, Zeugen zu verhören und (Bewieis zu erbeben. 

(11) Fracbtfühirer, Eisenbahn- oder Transportgesellschaften, die Güter 
zur Befördetrung, von einem Ort der Veneinttgten Staaten oder eines Territoriums 
oder in dem Bezirk Columbia nach einem Ort in einem anderen Staat 
annehmen, haben darüber einen Annahaneschein oder einen Frachtbrief aus¬ 
zufertigen und haften dem rechtmäßigen Inhaber eines solchen für jeden Ver¬ 
lust, Schaden oder Verderb dieses Guts, der durch irgendeinen Fracht¬ 
führer, eine Eisenbahn* oder Transportgesellschaft verursacht worden ist, 
dem das Gut übergaben. oder über denen Linien es innenhiallb der Vereinigten 
Staaten oder eines benachbarten fremden Staats auf Grund eines durch¬ 
gehenden Frachtbriefs befördert worden ist. Durch Verträge, Übereinkünfte 
und besdhränkende Vereinbarungen können sich die genannten Fracht¬ 
führer usw. von dieser Haftpflicht nicht befreien. Dieselben Bestimmungen 
gelten, anch wenn die Beförderung ausschließlich innerhalb eines Ter¬ 
ritoriums erfolgt, und die Haftung findet auch statt gegenüber solchen 
Personen, die, ohne Eigentümer des Annahmescheins oder des Fracht¬ 
briefs zu sein, einen Anspruch auf einen solchen haben. Auch haben 
die Frachtführer usw. in demselben Umfang, wenn kein Annahmeschein oder 
Frachtbrief von ihnen ausgestellt ist, den vollen Schaden zu ersetzen. 
Beschränkungen der Haftbarkeit oder Angabe eines geringeren Werts auf 
dem Frachtbrief oder der Annahmebescheinigung, sei es durch besondere 
Vereinbarungen oder in Tarifen, die dem Bundesverkehrsamt vorgelegt sind, 
sind ungesetzlich und nichtig. Wenn der Schaden verursacht wird, 
während das Gut auf einer Wasserstraße befördert wird, so gelten für die Haf¬ 
tung die Gesetze und sonstigen Bestimmungen für den Wassertransport, und diese 
Bestimmungen gelten auch für die Haftung des Frachtführers der Versand- 
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Station. Alle die vorstehenden Bestimmungen beziehen sich nicht: 1. auf das 
Gepäck, das auf Personenzügen oder Bahnen befördert wird oder auf Züge oder 
Boote, die Reisende befördern; 2. auf Güter mit Ausnahme von lebenden Tieren, 
die der Frachtführer zur Beförderung empfangen hat, und für die der Fracht¬ 
führer auf Grund besonderer Ermächtigung oder auf Anordnung des 
Bundesverkehrsamts Frachtsätze festgestellt hat, die von dem Wertbetrag 
abhängen, der schriftlich vom Versender angegeben ist, oder auf Grund be¬ 
sonderer schriftlicher Vereinbarung über den zu ersetzenden Wert des Guts. 
In diesem Fall hat eine Erklärung oder Vereinbarung keine andere Be¬ 
deutung,, als die Hafttpflicht und den Schadensersatz zu begrenzen auf einen 
Betrag, d*etr dien so erklärten Wert nicht übersteigt. Sie gilt aber nicht, soweit 
sie sich auf den Wert des Guts bezieht, als eine Verletzung der Bestimmungen 
dieses Gesetzes. Tarife nach dieser Anordnung, die dem Amt. vorgelegt wer¬ 
den. müssen einen besonderen Hinweis hierauf und die Frachtsätze enthalten, 
die je nach den so erklärten oder vereinbarten Werten wechseln. Das Amt 
ist ermächtigt, solche Anordnungen zu treffen, wenn die Frachtsätze, die 
von dem Wert abhängen und je nach dem erklärten oder vereinbarten Wert 
venschji'ejden sdind, seiner Meinung nach im Hinblick auf die sonstigen. Trans- 
poiltvenhäLtuisae gerecht und billig sind. Der Ausdkuek „gewöhnliches 
liebendes Vieh“ bedientet RinjdVieh, Schweine, Schafe, Ziegen, Pferde, Maul¬ 
esel, mit Ausnahme solcher* die besonders wertvoll sind! im Hinblick auf die 
Zucht, auf Rennen, Ausstellungen und ähnliche Zwecke. Durch diesen Para¬ 
graphen werden für den Inhaber eines solchen Annahmescheins oder Fracht¬ 
briefs die Rechte nicht betroffen, die ihm auf Grund der geltenden Gesetze sonst 
zustehen. Weiterhin ist es jedem gemeinen Frachtführer als ungesetzlich ver¬ 
boten, durch Dienstanweisung, Vertrag, Anordnung oder sonstwie eine kürzere 
Friert, atla 90 Tage zu bestimmen für die Mitteilung, daß ein Anspruch er¬ 
hoben werden wird, vier Monate für die Erhebung des Anspruchs und zwei 
Jalhre für die Kliageanstellung. Diese letztere Frist beginnt an dem Tage 
zu laufen, an dem der Frachtführer dem Stationsbediensteten mitteilt, daß er den 
Anspruch ganz oder teilweise ablehnt. Wenn der Veilusit, Schaden oder Ver¬ 
derb durch Verzögerung oder Beschädigung während der Be- oder .Entladung, oder 
wenn er durch Nachlässigkeit während des Übergangs von einer Bahn zur andern 
entstanden ist, so ist die vorherige Anmeldung oder förmliche Erhebung des An¬ 
spruchs zur Erlangung von Schadenersatz nicht erforderlich. 

(12) Der gemeine Frachtführer, die tEisenbahn- oder die Transport¬ 
gesellschaft, die einen solchen Annahineschein oder Frachtbrief ausstellen, sind 
l>erecbtigt, von dem gemeinen »Frachtführer, der Eisenbahn- oder Transport¬ 
gesellschaft, auf ebenen Linien dter Verlust«, Schaden oder Vemdterb »ich er¬ 
eignet ha/\ den Entechü^ligimgisÄietlrag hierfür zu fordern, den sie selbst an 
die Eigentümer des Guts haben zahlen müssen, und der durch Quittung, Erteil 
oder Abschrift diavoi* nachzn weisen ilstl 

§ 20 a. (1) Der Ausdruck ^Frachtführer“, wie er in diesem Paragraphen 
gebraucht wird, bedeutet einen gemeinen Eisenbahnfrachtführer (mit Aus¬ 
nahme einer Straßen-, Voaxxrfc- oder elektrischen Nebenbahn, die nichlt) ala 
Teil eines allgemeinen Dampf-Eisenbahnnetzes betrieben werden), der diesem 
Gesetz untersteht, oder andere Gesellschaften, die zu dem Zweck gebildet 
worden sind, die Beförderung mit einer diesem Gesetz unterstehenden Eisen¬ 
bahn zu übernehmen, 

(2) Vom 120. Tage nach diem Inknafttreitten diesee Paragraphen ab, 
ist es jedem Frachtführer als ungesetzlich verboten, irgendeine Aktie oder 
Obligation odtar andere verzinsliche Schuldscheine auszugeben (die in diesen* 
Paragraphen: Wertpapiere fSecurities] genannt werden) oder finanziell be- 
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lastende Verpflichtungen einzugehen 1 )» es sei denn, daß das Amt dies ausdrück¬ 
lich gestattet Das Amt hat diese Erlaubnis nur zu erteilen, wenn die Ausgabe 
dieser Wiertpapiane a), nach dter »für die Körpenschaft gleitenden Bestimmungen 
zulässig und mit dem öffentlichen Interesse zur ordnungsmäßigen Wahr¬ 
nehmung des Fracht gesdhäflts Vereinbar und b) an sich notwendig und zur 
Erreichung des mit der Ausgabe der Wertpapiere verfolgten Zwecks ge¬ 
nügend ist. 

(3) Das Amt ist ermächtigt, die eingeräumte Erlaubnis zu gewähren oder 
zu versagen oder sie teilweise zu gewähren und teilweise zu vorsagen oder sie 
mit solchen Änderungen und unter solchen Bedingungen zu gewähren, wie eie 
dem Amt notwendig oder zweckmäßig erscheinen. Das Amt kann von Zeit zu 
Zeit, falls gute Gründe vorliegen, solche Ergänfcungsbestimimingen erlassen, wie 
Ae ihm notwendig und zweckmäßig erscheinen. Es können durch jede solche 
Ergänzuugsbestimmung die Bestimmungen der vorstehenden Anordnungen aus be¬ 
sonderen Gründen abgeändert werden, jedoch nur in dem Umfang oder unter sol¬ 
chen Bedingungen, daß die Sicherheiten den Erfordernissen des Absatzes (2) ent¬ 
brechen. 

(4) Jeder Antrag auf Ermächtigung ist in der Form abzufassen und. muß 
die Bedingungen enthalten, die das Amt vorschreibt. Alle Anträge und Beweis¬ 
urkunden, die im folgenden vorgesehen sind, müssen unter Eid abgegeben wer¬ 
den und für den Frachtführer durch den Präsidenten oder dessen Vertreter, den 
Rechnungsprüfer, Bücherrevisor oder andere Beamten gezeichnet sein, die über 
die betreffenden Angelegenheiten unterrichtet sind und von dem Frachtführer 
als solche bezeichnet werden, die für diese Aufgaben geeignet sind. 

(5) Wenn der Frachtführer derartige Wertpapiere, die unbelastet sich in 
seinem Gewahrsam befinden, veräußern, verpfänden, neu verpfänden oder in 
anderer Weise darüber verfügen will, so hat er innerhalb 10 Tage dem Amt 
hierüber einen schriftlichen Antrag vorzulegen, der alle vom Amt für notwendig 
erklärten Tatsachen enthält. 

(6) Nach Eingang eines solchen Antrags um Ermächtigung hat das Amt 
dafür zu sorgen, daß dem Gouverneur eines jeden Staats, in dem der Antragsteller 
sein Gewerbe betreibt, Kenntnis hiervon gegeben und eine Abschrift des Ge¬ 
suchs übermittelt wird. Die staatlichen Eisenbahnämter und die anderen zu¬ 
ständigen Staatsaufsichtsbehörden sind berechtigt, dem Amt Vorstellungen zu 
machen, die ihnen gerecht und billig im Hinblick auf die Rechte und Interessen 
ihrer Bevölkerung und der beteiligten Staaten erscheinen. Das Amt kann »auch, 
falls es ihm geeignet scheint, Untersuchungen anstellen, damit es imstande ist, 
seine Entscheidungen über den Antrag abzugeben. 

(7) Die auf Grund dieses Paragraphen vom Amt getroffenen Entschei¬ 
dungen sind endgültig und unanfechtbar. Der Frachtführer ist berechtigt, Wert¬ 
papiere auszugeben oder Verpflichtungen nach den Bestimmungen dieses Para¬ 
graphen einzugehen, ohne andere als die hier erwähnte Zustimmung einzuholen. 

(8) Die vorstehenden Bestimmungen sind nicht so aufzufassen, als ob 
die Vereinigten Staaten eine Gewähr oder Bürgschaft für die Sicherheit dieser 
Wertpapiere übernehmen. 

(9) Die vorstehenden Bestimmungen beziehen sich nicht auf die von dem 
Frachtführer ausgegebenen, innerhalb zweier Jahre fälligen Wechsel, sofern sie 
zusammen mit den übrigen für zwei Jahre gültigen Wertpapieren nicht mehr als 
:> % des Nennwerts der Gesamtschuld des Frachtführers darstellen. Wenn ein 

J ) Diese Verpflichtungen usw. werden in dem Gesetz mit der in der ameri¬ 
kanischen Gesetzgebung üblichen Ausführlichkeit und Kasuistik aufgezählt. 
Für deutsche Leser sind diese Ausführungen ohne Bedeutung. 
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Nennwert dieser Sicherheiten nicht feststeht, so tritt an seine Stelle für die 
Zwecke dieses Absatzes ein angemessener Marktwert am Ausgabetage. Zehn 
Tage nach Ausgabe dieser Wechsel ist ein förmlicher Antrag an das Amt zu 
stellen mit demselben Inhalt, wie die übrigen auf Zulassung von Wertpapieren 
bezüglichen Antrüge. Wenn die Wechsel durch feste Anlagen ersetzt werden, 
so gelten für diese die Bestimmungen dieses Paragraphen über die anderen 
Wertpapiere. 

(10) Das Amt kann von dem Frachtführer, der Wertpapiere oder Wechsel 
ausgibt, in regelmäßigen Zwischenräumen oder in einzelnen Fällen, Be¬ 
richt über den Betrag der verausgabten Werte und deren Verwendung einfordern. 

(11) 'Wenn ein Frachtführer Wertpapiere ausgibt oder Verpflichtungen 
eingeht, für die nach den vorstehenden Bestimmungen die Genehmigung des 
Amts erforderlich ist, ohne diese Genehmigung einzuholen, so sind diese Werte 
nichtig. Dasselbe gilt, wenn die für die Ausgabe gestellten Bedingungen nicht 
erfüllt sind. Wenn jedoch bei der Ausgabe von Wertpapieren oder der Über¬ 
nahme von Verpflichtungen die Bestimmungen dieses Gesetzes und seiner 
Nachträge beachtet, dagegen frühere hierüber erlassene Bestimmungen nicht be¬ 
achtet sind, so bleiben die 'Werte und Verpflichtungen gültig. Wenn un¬ 
gültig erklärte Wertpapiere oder Verpflichtungen von irgendeiner Person 
durch gutgläubigen Kauf und ohne Kenntnis des Umstandes erworben werden, 
trotzdem die Ausgabe oder Übernahme ungültig war, kann diese Person in einem 
gerichtlichen oder sonstigen Verfahren vor einem zuständigen Gerichtshof den 
Ersatz des vollen ihm zugefügten Schadens beanspruchen, entweder von dem 
Frachtführer, der die ungültigen Wertpapiere ausgegeben oder die unzulässige 
Verpflichtung übernommen hat, oder seinen Direktoren, Beamten, Rechtsanwälten 
und Agenten, die in irgendeiner Weise an der Ausgabe oder dem Verkauf der ein¬ 
zelnen Sicherheiten usw. teilgenommen haben. Falls irgendein ungültiges Wert¬ 
papier unmittelbar vom herausgebenden Frachtführer erworben ist, so kann der 
Erwerber nach seiner Wahl den Kauf für nichtig erklären oder unter Rückgabe 
des Papiers die Gegenleistung zurückverlangen. Jeder Direktor, Beamte, Rechts¬ 
anwalt oder Agent des Frachtführers, der wissentlich einwilligt oder sich be¬ 
teiligt bei der Ausgabe von Wertpapieren oder der Übernahme von Verpflich¬ 
tungen, die nach diesem Paragraphen ungültig sind, oder bei einem Verkauf oder 
einer anderen Verwendung der Sicherheiten oder bei Verwendung der Fonds, 
die der Frachtführer durch Verkauf oder andere Verfügung über solche 'Werte 
erlangt hat, den vom Amt gegebenen Bestimmungen zuwiderhandelt, ist eines 
Vergehens schuldig. Nach Feststellung der Vergehen werden die Schuldigen mit 
einer Geldbuße von 1000 bis 10000 Dollars oder mit Gefängnis von einem bis 
zu drei Jahren oder mit Geldbuße und Gefängnis je nach Ermessen des Gerichts 
bestraft. 

(12) Nach dem 31. Dezember 1921 ist es unzulässig, daß eine Person die 
Stelle eines Beamten oder Direktors bei mehr als einem Frachtunternehmen be¬ 
kleidet, wenn dies nicht durch das Amt genehmigt worden ist Die Genehmigung 
darf nur erteilt werden, wenn das Amt die Angelegenheit nach den von 
ihm erlassenen Vorschriften untersucht und festgestellt hat, daß öffentliche oder 
private Interessen hierdurch nicht benachteiligt werden. Nach dem Inkrafttreten 
dieses Paragraphen ist es den Beamten und den Direktoren eines Frachtunterneh¬ 
mens gesetzlich verboten, mittelbar oder unmittelbar Geld oder andere Vergütung 
aus Anlaß des Verkaufs, der Verpfändung oder anderer Verwertung solcher Wert¬ 
papiere anzunehmen, die von dem Frachtführer ausgegeben werden, oder sieh 
einen Anteil der Erträge aus diesen Geschäften geben zu lassen, oder sich zu 
beteiligen an der Festsetzung und Auszahlung von Dividenden aus dem eigent¬ 
lichen Aktienkapital des Unternehmens. Jede Übertretung dieser Bestimmungen 
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gilt als ein Vergehen und wird im Fall der Feststellung von jedem zuständigen 
Gericht der Vereinigten Staaten mit einer 5 Geldbuße von 1000 bis 10 000 Dollars 
oder mit Gefängnis von einem bis zu drei Jahren oder mit Gefängnis und Geld¬ 
buße nach dem Ermessen des Gerichts bestraft. 

§ 21. Das Amt hat bis spätestens zum 1. Dezember jeden Jahres einen 
Rechenschaftsbericht zu erstatten, der dem Kongreß vorzulegen und in Ab- 
drücken in derselben Weise wie die übrigen Kongreßbericlite zur Verteilung 
zu bringen ist. Dieser Bericht muß alle von dem Amt gegebenen Auskünfte und 
alle Angaben enthalten, die für die Entscheidung von Fragen über Handel und 
Verkehr von Wert sind, und zugleich von Vorschlägen zur Ergänzung der Ge¬ 
setzgebung auf diesem Gebiet begleitet sein, soweit das Amt solche für er¬ 
forderlich hält Auch müssen aus dem Bericht die Namen der Angestellten des 
Amts und ihre Bezüge ersichtlich sein. 

§ 22. Die Bestimmungen dieses Gesetzes finden keine Anwendung auf 
unentgeltliche oder zu ermäßigten Sätzen erfolgende Beförderung, Lagerung 
oder Verladung von Gütern, die für die Bundesregierung, für die Regierung 
«ines Einzelstaats, für städtische Verwaltungen, für mildtätige Zwecke oder für 
Messen und Ausstellungen bestimmt sind, auf die unentgeltliche Beförderung 
verarmter und heimatloser Personen durch gemeinnützige Gesellschaften und 
der hierbei erforderlichen Mittelspersonen, auch nicht auf die Ausgabe von 
Meilenkarten sowie Personenfahrkarten für Ausflüge oder Zeitkarten. Ferner 
ist es keinem gemeinen Frachtführer verwehrt, Fahrpreisermäßigungen zu ge¬ 
währen für Geistliche, an städtische Verwaltungen, für die Beförderung be¬ 
dürftiger Personen oder für die Insassen bundesstaatlicher öder einzelstaatlicher 
Militärinvalidenhäuser und von Soldaten- und Marine-Waisenhäusern einschließ¬ 
lich der Insassen, die in diese Anstalten eintreten oder sie verlassen. Die Be¬ 
dingungen für die Beförderung derartiger Personen sind mit den Verwaltungen 
der Anstalten zu vereinbaren. Auch ist den Eisenbahnen nach wie vor gestattet, 
ihren eigenen Beamten und Angestellten freie Fahrt auf ihren Linien zu ge¬ 
wahren und mit anderen Bahnen für die Beamten und Angestellten Freikarten 
auszutauschen. Die bereits gesetzlich in bezug auf Nachlässe in der Fahrpreis¬ 
berechnung bestehenden Bestimmungen werden überhaupt durch dieses Gesetz 
iu keiner Weise beschränkt oder abgeändert, vielmehr nur ergänzt, soweit es 
sich nicht um bereits anhängige Rechtstreitigkeiten handelt Durch dieses 
Gesetz wird ferner die Ausgabe zusammengestellter austauschbarer Fünf¬ 
tausendmeilenkarten in einzelnen Verbänden, die größere Vorrechte für Gewäh¬ 
rung von Freigepäck genießen als die Meilenkarten von tausend oder mehr 
Meilen, nicht verboten. Aber ehe ein den Vorschriften dieses Gesetzes unter¬ 
worfener gemeiner Frachtführer derartige Meilenkarlen mit den bezeichneten 
Vorrechten ausgibt, hat er dem Bundesamt eine Abschrift der zusainmengestellten 
Fahrpreise und sonstigen Sätze und Gebühren, dio solchen Meilenkarten zu¬ 
grunde gelegt sind, zusammen mit Einzelaufstellungen über die Monge des auf 
solche Karten gewährten Freigepäcks einzureichen, und zwar in derselben Form, 
wie sie die gemeinen Frachtführer bei anderen Verbandskarten nach § 0 dieses 
Gesetzes beobachten müssen. Alle Vorschriften dieses Paragraphen über Ver- 
bandsfalirpreise und sonstige Sätze und Gebühren gelten auch für derartige 
zusammengestellte Meilenkarten sowie andere in dem genannten § 6 aufgeführte 
Verbandsfahrpreise und sonstige Sätze und Gebühren. Es ist für jeden ge¬ 
meinen Frachtführer, der solche Meilenkarten ausgibt oder ausgeben läßt, un¬ 
gesetzlich, von irgendwelchen Personen für die auf solche Meilenkarten er¬ 
folgende Personen- oder Gepäckbeförderung ein höheres oder geringeres Entgelt 
zu fordern, einzuziehen oder anzunehmen, als es durch die Fahrpreise oder 
sonstigen Sätze xmd Gebühren festgesetzt ist, die in den zurzeit geltenden, dem 
Archiv für Ei*enbabnwe&eii. 1921 4 
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Amt eingereichten Abschriften der Verbandsfahrpreise und sonstigen Sätze und 
Gebühren im einzelnen angegeben sind. Die Vorschriften in § 10 dieses Ge¬ 
setzes finden auf alle Zuwiderhandlungen gegen die vorstehenden Bestimmungen 
Anwendung. 

§ 23. Zur Entscheidung in Beschwerden einer Person, Firma oder Körper¬ 
schaft über einen gemeinen Frachtführer wegen Verletzung dieses Gesetzes oder 
seiner Nachträge dahingehend, daß der Frachtführer eich weigere,. Güter im 
zwischenstaatlichen Verkehr zu denselben Tarifen und denselben Bedingungen 
zu befördern, die er anderen Verfrachtern gewährt, sind die Bundeskreis- und 
Bezirksgerichte zuständig. Sie sind befugt, eine einstweilige Verfügung gegen 
den Frachtführer zu erlassen, daß er die Güter der Beschwerdeführenden Partei 
anzunehmen und zu befördern, ihr Wagen zu stellen oder andere Transport¬ 
erleichterungen zu gewähren habe. Falls über die an den Frachtführer für 
diese Dienstleistungen zu zahlende Vergütung Streit besteht, so ist der Ver¬ 
fügung, vorbehaltlich der Entscheidung dieser Streitfrage, in jedem Fall Folge 
zu leisten, doch ist der Frachtführer zu dem Verlangen berechtigt, daß behufs 
Wahrung seiner Rechte bei Austrag dieser Streitfrage durch Hinterlegung einer 
Geldsumme oder in anderer vom Gerichtshof zu bestimmender Weise Sicherheit 
gestellt wird. Dieses Rechtsmittel der einstweiligen Verfügung ist kumulativ 
und besteht neben anderen durch dieses Gesetz oder etwaige Nachträge ge¬ 
währten Rechtsmitteln. 

§ 24. Das Bundesverkehrsamt wind hiermit in der Weise erweitert, daß 
es aus elf Mitgliedern mit siebenjähriger Amtsperiode besteht. Jedes Mitglied 
bezieht ein Jahresgehalt von 12 000 Dollars. Die Befähigung der Mitglieder des 
Amts und die näheren Bestimmungen über die Zahlung ihres Gehalts sind 
bereits durch Gesetz fcstgclegt. Diese Erweiterung des Amts soll nach Be¬ 
stimmung des Präsidenten, auf Beschluß und unter Zustimmung des Senats, 
durch Ernennung zweier Ergänzungsmitglieder des Amts vorgenommen werden, 
und zwar des einen bis zum Ablauf des 31. Dezember 1923, des anderen bis zum 
Ablauf des 31. Dezember 1924. Die Amtsperioden der gegenwärtigen Mitglieder 
oder eines ihrer Nachfolger, der infolge Ablebens oder Rücktritts eines der 
gegenwärtigen Mitglieder in das Amt eintritt, endigen zu dem gesetzlich be¬ 
stimmten Zeitpunkt. Ihre Nachfolger und die Nachfolger der oben vorgesehenen 
Ergänzungsmitglieder werden für den vollen Zeitraum von sieben Jahren be¬ 
stellt, mit der Ausnahme, daß jede Person, die als Ersatz eingestellt wird, nur 
für die noch übrige Zeit der Amtsperiode des ausgeschiedenen Mitglieds bestellt 
wird. Nicht mehr als sechs Mitglieder dürfen derselben politischen Partei an¬ 
gehören. Das Gehalt des Sekretärs des Amts beträgt 7500 Dollars jährlich. 

§ 25. Dieser durch Gesetz vom 28. Februar 1920 neu eingefügto Paragraph 
enthält Bestimmungen über gewisse Verpflichtungen der Schiffer gegenüber 
den Eisenbahnen, deren wesentlicher Inhalt nachstehend angegeben wird: 

(1) Die in die Schiffregister der Vereinigten Staaten eingetragenen 
Schiffer sind verpflichtet, innerhalb 30 Tage nach dem Inkrafttreten dieses 
Paragraphen und später regelmäßig dem Amt Listen einzureichen, in denen die 
Ladungshäfen, die Zeitpunkte der Annahme von Gütern und der Abfahrt, und 
die Reisowege und die Häfen, wo sie unterwegs zum Ein- und Ausladen von 
Gütern anlegen, verzeichnet sind. 

(2) Auf Verlangen einer Eisenbahn oder eines Verfrachters haben die 
Schiffer genaue Angaben über die Höhe ihrer Frachtsätze und sonstigen Gebühren 
bekanntzumachen, auch müssen die Schiffer unter Umständen für die Eisenbahn 
einen bestimmten Frachtraum freihalten und der Eisenbahn über ihre Beförde¬ 
rungsbedingungen für bestimmte Transporte Mitteilung machen. 
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(3) Von Änderungen der eingereichten Listen und Verzeichnisse ist dem 
Amt regelmäßig Kenntnis zu geben. Das Amt kann Vorschriften über dje 
Form der Listen und der übrigen von den Schiffern zu machenden Anzeigen er¬ 
lassen. Dieses Verzeichnisse sind in einer genügenden Anzahl zu veröffent¬ 
lichen und an die Schiffer, die Eisenbahnen und die Verfrachter abzugeben, 
die sie an alle Interessenten zu verteilen haben, damit diese in der Lage sind, 
sich über die Beförderungsbedingungen der Schiffer zu unterrichten. 

(4) Wenn ein Gut zunächst auf der Eisenbahn und weiterhin auf der 
Wasserstraße befördert werden soll, und der Eisenbahn die Frachtsätze und 
sonstigen Beförderungsbedingungen auf der Wasserstraße bekannt sind, so kann 
die Eisenbahn einen durchgehenden Frachtbrief für den gesamten Transport 
ausstellen. Die Form hierfür kann vom Bundesverkehrsamt vor geschrieben 
werden. In dem Frachtbrief sind die Gebühren für den Eisenbahntransport, den 
Wassertransport und die Häfen getrennt aufzuführen. 

§ 26. Das Amt kann nach Vornahme einer Untersuchung bestimmen, daß 
die diesem Gesetz unterworfenen Eisenbahnen innerhalb einer von ihm fest¬ 
gesetzten Frist auf ihrem ganzen Netz oder auf einzednen Strecken automatische 
Vorrichtungen zum Anhalten und zur Kontrolle der Züge sowie für andere 
.Sicherungszwecke herstellen, die mit den vom Amt vorgeschriebenen Bedin¬ 
gungen übereinstimmen. Eine derartige Anordnung muß mindestens zwei Jahre 
vor dem Zeitpunkt erlassen und veröffentlicht werden, in dem die Sicherheit»- 
Vorkehrungen fertiggestellt sein müssen. Es gilt nicht als Nachlässigkeit, wenn 
die Eisenbahn es unterläßt, auf solchen Strecken, die vom Amt nicht vorgesehen 
*iid, derartige Sicherheitsvorkehrungen zu treffen, und eine Klage auf Haftung 
für einen Unfall, der auf einer solchen Strecke vorgekommen ist, darf nicht 
durch das Unterlassen der Anlage solcher Sicherheitsvorrichtungen begründet 
werden. Zuwiderhandlungen gegen diese Bestimmungen werden mit einer Geld¬ 
buße von 200 Dollars für jeden Tag, den ein derartiger Verstoß dauert, bestraft. 
Diese Strafe verfällt zugunsten der Vereinigten Staaten, die sie auf gerichtlichem 
Wege einklagen können. 

§ 27. Dieses Gesetz ist unter der Bezeichnung: „Bundesverkehrsgesetz 
(Interstate Commerce Act)“ anzuführen. 
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Der Zuglauf bei Bahnen mit nur in einer Fahrrichtung 
benutzten Streckengleisen. 

Von 

Regierungsbaumeister Dr.-Ing. Gaede, Berlin. 

(Mit Abbildungen.) 


Einleitung* 

Die Erkenntnis bricht sicli mehr und mehr Bahn, daß die schärfste 
wissenschaftliche Ergründung aller, auch der scheinbar kleinsten Einzel¬ 
heiten des Betriebsvorgangs eine wesentliche Vorbedingung darstellt 
für die technisch und wirtschaftlich zweckmäßigste Durchführung eines 
technischen Betriebs. Je verwickelter und räumlich ausgedehnter der 
Betrieb, umso dringender wird diese Forderung. Sie ist deshalb für 
den Eisenbahnbetrieb besonders am Platz. Prüft man, was hier in 
dieser Beziehung geschehen ist, so findet man, daß bei guter Bearbei¬ 
tung mancher Gebiete auf anderen noch klaffende Lücken bestehen. So 
gibt es über den Verlauf der Zugfahrten auf einer Eisenbahnstrecke 
noch zahlreiche Probleme, deren Lösung auf den bisher benutzten 
Wegen nicht restlos und mit Sicherheit möglich war. Erinnert sei an 
die Frage nach der zweckmäßigsten Entfernung der Block- und Über- 
holungsiellen, nach der Grenze der Leistungsfähigkeit einer Bahn und 
den zu ihrer Steigerung geeignetsten Mitteln, nach dem Einfluß 
von Zügen verschiedener Geschwindigkeiten auf die Leistung der 
Strecke, nach der zweckmäßigsten Betriebsweise mehrgleisiger Strecken, 
nach der für den Streckenbetrieb günstigsten Ausbildung der Ztfischen- 
bahnhöfe, insbesondere der Anordnung der Überholungsgleise u. a. m. 
Der Versuch, die Antwort auf diese Fragen durch die Erfahrung, d. h. 
durch Beobachtung des laufenden Betriebs zu finden, bietet schon des¬ 
halb keine Gewähr für ein unbedingt zuverlässiges Ergebnis, weil bei 
der unendlichen Zahl der vorhandenen Möglichkeiten der beobachtete 
Tatsachenstoff niemals lückenlos sein kann, weil außerdem in dem be¬ 
obachteten Einzelfall unprüfbare Nebeneinfliis.se, die die Erscheinung 
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wesentlich ändern können, meist nicht mit Sicherheit ausgeschlossen wer¬ 
den können. Nun 'ist die Fahrt eines Eisenbahnzugs über eine Bahn¬ 
strecke ein physikalischer Vorgang, nämlich die Bewegung einer Masse 
auf einer gegebenen Raumkurve unter der Einwirkung gegebener Kräfte, 
und muß sich deshalb nach den bekannten Gesetzen der Mechanik vor¬ 
ausbestimmen lassen. Befinden sich mehrere Eisenbahnzüge gleichzeitig 
auf einem Eisenbahngleise, so regelt sich ihr Lauf, abgesehen von den 
vorstehend angedeuteten Naturgesetzen, noch durch bestimmte geome¬ 
trische Beziehungen, die darauf hinauslaufen, daß der von einem Zug 
besetzte Gleisabschnitt während eines gewissen Zeitraums und in einem 
bestimmten Umfang von allen anderen Zügen frei bleiben muß. Es 
handelt sich hier offenbar um ein Fragengebiet, das der streng mathe¬ 
matischen Behandlung zugänglich ist, ja nur auf diesem Weg sich voll¬ 
ständig wird aufklären lassen. Das schließt nicht aus, daß daneben die 
Erfahrung zur Lieferung der notwendigen Festwerte und zur Bestäti¬ 
gung der Ergebnisse nicht entbehrt werden kann. 

Für die Benutzung eines Eisenbahnstreckengleises lassen sich zwei 
grundlegend verschiedene Betriebsarten unterscheiden, je nachdem sämt¬ 
liche auf dem Gleis verkehrenden Züge dieselbe Fahrrichtung haben, 
oder Züge beider Fahrrichtungen vorhanden sind. Die erstere Be¬ 
triebsweise, der „Richtungsbetrieb“ im allgemeinsten Wortsinn, ist 
wegen ihrer großen Vorzüge für die Leistungsfähigkeit und Sicherheit 
die Regel bei allen zwei- und mehrgleisigen Bahnen, während die zweite 
in der Hauptsache nur bei eingleisigen Bahnen angewandt wird („ein¬ 
gleisiger Betrieb“). Die nachstehenden Untersuchungen 
beschränken sich auf den Fall r i c h t u n g s w e i s e be¬ 
triebener Gleise. Sie sollen versuchen, für diesen wichtigsten Fall 
die hauptsächlichen Gesetze abzuleiten, nach denen die Zugfahrten im 
einzelnen und in ihrer Gesamtheit verlaufen. 

Die Grundlage für eine jede derartige Untersuchung bildet die Be¬ 
rechnung der Fahrzeiten. Als ungenau, und vielfach zu erheblichen 
Fehlem führend muß die z. B. in Preußen übliche Fahrzeitenbestim- 
mung mit Hilfe der virtuellen oder Betriebslängen und mit Zeitzu¬ 
schlägen für das Anfahren und Bremsen, die ohne Berücksichtigung der 
besonderen Lage des Einzelfalls ein für allemal festgesetzt sind, für 
unsere Betrachtungen aibgelehnt werden. Daß dieses Verfahren auch 
für die Fahrzeitenberechnung des Betriebs unzulänglich ist und durch 
schärfere Verfahren ersetzt werden sollte, ist wiederholt von sachkun¬ 
diger Seite betont worden. In dieser Frage sind verschiedene bemer¬ 
kenswerte Beiträge erschienen (vgl. das Quellenverzeichnis am Ende 
dieses Aufsatzes). Wenn hier eine weitere Ableitung der Fahrzeiten- 
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berechnung mitgeteilt wurde, so geschah dies einmal, um eine ge¬ 
schlossene Darstellung des gesamten Stoffs zu geben, dann aber vor 
allem, weil die bisher bekanntgewordenen Berechnungsarten scheinbar 
nicht genügend leicht verständlich und in der Anwendung bequem waren 
und aus diesem Grunde bei der Einführung für den praktischen Ge¬ 
brauch der Eisenbahnverwaltungen auf Schwierigkeiten stießen. Der 
erste Abschnitt der nachstehenden Arbeit versucht deshalb, die Anwen¬ 
dung der dringend erwünschten schärferen Berechnung der Fahrzeiten 
durch eine Darstellung zu fördern, bei der mit den Vereinfachungen 
so weit gegangen ist, wie dies dile Eigenart der Aufgabe zuließ, ohne daß 
die Brauchbarkeit des Verfahrens in Frage gestellt wurde. Auf der 
so geschaffenen sicheren Grundlage baut sich die Ableitung der Gesetze 
für die hier zu untersuchenden Betriebsvorgänge auf. Nachdem nach¬ 
gewiesen ist, bis zu welcher Grenzlage zwei dasselbe Gleis benutzende 
Züge sich einander nähern dürfen, ehe sie sich in ihrem Lauf gegen¬ 
seitig stören, wird der Gesamtaufbau des Betriebsplans, nach dem die 
Zugfahrten verlaufen, des „Fahrplannetzes“, entwickelt. Aus den so 
gewonnenen Erkenntnissen lassen sich Folgerungen für eine Zahl wich¬ 
tiger betrieblicher Fragen ziehen. Der letzte Abschnitt der nachstehen¬ 
den Untersuchungen behandelt die Einschränkungen, denen die zunächst 
abgeleiteten Ergebnisse unterliegen, wenn die Hauptgleise durch Ver- 
schdebebewegungen und fremde Zugfahrten zeitweise dem durchgehen¬ 
den Betrieb entzogen werden, und zeigt die Mittel, durch die diesen Hem¬ 
mungen tunlichst entgegengewirkt werden kann. 

Abschnitt I. 

Berechnung der Fahrschaulinie eines Eisenbahnzugs. 

Es bezeichnen: 

L’ das Gewicht der Lokomotive in t, 

T das Gewicht des Tenders in t, 

L = L’ + T das Gewicht der Lokomotive mit Tender in t, 

Q das Gewicht des Zugs ohne Lokomotive mit Tender in t, 

G — Q + L’ + T das Gewicht des ganzen Zugs in t, 

R das Reibungsgewicht der Lokomotive in t, 
r den Halbmesser der Bahnkrümmung in m, 
i die Steigung der Strecke in vT (m auf 1000 m), 

V die Fahrgeschwindigkeit in Km/St, 
v — V : 3,6 die Fahrgeschwindigkeit in m/sec, 

]>v, i die Beschleunigung des Zugs bei ,der Geschwindigkeit v und der 
Steigung i in m/sec 2 , 

Z die Zugkraft der Lokomotive am Radumfang gemessen in t, 

B die Bremskraft ebenfalls am Radumfang gemessen in t, 

II die Heizfläche der Lokomotive in qm, 
t die Zeit in sec. und 
s den Weg in m. 
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Die Bewegung eines Eisenbahnzugs erfolgt unter dem Einfluß fol¬ 
gender Kräfte: des Fahrwiderstands W einschließlich des Luftwider¬ 
stands bezogen auf das wagerechte, gerade Gleis, des Krümmungswider¬ 
stands W r , der zum Gleis gleichgerichteten Teilkraft der Schwer¬ 
kraft J, sodann der von dem Willen des Lokomotivführers abhängigen 
Kräfte und zwar entweder der Zugkraft der Lokomotive Z oder der 
Bremskraft B. Von diesen Kräften wirken alle verzögernd mit Aus¬ 
nahme der Lokomotivzugkraft und der Scbwerkraftkomponemte bei fal¬ 
lender Strecke, die den Zug beschleunigen. Die beschleunigenden 
Kräfte seien als positiv eingeführt. Die gesamte auf den Zug wirkende 
Kraft K ist: 

1) bei der Fahrt unter Dampf . . . K = — W — W r J + Z, 

2) beim freien Auslauf.K = — W — W r q= J und 

3) beim Bremsen.. . . K = — W — W r J — B. 

Die durch diese Kraft geradlinig zu beschleunigende Masse des Zugs ist 
M’ = G : g, wenn g die Erdbeschleunigung gleich 9,81 m/sec* bedeutet. 
Hierzu kommen die in kreisende Bewegung zu versetzenden Massen. 
Diese sollen durch einen Zuschlag zu den geradlinig zu beschleunigen¬ 
den Massen von 8 % berücksichtigt werden. Die gesamte Masse ist somit: 


4) 


„ G . 1,08 G 

M = - - 


9,81 9,08 

Unter dem Einfluß der Kraft K erfährt diese Masse die Beschleuni¬ 


gung p: 
5) . . 


K K. 9,08 

P “ äT ~ G 


6) 


Mit Hilfe der Beziehung: 

_ dv _ d‘ 2r s 

. P- dt~~~df 2 


könnte man die Bewegung des Zugs vollständig berechnen, wenn die 
Größe der in K enthaltenen Kräfte und, soweit sie veränderlich sind, 
das Gesetz ihrer Veränderlichkeit bekannt sind. Für W und für W r 
sind hinreichend zuverlässige Zahlen durch Versuche gefunden. Nach 
Frank ist: 


7) . 


w = [‘ + b ‘QlliSx> + l> + b ’- 




= a-f 


b, . L + bj . Q 
G 




G 


1000 


4+ b -sn- 


G 


1000 


(in t). 



_Q 

1000 


b _ b t . L -4- b; Q 
G 
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Hierin ist a — 2,r., bi = 0,o«7 und b» ein von der Beschaffenheit 
der Wagen abhängiger Beiwert, der zwischen 0,025 bei vierachsigen 
Schnellzugswagen und etwa 0,14 bei leeren offenen Güterwagen liegt. 
Die gebräuchlichen Formeln geben den Widerstand in kg/t. Um ihn 
in derselben Einheit zu erhalten wie das Gewicht, ist hier der Teiler 
‘/1000 eingeführt. Für den Krümmungswiderstand kann z. B. die 
v. Röcklsche Formel benutzt werden: 


B) 


1T 650 G .. . 

Wr "" r - 55 ' 100Ö (,n l) ‘ 


Die Schwerkraftkomponente ist (genau genug tg statt sin des Steigungs¬ 
winkels) : 


9) 


j = ±1 ‘tSo 


Zur Vereinfachung der Schreibweise soll in den Gleichungen weiterhin 
der Krümmungswiderstand nicht mehr gesondert angeschrieben werden. 
Es wird angenommen, daß er durch entsprechende Vergrößerung des 
Steigungswiderstands berücksichtigt ist. 

Für die Lokomotivzugkraft Z hat man durch Versuche brauchbare 
Mittelwerte abgeleitet für Fahrten mit unveränderlich bleibender Fahr¬ 
geschwindigkeit. Will man diese Werte auf Zugbewegungen mit ver¬ 
änderlicher Geschwindigkeit anwenden, so wird man sich vor Augen 
zu halten haben, daß ihnen eine umso geringere Zuverlässigkeit beizu¬ 
messen sein wird, je schneller und in je größerem Umfang sich in dem 
zu untersuchenden Zeitraum die Fahrgeschwindigkeit ändert, also ins¬ 
besondere beim Anfahren und beim Befahren starker Steigungswechsel. 
Daß die Änderung der Zugkraft hierbei offenbar nicht einem stetigen 
mathematischen, ein für allemal festliegenden Gesetz folgen wird, er¬ 
gibt sich schon daraus, daß zu der Einstellung der Maschine auf die neue 
Fahrgeschwindigkeit vom Willen des Lokomotivführers abhängige Be¬ 
tätigungen der Steuerungsorgane notwendig sind, die je nach der Ge¬ 
schicklichkeit und dem Eifer, dann auch der Beurteilung der vorliegen¬ 
den Sachlage durch den Lokomotivführer verschieden schnell und in 
verschiedener Weise erfolgen werden. Die schrittweise Umstellung des 
Reglers und der Steuerung bewirkt weiterhin, daß nicht eine stetig ver¬ 
laufende, sondern eine stufenförmige Zugkraftlinie entsteht. 

Bei dem sehr wichtigen Fall des Anfahrens aus dem Stillstand 
sind Abweichungen von der Zugkraftlinie für Dauerleistung dadurch 
bedingt, daß der Kessel wegen der durch das Reibungsgewicht be¬ 
grenzten Zugkraft zunächst nicht voll ausgenutzt werden kann, daß er 
deshalb mit einem Überschuß an Arbeitsvermögen in das Geschwindig¬ 
keitsgebiet gelangt, in dem die Leistung der Lokomotive nur noch durch 
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die Kesselleistung bestimmt wird. Man hat dies dadurch berücksichtigt, 
daß man zu den der Dauerleistung entsprechenden Zugkraftwerten Zu¬ 
schläge von etwa 10 % gemacht hat. 

Jedenfalls erkennt man, daß es sich bei Benutzung der aus Dauer¬ 
fahrten abgeleiteten Zugkraftformeln, von deren eigener Unsicherheit 
ganz abgesehen, immer nur um eine Annäherung handelt, die auf 
mathematische Genauigkeit keinen Anspruch machen kann. Aus diesem 
Grunde würde es als verfehlt zu bezeichnen sein, wenn man bei der 
Auflösung der hier in Frage kommenden Differentialgleichungen große 
rechnerische Schärfe anstreben wollte. Es ist vielmehr geboten, An¬ 
näherungen innerhalb der ohnehin vorhandenen Fehlergrenzen zu 
machen, wenn dadurch nennenswerte Erleichterungen der Rechen- oder 
Zeichenarbeit erzielt werden können. Derartige Vereinfachungen werden 
zweckmäßig an der p-Linie vor der Auflösung der Differentialglei¬ 
chungen eingeführt. 

Bei jeder Reibungslokomotive kann man bei der Zugkraftlinie zwei 
wesentlich verschiedene Geschwindigkeitsgebiete unterscheiden. Bei 
niedrigen Geschwindigkeiten legt das vorhandene Reibungsgewicht der 
Treibachsen R und der Reibungsbeiwert f zwischen Schiene und Triebrad 
die obere Grenze der Zugkraft fest. Innerhalb dieses Gebiets kann bei 
genügenden Zylinderabmessungen erreicht werden: 

10). Z*R.f. 

Von einer bestimmten Grenzgeschwindigkeit an, die im folgen¬ 
den als Reibungsgeschwindigkeit bezeichnet werden möge, kann mit 
Rücksicht auf die Leistung der Maschine, bei Dampflokomotiven des 
Dampfkessels, die volle Reibungszugkraft bei Dauerfahrt nicht mehr aus¬ 
genutzt werden, die Zugkraft muß vielmehr nach einem bestimmten 
Gesetz, das von der Art der Kraftquelle abhängt, allmählich herab¬ 
gesetzt werden. Für Dampflokomotiven kann z. B. die für Überschlags¬ 
rechnungen ausreichende Formel von Frank benutzt werden, die für 
Schnell- und Personenzuglokomotiven lautet: 


11 ) • 


166,5. H 

La — - 


, - (in t) 

1000. V v 


und für Güterzuglokomotiven 

162 
V 


12 ) 


_/ 162 142 \ H ' 

” \ v + V V / 1000 1 


(in t). 


Hierin bedeutet H die Heizfläche in qm. 

Die Z-Linie besteht hiernach aus einem annähernd wagerechten 
Zweige, der von der Geschwindigkeit V = O bis zur Reibungsgeschwin¬ 
digkeit V’ reicht. Dort stößt eine zunächst steil abfallende, allmählich 
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flacher werdende und sich asymptotisch der V-Achse nähernde 
Kurve an. (Abb. 1.) Aus dieser Gestalt der Z-Linie ergibt sich, daß 


Abb. l. 

\ 

\ 



man, wenn man der Wirklichkeit einigermaßen nahe kommen will, für 
die beiden Geschwindigkeitsgebiete mit einer einzigen Formel für das 
Gesetz der Zugbewegung nicht wird auskommen können. 

Ohne zunächst auf die Bremskraft, die von den auf den Zug wir¬ 
kenden Kräften noch zu bestimmen wäre, einzugehen, soll, um den Zu¬ 
sammenhang nicht zu unterbrechen, vorerst die Untersuchung des unter 
Einwirkung der Lokomotivzugkraft befindlichen Zugs beendet werden. 


A. Bewegung des Zugs unter Einwirkung der Lokomotivzugkraft. 


Nach 1) und 4) ist die Beschleunigung, die der Zug erfährt: 

13a).p = (-W-(W r ±J) + Z). 9 j“ 

oder bei Einschluß des Krümmungswiderstands in den Steigungs- 
widerstand: 


Q oft 

13b) . p = (—W + J-f Z)-jT 

E>ie dreti in der Klammer stehenden Größen sind durch die Formeln 
7 bis 12 bestimmt. Von ihnen ist J ein Festwert, W und Z ändern 
sich mit der Fahrgeschwindigkeit. Man trage in ein rechtwinkliges 

9 08 

Koordinatensystem mit der Fahrgeschwindigkeit als Abscisse die -L,- 


fachen Werte von W und Z nach oben hin auf. 


Im Abstand 

G 


nach oben, wenn es sich um eine Steigung, nach unten, wenn es sich 
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um ein Gefall handelt, ziehe man zur W-Linie gleichlaufende Linien. 
Die zwischen diesen Linien und der Z-Linie gelegenen Flächen stellen 
dann die p-Flächen dar (Abb. 1). Die auf diese Weise für J = O, das 
heißt für gerade, wagerechte Bahn gewonnenen Werte von p trage man 
nunmehr von der wagerechten V-Achse aus auf (Abb. 2). Aus dieser 


Abb. 2. 



po-Fläche läßt sich die Beschleunigungsfläche für ein beliebiges anderes 
Steigungsverhältnis i jetzt wesentlich einfacher in der Weise gewinnen, 
daß man im Abstand 

9,08 _ i.G 9,08 _ i. 9,08 
J ‘ G “ 1000 ’ G ” 1000 


eine Gerade gleichlaufend zur V-Achse zieht. Die zwischen dieser 
Geraden und der zuerst gezeichneten po-Linie liegende Fläche ist dann 
die zu i gehörige Beschleunigungsfläche. Zwischen den Beschleu¬ 
nigungen für verschiedene Steigungen ergibt sich hieraus die Beziehung: 


14a) 


Pvi, Pv.i,— Öl ij) • 


9,08 

1000 


und insbesondere: 


14 b) 


Po.i — Pj,o i i 


9,08 

1000 


Der Punkt, wo die p-Linie von der Wagerechten geschnitten wird, be¬ 
zeichnet die Fahrgeschwindigkeit Vj, bei der die Beschleunigung zu Null 
wird, bei der also der Beharrungszustand erreicht ist. Kennt man nun 
für eine bestimmte Lokomotivgattung die Beharrungs-Fahrgeschwindig¬ 
keiten, die sie bei verschiedenen Streckensteigungen mit einem be¬ 
stimmten Zuggewicht erreicht, so kann man hieraus umgekehrt die 
Abbildung 2 in der Weise herleiten, daß man aus den Leistungstafeln 
für das betrachtete Zuggewicht die zugehörigen Fahrgeschwindigkeiten 
bei den in der Tafel (Abb. 3) angegebenen Steigungen (z. B. 0 — l,o — 

i 0 OS 

2,5 — 3,3 — 4,0 — 5,0usw. vT) entnimmt, in dem Abstand - 

luUU 

(O.o — 0,oo9i — 0,0227 — 0,O3OO — 0,0303 — 0,0454 usw.) zur wage- 
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rechten V-Achse gleichlaufende Geraden zieht und auf ihnen die der 
Tafel entnommenen Fahrgeschwindigkeiten V; von der senkrechten 
Achse aus abträgt. Die gebräuchlichen Lokomotivleistungstafeln ent¬ 
halten nun nicht unmittelbar die bei gegebener Steigung und gegebenem 
Zuggewicht erreichbaren Geschwindigkeiten, sondern umgekehrt das 


Abb. 3 . 



bei bestimmter Steigung und Geschwindigkeit zu befördernde Zugge¬ 
wicht (so z. B. das vom Eisenbahnzentralamt herausgegebene Merk¬ 
buch für die Fahrzeuge der preußisch-hessischen Staatseisenbahnver¬ 
waltung). Die hier gesuchten Geschwindigkeitswerte müssen dann 
durch Zwischenschaltung bestimmt werden. 

Durch dieses Verfahren läßt sich der zweite, oberhalb der Reibungs¬ 
geschwindigkeit liegende Zweig der p-Linie außerordentlich schnell ohne 
Berechnung der Zugkraft- und der Widerstandslinien ableiten. Zweck¬ 
mäßig wird man die p-Linien für verschiedene Zuggewichte in Ab¬ 
stufungen von etwa 50 t in Schaubildern zusammenstellen. Jede Loko- 
• motivgattung erhielte je eine derartige Darstellung, die dann ständig 
bei den Fahrplanberechnungen benutzt werden könnte. 

Bei der Gestalt des oberhalb der Reibungsgeschwindigkeit liegen¬ 
den Zweigs der p-Linie ist zu beachten, daß sowohl die W-Fläche 
als auch die Z-Fläche durch eine nach oben hohle Kurve begrenzt sind. 
Die als Differenz dieser beiden sich ergebende p-Fläche muß deshalb eine 
schwächer gekrümmte Begrenzungslinie haben. Weil weiterhin bei 
kleinen Geschwindigkeiten die Krümmung der Z-Linie, bei großen die 
der W-Linie überwiegt, muß die p-Linie anfangs nach oben und 
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am Schloß nach unten hohl gekrümmt sein und dazwischen einen 
Wechselpunkt aufweisen. In dessen Nähe ist die Linie annähernd gerade. 
Der hier in Betracht zu ziehende Abschnitt liegt in der Regel innerhalb 
des schwach nach oben gekrümmten Teils diesseits des Wendepunkts. 
Die größten Abweichungen von der Geraden liegen bei den niedrigen 
Geschwindigkeiten nahe der Reibungsgeschwindigkeit. Je höher diese 
liegt, also bei Maschinen mit wenigen Triebachsen, umso geringer sind 
diese Abweichungen. 

Zur Festlegung des unterhalb der Reibungsgrenze liegenden 
Zweigs der p-Linie genügt es, wenn die Beschleunigung für diese 
Grenzgeschwindigkeit V’ und außerdem für den Beginn der Bewegung 
berechnet wird. Die so gefundenen Punkte sind mit einer schwach 
nach unten hohl gekrümmten Linie, die bei V = O die Wagerechte 
durch Po.o berührt, zu verbinden. Für Y = O und eine wagerechte, 
gerade Strecke ist gemäß Formel 10) und 7): 

7 _7 — p f trr — ® 

4>-Anax-K.t, W <>- 10 00 “ 1000 ’ 


somit wird unter Beachtung von 13): 

15) . . . . Pw, = (- W 0 + Zo) .- 9 ^ = (- ö - - • 9,08. 

Für die Reibungsgeschwindigkeit V’ tritt zu dem Fahrwiderstand das 
von der Geschwindigkeit abhängige Glied: b. 


/ V* V G 
V 10/ ■ 1000 ‘ 


Somit wird: 
1H) . . . . 


Po.v'- Po.0 - b . 


/ V‘ \ 2 9,08 

Vio/ ' looo 


V ist zunächst schätzungsweise nach dem Schnittpunkt der im Ab¬ 
stand po,o gezogenen Wagerechten mit dem vorher bestimmten Zweig 
der p-Linie anzunehmen. Wegen des geringen Einflusses des von V 
abhängigen Glieds ist hierbei- große Genauigkeit überflüssig. 

Die Auflösung der durch die p-Linie gegebenen Differential¬ 
gleichung der Zugbewegung kann durch zeichnerische Annäherungs¬ 
verfahren, durch planimeterartige, mechanische Hilfsmittel — eine sehr 
beachtenswerte Vorrichtung, den sogenannten Fahrdiagraph, durch den 
diese Aufgabe in vollkommenster Weise gelöst wird, beschreibt Dipl.-Ing. 
Knorr in Heft 7 S. 53 des Jahrgangs 1920 der Zeitschrift Elektrische 
Kraftbetriebe und Bahnen — oder schließlich auf rechnerischem Weg er¬ 
folgen. Die bei Benutzung der genannten p-Linie vorhandenen erheb¬ 
lichen Schwierigkeiten einer rein rechnerischen Auflösung lassen sich 
durch Einführung einer angenäherten, geradlinig begrenzten p-Linie 
beseitigen. Wir sahen schon oben, daß der Zugkraftlinie, die der 
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p-Linie zugrunde liegt, nur der Wert einer Annäherung zukommt, die 
auf mathematische Genauigkeit keinen Anspruch machen kann. Dann 
ist zu beachten, daß störende Einflüsse wirksam sein können, die 
nicht nur die Zugkraft, sondern auch die Fahrwiderstände erheblich 
abändern können, wie Kesselundichtigkeiten, neue, noch nicht einge¬ 
laufene Achsen, schlechte Gleislage, Wind, Regen. Schnee u. a. m. Wider¬ 
stands- und Leistungszahlen sind immer nur als Mittelwerte anzusehen, 
um die herum die im Einzelfall sich tatsächlich einstellenden Werte 
innerhalb nicht zu enger Grenzen schwanken werden. 

Es erscheint deshalb unbedenklich, die genaue p.-Linie, das heißt 
die auf rechnerischem Wege abgeleitete, durch eine Annäherung zu 
ersetzen, die eine einfache mathematische Behandlung gestattet. Die 
rechnerische Lösung der hier vorliegenden Aufgabe hat den großen 
Vorteil, daß sie zu geschlossenen Formeln führt, die gestatten, die 
Fahrgeschwindigkeit und Fahrzeit ohne zeichnerische oder mechanische 
Hilfsmaßnahmen sofort hinzuschreiben. 

Die p-Linie wurde demgemäß durch einen aus zwei Geraden zusam¬ 
mengesetzten Linienzug ersetzt, von denen die erste wagerecht verläuft 
und auf der senkrechten Achse die Anfangsbeschleunigung pj i0 ab¬ 
schneidet. Sie tritt an Stelle des unterhalb der Reibungsgeschwindigkeit 
gelegenen Zweigs der p-Linie. Die zweite schräg geneigte Gerade wird 
durch den Schnittpunkt der p-Linie mit der wagerechten V-Achse gelegt. 
Die beiden Geraden schneiden sich bei einer Geschwindigkeit Vj'. 
Diese soll so gewählt werden, daß die Annäherungslinie die gleiche 
Fläche einschließt wie die genaue p-Linie. Hieraus ergibt sich die Be¬ 
ziehung: 


Hierin bedeutet F den Flächeninhalt der p-Fläche, Vj die Dauerge¬ 
schwindigkeit bei der Steigung i und p 0 .j . die Beschleunigung bei der 
Geschwindigkeit V = O und der Steigung i. Am schnellsten führt eine 
zeichnerische Verwandlung der p-Fläche in ein flächengleiches Trapez 
zum Ziel. Genau genommen erhält man für jedes Steigungsverhältnis 
eine andere Geschwindigkeit Vj'. Man wird sich in der Regel darauf 
beschränken können, mit einem mittleren Wert zu rechnen. 


1. Bewegungsgleichungen für das Geschwindigkeitsgebiet zwischen 

V = O und V = V^. 


Die p-Linie ist eine wagerechte Gerade mit der Gleichung: 


dv_ d 2 s 
P “ dtdt 2 


Po.i- 
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Durch zweimalige Integration erhält man: 


18) .v = po.i. t + C. 

19) .s = p 0 ,i • g + C. t -f D. 


Rechnet man Zeit und Weg von dem Augenblick an, in dem die Ge¬ 
schwindigkeit Vi vorhanden war, so stehen folgende beiden Beziehungen 
zur Bestimmung der Integrationsfestwerte C und D zur Verfügung: 

0 2 

v x = poj . 0 + C und Si = 0 = p 0 ,i • -g- + C . 0 + D. 

Hieraus erhält man: 

C = Vx und D = 0. 

Die Bewegungsgleichungen lauten somit: 


20) .. = p.i.i. t + vj. 

t 2 

21) . s = po.i • — -f vx. t. Hieraus folgt: 



Mit Vi = 0, das heißt, wenn von dem Augenblick des Anfahrens an 
gerechnet wird, gehen diese Formeln in die einfachere Form über: 


23) . . . . 

.v = p 0 .i. t. 

24) . . . . 

t 2 V 2 

. 8 - PW • 2~ - 2 . Po. 

25) . . . . 

. t = l/-?— 8 — v . 


p 

p 


Es bezeichne t die Zeit, die ein Zug zur Zurücklegung der 
Strecke s gebrauchen würde, wenn er sie mit der vollen, der vorhan¬ 
denen Steigung i entsprechenden Regelgeschwindigkeit vj durchfährt: 
26).t = s : vj. 


27: 


ji= l ~t=p~ s -i= 

f Po,i Vi po.i 


Der Mehraufwand an Zeit bei einem anfahrenden Zug beträgt 
demgegenüber: 

vs 
Vi po.i Vi 

Führt man s aus Gleichung 24 ein, so wird: 

28). = -^L.. ' = JL. 

Poj 2. p 0 ,i Vi Po.i \ 2. Vi / 

Die tatsächliche Fahrzeit t wird bei Benutzung von t und j t 
in der Form erhalten: 


29) 


.t = t + ^t. = —+ - v -.(i- - v -). 

Vi po,i V 2. Vj / 
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Setzt man in 28 und 29 für v den Wert Vj/, das heißt die Grenzgeschwin¬ 
digkeit, bis zu der der erste wagerechte Zweig der vereinfachten p-Linie 
gilt, so erhält man den gesamten auf dieses Geschwindigkeitsgebiet ent¬ 
fallenden Anteil des Anfahrzeitverlustes bzw. der Anfahrzeit. 


2) Bewegungsgleichungen für das Geschwindigkeitsgebiet 
oberhalb von V = Vy. 


Unter Beachtung'von Abb. 4 läßt sich p darstellen in der Form: 

30).p = a - b . v. 

Darin ist: 


-Bl) 


.a — po 



b — Pu • 



32) 



Abb. 4. 



Durch Integration von 30. erhält man: 


33) .... 

. . . . ln (a — b . v) — ln C = — b . t. 

34) .... 

C.e- b •‘ a 

. . . . v - b b _ 

35) .... 

C.e~ b t , a _ ^ 

. . . . s- _ b 2 +V‘ t D 

35 a) ... . 

C.e~ b • 1 a 

• • • • s ~— b2~ + 'b-t' D 


Es sei wie oben für v = vi : t = 0 und s = 0. Dann erhält 
folgende Gleichungen zur Bestimmung der Festwerte: 


3G) 


37) 


v, = - b + 


a 

b 


C = a — V[. b 


Sj - 


a — Vi. b 
b2 


+ D = 0 


D = - 


a — Vj. b 
b 2 


man 
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Setzt man diese Werte und dann die Werte von a und b ein, so wird: 

38) . . v — — (»-Ji-h) e - b t += — ~ i “~ Vl .e—P» t/(v.-^)V 

b b V Vj / 

= v <(i 


39) . 

40) . 


s = 


a — Vj . b 
b 2 “ 


i— b 



a — v L . b 
b 2 


S = Ti . ( t _ (Vl-^-Cvi-T jl.d _ e - K .W« -*>) 
V Vj . Po / 

= Vj • |t — J t (l — ra)j. 


Bezeichnet man wie oben mit t die Zeit, die der mit der vollen Regel¬ 
geschwindigkeit vj fahrende Zug zur Zurücklegung der Strecke s ge¬ 
braucht, so ist 

41) .s = Vj.t. 

Setzt man diesen Wert der rechten Seite der Gleichung 40 gleich, so 
findet man: 

s = Vj. t = Vj jt — J t (1 — m)l 
t = t — Jt(l— m) 

42) .t = t -f J . t (1 — m). Darin ist: 


43) 

44) 

45) 



j t - ( y i ~ v l) • ( v i ~ Vj') . 
Vj . Po 

. . m = e~P» t/(T,_y|/) . 


Die Formeln 43 und 44 enthalten nur bekannte Größen, so daß t und 
4 1 sofort hingeschrieben werden können. In 45 kommt die noch unbe¬ 
kannte Zeit t vor. Man führe zunächst einen geschätzten Wert für m 
ein und bestimme damit die angenäherte Fahrzeit 


t' = t + </1. (1 — m‘) 

und hiermit nach Formel 45 den Hilfswert m. Weicht der so erhaltene 
Wert von dem geschätzten wesentlich ab, so ist das Verfahren zu wieder¬ 
holen. Es führt so schnell zum Ziel, daß von einer weiteren Umbildung 
der Formeln abgesehen werden kann. 

Die Werte von m können für verschiedene Größen des Exponenten 
n = — — aus der nachstehenden Tafel oder aus Abb. 5 entnommen 

Vj - Vj' 

werden. Mit zunehmendem n nähert sich m schnell der Grenze Null 
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’-.taj 

g ’ 

-•1 
i f 1 

:-*))=- 

- ln ( ----- .(l 
Po V Vi — v x \ 

~ vT)) 

Vj-Vj' 

' ln | 

f_ V i . y i - 

v\ 


Po 

l Vj — Vj Vj 

/ 




t= Vi-Vi ' 

.ln Vi ~ V • 



-. in-- 

Po Vj - v. 


Für v = V;, das heißt zur Erreichung der vollen zu der Steigung i ge¬ 
hörigen Höchstgeschwindigkeit ergibt die Formel 48, weil ln 0 = — oo 
ist, eine unendlich große Zeit t. Dies bedeutet, daß sich die Geschwin¬ 
digkeit asymptotisch der Grenze vj nähert und sie erst nach unendlich 
langer Zeit ganz erreichen würde. 

Formel 48. ist von Bedeutung für die Fälle, in denen die Fahrge¬ 
schwindigkeit durch andere Umstände als durch die Leistungsfähigkeit 
der Lokomotive begrenzt ist, etwa durch steiles Gefälle, scharfe Krüm¬ 
mungen, ungenügende Bremshesetzung oder Bremseinrichtungen, zu ge¬ 
ringen Triebradumfang der Lokomotive oder andere in ihrer Bauart 
liegende Gründe, durch besondere Hindernisse der Strecke usw. Hier 
hat man zunächst nach Formel 48 die Zeit zu berechnen, innerhalb deren 
die vorgeschriebene Höchstgeschwindigkeit erzielt wird. Durch Ein¬ 
setzen dieses Werts in Gleichung 40. bestimmt man den Punkt der 
Strecke, von dem ah dann mit der unveränderlichen Höchstgeschwindig¬ 
keit zu rechnen ist. 

Bei wechselnden Steigungsverhältnissen der Strecke hat man die 
Fahrzeit als Summe von Teilzeiten zu ermitteln, die zur Zurücklegung 
der einzelnen Streckenabschnitte gebraucht werden. Liegt eine auf eine 
hinreichende Länge gleichmäßig geneigte Strecke vor, so läßt sich aus 
Gleichung 29. und 42. eine Formel zusammenstellen, die gestattet, 
die Gesamtfahrzeit — mit Ausnahme der Berichtigungsziffer m — ohne 
weitere Zwischenrechnung hinzuschreiben. Die Ziffern .1 und 2 sollen 
in der nachstehenden Formel andeuten, daß die betreffenden Größen 
sich auf das Geschwindigkeitsgebiet unter und über der Grenzge¬ 
schwindigkeit v/ beziehen: 


49 ) 


t — tj -l - d ti t% -f- /J t 2 (1 — m 2 ) 


t=- 8l -+-’5 

Vj po. 


' ('- 2 -)+- + ly - Vi - 1 ( 1 -”'> 
I.i V 2 Vj / Vj Vj.po.i 

(v, - Vi')* (1 


t= •.+.?» + J_{ Ti .( 1 _ -pL)+ 

Vj Poj l v 2 Vj / 


Vj 


50 ) . 


Mit s x + s 2 = s geht die Gleichung über in: 

. . . , = i + J_L.(i_ <) + ^-^ (l - m 2 )j. 

Vj Po,i I V 2 Vj / Vj > 


&* 
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— Pftl • t« y.' 

Zur Bestimmung von m, = e n— y , worin t- 2 = t — tj = t - ■ ist, 

muß zunächst ein geschätzter Wert für m* in Gleichung 50 einge¬ 
setzt werden, um dann m» durch schrittweise Annäherung zu bestimmen. 
Das zweite Glied in Gleichung 50 stellt den gesamten Anfahrzeitver¬ 
lust dar. 


Beispiel : Schnellzug, Lokomotive preußisch S 6, Tender 4 T 21,5, 
9 D-Zugwagen. Strecke 300 m steigend mit 2,5 v. T., 1200 m steigend mit 4,o v. T., 
3000 m wagerecht, 10000 m fallend mit 2 v. T. 

Es ist: L’ = 61 t, T = 50 t, L = 61 + 50 — 111 t, R = 34,5 t, Q = 9 
.40 = 360 t, G — 111 + 360 — 471 t. Nach Merkhuch der Fahrzeuge der 
preußisch-hessischen Staatseisenhahnen S. 45 muß die angenommene Lokomotive 
einen Zug von 360 t befördern bei einer Steigung von 

1:00 1 : 1000 1:500 1:400 1:300 1:200 1:150 


oder 0,0 1,0 2,o 2,5 3,5 5,o 6,7 v. T. 

mit einer Geschwindigkeit von: 

97 88 78 74 67 54 42 km/St. 

i 9 08 

Zu den angegebenen Steigungsverhältnissen gehören die Werte - 1 ’ : 0,o 0,oo98 

1 vw 

0,0182 0,0227 0,0300 0,0454 0,0608 m/sec*. 

Trägt man diese Werte über den vorher angegebenen Geschwindigkeiten 
auf, so erhält man den zweiten Zweig der p-Linie (Abb. 6). Nach Formel 15 ist: 



34,5 - 0 , 0025 ). 
471.7 I 


9,08 = 0,072 m/sec 2 


wobei der Reibungsbeiwert f — 


7 


angenommen war. 


Eine im Abstand po,o von 


der v-Achse gelegte Gleichlaufende schneidet den zunächst bestimmten zweiten 
Zweig der p-Linie bei V = 83 km/St. Weil der erste Zweig der p-Linie tat- 


Abb. 6. 



sächlich etwas abfällt, liegt der Brechpunkt etwas höher, etwa bei V' — 36 km/St. 
Mit diesem Wert erhält man nach Formel 16: 


PO.v' = 0,072 —h.(,®)*. 


9,08 

100U 
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Mit bi = 0,007 und bi = 0,025 wird nach 7 : 

T _ 0,067.111 +0,07ß.360 _^ 

D — 471 — 0,036. 

po,V' = 0,072 — 0,004 = 0,068 m/sec* 

Nunmehr sind genügend Punkte der p-Linie bekannt, um sie mit ausreichender 
Genauigkeit auftragen zu können. An Grundzahlen sind jetzt nur noch für die 
verschiedenen vorkommenden Steigungsverhältnisse nach 17 die Grenzgeschwin¬ 
digkeiten V/ zu bestimmen. Wegen der unbedeutenden Abweichungen von einer 
Geraden, die hier die p-Linie aufweist, wurde mit einem einzigen Wert 
vj* =30 km/St. oder 8,3 m/sec gerechnet. 

Streckenabschnitt 1. i = + 2,5 v. T., s = 300 m. 


1 9 08 

Gemäß 14 ist p<>4 = Po>o ± = °>°” 


-~Toö(r =0 ’ 049 m/sec *’ 


Nach 25 wird: t = = 110 sec. 

r 0,049 

Oie am Ende des Abschnitts erreichte Geschwindigkeit ist nach 23 : va — 0,040 
110 — 5,4 m/sec. 

Streckenabschnitt 2. i = + 4,0 v. T., s = 1200 m. 

4 o 9 08 

poa = 0,072-= 0,036 m/sec 2 . 


Die Strecke ißt so lang, daß vermutet werden kann, daß vor ihrem Ende 
die Grenzgeschwindigkeit Vj = 8,3 m/sec erreicht wird. Die Anfangsgeschwin¬ 
digkeit in diesem Abschnitt ist gleich der Endgeschwindigkeit der vorhergehenden 
v* = 5,4 m/sec. 


Aus 20) folgt: t = — 3 ——, wenn mit v 3 die Geschwindigkeit am Ende der 

p 0 i 

betrachteten Teilstrecke, hier also gleich vi' = 8,3 m/sec verstanden wird. Somit 
erhält man: 


t = -’® 5 ’- = 81 sec. 

0,036 

Der in dieser Zeit zurückgelegte Weg ist nach 21: 8 = + 5,4. 81 


= 565m. Es entfallen also noch 1200 — 655 = 645 m auf den Bereich der abfallen¬ 
den Beschleunigungslinie. Durch Zwischenschaltung zwischen i = 3,3 und 5,o v. T. 
erhält man für das hier vorhandene Steigungsverhältnis i = 4,o: 


Vi = 67 — ^ ,7 - . 13 = 62 km/St. oder vi = 17,2 m/sec. 
Nach Formel 42 bis 45 wird nunmehr: 


t = 045:17,2 = 37,5 sec 
(17,2 




17,2.0,036 


= 128 sec 


t = 38+123(1— m). Bei 'einem im Vergleich zu t so großen Wert At muß in 
in der Nähe seines Größtwerts l,o liegen. Es werde zu 0,8 geschätzt. Dann 
wird: t = 38 + 128(1 ,0 — 0 , 8 ) = 63 sec und der Exponent n: 


0,036 .63 A 

n = —-— = 0 , 26 . 

17,2 — 8,3 


Hierfür ergibt die vorstehende Zahlentafel m = e— o = 0,772. Die Abweichung von 
den geschätzten Wert für m ist so unerheblich, daß von einer Wiederholung 
der Rechnung abgesehen werden kann. Diese würde den genauen Wert m = 0,766 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



70 


Der Zugl&uf bei Bahnen mit nur in einer 


und t = 69sec ergeben. Nach 38 wird die Fahrgeschwindigkeit am Ende dieser 
Teilstrecke: 

* = • (‘ - 

= 17,2. (1 — 0,89) = 10,5 m/sec. 

Streckenabschnitt 3. i = ±0, s = 3000 in. 

Vi = 97 km/St. oder vi = 97 : 3,6 = 27 m/sec 
vi' = 8,3 m/sec. pou = po,o = 0,072 m/sec 2 
Anfangsgeschwindigkeit v 3 = 10,5 m/sec. 

Nach 42 bis 45: 

t =-^ = 111.00 

At= B7 = KJ,M27-e, 1 ) =159sco 
27.0,072 

m wird geschätzt zu 0,50. Hiermit wird 

t = 111 + 159. (1 — 0,50) = 191 sec 
0,072.191 . 

"= -27-8j=°’ : “ 
m = 0— n = e— 0,"36 — 0,48. 

ni war also hinreichend genau geschätzt. Die am Ende der Teilstrecke erreichte 
Geschwindigkeit ist: 


1 = 27. (l 


[) 4 \ 

— .0,481 = 18,2 m/sec. 


27 — KM 
27 

Streckenabschnitt 4. i = — 2,o v. T., a = 10000 m. 
Vi = 113 km/St. oder vi = 31 m/sec 


0 ^ . 2,o. 9,08 Ä , „ 

Vi' = 8,3 m/sec po,i = 0,072 + “^jöoo == 0,90 m / sec2 

v 4 — 18,2 m/soc. Zulässige Höchstgeschwindigkeit Vmax — 100 km/St 

oder v m ax — 27,8 m/sec 

, 10000 ovl 
t = —- = 323 sec 

oi 

4.= ®=!M-r = 104 , 0 „ 

31.0,090 

m geschätzt zu 0,2 gibt t = 323 + 104. (1 — 0 , 2 ) = 406 sec. 

0,090.406 , , 

n ~ 31 _ 6 ~ = l f 6 i m = e- i - 0 , 20 . 

Die Schätzung war also zutreffend. Die erreichte Endgeschwindigkeit wäre: 


v 5 = 31. (l - — 3 J 18 ’ 2 • 0 , 20 ) = 28,5 m/sec. 


Die zugelassene Höchstgeschwindigkeit würde also überschritten sein. 
Diese wird erreicht gemäß Formel 48 nach 

‘ = - ^ (11 ~Te,l ) = - SM. 1» 1 = - S5ä • (- 1^») = «HO »cc. 

In dieser Zeit legt der Zug zurück (Formel 40): 


s = 31.|350- 


(31 — 1 8,2). (31 —8,3) 
31.0,090 

= 31.272 - 8430 m. 


)•<>- 


- ono aso 

C 31 - KJ 


) = 31 . (350 — 104. (1 — 0,25) 


Der Rest der Strecke von 10000 — 8 430= 1 670 m wird mit der Höchstgeschwin¬ 
digkeit Vmax = 27,8 m/sec zurückgelegt in 1670:27,8 =57 sec, so daß die gesamte 
Fahrzeit sein würde: 360 + 67 = 407 sec. Der Unterschied gegenüber der oben er- 
rechneten Zeit ist naturgemäß nur gering, weil die Überschreitung der Höchst¬ 
geschwindigkeit auch nur ganz unerheblich gewesen wäre. 
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B. Bewegung des Zugs während der Bremsung. 


Während des Bremsens tritt anstelle der Lokomotivzugkraft die an 
dem Umfang der gebremsten Räder angreifende Bremskraft B. Diese 
ist gleich der gleitenden Reibung zwischen Rad und Bremsklotz, solange 
deren Größe nicht den Widerstand der rollenden Reibung zwischen Rad 
und Schiene überschreitet. Bei ordnungsmäßiger Bremsenbedienung 
darf dieser Fall, bei dem die Räder schleifen würden, nicht eintreten. 
Man hat deshalb bei Bestimmung der wirksamen Reibung von dem 
Bremsklotzdruck P und dem Beiwert f der gleitenden Reibung zwischen 
Rad und Bremsklotz auszugehen. Das auf den gebremsten Achsen 
ruhende Gewicht verhalte sich zu dem Gesamtgewicht des Zugs wie 
q : 1, der Bremsklotzdruck zu dem auf die gebremste Achse kommenden 
Gewicht wie u : 1. Für den ganzen Zug ergibt sich dann ein Gesamtbrems¬ 
klotzdruck P = q . u. G und eine Bremskraft: B = q . u. f . G. Darin sind 
q und G feste Werte, u ist veränderlich entsprechend dem schwächeren 
oder schärferen Anziehen der Bremsen, f ändert sich mit der Fahr¬ 
geschwindigkeit. Weil die Bremsdauer wegen der hier zur Verfügung 
stehenden großen Kräfte — im Gegensatz zum Anfahren kann hier der 
Reibungswiderstand aller oder doch eines erheblichen Teils der vor¬ 
handenen Achsen nutzbar gemacht werden — vergleichsweise kurz ist, 
kann der in dem Schrifttum und in der Praxis üblichen Gepflogenheit 
folgend mit einem mittleren Wert der Bremskraft gerechnet werden, 
ohne daß man daraus wesentliche Fehler für die so ermittelte Fahrzeit 
befürchten müßte. Für die hier in Betracht kommenden gewöhnlichen 
Betriebsbremsungen kann angenommen werden u = 0,4 bis 0,6 und 
f = 0 ,i 2 bis 0,i7. Für den Fahrwiderstand soll ebenfalls ein unver¬ 
änderlicher Mittelwert eingeführt werden statt des genaueren von der 
Fahrgeschwindigkeit abhängigen (Formel 7). 


6I) . w = (• + "•?•{( w-Z+M-rSö- 


Mit V* = 0, das heißt für den wichtigsten Fall, daß der Zug am Ende 
des betrachteten Zeitabschnitts zum Stehen gekommen ist, geht die 
Formel über in: 


52) 


Wi 4+ b -w)- 


G . 

Tooö 


Aus Gleichung 3 und 5 folgt: 


53) ... • 

54) ... p 



±,+ .„«. 0.000 


) 


9,08 

Tooö 


c. 
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Für den Fall der unveränderlichen Beschleunigung waren die Be¬ 
wegungsgleichungen unter A 1 abgeleitet worden (20 bis 25). Kommt 
der Zug am Ende der Bremsstrecke zum Stehen, so erhält man die 
wichtigen Beziehungen: aus 20: 


55) . v 2 = 0 = vi + p. tb = Vjl — c . tj,. 

56) .tb = — 1 und aus 21: 

c 

57) .s b = P "g “ + vi • t b = - C <j --- + v i • tb- 

Setzt man in diese Gleichung das vorher abgeleitete tb ein, so wird: 

c _ -Vi-ti. . t _ vi. tb 

58) .6b — g r Vj. tb — —^ ' 


59) 


ti,= 


2.8b 
Vl 


Hätte der Zug die ganze Strecke mit der Anfangsgeschwindigkeit v 4 
durchfahren, so würde er hierzu nur die halbe Zeit gebraucht haben. 
Der Mehraufwand an Zeit ist also gleich der halben Bremsdauer: 


60) 



v ‘_ 
2. c 


a 


b•(yvp 
200 


Vj. 55 

■±i+q.u.f. 1000 


Befand sich der Zug vor Beginn der Bremsung im Beharrungszustand, 
so ist die Geschwindigkeit Vi ohne weiteres gleich Vj bekannt. War 
der Zug aber noch in der Beschleunigung begriffen, so ist eine be¬ 
sondere Berechnung zu Bestimmung von v x erforderlich. In Überein¬ 
stimmung mit dem wirklichen Vorgang geht man dabei zweckmäßig 
so vor, daß man das Ende der vorhergehenden Teilstrecke etwa 200 m 
vor dem Punkt annimmt, wo im Mittel die Bremsung beginnt, also je 
nach den Streckenverhältnissen etwa 500 bis 1000 m vor der Haltestelle. 
Bis zu diesem Punkt wird die Bewegung nach den oben abgeleiteten 
Gleichungen berechnet. Die so gewonnene Geschwindigkeit am Ende 
der vorletzten Teilstrecke wird als unveränderlich bis zum Einsetzen 
der Bremsung angenommen. 

Beispiel: Der oben als Beispiel untersuchte Schnellzug soll 1000 m 
hinter dem Endpunkt der 4. Teilstrecke zum Halten kommen. Dabei ist an¬ 
genommen, daß die 4. Teilstrecke von vornherein so gewählt wurde, daß die mut¬ 
maßliche Bremsstrecke von etwa 1000 m übrig blieb. Die Strecke falle zunächst 
noch auf 500 m mit 2 v. T. Der Rest liege in der Bahnhofswagerechten. Es werde 
statt dessen ein mittleres Gofülle von 1,0 v. T. angenommen. Die Geschwindigkeit 
beim Verlassen des 4. Streckenabschnitts war zu 27,8 m/sec ermittelt Es seien alle 
Achsen des Zugs an dio durchgehende Bremse angeschlossen, also q 1,0. Es 
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werde mit den mittleren Werten u = 0,5 und f = 0,14 gerechnet, b ist wie 
oben 0,035. Mach 60 wird: 



2,5 


0,035 ■ 100“ 
2nO 


27,8 ■ 65 _ 

—1,0 + 1,0.0,6.0,14 .1000 


_ _27,8 .56 _ oi 

“ 2,5+ 1,76 — 1,0 + 70 “ 
Die Grundfahrzeit beträgt: 


sec. 



1000 


1000 

27,8 


3G scc. 


Die Gesamtfahrzeit mithin — 

t = t + A t = 36 + 21 = 57 sec. 

Nach 58 ist der Bremsweg, dessen Bestimmung hier an sich entbehrt 
werden könnte: 


Sb = 27,8.21 = 585 m. 


Die im Abschnitt I entwickelten Ableitungen gestatten die Be¬ 
rechnung der Fahrzeiten jedes beliebigen Zugs. Unter Berücksichtigung 
der vorgesehenen Abfahrtzeit ergibt sich hieraus der Fahrplan des 
Zugs, der im folgenden zum Unterschied von dem Streckenfahrplan, 
der die Gesamtheit der Einzelfahrpläne der auf einem Gleis ver¬ 
kehrenden Züge enthält, als Fahrschaulinie bezeichnet werde. Es ist 
dabei von der zeichnerischen Darstellung ausgegangen, die gerade bei 
der Fahrplanaufstellung und Benutzung sich als besonders zweckmäßig 
erweist. Zum Entwurf eines Streckenfahrplans genügt nun die Kennt¬ 
nis der einzelnen Fahrschaulinien noch nicht. Als zweite wichtige 
Grundlage muß bekannt sein, wie weit die einzelnen Fahrschaulinien 
einander genähert werden können. Diese Frage hat besondere Bedeu¬ 
tung für Bahnen, auf denen sehr zahlreiche Züge gleicher Art im 
Kleinstabstand einander folgen müssen, wo deshalb ein Fehler in der 
Bemessung dieses Kleinstabstands sich oftmals vervielfachen würde. 
Nicht entbehrt werden kann die Kenntnis des zulässigen Kleinstabstands 
der Fahrschaulinien aber auch bei Bahnen, wo derartige Fälle nicht Vor¬ 
kommen, wo aber Überholungen verschieden schnell fahrender Züge vor¬ 
zunehmen sind. Hier muß zur Erzielung eines einerseits möglichst wirt¬ 
schaftlichen, andererseits aber auch ausführbaren Fahrplans bekannt sein, 
wie groß der Vorsprung und die Wartezeit für den langsameren Zug 
bemessen werden muß. Bevor an die Behandlung ganzer Streckenfahr- 
pl&ne gegangen werden kann, muß deshalb zunächst die Frage des 
Kleinstabstands der Fahrschaulinien geklärt werden. 


Abschnitt II. 

Bestimmung des Kleinstabstands der F&hrschaulinien. 

Sollen mehrere Züge auf demselben Gleis in derselben Fahrrich- 
lung verkehren, so ist es zur Vermeidung von Unfällen erforderlich, daß 
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sie voneinander einen bestimmten Mindestabstand einhalten. Für stark be¬ 
lastete und neuzeitlich betriebene Bahnen kommt nur die Sicherung dieses 
Abstands durch Festlegung des Mindestraumabstands durch die soge¬ 
nannte Streckenblockung in Betracht. Den Zahlenbeispielen der folgenden 
Untersuchungen liegt die Annahme handbedienter Signale und elektrischer 
Streckenblockung, wie sie in Europa am weitesten verbreitet ist, zu¬ 
grunde. Von der Streckenblockung hängt die Zeitfolge der Züge in fol¬ 
gender Weise ab: Der Raumabstand zweier einander möglichst dicht fol¬ 
gender Züge muß am größten sein in dem Augenblick, wo der erste Zug 
gerade die Blockstrecke verlassen hat und damit dem zweiten Zug die 
Einfahrt in die Blockstrecke freigibt. Es liegt dann die Blockstrecke selbst 
und je ein Abstand vor und hinter ihr zwischen den beiden Zügen. Einer¬ 
seits muß nämlich der die Blockstrecke verlassende Zug mit seinem Schluß 
das Blockendsignal um ein gewisses Sicherheitstück überfahren haben, 
um durch das dann auf Halt zu stellende Signal hinreichend gegen einen 
etwa durch rutschenden nachfolgenden Zug gesichert zu sein. Anderer¬ 
seits muß der nachfolgende Zug in diesem Augenblick noch um ein 
gewisses Stück von dem Blockanfangsignal entfernt sein, damit das 
Signal von ihm ordnungsmäßig beobachtet werden kann. Der Abstand 
wird, wenn nicht selbsttätige Signalstellung vorliegt, bei der praktisch 
die Signale als gleichzeitig mit der Räumung der Sicherheitstrecke be¬ 
wegt gelten können, noch dadurch größer, daß die Signal- und Block¬ 
bedienung Zeit in Anspruch nimmt, das Blockanfangsignal also erst eine 
gewisse Zeit nach erfolgter Räumung der Sicherheitstrecke auf Fahrt 
geht. Während der Fahrt in der Blockstrecke ist eine weitere Annähe¬ 
rung der Züge möglich. Der geringste Raumabstand würde sich dann 
ergeben, wenn der erste Zug nach Räumung der Sicherheitstrecke hinter 
dem Blockendsignale zum Stillstand gekommen ist, und der folgende 
Zug, dem daraufhin die Einfahrt in die Blockstrecke gestattet war, bis 
an das Blockendsignal vorrüokte. 

Für die hier anzustellenden Untersuchungen ist immer nur 
der oben gekennzeichnete Zeitpunkt in Betracht zu ziehen, wo der vor¬ 
fahrende Zug die Sicherheitstrecke gerade geräumt hat. Der Mindest- 
Zeitabstand der beiden sich folgenden Züge an einer bestimmten Stelle X 
der Strecke ergibt sich hiernach als Summe folgender Zeitabschnitt: 
1. Zeit, die der vorfahrende Zug zur Zurücklegung der Strecke von 
dem betrachteten Punkt X bis zur Räumung der Sicherheitstrecke ge¬ 
braucht, 2. Zeit zur Block- und Signalbedienung, sowie zur Aufnahme des 
Signals durch den Lokomotivführer des folgenden Zugs, 3. Zeit, die 
der folgende Zug zur Zurücklegung der Strecke von der Stelle, wo er 
das Signal aufnimmt, bis zu dem Punkt X gebraucht. Im 
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einzelnen ist hierzu zu bemerken. Die Schutzstreckenlänge kann 
bei Zwischenblocksignalen zu 100 bis 200 m angenommen' 
werden. Bei Einfahrten in Bahnhöfe dient das Signal gleich¬ 
zeitig zur Sicherung der Einfahrweichenstraße, es darf deshalb 
erst zurückgelegt werden, wenn der Zug die zu sichernde Fahrstraße 
vollständig durchfahren hat, sofern nicht im einzelnen Fall zur Be¬ 
schleunigung der Zugfolge eine frühere Zurücklegung des Signalhebels 
unter anderer Sicherung der Fahrstraße zugelassen wird, oder 
wenn der Zug in einem hinreichenden Schutzabstand hinter dem Ein¬ 
fahrsignal zum Halten gekommen ist. Die örtlichen Verhältnisse wür¬ 
den hierbei von Fall zu Fall zu berücksichtigen sein. Nach erfolgter 
Räumung der Blockstrecke hat der Endblockstellenwärter sein Signal auf 
Halt zu stellen, es durch Bedienung des Streckenblocks in dieser Stellung 
zu verschließen und dadurch gleichzeitig das Anfangsignal freizugeben. 
Darauf zieht der Anfangblockstellenwärter sein Signal, unter Umständen 
noch mit besonderem Hebel das Vorsignal. Für diese Handhabungen 
werden etwa 60 sec. zu rechnen sein. Ist das Anfangsignal ein Ausfahr¬ 
signal eines Bahnhofs, von dem der zweite Zug abfährt, so wird das 
Signal noch während des Stillstands von dem Zuge aufgenommen. Hier¬ 
zu ist im allgemeinen erforderlich, daß der Aufsichtsbeamte das Aus¬ 
fahrtgeben des Signals wahrnimmt, das Zugpersonal, unter Umständen 
auch die Reisenden verständigt, dem Lokomotivführer den Auftrag zur 
Abfahrt gibt, daß dieser den Auftrag aufnimmt und ausführt. Hierzu 
werden unter gewöhnlichen Verhältnissen (nicht Stadtschnellbahnen) 
etwa 30 sec. genügen. Vielfach, besonders wenn noch für das Einsteigen 
der Reisenden gesorgt werden muß, wird eine längere Zeit notwendig 
sein. Man wird zweckmäßig die Zeit durch örtliche Beobachtungen fest¬ 
legen. Bei einem durchfahrenden Zug muß gefordert werden, daß der 
Lokomotivführer die Fahrtstellung des Blocksignals schon an dem Vor¬ 
signal mit Sicherheit wahrnehmen kann. Dies kann sichergestellt wer¬ 
den entweder dadurch, daß man festsetzt, daß der Zug beim Ziehen des 
Vorsignals noch eine bestimmte, nach der Fahrgeschwindigkeit festzu¬ 
legende Strecke von dem Vorsignal entfernt ist — z. B. bei Schnellzügen 
300 bis 500 m oder bei Güterzügen 150 bis 300 m —, oder dadurch, daß 
man eine Mindestzeit von etwa 10 bis 20 sec. vorschreibt zwischen dem 
Ziehen des Vorsignals und der Vorbeifahrt der Lokomotive an dem Vor¬ 
signal. 

Im folgenden ist, dem zweiten Verfahren entsprechend, ein Zeitzu¬ 
schlag von 15 sec. hierfür angerechnet worden. 

Die wichtigsten der vorkommenden Fälle sollen im folgenden unter¬ 
sucht und durch Zahlenbeispiele erläutert werden. Der für die 
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Berechnungen angenommene Schnellzug soll die Zusammensetzung 
des unter Abschnitt I gegebenen Beispiels haben, der Güter¬ 
zug die folgende Zusammensetzung: Lokomotive preußisch G?; 
Tender 3 T 12, Wagengewicht Q = 900 t. Hierfür ist L’ = 53,5 t, T = 
35 t, L = 53,5 + 35 = 88,5 t, G = 88,5 + 900 = 988,5 t, R = 53,5 t. Für 
die den Beispielen zugrunde liegende Steigung von 3,3 v. T. ist Po.i = 
0,0172 m/sec 2 und Vi = 25 km/St. = 6,96 m/sec v/ = 16 km/St. = 4,46 m/sec. 

Auf die bei Stadtschnellbahnen infolge der Einführung besonderer 
Vorkehrungen zur weiteren Verdichtung der Zugfolge (z. B. Nachrück¬ 
signale) bisweilen geschaffenen etwas abweichenden Verhältnisse soll 
hier, wo es sich vor allem um die Zugfolge von Fernbahnen handelt, 
nicht näher eingegangen werden. 

A. Züge mit gleicher Geschwindigkeit, die an denselben Stellen 

anfahren und halten. 

Gegeben sei die Fahrschaulinie des ersten Zugs A. Die des 
zweiten Zugs B entsteht aus dieser Linie in der Weise, daß an jedem 
Punkt der Strecke gleichlaufend zur Zeitachse derselbe Zeitabstand z 
von der ersten Fahrschaulinie abgetragen wird. Denn, weil beide Züge 
zur Zurücklegung derselben Strecke gleich viel Zeit nötig haben, kommt 
der zweite Zug, wenn er z Minuten hinter dem ersten abfährt, an jeder 
Stelle der Strecke immer um diesen selben Abstand z später an. Wäh¬ 
rend der Zeitabstand der Fahrschaulinien also unveränderlich bleibt, 
ändert sich der Raumabstand der beiden Züge, d. h. die Entfernung, In 
der sich die Spitzen der beiden Züge in einem gegebenen Augenblick 
von einander befinden, mit der Änderung der Fahrgeschwindigkeit. Der 
Raumabstand wächst mit zunehmender Fahrgeschwindigkeit des ersten 
Zugs. Bei einer dann einsetzenden Verminderung der Geschwindigkeit 
wird der Abstand zunächst noch größer bis zur Erreichung des Höchst¬ 
werts in dem Augenblick, wo eine zur Wegachse gleichlaufende Gerade 
beide Fahrschaulinien in Punkten schneidet, bei denen ihre Neigung, d. h. 
die Fahrgeschwindigkeit der Züge übereinstimmt. Weil nun die Sicherung 
der Zugfolge durch Festlegung des Raum abstands der sich folgenden 
Züge an bestimmten Stellen der Strecke, den Blockabschnitten, erfolgt, 
muß zur Bestimmung des Kleinstabstands der Fahrschaulinien unter¬ 
sucht werden, ob der bei dem in Aussicht genommenen Zeitabstand sich 
ergebende Raumabstand der Züge das durch die einzelnen Blockstrecken 
gegebenen Mindestmaß an keiner Stelle unterschreitet. Man stellt zu 
diesem Zweck für jede Blockstrecke den kleinstzulässigen Zeitabstand 
fest. Der in den Fahrplan einzuführende Zeitabstand der Züge muß 
dann mindestens so groß sein wie der größte der so ermittelten Werte. 

Mit Rücksicht auf die bei den einzelnen Sonderfällen vorliegenden 
nennenswerten Unterschiede sollen gesondert untersucht werden: 1. der 
Fall, daß es sich um die erste Blockstrecke nach dem Anfahren, 2. um 
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eine mittlere Blockstrecke, die glatt durchfahren wird, 3. um die letzte 
Blockstrecke vor dem Halten handelt. 4. wird der Fall einer Blockstrecke 
behandelt, innerhalb deren die Züge sämtlich planmäßig zu halten und 
wieder anzufahren haben. 

1. Erste Blockstrecke. 

Die Klammerwerte gelten für den Güterzug, die nicht eingeklam- 
merten für den Schnellzug. 

Nach der Fahrplanskizze (Abb. 7) beträgt die Strecke L, die der 
erste Zug nach der Abfahrt zurückgelegt haben muß, ehe das Block- 
Signal hinter ihm zurückgenommen werden kann, 

L = 100 + 2000 + 100 — 1 m. Hierin bedeutet 1 die Länge des Zuges. 
Mit 1 = 200 (500) m wird L = 2400 (2700) m. 



I 


Die zur Zurücklegung von L erforderliche Fahrzeit wird nach 
Formel 50) erhalten.. 

Vi po ; i l \ 2.Vi/ v 1 f 

r\ . . — PO'I.U , Vi' 

Dann ist: m = e und bj = t 


P0;i 
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Für den Schnellzug wird 

2400 1 

18,6 + 0,042 


t = 






(18,6 - 8,3) 2 


Nach einer Versuchschätzung wurde ermittelt m = 0,55. 

Hiermit erhält man: 

t = 129 + 289 - . m = 129 + 289 - 76 = 129 + 213 = 342 sec. 

0,042 


= 342 — 


8,3 


= 144 sec. 


0,042 

0.042.144 
18,6 

In gleicher Weise erhält man für den Güterzug: 


n = 




m 


e " = 0,55. 


- 2700 J_ 

6,95 + 0,0172 


/ 4,46 \ (6,95 — 4,45)’“ , . 

' 4 ' 15 -( 1 - 2 T 6,*1 +- 6^- (1 - ,n) 


= 389 + M±°* 
0,0172 


0,9. m 
0,0172 

Mit einem geschätzten Wert für m von 0,08 wird 
t = 389 + 229 - 4 - 614 sec. 


t> = 614 - ^-- 5 
0,0172 

0,0172.355 _ t . 


355 sec. 


n 


244. 


er hätte ganz 
die Block- und 


6,95 — 4,45 

m = e- ” = e- -■ 44 = 0,097. 

Der Einfluß von m ist hier so gering, daß 

vernachlässigt werden können. Rechnet man für 
Signalbedienung 60 sec. und für die Aufnahme des Abfahrt¬ 
signals durch den nachfolgenden Zug 30 sec., so ergibt sich der gesamte 
Mindestzeitabstand zu: 

z m in = 342 + 60 + 30 zr 434 sec oder 7,2 Min. für die Schnellzüge und 
z m j„ = 614 + 60 + 30 = 704 sec oder 11,7 Min. für die Güterzüge. 
Um den Einfluß der Streckensteigung auf diese Größe zu zeigen, wurden 
die Zahlen noch für die Steigungsverhältnisse — 5 v. T.. ± 0 v. T. und 
+ 5 v. T. berechnet. Es ergaben sich für die 
Schnellzüge die Werte 

eine Steigung von.— 5,0 

und für die Güterzüge . . . 

(vgl. Abb. 8). 

Man erkennt, daß die Kurve der kleinstmöglichen Zugfolgezeiten sich 
mit günstiger werdenden Steigerungsverhältnissen immer mehr abflacht 
und einem Grenzwert nähert. Umgekehrt steigt die Kurve mit zu- 


5,0 

5,3 

6,0 

7,2 

8,5 

Min. für 

— 5,0 

2,0 +0,0 

+ 3,3 

+ 5,0 

v. T. 

6,9 

7,4 

8,0 

11,7 

— 

Min. 
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mhiuender immer nte-iler m uftd Vergibt whemitteh grufte Worte 

Wi ileni Steigeugsverfctütnjsse, wo die Zugkraft .yott dem Fahr- und 

s»n;«nM»gsriv*M<?t?t. i «ule ganz «.ijifgexehH wird. — Das ist der Fal! Wi 

5000 . . . - V1 , .■ , , . 0(072. .1000. 

: ^v^idiegcndss — 


7,5) v. T. 


.. 0,0472 .1000 

b*.w — _ —— 

n,m 


6,3 v. T. 


AMv. :rt 



|fedi" Vorlauf der Kurve ist ntebt stetig, sonder« i«ngt ein»;« Knick 
; u« dar• SteJle, -wo die Steigung gerade hoch die Frreiahung der Gr«?«'/- 
«e:>dnvindigkeit zwischen dem. Reihung*- Ufttl KosBo.)leiBtungHgobif«t vru: 
hu.!. Wegen des flach»;», fast. wagfereehlan Yeriw/fc deir BeseliUaioR 
?u«gÄÜnie zwischen dieser Greucgescbwindi«keil .und der Geschwin¬ 
digkeit NtUl ftifti hier eiöe "niiji%döfii^dF 'Frhöhtmg der ^Vruekejisteigung 



folga. Die Folgt- hiervon .iet,.ftln -pfötöif eher :• iumvk der ZueRdgoaeii- ■'• 
iinie mich eben und ■eine Sehr schnelle \n»iHhortiWg an dununemllH} 
Ütrößeu Kudwerl. Aus dieser Gestalt der FA»gi»:«fgt*«el|i^rfe.%rfeennt. man 
d«h hei gegebenem Steigung»e.erhöUni s 2«gzn?a»»itß»?*>.s<:ditiriger« v:ii 
»er weiden sind, bei denen did hrreiehbare Hö.d)rf.gt;Schwjudigk*'H in der 
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Nähe der Grenzgeschwindigkeii/t liegt. Eine geringfügige Überschrei¬ 
tung der angenommenen Widerstände oder eine unerhebliche Ver¬ 
schlechterung der Reibung zwischen Triebrad und Schiene würden eine 
außerordentliche Vergrößerung der erzielbaren Zugfolgezeit erfordern, 
wenn nicht ein Anfahren überhaupt unmöglich wird. In dem Beispiel 
würde man also nicht über Steigungen von etwa 5,5 und 4 v. T. gehen 
dürfen. 


Auf der anderen Seite erhält man den untersten Grenzwert des 
Zeitabstands bei einem Streckengefäll, bei dem die Schwerkraft¬ 
komponente und die Lokomotivzugkraft eine so große Beschleunigung des 
Zugs bewirkt, daß eine weitere Steigerung mit Rücksicht auf die 
Sicherheit des Zulaufs und auf die beförderten Güter oder Menschen 
nicht mehr zulässig erscheint. 

Will man bei verschiedenen Steigungsverhältnissen die gleichen 
Zugfolgezeiten erreichen, so ist dies möglich dadurch, daß man bei 
zunehmender Steigung die Länge der Blockstrecke verkleinert. Aus dem 
Verlauf der Kurve der Zugfolgezeiten als Abhängige des Steigungs¬ 
verhältnisses erkennt man, daß man für wagerechte und fallende 
Strecken innerhalb ziemlich weiter Grenzen etwa dieselbe Höchstgrenze 
der Blockstreckenlänge anwenden darf, bei steigenden Strecken ist diese 
Grenze herabzusetzen. Weil der Zug zunächst den flacher geneigten 
Bahnhof zu durchfahren hat, wird in der Regel der Längenschnitt der 
ersten Blockstrecke so gestaltet sein, daß die Verbindungslinie des ersten 
und des letzten Punkts, die Linie der mittleren Steigung, über der 
tatsächlich vorhandenen Steigungslinie liegt. Weil in diesem Fall, wie 
eine einfache Überlegung zeigt, das Anfahren stets schneller erfolgt als 
beim Vorhandensein einer gleichmäßigen, mittleren Steigung, so erhält man 
etwas zu lange Fahrzeiten, wenn man mit der mittleren Steigung rechnet. 
Dies wird deshalb in der Regel vollständig genügen. 

Abb. 9 zeigt für das Beispiel des Schnellzugs bei einem Steigungs¬ 
verhältnis von 3,s v. T. die Abhängigkeit der Mindestzugfolgezeiten z 
von der Blockstreckenlänge L. Die zweite in die Zeichnung ein¬ 
getragene Linie zeigt, in welchem Verhältnis die relative Änderung 
der Zugfolgezeiten z zu der relativen Änderung der Blockstreckenlänge 
L steht, also die Größe: 


J z 1 j _ L 4 L 

z ’ L — z ’ d z 


Die in. dem umgeformten Ausdruck ent- 


enthaltene Größe 


J z 


läßt sich, wenn man die Differenzen beliebig 


kleine Werte annehmen läßt, deuten als die Geschwindigkeit, die 
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der Zug am Ende der hier betrachteten Strecke — Blockstrecke zuzüg¬ 
lich der Sicherheitsstrecke — besitzt: 

dL 


— hat ebenfalls die Form einer Geschwindigkeit. Man kann dieses 

Verhältnis der Blockstreckenlänge L zu der Zugfolgezeit z als die 
mittlere Geschwindigkeit v m deuten, mit der der Zug die Block¬ 
strecke räumt. Die gesuchte Verhältniszahl ergibt sich somit als: 
k = v m : v 2 . 


Abb. 9. 



Dieser Ausdruck wird, von Ausnahmefällen abgesehen, stets 
ein echter Bruch sein. In dem vorliegenden Fall schwankt 
der Wert der innerhalb der in Betracht zu ziehenden Gebiete zwischen 
etwa 0,24 und 0,50. Er nimmt mit zunehmender Blockstreckenlänge 
weiter zu und nähert sich bei unendlich langer Blockstrecke dem 
Grenzwert 1, ohne ihn je ganz zu erreichen. Bei einer Blockstrecken¬ 
länge von 10 km erhält man im vorliegenden Beispiel etwa k = 0,c2. 
Eine Verkürzung der Blockstreckenlänge um x v. H. hat demnach eine 
Herabsetzung der mindestens einzuhaltenden Zugfolgezeiten von nur 
0,24 x bis 0,62 x v. H. zur Folge. Die Wirkung einer Verkleinerung der 
Blockstreckenlänge ist um so geringer, je kürzer die Blockstrecke ist. 
Die für die Vermehrung der Blockstellen in einem solchen Fall aufge¬ 
wandten sehr bedeutenden Kosten machen sich dann meist nicht mehr 
bezahlt. Bei etwa 2 km dürfte hiernach die untere Grenze liegen, bis 
«su der man mit Rücksicht auf die Wirtschaftlichkeit mit der Blockteilung 
gehen wird. Es gibt dann andere Mittel (z. B. Erhöhung der Anfahr- 

Archiv für Eisenbahnwesen. 1921 . (> 
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Beschleunigung durch Wahl stärkerer Lokomotiven), um die gewünschte 
Erhöhung der Streckenleistung zu erzielen. 

2. Mittlere Blockstrecke. 

Die von den Zügen zurückzulegende Strecke L’ beträgt nach der 
Skizze 10 : 

L' = 3500 + 700 -1-100 4-1 = 4300 +1 = 4300 + 200 = 4500 m 

(= 4300 + 500 = 4800 m). 


Abb. 10- 



Es wird angenommen, daß bei Eintritt in die Blockstrecke der Zug 
die dem Beharrungszustand entsprechende Geschwindigkeit v,- schon 
erreicht hatte und die Geschwindigkeit für die ganze Strecke beibehält 
— ob dies im einzelnen Fall zutrifft, ist aus der vorher zu entwerfen¬ 
den Fahrschaulinie der Züge zu ersehen. — Oben war ermittelt für 
i = 3,3 v. T. V; = 18,6 ( 6 , 95 ) m/sec. Hiermit erhält man eine Fahrzeit 
U = 4500 : 18,« = 242 sec (4800 : 6,05 = 692 sec.). Hierzu kommen 60 sec. 
für die Block- und Signalbedienung und 15 sec. für die Signalbeobachtung. 
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Die kleinste Zugfolgezeit ergibt sich in dem vorliegenden Beispiel so¬ 
mit zu: 

zg = 242 -1- 60 + 15 = 317 sec oder 3,3 Min. und 
zg = 692 + 60 + 15 = 767 sec oder 12,8 Min. 

Der Einfluß, den eine Veränderung der Blockstreckenlänge auf die 
kleinste zulässige Zugfolgezeit hat, ist hier leicht zu übersehen. Eine 
Verkürzung der Blockstrecke um A L hat eine Verminderung der Fahr¬ 
zeit zur Folge um t = Da alle anderen Größen unverändert bleiben, 

ist dies zugleich die Verminderung der Zugfolgezeit z. Das Verhältnis 
der relativen Änderungen wird: 

_ Jz JL z/L _ L 

z ’ L v.z'L v.z 


In dem Beispiel würde) werden: 


k 8 = 


3600 

18,6.317 


— 0,693 und ko — 


3600 


6,96.767 


= 0,667. 


Eine Herabsetzung der Blockstreckenlänge auf die Hälfte, also eine 
Verdoppelung der Blockstellen, würde somit nur eine Verkleinerung der 
Zugfolgezeiten um 0,so. 0,693 = 0,296 und 0,&o. 0,657 = 0,328 der oben 
errechneten Werte z ermöglichen. Man übersieht leicht, daß auch hier 
der Wert k umso kleiner wird, je kürzer die Blockstrecke wird. Man 
erzielt also auch in diesem Fall durch Verkürzung der Blockstrecke 
eine vergleichsweise umso unbedeutendere Verbesserung der engst zu¬ 
lässigen Zugfolge, je weiter man mit der Blockstreckenlänge herabgeht. 
Der Mehraufwand an Blockstellen macht sich dann immer weniger be¬ 
zahlt. Es wird deshalb auch bei Zwischenblockstrecken eine untere 
Grenze geben, die man aus wirtschaftlichen Gründen zweckmäßig nicht 
unterschreiten sollte. Sie dürfte bei etwa 3 km unter den hier angenom¬ 
menen Verhältnissen liegen. 


3. Letzte Blockstrecke. 

Nach Abb. 11 ist L' = 700 + 2000 + 150 + 800 = 3650 m. Die Züge 
sollen mit der der Steigung von 3,3 v. T. entsprechenden Geschwindigkeit 
v i = 18,6 (6,96) m/sec in die Blockstrecke einlaufen. Wenn sie diese 
Geschwindigkeit beibehieiten, würden sie für die Strecke L' gebrauchen: 
t = 3660: Vi = 3650: 18,6 = 196 (3660 : 6,95 = 627) sec. 

Hierzu ist zunächst noch der Zuschlag für den Bremszeitaufwand zuzu- 

6 * 
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setzen. Dieser ist nach Formel 60 zu berechnen. Für den Schnellzug 
erhält man: 


1 = 


_ 55.18,6 

1000.0,120.1,0.0,4 + 2,5 


0,035 

200 


. 67 2 + 3,3 


^ t= 66_l M = 19ieo 
54,6 


Abb. u. 



Für den Güterzug wird angenommen: Bremsanteil q = 0,io, u = 0,5,1 = 
0,12, b = 0,04. Hiermit wird: 


Jt 


55.6,95 


1000.0,12.0,10.0,5 + 2,5 + ^ • 25 ‘ 2 + 3,3 


55.6,95 ao 
J t— , ■ =32 sec. 

11,9 

Für die Blockbedienung usw. sind wie oben unter 2 zuzuschlagen 75 sec. 
zg = 196 -f-19 -f- 75 = 290 sec = 4,8 Min. 


zo -= 527 + 32 -f 75 = 634 sec = 10,6 Min. 

Eine Untersuchung über den Einfluß einer Verkürzung der Block¬ 
strecke auf die erreichbare Zugfolgezeit ergibt ähnliche Verhältnisse 
wie zu 2. 
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Nimmt man an, daß andere Blockstrecken nicht mehr vorhanden 1 
sind oder daß etwa vorhandene eine größere als die längste hier ermit¬ 
telte Zugfolgezek nicht erfordern, so erhält man als äußerstenfalls 
anwendbare Zugfolgezeiten für Schnellzüge z m ; n = 7,2 Min. (erste Block¬ 
strecke ist maßgebend) und für Güterzüge z min = 12,8 Min. (die mittlere 
Blockstrecke ist maßgebend). 


4. Blockstrecke mit Aufenthalt der Züge. 


Für Reisendenzüge kommt noch der wichtige Fall in Betracht, daß 
die Züge unterwegs auf dem durchgehenden Hauptgleise halten müssen. 
Der zwischen dem Ein- und dem Ausfahrsignal des Bahnhofs liegende 
Streckenabschnitt kann für den Zugbetrieb als eine Zwischen-Block- 
strecke aufgefaßt werden genau wie jede andere nur mit dem Unter- 
schied, daß die Fahrgeschwindigkeit der Züge innerhalb dieser Strecke 
anders verläuft als in den andern Blockstrecken. Die Geschwindigkeit 
nimmt zunächst auf Null ab, bleibt einige Zeit auf diesem Wert stehen 
und beginnt dann wieder anzuwachsen. Zur Ableitung des kleinstmög- 
lichen Zugabstands muß ebenso wie in den andern oben untersuchten 
Fällen zunächst die Zeit bestimmt werden, die ein Zug zur Zurücklegung 
der Zugfolgestrecke gebraucht. Welche Strecken dabei in Rechnung 
zu stellen sind, zeigt die Abb. 12. Die Strecke wird durch den Stillstand 
des Zugs in zwei Teilabschnitte zerlegt: der erste - von dem Einfahr¬ 
vorsignal bis zu der Haltestelle — im vorliegenden Beispiel zu 700 + 400 
= 1100 m angenommen —, der zweite von hier bis zu der Stelle, wo der 
Zug mit seiner letzten Achse die stromdichte Schiene hinter der letzten 
Bahnhofsweiche verlassen hat — hier zu 350 m gewählt —. Der Zug 
komme mit 50 km/St. = 13,9 m/sec Geschwindigkeit beim Vorsignal an. 
Die Bremsverzögerung sei dieselbe wie unter A 3. Dann erhält man 
die Zeit zur Zurücklegung der Teilstrecke bis zum Halten des Zugs zu: 


ti 


1100 

13,9 


— 5 ‘ 13,9 = 79 + 14 = 93 sec. 
54,6 


Die Anfahrbeschleunigung betrage wie oben (Al) p = 0,042. Die 
350 m lange Strecke zur Räumung des Bahnhofs fällt ganz in das Gebiet 
der unveränderlichen Beschleunigung. Deshalb erhält man: 

l/2 350 

ts = \ : — 129 sec. Für die Block- und Signalbedienung und die Be¬ 

obachtung des Einfahrvorsignals durch den Lokomotivführer des nach¬ 
folgenden Zugs seien wie unter A 2 und 3 noch 75 sec. gerechnet. 
Die engste Zugfolge beträgt dann: z = 93 + 129 + 75 -j- A = 297 + A, 
wenn A die Aufenthaltsdauer bedeutet. Will man einen Zugabstand von 
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z. B. 7 Minuten einhalten, so dürfte der Aufenthalt A nicht größer sein 
als: A = 7.6« — 297 = 123 sec = 2 Minuten. 

ABb. 12. 





Kommt man mit diesem Aufenthalt auf wichtigeren Bahnhöfen nicht 
aus, so muß man mehrere Bahnsteiggleise nebeneinander anordnen. Um 
unabhängig von der Einfahrt auf der anderen Seite ausfahren zu können 
und umgekehrt, empfiehlt sich bei sehr schwerem Verkehr eine An¬ 
ordnung nach Abb. 13. 


Abb. 13. 



Für die Verdoppelung der Hauptgleise in einem Personenzughalte¬ 
punkt ist der geplante Ausbau des Bahnhofs Friedrichstraße der Ber¬ 
liner Stadtbahn ein bekanntes Beispiel. 
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Eine ähnliche Vermehrung der Hauptgleise kommt z. B. auch in 
Frage bei Lokomotivwechsedstiationen von Bahnen, auf denen zahlreiche 
unterwegs nicht zu behandelnde Güterzüge in kurzen Abständen ein¬ 
ander folgen und auf dieser Station ihre Lokomotive umspannen (Um¬ 
spanngruppe). 


5. Einfluß der Bahnhöfe auf die Zugfolge. 

Die Bahnhöfe bilden — vielfach sehr unbequeme — Festpunkte in 
der Blockstreckeneinteilung. Ihre Lage in dieser Einteilung ist mit 
besonderer Aufmerksamkeit zu prüfen. Im folgenden sei auf einige be¬ 
achtenswerte Gesichtspunkte hingewiesen. 

Weil das Ausfahrsignal eines Bahnhofs auf Fahrt stehen muß, 
ehe sich der abfahrende Zug in Bewegung setzt, ist die Strecke von der 
Stelle, wo der Zug hält, bis zu dem Ausfahrsignal der ersten Block¬ 
streckenlänge zuzuzählen. Zur Erreichung einer engen Zugfolge ist 
deshalb auf möglichste Verringerung dieser Strecke hinzuarbeiten. Sehr 
ungünstig wirkt z. B. für die Güterzugfolge eine Hintereinanderschal¬ 
tung von Güter- und Reisendenbahnhof, wenn in dem letzteren nicht 
eine besondere Blockstrecke eingerichtet wird (vgl. Abb. 14). Dies ist 



Ahb. 14. 






Abb. 15. 


0 —• 
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meist nur unter Aufwendung sehr erheblicher Kosten möglich, weil 
die Länge des Reisendenbahnhofs nicht zur Aufnahme ganzer Güter- 
zlige ausreicht. Ein leichter anzuwendendes Mittel, um den ungünstigen 
Einfluß des vorgeschalteten Reisendenbahnhofs auf die Güterzugfolge 
unschädlich zu machen, besteht darin, daß man neben den Reisenden¬ 
bahnhof Gleise legt, in die die Güterzüge — auf Verschiebesignale — 
vorrücken, und aus denen sie auf die Strecke ausfahren. Die hierfür 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 




88 


Der Zuglauf bei Bahnen mit nur in einer 


geltenden Ausfahrsignale stehen dann unmittelbar bei den Ausfahr¬ 
signalen des Reisendenbahnhofs (vgl. Abb. 15). 

Ähnlich ungünstig wirken auch lange Entwicklungen der Weichen¬ 
straßen an den Bahnhofsenden. Man dränge die Gleisverbindungen mög¬ 
lichst an einer Stelle zusammen. Wo dies nicht möglich ist, bilde man 
zwei derartige Verzweigungstellen mit dazwischenliegender Block¬ 
strecke. Bei der Planung großer Bahnhöfe muß man von vornherein 
diesen Gesichtspunkt ins Auge fassen. 

Bei den in den Bahnhof einfahrenden Zügen liegen die Ver¬ 
hältnisse wesentlich günstiger als bei den ausfahrenden, weil es möglich 
ist, die Einrichtungen so zu treffen, daß hier die Rückblockung schon 
vorgenommen werden kann, ehe der Zug an der vorgesehenen Stelle 
zum Stehen gekommen ist; er muß nur die Einfahrweichenstraße bis zu 
einem bestimmten Punkt mit seinem Schluß durchfahren haben. Des¬ 
halb ist die Entfernung der Stelle, wo der Zug halten soll, von der 
Einfahrweichenstraße meist ohne Bedeutung für die kleinstmögliche 
Zugfolge. 

Zwischenbahnhöfe, bei denen die Gleislänge zwischen Einfahr- und 
Ausfahrsignal zur Aufnahme der längsten Züge zuzüglich eines Schutz¬ 
abstands genügt, und bei denen das Ausfahrsignal des durchgehenden 
Hauptgleises mit Vorsignal ausgerüstet ist, spielen für durchfahrende 
Züge die Rolle einer gewöhnlichen Zwischenblockstrecke. Sind diese 
beiden Voraussetzungen nicht erfüllt, so darf das Einfahrsignal erst 
nach vorheriger Auffahrtstellung des Ausfahrsignals gezogen werden, 
die Einfahrt des durchfahrenden Zugs in den Bahnhof ist also abhängig 
von der vorherigen Räumung der hinter dem Bahnhof gelegenen Block¬ 
strecke. Diese erscheint für diese Züge um die Länge des Bahnhofs ver¬ 
größert. Sie ist von dem Einfahrsignal des Zwischenbahnhofs bis zu 
der dem Bahnhof folgenden Blockstelle zu rechnen. Besonders für 
Güterzüge kann eine derartige Verlängerung einer Zwischenblockstrecke 
sehr ungünstig wirken, so daß in vielen Fällen diese einen Bahnhof ein¬ 
schließenden Blockstrecken für die Berechnung der Güterzugfolge maß¬ 
gebend sind. 


B. Züge mit ungleicher Fahrgeschwindigkeit. 

Die Fahrschaulinien zweier Züge mit verschiedener Fahr¬ 
geschwindigkeit verlaufen gegeneinander unter einem Winkel ge¬ 
neigt, der um so größer wird, je größer der Unterschied der Fahr¬ 
geschwindigkeiten ist. Solange der langsamere Zug vor dem schnelleren 
fährt, nimmt der Zeitabstand der beiden Züge ständig ab und erreicht 
seinen Kleinstwert dort, wo der langsamere Zug von dem durchgehenden 
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Hauptgleise abgelenkt wird und, was die Regel bildet, in einem Uber' 
holungsgleis zum Halten kommt. Umgekehrt sind die Fahrschaulinien 
der beiden Züge dann, wenn der schnellere vorfährt, einander am näch¬ 
sten bei der Abfahrt des langsameren Zuges aus dem Überholungsgleise 
und entfernen sich bei weiterer Fahrt immer mehr. Für die Untersuchung 
der weitestgehenden Annäherung der beiden Fahrschaulinien sind deshalb 
in der Regel nur die Blockstrecken vor und hinter der Haltestelle des 
langsameren Zugs maßgebend. Nur in den Fällen, wo der Geschwindig¬ 
keitsunterschied gering ist oder wo eine der vorhergehenden oder der 
folgenden Blockstrecken wesentlich (betrieblich) länger ist als die End- 
und Anfangsblockstelle, werden auch sie in die Untersuchung' einzu¬ 
beziehen sein. Hier sei nur der meist vorliegende Fall betrachtet, daß 
die letzte und erste Blockstrecke allein bestimmend sind. 

Der Vorsprung, mit dem ein langsamerer Zug in einem Bahnhof 
angelangt sein muß, damit ein ihm folgender schnellerer Zug vor dem 
zurückliegenden Blocksignal nicht zum Halten kommt, ist gleich der 
Zeit, die zum Zurückblocken, Ziehen des Blocksignals und zur Auf¬ 
nahme des Signals durch den schnelleren Zug nötig ist, sowie zur 
Zurücklegung der Blockstrecke zwischen diesem Signal und dem Bahn¬ 
hof durch den Schnellzug. Die Wartezeit, die der dem schnelleren 
folgende langsamere Zug verstreichen lassen muß, ehe er ihm folgen 
kann, setzt sich zusammen aus der Zeit zur Zurücklegung der. ersten 
Blockstrecke durch den Schnellzug und den Zeitabschnitten für die Block- 
und Signalbedienung sowie die Aufnahme des Signals. In beiden Fällen 
ist nur die Fahrzeit des schnelleren Zugs, nicht aber die des lang¬ 
sameren von Einfluß auf die Zugfolgezeit. 

Es können deshalb ohne jede Änderung die oben für Züge gleicher 
Geschwindigkeit ermittelten Zahlenwerte benutzt werden und zwar, 
bei Überholung von Zügen beliebiger Art durch einen Schnellzug die 
Werte unter A 2, wenn der Schnellzug durchfährt, und unter A 3 oder 
A 1, wenn der Schnellzug ebenso wie der langsamere Zug auf dem 
Bahnhof halten soll oder von ihm abfährt. 

Zur Vereinfachung der rechnerischen Untersuchungen über den 
Aufbau von Fahrplannetzen, die im Abschnitt III durchgeführt wer¬ 
den sollen, ist es nun zweckmäßig, die hier ermittelten Zahlenwerte 
für den Vorsprung, den ein vor einem schnelleren Zug liegender lang¬ 
samerer mindestens haben muß, und andererseits für die Wartezeit, die 
er verstreichen lassen muß, ehe er dem schnelleren Zuge folgen darf, 
nicht auf die wirkliche Fahrschaulinie zu beziehen, sondern auf eine 
gedachte, die man erhalten würde, wenn der Zug die ganze Strecke ohne 
Halt durchfahren hätte. Trägt man in dem Fahrplanbild die Längen 
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der einzelnen verschieden stark geneigten Abschnitte der Strecke nicht 
in ihrem natürlichen Maßstab, sondern die sogenannten Betriebslängen 
auf, so geht die Fahrschaulinie eines durchfahrenden Zuges in eine 
Gerade über. (Betriebslänge ist die Länge, die der mit der Grund¬ 
geschwindigkeit fahrende Zug in der Zeit zurücklegt, die er tatsäch¬ 
lich zur Zurücklegung der Strecke nötig hat. Ist die Grund¬ 
geschwindigkeit v 0 und die tatsächlich auf der unter i geneigten Strecke 

erreichte Geschwindigkeit v,-, so ist die Betriebslänge 1' = 1. ——). In den 

v i 

auf einen Gefällwechsel folgenden Streckenabschnitten ist dabei ent¬ 
sprechend dem allmählichen Übergang der Geschwindigkeiten ein all¬ 
mählicher Übergang in den neuen Längenmaßstab vorzusehen. 

Bei einem innerhalb der betrachteten Strecke beginnenden oder 
endigenden Zug würde die Fahrschaulinie am Anfang oder am Ende 
von der geraden Schaulinie des durchfahrenden Zugs abweichen und 
nach einer die Gerade berührenden Kurve nach oben oder nach unten 
abgebogen erscheinen. Daß theoretisch bei der Anfahrlinie vielfach der 
Fall einer asymptotischen Berührung im Unendlichen vorliegt, ist des¬ 
halb ohne Belang, weil für die hier in Betracht kommenden Genauig¬ 
keitsgrade schon bei vergleichsweise kurzen Fahrzeiten — etwa 
10 Minuten bei schweren Schnell- und Güterzügen, weniger bei leichten 
Personenzügen — die Fahrschaulinie mit der Asymptote fast zusammen¬ 
fällt und diese als eine die Fahrschaulinie an dieser Stelle Berührende 
angesehen werden darf. Der Zeitraum, den die Berührende auf 
der durch den Anfangs- oder Endpunkt der Fahrschaulinie gelegten 
Gleichlaufenden zur Zeitachse abschneidet, stellt den Mehraufwand an 
Zeit des anfahrenden oder endigenden Zugs gegenüber einem durch¬ 
fahrenden, also den Anfahr- oder den Bremszeitverlust dar. Bezieht 
man, wie dies bei den Untersuchungen im Abschnitt III geschehen 
soll, die Zeitangaben nicht auf die wirkliche Fahrschaulinie, sondern 
auf die an sie gelegte Berührende, so würden die Anfahr- und Brems¬ 
zeitverluste in den Vorsprungs- und Wartezeiten mitenthalten sein. 
Diese beiden Zeiten zusammen würden bei einem zu überholenden Zug 
dann den gesamten, einem solchen Zug gegenüber einem glatt durch¬ 
fahrenden erwachsenden Zeitverlust angeben, eine Zahl, die für die 
Beurteilung der entstehenden Behinderung von besonderer Be¬ 
deutung ist. 

Für das Zusammentreffen eines schnelleren mit einem lang¬ 
sameren Zug kommen folgende Einzelfälle in Betracht: 

1. Der langsamere Zug fährt vor und kommt in einem Seiten¬ 
gleis zum Halten, während 
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a) der schnellere Zug ebenfalls auf dem Bahnhof hält, 

b) den Bahnhof durchfährt. 

2. Der langsamere Zug folgt dem schnelleren, während dieser 

a) ebenfalls auf dem Bahnhof gehalten hat und anfährt, 

b) ohne Halt den Bahnhof durchfährt. 

Wenn von zwei an sich gleichartigen Zügen der eine auf einem 
Bahnhof aus irgendeinem Grund halten muß und von einem gleich¬ 
artigen Zug überholt wird, so ist innerhalb dieses Streckenabschnitts 
der haltende Zug gegenüber dem anderen als ein langsamerer Zug 
anzusehen. Es würde deshalb zu den unter b) genannten beiden Fällen 
noch der Unterfall c) treten, daß bei beiden Zügen die Dauergeschwin¬ 
digkeit übereinstimmt. 

1. Der langsamere Zag fährt vor und kommt in einem Seiten¬ 
gleis zum Halten. 

a) Der schnellere Zug hält ebenfalls auf 
dem Bahnhof. 

Nach Abb. 16 (oben) setzt sich z zusammen aus dem Bremszeitverlust 
des langsameren Zugs, der Zeit für* die Block- usw. Bedienung und der 
Grundfahrzeit eines durchfahrenden schnelleren Zugs. Dessen Brems-' 
Zeitverlust ist deshalb ohne Belang, weil sich der ganze Bremsvorgang 
innerhalb der betrachteten Blockstrecke abspielt. Nimmt man als Bei¬ 
spiel wieder die oben benutzten Züge, eine gleichmäßig mit 3,3 v. T. an¬ 
steigende Strecke und eine Länge der Blockstrecke von 2000 m an, so 
erhält man mit den unter A3 berechneten Zahlenwerten: 

z = 32 + 60 +15 +196 = 303 sec = 5,o Min. 

b) Der schnellere Zug fährt ohne Halt durch 

den Bahnhof. 

Die Fahrschaulinie des schnelleren Zugs ist, wie in Abb. 16 an¬ 
gedeutet, über den Bahnhof hinaus fortgesetzt zu denken. An dem 
Zeitabstand der Grundfahrlinien ändert sich nichts, z wird wie 
unter 1 a). 

c) Der durchfahrende Zug habe dieselbe Geschwin¬ 
digkeit wie der endende. 

Sind beide Züge Güterzüge, so ist statt der Fahrzeit des Schnell¬ 
zugs hier die Fahrzeit des Güterzugs einzusetzen. Es wird: 

z = 32 + 60 + 15 + 527 = 634 sec = 10,6 Min. 

Das ist derselbe Wert wie oben unter A 3. Für Schnellzüge würde 
man erhalten: z = 290 sec = 4,8 Min. 
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2. Der langsamere Zug folgt dem vorfahrenden schnelleren. 

a) Dieser hat ebenfalls auf dem Bahnhof gehalten 

und fährt an. 

Nach Abb. 17 (oben) läßt sich der Kleinabstand der Grundfahrschau¬ 
linien berechnen als die Summe des Kleinstabstands zweier einander 
folgender Schnellzüge und des Unterschieds des Anfahrzeitverlustes 
des langsameren und des schnelleren Zugs. Der Kleinstabstand zweier 
Schnellzüge war unter A 1 ermittelt zu Zai =434 sec. Der Anfahr¬ 
zeitverlust wird aus Gleichung 50 gewonnen. Das erste Glied dieser 
Gleichung stellt die Grundfahrzeit, das zweite den innerhalb der Zeit t 
entstandenen Anfahrzeitverlust dar. In diesem Glied ist nur der Bei- 
vaert m von der Zeit abhängig. Will man den gesamten Anfahrzeit¬ 
verlust bis zu dem Augenblick erfassen, wo der Zug den Beharrungs¬ 
zustand erreicht hat, die Fahrschaulinie also in die Grundfahrschaulinie 
übergegangen ist, so muß man mit sehr großen Fahrzeiten t rechnen. 
Bei diesen verschwindet der Beiwert m. Unter A 1 waren nun die 
Fahrzeiten und dabei auch die Anfahrzeitverluste für den hier unter¬ 
suchten Schnell- und Güterzug für eine begrenzte Fahrzeit ermittelt 
worden. Läßt man das von m abhängige Schlußglied fort, so kann man 
die dort berechneten Zahlen ohne weiteres benutzen. Jt war für den 
Schnellzug = 28^ und für den Güterzug = 229 sec. Der Kleinstabstand 
der hier untersuchten Fahrlinie ist hiermit: 

z = 434 + (229 — 289) = 374 sec oder 6,2 Min. 

b) Der schnellere Zug fährt ohne Halt durch den 

Bahnhof. 

Nach Abb. 17 (unten) setzt sich der Fahrschaulinienabstand zu¬ 
sammen aus der Fahrzeit des durchfahrenden schnelleren Zugs, der Zeit 
für die Blockbedienung usw. und dem Anfahrzeitverlust des Güterzugs. 
Die Blockstreckenlänge ist dieselbe wie zu Al. Somit wird: 

z = 2400 :18,6 + 90 + 229 = 129 + 90 + 229 = 448 sec = 7,5 Min. 

c) Der durchfahrende Zug hat dieselbe Geschwin¬ 
digkeit wie der abfahrende. 

Dieser Fall weicht von dem vorigen nur insofern ab, als bei An¬ 
nahme zweier Güterzüge für den durchfahrenden Zug die kleinere Grund¬ 
geschwindigkeit des Güterzugs einzusetzen ist und mit Rücksicht auf die 
größere Länge des vorfahrenden Güterzugs die Länge der durchfahre¬ 
nen Strecke 2700 m statt 2400 m wird. 

z = 2700 : 6,95 + 90 + 229 = 389 + 90 + 229 = 708 sec = 11,8 Min. 
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Ebenso würde man für zwei Schnellzüge, von denen der eine durchfährt, 
während der andere von dem Bahnhof abfährt, erhalten: 

z = 2400 :18,6 + 90 +289 = 129 + 90 + 289 = 508 sec = 8,6 Min. 

Noch einfacher kann man diese Zahlen aus dem Vergleich mit der 
Skizze Abb. 7 gewinnen. Danach unterscheidet sich der hier gesuchte 
von dem unter A1 gefundenen nur dadurch, daß dort der Anfahrzeit¬ 
verlust nur für die endliche Zeit t, hier aber für eine sehr große Zeit 

zu berechnen war. Der Unterschied liegt wieder nur darin, daß hier 
das von m abhängige Glied in 50) fortfällt. Der oben ermittelte Mindest¬ 
abstand war 434 und 704 sec._ Hierin war enthalten das negative Glied 
J i m = 76 und 4 sec. Weil hier m verschwindet, muß dieses Glied wie¬ 
der zugesetzt werden. Man erhält so für Schnellzüge: 

z = 434 + 76 = 510 sec., für Güterzüge 
z = 704 + 4 = 708 sec wie vorstehend. 

(Fortsetzung folgt.) 
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Die Arbeiterpensionskasse, die Krankenkassen und die Unfall¬ 
versicherung bei der preußisch-hessischen Eisenbahngemeinschaft 

im Jahr 1918. 1 ) 

Von 

M. Stephan, Geh. exped. Sekretär im Beichsverkehrsministeriam 
(Zweigstelle Preußen-Hessen). 


Zur Durchführung der gesetzlichen Invaliden- und Hinterbliebenen¬ 
versicherung sowie der . Krankenversicherung (Buch 2 und 4 der 
Reichsversicherungsordnung) sind im Bereich der preußisch-hessischen 
Eisenbahngemein'?chaft in der P ensionskasse für die Arbeiter der 
preußisch-hessischen Eisenbahngemeinschaft und in den Allge¬ 
meinen Eisenbahnbetriebskrankenkassen besondere 
Einrichtungen getroffen, während die Vorschriften der Unfall Ver¬ 
sicherung (Buch 3 der Reichsversicherungsordnung) nach Maßgabe des 
Gesetzes von den Eisenbahndirektionen als staatlichen Ausführungs¬ 
behörden durchgeführt werden (vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1915, 
S. 32/33). 

Die Arbeiterpensionskasse, die bereits auf Grund des früheren 
Invalidenversicherungsgesetzes errichtet worden ist, besteht seit dem 
1 . Januar 1891. Seit dem 1. April 1913 nimmt sie, wie im Archiv für 
Eisenbahnwesen 1914, S. 41 ff., ausgeführt ist, auch, die Arbeiter dier dem 
Minister der öffentlichen Arbeiten unterstellten Wasserbauverwaltung 
auf. Sie zerfällt in die Abteilungen A und B, die mit getrennter Ver¬ 
mögensverwaltung nebeneinander bestehen. Die Abteilung A erfüllt 
als eine nach § 1360 ff. der Reichsversicherungsordnung vom Bundes¬ 
rat zugelassene Sonderanstalt unter Erhebung der gesetzlichen Beiträge 
alle Aufgaben der reichsgesetzlichen Invaliden- und Hinterbliebenenver¬ 
sicherung, während die Abteilung B eine über die reichsgesetzliche 
hinausgehende besondere Fürsorge leistet und alle Arbeiter umfaßt, die 
mindestens ein volles Jahr bei der Eisenbahnverwaltung oder der 
Wasserbauverwaltung beschäftigt sind. 

Zur Durchführung der gesetzlichen Krankenversicherung ist für 
jeden Eisenbahndirektionsbezirk eine Allgemeine Betriebskrankenkasse 
errichtet. Außerdem können nach Bedarf im Einzelfall für die bei 


*) Im Anschluß an den gleichen Aufsatz für das Jahr 1917 im Archiv für 
Eisenbahnwesen 1919, S. 365 ff. 
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größeren Bauausführungen beschäftigten Bauarbeiter noch Beson¬ 
dere Betriebskrankenkassen errichtet werden (vgl. Archiv 
für Eisenbahnwesen 1916, S. 6 ff.). 

Neben den auf Grund gesetzlicher Vorschriften errichteten Allge¬ 
meinen Eisenbahnbetriebskrankenkassen bietet die von dem Allgemeinen 
Verbände der Eisenbahnvereine der preußisch-hessischen Staatsbahnen 
und der Reichseisenbahnen errichtete, am 1. Oktober 1904 in Wirksam¬ 
keit getretene Venbandskranken- und Hinterbliebenen- 
kasse, über deren Einrichtung und Verwaltung im Jahrgang 1907 des 
Archivs für Eisenbahnwesen S. 103 das Nähere mitgeteilt ist, den Eisen¬ 
bahnbediensteten Gelegenheit zu einer weiteren, über die gesetzliche 
Krankenversicherung hinausgehenden Fürsorge in Krankheitsfällen. 
Außerdem bietet diese Kasse den Beamten eine Arznei- und Hinter¬ 
bliebenenversicherung. 

Die beiden nachstehenden Übersichten geben ein Gesamtbild von 
den Leistungen der Pensionskasse und der Allgemeinen Betriebs¬ 
krankenkassen, von den Ausgaben auf Grund der Unfallversicherung 
einschließlich der Haftpflichtrenten an Arbeiter und deren Hinter¬ 
bliebene sowie von den Aufwendungen der Verwaltung für diese Zwecke, 
für die Angestelltenversicherung und für Unterstützungen an Arbeiter 
und deren Hinterbliebene in den Jahren 1916 bis 1918. 



im Jahre 

Es wurden gezahlt 

19 11» 
di 

1917 

c M 

1918 

1. von der Arbeiterpensionskasse: 

a) an Invaliden-, Kranken-, Alters-, Witwen- 
(Witwer-), Waisen- und Zusatzrenten, Wit¬ 
wen- und Waiscugeld und W aisenaussteuer 

1 5 246 690 

6 103 205 

6 824 688 

b) für Heilbehandlung erkrankter Kassenmit¬ 
glieder und für Invalidenhauspflege . . 

865000 

811058 

1 300367 

c) an Rentenzusehüssen, Pensionen,Witwen- 
und Waisenzusatzrenten, Sterbegeld . . 

i 

j 12 390 000 

14 005 000 

15 963 000 

2. von den Allgemeinen Betriebskrankenkassen: 
an Krankheitskosten (Krankengeld, für 
Krankenpflege, freie ärztliche Behand¬ 
lung, Arznei und sonstige Heilmittel bei 
Erkrankungsfällen sowohl der Kassenmit¬ 
glieder als auch ihrer Familienangehöri¬ 
gen, Wochen- und Stillgeld, Schwangeren¬ 
geld und Sterbegeld). 

1 ; 

17 119 487 

22 972129 

47 434 006 

3. an Renten, Abfindungen, Heilungskosten so¬ 
wie an Sterbegeldern und anderen Ent¬ 
schädigungen auf Grund der Unfallver¬ 
sicherung . 

: 8 814 584 

9 184 245 

' 10057 448 

4. an Haftpflichtrenten an Arbeiter und deren 
Hinterbliebene. 

323 000 

345 622 

363 626 

insgesamt . . . . || 

44 768 761 

63 421 169 | 

81943136 

Archiv für Eisenbahnwesen. 1921. 
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Die Arbeiterpensionskasse, die Krankenkassen und die LJ afoll- 


Die Gesamtsumme dieser Aufwendungen ist demnach von 
53 421159 JL (im Jahre 1917) auf 81 943 135 JL (im Jahre 1918), d. h. 
um 28 521967 JL oder rd. 53,4 % gestiegen, und zwar in der Hauptsache 
dadurch, daß die Ausgaben der Allgemeinen Betriebskrankenkassen an 
Krankheitskosten (Krankengeld usw.) von 22 972 129 JL (im Jahre 1917) 
auf 47 434 006 JL, d. h. um 24 461877 JL oder^rd. 106,5 % gestiegen sind. 
Der Grund hierfür ist die außerordentliche Zunahme der Zahl der 
Krankheitsfälle, die sich im Berichtsjahr gegen das Vorjahr mehr als 
verdoppelt hat, und der Zahl der Krankheitstage, die sich gegen das 
Vorjahr nahezu verdoppelt hat. Es ist dies ein Beweis dafür, 
wie sehr die Gesundheit der Krankenkassenmitglieder durch die 
Hungerblockade gelitten hat und wie wenig widerstandsfähig infolge¬ 
dessen die Kranken gegen die im Berichtsjahr langandauernde Grippe¬ 
epidemie gewesen sind. Das Berichtsjahr ist demnach für die Allge¬ 
meinen Betriebskrankenkassen und auch für die Verbandskranken- und 
Hinterbliebenenkasse (Tarif I) ganz außerordentlich ungünstig ge¬ 
wesen. 

Die Beiträge der Eisenbahnverwaltung betrugen: 


1 

; im Jahre 

a n 

i 

| 1916 

rund M 

! 1917 

1 rund M 

1918 
rund M 

Barzuschüssen: 

zu den Allgem. Eisenbahnbetriebskranken¬ 
kassen . 

i 

5 326 600 

7 685 400 

\ 

j 13649800 

zur Arbeiterpensionskasse: 

Abteilung A . 

3 428 600 

4155 400 

5 112000 

. B . 

9303 600 

12 239 200 

13542400 

zur Angestelltenversicherung. 

161700 

■ 202800 

349 800 

Entschädigungen: 

auf Grund der Unfallversicherung. 

8814600 

9 184 300 ! 

10057600 

n n n Haftpflichtgesetze, soweit es 

sich um UnfäUe der Arbeiter handelt . . 

823 000 

1 

! 

345 600 

363 700 

Unterstützungen an Eisenbahnarbeiter und an 
Hinterbliebene ausgeschiedener Arbeiter 
(nach der Istausgabe des Rechnungsjahres) 

3600 000 

8000000 

3199400 

insgesamt . . . . | 

30968 000 

36 812700 

46274600 


Hierbei wird bemerkt, daß am Ende des Rechnungsjahres 1918 
3026 (2929 am Ende des Rechnungsjahres 1917) Bedienstete der 
Eisenbahnverwaltung nach dem am 1. Januar 1913 in Kraft getretenen 
Versicherungsgesetz für Angestellte, über das im Archiv für Eisenbahn¬ 
wesen 1914 auf S. 44 ff. nähere Angaben gemacht sind, versicherungs¬ 
pflichtig waren. In der Hauptsache waren dies die außerhalb des 
Beamtenverhältnisses beschäftigten technischen Hilfskräfte und die 
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während des Kriegs eingestellten nichttechnuschen Aushilfskräfte. Sie 
entrichteten im Rechnungsjahr 1918 insgesamt 327 504 „4L (182 561 JL 
im Rechnungsjahr 1917) Beiträge, während die Eisenbahnverwaltung, 
die gesetzlich die Hälfte der Pflichtbeiträge zu leisten hat, für sie in 
der gleichen Zeit 349 767 JL (202 788 JL im Rechnungsjahre 1917) an die 
Angestelltenversicherung zahlte. Der Gesamtbeitrag der Eisenbahnver¬ 
waltung ist höher als der der Versicherten, weil die Eisenbahnverwal- 
timg ihren Beitragsteil auch für die Versicherten entrichten muß, die auf 
Grund des § 390 des Gesetzes von der eigenen Beitragszahlung befreit 
sind. Die Zugehörigkeit der Versicherten zu den einzelnen Gehalts¬ 
klassen ergibt sich aus nachstehender Übersicht: 


Zeitpunkt 


Zahl der Versicherungspflichtigen 
in der Gehaltsklasse 


i 

A 

! B 

C 

* D 

E 

i F ; 

G 

H 

J 

31. März 1918. ! 

6 

' 19 1 

73 

275 

798 

i 

772 

311 

461 

226 

31. , 1919. 1 

2 

4 

20 

70 

387 

537 

609 

940 

1067 


1. Die Arbeiterpensionskasse. 

Die günstige Entwickelung der Kasse, die trotz der Einwirkung 
des Kriegs bereite kn Jahre 1917 gegenüber den beiden Vorjahren fest¬ 
gestellt werden konnte (Archiv für Eisenbahnwesen 1919, S. 368), hat 
auch im Berichtsjahr angehalten. Die Zahl der Mitglieder bei Abtei¬ 
lung A ist um 75651 gegen das Vorjahr gestiegen, und zwar hauptsäch¬ 
lich infolge der Neueinstellung von Arbeitern, die durch die auf S. 368 
a. a. 0. bereits besprochene Wiederaufnahme der Unterhaltungsarbeiten 
erforderlich wurde. Außerdem ist in den Monaten November und 
Dezember 1918 zweifellos bereits ein Teil der zum Kriegsdienst ein- 
gezogenen Eisenbahnbediensteten wieder in die frühere Beschäftigung 
zurückgekehrt, denn die Mitgliederzahl ist im November 1918 um rund 
8000 und im Dezember 1918 um rd. 20 000 gegen den Vormonat gestiegen. 
Der bei Abteilung B im Berichtsjahr eingetretene Mitgliederzuwachs 
von 6765 ist eine Folge der im Jahre 1917 vorgenommenen Neueinstel¬ 
lungen von Arbeitern und der nachträglichen Aufnahme der während des 
Kriegs eingestellten Ersatzkräfte, die zunächst nur zur vorübergehen¬ 
den Beschäftigung eingestellt wurden und daher vorerst nicht in die 
Abteilung B der Kasse aufgenommen werden konnten. Infolge des Mit¬ 
gliederzuwachses hat sich bei beiden Kassenabteilungen im Berichts¬ 
jahr auch eine Mehreinnahme gegenüber dem Vorjahr ergeben, die bei 
Abteilung Ä = 1944 835 JL und bei Abteilung B = 5669 730 JL betragen 
hat. Sie ist bei Abteilung B besonders groß, weil bei dieser die am 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSETY OF MICHIGAN 




100 


Die Arbeiterpeusionskasse, die Krankenkassen und die Unfall* 


1. April 1917 vorgenommene Beitragserhöhung im Berichtsjahr zum 
ersten Male voll zur Geltung gekommen ist. Außerdem haben bei beiden 
Abteilungen, wie im Vorjahr, wiederum auch die Lohnaufbesserungen, 
die zur Linderung der durch den Krieg verursachten allgemeinen 
Teuerung vorgenommen worden sind, zur Erhöhung der Kassenein¬ 
nahmen beigetragen. Dies ist am besten daraus zu erkennen, daß der 
am 1 . April 1917 errichteten (höchsten.) Lohnklasse X der Abteilung B 
am Ende des Berichtsjahrs 75 ,21 % der Mitglieder angehörten gegen 
59,12 % am Ende des Jahres 1917. 

Die Ausgaben an Renten sind bei Abteilung A um rd. 721 000 JL, 
bei Abteilung B um rd. 1891000 JL gegen das Vorjahr gestiegen. Die 
Steigerung bei Abteilung B ist in der Hauptsache auf die im Jahre 1916 
beschlossene Erhöhung der Renten zurückzuführen (s. Archiv für Eisen¬ 
bahnwesen 1918, S. 137, Ziffer 6 u. 7). 

Die Leistungen aus Abteilung B der Kasse haben, wie hierbei 
gleich erwähnt sein mag, durch die Beschlüsse der in der Zeit vom 
18. bis 20. Dezember 1919 abgehaltenen Hauptversammlung wiederum 
wesentliche Verbesserungen erfahren. Zunächst wurde, und zwar mit 
rückwirkender Kraft vom 1. April 1919 ab, eine allgemeine Erhöhung 
der Zusatzrenten um 20 % vorgenommen. Sodann wurden die im § 49 
der Satzungen enthaltenen Kürzungsbestimmungen durch eine wesent¬ 
liche Heraufsetzung der für die Kürzung der Zusatzrenten maßgebenden 
Grenzen des Jahresarbtiisverdienstes verbessert, die Sätze des Sterbe¬ 
geldes erhöht und vier neue Lohnklassen für die ,1 ahresarbeitsverdienste 
von 1800 JL bis über 3000 JL. gebildet. Außerdem wurde ein Heilver¬ 
fahren für die Angehörigen (Ehefrauen und Kinder) der Kassenmit¬ 
glieder eingeführt und die Zahlung der Waisenrente bis zur Vollendung 
des 18. (bisher 15.) Lebensjahres beschlossen. Derartig umfangreiche 
Verbesserungen der Kassenleistungen erforderten naturgemäß auch eine 
Erhöhung der Beiträge, und zwar um 76 %. Außerdem war zur Deckung 
eines nach dem versicherungsmathematischen Gutachten vorhandenen 
Fehlbetrages eine weitere Erhöhung der Beiträge um 108 % erforderlich, 
so daß die Beitragserhöhung insgesamt 184 % beträgt. Dadurch er¬ 
wächst der Eisenbahnverwaltung — berechnet nach den in Betracht 
kommenden Zahlen des Jahres 1918 — eine jährliche Mehrausgabe von 
rd. 15,4 Millionen Mark bei den von ihr zu zahlenden regelmäßigen 
laufenden Beiträgen und von irdL 8,4 Millionen Mark bei dem außerordent¬ 
lichen Zuschuß, d. ß. zusammen 23,8 Millionen Mark jährlich. Da der Kasse 
außerdem die Übernahme eines Teiles der Kriegslast von 47 Millionen 
Mark durch Einzahlung von 24 Millionen Mark in 6 Jahresraten von je 
4 Millionen Mark augesagt worden ist, ergibt sich für die Staatskasse in 
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den nächsten 6 Jahren eine jährliche Mehr ausgabe von 23,8 + 6 gleich 
29,8 oder rd. 30 Millionen Mark. 

Obwohl die Finanzlage Preußens die größtmöglichste Sparsamkeit 
gebot, haben der Finanzminister und der Minister der öffentlichen 
Arbeiten dieser gewaltigen Mehrbelastung der Staatskasse doch zuge- 
stimmt, um die von den Mitgliedern dringend gewünschte Verbesserung 
der Leistungen aus Abteilung B der Kasse zu ermöglichen. 

Durch die Beschlüsse der am 18. bis 22. Dezember 1919 abgehal¬ 
tenen Hauptversammlung haben die Satzungen der Kasse folgende 
Änderungen erfahren: 


1. Mit Rücksicht auf die erhebliche Steigemng der Löhne sind bei 
Abteilung B der Kasse 4 neue Lohnklassen eingeführt worden. Dem¬ 
gemäß umfaßt fortan 


Lohnklassc 


die Mitglieder mit einem 
Jahresarbeitsverdienst von 


X ... *. 1800 bis 2100 

XI.2100 2400 „ , 

XII. 2400 „ 2700 „ , 

XIII . 2700 „ 3000 „ , 

XIV . 3000 J6 und mehr. 


2. Für die Berechnung der Zusatzrenten aus der Abteilung B der Kasse 
sind neue Stufentafeln eingeführt worden, deren Sätze allgemein 
um 20 % höher sind als die Sätze der bisher gültigen, ab 1. April 
1917 eingeführten Stufentafeln. 

3. Das Sterbegeld aus Abteilung B der Kasse ist 

in Lohnklasse IT und III von 8K M auf 160 M, 


V 

r 

IV 


105 

V 

n 

160 

? 

y 

r* 

V 

- 

120 


V* 

176 

- • 

n 

V 

VI 

w 

136 

n 

n 

200 

r y 



VII 

** 

160 

y 

V 

226 

yy ' 

_ 


VIII 

» 

166 

n 


250 

v > 

„ 


IX 

n 

180 

- 

» 

275 

r 1 

y 


X 

u 

196 

n 


300 

„ erhöht worden 


Das Sterbegeld für die neu eingeführten Lohnklassen beträgt 

in Lohnklasse XI. 825 <M>, 

„ „ XII . ... 360 ., 

Xni . . . . 376 - , 

XIV. 400 B . 

4. Die Waisenzusatzrente aus Abteilung B, die bisher bis zur Vollen¬ 
dung des 15. Lebensjahres gezahlt wurde, wird! fortan, bis zur Voll¬ 
endung des 18. Lebensjahres gewährt. Gleichzeitig ist die Waisen¬ 
zusatzrente für Kinder, deren leibliche Mutter lebt und z. Zt. des 
Todes des Mitgliedes oder Rentenempfängers zum Bezüge der 
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Witwenzusatzrente berechtigt war, von einem Drittel auf die Hälfte 
der Witwenzusatzrente und für Kinder, deren leibliche Mutter nicht 
mehr lebt, von der Hälfte auf zw r ei Drittel der Witwenzusatzrente 
für jedes Kind erhöht worden. 

5. Um den durch die schlechten Ernährungsverhältnisse während des 
Krieges beeinträchtigten Gesundheitszustand der Familienange¬ 
hörigen der Kassenmitglieder zu heben, ist bei Abteilung B in die 
Satzungen eine Bestimmung aufgenommen worden, nach der der 
Kassenvorstand Angehörigen (Ehefrauen und Kindern) der Kassen¬ 
mitglieder ein Heilverfahren auf Kosten der Abteilung B der Kasse 
gewähren kann. Da sich die Höhe der hieraus erwachsenden Aus¬ 
gaben auch nicht annähernd übersehen läßt, ist dieser Beschluß der 
Hauptversammlung nur mit der einschränkenden Bestimmung ge¬ 
nehmigt worden, daß das Heilverfahren zunächst nur bei Lungen¬ 
tuberkulose gewährt werden darf und daß die der Kasse aus diesem 
Heilverfahren erwachsenden Kosten den Betrag von 1 000 000 Ji. im 
Jahre nicht übersteigen dürfen. 

G. Zur Linderung der durch die Teuerung bei den Altpensionären be¬ 
stehenden Not sind die Bezüge der ehemaligen Mitglieder der 
Abteilung B, die bis zum 31. März 1917 invalidisiert worden sind, sowie 
die Bezüge der Hinterbliebenen der bis zum 31. März 1917 invali¬ 
disierten oder verstorbenen Mitglieder auf die entsprechenden Sätze 
der vom 1. April 1917 ab gültigen Stufentafel erhöht worden. Gleich¬ 
zeitig ist den in der Zeit vom 1. April 1917 bis 31. März 1920 
invalidisierten Kassenmitgliedern und deren Hinterbliebenen zu 
ihren Rentenbezügen ein Zuschlag von 20 % bewilligt worden. 
Die letztere Bestimmung gilt jedoch nicht für die Fälle, in denen 
die fünfjährige Wartezeit nicht erfüllt ist (bei Kriegsteilnehmern 
und deren Hinterbliebenen). Diese Rentenerhöhungen werden sämt¬ 
lich rückwirkend vom 1. April 1919 ab gewährt. 

7. Die Kürzungsbestimmungen im § 49 der Satzungen sind dahin er¬ 
gänzt worden, daß zwatr Unfallrenten im allgemeinen, jedbdh nicht die 
Hilflosenrentem ein Ruhen des Anspruchs auf Zusatzrente bedingen. 
Außerdem sind die für die Kürzung der Zusatzrenten maßgebenden 
Grenzen des Jahresarbeitsverdienstes von 1250 „U. auf 2050 M. und 
von 1400 Ji .auf 2800 JL heraufgesetzt worden. Demgemäß ruht der 
Anspruch auf Zusatzrente, so lange die Empfangsberechtigten Un¬ 
fallrenten (mit Ausschluß der Hilflosenrente) oder sonstige Ent¬ 
schädigungen auf Gnund der Unfallveriiclierungsgesetze oder anderer 
gesetzlicher Vorschriften, Zivil- oder Militärruhegehälter, laufende 
Unterstützungen, Unfallruhegehälter oder Wartegelder beziehen. 
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soweit diese Bezüge in Verbindung mit den Invalidenrenten aus 
der Abteilung A und den Zusatzrenten aus der Abteilung B nach 
ihrem Jahresbetrage über 75 % des vor Erwerb des Anspruchs auf 
Zusatzrente nach § 38 der Satzungen zuletzt ermittelten Jahres¬ 
arbeitsverdienstes der Versicherten hinausgehen, falls dieser höher 
war als 2800 M. Betrug der Jahresarbeitsverdienst zwischen 
2050 JL und 2800 JL, so ruht die Zusatzrente insoweit, als die ge¬ 
samten Renten- usw. Bezüge den Betrag von 2050 JL übersteigen: 
war der Jahresarbeitsverdienst noch geringer, so ruht die Zusatz 
rente nur insoweit, als die gesamten Renten- usw. Bezüge über 
diesen Jahresarbeitsverdienst hinausgehen. Diese Rentenein¬ 
kommensgrenzen gelten auch für den Fall, daß nur Bezüge aus der 
Abtei hing A und B der Pensionskasse gezahlt werden. 

8. Der zur Abteilung B zu leistende Beitrag ist unter Aufhebung der 
bisherigen niedrigeren Beiträge für weibliche Mitglieder allgemein 
erhöht worden. Er beträgt wöchentlich (für männliche und weib¬ 
liche Mitglieder) in 


Lohnklasse II . . . 

120 J. 

Lohnklasse IX 


440 



III . . 

180 

V 

X 


480 



IV ... 

240 „, 

V 

XI 


520 


_ 

V . . . 

*280 „, 

V 

XII 


560 

n 


VI ... 

320 „ , 

»1 

XIII 


600 

„ , 


VII ... 

360 „, 

n 

XIV 


640 

r 

n 

VIII . . . 

400 ,, , 







9. Nach § 41 Äbs. 1 der Satzungen ist bei Mitgliedern, die nach dem 
30. Juni 1910 in eine höhere Lohnklasse aufgerückt sind, aber nicht 
mindestens zehn volle Beitragsjahre in ihr zurückgelegt haben, der 
Berechnung der Zusatzrente d i e Zusatzrente zugrunde zu legen, 
die das Mitglied nach seiner gesamten Mitgliedzeit bei der Abtei¬ 
lung B in der Lohnklasse erworben hätte, die der zuletzt maß¬ 
gebenden Lohnklasse vorangeht. Dieser Rente ist für jedes in der 
letztversteuerten Lohnklasse zurückgelegte volle Beitragsjahr ein 
Zehntel des Unterschiedes zwischen den Rentenbeträgen zuzu¬ 
schlagen, die dem Mitgliede nach seiner gesamten Mitgliedzeit in der 
letztversteuerten und der ihr vorangehenden Lohnklasse zustehen 
würde. 

Diese Bestimmung soll fdrtan auch für dien Fall gelten, daß 
Kassenmitglieder erst nach dem 30. Juni 1910 Mitglieder der 
Abteilung B geworden und invalidisiert worden sind, ohne daß ein 
Aufrücken in eine höhere Lohnklasse stattgefunden hat. 

10. Nach § 72 Abs. 14 der Satzungen war den Mitgliedern der 
Abteilung B, die mit Rücksicht auf die bis zum 31. März 1910 
geltende Bestimmung (§ 32. I a der Satzungen), daß männliche 
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Personen vor der Aufnahme in die Abteilung B ihrer Militärpflicht 
genügt oder eine endgültige Entscheidung über ihr Militärverhältnis 
erlangt haben mußten, die vor der Ableistung der Militärdienstzeit 
etwa liegende Eisenbahndienstzeit, nicht versichern konnten, bis 
zum 1. Oktober 1917 gestattet, diese Zeit abzüglich der einjährigen 
Wartezeit ganz oder zum Teil nachzuversichern. Nunmehr ist den 
hier in Betracht kommenden Kassenmitgliedern, sofern sie zum 
Heeresdienst eingezogen gewesen sind, nochmals gestattet worden, 
diese Nachversicherung vorzunehmen. Der Antrag muß jedoch bis 
zum' 1. Oktober 1920 gestellt und die Nachzahlung der Beiträge 
innerhalb dreier Jahre beendet sein. 

11. Die im § 72 Abs. 10 der Satzungen vorgesehene Bestimmung, daß für 
diejenigen Mitglieder, die bereits seit dem 1. Januar 1891 der Ab¬ 
teilung B angehören, bei der Berechnung der Kassenleistungen die 
letzte Lolmklasse zugrunde zu legen ist ohne Rücksicht auf die in 
der letzten Lohnklasse zugebrachte Beitragszeit, fand bisher schon 
auf die Mitglieder der IX. und X. Lohnklasse keine Anwendung. 
Nachdem die Lohnklassen XI bis XIV neu gebildet worden sind, 
ist diese Bestimmung dahin erweitert worden, daß die angegebene 
Vergünstigung keine Anwendung findet auf Mitglieder, die einer 
höheren Lohnklasse als der Lohnklas?e VIII angelhören. 

12. Den bei der Wasserbauverwaltung beschäftigten Mitgliedern, die 
bei der Aufnahme der Wasserbauarbeiter in die Kasse (am 1. April 
1913) wegen Vollendung des vierzigsten Lebensjahres nicht in die 
Abteilung B aufgenommen werden konnten, auf Grund des 
VII. Nachtrages (gültig vom 1. April 1917 ab) später aber aufge¬ 
nommen worden sind, war bei dieser Gelegenheit gestattet worden, 
die nach der vorgeschriebenen einjährigen Beschäftigung bei der 
Wasserbauverwaltung liegende Zeit vom 1. April 1912 bis zu, ihrer 
Aufnahme in die Abteilung B gegen Zahlung der Beiträge der ihrem 
jeweiligen Lohneinkommen entsprechenden Lohnklasse nachzuver¬ 
sichern (§ 72 Abs. 12 der Satzungen), wobei die Wasserbauverwal- 
tung die Hälfte der nachzuzahlenden Beiträge übernahm. Die Nach¬ 
versicherung mußte jedoch bis zum 1. Oktober 1917 beantragt sein. 
Diese Frist ist nunmehr bis zum 1. Oktober 1920 verlängert worden, 
sofern die betreffenden Kassenmitglieder zum Heeresdienst einge¬ 
zogen gewiesen sind'. Die Nachzahlung der Beiträge muß innerhalb 
dreier Jahre beendet sein. 

13. Die Bediensteten der Wasserbauverwaltung, die am 1. April 
1913 bei der erstmaligen Aufnahme der Wasserbauarbeiter in die 
Pensionskas.se noch nicht 40 Jahre alt waren, aber in die Abtei- 
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lung B nicht aufgenommen werden konnten, weil sie das vorge¬ 
schriebene eine Wartejahr im Dienst der Verwaltung noch nicht 
zurückgelegt hatten, dann aber, als sie dieses Wartejahr vollendet 
hatten, bereits über 40 Jahre alt geworden waren, sind am 1. April 
1920 in die Abteilung B der Pensionskasse aufzunehmen. Sie 
können mit einer Ausschlußfrist bis zum 1. Oktober 1920 die Nach¬ 
versicherung der vorherliegenden Dienstzeit bis längstens 1. April 
1912 abzüglich der einjährigen Wartezeit nach Maßgabe der Vor¬ 
schrift des Absatzes 12 nachversichern. Die Nachzahlung muß 
spätestens bis zum 31. Dezember 1921 geleistet werden. 

14. Die bei der Wasserbauverwaltung beschäftigten Mitglieder sind be¬ 
rechtigt, die vor dem Beginn der Mitgliedschaft liegende Dienstzeit 
bei der Wasserbauverwaltung (abzüglich der einjährigen Warte¬ 
zeit) sowie die Militärdienstzeit ganz oder zum Teil nachzuver- 
siehern, soweit sie für die entsprechende Zeit die vollen Beiträge in 
der Lohnklasse, in der sie zuerst der Abteilung B angehört haben, 
nebst 4 % Zinsen für jedes zurückliegende Jahr und höchstens für 
20 Jahre nachzahlen. Die Anträge auf Nachversicherung sind bis 
spätestens 1. Oktober 1920 zu stellen. Die Nachzahlung muß bis 
zum Beginn der Zahlung von Kassenleistungen, spätestens aber bis 
zum 31. Dezember 1923 geleistet werden. 

15. Zur Vermeidung von Zweifeln ist im § 42 der Satzungen zum Aus¬ 
druck gebracht worden, daß die in das Staatsbeamtenverhältnis über¬ 
nommenen Mitglieder der Abteilung B nicht erst beim Eintritt der 
Invalidität, sondern bereits dann Anspruch auf Zusatzrente haben, 
wenn sie als Beamte der Staatsverwaltung nach Entscheidung der 
Vorgesetzten Dienstbehörde wegen dauernder Dienstunfähigkeit 
aus dem Dienst ausscheiden. 

16. Die bisherigen Bestimmungen des § 65 Abs. 2 über Entschädigungen 
der Kassenmitglieder für Reisen im Interesse der Kasse sind durch 
folgende Bestimmungen ersetzt worden: 

Bei Reisen, die die gewählten Mitglieder des Kassenvor¬ 
standes und der Bezirksausschüsse mit Genehmigung des Vor¬ 
sitzenden des Vorstandes oder der Bezirksausschüsse in Ange¬ 
legenheiten der Kasse unternehmen, erhalten sie außer Er¬ 
stattung des Lohnausfalls ein Tagegeld und für jede Über¬ 
nachtung ■ an einem fremden Orte ein Ubernachtungsgeld. Die 
Höhe dieser Entschädigungen setzt der Vorstand möglichst in 
Anlehnung an die Gebührensätze für die Hauptversammlungs¬ 
vertreter fest. Für die Vertreter zur Hauptversammlung und 
die an ihr teilnehmenden Vorstands- und Rechnungsausschuß 
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mitglieder bestimmt jedesmal die Hauptversammlung die Höhe 
des Tage- und Übernachtungsgeldes. Die am Sitze der Kasse 
wohnenden Vertreter zur Hauptversammlung und die Vorstands¬ 
mitglieder haben hierbei keinen Anspruch auf Übernachtungs¬ 
geld. Für die Teilnahme an den Sitzungen des Vorstandes er¬ 
halten die Vorstandsmitglieder einen Pauschbetrag für die 
baren Auslagen, dessen Höhe der Vorstand festsetzt. Soweit 
nicht freie Eisenbahnfahrt gewährt wird, werden die Eisenbahn¬ 
fahrgelder für die 3. Wagenklasse erstattet. 

17. Anträge für die Hauptversammlung, die nach der bisherigen Be¬ 
stimmung der Satzungen mindestens sechs Wochen vor dem Zu¬ 
sammentritt der Hauptversammlung an den Vorstand einzusenden 
waren, müssen künftighin mindestens sechs Wochen vor dem Zu¬ 
sammentritt der Hauptversammlung beim Kassenvorstand mittels 
eingeschriebenen Briefes eingegangen oder persönlich über¬ 
reicht sein. 

Die durch den VIII. Nachtrag am 1. April 1920 eingeführte Er¬ 
höhung der Invaliden- und Witwen-Zusatzrenten ist seit dem Bestehen 
der Kasse — 1. Januar 1891 — die siebente und beträgt durchweg 20 %. 
Die Invaliden-Zusatzrente für eine 5- bis 10jährige Mitgliedschaft ist 
seit dem 1. Januar 1891 in der niedrigsten Lohnklasse (II) insgesamt um 
332 % und in Lohnklasse VI um 211 % aufgebessert worden. Die 
Witwen-Zusatzrenten sind in früheren Jahren zwar nicht immer in dem¬ 
selben Maße erhöht worden wie die Invaliden-Zusatzrenten, haben aber 
ebenfalls eine nicht unbedeutende Steigerung erfahren, die auch eine 
Erhöhung der Waisen-Zusatzrente zur Folge hatte, da diese einen Bruch¬ 
teil (vom 1. April 1920 ab die Hälfte und zwei Drittel, bis dahin ein 
Drittel und die Hälfte) der Witwen-Zusatzrente beträgt. Die Witwen- 
Zusatzrente für eine 5- bis lQjährige Mitgliedschaft ist seit dem 1. Januar 
1891 in der niedrigsten Lohnklasse (II) insgesamt um 288 % und in 
Lohnklasse VI um 200 % aufgebessert worden. Das stetige Steigen der 
Invaliden- und Witwen-Zusatzrenten seit dem 1. Januar 1891 ergibt 
sich aus der Übersicht auf Seite 108 bis 111. 

Die auf Seite 369 u. 370 des Archivs für Eisenbahnwesen 1919 
bereits erwähnten monatlichen Kentenzulagen von 8 für Empfänger 
einer Invaliden- oder Krankenrente und von 4 «Ä. für Empfänger einer 
Witwen- (Witwer-) oder Witwen-Krankenrente, die auf Grund der Be¬ 
kanntmachung des Reichskanzlers vom 3. Januar 1918 (Reichsgesetz¬ 
blatt S. 7) seit dem 1. Februar 1918 gewährt werden, sowie die monatliche 
Rentenzulage von 8 JL für Empfänger einer Altersrente, die auf Grund 
der Verordnung vom 14. Dezember 1918 (Reichsgesetzblatt S. 1429) seit 
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dem 1. Januar 1919 gezahlt wird, sind, wie hier der Vollständigkeit 
wegen bemerkt sein mag, durch Verordnung vom 21. August 1919 
(Reichsgesetzblatt S. 1665) vom 1. Oktober 1919 ab von 8 , H. auf 20 M. 
und von 4 dt auf 10 dt monatlich erhöht worden. Diese Zulagen 
haben vom 1. Juli 1920 ab mit Rücksicht auf die anhaltende Teuerung 
eine weitere Erhöhung erfahren. Vom gleichen Zeitpunkt an ist auch 
eine monatliche Zulage für die Empfänger einer Waisen rente ein- 
geführt worden. Das Gesetz über Abänderung der 
Leistungen und der Beiträge in der Invalidenver¬ 
sicherung vom 20. Mai 1920 (Reichsgesetzblatt S. 1091) bestimmt 
über diese Zulagen folgendes: 

Artikel I. 

I. Personen, die auf Grund der reichsgesetzlichen Invalidenver¬ 
sicherung eine Invaliden-, Alters- oder Hinterbliebenenrente beziehen, 
erhalten eine Zulage zu ihrer Rente. 

Die Zulage erhalten nicht: 

1. Personen, die auf Grund des Gesetzes über die Versorgung der 
Militärpersonen und ihrer Hinterbliebenen bei Dienstbeschädi¬ 
gung (Reichsversorgungsgesetz) eine Rente für Minderung ihrer 
Erwerbsfähigkeit um mehr als zwei Drittel oder eine Hinter¬ 
bliebenenrente beziehen; 

2. Ausländer, die sich im Ausland aufhalten; 

3. die im § 120 Abs. 2 Satz 2, § 1276 Abs. 1 Satz 2, §§ 1277, 1531, 
1536, 1541, 1544 der Reichsversicherungsordnung bezeichneten 
Gemeinden, Armenverbände, Versicherungsträger usw. 

II. Die Zulage beträgt für Empfänger einer Invaliden- oder Alters¬ 
rente monatlich dreißig Mark, für Empfänger einer Witwen- oder 
Witwerrente monatlich fünfzehn Mark, für Empfänger einer Waisen¬ 
rente monatlich zehn Mark. 

III. Die Zulage wird in vollem Betrage gezahlt, auch wenn der 
Empfänger nur einen Bruchteil der Rente erhält. Die Zulage fällt weg, 
wenn der Anspruch auf die Rente zum vollen Betrage ruht oder wegfällt. 

IV. Die Zulage wird monatlich im voraus gezahlt. Die oberste Post- 
Müirde bestimmt, in welcher Weise die Zulage gezahlt wird. 

Artikel IV. 

Die Verordnung über die Gewährung von Zulagen zu Renten aus 
der. Invalidenversicherung vom 21. August 1919 (Reichsgesetzblatt 
S. 1665) *) tritt am 30. Juni 1920 außer Kraft. 

Empfänger einer Invaliden- oder Witwerrente, die nach Maßgabe 
jener Verordnung eine Zulage erhalten, ohne nach Artikel I Nr. 1 Abs. 2 
zum Bezüge der Zulage nach Maßgabe dieses Gesetzes berechtigt zu sein, 
beziehen ihre Zulage bis zum 31. Dezember 1920 weiter. 

- (Forts, des Textes S : 112) 

*) Sieho oben. 
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I Höhe der jährlichen Zusatzrente aus Abteilung B 
| nach Vollendung von 


Lohnklasse 

i 

5—10 

15 | 20 

Mitglied 

25 | 30 | 35 

schaftsjahren 

40 

ftir jede« 
weitere 
Jehr 
mehr 


M 



M 



cK 


Lohnklasse II: 

am 1 . Januar 1891 

30, oo 

40,20 

50,40 

60,oo 

70,20 

80,40 



nach d. 1 . April 1895 J 

34,so 

46,20 

57,60 

69,00 

81,oo 

92,40 


— 

„ „l. Januar 1900 ; 

45,oo 

60,oo 

75,oo 

90,oo 

105,oo 

120 ,oo 

— 

— 

„ 1 . Juli 1904 | 

60,oo 

80,40 

100,20 

120 ,oo 

140,40 

160,20 

180,oo 

4,oo 

„ 1 . April 1)1906 

66,00 

88,20 

110,40 

132,00 

154,20 

176,40 

198,oo 

4,40 

„ , 1 . Juli 1910 

99,oo 

132,00 

165,00 

198,oo 

231,00 

264,00 

297,oo 

6,60 

„ „ 1 . April 2 ) 1917 | 

108,oo 

144,00 

180,00 

216,00 

252,00 

288,00 

324,oo 

7,20 

, 1 . April 1920 ‘ 

129,co 

171,60 

213,60 

255,60 

297,60 

339,60 

381,60 

8,40 

Lo link lasse 111: 1 

am 1 . Januar 1891 

45,00 

60,oo 

75,00 

90,oo 

105,oo 

120 ,oo 



nach d. 1 . April 1896 

52,20 

69,oo 

86,40 

103,80 

121,20 

138,00 

— 

— 

„ „ 1 . Januar 1900 

67,80 

90,oo 

112,80 

135,00 

157,80 

180,oo 

— 

— 

n , 1 . Juli 1904 | 

90, oo 

120 ,oo 

160,00 

180,oo 

210 ,oo 

240,oo 

270,00 

6,00 

„ 1 . April i) 1906 

99,oo 

132,00 

165,00 

198,00 

231,oo 

264,00 

297,00 

6,60 

.. , 1 . Juli 1910 

132,00 

176,40 

220,20 

264,00 

308,40 

352,20 

396,00 

8^80 

„ 1. April 2)1917 1 

1 145,20 

193,20 

241,20 

289,20 

337,20 

385,20 

433,20 

9,60 

.. „ 1 . April 1920 

' 174,oo 

231,00 

288,00 

345,00 

402,oo 

459,00 

516,00 

11,40 

Lohnklassc IV': 
am 1 . Januar 1891 i 

60,00 

80,40 

100,20 

120 ,oo 

140,40 

160.20 

| 


nach d. 1 . April 1896 

69,00 

92,40 

115,20 

138,00 

161,40 

184,20 

! — 

— 

„ 1 . Januar 1900 

90,oo 

120,00 

150,00 

180,oo 

210,00 

240,00 ! 



„ , 1 . Juli 1904 

120 ,oo 

160,20 

200,40 

240,oo 

280,20 

320,40 

360,oo 

8,00 

„ , 1 . April >)1906 

132,oo 

176,40 

220,20 

264,00 

308,40 

352,20 

396,oo 

8,80 

, , 1 . Juli 1910 

154,80 

207,oo 

269,20 

311,40 

363,60 

415,80 

468,00 

10,46 

. 1 . April 2)1917 

170,w 

227,40 

284,40 

341,40 

398,40 

455,40 

512,40 

11,40 

, „ 1 . April 1920 j 

204,60 

273.60 

342,60 

411,60 

480,60 

549,60 

618,60 

13,80 

Lohnklasse V: 

am 1 . Januar 1891 

72,oo 

i 

96,00 

120,00 

144,00 

168,oo 

192,00 



nach d. 1 . April 1895 

82,80 

110,40 

138,00 

165,60 

193,20 

220,80 

— 

— 

, 1 . Januar 1900 ; 

108,00 

144,00 

180,oo 

216,00 

252,00 

288,00 

— 

— 

, 1 . Juli 1904 

140,40 

187,80 

236,20 

282,60 

330,oo 

378,oo 

425,40 

9,50 

- 1 . April i)1906 

154,80 

207,oo 

259,20 

311,40 

363,60 

415,80 

468,00 

10,45 

, „ 1 . Juli 1910 

176,40 

237,00 ; 

297,60 

858,20 | 

418,80 

478,80 

539,40 

12,10 

„ 1 . April 2)1917 

194,40 

260,40 

326,40 

392,40 1 

458,40 

524,40 

590,40 

13, jo 

- „ 1 . April 1920 

233,40 

311,40 

389,40 

467,40 1 

545,40 

623,40 ! 

701,40 

15,60 


l ) Die Zusatzrenten der bis zum 31. März 1906 invalidisierten ehemaligen 
sind vom 1. Oktober 1916 ab auf die entsprechenden Bezüge der vom 1. April 
?) Die Zusatzrenten der bis zum 31. März 1917 invalidisierten ehemaligen 
validisierten oder verstorbenen Mitglieder (Altpensionäre) sind vom 1. April 1919 
Stufentafel erhöht worden. Die in der Zeit vom 1. April 1917 bis 31. März 1929 
zu ihren Bezügen einen Zuschlag von 20%, so daß sie die Sätze der vom 
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Höhe der jährlichen Witwen-Zusatzrente aus 
Abteilung B nach Vollendung von 


Lohnklasse 

5-10 

15 | 20 | 25 30 | 35 

Mitgliedschaftsjahren 

40 

für jedes 
wehere 

Jahr 

mehr 

1 

| 

M \ 


c M 




M 

M 

Lohnklasse 11: 

am 1 . Januar 1891 

30, oo 

40,20 

60,40 

60,oo 

70,20 

80,40 



nach d. 1 . April 1895 

34,80 

46,20 

57,60 

69,00 

81,oo 

92,40 


— 

. „ „ 1 . Januar 1900 

45,00 

55,80 

66,60 

77,40 

87,60 

98,40 


— 

„ 1 . Juli 1904 

60,oo 

72,00 

84,00 

96,oo 

108,oo 

120,00 

132,00 

2,40 

* , 1 . April 1)1906 

66 ,oo 

79,20 

92,40 

105,60 

118,80 

182,oo 

145,20 

2,64 

r „ 1 . Juli 1910 j 

88,20 

103,80 

118,80 

134,40 

150,oo 

165,00 

180,60 

3,0« 

. * 1. April 2)1917 

97,20 

115,20 

133,20 

151,20 

169,20 * 

> 187,20 

205,20 

3,60 

* , 1 . April 1920 

116,40 

137,40 

158,40 

179,40 

200,40 

221,40 

242,40 

4,20 

Lohnklasse III: 

am 1 . Januar 1891 

; 45,oo 

60,oo 

75,00 

90,00 

105,00 

120 ,oo 



nach d. 1 . April 1895 

52,20 

69,oo 

86,40 

103,80 

121,20 

138,00 

— 

— 

„ „ 1 . Januar 1900 

67,80 

84,00 

100,20 

115,80 

132,00 

147,60 

— 

— 

* » 1 . Juli 1904 

90,oo 

108,oo 

126,oo 

144,00 

162,00 

180,oo 

198,oo 

3,60 

. 1 . April *) 1906 

99,00 

118,80 

138,60 

158,40 

178,20 

198,oo 

217,80 

3,96 

, * 1 . Juli 1910 

121,30 

143,40 

165,00 

187,20 

209,40 

231,oo 

253,20 

4,40 

- . 1 . April 2)1917 

133,20 

157,20 

181,20 

205,20 

229,20 

253,20 

277,20 

4,80 

„ „ 1 . April 1920 

169,60 

189,60 

219,60 

249,60 

279,60 

309,60 

339,60 

6,00 

Lohnklasse IV: 

am 1 . Januar 1891 

60,oo 

80,40 

100.20 

120 ,oo 

1 

140,40 

1 

160,20 



nach d. 1 . April 1895 , 

69,00 

92,40 

115,so 

138,00 

164,40 

184,20 

— 

— 

„ , 1 . Januar 1900 ! 

90, oo 

111,60 

132,60 

154,20 

175,20 

196,80 

— 

— 

„ - 1 . Juli 1904 ! 

120,oo 

144,00 

168,oo 

192,00 

216,00 

240,oo 

264,00 

4,80 

- „ 1. April >)1906 ' 

132,oo 

158,40 

184,80 

211,20 

237,60 

264,00 

290,40 

5,28 

* „ 1. Juli 1910, 

’ 154,20 

182,40 

210,60 

238,20 

266,40 

294,60 

322,80 

5,61 

, , 1. April 2)1917 

\ 169,20 

199,20 

229,20 

259,20 

289,20 

319,20 

349,20 

6,00 

„ . 1. April 1920 

202,80 

238,80 

274,80 

310,80 

346,80 

382,80 

418,80 

7,20 

Lohnklasse V: 

am 1. Januar 1891 

72,oo 

96,oo 

j 120,oo 

144,00 

i 

168,00 

! 192,oo 



nach d. 1. April 1896 

82,80 

110,40 

138,oo 

165,60 

| 193,20 

j 220,80 

i - 

— 

„ „1. Januar 1900 

108,00 

133,80 

! 159,60 

184,80 

' 210,60 

! 235,80 

i 

“ 

— 

, „ 1. Juli 1904 

140,40 

168,60 

i 197,40 

225,60 

; 254,40 

! 282,60 

{ 311,40 

5,70 

. „ 1. April 1)1906 

154,80 

186,00 

! 217,20 

249,00 

; 280,20 

1 311,40 

> 342,60 

6,27 

„ „ 1. Juli 1910 

170,40 

203,40 

; 236,40 

269,40 

302,40 

1 335,40 

, 368,40 

6,60 

, * 1. April *)1917 

187,20 

223,20 

I 269,20 

295,20 

331,20 

j 367,20 

1 403,20 

7,20 

- n 1. April 1920 j 

224,40 

266,40 

| 308,40 ! 

350,40 

, 392,40 

434,40 

476,40 

i 

8,40 


Mitglieder sowie die Bezüge der Hinterbliebenen solcher Mitglieder (Altpensionäre) 
1906 bis 30. Juni 1910 gültigen Stufentafel erhöht worden. 

Mitglieder sowie die Bezüge der Hinterbliebenen der bis zum 31. März 1917 in- 
ab auf die entsprechenden Bezüge der vom 1. April 1917 bis 81. März 192Ö gültigen 
invalidisierten Mitglieder und deren Hinterbliebene erhalten seit dem 1. April 1919 
1. April 1920 ab eingeführten Stufentafel erhalten. 
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Höhe der jährlichen Zusatzrente aus Abteilung B 
nach Vollendung von 


Lohnklasse 

5—10 

16 20 ; 25 1 30 36 

Mitgliedschaftsj ähren 

40 

für jede* 
weitere 
Jahr 
mehr 



cK, 



J6 

M 

M 

M 

Lohnklasse VI: 

am 1. Januar 1891 

84,00 

112,20 

140,40 

168,oo 

19G.20 

224,(0 



nach d. 1. April 1895 

96.60 

129,00 

164,40 

193,20 

225,60 

258,oo 

— 

— 

, „1. Januar 1900 

126,oo 

168,00 

210,oo 

252,oo 

294,00 

336,00 

— 

— . 

, „ 1. Juli 1904 

160,20 

215,40 

270,oo 

325,20 

380,40 

435,00 

490,90 

11, 0O 

„ . 1. April >)1906 

176,40 

237,oo 

297,60 

358,20 

418,80 

478,80 

539,40 

12,10 

„ . 1. Juli 1910 

198,oo 

267,oo 

336,00 

404,40 

473,40 

541,80 

610,80 

13,76 

„ . 1. April 2 )19ft 

217,80 

292,80 

367,80 

442,80 

517,80 

592,80 

667,80 

15,00 

, „ 1. April 1920 

261.60 

351,60 

441,60 

531,60 

621,60 

711,60 

801,60 

18,00 

Lohnklasse VII: 

i 








am 1. Juli 1904 

180,oo 

243,oo 

305,40 

367,80 

430,20 

492,60 

555,00 

12,5o 

nach d. 1. April l )1906 

198,00 

267,oo 

336,oo 

404,40 

473,40 

541,80 

610,80 

13,75 

- „ 1. Juli 1910 

220,20 

297,oo 

374,40 

451,20 

528,oo 

605,40 

682.20 

15,40 

„ „ 1. April 2)1917 

248,oo 

327,00 

411,oo 

496,oo 

579,oo 

663,oo 

747,oo 

16,80 

- , 1. April 1920 

291,60 

393,60 

495,60 

597,60 

699.60 

801.60 

903,60 

20,40 

Lohnklassc VIII: 









am 1. Juli 1910 

242,40 

327.60 

412,80 

498,00 

583.20 

668,40 

753,60 

17,05- 

nach d. 1. April «) 1917 

| 266.40 j 

359,40 

452,40 

545,40 

638,40 

781,40 

824,40 

18,60 

. „ 1. April 1920 

319.80 ' 

! 

430.ro 

' 

541,80 

652,80 

763,so 

874.80 

986,80 

22,20 

Lohnklasse IX: 

1 1 

1 




1 



am 1. April 1918 

264,00 

357,60 

' 451,20 

544,80 

637,80 

731,40 

825,00 

18,70 

nach d. 1. April 2 ) 1917 

290,40 

392,40 

494,40 : 

596,40 

; 698,40 

800.40 

902,40 

20,40 

„ „ 1. April 1920 

348,60 

471,60 

594,00 ; 

717.60 

840,60 

963.60 

1086,60 

24,60 

Lohnklasse X: | 

1 

j , 








am 1. April 2)1917 

" 314,40 

425,40 

536,40 

647,40 

; 758,40 

869,(0 

980,40 

22,20- 

nach d. 1. April 1920 

, 377,40 

509,40 

641,40 

773,40 

905.40 

1037,(0 

1169,40 

26,4o 

Lohnklasse XI: 

! 








am 1. April 1920 

j 406,20 

550.20 | 

694,20 

838,20 

982,20 

1126,20 

1270,20 

28,80 

Lohnklasse XII: 









am 1. April 1920 

! 435,00 

591,oo 

747,oo | 

903,oo 

1059,oo 

1215.on 

1371,00 

3!,2<> 

Lohnklasse XIII: 

i | 








am 1. April 1920 

463,80 ! 

628,80 1 

793,80 

958.80 

1123,80 

1288,80 

| 

1453,80 

33,oo- 

Lohnklasse XIV: 

1 








am 1. April 1920 

41)2,60 1 

669,60 

846,60 11023.60 

1200,60 

1377,60 

. 

1554,60 

35,40. 


») Siehe Anmerkung *) auf S. 108/109. 

„ *) „ 108/109. 
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Höhe der jährlichen Witwen-Zusatzrente aus 
Abteilung B nach Vollendung von 


Lohnklasse 

5—10 

15 1 20 | 25 

Mitgliedscha 

J6 M 

30 

t s j a 

M 

1 35 

ti r e n 

t ’Si> 

40 

für jede»» 
weitere 
Jahr 
meli r 

Lohnklasse VI: 









am 1 . Januar 1891 

84,oo 

112,20 

140,40 

168,oo 

196,20 

224,40 

— 

_ 

nach d. 1 . April 1895 

96,60 

129,00 

161,40 

193,20 

225,60 

258,00 


— 

. 1 . Januar 1900 

126,00 

156,oo 

186,00 

215,40 

245,40 

275,40 


_ 

. , 1 . Juli 1904 

160,w 

193,20 

226,20 

259,20 

292,20 

825,20 

358,20 

6,60 

- . 1 . April >>1906 

176,40 

213,oo 

249,oo 

285,60 

321,60 

358,20 

894,20 

7,26 

. 1 . Juli 1910 

192,00 

229,80 

267,60 

306,oo 

343,80 

381,60 

419,40 

7,59 

. 1 . April *) 1917 

210 ,oo 

252,00 

294,00 

336,00 

378,oo 

420,oo 

462,00 

8,40 

. , 1 . April 1920 

252,00 

303,oo 

354,00 

405,oo 

456,oo 

607,oo 

558,00 

10,20 

Lohnklasse VII: 









am 1 . Juli 1904 

180,oo 

217,80 

255,00 

292,80 

330,oo ! 

367,80 

405,oo 

7,50, 

nach d. 1 . April 01906 , 

198,00 

239,40 

280,80 

322,20 

363,oo 

404,40 

446,80 

8,25 

_ 1 . Juli 1910 

212,40 

255,60 

298,20 

341,40 

384,00 

427,20 

469,80 

8,58 

. „ 1 . April 2 ) 1917 

238,60 

281,60 

329,60 

377,60 

425,60 

473,60 

521,60 

9,60 

., 1 . April 1920 

280,80 

337,80 

394,80 

451,80 

508,80 

565,80 

622,80 

11,40. 

Lohnklasse VIII: 









ain 1 . Juli 1910 

234,oo 

282,oo 

330,oo 

377,40 

425,40 1 

473,40 1 

521,40 

9,57 

nach d. 1 . April 2 > 1917 

257,40 

311,40 

365,40 

419,40 

473,40 

527,40 

581,40 

10,80 

, , 1 . April 1920 

309,00 

375,00 

441,00 

507.oo 

573,oo 

639,oo 

705,oo 

18.20 

Lohnklasse IX: 









am 1 . April 1913 

255,60 

308,40 

361,20 

414,00 

466,80 

519,60 

572,40 

10,56 

nach d. 1 . April 2)1917 

282,00 

339,oo 

( 396,00 

453,00 

5l0,oo 

567,00 

624,00 

11,40 

_ , 1 . April 1920 

338,40 

407,40 

476,40 

545,40 

614,40 

683,40 

752,40 

13,80. 

Lohnklasse X: 

1 








am 1 . April 2)1917 

j 306,oo 

369,oo 

, 432,oo 

495,00 

558,oo 

621,00 

684,oo 

12,60 

nach d. 1 . April 1920 367.20 

442,20 

| 517,20 

592,20 

667,20 

742,20 

817,20 

15,oo 

Lohnklasse XI: 









am 1 . April 1920 1 

396,00 

477,uo 

j 558,00 

639, oo 

720,no 

801,uo 

882.00 

16,20- 

Lohnklasse XII: 



i 






am 1 . April 1920 

424,80 

514,80 

1 604,80 

694,80 

784.80 

874,80 

964,80 

18,00 

Lohnklasse XIII: 






! 



am 1 . April 1920 

453,60 

549,60 

645,60 

741,60 

887,60 

933,60 1 

1029,60 

19,20 

Lohnklasse XIV: ' 


i 




1 



am 1 . April 1920 ! 

482,40 

584,40 

| 686,40 

788,40 

890,40 

992,40 i 

1094,40 

20, 4l. 
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Die den Rentenempfängern außerdem aus Mitteln der Eisenbahn¬ 
verwaltung gewährten besonderen Zulagen werden in dem auf Seite 369 
des Archivs für Eisenbahnwesen 1919 angegebenem Umfang auch nach 
der Erhöhung der reichsgesetzlichen Zulagen bis auf weiteres fort¬ 
gezahlt. 

Durch das oben erwähnte Gesetz vom 20. Mai 1920 (Reichsgesetz¬ 
blatt S. 1091) sind auch die Beiträge zur Invaliden- und Hinterbliebenen¬ 
versicherung mit Wirkung vom 1. August 1920 ab erhöht worden. Dem¬ 
gemäß beträgt der Wochenbeitrag bei Abteilung A der Kasse von diesem 
Zeitpunkt ab in Lohnklasse 1 = 90 Pf. (bisher 18 Pf.), Lohnklasse 11 = 
100 Pf. (26 Pf.), Lohnklasse III = 110 Pf. (34 Pf.), Lohnklasse IV =- 
120 Pf. (42 Pf.) und in Lohnklasse V = 140 Pf. (50 Pf.). 


über die Gesamtzahl der Kassenmitglieder während des Be¬ 
richtsjahrs und ihre Zugehörigkeit zu den beiden arbeitgebenden Staats¬ 
verwaltungen gibt die nachstehende Zusammenstellung einen Überblick: 


! 

i 

i 

Zahl der Mitglieder 

bei der 


Abteilung A 

Abteilung B 

1 

1 

Eisen- Wasser¬ 
bahn- bau- 

Verwaltung 

zu¬ 

sammen 

i 

Eisen¬ 
bahn- ! 

Verwa 

Wasser- 

bau- 

iltung 

zu¬ 

sammen 

! 

Beim Beginn des Jahres j 


1 

[ 

j 




1918 vorhanden . . . . j 

| 538 678 

19 164 

557 842 | 

350 623 

1 6 449 

356 972 

Jm Laufe des Jahres ; 

, 






eingetreten . . . . 

208 660 

8 278 

216 938 

33 417 

1 756 

35 173 

ausgeschieden . . j 

i 

133 009 

7 427 

140436 

26652 

1 065 

27 717 

l 

Beim Schluß des Jahres 







1918 vorhanden . . . . j 

614 329 

20015 

634 344 

; 357 288 

7 140 

364 428 

darunter weibliche . 

91043 

1 542 

92 586 

16 467 

674 

17131 

„ freiwillige . 

H 

t 

88 771 

186 

88 967 

j 49 625 

20 

49645 


Dio nachstehenden Ausführungen und Zahlenangaben beziehen sich, 
sofern etwas anderes nicht ausdrücklich bemerkt ist, lediglich auf die bei 
der Staatiseisenbalmverwaltung beschäftigten Kassenmitglieder. 

Die Zahl der bei der Eisenbahn Verwaltung beschäftigten 
Kassenmitglieder ist aus der nachstehenden vergleichenden Zusammen¬ 
stellung ersichtlich: 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 




Versicherung bei der preußisch-hessischen Eisenbahngemeinschaft. 


113 


Zahl der Mitglieder 





bei der Abteilung 



A 

B 

i A 

B 

1 A 

1 B 


J 1916 

II 1917 

| 19 18 

Beim Beginn des Rech¬ 
nungsjahrs vorhan¬ 
den . 

449 440 

351 788 

494 057 

361521 

538 678 

350 523 

Im Laufe des Rechnungs¬ 
jahrs neu ein ge¬ 
treten: 

überhaupt . 

160917 

23 691 

148 734 

23 626 

208 660 

1 

i 

| 33 417 

auf je 100 der Mitglieder¬ 
zahl im Jahresmittel 

32,42 

6,73 

29,24 

6,78 

i 36,68 

i 

j 9,55 

Im Laufe des Rechnungs¬ 
jahrs ausgeschie¬ 
den: 

überhaupt . 

106300 

23 958 

i 

j 104113 

24 623 

1 

133 009 

26 652 

auf je 100 der Mitglieder¬ 
zahl im Jahresmittel . 

22,84 

6,81 

20,47 

7,06 

I 

23,38 

7,62 

Beim Schluß des Rech¬ 
nungsjahrs vorhan¬ 
den : : 

überhaupt . 

494067 

361521 

538 678 

350 623 

614 329 

357 288 

darunter weibliche . . j 

81709 

9449 

105 931 

12674 

91043 

16 457 

. freiwillige . . 

54665 

37 646 

62 768 

43 422 

88 771 

49625 

Durchschnittlich 
täglich (im Jahres- j 
mittel) vorhanden!) . | 

465469 

851848 

508598 

348 627 i 

568 871 

349910 

überhaupt haben teil- j 
genommen. | 

600 357 

875 479 

642 791 

375146 , 

747 338 

383 940 


Die Gesamtzahl der Mitglieder der Abteilung A hat sich gegen das 
Vorjahr um 75 651 erhöht. Die Zahl der im Lauf des Jahres neu ein¬ 
getretenen Mitglieder (208 660) ist aus den auf Seite 99 angegebenen 
Gründen erheblich größer gewesen als im Vorjahr (148 734). Ihr steht 
jedoch auch ein erheblich größerer Abgang als im Vorjahr gegenüber 
(133 009 Mitglieder gegen 104113 im Jahre 1917), weil bei der Rückkehr 
der zum Kriegsdienst eingezogenen früheren Arbeiter ein Teil der 
für sie eingestellten Ersatzkräfte ausgeschieden ist. Dies gilt ins¬ 
besondere von den weiblichen Ersatzkräften. Infolgedessen ist die Zahl 
der weiblichen Kassenmitglieder von 105 931 auf 91043 zurückgegangen. 


l ) Die Mitgliederzahl im Jahresmittel ist in der Weise berechnet, daß die 
in den benutzten Unterlagen angegebenen Bestandsziffern vom ersten Tage 
jedes Monats zusammengezählt sind und die Gesamtsumme durch die Zahl der 
Monate geteilt ist. 

Archiv für Eisenbahnwesen. 1021. 8 
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Die Arbeiterpensiouskas&e, die Krankenkassen und die Unfall- 


Die Zahl der freiwilligen Mitglieder der Abteilung A betrug am 
Schluß des Jahres 1917: 62 768, am Schluß des Jahres 1918 dagegen 88 771, 
mithin 26 003 mehr, was darauf zurückzuführen sein dürfte, daß die bei 
der Rückkehr der Kriegsteilnehmer aus dem Eisenbahndienst ausgeschie¬ 
denen Ersatzkräfte, die zumeist keine andere Arbeitsgelegenheit gefunden 
haben, ihre Mitgliedschaft bei Abteilung A freiwillig fortgesetzt haben. 

Die Zahl der bei der preußisch-hessischen Eisenbahngemeinschaft 
beschäftigten, der Invadidenversicherungs pflicht unterliegenden Per¬ 
sonen hat sich um 49 648 (im Vorjahre um 36 518) erhöht. 

Mit einer nach § 1370 der Reichsversicherungsordnung ausgestellten 
Bescheinigung über dio Teilnahme an der Abteilung A sind im Jahre 
191S 124 588 Personen (= 21,9 % des durchschnittlichen Mitgliederbe¬ 

standes) gegen 97 199 Personen (= 19,l % des durchschnittlichen Mitglieder¬ 
bestandes) im Vorjahr aus der Beschäftigung bei der Eisenbahn aus¬ 
geschieden. 

Die Zahl der Mitglieder der Abteilung B der Pensionskasse ist im 
Jahre 1918 aus den auf Seite 99 angegebenen Gründen um 6765 gegen 
das Vorjahr gestiegen. Zum Beitritt zur Abteilung B ist jedes Mitglied 
der Abteilung A nach einjähriger Beschäftigung im Dienste der Eisen¬ 
bahn- oder der Wasserbauverwaltung, verpflichtet, sofern es nicht der 
Versicherungspflicht nach dem Angestelltenversicherungsgesetz vom 
30. Dezember 1911 unterliegt. 

Der Abteilung B gehörten im Jahre 1918 im täglichen Durchschnitt 
349 910 Mitglieder (— 62 % des Durchschnittsbestandes der Mitglieder der 
Abteilung A) gegen 348 627 (— 69 %) Mitglieder im Jahre 1917 an. 

Die Zahl der aus der Abteilung B ausgeschiedenen Mitglieder hat 
betragen: 


infolge 

& ! 

1915 

1916 | 

1917 

1918 

i 

a) Ablebens. 

4041 1 

3 253 

i 

3 724 

5 309 

b) Übertritts in den Bezug einer 
Pension, Invalidenrente nebst 
Zusatzrente. 

2 070 

2 119 I 

1 818 

1927 

c) bahnseitiger Gewährung einer 
Unfallrente. 

89 

1 

iio ! 

137 

111 

d) Übernahme von Mitgliedern in 
das Verhältnis von Eisenbahn¬ 
unterbeamten . 

2 382 

| 

1974 j 

8661 

8118 

e) sonstiger freiwilliger oder un¬ 
freiwilliger Aufgabe der Be¬ 
schäftigung bei der Eisenbahn¬ 
verwaltung: 

mit Beitragsrückgewähr . . 
ohne „ . . 

i 

! 12 517 

6 975 | 

1 

! 

! 

11 164 

5 338 | 

7 453 

2 830 

i 

8 874 

2 313 

zusammen. . . 

28080 

23 958 

24 623 

26 652 
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Von den unter e) aufgeführten Personen hatten nur 4725 eine fünf¬ 
jährige oder längere Mitgliedzeit. 

Unter den in das Staatsbeamtenverhältnis übergeführten Mitgliedern 
befanden sich im Jahre 1918 = 6631 mit einer mindestens fünfjährigen Mit¬ 
gliedschaft bei der Pensionskasse. Diesen, wie ihren Angehörigen, 
bleiben ohne weitere Beitragsleistung die Ansprüche auf die- Leistungen 
der Abteilung B erhalten, die zu gewähren gewesen wären, wenn das 
Mitglied am Tag seiner Übernahme erwerbsunfähig geworden oder ge¬ 
storben wäre. Sie sind aber auch berechtigt, die Mitgliedschaft bei der 
Abteilung B freiwillig fortzusetzen, und haben dann den Beitrag in voller 
Höhe allein zu zahlen, da die Verwaltung keinen Zuschuß leistet. Bei 
Aufgabe der freiwilligen Versicherung werden die während ihrer Dauer 
entrichteten Beiträge bis auf eine geringe Risikogebühr zurüekgezahlt. 
Von der freiwilligen Versicherung wird, wie die Anzahl der freiwilligen 
Mitglieder zeigt, in größerem Umfang Gebrauch gemacht. In den aufge¬ 
führten 2313 (2830 im Jahre 1917) Fällen des Ausscheidens aus der Be¬ 
schäftigung ohne Beitragsrückgewähr handelt es sich nicht um Fälle 
straf weiser Entlassung, in denen die Beitragsrückgewäbr vorenthalten 
werden kann, sondern fast ausschließlich um Fälle, in denen die ausge¬ 
schiedenen Mitglieder von dem ihnen nach § 34 Abs. 4 und 5 und nach § 36 
der Satzungen zustehenden Recht Gebrauch gemacht haben, die Beiträge 
in der Kasse zu lassen, um sich und ihren Angehörigen die bis zum Aus¬ 
scheiden erworbenen Ansprüche auf Zusatzrente und Witwen- und 
Waisengeld zu erhalten. Die Steigerung der Zahl dieser Mitglieder von 
156 im Jahre 1909 auf 2313 im Jahre 1918 beruht auf der am 1. April 1910 
in Kraft getretenen Bestimmung, wonach den Mitgliedern, die zur Erfül¬ 
lung der aktiven Militärdienstpflicht aus der Beschäftigung ausscheiden, 
ebenfalls das Recht eingeräumt worden ist, die Beiträge in der Kasse 
zu lassen. 

Weitere Auskunft über Zahl, Ein- und Austritt, Lebensalter und 
Ableben der Mitglieder beider Abteilungen der Pensionskasse im Jahre 
1918 gibt nach den einzelnen Jahrgängen die Anlage I (Seite 134—141). 

Faßt man auf Grund des Bestandes am Jahresanfang die Mitglieder 
der Abteilung B in Lebensaltergruppen zusammen, so erhält n 
Beteiligung der verschiedenen Lebensaltergruppen bei de 
Dauer der Mitgliedzeit gebildeten zwei Gruppen die naclisü 
sicht (S. 116 und 117). 
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Diese übersieht weist im Jahre 1918 (wie im Vorjahr und in den 
Jahren 1911 'bis 1914) eine Erhöhung der Mitgliederzahl in dem Lebens¬ 
alter'bis zu 24 Jahren nach (8828 mehr als im Vorjahr). Sie beruht auf 
der a<m 1 . April 1910 in Kraft getretenen Bestimmung, nach der die Mit¬ 
gliedschaft bei Abteilung B bereits vor Erfüllung der Militärpflicht be¬ 
ginnen kann. 

Am 1 . Januar 1919 hatten 65,22 % (gegen 65.se % am 1 . Januar 1918) 
aller bei der Eisenbahnverwaltung beschäftigten Mitglieder Anspruch auf 
Kassenleistungen. 

Die Sterblichkeitsziffern sind gegen das Vorjahr nicht unwesentlich 
gestiegen; sie haben betragen auf je 100 Mitglieder: 


'ji 

im Jahre 


| 1916 j 1917 j 1918 


bei der Abteilung A. ( 0,87 j 0,90 ! l,os 

, - - ß.' 0,92 1,07 1,52 


Von den im Jahre 1918 verstorbenen 5809 Mitgliedern der Abtei¬ 
lung B hinterließen 4027 Angehörige, die einen Anspruch auf Witwen- 
und Waisengeld hatten, während sieh die.se Zahl im Jahre 1917 bei 3724 
Sterbefällen auf 2764 belief. 

Die Zuteilung, der Mitglieder zu den für die Höhe der Beiträge und 
der Leistungen maßgebenden Lohnklassen erfolgt nach dem Jaliresarbeits- 
verdienst. Für dessen Ermittlung ist bei beiden Abteilungen seit der am 
1 . April 1913 in Kraft getretenen Änderung der Satzungen der Pensions¬ 
kasse (vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1914, S. 41 ff.) nicht mehr aus¬ 
schließlich der zur Krankenkasse veranlagte Tagesverdienst maßgebend, 
sondern auch der wirkliche tägliche Arbeitsverdienst (bei schwankendem 
Verdienst der erfahrungsmäßige tägliche Durchschnittssatz), wenn der 
wirkliche Arbeitsverdienst höher ist. Vom 1 . April 1913 ab gilt somit 
bei der Abteilung A, deren Lohnklassen sich den durch die Reichsversiche¬ 
rungsordnung eingeführten Lohnklasscn völlig anschließen, als Jahres¬ 
arbeitsverdienst : 

a) für Mitglieder einer Krankenkasse das Dreihundertfache des für 
ihre Krankenkassenbeiträge maßgebenden Grundlohnes oder des 
wirklichen täglichen Arbeitsverdienstes (bei schwankendem Ver¬ 
dienst des erfahrungsmäßigen täglichen Durchschnittssatzes), 
wenn der wirkliche Arbeitsverdienst höher ist; 

b) im übrigen der dreihundertfache Betrag des durchschnittlichen 
Tagesentgelts, mindestens aber der dreihundertfache Betrag des 
Ortslohnes, soweit das Oberversicherungsamt für einzelne Berufs- 
zweigo nichts anderes bestimmt hat. 
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Bei der Abteilung B dagegen wird vom gleichen Zeitpunkt ab der 
Jahreearbeitsverdienst derart ermittelt, daß der für die Krankenkassen¬ 
beiträge maßgebende Grundlohn oder der wirkliche tägliche Arbeitsver¬ 
dienst (bei schwankendem Verdienst der erfahrungsmäßige tägliche 
Durchschnittssatz), wenn der wirkliche Arbeitsverdienst höher ist, 

a) mit 365 vervielfältigt wird, wenn das Mitglied regelmäßig auch an 
den Sonntagen beschäftigt wird oder dienstbereit sein muß und 
hierfür gelöhnt wird, oder 

b) mit 300 vervielfältigt wird, wenn das Mitglied regelmäßig nur an 
den Wochentagen beschäftigt wird. 

Die gegenwärtig bei beiden Abteilungen bestehenden Lohnklassen 
sind in der nachfolgenden Übersicht dargestellt. 





A b t o i 1 u 

n g A 


Lohnklasse 

_± 

Jahresarbeitsverdienst Tagesverdienst 


I . . . . 

| 

bis zu 350 einschließlich | 

bis 1,16 M 


II ... . 

• li 

von mehr als 350— 660 c« ' 

1,17—1,83 „ 


III ... . 


„ * 550— 850 „ 

1,84 — 2,83 „ 


IV . . . . 

1 

„ „ „ 850—1150 „ i 

2,84 — 3,83 „ 


V . . . . 

• 

, * „ 1150 M \ 

3,84 <M> und mehr. 




A b t e i 1 u 

n g B 





i 

i 

Tagesverdienst 

Lohn- 

1 

Jahresarbeitsverdienst 

hei den nicht 

hei den 

klasse 




für die Sonntage 

für die Sonntage 





gelöhnten 

gelöhnten 





Arbeitern 

Arbeitern 

n 

bis zu 550 M 

einschließlich 

bis 1,83 <M> 

bis 1,50 c 16 

III 

von mehr als 

660— 850 c« 

1,84 — 2,83 „ 

1,51 — 2,32 „ 

iv ; 

W tt 

rt 

860—1050 „ 

2,84 — 3,50 „ 

2,33 — 2,87 „ 

V 

fl ft 

ft 

1050— 1200 „ 

1 3,51 — 4,00 „ 

2,88 — 3,28 „ 

VI 

ft ft 

tt 

1200 — 1350 „ 

4,01 — 4,50 „ 

3,29 — 3,69 „ 

VH | 

j V ft 

rt 

1350— 1500 * 

4,51 — 5,00 „ 

3,70 4,10 „ 

vm j 

' rt * 

V 

1600—1650 „ 

: 5,oi — 5,50 „ 

4,11 — 4,52 „ 

IX 

n n 

D 

1650— 1800 „ 

5,51 — 6,00 „ 

4,53 — 4,93 * 

X») 

rt v 

v 

1800 c Ht 

6,01 M und mehr 

4,94 M und mehr. 


il 


l ) Vom 1. April 1920 ab sind 4 weitere Lohnklasscn (XI bis XIV) hinzu¬ 
gekommen (s. S. 101 Ziffer l). 
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Die Kasseninitglieder verteilen sich auf die einzelnen Lohnklassen, 
wie folgt: 


Zeit¬ 

punkt 


Zahl 

der Mitglieder der Lohnklasse 


1 i 11 

III 

IV 

V 

VI 

VII 

vin 

IX 

Xi) 

insgesamt 


Abteilung A: 


1-/1-1916 

18 627 

13 463 

82042 

148110 

172 178 

— 1 

— | 

— 

— ' 


434 310 

1-/1- 1916 

18260 

17 636 

92698 

147 226 

173821 

— 

— ■ 

— 

— , 

_ ! 

449 440 

1-/1.1917 

18 601 

20612 

116416 

168 848 

181281 

— 

— 

— 

— | 


494067 

l./l. 1918 

16023 

10621 

24227 

68162 

429656 

— 

— 

— 

-- 

- ^ 

638 678 

l./l. 1919 

■16869 

9 333 

16 873 

38934 

533 320 

t 

! ~ 

— 

— 

— 

— 

614 329 


Abteilung B: 


l./l. 1916 1 — 

6 778 

31062 

46938 

67 306 

56254 

62964 

44274 

68 688 


364 163 

l./l. 1916 — 

7 085 

26 741 

42 912 

54 362 

54801 

60 840 

42256 

63 291 

— 

361 788 

l./l. 1917 — 

6177 

25 236 

41 376 

62192 

55 321 

59 172 

42433 

69 616 

— 

361621 

l./l. 1918 — 

2219 

7 732 

14 646 

32219 

17 804 

18 947 

20662 

29078 

207 226. 

350523 

l./l. 1919 1 — 

1040 

4 367 

9140 

11591 

12295 

13 434 

13616 

223091 

268 724 

i 

357 288 


In Prozenten der Kassenmitglieder gehörten an: 


der 

Beitragsklasse 

19 16 

A B 

% 

am 1. c 

19 17 

bei Abt 

A | B 
% 

lanuar 

19 18 

oilung 

A 1 B 
% 

19 19 

A | B 
°/o 

I (untersten). 

4,06 

— 

3,76 

— 

2,97 

— 

2,78 

— 

n. 

| 

3,90 

2,01 

4,15 

1,76 

1,97 

0,63 

1,52 

0,29 

III . 

1 20,60 

7,60 

23,86 

7,18 

4,50 

2,20 

2,58 

1,22 

IV . 

32,76 

12,30 

32,05 

11,77 

10,80 

4,18 1 

6,34 

2,56 

V . 

38,68 

15,46 

36,69 

14,86 

79,76 

9,19 

86,81 

3,25 

VI . 1 

— 

15,68 

— 

15,74 

— 

5,08 j 

— 

3,44 

VII . 

— 

17,15 's — 

16,83 

— 

5,41 

— 

8,76 

VIII. 

— 

12,01 

— 

12,07 

— 

5,89 

— 

3,81 

IX . 

_ 

17,99 


19,80 

: — 

8,30 

— 

6,46 

X'). 

— 

— 

— 

— 

! — 

69,12 

1 

76,21 


Nach dieser Übersicht gehörten den Lohnklassen IV und V der Ab¬ 
teilung A am 1. Januar *1919 = 93,is % der Mitglieder an gegen 90,sc % 
am 1. Januar 1918. Diese Steigerung ist teils auf Lohnaufbesserungen, 


*) Vom 1. April 1917 ab errichtet. Vom 1. April 1920 ab sind 4 weitere 
Lohnklassen (XI bis XIV) hin/.ugekommcn (s. S. 101 Ziffer 1). 
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teile auf die Rückkehr der bei ihrer Einberufung zum Kriegedienst aus- 
geschiedenen früheren Mitglieder zurückzuführen. Bei der Abteilung B 
ergibt die Übersicht, wie bisher, ein ständiges Aufsteigen der Mitglieder 
in die höheren Lohnklassen. Den Lohnklassen IV—IX gehörten an am 
1 . Januar 1914 = 88,95 %, 1915 = 89,ex %, 1916 = 90,3» %, 1917 = 91,oe %, 
1918 (Lohnklasse IV—X) = 97,17 % und 1919 (desgl.) = 98,49 % der 
Mitglieder. Besonders hervorzuheben ist hierbei, daß der am 1. April 

1917 errrichteten (höchsten) Lohnklasse X am Ende des Jahres 

1918 = 75,21 % der Mitglieder angehörten (gegen 59 ,12 % am Ende des 
Jahres 1917). 

Die Wochenbeiträge bei der Abteilung A sind vom 1. Januar 1917 
ab für jede der fünf Lohnklassen um 2 Pf. auf 18 Pf., 26 Pf., 34 Pf., 42 Pf. 
und 50 Pf. erhöht worden. Sie decken sich in ihrer Höhe mit den durch 
die Novelle zur Reichsversicherungsordnung vom 12. Juni 1916 vor¬ 
geschriebenen Beiträgen 1 ). Die Wochenbeiträge bei der Abteilung B 
betragen vom 1. April 1917 ab in den Lohnklassen II bis X 42 Pf., 62 Pf., 
84 Pf., 96 Pf., 110 Pf., 126 Pf., 140 Pf., 154 Pf. und 168 Pf. für männliche 
Mitglieder, 20 Pf., 30 Pf., 40 Pf., 44 Pf., 50 Pf., 56 Pf., 62 Pf., 68 Pf. und 
76 Pf. für weibliche Mitglieder.*) 

Sie werden zur Hälfte von dem Lohn der Kassenmitglieder gekürzt, 
zur anderen Hälfte von der Verwaltung gezahlt. 

Die Einnahmen der Pensionskasse im Berichtsjahr und im Ver¬ 
gleich mit den Einnahmen des Vorjahrs werden durch die Zusammen¬ 
stellung auf S. 122 veranschaulicht. 

Die Einnahmen sind bei beiden Kassenabteilungen gegen das Vor¬ 
jahr gestiegen, und zwar bei Abteilung A um 1944 835 JL, bei Abtei¬ 
lung B um 5 669 730 JL Diese wesentliche Steigerung der Einnahmen ist 
einerseits auf den Mitgliederzuwachs (bei Abteilung A 75 651, bei Abtei¬ 
lung B 6765 mehr als im Vorjahr), anderseits auf die im Jahre 1918 vor¬ 
genommenen beträchtlichen Lohnaufbesserungen zurückzuführen, die bei 
beiden Abteilungen den Übertritt zahlreicher Mitglieder in die höchste 
Lohnklasse zur Folge hatten. Bei Abteilung B hat überdies die am 1. April 
1917 eingetretene Beitragserhöhung, die im Jahre 1917 noch nicht voll 
zur Geltung gekommen ist, zur Steigerung der Einnahmen gegen das 
Vorjahr beigetragen. Zu berücksichtigen ist hierbei ferner noch, daß 
mit der Zunahme der Mitgliederbeiträge auch der außerordentliche Bei¬ 
trag der arbeitgebenden Staatsverwaltungen, der seit dem 1. April 1917 
von einem Sechstel auf ein Viertel der Gesamtbeiträge erhöht ist, wächst. 

*) Vom 1. August 1920 ab haben die Beiträge eine weitere Erhöhung er¬ 
fahren (s. S. 112). 

2) Vom 1. April 1920 ab sind die Beiträge zur Abteilung B erhöht und die 
besonderen Beiträge für weibliche Mitglieder weggefallen (s. S. 103 Ziffer 8) 
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! 

| im Jahre 1917 

t f 

im Jahre 1918 

Bezeichnung der Einnahmen 

Abteil. A 

M 

i ““ ! 

Abteil. B 

M 

Abteil. A 
j M 

Abteil. B 

Eintrittsgelder bei der 

a) Eisenbahn-Verwaltung. . 

i _ 

106 326 | 

1 

| 

i 

! 53 507 

b) Wasserbau- „ • • i 

— 

4 476 , 

— 

2 281 

Laufende regelmäßige Beiträge 
der Kassenmitglieder bei 
a) der Eisenbahn-Verwaltung 

i 

4 155 333 

1 

8211211 

5 111975 

8 759 532 

b) * Wasserbau- „ 

211995 

177 198 | 

147 737 

1 199012 

j 

i 

Laufende regelmäßige Beiträge 
a) der Eisenbahn-Verwaltung 

4 155 333 

I ! 

8211211 

5 111975 

I 

1 

8 759 532 

b) „ Wasserbau- „ 

211 995 

177198 

147 737 

; 199 012 

Außerordentlicher Beitrag 

a) der Eisenbahn-Verwaltung 


1 

4 027 926 

__ 

1 

4 782884 

b) , Wasserbau- „ 

— 

86 546 

— 

85 727 

Beitragsnachzahlungen u.Beitrüge 
freiwilliger Mitglieder bei 
a) der Eisenbahn-Verwaltung 

689 824 

2 141 870 

i 

!•: 808 211 

3 632855 

b) „ Wasserbau- „ 

10 686 

31 474 

1092 

71 612 

Beiträge für die freiwillige Zusatz¬ 
versicherung bei 
a) der Eisenbahn-Verwaltung : 

! 199 

i 

145 


b) w Wasserbau- „ 

! 36 

— 

34 

— 

Wiedereingezahlte Beiträge bei 
a) der Eisenbahn-Verwaltung 


21 252 

_ 

39 805 

b) * Wasserbau- 

— 

3 199 

' —■ 

4 980 

Zinsen . 

2 787 049 

10009 586 

2 839 463 

12036 820 

Wert der Nutzungen aus Grund¬ 
stück- und baulichen Anlagen 

63 890 

_ 

1 62 806 

1 

— 

Strafgelder und sonstige nicht , 
vorhergesehene Einnahmen . 

I 

! 16 438 

! 

10619 

Zuwendung aus *dem Vermögen 
der Abteilung A (§ 65 Abs. 7 
der Satzungen) . 

: 

1 023 401 

1 

1280 864 

i 

Verwaltungskosten. 

1 — 

— 



i 

zusammen . . . | 

! 12286 340 

34249312 

1 ! 

14 231 175 

39 919 042 

dagegen im Jahre 1916 . . 

10279 591 

28083 450 
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Im Durchschnitt fielen auf ein bei der Eisenbahnverwaltung be¬ 
schäftigtes, versicherungspflichtiges Mitglied an laufenden, von ihm 
selbst entrichteten Beiträgen: 


"l 

i 

im Jahre 

« 

| 1914 

| 1915 ! 

1916 


1917 

1918 


I M 

M 

M 


J6 

M 

bei der Abteilung A. 

i 

' 10,03 

8,95 

8,35 


9,83 

10,Go 

. - . B. 

1 25,54 

22,45 1 

21,60 


26,90 

h 29,17 


Der Durchschnittsbetrag ist demnach im Berichtsjahr bei Abtei¬ 
lung A um 1,33 JL, bei Abteilung B um 2,27 Ji. gegen das Vorjahr ge¬ 
stiegen, und zwar infolge des Aufrtickens der Kassenmitglieder in höhere 
Lohnstufen. Die Steigerung ist in Wirklichkeit noch größer. Sie tritt 
nur nicht voll in Erscheinung, weil die zum Kriegsdienst eingezogenen 
und die beim Feldeisenbahnwesen tätigen Mitglieder, für die keine Bei¬ 
träge vereinnahmt worden sind, in der Mitgliederzahl mitenthalten sind 
und den Durchschnittsbetrag verringern. 

An Beitragszahlungen und Beiträgen freiwilliger Mitglieder sind 
bei der Abteilung A 118 387 M, bei der Abteilung B 1490985 JC mehr 
vereinnahmt worden. Während bei Abteilung A diese Mehreinnahme 
hauptsächlich auf die Zunahme der Zahl der freiwilligen Mitglieder 
zurückzuftihren ist, kommt bei Abteilung B als Ursache hierfür außer¬ 
dem noch in Betracht die nachträgliche Aufnahme der während des 
Krieges zunächst nur zur vorübergehenden Beschäftigung eingestellten 
und daher vorerst nicht in Abteilung B aufgenommenen Ersatzkräfte 
sowie die durch den VII. Nachtrag zur Satzung zugelassene nachträg¬ 
liche Versicherung der vor dem 1. ■'Januar 1891 geleisteten Privatbahn¬ 
dienstzeit. 

Der außerordentliche Beitrag der Eisenbahnverwaltung belief sich 
auf 4 782 884 M gegen 4 027 926,/# im Vorjahr. Dieser Beitrag stellt den 
Zuschuß dar, den die Eisenbahnverwaltung (Archiv für Eisenbahnwesen 
1908. S. 43) vom 1. April 1906 ab in Höhe eines Sechstels, vom 1. April 
1917 ab in Höhe eines Viertels der Gesamtbeiträge zur Erhöhung der 
Leistungen der Abteilung B freiwillig zahlt. Er ist im Jahre 1918 um 
754 958 M gegen das Vorjahr gestiegen, und zwar hauptsächlich infolge 
des Aufrückens der Kassenmitglieder in höhere Lohnstufen. Außerdem ist 
seine Erhöhung von einem Sechstel auf ein Viertel der Gesamtbeiträge 
erst im Berichtsjahr voll zur Geltung gekommen. 

Die Zuwendung aus dem Vermögen der Abteilung A gründet sich 
auf § 65 Abs. 7 der Satzungen, wonach soviel vom Hundert der Beitrags- 
ei imahmen der Abteilung A dem Vermögen der Abteilung B zuzuführen 
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ist, als nach den Veröffentlichungen des Reichsversicherungsamts durch¬ 
schnittlich von den Beitragseinahmen aller Landesversicherungsaustalten 
auf deren Verwaltungskosten kommt. Bei der Festsetzung dieses Be¬ 
trages sind jedoch die im Rechnungsjahr bei der Abteilung A bereits 
verausgabten Verwaltungskosten in Abzug gebracht. 

Die Ausgaben abzüglich der wiedererstatteteit Beträge haben in den 
Jahren 1917 und 1918 betragen: 



_ ! 

im Jahre 1917 

im Jahre 1918 

nezeicnnung uer Ausgauen 

i 

i 

Abteil. A 
M 

Abteil. B 1 
M 1 

Abteil. A 
M 

Abteil. B 
M 

Invaliden-, Kranken-, Alters-, 
Witwen- (Witwer-), Waisen- 
und Zusatzrenten (aus Abt. A) 

6 103 205 


6 824 688 


Zusatzrenten (aus Abt. B) . . . . 

— 

6 354 036 

— 

6 687 373 

Satzungsmäßiges Witwengeld . . ; 

35 204 

5 598422 : 

34 828 

6831968 

„ Waisengeld und 

Waisenaussteuer. 1 

1 368 

1513 764 

1 723 

1837 884 

Beitragserstattungen 

. 1 

282 

1356 345 

i 

— 

1 414 150 

Sterbegeld. 

.1 


396292 | 

— 

407 304 

Statutmäßig: 

Invalidenpension . 

aus den 
früheren 
Arbeiter- 

— 

16279 i 

— 

15 438 

Witwengeld . . . 

pensions- 

— 

44 774 

— 

46 018 

Waisengeld . . . . 

kassen 

— 

68 j 

— 

112 

Abfindungen von Witwen bei 
Wiederverheiratung. 

i 

| 

81377 


136 717 

Heilverfahren .... 


733 861 

— 

1 1 205 843 

— 

Invalidenhauspflege . 


77 197 

— | 

i 94 524 

i 

— 

Waisenhauspflege . . 


20 090 

— 

22069 

— 

V erwaltungskosten . 

.! 

29 852 

44 797 | 

13 304 

25 855 

Erhebungen bei Gewährung oder 
Entziehung der Rente . . . . 

21 876 

i 

19 667 

— 

Berufungs-, Revisions- und Be- , 
schwerdeverfahren (früher 

Schiedsgerichtskosten) .... 

238 

i 

i 

75 


Sonstige Ausgaben . 

! 

269 

— 

207 

— 

Zuwendung der Abteilung A an 
Abteilung B. 

j 1 023 401 

i 

1280 864 

— 

zusammen . . . 

8 046 843 

15406154 

9 497 792 

17 402819 

dagegen im Jahre 1916 . . 

6 973118 

14 367 658 

1 
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I. Ausgaben der Abteilung A. 

Die Ausgaben der Abteilung A haben die des Vorjahrs um rund 
1 451 000 JL überstiegen. In der Hauptsache ist diese Mehrausgabe auf 
die Steigerung der Ausgaben an Renten (rd. 721 000 JL mehr als im Vor¬ 
jahr), die Mehraufwendungen für Heilverfahren (rd. 472 000 JL mehr als 
im Vorjahr) und die Erhöhung der Zuwendung der Abteilung A an die 
Abteilung B (rd. 257 000 JL mehr) zurückzufiihren. 

In den Ausgaben an Invaliden-, Kranken-, Alters-, Witwen-, Waisen- 
und Zusatzrenten von 6 824 688 JL. sind die anteiligen Beträge enthalten, 
die die Abteilung A neben der Sonderlast nach den Vorschriften der 
§§ 1403 bis 1407 der Reichsversicherungsordnung nach der bei dem 
Reichsversicherungsamt vorgenommenen Abrechnung von der Gemcin- 
last zu tragen hat. 

Uber die Zahl der Empfänger bei den verschiedenen Rentenarien 
und die durchschnittliche Höhe der einzelnen Renlenarten im Berichts¬ 
jahr können keine Angaben gemacht werden, weil die erforderlichen 
Unterlagen während des Krieges nicht gefertigt worden sind. 

Wie in den Vorjahren hat der Vorstand der Pensionskasse auch im 
Berichtsjahr von dem ihm nach § 1269 der Reichsversicherungsordnung 
(| 16 der Satzungen) zustehenden Recht zur Übernahme des Heilverfah¬ 
rens erkrankter Mitglieder in großem Umfang Gebrauch gemacht. Ins¬ 
besondere hat er lungenkranken Mitgliedern durch Unterbringung 
in Heilstätten seine Fürsorge zugewendet und hiermit an der Bekämpfung 
der Lungenschwindsucht wesentlichen Anteil genommen. Hierbei haben 
auch die Eisenbahnbetriebskrankenkassen mitgewirkt, indem sie der Pen¬ 
sionskasse die einen Heilerfolg versprechenden Krankheitsfälle recht¬ 
zeitig überwiesen und das den Mitgliedern satzungsmäßig zustehende 
volle Krankengeld zur Verfügung stellten. Die Pensionskasse zahlte 
-den Familien verheirateter Kurbefohlener während der Dauer des Heil¬ 
verfahrens ein Hausgeld in Höhe des vollen Krankengeldes, während 
sie gesetzlich nur verpflichtet gewesen wäre, ihnen die Hälfte des 
Krankengeldes zu lassen. 

Im Jahre 1918 wurden 2332 (gegen 1878 im Jahre 1917) Personen 
durch Ausführung eines planmäßigen Heilverfahrens einer ständigen 
Heilbehandlung unterzogen, und zwar 1549 (gegen 1182 im Jahre 1917) 
Personen, die an Lungentuberkulose, und 783 (gegen 696 im Jahre 1917) 
Personen, die an anderen Krankheiten litten. Außerdem wurde noch 
bei 3230 (3348 im Jahre 1917) nicht lungenkranken Personen eine nicht 
ständige Heilbehandlung abgeschlossen. 
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Jjl im Jahre 

Untergebracht waren: | 1917 I 1918 

I, Personen 


in Krankenhäusern, Kliniken, Wasserheilanstalten. 

187 

108 

B Genesungsheimen, Walderholungsstätten, Luftkurorten . . I 

78 

49 

„ Bädern. J 

429 

617 

Landaufenthalt.j 

52 

109 

zusammen . . . j 

j 696 

783 


Von den beiden Heilstätten der Pensionskasse diente nur die Heil¬ 
stätte Stadtwald ganz ihrem eigentlichen Zweck. Die Heilstätte 
Moltkefels wurde auch noch im Berichtsjahr teilweise von der Militär¬ 
verwaltung zu Lazarettzwecken benützt, vom 1. Juli 1918 ab jedoch 
wieder voll für den eigentlichen Heilstättenbetrieb verwendet. Die 
Lungenkranken wurden außer in Stadtwald und Moltkefels in privaten 
Anstalten in Görbersdorf und Lippspringe untergeb rächt. 

Die Gesamtkosten für die an Lungentuberkulose behandelten 1549 
Kranken betrugen 930 548 JL Davon erstatteten die Eisenbahnbetriebs¬ 
krankenkassen anteilig 290 311 M, so daß der Pensionskasse 610 207 Ji 
Selbstkosten verblieben. Die Gesamtzahl der Krankenverpflegungstage 
belief sich auf 85 084, so daß im Durchschnitt 54,93 Yerpflegungstage auf 
einen Kranken kamen. Die durchschnittlichen Kosten für einen Ver¬ 
pflegungstag betrugen 10,91 JL 
Im Jahre 1918 betrugen: 

jl b<y der Heilstätte 
1 Stadtwald | Moltkefels 
M 


die Einnahmen.j 36724 ! 33 665 

„ Ausgaben.f 362247 ! 369314 

so daß an Mehrausgaben verblieben .... 315623 335769 

dagegen im Jahre 1917 . 223 675 241 245 


Von den im Jahre 1918 an Lungentuberkulose behandelten 1519 
Kranken wurden 1125 wieder erwerbsfähig hergestellt. Nähere Angaben 
können über die Erfolge der im Jahrgang 1905 des Archivs für Eisen 
bahnwesen, S. 5 ff., geschilderten Ileilstättenbehondlung nicht gemacht 
werden, da die hierzu erforderlichen Feststellungen während der Kriegs¬ 
zeit unterlassen worden sind. 

Für die vom Vorstand der Pensionskasse seit dem Jahre 1910 ein- 
gefiilirte, im Archiv 1912 S. 58 dargestellte Tuberkulin-Nachbehandlung 
sind im Jahre 1918 nur 159 JL verausgabt worden. An Knochen- und 
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Die in das Invalidenheim eintretenden Invaliden haben, soweit sie 
neben der Invaliden- oder Altersrente noch Zusatzrente aus der Abtei¬ 
lung B der Pensionskasse beziehen, satzungsgemäß nicht nur auf die 
Invaliden- oder Altersrente, sondern auch auf ein Drittel der Zusatzrente 
zu verzichten. Hierfür erhalten sie freie Wohnung, freie Beköstigung, 
freie Reinigung der Wäsche, freie ärztliche Behandlung, Arznei und 
Heilmittel, während sie sich Kleidungsstücke, Stiefel, Schuhe und Leib¬ 
wäsche in der Regel selbst zu beschaffen haben. 

Die Invaliden genießen im Heim völlige Freiheit und haben nur die 
zur Aufrechterhaltung der Ordnung festgesetzte Hausordnung zu beobach¬ 
ten. Sie können sich an den Haus- und Gartenarbeiten beteiligen, wofür 
sie ein mäßiges Entgelt erhalten. Ausgeschlossen ist noch die Aufnahme 
von Ehepaaren. Auch sollen Invaliden nicht aufgenommen werden, 
deren baldiges Ableben zu erwarten ist, oder die an einer andauernde 
Pflege erfordernden Krankheit leiden. 

Die Pensionskasse hat wiederum Invaliden, die aus den vorerwähn¬ 
ten Gründen in den eigenen Invalidenheimen keine Aufnahme finden 
konnten, in geeigneten fremden Anstalten (Krankenhäusern, Siecheu- 
heimen) untergebracht. Die Anzahl dieser Invaliden belief sich am 
Schluß des Jahres 1918 auf 13 (1917 auf 21). Die Kosten dieser erweiter¬ 
ten Invalidenhauspflege betrugen im Jahre 1918 = 4664 ,4L (gegen 5421 Jfc 
im Jahre 1917). 

Von der Berechtigung, Waisenrentenempfänger in einem Waisen¬ 
haus unterzubringen, hat die Pensionskasse im Berichtsjahr in wei¬ 
terem Umfange Gebrauch gemacht. Neben Vollwaisen kommen auch 
Halbwaisen in Betracht, wenn die Waisenhauspflege nach Lage der Ver¬ 
hältnisse zum Zweck einer ordentlichen Erziehung des Kindes erwünscht 
erscheint. Die Waisenhauspflege wird vom vollendeten 5. bis zum 
vollendeten 15. Lebensjahre gewährt. Wegen der Unterbringung der 
Kinder 6ind mit dem dem Eisenbahnertöchterhort gehörenden Christianen- 
heim in Erfurt und mit dem Waisenhaus Nazareth in Höxter besondere 
Vereinbarungen getroffen. Im übrigen wird von Fall zu Fall die geeig¬ 
nete Anstalt ausgewählt und dabei auf die Wünsche der Angehörigen ge¬ 
bührende Rücksicht genommen. Im Jahre 1918 sind 66 (75 im Jahre 
1917) Waisenrentenempfänger in einem Waisenhause untergebracht ge¬ 
wesen, und zwar im Christianenheim in Erfurt 24 (27), im Waisenhaus 
Nazareth in Höxter 18 (20), in 10 (13) anderen Waisenhäusern 22 (26), 
in Familienpflege 2 (2). An Kosten wurden hierfür aufgewendet im 
Jahre 1918 = 28 020 JL (25 122 JL im Jahre 1917). Dagegen wurden er¬ 


spart an Rentenbeträgen im Jahre 1918: 

a) gesetzliche Waisenrenten (Abt. A).2513 JL, 

b) Zusatzrenten aus Abt. B.. . . 3438 JL 


zusammen 5951 c U, 

so daß die wirklichen Gesamtkosten der Waisenhauspflege 22 069 JL 
(20 090 betrugen. 
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Um den Kindern der in den Städten wohnenden Kassenmitglieder 
einen Landaufenthalt zu verschaffen, beteiligte sich die Pensionskasse 
im Jahre 1918 mit rd. 10 366 Ji (gegen 3097 JL im Jahre 1917) bei ver¬ 
schiedenen Gemeinden an den Kosten dieser Art. 

Das der Pensionskasse gehörige Kindererholungsheim in Münster 
am Stein, dessen Errichtung bereits im Archiv für 1919, S. 388, erwähnt 
ist, wurde am 1. August 1918 mit zunächst 30 Betten eröffnet. Die 
Bettenzahl wird allmählich auf 50 erhöht werden. Für die Unterbringung 
im Heim kommen in Frage skrophulöse, besonders erholungsbedürftige 
und mit Anlage zur Tuberkulose behaftete Kinder beiderlei Geschlechts 
vom vollendeten fünften bis zum vollendeten zwölften Lebensjahr, deren 
Väter oder Mütter Mitglieder der Pensionskasse sind oder waren. Kranke 
Kinder, insbesondere tuberkulöse Kinder, sowie auch Kinder mit an¬ 
steckende» Krankheiten sind grundsätzlich von der Aufnahme ausge¬ 
schlossen. In den 5 Monaten August bis Dezember 1918, die den Anfang 
des Betriebs darstellen, sind im ganzen 90 Kinder an 3355 Verpflegungs¬ 
tagen verpflegt worden. Von den überwiesenen Kindern litten die 
meisten an Skrophulose (42 Fälle), ebenfalls sehr zahlreich vertreten 
waren die Fälle von Blutarmut und allgemeiner Schwäche (38 Fälle). 
Sonst erfolgten Überweisungen in vereinzelten Fällen wegen Rachitis 
und wegen chronischen Kartarrhs der Luftröhre und der Bronchien. Der 
Kurerfolg war ein recht zufriedenstellender. Die blutarmen und meist 
sehr unterernährten Kinder erholten sich sichtbar und rasch bei Anwen¬ 
dung der Kurmittel (Sole und reichliche Ernährung). Die Gewichl- 
zunahme schwankte zwischen 2 und 3 kg. Die Einnahmen des Heims 
betrugen im Berichtsjahr 1010 JL, die Ausgaben 27 866 JL,, so daß sich 
der Zuschuß der Pensionskasse auf 26 856 JL stellte. Der tägliche Ver¬ 
pflegungsatz betrug somit 8 JL Von den Gesamtausgaben übernimmt 
die arbeitgebende Staatsverwaltung ein Drittel. Das geschieht vorläufig 
in der Weise, daß der Kostenbetrag des Kuraufenthalts für das be¬ 
treffende Kind in Höhe eines Drittels dem Heim aus Unterstützungs¬ 
mitteln der Verwaltung ersetzt wird, während der Verfügungsberech¬ 
tigte über das Kind lediglich über den Unterstützungsbetrag quittiert. 
Im Berichtsjahr betrug die zu erstattende Summe rd. 8947 JL Außerdem 
hat die Kriegsbeschädigtenfürsorge der Eisenbahn zu dem Heim einen 
einmaligen Beitrag von 45 000 JL gestiftet, wofür' die Kasse für Kinder 
kriegsbeschädigter oder gefallener Kassenmitglieder 5 Betten auf sieben 
Jahre, d. h. bei einem täglichen durchschnittlichen Verpflegungssatz von 
8 „LL 5625 Verpflegungstage zur Verfügung stellen muß. 

Außer in dem Kindererholungsheim in Bad Münster hat die Pen¬ 
sionskasse auch in ihrem Invalidenheim in Jenkau bei Danzig Kinder zu 

Archiv für Eisenbahnwesen 1921. 9 
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Erholungszwecken untergebracht. Mit Rücksicht auf die unsichere poli¬ 
tische Lage war der Aufenthalt in dem im künftigen Freistaat Danzig 
liegenden Invalidenheim Jenkau anscheinend nicht sehr begehrt. Es 
sind im ganzen nur sieben Kinder mit insgesamt 236 Verpflegungstagen 
verpflegt worden. Die hierdurch entstandenen Kosten betrugen im 
Berichtsjahr 1345 JL Die Gesamtausgabe der Pensionskasse für die 
Kinderfürsorge hat demnach im Berichtsjahr 29 620 JL, betragen. 

Zur Förderung der Gesclilechtskrankenfürsofge hat die Pensions¬ 
kasse mit fast allen Landesversicherungsanstalten ein Abkommen ge¬ 
troffen, das die Mitbenutzung der von diesen errichteten Beratungstellen 
den Kassenmitgliedern ermöglicht. Die Kasse beteiligt sich an den 
Kosten der Beratungstellen nach dem Verhältnis der Zahl der Beratun¬ 
gen ihrer Mitglieder zur Zahl aller Beratungen. Die Kosten der Behand¬ 
lung Geschlechtskranker gehen zu Lasten der Allgemeinen Eisenbahn¬ 
betriebskrankenkassen. Die Pensionskasse trägt aber die Kosten in den 
Fällen, in denen die Krankenkassenleistungen abgelaufen sind oder 
überhaupt nicht in Frage kommen, wie bei den in das Beamten Verhältnis 
übernommenen freiwilligen Mitgliedern der Abteilung A und den Ren¬ 
tenempfängern. Außerdem übernimmt die Pensionskasse in allen Fällen 
die Hälfte der Salvarsan-Kosten. 

Auf Grund des § 16 Abs. 8 der Satzungen hat die Pensionskasse, 
wie im Archiv für Eisenbahnwesen 1919, S. 388 bereits erwähnt ist, für 
Maßnahmen zur Krankenpflege, zur Verhütung von Seuchen usw. aus 
Mitteln der Abteilung A in den Jahren 1914 bis 1917 insgesamt 315 000 JL 
auf gewendet. Im Jahre 1918 sind weitere 100 000 „4L, und zwar je zur 
Hälfte zugunsten der Eisenbahntruppen des Feldheeres und der eigent¬ 
lichen Fronttruppen verausgabt worden. 

II. Ausgaben der Abteilung B. 

Die Ausgaben der Abteilung B sind gegen das Vorjahr um 


rd. 1 997 000 JL gestiegen, und zwar 

die Zusatzrenten um rund . 333 000 „4L, 

„ laufenden Witwen-und Waisengelder um rund . . 1558 000 
„ Abfindungen von Witwen bei Wiederverheiratung 

um rund . 56 000 JL 

„ Sterbegelder um rund. 11 000 JL, 

„ Beitragserstattungen um rund. 58 000 „4L 


Dagegen sind die Verwaltungskosten um rd. 19 000 „4L gefallen. 

Die Zahl der Empfänger von Zusatzrenten und von Pensionen aus 
den früheren Arbeiterpensionskassen ist von 20 277 im Jahre 1917 auf 
20 237 im Jahre 1918 zurückgegangen. 
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Die nach und nach abnehmende Zahl der Empfänger von Pen¬ 
sionen auf Grund der vor 1891 geltenden Pensionskassenstatuten ist 
im Berichtsjahr um 7 niedriger geworden. Sie betrug 116 am Ende 1918. 

Die Gesamtleistung der Abteilung B an invalide Mitglieder und an 
Hinterbliebene verstorbener Mitglieder hat 

im Jahre 1912 rund 7 809 000 I im Jahre 1916 rund 12390000 <M> 

1913 „ 8751000 * ! 1917 „ 14005000 „ 

„ . 1914 „ 9 863 000 „ j 1918 * 16963000 „ 

- 1916 „ 11 169 000 „ betragen.» 

Da zu den Leistungen der Abteilung B, die durch die Beschlüsse 
der im Jahre 1916 abgehaltenen Hauptversammlung erhöht worden sind 
(s. Archiv für Eisenbahnwesen 1918 S. 137, Ziffer 6 und 7), noch die 
gesetzlichen Invalidenrenten aus Abteilung A hinzutreten, haben Sich all¬ 
mählich die regelmäßigen Bezüge der Mitglieder erheblich verbessert. 
In den Fällen, in denen sich entweder die Bezüge der Berechtigten als 
unzulänglich erwiesen oder erwerbsunfähig gewordene Kassenmitglieder 
oder Hinterbliebene verstorbener Kassenmitglieder weder satzungs¬ 
mäßige Pensionskassenleistungen noch Renten auf Grund der Unfallver¬ 
sicherung beanspruchen konnten, sind, wie in den früheren Jahren, aus 
den Mitteln der Eisenbahnverwaltung sowie aus einigen der Eisenbahn¬ 
verwaltung zur Verfügung stehenden, aus den Vermögensbeständen 
früherer Kasseneinrichtungen ausgesonderten Hilfsfonds einmalige und 
laufende Beihilfen gewährt worden. 

Uber die Zahl, das Lebensalter usw. der Empfänger laufender Be¬ 
züge aus der Abteilung B der Pensionskasse gibt die Anlage II (S. 142 
bis 145) Auskunft. Werden die darin enthaltenen Ziffern zusammen¬ 
gefaßt, so erhält man nachstehende Übersicht: 


1 

Zahl der Empfänger und Empfängerinnen 

von 

Pensionen, 
Rentenzu- 
sohüssen u. 
Ausnahme’ 
renten 

| von 

1 

Witwen¬ 

geld 

von 

Waisen- 

i 

| geld 

zusammen 

Am 1. Januar 1917 waren vorhanden 

20173 

30113 

1 

22586 

72 872 

„ 1. * 1918 „ 

! 20 277 

33091 

24 675 

78 043 

Im Jahre 1918 sind hinzugetreten 

i 2005 

4 856 

— 

— 

aus dem Genuß ausgeschieden 

! 2045 i 

1410 

— 

— 

Am 1. Januar 1919 waren vorhanden ^ 

1 20 237 

36 537 

28 560 

85 334 

durchschnittlich täglich waren 





vorhanden: 



1 


im Jahre 1917 etwa. 

20 225 

31602 

23 631 

75 458 

. . 1918 „ . 

20 251 

32 347 

24 153 

76 751 
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Die Zahl der Bezugsberechtigten hat sich demnach im Berichtsjahr 
um 7291 Personen (gegen 5171 Personen im Vorjahr) vermehrt, und 
zwar um 3446 Witwen und 3885 Waisen; die Zahl der Pensionäre dagegen 
ist um 40 zurückgegangen. 

Von den im Jahre 1918 aus dem Witwengeldbezuge ausgeschiedenen 
1410 Frauen haben sich 274, im Jahre 1917 von 1253 Frauen 180 wieder 
verheiratet. 

Von den in den Jahren 1917 und 1918 mit Hinterlassung empfange» 
berechtigter Kinder verstorbenen Mitgliedern und Pensionären der Ab¬ 
teilung B haben hinterlassen: 


j e 


im Jahre 

1 

I 

I 2 

. 

i 3 

4 

l 5 i 

6 und mehr 


Kind 

Kinder 

1917 .... 

822 

719 

397 

207 

78 

64 

1918 .... 

967 

j 

835 

484 

271 

124 

67 

i 


Alle zum Waisengeldbezuge berechtigten Kinder verteilten sich, wie 
folgt, auf die einzelnen Lebensalterjahrgänge: 




Zahl bei einem Lebensalter von Jahren 



unter 1 

! 1 

2 

3 

4 

5 i 

6 

am 1. Januar 1918 

349 

686 

1; | 

B 

i 

1428 


1561 

. 1. . 1919 

405 

920 


■ 

1767 


1906 




Zahl bei einem Lebensalter 

von Jahren 



7 

8 

! 9 

10 

11 

12 i 

13 

1 14 

am 1. Januar 1918 

1661 

1835 

1979 

2033 

2217 

2245 

2337 

2505 

„ 1. , 1919 

2001 

1 

2132 

2275 

2397 

• 2421 

2502 

2612 | 

2658 


Von den von der Abteilung B erstatteten Beiträgen kommen (unter 
Einschluß der Wasserbauarbeiter) im Jahre 1918: 
auf ausgeschiedene Kassenmit¬ 
glieder . 1 356 085 (1 312 323 «LL i. J. 1917), 

auf Hinterbliebene gestorbener 

Kassenmitglieder . . . 58065 .4L (44 022 .4L i. J. 1917). 
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Die Arbeiterpensionskasse, die Krankenkassen und die Unfall- 


Anlage I. 


Übersicht Ober den Mitgliederbestand der Pensionskasse fDr die 


1 

2 

3 

1! 4 

1 6 

1 6 

7 

8 

I 9 

Ge- 


Zahl < 

der Mitglieder der Abteilung A 



burts- 

i 


im Jahr 1918 

aus geschieden 




1 am 

im Jahr 




J 

am 

am 

janr 

der 

| 1. 

1918 

mit In- 

mit 


mit 

1. 

1. 

Mit- 

Januar 

ein- 

validen- 

Unfall- 

durch 

Beschei- 

Januar 

Januar 

glieder 

1918 

getreten 

rente 

U8W. 

Rente 

Tod 

nigung 

1919 

1918 







1. Arbeiter der Eisen- 

1836 
u. frUher 

22 

! 



4 


18 1 


1837 

8 

2 



. 


10 

2 

1838 

8 


• 


2 

. 

6 

1 

1839 

17 


3 


4 

. 

10 

2 

1840 

13 

1 

3 


3 

• 

8 

6 

1841 

20 


2 


3 


15 ' 

13 

1842 

56 

4 

13 


6 

1 

40 ! 

22 

1843 

91 

1 

! n 


6 

. 

75 

55 

1844 

92 

2 

15 


11 

4 

64 

44 

1846 

177 

» 

33 


19 

1 

127 

91 

1846 

273 

5 

36 


16 

3 

224 

129 

1847 

260 

8 

40 


18 

9 

201 

161 

1848 

396 

14 

75 

2 

21 

14 

297 

324 

1849 

583 

17 

69 


27 

14 

490 

416 

1850 

776 

40 | 

89 


38 

28 

661 

603 

1851 

1061 

45 j 

96 

3 

34 

42 

931 

804 

1852 

1268 

34 

115 

. 

43 

42 

1 102 

961 

1853 

1486 

53 

111 

. 

52 

69 

1307 

1 175 

1854 

1608 

69 

80 

1 

44 

38 

1514 

1297 

1855 

1698 

81 

88 

i 

52 

58 

1680 

1880 

1376 

1856 

2002 

77 

72 

2 

55 

70 

1624 

1857 

2 441 

83 

73 

i 

51 

87 

2313 

1896 

1858 

2 813 

106 

67 

2 

46 

114 

2 690 

2167 

1859 

3205 

169 

66 

| 1 

50 

173 

3 034 

2434 

1860 * 

3 497 

163 

49 


50 

196 

3 366 

2 636 

1861 

8650 

180 

52 


44 1 

198 

3 636 

2644 

1862 

3 816 

290 

38 

1 

48 | 

198 

3 821 

2 768 

1863 

4596 

296 

45 

1 1 

62 

304 

4 490 

3 125 

1864 

4 893 

371 

38 

1 

79 

298 

4 848 

3 423 

1865 

6078 

403 

40 

1 

63 1 

1313 

5 064 

3 548 

1866 

5 652 

422 

29 

1 

60 

360 

6 634 

8 894 

1867 

6 861 

486 

33 

: i 

48 

417 

6 848 

4003 

1868 

6 002 

517 

18 

I i 

46 

476 

5 978 

4291 

1869 

7 057 

879 

26 

i 

57 

619 

7 233 

4868 

1870 

7 303 

1012 

23 

i 

67 

539 

7 686 

5 301 

1871 

6 844 

931 

16 

2 

48 

570 

! 7 139 

4 936 
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Anlage I. 


Arbeiter der preußisch-hessischen Eisenbahngemeinschaft im Jahre 1918. 


10 

11 

12 

13 

14 

15 

16 

17 


Zahl der Mitglieder der Abteilung B 



1 

im Jahr 

im Jahr 1918 ausgeschieden [ 

am 1. Januar 1919 mit 
einer Mitgliedzeit 

1918 

mit 

mit 


infolge 

zusammen 

einschl. 

von noch 

von 

ein- 

durch 

Übernahme 

der aus 

nicht 

mehr als 

Zusatz- 

Unfall- 


in das 

anderen 


getreten 

rente 

rente 

Tod 

Beamten¬ 

verhältnis 

Ursachen 

Ausge¬ 

schiedenen 

5 

Jahren 

5 

Jahren 

bahnverwaltung. 

ii 








. 

i 


1 


2 

* 

1 




1 


i 


1 




1 


i 


5 


. 


2 


2 


11 

3 

8 


1 


9 

1 

15 

. 

3 


11 


14 

. 

41 

1 

10 


2 


12 

. 

33 

6 

32 


6 


38 


59 

6 

26 

1 

10 


39 

1 

95 

5 

29 


16 


46 

1 

119 

2 

63 


31 

i 

100 

1 

225 

2 

66 

i 

8 


80 

17 

321 

1 

80 

2 

38 

l 

125 

14 

466 

13 

79 

4 

44 

1 

136 

26 

656 

10 

105 

1 

52 


167 

37 

767 

5 

89 

8 

46 


150 

60 

970 

10 

70 

4 

58 

. 

160 

37 

1 110 

24 

86 

6 

47 

3 

161 

64 

1185 

2 

76 

4 

64 

6 

186 

54 

| 1386 

22 

70 

4 

50 

1 | 

137 | 

66 

1 1715 

46 

58 

4 

42 

10 

184 

74 

1955 

26 

64 

4 

64 

10 

162 

77 

2221 

6 

49 

6 

63 

13 

173 

111 

2258 

27 

47 

! 2 

1 61 

16 

176 

143 

2352 

28 

37 

4 

70 

4 

165 

138 

2 493 

31 

39 

5 

} 55 

25 

187 

169 

2800 

65 

38 

2 

1 55 

9 

159 

207 

3 122 

52 

39 

2 

65 

27 

214 

| 212 

3174 

75 

25 

4 

57 

28 

206 

259 

3604 

74 

29 

7 

63 

38 

228 

! 298 

3 551 

77 

19 

3 

62 

42 

206 

i 305 

3 857 

161 

22 

2 

58 

35 i 

218 

364 

4 437 

111 

25 

1 

70 

60 | 

267 

380 

4 766 

148 

15 

• 

! 59 

62 

! 276 

i 1 

( 452 

4 366 
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Die Arbeiterpensionskasse, die Krankenkassen und die Unfall- 


Noch: Anlage I. 


1 

2 

j 

i 

00 

5 

c 

7 

8 

9 

Ge- ; 

1 

Zahl < 

ier Mitglieder der Abteilung A 



burts- 

jahr 

der 

Mit¬ 

glieder 

am 

1. 

Januar 

1918 

im Jahr 

1918 

I 

ein¬ 

getreten 

im Jahr 1918 

.. T mit 

mit In- l 

Unfall- 

validen- 

1 U8W. 

rente Rente 

ausgeschieden 

mit 

durch 

Beschei- 
Tod | 

nigung ' 

1 1 

am 

1. 

Januar 

1919 

am 

1. 

Januar 

1918 

1872 : 

8 749 

1 499 

15 


83 

812 

9 338 

6 602 

1873 

9 348 

1608 

16 

3 

61 

909 

9 867 

6 866 

1874 

10 030 

1691 ! 

22 

1 

72 

951 

10 675 

7605 

1875 

11060 

1757 

16 

3 

91 

1 106 

11601 | 

8604 

1876 

12013 

1 917 

16 

. 

112 

1059 

12 743 ! 

9 369 

1877 

12 437 

2152 

22 

2 

92 

1212 

13 261 ! 

10008 

1878 ; 

13 258 

2 107 

27 

. 

109 

1264 

13 965 

10 672 

1879 | 

13 898 

2 359 

25 

3 

122 

1 225 

14 882 ! 

11620 

1880 

14 497 

2 489 | 

19 

2 

150 

1533 

15 282 i 

12 126 

1881 

15 447 

2 658 

12 

. 

187 

1552 

16 354 1 

12 860 

1882 

16 794 

2 681 | 

15 

3 

187 

1910 

17 360 

14 051 

1883 

17 450 

3 001 , 

16 

2 

211 

1803 

18419 

14 568 

1884 1 

19 038 | 

3 389 ! 

28 

2 

216 

2 243 

19 938 

15 394 

1885 1 

19 509 

3 446 

25 

3 

234 

2 384 

20 309 

16 387 

1886 

| 19 491 

3 807 

28 

1 

241 

2 325 

1 20 703 

16 062 

1887 

21418 

4117 

38 

1 

288 

1 2 601 

! 22 607 

16 749 

1888 1 

21 883 i 

4 738 i 

43 

5 

288 

1 2 927 

. 23 358 

| 16 928 

1889 1 

21446 

5 531 

33 

3 

278 

3 213 

23 450 

1 16 286 

1890 

j 19 227 

6816 

32 

3 

271 

! 3 453 

1 22 284 

i 13 801 

i 

1891 

16 185 

7 698 

29 


205 

3 643 

20 106 

1 9 925 

1892 

12 474 

8 757 1 

32 

. 

144 

3 653 

1 17 402 

6099 

1893 

10 802 

10 252 | 

42 

1 

129 

4 491 

1 16 391 

4 487 

1894 

11 172 

11029 1 

34 

1 

120 

3 744 

! 17 302 

4 158 

1895 

11994 

11404 | 

34 

• 

99 

' 5 636 

l 

1 17 629 

i 

4 775 

1896 | 

12 705 

9 155 

32 1 

4 

107 

! 6135 

! 15 582 

4 575 

1897 [ 

13 682 

8 956 1 

16 

. 

138 

1 6600 

15 884 

5 061 

1898 i 

16 160 

8 338 1 

2 


144 

1 7 915 

16 437 

4 787 

1899 1 

17 523 

9 269 

1 | 

. 

126 

1 9842 

16 823 

4064 

1900 

20 201 

20 683 

1 

1 

159 

' 15 424 

25 299 

3 137 

1901 

13 165 

20511 

. 

1 

139 

10668 1 

22968 

1967 

1902 


18181 

. 

. 

50 

5310 

12 821 

. 

Summe 1 

i 

j 638 678 

i 

1 

208 660 ! 

1 

i 

j 2234 

1 

i 

67 

6120 

| 124 588 

i 

614 329 1 ) 

360 523 


l ) Darunter: 

a) 88 771 freiwillige Mitglieder, 

b) 469 Mitglieder im vorübergehenden Bezug einer Invalidenrente. 
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Noch: Anlage I. 


10 r _ 11 !_12 I 13 I 14 II 15 II 16 j 17 


Zahl der Mitglieder der Abteilung B 


im Jahr 

1918 

ein- 

im Jahr 1918 ausgeschieden 

i 

: am 1. Januar 1919 mit 
einer Mitgliedzeit 

mit 

mit 

durch 

infolge 

Übernahme 

zusammen 
einschl. 
der aus 

von noch 

nicht 

von 

mehr als 

Zusatz- 

Unfall- 


in das 

anderen 

ge treten 

rente 

rente 

Tod 

Beamten¬ 

verhältnis 

Ursachen 

Ausge¬ 

schiedenen 

5 

Jahren 

5 

Jahren 

254 

16 

i 

93 

89 

397 

537 

5922 

210 

17 

. 

77 

134 

396 

587 

6 093 

273 

15 

3 

75 

210 

455 

775 

6 648 

298 

12 

3 

98 

218 

517 

838 

7 547 

310 

15 

. 

101 

243 

559 

1060 

8 070 

275 | 

13 

1 

97 

246 

693 

1258 

8 432 

331 1 

18 

2 

136 

216 

646 

1385 

8 972 

404 | 

13 

1 

139 

406 

829 

1680 

9515 

398 1 

21 

3 

146 

301 

716 

1942 

9866 

464 

18 

. 

183 

471 

922 

2 314 

10088 

528 

10 

3 

189 

562 

1094 

2 889 

10 596 

653 

11 

1 

220 

604 I 

1 182 

3 239 

10800 

660 

20 

4 

203 

513 

984 

3 969 

11 101 

734 

23 

2 

221 

514 

1 147 

4 801 

11 173 

730 

35 

9 

247 

489 

1 137 

5 721 

9 934 

841 i 

34 

2 

278 

506 

1 130 

6 596 

9 864 

945 

34 

1 ' , 

255 

433 I 

1 038 

7 461 

9 374 

883 . 

24 

i ! 

272 

525 

1 155 ‘ 

7 913 

8 101 

1010 | 

18 

! 

229 

434 1 

985 

7 657 

6169 

| 

1256 

i 19 


151 

203 

926 

6 424 

3 831 

1464 

24 


113 

115 

481 

4 662 

2 420 

1 656 

41 


86 

68 

490 

4 189 

! 1464 

1 867 

31 


75 

71 

501 

, 4 440 

1084 

1 833 

20 


51 

62 

442 

5 125 

1041 

1448 

16 


49 ; 

37 

445 

5 059 

519 

1385 

7 

2 

48 

9 

424 

5 659 

363 

1284 

2 


37 

12 

604 

5 467 


1 793 ; 

1 


37 

14 

817 

5 040 

. 

2896 i 

• 


40 ! 

1 

798 

5 235 


2315 

m 1 


24 

6 

354 

3 928 

i 

• 

2980 i 

i . i 


1 6 ! 

14 

101 

2 879 

* 

33 417 

1927 

i 

in 

5 309 

8118 

26 652 

124 277 

233 011 







j 367 288 *) 


2 ) Darunter: 

a) 49 625 freiwillige Mitglieder, 

b) 238596 männliche Verheiratete, 

c) 2 132 Witwer mit Kindern unter 15 Jahren, 

d) 16 457 weibliche Personen, 

e) 279 Mitglieder im vorübergehenden Bezug einer Zusatzrente. 
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Noch: Anlage I. 





.' ■ y 


/£ 3 i v 4 
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v- : x:: - , 

r uptuv» -v; 

jäte 




u. 

Arbeiter der 

Wasser- 

IBriß 


, 


| 



u. früher 

* 


2 
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10 
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‘ 1841 

28 
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26 


l i 


26 
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Noch: Anlage I. 


10 il 11 | 12 I 13 1 14 | 15 11 16 1 17 


Zahl der Mitglieder der Abteilung B 


im Jahr 

1918 

ein- 

getreten 

' im Jahr 1918 ausgeschieden 

1 _ 

am 1. Januar 1919 mit 
einer Mitgliedzeit 

mit 

Zusatz- 

reute 

mit 

Unfall- 

rente 

durch 

Tod 

infolge 
‘Übernahme 
in das 
Beamten¬ 
verhältnis 

zusammen 
einschl. 
der aus 
anderen 
Ursachen 
Ausge¬ 
schiedenen 

von noch 

nicht 

5 

Jahren 

von 

mehr als 

5 

Jahren 

1 


bauverwaltung. 


! 




• 


1 


• i ; 

. 


i 

1 

. 


. 




. 


1 




2 

• 

3 

1 

2 




• 


• 

1 





1 

• 

4 

1 





. 



1 

2 







5 

5 


l 



1 

8 

4 




3 ! 

3 

4 

7 





2 

4 

6 





. 

8 

11 


i 



1 

5 

14 

1 

. 


. 


8 

21 

7 

l 



3 

15 

22 

9 



1 


3 

27 

24 

12 

. 


4 


7 

30 

34 

10 

l 

• 

. 

. 

1 

28 

24 

5 

l 


3 

6 

25 

36 

6 



3 

1 

5 

34 

25 

7 

. 


. 

2 

43 

42 

10 

. 


2 

6 

41 

42 

9 



4 

9 

40 

51 

11 

i 


2 

i 

8 

45 

51 

15 

i 


3 

7 

50 

43 

7 



1 

3 

46 

48 

15 



3 

8 

54 

54 

11 



i ! 

3 

56 

63 

9 




10 

46 

50 

16 



i 

7 

53 

47 

8 

t 


2 

5 

59 

58 

12 | 

. . 

2 

7 

44 

63 

15 

. 


1 

13 

56 

49 

24 


. 

2 

1 

9 

59 

71 

24 

• 


• 

• 

9 

47 

58 

25 



1 


12 

44 

49 

30 





14 

50 

68 

18 

• 

• 

2 

9 

i 

61 

88 
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Die Arbeiterpensionskasse, die Krankenkassen und die Unfaii- 


Noch: Anlage L 


1 1 2 | 3 |1 4 | 5 1 6 | 7 || 8 || 9 


Zahl der Mitglieder .der Abteilung A 


Ge¬ 



burts¬ 



im Jahr 1918 ausgeschieden 

1 

i 


jahr 

am 

im Jahr 

i 




am 

am 

der 

1 . 

1918 

1 

mit In¬ 

mit 


mit 

1 . 

1. 

Mit¬ 

Januar 

ein¬ 

validen¬ 

Unfall- 

durch 

Beschei¬ 

Januar 

Januar 

glieder 

1918 

getreten 

rente 

usw. 

Rente 

Tod 

nigung 

1919 

1918 

1874 

327 

123 



5 

65 

380 

173 

1875 

328 

126 

2 


2 

100 

360 

198 

1876 

363 

126 

2 


4 

90 

393 

175 

1877 

384 

106 

2 

• 

4 

71 

413 

210 

1878 

323 

118 



5 

74 

362 

200 

1879 

341 

146 

, 


3 

90 

394 

204 

1880 

304 

101 ! 

2 


8 

69 

326 

167 

1881 

353 

139 

3 


5 

101 

383 

165 

1882 

310 

128 , 

2 


5 

88 

343 

135 

1883 

356 

142 

2 

’ 

5 

95 

396 

158 

1884 

316 

159 

1 


6 

109 

35» 

167 

1885 

368 

132 

2 


4 

99 

395 

179 

1886 

403 

145 

5 

1 

5 

102 

435 

143 

1887 

354 

156 

2 


3 

113 

392 

188 

1888 

394 

145 j 

1 


10 

111 

417 

168 

1889 j 

398 I 

168 

3 


n 1 

136 

416 

147 

1890 1 

378 | 

181 , 

2 


3 ! 

117 

437 

149 

1891 

410 

186 

2 


8 

144 

442 

99 

1892 

342 

194 

2 


4 

143 

387 

124 

1893 

404 

246 1 

1 3 


4 

186 

457 

164 

1894 

371 

209 

1 


2 

158 

419 

113 

1895 

350 

238 

1 2 


4 

136 

446 

131 

1896 

414 

241 

1 


1 

216 

437 

106 

1897 

435 

278 | 

I 


2 I 

218 

492 

124 

1898 

459 

319 

1 . • 


1 

300 

477 

143 

1899 

595 

358 

. 


3 

448 

502 

118 

1900 

751 

621 

• 

• 

4 

780 

588 

134 

1901 

581 

743 ! 



3 

689 

632 

68 

1902 | 


814 1 

. 


1 

319 

494 


Sinne II 

19 164 

8 278 

154 

2 

212 

7 059 

^20 015 

6 449 

Hierzu i 




1 





Sine 1 

638 678 

208 660 i 

2234 

67 

1 6120 

124 588 

614 329 

350523 

\u ganzen j 

557 842 

216 938 

| 2 388 

1 

! 69 

6332 

131 647 

634 344 

366 972 


l ) Darunter: 

a) 186 freiwillige Mitglieder, 

b) 24 Mitglieder im vorübergehenden Bezug einer Invalidenrente. 
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Noch: Anlage I. 

10 11 11_12 13_14 11 45 II 16 ,_17 


Zahl der Mitglieder der Abteilung B 


im Jahr 

1918 

eili¬ 
ge treten 

im Jahr 1918 aus geschieden 

am 1. Januar 1919 mit 
einer Mitgliedzeit 

mit 

' Zusatz¬ 
rente 

mit 

Unfall¬ 

rente 

durch 

Tod 

infolge 
Übernahme 
in das 
Be&mten- 
y erhält nis 

zusammen 
einschl. 
der aus 
anderen 
Ursachen 
Ausge¬ 
schiedenen 

von noch 

nicht 

5 

Jahren 

von 

mehr als 

5 

Jahren 

31 



3 

j 

9 

95 

100 

29 



4 

2 

21 

98 

103 

44 

2 

• 

4 


16 

111 

92 

37 

. 


3 

1 

18 

125 

104 

34 

• 


2 

. 

17 

109 

108 

35 



2 

1 

i 21 

112 

106 

54 || 

ü 


3 

1 

26 

99 

96 

48 

2 


5 

1 

20 

90 

103 

31 

. 


2 


13 

89 

64 

48 

. 


3 

, 

• 12 

108 

86 

42 ! 

# 


2 

1 

16 

98 

95 

58 j 

1 


1 

1 

18 

118 

101 

45 

1 


5 

1 

22 

101 

65 

40 

2 


1 

1 

22 

i 112 

94 

57 

1 


7 

1 

34 

112 

79 

51 

1 


3 

3 

30 

104 

64 

46 

1 


2 

• 

39 

114 

42 

54 


j . 

5 


33 

88 

32 

44 

1 


2 

3 

33 

112 

23 

50 

1 


2 

3 

56 

122 

36 

57 



1 

1 

31 

108 

31 

42 



1 

1 

28 

121 

24 

47 

i 


! 1 

2 

34 

103 

16 

47 

1 


2 


35 , 

122 

14 

39 



1 

7 * 

61 

121 


33 



2 

3 

59 

92 


94 



2 

7 

89 ; 

139 

• 

94 



2 

4 

63 

99 


109 



. 

. 

8 

101 

. 

1756 

21 

! 

117 

48 

1065 

2 ) 4223 

2 ) 2917 

33 417 

1927 

; in 

5 309 

8118 

26 652 

124 277 

233011 

35 173 

1948 | 

ui 

5 426 

8 166 

27 717 j 

128 500 

235 928 

— 

— 




|| 364 428 


2 ) Darunter: 


a) 20 freiwillige Mitglieder, 

b) 4 612 männliche Verheiratete, 

c) 78 Witwer mit Kindern unter 15 Jahren, 

d) 674 weibliche Personen. 
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Die Arbeiterpensionskasse, die Krankenkassen und die Unfail- 


Anlage II. 


Übersicht über den Bestand der Empfänger von Zusatzrenten usw. aus 
der Abteilung B der Pensionskasse für die Arbeiter der preußisch-hessischen 
Eisenbahngemeinschaft im Jahre 1918. 


1 

i 

2 

3 

4 

5 

1 6 

1 7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

Ge- 

Zahl der Empfänger 

von 

Pensionen, Zusatzrenten, 
Ausnahmerenten 

Zahl der im 
Jahr 1918 
verstorbenen Mit- 
I glieder, Pensions¬ 
und 

Rentenempfänger 

Zahl der 

zum 

Witwengeld 
berechtigten Witwen 

burts- 

jahr 

1 ' 

am 

1. Ja- 

! 

im 

Jahr 

1918 

hinzu- 

im 

Jahr 1918 
aus dem 
Genuß aus¬ 
geschieden 

am 

1. Ja- 

| 

, über- 

mit Hinter¬ 
lassung zum 
Empfang von 
Witwen- und 
Waisengeld 
Berechtigter 

am 

1. Ja- 

im Jahr 

1918 

am 

1. Ja- 


nuar 

1918 

ge¬ 

treten 

durch 

Tod : 

i 

über¬ 

haupt 

nuar 

1919 

haup t 

Wit¬ 

wen 

Kin- 

der 

nuar 

1918 

hinzu¬ 

ge¬ 

treten 

ausge- 
| treten 

nuar 

1919 

1822 

1 


1. Arbeiter der Eisenbahnverwaltung. 

• 1 1 !| • 1 • 1 • II • 



. 

182B 

2 




2 

. 

. 


1 

. 

, 

1 

1824 

4 

1 



5 

2 

. 


1 


1 

• 

1825 j 

8 


4 

4 

4 

1 

. 


12 

1 

2 

u 

1826 1 

6 


1 

1 

6 

1 



15 

. 

2 

13 

1827 i 

8 


2 

2 

6 

2 

2 


6 

. 

1 

5 

1828 1 

13 


5 ! 

5 

8 

5 



1 8 

. 

3 

5 

1829 ' 

29 


11 

11 

18 

12 



21 


4 

17 

18BO 

28 


4 

4 

24 

5 

1 


37 


8 

29 

18B1 

52 

! 

20 

20 

32 

19 

1 


28 

. 

9 

19 

1832 

49 


10 

10 

39 

13 

3 


55 

2 

14 

43 

1833 

74 


19 

20 

54 

22 

6 


71 

2 

15 

58 

1834 

127 i 


29 

29 

98 . 

30 

12 


92 

2 

12 

82 

1836 | 

142 I 


30 

30 

112 1 

31 

6 

i 

131 

4 

15 

120 

1836 

220 


36 ‘ 

36 

184 

36 

10 


143 

4 

14 

133 

1837 

254 

1 

36 

36 

219 

39 

17 


189 

10 

27 

172 

1838 

344 


52 

52 

292 ; 

58 

20 


251 

12 

28 

235 

1839 

402 

1 

63 

64 

339 

64 

25 

i 

284 

12 

41 

265 

1840 i 

467 


41 

41 

426 ; 

45 

16 


354 

17 

37 

334 

1841 

513 

1 

59 

60 

454 

61 

25 

■lj 

398 

15 

19 

394 

1842 | 

640 

8 

61 

61 

587 

63 

23 

. 

481 

26 

47 ! 

460 

1843 1 

646 

3 

67 

69 

580 

81 

40 


504 

30 

46 

486 

1844 j 

800 i 

12 

62 

62 

750 

76 

40 

2 

662 

29 

42 

549 

1845 ! 

927 

33 

78 

79 

881 

80 

43 

1 

583 

37 

43 | 

577 

1816 |! 

940 

28 

76 ' 

77 

891 

90 

47 i 

9 

630 

39 

37 ! 

632 

1847 , 

872 ■ 

29 

67 

68 ! 

833 i 

82 

40 

i 

1 

641 

40 

48 

633 

1848 lj 

918 ' 

71 

71 

71 

918 

103 

52 


666 

43 

30 

679 

1849 ! 

1 083 

66 

58 

59 

1090 

66 , 

47 

4 

837 

50 

44 

843 

1850 || 

1 037 

81 

68 

70 

1 048 

113 

58 

4 1 

818 

58 

39 i 

837 

1851 | 

905 

80 

70 

71 

914 : 

119 

67 ; 

i 

837 

65 i 

35 

867 

1852 

914 

114 

54 

55 

i 

973 1 

106 | 

55 

3 | 

869 

50 

27 | 

892 
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Anlage II. 


1 ' 

1 

Ge- 

bürte- 

jahr 

2 

8 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

r i 

Zahl der Empfänger 

von 

Pensionen, Zusatzrenten, 
Ausnahme renten 

1 Zahl der im 

Jahr 1918 
verstorbenen Mit¬ 
glieder, Pensions¬ 
und 

Rentenempfänger ! 

1 

Zahl der 

zum 

Witwengeld 

1 berechtigten Witwen 

i 

am 

1. Ja¬ 
nuar 

1918 

im 

Jahr 
[ 1918 
hinzu- 

ge- 

treten 

i 

1 im 

Jahr 1918 
| aus dem 

1 Genuß aus¬ 
geschieden 

am 

i 1. Ja¬ 
nuar 

1919 

i 

über¬ 

haupt 

mit Hinter¬ 
lassung zum 
Empfang von 
Witwen- und 
Waisenpeld 
Berechtigter 

am 

1. Ja- 

i 

im Jahr 

1918 

: ! 

! 

am 

1. Ja¬ 
nuar 

1919 

durch 

Tod 

i 

| liber- 
' haupt 

Wit- 
| wen 

Kin- 
j der 

nuar 

1918 

hinzu¬ 

ge¬ 

treten 

ausge¬ 

treten 

1863 

■ 768 

! 90 

40 

40 

1 

818 

1 

1 89 

49 

5 

843 

60 

34 

869 

1864 

713 I 

72 

41 

42 

i 743 

I 97 

60 

3 

828 

71 

21 

878 

1855 

578 ' 

89 i 

50 

51 

616 

89 

50 

3 j 

| 785 

30 

26 

789 

1856 

498 

77 

40 

41 

534 

1 100 

64 

1 5 

802 

59 

23 

838 

1857 

526 1 

73 

37 

37 | 

562 

85 

43 

7 1 

883 

72 

18 

937 

1858 

477 

60 

36 

! 38 

499 

81 

52 

14 

, 882 

71 

24 

929 

1859 

454 1 

64 ! 

27 

28 | 

490 

92 

60 

10 

946 

58 

22 

982 

1860 

402 

50 

23 

23 1 

429 

83 l 

i 

54 

14 1 

818 

73 

19 

872 

1861 

315 

50 

30 

32 

333 

91 

52 

20 

761 

56 

18 

799 

1862 

259 ! 

39 

25 

28 ; 

270 

98 

49 

17 

787 

62 

26 

823 

1863 

283 | 

39 1 

27 

28 1 

294 

84 

57 

24 

i 750 

63 

22 

791 

1864 

197 1 

42 ! 

24 

26 : 

213 

85 

59 

27 

| 747 

79 

20 

806 

1865 

226 

40 

17 

20 

246 

85 

62 

29 

733 

60 

17 

776 

1866 

206 

25 

24 

27 

204 

83 

57 I 

36 ' 

1 718 

82 

18 

782 

1867 

! 145 

30 

7 

12 

163 

79 

63 

28 

640 

77 

11 

706 

1868 

137 

19 

16 

19 

137 1 

78 

52 

35 

676 

68 

16 

727 

1869 

146 

23 

21 

26 

143 

i 78 

56 

: 3i | 

646 

63 

1 13 

696 

1870 , 

I 

110 

26 

11 

16 

120 ! 

1 83 

69 

49 

628 

81 

12 

697 

1871 

l 95 

16 

12 

15 

96 j 

75 

53 

37 

1 455 

60 

11 

504 

1872 

, 96 1 

18 

10 

12 

102 1 

106 

75 

58 

1 541 

79 

9 

611 

1873 

119 

18 

14 

16 

121 

94 

60 

44 

566 

84 

9 

641 

1874 

63 

15 | 

12 

15 

63 

i 91 

76 

64 1 

556 ! 

83 

13 

626 

1875 

83 

14 ! 

10 

13 

84 

113 

84 

75 1 

504 

98 

13 

589 

1876 

69 

17 

10 

10 

76 

115 

87 | 

79 

536 

95 

16 

615 

1877 

64 

13 

7 

10 

67 

106 

84 , 

77 ' 

510 

103 

16 

597 

1878 

55 

20 

13 

17 

58 

145 

125 

100 

483 

1 104 

12 

575 

1879 

56 j 

ln 

5 

7 

64 

151 

115 i 

112 

451 

■ 121 

18 

554 

1880 

68 

23 

8 

10 

81 

157 

120 j 

111 j 

453 

103 

14 

542 

1881 

i 51 

18 

6 

7 1 

62 

197 

161 

141 i 

i 398 

125 

10 

513 

1882 

43 

11 

12 

14 

40 

201 

148 

140 

360 

151 

24 

487 

1883 

48 

12 

12 

13 

47 

234 

196 

185 

1 389 

199 

15 

573 

1884 

48 

21 

14 

19 

50 

226 

183 

147 

417 

149 

13 

! 553 

1886 

44 ' 

24 

9 

13 

55 

229 

180 

145 

431 

180 

17 1 

l 594 

1886 

45 

1 35 

, 7 

14 

66 

255 

192 

167 

, 438 

191 

23 

I 606 

1887 

29 

1 85 

; 8 

15 

49 

294 

187 

166 

378 

163 

22 

519 

1888 

46 

34 

15 

23 : 

57 j 

269 

1 183 

153 

869 

s 193 

21 1 

541 

1889 

30 

25 

11 

1 15 

40 

284 

! 180 

120 

373 

193 

: 18 i 

1 548 
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Die Arbeiterpension&kasse, die Krankenkassen und die Unfall- 
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i '| 

2 

3 

4 

6 

6 7 

8 | 9 

i 10 

11 | 12 1 IS 

i r7.11 • ! 

1 


Zahl der Empfänger 
von 

Pensionen, Zusatzrenten, 


Jahr 1918 
verstorbenen Mit¬ 
glieder, Pensions- ; 


Zahl der 
zum 

W itwengeld 


Ge- 

burts-, 

jahr 


Ausnahmerenten 


UUU 1 

Rentenempfänger 1 

berechtigten Witwen 

am 

1. Ja¬ 

im 

Jahr 

1918 

hinzu- 

ge¬ 

treten 

im 

Jahr 1918 
aus dem 
Genuß aus¬ 
geschieden 

' 1 

am 

1. Ja¬ 
nuar 

1919 

über¬ 

haupt 

! 

mit Hinter¬ 
lassung zum 
Empfang von 
Witwen- und 
Waisengeld 
Berechtigter 

am 

1. Ja¬ 
nuar 

1918 

im Jahr 

1918 

am 

1. Ja¬ 
nuar 

1919 


nuar 

1918 

durch 

Tod 

über¬ 

haupt 

Wit- 

wen 

Kin¬ 

der 

hinzu¬ 

ge¬ 

treten 

aus¬ 

ge¬ 

treten 

1891 ' 

M 

20 

8 

14 

40 

161 

68 

56 

247 

157 

11 

393 

1892 I 

53 

24 

5 

24 

63 

118 

38 

46 

191 

120 

14 

297 

1898 

51 

41 

7 

16 

76 

92 

19 

22 

I 147 

84 

12 

219 

1894 ! 

45 

31 

5 

8 

68 

79 

16 

17 

! 106 

70 

8 

168 

1895 

35 

20 

5 

8 

47i 53 

i' 

12 

8 

I 50 

34 

4 

80 

1896 1 

12 

17 

2 

6 

24 

1 51 

2 

. 

22 

22 

5 

39 

1897 

3 

8 

. 

• 

11 

1 48 

1 

1 

! 7 

8 1 . 

15 

1898 1 


3 

. 


3 

! 37 

10 


2 

5 


7 

1899 j 

. 

1 

1 

1 

. 

37 

7 

, 

2 

3 


5 

1900 1 

• 


* 

* 

• 

| 40 

11 


1 

1 



• 

1901 j 

. 





24 



1 

• 



1902 




* 

• 

6 

• 

* 

• 


* 

* 

Sum.l 

20 277 

2 005 

1882 

1 

2046 j20 237 

7 307 

1 

4453 

2 748 

1 

j33 091 

4&56 

1 

1410 36537 

1 



II. Arbeiter der Wasserbauverwaltung 




1839 

• 


* 

• 


2 

• 


1 * 

. 

. 

• 

1841 



• 



1 



1 



1 

1844 


i 


* 

1 

. 

• 

• 

1 m 



# 

1846 1 

1 

. 




3 

1 

1 


, 


. 

1848 I 


1 



1 

1 



1 . 

. 



1850 1 


1 



1 

• 


* 

1 

• 


• 

1851 






l 


. 



* 


1852 

i * 



. 

# 

4 


, 




. 

1853 

1 

i 


* 

1 



. 

. 



. 

1854 

1 • 

1 


. 

1 

3 


. 

1 

# 


1 

1855 | 

1 

. 




3 

1 

• 



* 


1857 

1 • 

. 




2 

. 

. 

i 1 



1 

1858 



. 


, 

! 4 


, 

1 

i 


2 

1859 

1 ; 

1 



1 

2 




1 


. 

1860 


1 



1 

3 

2 

1 

1 

i 

• 


1 

1861 






1 1 



1 




1862 

1 




. 

3 

1 

i 


i 


i 

1863 1 






, 1 



. 

1 


1 

1865 






! 1 

i 

i 

I 

1 


1 

1866 




. 


! 2 



1 

, , 


1 


Digitized by 


Gck 'gle 


Original frn-m 

UNIVERSETY OF MICHIGAN 
















Versicherung bei der preußisch-hessische:* Eisenbahngemeinschaft. 


145 


Noch: Anlage II. 
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Linienbetrieb oder Richtungsbetrieb 
in Bahnhöfen der Durchgangsform des Fernverkehrs l) . 

Von 

Direktionsrat Dr.-Ing. Karl Günther, 

Vorstand der Neubauinspektion Bad Kissingen. 


(Mit Abbildungen.) 
(Fortsetzung statt Schluß 1 ).) 


III. Einfache Kreuzungsbahnhöfe. 

A. Allgemeines. 

Die bei den einfachen Trennungsbahnhöfen unter vorstehender 
Überschrift gemachten Ausführungen besitzen gleichzeitig für die ein¬ 
fachen Kreuzungsbahnhöfe unverändert Gültigkeit. 

B. Besprechung der einzelnen Anordnungen.. 

Vorbemerkungen. 

Zur Erzielung größerer Übersicht erfolgt auch hier die Be¬ 
sprechung der für die Beurteilung maßgebenden Gesichtspunkte, so¬ 
weit sie größere Unterschiede aufweisen, zunächst getrennt nach den 
Hauptformen der Kreuzungsbahnhöfe. 

Bei den Zugübergängen ist der Übergang ohne Richtungswechsel 
mit gestrichelten Linien angedeutet, der Übergang mit Richtungswechsel 
mit ausgezogenen Linien bezeichnet. Diese Linien sind in jeder Ab¬ 
bildung zur Übersichtlichkeit eingetragen, ganz gleichgültig, ob sie tat¬ 
sächlich als Fahrrichtung Verwendung finden können oder wegen Be¬ 
nutzung anderer schon vorhandener Weichenverbindungen nur schema¬ 
tische Bedeutung besitzen. 

Die Besprechung der Zugübergänge erfolgt bei den einzelnen An¬ 
ordnungen unter der Voraussetzung, daß die Ablenkung der Züge bei 

h Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1920, S. 1011. 
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der Ausfahrt erfolgt. Die Änderungen, die die Ablenkung bei der Ein¬ 
fahrt bringt, sind in der Zusammenfassung behandelt. 

Bei den Zugtrennungen und Zugzusammensetzungen ist ange¬ 
nommen, daß die Verschiebebewegungen innerhalb der durch die schienen¬ 
gleichen oder schienenfreien Kreuzungen gebildeten Bahnhofsenden 
durch besondere Weichenstraßen erfolgen können, so daß die eigent¬ 
lichen Zugein- und -ausfahrten nicht gekreuzt werden. 

Der einfachste Fall eines Kreuzucgsbahnhofs ist 
in Form eines einfachen Zwischen bahnhofs dadurch gegeben, daß an 
jedem Ende die einmündenden Bahnlinien zu einer Bahnlinie vereinigt 
werden. Für diese Anordnung gelten ohne wesentliche Änderung die 
Ausführungen über die einfachste Anordnung der einfachen Trennungs¬ 
bahnhöfe, als deren Verdoppelung sie gewissermaßen angesehen werden 
kann, so daß sich die Mitbehandlung erübrigt. Bei den deutschen Bahn¬ 
höfen des Fernverkehrs sind sie nur noch ausnahmsweise zu finden. 
Nach Oder ist diese einfachste Anordnung betriebsgefährlich und wenig 
leistungsfähig. (2, S. 174 +.) 


Anordnung 1 

Schienengleicher Krenzungsbahnhof mit Linienbetrieb. 



Abb. 18. Schienengleicher Kreuzungsbahnhof mit Linienbetrieb. 


Die Zahl der Bahnsteiggleise beträgt vier. Ebenso groß ist die 
Zahl der schienengleichen Kreuzungen. Es kreuzt die Ausfahrt I die 
Ausfahrt Ia und die Einfahrt Ila, die Einfahrt II kreuzt die Einfahrt Ha 
und die Ausfahrt Ia. Die Kreuzung der beiden Einfahrten ist ein großes 
und gefährliches Hindernis für den Betrieb. Dagegen sind die Über¬ 
kreuzungen von zwei Einfahrten durch Ausfahrten von weit geringerer 
Bedeutung, weil die ausfahrenden Züge in der Regel den Anschluß 
der einfahrenden Züge abwarten müssen. 

Die vier schienengleichen Kreuzungspunkte liegen an einem Bahn¬ 
hofsende übersichtlich beisammen. 

Von sämtlichen acht Ein- und Ausfahrten sind nur sechs gleich¬ 
zeitig möglich. Diese Feststellung hat auch hier und weiterhin den 

io* 
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Zweck, einen Überblick über die gleichzeitig möglichen Durchfahrten 
zu geben. Es ist daher bei diesen Angaben zu berücksichtigen, daß es 
sich bei den durchgehenden Gleisen nicht um die Einfahrt und Ausfahrt 
verschiedener Züge handelt, sondern jeweils um denselben Zug. 

Bei Zugtrennungen und Zugzusammensetzungen des die Haupt- 
riflhtung be i beh. a 1 tende n Verkehrs untdr Verwendung, der 
Zuglokomotiven kreuzt die Überführung von Zugteilen Ia auf Zug I 
und umgekehrt die Einfahrt von Zug II, die Überführung von Zugteilen 
Ila auf II und umgekehrt die Einfahrt von Ia. Die Verwendung von 
Verschiebelokomotiven bringt Vorteile, da in jedem Falle die Einfahrt¬ 
kreuzung durch die Ausfahrtkreuzung des gleichen Zuges ersetzt wird. 
Beim Übergang ganzer Züge in der gleichen Hauptrichtung kreuzt der 
als Zug I a ausfahrende Zug I keine andere Zugfahrt, der Übergang Oa—W 
erfordert zwei Einfahrtkreuzungen, der Übergang der Züge Wa—O und 
W—Oa je zwei Einfahrtkreuzungen und eine Ausfahrtkreuzung. 

Beim Eckverkehr kreuzt die Überführung von Zugteilen Ia 
auf Zug II (Eckverkehr Oa—O) oder umgekehrt (Eckverkehr W—Wa) 
keine Zugfahrt, der Übergang von Zugteilen I auf Ila (Eckverkehr 0— 
Oa) oder umgekehrt (Eckverkehr Wa—W) die Einfahrt II und die Aus¬ 
fahrt Ia oder die Ausfahrt II und die Einfahrt Ia. Die Verwendung von 
Verschiebelokomotiven bringt keine Änderung. Der Übergang ganzer 
Züge Oa—0 erfordert keine Fahrtkreuzung, O—Oa, sowie Wa—W eine 
Einfahrt- und Ausfahrtkreuzung. Im Eckverkehr W—Wa kreuzt der als 
Zug Ia ausfahrende Zug II eine Einfahrt (Ila) und zwei Ausfahrten 
(Ia und I). 

Das Kehren der Züge erfolgt für die Richtungen 0 und Oa 
ohne jede Zugkreuzung, die kehrenden Züge von W und Wa kreuzen 
sowohl bei der Einfahrt wie bei der Ausfahrt die beiden Gleise der 
anderen Richtung, erfordern also je zwei Einfahrt- und zwei Ausfahrt¬ 
kreuzungen. 

Für die Lage der Abst ellgleise bei 1, m, r und z gelten die 
Ergebnisse der Anordnung 3 der einfachen Trennungsbahnhöfe. Am 
ungünstigsten ist die Lage im westlichen Zwickel zwischen den Gleisen 
W—Wa bei y, da im ganzen fünf Einfahrt- und fünf Ausfahrtkreuzun¬ 
gen notwendig sind, je eine Einfahrt- und Ausfahrtkreuzung beim Aus¬ 
setzen der Züge I und beim Einsetzen der Züge Ila, die übrigen Kreu¬ 
zungen verteilen sich auf das Einsetzen der Züge II und das Aussetzen 
der Züge Ia mit einer Einfahrt und zwei Ausfahrt- oder zwei Einfalirt- 
und einer Ausfahrtkreuzung. 

Für die Verkehrs Verhältnisse ergibt sich bei zwei Insel¬ 
bahnsteigen zwischen den Gleisen Ia und Ila sowie I und II: das Um- 
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steigen in der gleichen Hauptrichtung erfordert Bahnsteigwechsel mit 
zweimaligem Treppensteigen, ebenso das Umsteigen im Eckverkehr. Bei 
zwei Außenbahnsteigen und einem Inselbahnsteig zwischen den Gleisen 
la und II fällt der Bahnsteigwechsel mit zweimaligem Treppensteigen nur 
für den Eckverkehr Oa—0 und W—Wa fort. 


Anordnung 2. 

Schienenfreier Kreuzungsbahnhof mit Linienbetrieb. 



Abb. 49. Schienenfreier Kreuzungsbahnhof mit Liuienbetrieb. 


Die Anzahl der Bahnsteiggleise beträgt vier. Durch die schienen¬ 
freie Ausführung der Überkreuzung beider Bahnlinien ist durch Auf¬ 
hebung aller schienengleicher Kreuzungen eine ganz wesentliche Ver¬ 
besserung erzielt. Sämtliche acht Ein- und Ausfahrten sind gleichzeitig 
möglich. 

Für die Zugtrennungen und Zugzusammensetzungen des die 
Hauptrichtung beibehaltenden Verkehrs gelten die Er¬ 
gebnisse der vorstehenden schienengleichen Anordnung des Linienbe¬ 
triebes. Der Übergang ganzer Züge in der gleichen Hauptrichtung er¬ 
fordert jedesmal eine Einfahrtkreuzung. Ein kreuzungsloser Auslauf 
des Zuges I als Ia kann hier durch den Streckenanschluß a—b erreicht 
werden, da die bei Benutzung des Überkreuzungsbauwerkes notwendige 
Kreuzung der Einfahrt II entfällt. Dasselbe gilt für den kreuzungs¬ 
losen Auslauf des Zuges II als Ila ftir den Streckenausschuß c—d, da 
die Einfahrtkreuzung Ia entfällt. Allerdings erfordert die Herstellung 
derartiger Streckenanschlüsse bedeutende Kosten. 

Für die Überführung von Zugteilen und für den Übergang ganzer 
Züge in den verschiedenen Eckverkehren gelten ebenfalls die Er¬ 
gebnisse der schienengleichen Anordnung, mit Ausnahme des Eckverkehrs 
W—Wa, der ohne jede Zugkreuzung erfolgen kann, ebenso für Wa—W 
durch Streckenanschluß mit Benutzung des Überführungsbau Werkes. 
(Cauer 3, S. 78 +.) 

Das Kehren der Züge sämtlicher Richtungen kann ohne jede 
Zugkreuzung erfolgen. 
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Für die Lage der Abstellgleise bei 1, m, r und z gelten 
die Ergebnisse der Anordnung 4 der einfachen Trennungsbahnhöfe. 
Für die Lage im westlichen Zwickel bei y zwischen den Bahnlinien 
von Wa und W unter Mitbenutzung des Überführungsbauwerks er¬ 
fordert das Aus- und Einsetzen der Züge der Richtung O und Oa eine 
Ausfahrt- oder eine Einfahrtkreuzung. Als nördliche seitliche Lage, bei 
der die Verbindungen zum Abstellbahnhof nur die Ausfahrgleise kreu¬ 
zen, gibt Caue r unter Mitbenutzung des Überführungsbauwerks die 
in Abb. 49 eingezeichnete Lage an. (8, S. 78.) 

Für die Verkehrsverhältnisse haben die Ergebnisse der vorstehen¬ 
den schienengleichen Anordnung Gültigkeit. 


Anordnung 3. 

Schienengleicher Kreuzungsbahnhof mit Richtungsbetrieb. 

(Verschränkte Anordnung.) 



Abb. 50. Schienengleicher Kxenzungsbahnhof mit Kichtungsbetrieb 
verschränkter Anordnung. 


Die Zahl der Bahnsteiggleise beträgt vier. Ebenso groß ist die 
Zahl der schienengleichen Kreuzungen. Die Ausfahrt des Zuges I kreuzt 
die Einfahrt des Zuges Ila, die Einfahrt von Ia die Einfahrt von I 
und die Ausfahrt von II, die Ausfahrt von Ila, die Ausfahrt von II. 
Die sohienengleicthen Kreuzungen der beiden Einfahrten sind besonders 
hinderlich und gefährlich für den Betrieb, im Gegensatz zu dem ge¬ 
ringeren Einfluß der beiden Kreuzungen von Einfahrten durch Aus¬ 
fahrten, da die ausfahrenden Züge in der Regel den Anschluß der ein¬ 
fahrenden Züge abwarten müssen. 

Von den vier schienengleichen Kreuzungspunkten liegen drei 
Punkte auf dem einen Bahnhofsende, ein Punkt auf dem anderen 
Bahnhofsende. 

Von sämtlichen acht Ein- und Ausfahrten sind nur fünf gleich¬ 
zeitig möglich. 

Bei Zugtrennungen und Zugzusammensetzungen des die Haupt¬ 
richtung beibehaltenden Verkehrs unter Verwendung der 
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Zuglokomotiven kreuzt die Überführung von Zugteilen Ia auf I und um¬ 
gekehrt keine Zugfahrt, die Überführung von Zugteilen von Ha auf II 
und umgekehrt ebenfalls keine Zugfahrt. Durch Verwendung von Ver¬ 
schiebelokomotiven tritt hierin keine Änderung ein. Der Übergang 
ganzer Züge in der gleichen Hauptrichtung erfordert für W—Oa keine 
Zugkreuzung, für Oa—W zwei Einfahrt- und eine Ausfahrtkreuzung, 
für O—Wa eine Einfahrtkreuzung, für Wa—0 eine Einfahrt- und eine 
Ausfahrtkreuzung. 

Beim Eck verkehr kreuzt die Überführung von Zugteilen Ia auf 
Zug II (Eckverkehr Oa—0) oder umgekehrt (Eckverkehr W—Wa) 
die Einfahrt I und die Ausfahrt Ila oder die Ausfahrt I und die 
Einfahrt Ila, der Übergang von Zugteilen I auf Ila (Eckverkehr 0—Oa) 
oder umgekehrt (Eckverkehr Wa—W) keine Zugfahrt. Die Verwendung 
von Verschiebelokomotiven bringt keine Änderung. Der Übergang 
ganzer Züge erfordert, wenn die Umlenkung erst bei der Ausfahrt vor¬ 
genommen wird, für die Richtung Oa—0 zwei Einfahrt- und eine Aus¬ 
fahrtkreuzung, für die Richtungen W—Wa und O—Oa je eine Einfahrt- 
und Ausfahrtkreuzung, für die Richtung Wa—W die Ausfahrtkreu¬ 
zung I. Nur für den Übergang ganzer Züge im Eckverkehr Oa—O 
ergibt sich ein Vorteil, wenn die Ablenkung schon bei der Einfahrt 
vorgenommen wird, da die gefährliche Überkreuzung zweier Einfahrten 
wegfällt (und durch eine Ausfahrtkreuzung ersetzt wird. 

Das Kehren der Züge erfolgt nur für die Richtung W ohne 
Zugkreuzung, für die Richtung O sind zwei Einfahrtkreuzungen, für die 
Richtung Wa zwei Ausfahrtkreuzungen und für die Richtung Oa zwei 
Einfahrt- und zwei Ausfahrtkreuzungen notwendig. Hierbei verteilen 
sich für diese drei Richtungen die Kreuzungen gleichmäßig auf die 
Ein- und Ausfahrt der Züge. 

Die Anlage von Abstellgleisen, die ein Aus- und Einsetzen 
von Zügen jeder der vier Hauptrichtungen ohne Hauptgleiskreuzung er¬ 
möglichen, ist nicht mehr in der einfachen Weise wie beim Linienbetrieb 
zwischen den beiden zugehörigen Streckengleisen ausführbar. Dafür 
ermöglicht die Anlage eines gemeinsamen Abetellbahnhofs zwischen 
den Gleisen I und Ila eine zeitliche Verschiebung der Kreuzungen, da 
die abzustellenden oder einzusetzenden Züge bei der Einfahrt in die 
Gleise Ila und I abgelenkt oder bei der Ausfahrt von dort abgelassen 
werden können. 

Die nördliche oder südliche seitliche Lage der Abstellgleise liefert 
zwar auch in der Gesamtzahl keine geringere Zahl von Hauptgleis¬ 
kreuzungen, dafür ermöglicht jedoch auch hier die wechselseitige Be¬ 
nutzung der äußeren Gleise eine zeitliche Verschiebung der Gleis- 
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kreuzungen, indem man die ein- und auszusetzenden Züge die günstigst 
gelegenen Rahnsteiggleise benutzen lassen kann. Die Ergebnisse für die 
Lagen 1, m, r und y stimmen mit denen der Anordnung 9 der einfachen 
Trennungsbahnhöfe 1, m, r und z überein. Die Lage der Abstellgleise 
im östlichen Zwickel bei z erfordert jedesmal eine Einfahrt- und Aus¬ 
fahrtkreuzung. 

Für die Verkehrsverhältnisse ergibt sich bei zwei Inselbahnsteigen 
zwischen den Gleisen I und Ia und II und Ila: das Umsteigen in der 
gleichen Hauptrichtung erfordert keinen Bahnsteigwechsel, dagegen das 
Umsteigen im Eckverkehr Bahnsteigwechsel mit zweimaligem Treppen¬ 
steigen. Bei zwei Außenbahnsteigen und einem Inselbahnsteig zwischen 
den Gleisen Ila und I fällt nur für den Umsteigeverkehr 0—Oa und 
W—Wa der Bahnsteigwechsel fort. 


Anordnung 4. 

Schienenfreier Kreuzungsbahnhof mit Richtungsbetrieb. 

(Verschränkte Anordnung.) 



Abb. 51. Schienenfreier Kreuzungsbahnhof mit Richtnngsbetrieb 
verschränkter Anordnung. 


Die Zahl der Bahnsteiggleise beträgt vier. Die Aufhebung der 
schienengleichen Kreuzungen durch zwei Bauwerke bedeutet eine 
wesentliche Verbesserung der schdenengleichen Anordnung. 

Sämtliche acht Ein- und Ausfahrten sind gleichzeitig möglich. 

Für die Zugtrennungen und Zugzusammensetzungen des die 
Hauptrichtung beibehaltenden Verkehrs gelten die Er¬ 
gebnisse der vorstehenden schienengleichen Anordnung. Für den Über¬ 
gang ganzer Züge in der gleichen Hauptrichtung ergeben sich ebenfalls 
keine Zugkreuzungen. 

In gleicher Weise sind die Feststellungen für den Übergang von 
Zugteilen im Eckverkehr gültig. Der Eck verkehr ganzer 
Züge erfolgt für die Richtungen O—Oa und Wa—W ohne Zugkreuzungen, 
für die Richtungen Oa—O und W—Wa sind eine Einfahrt- und eine 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 




H *wv& ^ CTV L>\irchgangsform des Fernverkehrs. 


153 


Attsl&hT^reuzxxng erforderlich. Schienenfreier Eckverkehr 0—Oa ist 
durch SVreck.ena.ri Schluß und Benutzung der Überführungsbauwerke 
möglich. (Cauer 3, S. 78.) 

Das Kehren der Züge erfordert für die Richtungen 0 und 
Wa je eine Ausfahrtkreuzung, für die Richtungen W und Oa je eine 
Einfahrtkreuzung. 

Gleichfalls gelten die Ausführungen über die Lage der Abstell¬ 
gleise mit der Abweichung, daß die Lage im westlichen Zwickel 
bei y vollständig schienenfrei gestaltet werden kann. Die Lage bei z er¬ 
fordert für die Richtung 0 eine Einfahrt-, für die Richtung Oa eine Aus¬ 
fahrtkreuzung. Im östlichen Zwickel bei z wäre auch eine schienenfreie 
Anlage der Abstellgleise unter der Voraussetzung der ausschließlichen 
Benutzung des Gleises Ia für die ein- und auszusetzenden Ziüge zwischen 
dem Gleisen I und II denkbar, da diese beiden Gleise an sich schon 
wegen der schienengleichen Zwischenführung von Gleis Ha einen 
größeren Abstand besitzen. Hierbei wäre auch auf einen allenfallsigen 
schienenfreien Eckverkehr Oa—O Rücksicht zu nehmen. Diese Anord¬ 
nung ist auch zwischen den durchgehenden Gleisen der anderen ein¬ 
mündenden Bahnlinien möglich, um die Abbildung jedoch nicht unüber¬ 
sichtlich zu gestalten, ist von der Einzeichnung abgesehen. 

Für die Verkehrsverhältnisse kann auf die Ergebnisse der vor¬ 
stehenden schienengleichen Anordnungen verwiesen werden. 


Anordnung 5. 

Schienengleicher Kreuzungsbahnhof mit Richtungsbetrieb. 

(Symmetrische Anordnung.) 



Abb. 52. Schienen gleicher Kreuzungsbahnhof mit Richtungsbetrieb 
symmetrischer Anordnung. 


Die Anzahl der Bahnsteiggleise beträgt vier, ebenso groß ist die 
Anzahl der schienengleichen Kreuzungen beider Bahnlinien. Es kreuzt 
die Ausfahrt I die Ausfahrt Ia und die Einfahrt Ila, die Ausfahrt II die 
Ausfahrt Ila und die Einfahrt Ia. Bei dieser Anordnung, fällt die 
gefährliche schienengleiche Übcrkreuziutig zweier Einfahrten fort Die 
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beiden Überkreuzungen einfahrender Züge mit ausfahrenden Zügen sind 
vom Betriebsstandpunkt aus auch hier nicht von allzu großem Einfluß, 
weil die ausfahrenden Züge in der Regel den Anschluß der einfahrenden 
Züge abwarten müssen. 

Die vier Kreuzungspunkte liegen gleichmäßig auf die beiden Bahn¬ 
hofseiten verteilt. Von sämtlichen acht Ein- und Ausfahrten sind nur 
sechs gleichzeitig möglich. 

Bei Zugtrennungen und Zugzusammensetzungen des die Haupt¬ 
richtung beibehaltenden Verkehrs unter Verwendung der Zugloko¬ 
motiven oder von Verschiebelokomotiven wird sowohl bei der Überfüh¬ 
rung von Zugteilen Ia auf I und umgekehrt als auch von Zugteilen Ha 
auf II keine andere Zugfahrt gekreuzt, ebensowenig beim Übergang 
ganzer Züge in der gleichen Hauptrichtung für die Richtungen 0—Wa 
und W—Oa. Dagegen kreuzt der als Zug II ausfahrende Zug Ila (Wa—0) 
und der als Zug I auffahrende Zug Ia (Oa—W) je eine Einfahrt und 
eine Ausfahrt. 

Beim Eck verkehr kreuzt die Überführung von Zugteilen la 
auf Zug II Eckverkehr Oa—0 oder umgekehrt Eckverkehr W—Wa die 
Ausfahrt Ila oder die Einfahrt Ila, Der Übergang vom Zugteilen I auf 
Ila (Eckverkehr O—Oa) oder umgekehrt (Eckverkehr Wa—W) die Ein¬ 
fahrt Ia oder die Ausfahrt Ia. Die Verwendung von Versohiebeloko- 
motiven bringt keine Änderung. Der Übergang ganzer Züge erfordert, 
wenn die Umlenkung erst bei der Ausfahrt vorgenommen wird, für die 
Richtungen W—Wa und O—Oa je eine Einfahrt und Ausfahrtkreuzung, 
für die Richtungen Oa—O und Wa—W je eine Ausfahrtkreuzung. Für 
den Eckverkehr Wa—W und Oa—0 fällt bei der Verwendung der 
Weichenverbindungen a und b bei der Ausfahrt eine Ausfahrt¬ 
kreuzung fort. 

Das Kehren der Züge erfolgt für die Richtungen O und W 
ohne jede Zugkreuzung, für die Richtungen Oa und Wa sind je zwei 
Ausfahrtkreuzungen notwendig, die sich auf die Einfahrt und Ausfahrt 
der Züge gleichmäßig verteilen. 

Die Lage der Abstellgleise zwischen den Gleisen Ia und Ila er¬ 
möglicht ein Ein- und Aussetzen der Züge von Oa und Wa ohne Haupt¬ 
gleiskreuzung, jedoch ist die Erweiterungsfähigkeit beschränkt. Das 
Ein- und Aussetzen aus den Gleisen I und II schneidet die Hauptgleise 
dieser Richtungen. Falls daher nur die Züge der einen durchgehenden 
Hauptlinie endigen und beginnen, wird man, wenn der zur Verfügung 
stehende Platz genügt, bei dieser Anordnung der Abstellgleise die Gleise 
dieser Linie in die Mitte legen. Für die nördliche und südliche Lage 
der Abstellgleise ergeben sich dieselben Verhältnisse wie für den Rieh- 
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tangsbetrieb mit verschränkter Gleisanordnung. Die Lage der Abstell¬ 
gleise im östlichen oder westlichen Zwickel erfordert neben größerer 
Entfernung die größere Anzahl von Hauptgleiskreuzungen. Die Er¬ 
gebnisse stimmen mit denen der Anordnung 11 der einfachen Kreuaungs- 
bahnhöfe überein. 

Für die Verkehrsverhältnisse ergibt sich bei zwei Inselbahnsteigen 
zwischen den Gleisen I und Ia und II und Ha: das Umsteigen in der 
gleichen Hauptrichtung erfordert keinen Bahnsteigwechsel, dagegen das 
Umsteigen im Eckverkehr jedesmaligen Bahnsteigwechsel mit zwei¬ 
maligem Treppensteigen. Bei zwei Außenbahnsteigen und einem Insel¬ 
bahnsteig zwischen den Gleisen Ia und Ila erfordert der Umsteige¬ 
verkehr in gleicher Hauptrichtung und im Eckverkehr jedesmaligen 
Bahnsteigwechsel mit zweimaligem Treppensteigen. 


Anordnung 6. 

Schienenfreier Kreuzungsbahnhof mit Richtungsbetrieb. 

(Symmetrische Anordnung.) 



Abb. 53. Schienenfreier Kreuzungsbahnhof mit Richtungsbetrieb 
symmetrischer Anordnung. 


Die Anzahl der Bahnsteiggleise beträgt vier. Die Beseitigung der 
schienengleichen Uberkreuzungen durch Ausführung von zwei Über¬ 
führungsbauwerken bedeutet eine wesentliche Verbesserung der vor¬ 
stehenden schienengleichen Anordnung. 

Sämtliche acht Ein- und Ausfahrten sind gleichzeitig möglich. 

Für die Zugtrennungen und Zugzusammensetzungen des die 
Hauptrichtung beibehaltenden Verkehrs gelten die Er¬ 
gebnisse der schienengleichen Anordnung. Der Übergang ganzer Züge 
erfordert für keine Übergangsrichtung eine Zugkreuzung. 

Für den Eckverkehr von Zugteilen gelten die Ergebnisse der 
Anordnung 5, ebenso für den Eickverkehr ganzer Züge der Richtungen 
Oa—O und Wa—W, für die Richtungen W—Wa und 0—Oa ist je eine 
Einfahrtkreuzung erforderlich. 

Das Kehren der Züge erfordert für die Richtungen Wa und 
Oa keine Zugkreuzungen, dagegen für die Richtungen W und 0 je eine 
Einfahrt- und Ausfahrtkreuzung. 

(Fortsetzung des Textes siehe S. l'A). 
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(Zu S. 158 gehörig.) 
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Gleichfalls besitzen die Ausführungen über die Lage der Ab¬ 
stellgleise zwischen den Gleisen und über deren nördliche und süd¬ 
liche seitliche Lage Geltung. Vollständig schienenfrei zu erreichende 
Abstellgleise unter Mitbenutzung der Unterführungsbauwerke sind 
zwischen den Gleisen I und II möglich. (Cauer 3, S. 78.) Die Lage 
im östlichen oder westlichen Zwickel bei y oder z erfordert unter Mit¬ 
benutzung des Unterführungsbauwerks nur je eine Ausfahrtkreuzung. 

Für die Verkehrsverhältnisse haben die Ergebnisse der 
schienengleichen Anordnung unverändert Gültigkeit. 

Zusammenfassung. 

1. Zugttbergänge. 

In der Tabelle auf Seite 156/157 sind die Ergebnisse für die ein¬ 
zelnen Anordnungen übersichtlich zusammengestellt. 

Die Grundformen aller sechs Anordnungen verfügen über vier 
Bahnsteiggleise. ^ 

Bei den schienengleichen Anordnungen 1, 3, 5 (Abb. 48, 50, 52) 
liegen nur bei Anordnung 1 die vier Trennungspunkte beisammen, bei 
Anordnung 3 liegen auf einem Bahnhofsende ein, auf dem andern Bahn¬ 
hofsende drei, bei Anordnung 5 auf jedem Bahnhofsende zwei Trennungs¬ 
punkte. Die Trennung der Kreuzungspunkte rückt die Verhinderung 
gleichzeitiger Fahrten zeitlich auseinander. Falls hierin ein Vorteil 
erblickt wird, ist die Anordnung 5 am günstigsten, weniger günstig 3, 
am ungünstigsten 1 l ). 

Bei den schienenfreien Anordnungen 2, 4, 6 (Abb. 49, 51, 53) sind 
alle acht Ein- und Ausfahrten gleichzeitig möglich. Bei den schienen¬ 
gleichen Anordnungen 1, 5 (Abb. 48, 52) sind nur sechs, bei der An¬ 
ordnung 3 (Abb. 50) nur fünf gleichzeitig möglich. Die letztere Auf¬ 
zählung entspricht also gleichzeitig dem Rang, den jede Anordnung für 
gleichzeitige Durchfahrtmöglichkeit beanspruchen kann. 

Falls nur durchgehender Verkehr auf den Haupt¬ 
linien ohne jeden Zug Übergang vorhanden ist, kann von den 
schienenfreien Anordnungen 2, 4, 6 keine beider Verkehrsarten be¬ 
sondere Vorteile für sich beanspruchen. 

Für die Zugtrennungen unkt Zugzusaamnensctzungen des die 
Hauptrichtung beibehaltenden Verkehrs ist der Rich- 

*) Die Bezeichnung als günstig ist nicht nur im vorliegenden Falle, son¬ 
dern allgemein nicht als schlechthin günstig, sondern nur als günstig in der 
betreffenden Beziehung aufzufassen, da der Vollständigkeit halber jeweils auch 
Lösungen besprochen werden, die obwohl wegen sonstiger schwerer Mängel für 
die wirkliche Anwendung nicht in Frage kommend, doch in irgendeiner Be¬ 
ziehung sich besonders günstig erweisen. 
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(ungsbetrieb sämtlicher Anordnungen 3, 4, 5, 6 günstiger als der Linien¬ 
betrieb 1 und 2, da beim Richtungsbetrieb Zugkreuzungen überhaupt 
nicht Vorkommen, beim Linienbetrieb dagegen jeweils eine Einfahrt¬ 
kreuzung notwendig wird. Die Verwendung von Verschiebelokomotiven 
bietet beim letzteren Vorteile, da das gleichzeitige Anpacken beider Züge 
von rückwärts nur jeweils eine Ausfahrtkreuzung erfordert. 

Beim Übergang ganzer Züge sind die schienenfreien Anordnungen 
4 und 6 des Richtungsbetriebes am günstigsten, da jede Zugkreuzung 
wegfällt, der schienenfreie Linienbetrieb erfordert dagegen vier Ein¬ 
fahrtkreuzungen. Ebenso erweist sich bei den schienen gleichen An¬ 
ordnungen der Richtungsbetrieb mit einer Einfahrt- und drei Ausfahrt¬ 
kreuzungen (Anordnung 5), oder vier Einfahrt- und zwei Ausfahrt¬ 
kreuzungen (Anordnung 3) als günstiger wie der Linienbetrieb (Anord¬ 
nung 1) mit sechs Einfahrt- und zwei Ausfahrtkreuzungen. 

Beim die Richtung beibehaltenden Verkehr ist daher der Richtungs¬ 
betrieb dem Linienbetrieb bedeutend überlegen. 

Der Übergang im Eck verkehr mit Zugteilen unter Verwendung 
von Zuglokomotiven oder von Verschiebelokomotiven erfordert bei 
Übergang in beiden Richtungen des Eckverkehrs bei sämtlichen Anord¬ 
nungen die Kreuzung einer Ausfahrt und einer Einfahrt. Ein Unter¬ 
schied besteht nur in der Verteilung, da bei den Anordnungen 1, 2, 3 und 
4 die beiden Kreuzungen für die Richtungen O—Oa und Wa—W oder 
Oa—0 und W—Wa auftreten, während der Übergang Oa—0 und W—Wa 
oder 0—Oa und Wa—W keine Zugkreuzung erfordert. Bei den Anord¬ 
nungen 5 und 6 tritt dagegen bei jeder Richtung eine Kreuzung auf. 
Es kann daher aus denselben Gründen, wie bei den einfachen Trennungs¬ 
bahnhöfen, keine beider Betriebsarten den Vorrang beanspruchen. 

Beim Eckverkehr ganzer Züge erfordern die schienenfreien An¬ 
ordnungen 2, 4 und 6 eine Einfahrt* und eine Ausfahrtkreuzung, die 
schienengleiche Anordnung 5 des Richtungsbetriebes zwei Einfahrt- und 
vier Ausfahrtkreuzungen, die schienengleiche Anordnung 3 des Rich¬ 
tungsbetriebes und 1 des Linienbetriebes vier Einfahrt- und vier Aus¬ 
fahrtkreuzungen. Bei den schienenfreien Anordnungen besteht jedoch 
wieder derselbe Unterschied in der Verteilung der Kreuzungen, wie 
vorstehend für die Zugtrennungen und Zugzusammensetzungen ange¬ 
geben. Hier ist jedoch die Verteilung beider Hauptgleiskreuzungen für 

v/ 

die Beurteilung wichtiger, da sie Aufschluß gibt über die Zahl der not¬ 
wendigen Streckenanschlüsse, um diese Fahrtkreuzungen schienenfrei 
gestalten. Beim Linienbetrieb erfolgen die beiden Zugkreuzungen 
zusammen bei der einen Richtung des Eckverkehrs, der Übergang in 
der anderen Richtung erfolgt ohne Zugkreuzung. Dieselbe Verteilung 
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gilt für die verschränkte Gleisanordnung des Richtungsbetriebes 
(4, Abb. 51). Bei der symmetrischen Gleisanordnung des Richtungsbe¬ 
triebes (Anordnung 6, Abb. 53) verteilen sich die beiden Fahrtkreuzun¬ 
gen dagegen gleichmäßig auf beide Richtungen des Eckverkehrs. Bei 
den Anordnungen 2 und 4 genügt daher auf jeder Seite ein Strecken¬ 
anschluß, bei 6 werden dagegen je zwei Streckenanschlüsse nötig. Für 
diesen Übergangsverkehr bieten also die ersteren beiden Anordnungen 
Vorteile. 

C a u e r gibt als Gründe, warum von dieser Möglichkeit des 
Streckenanschlusses im Eckverkehr selten Gebrauch gemacht wird, an, 
daß abgesehen von den erheblichen Kosten, die solche doppelte Gleis¬ 
führungen und die Anschlüsse auf freier Strecke verursachen, die An¬ 
lage und die Betriebsvorgänge verwickelter werden. Beim angegebenen 
Beispiel Bebra ist die Spitzkehre Eisenach—Frankfurt a. M., die bisher 
unter Mitbenutzung der schienenfreien Abzweigung und Überführung 
der Gütergleise von Eisenach in den Verschiebebahnhof erfolgte, in¬ 
zwischen durch eine Umgehungsbahn für die durchgehenden Züge er¬ 
setzt. 

Über die Ausführung der Streckenanschlüsse im Einzelfalle bei 
den schienenfreien Anordnungen des Linien- und Richtungsbetriebes 
(2, 4, 6, Abb. 49, 51, 53) kann auf die im Handbuch der Ingenieur¬ 
wissenschaften von Oder angegebenen Lösungen verwiesen werden. 
(2, S. 180 +). Im allgemeinen bleibt die Zahl der Brücken unver¬ 
ändert, dagegen nimmt die Zahl der Gleisüberkreuzungen zu. 

Für das unmittelbare Kehren der Züge sämtlicher Rich¬ 
tungen oder das Umsetzen der Züge behufs Kehrens ist die schienen¬ 
freie Anordnung 2 des Linienbetriebes am günstigsten, da in keinem 
Falle die Uberkreuzung von Hauptgleisen erforderlich wird. Die 
schienenfreien Anordnungen des Richtungsbetriebes 4 und 6 erfordern 
dagegen zwei Einfahrt- und Ausfahrtkreuzungen, die sich jedoch ver¬ 
schieden verteilen. Bei der symmetrischen Anordnung der Gleise (An¬ 
ordnung 6) entfallen die Kreuzungen für die in der Mitte liegende Bahn¬ 
linie, für die beiden Gleise der außenliegenden Bahnlinie ist dagegen 
die Überkreuzung der zwischenliegenden Gleise und daher jedesmal 
eine Einfahrt- und eine Ausfahrtkreuzung nötig. Bei verschränkter Anord¬ 
nung der Gleise (Anordnung 4) verteilen sich die Kreuzungen gleich¬ 
mäßig, indem jedesmal die Kreuzung eines anderen Hauptgleises erfolgt, 
und zwar je einmal eine Einfahrt- und je einmal eine Ausfahrtkreuzung. 
Falls daher die Züge nur einer Bahnlinie kehren, ist der Linienbetrieb 
und der Richtungsbetrieb mit symmetrischer Anordnung der Gleise, 
wenn der endigenden Bahnlinie die innenliegenden Gleise zugewiesen 
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werden, am günstigsten. Von den schienengleichen Anordnungen ist 
der Richtungsbetrieb der Anordnung 5 am vorteilhaftesten, da nur vier 
Ausfahrtkreuzungen notwendig sind. Der Linienbetrieh und der Rich¬ 
tungsbetrieb der Anordnung 3 erfordern dagegen je vier Einfahrt- und 
je vier Ausfahrtkreuzungen. Auch hier ist bei der Beurteilung nicht zu 
vergessen, daß bei einem reinen Durchgangsbähnhof kein allzu großes 
Bedürfnis für direktes Kehren der Züge vorliegt. 

Die Ergebnisse für die verschiedenen Übergänge ganzer Züge sind 
unter der Annahme ermittelt, daß die Züge die ihren Strecken zuge¬ 
wiesenen Einfahrgleise benutzen und erst bei der Ausfahrt in das zuge¬ 
hörige Ausfahrgleis abgelenkt werden. Als Gründe, diese Zugübergänge 
in allen Fällen bei der Ausfahrt vorzunehmen, führt Cauer an, daß 
dann das Ablenken und das Durchfahren der Weichenkrümmungen mit 
geringerer Fahrgeschwindigkeit erfolgt, und daß die etwa vor der An¬ 
kunft des Zuges bereits aufgestandenen Reisenden nicht durcheinander¬ 
geschüttelt werden. Man ist ferner nicht in der Lage, gleichzeitig einen 
Zug der Bahn, nach der hin übergegangen wird, einlaufen zu lassen. 
(3, S. 76.) 

Dieselbe Anschauung vertritt Oder, „weil bei dieser Betriebsart 
die Gefahren und Störungen geringer werden, als wenn man die Züge 
schon bei der Einfahrt übergehen läßt, jedoch fahren dann Züge nach 
gleichen Zielen an verschiedenen Bahnsteigen ab.“ (2, S. 176). Nur 
wenn die beiden sich kreuzenden Bahnlinien Überholungsgleise besitzen, 
kommt es nach Cauer in Frage, zur Vermeidung dieses Verkehrsnach¬ 
teiles solche Züge, die ohne Richtungswechsel von einer Bahn zur an¬ 
dern übergehen, schon bei der Einfahrt abzulenken, so daß Züge der¬ 
selben Linie regelmäßig von denselben Bahnsteigen abgehen. (3, S. 81.) 
Derartige in der Einfahrt der Züge liegende Weichenverbindungen haben 
beispielsweise Oder und Blum bei einem schienenfreien Kreuzungs¬ 
bahnhof mit Richtungsbetrieb (Anordnnung 6) beim Vorhandensein von 
Überholungsgleisen vorgesehen. (S. 58.) 

Da man selbstverständlich Gleisverbindungen sowohl für den Über¬ 
gang bei der Einfahrt als auch bei der Ausfahrt vorsehen wird, ist 
noch zu überprüfen, welche Änderungen bei ersterer Betriebsart in den 
für die Ablenkung der Züge bei der Ausfahrt ermittelten Ergebnissen 
eintreten. ln den Abbildungen unterblieb das Einzeichnen dieser Ver¬ 
bindungen, um die Übersichtlichkeit nicht zu beeinträchtigen. 

Beim die Hauptrichtung beibehaltenden Verkehr 
tritt für die schienenfreien Anordnungen .4 und 6 des Richtungs¬ 
betriebes keine Änderung ein, dagegen werden beim Linienbetrieb (An¬ 
ordnung 2) die gefährlichen Einfahrtkreuzungen durch günstigere Aus- 
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fahrtkreuzungen ersetzt. Für die schienengleichen Anordnun¬ 
gen 3 und 5 des Richtungsbetriebes fallen zwei oder eine Einfahrtkreu¬ 
zung fort und kommen keine oder zwei Einfahrt- und zwei Ausfahrt¬ 
kreuzungen hinzu. Bei der schienengleichen Anordnung 1 des Linien¬ 
betriebes fallen fünf Einfahrt- und eine Ausfahrtkreuzung fort, eine Ein¬ 
fahrt- und vier Ausfahrtkreuzungen kommen hinzu. Die geringste Zahl 
von Zugkreuzungen wird bei letzterer Anordnung erhalten, wenn die 
Züge teils bei der Einfahrt, teils bei der Ausfahrt abgelenkt werden. 
Oder gebraucht hierüber die Worte: „Findet Übergang von Zügen in 
gleicher Richtung statt, so müssen bei zwei Richtungen die Züge bereits 
vor dem Halten abgelenkt werden, bei zwei Richtungen erst nach dem 
Halten.“ (Roll, I. Bd., S. 393.) 

Beim Eckverkehr ganzer Züge ergeben sich für sämtliche 
schienenfreie Anordnungen keine Änderungen, bei den schie¬ 
nengleichen Anordnungen 1 und 3 wird je eine Einfahrtkreuzung 
durch je eine weniger ungünstigere Ausfahrtkreuzung ersetzt. 

Beim Kehren der Züge bleiben die Ergebnisse für die schie¬ 
nenfreien Anordnungen unverändert, ebenso für die schienen¬ 
gleichen Anordnungen 1 und 3. Für die Anordnung 5 kommen zwei 
Einfahrt- und zwei Ausfahrtkreuzungen hinzu. 

Abgesehen von der Einfahrtsperrung von Zügen der Bahnlinie, 
nach der übergegangen wird, sind für die schienenfreien Anordnungen, 
die künftig bei Um- und Neubauten nur noch in Frage kommen, die Er¬ 
gebnisse dieselben wie für die Ablenkung der Züge bei der Ausfahrt, nur 
beim Linienbetrieb treten beim gleichgerichteten Übergang an die 
Stelle der Einfahrt die günstigeren Ausfahrtkreuzungen. Beim Rich¬ 
tungsbetrieb (Anordnung 4 und 6) fallen für das Kehren der Züge bei der 
Ablenkung schon bei der Einfahrt alle Kreuzungen fort, wie beim Linien¬ 
betrieb (Anordnung 2), wenn außerhalb der Überführungsbauwerke ge¬ 
legene Weichen Verbindungen zum anderen Streckengleis vorhanden sind. 

Wie bei den einfachen Trennungsbahnhöfen läßt sich auch hier bei 
den einfachen Kreuzungsbahnhöfen im Eckverkehr der Bahnlinien der 
schienenfreie Durchgangsgrundsatz, wenn erheblichere Umwege nicht 
gescheut werden, vollständig uneingeschränkt zur Durchführung brin¬ 
gen. In Abbildung 54 ist für den einfachen Kreuzungsbahnhof mit Rich¬ 
tungsbetrieb mit symmetrischer Führung der Gleise unter Gabelung 
einer der beiden sich kreuzenden Strecken in zwei Linien der hierdurch 
sich ergebende schienenfreie Durchlauf aller Bahnlinien zur Darstellung 
gebracht. 

In ähnlicher Weise ergeben sich für diese theoretischen Formen die 
Gleisführungen bei der Gabelung der Einfahr- und Ausfahrgleise der sich 
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Drei seitliche Überholungsgleise, beiderseits auf den Außenseiten 
gelegen, sind in Coblenz Hbf. vorhanden. 

Zwei Uberholungsgleise, auf beiden Seiten je eines außen gelegen, 
besitzen Düsseldorf Hbf. und Kreuz. 

Zwei auf der einen Seite außen gelegene Überholungsgleise sind in 
ßebra, Pirna und Ülzen vorhanden. 

Ein an einer Außenseite seitlich einer der beiden kreuzenden 
Bahnlinien gelegenes Uberholungsgleis besitzen Germersheim, Glogau, 
Großheringen, Homburg (Pfalz), Kreiensen, Northeim (Han.), Pasewalk, 
Thora, Wittenberg. 

Einfache Kreuzungsbahnhöfe mit Richtungsbetrieb: 

Fünf oder drei beiderseits auf den Außenseiten gelegene Über¬ 
holungsgleise sind in Augsburg Hbf. und Kirchenlaibach vorhanden. 

Drei überholungsgleise, je eines auf den beiden Außenseiten, eines 
in der Mitte der durchgehenden Gleise, besitzt Donauwörth. 

Zwei Überholungsgleise, je eines auf jeder Außenseite, besitzen 
Bruchsal und Plattling. 

Ein Überholungsgleis, an einer Außenseite, seitlich einer der beiden 
kreuzenden Bahnlinien gelegen, ist in Ansbach und Markt Redwitz vor¬ 
handen. 

3. Lag« der Abstellgleis«. 

In der nachstehenden Übersicht (S. 166/167) sind die Ergebnisse der 
einzelnen Anordnungen übersichtlich geordnet zusammengestellt, und 
zwar für endigende und beginnende Züge sämtlicher vier Zweiglinien. Die 
gesonderte Aufführung der Züge von und nach W, sowie von und nach Wa 
ist jedoch zur Vereinfachung unterlassen, da hierfür die Ergebnisse der 
Zweiglinie von und nach 0, sowie von und nach Oa Geltung besitzen, 
nur mit dem Unterschiede, daß das Einsetzen der Züge I nach W dem 
Aussetzen der Züge I von 0 und das Aussetzen der Züge II von W dem 
Einsetzen der Züge II nach 0, oder das Einsetzen der Züge I a nach 
Wa dem Aussetzen der Züge la und Oa und das Aussetzen der Züge Ha 
von Wa dem Einsetzen der Züge Ha nach Oa entsprechen. 

Über die Lage der Abstellgleise zwischen den durchgehenden Glei¬ 
sen bei m sowie seitlich derselben nördlich bei 1 und südlich bei r kann 
zur Vermeidung von Wiederholungen hierüber auf die Zusammenfassung 
bei den einfachen Trennungsbahnhöfen für die Anordnungen mit 4 Bahn¬ 
steiggleisen verwiesen werden. Besonderer Erwähnung bedarf nur beim 
schienenfreien Linienbetrieb die seitliche nördliche Lage bei 1 unter Mit¬ 
benutzung des Überführungsbauw T erkes, bei der die Verbindungen zum 
Abstelibahnhof nur die Ausfahrgleise kreuzen. (Cauer 3, S. 78.) 
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Liegen Abstellgleise in beiden Zwickeln bei z und y, so sind bei den 
pchienengleichen Anordnungen 1, 3 und 5 zusammen 12 Kreuzungen not¬ 
wendig. Letztere Anordnung ist etwas günstiger, d,a vier Einfahrt- und 
acht Ausfahrtkreuzungen erfordörlch sind, die ersten beiden verlangen 
sechs Einfahrt- und sechs Ausfahrtkreuzungen. Bei den sehienenfreien 
Anordnungen ist der Richtungsbetrieb (Anordnungen 6 und 4) dem 
Linienbetrieb (Anordnung 2) überlegen, da erstere nur zwei Ausfahrt-, 
oder eine Einfahrt- und eine Ausfahrtkreuzung erfordern, letztere zwei 
Einfahrt- und zwei Ausfahrtkreuzungen. Sind Abstellanlagen nur in 
einem Zwickel vorhanden, so ist bei der Anordnung 4 des schienenfreien 
Richtungsbetriebes mit verschränkter Anordnung der Gleise (Abb. 51) die 
günstigste Lösung mit vollständig schienenfreier Ein- und Aussetzung 
der Züge vorliegend. Bei der schienenfreien Anordnung 6 mit symme¬ 
trischer Anordnung der Gleise entspricht als gleich günstig die Anlage 
zwischen den durchgehenden Gleisen der außenliegenden Bahnlinie, je¬ 
doch ist die Ausdehnung beschränkt. 

Der zusammenfassende Schlußabsatz über die Lage der Abstell¬ 
gleise bei den einfachen Trennungsbahnhöfen hat hierdurch unverändert 
Gültigkeit. 


4. Ftthrung der Gütergleise. 

Auch bei den einfachen Kreuzungsbahnhöfen erübrigt sich eine ein¬ 
gehendere Beurteilung aller Ausführungsmöglichkeiten unter Hinweis 
auf deren Besprechung durch Oder (2, S. 186 ff.) Vielmehr genügt 
auch hier die Behandlung der beiden Hauptfälle, daß Gütergleise im 
Bahnhof vorhanden sind oder nicht. 

Beim günstigsten Fall, wenn Güterzüge über de.n Perso¬ 
nenbahnhof überhaupt nicht laufen, müssen an jedem Bahn- 
uofsende die beiden Gütergleise der einen Bahnlinie die beiden Personen¬ 
gleise der anderen Bahnlinie kreuzen, zusammen also vier Gütergleise, 
zwei Hauptpersonengleise. Da die Art der Ausbildung der vier Spal¬ 
tungskreuzungen, ob schienenfrei oder schienengleich als belanglos aus- 
scheiden kann, sind nur die Vor- und Nachteile der einzelnen Anord¬ 
nungen für diese acht Hauptgleiskreuzungen zu untersuchen. 

Bei schienengleicher Ausführung der Kreuzungen kann keine 
Anordnung den Vorrang beanspruchen, ebenso bei schienenfreier Aus¬ 
gestaltung der Kreuzungen, wenn diese auf freier Strecke vorgenommen 
werden. Wenn dagegen zur Kostenminderung bei den schienenfreien 
Anordnungen die Kreuzungen in der Nähe des Personenbahnhofs unter 
Mitbenutzung der schon vorhandenen Kreuzungsbauwerke erfolgen, so 
kann von den Anordnungen 2, 4 und 6 keine einen besonderen Vorteil 
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beanspruchen, da jedesmal eine Verbreiterung der Bauwerke für zwei 
Gütergleise die schienenfreie Kreuzung dieser Gleise mit zwei Haupt¬ 
personengleisen ermöglicht, wodurch vier Kreuzungen fortfallen, 

Hat der Personenbahnhof Hauptgütergleise auf¬ 
zunehmen, so gelten hierfür die Ausführungen bei den einfachen 
Trennungsbahnhöfen. Nur für zweiseitig durchgeführte seitliche 
Gütergleise ergibt sich zwar auch hier für die schienengleichen An¬ 
ordnungen jedesmal die gleiche Zahl von Güterzugkreuzungen, wie Fer- 
sonenzugkreuzungen vorhanden sind, es kommen jedoch hier noch acht 
Kreuzungen von Personen- und Güterzügen hinzu, da die Güterzüge je 
einer Richtung die Personengleise der beiden kreuzenden Bahnlinien 
überkreuzen. 

Alle übrigen Ausführungen bei den einfachen Trennungsbahnhöfen 
haben unverändert Geltung. 

Zur Übersicht sind nachfolgend die Angaben über die bei den Aus¬ 
führungsbeispielen zur Verwendung gelangte Führung der Gütergleise 
angefügt. 

A. Einfache schienengleiche Kreuzungsbahnhöfe mit Linien- 
betrieb: 

Seitlich gelegene durchlaufende Gütergleise nur auf einer 
Seite besitzen Arnsdorf (Sa.), Kreuz und Straßburg i. E. 

Seitlich gelegene durchlaufende Gütergleise auf beiden Sei¬ 
ten besitzen Fröndenberg und Pasewalk. 

Zwischen den Personengleisen durchlaufende Güter¬ 
gleise sind in Göschwitz vorhanden. 

B. Einfache schienenfreie Kreuzungsbahnhöfe mit Linien- 
betrieb: 

Seitlich durchlaufende Gütergleise nur auf einer Seite besitzen 
Babenhausen, Beningen, Bretten, Bromberg, Camenz i. Schl., Freiberg 
i. S., Graben-Neudorf, Großheringen, Hagenau, Landau (Pfalz), Hbf. 
Molsheim, Ohligs, Osterode, Ostrowo, Ülzen. 

Seitlich durchlaufende Gütergleise auf beiden Seiten sind in 
Bebra, Burgsteinfurt, Deutsch-Eylau, Düsseldorf Hbf., Duisburg, Glogau, 
Grimmenthal, Guben, Homburg (Pfalz), Kreiensen, Lage, Oldesloe, 
Röschwoog, Rothenburg a. 0., Ruhland, Senftenberg und Wittenberg vor¬ 
handen. 

Zwischen den Personengleisen durchlaufende Güter¬ 
gleise besitzt Coblenz Hbf. und Ringelheim. 

Zwischen den Personengleisen und auf einer 
Außenseite durchlaufende Gütergleise sind in Eichenberg, Höchst 
a. M., Niederhone, Northeim (Han.), Reppen und Sandersleben ausgeftihrt. 
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Zwischen den Personengleisen und auf beiden 
Auß enseiten durchlaufende Gütergleise besitzen Jarotschin, Kor- 
schen und Wallburg i. E. 

C. Einfache schienengleiche Kreuzungsbahnhöfe mit Richtungs¬ 
betrieb: 

Seitlich gelegene durchlaufende Gütergleise nur auf einer 
Seite besitzen Ansbach, Augsburg Hbf., Bitterfeld, Blumenberg, Bör¬ 
ßum, Bruchsal, Calau, Donauwörth, Graudenz, Grevenbroich, Gunzen¬ 
hausen, Jerxheim, Kirchenlaibach, Markt Redwitz und Plattling. 

Seitlich gelegene durchlaufende Gütergleise aufbeidenSeiten 
weist Vienenburg auf. 


5. Leistungsfähigkeit. 

Auch bei den einfachen Kreuzungsbahnhöfen muß danach getrachtet 
werden, die Anlage so leistungsfähig zu machen, daß alle Züge, die die 
Zufahrtslinien als Höchstleistungen befördern, ohne Störungen abgefer¬ 
tigt werden können. Wegen der Streckenhöchstleistungen kann auf den 
bei den einfachen Trennungsbahnhöfen gegebenen Überblick verwiesen 
werden. Aus dem Unterschied der Zugfolgezeit auf den Bahnsteiggleisen 
und den Streckengteisen errechnet sich die Zahl der notwendigen Bahn- 
steiggleise. Selbstverständlich läßt sich daraus auch hier nicht ohne 
weiteres die allgemeine Feststellung ableiten, daß die wachsende Zahl 
der Bahnsteiggleise die Leistungsfähigkeit und die Betriebsicherheit er¬ 
höht, vielmehr behalten hierüber die früheren Ausführungen unverändert 
Gültigkeit. 

Legt man das von Dr.-Ing. S c hroede r errechnete Verhältnis zwi¬ 
schen der Zahl der Hauptfahrgleise und der zu ihrer vollständigen Aus¬ 
nutzung nötigen Bahnsteigplätze zugrunde, so ergibt die Durchsicht der 
Beispiele, daß die hiernach notwendige kleinste Zahl von acht Bahnsteig¬ 
gleisen nur von Augsburg und Kirchenlaibach mit neun Bahnsteig¬ 
gleisen überschritten wird, sonst jedoch in keinem Falle erreicht wird. 
Hieraus darf jedoch nicht geschlossen werden, daß die Leistungsfähigkeit 
dieser Bahnhöfe eine ungenügende ist, vielmehr ist zu erkennen, daß die 
Streckenleistung noch nicht so hoch gestiegen ist, daß sich die Anlage 
vermehrter Bahnsteiggleise erforderlich erweist. Diese ungenügende 
Leistungsfähigkeit darf umsoweniger angenommen werden, da die von 
Dr.-Ing. Schroeder verlangte, vollständig selbständige Führung der 
Gütergleise fast nie vorliegt. 

Uber wirklich erreichte Stundenleistungen ausgeführter Anlagen 
konnten in der Literatur keinerlei Angaben gefunden werden. 
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6* Verkehrsverhältnisse. 

Für den Umsteigeverkehr sind die Ergebnisse für die einzelnen An¬ 
ordnungen getrennt nach den Ausführungen zweier Inselbahnsteige oder 
zweier Außenbahnsteige und eines Inselbahnsteiges in nachstehender 
Tabelle zusammengestellt: 


Zahl und 

Anordnung 

der 

Allgemeine 

Richtung des 

Umsteige- 

Umsteigeverkehr 

Linien¬ 
betrieb der 
Anordnung 

1.2 

Richtun gsbetrieb 
der Anordnung 

der 

zwischen 

3.4 

5.6 

Bahnsteige 

Verkehrs 

Richtung 

den Zügen 

erfordert Umeteigen mit 
zweimaligem Treppensteigen 


Eckverkehr 

Oa—0 
W-Wa 

1 

Ia und II 

ja 

ja 

ja 

Zwei 

Inselbahn¬ 

steige 

O—Oa 

Wa—W 

I und 11a 


ja 

ja 

Die Haupt¬ 
richtung 

W—O 
Wa—Oa 

n und Ha 

ja 

nein 

nein 


beibehaltender 

Verkehr 

...i 

oc 
! i 

p 

I und Ia 

1 _ 1 

1 ja 

nein 

nein 

. . , 

Ein Insel¬ 
bahnsteig, 

zwei 

Eck verkehr 

Oa—O 

W-Wa 

1 

Ia und 11 

1 

nein 

ja 

ja 

O—Oa 
Wa-W 

I und 11a 

ja 

nein 

! ja 

i 

Außen¬ 

bahnsteige 

Die Haupt¬ 
richtung 

W—0 

Wa—Oa 

II und Ha 

ja 

ja | 

ja 

beibehaltender 

Verkehr 

O-W 
Oa—Wa 

i 

I und Ia 

j_ _ 

ja 

ja 

i 

ja 


Die günstigste Lösung liefert der Richtungsbetrieb mit Ausführung 
zweier Inselbahnsteige, weil beim Umsteigen zwischen den 
Zügen gleicher Hauptrichtung jeder Bahnsteigwechsel mit zweimaligem 
Treppensteigen fortfällt. Die bayerischen Vorschriften lauten deshalb: 
„Bei sehr lebhaftem Umsteigeverkehr und bei Überkreuzung der in den 
Bahnhof einmündenden Linien empfiehlt es sich, die Bahnsteiggleise für 
Richtungsbetrieb einzurichten, d. h. an denselben Bahnsteig Züge ver¬ 
schiedener Bahnlinien aber gleicher Fahrtrichtung zu führen.“ (St u. Sich. 
V. Par. 9,5.) Am ungünstigsten ist der Linienbetrieb, da für jeden Um¬ 
steigeverkehr Bahnsteigwechsel mit zweimaligem Treppensteigen erfor¬ 
derlich ist. 

Bei der Anordnung zweier Außenbahnsteige und eines 
Inselbahnsteiges sind die Anordnungen des Richtungsbetriebes 
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mit symmetrischer Anordnung der Gleise (5 und 6) mit vier Bahn¬ 
steigwechseln am ungünstigsten, der Linienbetrieb (1 und 2) und der 
Richtungsbetrieb mit verschränkter Anordnung der Gleise (3 und 4) 
weisen nur drei Bahnsteigwechsel auf. 

Die Vor- und Nachteile beider Anordnungen der Bahnsteige hat 
Cauer mit dem Ergebnis behandelt, daß man für Richtungsbetrieb 
regelmäßig die Anordnug zweier Inselbahnsteige zu wählen haben 
wird. Für den Linienbetrieb werden verschiedene Gründe angeführt, die 
die Ausführung zweier Außenbahnsteige und eines Inselbahnsteiges for¬ 
dern können, unter anderem auch der Vorteil, daß die Hauptgleise jeder 
der beiden Bahnen nur auf 4,5 oder 3,5 m (Par. 12,2 der BO) auseinander- 
gezögen zu werden brauchen. (3, S. 75, 76.) 

Sonst gelten die früheren Ausführungen. 

7. Umbauten. 

Die einfachen schienengleichen Kreuzungsbahnhöfe mit Linien¬ 
betrieb (Ausführungsbeispiel II A) und mit Richtungsbetrieb (Aus¬ 
führungsbeispiele II C) weisen seit 1900 keine grundlegenden Änderun¬ 
gen auf. 

Von den einfachen schienenfreien Kreuzungsbahnhöfen mit Linien¬ 
betrieb (Ausführungsbeispiele II B) war Deutsch-Eylau bis 1905 Durch¬ 
gangsbahnhof der Form III, Graben-Neudorf bis 1906, Ostrowo bis 1909 
schienengleicher Kreuzungsbahnhof mit Linienbetrieb. Die neueste An¬ 
wendung fand diese Anordnung beim Bahnhofsumbau Offenburg, wie 
schon früher erwähnt wurde. Auch bei dem noch der Vollendung harren¬ 
den großen Umbau des Bahnhofs Heidelberg ist deren Anwendung in 
Aussicht genommen. 

8. Schiaßergebnis. 

Als Gesamtbeurteilung ergibt sich, daß für die einfachen Kreu¬ 
zungsbahnhöfe die schienenfreie Ausführung des Richtungsbetriebes bei 
Überwiegen des die Hauptrichtung beibehaltenden Verkehrs am gün¬ 
stigsten ist. Ist jedoch der Eckverkehr bedeutend, so nimmt dieser Vor¬ 
teil ab, und ist besonders, wenn die schienenfreie Ausbildung dieses Ver¬ 
kehre in Frage kommt, der Linien'betrieb günstiger. Eine Lösung nach 
Abb. 54 wird kaum in Betracht kommen können, da ganz erhebliche 
Umwege entstehen. Bei der schienengleichen Ausbildung ist die An¬ 
ordnung des Richtungsbetriebes unter allen Umständen günstiger, weil die 
betriebegefährliche Kreuzung zweier Einfahrten vermieden wird. 

Abweichend hiervon erklärt Oder (Röll I. Bd., S. 393) auch beim 
schienenfreien Kreuzungsbahnhof den Linienbetrieb für unvorteilhafter, 
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da beim Übergang Kreuzungen von Einfahrten nötig werden. In späteren 
Veröffentlichungen hat jedoch Oder dieses Urteil, wie nachstehend 
angeführt, erheblich eingeschränkt. 

„Bei starkem Eckverkehr tritt die Überlegenheit des Richtungs¬ 
betriebes gegenüber dem Linienbetrieb zurück.“ (2, S. 180.) 

Die Behandlung der einschlägigen Fragen von C a u e r (3, S. 78, 79) 
schließt mit dem Ergebnis, daß man Richtungsbetrieb, vorausgesetzt, 
daß er sich mit brauchbaren Neigungsverhältnissen und mit erschwing¬ 
lichen Kosten herstellen läßt, im allgemeinen nur da anwenden wird, wo 
der Zugübergang ohne Richtungswechsel von Bahn zu Bahn häufig ist. 

Wohl hauptsächlich mit Bezug auf diese Stellungnahme Cauers 
hat eine Besprechung seines Buches „Personenbahnhöfe“ im Organ 
(0. 1913, S. 448) die Worte geprägt, daß die Bedeutung des Richtungs¬ 
betriebes auf das richtige Maß zurückgeführt ist. 

Darüber, daß bei der schienengleichen Anordnung der einfachen 
Kreuzungsbahnhöfe der Richtungsbetrieb den Vorzug verdient, herrscht 
Übereinstimmung. 

„Für Kreuzungsbahnhöfe mit schienengleichen Hauptgleiskreuzun- 
gen dürfte der Richtungsbetrieb dem Linienbetrieb erheblich überlegen 
sein. Man hat ihn daher nicht nur bei neuen Bahnhöfen mit schwäche¬ 
rem Verkehr angewendet, sondern auch bei älteren Anlagen nachträg¬ 
lich an Stelle des Linienbetriebes eingeführt.“ (Oder 2, S. 175). 

Die Anordnung des schienengleichen Linienbetriebes wird für 
betriebsgefährlich gehalten und für die Abwicklung des Zugverkehres 
unbequem. (Oder 3, S. 392. Cauer 3, S. 54). 

Nach Oder sollten Kreuzungsbahnhöfe mit schienengleiehen 
Kreuzungen für Neubauten nicht mehr in Frage kommen. (2, S. 173.) 

Die Durchsicht der Ausführungsbeispiele ergibt zunächst, daß 
zwei Formen vorherrschen: die schienenfreien Kreuzungsbahnhöfe mit 
Linienbetrieb (Ausführungsbeispiele II B) und die schienengleichen 
Kreuzungsbahnhöfe mit Richtungsbetrieb (Ausführungsbeispiele IIC) 
Das noch immer zahlreiche Vorhandensein der letzteren Ausführung im 
Fernverkehr trotz ihrer großen Zahl von schienengleiehen Kreuzungen 
findet seine Erklärung darin, daß eben im Einzelfalle sich die Anlage 
schienenfreier Ausführung nicht als dringend notwendig erweist, da 
wegen des Übergangsverkehrs der ausfahrende Zug in der Regel den 
einfahrenden Zug der Gegenrichtung erwarten wird. 

Ferner äußert sich Oder über die Entwicklung der Kreuzungs¬ 
bahnhöfe: „Bei Kreuzungsbahnhöfen mit Linienbetrieb kann man für 
den durchgehenden Verkehr (ohne Zugübergang) die Kreuzungen leicht 
an einem Ende des Bahnhofes durch eine Brücke beseitigen, dagegen 
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^ X^vurcligangsform des Fernverkehrs. 

Ttictitungsbetrieb an beiden Enden Brücken erforderlich, 
^ t8 ^lung oft schon infolge der Neigungsverhältnisse der 
Stteckeh unmöglich ist. Kreuzungsbahnhöfe mit Richtungsbetrieb ohne 
Ha\ i ^\g\e\s^Teu.z‘ungen sind aus diesem Grunde bisher nur vereinzelt 
entworfen bzw. ausgeführt worden. Dagegen hat auf älteren Kreu- 
zungsbähnhöien bei denen alle Hauptgleise sich in Schienenhöhe schnei¬ 
den, der Richtungsbetrieb zum größten Teil den Linienbetrieb verdrängt, 
weil er nicht nur die Kreuzung zweier Einfahrten vermeidet, sondern 
auch für die Zugabfertigungen mannigfache Vorteile bietet.“ 

Cauer berichtigt diese Angabe vereinzelter Entwürfe und Aus¬ 
führung von Kreuzungsbahnhöfen in Durchgangsform nach dem Rich¬ 
tungsbetrieb mit schienenfreier Kreuzung der Hauptgleise dahin, daß 
solche bisher nicht bekanntgeworden sind. (3, S. 80.) Tatsächlich 
kann die Pennsylvania-Bahn den unter den Ausführungsbeispielen an¬ 
gegebenen Bahnhof Harrison (N. J.) als Muster dieser Anordnung auf¬ 
weisen. Weitere Ausführungsbeispiele des Fernverkehrs konnten in 
der Literatur nicht gefunden werden. 

Eine außerordentlich hohe Zahl von schienenfreien Kreuzungs¬ 
bahnhöfen mit Linienbetrieb besitzt die Durchgangsform II und III, 
Durchgangsformen, deren Verkehrs- und Betriebsnachteile Cauer für 
so groß erachtet, daß er diese Anordnungen in seinem Buch „Personen¬ 
bahnhöfe“ überhaupt nicht mehr bei allgemeinen Betrachtungen berück¬ 
sichtigt, da sie als veraltete Formen für neuere Ausführungen nicht mehr 
in Frage kommen. 

Die Erklärung hierfür ergibt sich aus den einschlägigen Vor¬ 
schriften der „Grundzüge für die Gestaltung der Eisenbahnen Deutsch¬ 
lands“ des Vereins Deutscher Eisenbahn-Verwaltungen (1850 in Berlin 
vereinbart und von der Generalversammlung in Aachen zur Kenntnis 
der Vereinsverwaltungen gebracht), die seit dem Jahr 1866 eine teil¬ 
weise Fortsetzung in den „Technischen Vereinbarungen“ fanden. 

Entsprechend der geschichtlichen Entwicklung der Deutschen 
Eisenbahnen, lautete der § 87 der Grundsätze: 

„Am Abgangspunkte von Zweigbahnen ist ein gemeinschaftlicher 
Bahnhof durchaus zweckmäßig. Derselbe ist so einzurichten, daß das 
Empfangsgebäude sich .zwischen beiden Bahnen befindet, und die auf 
beiden Seiten liegenden Perrons in unmittelbarer Verbindung stehen.“ 

Die Hauptzahl an schienenfreien Kreuzungsbahnhöfen mit Linien¬ 
betrieb der Durchgangsform II und III weisen die preußisch-hessischen 
Staatsbahnen auf. Andere Verwaltungen, wie die bayerischen Staats¬ 
bahnen, blieben vollständig hiervon verschont. 


Digitizeit by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



174 


Linienbetrieb oder Richtungsbetrieb in Bahnhöfen usw. 


Die Vor- und Nachteile des Linien- und Richtungsbetriebes für die 
einfachen Trennungs- und Kreuzungsbahnhöfe ergeben sich nicht so 
gleichartig, daß eine Verkehrsart beider Betriebsarten für beide Bahn¬ 
hofsarten in ganz gleicher Weise ohne weiteres zur Ausführung in Be¬ 
tracht kommen kann. Es sind daher selbstverständlich beim Entwurf 
für einen Trennungsbahnhof, bei dem in nicht allzuferner Zeit mit der 
Erweiterung zum Kreuzungsbahnhof zu rechnen ist, die Erfordernisse 
des letzteren in maßgebender Weise zu berücksichtigen, wie beispiels¬ 
weise der Bahnhoftunbau Offenburg zeigt. 

Die Kreuzungsbahnhöfe in Brückenform (auch 
Turm-, Brücken- oder Treppenstationen genannt), die einen der ver¬ 
schiedenen möglichen Fälle der Bahnhöfe mit Bahnsteigen in verschie¬ 
denen Stockwerken vorstellen, sind in Deutschland noch aus der Zeit 
der Privatbahnen an mehreren Stellen vorhanden. Beispielsweise: 
Cüstrin-Neustadt, Delitzsch, Dobrilugk-Kirchheim, Dülmen, Elsterwerda 
(B. D.) Hbf., Falkenberg, Güterglück, Hervest-Dorsten, Hörde, Hohen- 
bocka, Horka (Laus.), Malsfeld, Osnabrück Hbf., Sömmerda, Werbig. 
Wegen der Nachteile, die für den Wagenübergang zwischen den Linien 
verschiedener Höhenlage entstehen, finden sie für den Fernverkehr 
neuerdings keine Verwendung, außer es soll ein derartiger Übergang 
grundsätzlich vermieden werden (Cöln-Deutz). (Cauer 3, S. 82; Blum, 
Kumbier S. 551; Oder 1, I. Bd. S. 82; Oder 2, S. 55, 60, 169; Oder 3, 
S. 399.) Eine Behandlung erübrigt sich daher unter Beziehung auf vor¬ 
stehend angegebene Literatur. 

(Schluß folgt.) 
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Die bayerischen Staatseisenbahnen 

in den Jahren 1916 und 1917. 

Die nachstehenden Mitteilungen sind den Jahresberichten der bayeri¬ 
schen Staatseisenbahnverwaltung für die Berichtsjahre 1916 und 1917 
entnommen 1 ). 


I. Längen. 





19 16 

19 17 

1. 

Eigentumslänge am Ende des Jahrs . 

km ! 

8 514,87 

8 530,36 

2. 

Betriebslftnge „ 

«« 

8 435,75 

8 447,39 


Davon waren: 

mehrgleisig. 

i» 

3 059,23 

3 059,23 


Haupteisenbahnen. 

n 

4 817,71 

4 817,71 


Nebeneisenbahnen. 


3 618,04 

3 629,68 


Vollspurbahnen. 

I 1 

V 1 

8 320,ao 

8 331,94 


Schmalspurbahnen . 


116,45 

116,45 

3. 

Betriebslänge im Jahresdurchschnitt: 
a) für den Personenverkehr. 

I 

" 

8 274,17 

8 298,98 


b) 9 „ Güterverkehr. 

1 

T» 

8 398,12 

8 425,66 


c) im ganzen. 

n 

8 422,41 

8 449,85 


4. Außerdem waren am Ende des Jahrs noch ; 

Anschlußbahnen ohne öffentlichen Ver- 
kehr (vorwiegend Privateigentum) vor- || 

handen.Anzahl 1276 1 356 

II. Anlagekapital. 

Das verwendete Anlagekapital betrug: 

1. am Ende des Jahrs überhaupt .... J6 2419057972 | 2445537773 

auf 1 km Eigentumslänge . . „ 264 098 i 286 686 

2- im Jahresdurchschnitt (ohne Zuschüsse i 

Dritter).. || 2 343 759 803 | 2 366 611 797 

t) Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1920, S. 245 ff. 
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III. Fuhrpark. 


1. Bestand am Ende des Jahrs: 

Lokomotiven . . 

Triebwagen. 


zusammen . . . 

Tender . • 

Personenwagen (eingerechnet die Personen¬ 
abteile der Triebwagen). 

mit Achsen. 

In den Personenwagen befanden sich über¬ 
haupt Plätze. 

durchschnittlich auf 1 Achse. 

Gepäckwagen. 

mit Achsen. 

Güterwagen einschl. Bahndienstwageu . . 

mit Achsen. 

Ladegewicht auf 1 Achse. 

Postwagen . 

mit Achsen. 

Außerdem Privat-Güterwagen. 

mit Achsen.. 

2. Beschaffungswert dieser Fahrzeuge: 

insgesamt. 

Davon kamen auf: 

1 Lokomotive (mit Tender) . „ 

1 Triebwagen (mit Personenabteil) . . . „ 

1 Personenwagen.„ 

1 Gepäckwagen.. 

1 Güterwagen usw.» 

1 Postwagen.. 

3. Im Jahresdurchschnitt standen zur Ver¬ 

fügung: 

Lokomotiven und Triebwagen . . Stück 

Personenwagen (mit den Personen¬ 
abteilen der Triebwagen) ... „ 

mit Achsen. „ 

Gepäckwagen. „ 

mit Achsen. „ 

Güterwagen (einschl. Bahndienst- 
und Privat-Güterwagen) ... 

mit Achsen. „ 

Im ganzen Wagen (ohne Postwagen) „ 

mit Achsen. . 


j 19 16 

19 17 

2662 

2609 

j 25 

25 

2577 

2634 

1 1395 

1 462 

7 606 

7 630 

19 440 

19 517 

358 161 

360 330 

18,4 

18,4 

1 783 

1797 

3 976 

4020 

63 259 

66084 

127 682 

133 339 

1 6,9 

6,9 

j 424 

421 

1310 

1 304 

1 1978 

2073 

3 971 

4161 

! 

j 446 934 810 

466 880 731 

| 62967 

64671 

38400 

38400 

12 303 

12319 

* 7 248 

7274 

3 143 

3 190 

13 432 

1 

13 486 

2 561 i 

' 

2606J 

1 

7 575 

7 618 

' 19 338 

19 478i 

1 768 

1790 

3 946 

3 997t 

i 

64 043 ! 

66697 

129 215 

134 576t 

73 386 

76106 

52 499 

158062t 
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I/ejfettuige» öer Fahrzeuge. 

a)Ew eigenen und fretati»’»Xiolcoreotirejti und •-—-•====-" — 

T/Mnv>ijgeu. ö^&Fu. tfflt dm eigenen Jß«- j, 1 9 1 ® 

trifefetrev’kco . iiirijeUgelägl;- . ..... 

t^kemortvbiiametw iai ganzen» O .■' 1 87525409 

auf t 10892. 

Lokomotivnutzkiloructer der eigenen X..0- 
keinotivtm u§w. auf iüfgfeaefl. and 

fremden Strecken.- - ■ 08 138892 

durchschnittlich auf 1 Lokmüutlye . 26319 

Zogkilotnetcr ■ •.. . 66 750?. iS 


10 1. 7 

84 m 874 
100.78 


07 069325 

pÜ 

53 443972 


\>y .iju* t 

SvV ; / \])i 

!i 

! V« j 7 

$ip&ci:ati litind vc.t) &jr vigiy 


1 it i j 

;rjf Q_ 14 r 


tauf fwudtf« Wagmv; 


i?5tf l Uiü .: 


uuf i Vlii 

y/Oj Ann? 

:. nVtbjrbs«}^^ , 

1^4ri>b>- j 

; ' tH)«>rlUiUpt rj 


U U 


■ *1%4*4; • . 


l^ibjpe 

w t; v oj ... . 

67020$'*4 «7 '; 




’ ,/ ‘ .’•>. .r 1 

•' HltMsOev 

*&&& ’ •• 


• • • 

• •’i* • • • .•' . - . V 

' i •(:>•';.;•• 

{a>s?-9 

' 1 59:- 5g7 #-!' 

.’b'XD’iiS. ’' .. 


*\y ( Os lifi ;ni 


iiöTlOl la-f . 

> v ; - 


iA>S.2i.V'. 





e; Die durchschnittliche Stärke der gefdrderiea Züge (Achsen) betrug lud den 


Sclmelisnlgen EiiiKji'BB 1 Persöhensfügeti: ■ Gü4er$Ugoö j AfUculKiijBöi’( atleu Ziigsn 
1910 j1917 1016 i 1917 1916 1017 1916 1917 ' 1916 ' 1917 f, 1016 1917 


34 88 I 30 *■ 31 | 26 ! 31 , 76 70 


b 43 4ö 


I, E& wurden befördert: 


ar ./«?- 'y«iV. ' r» 

uni MUit&rfvhrkütica . 


IV, Verkehr. 

1, Personenverkehr. 

aj I ns ganze n. 


k .-m 


(» 

1 191 

7 

% 

| insgesamt 

% : 

0^ 

! ! 92**78 

O.ti*. 

] ,S; 

' !| 8 803562 

2, Id 

1 WM 

l| . 32-870 601 | 

lO.si: 

- ' : ; fi^c' 

^ 115 376 910 

86,»ü 


! iaßiea« 

. •-■■*.•*,-../■'- -•• - - :•, 

i2,m ; 

: ]. läiöjoo 

'j: 170 7ß7 Süß 

100,6«! 


Arvftiy ffrf %v*>ubabnve*tn. v*ll. 


Go. gli 
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19 16 !| 19 17 



insgesamt 

% 

|j insgesamt 

% 

2. Von den beförderten Reisenden 

j 


i 

i 

j 


wurden durchfahren: 




i 


in der 1. Wagenklasse Perskm 

9868 306 

0,26 

11 534 706 

0,20 

v *» 2. n 


146 808711 

3,90 

191 934923 

3,30 

p p p 

* 

689132266 

18,44 

1 780137060 

13,40 

n p 4. r> 

p 

1846 693 770 

49,41 

2597239917 

44,62 

auf Militärfahrkarten . 

P 

1 046 188 985 

27,99 

2239 730 376 

38,48 

insgesamt . . Perskm 

3 737 687 037 

100,oo 

5 820576982 

100,oo 

3. die Einnahmen betragen: 

1 



! 


für Fahrkarten 1. Klasse . 

. M 

812 513 

l,n 

980 316 

0,86 

y » n 2. r» • 

p 

1 6 893110 1 

9,41 

, 9 183 366 

7,97 

V V 3. n 

i 

» 

18 722 095 

25,57 

21 960 537 

19,06 

v n 4. n 

n 

36 020 284 

49,19 1 

49 482 852 

42,95 

„ Militärfahrkarten . . . 

• y> 1 

10 777 603 

14,7-2 ;! 34 607 018 

29,17 

insgesamt .... 

. Ji 

73 225 505 1 

100,oo 

116214089 

100, oo. 


4. Auf 1 km durchschnittlicher Betriebslänge 19 16 19 17 

für den Personenverkehr kamen: — —=- --^== 

Reisende. 15 694 20 577 

Personenkilometer. 451 730 70i 360 

Einnahmen. 8 850 13 88) 


5. Im Durchschnitt betiugen: 





19 16 

1 

! 

19 17 




die 

die Einnahmen 

die 

die Einnahmen 

bei den Reisen 


durch¬ 

fahrene 

für 

| durch- 
| fahrene 

für 



Wege- 

; 1 Person 

1 Per- 

j Wege- 

1 Person 

1 Per- 



strecke 

(Fahrt) | 

sonenkm 

! strecke 

(Fahrt) 

1 sonenkm 



km 

Ji 


km 

M 

I ^ 

auf Fahrkarten 1. Klasse 

’ 129,61 

I 10,G8 

8,24 

125,27 ! 

10,65 

t 

8,50 

p « 2. „ 


| 60,27 

2,85 i 

4,73 

50,48 ' 

2,42 

4,78 

, - 3. „ 


27,32 

0,74 

2,72 

23,73 

0,67 

■ 2,81 

n 4« « 


20.88 

0,41 | 

1,95 

22,51 

0,13 

1,91 

„ Militärfahrkarten 


76,39 

0,79 

1 ,03 

120,31 

1,19 

0,99 

insgesamt 

• • 

28,78 

0,56 

1,96 

34,«'ö ; 

0,67 

^ l,ib 

6 . Von dem Gesamtpersonenverkehr kamen: 





auf den 


1 

19 16 



19 17 



Reisende 

I Per- | 
sonenkm 

Ein- 

nahmen | 

Reisende 1 

1 1 

Per- 

sonenkm 

Ein¬ 

nahmen 

Binnenverkehr . . . 

% 

il I 

;i 91,64 ! 

76,66 ' 

I 1 

75,57 

88.23 ! 

59,66 

62,14 

Wechselverkehr . . . 

p 

7,20 1 

17,70 

19,79 

10,07 

30,97 

32,oi 

Durchgangsverkehr . 

p 

1,16 , 

5,64 

4,64 

1,70 

9,37 

5,85 
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b) Nach den Arten der benutzten Fahrkarten geordnet: 


1; 

1 

1916 

19 17 

insgesamt 

1 °Ji i 

insgesamt [ % 

' t 

1 . Anzahl der beförd. Reisenden: | 
auf einfache Fahrkarten (mit 

1 1 

! j 

1 


3. 


aui oiuiäcuc viuu 

Doppelkarten).i 

79625 346 

61,32 

| 100 276 022 1 

67,88 

Militärfahrkarten.j 

13 695 291 

10,65 

18 616595 

12,94 

„ Rückfahrkarten aller Art . 

36 488092 

28,09 

51 850 060 

29,67 

„ Rundreisekarten und -hefte 

47 448 

0,04 

25129 

0,01 

zusammen . . . 

129 856 176 

100,oo 

170 767 806 

100,oo 

Anzahl der gefahrenen Per- 


1 



sonenkilometer: 





auf einfache Fahrkarten. . . . 

2 213171769 

1 59,21 

2853 416213 

49,02 

„ Militärfahrkarten. 1 

1046 188 985 

27,99 

2 239 730 376 

38,48 

„ Rückfahrkarten aller Art . i 

474 807 766 

12,71 

724 461 128 

12,46 

* Rundreisekarten und -hefte 

3618518 

0,09 

2969 265 

0,06 

zusammen . . . 

j 3737 687037 

i 100,oo 1 

5 820 576 932 

100,oo 

Einnahmen aus dem Absatz: 





von einfachen Fahrkarten . . . 

54 927 663 

j 75,01 

j 70485 383 

61,18 

* Militärfahrkarten. 

j 10 777 503 

i 14,72 

34 607018 

29,17 

„ Rückfahrkarten aller Art . , 

5 828502 

i 7,96 

8 431 328 

i 7,82 

„ Rundreisekarten u. -heften 

146 696 

] 0,20 

124027 

j 0,10 

Bett- und Zuschlagkarten . 

1 545 141 

1 2,11 

2 566 333 

1 2,23 

" i 

zusammen • * • j 

73 225 605 

1 

100,oo 

116214 089 

1 100,00 


4. Im Durchschnitt ergaben sich: 



t 

19 16 

•i 


19 17 

bei den Reisen 

1 durch¬ 
fahrene 1 

Einnahmen für | 

durch¬ 

fahrene 

i Einnahmen für 

1 | 

auf 

h Wege- 1 
I 1 strecke 

1 Person 

1 Per- /i 

Wege¬ 

j 1 Person 1 Per- 


(Fahrt) 

sonenkm ! 

.i l| 

strecke 

! (Fahrt) J sonenkm 


'! k» i 


km 

\ M 1 4 


einfache Fahrkarten ... 

27,79 1 

0,69 

2,48 

•28,46 

0,70 

2,47 

Militärfahrkarten . . . . j 

76,39 | 

0,79 

1,03 

! 120,38 

1,19 

0,97 

Rückfahrkarten aller Art ! 

13,01 | 

0,16 

1,23 

i 13,97 

0,16 

1,16 

Rundreisekarten u. -hefte 

74,16 

3,09 

4,17 

122,07 | 

5,13 

4,20 

insgesamt . . . '! 

28,78 

0,56 

1,96 

34,08 

0,61 

1,78 


2. Gepäckverkchr. 


Reisegepäck wurde befördert.t 

Zurückgelegte Tonnenkilometer (von der j 

Gesamtlast des Reisegepäcks).jj 

Erzielte Einnahmen. M j 

Hunde (bei Reisenden) wurden befördert . j 
Erzielte Einnahmen. \l !, 


19 16 i 

19 17 

241 029 

190 598 

i 

12 727 408 

12 084 800 

2 930 322 

2 964 315 

331758 ' 

296 516 

143 693 | 

129 657 


12 * 
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3. Güter- und Tierverkehr. 


1. Es wurden befördert 

1916 

! 19 17 

Tonnen *| 

% 

Tonnen 

% 

l 

Eil- und Expreßgut . 1 

391 749 

0,99 

617 672 

1,20 

Stückgut. 

1 1619 408 

3,85 

1216289 

2,82 

„ nach dem Spezialtarif 1 a . . 

648 364 

1,39 ' 

553 781 

1,29 

Wagenladungsgut: • 

! 




Allgemeine Klasse A 1 . 

496 404 

1,26 , 

572 134 

1,33 

. - B. 

1 109 332 

2,82 ; 

1 601 337 

3,72 

Spezialtarif A 2 . 

638 835 

1,62 

704 132 

1,63 

. I . 

1 2210186 

I 5,60 

2516082 

5,85 

n II (in Ladungen von 10 t) . 

1 236 670 

3,13 

1 493 904 

' 3,47 

. n (, . ■ st). 

| 692184 

1,75 

736 066 

1,71 

» ui . 

4 863 800 

12,30 

5 592852 

13,00 

Ausnahmetarife. 

20 349 058 

61,58 

20609 429 

47,87 

Militärgut . 

1 6 030 012 

12,75 

! 6604 317 

16,35 

Tiere . 

360 483 

| 0,92 

1 319 757 

0,74 

Frachtpflichtiges Dienstgut . 

13 659 

0,04 

i 7 749 

0,02 

zusammen: gegen Frachtberechnung 

39 460141 

100,oo ■ 

' 43036390 

100,00 

ohne „ 

1 781 425 

' — 

1 693 168 

— 

im ganzen. 

41 231 669 

i 

i 

; 1 

1 44 729558 

j | 

! •- 


2. Es haben zurückgelegt 

19 16 


19 17 


Tonnenkm 

% 

Tonnenkm 

ü /o 

Eil- und Expreßgut . 

41760030 

0,87 

53 179515 

1,01 

Stückgut . 

1 169 939 758 

3,53 

142 079 120 

2,70 

„ nach dem Spezialtarif 1 a 

62 726081 

1,31 

67 508 904 

Ms 

Wagenladungsgut: 

Allgemeine Klasse A l . . 

62 186 362 

1,29 

70 410 735 

1,34 

. » B. 

j 151330 736 

3,15 

181 840 764 

3,46 

Spezialtarif A 2 . 

66 727 422 

1,39 

76 895 259 

1,44 

» i. 

223 876591 

4,64 

276591 405 

5,26 

„ II (in Ladungen von 10 t) . 

154 622 708 

! 3,22 

191 697 058 

! 3,65 

. U („ . , 6 t). 

60 992 648 

j 1)27 

69 827 541 

! 1,33 

. III. 

493 166 215 

: 10,25 

598 473677 

i 11,39 

Ausnahmetarife. 

2660 460 563 

| 55,32 

2 660 089 728 

50,61 

Militärgut . 

611047 076 

i 13,12 j 

840 692 550 

1 15,99 

Tiere . 

29750868 

0,62 

26 995 466 

0,52 

Frachtpflichtiges Dienstgut.1 

1004 108 

0,02 

960172 

| 0,02 

zusammen: gegen Frachtberechnung 

4809091066 

100,00 

| 5 256 241 893 

100,00 

ohne w 

295 701 222 

— 

287 472 550 

— 

im ganzen . 

5 104 792 288 

| 1 

1 5 543 714 443 

— 
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3. Die Einnahmen ans der Güter¬ 
beförderung betrugen für 


1916 


19 17 


Eil- und Expreßgut . 

Stückgat. 

9 nach dem Spezialtarif 1 a 
Wagenladungsgat: 

Allgemeine Klasse A 1 . 

, , B. 

Spezialtarif A 1 . 

» I. 

- II (in Ladungen von 10 t) 

. n (» „ , Rt) 

. m. 

Ausnahmetarife. 

Milit&rgut. 

Tiere . 

Frachtpflichtiges Dienstgut. 

Nebenertrige. 


7 806 632 
17 877 622 
5500 886 

4621076 
9 350366 
3 670 188 
11237 716 
5 764 320 
2 495 878 
13 843 596 
67 292 650 
27 622 880 
2641872 
25 190 
5 662 540 


10262263 
14 981654 

6 853 062 

5 121199 
11 392169 
4 177 595 
13 861759 

7 139 760 
2818 451 

16 722 216 
68 400 675 
48 605944 
2 594601 
27 142 
7 065 781 


im ganzen 


185202 211 100, oo 219024271 100,oo 


1916 j 1917 


die die ! die i die 


4. Im Durchschnitt betrugen 

durch¬ 

fahrene 

Einnahmen | 
für 

_ l 

durch¬ 

fahrene 

Einnahmen 

für 

i 

i 

Wege- 

strecke 

km 

1 t 

1 tkm 

-5 

Wege¬ 

strecke 

km 

1 t 
M 

1 tkm 

r 

Eil- und Expreßgut. 

106,60 

19,92 

18,69 

102,75 

19,83 

19,30 

Stückgut . 

111,85 

11,77 

10,52 1 

116,81 

12,32 

10,54 

„ nach dem Spezialtarif 1 a 

114,39 

10,03 

8,77 

121,91 

10,57 

8,67 

Wagenladungsgut : 







Allgemeine Klasse A 1 . 

125,27 

9,n 

7,27 

123,07 

8,95 

7,27 

, • B. 

136,42 

8,43 

6,18 

113,56 

7,12 

6,21 

Spezialtarif A 2 . 

104,45 

5,75 

5,50 i 

107,80 

5,93 

6,50 

, i. 

101,07 

5,08 

5,03 | 

109,93 

5,51 

5,03 

„ II (inLadungen v. 10 t) 

125,03 

4,65 

3,72 i 

128,32 

4,78 

3,72 

n H ( » v »5 t) 

88,12 

3,61 

4,09 

94,87 

3,83 

4,01 

. HI. 

101,60 

2,85 ' 

2,8t i 

107,01 

2,99 

2,79 

Ausnahmetarife. 

130,74 

3,32 

2,53 : 

129,13 

3,32 

2,57 

Milit&rgut . 

125,46 

5,47 

4,36 i 

127,29 

4,79 

3,76 

Tiere . 

82,53 

7,33 

8,88 i 

83,34 

i 7,56 

9,08 

Frachtpflichtiges Dienstgut 

i 73,51 

1,84 

2,51 , 

123,90 

i 3,50 

2,83 

zusammen : 






| 

gegen Frachtberechnung . . 

121,93 

I 4,69 

3,85 

122,13 

4,69 

3,84 

ohne „ . . 

165,99 

— 

— 

169,78 

1 

— 

im ganzen. ; 

1 123,81 

— 

— 

123,91 

1 

, — 

gegen Frachtberechnung ohne 





I 


Einrecbnuug der Nebenerträge 


4,55 

3.73 

— 

4,53 

3,71 
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182 Di« bayerischen Staatseiaenbahnen in den Jahren 1916 und 1917. 


5. Auf 1 km durchschnittlicher Betriebslänge 
für den Güterverkehr kamen: 
gegen Frachtberechnung befördertes 

1 19 16 

j. 4 697 

19 17 

Gut. 

t 

tkm 

572 639 

5 108 

623 845 

Einnahmen an Fracht (einschließlich 




Nebenerträge). 


*22 053 

25 995 

Gut überhaupt (mit den frachtfreien 


1 


Sendungen). 

t 

tkm 

4 909 

607 849 

5 309 

657 964 


6. An der Gesamtgüterbeförderung gegen Frachtberechnung waren beteiligt: 




19 16 



19 17 


der 

gefahrene 

Ein- 

gefahrene 

Ein- 

i 

t 

tkm 

nahmen 

t 

tkm 

nahmen 

a) Rechtsrheinisches Netz: 




l 



Binnenverkehr. . mit % 

39,21 

24,01 

31,38 | 

41,52 

26,13 

3*2,40 

Wechselverkehr „ „ 

51,87 

60,47 

! 55,54 

50,20 

60,56 

02,67 

Durchgangsverkehr „ „ 

8,92 

15,52 

13,08 | 

8,28 

13,31 

14,93 

b) Pfälzisches Netz: 



12,34 1 8,76 



Binnenverkehr. . mit % 

10,12 | 

5,60 ' 

4,76 

10,27 

Wechselverkehr . „ „ 

44,77 

32,65 

34,67 

44,17 

; 31,70 

32,33 

Durchgangsverkehr „ „ i 

45,11 

61,75 

52,09 

47,07 

03,54 

57,40 


V. Betriebsergebnisse. 
1. Einnahmen. 



1916 

1917 



% 1 

J 

M 

°/o 

a) Aus dem Personen- und Gepäck¬ 
verkehr: 

insgesamt. 

! 

76 800 638 

25,66 

119 929620 

31,51 

auf 1 km durchschnittlicher Be- 
triebslänge. 1 

9 119 

— 

14 193 

— 

b) Aus dem Güterverkehr: 

insgesamt. 

185 202211 

61,87 1 

| 219 024 271 

57,54 

auf 1 km durchschnittlicher Be- ^ 
triebslänge. 

j 

21 989 

j 

25 920 

— 

Verkehrseinnahmen im ganzen 

262002 849 

87,53 

1 

338963 891 

89,üj 

c) Sonstige Einnahmen. 

37 316303 | 

12,47 

41 696 132 

10,95 

Gesamteinnahmen. 

299 319157 

100,00 

380 650 023 

100,oo 
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2. Ausgabe». 


- i;\ t» 


TU t 


m 


n/, 


w. 


tri lV>riA»>l.iT;b» :^sgajtie|f 




4T. 

iS« 



;i A^lj.pur.NiV. ijpi 


. siiTA f 

9>',, . t{r/i inn.AV 

’ »ft? #55 ■ iijfeik • 


.... V'^if'.'öJtviüiv^-U • «fnirv 






- . >42^ 


% Überschuß, 

-h'i ■ »i ö;)‘l 098i tj|p| lj|l 

im Vtrüältuis zu Ui'ii (iessmteiti- 

cabiueo ., . - . i . ; , . . T ....'■: — 81,«.» 

im Verhältnis zum duw-hscLtniUlkUieii j 

Anlagekapital . - 4,01 

4 . im Durch »cbai itt kamen.- 


114 5-92 369 l - 


30,«» 

Afii 


«U.1 1 km a0 * ttttf Uuf ikm ( 9 nf auf 

1 Loko- l ih ' vl ' h - ’ 1 Lotto- j 1 

lÄ'hli motiv * Üiä'w mptiv- Wagen- 

| : yj 0 ^ e Dutzkni achiktn 1 -'''/Dutekiu acbakoi 


)! m .: 


M 


f.ü> ; ■ e ft i:. <At <lH 


von <lon tinualnnen , . ’ 85588 

Ausgaben 24 387 

vom V’bersch aß 

. f. V - ■ .^vp 


WZ 


. . 11171 


4,ss ;• 0,4öiM8 0,«t • \ 0,Tj&7 

3,:i:t 0.üs« ; 21493 4,«i U,tw 

|#i <>,»« 13 555 I tji» 0,ot7 


VI. Zahl der Beamten und Arbeiter irrt dehresdufchschnitt. 


f g 11 


19 17 




irisgesmnt;. •%: ■ | Uosgogaml •;■'■ % 


A. Vegr»alf»iögs«Ji s >.ivm 

' .2 709. 

5,0» •! "2596 4:76 

B. Bahnbewacbungs- umJ Btfluiuui-.>r-, 


' : : 

htihungsilkmst . . 

10 »186 

/ .. tn,ov'i. •. i&Wj ■■i tn.?a 

' Bahnhofs-, Abferiigungä- wind Zug- .„•. 



begleitrlicRSt ... 

«4 77-2 

• * \ ... * }$?$* ;- 

T.v Zugfürdenuigs- u. VVeVkstältim4b*nst jl 

1U191 

1k 'Sfe j. : ‘'mm ■ \j |^y 


5>i j : 

. ■ -v'«:■ .iö&üff *. •v‘-iv;*.K)6^i>;; 

. ■• 
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VII. Unfälle. 


1 . Zahl der: 

Entgleisungen. 

Zusammenstöße. 

sonstigen Unfälle. 

Unfälle im ganzen. 

davon kamen: 

auf 100 km durchschnittl. Betriebslänge 
„ 1 Million Lokomotivkilometer . . 

„ l „ Wagenachskilometer . . 


1 .1916 

l : 1 

19 17 

29 

52 

l s 19 

71 

£1 

CO 

513 

I 370 

636 

i 4.39 

7,53 

I' 4,23 

7.48 

0,15 

0,26 


2 . Zahl der beim Eisenbahnbetrieb getöteten oder verletzten Personen (ohne 
die Selbstmörder: 



1916 

1917 


getötet 

verletzt 

getötet 

verletzt 

a) Reisende überhaupt. 

21 

52 1 

56 

178 

auf 1 Million: 





beförderte Reisende. 

0,161 

0,4 (X) 

0,328 

1,042 

Personenkilometer. 

0,005 

0,014 

0,009 

0,031 

b) Bahnbeamte und Bahnarbeiter im 





Dienst überhaupt. 

auf 1 Million: 

50 

150 

68 

304 

Zugkilometer. 

0,881 

2,643 

1,272 

5,688 

Wagenachskilometer aller Art 

0,020 

0,061 

0,028 

| 0,125 

c) Fremde Personen 1 ). 

36 

37 

1 i 

49 

49 

Gesamtzahl . . r 

107 

| 239 

173 

531 

1 

auf 1 Million: i 

346 

704 

Zugkilometer. 


6,096 


13,173 

Wagenachskilometer aller Art . 


0,141 


0,290 

3. Infolge von Selbstmordversuchen . 

30 

1 

35 

3 


l ) Eingerechnet die Post-, Zoll-, Polizei- und sonstigen im Dienst befind¬ 
lichen Beamten. 
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Die Eisenbahnen der Vereinigten Staaten von Amerika 

in den Jabren 1916 nnd 1917. 


über die Betriebsergebnisse der Eisenbahnen der Vereinigten 
Staaten von Amerika sind Mitteilungen nach amtlichen Quellen zuletzt im 
Archiv für Eisenbahnwesen 1916 (S. 170 ff.) aus dem 26. Jahresbericht des 
amerikanischen Bundesverkehrsamts für das Jahr 1912/13 veröffentlicht 
worden. Seit dieser Zeit konnten infolge der Kriegsverhältnisse nur 
einzelne Angaben aus ausländischen Zeitschriften bekanntgegeben 
werden (vergl. Archiv für Eisenbahnwesen 1917 S. 128, 1918 S. 829). 
Nachdem nunmehr weiteres amtliches Material eingegangen ist, können 
aus den beiden neuesten Jahresberichten 1 ) des Bundesverkehrsamts, die 
am 31. Dezember 1916 und 1917, gegen früher am 30. Juni, abschließen 
(vergl. Archiv 1916 S. 403), folgende Mitteilungen gemacht werden: 

In der Einteilung des Eisenbahnnetzes in drei große Bezirke, den 
Ostbezirk, den Südbezirk und den Westbezirk hat sich gegen 1912/13 
nichts geändert (vgl. die Kartenskizze S. 187). Auch ist die Einteilung 
der Eisenbahnen nach der Höhe ihrer Einnahmen in drei Klassen ge¬ 
blieben. Klasse I umfaßt alle die Bahnen, die jährlich mehr als 1 000 000 
Dollars Einnahmen haben, Klasse II die Bahnen, die jährlich zwischen 
100 000 und 1000000 Dollars haben, und Klasse III die Bahnen, deren jähr¬ 
liche Einnahmen unter 100 000 Dollars bleiben. Dagegen sind, nachdem der 
Jahresbericht für 1912/13 bereits auf die Eisenbahnen der Klassen I und 
II beschränkt worden war, im Berichtsjahr 1917 statistische Erhebungen 
in der Hauptsache nur noch bei den Eisenbahnen der Klasse I vor- 
genomraen worden. Andererseits gehen die Ermittlungen für diese 

*) Interstate Commerce Commission. Thirtieth und Tirthy-first animal 
report on tbe statistics of Railways in the United States for tho ycar endod 
december 31. 1916 und 1917. I'repared by the bureau of statistics. Washington. 
Covernment printing Office. 1919. 
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186 Die Eisenbahnen der Verein. Staaten von Amerika in 1916 und 1917. 


Klasse zum Teil sehr ins Einzelne und sind daher weniger von allge¬ 
meinem Interesse. Das Bundesverkehrsamt glaubt, daß durch die Be¬ 
schränkung der Statistik auf die Eisenbahnen der Klasse I die Brauch¬ 
barkeit des Jahresberichts nicht beeinträchtigt wird, da die Klasse I 
rund 90 % aller Eisenbahnlinien umfaßt, und die Betriebe der nicht be¬ 
rücksichtigten Eisenbahnen der Klassen II und III verhältnismäßig un¬ 
wichtig sind. 

Das Bemerkenswerteste aus dem letzten Jahresbericht (1917) ist der 
Umstand, daß sich das gesamte Eisenbahnnetz aller drei Klassen gegen 
das Vorjahr (1916) durch Betriebseinstellungen um 420 Meilen ver¬ 
mindert hat. Die Gesamtlänge Ende 1917 (253 626 Meilen) ist noch 
unter den am 30. Juni 1915 vorhanden gewesenen Umfang (253789 
Meilen) gesunken, was wohl als eine Folge des Weltkriegs anzu¬ 
sehen ist. 

Das Gesamtanlagekapital der Eisenbahnen aller drei Klassen hat 
sich gegen das Jahr 1916 gleichwohl um rund 134 Millionen Dollars ver¬ 
mehrt, die Verzinsung des Aktienkapitals ist die gleiche geblieben wie 
vor dem Krieg (1913: 4,22 %, 1917: 4,24 %). — Die Betriebsmittel haben 
sich bei den Eisenbahnen aller drei Klassen im Jahr 1917 gegen das 
Vorjahr um 435 Lokomotiven und 48 466 Güterwagen vermehrt, die 
Beamtenzahl in Klasse I ist um 85 779 Köpfe gestiegen. Für den elek¬ 
trischen Betrieb waren 342 elektrische Lokomotiven vorhanden. Der 
Verkehr in Klasse I wuchs im Jahr 1917 gegen das Vorjahr um 
60,7 Millionen Personen und 90,3 Millionen Tonnen. 

Die Durchschnittserträge waren: 


für die 



iu 

den Jahren 

|i 

Personenmeile 

Gütertonnenmeile 




Cents 

ii 

Cents 

1900/01 

1 

Klasse I bis III j 

( . . 2,013 

0,750 

1905/06 



( ... 2,003 

0/748 

1910/11 

i 

Klasse I und II < 

( . . . 1,971 

0,754 

1912/13 

i 


1 . . . J 2,008 

0,729 

1916 . 

\ 

. ( 

Klasse I 

( . . . 1 2,042 

(.. . 2,090 

0,707 

1917 . . 


0,715. 


Die Betriebsausgaben in Prozenten der Betriebseinnahmen (die Betriebs¬ 
zahl) betrugen in Klasse I im Jahr 1916: 65,r.4 %, im Jahr 1917 70,48 %. 
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188 Die Eisenbahnen der Verein. Staaten von Amerika in 1916 und 1917. 


Übersicht der Hauptbetriebsergebnisse 
der Eisenbahnen der Vereinigten Staaten von Amerika 
am 31. Dezember 1916 und 1917. 


Gesamtlänge der Eisenbahnen ln den einzelnen Staaten nnd Territorien. 


Staat 

oder 

Territorium 

Gesamtlänge 

Auf 100 Quadrat¬ 
meilen 

Auf 10000 Ein¬ 
wohner 

1913 

1916 

1917 

1913 

1916 

1917 

1913 

1916 

1917 

Meilen 

Meile 

n 

M 

eile 

n 

Alabama.. 

5 395,84 

5 441,87 

5 420,40 

10,52 

10,61 

10,57 

24,18 

23,26 

22,86 

Arizona .. 

2283,12 

2 415,54 

2 424,22 

2,01 

2,12 

2,13- 

99,77 

93,85 

91,29 

Arkansas. 

5 329,75 

5 299,25 

5 219,87 

10,15 

10,09 

9,94 

32,23 

30,35 

29,45 

California. 1 

8 182,62 

8 438,56 

8 358,93 

5,26 

5,42 

5,37 

30,93 

28,62 

27,42 

Colorado . 

6 710,30 

5 699,66 

5 639,68 1 

5,51 

6,50 

5,44 

65,13 

68,91 

56,77 

Connecticut. 

1 000,87 

999,97 

999,25 

20,76 

20,75 

20,73 

8,51 

8,01 

7,87 

Delaware. 

334,97 

335,82 

335,32 

17,05 

17,06 

17,06 

16,14 

15,69 

15,56 

Florida. 

4 908,27 

’ 5279,26 

5 248,71 1 

8,95 

9,62 

9,57 

59,89 

58,77 

57,01 

Georgia. 

7 404,36 

7 463,98 

7 464,22 

12,61 

12,71 

12,71 

27,15 

26,05 

25,70 

Idaho . .. 

2 663,88 

2 828,77 

2861.13 

3,20 

3,39 

3.43 

i 71,03 

65,37 

63,69 

Illinois. 

12012,70 

12119,93 

12132,92 

21,43 

21,63 

21,66 

20,42 

19.64 

19,41 

Indiana. 

7 460,65 

7 486,40 

7 436,35 ! 

20,70 

20,63 

20,63 

27,07 

26,36 

26,19 

Iowa. 

9 916,50 

9 841,29 

9 837,71 

17,84 

17,70 

17,70 

i 44,61 

44,32 

44,31 

Kansas ....... i 

9 237,08 

9 408,99 

9 383,36 

11,32 

11,51 

11,47 

52,68 

51,29 

60,54 

Kentucky. 

3 754,01 

3 854,46 

3 858,80 ( 

9.34 

9,59 

9,60 

16,09 

16,18 

16,10 

Louisiana. 

5 676,76 

5 562,09 

5363,01 

12,50 

12,25 

11,81 

; 32,64 

30,31 

28,79 

Maine. 

2 270,78 

2 266,09 

2269,77 

7,60 

7,58 

7,69 

30,01 

29,29 

29,16 

Maryland. 

1 412,94 

1 418,50 

1 425,94 

14,21 

14,27 

14,34 

j 10,64 

10,39 

10,36 

Massachusetts. 

2 129,83 

2 139,14 

2 135,45 

26,49 

26,61 

26,56 

6,03 

5,73 

5,64 

Michigan. 

8 997,71 

8 885,27 

8 925,47 

15,65 

15,16 

15,53 

30,74 

29,00 

28,76 

Minnesota. 

9 025,88 

9 196,37 

9 161,97 

11,16 

11,37 

11,33 

: 41,63 

40,21 

39,50 

Mississippi. 

4 485,94 

4 421,64 

4 447,29 

9,68 

9,54 

9,59 1 

23,98 

22,59 

22,44 

Missouri. 

8 153,48 

8230,46 

8230,88 

11,86 

11,98 

11,98 

' 24,34 

, 24,10 

23,97 

Montana. 

4 497,29 

4 858,54 

4 953,99 

3,08 

3,32 

3,39 j 

108,14 

i 105,08 

104,15 

Nebraska. 

6 142,17 

6 166,64 

6 166,69 j 

8,00 

8,03 

8,03 1 

! 49,93 

48,39 

47,91 

Nevada . 

2 340,76 

2 318,64 

2293,44 

2,13 

2,11 

2,09 1 

249,35 

214,94 

205,00 

New Hampshire .... 

1 255,81 

1 251,90 

1 253,40 

13,91 

13,86 

13,88 | 

28,73 

: 28,26 

28,17 

New Jersey. 

2 309,58 

2 343,75 

2 344,18 

30,74 

31.19 

31,20 

j 8,45 

7,91 

7,74 

New Mexiko. 

3 031,64 

3 038,17 

2 974,39 

2,47 

2,48 

2.43 

1 82,57 

73,45 

69,67 

New York. J 

8611,38 

8 404,29 

8 434,14 

17,86 

17,64 

17,70 j 

i 8,80 

8,15 

8,03 

North Carolina . . . . 1 

5 265,87 

6 644,38 

5 492,19 

10,80 

11,38 

11,27 ! 

22,89 

23,01 

22,50 

North Dakota. 

5032,54 

5 275,08 

5 316,29 

1 7,17 

7,52 

7,57 

76,91 

70.85 

69,02 

Ohio. 

9 116,91 

9 078,15 

9044,43 

22,38 

22,28 

22,20 

18,42 

17,58 

17,31 

Oklahoma. 

6 356,68 

6 451,08 

6 502,35 

9,16 

9,29 

9,87 

1 33,15 

29,05 

28,18 

Oregon. 

2 774,02 

3 226,17 

3 232,09 | 

; 2,90 

3,37 

3,38 

; 86,96 

38,35 

37,27 

Pennsylvania. 

11 607,59 

11619,27 

11680,59 ! 

25,67 

25,94 

26,05 

i 14,25 

! 13,60 

13,44 

Rhode Island. ' 

203,64 

205,54 

205,54 

! 19,09 

19,26 

19,26 

j 3,53 

3,33 

I 8,27 

South Carolina 

3 617,85 

3 693,72 

3 697,12 

11,86 

12,11 

12,12 

| 2 i,07 

22,66 

22,44 

South Dakota. 

4 205,80 

4 278,75 

4 278,52 

5,47 

5,57 

6,57 : 

65,86 

60,91 

59,37 

Tennessee. 

3 989,78 

4 098,72 ! 

4 075.71 

i 

9,57 

9,83 

9,78 

17,86 

17,88 

17,66 
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Staat 

oder 

Territorium * 

i 'i 

; Gesamtlänge 

Auf 100 Quadrat¬ 
meilen 

' Auf 10000 Ein- 
i wohner 

1913 

1 

1916 

1917 | 

1913 

1916 

1917 

1913 

1 

1916 

1 1917 

Meilen 

Meile 

n 

Meile 

n 

Texas . 

15 607,95 

15 831,68 

15 931,60 

5,96 

6,03 

6,07 

37,60 

35,59 

35,14 

Utah. 

1 2082,77 

2 143,03 

2 144,69 

2,53 

1 2,60 

2,61 

61,79 

49,18 

48,16 

Vermont. 

1 073,16 

1 068,02 

1055,64 

11,76 

! 11)71 

11,57 

29,83 

29,32 

28,88 

Virginia. 

4603,35 

4 792,21 

4 677,22 

11,43 

1 11,90 

11,62 

21,67 

21,81 

21,09 

Washington. 

5289,72 

5 684,50 

5 649,93 : 

7,91 

8,51 

8,45 

39,80 

36,73 

35,09 

West Virginia. 

3 845,67 

4 008,30 

4 012,85 

16,01 

, 16,68 

16,70 

29,59 

28,30 

28,30 

Wisconsin. 

7656,56 

7 676,38 

7 667,69 

! 13,86 

13,89 

13,88 

31,72 

30,63 

30,27 

Wvoming. 

1680,42 

1 917,71 

1924,24 

1,72 

1,96 

1,97 

|103,85 

106,37 

103,70 

District of Columbia . 

36,73 

37,20 

36,56 , 

60,33 j 

62,00 

60,93 

1,00 

1,02 

0,99 

im ganzen . . . 

249 802,73 

254 045,83 

253 626,13 

8,40 

8,54 

8,53 

25,81 

24,82 

24,39 

Hiervon kommen: 




i ! 

1 





auf den Ostbezirk . 

60951,37 

61 141,66 

j 61 120,98 







- „ Südbezirk . 

50460,22 

51 572,71 

| 51405,65 







* . Westbezirk 

138 391,u 

141 331,66 

| 141 099,50 







wie vor . . . 

249802.73 

254 045,83 

I 233 626,13 








Nicht eingeschlossen in vorstehende Übersicht, die die Eisenbahnen 
aller drei Klassen umfaßt, sind die Eisenbahnen der switching and 
terminal Companies (305 Gesellschaften mit 1778 Meilen), sowie die Eisen¬ 
bahnen von Alaska 1 ) und Hawaii (31. Dezember 1917: 381 und 242 
Meilen). 

Das Bundesverkehrsamt hat für das Jahr 1917 zwei weitere Über¬ 
sichten über die von den Eisenbahnen der Vereinigten Staaten im ganzen 
betriebenen Linien veröffentlicht, die mit 263928,65 und 266058,73 
Mellen abschließen. Hiervon kommen auf Klasse II: 18 440.87 Medien, 
auf Klasse III: 8567,io Meilen. In diesen Zahlen sind aber die gemein¬ 
schaftlich betriebenen Strecken doppelt, außerdem Strecken, die in Canada 
und Mexiko betrieben werden, mit enthalten, so daß als richtige Länge 
der vorhandenen Eisenbahnen der Vereinigten Staaten am 
31. Dezember 1917 nur die in obiger Übersicht nachgewiesene Zahl von 
25362 6 , 13 Meilen anzusehen ist. Die im Archiv für Eisenbahnwesen 
1918 S. 829 veröffentlichte, der Zeitschrift Railway Age entnommene 
Längenzahl für 1916 : 259 705 Meilen, bezieht sich hiernach auch auf die 
im ganzen betriebenen Eisenbahnstrecken. 

Die Verminderung des Umfangs im Jahr 1917 (rund 
253 626 Meilen) gegen das Jahr 1916 (rund 254046 Meilen) um 420 
Meilen ist in der Hauptsache in den Staaten Louisiana und Virginia 
eingetreten, wo Eisenbahnen außer Betrieb gesetzt worden sind. 

*) Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1919, S. 276. 
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190 Die Eisenlnlinen der Verein. Staaten von Amerika in 1916 und 1917. 


über den Stand der Betriebsmittel in allen drei 
Zahlen der im Betrieb befindlichen Sehiffahrzeuge enthält. 


Betriebs» 


Eisenbahnfahrzeuge 


Eisenbahn 


Lokomotiven 


Wage n 


nach 

Klasse und Bezirk 

1 

Dampf¬ 

lokomotiven 

andere 

Loko¬ 

motiven 

zusammen 

Güterwagen 

Personen¬ 

wagen 

i 

1916 

1917 

1916 

1917 

1916 

1917 

1916 

1917 

1916 

1917 

Klasse I: 











Ostbezirk. 

27 919 

28 152 

260 

276 

28179 

28428 

1 110 474 

1 127 220 

25 705 

26 557 

Südbezirk.1 

9 740 

9887 

14 

14 

9 754 

9901 

388 506 

402 408 

7011 

7213 

Westbezirk . . . . 

23 854 

23 509 

45 

62 

23 399 

23 561 

781 975 

800 495 

1 19 463 

19 207 

i 

zusammen 

Klasse II: j 

61013 

! 

61 548 1 

! . 

319 

342 

61332 

61890 

2 280 955 

2 330 123 

,52179 

52977 

Ostbezirk. 

610 

573 

6 

8 ^ 

616 

5811 

23 993 

24 835 

764 

710 

Südbezirk.j 

408 

397 

• 

. 1 

408 

397 

8 125 

8 728 

479 

499 

Westbezirk . . . . j 

868 

810 


9 

863 

819 ! 

20 448 

18 207 

721 

728 

zusammen 1 

Klasse III: 

1876 

1 780; 

1 

11 

17 

| 

I 887 

i 

1 797 

1 

[ 

62 566 

61 770 

1 964 

1 937 

Ostbezirk. ' 

189 

179 

1 


190 

179 

1 666 

1 609 

260 

251 

Südbezirk. 

305 

285 

2 


307 

2871 

3 411 

3214 

336 

306 

Westbezirk * . . . . ! 

355 

354 

2 

1 1 

! 

357 

355 j 

4101 

4 449 

342 

353 

zusammen 

Klasse I bi* III: 

849 

II 

818 j| 

j 

5 

3 l 

854 

! 

821 

t 

9 178, 

I 

9 272 

i 

i 938 

909 

Ostbezirk. 

28 718 

28 904 1 

267 

284 j 

28 986 

29 188 i 

i 

1 136 133 ! 

1 153 664; 

26 729 

27 518 

Südbezirk. 

10 453 

10 569'| 

16 

16 ‘ 

10 469 

10585 

400 042 

414 350 

j 7 826 

8017 

Westbezirk . . . . 

24 567 

24 673 j' 

52 

62 :! 

24 619 

24 735 i 

| 806 524 

823151 

20 526 

20288 

zusammen 

Switching and termi- 

63 738 

64 146 j 

i 

335 

i! 

36*2 

!| 

1 

64 073 

64 508 j 

2 342 69!) 

2 391 165 

55 081 

65 623 

nal Companies: - 

Ostbezirk . 

908 

944 

6 

8 

914 1 

952 

12 8S8 

14 587 J 

60 

GO 

Südbezirk . 

105 j 

109 

. , 

. 1 

105 j 

109 

896 

looej 

18 

18 

Westbezirk .... j| 

502 1 

500 j 

1 i 

'S 

503 j 

601 

1686 

1760 

34 

38 

zusammen 

1 515 

i 

1 553 1 

* 

7 

9 j 

1 522 j 

1 562 ! | 

15 470 

17 353 

112 

1 IG 


In Klasse I u n d II 
nach vorst<! 


waren vorhanden im Jahr 1912/13 
hender Übersieht r „ 1917 
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D\e YAsenbok 11 ^ 11 d-er Verein. Staaten von Amerika in 1916 und 1917. 191 
Klassen c\ie nachstehende Übersicht Auskunft, die auch die 



Eisenbahntahr z euge 
Wagen 


Schiffsfahrzeuge 


GeselUchafts- 

wagen 


zusammen 


Dampf- | Harken, j andere 
- und i I 

für Expreß- Schlepp- I ' F1Öße ’ Fahr ' ' zusamm,n 

verkehr I boote jj Ka,lalboote , ze " Ke 


1916 ! 1917 1916 i 1917 1916 1917 li 1916: 1917, 1916 1917 1916 1917 | 1916 1917 


33547 1 

‘ 86 304 l 

1 1 169 726; 

1109081 

17 552 

17919 1 ! 

313 

286 

1752 

1 582 

77 

80 | 

i 2142 

14 391 

14 704 

j 409908 

424 415 

. 


24 

24 

95 

• 98 i, 

17 1 

18 1 

136 

49259 , 

49778 

1 850697 

' 869 480 

274 

234] 

87 

75 

137 

136 

38 

36, 

262 

f 


! 1 

1 26059 

1 , 

! !| 

• ! • ij 10 

• i 3 

1 

i 

i 

1 

— 1 

1 i 

j 

14 

Ij 9 781 

• , • ! 1 

1 • 

. 

2 

2 

| 3 1 

) 19838 

. i . 

, 1 

4 

4 

1 

1 

1_1_ 



55 678 


11 1 7 


1 972 j 
3 676; 

6061 


. 

1 

1 



1 j 

1 

2 

4 

4 f 

3 

3 i! 

2 ! 

3 i. 

9 


526 

1 

528 

10642 

10 709 



! 5 

5 

3 

3 

3 

4 

11 

12 

4 225 

35 930 

1 197 087 

1 217 112 

17 552 

17 919 

! 323 

286 

1 755 

1582 

78 

öl 

2 156 

1 949 

i5U90 

15 505 ; 

422938 

437 872 

1 

• 1 


26 

26 I 

* 95 

98 

20 

21 ' 

141 ; 

115 

'0350 

50940 

877 400 

894 379 

274 1 

274 

91 

79 

144 

143! 

1 

41 

40 ! 

276 | 

262 

9665 

*102 375 

2497 445 

2 549 363 

17 826 

18 153 1 

440 

391 

1 994 

1 

1 823 

1 

139 

1 

142 

2 573 

2 356 

: 174 

1 102 

14 122 

15 749 


1 

I 

11 

11 

54 

1 

1 

1 

32, 

3 1 

11 1 

1 

1 

68 

54 

71 

60; 

1 985 

1084 

. 

. 

. 

1, 


. 

1 G 

1 

6 : 

1 6 1 

6 

400 

379 

i 2120 

2177 

• 1 

• 

5 

9 

11 , 

13 ! 

7 

4 ' 

■ 2 ' ! i 

26 

»545 

1 511 

17 227 

I 

19010 



1 IG ! 

20 

65 

1 : 

45 

16 1 

21 

97 

80 


63 378 Lokomotiven und 2 445 508 Wagen, 
G3 687 „ . 2 538 654 „ . 
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lernte. 


Eisenbahnen 

nach Klasse und Bezirk 

überhaupt 

für 100 

Meilen 

19 16 

19 17 

19 16 

19 17 

Klasse I: 


• 



Ostbezirk. 11 751 872 

796 803 

1 278 

1 347 

Südbezirk. 

274 669 

287 495 

645 

673 

Westbezirk.. . 

620556 

648578 

480 

498 

zusammen . . 

1647 097 

1732876 

713 

746 

Klasse II: 





Ostbezirk. 

14 850 


355 


Südbezirk. 

9 068 

CD, 

212 

2. 

Westbozirk. 

17 229 

P 

O 

i 181 

p 

CD 

zusammen . . 

41 147 


229 




> 


> 

Klasse III: 


s 

ersj i 


P 

<n 

Ostbezirk. 

2 902 

CD 

er 

182 

SP 

er 

Südbezirk. 

| 4 813 

<3 

P 

164 

CD 

P 

Westbezirk ... . 

4 855 

i 


123 

j 

zusammen . . 

12 570 


148 




! 



Klasse I bis III: 

j 

1 cd 

3 


2 

3 

Ostbezirk. 

769 624 

CD 

O 

1 187 

SP 

o 

Südbezirk. 

i 288 550 

er 

c+ 

579 

sr 

Westbezirk.. 

642 640 


450 


zusammen . . , 

1700 814 

661 



ii 


Im Jahr 1912/13 waren vorhanden in Klasse I: 1 759 020 Beamte, für 
100 Meilen 784 Beamt«. Die Beamtenzahl in Klasse I 1917 stellt 94,5 % 
der Zahl aller drei Klassen dar. 


Anlagekapital. 


Eisenbahnen 

nach Klasse und Bezirk 

Aktien 

Obligationen j 

zusammen 

Dollars 

Klasse I: 

Ostbezirk.1916 

1917 

Südbezirk.1916 

1917 

Westbezirk.1916 

1917 

1 

2 566 686 597 

2 706 876 824 

1000 584973 
1032 889 892 

3 385 830 867 

3 508 042 572 

3 374 839 507 

3 394 267 055 

1443 098 708 
1607 665 228 

4317806154 
4206 061262 

5941526104 

6 101 143 879 

2 443 683 681 
2540 555120 

7 703 637021 

7 714 103 834 

zusammen . . 1916 
1917 

6953102437 
i 7247809288 

9 135 744 369 

9 107 993 645 

16 088 846 806 
16365 802 833 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 


























Die Eisenbahnen der Verein. Staaten von Amerika in 1916 und 1917. 193 


! 

Eisenbahnen | 

nach Klasse und Bezirk | 

j Aktien 

Obligationen 

1 

zusammen 

Dollars 

Klasse 11: 



| 


Ostbezirk.. 

1916 

108966159 

101254 319 

210219 478 


1917 

106 762409 

100128348 

206 890 767 

Südbezirk. 

1916 

76 366850 

67 807 676 

144 174 526 


1917 

79 371372 

65 458 985 

144 830357 

Westbezirk. 

1916 

1 197281718 

106851 363 

305 633 081 


1917 j 

162 841 481 

94 332202 

257 173 683 

zusammen . . 

1 

1916 

| 382613 727 

277 413 458 

600027 085 


1917 

348 975 262 

259919 535 

1 608 894 797 

Klasse III: 


i 



Ostbezirk. 

1916 

16 016 46) 

8 492 425 

24 508 885 


1917 

16 «14 315 

9 548 425 

25 552 740 

Südbezirk. 

1916 

28 494 570 

18 623 672 

47118242 


1917 

29 239 170 

18153195 

47 392 365 

West bezirk ... . . . 

1916 

47122 737 

25112 359 

72235096 


1917 

44025364 

25943 353 

69 968 722 

zusammen . . 

1916 

91 633 767 

52 228 456 

143 862223 


1917 

| 89 268948 

53 644 978 

1 142913 327 

Eisenbahnen ohne eigenen 

Be- 

. 



trieb (Xebenunternehmun- 




gen von Klasse I bis III): 




Ostbezirk. 

1916 

735 029 017 

594 761 815 

1 329790832 


1917 i 

722076292 

593 903 874 

1 315 980 166 

Südbezirk. 

1916 i 

61929 567 

183 336 611 

215 266178 


1917 

58 314 007 

117 592075 

175 906082 

Westbezirk. 

1916 

531095002 

631 721 956 

1 162 816 958 


1917 

537 352 852 

628091 434 

1 165 444 286 

zusammen . . 

1916 

i 1 

1 328 053 586 

1 409 820 382 

2 737 873 968 


1917 ; 

1 317 743 151 

1 339 587 383 

2657 330 534 

Alle Eisenbahnen: 





Ostbezirk. 

1916 

: 3 426 697 233 

1 4 079 348066 

7 506 045 299 


1917 | 

| 3 551 719 840 

4097 847 702 

7 649 567 542 

Südbezirk. 

1916 

! 1 167 375 960 

1 712 866 667 

2 880242627 


1917 ; 

1 1 199 814 441 

1708 869483 

2 908 683 924 

Westbezirk. 

1916 ! 

| 4 161 330 324 

1 5 082 991 832 

| 9 244 322 156 


1917 : 

4 252 262269 

4 954 428 256 

9 206 690 525 

zusammen . . 

1916 

1 8 755 403 517 

10 875 206 565 

! 

| 19 630 610082 


1917 

j 9 003 796 550 

10 761 145 441 

19 764 941091 

i 

Archiv für Eisenbahnwesen. 1921. 
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196 Die Eisenbahnen der Verein. Staaten von Amerika in 1916 und 1917. 

Für die Klassen II und III sind für 1917 Durehschnitteerträge 
nicht angegeben. 

Seit dem Jahr 1880 hat sich das Eisenbahnnetz der Vereinigten 
Staaten wie folgt entwickelt: 


30. Juni 

1880 . . . 

... 87 724 Meilen Bahnlänge, 

30. . 

1890 . . 

. . . 163 697 


1 * 

30. „ 

1900 . . 

. . . 193 346 

w 

- 

30. „ 

1910 . . . 

. . . 240 439 

- 

«• 

30. „ 

1913 

. . . 249803 

- 


30. „ 

1914 . . . 

. . . 252231 


„ 

30. „ 

1916 . . . 

. 253 789 

r 


31. Dezember 1916 . . 

. . . 254 046 

- 


31. 

1917 . . . 

. . . 253 626 

•i 

- 


Am 31. Dezember 1917 hatten die Eisenbahnen der Vereinigten Staat, n, 
ausschließlich der Unternehmungen, die sich mit den Bahnhöfen und dem 
Verschiebedienst auf den Bahnhöfen beschäftigen — switching and terminal 
Companies (305 Gesellschaften mit 1778 Meilen) — einen Umfang von 
rund 253 G26 Meilen, von denen 61121 Meilen auf den Ostbezirk, 51405 
Meilen auf den Südbezirk und 141 099 Meilen auf den Westbezirk kamen. 

Am 31. Dezember 1917 fielen auf 100 Quadratmeilen 8 ,r>a Meilen und 
auf 10 000 Einwohner 24,39 Meilen Eisenbahnen (1913: 8,40 und 25„si 
Meilen). Diesen Berechnungen wurde zugrunde gelegt für 1913 eine Land¬ 
fläche von 2 973 890 Quadratmeilen und eine Bevölkerungiszahl von 
96 772 266 Einwohnern, für 1917 dieselbe Landfläche und eine Bevölkerungs¬ 
zahl von 103 972 266 Einwohnern. 

Die Zahl der Eisenbahngesellschaften, von denen das Eisenbahnnetz 
im Geschäftsjahr 1917 betrieben worden ist, betrug 1874, davon waren 
aber nur 860 selbständig. 

Von der Bahnlänge von 232 697 Meilen, über die der Jahresbericht für 
1917 ausführliche Mitteilungen enthält (Klasse I), waren 29 913 Meilen 
zweigleisig, 2775 Meilen dreiglcisig, 2190 Meilen vier- und mehrgleisig. 

Die auf S. 190 in Klasse I im Jahre 1917 nachgewiesenen 342 „anderen 
Lokomotiven“ waren elektrische Lokomotiven, von denen 202 für den Per¬ 
sonenverkehr und 140 für den Güterverkehr bestimmt waren. Seit' dem 
Jahr 1915 hat sich die Zahl der elektrischen Lokomotiven um 99 vermehrt. 

Von 27 896 Personenwagen der Klasse I waren 7253 Stahlwagen und 
2027 mit Stahl-Untergestell, von 2 301947 Güterwagen aller Art waren 
595 536 Stahlwagen und 802 431 mit Stahl-Untergestell, von 1040 818 ge¬ 
deckten Güterwagen waren 21 542 Stahlwagen, 474 870 hatten Stahl-Unter¬ 
gestell, von 916 219 Kohlenwagen waren 517 125 Stahlwagen und 207 041 
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^VXJ^tergertell. Die durchschnittliche Tragfähigkeit der Güter- 
^ ^ > ^ 1ru -S 41,5 t, der Kohlenwagen 48,3 t. Hölzerne Wagen werden 
wam st ■^^ T ‘ durch stählerne ersetzt. 

(iesa na tan lagekapital der Eisenbaluien der Vereinigten 
Staaten ^KAasse I bis III) stellte sich auf: 


1 

19 16 

19 17 

i 


Dollars 

i 

Gesamtanlagekapital. 

■ 19630610082 

19 764 941991 

Vom Anlagekapital kamen: 

auf Aktien . . .. 

8 755 403 517 

9 003 796550 

, Obligationen. 

i 

10 875 206565 

10 761 145 441 


Hiernach hat sich das Gesamtanlagekapiitäl im Jahr 1917 gegen das 
Jahr 1916 bei einer Verminderung des Gesamtnetzes um 
420 Meilen um 134 331909 Dollars vermehrt. Das Aktienkapital 
zeigte eine Vermehrung, von 248 393 033 Dollars, das Obligationskapital 
dagegen eine Verminderung von 114 061124 Dollars. 

Von dem Aktien lieferten gar keine Erträge im Jahr 1916: 
37,98%, im Jahr 1917: 36,68 % des Aktienkapitals. Von den verbleibenden 
62.02 % und 63,32 % des Aktienkapitals erhielten im Durchschnitt: 


Eisenbahnen 

19 16 

1 _ _ . 

19 17 

% Dividende 

der I. Klasse ....... 

6,74 

6,80 

.11. 

6,96 

7,62 

- HL * .| 

9,50 

6,22 

alle Klassen zusmmen 

6,75 

6,81 


Auf das gesamte Aktienkapital fielen im Jahr 1913: 4 , 22 %, im 
Jahr 1916: 4,io % und im Jahr 1917: 4,24% Dividende. 

Über die finanziellen Ergebnisse der Eisenbahnen 
de r K lasse I 1 ) in den Jahren 1916 und 1917 gibt nachstehende Über¬ 
sicht Auskunft: 

i) Die Betriebseinnahmen der Klasse 1 stellen 96% der Betriebseinnahmen 
aller Eisenbahnen dar. 
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vom Bundesvcrkelirsamt aufges teilte ähnliche Übersicht für 
s e> n. I bis III einschließlich der switching and ter- 
m\A schließt — nach Zahlung von Dividende — mit einem 

a - Tltt 31. Dezember 1917 von 275 924 993 Dollars ab. 


\)\e Betriebseinnahmen verteilen sich wie folgt auf die ein- 
zeYmi Verkehrszweige. Es kamen: 


1 

| 1912/13 

19 16 

19 17 



Prozent 


auf Personengeld . 

1 

22,87 

19,8« 

20,82 

„ die Post. 

1,63 

1.69 

1,46 

_ Eilgut. . 

2,55 

2,48 

2,66 

^ sonstige Einnahmen im Personen¬ 
verkehr . 

0,76 

0,71 

0,68 

„ Frachteinnahme. 

70,36 

71,08 

| 70,57 

r sonstige Einnahmen im Frachtverkehr . 

1,34 

0,09 

0,10 

. sonstige Betriebseinnahmen. 

1,10 

3,49 

3,71 

zusammen . . 

100,oo 

100,oo 

100,oo 


Der von der Bundesregierung für die Beförderung der Post 
gezahlte Betrag betrug 1912: 1,03 % rz 50 789 212 Dollars, 1916: 

l,oa% = 62559984 Dollars, 1917: 1,40 % = 58775765 Dollars. 

Von den Betriebsausgaben kamen: 

1912/18 j 1916 | 1917 


Prozent 


auf Bahnunterhaltung. 

19,41 

] 7,89 

15,63 

. Werkstätten Verwaltung. 

23,58 

25,26 

24,23 

„ Stations- und Zugdienst. 

. ! 53,41 

53,61 

57.06 

- Allgemeinkosten. 

. | 3,60 

3,24 

3,08 

zusammen . . 

1 

100,oo 

lOO.oo 

100,oo 


Nachstehende Durchschnittserträge ergaben sich im ganzen: 




1912/13 *) 

1916 2 ) 

1917 2 ) 

für 1 Person. 

.... Cents 

67,226 j 

70,217 

1 

77 , 34*2 

„ 1 Gütertonno. 

• • • • Vf 

106,759 

117,490 

124,218 

„ 1 Betriebsmeilc: 





an Personengeldeinnahine 

' . Doll. 

3 506 ! 

3 854 

4 415 

„ Frachteinnahme . . . 

• • • • n 

9 04S 

11 087 

12144 

i) Durchschnittserträge 

für Klasse I und 

11 . 



*) 

, , I. 
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In folgender Tafel sind zur Veranschaulichung der Eisenbahn- 
verhältnisse der Vereinigten Staaten einige wichtigere Zahlen aus den 
Jahren 1912/13, 1916 und 1917 zusammengestellt, wobei zu berücksichtigen 
ist, daß die Zahlen des Jahres 1912/13 sich auf die Eisenbahnen der 
Klasse I und II, die Zahlen der Jahre 1916 und 1917 — abgesehen von der 
Betriebslänge und den Betriebsmitteln — sich nur auf die Eisenbahnen der 
Klasse I beziehen, die aber rund 90 % aller Eisenbahnen darstellen: 


Verkehr 

- 

30. Juni 

31. De: 

s e m b e r 

19 13 

19 16 

19 17 

Betriebslänge. 

Meilen 

l ) 249 803 

») 254 046 

») 253 626 

Beförderte Personen . . . 

Anzahl 

1033 679680 

1005954 777 

1066 638 474 

Geleistete Personenmeilen 

* 

34 575 872 980 

34 585952026 

39 476 858 549 

desgl. auf 1 Meile . . . 


143 067 

149 795 

170 088 

Beförderte Gütertonnen 

•i 

2058035 487 

2 179696 043 

2270035 053 

Geleistete Tonnenmeilen . 


301 398 752 108 

362 424 397 129 

394 465 400 493 

desgl. auf 1 Meile . . . 

* 

1 245 158 

1 1569084 

1698825 

Betriebslänge. 

. . % 



— 2 ) 0,65 

Betriebsmittel. 

. . 



+ 3 ) 2,05 

Beamte. 

. . 

• 


+ 5,21 

Beförderte Personen . . . 

Anzahl 

. 

i 

-f 60683 697 

Geleistete Personenmeilen 




+ 4890906 523 

desgl. auf 1 Meile . . . 

n 

j 

1 

+ 20293 

Beförderte Gütertonnen 

1 

• 

i 

+ 90339010 

Geleistete Tonnenmeilen . 

1 

n I 

. 


+ 32041003364 

desgl. auf 1 Meile . . . 

" 1 

* ! 

i 

+ 129741 


Die Betriebsausgaben betrugen in Prozenten der Be¬ 
triebseinnahmen: 

69,«% im Jahr 1912/13 (für Klasse I und II) 

52 :: : } < ■ - si< - he s - *>• 

Am 30. Juni 1913 betrug die Zahl der in Konkurs befindlichen Eisen¬ 
bahnen 49, ihre Länge 16 286 Meilen. Am 31. Dezember 1917 waren 
82 Bahnen mit 14 597 Meilen in Konkurs. 

Zu der nachfolgenden Statistik der Güterbewegung auf 
den Eisenbahnen der Klasse I ist zu bemerken, daß nur die Gesamtmenge 
der von den berichtenden Bahnen selbst angenommenen, ihnen 
nicht von Anschlußbahnen zur Weiterbeförderung übergebenen Güter 

*) Gesamtlänge aller vorhandenen Eisenbahnen (Klasse I bis III). 

2 ) — oder + bedeutet Ab- oder Zunahme gegen 1916. 

s ) Angabe für Klasse I und II. 
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(1917: 1264 015 725 t) einer Beurteilung der GüterverkehrsLeistung der 
Eisenbahnen zugrundegelegt werden darf. In der Zahl über die gesamte 
Beförderungsmenge (1917 : 2 270 035 053 t, s. S. 202) sind alle die Güter 
doppelt und noch öfter gezählt worden, die auf ihrem Wege vom Ur¬ 
sprungsort zum endgültigen Bestimmungsplatz mehrere Eisenbahn¬ 
systeme berührt haben 1 ). 


Bezeichnung des Gutes 

Güter, die auf den 
Stationen der berichtenden 
Bahn aufgegeben sind 

Gesamte 

Beförderungsmenge 

r 

Tonnen 

Ton 

n e n 

1916 

1917 

1916 

1917 

Erzeugnisse des Ackerbaus. 



1 


Getreide. 

65684 841 

46 372019 

106 443 613 

87 772910 

Mehl. 

10318 960 

10065 219 , 

24420425 

24687 666 

Andere Miihienerzeugnisse .... 

8234 081 

8 413 089 

18 972 186 

19 444 198 

Heu. 

7 243164 

8 314 486 

12 791766 

14805 041 

Tabak. 

1016 198 

1028 771 

2 086 726 

2 141 275 

Baumwolle. 

4 212062 

3 652222 

9 682201 

8 389 970 

Früchte und Gemüse. 

17 621286 

17 678 958 

42 057 013 

43 145 895 

Andere Erzeugnisse des Ackerbaus 

9 804 818 

9204 495 

16 472 721 

16 898099 

Tierische Erzeugnisse. 





Lebendes Vieh . 

17 294 304 

17 905 829 

24 645 672 

25 742 195 

Zngerichtetes Fleisch. 

2 807 671 

2965 709 

6 489 631 

6722 311 

Andere ErzeugnissezumVerpacken 

2633043 

2566603 

5 691367 

5 503 315 

Oeflügel, Wild und Fisch. 

1096624 

1022472 

2960997 

3001005 

Wolle. .... 

504 927 

499 054 

1287602 

1 152401 

Häute und Leder. 

| 1 896 132 

1367 265 

3 154 853 

3061 BOG 

Andere tierische Erzeugnisse . . 

4 740 660 

5 541214 

8 330746 

10069 648 

Erzeugnisse des Bergbaus. 


I 

. 


Anthrazit. 

78201746 

j 87 847 910 ! 

126 832 421 

143 441 355 

Bituminöse Kohle. 1 

1 314296 963 

355 873 920 j 

! 676 760 282 

631622726 

Koks. 

37 282330 

i 37 910158 

! 70 277 249 

64058166- 

Erze. . 

j 129989 707 

1 130204 486 j 

207 994 083 

200 713 777 

Stein, Sand u. dgl. 

' 106 834 414 

102481443 

140183181 

137329819 

Andere Erzeugnisse des Bergbaus 

14517615 

' 18 334 693 

31898058 

38 259 047 

Erzeugnisse der Wald- | 


i 

1 



Wirtschaft. j 


1 . 



Holz.-. 

67 093 310 

71 679 794 

149 606 568 

161000112 

Andere Erzeugnisse.| 

i 26 726 077 

29158 402 

38566 619 

42 366067 

‘) Vergl. Anmerkung auf S. 

194. 



! 
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Bezeichnung des Gutes 

Güter, die auf den 
Stationen der berichtenden 
Bahn aufgegeben sind 

Gesamte 

Beförderungsm enge 

Tonnen 

Tonnen 

i 

1916 ' 

1917 

1916 

1917 

Manufaktur waren. 

Petroleum und andere öle .... 

16 539840 

20 514897 

35 627 876 

43 507 448 

Zucker . 

3 762 495 

4 235 353 

10666282 

11726153 

Schiffsbedürfnisse. 

1140 681 

1 lll 653 

1980900 

2014223 

Eisen. 

21 113 526 

21 289 656 

38809013 

40 401025 

Eisen- und Stahlschienen 

4084 785 

4 137 743 

8 898 452 

9619066 

Andere Gußwaren und Maschinen 

15 191558 

15 731 094 

33 551 721 

35 108025 

Bleche . 

21830425 

22 377 021 

43 808 776 

47 458237 

Zement, Mauersteine und Kalk . . 

| 46237 607 

41 767 442 

77 491 749 

71 494688 

Ackergeräte. 

1626218 

1 881 421 

3 276 564 

3 787 255 

Wagen, Werkzeuge u. dgi. 

3 309 761 

3 832 432 

7 958466 

9 329 587 

Weine, Liköre und Biere. 

r 4 170 333 

4 061 876 

7 647 356 

7 631423 

Haushaltswaren und Möbel .... 

2294 611 

2 301318 

4 996001 

! 4 957 707 

Andere Manufakturwaren .... 

|J 48 485298 

49 769 262 

101954904 

j 106 722851 

Verschiedene andere Güter . 

| 95 162207 

101006438 

173 273 051 

| 186 249661 

zusammen . . . 

1202000067 

i! 

| 1264015 725 

2 177 247 081 *) 

2 270035063 


Von den 1 264 015 725 t, die hiernach im Jahr 1917 auf den Stationen 
der berichtenden Baiinen aufgegeben sind 1 , kommen auf die Hauptgruppen 
der Güter und auf die in drei Bezirke zusammengefaßten Landeeteile 
folgende Anteile: 


Gtiter von eigenen Bahnen. 


Güterklasse 

"i 

Ostbezirk i 

1 _. 1 

Südbezirk 

S 

Tonnen 

% 

Tonnen 

% 

Erzeugnisse des Ackerbaues. 

25 528 289 

4,is 

13 410 098 

6,31 

Tierische Erzeugnisse.I 

10 199820 

1,65 

2829092 

1,34 

Erzeugnisse des Bergbaues. 

375 220369 

60,73 , 

129277 314 

61,13 

Erzeugnisse der Waldwirtschaft. 

20 417 230 

3,31 

30622307 

14,48 

Manufakturwaren. 

124 500 681 

20,15 j 

23 145 170 

10,94 

Verschiedene andere Güter. 

61977 996 

10,03 

. 1 

12 190665 

5,77 

zusammen . . . 

j 617 844 385 

100,oo 1 

1 

211474 636 

100,oo 


Zu der Summe von 2177 247 081 t sind hinzuzurechnen: 2 448962 t Güter 
die nicht näher bezeichnet sind, so daß die gesamte Beförderungsinenge 
2 179 696 043 t oder rund 2179,7 Millionen t (vergl. S. 194) beträgt. 


Digitizetf by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSSTY OF MICHIGAN 

















Die Eisenbahnen der Verein. Staaten von Amerika in 1916 und 1917. 203 


Güterklasse 

j Westbezirk 

zusammen 

Tonnen 

% 

Tonnen 

% 

Erzeugnisse des Ackerbaues .... 

. 1 65 690871 

i 

i5,n; 

104629258 

8,28 

Tierische Erzeugnisse. 

• 18 829 234 

4,33 ■ 

31858146 

2,52 

Erzeugnisse des Bergbaues. 

228 164 836 

62 , 48 ' 

732652619 

57,96 

Erzeugnisse der Waldwirtschaft . . . 

49 798 669 

11,46 

ICO 838 196 

7,98 

Manufakturwaren. 

45 386 317 

10,44 

193 031 168 

15,27 

Verschiedene andere Güter. 

. Ü 26 837 787 

6,18 

101006438 

7,99 

zusammen . . 

. . || 434 696 704 

1100,00 

! 1 

J1264 016 725 

' 100,oo 


Das Verhältnis der beförderten beladenen Güter- 
'ra.gen zu den leeren ist folgendes: Es sind im ganzen im Jahr 
1916 : 22 639 356 927, im Jahr 1917 : 22 695 744 503 Güterwagenmeilen ge¬ 
fahren worden, hiervon kommen auf beladene Güterwagen im Jahr 1916: 
15 879 370 777, im Jahr. 1917: 15 932 049 759 Güterwagenmeilen und auf 
leere Güterwagen: 6 759 986150 und 6 763 694 744 Güterwagenmeilen. Die 
von den beladenen Güterwagen zurückgelegte Meilenzahl betrug mithin 
1916: 70,14%, 1917: 70,oo % der gesamten Meilenzahl, gegenüber 67 ,sö % 
im Jahr 1912/13. 

Das Bundesverkehrsamt hat im Berichtsjahr 1917 für die Eisenbahnen 
der Klasse I zum erstenmall Ermiittlungien angestellt über den Ver¬ 
brauch von Lokomotivfeuerung und Schienen und 
Schwellen zur Erneuerung des Oberbaus, wobei die verschiedenen 
Arten von Heizungsmaterial: Anthrazit, Koks, bituminöse Kohle, öl, hartes 
und weiches Holz, nach einer Tonneneinheit berechnet sind. Es sind von 
den Eisenbahnen der Klasse I verbraucht worden: 150 230 647 t Lokomotiv¬ 
feuerung, 2 046 575 t Schienen im Wert von 58 188 220 Dollars, 79 070 201 
Kreuzungsschwellen und 208 526 311 laufende Fuß Weichen- und Brücken¬ 
schwellen im Gesamtwert von 57 559 273 Dollars. 

Die von den Eisenbahnen aller Klassen gezahlten Steuern und 
Abgaben haben betragen im Jahr 1916: 162474 735 Dollars, im Jahr 
1917: 226 284110 Dollars, worin die Kriegssteuem einbegriffen sind. Für 
die Bahnmeile schwanken die Steuern bei den Eisenbahnen der Klasse I 
zwischen 262 Dollars und 3915 Dollars, dm Durchschnitt betrugen sie im 
Jahr 1917 für die Bahnmeile 972 Dollars. 
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Beteiligung des niederländischen Staates an den Elisenbahngesell¬ 
schaften. Wie in den meisten anderen Ländern Europas hat auch in 
Holland der Krieg die Eisenbahnfinanzen erschüttert, denn auch hier 
ist es nicht gelungen, diie Einnahmen den gesteigerten Ausgaben anzu¬ 
passen. Solange der Krieg währte und die Eisenbahnen in erster Linie 
für die militärischen Zwecke der auch in Holland durchgeführten Mobili¬ 
sierung. der militärischen Kräfte dienten, traten seine Wirkungen nicht 
so sehr in die Erscheinung, denn der Staat garantierte für die mili¬ 
tärische Inanspruchnahme der Bahnen den Gesellschaften eine Ein¬ 
nahme, die die Ausschüttung einer vierprozentigen Dividende ermög¬ 
lichte. Nachdem aber mit dem Ablauf des Jahres 1919 die Beschlagnahme 
aufgehört hatte, ergaben sich die Schwierigkeiten von selbst Zwar 
hatten die beiden großen Gesellschaften hier schon vorgebaut: die 
Übernahme der beiden kleinen Gesellschaften (Zentralbahn und Nord- 
Brabant Deutsche Eis.) durch die Staatsbahnbetriobsgesellschaft (SS) 1 ) 
und die Betriebszusammenlegung dieser mit der Holländischen Eisen¬ 
bahngesellschaft (HSM) bewegten sich in dieser Richtung. Auch ist be¬ 
kannt, daß der Staat die ungünstige Lage der Eisenbahnen benutzen . 
wollte, sich in den Besitz eines größeren Teils des Aktienkapitals zu 
setzen, allerdings ohne Erfolg.’) Nun haben die Verhältnisse dahin ge¬ 
führt, daß der Staat die Mehrheit der Aktien beider Gesellschaften be¬ 
sitzen und dadurch einen maßgebenden Einfluß auf den Betrieb der ihm 
ja größtenteils gehörenden Bahnen erhalten wird. SS, die ja dm wesent¬ 
lichen nur Staatsbahnen betreibt, erhöht ihr Kapital von 18 auf 40 Mil¬ 
lionen Gulden, HSM, die Eigentümerin der hauptsächlichsten Privat¬ 
bahnen und Betriebsführerin weiterer Privat- und Staatsbahnen, bringt 
ihr Kapital von 22'A auf 50 Millionen Gulden. In beiden Fällen geht 
die gesamte Erhöhung zu Lasten des Staats, der die neuen Aktien zum 
Nennwert übernimmt und somit bei beiden Gesellschaften über die 
absolute Mehrheit verfügt. An dem privaten Charakter d*er beiden 
Unternehmungen und den sonstigen Verhältnissen wird nichts geändert. 
Wir haben somit eine gemischtwirtschaftliche Unternehmung vor uns, 
die auf dem Gebiet des Eisenbahnwesens namentlich in dem diesen 
Fragen ziemlich ablehnend gebliebenen Holland neu ist. 


’) Archiv für Eisenbahnwesen 1917 S. 534 und 1918 S. 115. 
*) Archiv für Eisenbahnwesen 1918 S. 681. 
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Die Verträge, die zwischen detm Staat und’ den bei den Gesell¬ 
schaften zur Durchführung dieser Änderungen abgeschlossen werden 
müssen, lehnen sich an die für das ganze Verhältnis maßgebenden Ver¬ 
träge von 1890 1 ) an und haben folgenden Wortlaut: 

Art. 1. (1) Die Gesellschaft verpflichtet sich, nach Einholung der könig¬ 

lichen Genehmigung in ihrer Geschäftsordnung die Änderungen vorzunehmen, 
die im Anhang angeben werden. 

(2) Die Gesellschaft verpflichtet sich, diese Genehmigung einzuholen, 
sobald dieses Übereinkommen durch Gesetz bestätigt worden ist. 

Art. 2. (1) Unter Abänderung des Vertrags von 1890 Art. 65 Abs. 1 
wird das Aktienkapital der Gesellschaft (SS) auf 40 Millionen Gulden, bei 
I1SM auf 50 Millionen festgesetzt. 

(2) Der Staat übernimmt 88 000 auf seinen Namen ausgestellte Anteile 
zum Preis von je 250 fl. (Bei HSM übernimmt der Staat 27 500 Anteile zu je 
1000 fl.) 

Art. 3. (1) Die Gesellschaft verpflichtet sich, auf Verlangen des 
Königs den Betrieb auch auf den in Art. 1 des Gesetzes über Neben- und 
Kleinbahnen 2 ) genannten Bahnen zu übernehmen, dio durch den Staat an¬ 
gelegt werden, oder über die der Staat durch Verstaatlichung oder auf andere 
Weise die Verfügung erhält, sofern und solange diese Bahnen an solche der 
Gesellschaften anschließen, was auch gelten soll, wenn die Spurweite ver¬ 
schieden ist. 

(2) Die Bestimmungen in Art. 2 Abs. 3 und 4, Art. 7 Abs. 1, 2 und 1, 
Art. 8 und Art. 22 Abs. 2 des Vertrags von 1890 finden auch auf die in Abs. 1 
genannten Bahnen Anwendung. Ferner werden in allen Bestimmungen dieses 
Vertrags, außer in Art. 31, wo die Kode ist von Staatsbahnen, auch diese 
Bahnen darunter verstanden. 

(3) Als Entgelt für die Benutzung der in diesem Artikel genannten 
Bahnen zahlt die Gesellschaft jährlich an den Staat eine mit der Gesellschaft 
zu vereinbarende Summe aus. Bei der Festsetzung dieser Summe ist auf den 
Betrag, den der Staat für die Bahnen hat aufwenden müssen. Rücksicht zu 
nehmen. 

Art. 4. Art. 3 des Vertrags von 1890 wird dahin geändert, daß Unter¬ 
nehmungen, die den Verkehr von Personen und Gütern zum Zweck haben, nur 
nach vorheriger Genehmigung durch den Arbeitsminister von der Gesellschaft 
begründet oder betrieben werden dürfen; das gleiche gilt fiir ihre Teilnahme an 
solchen Unternehmungen. 

Art. 5. Art. 17 Abs. 1 des Vertrags von 1890 wird dahin geändert, daß 
nunmehr alle Tarife und alle Änderungen an den Tarifen der Genehmigung durch 
deii Arbeitsminister bedürfen, entsprechend Art. 28 des Gesetzes vom 9. April 1875. 

A r t. 6. Das in Art. 20 Abs. 6 des Vertrags von 1890 näher umschriebene 
Becht, Anlagen zu machen, obwohl der Minister sie nicht genehmigt hat und das 
Schiedsgericht sie nicht für nötig hält, wird aufgehoben. 

Art. 7. Das liecht der Gesellschaft, den Vertrag von 1890 zu kündigen, 
wird aufgehoben. 

Art. 8. (1) Unter Abänderung der Bestimmungen des Abs. 1 Art. 33 des 
Vortrags von 1890 behält SS jährlich von dem Reingewinn 5.om»:nr>s% 3 ) 


1 ) Archiv für Eisenbahnwesen 1892 S. 470. 

2 ) Archiv für Eisenbahnwesen 1918 S. 698. 

3 ) Die seltsame Summe bei SS ergibt sich daraus, daß SS bei einer 
Dividende von über 4 14 % 500 Gründeranteilen einen Teil des Reingewinns iiber- 
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(I1SM: 5 %) ihres auf die Inhaberaktien eingezahlten und nicht zurückgezahlten 
Kapitals (18 Will. fl. bei SS und 22J4 Mill. fl. bei HSM); sodann erhält der 
Staat 1 % seines Kapitalsanteils, und der weiter etwa noch vorhandene Über¬ 
schuh wird derart verteilt, daß beide Parteien die Hälfte bekommen, bis daß die 
Dividende des Inhaberaktienkapitals 6J4 % beträgt; von dem dann noch ver¬ 
bleibenden Rest erhält der Staat %, die Gesellschaft 

(2) Dagegen zahlt der Staat nötigenfalls unter Abweichung von Art. 33 
letzter Abs. des Vertrags von 1890 der Gesellschaft die Summe, die ausweislich 
der Gewinn- und Verlustrechnung erforderlich ist, um zu einem Überschuß von 
5,026315S % bei SS und 5 % bei HSM über das eingezahlte und nicht zurück¬ 
gezahlte Inhaberaktienkapital von 18 und 22 Yz Mill. fl. zu gelangen. Die Aus¬ 
zahlung dieser Summe erfolgt innerhalb eines Monats, nachdem die Jahresbilanz 
und die Gewinn- und Verlustrechnung in der satzungsmäßig bestimmten Weise 
bekanntgemacht worden ist. 

(3) Was von dem Reingewinn der Gesellschaft verbleibt, ist zur Aus¬ 
zahlung einer Dividende an die Inhaberaktionäre und die Gründer bestimmt. 

Art. 9. (1) Falls der Staat den Betrieb der Gesellschaft endigen lassen 
und ihr Eigentum verstaatlichen will, muß er dies zu einem ersten Januar und 
entsprechend Art. 341 des Vertrags tun 1 ). 

(2) Als Entschädigung für das, was der Staat alsdann erhält, zahlt er 
der Gesellschaft — abweichend von Art. 35 und 40 des Vertrags von 1890 — 
die Summe, die die Gesellschaft nötig hat, um bei der Liquidation an die In¬ 
haberaktionäre zahlen zu können: 

a) den auf die Aktien eingezahlten und noch nicht zurückgezahlten 
Betrag; 

b) die Summe von 6 390 000 fl. (bei HSM: 3 412 5C0 fl.); 

e) 6 % Zinsen jährlich von dem Tag ab, an dem die Liquidationssumme 
zahlbar ist. 

(3) Die nach Abs. 2 vom Staat zu zahlende Summe wird fällig einen 
Monat, nach dem die Liquidationsrechnung auf die satzungsmäßige Weise fest- 
gestellt worden ist. 

Art. 10. (1) Falls der Staat bis zum 31. Januar 1931 von seinem Recht, 
das Eigentum der Gesellschaft zu verstaatlichen, noch keinen Gebrauch gemacht 
hat, zahlt er am 2. Januar des folgenden Jahres die Art. 9 Abs. 2 genannte 
Summe von 6 390 000 fl. (bei HSM 3 442 500 fl.) der Gesellschaft aus; diese Summe 
ist alsdann als besondere Vergütung unter die Inhaberaktionäre zu verteilen. 

(2) Diese Summe wird, falls sie einmal gezahlt worden ist, bei einer 
späteren Verstaatlichung auf das nach Art. 9 Abs. 2 zu Zahlende angerechnet. 

A r t. 11. Die Bestimmungen über die protokollarische Aufnahme von 
Werken und die Angaben, Aufstellungen usw. nach Art. 20 vorletzter Absatz, 
43, 44, 45 Abs. 4, 80 zu f und 82 Abs. 5 des Vertrags von 1890 fallen fort 3 ). 

Art. 12. Die Gesellschaft macht dem Arbeits- und dem Finanzminister 
und den von diesen beauftragten Reichsbeamten alle Angaben, die diese zu 
haben wünschen, und gibt ihnen Einsicht in ihre Bücher und ihr Archiv. 

Art. 13. Die Artikel 1—12 dieses Vertrags werden wirksam, sobald 
die in Art. 1 genannten Änderungen in der Geschäftsordnung der Gesellschaft 


weisen muß. Vgl. Archiv 1917 S. 539 Anm. 1). IISM kennt keine Gründer¬ 
anteile. 

*) Die beiden anderen Arten Art. 3411 und III vgl. Archiv 1892 S. 470 
fallen nunmehr fort. 

2 ) Diese Bestimmungen beziehen sich auf die nunmehr fortfallenden Ver¬ 
staatlichungsmöglichkeiten nach Art. 3411 und III des Vertrags von 1890. 
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vorgenommen worden sind. Art. 8 findet keine Anwendung auf das am 31. De¬ 
zember 1920 endigende Geschäftsjahr der Gesellschaft Die Gesellschaft- ver¬ 
pflichtet sich, für die Dividende dieses Jahres keine Gelder den in, Art. 40 des 
Vertrags von 1890 bezeichneten Vermögensmasseii 1 ) zu entnehmen. 

Art. 14. Dieser Vertrag kann nur mit Genehmigung der Generalver¬ 
sammlung der Inhaberaktionäre geändert werden. 

A r t. 15. Dieser Vertrag kann bezeichnet werden als Vertrag 1920 SS 
(Vertrag 1920 HSM), der vom 21. Januar 1890 als Vertrag 1890 SS (Vertrag 
1890 HSM). 

Art. 16. Die Kosten dieses Vertrags trägt die Gesellschaft. 

Anhang. 

Die Geschäftsordnungen der Gesellschaften 2 ) werden in folgenden 
Bestimmungen geändert und den neuen Verhältnissen angepaßt. 

Art. 5 und 6 werden mit der Kapitalserhöhung in Einklang gebracht; 
für die 88 000 SS-Anteile bekommt der Staat 44 Urkunden, für je 2000 Anteile 
zu je 250 fl. eine, für die 27 500 HSch-Antcile 55, für je 500 Anteile zu je 
1000 fl. eine. Innerhalb dreier Monate zahlt der Staat 2 200 000 fl. an SS und 
2 750 000 fl. an HSM. Die weiteren Zahlungen werden besonders vereinbart. 

In Art. 9 wird die Zahl der Kommissare (Mitglieder des Aufsichtsrats) 
auf elf festgesetzt. 

Art. 10 Abs. 1 und 5—8 bleiben bestehen, im übrigen heißt es: 

(2) 6 Kommissare werden ernannt und entlassen vom Arbeits- und vom 
Finanzminister, die auch für jeden einen Stellvertreter ernennen können. 

(3) Die übrigen 5 Kommissare werden gewählt und* entlassen von der 
Generalversammlung der Inhaberaktionäre; für jeden ist ein Stellvertreter 
zu benennen. 

(4) Die in Abs. (3) genannten Kommissare der SS können ihr Amt erst 
antxeten, wenn die Mitglieder des Aufsichtsrats der HSM dazu ihre Zustimmung 
gegeben haben (und umgekehrt). 

(5) Jedes Jahr scheidet ein Drittel der in Abs. (3) genannten Kommissare 
und ihre Stellvertreter in einer durch das Los festzustellenden Reihenfolge aus, 
und zwar unmittelbar nach der ordentlichen Generalversammlung der Inhaber¬ 
aktionäre. 

Art. 13 erhält folgenden Wortlaut: 

(1) Der Aufsichtsrat ernennt in der jeweils ersten Versammlung nach 
der ordentlichen Generalversammlung der Inhaberaktionäre aus seiner Mitte 
einen Auschuß aus mindestens 5 Mitgliedern, unter denen sich der Vorsitzende 
und der Sekretär befinden müssen, dem die Ausübung des in Art. 12 bezeich¬ 
neten Aufsichtsrechts übertragen wird. 

(2) Die Rechte und Pflichten dieses Ausschusses werden durch eine von 
dem Aufsichtsrat im Einvernehmen mit der Direktion aufzustellenden Geschäfts¬ 
ordnung geregelt. 

(3) Seine Mitglieder erhalten eine durch den Aufsichtsrat festzusetzende 
Entschädigung für ihre Mühewaltung. 

In Art. 14 Abs. 4 wird für die Direktoren (wie für die Aufsichtsrats¬ 
mitglieder in Art. 10 Abs. 4) die Bestimmung gestrichen, daß sie im Besitz von 
Aktien der Gesellschaft sein müssen. 

l ) d. i. dem Reservefonds. 

3 ) Vergl. Archiv 1917 S. 538 ff. 
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In Art. 19 und 20 werden die Bestimmungen über die Gewinnverteilung 
mit denen des Vertrags mit dem Staat in Übereinstimmung gebracht. 

In den Art. 21 ff. werden für die Einberufung der Generalversammlung 
der Inhaberaktionäre dieselben Bestimmungen getroffen wie für die Allgemeine 
Generalversammlung, in der auch der Staat vertreten ist. 

In A r t. 24 wird u. a. die Bestimmung aufgenommen, daß der Vertreter 
des Staats für jeden Anteil eine Stimme hat 

Die Bestimmungen über die Liquidation, Art. 28, werden entsprechend 
dem Vertrag von 1920 geändert. 

Dr. rer. pol. Overmann in Königsberg (Pr.). 


Die Transportabteilung des englischen Munitionsministeriums. 

Schon bald nach seiner Gründung mußte das englische Munittonsministeirium 
daran denken, eine besondere Transportabteilung einzurichten. Die ihm 
zufallenden Aufgaben waren sehr umfangreich, obgleich ihrer Tätigkeit 
dadurch eine verhältnismäßig enge Grenze gezogen war, daß dte Zuständig¬ 
keit des Munitionsministeriums mit der Fertigstellung der Munition ein Ende 
fand, deren Beförderung zur Verwendungsstelle vielmehr Sache des Kriegs¬ 
ministeriums war. Die Transportabteilung wurde am 15. September 1015 
von Lloyd George, der damals Munitionsminister war, gegründet und dein 
Generaldirektor der Munitionsversorgung unterstellt. Das Ministerium 
war in vier Abteilungen, A, B, (J und D, gegliedert: Abteilung C hatte 
wiederum acht. Unterabteilungen, die C M 1—8 hießen; die letzte von ihnen, 
CMS, war die Transportabt.il ung. Die Abteilung C staiul unter der Lei¬ 
tung des stellvertretenden Generaldirektors Sir Eric Geddes, der später 
Feldeisenhahnehef in Frankreich wurde und jetzt das englische Verkehrs- 
minisfcerium leitet. Ihm waren zunächst für die Tia-nsportabteilung nur 
vier Beamte zugeteilt, die aus dem Güterdienst der englischen Eisenbahnen 
entnommen waren. Die Abteilung wuchs sich aber so aus, daß sie beim 
Waffenstillstand über einen Bestand von 190 Köpfen verfügte, von denen 00 
im Ministerium selbst arbeiteten und 106 den Außendienst versahen. 

Die Aufgabe der Transportabteilung bestand nach der Verordnung, 
durch die sie eingesetzt wurde, darin, daß sie sich mit dem Kriegsrainisterium, 
dem Eisenbahnbetriebsausschuß, der während des Kriegs das englische 
Eisenbahnwesen von Staats wegen leitete, und dein einzelnen EisenbahngeSeil¬ 
schaften wegen aller der Solidereinrichtungen in Verbindung setzen sollte, 
die das Munitionsministerium von den Eisenbahnen verlangte; hierzu ge¬ 
hörten namentlich der Bau von Anschlußgleisen, Einlcgug von Sonder- 
zügen, besondere Einrichtungen zur Erleichterung des Übergangs der 
Güter von einer Bahn zur anderen und überhaupt alle technischen Eisen- 
bahnangelogeinhoiien. Die Abteilung C M8 riß gleich nach ihrer Gründung 
weitere Zuständigkeiten an sich, und schon Ende 1915 befaßte sie s!cli 
mit zahlreichen Aufgaben, die ihr ursprünglich nicht zugedacht war‘n; 
so beriet sic die anderen Abteilungen des Ministeriums» und die Eisen¬ 
bahngesellschaften bei der Auswahl des Orts für neue Anschlußgleise 
und bei deren Planung; sie wählte ferner die Baustelle für Munitions¬ 
lager nach Verkehrsgesiclitspunkten aus; sie stallte Dringlfehkeitsbescheini- 
gungen für kriegsnotwendige Sendung tl aus; sie bereitete statistische Auf¬ 
zeichnungen vor, um zu ermitteln, welche Mnnitionsmengen voraussichtlich 
in gewissen Zeiträumen zu befördern sein würden, und bearbeitete überhaupt 
alle Fragen, deren Lösung geeignet erschien, die Munitionstransporte 
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zu erleichtern. Bei der Notwendigkeit, die Munitions- und sonstigen. 
Fabriken für Heeresbedarf sowie die Lagerhäuser für diese Gegenstände 
mit Gleisanschluß zu versehen, machte diJeeer Zweig der Tätigkeit der 
Transportabteilung besonders; viel Arbeit. Auch andere technische 
Fragen wurden der Abteilung zur Bearbeitung überwiesen. 

Anfang 1916 wurde der Wirkungskreis der Transportabteilung 
wesentlich erweitert. Der Veränderung ihres Tätigkeitsbereichs ent¬ 
sprechend, wurde ihr Name wiederholt abgeändert, dem Sinn nach blieb 
er aber immer der einer Transportabteilung. Es tauchte dlamals die 
Frage auf, ob die Eisenbahnen den erhöhten Anforderungen, die die 
gesteigerte Erzeugung von Munition und deren Verteilung in der 
nächsten Zeit an sie stellen würde, gewachsen wären. Der Eisenbahn¬ 
betriebsausschuß bejahte diese Frage unter der Voraussetzung, daß die 
nötigen Maßnahmen getroffen würden, um das schnelle Entladen der be¬ 
laden eingehenden Güterwagen zu gewährleisten, daß aller Mißbrauch 
von Eisenbahnwagen, namentlich deren unbefugtes Zurüekhalten in 
Fabriken und Lagern überwacht, angezeiigjt und untersucht würde, daß 
die Wagen gründlich ausgenutzt und alle unnötigen Transporte ver¬ 
mieden würden. Für die Erfüllung dieser Voraussetzungen mußte die 
Transportabteilung sorgen; sie gab zu diesem Zweck u. a. eine An¬ 
weisung an die Fabrikleitungen und die Lageroffiziere über die Be¬ 
nutzung der Eisenbahn heraus. Um diese Zeit übernahm sie auch die 
Leitung über die Beförderung der Munitionsarbeiter zur und, von der 
Arbeit, sowohl mit der Eisenbahn als auch auf der Straße mit Klraftwagen 
und Straßenbahnen, sowie zu Wasser mit Fähren, und befaßte 9ich über¬ 
haupt mit dem Transportwesen auf der Straße, soweit es mit der Eisen¬ 
bahnbeförderung im Zusammenhang stand und dazu geeignet war, die 
Eisenbahn zu entlasten. Im Mai 1916 wurde daraufhin die Transport¬ 
abteilung in acht Gruppen gegliedert; sie bearbeiteten 1. den Eisenbahn- 
und Kanaltransport, 2. Zulassungsbescheinigungen für den Eisenbahn¬ 
transport, 3. Verkehrsvorschriften für Fabriken und Lager, 4. Tarife 
und sonstige Beförderungsvorschriften, 5. Zweiggleise und Neubauten, 
6. dio Beförderung der Munitionsarbeiter, 7. die Beförderung auf der 
Straße. 8. persönliche Angelegenheiten, Ausrüstung und Registratur. 

Die Maßnahmen, dSe getroffen wurden, um den Anforderungen der 
verschiedenen Abteilungen des Ministeriums in bezug auf Beförderungs- 
angelegenheiten zu genügen, waren je nach den zeitlich und aus anderen 
Gründen wechselnden Bedürfnissen verschieden. So hatten z. B. die 
Abteilung für Schützengrabenkrieg, die Abteilung für Sprengstoffe; die¬ 
jenige für technische Kriegsmittel, die Abteilung für Füllung] der Gra¬ 
naten ihre besonderen Transportabte'lungen, die aber in grundsätzlichen 
Fragen sich der Transportabteilung CM8 unterordnen mußten. Alle 
Abteilungen, die nicht wie die genannten ihre Transportangelegenheiten 
selbst bearbeiteten, wandten sich ‘in Beförderungsfragem unmittelbar an 
die Transportabteilung. Ihre Tätigkeit erstreckte sich schließlich weit 
über den Dienstbereich des Munitionsministeriums hinaus, und sie beriet 
auch andere staatliche Stellen und auch private Munitionsfabriken in 
Transportangelegenheiten. 

Die örtliche Aufsicht über das Transportwesen wurde zunächst in 
der Form ausgeübt, daß Beamte der Transportabteilung herumreisten; 
später wurden Bezirkstranspo rtoffiziere eingesetzt, zuerst kn Bezirk 
Birmingham, dann in Leeds, Manchester und an vielen anderen Orten. 
Es gab schließlich neun solche Bezirke, von denen einige wieder in 

Archiv für Eisenbahnwesen. 1921. 14 
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Unterbezitke eingeteilt waren. Diese Einrichtung entlastete einerseits 
das Ministerium und steigerte andrerseits die Leistungen der Fabriken; 
sie wurde im Lauf der Zeit so ausgebaut, daß schließlich Reisen der 
Aufsichtsbeamten des Ministeriums selbst ganz entbehrlich wurden. 

Die Tätigkeit der Bczirkstiransportofilizierci hatte namentlich zur 
Folge, daß der Laderaum der Wagen besser ausgenutzt und der Wagon¬ 
umlauf beschleunigt wurde; in den Häfen sorgten .-io für schnelles Ent¬ 
laden der Wagen. Beförderungen auf kurze Entfernungen lenkten sie 
von der Eisenbahn ab und leiteten sie auf die Kanäle und Straßen über. 
In einem Bezirk wurden z. B. 300 000 t auf den Wasserweg verwiesen, 
deren Beförderung olinta die Tätigkeit des Transporte! fiziers der Eisen¬ 
bahn zugefallen wäre. Infolge des Ersatzes der Eisenbahn durch Kraft¬ 
wagen wurde an einer anderen Stelle der Bedarf einer Fabrik an 
Eisenbahnwagen um 500 Stück wöchentlich herabgesetzt. In einem an¬ 
deren Bezirk ließ der Transportoffizier in der Zeit vom April 1911 
bis Dezember 1918 787 000 t Güter mit Lastkraftwagen des Munitions- 
ministeriums auf der Straße befördern; 113 000 t hiervon wären, ob¬ 
gleich sie auf nahe Entfernungen gingen, ohne sein Dazwischentreten 
der Eisenbahn zur Beförderung übergeben worden. In manchen Be¬ 
zirken unterstand den Transportoffizieren auch die Überwachung des 
Kraftwagenverkehrs; sie wirkten dabei auf gründliche Ausnutzung der 
Wagen, namentlich ihrer Ladefähigkeit hin. In einem solchen Fall er¬ 
reichte der Transportoffizier z. B„ daß wesentlich über 1000 t Munition 
mittels Kraftwagen befördert wurden, die leer zur Beladung fuhren. 

Die Transportabteilung selbst sann beständig auf Mittel und Wege, 
um die Beförderung zu erleichtern und die Menge der beförderten Güter 
zu verringern. So setzte sio es z. B. durch, daß manche groikn Gegen¬ 
stände am Ort ihrer Erzeugung geprüft und abgenommen und nicht 
etwa zu diesem Zweck erst an einen anderen Ort gebracht wurden. Füi 
andere solche Gegenstände wunden Sonderwagen eingestellt, doch konnte 
man diese und den Wägenraum überhaupt zuweilen ersparen, wenn die 
schweren Güter in ihre Einzelteile zerlegt befördert wurden; die Mehr¬ 
belastung, die hinter der Front durch das Zusammensetzen entstand, war 
nur gering im Verhältnis zu der Ersparnis an Wagen, die bei der An¬ 
forderung erreicht wurde. Vom Januar 1916 an wurden besondere Maß¬ 
nahmen zur Ausnutzung der Kesselwagen getroffen, deren Zahl den An¬ 
forderungen des Kriegs nicht genügte. Um überflüssige Transporte zu 
vermeiden, wurden die Erzeugungsstellen, die Lager und die Verwen¬ 
dungsstellen einander so zugeteilt, daß die Wege zwischen ihnen auf 
ein Mindestmaß beschränkt wurden. Durch geschicktes Verladen von 
Patronen konnten monatlich 6000 Wagen erspart werden, und sehr er¬ 
hebliche Ersparnisse wurden auch dadurch erzielt, daß leere Patronen- 
kästen in zerlegtem Zustand befördert wurden. 

Von der sonstigen Tätigkeit der Transportabteilung sei nur noch 
erwähnt, daß ihr Ende Dezember 1918 nicht wen'ger als 2054 Kraftwagen, 
teils solche mit Benzin-, teils solche mit Dampfbetrieb, unterstanden; es 
befanden sich unter ihnen schwere und leichte Wagen, Schlepper, Kraft¬ 
räder mit und ohne Seitenwagen für Personen- und Güterbeförderung. 
Diese Fahrzeuge liefen in dem mit Oktober 1918 endigenden Jahr über 
4 000 000 km beladen und über 3 000 000 km leer; dabei beförderten sie aul 
nahezu 560 000 Fahrten annähernd 2 000 000 t- 

Die vorstehende Schilderung, die sich an eine Beschreibung in 
„Railway Gazette“ als Quelle anschließt, erweckt den Eindruck, daß in 
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ebenso wie bei uns manche Überorganisation vorgekommen ist. 
Die bn^Vätider behaupten abcir, daß ohne die Tätigkeit der Transport- 
abieWutti des Munitionsministeriums die Eisenbahnen nicht imstande ge¬ 
wesen wären, die ihnen zufallenden umfangreichen Aufgaben zu er¬ 
füllen. Ist auch in England der Krieg nicht ohne schwere Erschütte¬ 
rungen, ja,- nicht ohne Zerrüttung des Eisenbahnwesens zu 
Ende gegangen, so ist es doch wohl möglich, daß die Mißstände noch 
größer gewesen wären, wenn nicht eine mit weitgehenden Befugnissen 
versehene Behörde das Transportwesen des Heeres von einer Stelle aus 
einheitlich geleitet hätte. Wh. 


Neugestaltung des französischen Eisenbahnwesens. Der Vorstand 
der republikanisch-demokratischen und sozialistischen Partei des fran¬ 
zösischen Abgeordnetenhauses hat nach, einer Mitteilung im Temps vom 
Iß. November 1920 für die Neugestaltung des französischen Eisenbahn¬ 
wesens folgendes Programm auf gestellt: 

1. Entscheidung über die Eisenbahnfrage bis spätestens 31. Dezem¬ 
ber 1920; 

2. Änderung der Verträge mit den Gesellschaften unter einst¬ 
weiliger Zurückstellung der Frage der Übernahme durch den 
Staat; 

3. Einsetzung eines Obersten Rats, bestehend aus Vertretern des 
Staats, der Eisenbahngesellschaften, der Verkehrsinteressenten 
und des Personals; 

4. Einsetzung einer Obersten Betriebsleitung für sämtliche Linien; 

5. Gründung .einer Finanzgemeinschaft der Eisenhahngesellschaften 
mit einem gemeinsamen Fonds zum Ausgleich der Mehr- und 
Mindererträgnisse der einzelnen Gesellschaften; 

6. Beteiligung des Personals an den Erträgnissen der Eisenbahnen. 

Das Programm deckt sich in den Hauptpunkten mit dem Regierungs¬ 
vorschlag 1 ), über dessen Schicksal inzwischen noch nichts bekannt ge¬ 
worden ist 


Verk.ehrsministerium in Schweden. Pläne, die bis in das Jahr 1908 
zurückreichen, sind in Schweden am 1. Juli 1920 mit der Errichtung 
eines besonderen Verkehrsministeriums verwirklicht worden. Zur Zu¬ 
ständigkeit dieses Ministeriums gehören folgende Gebiete: 

1. Eisenbahnen und Straßenbahnen, Post, Telegraphie und Telephon, 
Kanäle, Schiffahrtswege und Häfen; 

2. Wege, Brücken und Fähren, Personenverkehr auf dem Lande 
(skjjuts) und Gastwirtschaften, Automobilverkehr sowie der übrige 
Landverkehr; 

3. Luftverkehr; 

4. die etaaltübhen Wassdrfälle und ihr Zubehör, soweit diese Ange¬ 
legenheiten nicht zur Zuständigkeit eines anderen Ministeriums gehören; 

5. Stadthauwesen; 

6. Bau- und Brandwesen; 

7. öffentliche Gebäude, sow r eit ähnliche Angelegenheiten nicht zur 
Zuständigkeit eines anderen Ministeriums gehören. 


1 ) Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1920, >S. 1270. 
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Zu den nächsten Aufgaben des neuen Ministeriums gehört u. a. die 
Vorbereitung neuer Gesetze über die öffentlichen Wege und ihre Unter¬ 
haltung, einer Bau- und Betriebsordnung für die Privatbahnen, die 
Prüfung der von einem besonderen Ausschuß zur Zeit bearbeiteten Ver¬ 
staatlichung der Privatbahnen, Elektrisierung von Staatsbahnen, Umbau 
der Bahnhöfe in Stockholm und Gotenburg, Bahnbauten in Norrland, 
Anlage neuer Kraftstationen an den staatlichen Wasserfallen, Regu¬ 
lierung und Ausbau der Binnenwasserwege. 

Br. F. PaszJcowski. 


Die einheitlichen Arbeitsbedingungen der Eisenbahn-Werkstätten- 
arbeiter der Vereinigten Staaten von Amerika 1 ). Noch unter der Herr¬ 
schaft des Bundesbetriebs der amerikanischen Eisenbahnen sind am 
20. Oktober 1919 erstmalig einheitliche Arbeitsbedingungen für die Werk¬ 
stättenarbeiter durch ein sogenanntes nationales Abkommen 
zwischen dem Generaldirektor der Eisenbahnen Hines und folgenden der 
American Federation of Labor angeschlossenen Gewerkschaften verein¬ 
bart worden, nämlich der International Association of Machinists, der Inter¬ 
national Brotherhood of Boilermakers, der Iron Ship Builders and Helpers 
of America, der International Brotherhood of Blacksmiths and Helpers, 
der Amalgamated Sheet Metal Workers’ International Alliance, der Inter¬ 
national Brotherhood of Electrioal Workers und der Brotherhood of Railway 
Carmen of America. Das Abkommen gilt auch für die Handwerker der 
Eisenbalm-Expreß- und der Pullman-Sehlafwagen-Gesellschaft. Die 
von andern Organisationen geschlossenen Kollek'tiwerträge werden durch 
das Abkommen nicht aufgehoben, es sei denn, daß eine Mehrheit der 
beteiligten Arbeiter es ausdrücklich wünscht. Bei der Stärke der an dem 
nationalen Abkommen beteiligten Gewerkschaften ist diese Einschränkung 
ziemlich belanglos; sie ändert jedenfalls nichts daran, daß man in den 
nachfolgenden Abmachungen nunmehr die allgemein gültigen Arbeits¬ 
bedingungen der amerikanischen Werkstättenhandwerker zu er¬ 
blicken hat. 


A1 lgemeine Vorschriften. 

Arbeitszeit. 

1. Acht Stunden bilden ein Tagewerk. Alle unter dies Abkommen 
fallenden Arbeiter, außer denen unter Ziffer 15, werden im Stundenlohn 
beschäftigt. 

2. Wenn in einer Schiebt gearbeitet wird, so soll die Arbeit nicht vor 

7 Uhr und nicht nach 8 Uhr morgens beginnen. Die Zeit und Dauer 
der Frühstückspause wind zwischen beiden Teilen vereinbart. - 

3. Wo in z w e i Schichten gearbeitet, wird, richtet sich der Beginn, der 
ersten Schicht nach Ziffer 2; die zweite soll sich ihr unmittelbar an¬ 
schließen oder um 8 Uhr abends beginnen. Sie dauert, ununterbrochen. 

8 Stunden, einschließlich einer in die fünfte Arbeitstunde fallenden 
Eßpause von 20 Minuten. 


c) Wage Agreement for the Shop Employees. Vgl. Railway Age vom 
26. Dezember 1919, S. 1241 ff. 
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\So in drei Schichten gearbeitet wird, richtet eich d*er Beginn der 
iMisten SeYiicM nach Ziffer 2; der Beginn der folgenden Schichten regelt 
£u\i dementsprechend. Jede Schicht dauert acht Stunden, einschließlich 
einer in die fünfte Arbeitsstunde fallenden Eßpause von 20 Minuten. 

5. Ar\>eivV4>egiaiii und Schluß <9011001 für alle Arb eher einer Schlicht auf 
derselben Arbeitsstelle (point) gleich sein; aber wo die laufenden 
Reparaturen in drei Schichten und die übrigen Werkstättenarbeiten in 
zwei Schichten ausgeführt werden, richtet sich dör Schluß der ersten 
dieser beiden Schichten sowie der Beginn und das Ende dier zweiten 
Schicht iuadh Ziffer 3. 

6. Abgesehen von den Vorschriften unter Ziff. 7, 9, 10 und 15, werden die 
Überstunden über die regelmäßige Arbeitszeit hinaus — innerhalb 
eines 24-stündigen Zeitraums — bis zur 16. Stunde einschließlich, vom 
regelrechten Schichtbeginn an gerechnet, mit dem einund einttoalbf achen 
Lohn und dainibeir hinaus bis zum Beginn der nächsten regelmäßigen 
Schicht mit dem zweifadhen Löhn vergütet. Dasselbe gilt für diie Arbeit 
an Sonntagen, am Neujahrstag, an Washington’** Geburtstag, am Aus¬ 
schmückung^ am- 4. Juli, am Arbeiterfeiertag, am Dainksagungstoag, 
aan Weihnairihtistag sowie an welchen einzelsitaatlichen Feiertagen, an 
denen die Arbeit auf den verschiedenen Arbeit stellen der beteiligten 
Eisenliähnen in den einzelnen Staaten als zoschlügspflieh tig (pumitive) 
anerkannt ist. 

7. Die sich an die regelmäßige Schicht unmittelbar anisohließende Über¬ 
arbeit wird mit dem Schindern lohn vergütet, wenn sic 40 Minuten oder 
weniger Zeit in Anspruch nimmt; nach einstüudiger Überarbeit ist eine 
Eßpause zu gewähren. Arbeiter, die zur Übeiü.rbeit gerufen werden^ 
erhalten für eine iVabeLtszeit von direi Stunden und 20 Minuten oder 
weniger den Lohn für fünf Stunden. Sie sollen nur zu solchen Arbeiten 
benmgezogen werden, zu denen sie veipflicMet oder gerufen sind. 

s. (fehlt.) 

9. Arbeiter, die wähnend dietr Eßpause zur Arbeit heertaugezogen werden, 
erhalten dafür den einfachen; Lohn für eine volle Stunde; hinterher 
können sie ihre Mahlzeit ohne Lohnverlust für die hierzu erforderliche Zeit 
cirmehmen. Dies gilt nicht, wenn ihnen eine Eßpause von 20 Minuten 
ohne Lohnabzug zusteht. 

10. Arbeiter, die zu Notstandsarbeiten auf die Strecke gesandt werden, 
erhalten — außer in dten Fällen der Ziffern 12 und 15 — den Lohn für 
die glanze Zeit vom Beginn ihrer Inanspruchnahme bis zur Heimkehr, 
nach folgenden Bestimmungen: 

Sie erhalten den Überatundenlokn für alle Überstunden und den 
einfachen Lohn für die auf der Heimatstation geltende ordentliche 
Anbeitiszeifc, — gleichviel ob es eich um Arbeitszeit, Wartezeit oder Fahr¬ 
zeit handelt. Wenn eie nach den ersten 24 Stunden abgelöst werden und 
fünf Stunden oder länger ruhen können, so erhalten sie für diese Ruhe¬ 
zeit keinen Lohn; doch steht ihnen für jeden Werktag der einfache 
Lohn für mindestens acht Stunden und für jeden Sonn- und anerkannten 
Feiertag der einundeinhialbfache Lohn für mindestens acht Stunden zu. 
Werden die Mahlzeiten und die SchlafgeLetgjenheit nicht von der Geisell- 
s.hilft besorgt, so werden den Aalbedteiin die tatsächlichen Auslagen er- 

*) 30. Mai, au dem die Gräber der im Bürgerkrieg Gefallenen besucht' und 
geschmückt werden. 
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stattet; dies soll nicht später als bei der Lohnzahlung für den ge¬ 
leisteten Dienst geschehen. Die Arbeiter sind, soweit wie möglich, eine 
Stunde vor der Abflahrt zum Dienst zu bestellen; l>ei der Rückkehr haben 
Bio diie Werkzeujge an der voirgoseluiiebeaien Stelle atbzuüdefeaim 

11. Notwendige Überstunden sollen nicht durch Verkürzung 1 der regelmäßigen 
Arbeitszeit ausgeglichen weiden. Wo genug Arbeiter beschäftigt werden, 
©oll niemand an zwei aufeinander folgenden Sonn- oder Feiertagen zur 
Arbeit herangezogen werden. Zur gleichmäßigen Verteilung der Überstun¬ 
den sind Aufzeichnungen über die geleisteten Überstunden zu führen. 

12. Müssen Arbeiter vorübergehend an auswärtige Dienststellen überwiesen 

werden, so geschieht dies — abgesehen von den Bestimmungen unter 
Ziff. 14 und 15 — unter folgenden Bedingungen: Der Löhn wird für die 
ganze Zeit vom Aufruf zum Dienst bis zur Meldung auf der auswärtigen 
Dienststelle gezahlt; und zwar werden die Sätze für Überstunden für 
lalle Überstunden und die einfachen Lohnsätze für die auf der Heimat - 
Station geltende regelmäßige Arbeitszeit gezahlt, gleichviel ob es sich 
um Warte- oder Fahrzeit, handelt. Für die Rückreise gelten dieselben 
Bestimmungen. Für die Arbeit auf dtar auswärtigen Dienststelle erhalten 
die Arbeiter die einfachen und die überstunden-Lolinsätze nach den für 
die Heimat Station geltenden Bestimmungen; dabei wird ihnen Für jeden 
Werktag der Lohn für acht »Stunden nach dem einfachen Lohnslatz und 
für jeden Sonn- und Feiertag muh dem überstumlenlohnsatz ge¬ 
währleistet. Wo diie Verpflegung und der Sohlafraum rn<ht von dor 

Gesellschaft gestellt werden, erhalten die Arbeiter die tatsäch¬ 

lichen Auslagen hierfür enstiattet. Wo bestehende Abkommen oder Werk¬ 
statt onordnungeii für den »Slreekendienst nach Ziff. 10 und 12 günstigere 
Bestimmungen für das Personal enthalten, bleiben diese in Geltung. 

13. Arbeiter, diie aus einer Schicht in eine andere übergehen, •erhalten für 
die erste Schicht eines jeden Schuht Wechsels den Übonstiim lenlohu. 
Arbeiten sie zwei oder mehr Schichten in der neuen Schicht, so gelten 
sie als in diese überführt. 

14. Arbeiter, die regelmäßig zur Streek enjarbeit lie ran ge zogen worden und 

die täglich nach Hause zuniekfahron (wobei ein Speisewagen dar Heiamt- 
statiion gleichgestellt wird), werden für die ganze Zeit von der Abfahit 
von der ITeimatstation bis zur Heimkehr gelöhnt, gleichviel ob CvS «doli 
um Arbeit©-, Warle- oder Fahrzeit, handelt; die Eßpausen sind indessen 
ausgenommen. Für die regelmäßige Arbeitszeit erhalten diie Arbeiter 
den einfachen Lohn und für die übrige Zeit den Überstundenlohn. Die 
Fahrt zur Arbeit soll nielit vor G Uhr und nicht nach 8 Uhr 

morgens am getreten, werden. Wo in zwei oder mehr Schichten gearbeitet 
wild, regelt sitili die Abfahrt der folgenden Schlichtern d<mientsp rechend. 

15. Arbeiter, die regelmäßig zur St recke narr beit heiianige zogen wwden und 

einen Monatslolm erhalten, sollen nicht weniger als den geringsten Stunden- 
lohn der unter dies Abkommen fallenden gleichen Arbeiterklasse 

bckoanimen. Der Berechnung worden für das Kalenderjahr 3G5 Acht¬ 
stundentage zugrunde gelegt, wobei die Sonn- und Feiertage mit dom 
einundeinhalbfachen Lohn angesetzt; werden; dagegen werden Über¬ 
stunden nicht in Ansatz gebracht. Wenn die Verpflegung und' der Schlaf- 
raum nicht) von der Gesellschaft gestellt worden, oder wenn die dienst¬ 
lichen Anforderungen den Einkauf von Lebensmitteln und die Über¬ 
nachtung außerhalb der Heimat nötig 1 machen, werden dem Personal die 
tat© ächh eben Auslagen erstattet. Dieser Dienst ist von dem der übrigen 
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\m\er dies Abkommen fallenden Arbeiterklassen verschieden und darf 
tüoVü daaniit verwechselt warcten; die für ihn bestimmten Arbeiter sollen 
nicht zu den Bau-, Wiederherstellungs- und Notstandsarbeiten herangezogen 
werden, die anderen unter dieses Abkommen fallenden Arbeiterklassen zu- 
gewlesen sind. 

Anmerkung. Das folgende Beispiel zeigli die Errechnung dies 


Monatslohneis: 

3G5 Tage zu acht Stunden.. . . . = 2920 Stunden 

59 Sonn- und Feiertage mit VA facher Bewertung 

der Arbeitszeit, also 59 X 4.= 236 „ 

Gesamtzahl der Lohnstunden. 3156 Stunden. 


Der Monatslohn wird durch Teilung dieser Summe durch 12 er¬ 
mittelt; Überstunden über die achtstündige tägliche Arbeitszeit hinaus 
werden nicht vergütet. Auf der andern Seite treten auch keine Lohn¬ 
kürzungen ein; es sei djenn, daß der Arbeiter mit seinem Einverständnis 
ausscheidtet. 

Besetzung offener Stellen. 

16. Wenn ein Arbeiter an die Stelle eines höher gelöhnten (tritt, so erhält 
er dessen hohem Lohn; wenn e«r aber» voriibergehend einen geringer 
gelöhnten Arbeiter zu vertreten hat, so bezieht er den eigenen Lolin un¬ 
verkürzt weiter. 

17. In der Nachtschicht beschäftigte Arbeiter, die Tagi^urribeit zu verrichten 
wünschen, sollen beim Freiwerden von Stellen in der Tage spricht nach 
ihrem Dienstalter berücksichtigt werden. 

18. Wenn neue Arbeitsgruppen eingerichtet oder Stellen in der eigenen 
Hand wer kergnu.ppe frei werden, so sollen die dienstältcsten Arbeiter bei 
nach ge wiese me r genügender Befähigung bei Besetzung dieser Stellen auf 
Wunsoh vorzugsweise berücksichtigt wer\len. Alle derartigen neuen 
stellen sind durch AmsokLag bekannt zu machen. Der Anschlag muß 
fünf Tage vor ihrer dauernden Besetzung erfolgen. Arbeiter, die von 
dieser Vorschrift zu ihren Gunsten Gebrauch machen wollen, W-iben ein 
Gesuch an den leitendem Beamten zu richten; eine Abschrift des Ge¬ 
suches ist dem Ortsbeamten der Geweiksnliiaft (local chairman) zu über¬ 
geben. 

19. Die im Dienst befindlichen Handwerker sind bei der Besetzung der 
Voranbeiterposten zu berücksichtigen. Wenn Stellen von Werkführern 
frei w’erfden, haben die Arbeiter der in Betracht kommenden Hamdwerker- 
g nippe bei der Steilenbesc tzung den Vorzug. 

20. Arbeiter, die von einer Dienststelle zu «einer andern mit der Absicht 
• dauernder Beschäftigung überwiesen werden, verlieren mach 30 Ibgen 

ihre Dienstaltersansprüche (seniority) bei der früheren Dienststelle; ihr 
Dienstalter auf der neuen Diensstelle rechnet vom Tag der Über¬ 
weisung. Die Arbeiter können nicht gezwungen werden, eine Überweisung 
zu einer andern Dienststelle anzunehrnen. 

21. Wenn dio Anforderungen de* Dienstes cs go^iatten, wird den Arbeitern 
auf Antrag Urlaub für eine bestimmte Zeit erteilt werden. Ein bc- 
urla/u/l*tor Arbeiter, der eine andere Beschäftigung ül>cnnimrnt, verliert 
seine Pienstaltersansprüche, es sei denn, daß hierüber eine besondere Ab¬ 
machung zwischen dem zuständigen Beamten unld dem die Gruppe des 
Arbeiters vertretenden Ausschuß getroffen ist. Die willkürliche Ver- 
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Weigerung eines angemessenen Urlaubs an Arbeiter, die entbehrt werden 
können, sowie die säumige Behandlung von Uidiaubßanttnägeo. aus An¬ 
laß von Krankheitsfällen oder dringenden geschäftlichen Angelegen¬ 
heiten ist unzulässig und soll als ungerechte Behandlung im Sinn dieses 
Abkommens gelten. 

Ausbleiben von der Arbeit. 

22. Wenn ein Arbeiter aus dringenden Gründen nicht zuir Arbeit kommen 
kann, so soll ihm das nicht zum Schaden gereichen. Ein durch Krank¬ 
heit oder eine andere gewichtige Ursache an der Arbeit verhinderter 
Arbeiter soll seinem Vorarbeiter möglichst schnell Mitteilung hiervon 
machen. 

Treue Dienste. 

23. Ailbeiter, die der Gesellschaft lange Jahre trfeue Dienste geleistet haben 
und nicht mehr imstande sind, schwere Arbeit zu verachten, sollen durch 
Zuteilung leichter Arbeit«, die sie noch verrichten können^ berücksichtigt 
worden. 

Vorladungen vor G e r i c h t. 

24. Weiten Arbeiter als Zeugen in Sachen der Eisenbahn vor Gericht ge¬ 
laden, so orhalfa* sie den Lohn für die dadurch verlorene Arbeitszeit 1 ), 
und zwar mindester« für acht] Stunden an den Werktagen und das Ein- 
undieimhalbflache an Sonn- und Feiertagen. Für Beisen außerhalb der 
ordentlichen Arbeitszeit wird der VA fache Lohn gezahlt, wenn die 
Ai (beiter einen Schlafwagen nicht benutzen können. Für diie auswärts 
zugebrachte Zeit werden die tatsächlichen Auslagen, am Dienstort wer¬ 
den die notwendigen Ausgaben ersetzt. Nötigenfalls sorgt die Gesell¬ 
schaft für die Beförderung der Arbeiter; sie ist zur Liquidation der 
Zeugengebühren ermächtigt!. 

Lohn Zahlung. 

25. Den Arbeiterin wird der Lohn während der Arbeitszeit, und 1 zwar halb¬ 

monatlich gezahlt, außer wo einzelstaatliche Gesetze erwünschtere 
Zahlungsbedingungen vorschreiben. Fällt der regelrechte Zahltag auf 
einen Feiertag oder auf einen Tag, an dem die WerkstätJfce geschlossen 
ist?«, so wird der Lohn am vorheigehendon Tag gezahlt. Wird einem Ar¬ 
beiter der Lohn um einen Tagelohn oder mehr gekürzt, so ist ihm zum 
Nachweis der Kürzung eine Abrechnung zu erteilen* Aus dem Dienst 
der Gesellschaft aoisscheidenide Arbeiter erhalten eine Abrechnung über 
den ihnen zustehenden Lohn, und zwar binnen 24 Stunden an Orten, wo 
D. C. - Checks aui&gegoben worden, und binnen 48 Stunden oder, wenn 
möglich schon früher, an allen übrigen Stellen. % 

26. Zum Schutz der Arbeiter bei ungünstigem Wetter sind Unterkunftsräume 
einzurichten. 

Verminderung der A rfl>eiterzali 1. 

27. Wenn es zur Venminidieimng der Ausgaben notwendig ist, die Arbeiter¬ 
zahl an einer Stelle, in einer Abteilung oder einem Streckenabsclmitt zu vor- 


*) Im Original steht: employees will receive pay for all time lost at 
homc Station. Hiermit dürfte nur die Arbeitszeit, nicht die ganze Zeit der 
Abwesenheit vom Heimatsort gemeint sein. (D. Übers.) 
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riufcfcrn, so ist hierbei das Dienstalter nach Ziffer 31 zu berücksichtigen. 
Den beteiligten Arbeitern ist mit fünftägiger Frist zu kündigen, bevor die 
Verminderung eintritt; die Liste der Gekündigten ist dem Ortsausschuß 
(lotal Committee) 1 ) mitzuteilen. Bei der Wiedereinstellung von Arbeitern 
ist den ältesten Entlassenen nach Möglichkeit der Vorzug zu geben; zu dem 
Zweck wird ihnen eine angemessene Frist gestellt. Sie sind auf ihrem alten 
Platz weiterzubeschäftigen. Dem Ortsausschuß ist die Liste der Wieder- 
eingestellten mitzuteileD. Bei der Verminderung der Arbeiterzahl bleibt die 
Zahl der Lehrlinge unverändert. 

28. Den wegen Verminderung der Arbeiterzahl Entlassenen, dde auswärts Arbeit 
suchen wollen, ist auf Antrag freie Fahrt zu der von ihnen bezeichneten Sta¬ 
tion derselben Eisenbahn zu gewähren. 

29. Wird die Arbeiterzahl an einer Stelle vermindert, während an einer andern 
Arbeiter gebraucht 'werden, so sind die Entlassenen vorzugsweise bei den 
Neueinstellungen auf der nächsten Dienststelle zu berücksichtigen. Sie haben 
das Recht auf Rücküberweisung zu der alten Stelle, wenn dort wieder eine 
Vermehrung der Arbeiterzahl vorgenommen wird. Die Rücküberweisung ge¬ 
schieht nicht auf Kosten der Gesellschaft. In allen Fällen ist das Dienst¬ 
alter entscheidend. 

30. Arbeiter, die bei Beschädigungen der Betriebsmittel, bei Überschwemmungen, 
Feueffsbriiiuten u. dergl. zur Ai beit heran gezogen werden, während die Werk- 
Stätte geschlossen ist, erhalten für die regelmäßige Arbeitszeit den einfachem 
und für die übrige Zeit den Überstundenlohn. 

Dienstalter. 

31. Da 3 Dienst-alter der Arbeiter jeder unter dies Abkommen fallenden Hand- 
werkergruppe wird für jede Dienststelle innerhalb der folgenden Abteilun¬ 
gen bestimmt: Unterhaltung der Strecke (Brücken und Gebäude, wo diese von 
der Abteilung für die Unterhaltung der Strecke getrennt sind); Unterhaltung 
der Lokomotiven; Unterhaltung der Signale; Unterhaltung der Telegraphem- 
an lagen; vier Abteilungen der Wagenarbeiter, nämlich: Motlel Bahreiner, Satt¬ 
ler, Maler und andere Wagenarbeiter. Die Dienstaltersliste muß zur Ein¬ 
sicht ausliegen; Abschrift wird dem Ausschuß zugestellt. 

Zuteilung der Arbeit. 

32. Niemand außer den Handwerkern und den Lehrlingen des in Betracht 
kommenden Handwerks darf zu handwerksmäßigen Verrichtungen heran¬ 
gezogen werden; ausgenommen ist der Vorarbeiter an Stellen, wo keine 
Handwerker beschäftigt werden. 

33. Gemäß den Sonderbestimmungen dieses Abkommens sollen nur die Hand¬ 
werker und Lehrlinge der in Betracht kommenden IIandw r erkszweige mit 
Azetylen-, Thermit- und elektrischen Schweißapparaten arbeiten. Wo Aze¬ 
tylen- oder andere Schweißprozesse gebräuchlich sind, soll jede Handwerker¬ 
gruppe die Arbeit verrichten, die vor der Einführung solcher Arbeitsmetho¬ 
den allgemein als die ihr zukommende anerkannt war. 

Zeitweise Vertretung von Vorarbeitern. 

34. Soll ein Arbeiter zeitweise die Stelle eines Vorarbeiters versehen, so be¬ 
hält er seinen eigenen Lohnsatz, sofern dieser höher ist als der des Vor- 

*) Anscheinend ist die gewerkschaftliche Ortsleitung gemeint. Der 

Ausdruck ist im Abkommen nicht näher erläutert. 
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arbeiters, und zwar den einfachen Lohn für die regelmäßige Arbeitszeit 
und den Überstundenlohn für die übrige Arbeitszeit. Ist sein Lohnsatz ge¬ 
ringer, so erhält er den des Vorarbeiters. Diese Stellen sollen nur Hand¬ 
werkern des in Betracht kommenden Handwerks innerhalb der Abteilung 
übertragen werden. 


Best* h w e r d e n. 

35. Glaubt ein unter dies Abkommen fallender Arbeiter, daß er ungerecht be¬ 
handelt sei oder daß eine Bestimmung dieses Abkommens verletzt sei, so 
soll die Angelegenheit durch den gehörig ermächtigten Ortsausschuß oder 
seinen Beauftragten je nach der Zuständigkeit mit dem Vorarbeiter, dein 
Werkführer, dem Werkmeister oder dem Werkstättenvorsteher erörtert wer¬ 
den. Wird eine Niederschrift über die Verhandlung aufgenommen, so er¬ 
hält der Ausschuß eine Abschrift. Ist das Verhandlungsergebnis unbefrie¬ 
digend, so bat der gehörig ermächtigte Allgemeine Ausschuß (general 
comiuittee) oder seine Vertietung das am besten schriftlich auszuiibrnde 
Recht der Berufung an den zuständigen höheren Beamten: alsdann muß 
dem Ausschuß binnen zehn Tagen nach der Berufung Gelegenheit zur Ver¬ 
handlung gegeben werden. Alle Beratungen zwischen den örtlich zuständi¬ 
gen Beamtem und den Ortsausschüssen müssen während der ordentlichen 
Arbeitszeit statt finden; den Aussclm ßmit gliedern dürfen deshalb Lohn¬ 
abzüge nicht gemacht werden. 

3G. Wenn zwischen dem obersten zuständigen Eisenbaliiibeamten oder seinem 
bevollmächtigten Vertreter und den gehörig bevollmächtigten Arbeiterver¬ 
tretern eine Einigung nicht zustande kommt, so ist die Angelegenheit ge¬ 
meinsam auf dem schriftlichen - Wege dem obersten leitenden Eisenbahn¬ 
beamt en (cliief executive officer of the Railroad) und dem obersten Voll¬ 
zugsbeamten der Eisenbalmarbeiterabteilung der American Federation of 
Labor zur Schlichtung oder endgültigen Entscheidung (disposition) vorzu- 
trageri. Hierbei ist nach den \on der bundesstaatlichen Eisenbahnverwal- 
tuug (Railroad Administration) erlassenen Verhaltungsvorschriften zu ver¬ 
fahren. Für den Fall, daß diese Abmachungen nach dem Aufhören des 
Staatsbahnbetriebs in Kraft bleiben, wird das Verfahren für die Verhand¬ 
lungen demnächst, von den Vertretern der Eisenbahnen und der am Abkom¬ 
men beteiligten Gewerkschaften vereinbart werden. Vor der Erörterung 
der hierunter fallenden Beschwerden und im Lauf der Verhandlungen über 
solche Beschwerden darf weder eine Ausschließung von Arbeitern noch 
eine Arbeitsniederlegung stattfinden. 

37. Ein Arbeiter, der 30 Tage im Dienst der Eisenbahn gestanden hat, darf 
nicht wegen Unzulänglichkeit, entlassen werden, hoch darf einem Arbeiter 
aus irgendeinem Grund ohne vorangegangene I ntersuchung gekündigt 
werden. 

38. Stellt sich heraus, daß ein Arbeiter zu Unrecht entlassen oder ungerecht 
behandelt worden ist, so soll er unter Nachzahlung des ihm in der Zwischen¬ 
zeit entgangenen Lohns wieder in seine Rechte eingesetzt werden. 

A u s s c h ii s s e. 

31). Die Gesellschaft wird die Ausschußmitglieder nicht benachteiligen, die die 
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Arbeiter vertreten, und wird ihnen Urlaub und freie Fahrt gewähren, wenn 
s\e zur Vertretung auswärtiger Arbeiter abgeordnet werden. 

Lehrlinge. 

40. Alle Lehrlinge müssen die englische Sprache sprechen, lesen und schreiben 
können und wenigstens die vier Grundarten des Rechnens verstehen. Be¬ 
werber für die regelmäßige Lehrlingslaufbahn sollen zwischen 16 und 
21 Jahren alt sein; im Fall der Annahme sollen sie vier Jahre von je 
290 Werktagen lernen. Bleiben sie nach Beendigung der Lehre im Dienst, 
so erhalten sie wenigstens den Mindestlohn der Handwerker ihrer Gruppe. 
Die Auswahl der Werkhelfer-Lehrlinge (ltelper apprentices) richtet^ sich 
nach dem Dienstalter; sie wird in Gemeinschaft mit den für das Handwerk 
in Betracht kommenden Werkstättenausschüssen vorgenommen. 

41. Alle Lehrlinge müssen in das Lehrbriefregister eingetragen werden; sie er¬ 
halten eine Abschrift des Lehrbriefs von der Gesellschaft, die den Lehrlin¬ 
gen jede mögliche Gelegenheit zur Aneignung einer vollständigen Kenntnis 
ihres Handwerks geben w r ird. Kein Lehrling soll an Stellen verwendet wer¬ 
den, wo sich ihm nicht in angemessener Weise Gelegenheit zur Erlernung 
seines Handwerks bietet. 

42. Auf fünf Handwerker eihes Handwerkszweigs soll nicht mehr als ein Lehr¬ 
ling kommen. Zwei Lehrlinge dürfen nicht zusammen als Partner arbei¬ 
ten. Die Lehrlinge sind auf die Werkstätten, in denen allgemeine Repara¬ 
turen ausgeführt werden, innerhalb des Streckenabschnitts möglichst genau 
nach der Zahl der in ihnen in dem Handwerkszweig beschäftigten Hand¬ 
werker zu verteilen. Bei Berechnung der Zahl der Lehrlinge, die innerhalb 
eines Streckenabschnitts in einem Handwerk beschäftigt 'werden dürfen, wird 
die Gesamtzahl der auf dem Streckenabschnitt beschäftigten Handwerker 
dieses Handwerks berücksichtigt. 

Wenn ein Lehrling innerhalb von sechs Monaten keine Anlagen für 
die Erlernung des Ilaiuhverks zeigt, so wird er nicht als Lehrling bcibehal- 
ten. Vor der Beendigung des Lehrgangs soll ein Lehrling nicht entlassen 
werden oder den Dienst aus eigenem Antrieb verlassen, es sei denn aus 
gerechter und ausreichender Ursache. Die Lehrlinge dürfen nicht zur 
Nachtarbeit herangezogen werden. In den ersten drei Jahren des Lehr¬ 
gangs dürfen sie auch nicht zu Überstunden herangezogen werden. Bleibt 
ein Lehrling nach Beendigung seiner Ausbildung im Dienst, so rechnet 
sein Dicnstalter als Handwerker vom Tage der Beendigung des Lehrgangs. 
Wenigstens 80% der Gesamtzahl der Lehrlinge sollen aus den Söhnen von 
Eisenbahnarbeitern ausgewählt werden. 

Lohns ä t z e. 

43. Der Lohn aller Handwerker, die auf Grund des Nachtrags 4 zu der General¬ 
verfügung (General Order) Nr. 27 für die Stunde 08 Cents oder mehr er¬ 
hielten, außer den in Ziffer 15 bezeiehneten, wird mit Wirkung vom 1. Mai 
1919 um 4 Cents erhöht. Stahlwagenarbeitcr und andere Handwerker der 
Wagenabteilung, die nach derselben Anordnung 63 Cents oder mehr be¬ 
zogen, erhalten mit Wirkung vom 1. Mai 1919 ab eine Zulage von 4 Cents 
für die Stunde. Die andern Handwerker der Wagenabteilung, die für die 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSETY OF MICHIGAN 



220 


Kleine Mitteilungen. 


Stunde 58 Cents bezogen, erhalten mit Wirkung vom 1. Mai 1919 ab eine 
Zulage von 9 Cents, so daß sie nun einen Stundenlohn von 67 Cents haben. 

44. Die Lehrlinge, Werkhelfer und andere, unter den Nachtrag 4 der General¬ 
verfügung Nr. 27 fallenden Arbeiterklassen, außer den unter Ziffer 45 be- 
zeichneten, erhalten mit Wirkung vom 1. Mai 1919 ab für die Stunde eine 
Zulage von 4 Cents. Diese Zulage wird auch den Arbeitern mit Slaffel- 
löhnen (Abschnitt 2 und 2 a des Artikels 2 des Nachtrags 4 zur Generaivcr- 
fügung Nr. 27), außer den unter Ziffer 45 bezeiehneten, mit Wirkung vom 
1. Mai 1919 ab gewährt. 

45. Mit Wirkung vom 1. Mai 1919 ab erhalten für die Stunde: die Streckenarbei¬ 
ter (linemen) und andere unter Ziffer 141 fallenden Arbeiter 68 Cents, die 
.unter Ziffer 142 fallenden Arbeiter (grandmen) 62 Cents, die unter 

Ziffer 143 gehörigen Kohlenkrahnwärter 55 Cents. 

Beschäftigungsgesuche. 

40. Arbeitsuchende haben auf Anfordern nur ihre fachliche Geeignetheit sowie 
Empfehlungen nachzuweisen; müssen sie bei Ausübung ihres Dienstes die 
Signale unterscheiden können, so haben sic sich der Prüfung ihres Seh- uud 
Hörvermögens zu unterwerfen. 

Zustand der Werkstätten usw. 

47. Die Werkstätten sind mit gutem Trinkwasser und mit Eis zu versorgen; 
wo nötig, sind auch Mineralwässer vorrätig zu halten. Die Senkgruben und 
Fußböden, die Schränke, Toiletten und Wasch räume sind in gutem Zustand 
uud in reinlicher, trockener und gesundlicit»förderlicher Verfassung zu er¬ 
halten. Die Werkstätten, die Schrank- und Wasch räume sind aus den für 
die Werkstätte verfügbaren Licht- und Wärmequellen in bester Weise zu 
erleuchten und zu heizen. 

Unfälle d e r Arbeiter. 

48. Die bei der Arbeit verletzten Arbeiter brauchen keine Anzeige zu machen, 
bevor sie sich in ärztliche Behandlung begeben, sondern haben sie möglichst 
bald nachher zu erstatten. Geeignete ärztliche Ililfe ist ihnen so schnell 
wie möglich zu gewähren; die Arbeiter können zur Arbeit zurückkehren, 
ohne vor der endgültigen Erledigung des Falls einen Verzieht (release) 
zu unterzeichnen. Nach der Wahl der Arbeiter können die Verhandlungen 
über Unfälle nach den Vorschriften unter Ziffer 35 und 36 geführt werden. 
Ist der Tod oder dauernde Arbeitsunfähigkeit die Folge eines Unfalls, so 
wird die Angelegenheit auf Wunsch der gesetzlichen Erben des Verstorbe¬ 
nen in gleicher Weise verfolgt 

49. In allen Werkstätten und Lokomotivschuppen wird emo Stelle bestimmt, an 
der die Mitteilungen, die für das Personal von Interesse sind, angeschlagen 
werden können. 

A r b e i t e r z ü g e. 

50. Die geltenden Bestimmungen über Arbeiterzüge bleiben in Kraft, solange 
sie nicht im Wege der Vereinbarung geändert werden. Die Gesellschaft 
wird dahin streben, die Arbeiterzüge nach dem Fahrplan zu befördern; die 
Züge müssen gut geheizt und beleuchtet werden und sich in sicherem, rein¬ 
lichem und gesundhcitsfördcrlichem Zustand befinden. Diese Vorschrift 
gilt nicht für vorübergehende Arbeitsleistungen infolge von Betriebs¬ 
unfällen. 
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Freie Fahrt. 

T o\. Die unter dies Abkommen fallenden Arbeiter werden bei der Gewährung 
Itcier ITahrt in gleicher Weise wie die übrigen Eisenbahnbediensteten be¬ 
rücksichtigt. Die allgemeinen Ausschüsse, die die hierunter fallenden Ar¬ 
beiter vertreten, werden in gleicher Weise wie die das Personal der übrigen 
Dienstzweige vertretenden allgemeinen Ausschüsse berücksichtigt. 

52. Die Arbeiter werden bei schlechtem Wetter nicht zur Arbeit an den Loko¬ 
motiven und Wagen außerhalb der Werkstätten herangezogen werden, wenn 
Werkstättenraum und Senkgruben dafür verfügbar sind. Dies gilt nicht 
für dringende Arbeit an den aus den Zügen ausgesetzten oder in diesen 
laufenden Lokomotiven und Wagen. Sollte es nötig sein, eine regelmäßige 
Nachtschicht in der Werkstätte einzurichten, so werden die im Nachtdienst 
beschäftigten Arbeiter nicht zu laufenden Reparaturen herangezogen werden, 
es sei denn, daß diese in der Werkstätte selbst vorgenommen werden. Vor 
der Inangriffnahme von Reparaturen an Lokomotiven, Kesseln, Tanks und 
Tankwagen müssen die zu bearbeitenden Teile gereinigt werden. Dies gilt 
auch für die Wagen, die einer allgemeinen Reparatur unterzogen werden. 
Die Arbeiter werden nicht an Stellen verwendet werden, wo sie während 
der Arbeit einem Sandgebläse oder dergl. ausgesetzt sind. Alle Azetylen¬ 
oder elektrischen Schweiß- und Schneideapparate müssen während des Ge¬ 
brauchs mit einer geeigneten Schutzvorrichtung versehen sein. 

53. An passenden Plätzen in den Werkstätten sind Schmirgelapparate und 
Schleifsteine aufzustellen und in gutem Zustand zu erhalten. 

54. Den Handwerkern und Lehrlingen werden, wenn das zur Bewältigung der 
Arbeit nützlich ist, ausreichend erfahrene Werkhelfer (helper) beigegeben. 
Wenn geübte Werkhelfer vorhanden sind, werden sie vor ungeübten Ar¬ 
beitern bei der Beschäftigung bevorzugt werden. Arbeiter, die als Werk¬ 
helfer verwendet werden, erhalten den Werkhelf er lohn. 

55. Das Zerlegen der Lokomotiven, Kessel, Tanks, Wagen (außer den Holz¬ 
wagen) und andern Maschinen ist Sache der Handwerker der beteiligten 
Handwerke, denen hierfür die erforderliche Hilfe gestellt wird. 

56. Kein Arbeiter darf zur Arbeit unter einer Lokomotive oder einem Wagen 
herangezogen werden, die nicht durch geeignete Signale gesichert sind. Wenn 
die Art der zu verrichtenden Arbeit es erfordert, so sind die Lokomotiven 
und Personenwagen über einen Reparaturkanal zu stellen. 

57. In Werkstätten und Lokomotivschuppen, die noch nicht mit Rauchabzugvor¬ 
richtungen für den Dampf der Lokomotiven versehen sind, werden Vorkeh¬ 
rungen getroffen werden, die verhindern, daß der Dampf nach innen schlägt. 

58. Alle Lokomotiven sind in den Schuppen während des Anheizens unter 
Rauchabzüge zu stellen. 

59. In den Werkstätten und Lokomotivschuppen, die mit Elektrizität versehen 
sind, sollen elektrische Glühbirnen in dem Gerätemagazin zum Gebrauch 
vorrätig gehalten werden. 

60. Werden Arbeiter in ihrer freien Zeit zum Kontrolldienst in der Werkstätte 
herangezogen, so erhalten sie am Schluß jeder Woche den Lohn für eine 
Stunde besonders vergütet, ohne Rücksicht auf die Zahl ihrer wöchentlichen 
Arbeitsstunden. 

Sonder Vorschriften für die Schlosser. 

Ziffern 61/77. (Hier folgen besondere Abmachungen für die Schlosser, näm¬ 
lich über: Handwerksmäßige Qualifikation; Klassifikation der Arbeiten; 
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Lehrlinge: Werkhelfer: Unterscheidung zwischen laufenden und anderen 
Reparaturen; Aufräumungsarheiten; Lohrlingsarbeit; Werkhelferlehrlinge; 
Lohnzulngen für Autogenschweißer und für Schlosser, die die Betriebsfähig- 
keit der Lokomotiven zu bescheinigen haben.) 

Sond e rvor s c h r i f t. e n für die Kessel s e h m i e d e , 8 c h m i e d e , 

Blee h s c h m i e d e . Elektrizität s arbeiter u n d W a g e n a r b e i t e r. 

V e r s c h i e d e n e s. 

(Die Vorschriften umfassen die Ziffern 78/171) des Abkommens: sie bewegen 
sich im Rahmen der Sondervorschriften für die Schlosser und sind deshalb 
im Railway Age nicht besonders abgedruckt.) 

Verschiedenes. 

180. Soweit die Vorschriften für die einzelnen Handwerke (Ziffern Gl ff.) nichts 
anderes bestimmen, gelten die allgemeinen Vorschriften (Ziffern 1/60) in 
allen Fällen. 

181. Mit Rücksicht auf die hiermit erzielte Vereinheitlichung der Vorschriften 
über die Arbeitszeit und die Arbeitsbedingungen für alle dem Bundesbetrieb 
unterworfenen Eisenbahnen heben die allgemeinen und besonderen Vor¬ 
schriften dieses Abkommens die entgegenstehenden Vorschriften der be¬ 
stehenden Arbeitsverträge auf. Die in ihnen enthaltenen Abmachungen 
über Arbeitsbedingungen, die im gegenwärtigen Abkommen nicht besonders 
behandelt sind, sollen in Kraft bleiben und werden von den einzelnen Eisen¬ 
bahnen als Zusätze zu diesem Abkommen anerkannt werden. Vorschriften 
(rulings), die vom Generaldirektor der Eisenbahnen und dem Eisenbahn- 
Schlicht ungsaussclniß Nr. 2 erlassen sind, bleiben in Kraft, wenn sie mit 
den Vorschriften dieses Abkommens nicht im Widerspruch stehen. 

182. Die gegenwärtigen Vorschriften bleiben während der Bundesbetriebsführung 
in uneingeschränkter Geltung, es sei denn, daß sie in der hierin vorgesehe¬ 
nen Weise aufgehoben oder ergänzt werden. Sie sollen von den Eisen¬ 
bahnen gedruckt werden, und jeder Arbeiter soll auf Wunsch einen Abdruck 
erhalten. 

183. Sollte die E isen b a h n v e r w a 11. u n g (Railroad administration) oder 
sollten die Gewerkschaften eine Revision dieses Abkommens wünschen, so 
haben sie dem andern Teil eine schriftliche Darstellung der vorzusehlagen- 
den Änderungen vorzulegen; binnen 30 Tagen soll eine Beratung über die 
Einzelheiten stattfinden, über die verhandelt werden muß. um zu einer Ent¬ 
schließung zu kommen. 

184. Soweit es nicht ausdrücklich hierin bestimmt ist, darf keine dieser Vor¬ 
schriften so gedeutet werden, als ob sie die von der E i s e n b a h n \ er* 
waltung bekannt gemachten Verhandlungsmethoden für die Behandlung 
von Beschwerden über die Auslegung der Bestimmungen dieses Abkommens 
unwirksam mache. 

185. Das Abkommen tritt 30 Tage mich Unterzeichnung durch den Generaldirek¬ 
tor der Eisenbahnen und die Vertreter der Gewerkschaften in Kraft. 

18G. Die in diesem Abkommen vorgesehenen Lohnzuschläge für hochgelöhnte 
Arbeiter werden rückwirkend vom 1. Mai 1919 ab gezahlt. 
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\>\e Eisenbahnen von Venezuela. (Nach der amtlichen Veröffent- 
M\m%, des Ministeriums der öffentlichen Arbeiten. Caracas 1920.) Die 
tVsamVYänge der Eisenbahnen beträgt gegenwärtig 1039 km. Die Ober- 
fläche des Landes wird zu 1,02 Millionen Quadratkilometer, die Ein¬ 
wohnerzahl 1917 zu 2,848 Millionen angegeben; danach kommen auf je 
1 qkm 1,02 m und auf jeden Einwohner 0,se m Eisenbahnen. Zu dieser 
Durchschnittsrechnung ist zu bemerken, daß die Eisenbahnen sämtlich im 
Norden des Landes in der Nähe der Küste liegen und kaum V 10 der Ge¬ 
samtfläche des Landes bestreichen. Die erste Eisenbahn war, abgesehen 
von wenigen kleinen, erfolglosen Versuchen, die von Tucacas nach den 
Kupferminen von Aroa, die, bereits 1835 begonnen, nach mehrfachen Un¬ 
terbrechungen 1877 vollendet wurde. Eine kräftige Entwicklung nahm 
der Rahnbau mit der 1883 eröffneten Linie von La Guaira nach Caracas, 
über die künftige Ausdehnung des Bahnnetzes wird nur angegeben, daß 
eine etwa 10 km betragende Verlängerung der Zentralbahn (lfd. Nr. 10 
der Zusammenstellung I) von San Francisco de Yare nach Ocumare del 
Tuy im Bau begriffen ist. 

Die Bahnen sind Reibungsbahnen mit einziger Ausnahme einer 
t km langen Strecke der Bahn Puerto Cabello—Valencia (lfd. Nr. G der 
Zusammenstellung 1), die bei einer mittleren Neigung von 6,r> %, einer 
'tärksten Neigung von 8 % mit Zahnstange betrieben wird. 

Fahrpläne, Beförderungspreise für Personen und Güter, Betriebs¬ 
und Verkehrsvorschriften sind in großer Ausführlichkeit mitgeteilt, 
..weil dies in vielen Fällen dem Publikum von Nutzen sein kann“. Von 
den Sätzen wird bemerkt, daß sie im allgemeinen niedriger sind, als die 
nach den Verträgen zugelassenen Höchstsätze. 

Ein näheres Eingehen auf Einzelheiten und Besonderheiten der 
Tarifgestaltung erscheint entbehrlich; über die normalen Tarifsätze gibt 
die Zusammenstellung IV Auskunft. 

Am Schluß ist das Gesetz über Eisenbahngenehmigungen von 1918 
(Übersetzung s. Archiv 1920, S. 980 ff.) und das Betriebsreglement von 
1915 abgedruckt. 

Der große Krieg hat auf die Eisenbahnwirtschaft auch dieses fernen 
Landes störend eingewirkt. Die starke Steigerung uer Kosten von 
Feuerungs- und anderen Betriebsstoffen und der Ausgaben für Gehälter 
und Löhne hat zur Unterdrückung einzelner Züge und von der zweiten 
Ilälfte 1919 ab zu Tariferhöhungen auf mehreren Linien genötigt. Der 
hohe Preis und die mangelhafte Beschaffenheit der englischen Kohlen 
hat auf einigen Bahnen zu Versuchen mit einheimischem Rohpetroleum 
als Lokomotivfeuerungsmaterial Veranlassung gegeben, die Erfolg ver¬ 
sprechen. 

Angaben über Verwaltung, Personal, Betriebsmittel, hauptsächliche 
wirtschaftliche Aufgaben der einzelnen Bahnen, über ihren Verkehr 
untereinander und mit der Wasserstraße sind in der Veröffentlichung 
nicht enthalten. Die wichtigsten statistischen Daten gehen aus den nach¬ 
stehenden Zusammenstellungen hervor. 

Eine Übersichtskarte, die sehr erwünscht gewesen wäre, ist leider 
nicht beigegeben. 
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Zusammenstellung I. 


Längen, Spurweiten, Steigungen, Meereshöhen. 
(Die Bahnen 1 bis 12 sind von Westen nach Osten geordnet.) 


1 

2 

3 

4 

5 

1 6 

* 

Lfd. 

Nr. 



Spur- 

Stärkste 

i 

Meereshöhe 


Bezeichnung der Bahn 

Länge 

w'eite 

Steigung 



km 

in 

% 

m 


1 

Große Tächira-Bahn: 







Encontradas— 




Encontrados. 



Estaciön Tachira. 

120,oo 

1,000 

2,60 

10,oo 



Estaeiön Tächira . . . 

370,60 

2 

Santa Barbara—El Vigia . . 

1 60,oo 

1 

1,000 

2,00 

Santa Barbara . . . . 
El Vigia. 

14,43 

182,00 

3 

Große La Ceiba-Bahn l ): 

La Ceiba—Motatän .... 

i 

85,03 

0,915 

3,00 

1 

La Ceiba. 

Motatän. 

4,50 

324,00 

4 

La Vela—Coro. 

13,37 

0,915 

0,84 

La Vela. 

1,20 


i Coro. ß . . 

17,98 

5 

Bolivar-Bahn 2 ): 

, 



| 

Tucacas. 

Barquisimeto. 

0,75 

551,00 


Tucacas—Barquisimeto . . 

232,04 

0,610 

5,27 

1 

6 

Puerto Cabello—Valencia . . 

t 

64,75 

1,067 

8,oo 

Puerto Cabello . . . . 

1,25 


Valencia. 

477,90 

7 

Große Venezuela-Bahn 3 ): 
Caracas—Valencia .... 

183,71 

1,067 

2.20 

Caracas. 

911,65 


Valencia. 

477,90 

8 

La Guaira—Caracas .... 

36,65 

0,915 

3,75 

i Guaira. 

8,oo 

Caracas . 

911,65 

9 

Maiquetia—Maeuto. 

7,00 

; i 

0,915 

3,00 | 

Maiquetia. 

Maeuto. 

15.24 

9,00 

10 

Zentralbahn von Venezuela: 

1 



i 



Caracas—San Francisco de 

i 



Caracas . 

888,47 


Yare . 

t 73,48 

1,067 

4,00 



San Francisco de Yare 

160,oo 

11 

Carenero-Bahn: 

Hafen Carenero — LaEspa- 
fiola del Guapo . . . 

1 

f 54,40 

I 

1 

0,915 

3,00 

i Carenero . 

La Espafiola del Guapo 

0,68 

29,78 

12 

Gunrita — Kohlengruben von 




Guarita . 

1,62 


Naricual über Barcelona . 

36,41 

1,067 

2,50 ' 



Naricual . 

48,23 

13 

Straßen-u. Industriebahnen 4 ) 

, 82,50 


Angaben fehlen 




; 1 039,34 

| 





t) Hauptlinie La Ceiba—Motatän . . 81,36 

Zweigb. zurZuckerzentralc LaCeiba 3,G7 

85,03 

2 ) Hauptlinie Tucacas— Barquisimeto 16^,25 ! 

Zweigbahn Palma Sola—San Felipe 42,00 j 
Zweigbahnen von El Hacha nach den 

K upferminen, Aroa u. La Cumaragua 16,79 

Zweigbahn in km 13. 10,00 

232,04 

3 ) Hauptlinie Caracas—Valencia . . . 178,90 

Zweigbahn nach Giiigüe .... 4,81 

183,71 


4 ) Elektrische Straßenbahn Caracas— 


El Valle. 5,&o 

Asphaltgrubenbahnen von 

Inciarte (Staat Zulia).44,00 


Guanoco (Staat Sucre) .... 15,00 

Guanipa (Staat Maturin) .... 3,00 

Bahn von San Lorenzo am See von 
Maracaibo nach den Petroleum¬ 
quellen der Caribbean Petro¬ 
leum Company.15,00 

• 82,50 
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Zusammenstellung 11. 

Anlagekapital und dessen Verzinsung. 


11 

2 

1 3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

Lfd. 

Kr. 

_ 

Bezeichnung der Bahn 

Ursprüngliches Anlagekapital^ 

Gegenwärtiges Anlagekapital 

Millionen 

Bolivares 

Natio¬ 

nalität 

3 ) 

kilome- ' 
trische 
Anlage¬ 
kosten | 
Bolivares 

Millionen 

Bolivares 

Verzinsung °/ 0 

4 ' : f 

1 

1917 1918 , 1919 

1 

! ! 

1 

Große TAchira-Bahn. 

11,200 

V. G. 

! 

93 333 

7,000 

8,65 

9,76 

10,89 

2 

Santa Barbara—El Vigia . . . 

3,022 

V. s. 

60 365 

i 

3,022 

6,10 

6,10 

9,63 

3 

Große La Ceiba-Bahn . . . 

8 ,ooo 

V. G. 

98 328 

8,000 

5,13 

5,23 

9,63 

4 

La Vela—Coro. 

1,010 

V. S. 

77 786 ; 

1 1,040 

1,69 

0,08 

0 ,oo 

& 

Bolivar-Bahn 1 ). 

30,956 

E 

175 301 

30,956 

4.71 

2,35 

2,64 

6 

Puerto Cabello-Valencia . . . 

20,200 

E 

368 950 

16,160 

3,37 

3,05 

4,oi 

7 

Große Venezuela-Bahn 2 ) • • • | 

79,000 

D 

441 587 

1 

1 26,250 

4,20 

5,14 

7,05 

6 

La Guaira—Caracas. 

! 

18,180 

E 

496043 

18,180 

6,17 

4,49 

7,03 

9 

Maiquetla—Macuto. 

0,500 

E 

71429 | 

1,384 

4,20 

5,14 

7,05 

10 

Zentralbahn von Venezuela . 

19,650 

E 

350893 1 

14,193 

3,06 

2,49 

' 

1,10 

11 

Carenero—Guapo. 

4,000 

F 

73 629 i 

| 4,000 

O,oo 

O.oi 

0,04 

12 

Guanta—Naricual. 

! 

| 6,200 

V. S. 

1 

142 811 

i 

5,200 

i 0,05 

I 

0,06 1 

; ' | 

0,20 


l ) Die großen Verschiedenheiten der kilometrischen Kosten werden mit der 
wechselvollen Gestaltung der durchschnittenen Gegenden begründet; bei der 
Bolivar-Bahn (lfd. Nr. 5) müssen, was nicht erwähnt ist, die schmale Spur und 
die starken Steigungen erheblich mitgewirkt haben. 

*) Zu der Herabsetzung des Kapitals der Großen Venezuela-Bahn (lfd. Nr. 7) 
wird in der Veröffentlichung bemerkt: nach den im Bericht des Ministeriums der 
öffentlichen Arbeiten von 1920 veröffentlichten Urkunden hat die Gesellschaft 
ihr Kapital auf 21 Millionen Mark festgesetzt, eingeteilt in Aktien auf den Inha¬ 
ber; dies entspricht der Summe von 26,26 Millionen Bolivares. Bisher erschienen 
als Kapital 79 Millionen Bolivares. 

*) In Spalte 4 bedeutet: V. S. venezolanisches Staats-, V. G. venezolanisches 
Gesellschafts-, T> deutsches, E englisches, F französisches Kapital. 
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Zusammenstellung 111 

Einnahmen und Ausgaben. 


1 

2 

I_ 8 J 

i 

Jahr 

i 

4 

B 

6 

Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung der Bahn 1 ) 

Gesamt- 

Einnuhmen 

Millionen 

Bollvarea 

Gesamt- 

Ausgaben 

Millionen 

Bolivares 

Anteil der 
Ausgaben 
von den 
Einnahmen 

% 

1 

Große T&chira-Bahn .... 

1896 

0,336 

0,366 

109,0 



1900 

0,832 

0,420 

BO,6 



1910 

0,901 

0,599 

66,5 



1919 j 

1,571 

0,626 

39,8 

2 

Santa Barbara-El Vigia 

1909 i 

0,130 

0,154 

118.6 



1910 i 

0,199 

0,176 

87,9 



1919 

0,663 

0,333 

50,2 

3 

Große La Ceiba-Bahn . . . 

1895 > 

0,760 

0,409 

53,8 



1900 i 

0,812 

0,431 

B3,i 



1910 ! 

1 0,865 

0,535 

61,9 



1919 ■ 

i,4ls 

0,648 

4B,7 

4 

La Vela-Goro .. 

1898 

0,068 

0,069 

101,5 



1900 

0,057 

0,053 

93,0 



1910 

0,022 

0,021 

96,5 



1919 

0,063 

0,065 

103,1 

5 

Bolivar-Bahn. • 

1895 

] ,092 

0,905 

82,9 



1 1900 

0,707 

0,609 

86,1 



1910 

1,735 

, i »229 

70,9 


j 

1919 

| 2,887 

2,069 j 

71,3 

6 

Puerto Cabello-Valencia . . 

’ 1888 

0,921 

0,529 

57,4 



1890 

| 1,102 | 

0,722 

61,5 



1900 

0,942 

0,644 

68,4 



1910 

! 0,853 

0,592 

69,4 



1919 

j U: ’ 

0,824 

55,9 

7 

Große Venezuela-Bahn . . . 

1894 

1 I 

1,880 1 

2,702 

143,7 



1900 

1,873 

1,538 

82,1 



1910 

2,169 

1.389 

64,0 

! 

i 


1919 | 

3,779 

( 

1,927 ; 

51,0 

8 

La Guaira-Caraoas. 

i 1883 j 

0,441 | 

0,389 

88,2 



1890 j 

! 3,330 

2,145 

64,4 



1900 

1,727 

0,969 ; 

56,1 



1910 

| 1,874 

0,927 

49,5 


i 

, 1919 

| 2,483 

1,205 

48,5 

9 

Maiquetia-Macuto. i 

1896 *f 

0,064 

' 0,069 

107,8 


1900 I 

0,066 

1 0,060 

90,9 



| 1910 | 

0,066 

0,070 

106,1 



j 1919 

0,271 

0,146 

54,o 

10 

Zentralbahn von Venezuela. \ 

' ias7 | 

0,087 

0,127 

145,9 



1890 1 

0,181 

0,245 

135,4 



1900 ; 

0,103 

0,087 

84,5 


1 

1910 j 

0,383 

0,261 

68,1 


! 

i 

! 1919 j 

1,207 

| 1*044 

86,5 


l ) Bei den meisten Bahnen beziehen sich die Angaben auf die ganze 
Periode von der Eröffnung an. (Bei welchen Bahnen von dieser Regel abgewichen 
wurde, ist in der Veröffentlichung nicht angegeben.) 
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l L 

Lfd. 1 
Nr. * 

i 

l 

2 

1 3 

4 

1 5 

1 6 

Bezeichnung der Bahn 1 ) | 

} 

Jahr 

i 

Gesamt- 

Einnahmen 

Millionen 

Bolivares 

Gesamt- 

Ausgaben 

Millionen 

Bolivares 

Anteil der 
Ausgaben 
von den 
Einnahmen 

% 

! 

11 

( 'arenero-Guapo. 

1899 

0,144 

0,180 

125,0 



1900 

0,195 

i 0,300 

153,0 


i 

1910 

0,285 

0,299 

104,2 



1919 

0,814 

0,318 

99,7 

12 

i Guanta-Naricual 1 ).. 

1892 

0,109 

! 0,144 

132,1 


i ! 

1905 

0,049 

0,049 

100, o 



1910 

0,087 ! 

1 0,087 

100,o 


i 

1919 

1 

0,282 

0,271 

96,i 


Zusammenstellung IV. 

Normale Tarifsätze. 


1 

2 

1 3 _ 

! 4 ! 

1 5 

Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung der Bahn 

Fahrpreis für 

1 Personenkm 

i Bolivares 

L 

Fracht¬ 
satz für 

1 

Tonnen- 

km 

Bolivares 



1. Klasse 

i i 

2. Klasse 

1 

?j 

Große Tächira-Bahn, Bergfahrt. 

0,22 

0,il 

1,15 

2 

, » » , Talfahrt.| 

1 0,22 

0,n 

0,69 

3 

Santa Bärbara — El Vigia, Bergfahrt 

0,30 

[ 0,15 

1,26 

4 

, „ . Talfahrt. 

' 0,20 

0,15 

1,12 

5 

Große La Ceiba Bahn. 

0,22 

0,16 

0,98 

6 

La Vela—Coro. 


0,09 

0,76 

7 

i 

Bolivar-Bahn. 

0,19 

0,12 

0,93 

8 

1 

I 

„ „ , Zweigbahn Palma Sola—San 

Felipe. 

0,20 

0,13 

1,00 

9 ‘ 

Puerto Cabello—Valencia. 

0,22 

0,15 

0,64 

10 

Große Venezuela-Bahn. 

0,25 

0,20 

0,50 

U 

La Guaira—Caracas, Bergfahrt. 

0,34 

0,22 

0,82 

\2 ' 

1 „ „ , Talfahrt. 

0,84 

! 0,22 

0,55 

13 

! Maiquetia—Macuto 2 ). ... 


0,21 

— 

14 

Zentralbahn von Venezuela, Bergfahrt . . . 


0,12 

0,86 

15 

„ „ „ t Talfahrt.... 

— 

0,12 

0,48 

16 

Carenero —Guapo. 

— 

0,20 

1,60 

17 

Quanta—Barcelona. 

0,16 

i 

0,11 

0,53 


') Die Angaben von 1906 fehlen. 

*) Güterbeförderung findet seit 1917 statt; Frachtsatz ist nicht angegehen. 

■ Dorner. 

16* 
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Kleine Mitteilungen. 


Die Staatseisenbahnen in Niederländisch-Indien in den Jahren 1915 
bis 1917.!)2) __ ... .... _____ _ 


1. Staatseisenbahnen auf Java. 

i 

19 16 

19 16 : 

19 17 

Betriebslänge am Ende des Berichts- 



... - 

- 

jahrs .. 

km [ 

3 ) 2 238 

3 ) 2 475 

s ) 2 507 

Mittlere Betriebslänge. 

i 

” i 

‘ 2 238 

2303 

2508 

Verwendetes Anlagekapital . . . . 

ti. 

4 ) - 

217 776 677 1 

247 738 426 

auf 1 km Bahnläuge .... 

•? ( 

— 

87 991 , 

98819 

Gasamteinnahme. 

„ 

! 33 357 470 | 

37 463 841 

40 982 248 

auf 1 km Bahnlänge. 


14 906 

16 267 

16 341 

Gesamtausgabe. 


16 644263 , 

17 264 422 

20 487 239 

auf 1 km Bahnlänge. 


6 990 1 

7 496 

8169 

Überschuß. 

•» 

17 713 207 

20199 419 

20 495009 

auf 1 km Bahnlänge. 


7 915 

8 771 

8172 

Verhältnis von - . 

®/n 

46.9 

46,i 

50,o 

Einnahme 

Personenverkehr: 

beförderte Personen.Anzahl 

39314 692 

44 045 857 

50 156 426 

davon 1. Klasse. 

*1 

282643 

276019 

289 432 

2. . . 


1282826 

1 362 304 

1 414322 

3. „ . 

„ 

36927 551 , 

41541 150 

47 614099 

4. „ . 

n 

821 672 i 

866 384 

938673 

geleistete Personenkilometer . . 


| 10461289% 

1 193 099 927 1 

1379204587 

davon 1. Klasse. 


f 13 990 406 

14 663 248 

16 437 810 

*2 .... 


48 272268 

. 52640865 

67 672262 

3. „ . 


976 412 763 

1 117 883 377 

1 296538 876 

4. „ . 


1 7 453 560 

7 912437 

8655 639 

Einnahme: 





für Personenbeförderung .... 

fl. 

I 12 524109 

14 042 029 

16039 687 

davon 1. Klasse. 

M 1 

644 944 

614 524 

739 482 

2. „ . 


1 356 282 

1 417 189 

1655 360 

3. „ . 


10482 461 

11966 967 

13595 786 

4. * . 


40 422 

43 349 

49059 

für Gepäckbeförderung .... 

„ | 

297 360 

338 726 

333617 

zusammen aus dem Personen- 

1 




und Gepäckverkehr . . . 


12 821 469 

14 380 755 

16 373304 

auf 1 km Bahnlänge .... 

w I 

! 5 729 

6244 

6528 


*) Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1916, S. 789 ff. (für das Jahr 1914). 

2 ) Die nachfolgenden Angaben sind entnommen aus dem amtlichen Bericht: 
Verslag der Staatsspoor- en Tramwegen in Nederlandsch-Indie over het jaar 1916 
Deel II, Batavia 1918, und over het jaar 1917, Deel I, Batavia 1919. 

3 ) Einschließlich der normalspurigen Dampfstraßenbahnen Madioen-Pono- 

rogo — "» Krian—Gempolkerep und — seit 1. Dezember 1916 — Babat— 

Djombang, jedoch ausschließlich der staatlichen Schmalspurbahnen. 

4 ) Da der amtliche Bericht für 1916 der Schriftleitung überhaupt nicht zuge¬ 
gangen ist, während für 1916 nur der Teil II und für 1917 nur der Teil I vorliegt, 
haben einzelne Zahlen nicht für alle 3 Berichtsjahre angegeben werden können. An 
den betreffenden Stellen ist durch einen Strich (—) angedeutet, daß die Angaben 
fehlen. 
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Qiitertonnen. . . .Anzahl 
o» Kil- und Frachtgut . . „ 

frachtfreies Gut ... „ ' 

geiahtene Gütertonnenkm ... 
davon Eil- und Frachtgut . . 

frachtfreies Gut ... „ 

"Einnahme für die Beförderung von: 

Expreßgut.fl. 

Eil- und Frachtgut. „ 

Leichen, lebenden Tieren und 1 

Fahrzeugen. „ 

zusammen aus dem Güterverkehr * 
auf 1 km Bahnlange .... „ 

Sonstige Einnahmen. , 

auf 1 km Bahnlange .... „ 

Betriebsmittel am Ende des Be¬ 
richtsjahrs : j 

Lokomotiven.Stück 

Personenwagen. „ 

Gepäck- und Postwagen .... „ • 

Güterwagen . „ 

Geleistete Lokomotivkilometer . Anzahl 

* Zugkilometer. „ 

Von eigenen und fremden Wagen ! 

auf eigenen Strecken gelei¬ 
stete Wagenkilometer .... , 

darunter von Personenwagen 

Güterwagen ... „ 


19 15 

19 16 

1 

19 17 

5279 069 

5984194 

6303 716 

4 680063 

5 521 514 

6 885 789 

599006 

462680 

417 926 

431 789682 

502663 926 

558486297 

385351728 

457 322 809 

618044 735 

46 437 954 

45 841 117 

40441562 

I 

911411 

1052 951 

I 

| 1149 311 

17206790 j 

19 375 767 

20 827 731 

203116 

259165 

I 288281 

18 321 317 

20 687 883 

I 22265 323 

8186 

8983 

8 878 

2214683 

2 395 202 

! 2 343 620 

990 

1040 

; 934 

i 

444 

446 

1 >) 

1 178 

1228 


278 

288 

i 

9195 

9639 


18013 966 

18270 744 


13 910862 

14 044 592 


193 355 323 

i 

; 197 349 387 


72910 790 

73 340110 


120 444 533 

1 124009277 



Es betrug: 

die durchschnittliche Fahrt: 


für 1 Person . 

km 

27 

27 

27 

,• 1 t Gut . 


82 

83 

88 

der durchschnittliche Ertrag: 

I 



0,32 

für 1 Person . . 

fi. 

0,32 

0,32 

„ l t Gut . 

1 

3,68 

3,51 

3,64 

1 Personenkilometer. . . 

Ci ! 

1,2 

M 

1,2 

1 Gütertonnenkilometer . 


4,5 

4,2 1 

4,0 

2. Staatselsenbahnen auf Sumatra. 

Betriebslänge am Ende des Berichts¬ 

| 

1 

1 

245 

jahrs . 

km 

246 

245 | 

Mittlere Betriebslänge. 

n 

245 

246 

245 

Verwendetes Anlagekapital 

fl. 

l ) - 

25 722 476 

25 899 369 

auf 1 km Bahnlänge 


— 

104 990 

105712 

Gesamtoin nähme 


2 649 297 

2 826 297 

2 685 647 

auf 1 km Bahnlänge. 

** 

1 10813 

11 536 

10 962 


i) Vgl- Anmerkung <) auf S. 228. 
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19 15 

19 16 

19 17 

Gesamtausgabe. 

H. 

1 394 450 

1 532802 

1 552100 

auf 1 km Bahnlänge. 

v 

5 691 

6257 

6 335 

Überschuß. 


1254 847 

1 293 395 

1 133 547 

auf 1 km Bahnlänge. 

n 

5 122 

5 279 

4 627 

Verhältnis von . 

Einnahme 

% 

52,6 

1 

54,2 

57,8 

Personenverkehr: 





beförderte Personen ..... Anzahl j 

1 2 880 986 

3 083 828 

3 324870 

davon 1. Klasse. 

r> 

52332 

54 047 

50886 

2- „ . 


2 828 654 

3 029 781 

3273 984 

geleistete Personenkilometer. . 

n 

48 526 945 

52 657 130 

57 213 815 

Einnahme: 





für Personenbeförderung .... 

H. 

688 237 

728 394 

783 737 

davon 1. Klasse. 

n 

42 768 

45 650 

41938 

2- » . 

v 

645 469 

682 744 

741799 

für Gepäckbeförderung .... 
zusammen aus dem Personen- 

rt 

8 850 

8 330 

7 864 

und Gepäckverkehr . . . 

rt 

697087 

736 724 

791601 

auf 1 km Bahnlänge .... 

V 

2 845 

3 007 

3 231 

Güterverkehr: 





beförderte Gütertonnen . . . Anzahl 

1 725 553 

786 370 

770 618 

davon Eil- und Frachtgut . . 

rt 

659 367 

707 881 

700183 

frachtfreies Gut . . . 

r, 

66186 

78 489 

70435 

gefahrene Gütertonnenkilometer 


, 73 880 832 

| 81 284 419 

81824 978 

davon Eil- und Frachtgut . . 

„ 

69 698 758 

1 76 713166 

| 77 262 573 

frachtfreies Gut ... 

r> 

4 182074 

4 671253 

! 4562 405 

i 

Einnahme für die Beförderung von: 



1 

| 

1 

i 

Expreßgut. 

fl. 

1 11854 

12676 

13 191 

Eil- und Frachtgut. 

Leichen, lebenden Tieren und 

V 

1 282 303 

| 1 357 060 

1 376 245 

Fahrzeugen. 

v 

8085 

10003 

8 455 

zusammen: 





aus dem Güterverkehr . . . 

rt 

| 1 302242 

1 379 739 

1 397 891 

auf 1 km Bahnlänge . . . 


5315 

5 632 

5 705 

Sonstige Einnahmen. 

n 

649968 

709 834 

496 154 

auf 1 km Bahnlänge. 

Betriebsmitttel am Ende des Be- 

Tt 

2 653 

! 2 897 

2025 

richtsjahrs: 





Lokomotiven .Stück 

68 

71 

') ~ 

Personenwagen . 


80 

83 

— 

Gepäckwagen. 

„ 

1 17 

17 

— 

Güterwagen .... .... 


-) 813 

2 ) 853 

— 

Geleistete Lokomotivkilometer . Anzahl 

2 022083 

2077186 1 

— 

Zugkilometer. 

. 1 

1 331 690 

1 387 997 



x ) Vgl. Anmerkung 4 ) auf S. 228. 

2 ) Darunter 413 Selbstentladewagen für den Kohlenverkehr. 
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19 15 

i 

19 16 

19 17 

^ a 45exiUiloineter . . . 

Anzahl 

j! 

13 968 789 

14897232 


tocoN#* ^oxi Personenwagen 

* T) 

3 620274 

3616561 

l ^ 

Ti Güterwagen . . 

9 *1 

, 10 348 515 

11280681 


&b üurchBchnittliche Fahrt: 
für 1 Person. . 

. km 

i 

17 

17 

17 

,1t Gut. 


106 

108 

110 

der durchschnittliche Ertrag: 
für 1 Person. 

. li. | 

1 

j 0,24 

0,23 

0,24 

, l t Gut. 

• » 

! 1,94 

1,91 

1,96 

„ 1 Personenkilometer. . 

i 

' " 1 

1,42 

1,38 

1,37 


') Vgl. Anmerkung 4 ) auf S. 228. 








Rechtsprechung und Gesetzgebung. 

Rechtsprechung. 


Zivilprozeßrecht. 

§ 286 der Zivilprozeßordnung. 

Erkenntnis des Reichsgerichts, I. Zivilsenats, vom 12. Mai 1920 in Sachen des 
preußischen Staatseisenbahnfiskus, vertreten durch die Eisenbahndirektion in B., 
Beklagten und Revisionsklägers, gegen die offene Handelsgesellschaft M. K. & Co. 
in B., Klägerin und Revisionsbeklagte. 

Freie Bewelswiirdigung. Genügt die Tatsache, da8 Weinfässer während des Elsenbahntrans. 
ports angebohrt worden sind, um die Täterschaft von Eisenbahnbediensteten als erwiesen 

anzusehen ? 

Das Kammergericht hat tatsächlich festgestellt: 

1. Die Beraubung der Weinfässer sei in der Zeit von der Annahme 
des Gutes bis zur Ablieferung entstanden. 

2. Nach Überzeugung des Gerichts hätten nur Leute der Bahn den 
Diebstahl verübt. Denn bei den jetzt häufigen Bahndiebstählen würden 
zunächst Beamte und Arbeiter der Bahn als Täter festgestellt; Leute 
der Klägerin kämen, — auch wenn Selbstverladung feststünde, — nicht 
in Betracht, weil erst nach der Verladung die durch die Bahn beschei¬ 
nigte Verwiegung — und damit das Feststellen des Vollgewichts und der 
Unversehrtheit des Gutes — erfolgt sei. Die schließlich noch vorhan¬ 
dene Möglichkeit einer Täterschaft dritter Personen liege so fern, daß 
sie gegenüber vorstehenden Erwägungen aussclieiden könne. 

Diese Gründe sind kurz, aber nicht ungenügend oder fehlsam. Es 
handelt sich zunächst offensichtlich im angefochtenen Urteil nur um 
eine ungenaue Ausdrucksweise, wenn gesagt wurde, daß bei den „j e t z t“ 
häufigen Diebstählen Bahnbedienstete usw. in Betracht kommen. Ohne 
Zweifel war sich das Kammergericht klar, daß schon zur Zeit der Be¬ 
raubung — Sommer 1918 — aiuf der Bahn von Bahn'bediensteten usw., 
die vielfach Hilfsarbeiter waren, schon viel gestohlen wurde. Das Urteil 
kann also in diesem Punkt nur dahin verstanden werden, daß bei den 
um die fragliche Zeit schon häufigen Diebstählen meist Bahn¬ 
bedienstete als Täter festgestellt wurden. 

Den beiden anderen Erwägungen dagegen sind Bedenken irgend 
welcher Art nicht entgegenzusetzen. Die Güter bleiben auch im offenen 
Wagen während des ganzen, Transports dm Besitz und Gewahrsam der 
Bahn. Nur Eisenbahnbeamte und Bedienstete haben freien Zutritt zu 
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^ während des Transports. Anibohren von Fässern und 

Inhalts erfordert Manipulationen nicht ganz einfacher 
a.\xch ziemliche Zeit. All das spricht mit sehr hoher Wahr- 
dafür, daß fremde Personen sich der Gefahr den Ent- 
üViht anssetzen und aussetzen können, wenn die Bahnbeamten 
tos.' tatet Aufsichtspflicht auch nur einigermaßen genügen. Es 
\\*%\, a\so in der Tat sehr nahe, daß Angestellte der. Bahn 
di e auch Werkzeuge auf den Zügen bei sich füh¬ 
ren, die Fässer angebohrt haben; denn die Art der 
-Beraubung weist mit hinreichender Wahrscheinlich¬ 
keit darauf hin, daß nur Bahnbedienstete den Raub 
begangen oder — was dasselbe ist — begünstigungs¬ 
weise oder in hehlerischer Absicht geduldet haben 
können. § 286 ZPO. erscheint sonach nicht verletzt. 
Das Berufungsgericht hat lediglich in Ausübung der freien Beweiswür¬ 
digung unter Summierung von Gründen jene hohe Wahrscheinlichkeit 
des Beweises als vorliegend erachtet, welche genügend erscheinen muß. 
Hiergegen kämpft die Revision vergeblich an. Stand aber die Beraubung 
der Weinfässer durch Bahnbedienstete fest, so haftet die Bahn gemäß 
§ 458 HGB. ohne weiteres für den Diebstahl. 


Haftpflichtrecht. 

ReichshaftpfllchtgeMtz .§ 1, Bürgerliches Gesetzbuch §§ 254, 276. 

Erkenntnis des Reichsgerichts, VI. Zivilsenats, vom 24. Juni 1920 in Sachen 
1) der Stadt# ercein.de M.-G., 2) der ßtraßenhahnsohaffnerin Frau Martin Sch. zu V., 
Beklagter und Revisionsklägerinnen, gegen den minderjährigen Bernhard II., ge¬ 
setzlich vertreten durch seinen Vater, den Arzt Dr. Carl H. zu M.-G., Kläger 

und Revisionöbeklagten. 

AuÜerachtJasoen der Im Verkehr erforderlichen Sorgfalt durch ein achtjähriges Kind. 

Der Maßstab der im Verkehr erforderliche» Sorgfalt im Sinne des 
Gesetzes nach der Rechtsprechung des Reichsgerichts (vgl. im Allgem. K. 
v. RGR. 2, § 276, Erl. 3) ist insofern ein objektiver, als die individuelle 
Eigentümlichkeit des Einzelnen weder zu seinem Nachteil noch zu seinen 
Gunsten für die Entscheidung, ob er ihr genügt, in die Waagschale fällt; in 
diesem Sinne ist auch schon (RG. 68, Nr. 102, S. 422) ausgesprochen worden, 
- daß die Jugend eines minderjährigen Beschädigten, dem ein eigenes mdtwir- 
kendes Verschulden an dem von ihm erlittenen Schaden zur Last gelegt wird, 
nicht bei der Prüfung, ob ihn ein Verschulden trifft (BGB. § 276), 
sondern nur bei der Abwägung des Maßes dieses Verschuldens gegenüber 
der Haftung des Schädigers (BGB. § 254) zu berücksichtigen sei. 
Anderseits kann jener Grundsatz nicht dazu führen, daß alle. Menschen 
in allen Lebenslagen der gleichen Beurteilung unterliegen. Die Ver¬ 
schiedenheit ganzer Gruppen von Menschen nach Alter, Bildung, Le¬ 
bensstellung und Lebenstätigkeit führt notwendig zu einer Verschieden¬ 
heit des gemeinsamen Maßstabs, der an gewisse Menschen unter gewissen 
Verhältnissen anzulegen ist (Urt. v. 11. Dezember 1902, VI. 192/02, 
Warneyer 09, Nr. 281, 1911, Nr. 261, Gruch. 48, S. 788; vgl. auch RG. 95, 
S. 16). Daher kann, auch wenn man bei derselben Handlung, hätte sie 
ein Großjähriger verübt, Fahrlässigkeit annehmen würde, die Annahme 
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einer Fahrlässigkeit ausgeschlossen sein, weil der Täter ein Kind in 
jugendlichem Alter ist. Von diesen Grundsätzen ist auch das Berufungs¬ 
gericht, richtig verstanden, ausgegangen. Der von ihm angelegte Maß¬ 
stab ist nicht als ein individueller, sondern als ein der ganzen Gruppe 
Jugendlicher gemeinsamer gedacht. Wollte man aber auch hieran zwei¬ 
feln, so wäre weiter zu beachten, daß hier die Wirkung besonderer ob¬ 
jektiver Umstände auf die Überlegungs- und Entschlußfähigkeit eines 
Jugendlichen den Gegenstand der Beurteilung bildet: das plötzliche Aus¬ 
bleiben des erwarteten Haltens, das unerwartete Weiterfahren des 
Wagens als jähe Überraschung für das zum Aussteigen bereite Kind. 
Für die Würdigung solcher besonderer Umstände, durch die ein an und 
für sich schuldhaftes Verhalten entschuldigt wird, kann die Jugendlich¬ 
keit des Verletzten grundsätzlich berücksichtigt und gegebenenfalls das 
Verschulden dieserhalb verneint worden (Warneyer 1908, Nr. 314; vgl. 
auch J. W. 1906, S. 160*). Endlich könnte es aber auch, wenn das Ver¬ 
schulden des Klägers als solches bejaht und gemäß BGB. § 254 der durch 
das Verhalten der Schaffnerin erhöhten Betriebsgefahr und deren eigenem 
Verschulden gegenübergestellt würde, keinem Bedenken unterliegen, 
auszusprechen, das Selbstverschulden des Klägers sei gegenüber jenen 
Momenten nach allen Umständen so viel geringer zu bewerten, daß die 
Verpflichtung zum Ersatz des erlittenen Schadens vollständig den Be¬ 
klagten aufzuerlegen sei. 


V ersicherungsrecht. 

§§ 544, 546, 643, 898 der Reichsvereloherungsordnung. 

Erkenntnis des Reichsgerichts, VI. Zivilsenats, vom 21. Juni 1920 in Sachen des 
ßchlalwagenkontrolleurs Otto D. in H., Klägers und Rovisionsklägers, gegen 
1) den preußischen Eisenbnimüskue, jetzt das Deutsche Reich, vertreten durch 
die Eisenbahndinektion in M„ 2) den Unteirnehmer Christian D. in K., Beklagten 

und Revisionsbeklagten. 

Oie Eieenbahnverwaltung ist auch versicherungsrechtlich gegenüber einem SchlafWagenkon- 
trolleur nicht als „Unternehmer“ im Sinne des § 898 RVO anzusehen. 

Nach dem Reichshaftpflichtgesetz kommt die Eisenbahn für jeden 
in ihrem Betrieb Verunglückten als Betriebsunternehmer in Betracht; 
aber versicherungsrechtlich (nach § 898 a. a. 0.) ist sie für den in ihrem 
Betrieb Verletzten nur dann „Unternehmer , wenn er in ihrem Dienst 
angestellt, oder zur Zeit des Unfalls wenigstens vorübergehend auf 
Grund eines Arbeitsverhältnisses bei ihr beschäftigt war. Das ergibt 
sich aus §§ 633, 544, 546 RVO., auf die § 898 verweist. Das Berufungs¬ 
gericht nimmt an, daß ein solches Dienst- oder Arbeitsverhältnis zwischen 
den Streitteilen bestanden habe, und zwar nicht etwa auf Grund eines 
dem Kläger zur Zeit des Unfalls von der Eisenbahnverwaltung für 
seine Person erteilten besonderen Auftrags, sondern mit Rücksicht auf 
seine Stellung als Schlafwagenkontrolleur. In dieser Eigenschaft war 
aber der Kläger nur bei der Internationalen Schlafwagengesellschaft zu 
Brüssel angestellt, und deren Betrieb ist durch Beschluß des Reichs¬ 
versicherungsamts vom 12. Oktober 1896 (Amtliche Nachrichten 1896, 
S. 494), soweit er sich innerhalb der Grenzen des Deutschen Reichs voll¬ 
zieht, als selbständiger Betrieb anerkannt und nach §§ 35 ff. und 87 ff. 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSETY OF MICHIGAN 



Rechtsprechung und Gesetzgebung. 


235 


Seitenden Unfallversicherungsgesetzes vom 6. Juli 1894 
$>• der Privatberufsgenossenschaft angeschlossen worden. 

ist, soweit er über die Zugehörigkeit des versicherten 
Vävks der Gezeichneten Genossenschaft entscheidet, endgültig und 
Gerichte bindend. (RGZ. Bd. 47, S. 54 und Bd. 35, S. 8). 

4a& Berufungsgericht aus dem zwischen der Schlafwagengesell- 
w&aW, den beteiligten Eisenbahnverwaltungen abgeschlossenen Ver¬ 
trag vom 24J27. April 1911 gleichwohl ein Arbeitsverhältnis zwischen 
dem Beklagten und den Angestellten der Schlafwagengesellschaft nach- 
zzfreisen versucht, kann diesen Ausführungen nicht beigetreten werden. 
Allerdings haben nach Art. 16 des Vertrags die Angestellten der Gesell¬ 
schaft den dienstlichen Weisungen der Stationsvorstände, Zugführer und 
Kontrolleure der Eisenbahnverwaltung Folge zu leisten. Aber damit 
sind sie nicht „völlig in den Betrieb der Eisenbahn eingestellt“. Diese 
Vertragsbestimmung wiederholt nur eine aus sich selbst verständliche 
Anordnung, die sich regelmäßig in den Fahrdienstvorschriften für das 
reisende Publikum findet, und will nicht etwa den genannten Vertretern 
der Eisenbahn die Befugnis zusprechen, Angestellte der Schlafwagen¬ 
gesellschaft zum Dienst auf der Lokomotive oder zu sonstigen Verrich¬ 
tungen des Eisenbahndienstes heranzuziehen. Daß der Kläger für den 
Betrieb der Eisenbahn eine kontrollierende Tätigkeit auszuüben hatte, 
wird von dem Berufungsgericht offenbar nicht angenommen. Die bahn¬ 
seitige Kontrolle der Fahrkarten hat nach Art. 15, Abs. 1 des Vertrags 
durch die Zugführer und Schaffner der Eisenbahnverwaltung zu erfolgen. 
Die Gesellschaft hat nur an den Abgangsstationen ihre Wagen der 
Eisenbahn gebrauchsfertig zur Verfügung zu stellen. Während der 
Fahrt wird nach Art 7, Nr. 1 des Vertrags sogar das äußerliche Rei¬ 
nigen der Wagen, das Nachfüllen der Achsbüchsen, das Schmieren der 
Schraubenkupplungen von den (Stationsbediensteten der Eisenbahnver- 
waltungen ausgeführt, während die Bediensteten der Gesellschaft nur 
im Innern des Zuges den Verrichtungen nachgehen, die das gewerbliche 
Unternehmen der Gesellschaft mit sich bringt und die sich von den 
Dienstleistungen der Bahnangestellten, der Strecken- und Wechsel Wärter, 
der Lokomotivführer und Bremser, der Schaffner und Betriebsleiter doch 
wesentlich unterscheiden. Dabei ist zu beachten, daß die beiden Be¬ 
triebe der Eisenbahn und der Schlafwagengesellschaft nach dem Ver¬ 
trag auch wirtschaftlich durchaus selbständig nebeneinander hergelion. 
Jeder Reisende hat eine Fahrkarte I. Klasse zu lösen und an die Gesell¬ 
schaft den im Tarif vorgesehenen Zuschlag zu entrichten, und beide 
Teile haben selbst dafür zu sorgen, wie sie dabei auf ihre Rechnung 
kommen. Auf Grund welcher Vertragsbestimmungen der österreichische 
Oberste Gerichtshof in seinem Urteil vom 14. März 1901 (Eger, Entschei¬ 
dungen Bd. 18, S. 65), im gleichen Sinne wie das Berufungsgericht ent¬ 
schieden hat, ist hier nicht zu erörtern. Für den erkennenden Senat 
ist der dem Berufungsgericht vorgelegte Vertrag maßgebend. 

Die Verweisungen des angefochtenen Urteils auf die dort ange¬ 
führten Entscheidungen des Reichsgerichts und Egier. Haftpflichtgesetz 
7. Auflage, S. 98 gehen fehl. Bei Eger wird an der bezeichneten Stelle 
ausgeführt, daß aus dem Reichshaftpflichtgesetz nicht die Schlafwagen¬ 
gesellschaft, sondern die Eisenbahn haftet. Die Entscheidung RGZ. 
Bd. 79, S. 52 behandelt den Unfall eines landwirtschaftlichen Arbeiters, 
der zur Zeit des Unfalls an der Maschine des Dreschmaschinenunter¬ 
nehmers gearbeitet hatte und dadurch in dessen Betrieb übergetreten 
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war, und die Entscheidung Bd. 74, S. 222 spricht von einem Fuhrkneeht, 
der, wenn auch im Dienste der Fuhrwerksunternehmerin stehend, zur 
Zeit des Unfalls eine der Eisenbahn zukommende Arbeit für die Eisen¬ 
bahnverwaltung ausgeführt hat. Daß in derartigen Fällen eines zwar 
vorübergehenden oder mittelbaren, aber immerhin bestehenden Arbeits¬ 
verhältnisses die Eisenbahn auch Arbeitern fremder Betriebe gegenüber 
als Unternehmer im Sinne des § 898 RVO. angesehen werden kann, hat 
das Reichsgericht ständig angenommen. (RGZ. Bd. 74, S. 222; Bd. 93, 
S. 321; Bd. 96, S. 204; Bd. 97, S. 202; Entsch. VI. 348/17 vom 19. No¬ 
vember 1917; Eger, Enteoh. Bd. 18, S. 329; Zeitung des Vereins deutscher 
Eisenbahnverwaltungen Nr. 12 vom 13. Februar 1918). Ein solcher Fall 
ist hier aber nicht gegeben; denn der Kläger ist zwar in dem 
unter das H a f t p f 1 i c h t g e s e t z fallenden Betrieb des 
Beklagten verunglückt, aber versicherungsrecht- 
lich war er im Eisenbahnbetrieb weder versichert 
noch beschäftigt. 


PreuBisohcs Unfallversicherungsgesetz vom 2. Juni 1920. 

Erkenntnis des Reichsgerichts, VI. Zivilsenats, vom 5. Juli 1920 in Sachen des 
preußischen Londeafiakus, jetzt des Deutschen Reichs, vertreten durch die Eisen¬ 
hahndirektion B., Beklagter und Revisionsklägers, gegen den früheren Schutzmann 
Albert M. zu B., Kläger und Revisionsbeklagteo. 

Auf Sohutzleute, die während des Krieges zum Bahnschutz verwendet wurden, findet das 
preuBlsche Unfallversicherungsgesetz keine Anwendung. 

Aus dem Tatbestand : 

Der Kläger war Schutzmann der Berliner Polizei. Nach 
Beginn des Krieges stellte das Polizeipräsidium zu Berlin auf 
Verlangen des Generalkommandos des Gardekorps eine Anzahl 
seiner Beamten zum Bahnschutz (Eisenbahnschutz) zur Verfügung. 
So hat der Kläger, ohne zum Heeresdienst eingezogen zu sein, 
seit dem 1. Januar 1915 auf dem Bahnkörper der Stettiner Eisenbahn 
nahe dem Bahnhof Gesundbrunnen Bahnschutz getan. Hierbei ist der 
Kläger verunglückt. 

Aus den E n t s c h e i d u n g s g r ii n den : 

Die Revision hat Nachprüfung erbeten, ob nicht ein Un¬ 
fall im Heeresdienst vorliege. Das ist zu verneinen. Auf Grund 
des Art. 68 RV. war durch Reichsgesetz vom 31. Juli 1914 
(RGBl. S. 263) das Reichsgebiet in Kriegszustand erklärt worden. 
Damit trat das Preußische Gesetz vom 4. Juni 1851 (GS. S. 451) 
über den Belagerungszustand in Kraft und nach dessen § 4 ging damit 
die vollziehende Gewalt an die Militärbefehlshaber über, deren Anord¬ 
nungen und Aufträgen die Zivilverwaltungs- und Gemeinde-Behörden 
Folge zu leisten hatten. Eine solche Anordnung des Militärbefehlshabers 
über Bewachung von Eisenbahnbrücken wurde hier vom Berliner Polizei¬ 
präsidium vollzogen. An der dienstpragmatischen Zugehörigkeit der 
zu dieser Dienstleistung befohlenen Schutzleute änderte sich dadurch 
nichts. Sie blieben preußische Schutzleute, standen nach I 21, II 6 offen¬ 
bar unstreitig — unter den Anordnungen des Polizeipräsidiums, des 
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. V ^olizeileutnants und ihrer Wachtmeister. Die Schutzleute 
^ in einen unfallversicherungspflichtigen Betrieb (Eisen- 

erwaltung) über, noch weniger in den Heeresdienst selbst: 
sie waren, und da sie als Schutzleute keinem 
cherungspflichtigen Betrieb z.Uigehören, 
a\vCh 'das preußische Unfall versicherungs- 
vom 2. Juni 1902 keine Anwendung auf sie. 

Ebensowenig kann die Heeresverwaltung in An¬ 
sehung der Unfallstrecke als Unternehmerin des 
£i<se nbahnbetriebs im Sinne des § 1 Hapftpflichtges. (vgl. RG. 66, 
S. 378, 75 S. 8, VI 376/19) betrachtet werden. Durch Verordnung 
vom 1. August 1914 (RGBl. S. 274) waren alle Eisenbahnen Deutschlands 
für „in der Nähe des Kriegsschauplatzes befindlich“ erklärt worden. 
Damit wurde der ganze Eisenbahnbetrieb gemäß § 31 des Kriegsleistungs¬ 
gesetzes vom 13. Juni 1873 den Anordnungen der Militärbehörde unter¬ 
stellt. Diese konnte wohl den Betrieb der Eisenbahn etwa auch selbst 
übernehmen und solchenfalls nach Umständen als Betriebsunternehmer 
im Sinne des Haftpflichtgesetzes § 1 zu gelten haben. Derartiges ist aber 
hier tatsächlich nicht geschehen: hier lag nichts vor als eine Anordnung, 
die Eisenbahnbrüeken und -Übergänge zu überwachen. Daß damit allein 
der Reichsmilitärfiskus Betriebsunternehmer nicht geworden ist, bedarf 
keiner Ausführung. 


Handelsrecht. Eisenbahnfrachtrecht. 

Artikel 29, 30, 31 Abs. 1 Nr. 4, 39 des Berner Internationalen Uebereinkomnens. 

Erkenntnis des Reichsgerichts, I. Zivilsenats, vom 12. Juni 1920 in Sachen der 
österreichischen ZentraleinkaufsgeeelLschalt, Aktiengesellschaft in W., vertreten 
durch ihren Vorstand, Klägerin und Rcvisionsldägerin, gegen den preußischen 
Euenbahnfisfkus, vertreten durch die Eisenbahndirektion in K., Beklagten und 

Revisionsbeklagten. 

Bel Bahaltung der Lieferfrist haftet die Eisenbahn nicht für einen Schaden an leichtver- 
derMiohen Gütern, der durch eine Verzögerung des Transports eingetreten Ist. 

Aus dem Tatbestand : 

Am 17. November 1916 hat die Firma D. Ymuiden in Hol¬ 
land einen Waggon mit 19100 Pfund Schellfischen für Rechnung 
der Klägerin, die die Fische gekauft und mit 14101 Gulden 
holländischer Währung bezahlt hat, an die Schlesisch - Mährische 
Konservenfabrik in D. abgesandt. Während des Transportes ist 

der Frachtbrief von der Sendung getrennt, und der Beklebezettel 

hat sich vom Wagen gelöst. Infolgedessen ist die Sendung nach 
Engelsdorf bei Leipzig verschleppt, wo sie am 21. November 1916 ein¬ 
traf. Am 25. November 1916 sind die Fische auf Anordnung der General¬ 
direktion der Sächsischen Eisenbahnen in Leipzig verkauft. Dabei 

wurde in Reinerlös von 16 942 M 20 Pf. erzielt. Dieser Betrag ist der 
Klägerin ausgezahlt. Die Firma D. hat die aus dem Transport¬ 

vertrag und der Versteigerung der Fische ihr erwachsenen Ansprüche 
an die Klägerin abgetreten. Diese hat geltend gemacht, die Verschlep¬ 
pung der Sendung und die Versteigerung der Fische seien auf grobe 
Fahrlässigkeiten der Angestellten des Beklagten zurückzuftihren. Sie 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



238 


Rechtsprechung und Gesetzgebung. 


hat auf Schadensersatz in Höhe von 15 278 Ji 58 Pf. nebst Zinsen ge¬ 
klagt. Das Landgericht hat nach diesem Anträge erkannt. Dagegen hat 
das Oberlandesgericht in Breslau auf die Berufung des Beklagten durch 
Urteil vom 23. Dezember 1919 die Klage abgewiesen. Hiergegen hat 
die Klägerin Revision eingelegt. 

Aus den E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e tu : 

Das Oberlandesgericht führt aus: Die Eisenbahn habe sich 
allerdings verschiedene Fahrlässigkeiten zuschulden kommen lassen. 
So sei der Beklebezettel des Wagens nicht ordnungsmäßig an¬ 
gebracht worden. Die Bahn habe es dazu kommen lassen, daß 
die Begleitpapiere von dem Wagen getrennt seien. Schließlich 
habe für eine schleunigere Aufklärung gesorgt werden müssen. 
Dadurch sei aber nur eine Verzögerung des Transports be¬ 
wirkt Ami 25. November 1916, einem Sonntag, sei dann der Verkauf 
der Fische in Leipzig vorgenommen. Während der Ausführung sei 
telegraphisch die Nachricht eingegangen, daß der Wagen nach D. 
habe gehen sollen. Damals habe aber bereits ein beginnender Verderb 
der Fische Vorgelegen. Einige obenauf liegende Fische seien schon 
völlig unverwertbar, ein Teil der übrigen sei schon mit einem gelblichen 
Schleim behaftet gewesen. Bei einer Weitervei sendung nach D., 
wo sie aller Voraussicht nach am 28. November eingetroffen wären, 
wären die Fische völlig verdorben und namentlich auch für die beabsich¬ 
tigte Weiterverarbeitung zu Konserven unverwendbar geworden. Die um 
10 Tage verlängerte Lieferfrist sei aber erst am 3. Dezember 1916 ab¬ 
gelaufen. Sie habe für die Weiterversendung genügt. Nun sei der 
Zustand der Fische nur eine Folge der Verzögerung des Transports ge¬ 
wesen. Dafür hafte aber die Bahn nicht, da sie die ganze Lieferfrist für 
den Transport habe ausnutzen dürfen. Frische Seefische seien nach ihrer 
eigentümlichen natürlichen Beschaffenheit der besonderen Gefahr aus¬ 
gesetzt, inneren Verderb zu erleiden. Der Verkauf am 25. November 
habe verhindert, daß die Fische wertlos oder doch fast wertlos geworden 
seien, und so für die Klägerin gerettet, was sich noch habe erzielen 
lassen. Der Kaufpreis von 94 Pf. für das Pfund sei ein recht guter gewesen. 
Er habe also nicht zu einem Verlust für die Klägerin geführt, sondern 
sie vor Schaden bewahrt. 

Die Revision macht hiergegen geltend: Die Klage werde auf eine 
grobe Fahrlässigkeit der Angestellten der Beklagten gegründet, die 
zur Folge gehabt habe, daß das Gut verdorben sei. Auf eine Versäumung 
der Lieferfrist gründe sie sich nicht. Die Eisenbahn habe keinen Frei¬ 
brief, den regulären Lauf der Güter zu verlangsamen und dadurch 
inneren Verderb herbeizuführen. Der aus der Vernichtung der Ware 
sich ergebende Schaden sei ein anderer, als Schaden durch Versäumung 
der Lieferfrist. 

Den Erwägungen des Oberlandesgerichts war jedoch beizutreten. 

Es handelt sich um eine in Holland aufgegebene und nach einem 
Ort in Österreich-Ungarn gerichtete Sendung, die durch Deutschland 
als Durchfuhrgut ging. Auf das Rechtsverhältnis der Beklagten zum 
Absender und Empfänger finden daher die Vorschriften des Berner In¬ 
ternationalen Übereinkommens Anwendung. Dieses 'kommt hier als 
deutsches Recht in Betracht, so daß seine richtige Anwendung nach¬ 
zuprüfen ist. Keine seiner Bestimmungen kann aber den Klageanspruch 
rechtfertigen. 
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29 des Internationalen Übereinkommens ergibt sich nur, 
^H\e Itir die Handlungen ihrer Angestellten aufzukommen hat, 

SV® ^ Te eigenen Handlungen wären. Sie kann sich nicht damit 
sie bei der Auswahl ihrer Leute die erforderliche Sorg- 
habe. 

Art. 30 des Internationalen Übereinkommens haftet die Bahn 
gmta%Xz\\ch ftir den Schaden, welcher in der Zeit von der Annahme 
des Gutes zur Beförderung bis zur Ablieferung entstanden ist. Danach 
ist au sich ihre Haftung gegeben. Nach Art. 31, Abs. 1, Nr. 4 haftet die 
j&rfn aber in Ansehung der Güter, welche vermöge ihrer natürlichen 
Beschaffenheit der besonderen Gefahr ausgesetzt sind, Beschädigung, 
insbesondere inneren Verderb zu erleiden, nicht für den Schaden, welcher 
aus dieser Gefahr entstanden ist, und es ist nach Abs. 2 daselbst bis zum 
Beweise des Gegenteils anzunehmen, daß die aus ihrer natürlichen Be¬ 
schaffenheit sich ergebende Gefahr sich tatsächlich verwirklicht hat. Die 
Gefahr des inneren Verderbens, die bei vielen Sachen gegeben ist, folgt 
daraus, daß sie infolge ihrer natürlichen Eigenschaften im Laufe eines 
Zeitraumes von größerer oder geringerer Dauer sich ändern, daß sie 
verderben. Diese Gefahr hat sich auch im vorliegenden Falle verwirk¬ 
licht. Daraus ergibt sich, daß der Klageanspruch nicht nach Art. 30 des 
Internationalen Übereinkommens .gerechtfertigt ist. 

Die Bahn würde allerdings nach Art. 39 des Internationalen Über¬ 
einkommens den entstandenen Schaden zu ersetzen haben, wenn er durch 
eine Versäumung der Lieferfrist entstanden wäre. Das ist aber nicht 
der Fall. Die Lieferfrist war zur Zeit der Entstehung des Schadens 
noch nicht abgelaufen. Nach den Feststellungen des Oberlandesgerichts 
hätte sogar die Zeit bis zu ihrer Beendigung noch reichlich genügt, die 
Ablieferung rechtzeitig zu bewirken. Wird aber die Lieferfrist einge¬ 
halten, so ist nach den Vorschriften des Internationalen Übereinkommens 
eine Haftung für die Verzögerung des Transports, auch wenn eie sieh 
hätte vermeiden lassen, nicht gegeben. In Frage kann nur kommen, ob 
nach Art. 41 des Internationalen Übereinkommens etwas anderes anzu¬ 
nehmen ist. Er bestimmt, daß in allen Fällen die Vergütung des vollen 
Schadens gefordert werden kann, wenn er infolge der Arglist oder der 
groben Fahrlässigkeit der Bahn entstanden ist. Die Entscheidung hängt 
insofern davon ab, ob der Artikel nur für solche Fälle, in denen schon 
nach anderen Bestimmungen eine Haftung der Bahn begründet ist, die 
Beschränkung der Ersatzpflicht auf einen Teil des Schadens aufheben 
und das Recht auf volle Entschädigung gewähren soll, sofern der Scha¬ 
den durch Arglist oder grobe Fahrlässigkeit der Bahn oder ihrer Leute 
verursacht ist, oder ob er unter dieser Voraussetzung die Bahn haftbar 
machen will auch dann, wenn nach den sonstigen Bestimmungen des 
Internationalen Übereinkommens eine Haftung der Bahn überhaupt nicht 
gegeben ist. Für fdie Beantwortung 'dieser Frage ist Entscheidend, 
welche Bedeutung die Lieferfristen bei Frachtverträgen haben. Indem 
die Bahn die tarifmäßige Beförderung eines Gutes übernimmt, ver¬ 
pflichtet sie sich, die Beförderung nach den Bestimmungen des Tarifs 
auszuführen. Sie hat daher die Pflicht, die Lieferfrist einzuhalten, sie 
hat aber auch das Recht dazu. Die Sache liegt insoweit nicht anders, 
als bei sonstigen Verträgen, in denen die Erfüllung innerhalb einer Frist 
vereinbart wird. Nur diese Auffassung wird’ auch dem Zweck gerecht, 
dem die Lieferfristen dienen sollen. Das Oberlandesgericht weist zu¬ 
treffend darauf hin, daß die Lieferfristen gerade wegen der Möglichkeit. 
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daß das Frachtgut oder der Güterwagen, in dem es sich befindet, irgend¬ 
wo eine Zeit lang liegen bleibt, über die notwendige Zeit bemessen sind, 
und daß der Schutz, den diese Bestimmung der Lieferfristen der Bahn 
gewähren soll, vielfach vereitelt würde, wenn die Bahn trotzdem für 
den Schaden aufzukommen hätte, der durch ein vorübergehendes Stehen¬ 
bleiben des Wagens am Frachtgut entsteht. Es ist zu berücksichtigen, 
daß es sich bei einer Bahn um einen Massenbetrieb handelt. Unregel¬ 
mäßigkeiten und Versehen lassen sich dabei vielfach nicht vermeiden. 
Deshalb übernimmt die Bahn nach ihren Tarifen die Beförderung nur 
innerhalb einer zu ihren Gunsten reichlich bemessenen Frist. Dazu 
kommt noch, daß die Bahnverwaltung besonders bei Versendungen über 
weite Strecken nicht in der Lage ist, die einzelnen Sendungen individuell 
zu behandeln. Sie muß klare, leicht zu übersehende Verhältnisse haben. 
Daher kann sie nur einzelne Abstufungen vornehmen, wie sie durch die 
Unterscheidung von Frachtgut- und Eilgutsendungen gegeben sind — 
in Deutschland war auch die Versendung als beschleunigtes Eilgut mög¬ 
lich, bei dem sehr kurze Lieferfristen vorgesehen waren — sie kann 
aber nicht die Lieferfristen nach der jeweiligen Beschaffenheiten des 
Gutes bemessen. 

Hat aber die Lieferfrist die dargelegte Bedeutung, so kann ein 
Schaden, der aus einer Transportverzögerung ent¬ 
standen ist, die Bahn nicht haftbar machen, wenn die 
Transport Verzögerung nicht zu einer Überschrei¬ 
tung der Lieferfrist geführt hat. Denn ein schuldhaftes 
Handeln für sich allein begründet keinen Schadensersatzanspruch. Wenn 
gesagt ist, daß der Schuldner für Fahrlässigkeit oder grobe Fahrlässig¬ 
keit aufzukommen habe, so ist damit nur der subjektive Tatbestand be¬ 
zeichnet, der vorliegen muß, wenn ein Ersatzanspruch bestehen soll. Der 
objektive Tatbestand muß hinzukommen. Es muß, von besonderen, hier 
nicht in Betracht kommenden Fällen abgesehen, eine Rechtsverletzung 
vor liegen. Eine Pflicht, zu handeln oder' zu 'unterlassen, muß verletzt 
sein (vergl. Planck BGB. § 276, Anm. 1 a. Komm. v. RGR., § 276 Anm. 1). 


Eisenbahnfrachtrecht. 

Eisenbahnverkehraordnung §2 (3), Satz 2, Ausftthrungsbestimmung II, vom 1. März 1919 zu 

§ 54 (2) BI. 

Erkenntnis des Reichsgerichts, I. Zivilsenats, vom 7. Juli 1920 in Sachen des 
preußischen Eisen';ahnfiski:«. vertreten durch die Eisenbahndirektion in B., 
Beklagten und Revision-sklägers. gegen den Kaufmann Max G. in Oh., Kläger und 

Revisionsbeklagten. 

Ungültigkeit einer AusfUhrungsbestlmmung zur Eisenbahaverkehraordnung wegen ungenügender 

Veröffentlichung. 

Der Beklagte lehnt seine Ersatzpflicht vornehmlich deshalb ab, 
weil der verloren gegangene Ballen Buxkinstoff einön Wert von mehr 
als 150 M für das kg gehabt habe, deshalb im Sinne der am 1. März 1919 
eingeführten Ausführungsbestimmung II zu § 54, Abs. 2 B I EVO. als 
Kostbarkeit anzusehen und von der Beförderung als Expreßgut ausge¬ 
schlossen gewesen sei. Das Berufungsgericht hat die An- 
wendbarkeit der Ausführungsbestimmung auf den 
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f . ^ 0 la -<i©n .Fall verneint, weil die Bestimmung 
vu & ^ a ge, an dem das Gut zur Beförderung auf ge* 
VuVa t o r densei, dem 16. April 1919, nochnichtordnungs- 
"®äV\g anntgemacht gewesen sei und deshalb der 

eit ermangelt habe. 

\ etS^VAich wird dieser Entscheidungsgrund von der Revision be- 

Die Äusführungsbestimmung mußte, da derartige Vorschriften den 
Tarifen völlig gleichgestellt sind, entweder in einen ordnungsmäßig 
^ßröffentiichten Tarif oder Tarifnachtrag aufgenommen sein, oder ihr 
Wortlaut war in den zur einfachen Bekanntmachung benutzten 
Blättern zu veröffentlichen. Für die Gültigkeit der durch 
sie h e r b e i g e f ü h r t e n Abänderung der bisher maß¬ 
gebenden Vorschriften ist jedoch ausschließlich die 
Bekanntmachung durch den Reichsanzeiger entscheid 
dend. Als weiteres Erfordernis kommt hinzu, daß aus der Bekannt¬ 
machung auch die Genehmigung der Ausführungsbestimmung durch die 
Landesaufsichtsbehörde — d. i. für Preußen der Minister der öffentlichen 
Arbeiten — ersichtlich sein muß. 

Diese Voraussetzungen sind hinsichtlich der fraglichen Ausfüh¬ 
rungsbestimmung bis zum 16. April 1919, dem Versendungstage, nicht 
erfüllt worden. Der Tarifnachtrag V, der die Bestimmung in ihrem Wort¬ 
laute wiedergibt, ist erst im August 1919 veröffentlicht worden, kommt 
also als Unterlage für den am 16. April 1919 geschlossenen Beförderungs¬ 
vertrag nicht in Betracht. Bis dahin war der Wortlaut der Bestim¬ 
mung nur in dem von der Eisenbahndirektion Berlin herausgegebenen 
„Gemeinsamen Tarif- und Verkehrsanzeiger“ vom 17. Februar 1919 be¬ 
kanntgemacht, auch war im Deutschen Reichsanzeiger vom gleichen 
Tage durch eine Anzeige der Eisenbahndirektion Berlin darauf hinge¬ 
wiesen worden, daß „vom 1. März 1919 ab neue Tarifbestimmungen für 
die nach § 54 (2) B I EVO. bedingsweise zur Beförderung zugelassenen 
Gegenstände (Gold- und Silberwaren, Platina, Geld und andere Kostbar¬ 
keiten sowie Kunstgegenstände) eingeführt würden“ und „der Wortlaut 
der neuen Bestimmungen in der nächsten Nummer des preußisch-hessi¬ 
schen Tarif- und Verkehrsanzeigers für den Güter- und Tierverkehr 
veröffentlicht werden würde“. In derselben Anzeige wurden auch ein¬ 
zelne Änderungen als wesentlich hervorgehoben, darunter zu Nr. 1: 
„Der Begriff Kostbarkeiten wird dahin festgelegt, daß hierzu solche 
Gegenstände rechnen, deren Wert 150 JL für 1 kg der Ware übersteigt“. 
Diese Art der Bekanntmachung wird mit Recht vom Berufungsgericht 
als vorschriftswidrig beanstandet. Sie setzt sich hinweg über die Aus¬ 
führungsbestimmung zu § 6 EVO. und die Vorschrift des Tarifvorworts, 
aus welchen beiden Vorschriften zusammengenommen sich ergibt, daß 
Änderungen des Tarifs und der ihm gleichgestellten Ausführungsbestim¬ 
mungen zu ihrer Gültigkeit der Bekanntmachung ihres Wortlauts durch 
den Reichsanzeiger bedürfen. Die kurzgefaßte Anzeige im 
R e i ch s an z e i g e r, die den Zusammenhang der Ände¬ 
rungen mit den aufrechterhaltenen Bestimmungen 
und demgemäß die rechtliche Tragweite der Ände¬ 
rungen nicht genügend ersichtlich macht, kann als 
zulässiger Ersatz für die vorgeschriebene Veröf¬ 
fentlichung des Wortlauts nicht angesehen werden. 
Dieser Mangel wird auch nicht, wie die Revision meint, dadurch be- 
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hoben, daß der Wortlaut im Tarif- und Verkehrsanzeiger mitgeteilt und 
hierauf in der Ankündigung im Reichsanzeiger besonders hingewiesen 
worden ist. Denn da das Vorwort des Tarifs für die Tarifänderung 
lediglich die Bekanntmachung durch den Deutschen Reichsanzeiger 
entscheidend sein läßt, so erscheint es nicht rechtsirrig, wenn das Be¬ 
rufungsgericht die Veröffentlichung des vollen Wortlauts im Reichs¬ 
anzeiger für unerläßlich und die Bezugnahme auf die Veröffentlichung 
in einem anderen Blatte für unzulässig erachtet. Dieser Auffassung ist 
um so mehr beizupflichten, als die Eisenbahnen selbst die Fassung des 
Tarifvorworts bewirkt und deshalb die Folgen einer unklaren oder 
unvollständigen Fassung selbst zu tragen haben (Eger, EVO. § 6 Anm. 27 
a. E., 3. Aufl., S. 26). 

Beizutreten ist dem Berufungsgericht ferner auch darin, daß die 
Bestimmung des § 2, Abs. 3, Satz 2 EVO., wonach die Genehmigung der 
Ausführungsbestimmungen aus dem Tarife zu ersehen seinl muß, als 
eine zwingende Vorschrift anzusehen ist, deren Nichtbeobachtung die 
Nichtigkeit der Ausführungsbestimmungen zur Folge hat. Über die Ge¬ 
nehmigung der streitigen Ausführungsbestimmung durch die zuständige 
Behördd besagt' nun die Bekanntmachung im 'Reichsanzeiger nichts, 
ebensowenig diejenige im Gemeinsamen Tarif- und Verkehrsanzeiger. 
Die Revision meint zwar, daß der Genehmigungsvermerk trotz Kleidung 
der Vorschrift in die „Muß“-Form nicht wesentliches Erfordernis sei, und 
die gleiche Ansicht wird auch von Eger (§ 2, Anm. 7, S. 7) und Rund¬ 
nagel (in Ehrenbergs Handbuch des Handelsrechts, Bd. 5, Abt. 2, S. 290, 
Anm. 1) vertreten. Die Begründung, die von beiden Schriftstellern für 
ihre Ansicht gegeben wird, erscheint aber nicht stichhaltig. Sie ver¬ 
weisen darauf, daß in dem vorerwähnten Satz 2 die die Androhung der 
Ungültigkeit enthaltenden Worte des unmittelbar vorangehenden Satzes 
(„bedürfen zu ihrer Gültigkeit“) fehlen. Dabei übersehen sie aber, daß 
Satz 2 durch das Wort „auch“ eingeleitet wird, welches deutlich zum 
Ausdruck bringt, daß die Folge der Unterlassung im Falle des Satzes 2 
die gleiche sein soll wie im Falle des Satzes 1, also die Nichtigkeit der 
Ausführungsbestimmung. Es entspricht demnach durchaus dem engen 
Zusammenhang der in dem beiden Sätzen enthaltenen Vorschriften, wenn 
für die Anordnung des zweiten Satzes die Mußform gewählt worden ist, 
die in der neueren Gesetzgebung überhaupt, vor allem seit der Ein¬ 
führung des Bürgerlichen Gesetzbuchs, angewendet wird, um die Vor¬ 
schrift als eine zwingende, die Nichtigkeit des Rechtsgeschäfts bei Nicht¬ 
beachtung herbeiführende zu kennzeichnen. Wenn Rundnagel a. a. O. 
sagt, daß in der EVO. die scharfe Unterscheidung der Worte „muß“ und 
„soll“ nicht, wie in anderen Reichsgesetzen, überall durchgeführt worden 
sei (vgl. auch Rundnagel, die Haftung der Eisenbahnen § 29, 2. Aufl., 
S. 223 f.), so trifft diese Bemerkung jedenfalls nicht den vorliegenden 
Fall, wo der Zusammenhang und die sprachliche Verbindung der beiden 
vorerörterten Satze erkennen lassen, daß die Nichtbeobachtung der 
Formvorschrift des ersten wie des zweiten Satzes die Nichtigkeit der 
Bestimmung herbeiführen soll. 
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Bürgerliches Recht. 

Bürgerliches Gesetzbuch § 823. 

Tteiehsgerichts, VI. Zivilsenats, vom 10. Juni 1920 in Sachen des 
\ wvnrt fl&ch.tera Oberamtmanns R. in D., .Klägers und Revisionsklägers, gegen 
tea Staat, vertreten durch die Kieenbaihndirektion K, Beklagten und 

IRevisionabeklagten. 

Oer GeMlsgebrsuich an ttffentlichen Wegen kein „sonstiges Recht“ In Sinne des § 823 BGB. 

Der Kläger kann mit der aus § 823, Abs. 1 BGB. hergeleiteten Scha¬ 
densklage nur. Erfolg haben, wenn' er # an dem Wege, an dessen Be¬ 
nutzung er aus Verschulden des Beklagten längere Zeit gehindert ge¬ 
wesen sein will, ein „sonstiges Recht“ gehabt hat. 

Als ein sonstiges Recht im Sinne des § 823 BGB. ist 
aber der einem jedien zustehende Gemeingebrauch an 
ö f f entliehen W egen, wie er dies näheren im § 4 der Wegeo-rdnung 
für die Provinz Ostpreußen vom 10. Juli 1911 bestimmt ist, nicht an¬ 
zuerkennen : der Gemeingebrauch genießt nicht den Schutz sub¬ 
jektiver Privatrechte in dem Sinne, daß jedermann wegen etwaiger 
schuldhafter Beeinträchtigung des Gemeingebrauchs privatrechtlich be¬ 
fugt wäre, Schadensersatz wegen Verletzung eines „sonstigen Rechts“ 
nach Maßgabe des § 823, Abs. 1 BGB. zu verlangen (RGR. Kommentar 
§ 823, Anmerk. 9). 

Ebensowenig kann hier die Rede davon sein, daß der Pachtbetrieb 
des Klägers im Sinne eines sonstigen Rechts verletzt worden wäre. 
Selbst wenn man den Bestand des Pachtbetriebs des Klägers in gleicher 
Weise wie den eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetrieb als solchen 
als ein sonstiges Recht im Sinne des § 823, Abs. 1 BGB. gelten lassen 
wollte, so ist doch ein widerrechtlicher Eingriff, der unmittelbar den 
Bestand des Pachtbetriebs tatsächlich unterbunden oder sogar rechtlich 
in Frage gestellt hätte, nach den Feststellungen des Berufungsgerichts 
ausgeschlossen. Denn die Behinderung des Klägers, den bisherigen Weg 
bis zur Wiederherstellung der Überführung pachtwirtschaftlich zu be¬ 
nutzen, stellt sich nicht als unmittelbarer widerrechtlicher Eingriff in 
seinen Pachtbetrieb als solchen dar, sondern nur als eine nach¬ 
teilige Einwirkung auf den Ertrag der Pachtung. 


Gesetzgebung. 


Deutsches Reich. Verordnungen der Reichsregierung': 

Vom 5. Oktober 1920 über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen. 

(Reichs-Verkehrsblatt S. 93, R.-G.-Bl. S. 1739.) 

Vom 29. Oktober 1920, betr. Ermächtigung des Reichsverkehrsmini¬ 
sters zur selbständigen Ergänzung und Änderung der Verord¬ 
nungen, die den Bau, den Betrieb und den Verkehr der Eisen¬ 
bahnen regeln. 

(Reichs-Verkehrsblatt S. 136. R.-G.-Bl. S. 1859.) 

16 * 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSETY OF MICHIGAN 



244 


Rechtsprechung und Gesetzgebung. 


Vom 30. Oktober 1920, betr. die Erhöhung der Gebühren für die 
Prüfung von Kraftfahrzeugen und von Kraftfahrzeugführern. 
(Reichs-Verkehrsblatt S. 136, R.-G.-Bl. S. 1857.) 


Bekanntmachung des Reichsministers der Finan¬ 
zen vom 8. September 1920, betr. Dienstwohnungs-Vorschriften. 
(Reichs-Verkehrsblatt S. 101.) 


Verordnungen des Reichsverkehrsministers: 

Vom 6. Oktober 1920 über Aufhebung der Verordnung, betr. Über¬ 
lassung von Anhängewagen zu Straßenzugmaschinen und Last¬ 
kraftwagen, vom 19. Februar 1920. 

(Reichs-Verkchrsblatt S. 94, R.-G.-B1. S. 1711.) 

Vom 10. November 1920, betr. Änderung der Eisenbahn-Verkehrs- 
ordnung vom 23. Dezember 1908. 

(Reichs-Verkehrsblatt S. 151, R.-G.-Bl. S. 1899.) 


Bekanntmachungen des R e i chsverkehrsmini¬ 
ste r s : 

Vom 7. Oktober 1920 zur Verordnung über die schiedsgerichtliche 
Erhöhung von Beförderungspreisen der Privateisenbahnen, 
Kleinbahnen (Lokalbahnen usw.), Straßenbahnen und Anschluß¬ 
bahnen vom 21. Februar 1920. 

(Reichs-Verkehrsblatt S. 94, R.-G.-Bl. S. 1712.) 

Vom 12. Oktober und 15. November 1920, betr. Änderung der An¬ 
lage C zur Eisenbahn-Verkehrsordnung. 

(Reichs-Verkehrsblatt S. 117 und 152, R.-G.-Bl. 1776 und 1899.) 


Erlasse des Reichs Verkehrs minister s. : R.-V.-Bl. 

Seite 

Vom 4. Oktober 1920, betr. Heizung der Züge.97 

Vom 12. Oktober 1920, betr. Änderungen bei den Militär- 
Eisenbahnbehörden .98 

Vom 16. Oktober 1920, betr. Arbeiterlohn bei auswärtiger 
Beschäftigung.99 

Vom 16. Oktober 1920, betr. mittelständische Verdingungs¬ 
fragen : 100 

Vom 20. Oktober 1920, betr. Schadenersatzforderungen gegen 

Reichseisenbahn-Beamte und -Arbeiter.118 

Vom 21. Oktober 1920, b.etr. Verkauf fremder Silbermünzen 

an Ausreisende.123 

Vom 26. Oktober 1920, betr. Zurruhesetzung der Reichseisen¬ 
bahnbeamten und Bezüge (einschließlich des Gnadenquar¬ 
tals) für Hinterbliebene der Beamten.125 
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R.-V.-BL 

Seite 


Vom 27. Oktober 1920, betr. Dienstbefreiungen zur Ueber- 

nahme öffentlicher Ehrenämter.128 

Vom 29. Oktober 1920, betr. Beschränkung der Dienstreisen 129 
Vom BO. Oktober 1920, betr. Ausführungsbestimmungen zum 

Besoldungsgesetz.130 

Vom Bl. Oktober 1920, betr. Arbeitszeit der Gastwirtsgehil- 
ien in Bahn wirtschaften und Besuch der Fortbildungs¬ 
schulen. durch Lehrlinge.132 

Vom 1- "November 1920, betr. Betriebsräte.133 

Vom 2. November 1920, betr. Reichslohntarifteilvertrag . . 133 
Vom 2. November 1920, betr. Fahrkarten für die Bevollmäch¬ 
tigten zum Reichsrat.137 


Vom S./25. November 1920, betr. geschäftsführende Verwal¬ 
tungen für den durchgehenden Schnellzugverkehr 137 u. 154 
Vom 4. November 1920, betr. Heizung der Werkstättenräume 134 
Vom 9. November 1920, betr. Einführung eines neuen Reichs¬ 
bahn-Gütertarifs und Reichsbahn-Tiertarifs.140 

Vom 10. November 1920, betr. einheitliche Gestaltung des 

Abnahmewesens .111 

Vom 13. November 1920, betr. Militärpaß der Stellenbewerber 144 
Vom 19. November 1920, betr. Errichtung von ständigen 

Fachausschüssen ..145 

Vom 20. November 1920, betr. Übernahme weiterer Geschäfte 

in das Reichsverkehrsministerium.150 

Vom 24. November 1920, betr. Nachweis der Grenzetredken 

in der Statistik und zum Haushalt.153 

Vom 26. November 1920, betr. Ausweiskarten für Beamte der 

Reichstelegraphenverwaltung.155 

Vom 7. Dezember 1920, betr. Übernahme weiterer Geschäfte 
in das Reichsverkehrsministerium, Aufhebung der Zweig¬ 
stellen in Dresden, Stuttgart und Karlsruhe.158 


Schweiz. Bekanntmachung der Bundeskanzlei vom 20. November 
1920, betreffend Beitritt von Norwegen zum internationalen Über¬ 
einkommen über den Eisenbahnfrachtverkehr. 

(Veröffentlicht in der Eidgenössischen Gesetzsammlung Nr. 51 vom 
24 November 1920, S. 786.) 

Mit Note vom 11. November 1920 hat die norwegische Gesandtschaft dem 
Bundesrat mitgeteilt, daß ihre Regierung den Beitritt erkläre zu dem am 
14 Oktober 1890 abgeschlossenen internationalen Übereinkommen über den Eisen¬ 
bahnfrachtverkehr 1 ). 


') An diesem Übereinkommen sind zur Zeit folgende Länder beteiligt: 
Belgien, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, Frankreich, Italien, Luxemburg, die 
Niederlande, Norwegen, Österreich, Rumänien, Rußland, Serbien, Schweden, die 
Schweiz und Ungarn. 
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Frankreich. Gesetz betreffend die Ermächtigung des Departements 
der Rhönemündungen zur endgültigen Übernahme des Betriebs 
der in seinem Bezirk gelegenen Kleinbahnen und die neue Rege¬ 
lung der staatlichen Beihilfe. 

(Annales des ponts et des chaussöes, partie administrative, 1920. 

Heft Nr. 4, S. 259.) 

A r t. 1. Das Departement der Rhönemündungen wird ermächtigt, den Be¬ 
trieb der in seinem Bezirk gelegenen, unten aufgeführten Kleinbahnen zu über¬ 
nehmen. 

Art. 2. Vom 1. Januar 1920 bis zum 1. April 1961, während der ganzen 
Dauer der Betriebsführung durch das Departement, wird der Staat gemäß den 
in den Artikeln 13 und 14 1 ) des Gesetzes vom 11. Juni 1880 festgesetzten Be¬ 
dingungen bei der Deckung von Fehlbeträgen bei den unten genannten Strecken 
mitwirken, zu deren Betrieb das Departement der Rhönemündungen durch die 
Erlasse vom 5. September 1913 und 26. November 1916 ermächtigt ist. (Folgen 
die einzelnen Strecken.) 

A r t. 3 und 4 enthalten besondere finanzielle Bestimmungen. 

Art. 5. Der Reservefonds für größere Wiederherstellungen und für die 
Erneuerung des Oberbaues und des sonstigen Materials, wie er gemäß Art. 22 
des Erlasses vom 26. Juni 1915 vorgesehen ist, wird gebildet, indem ein Viertel 
des jährlichen Reinertrags der Bahnen vorweg ausgeschieden wird. Diese Aus- 


l ) Das Gesetz vom 11. Juni 1880 ist abgedruckt in der Zeitschrift für 
Kleinbahnen, 1. Jahrg. (1894), S. 573 ff. 

Die genannten Artikel lauten: 

Art. 13. Bei der Anlage einer Nebenbahn kann der Staat sich ver¬ 
pflichten, für den Fall, daß die Roheinnahmen zur Deckung der Betriebsaus¬ 
gaben und einer Verzinsung mit jährlich 5 % des ersten Anlagekapitals, wie 
es in der Konzessionsurkunde vorgesehen und um die während der konzessions¬ 
mäßigen Bauzeit sich etwa ergebenden Mehrbedürfnisse erhöht worden ist, nicht 
ausreichen, für die teilweise Deckung dieses Ausfalls unter der Bedingung auf¬ 
zukommen, daß ein mindestens gleicher Betrag von dem Departement oder der 
Gemeinde mit oder ohne Beteiligung der Interessenten übernommen wird. 

Die Beihilfe des Staates soll bestehen in: 

1. einem festen Zuschuß von 500 Fr. für das km Betriebslänge; 

2. eihem Viertel der Summe, die erforderlich ist, um die jährliche Roh¬ 
einnahme (abzüglich der Ausgaben) auf den Betrag von 10 000 Fr. 
für das km für die vollspurigen, auf 8000 Fr. für die schmalspurigen 
Bahnen zu erhöhen. 

Durch die Beihilfe des Staats darf die Roheinnahme nicht auf mehr als 
10 500 Fr. und 8500 Fr. erhöht oder eine Verzinsung des Anlagekapitals mit 
mehr als jährlich 5 % herbeigeführt werden. 

Die Beteiligung des Staats hört auf, sobald die jährliche Roheinnahrae die 
vorstehend festgesetzten Grenzen erreicht. 

Art. 14. Die Beihilfe des Staats kann innerhalb der festgesetzten Grenzen 
nur für jedes Jahr durch das Etatsgesetz bewilligt werden. 

Die in Ausführung des gegenwärtigen Gesetzes dem Staatsschatz jährlich 
zur Last fallende Summe darf in keinem Falle den Betrag von 400000 Fr. für 
die sämtlichen, innerhalb eines und desselben Departements belegenen Linien 
übersteigen. 
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Scheidung soll so lange erfolgen, bis der so gebildete Reservefonds eine Summe 
erreicht hat, die, durch die Kilometerzahl der Strecken geteilt, den Betrag von 
2000 Fr. ergibt. 

Der Reservefonds ist bis zu seiner vorgesehenen Höhe aufzufüllen, wenn 
er durch Ausgaben, zu deren Deckung er bestimmt ist, in Anspruch genommen 
wird. 

Art. 6. Wenn das Departement entsprechend den Bestimmungen dieses 
Gesetzes an den Betriebseinnahmen beteiligt ist, werden die unter diesem Titel 
in die Kassen des Departements eingezahlten Summen zwischen dem Staat und 
dem Departement nach dem Verhältnis der von jedem von ihnen jährlich ge¬ 
tragenen Aufwendungen geteilt. 

Gesetz, betr. die Ausführung dringlicher Arbeiten nach dem 
Krieg vom 12. August 1919. 

(Veröffentlicht in den „annales des ponts et des chauss6es M , 1920, 
S. 5.) 

Art. 1. Während einer Frist von 5 Jahren nach Einstellung der Feind¬ 
seligkeiten ist Artikel 76 des Gesetzes vom 3. Mai 1841 auf alle dringlichen 
Arbeiten anzuwenden, soweit diese Arbeiten noch nicht begonnen worden oder 
bereits im Gange sind. 

Art. 2. Formalien. 


Gesetz, betr. die vorläufige Beschlagnahme von Gütersendungen 
für die Beförderung auf dem Wasserweg vom 26. Februar 1920. 

(Veröffentlicht in den „annales des ponts et des chauss^es“, 1920, 
S. 101.) 

Art. 1. Während der Geltungsdauer dieses Gesetzes können im Wege 
der Beschlagnahme auf die Beförderung durch den Wasserweg alle Güter ver¬ 
wiesen werden, die zur Lebensmittelversorgung und zur Aufrechterhaltung des 
wirtschaftlichen Lebens des Landes notwendig sind, insbesondere Kohlen, die 
verschiedenen Arten mineralischer öle und Brennstoffe, Futtermittel, Lebens¬ 
mittel und Maschinen. 

A r t. 2. Das Recht der Beschlagnahme wird ausgeübt im Namen des 
Kiiegsministers und des Ministers der öffentlichen Arbeiten durch die auf Grund 
der Verordnung vom 31. Dezember 1919 eingesetzte militärische Kommission für 
die Wasserstraßen und Seehäfen . . . 

Art. 3. Strafbestimmungen. 

A r t. 4. Formalien. 


Gesetz, betr. die im Fall einer Unterbrechung des Eisenbahn¬ 
betriebs von den Zivilbehörden vorzunehmende Beschlagnahme 
anderer Materialien und Räumlichkeiten als solcher, die für die 
Personen- und Güterbeförderung auf der Eisenbahn notwendig 
sind, vom 27. Februar 1920. 

(Veröffentlicht in den „annales des ponts et des chaussees“, 1920, 
S. 102 f.) 

Art. 1. Wenn im Frieden der Eisenbahnbetrieb teilweise unterbrochen 
ist, kann die Zivilbehörde vorübergehend alle Transportmittel beschlagnahmen, 
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die für die Lebensmittelversorgung der Bevölkerung und zur Aufrechterhaltung 
der Verwaltung notwendig sind. 

Art. 2. Der Beschlagnahme unterliegen: 

1. Lastkraftwagen aller Modelle; 

2. Personenkraftwagen, die zur Ausübung des Dienstes und zur Be¬ 
gleitung der Transporte notwendig sind; 

3. Bespannte Wagen, Schiffe und allgemein alle anderen Transportmittel; 

4. Werkstätten sowie die für die Beherbergung des Personals und die 
Aufbewahrung des oben aufgeführten Materials erforderlichen Räum¬ 
lichkeiten nach Maßgabe des Titels III des Gesetzes vom 3. Juli 1877 
über die militärischen Beschlagnahmungen; 

5. Ersatzstücke für die Instandsetzung der Fahrzeuge, öl, Bestandteile 
jeder Art und Tierfutter. 

Art. 3. Vor jeder Beschlagnahme bestimmen besondere Erlasse des Mi¬ 
nisterrats die Departements, in denen die Beschlagnahme ausgeübt werden kann. 

Art. 4—10. Formalien, Entschädigungen, Strafbestimmungen. 
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Besprechungen. 


Kittel, Dr. Th., Ministerialrat. Der Staatsvertrag über die 
Reichseisenbahnen. (Reichsgesetz vom 30. April 1920). 
Berlin 1920. Julius Springer. 54 S. 4 JL 

Der kleine Kommentar erläutert in hinreichend ausführlicher Weise 
die Bestimmungen des Reichsgesetzes über den Staatsvertrag und des 
'Schlußprotokolls, ohne sich auf längere wissenschaftliche Erörterungen 
einzulassen. Außerdem sind die Grundsätze für die Berechnung des An¬ 
lagekapitals und des Ertragswerts sowie die einschlägigen Bestimmun¬ 
gen der Reichsverfassung abgedruckt. Eine knapp und übersichtlich ge¬ 
faßte Einleitung beschäftigt sich mit der Entstehung des Staatsvertrags 
und würdigt seine Bedeutung. Der Kommentar ist ein praktisches Nach¬ 
schlagewerk und wird den Eisenbahnbeamten, die mit dem Staatsvertrag 
zu tun haben, und dem nicht unbeträchtlichen Kreis von Personen, deren 
Interessen durch den Vertrag berührt werden, sein Verständnis wesent¬ 
lich erleichtern. 


Frölich, E., Dr.-Lng., Regierungsbaumeister. Die Reichseisen¬ 
bahnen. Produktive Notstandsarbeiten und 
die Organisierung des wirtschaftlichen 
Wiederaufbaues. Berlin 1920. Julius Springer, m 1,20. 

Die kleine Schrift fußt auf einer anderen Veröffentlichung des¬ 
selben Verfassers, in der er die Verbesserung der Rangieranlagen 
unserer Bahnhöfe als wirtschaftlich empfiehlt, und weist darauf hin, 
daß gerade solches Unternehmen besonders geeignet sei, Stoff zu sogen, 
produktiven Notstandsarbeiten zu bieten. Ein Erfolg solcher „tech¬ 
nischen Vorarbeiten für eine wirtschaftlichere Neugestaltung der Be¬ 
triebsführung“ wird aber nur erwartet, wenn diese Neugestaltung ernst¬ 
lich in die Hand genommen wird. Und diesem Ziele ist dann der we¬ 
sentliche Inhalt der Schrift gewidmet. 

Daß mit mechanischen Anlagen billiger gewirtschaft werden kann, 
ist nicht gerade neu. Bei der aussichtsreichen Ankündigung, allein bei 
den größeren Rangierbahnhöfen Preußens 500 Rangierlokomotiven und 
300000 t Kohlen jährlich zu sparen, hätte hinzugesetzt werden sollen, 
daß es sich da um ein Bauvorhaben von Milliarden und mehreren Jahr¬ 
zehnten Bauzeit handeln würde. Allzu nahe liegt also die Wahrschein- 
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lichkeit, auf dem vorgeschlagenen Wege die „Personalübersättigung'' 
der Eisenbahnverwaltung zu beheben, vorläufig noch nicht. Übrigens 
irrt der Verfasser auch in der Annahme, daß die persönlichen Aus¬ 
gaben der Eisenbahnen, die schon vor dem Kriege 60 % der Gesamt¬ 
ausgabe betrugen, nach dem Kriege noch verhältnismäßig gestiegen 
seien. Trotz des ungeheuren Umfanges der heutigen Personalkosten 
verschiebt sich das Verhältnis zugunsten der sächlichen Kosten, die 
zur Zeit etwa 51 % ausmachen. 

Die allgemeinen Ausführungen über die „wirtschaftlichere Neu¬ 
gestaltung“ sind, wenn sie auch in ein Organisationsprogramm aus- 
laufen, praktisch zu wenig deutlich, als daß eine bestimmte Stellung¬ 
nahme möglich wäre. Klar ist nur, daß zunächst ein beträchtlicher 
Nebenapparat notwendig werden würde. Mag man über die frühere 
Verwaltung der preußischen Staatsbahnen urteilen, wie man will, wirt¬ 
schaftlicher wird eine andere Einrichtung nicht ausfallen können. Zum 
mindesten ist es bedenklich, eine bessere Wirtschaft auf den „Über¬ 
gang vom Obrigkeitstaate zum Volkstaate“ gründen zu wollen. So¬ 
lange der Volkstaat nicht das System aufgibt, alle Einrichtungen darauf 
zu stellen, daß außer dem nichtverwaltenden Kritiker möglichst niemand 
etwas zu sagen hat, wird ihm die bessere Wirtschaft kaum gelingen. 

w. K. 


Schau, A., Staatlicher Baugewerkschuldirektor und Regierungsbau¬ 
meister. Der Eisenbahnbau. Leitfaden für den Unterricht 
an den Tiefbauabteilungen der Baugewerkschulen und ver¬ 
wandten technischen Lehranstalten. I. Teil. Allgemeine Grund¬ 
lagen, Bahngestaltung, Grundzüge für die Anlage der Bahnen. 
Vierte verbesserte Auflage. 182 Abb. im Text. Leipzig und 
Berlin 1921. B. G. Teubner. 9,60 JC. 

Das Lehrbuch behandelt die Eisenbahntechnik unter besonderer Be¬ 
rücksichtigung der auf den ehemals preußisch-hessischen Staatseisen¬ 
bahnen bestehenden Verhältnisse. Nach einer geschichtlichen Einleitung, 
in der auch die Übernahme der einzelstaatlichen Eisenbahnen auf das 
Reich kurz erörtert wird, werden die wichtigsten Bestimmungen über 
Bahnbau und -betrieb angeführt; dann wird der Bahnkörper für Haupt-, 
und Kleinbahnen besprochen. 

Den Hauptinhalt des Buchs bildet die eingehende Behandlung des 
Eisenbahnoberbaus. Mit großer Sachkenntnis und sicherer Beherrschung 
des Stoffes bespricht der Verfasser unter Auswertung praktischer Er¬ 
fahrungen die Vorteile und Nachteile der technischen Einzelheiten des 
Gleises und der Weichen und erläutert sie durch treffliche grundsätzliche 
Skizzen. Da die Betriebsicherheit und Lebensdauer des Oberbaus und 
vor allem der kostbaren Weichen von der Güte und Zuverlässigkeit der 
Unterhaltung abhängen, bieten die sachlichen Ausführungen über die Un¬ 
tersuchung des baulichen Zustands der Gleisanlagen sowie über die 
zweckmäßigste Beseitigung der gefundenen Mängel für das Bahnunter¬ 
haltungspersonal wertvolles Anleitungsmaterial zu einer sorgfältigen 
Behandlung des nach dem Krieg besonders zu pflegenden Oberbaus. 

Den Schluß des Werkes bildet ein Abschnitt über Linienführung, 
soweit für die auf den Baugewerkschulen vorgebildeten Techniker ein 
zusammenfassender Überblick hierüber in Frage kommt. 
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Über seinen eigentlichen Zweck als Lehrbuch hinaus ist das Buch 
ihr den Praktiker ein willkommenes Nachschlagewerk für alle die tech¬ 
nische Ausbildung des Bahnkörpers und des Oberbaus betreffenden Fra¬ 
gen. Eine weite Verbreitung ist dem Werk, das unter möglichster Ver¬ 
meidung von Fremdwörtern den an sich spröden Stoff in angenehmer 
Darstellung vorführt, in dien Fachkreisen zu wünschen. Pirath. 


Schau, A., preußischer Regierungsbaumeister des Eisenbahn- und 
Wasserbaufaches. Der Eisenbahnbau. Leitfaden für den 
Unterricht an den Tiefbauabteilungen der Baugewerkschulen und 
verwandten technischen Lehranstalten. II. Teil: Stationsanlagen 
und Sicherungswesen. Dritte verbesserte Auflage. 295 Abb. 
Leipzig 1920. B. G. Teubner. Geh. 5,80 JC. 

Der vorliegende Band ist als sechzehnter einer Sammlung: „Der 
Unterricht an Baugewerkschulen“ erschienen und bildet die Fortsetzung 
des vorstehend! besprochenen fünfzehnten Bandes, 

Nach dem Vorwort ist der Leitfaden in erster Linie als Hilfsmittel 
beim Unterricht in der ersten Klasse der Tiefbauabteilungen bestimmt. 
Der Verfasser hat ihn mit großer Sorgfalt für diesen Zweck zugeschnit¬ 
ten. In seinem Aufbau und Inhalt ist das Buch teilweise an die für die 
Staatsbahnen in Preußen und Hessen herausgegebene Anweisung für das 
Entwerfen von Eisenbahnstationen angelehnt, auf die sich der Verfasser 
an vielen Stellen, im besonderen in dem Abschnitt: Signal- und Siche- 
rungsanlagen, bezieht. 

Der Lesende und Lernende erhält aus dem Buch einen guten Über¬ 
blick über das zu behandelnde Gebiet. Besonders zu loben sind die klaren, 
auch maßstäblich gut gelungenen Abbildungen. Rahmen und Zweck des 
Buches bringen es mit sich, daß einzelne Abschnitte, wie z. B. der über 
die Rangierbahnhöfe, nur gestreift werden können. 

Der Abschnitt S. 122 über das Blockverfahren enthält im besonderen 
im allgemeinen Teil Unklarheiten. Die Begriffe: Stationsblock und 
Streckenblock, Blocksignal, Blockstrecke sind nicht deutlich erklärt und 
in einigen der vom Verfasser empfohlenen Werke über Eisenbahnsiche- 
rangswesen besser und bestimmter veranschaulicht. Die Ausführungen 
S. 123 über die Einrichtung und Wirkungsweise der Blockwerke sind 
nicht geeignet, den Lernenden ein klares Bild zu geben. 

In dem allgemeinen Teil über Signal- und Sicherungsanlagen S. 95 
sind mehrere Dienstvorschriften angeführt, die nicht mehr gültig und 
durch neue Vorschriften ersetzt sind. 

Es dürfte sich empfehlen, bei einer Neuauflage die angeführten 
Mängel des im übrigen gut brauchbaren Buches zu beseitigen. 

Kröh. 


Petersen, Richard, Ord. Professor in Danzig. Die Gestaltung der 
Bogen im Eisenbahngleise. 64 Seiten 8 0 mit 46 Text¬ 
abbildungen. Berlin-Wiesbaden 1920. C. W. Kreidel. M 4,—. 

Bei der Fahrt der Züge durch Gleisbogen entsteht im allgemeinen 
bei den bestehenden Bahnen eine gewisse Unruhe, die auf verschiedene 
Ursachen zurückzuführen ist. Der Verfasser unterscheidet: 
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1. Erschütterungen und Stöße aus den Abweichungen der wirk¬ 
lichen Gleisanlage von der geplanten, 

2. Seitendrücke aus den Schwankungen der Mittelkraft aus Flieh¬ 
kraft und Gewicht um die Gleismitte, die dadurch entstehen, 
daß die Geschwindigkeit nicht zu der vorhandenen Überhöhung 
paßt, und 

3. Stoßwirkungen aus der Fahrt durch Übergangsbögen. 

Die Größe der unter 1 genannten Einflüsse wird im wesentlichen 
durch den jeweiligen Unterhaltungszustand des Gleises bestimmt. Auf 
ihre Erörterung konnte daher in der vorliegenden Schrift verzichtet 
werden. Dagegen werden für die Einflüsse unter 2 und 3 die maß¬ 
gebenden Gesichtspunkte eingehend dargelegt. Die ausführliche Unter¬ 
suchung führt zu dem Ergebnis, daß die Mittelkraft aus Fliehkraft und 
Gewicht um die Gleismitte nur innerhalb eines gewissen Winkels 
schwanken darf. Nach den zur Zeit gleitenden Vorschriften' für die zu¬ 
lässige Geschwindigkeit und Überhöhung in Gleisbögen bleibt die 
Mittelkraft innerhalb der zulässigen Grenzen. In Anbetracht dessen, 
daß meist mit verschiedenen Geschwindigkeiten zu rechnen ist, hält der 
Verfasser das übliche Verhältnis zwischen Geschwindigkeit und Über¬ 
höhung praktisch für axisreichend. In Sonderfällen, in denen mit gleich¬ 
bleibender Geschwindigkeit gerechnet werden kann, dürften sich aber 
auch die Grenzen für den Ausschlagwinkel der Mittelkraft enger ziehen 
lassen. 

Ausführlich wird dann auf die Gestaltung der Übergangsbögen 
eingegangen und nachgewiesen, daß ihre Länge meist zu kurz gewählt 
wird. Der Verfasser empfiehlt, alle Richtungswedhsel von kleineren 
Winkein mit allmählich abnehmenden Krümmungen anzulegen und Kreis¬ 
bögen erst bei größeren Winkeln als 48® einzufügem. Für die Her¬ 
stellung derartig ausgebildeter Gleisbögen wird die kubische Parabel 
benutzt, und es wird ein Weg gezeigt, wie die Ausrechnung, Darstellung 
und Absteckung dieser B$gen sich ebenso einfach erreichen läßt wie 
bei den bisher üblichen Verfahren. Praktische Beispiele werden durch¬ 
geführt, und; es werden Vorschläge zur Ergänzung der gültigen Vor¬ 
schriften gemacht. 

Die eingehenden Darlegungen des Verfassers verdienen die Be¬ 
achtung aller Fachleute. Sie sind von gleich großer Bedeutung für die 
Sicherheit des Betriebs, für das angenehme ruhige Befahren von Gleis¬ 
bögen, wie auch nicht zuletzt für die wirtschaftliche Unterhaltung des 
Oberbaus und der Betriebsmittel. Ri, 


Timpenfeld, P., Oberingenieur. Weichen- und Gleisberech¬ 
nungen. Formeln, Tabellen und Beispiele zum Gebrauche in 
der Praxis. Mit 65 Figuren und 2 Tabellen. 2. verbesserte und 
erweiterte Auflage. Leipzig 1920. Carl Scholtze. 18,— JL 

Das Buch behandelt die geometrischen Grundlagen der Weichen- und 
Gleisverbindungen für die wichtigsten bei Voll-, Klein- und Straßen¬ 
bahnen vorkommenden. Fälle. Neben den bekannteren Anordnungen wer¬ 
den erörtert die einseitige Doppelweiche, bei der beide Stränge von dem 
goraden Gleise abzweigen, Kreuzungen zwischen geraden und gekrümm¬ 
ten Gleisen, verkürzte Kreuzungsweichen, einfache und gekreuzte 
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^i T eichenverbindungen zwischen nicht gleichlaufenden, geraden Gleisen, 
W eiebenverhlüdungm zwischen giekriimmten Gleisen u. a. m. An diea* 
Hand der durchgeführten Beispiele wird der Leser leicht in der Lage 
sein, etwa vorkommende andere Verbindungen zu berechnen. Das Ver¬ 
ständnis der vielfach nicht ganz einfachen mathematischen Beziehungen 
wird durch übersichtliche und klare Zeichnungen erleichtert. Zur 
Herabsetzung der Rechenarbeit werden zweckmäßige Annäherungsver- 
fahren mitgeteilt Dem gÜieichenl Zweck dienen die bei gegebnen 
Zahlen- und Formeltafeln. Der Verfasser, der selbst auf eine lang¬ 
jährige praktische ErtaJhruug in der Berechnung von Weichen- und 
Gleisverbindungen zurücksieht, wendet sich in erster Linie an die ent¬ 
werfenden Ingenieure der Weichenbauanstalten und Eisenbahnweichen¬ 
werkstätten. Daneben wird das Buch aber auch bei dem Entwürfe von 
Bahnhofsplänen und beim Abstecken schwierigerer Gleisverbindungen 
den bautechnischen höheren und mittleren Eisenbahnbeamten und Bahn¬ 
meistern ein wertvolles Hilfsmittel sein. Gaede. 


Handbuch der Ingenieurwissenschaften. I. Teil. 5. Bd. Tunnelbau. 
Bearbeitet von Dr. ing. u. Dr. phil. Karl B r a n d a u, Dipl.-Ing. 
Karl I m h o f und Dr. ing. Ernst Mackensen, mit einem 
Nachtrag von Dr. ing. Erich v. W i 11 m a n n, herausgegeben von 
Z. von W i 11 m a n n. 4. vermehrte Auflage. Leipzig 1920. 
Wilhelm Engelmann. Geh. 44 JL, hinzu 50 % Teuerungszuschlag. 
Geb. mit Teuerungszuschlag 84 Ji. 

Der von Mackensen in 3. Auflage 1 ) bearbeitete Tunnelbau 
wurde nach dessen Tode von den bekannten Tunnelbaufachleuten In¬ 
genieuren Brandau und I m h o f ergänzt und zeitgemäß erweitert. 
E. v. W i 11 m a n n, der die Tunnelbauliteratur durch mehrere wissen¬ 
schaftliche Arbeiten bereicherte, hat zu dem umfangreichen Werk nur einen 
kurzen Nachtrag geliefert. Es ist schade, daß er sich nicht im größerem 
Umfang an den Arbeiten der 4. Auflage dieses Tunnelbaus beteiligt 
hat Die Teilung des Stoffs ist in der vorliegenden Auflage im 
wesentlichen beibehalten worden. Die einzelnen Kapitel wurden durch 
interessante und wertvolle Mitteilungen in anerkennenswerter Weise er¬ 
weitert. Besonders eingehend ist das Kapitel über Lüftung, Kühlung 
nnd Entwässerung des Tunnels bearbeitet. Eine große Zahl von Bei¬ 
spielen ausgeführter Tunnelbauten, namentlich der großen Alpentunnel, 
sowie umfangreiche und fast vollständige Literaturangaben, die ein¬ 
gehendere Studien ermöglichen, erhöhen den Wert des vorliegenden 
Werks. 

Viele, oft mehrere Seiten beanspruchende wörtliche Wiedergaben 
aus anderen Veröffentlichungen hätten aber durch kurze Auszüge ereezt, 
dagegen einige Kapitel, wie etwa Sprengarbeiten, Tunnelzimmerung und 
Manierung, verbessert und ergänzt werden können. 

Die vorliegende Auflage wird noch mehr als die vorhergehende als 
Auskünfte- und Nachschllagebuch sicherlich vorzügliche Dienste leister, 
and kann daher den Fach genossen besonders empfohlen werden. 

Dolezalek. 


l ) Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1902 S. 1191. 
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Lncas, G., Professor an der Technischen Hochschule Dresden. Der 
Tunnel. Anlage und Bau. Teil I: Der Entwurf des 
Tunnelbauwerkes. Mit 533 Textabbildungen und 3 Tafeln. 
Berlin 1920. Wilh. Ernst und Sohn. Geh. 30 JC, geh. 35 JL. 

Das vorliegende Lucassche Buch bringt in der Tunnelbauliteratur 
insofern etwas Neues, als es der Ent/wurfbearbeituing einen weit größeren 
Raum gewährt als die bisherigen Lehr-; und 1 Handbücher, die 
das Hauptgewicht auf die Bauausführung legen: Der Entwurfbearbeitung 
ist der ganze vorliegende erste Band gewidmet. 

Die beiden ersten Abschnitte behandeln Vorerhebungen und Tunnel¬ 
querschnitt, die zwei folgenden Gebirgsdruck und statische Unter¬ 
suchung der Tunnelwandungen. Dann folgt ein Abschnitt über Linien¬ 
führung und Längsprofil und ein weiterer über Herstellung und Siche¬ 
rung der Wandungen. Abschnitt 7 behandelt Ltiftungsanlagen im Be¬ 
trieb befindlicher Eisenbahntunnel, Abschnitt 8 Oberbau, Signale und 
Leitungen, und in den letzten beiden Abschnitten werden Veranschlagung 
und Kosten sowie Arbeitsfortschrittsplan, Vergebung und Angriffsplan 
besprochen. 

Der reiche Stoff in seiner klaren und übersichtlichen Anordnung 
bietet dem Lernenden viel. Für den ausführenden Ingenieur aber wäre 
das Buch durch vollständigere Literaturangaben wertvoller geworden. 
Die Literaturangaben beschränken sich auf wenige Fußnoten; selbst 
Veröffentlichungen, denen Abbildungen entnommen sind, sind nicht 
immer angeführt. Derartige Unterlassungen geben dem Buch etwas 
zu sehr das Gepräge eines „Lehrbuches“. In einem solchen scheint Be¬ 
schränkung in der Literaturangabe gerechtfertigt; der Lernende soll 
nicht zu sehr zu Sonderfragen abgelenkt werden, widerstreitende An¬ 
sichten könnten ihn verwirren. Der ausführende Ingenieur dagegen 
muß sich häufig über einen Sonderfall näher unterrichten. Er sucht in 
einem Werk wie dem vorliegenden Fingerzeige für ein weiteres Stu¬ 
dium; er gewinnt oft erst aus widerstreitenden Meinungen, von denen 
meist jede etwas Richtiges in sich birgt, die Anregung zu zweckmäßiger 
Behandlung seines Falles. 

Es wäre zu begrüßen, wenn der zweite Band, „Bauvorgang bei 
Herstellung der Tunnel“, der demnächst erscheinen soll, in dieser Be¬ 
ziehung noch ergänzt werden 1 könnte. v. Willmann. 


Birk, Alfred, Dipl.-lng., o. ö. Professor der deutschen technischen Hoch¬ 
schule in Prag. Erdbau, Stollen- und Tunnelbau. 
Mit 110 Abbildungen. Leipzig und Berlin 1920. B. G. Teubner. 
3,80 oft. zuzüglich eines Verlegerteuerungszuschlages von 100 %. 

Als siebenter Band von Teubners Technischen Leitfäden erscheint 
ein Abriß über End)-, Stollen- und Tunnelbau aus. der Feder des durch 
andere Arbeiten auf verwandten Gebieten wohlbekannten Verfassers. 
In übersichtlicher Gliederung behandelt der erste den Erdbau umfassende 
Teil die Bodenkunde, Bodengewinnung und -förderung, die Gestaltung 
der Erdbauten, die Schutzanlagen gegen Schneeverwehungen, Lawinen 
und Stednschlag, die Maßnahmen bei Ruitschungen und Dammbewegungen 
und schließlich die Durchführung der Erdarbeiten selbst. Der zweite 
Teil gibt das Wichtigste über den Stollenbau und leitet über zu dem 
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dritten, der dem Bau der Gebirge-, Unterwasser- und Untergrundtunnel 
gewidmet ist Im letzten Teil werden die Massenberechnung und -ver- 
tsüung erörtert. Durohi gedrängteste Darstellung und Unterddickung 
alles nicht unbedingt Notwendigen ist es dem Verfasser gelungen, auf 
117 Seiten das Wesentliche aus dem behandelten weiten Gebiete mitzu¬ 
teilen und das Ziel zu erreichen, das sich die Leitfäden gesteckt haben, 
nämlich Studierenden und Ausführenden in knapper, wissenschaftlich 
einwandfreier und zugleich übersichtlicher Form den hauptsächlichsten 
Tatsachenstoff zu übermitteln, der die Grundlage für die Ausbildung 
and für die ausftihrende Tätigkeit bildet. Die wohlfeilen Bändchen wer¬ 
den vielen hei dien sehr hohen Ktoeteni der ausführlicheren Handbücher 
ein gern gesehener Ersatz sein. Gd. 


Landsbergf, Th-» Dr.-Ing., ordentlicher Professor an der Technischen 
Hochschule zu Darmstadt, Geheimer Baurat, Mitglied der Aka¬ 
demie des Bauwesens in BerlCn. Das Verfahren der Edn- 
flußlinien, nach Vorträgen gehalten an der Technischen 
Hochschule zu Darmstadt. Siebente verbesserte und ergänzte 
Auflage. VIII u. 119 Seiten mit 105 Textabbildungen. Berlin 
1920. Wilhelm Ernst u. Sohn. Geh. 22 JL, geb. 25 JL 

Das bekannte Buch Landsbergs über das Verfahren der Einfluß- 
linien liegt in siebenter Auflage von seinem Sohn, dem Regierungsbau- 
meister Dr.-Ing. Landsberg und dem Regierungsbauführer Hamburger 
ergänzt und neu bearbeitet vor. Um ein vollständiges Bild von dem Ver¬ 
fahren der Einflußlinien für die in der Praxis hauptsächlich vorkommen¬ 
den Trägerarten zu geben, sind von den Bearbeitern verschiedene er¬ 
wünschte Ergänzungen hinzugefügt worden. Das Buch ist in 3 Ab¬ 
schnitte gegliedert, es behandelt im ersten Abschnitt die Einflußlinien 
bei statisch bestimmten Tragwerken, im zweiten Abschnitt die Einfluß¬ 
linien bei statisch unbestimmten Tragwerken und im dritten Abschnitt 
die kinematische Bedeutung der Einflußlinien. Die Lehrbücher über 
die Statik der Baukonstruktionen bringen in den Abhandlungen über die 
einzelnen Tragwerke das Berechnungsverfahren durch Einflußlinien 
neben den anderen Berechnungsarten. Bei der außerordentlichen Wich¬ 
tigkeit des Verfahrens der Einflußlinien ist aber eine gesonderte und 
zusammenhängende Darstellung dieses Gebietes durchaus am Platze. 
Das Buch Landsbergs behandelt nur das große Gebiet der Einflußlinien 
in dieser Weise. Wie erwünscht tatsächlich eine solche Abhandlung ist, 
das dürfte schon aus dem Umstande hervorgehen, daß das Landsbergsche 
Buch nun schon in siebenter Auflage erschienen ist. Es kann allen 
Studierenden und in der Praxis stehenden Fachgenossen des Ingenieur¬ 
baufaches warm empfohlen werden. Schaper. 


Otto, Kurt, Dipl.-Ing. Abriß des Eisenbrückenbaues. {Kon¬ 
struktion und Berechnung vollwandiger Brücken.) Zweite, ver¬ 
besserte Auflage. 250 Abb. und 8 Tafeln. 157 Seiten. Leipzig 
1920. H. A. Ludwig Degener. 7,50 JL. 

Das Buch ist in 5 Abschnitte gegliedert. Im ersten Abschnitt wer¬ 
den das Anwendungsgebiet, die Hauptbestandteile, die Einteilving, die 
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Konstruktionselemente und die Verbindungsmittel eiserner Brücken be¬ 
sprochen. Der zweite Abschnitt ist fast ausschließlich der baulichen 
Durchbildung der Hauptträger und der Fahrbahn vollwandiger Balken¬ 
brücken gewidmet. Zuerst werden hier die Eisenbahnbrücken behandelt. 
Bei der Erörterung der Durchbildung der Fahrbahn wird nach Fahr¬ 
bahnen ohne lind mit Durchführung der Bettung und nach oben und 
unten liegenden Fahrbahnen unterschieden. Kurze Betrachtungen über 
schiefe Brücken, über Brücken in- Krümmungen, über die Auflager und 
die Gestaltung der Widerlager bilden den Schluß der Abhandlung über 
die Eisenbahnbrücken. Es folgen dann kurze Beschreibungen über die 
bauliche Ausbildung dier Fahrbahndecke und Fahrbahntafel der Straßen¬ 
brücken und die Fußwegdecke und Fußwegtafel der Fußgängerbrücken. 
Am Schluß des zweiten Abschnitts sind einige Bemerkungen über 
Brücken auf mehreren Stützen angefügt. Im dritten Abschnitt wird die 
Berechnung der im zweiten Abschnitt behandelten Brücken vorgeführt. 
In den beiden letzten, je nur 2 Seiten umfassenden Abschnitten finden 
sich kurze Angaben über die Kostenberechnung der eisernen Überbauten 
und über die Unterhaltung und Ausbesserung der eisernen Brücken. 
Dem Buch sind als besondere Anlagen 8 Tafeln aus den „Musterent¬ 
würfen für eiserne Brückenüberbauten von 10 bis 20 m Stützweite“ der 
ehemaligen preußischen und hessischen Staatseisenbahnen beigegeben. 
Der Beschreibung dieser Musterentwürfe ist auch im Text ein breiter 
Kaum gewidmet. 

Der Titel des Buchs: „Abriß des Eisenbrückenbaues“ geht weit über 
seinen Inhalt hinaus. Der in Klammern gesetzte Nebentitel: „Konstruk¬ 
tion und Berechnung vollwandiger Brücken“ hätte als Haupttitel gewählt 
werden sollen. Noch besser würde er lauten: Konstruktion und Berech¬ 
nung vollwandiger eiserner Balkenbrücken. In diesem Rahmen erfüllt 
das Buch seinen Zweck; es ist gut auf gebaut und vertritt gesunde An¬ 
schauungen über die bauliche Durchbildung der eisernen Brücken. Die 
Abbildungen sind klar und deutlich, auch die andere Ausstattung des 
Buclis ist gut. Es kann den Bau gowerkschülem und den Ingenieuren, 
deren Wirkungskreis auf die Konstruktion vollwandiger Balkenbrücken 
beschränkt ist, warm empfohlen werden. Schaper. 


Knauer, H., Professor, Oberlehrer an der staatlichen Baugewerkschule in 
Essen. Erd - und Straßenbau, dritte, völlig umgearbeitete 
und vermehrte Auflage. 236 Seiten. 205 Abb. im Text. Leipzig- 
Berlin 1920. B. G. Teubner. Geb. 11,— JL u. Teuerungszuschlag. 

Das Lehrbuch ist in erster Linie ein Nachschlagebuch für den in 
der Praxis stehenden Techniker, bietet aber auch den Studierenden der 
Hochschule wertvolle Hilfsmittel für das Studium. Es behandelt in zwei 
Hauptteilen den Erdbau und den Straßenbau. Nach einer einleitenden 
Darstellung über Bodenkunde werden die verschiedenen Arten der Erd- 
massonbowegungen im Hand- und Maschinenbetrieb unter Verwertung 
der neusten Erfahrungen und an der Hand von anschaulichen Abbildun¬ 
gen erläutert. Es entspricht durchaus den Erfordernissen der Zeit, wenn 
neben den rein technischen Fragen der Bodenförderung ein sehr breiter 
Raum den zweckmäßigen Arbeitsmethoden im Erdbau, der Beurteilung 
der Leistungsfähigkeit von Menschen und Maschinen unter Berücksichti¬ 
gung der achtstündigen Arbeitszeit und damit einer möglichst einwand- 
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freien Bestimmung der Selbstkosten eingeräumt wird. In übersichtlicher 
Form wird gezeigt und an Beispielen erläutert, in welcher Weise sich bei 
schwankenden Preis- und Leistungsverhältnissen, wie sie in der Nach¬ 
kriegszeit vorherrschten, unter Zugrundelegung der normalen Verhält¬ 
nisse vor dem Krieg die Selbstkosten entsprechend diesen Schwankungen 
bestimmen lassen. Hierdurch werden neben einer erschöpfenden Be¬ 
handlung zweckmäßigster Massenverteilung dem Praktiker wertvolle 
Hilfsmittel für wirtschaftliches Arbeiten an die Hand gegeben. 

Im zweiten Teil, dem Straßenbau, werden aus den verschiedenen 
Banarten der Straßenfahrzeuge einschl. Lastkraftwagen und den zur Ver¬ 
wendung kommenden Zugkräften die Grundbedingungen für eine gute 
Linienführung der Landstraßen entwickelt; dann werden nach Be¬ 
sprechung der Herstellung der Straßenbefestigung die neusten Richt¬ 
linien für die Unterhaltung und Ausbesserung der Fahrbahn erörtert. 
Auch in diesem Teil wird die Selbstkostenfrage eingehend behandelt. 

Der Stoff ist angenehm organisch gegliedert und durch die Art des 
Drucks in seinen Hauptteilen so übersichtlich gestaltet, daß der Mangel 
eines eigentlichen Sachregisters nicht von Bedeutung ist. Das Buch ist 
besonders wertvoll durch seine durchweg zweckmäßige Behandlung der 
jeweiligen, die Baukosten und den Baufortschritt beeinflussenden Arbeits¬ 
weisen und durch geschickte Auswahl von grundsätzlichen Abbildungen 
und Skizzen Eine weite Verbreitung in Fachkreisen ist dem Buch zu 
wünschen. Pirath. 


Baltzer, F., Professor, Geh. Oberbaurat und Vortragender Rat im Reichs¬ 
kolonialministerium. Kolonial- und Kleinbahnen. 
Sammlung Göschen. 2 Bände. Berlin und Leipzig 1920. 

Das kleine Werk gibt einen Überblick über die Kolonial- und Klein¬ 
bahnen unter vorzugsweiser Berücksichtigung der Verhältnisse in den 
ehemals deutschen Kolonien. Es beschränkt sich hierbei auf die Erörte¬ 
rung der Punkte, bei denen das Wesen der Kolonial- und Kleinbahnen 
und ihre Eigenart zu Abweichungen von dem Eisenbahnwesen führt, wie 
es sich bei unseren Haupt- und Nebenbahnen entwickelt hat. 

Im ersten Band werden einleitend Begriff und Wesen der Kolonial- 
und Kleinbahnen sowie ihre wirtschaftliche Bedeutung erörtert. So¬ 
dann werden die wuchtigsten Kolonialbahnen in Afrika aufgezählt und 
ihre Entstehungsgeschichte geschildert. Anschließend werden die Ent¬ 
wicklung, Betriebsweise, finanziellen Ergebnisse und dgl. der Klein¬ 
bahnen der wichtigsten Kulturländer behandelt. Weitere Abschnitte 
gehen auf die Unternehmungsform und die amtlichen Vorschriften ein 
und stellen die Grundsätze dar, die für die Finanzierung maßgebend 
gewesen sind. Die letzten Kapitel sind der Bauvorbereitung und Bau¬ 
ausführung sowie der für die Wirtschaftlichkeit des Unternehmens be¬ 
sonders wichtigen Frage Her Spurweite gewidmet. Der zweite Band be¬ 
faßt sich mit der baulichen Ausgestaltung von Bahn und Fahrzeug sowie 
mit dem Betrieb und dem Verkehr auf den Kolonial- und Kleinbahnen. 

Zwar hat uns der Weltkrieg unserer Kolonien beraubt. Es wäre, 
indessen falsch, jede Hoffnung auf ihre Wiedererlangung fahren zu 
lassen und in dem Bestreben, unsere berechtigten Ansprüche durchzu- 
Retzen, zu erlahmen. Läßt ja sogar der Versailler Friedensvertrag die 
Möglichkeit offen, daß Deutschland als Mitglied des Völkerbunds das 

Archiv für Eisenbahnwesen. 1921. 17 
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Mandat über seine ehemaligen Kolonien erhält. Unter diesem Gesichts¬ 
punkt gewinnt das Werk des Verfassers, der lange Jahre hindurch im 
Reichskolonialamt das koloniale Eisenbahnwesen bearbeitet hat, eine be¬ 
sondere Bedeutung. — ag — 

Boshart, Aug., Dipl.-Ing. in Augsburg. Straßenbahnen. 130 Seiten 
m. 72 Abb. Zweite verbesserte Auflage. Sammlung Göschen. 
Berlin und Leipzig 1920. Vereinigung wissenschaftlicher Ver¬ 
leger Walter de Gruyter & Co. 

Der im Jahr 1911 erschienenen ersten Auflage der Straßen¬ 
bahnen ist nach 9 Jahren eine verbesserte zweite Auflage gefolgt, ein 
Beweis, daß die sorgfältige Arbeit des Verfassers Anklang gefunden hat, 
und daß für die vom Verlag der Sammlung Göschen veranstaltete Her¬ 
ausgabe eines kurzen gedrängten Abrisses über die wichtigsten Kapitel 
des betreffenden Wissenszweigs ein lebhaftes Bedürfnis besteht, ganz 
abgesehen von der Nachfrage nach solchen wohlfeilen Taschenbüchern 
bei unserer studierenden Jugend, die sich heute kostspielige dicke Lehr¬ 
bücher leider nicht mehr leisten kann. Der Verfasser hat in der neuen, 
von 118 auf 130 Seiten erweiterten Auflage die Einteilung seiner im 
wesentlichen die technischen Grundlagen behandelnden Schrift beibehal- 
ton und bringt folgende neun Abschnitte: die verschiedenen Betriebs¬ 
arten, Linienführung und Gleislage, Oberbau, Gleisverbindungen und 
-kreuzungen, Stromzuführung und Streckenausrüstung der elektrischen 
Straßenbahnen, Betriebsanlagen, statistische Angaben, gesetzliche Be¬ 
stimmungen, straßenbahnähnliche Einrichtungen. Neu aufgenommen 
sind Zusätze im II. Abschnitt (e) über Straßenbahntunnel, im III. Ab¬ 
schnitt (Oberbau) über die Riffelbildung auf den Schienenfahrflächen, 
S. 56, und im Abschnitt Betriebsanlagen über die Unterhaltung der 
Strecke, S. 122. Einige Ergänzungen des Textes sind hinzugekommen, 
z. B. S. 25/26 über Schnell Straßenbahnen, bei Erörterung der Lage 
des Gleises in der Straße, S. 55 über die Mittel zur Vermeidung der Rei¬ 
bung in scharfen Gleiskrümmungen, S. 58 über die Unterschwellung der 
Schienen im Asphaltpflaster, S. 62 über den Schienenstoß mit Rillen¬ 
kopflasche nach Bleicher, S. 69 über das autogene Schienenschweiß¬ 
verfahren und die fugenlose Stoßverbindung, S. 117 über Betriebssiche¬ 
rung durch Blockeinrichtungen und Warnungszeichen. Alle diese Er¬ 
gänzungen müssen als zweckmäßig und wertvoll anerkannt werden. Die 
statistischen Angaben sind in die jüngste Neuzeit fortgeführt; hier ist im 
Abschnitt VII, S. 124 mit Recht erwähnt, daß sich die Straßenbahnen mit 
ihrem Betriebszweck in den letzten Jahren erheblich mehr als früher 
auch dem Güter verkehr zugewendet haben. Nähere Angaben über den 
Umfang und die Art und Weise, wie diese neue Aufgabe in größeren 
Städten- besonders auch für die Zwecke des Post- und Packereiverkelirs 
im Dienst der Post Verwaltung bewältigt wird, wären hier besonders er¬ 
wünscht und willkommen gewiesen. 

Die Beseitigung einiger in der ersten Auflage noch enthaltener ent¬ 
behrlicher Fremdwörter berührt höchst wohltuend, doch hätte der Ver¬ 
fasser darin m. E. getrost noch etw r as weiter gehen können (Akkumulator, 
Profil u. a.). 

Das Büchlein wird in den Kreisen der Straßenbahner und Eisen¬ 
bahner mit seiner zweiten Auflage zu den alten Freunden gewiß zahl¬ 
reiche neue hinzugewinnen. F. Ballzer. 
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U ntMt Di. Ingenieur, Professor an der Eidg. Techn. Hochschule 

\tv IÄ* vcli . Die Maschinenlehre der elektrischen 
TjVigiö x derung. Eine Einführung für Studierende und 
Ingenieure. 2. Band: Die Energieverteilung für 
elektrische Bahnen. 158 S. mit 62 Abb. im Text. Berlin 
1920. Julius Springer. Geb. M. 22,—. 

Im Jahr 1915 hat der Verfasser die Maschinenlehre der elek¬ 
trischen Zugförderung veröffentlicht, die sich mit der Ausrüstung der 
elektrischen Fahrzeuge befaßt 1 ). Sie soll künftig den ersten Band eines 
Werks mit dem für jenes Buch gewählten Titel bilden. Jetzt ist der 
zweite Band mit dem oben angegebenen; Untertitel erschienen. 

Dieser enthält sechs verschiedene Abhandlungen oder richtiger 
gesagt rein theoretische Untersuchungen über die Energieverteilung für 
elektrische Bahnen, die unter sich nur in losem Zusammenhang stehen. 
Die erste Untersuchung befaßt sich mit den allgemeinen Grundlagen 
der Energieübertragung. Aus den Jahreszugzahlen und den Zuggewich¬ 
ten wird die Leistung und insbesondere das Schwankungsverhältnis der 
Höchstleistung zur mittleren Leistung abgeleitet. Hierauf werden die 
Energieverluste im Fahrzeug und in der Fahrleitung behandelt. Von gro¬ 
ßem Wert für Entwurfsarbeiten ist der folgende Abschnitt über die Ent¬ 
fernung zwischen den Speisepunkten der Fahrleitung, der zwar sehr 
knapp gehalten ist, aber eine Fülle brauchbarer Angaben enthält. Der 
nächste Absatz über Energiezurückgewinnung an den Speisepunkten der 
Fahrleitung schließt sich an die Untersuchungen über das gleiche Gebiet 
im ersten Band an, w r o die Verhältnisse im Fahrzeugmotor dargestellt 
sind, und erweitert die Betrachtung auf die Leitungsanlagen. Hier 
würde ein zahlenmäßig durchgeführtes Beispiel das Verständnis wesent¬ 
lich erleichtern. Der Verfasser bespricht alsdann die Verluste in den 
Fahrleitungsspeisepunkten und in der Fernübertragung zwischen diesen 
und den Kraftwerken, wobei eine Reihe brauchbarer Erfahrungswerte 
angegeben werden. Zwei darauf folgende* Sonderuntersuchungen be¬ 
handeln die Wirtschaftlichkeit der Energieübertragung bei verschiede¬ 
nen Stromarten im allgemeinen und im Licht von Koeffizienten der 
virtuellen Längen im Vergleich mit dem Dampfbetrieb. Auch hier ver¬ 
mißt man ein Zahlenbeispiel. 

Der zweite Hauptabschnitt handelt von der Arbeitsweise der 
Leitungen. Betrachtet werden -die Querschnitts- und Erwärmungs¬ 
verhältnisse, die induktiven und induktionslosen Seitenspannungen in 
Fahrleitung und Gleis, wobei einige lehrreiche Werte für das Ver¬ 
hältnis des Wechselstromwiderstands zum Gleichstromwiderstand in Eisen¬ 
bahnschienen' und! massiven Drähten durch Schaubilder dargestdllt werden. 
Ein Sonderkapitel ist der Beeinflussung von Schw r achstromleitungen 
durch Fahr- und Fernleitungen gewidmet, wobei die Störungen durch 
Influenz und Induktion sowie durch die Einwirkung der Gleis- 
Streuströme kurz behandelt werden. Als Abwehrmittel sind die Saug- 
transformatorensehaltungen nach Kapp und Belm - Eschenburg be¬ 
schrieben. Die zahlreichen Abwehrmittel, die zum Einbau in die zu 
schützenden Schwachstromleitungen bestimmt sind, hat der Verfasser 
leider unerwähnt gelassen, obwohl gerade hier gewisse Schaltungen, 
z. ß. die Brückenschaltung, wenigstens für nicht empfindliche Telegraphen- 


! ) Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1916, S. 1033. 
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apparate brauchbare Erfolge erzielen. In einem weiteren Sonderkapitel 
werden die Überspanmmgserscheinungen in den Bahnleitungen der Be¬ 
trachtung unterzogen. 

Der dritte Hauptabschnitt ist dem Transformator im Bahnbetrieb 
gewidmet. Betrachtet werden die Volumen- und Erwärmungsverhältnisse, 
Spannungsabfall und Leerlaufstrom und, was besonders wichtig ist, die 
Betriebssicherheit, wobei insbesondere auf die kurzschlußsichere 
Spulenbefestigung eingegangen ist. Hier findet sich endlich wieder 
einmal ein Zahlenbeispiel. 

Das vierte Kapitel behandelt kurz den Transformator auf Fahr¬ 
zeugen (was eigentlich in den ersten Band gehört), ferner ausführlich 
den Einankerumformer und auf nur drei Seiten den Quecksilbergleich¬ 
richter, dessen große Bedeutung aber vollauf gewürdigt wird. 

Die beiden kurzen Schlußkapitel befassen sich mit dem ortsfesten 
Bleiakkumulator und dem elektrischen Stromerzeuger. 

Die Darstellungsweise des Ganzen ist die gleiche wie im ersten 
Band, die in der früheren Besprechung bereits gekennzeichnet worden 
ist: Strenge Wissenschaftlichkeit und bisweilen eigenartige Theorie, 
die bekannte Dinge in neuartiges Gewand kleidet. Hierdurch wird das 
Studium des Buchs auch für solche Ingenieure, die bereits in der 
Praxis stehen, ein wenig erschwert. Man kann aber getrost ein be¬ 
liebiges der sechs Hauptkapitel vornehmen und für sich studieren. 
Hierin liegt der große Vorteil des Buchs. Der Titel würde treffender 
„Theorie der elektrischen Zugförderung“ lauten. Alle Abbildungen 
sind vorzüglich gezeichnet und deutlich beschriftet. Wechmann. 


Kuntze, Franz, Dipl.-Ing. Untersuchungen über Schwach- 
s t r o m s t ö r u n g e n bei E i n p li a s e n - W e c h s e 1 s t rom¬ 
bahnen. Bericht an die Kgl. Schwedische Eisenbahndirektion 
von der hierfür ernannten Kommission unter Mitwirkung meh¬ 
rerer Sachverständiger. Mit Erlaubnis der Direktion der kgl. 
Schwedischen Staatsbaimen ins deutsche übertragen. Mit 
117 Textabbildungen und 1) Tafeln. München und Berlin 1920. 
R. Oldenbourg. 

Die Einführung elektrischer Zugförderung auf Eisenbahnen jeder 
Art und in allen Ländern der Welt ist infolge des Weltkohlenmangels 
eine nicht mehr zurückzustellende Aufgabe. Gleichwohl wird, besonders 
in Ländern ohne große, bereits ausgebaute oder mit geringen Mitteln 
blicht auszubauende Wasserkräfte — z. B. N o nkleu t - oh la nd — noch ein 
heftiger Kampf dagegen geführt. 

Die Vertreter des Dampfbetriebs behaupten, die Dampflokomotiven 
seien den elektrischen Lokomotiven mindestens ebenbürtig, die Um¬ 
wandlung von Naturkräften und Brennstoffen in elektrischen Strom und 
seine verlustreiche Fortleitung und wiederholte Spannung* Wandlung sei 
noch unwirtschaftlicher als der unmittelbare Brennstoffverbrauch in 
Dampflokomotiven, die Anlagekosten für elektrische Zugförderung seien 
fast immer unwirtschaftlich hoch, der elektrische Betrieb sei noch nicht 
genügend zuverlässig, die Stromübertragung noch immer nicht 
geklärt u. a. m. 

Es soll hier nun keine Widerlegung aller dieser Einwände ge¬ 
bracht werden — das ist an anderer Stelle schon wiederholt ausführlich 
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erfolgt —, es^vxß aber zugegeben werden, daß die Frage des Strora- 
systems bei ahnen immer noch nicht vollständig geklärt und ent¬ 

schieden ist. 

Aut diesem Sondergebiet finden noch ständig große Auseinander¬ 
setzungen statt. Sieht man von dem Drehstromsystem ab, das in Italien 
für Vollbahnen fast ausschließlich benutzt wird — verschiedene kombi- 
rierbe Systeme kann man übergehen, weil sie z. Z. noch bedeutungslos 
sind und: auch für die Zukunft wenig Aussichten hiaiben —, so geht der 
Kampf um Gleichstrombetrieb oder Einphasen-Wechselstrombetrieb. 

Gleichstrom-Zugförderung auf Vollbahnen wird in großem Maß¬ 
stab in Amerika angewandt, der einfache Wechselstrom wird int den 
europäischen Ländern mit Ausnahme Frankreichs, das zurzeit zum 
Gleichstromsystem neigt, bevorzugt. Besonders Schweden, die Schweiz und 
Deutschland haben sich eingehend mit dem Studium der Wechselstrom- 
Zugförderung befaßt. 

Der einfache Wechselstrom ist dem Gleichstrom überlegen durch 
die Anwendungsmöglichkeit weit höherer Spannungen und damit durch 
die Ersparung zahlreicher Unterstationen. 

Sein schwerer Nachteil (ebenso wie beim Drehstrom) sind die 
Störungen, die er in benachbarten Schwachstromleitungen — Fern¬ 
sprech- und Telegraphenleitungen — hervorrufen kann. Es darf aber 
nicht verschwiegen werden, daß dagegen der Gleichstrom in bebauten 
Gegenden nahe der Bahn verlegte Rohrleitungen — für Gas, Wasser 
usw. — durch die von der Schienenrückleitung ausgehenden vagabun¬ 
dierenden Ströme zerstören kann 1 ). 

Die Schwachstromstörungen der Wechselstrombahnen sind natür¬ 
lich ein gutes Kampfmittel für die Gegner der Stromart und für die 
Gegner der elektrischen Zugförderung überhaupt. 

Ihre Beseitigung muß deshalb die vornehmste Aufgabe der An¬ 
hänger des Wechselstroms sein. Natürlich hat außer der Industrie auch 
jedes Land das größte Interesse daran, da zweifellos durch einen 
störungslosen Wecliselstromibetrieb eine außerordentlich wirtschaftliche 
und betriebssichere Zugförderung erzielt würde. 

Zunächst hat man das Wesen der Schwachstromstörungcn auf das 
Genaueste untersucht und dann auf Abhilfe gesonnen. Im Jahr 1914 
erschien in Amerika eiin ausführlicher Bericht über diesen Gegenstand: 
Report by the Joint Committee on inductive interference to the Railroad 
Commission of thie State of California. California State Prtnting Office, 1914. 

In den Berichten der Schweizerischen Studienkommission für elek¬ 
trischen Bahnbetrieb vom Jahr 1915 (Zürich, Kommission vom Rascher 
& Co., Meyer & Zellers Nachf.) enthält das Heft 4, „Allgemeiner Ver¬ 
gleich der Eigenschaften und Eignung der verschiedenen Systeme“ ein 
Kapitel „Beeinflussung dler Schwachstromanlagen durch die elektrischen 
Traktionsbetriebe“. 

Abhandlungen über dieses Thema erschienen schon 1905 in der 
Elektrotechnkohen Zieitsdhrnft (S. 213, 231, 257), 1908 in Elektrische 


*) Auch Gleichstrom-Fahrleitungen bringen in benachbarten Schwachstrom¬ 
leitungen statische Induktionsspannungen hervor; da das elektrische Feld um 
eine Gleichstromleitung herum jedoch konstant ist, tritt die Induktion in benach¬ 
barten Leitungen nur als einmaliger Stromstoß je im Momente des Entstehens 
und Verschwindens der primären Spannung auf, d. h. beim völligen Ein- und 
Aussohalten der Bahnleitung. 
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Kraftbetriebe und Bahnen (Heft 28, 29, 31) und seit Eröffnung der 
Weehselstrorobahn Dessau—Bitterfeld in allen Fachblättern. 

Die Abteilung für elektrische Zugförderung, früher im preußischen 
Ministerium der öffentlichen Arbeiten, jetzt im Reichsverkehrsministe* 
rium, nimmt schon seit mehreren Jahren Versuche zur Beseitigung der 
Störungen vor. 

Der Verband Deutscher Elektrotechniker und die Reichspostverwal¬ 
tung haben eine Kommission zum Studium dieser Fragen und zur Neu¬ 
aufstellung der Leitsätze zur Verhinderung von Störungen öffentlicher 
Femspreohdoppelleitungen durch Starkstromleitungen gebildet unter 
Beteiligung des Reichsverkehrsministeriums und anderer Fachleute. 

Im Dezember 1918 erstattete eine schwedische Kommission, die von 
der Eisenbahndirektion gemeinsam mit der Telegraphendirektion ein¬ 
gesetzt worden war, einen ausführlichen Bericht, der nun in der Über¬ 
setzung von Kuntze vorliegt. 

In Teil I wird ein Bericht über experimentelle Untersuchungen der 
Schwachstromstörungen auf der Strecke Kiruna—Riksgränsen gegeben. 

Teil II bringt theoretische Untersuchungen über Schwachstrom¬ 
störungen. 

Teil III theoretische Untersuchungen der Meßergebnisse und 

Teil IV theoretische Untersuchungen über Saugtransfoirmatoren. 

In Teil V werden Saugtmnsforma.fco.ien berechnet und ihre Konstruk¬ 
tion besprochen. 

Wesentlich für die Beurteilung der ganzen Arbeiten und des Be¬ 
richts ist, ob einfache Mittel zur Beseitigung der Schwachstromstörungen 
gefunden worden sind. Diese Frage wird schon im Vorwort des Berichts 
beantwortet wie folgt: 

Die Maßnahmen zur Vermeidung von Schwachstromstörungen bei 
Einphasenbahnen, welche die Kommission empfehlen zu müssen glaubt, 
können w r ie folgt zusammengefaßt werden: 

A. Schwachstromleitungen entlang der Bahn sind als Doppel¬ 
leitungen und sorgfältig auszuführen, so daß z. B. ihre Isolation die 
bestmögliche wird. Sie sind entweder als Luftleitungen in einem Ab¬ 
stand von mindestens 100 m von den Leitungen für den Bahnbetrieb oder 
gegebenenfalls in Kabeln zu verlegen. 

Sollten besondere Geländeschwierigkeiten mit Rücksicht auf Bau 
und Unterhaltung von Schwachstromleitungen in so großem Abstand 
von der Bahn bestehen, so dürfte ein zufriedenstellendes Ergebnis er¬ 
zielt werden können, wenn die Schwachstromleitungen auf höchstens 
15 m an düe Bahn herangerüokt werden, und diie Balm mit einer die 
Kontaktleitung kompensierenden Leitung derart ausgerüstet wird, daß 
letztere ständig in Betrieb ist, z. B. für die Lieferung von Strom zu 
Beleuchtungszweckcni oiöw. Die Speiseleitungieii sind hierbei zu kreuzen, 
und zwar z. B. jedes zwanzigste Kilometer. 

B. Die Schienen sind an den Schienenstößen mit Kupferverbin¬ 
dungen zu versehen. 

C. Die Schienenleitung ist außerdem mit geeignet bemessenen und 
angeordneten Saugtransf orma toren auszurüsten, die in die Fahrleitung 
eingeschaltet werden.. 

D. Das Leitungssystem für den Bahnstrom ist zu unterteilen, und 
zwar sowohl die Fahrleitung, als auch die Schienenleitung. 
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In die se1DX Zusammenhang will die Kommission ihrer Meinung 
dahin Ausdruck geben, daß das bei der Bahn New York—New Haven be¬ 
nutzte Zweileitearsystem odier das bei der Lötschbergbahn benutzte Speise- 
UituEispsystem Vorteile nicht zu bieten scheint. 

E. Allzu große Kurzschlußströme sind zu vermeiden. Deshalb 
sind unter anderem die Transformatorstationen des Yerteilungsnetzes 
nicht in allzu großen Abstand von einander anzuordnen, und zwar 
möglichst nicht über 30 bis 40 km (gegebenenfalls weiter bei Bahnen 
mit schwachem Verkehr). Die Transformatorstationen sind zweck¬ 
mäßig mittels der Speiseleitungen für einphasigen Wechselstrom zusam¬ 
menzuschalten. 

F. Bei der Konstruktion der Generatoren, Motoren und Trans¬ 
formatoren, die in das Bahnnetz eingeschaltet werden sollen, ist die 
größte Sorgfalt auf Vermeidung des Entstehens von Obertönen (auch 
sog. Lamellentönen) zu legen. 

Eine niedrige Grundperiodenzahl, wie z. B. 15 Perioden, scheint, 
soweit Untersuchungen gemacht werden konnten, vorteilhaft in bezug 
auf die Störungen zu sein. 

Bei dem Betrieb der Fernsprechleitungen betont die Kommission, 
daß, soweit die Entstehung von Obertönen mit hoher Periodenzahl im 
Bahnnetz nicht verhindert werden kann, Lautstörungen im Fernsprecher 
nicht mit Sicherheit zu beseitigen sein werden, obgleich die oben 
empfohlenen Maßnahmen mit größter Wahrscheinlichkeit geeignet sind, 
den Einfluß derartiger störender Laute erheblich zu vermindern.“ 

Das Ergebnis ist also recht betrübend. Die Krankheit .ist er¬ 
kannt. Es gibt 6—8 teure Heilmittel — für sehr viele Länder un¬ 
erschwinglich teuere —, und eine vollständige Heilung läßt sich nicht 
garantieren. 

Wir wollen aber hoffen, daß die von Wittfeld angegebene und im 
Versuchsstadium befindliche Schutzschaltung ein sicheres Heilmittel 
werden wird. 

Die Schrift wird eingeleitet mit hübschen Abbildungen und der 
aus der Zeitschriftenliteratur schon bekannten Beschreibung der Strecke 
Kiruna.—Rdksgränsen mit dem Kraftwerk an den Porjus-FäMen. 

Das Leitungsnetz für die Strecke Kiruna—Rdksgränsen wurde 
unter Berücksichtigung der seinerzeit für die Ausführung vorliegenden 
Erfahrungen bezüglich der zweckmäßigsten Mittel zur Vermeidung von 
Störungen in den längs der Bahn laufenden Schwachstromleitungen 
angeordnet. Über die Maßnahmen berichtet die Schrift. Sie haben in¬ 
dessen den gehegten Erwartungen nicht entsprochen. 

Man behielt zunächst die Einfach-Telegraphenleitungen bei und 
versuchte die Besentfgung der Störungen durch die Girousse-Schaltung, 
Polarisationszellen und schließlich durch die Skott-Schaltung. Als die 
Ergebnisse durchaus unbefriedigend waren, ging man zu Doppelleitun¬ 
gen für Telegraphen über. Die nunmehr vorgenommenen, sehr zahl¬ 
reichen und mannigfaltigen Versuche werden dann ausführlich und klar 
besprochen. Das Ergebnis wird dahin zusammengefaßt, daß die vor¬ 
läufigen Verbesserungsanordnungen im großen und ganzen befriedigend 
gearbeitet haben, daß sie aber trotzdem eben als nur vorläufig be¬ 
zeichnet werden müssen. Für die endgültig zu ergreifenden Maß¬ 
nahmen werden Hinweise gegeben (darunter Kabelung der Schwach- 
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Stromleitungen oder Versetzung in mindestens 100 m Abstand von der 
Bahn); sie können deutschen Fachleuten aber nichts neues sagen. 

Nach einer kurzen theoretischen Abhandlung von Prof. Pleijel 
über Schwachstromstörungen bei Einphasenwechselstrombahnen werden 
Meßergebnisse von Ing. Holmgren theoretisch untersucht und mit der 
Praxis verglichen. Längere theoretische Untersuchungen über Saug¬ 
transformatoren und ihre Wirkung von Prof. Pleijel und ein Abschnitt 
über Berechnung von Saugtransformatoren und ihre Konstruktion von 
Prof. Alm beschließen die Schrift. 

Wenn der schwedische Bericht auch, wie schon gesagt, der deut¬ 
schen Fachwelt nichts neues bringt, die darin enthaltenen theoretischen 
Untersuchungen auch nur bedingten Wert haben und in mancher Be¬ 
ziehung vervollständigt werden können, insbesondere durch neuere 
deutsche Arbeiten, so war die Übertragung ins deutsche doch keine un¬ 
nütze Mühe. 

Die Schrift ist anschaulich und verständlich geschrieben, sie 
bildet eine gute Einführung in das schwierige, zum großen Teil noch un- 
erschlossene Gebiet der Schwachstromstörungen und ist darüber hinaus 
eine willkommene Bereicherung der Literatur über Vollbahnen mit ein¬ 
fachem Wechselstrom. Traulvetter. 


Hiliiger: Die Bestimmungen über die Anlegung, Ge¬ 
nehmigung und Untersuchung der Dampf¬ 
kessel in Preußen. Textausgabe mit Einleitung, An¬ 
merkungen und Sachregister. 258 Seiten gr. 8°. München 1020. 
0. Oldenbourg. , K 20,—. 

Der Verfasser, Ingenieur beim Dampfkessel-Überwachungsverein 
Berlin, Dr.-Ing., Dr. jur. Hiliiger, gibt zunächst einen geschicht¬ 
lichen Überblick über die Entwicklung der Dampfkesselaufsicht in 
Preußen und bringt sodann den Wortlaut aller für obengenanntes Ge¬ 
biet geltenden Verordnungen, Gesetze und Vorschriften, so die Bekannt¬ 
machungen, betr. allgemeine polizeiliche Bestimmungen über die An¬ 
legung von Landdampfkesseln und Schiffsdampfkesseln vom 17. De¬ 
zember 1908, die Material- und Bauvorschriften für beide Kesselarten, 
die Anweisung betr. Genehmigung und Untersuchung der Dampfkessel 
vom 16. Dezember 1909, die Gebührenordnung für Dampfkesselunter¬ 
suchungen, die Vorschriften über die Vorbereitungen zur Abnahme der 
inneren Untersuchung und Wasserdruckprobe der Dampfkessel, die 
Dienstvorschriften für Kesselwärter usw. 

Zu den einzelnen Punkten sind nach Art eines Kommentars Er¬ 
läuterungen gegeben, die je nachdem Aufklärung geben über Ent¬ 
stehung, Zweck oder Anwendung der Vorschriften. 

Den mit Dampfkesselfragen befaßten Beamten der Eisenbahn- 
verwaltungen, insbesondere den maschinentechnischen Amtsvorständen 
und Dezernenten wird es willkommen sein, sich auf einem oft schwieri¬ 
gen und verantwortungsvollen Gebiet rasch und gründlich unterrichten 
zu können. Hierzu ist das Buch geeignet. Ein sorgfältig durch¬ 
gearbeitetes Sach- und Stichwortverzeichnis erleichtert diese Aufgabe. 

Dr.-Ing. Schwarze. 
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I> j e Kalkulation in Maschinen- und Metall- 
' w ct r enfabriken. Zweite Auflage. 258 Seiten, mit 214 Ab- 
^>Vl<3L\xngen und 27 Mustervordrucken. Berlin 1920. Julius 

Springer. Brosch. M 24,—. Geb. M 30,—. 

Der Verfasser, Oberlehrer und Abteilungsvorsteher für Maschinen¬ 
bau au der städtischen Gewerbeschule in Dresden sowie beratender 
Ingenieur und Sachverständiger, gibt in seinem Buch in der Hauptsache 
praktische Anleitungen für die Berechnung der Selbstkosten bei der 
Herstellung von Maschinenteilen aller Art. Es werden unter Durch¬ 
rechnung einer großen Anzahl von Beispielen fast alle wichtigen Ar¬ 
beitsvorgänge besprochen, wie Bohren, Drehen, Ausbohren auf wage- 
rechten Bohrwerken, Arbeiten an Fräsmaschinen, ferner das Schleifen, 
Hobeln, Stoßen, die Schlosserarbeiten usw. 

Bei den Arbeitsverfahren finden sich recht brauchbare Angaben 
über Schnittgeschwindigkeiten, Schneidewinkel, Zeiten für das Ein¬ 
stellen der Werkzeugmaschine, für das Einsetzen der Bohrer oder 
Werkzeuge, über den Vorschub, zu erreichende Arbeitsflächen in der 
Minute, Zeiten für das Schleifen usw. Es wird der Betriebsleiter hier¬ 
durch nebenbei auch instandgesetzt, zu beurteilen, ob die Leistungs¬ 
fähigkeit seiner Maschinen ausreichend ist. Mit den Angaben und Bei¬ 
spielen ist die Berechnung der Selbstkosten »in den verschiedenen Fällen 
nicht mehr schwer. 

Wir haben mit den vorstehenden Ausführungen der Besprechung 
des ersten mehr theoretischen Teils des Buchs vorgegriffen. Hier 
werden die für die Berechnung wichtigsten Punkte erörtert, z. B. Lohn¬ 
kosten, Materialkosten, Geschäftskosten, ferner Geschäftsgewinn, Orga¬ 
nisation in Fabrikbetrieben und Vorkalkulationsbüro. Auch hier sind 
fast überall Beispiele aus der Praxis durchgerechnet. Die Behandlung 
der verschiedenen Lohnsysteme umfaßt knapp 6 Seiten, und hiervon 
kommt allein fast eine ganze Seite auf eine Zahlentafel der Arbeits¬ 
zeiten, Löhne und Stundenverdienste bei dem Prämienlohnsystem von 
Halsey. Daß hiernach die übrigen Lohnverfahren nur ganz allgemein, 
um nicht zu sagen oberflächlich, behandelt werden können, ergibt sich 
von selbst. Als Ersatz wäre wenigstens ein Hinweis auf die ein¬ 
schlägige Literatur zweckmäßig, der auch sonst vollständig fehlt. Für 
unbewiesen halten wir auch die Angabe, daß sich das Taylorsche Ver¬ 
fahren aus den Prämienverfahren von Halsey und Rowan entwickelt 


habe. 

Betreffs der Bewertung der Lehrlingslöhne kann man dem Ver¬ 
fasser im allgemeinen wohl zustimmen, wenn er sagt, daß der Lehrling 
im ersten Jahr in die Unkostenrübrik gehöre und erst im dritten und 
Werten Lehrjahre bis 4 / 5 Gesellenarbeit leiste. Bei der Eisenbahn¬ 
verwaltung und allen den großen Firmen, die zunächst eine gründliche 
zweijährige Ausbildung in einer besonderen Lehrlingswerkstätte und 
daneben noch theoretischen Werkschulunterricht gewähren, wird der 
Lehrling sogar fast während der ganzen Lehrzeit die Unkostenrubrik 
belasten; Zahlenangaben hierüber, die bei Verhandlungen und Forde¬ 
rungen von Arbeitervertretern vermutlich überraschende Aufklärung 
ergäben, liegen bislang leider kaum vor, sind aber anzustreben. 

Das Buch von Pieschel, in seiner Art elementarer und mehr ins 
Einzelne gehend als das von Hall, wird sich besonders zum Selbst¬ 
unterricht und zum Gebrauch an technischen Fachschulen eignen, aber 
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auch alle sich dem Eisenbahndienst zuwendenden Studierenden des 
Maschinenbaufachs sollten sich trotz noch vorhandener kleiner Mängel 
dee Buchs eingehend mit dem Inhalt vertraut machen. Sie selbst und später 
auch die E'senbahnverwaltung würden Nutzen davon haben. 

Für eine neue Auflage ist die Beigabe eines ausführlichen Stich¬ 
wortverzeichnisses zu empfehlen. Dr.-lng. Schivarze. 


Mundsteiu. Die Nachkalkulation nebst zugehöriger 
Betriebsbuchhaltung in der modernen Ma¬ 
schinenfabrik. 78 Seiten mit 30 Vordrucken und Bei¬ 
spielen. Berlin 1920. Julius Springer. j(. 12,—. 

Unter Nachkalkulation versteht der Verfasser eine Abteilung, die 
nebem der eigentlichen technischen Naelukalkulation und Gewünnermdtt- 
lung die betriebsbuchhälterisclien Vorgänge für die Hauptbuchhaltung 
zu ermitteln hat. Neben den Aufgaben fiir die Gewinnermittlung und 
die Bilanz wird ihr u. a. die Überwachung des wirklichen Verbrauchs 
an Werkstoffen im Vergleich zu den Voranschlägen und Stücklisten zu¬ 
geteilt sowie die Überwachung daraufhin, daß nicht zu viel Löhne auf 
die einzelnen Kundenaufträge geschrieben werden. 

Das Buch gibt viele Vordrucke für Lohnzettel, Lohnlisten, Vor¬ 
ratsmaterialienkarten, Nebenkostenkarten usw., Vordrucke, die z. T. auch 
als Beispiele für umzugestaltende staatliche Betriebe dienen können. 
Die Angaben sind darum wertvoll, weil sie unter Zugrundelegung der 
Einrichtungen eines großen Werks, der Berlin-Anhaltischen Maschinen¬ 
bau A.G. mitgeteilt sind. Es ist erfreulich, daß sich hier wieder eine 
große Firma entschlossen hat, ihre Erfahrungen für eine derartige 
Veröffentlichung zur Verfügung zu stellen, ähnlich wie es schon früher 
in dem bekannten Buch von Lilienthal über Fabrikorganisation, Fabrik¬ 
führung und Selbstkostenberechnung von der Firma Ludw. Loewe in 
Berlin geschehen ist. 

Das Buch von Mundstein, das nur einen kleinen Teil des in den 
Büchern von Hall und Pieschel behandelten Stoffs umfaßt, diesen aber 
dafür sehr eingehend, kann ohne nähere Kenntnisse auf diesen Gebieten 
nicht mit Nutzen verwendet werden. Es eignet sich besonders für 
Leiter großer Betriebe und zu einem Studium im Anschluß an die beiden 
zuvor genannten Bücher. Dr.-lng. Schwarze. 


Steinbrecher, Carl, Dr.-lng., Regierungsbaumeister im Reichsverkehrs¬ 
ministerium, Zweigstelle Preußen-Hessen. Neuere Ver¬ 
gebungsarten für Bau arbeiten im Rahmen des 
Verdingungswesens. Berlin 1920. II. R. Engelmann. 

Das Verdingungswesen gehört nicht zu den Gebieten wissenschaft¬ 
licher Forschung, die in unumstößlichen Grundsätzen ihre Hauptstütze 
finden. Wohl zu keiner Zeit sind seine Entwicklungsmöglichkeiten 
von so verschiedenartigen Problemen beherrscht worden wie in dem 
letzten Jahrzehnt, in dem hoch angespannte Bautätigkeit auf allen Ge¬ 
bieten bei verhältnismäßig wenig schwankenden Wirtschaftsverhält- 
wissen abwcchselte mit einem starken Rückgang der Bauarbedten bei 
sprunghaft sich ändernden Grundelementen für die Kalkulation in bezug 
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v . Baustoffpreise und Arbeitsleistungen. Beide Zeitabschnitte 

V ^ rer ^ a9ser des .vorliegenden Büchleins, praktisch und wissen- 
^uauYuAv an bedeutender Stelle tätig, in ununterbrochener Folge sich 
euWvcV.e\u sehen, so daß es mit besonderem Dank anerkannt werden 
m\i&, wenn er wirtschaftlich, technisch und wissenschaftlich möglichst 
'iTacYiüpieud dem Leser eine Übersicht auf rollt über das Für und Wider 
4er verschiedenen Vergebungsarten staatlicher Behörden. 

Nach. einer eingehenden kritischen Beleuchtung des Verdingungs- 
wesens der Vorkriegszeit bei stabilen Wirtschaftsverhältnissen werden 
wertvolle Erläuterung zu den allgemeinen, von staatlichen Behörden 
herausgegebenen Richtlinien für die Vergebung von Leistungen und 
Lieferungen während der Demobilmachungszeit gegeben. Die auf 
allen Gebieten des Wirtschaftslebens der Nachkriegszeit gemachten 
vertraglichen Vorbehalte der Unternehmer in bezug auf Schwankungen 
in der Konjunktur und den Kalkulationsgrundlagen führten zu einer 
vorläufigen, fast völligen Abkehr von festen Einheitspresen für die 
gesamte Bauzeit und zur Anwendung von Verträgen mit möglichst weit¬ 
gehender Ausschaltung von Verlustmöglichkeiten für den Unternehmer, 
soweit sie in den Zeitverhältnissen begründet waren. 

Die Gesichtspunkte, nach denen die Vorteile und Nachteile der 
Verdingungsarten nach festen Einheitspreisen, nach dem gemilderten 
Akkordvertrag und dem Schätzungsverfahren kritisch beurteilt werden, 
lenken ständig auf den Kernpunkt jeglicher ersprießlicher Verdingungs¬ 
arten hin: daß nämlich als Hauptgrundlage für ein möglichst reibungs¬ 
loses und die Interessen beider Parteien wahrendes Zustandekommen 
der Bauanlagen die eingehende technische und wirtschaftliche Sach¬ 
kenntnis beider Teile anzusehen ist, verbunden mit weitgehender Klä¬ 
rung der Kalkulationsgrundlagen durch zweckmäßige und erschöpfende 
Aufstellung der Verdingungsunterlagen. Dieser Weg erscheint ge¬ 
eignet, willkürliche Hemmungen zu beseitigen und das vielfach im 
wirtschaftlichen Niedergang geschwundene Vertrauen zwischen den 
Vertragsparteien wieder auf eine die Vertragstreue fördernde Grund¬ 
lage zu bringen. Die Richtlinien, die für eine weitere gesunde Aus¬ 
gestaltung des Verdingungsverfahrens nach Ansicht des Verfassers in 
Frage kommen, bieten beachtenswerte Anhaltspunkte für die Zukunft. 
In Würdigung der Wichtigkeit richtiger Veranschlagung der Selbst¬ 
kosten sind neben übersichtlichen Vertragsmustern Beispiele von Kal¬ 
kulationen größerer Arbeiten im Anhang beigefügt. 

Es wäre im Interesse der Förderung wirtschaftlichster Arbeits¬ 
weisen und eines gerechten Ausgleichs zwischen den Pflichten des Auf¬ 
tragsgebers und Unternehmers bei der schwierigen wirtschaftlichen 
Lage Deutschlands zu wünschen, wenn alle, die mit der Angelegenheit 
zu tun haben, Hochschüler, Praktiker und Männer der Wissenschaft, sich 
eingehend mit dem Büchlein vertraut machten. Pirath. 


Israel, Otto, Dr.-Ing., Vermessungsingenieur. Feldbuch für 
■geodätische Praktika, nebst Zusammetnstellunig der 
wichtigsten Methoden und Regeln sowie ausgeführten Muster¬ 
beispielen. Mit 46 Figuren im Text. Band 11 der Sammlung 
Teubners Technische Leitfäden, Leipzig und Berlin. B. G. Teub- 
ner. Kart. 8 M.. 
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Das Bändchen ist für den Gebrauch bei den geodätischen Meß- 
übungen der technischen Hochschulen bestimmt und erspart das zeit¬ 
raubende Anfertigen der Formulare. Jedem Formular sind, erläutert 
durch gut verständliche schematische Skizzen, in gedrängter Darstellung 
die wichtigsten Messungsmethoden, die Regeln für die Prüfung .und 
Berichtigung der jeweils anzuwendenden Instrumente und Muster¬ 
beispiele der Aufschreibung und Ausrechnung der Messungsergebnisse 
beigefügt. Dem Studierenden wird damit eine wertvolle Anleitung bei 
den praktischen Meßübungen gegeben, die dadurch, daß sie das früher 
i.m Kolleg Behandelte in das Gedächtnis zurückruft, auch dem Leiter 
der Übungen seine Aufgabe wesentlich erleichtert. Auch einem in der 
Praxis stehenden Ingenieur, der weniger häufig Vermessungen aus¬ 
zuführen hat, wird das Büchlein eine willkommene Hilfe sein. Behandelt 
sind: die Horizontalmessungen (Strecken- und Winkelmessung), die 
Vertikalmessung (Nivellieren, trigonometrische und barometrische 
Höhenmessung) und vereinigte Horizontal- und Vertikalmessung (Tachy- 
metrie, Bussolenzüge mit Aneroidbeobachtungen und Bussolenzüge mit 
Freihand-Höhenwinkielmessung). Crs. 


Suckow, Friedlich, Geh. Finanzrat und Vortragender Rat. Die Land¬ 
messung. Band 608 der Sammlung: Aus Natur und Geistes¬ 
welt 116 S. kl. 8°. 69 Zeichnungen. Leipzig und Berlin 1919. 
B. G. Teubner. Kart. 2,80 Jt. 

Durch klare Gliederung des Stoffs und Beschränkung auf die 
grundlegenden Begriffe und Verrichtungen ist es dem Verfasser ge¬ 
lungen, trotz des beschränkten Raums ein auch dem Laien gut ver¬ 
ständliches Bild der Landmessung zu geben. Die Einleitung enthält 
einen geschichtlichen Rückblick, einen Überblick über die nach Zweck 
und Verfahren verschiedenen Messungsverrichtungen und eine Betrach¬ 
tung über Beobachtungsfehler und ihre Ausgleichung. Darauf wird das 
Aufnahme- und Berechnungsverfahren vom einfachen bis zum schwie¬ 
rigen fortschreitend geschildert, wobei die anzuwendenden Instrumente 
nach Bau und Berichtigung beschrieben werden. Die trigonometrische 
und barometrische Höhenmessung sowie die Tachymetrie und Photo¬ 
grammetrie komnteni wegen des beschränkten Raums nicht aufgenommen 
werden und sollen in anderen Bändchen der Sammlung ihren Platz 
finden. Erwünscht scheint jedoch, bei den Feinnivellements kurz des 
Nivellierens mit geneigter Libelle zu gedenken, das sich in neuerer Zelt 
mehr und mehr durchsetzt. Crs. 


Bajko, J., Lehrbuch der Rechenvorteile, des Schnellrechnens und der 
Rechenkunst. — Band 739 der Sammlung Aus Natur und 
Geisteswelt. — Leipzig und Berlin 1920. B. G. Teubner. 

Das Buch enthält eine Sammlung von Rechenverfahren, die 
schneller zum Ziel führen als die in der Schule gelernten Methoden!: 
für Addition und Subtraktion, für Multiplikation und Division, für Po¬ 
tenzieren und Radizieren. Auch die Neunerprobe ist behandelt und 
ihre Anwendung auf Multiplikation, Division und Potenzen erläutert, 
ebenso die Elferprobe. Zahlreiche Übungsbeispiele erleichtern das Er- 
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vereinfachten Rechnungsarten. Ihre Anwendung erfordert 
'CTbung. Das Buch kann jedem, der viel zu rechnen und so 
m h 1 & s *vvxtz\ing der Rechenvorteile Gelegenheit hat, zum Studium emp¬ 
fohlen ^ ßrde n. Dr. 


Egerer, A.., Dr.-Ing., Finanzrat in Stuttgart. Kartenkunde, I. Ein- 
I ü h r u n g in das Kartenverständnis. Bändchen 610 
. der Sammlung: Aus der Natur und Geisteswelt. 146 Seiten mit 
49 Textabbildungen. Leipzig und Berlin 1920. B. G. Teubn&r. 
Gebunden 3,50 dl, geheftet 2,80 dl, hierzu Teuerungszuschlag 
100 %. 

Der Verfasser vertritt die nicht zu verkennende Ansicht, daß über 
den Wert einer gründlichen Ausbildung weitester Kreise im Gebrauch 
von Karten sowie für ein richtiges Verständnis für ihre Herstellung 
heute kaum ein Zweifel mehr bestehen kann. Da seines Wissens bisher 
eine gemeinverständliche Einführung in das Verständnis der amtlichen 
deutschen Kartenwerke nicht gegeben war, soll diesem Mangel durch 
das vorliegende Werkohen abgeholfen wendien. 

Der behandelte Stoff ist in folgende fünf Abschnitte mit den ge¬ 
nannten Unterabteilungen gegliedert worden: 

I. Grundbegriffe. 

Entstehung des Kartenbildes eines Stücks der Erdoberfläche. — 
Maßstab der Karte. — Einteilung der Karten nach Maßstab. — Gradnetz 
topographischer Karten — Umfang, topographischer Kartenwerke. — 
Blatteinteilung; Abbildungsart. — Benennung der Blätter eines Karten¬ 
werke. — Anfofderungen an eine Karte. 

II. Übersicht über die wichtigsten topographischen 

Karten Deutschlands. 

III. Grundriß und Schrift topographischer Karten. 

Allgemeines. — Grundriß und Kartenschrift in den 4-cm-Karten 

(1 :25000) der deutschen Bundesstaaten; Allgemeines. — Die preußischen 
Meßtischblätter 1 : 25 000. — Die Karte des Deutschen Reiches 1 : 100 000. 

IV- Die Darstellung der Bodenformeu. 

Einleitung. — Höhenlinienkarten. — Bergstrichkarten. — Gelände¬ 
darstellung durch Höhenlinien und Bergstriche. — Geschummerte Karten. 
— Höhenschichtenkarten. — Vereinigung mehrerer Darstellungsarten. — 
Vergleichung und Anwendüngsmöglioh ke i t der verschiedenen Arten 
der Geländedarstellung. — Schriften über Geländedarstellung. 

V. Der Gebrauch der Karte. 

Messungen auf topographischem Karten. — Gebrauch der Karte im 
Gelände. — Die verschiedenen sonstigen Verwendungen von Höhenlinien- 
kau ten in» Maßstabe 1 : 25 000. 

Die Vielseitigkeit des Gebotenen ist hieraus erkennbar. 

Die Verschiedenheiten der Kartenausführungen, die in der ge¬ 
schichtlichen Entwicklung der einzelnen deutschen Gliedstaaten begrün¬ 
det sind, sind sorgfältig berücksichtigt. 
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Das Biucli ist mit vielen, leichtverständlichen Abbildungen ausgestattet, 
sie veranschaulichen den Text in bester Weise. 

Zum Schluß ist in drei Anhängen ein Überblick über die sonstigen 
amtlichen deutschen Spezial- und Übersichtskarten nach ihrer Ent¬ 
stehung, ihren Zeichen, ihrer Geländedarstellung und Graduierung ge¬ 
geben. 

Bei der Bearbeitung ist vor allem auf eine möglichst gemeinver¬ 
ständliche Darstellung und vielseitige Verwendungsmöglichkeit Bedacht 
genommen worden. Der Angabe über sonstige Schriften ist angesichts 
der zahlreichen, wenig brauchbaren Anleitungen zum Karten verstand ms 
besondere Sorgfalt gewidmet worden. 

Das Büchlein bringt somit für jednrmann, der sich in topo¬ 
graphischen Karten vertieft, viel Wissenswertes und kann daher als gutes 
Hilfsmittel beim Gebrauch genannter Karten angelegentlichst empfohlen 
werden. Seniler. 


Übersicht der neuesten Hauptwerke über Eisenbahnwesen 

und aus verwandten Gebieten. 


Dettmar, G., Dr. Ing. <\ h. Die Beseitigung: der Kohlennot. Berlin 1920. 

Grahl, de G., Wirtschaftliche Verwertung der Brennstoffe. München und 
Berlin 1921. 

Roll, Enzyklopädie des Eisenbahnwesens. Band 9. Sechafentarife bis über¬ 
gangsbogen. Berlin-Wien 1921. 


Zeitschriften. 


Allgemeiner Tarifanzeiger. Wien. 

39. Jahrgang. Heft 34. Vom 30. Oktober bis 18. November 1920. 

(34:) Tariferhöhung in Österreich am 1. Dezember 1920. — Der neue 
Lokalgütertarif der tschecho - slowakischen Staatsbahnen. — Die Neu¬ 
ordnung des deutschen Gütertarifsystems. — Neue Bestimmungen über 
die Ein-, Ausfuhr oder Durchfuhr in Österreich. — (35:) Die Tarif¬ 
erhöhung in Österreich am 1. Dezember 1920. — Neuerliche Änderung 
der Güterklassifikation in Österreich. — Wie Schnittholz richtig zu 
deklarieren ist. — Güterverkehr zwischen der tseheeho-slowakischen 
Republik und den nordischen Ländern. — Güterverkehr zwischen Ober¬ 
schlesien und Polen. _ Die schweizerisch-italienischen Gütertarife. — 
(36:) Die neuen Gütertarife in Deutschland. — Der Gültigkeitsbegiim 
von Tariferhöhungen im zwischenstaatlichen Verkehr. — (37:) Die 
Tariferhöhung in Österreich tritt am 15. Dezember 1920 in Kraft. — 
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Vlirio neue Güterklassifikation in der tschechoslowakischen Republik. 
-Tariferhöhung in Italien. 

Axuudes des ixrats et chaussäes. Paris. 

90. 3 ahrgang. Heft 3. Mai—Juni 1920. 

CB:') Partie technique: Note sur rexploitation dos voies ferrees d'intcret 
local. — R6percussion de la Situation öconomique sur rexploitation des 
voies fernes d'interet local. 

Archiv für Post und Telegraphie. Berlin. 

Jahrgang 1920. Heft 12. Dezember 1920. 

Die Entwicklung der Kleinbahnen in Preußen im Jahr 1918. 

Der Bauingenieur. Berlin. 

1. Jahrgang. Heft 20—23. Vom 31. Oktober bis 15. Dezember 1920. 

(20:) Eisenersparnis. — (23:) Preisbildung im Bauingenieurwesen. -- 
Ausführung und Kosten der Maasbrücke in Yise. — Brückenbauten in 
Mexiko. 

Deutsche Bauzeitung. Berlin. 

54 Jahrgang. Heft 88. Vom 3. bis 21. November 1920. 

(88/94:) Die Brücken der Linie Aachen-Tongern über das Geul-Tal, 
die Maas und den Maaskanal. 

Deutsches Eisenbahnblatt. Berlin. 

2. Jahrgang. Heft 10. Vom Oktober 1920. 

Die Lokomotive als Tier Vertilger. — Welteisenbahnpreise. — Feuerlose 
Heißwasserlokomotiven. 

Deutsche Industrie, Zeitung des Reichsverbandes der deutschen Industrie. 
Berlin. 

1. Jahrgang. Heft 27 bis 37. Vom 16. Oktober bis 18. Dezember 1920. 

(27/28:) Die finanzielle Minderleistung der Reichseisenbahnen. — (35:) 
Die Industrie und die Eisenbahntarifreform. — (37:) Die neue fakul¬ 
tative Güterversicherung bei der Eisenbahn. 

Deutgehe Straßen- und Kleinbahn-Zeitung. Berlin. 

33. Jahrgang. Heft 44 bis 60. Vom 30. Oktober bis 11. Dezember 1920. 
(44:) Zur Frage der Kohlenersparnis. — über Kesselspeisewasser. — 
(45:) Neuer Hornschalter für elektrische Bahnanlagen. — Über Kessel¬ 
speisewasser. — Bauten aus Lehm. — (46:) Neue Kolbenringspannvor¬ 
richtung. — Bahnspurweiten und die Verwendung militärischer Schmal¬ 
spurbahnen. — Die Not der Verkehrsbetriebe. — Nutzbarmachung min¬ 
derwertiger Brennstoffe. — (47:) Hundert Jahre gewalzte Eisenbahn¬ 
schienen. — Rechtsverhältnisse bei Störungen durch elektrische An¬ 
lagen. — Die Eisenbahnen Indiens nach dem Krieg. — (18:) Rückblick 
auf die erste deutsche Eisenbahn Nürnberg—Fürth. — Die Niirnberg- 
Fürther Straßenbahn im Krieg. — Anhängewagen der Niirnberg-Fürther 
Straßenbahn. — Die elektrischen Kleinbahnen Deutschlands. — Kolilen- 
Bchleifbtigel der Niirnberg-Fürther Straßenbahn. — Dreileiter - Ober¬ 
leitung der Nürnbcrg-Fürther Straßenbahn. — (49:) Elektrische Bahnen 
mit hochgespanntem Gleichstrom. — (50:) Lokomotivfcuerung mit Torf. 
— Der Verkehrsbeirat der Reichseisenbahnen. 
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Eisenbahn und Industrie. Wien. 

27. Jahrgang. Heft 10. Oktober 1920. 

Die Einführung der elektrischen Zugförderung auf den österreichischen 
Staatsbahnen. 

Der Eisenbahnbau. Berlin. 

Jahrgang 1920. 1. Dezeraberheft, 

Über Kleinbahnlokomotiven. — Der schwedische Eisenbahnvoranschlag 
1921 und die Elektrifizierung der westlichen Stammbahn. 

Eisenbahnblatt. W ien. 

25. Jahrgang. Heft 22—25. Vom 1. November bis 15. Dezember 1920. 

(22:) Italienische Eisenbahnen. — (24:) Eisenbahnminister Burger über 
die tschecho-slowakischen Eisenbahnen. — Gemeinwirtschaftliche Reichs¬ 
eisenbahnen in Deutschland. — Die Kunze-Knorr-Bremse in Schweden. 
— (25:) Übernahme der Unternehmungen der Salzkammergut-Lokalbahn 
A.-G. durch die Staatsbahnverwaltung. — Die tschecho-slowakischen 
Privatbahnen im Staatsbetrieb — Die preußischen und hessischen Staats¬ 
bahnen im Rechnungsjahr 1918. 

Eisenbahn- und verkehrsrechtliche Entscheidungen und Abhandlungen. Zeit¬ 
schrift für Eisenbahn- und Verkehrsrecht. Berlin und Leipzig. 

B7. Band. Heft 1. 

Ein Beitrag zur Prozeßneurose und ihrer Beurteilung durch das Reichs¬ 
gericht. — Die Beschränkung der Haftpflicht der Eisenbahn für Hand¬ 
gepäck. — Deliktshaftung neben Vertragshaftung in der Rechtsprechung. 
— Ist für Streiktage Arbeitslohn zu zahlen? 

Der Eisenbau. Leipzig. 

11. Jahrgang. Heft 20—23. Vom 29. Oktober bis 3. Dezember 1920. 

(20:) Die deutschen Kriegsbrückensysteme. — (23:) Fahrbare Verlade¬ 
brücke von 34,5 m Stützweite und 60 m Länge. 

Elektrische Kraftbetriebe und Bahnen. München. 

18. Jahrgang. Heft 33. Vom 24. November 1920. 

Aus dem amerikanischen Verkehrswesen. 

Elektrotechnik und Maschinenbau. Wien. 

38. Jahrgang. Heft 43 bis 44. Vom 24. Oktober bis 1. November 1920. 

(43:) 1 B—Bi-Lokomotive der A.-G. Brown, Boveri & Cie. — (14:) 
Elektrisierung der österreichischen Staatsbahnen. 

Elektrotechnische Zeitschrift. Berlin. 

41. Jahrgang. Heft 49. Vom 9. Dezember 1920. 

über Schüttelschwingungen bei elektrischen Lokomotiven mit Parallel¬ 
kurbelgetriebe. 

Engineering News-Record. New York. 

Band 85. Nr. 16 bis 21. Vom 14. Oktober bis 2. Dezember 1920. 

(16:) New Chicago freight terminal of Alton Railroad. — Double-deek 
freight Station in six-story building. — Location betterments on Canadian 
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National Railways. — (17:) Density tests of earth shrinkage in Railway 
fills. — Adapting motor truck to Railroad terminal expansion. — (18:) 
Fast Railway tunneling in France during the war. — Cost of mainte- 
nance of rails. — Comparisons of modern steam and electric locomo- 
tives. — (20:) New System of track work records on St. Louis—San 
Francisco Railway. — (21.) Improve old freight yard for better 
Operation. — (23:) Chicago, Milwaukee and St. Paul Railway eleetri- 
fication. — Decrease in rail failures confirmed by latest statisties. 

Europäische Staats- und Wirtschaftszeitung. Berlin. 

5. Jahrgang. Heft 28. Vom 1. Dezember 1920. 

(28:) Die Angestelltenerfindung. 

Glasers Annalen für Gewerbe und Bauwesen. Berlin. 

Band 87. Heft 9. Vom 1. bis 13. November 1920. 

(9:) Die Bestimmung der zweckmäßigsten Zylinderdurchmesser für 
Heißdampfiokomotiven. — Elektrische Zugförderung auf den kgl. 
schwedischen Staatsbahnen. — (10:) Französische Verkehrspläne in 

Spanien und Afrika. 

Glückauf. Berg- und Hüttenmännische Zeitschrift. Essen. 

56. Jahrgang. Heft 49. Vom 4. Dezember 1920. 

Die Betriebsergebnisse der vereinigten preußischen und hessischen 
Staatseisenbahfien im Rechnungsjahr 1918. 

The Journal of Political Economy. Chicago. 

28. Band. Nr. 8. Oktober 1920. 

International private agreements in the form of carteh. syndicates and 
other combinations. 

Kruppsche Monatshefte. Essen 

1. Jahrgang. Oktober bis November 1920. 

(Oktober:) Ein neuer Höchststromschalter für Straßenbahnen, Gruben¬ 
bahnen und andere rauhe Betriebe. — (November:) 1 E-Dreizy’inder- 
Heißdampflokomotive (G 12). 

Die Lokomotive. Wien. 

17. Jahrgang. Heft 10. Oktober bic November 1920. 

(Oktober :) 2 C - ITeißdampf - Personenzuglokomotive der russischen 

Staatsbahn. — Die älteren Personen- und Schnellzugslokomotiven der 
Paris—Orleans-Bahn. — D-Güterzuglokomotive der Armavir—Tnapse- 
Bahn. — Betriebsergebnisse amerikanischer Rostbeschicker Bauart 
Klvin. — Die Zuggeschwindigkeit auf den amerikanischen Eisenbahnen 
und die mit ihr verbundenen Gefahren. — Die Schönheit im Lokomotiv- 
bau. — Nebenspurige elektrische Personen- und Güterzuglokoinotivc 
Bauart 1 D 1 der Rhätisehen Bahn (Schweiz). — (November:) 2 D-Vor- 
schubtenderkomotive der Großen Südwestbahn von Irland. — 1 C- 
Heißdampf-Personenzugslokomotive Reihe P* der preußischen Staats¬ 
bahn. — Neue amerikanische Schnellzugslokomotiven. — Bi-Güterzug- 
lokomotive Gattung G 2 der preußischen Staatsbahn. — 1 B-Schnellzug- 
lokomotive der französischen Ostbahn. 

Archiv für Eisenbahnwesen 1921. 18 
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Orsran für di© Fortschritte des Eisenbahnwesens. Berlin und Wiesbaden. 

Neue Folge. 57. Band. Jahrgang 1920. Heft 20 bis 22. Vom 15. Oktober bis 
zum 15. November 1920. 

(20:) Erweiterung und Umbau der Bahnsteighallen dos KeisebahnhoN 
Mannheim. 2000. Lokomotive der Linke-IIoffmann-Werke in Breslau. 

— (21:) Folgerungen aus den gebräuchlichsten Formeln für die Zug¬ 
kraft der Lokomotiven und die Widerstände der Züge in ihrer Abhängig¬ 
keit von Heizfläche, Geschwindigkeit und Steigung. — Die erste 

Rheinmetalllokomotive“ — (22:) Der Zwillingsstehbolzen. — Folge¬ 
rungen aus den gebräuchlichen Formeln für die Zugkraft der Lokomo¬ 
tiven und die Widerstände der Züge in ihrer Abhängigkeit von Heiz¬ 
fläche, Geschwindigkeit und Steigung. 

Railway Signal Engineer. Chicago. 

Band 13. Nr. 10. Oktober 1920. 

Text of Shadle automatic train control. — The Bourdette— Brookins 
train control System. — Telegraph and telephone division meeting. — 
A dry battery hand lamp for motorcars and lim* trouble. — Butting 
collision at Trussville. Alabama. 

Nr. 11. November 1920. 

Automatic train control. — Failure to observe Signals. — An eiertric 
Crossing gate alarm. — Paper insulated cable for clectric intorlocking. — 
Regan train control in England. — A safety ladder. — Causes and 
effects of induetive interference. 

Revue generale des chemins de fer et des tramways. Paris. 

39. Jahrgang. Heft 1 bis 11. Januar bis November 1920. 

(1:) Le dövelopement actuel de la traction electrique sur les grands 
röseaux de chemins de fer. — (2:) Leviers d'itineraires ä combinateui> 
m£caniques „Systeme Bleynic—Ducousso“ appliques aux postes de 
circulation. — Education professionelle des agents de chemins de fer. 

— (3:) Typcs recents de locomotives articulees. — La crise des trans- 
ports. — (4:) Note sur quelques appücations du verrouillage electrique. 
— Le „Railroad Bill“ des Etats-Unis. — (5:) Les gares amerieaines 
etablies pendant la guerre sur le reseau d’Orleans. — Conservation ei 
transport par voie de fer du poisson. — (6:) Essais ä la traction de 
joints du tuyauterie ä lentille et ä la rolleret te et de juints mandrines. 
— Expose de la Situation des grands reseaux de chemins de fer. — 
(7:) Essais de chauffuge au mazout effectu^s par la Compagnie P.-L.-M. 
— Les fölures d’eclisses. — (8:) Reorganisation de Tapprentissage ä 
la compagnie du chcmin de fer d’Orleans. — Note sur l’installation et 
le reglage des transmissions de signaux. — (9:) Groupe Dynamo-Pompe 
du d6pöt de machines de la cie. de l’Est ä Reims. — Le Canadian 
Pacific Railway. — (10:) Influence du sertissage des tubes dans les 
d£formations des plaques tubulaires de foyer des cliaudirres locomo¬ 
tives. — L’eJectrification des chemins de fer anglais. — Resultats 
obtönus en 1918 sur Je reseau des chemins de fer de FEtat. - (11:) Le 
Block-System automulique aux Etats-Unis. — Note sur la slnndardisn- 
tion du mat^riel des voies des chemins de fer francais. 
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Svh weizerische Bauzeituns:. Z ü rich. 

76. Band. Heft 18 bis 25. Vom 30. Oktober bis 18. Dezember 1920. 

(18.) Neue Typen elektrischer Lokomotiven für die S.B.B. — (21:) Dir 
Verschiebung der Reußbrücke bei der Fluhmühle in Luzern. — (22:) 
Xouvelles voitures motrices et de reniorque de la eie. Genevoise des 
Tramways Electriques. — Vollbahnelektrifizierung und Wahl der 
Stromart in England. — (24 u. 25:) Die zweckmäßigste Neigung der 
Eisenbahn. — (24:) Von der RhStischen Bahn. 

Siemens Wirtschaftliche Mitteilungen. Siemensstadt. 

Xr. 21. Vom 1. November 1920. 

Die deutschen Flußwasserkräfte im Dienst der Reichseisenbahnen. 

The Technical Review. Westminster. 

Band 7. Nr. 3 bis lö. Vom 20. Oktober bis 11. Dezember 1920. 

(3:) Locomotive oil burning practice and fuel perfornjance. — Fuel 
Conservation on Railways. — Railway operating statistics. — Rack 
coaehes with brakes on the rack wlieels. — Electric lokomo- 
tives in switehing Service. — Ashmorc engine terminal, 
Lehigh Valley Railroad. — Double purpose wagon. — The Lewis 
draught appliauce for locomotives. — Tank ears on American Railways. 
— Inland water transport. — Size of barges. — (6:) Handling of loco¬ 
motive fuel-oil at engine terminals. — Kansas City overhead lines. — 
Stationery building of the A. T. and $ F. Railroad. — Draw-gear for 
Railway rolling stock. — 180-ton New llaven electric locomotives. — 
Pulverised poatfired locomotives. — Desing and maintenance of loco¬ 
motive boilers. — Prevention of water wast on Railroads. — Route 
indicators. — New electric cars for Long Island. — Minority report on 
the American 300 000 000 $ Railway fund. — (7:) The McBride feed 
water heater. — Locomotive snperheaters. — l .S.A. train illumination. 
— A. C.-floating bnttcry System for Railway signuls. — Railroad sleeper 
renewals. — Chicago double deck Street for congested district. — Opera¬ 
ting a 11-inile suburban line on a thirty-secoml headway. — Electii- 
fication of the Belgian State Railways. — (8:) Smaller tramway ears. 
— Electrification of the Austrian State Railway. — Flashlight Signals 
on the Norwegian State Railways. — Boarding cars for lumber cemps 
— Economical freight train working. — (10:) The future Problem of 
mass transport of goods in Gennany. — Mcehanical stokers on U. S. \. 
locomotives. — The lokomolive as an Investment. — The cost of loco¬ 
motives. 

Technische Blätter. Teplitz-Schönau. 

52. Jahrgang. Heft 46 bis 48. Vom 2. Dezember 1920. 

(16/48:) Die Prager Bahnhofsfrage. 

Les Transportes. Madrid. 

2. Jahrgang. Heft 48/49. Vom September 1920. 

(48/49:) Transporte de valores. — Organizac ion del Ministerin ingles 
de Transportes. 
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Verkehrstechnik. Berlin. 

37. Jahrgang. Heft 29 bis 35. Vom 25. Oktober bis 22. Dezember 1920. 

(29:) Der Groß-Berliner Nahverkehr während der Tätigkeit des Ver¬ 
bandes Groß-Berlin. — Zur Neuordnung der Betriebsverwaltung der 
Eisenbahnen. — Zur Wirtsc haftlichkeit der Straßenbahnen des rheinisch- 
westfälischen Industriebezirks. — Fuhrwerksschienen. — Eisenbahn¬ 
unfälle. — Elektro- oder Benzinbetrieb der Kraftfahrzeuge. — (30.) 
Wasserstraßen oder Eisenbahnen? — Lagerbearbeitung der Straßen¬ 
bahnwagen. — Verkehr auf städtischen Straßen. — (31:) Die Reichs¬ 
eisenbahnen. — Der Groß-Berliner Nahverkehr während der Tätigkeit 
des Verbandes Groß-Berlin. — Deutscher Reiseverkehr und 
deutsche Verkehrswertung. — 40 Jahre Straßenbahnbetrieb in Aachen. 
— (32:) Die Vereinheitlichungsarbeiten des Vereins deutscher Straßen¬ 
bahnen, Kleinbahnen und Privateisenbahnen E. V. — Die Flüsse und 
ihre Täler als Richtlinien für den Verkehr. — Hauptgefahrpunkte im 
großstädtischen Straßenbahnverkehr. — Kraftfahrzeuge zum Betriebe 
außerhalb gebahnter Wege. — Umbau deutscher Kriegsschiffe zu Han¬ 
delsschiffen. — Verkehrswege und Umschlagverkehr in Deutsch-Öster¬ 
reich. — (33:) Die Straßenbahnen des rheinisch-westfälischen Industrie¬ 
bezirks. — Vorschläge zur Gesundung der Reichseisenbahnen. — (34:) 
Der neue deutsche Eisenbahngütertarif. — Die Normung des Wagen¬ 
kastens elektrischer Straßenbahnen. — (35:) Das Reich und die Fahr¬ 
preise im Großstadtverkehr. — Der Streik der Straßenbahnen in Han¬ 
nover. — Englische Kleinbahnprojekte in Kleinasien. 

Verkehrstechnische Woche. Leipzig. 

14. Jahrgang. Heft 44. Vom 28. Oktober bis 16. Dezember 1920. 

(44:) Die Änderung der deutsch-belgischen Grenze und die Eisenbahnen. 
— Der Verkehr und die Größe der Städte. — (46:) Die Zukunft der 
Privat-, Lokal- und Kleinbahnen. — (47 u. 51:) Zur Eisenbalinaus- 

rüstung von Häfen. — (51:) Eisenbalinfernsprech- und Telegraphenbau 
im Kriege. 

Zeitschrift für Bahn- und Kassenärzte. Melsungen. 

15. Jahrgang. Heft 11— 12. November bis Dezember 1920. 

(11:) Erlebnisse eines Bahnaugenarztes hinsichtlich Simulation und 
Dissimulation von Farbentlichtigkeit. — Über die Tuberkulinbehandlung. 
im besonderen bei tuberkulösen Augenerkrunkungen. — Die Beleuchtung 
hei den bahnärztliehen Prüfungen des Sehvermögens. — (12:) Ver¬ 

trauensärztliche Tätigkeit der Bahnärzte mit Rücksicht auf die l>mge- 
staltung des ärztlichen Dienstes. — Abzweigung der balin- und kassen¬ 
ärztlichen Dienstpflichten und Befugnis--. 

Zeitschrift des Vereins deutscher Ingenieure. Berlin. 

Band 64. Heft 50. Vom 11. Dezember 1920. 

Die Wiederherstellung der Brücke über die Rüpel bei Bonn durch die 
Maschinenfabrik Augsburg-Nürnberg A.-G. Werk Gustavsburg. 

Zeitung des Vereins Deutscher Eisenbahnverwaltungen. Berlin. 

60. Jahrgang. Nr. 77 — 93. Vom 20. Oktober bis 22. Dezember 1920. 

(77:) Ein Beitrag zur Besserung des Wagenuuilaurs. — (TS:) 

Reicbseisenbahnaufsiclitsrat. — Erhöhung der Gebühren für die Er¬ 
füllung der Zollvorschriften. — (79:) Uber die Ausgestaltung 
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der \ erschiebebahnhöfe. — Das schweizerische Arbeitszeitgeset/. — 
(80:) Die Neureglung der deutschen Eisenbalmtiertarife. — Zur 
Verbesserung des Nachnahmewesens. — (81:) Verbesserung des 

Ferngüterdienstes. — 75 Jahre Eisenbahn in Württemberg. — 

ßeraubungen im Eisenbahndienst und ihre Bekämpfung. — (82:) Wagon¬ 
umlauf in Amerika und Deutschland. — Die deutschen Eisenbahnen im 
Wirtschaftskrieg und in der Kriegswirtschaft. — (83:) Ein Beitrag zur 
Gesundung der Eisenbalmwerkstätten. — (84:) Zur Frage der Besse¬ 
rung des Wagen Umlaufs. — Die Italianisierung der Bozen-Meraner Bahn. 

— (85:) Feuerschutz für Eisenbahnfahrzeuge und W T erkstättenanlagen. 

— (86:) Die Grundsätze der Frachtberechnung nach den bisherigen und 
den neueren Tarif Vorschriften. — (87:) Erziehliche Maßnahmen einer 
erweiterten Jugendpflege bei den Eisenbahn-Werkschulen. — (88:) Ver¬ 
minderung der Betriebsausgaben durch Vereinfachungen im Fahrplan¬ 
wesen. — Die vereinigten preußischen und hessischen Staatseisen¬ 
bahnen im Rechnungsjahr 1918. — (89:) Zur Reform des Personentarifs 
der Reichseisenbahnen. — (90.) Vorschlag zur Führung von Personal¬ 
tabellen für Eisenbahndienststellen. — Beschlüsse der ständigen Tarif- 
kommission. — (91:) Die Gesundung der deutschen Eisenbahnen. — 
Die Untergrundbahn in Madrid. — (92:) Kesselschmieden. — Über die 
Führung größerer Stationskassen. — (93:) Welche Mittel gibt es, die 
Wirtschaftlichkeit der großstädtischen Verkehrsunternehmungen wieder¬ 
herzustellen? — Schieberbekämpfung bei Entschädigungsansprüchen aus 
Fiseubalmbeförderungen. — Zur Werkstoffverwaltung in den Eisenbahn¬ 
hauptwerkstätten. 

Zciitralblatt der Bauverwaltung. Berlin. 

40 . Jahrgang. Heft 86. Vom 27. Oktober 1920. 

(86:) Über die Ausgestaltung der Verschiebebahnhöfe. — (87:) Der 
Abbau der gesprengten Brücke über die Memel. — Eisenbetonaus¬ 
führungen im Empfangsgebäude auf Bahnhof Saarburg in Lothringen. 

— (88:) Die Wasserkräfte und ihr wirtschaftlicher Wert — Die 
günstigste Pfostenhöhe über Mittelstützen durchlaufender Träger mit 
unten liegender Fahrbahn. — (91:) Die zweigleisige Johannestalbrücke 
im Zuge der Eisenbahnstrecke Hannover—Ilamm. — (95/97:) Die bulga¬ 
rische Balkanquerbahn von Tirnowo nach Stara Sagora. 


Heraasgegeben im Aufträge des fteiclinv#*rkehr*rainleterluius. 

Verlag von Julius Springer. Berlin W — Druck ron H.8. Hermann & Co., Berlin 8W 19, Beuthstr. 8. 
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Technik und Rechtskunde in der Eisenbahnverwaltung'). 

Von 

Geh. Oberregierangsrat v. Kienitz. 


Das zur Verwaltung des Staats erforderliche Wissen wird, soweit 
es sich zunächst um den Staat im eigentlichen Sinn, um die geordnete Ge¬ 
meinschaft an und für eich handelt, grundsätzlich das - Wissen derjenigen 
sein müssen, die das Wesen der Ordnung, die Normen und Gesetze, nach 
denen eich die Gemeinschaft ordnen soll, am besten zu begreifen vermögen, 
und die Vorbereitung zu diesem Begreifen ist das Studium des staatlichen 
Hechts. Daher ist die Staatsverwaltung von jeher von Männern der 
Rechtskunde besorgt worden. Daß es zu Zeiten bewegten Übergangs ein¬ 
mal anders wird, ist schließlich nicht von Bedeutung), weil sich die Regel 
wieder durchsetzt. 

Für dde Rechtskunde ist aber auch das Kennen der tatsächlichen Ver¬ 
hältnisse nötig, auf die das Recht dingeriohfet ist und angewandt werden 
soll, und dies Kennen ist für den Rechtskenner in dem Maß begrenzt, in 
dem die heutige Kultur über das Fassungsvermögen des einzelnen Hirns 
hinaus ausgedehnt und verwickelt ist Oft erfordert die Würdigung des 
Tatbestands, auf der sich die Verwaltung aufbauen soll, neben) der Reohts- 
kunde und dem zu ihr gehörigen allgemeinen Verständnis noch ein be¬ 
sonderes Wissen, eine Fachkunde sachlicher Zusammenhänge, die dem 
Rechtskenner abgeht. Er muß dann den Fachkenner zuziehen, und soweit 
das Urteil die Fachkunde beansprucht, wird es dem oberflächlichen Blick 
Schemen, als sei die danach getroffene Anordnung oder Maßnahme 
schlechthin von der Fachkunde diktiert worden. Im Grunde ist aber das 
Ergebnis der Fachkunde, da eie nicht den ganzen Tatbestand erfaßt, nur 
eines unter den mehreren Tatbestandsmomenten, und die Anordnung be¬ 
ruht im Erkennen des gesamten Tatbestands, ja sie erfordert weiter noch 
dessen Einordnen in das System der Rechtsnormen. Wenn z. B. eine 
Tageszeitung meldet, der Angeklagte sei fneigesprochen worden, weil der 
als Sachverständiger vernommene Arzt ihm durch das Gutachten der Un- 

') Eine Sonderausgabe dieses Aufsatzes wird im Verlag von Julius 
Springer, Berlin, erscheinen. 
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Zurechnungsfähigkeit „den Schutz des Gesetzes zugebill'igt“ habe, so über¬ 
sieht sie, daß das Gutachten erst durch die richterliche Würdigung des ge¬ 
samten Sachverhalts die Bedeutung erlangt hat, die ihr nun allein den 
Ausschlag zu geben scheint, und daß die Freisprechung nicht ein medi¬ 
zinischer, sondern ein rechtlicher Vorgang ist. 

Allerdings ist der Rechtskenner, wo er die besondere, ihm nicht inne¬ 
wohnende Fachkunde braucht, insoweit unbeholfen. Aber das ist der 
Faohkenner für die Gesamtentscheidung erst recht, und bei ihm kommt 
noch ein anderes Bedenken hinzu. Den Tatbestand nach allgemein mensch¬ 
lichem Verständnis zu beurteilen und auf ihn das Recht so anzuwenden, 
daß die richtige Anordnung herauskommt, ist im innersten Grunde ein 
Akt der Kritik, weil es sich allemal um den Ausgleich widerstreitender 
Interessen handelt. Dagegen hat die besondere Fachkunde regelmäßig 
mehr den schöpferischen Wert, der mit dem Erkennen eines Werdegangs 
naturgemäß verbunden ist; dem Fachkenner erscheint die Sache so, wie 
er sie gestaltet sehen will. Dadurch wird das subjektive Moment der Per¬ 
sönlichkeit in die Sache hineingetragen. Das ist zwar, wenn edn Schaffen 
in Frage steht, wertvoller als die Kritik, und darum ist das Schaffen seihet 
lediglich Aufgabe der Fachkunde je in ihrem Gebiet. Ist es aber abge¬ 
schlossen, ist es Zustand und damit Gegenstand der staatlichen Beurteilung 
und Behandlung geworden, so wird bei jenem Widerstreit der Interessen 
d'ie objektive Gerechtigkeit durch das subjektive Moment der Persönlich¬ 
keit gestört. Der Fachkenner ist als schaffende Persönlichkeit grund¬ 
sätzlich einseitig. Es ist eine alte Erfahrung, daß, je mehr Sachverständige 
gehört werden, je mehr verschiedene Meinungen zutage treten. Der Staat 
ist deshalb dabei geblieben, für die an seiner Leitung und Verwaltung 
Beteiligten regelmäßig die Rechtskunde vorauäzusetzen. Auch die Selbst¬ 
verwaltung ist ihm im allgemeinen auf diesem Wege gefolgt 

Das alles gilt zunächst für die iStaatsverwaltung im eigentlichen 
Sinn. Aber der heutige Staat hat auch Aufgaben übernommen, die weniger 
im Rahmen der eigentlichen Staatsidee, als auf dem Gebiet der wirtschaft¬ 
lichen Verwendung der Volksgüter liegen, mit andern Worten: ein großer 
Teil der heutigen Staatsverwaltung ist nicht bloß Staatsverwaltung, sondern 
soziale Wirtschafteverwaltung. Auch diese wird zwar von der staatlichen 
Rechtsordnung bestimmt, und insofern liegt hier die Sache grundsätzlich 
ebenso, und auch die obigen allgemeinen Erwägungen treffen hier in 
gleicher Weise zu. Aber irauerhalb einer eigentlichen Wirtschaftsverwal¬ 
tung macht sich der Gegensatz des rechtskundigen und dee fachkundigen 
Wissens doch in stärkerem Maß geltend. Einerseits gewinnt hier die 
Fachkunde eine tatsächlich umfangreichere Bedeutung, andrerseits tritt 
die Rechtskunde in ihrer Verwendung gegenüber der allgemeinen Bedeu- 
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tung, die s:e in der eigentlichen Staatsverwaltung hat, aurück. Denn die 
hier in Frage kommenden Anordnungen sind nicht in gleichem Maß wie 
dort an d!ae Kennen der Rechtsnormen gebunden, sondern stehen zum 
großen Teil, soweit sie nicht überhaupt Sache der Fachkunde sind, auf 
dem Boden des allgemeinen menschlichen Verständnisses. Das will freilich 
auch geschult sein, und da entsteht die Frage, ob es im (ganzen und ins¬ 
besondere fiir die Eigenart der einzelnen Wirtschaftsverwaltung besser 
ckrrch Rechts künde oder durch Fachkunde geschult werde. 

Über diese Frage herrscht in dej* wichtigsten Wirtschaftsverwaltung 
des Staats, in der staatlichen Eisenbahnverwaltung, seit langer Zeit ein 
lebhafter Streit Nur kommt die Frage selbst dabei nicht so zum Ausdruck, 
wie es ihr gebührt. Die höheren technischen Beamten stürmen geigen die 
junisfisch vorgebildeten Verwaltungsbeamten an, die sie als sog. „Eisen¬ 
bahnjuristen“ kennzeichnen, um sie aus der Stellung, die sie bisher in der 
Verwaltung innehaben, zu verdrängen. Sie sprechen ihnen däe Fähigkeit 
zur Verwaltung der Eisenbahnen ab und wollen sie nur, soweit besondere 
rechtliche Entscheidungen in Frage kommen, als juristischen Beirat gelten 
lassen. So erlangt der Kampf eine von der Sache abweichende persönliche 
Richtung. Zwar wird in der Form eine sachlich neue Einrichtung der 
Verwaltung vorgeschlagen, aber doch eine Einrichtung, die schließlich das 
Ziel hat, den Technikern dten entscheidenden Einfluß in der Verwaltung zu 
verschaffen. Damit soll nicht der Vorwurf einer Verhüllung des Ziels er¬ 
hoben werden. Die Art der Kriegführung ist Sache der Kriegskunst Aber im 
Grunde ist es nicht ein organisatorischer Streit um die Sache, sondern eher 
ein sozialer Kampf, der auch hier, wie überall im Leben, um die Macht geht. 

Um dies zu erkennen, muß man erst einmal den gegenwärtigen Zu¬ 
stand betrachten, wie die Verwaltungsarbeit der staatlichen Eisenbahnen 
auf die juristisch vorgebildeten Verwaltungsbeamten und die höheren Tech¬ 
niker verteilt und in welchem Verhältnis die Verwaltung mit diesen beiden 
Gruppen von Beamten besetzt ist Da die Sache nicht bei allen bisherigen 
staatlichen Eisenbahnverwaltungen bis in die Einzelheiten gleichmäßig ge¬ 
regelt war, also nicht für die ganze heutige Reichseisenbahn Verwaltung ein¬ 
heitlich angegeben werden kann, die Einzelheiten aber andrerseits für das 
Gesamturteil wenig ausmachent wird die Anordnung der bisherigen preußi¬ 
schen Staateeisenbahnverwaltung, der bei weitem größten Teilverwaltung 
des Reichs, zugrunde gelegt, zumal der Streit eigentlich, gerade in dieser 
Verwaltung entstanden ist und geführt wird und danach angenommen wer¬ 
den darf, daß die Stellung der Techniker anderswo ihnen zum mindesten 
nicht ungünstiger erscheint 

Hier ist nun grundsätzlich folgendermaßen verteilt worden: Die Be¬ 
handlung der Rechtsverhältnisse, die sich aus der Anlage der Eisenbahn 
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und aus ihrer Tnansportführung ergeben, das Tairifwesen und die Anord¬ 
nung der Güterbeförderung, die finanzielle Ordnung des Haushalts und 
das Personal wesen einschließlich der Sorge für die soziale Wahlfahrt der 
Bodtiensteten sind den Verwalbuugsbeamtem zugewiesen, dagegen die bau¬ 
liche Anlage der Eisenbahn selbst und ihrer Bauwerke einschließlich der 
Unterhaltung und die Führung des Eisenbahnbetriebe den Technikern des 
Ingenieurfachs und das Maschinenwesen mit seinen Nebengebieten, wie 
Elektrotechnik, Beschaffung der Betriebsmittel und Materialien, sowie das 
Werkstattwesen den Technikern des Maschinenbaufachs. Das Werkstatt- 
wesen ist eigentlich nur ein zufälliges Anhängsel, das zur Transportver¬ 
waltung als solcher nicht gehört. Denn wenn diese auch mit der Beschaf¬ 
fung und Gestaltung ihrer Betriebsmittel rechnet, so hat sie deren Her¬ 
stellung doch von Anfang an als Auifgabe einer ihr an eich fremden In¬ 
dustrie betrachtet. Keine deutsche Eisenbahn hat jemals ihre Lokomotiven 
und Wagen selbst gelbaut Nur weil es zu umständlich war, bei jedem 
Schaden, dem die Betriebsmittel nun einmal im Betrieb ausgesetzt sind, 
dies Tran8portgerüt wieder dien Bauanstalten zuzuführen, schuf man eigene 
Ausbesserungsanstalten, die sich dann allmählich nach dem Maß ihrer In¬ 
anspruchnahme und nach der Art der erforderlichen Arbeiten zu dem Um¬ 
fang der heutigen Eisenbahnwerkstätten ausgewachsen haben, aber immer 
Ausbesserungsanstalten geblieben sind. Zur Transportanstalt stehen diese 
Werkstätten in nicht näherer Beziehung, als die Werft zur Handelsschiffahrt. 

Dabei ist die gesamte Anordnung der Verwaltung so getroffen, daß 
— abgesehen von der Ministerialiinstanz — unter einer Provinzialbehörde, 
der Eisenbahrvdirektion, die örtliche Ausführung durch Eieenbahnämter be¬ 
sorgt wird: Betriebsämter für die Durchführung des Betriebs, für die bauliche 
Unterhaltung und kleinere Bauten; Maschinenämter für dem Lokomotiv- 
dienst und! die Unterhaltung der maschinellen Anlagen; Verkehrsämter für 
die Regelung des Transport- und Abfertigungswesens. Auch die Werk¬ 
stätten werden in gleicher Weise durch Werkstättenämter geleitet, und da¬ 
neben bestehen noch einzelne Abnahmeämter für die Prüfung der von der 
Privatindustrie gelieferten Betriebsimitte'l und Werkstoffe und jeweilige Bau¬ 
abteilungen für Neubaustreokeu. Bis auf die Verkehrsämter, deren Füh¬ 
rung eine höhere Vorbildiing nicht erfordert, und die deshalb Praktikern 
mittlerer Vorbildung! anvertraut sind, brauchen alle diese Ämter als Vor¬ 
stand regelmäßig den höheren Techniker. Nur vereinzelt sind auch hier 
weniger bedeutende Ämter mit Praktikern mittlerer Vorbildung 
besetzt. Bei dieser Einrichtung findet sich allerdings von der technischen 
Gruppe nur ein Teil in der Provinzialbehörde, der andere Teil besorgt die 
Leitung der Ämter, während der Verwailtungebeamte bis auf die nur vor¬ 
übergehende, mehr seiner Ausbildung dienende Führung eines Verkehrs- 
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amts grundsätzlich nur in der Provinz ialbehörde erscheint. Aber die Ein¬ 
richtung entspricht dem sachlichen Bedürfnis, so daß sie schwerlich ge¬ 
ändert werden kann. Auch wenn die verschiedenen Ämter zu geschlossenen 
örtlichen Behörden vereinigt würden, bleibt die örtliche Instanz als solche 
unentbehrlich, und eine sog. Dezentralisierung der Verwaltung, wie sie 
vielfach gefordert wird, könnte nur zu einem Abwäbsen ministerieller Zu¬ 
ständigkeit auf die Provinzialbehörden oder auf neue Zwischenstellen (Ge¬ 
neraldirektionen), aber begreiflicherweise nicht zu einem Vorgang der Zen¬ 
tralisierung führen, wie es ein Auf sangen der örtlichen Instanz bedeuten würde. 

Die Bestallung des Technikers erfolgt nach dem staatlichen Haus¬ 
haltsplan zuerst als Amtsvorstand — oder: planmäßiger Regierungsibau- 
meister —, .und damit wird au sich die staatliche Anstelhmgsaussicht erfüllt 
Das hat zur Folge, daß er in dieser Stellung, wenn er nicht zur sogenannten 
Beförderung gelangt lebenslang verbleibt. Dagegen findet der Verwaltungs¬ 
beamte, dessen vorübergehende Beschäftigung als Verkehreamtsvorstand nur 
eine diätarieche Verwendung darstellt seine erste planmäßige Anstellung 
unmittelbar als Mitglied der Provinzialbdbörde. Man hat hierin eine Herab¬ 
würdigung der Technik gefunden und bewegliche Klage über den „tech¬ 
nischen Graukopf, der sich dem jungen Regierungsrat beugen“ müsse, er¬ 
höben. Das geht aber zu weit. Denn nicht der Regierungsrat ist vorgesetzt, 
sondern die vom Präsidenten geleitete Behörde, und von einem Herabwürdd- 
gen kann, wo es sich um sachliche Notwendigkeit handelt, füglich nicht die 
Rede sein. Sonst war allerdings der Beschwerde nach der früheren Ordnung 
eine Berechtigung insofern nicht ganz abzusprechen, als der nicht weiter 
Beförderte, abgesehen von der Verzögerung einer höheren Titulatur, auch 
jenen Gehaltsvorzug verlor, der nur den älteren Direktionsmitgliedern zu¬ 
kam. Aber das wird durch die neue Regelung des Diensteinkommens ge¬ 
ändert Künftig werden Amtsvorstand! und Direkfckmsmitglied in allem 
Wesentlichen gleichstehen; der Amtsvorstand hat sogar regelmäßig noch den 
Vorzug der Dienstwohnung. Soweit also nicht das Aufrücken in die höheren 
Steilem in Betracht kommt, das zwar im allgemeinen die Stellung des Direk- 
tionsmftglieds zur Voraussetzung hat, aber auch dem Verwaltungsbeamten 
ebenso wie dem Techniker oft versagt bleibt, wird dann die Wähl unter den 
Stellen des Amtsvprstands und Direktionsmitglieds an und 1 für sich kaum 
noch viel mehr als Geschmackssache sein; im Fall des Sitzenbleibens ist 
die Lage des Amtavoretands wohl die angenehmere. 

Das Bild ändert sich aber bei der Frage jenes Aufrückene. Wegen 
der Besetzung der örtlichen Instanz hat die technische Gruppe dazu einen 
verhältnismäßig viel größeren Unterbau als die Gruppe der Verwaltungs¬ 
beamten, deren Zahl nur nach dem Bedürfnis der Provinzialbehörde be¬ 
messen wurde. Während insgesamt 300 Verwaltungsbeamte 1200 Technikern 
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im Verhältnis von 1 :4 igiegenüberstehen, ist in der Pruvinz'ixi.lbehörde die 
Verwaltungggruppe mit 207, die technische Gruppe mit 310 vertreten. Die 
Oberregierungsräte machen in jeder Gruppe ein Fünftel dieser Zahlen aus, 
stehen also beiderseits in demselben Verhältnis von 2 : 3, und in den höheren 
Stellen der Präsenten und der Ministerialinstamz ist das Verhältnis etwa 
1 :1. Daß dabei die Arbeitsralen an sich nach der obengenannten Ver¬ 
teilung der Arbeitsbereiche ordnungsmäßig eingeschätztt, nicht etwa behufs 
rabulistiseher ßtellenvermehrung den Verwaltungsbeamten unnötige Fau¬ 
lenzerposten zugeschanzt worden sind, ist außer Streit. Die Techniker 
suchen vielmehr angesichts der (Bedeutung dieses Arbeitsbereichs die Aus¬ 
sichten für ihren breiten'Unterbau dadurch zu bessern, daß sie den sach¬ 
lichen Beruf der Verwaltumgebeajnten »ir den ihnen überwiesenen Arbeiten 
in Frage ziehen. Sie wollen deren Arbeitsbereich, selbst ausfüllen. 

Es kann nicht verkannt werden, daß den Technikern früher die Stel¬ 
lung, die ihnen verständiger Weise in der Verwaltung eingeräumt werden 
muß, oft vorenthalten war und nur zögernd zuerkamnt wurde, so daß sie 
geradezu auf den Kampf angewiesen waren. Namentlich hat die Regel der 
früheren Bürokratie, ihnen nicht mehr als ein Viertel bis schließlich, ein 
Drittel der Präskfentenstellen zuzuweisen, berechtigte Erbitterung hervor¬ 
gerufen, und 'da es sich vollendls so traf, daß weigen dieses seltsamen numenue 
clausus hervorragende Männer der Technik zurückstehen mußten, während 
gerade unbedeutende VerwalHungsbeamte in die Stellen einrückten; so 
genügte schon der einfache menschliche Vergleich, der persönlichen Erbitte¬ 
rung die Richtung gegen die andre Art der Vorbildung zu geben. Daß in 
neuester Zeit mit derselben Gleichgültigkeit gegen die Befähigung die Be¬ 
förderung nur darauf eingerichtet wird, Techniker als solche zu Präsiden¬ 
ten zu machen,, bis das Verhältnis der Gleichheit/ dter Gruppen erreicht wird, 
ist eine ebensowenig brauchbare Lösung. Bei einer Stelle, für die der je¬ 
weilig tüchtigiste Mann mit freiestem Überblick nur gerade gut genug ist, 
bleibt jede derartige Zahlengrenze verfehlt. Jedenfalls wird sie das tech¬ 
nische Begehren nicht eindämmen, das begreiflicherweise sämtliche Präsi- 
dentienstellen beansprucht, weil es nur die technische Vorbildung als die 
spezifisch zur Eieenbahnverwaltung gehörige gelten läßt, die andlre Vor¬ 
bildung afoer nur im Rahmen eines Rechtskonsulenten tu ms dulden, sonst als 
für die Verwaltung wertlos aussohalten will. Ob dies Begehren auch sach¬ 
lich begründet sei, wird sich bei einer Untersuchung der den Verwaltungs- 
beaimten zugewiesenen Arbeit heraussteilen. 

Die Behandlung der Rechtsverhältnisse, die sich aus der Anlage der 
Eisenbahn und aus ihrer Transportführung ergeben, umfaßt ein Gebiet, das 
selbst die Techniker als ihnen völlig fremd gelten lassen, und das sie deshalb 
dem sogenannten Justitiar überweisen wollen. Hier kommt die eigentliche 
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Juristerei besonders zu Platz. Staatsrechtliche Steilung der Eisenbahnen 
und ihrer Anschlüsse, deren privafredhtliche Behandlung, Kleinbahnrecht, 
Wegerecht, Baurecht und Baupolizei, Enteignungsrecht, Haftpfliohtrecht, Be¬ 
steuerung usw. und vor allem der Transportvertrag, das sind alles Sachen, 
für die der juristisch vorgeb'idete Verwaltungsbeamte nicht zu entbehren ist. 
Wenn aber eine so wesentliche und dabei so umfangreiche Arbeit — es 
handelt sich hier um mehr als ein Drittel der Verwaltungsstellen der Pro¬ 
vinzialbehörden — durch Außenseiter 'besorgt weiden sollte, mögen es nun 
besonders angenommene Rechtsanwälte oder die technisch gedachten, aus 
der eigentlichen Verwaltung entfernten Justitiare sem, so würde sich die 
Verwaltung damit Uwes malterieilen Inhalts begeben und selbst aufhören, 
als solche zu wirken. Denn wenn die grundlegende Entscheidung von dem 
nichtzugehörigen Außenseiter getroffen wird und die Verwaltungsmaß- 
uahme nur die Ausführung jener fremdem Entscheidung darstellt, so ist die 
Verwaltung selbst zu Ende. So wenig verständlich also die Maßnahme an 
eich wäre, so ist noch weniger klar, wie auf diesem Weg» dem Aufrücken 
der Techniker gedient werden könnte. Denn da sie selbst die Stellen nicht 
versehen können, würde nur der Beamtenapparat im ganzen um so viel ver¬ 
kleinert werden, also auch die entsprechend» Beförderungsmöglichkeit weg¬ 
fallen. Der Trost, dann wenigstens in der zum technischen Konetruktions- 
bureau herabgesetzten Verwaltung den Außenseitern befehlen zu können, 
würde sich bald dahin aufklären, daß die vermeintlichen Herrscher, da sie 
die Sache nicht verstehen, von den angeblich Beherrschten regiert werden. 

Am nächsten steht dieser sogenannten Streckenverwaltung die finan¬ 
zielle Ordnung des Haushalts, das eigentliche Gebiet der Oberräte der Ver- 
waltungegruppe, denen im Interesse einer einheitlichen Überwachung der 
"Wirtschaft ein» Stellung zu(g)ewiesen worden ist, wie sie ungefähr der des 
Finanzministers dm Staatsmiiusterium entspricht. Hier dreht es sich zwar 
nicht in gleichem Maß, wie bei der Streokenverwaltung, nur um die eigent¬ 
liche Juristerei, aber auch diese Arbeit wird zweckmäßig nur vom Reohts- 
kenner besorgt werden können. Wie selbst die Justiz eine große Anzahl 
der Richter nicht zur Rechtsprechung, sondern dlazu verwendet, Tatsachen 
mit dem rechtlichen Verständnis ihrer Folgen festzustellen, z. B. den Grurud- 
buchidchter, den Verwalter der freiwilligen Gerichtsbarkeit, den Register - 
riohter, so braucht auch die Eisenbahnverwaltung zur Ordnung ihrer Wirt¬ 
schaft, zur Ausführung der Haushaltsgesetze, zur Handhabung der nach 
Gesetz esart getroffenen wirtschaftlichen Bestimmungen und zur Voraus¬ 
sicht und Entscheidung wegen dhrer rechtlichen Verpflichtungen, soweit sie 
sich ans der Wirtschaftsführung ergeben, den juristisch voigebildetem Ver- 
waltungdbeamten. Nun hängt freilich mit der Haushaltsaufsicht auch vieles 
zusammen, was nicht besonders juristisch, sondern Sache des einfachen 
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Menschenverstands tet, wie die Regelung des Kassenwesens, die Über¬ 
wachung des schematischen Haushalts usw. Indessen hätte es keinen 
rechten Sinn, diese Nebenarbeiten, von der Hauptsache künstlich trennen zu 
wollen, und das wäre auch zu wenig, als daß es den Technikern irgendwie 
helfen könnte. Im ganzen ist bekanntlich allgemein — nicht nur bei dieser 
Verwaltung, sondern auch bei den Staaten und Kommunen. — für die Haus- 
haltsamfsicht der juristisch vorgebildete Miann als der regelmäßig bestgeeig- 
nete angesehen und' jedenfalls nicht der Techniker gewählt worden. Denn 
gerade bei genialen Bauleitern hat die Erfahrung gelehrt, daß es für die 
Stetigkeit dter Gesamtwirtschaft der Verwaltung richtiger ist, für solche Auf¬ 
sicht nicht den Techniker auszusuchen, sondern, gegenüber dem technischen 
Schaffensdrange ein anderes UrMl anzurufen, das nicht allein von dieser 
Kraft beeinflußt wird. 

Damit wird nun eine Frage angeschnitten, an der man der Vollständig¬ 
keit des Bildes wegen nicht Vorbeigehen kann. Das Gegenüberstellen' eines 
andern Urteils bedeutet freilich für das technische Schaffen eine Kritik, und 
solche findet nicht nur in wirtschaftlicher Hinsicht durch den Hauehalts¬ 
verwalter, sondern auch durch den Streckenverwalter insoweit statt, als 
dessen Gebiet berührt wird. In diesem sogenannten Mitwirken der Verwal- 
tirngsbeamton Liegt ein wesentlicher Grund der technischen Erbitterung, die 
entrüstete Klage erhebt, als ob auf diese Weise der Techniker im Entfalten 
seiner Leistungsfähigkeit eingeengt und im Wettkampf der beiden Gruppen 
durch eine sachlich unnötige, also bösliche Hemmung zugunsten des Geg¬ 
ners behindert würde. Aber diese Auffassung setzt sich nicht nur über das 
sachliche Bedürfnis der Verwaltung hinweg, sondern ist auch an sich falsch. 
Zunächst hardelt es sich nicht bloß einseitig um ein Mitwirken des Ver¬ 
waltungsbeamten gegenüber dem Techniker, sondern ebenso um ein techni¬ 
sches Mitwirken gegenüber jenem. Ist die technische Arbeit, die sich näm¬ 
lich nicht auf die reine Technik beschränkt, sondern in ihrem Rahmen auch 
die Verwaltung ergreift, an die Mitwirkung des Verwaltungsbeamten ge¬ 
bunden, sobald die rechtliche Seite der Sache oder das wirtschaftliche End¬ 
ergebnis in Betracht kommt, so ist auch der Verwaltungsbeamte vom Tech¬ 
niker abhängig, sobald dessen Gebiet berührt wird, und es liegt nun einmal 
im Wesen der Eisenbahuverwallung, daß bei’ ihren Maßnahmen die beider¬ 
seitigen Betätigungen der Verwaltung und der Technik sehr vielfach inein- 
andergreifen. Die Herstellung eines Baues ist z. B. ebenso mit rechtlichen 
und administrativen Rücksichten verknüpft, wie die Durchführung eines 
Planfeststellungsverfahrens mit der technischen Anordnung. Sodann be¬ 
deutet aber die Mitwirkung allemal nur ein gemeinsames Zusammenarbeiten 
auf dem Boden) der Gleichberechtigung, das im Notfall durch die Entschei¬ 
dung des Vorgesetzten Präsidenten bestimmt werden muß, nicht eine Kon- 
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trolle oder Überwachung des einen durch den andern. Jeder ist in seinem 
Arbeitsbereich selbständig und verantwortlich; er ist nur an die Zustim¬ 
mung des andern gebunden, soweit dieser wieder verantwortlich beurteilen 
mail, ob und wieweit das Gebiet seiner Arbeit in Mitleidenschaft gezogen 
werde. Bei einem verständigen Einvernehmen regelt sich die Sache ganz von 
selbst, je nachdem gerade die technische oder administrative Bedeutung! des ein¬ 
zelnen Falls tiberwiegt,, wie z. B. dann beim Streckenneulbau der Verwal¬ 
tungsbeamte sich um den Bau, der Techniker um den Grunderwerb nur soweit 
zu kümmern pflegt, als ihn dies andere im Augenblick unmittelbar angeht. 

Das System der Mitwirkung, des sogenannten Kodezernats, gilt übri¬ 
gens nicht nur zwischen Verwaltungsbeamten und Technikern, sondern 
ebenso auch zwischen verschiedenen technischen oder verschiedenen ad¬ 
ministrativen Wirkungskreisen., ja es gilt überhaupt ganz allgemein für die 
gesamte Staatsverwaltung, soweit es ausgeschlossen erscheint, daß der'Ein¬ 
zelne alle Rücksichten des öffentlichen Wesens überblickt, die im einzelnen 
FaH betroffen werden, Es gehört schon die oben erwähnte subjektiv-ein¬ 
seitige Art des technischen Denkens dazu, hierin eine Beeinträchtigung der 
Persönlichkeit zu finden. Denn objektiv ist es nicht recht verständlich, 
weshalb der Beamte, der ohnehin der Kritik der Öffentlichkeit ausgesetzt ist, 
nicht auch die Kritik des Amtsgenossen sollte ertragen können, zumal wenn 
sie dessen sachlich gebotener Pflicht entspringt. Sonst wird die Verwaltung 
schon im eigenen Interesse das Kodezemieren möglichst einschränken, um 
Doppelarbeit zu ersparen. Gerade darum sind die besonderen Justitiare, die 
bis 1895 dn der Eisenbahnverwaltung bestanden, damals abgeschafft worden, 
und der Bedarf an Verwaltungsbeamten wird seitdem ausschließlich durch 
richterlich befähigte Beamte gedeckt, damit jeder in seinem Bereiche zugleich 
verantwortlicher Justitiar sein kann. Das Verlangen, die Verwaltungs¬ 
beamten durch Justitiare zu ersetzen, läßt sich mit dem Ablehnen des Ko- 
dezernates nur vereinigen, wenn auch der Justitiar lediglich zur Staffage 
technischer Alleinherrschaft dienen soll, um blind die Verantwortung für 
fremde Machtsprüche zu übernehmen, die Rechtssprüche begreiflicherweise 
nicht sein können. 

Auch im Personalwesen, das weiter als Arbeitsbereich der Verwal¬ 
tungsbeamten gilt, ist ein Zusammenarbeiten notwendig bei der Frage der 
Eignung der Beamten, für 'bestimmte Stellen. Denn hier ist das Urteil des 
Fachdezernenten von wesentlicher Bedeutung, und zwar sind regelmäßig 
wegen des Ineinandergreifens der verschiedenen Rücksichten des Eisenbahn- 
<Senstes mehrere Verschiedene Fachdezernenten, Verwaltungsbeamte wie 
Techniker, beteiligt. Auch in den, selteneren Fällen, wo es sich um einen 
Spezialdienst, z. B. Baihnme'ster-, Werkmeister-, Kassen, und Abfertigungs¬ 
dienst, handelt, können mehrere gleichartige Fachdezernenten miltwirken. 
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von denen nach der Streckeneinteilung der Eisenbahnddrektionen oft der 
eine, in dessen Streekenbezirk die Stelle liegt, den Anwärter nicht kennt, 
und umgekehrt. Es kommt noch hinzu, daß bei der Beförderung in die 
wichtigen Stellen — der normale Gang des Durchschnitts spielt keine er¬ 
hebliche Rolle — durch die Bezirke mehrerer Eisenbahndirektionen oder 
sogar durch den ganzen Staatsbahnbereich durchrangiert wird, also vielfach 
fremde Anwärter hereinkommen. In allen diesen Fällen die richtige An¬ 
ordnung im Benehmen mit den Fachdezernenten zu treffen, ist Aufgabe des 
Personalverwalters, dessen Beruf nun die technische Sehe wegen der an¬ 
teiligen Mitwirkung des Fachurteils für sich in Anspruch nimmt. Dabei 
wird wieder einmal übersehen, daß das Fachurteil, das in Betracht kommt, 
keineswegs überall technisch ist, und diese Arbeit, so interessant und wichtig 
sie sein mag, doch nur einen kleinen Teil der Personalverwaltumg ausmacht, 
und' daß auch dieser Teil mit der gesamten Verfügung über das Personal 
Zusammenhänge, die ein Würdigen des menschlichen Lebens und ein Ab¬ 
wägen der persönlichen Interessen der Bediensteten erfordert, wie es besser 
dem richterlich geschulten Mann als dem einseitigen technischen Fach¬ 
mann überlassen wird. Aber auch die gesamte Verfügung über das Per¬ 
sonal ist nur ein Teil, im großen und ganzen läuft die Personalverwaltung 
bei Staatsbedi'ensteten auf überhaupt nichts anderes als Rechtswesen hinaus, 
nicht wegen einer angeblichen Unfähigkeit der „Eisenbahmjuristen“, die 
Sachen anders als unter dem Gesichtswinkel des Rechts zu betrachten, 
sondern weil die Anwendung von Gesetzen und rechtlich gearteten Ver- 
walttungsvorschriften zu dieser Art von Betrachtung schlechterdings zwingt. 
Bei Bestellung des Technikers zum Personalverwalter hätte man nur einen 
scheinbaren Leiter, der selbst in jener Teilfrage der Eignung der Beamten 
im Einzelfall den je mdtwirkenden andern Fachleuten ebenso neidenswert 
erscheinen, in der eigentlichen Personalverwaltumg' aber ein verständnisloser 
Zögling seiner Sekretäre sein würde. Wollte man aber jeden einzelnen der 
Techniker für das Personal seines Dienstzweigs bestellen, so wäre — ganz 
abgesehen von der Unmöglichkeit einer klaren Scheidung — ein dauernder 
Konflikt mrt den allgemeinen und den rechtlichen Rücksichten unvermeidlich, 
und man hätte ein Sammelsurium einzelner Stücke von Personalverwaltung, 
ohne Vergleich und ohne Zusammenhang mit einem Ganzen, das dann zer¬ 
stört sein würde. Die Personalverwaltumg läßt sich nicht zerreißen,. Wenn 
nebenbei auch manches in ihr steckt, was freilich jeder machen könnte, z. B. 
die Regelung der Ausbildung, so ist doch das wesentliche Wirken dieser 
Verwaltung derart an ein rechtliches Urte l gebunden, daß das Übertragen 
auf einen andern als den juristisch vorgebildeten Verwaltungsbeamten eine 
unnatürliche Künstelei und damit ein sachlicher Schade wäre. 

Übrigens wird das technische Begehren nach dieser Verwaltung durch 
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die tatsächliche Erfahrung eigenartig beleuchtet. Die Techniker haben ja 
als Vorstände der Lofcalinstanz eine sehr erhebliche Einwirkung auf das 
PersonaLwesen. Von ihnen hängt es ja ab, gerade im Anfang den tüch¬ 
tigen Mann herauszufinden und in die richtige Laufbahn zu bringen, in der 
nachher nur seine Rechtsverhältnisse und sein Aufrüoken bei der Provinzial¬ 
behörde bearbeitet werden; und auch da noch soll das Urteil der Lokal¬ 
instanz wichtig sein. Man sollte meinen, daß ein Stand von höheren Be¬ 
amten, der gerade die Personalverwaltung für sich fordert, einen Stolz darein 
setzen müßte, sich in dieser ursprünglichen Leit>un(g von Menschen zu be¬ 
tätigen und das Ansehen eines tüchtigen Herrn zu begründen. Es gibt 
allerdings solche Amtsvorstände. Aber im großen Durchschnitt bleibt hier 
die praktische Wirklichkeit hinter der Vorstellung zurück. 

Haushaltsaufsicht und Personalwesen umfassen wiieder etwa ein Drit¬ 
tel der Verwaltungsstellen der Provinzialbehörden, so daß also mit der 
Streckenverwaltiung rund zwei Drittel dieser Stellen von der Art sind, daß 
ihre Besetzung mit anderen als juristisch vorgebdld'eten Beamten, wenn 
solche zur Verfügumg stehen, ein sachlicher Mißgriff sein würde. Ein 
weiteres Viertel der Verwaltungsstellen entfällt dann auf die soziale Wohl¬ 
fahrt und d)as Tarifwesen, Gebiete, die freilich den Rechtskenner nicht un¬ 
bedingt erfordern. Nur ist er auch hier zweckmäßig. Zur Wohlfahrt ge¬ 
hört die Anwendung der Reichsversicherungsordnung mit ihren rechtlichen 
Folgerungen, zum Tarif wesen die Auslegung der Tarife und der Verkehrs¬ 
ordnung, der lex contractus des Frachtvertrags. In weiterm Umfang 
würde somit, wenn der Rechtskenner hier nicht das Amt selbst führt, seine 
Mitwirkung als Justitiar nötig werden, und das wäre jene Doppelarbeit, zu 
deren Vermeidung man geschulte Juristen einberief. Aber wenn man hier 
auch a/uf die juristische Vorbildung verzichten wollte, was hat denn die 
Technik mit solchen Sachen zu tun! Wo hat man anderwärts für diie soziale 
Wohlfahrt gerade den Mann des Zirkels und der höheren Mathematik geholt! 
Und wenn die Gestaltung des Tarifs nicht Rechtsfrage ist, und wenn es 
auch den Juristen bisher nicht gelungen ist, ein wissenschaftlich begrün¬ 
detes Tarifsystem herausziuarbeitein, warum hat es denn die Technik mit all 
ihrem Rechnern nicht vermocht, auch nur die Kosten der Personen- und der 
Güterbeförderung so Mar zu scheiden, daß ein solches System darauf hätte 
gegründet werden können! Stiatt des steten Begehrens nach der Tarif¬ 
verwaltung sollte man doch erst einmal versuchen» die vielgepriesene Kunst 
dies Rechnens auch praktisch anzuwenden, um mit solcher Leistung die Be¬ 
rechtigung des Begehrens nachzuwe'.sen. Aber es bleibt immer beim An¬ 
spruch als solchem. 

Nur bei dem bisher mit der Tarifverwaltung verbundeinen Beförderungs¬ 
wesen, das auch die Wagen verte'hing umfaßt, lielgt die Behandlung durch 
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den Techniker ebenso nahe, wie die Behandlung durch den Verwaltungs- 
beamten. In dieser rein praktischen Tätigkeit kann sich jeder bewähren. 
Nur weil es wegen der fortwährenden Beziehungen zum Frachtvertrag und 
wegen der Aufsicht über die Güterabfertigungen natürlicher erschien, hat 
man diesen Dienstzweig mit Verwaltungsbeamten besetzt; es handelt sich 
um nicht ganz ein Zehntel ihrer Stellen. Aber man könnte diese Arbeit 
freilich auch den Technikern zuiweisen. Indessen liegt die Sache hier um¬ 
gekehrt ebenso, wie bei der Leitung des Betriebs, die mit einer erheblich 
größeren Stellenzahl den Technikern übertragen, wurde, obgleich die Arbeit 
keineswegs gerade technisch ist Die Anordnung erschien nur wiederum 
natürlicher wegen der Beziehung des rollenden Materials ziur baulichen 
Lage der Bahn. Sonst wird die Durchführung, der wirkliche Betrieb im 
mittleren und unteren Dienst, von Nichttechnikern besorgt und überwacht, 
ebenso auch die bureaumäßige Bearbeitung der Fahrpläne und der Dienst¬ 
anweisungen, und bei andern deutschen Staatsverwaltungen ist gerade um¬ 
gekehrt die Betriebsleitung Sache der Verwaltungsbeamten, das Beförde¬ 
rungswegen Sache der Techniker. 

Hier also kann die Frage entstehen, um die es sich eigentlich dreht: 
welche Vorbildung für die Ersenbahnverwaltung besser geeignet sei. Sonst 
ist, was irgendwie mit der Technik zusammenhängt, ohnehin schon den 
Technikern zugieteilt worden, und die andern Verwaltungsstellen mit Tech¬ 
nikern statt mit juristisch vorgebildeten Verwaltungsbeamten zu besetzen, 
wäre entweder geradezu falsch oder zum mindesten schädlich gekünstelt. Aber 
diese geringe Aussicht wäre nicht nur für den technischen Unterbau nicht viel 
mehr als ein Tropfen auf den heißen Stein, sondern der innerste Grund des 
technischen Vorstoßes würde auch gar nicht getroffen. Denn der liegt in 
dem Bestreben, die Eisenbahn überhaupt zu beherrschen. Der Techniker 
soll entscheiden, ob eine Eisenbahn gebaut, wie sie geführt, verwaltet, be¬ 
setzt und betrieben werden soll, wie die Einnahmen und Ausgaben geregelt 
werden sollen usw. usw. Soweit rechtliche Schwierigkeiten entstehen soll¬ 
ten, mag sie der Jurist unter technischer Leitung erledigen. Denn die 
Eisenbahn soll erst in zweiter Linie eine Transportanstalt, ihrem eigent¬ 
lichen Wesen nach aber schlechthin eine technische Domäne sein. Das ist 
freilich ein Programm, das mit der Lösung der gestellten Frage nicht erfüllt 
werden kann. Darum wird auch auf die Frage nicht weiter eingegangen, 
darum wird nicht einmal der Versuch gemacht, eia Übergewicht des tech- 
. nisohen Denkens über das rechtliche genauer zu entwickeln, sondern es 
wird einfach der Anspruch erhoben, der Wille hingestellt: stat pro ratione 
voluntas. Weil aber auch der Usurpator, um sein Begehren der großen 
Masse verständlich za machen, wenigstens einen Schein der Rechtfertigung 
geben muß, so wird von vornherein ein geistiges Monopol behauptet, und 
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da sich das aus dem Gegensatz von Rechtskunde und Technik nicht ohne 
weiteres ergibt, wird es mit dem Satz gestützt: es komme bei der Eisenbahn 
alles auf die Wirtschaftstechnik an, die nur dem Techniker eigen sei. Dem 
Verwal tungsbeamten wird diese besondere Befähigung schlechthin abge¬ 
sprochen. Anders wenigstens kann das überall wiederkehrende Betonen 
seiner „Facfhunkunde“ nicht verstanden werden, schon weil seine Fach¬ 
unkunde auf dem Gebiet der eigentlichen technischen Wissenschaft zu 
selbstverständlich ist, als daß sie der Erwähnung wert wäre, übrigens auch 
von ihm seihst niemals bestritten wurde. 

Was man sich bei dieser Wirtschaftstechnik denken soll, ist zunächst 
noch unbekannt, ob Wirtschaft der Technik oder Technik der Wirtschaft. 
Im ersteren Fall bleibt unklar, welche besondere Art von Wirtschaft die 
Technik führen will Ist aber Technik der Wirtschaft gemeint, so wird 1 die 
Sache noch weniger klar. Soll nur eine eigenartige wirtschaftliche Mache 
hervorgeholben werden, so müßte, ganz abgesehen von der Bedeutungslosig¬ 
keit aller Mache, wenigstens noch gesagt werden, an welche gedacht wird, 
und weshalb gerade die Vorbildung der technischen Wissenschaft zu ihr 
befähigt. Sonst kann eine Technik der Wirtschaft kaum anders verstanden 
werden als im Sinn einer Tautologie für Wirtschaft; es ist bekanntlich das¬ 
selbe, dem Schüler das Schreiben oder die Technik des Schreibens beizu¬ 
bringen. Auf ddese Weise aber die Wirtschaft überhaupt für ein ausschließ¬ 
liches Gebiet der Technik zu erklären, wäre eine Übertreibung, die füglich 
nicht vermutet werden kann, jedenfalls von dem gebildeten Urteil nicht 
widerlegt zu werden (braucht. Es bliebe noch die Möglichkeit, daß nur die 
Wirtschaft verstanden werden soll, so wie sie sich in der Auffassung des 
Technikers wiederspiegelt. Das wäre dann, da das subjektive Widerspiegeln 
objektiv gleichgültig ist, schließlich nichts weiter als wieder dieselbe Über¬ 
treibung. Die Volkswirtschaftslehre ist nicht Sondergut des Technikers. 

Es ist aber nicht nur fraglich, was die Wirtschaftstechnik bedeuten, 
sondern noch mehr: was sie sachlich bieten soll. Selbst wenn nichts weiter 
als die Volkswirtschaftslehre gemeint wird, ist die Eisenbabiwerwaltung 
doch etwas anderes als deren bloßer Ableger, und es gibt keineswegs den 
Ausschlag, wer von den (beiden, der Techniker oder der Verwaltungsbeamte, 
etwas mehr oder weniger Volkswirtschaft gelernt hat. Fertiger Volkswirt 
kann ohnehin weder der richtige Techniker noch der richtige Rechtskenner 
sein, weil auch die Wissenschaft der Volkswirtschaft eine Lebensarbeit für 
sich ausmacht Aber das ist auch gar nicht nötig. Sonst müßte ja der beste 
Volkswirt ohne weiteres auch der beste Eisenbahnverwalter sein, was sicher¬ 
lich nicht zutrifft Die Interessen der Eisenbahn Verwaltung berühren sich 
mit denen der Volkswirtschaft nur teilweise, und so erwünscht auch ein 
allgemeines wirtschaftliches Verständnis ist, bleibt die Eisenbahnwirtschaft 
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doch ein besonderes Gebiet für sich. Daß hier nur die Technik den allein 
beherrschenden Überblick gewähren könne, ist schön begrifflich eine offenbar 
bodenlose Behauptutng und vollends abwegig irr der praktischen Erscheinung. 

Die Wirtschaftsteehnik — es bleibt schon nichts übrig, als mit dieser 
Unbekannten zu rechnen — empfiehlt sich heute gern als Vertreterin einer 
„wirtschaftlichen Neugestaltung“, und das geschieht regelmäßig in einer 
Form, als hätte die alte Gestaltung nichts getaugt. Mag man nun über die 
frühere preußische Staatseisenbahnverwaltung sonst denken, wie man will, 
in der klugen Anordnung, der geschickten Durchführung und im tatsäch¬ 
lichen Ergebnis ihrer Wirtschaft war sie schwerlich zu übertreffen, wenn 
ihr auch das Verständnis für jene Wirtschaftsteehnik noch fehlte. Daher 
wäre es für die „wirtschaftliche Neugestaltung“ wohl das einfachste, zu 
jener Wirtschaft zurückzukehrea. Nur ist das nicht möglich. Denn zu 
einer richtigen Wirtschaft gehört zuerst ein bestimmter einheitlicher Wille 
mit brauchbarem Schaffensibereich, und der findet keinen Platz in der heu¬ 
tigen Gemeinschaft, deren wesentlichste Sorge dahin geht, daß möglichst 
niemand etwas zu sagen habet Eine ersprießliche Neugestaltung ist in 
solcher Lage — darüber ist sich wohl jeder klar — überhaupt 'unmöglich* 
und da ist es denn fro lioh ungefährlich, sieh mit Vorschlägen zu zeigen, 
die geistreich erscheinen, ohne daß eine praktische Probe befürchtet zu 
werden brauchte. Aber die logische Probe bleibt. 

Wenn neuerdings auch von juristisch gebildeten Leuten, die freilich 
besondere Ziele haben mögen, eine Neugestaltung der Eisenbahnverwaltung 
„in kaufmännischer Gesellschaftsform auf gemeinwirtsobaftlicher Grund¬ 
lage“ als Heilmittel für die zeitigen Schwierigkeiten angepriesen wird, so 
sollte man doch, ehe solche Vorschläge leichten Herzens in die Welt gesetzt 
werden, erst einmal darüber nachdenken, wie eine kaufmännische Gesell¬ 
schaftsform auf gemeinwirtschaftlicher Grundlage stehen soll, da sie be¬ 
greiflicherweise einen kaufmännischen, also privatwirtschaftlichen Ge¬ 
werbebetrieb voraussetzt, und Privatwirtschaft und Gemeinwirtschaft 
bekanntlich Gegensätze sind. Der Privatwirtschaft fehlt nämlich 
das Gemeinsehaftsbedürfnis, der Gemeinwirtschaft der Ansporn des privaten 
Eigennutzes — soviel hätte man wenigstens aus der vielgenannten. Volks¬ 
wirtschaftslehre mitnehmen sollen. Aber der technische Vorstoß hat sielt 
alsbald diesen irrigen Gedankengang zu eigen gemacht, da es sich um ein 
neues Gebiet zu handeln scheint, auf dem von vornherein dem Verwaltungs¬ 
beamten der Rang abgelaufen werden, könnte, und hat eine kaufmännische 
und privatwirtschaftliche Verwaltung der Eisenbahnen als besonderes Ziel 
für den Techniker in Anspruch genommen. Da solche Art von Verwaltung, 
wie gesagt, so lange die Eisenbahnen im Dienst der staatlichen Gemein¬ 
schaft arbeiten, begrifflich ammöglich ist, kann, nur eine Verwaltung gemeint 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Technik und Rechtskunde in der Eisenbahnverwaltung. 


293 


sein, die mit derselben Sorgfalt und Sparsamkeit geführt wird, wie es der 
Privatmann in seinen eigenen Angelegenheiten zu tun pflegt. Das ist aJber 
gegenüber der bisherigen Verwaltung nichts neues, sondern nur die alte 
Lehre, jeder müsse so arbeiten, als ob es „seine Eisenbahn“ wäre. Der 
Dienst am gemeinen. Wesen erfordert höchste Pflichttreue und eine Hin¬ 
gebung wie an das eigene Wesen. Allerdings kann nun in Frage kommen, 
hier das Moment des privaten Eigennutzes beim Einzelnen dadurch hinein¬ 
zuspielen, daß neben der regelmäßigen öffentlichen Besoldung oder Löhnung, 
die das Erhalten der Dienstfähigkeit gewährleistet, die volle Pflichterfüllung 
durch Aussetzen besonderer Belohnung angereizt wird. Ist der Gedanke 
an sich nicht gerade würdig, so könnte er immerhin praktisch wertvoll sein. 
. Indessen ist hier nicht der Platz, auf dies wahrlich nicht neue, sondern seit 
Jahrzehnten, wenn auch nicht gerade von Technikern, erörterte Problem näher 
einzugehen. Es genügt, als bisheriges Ergebnis festzustellen, daß es Inder All¬ 
gemeinheit einer Verwaltung vom Umfang der Reichseisenbahnen wahrschein¬ 
lich nicht lösbar ist. Die wesentlichsten Hinderungsgründe sind folgende: 

1. Bei einem großen Teil der Eieenbahntätigkeit, z. B. im ganzen 
Betriebsdienst, ist die höchste Pflichterfüllung nur gerade ausreichend; es 
könnte also höchstens die Negative — das Unterlassen der Verfehlung — 
belohnt werden, und die ist nicht meßbar. 

2. Die Tätigkeiten sind zumeist in ihrer Wirkung voneinander ab¬ 
hängig; das Ausbleiben der Belohnung bei ungenügendem Gesamtergebnis 
trifft auch den Pflichttreuen und bringt dadurch eher Erlahmen als Mehr¬ 
leisten. 

3. Die Belohnungen würden nach dem sog. Gesetz der großen Zahl 
im Durchschnitt eine regelmäßige Einkommensverbesseruuig ergeben, die 
den Charakter der Belohnung und damit den Reiz verwischt; das System 
hebt sich also selbst auf. 

4. Eine anreizende Höhe der Belohnungen 'bedeutet bei der Masse 
der Fälle eine Ausgabe, die, ohne als öffentliche Einkommensverbesserung 
zu gelten, den Ertrag des Unternehmens erheblich drückt, wenn nicht zu¬ 
gleich eine Personalverminderung in dem Maß erfolgt, daß andererseits 
sozialer Anetoß erregt wird'. 

Dazu kommen noch die praktischen Bedenken, ob eine gerechte Ge¬ 
währung ued Bemessung bei der Masse und der Verschiedenheit der ent¬ 
scheidenden Stellen möglich ist, ob die menschliche Schwäch© der Nachsicht 
oder Bosheit nicht mehr Erbitterung als Arbeitssteigerung schafft usw. usw. 

Weiter wird eine sog. kaufmännische und privalwirtschaftliche Ge¬ 
schäftsführung darin gesucht, daß mit gleicher Gründlichkeit, wie es der 
Privatmann und besonders der geschulte Kaufmann tut, bei jeder einzelnen 
Maßnahme und und bei jeder Stelle der Wirtschaft Aufwand und Ertrag 
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abgestimmt, der Wert bemessen und danach Ausstattung und Verfahren 
bes timm t werden sollen. Das ist begrifflich nichts weiter als die normale 
Ausübung jeder Verwaltungstätigkeit und insofern an sich nichts neues, 
praktisch aber in dieser Form und mit dem Ziel, danach die gesamte Ver¬ 
waltung zu regeln, bei einem Unternehmen, wie es das Netz der Reichseisen¬ 
bahnen darstellt, im wesentlichen undurchführbar. Bei leblosen Dingen, 
z. B. bet der Beschaffung % und Bearbeitung des Materials, lassen sich danach 
Maßnahmen treffen, wie das auch bei der bisherigen Verwaltung bereits der 
Fall ist. Aber schon der 'Personalaufwand unterliegt bekanntlich ganz 
anderen als rechnerischen Einwirkungen, und wie vollends der Wert der 
einzelnen dienstlichen Stelle differenziert werden soll oder, wenn das mög¬ 
lich wäre: welche Maßnahmen danach getroffen werden sollen, bleibt dunkel. 
Was ist an Bahnhof wert? Er bringt nichts ein. Soll er abgeschafft wer¬ 
den? Die Güterabfertigung bringt viel oder wenig ein, je nachdem die 
Verfrachter ihr viele und lohnende Transporte aufzutragen haben. Soll 
sie danach von Tag zu Tag eingerichtet, geändert, aufgehoben werden? 
Soll die Fahrkartenausgabe des Vorortverkehrs knapper -besetzt werden als 
die des Fernverkehrs, weil sie weniger verdient? Man kann nur nach der 
jeweiligen Arbeitslast die sachliche Einrichtung und d>ie Personalbesetzung 
schwankend bemessen, wie es schon, jetzt geschieht. Mit einem neuen Ver¬ 
fahren des Nachrechnens wird nichts gewonnen. 

Schließlich ist man zur Rettung des sog. kaufmännischen Prinzips 
auch auf den Gedanken gekommen, den rechtlich voiTgebildeten Verwaltungs¬ 
beamten, um ihn als bloßen Justitiar beiseite setzen, zu können, in der Ver¬ 
waltung durch den Kaufmann zu ersetzen. Auch dieser Gedanke ist nicht 
ganz neu. Die deutschen Eisenbahnen haben vielfach mit Kaufleuten als 
Direktoren angefangen. Nachher erschien es richtiger, sie durch Rechts¬ 
kenner abzulösen. Braucht darin auch rnoch nicht ein abfälliges Urteil über 
die kaufmännische Fähigkeit gefunden zu werden, so deckt sich der Aus¬ 
gang doch tatsächlich mit der nüchternen Betrachtung der Sache selbst. 
Kaufmännisches Wissen und Verständnis sind gewiß für die allgemeine 
Beurteilung der wirtschaftlichen Lage von großem Wert, und in den 
beratenden Körperschaften, die der Eisenbaimverwaltung in großen Zügen 
den Anhalt für die Richtung ihres Kurses geben sollen, ist der Kaufmann 
nicht entbehrlich. Aber innerhalb der Verwaltung selbst und in ihrer 
praktischen DurcMührung findet er kein rechtes Feld 1 seiner Betätigung, 
eg sei denn, daß man ihn zu den Materialbeschaffungen heranzieht. Ab¬ 
gesehen von solchen ganz besonderen Aufgaben ist namentlich die staat¬ 
liche Verwaltung einmal in der Personalausgabe und sodann in dem H&upt- 
stück ihrer Einnahme, den gültigen Tarifen, öffentlich so festgelegt, daß 
der eigentliche kaufmännische -Beruf, die spekulative Ausnutzung wirt- 
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schaftlicher Möglichkeiten, nicht zur Geltung kommen kann. Es ist dann 
aber auch verfehlt, eine besondere Anlage des Kaufmanns zur Eisenbahn¬ 
verwaltung nur aus der Art seiner Geechäftsgebarung, z. B. etwa aus 
seiner Buchführu ng , herzuleiten» Durch die .Form der sachlichen Be¬ 
handlung wird das Wesen der Sache selbst nicht 'berührt, und jede Routine 
bleibt allemal untergeordnetes Machwerk, das man je nach Zweckmäßig¬ 
keit ordnen kann, wie man will. Mit einer Fähigkeit 1 , zu verwalten, hat 
dies Handwerkszeug nur insofern etwas zu ttin, als derjenige, der nicht 
einmal die praktische Zweckmäßigkeit zu begreifen vermöchte, nicht nur zu 
jeglicher Verwaltung, sondern überhaupt geistig ungeeignet sein würde. 

Darin findet denn schließlich auch die große Unbekannte, die sog. 
Wirischaffstechnik, ihre Lösung. Auch sie ist nur auf das Machwerk 
gerichtet und berührt die eigentliche Verwaltung nicht. Ihre Erfindung 
bedeutet einen Erregungszustand technischer Einseitigkeit und erklärt sich 
als Gegenwirkung gegen ein ebenso verfehltes Vorgehen von Verwaltungs- 
beamten, die in Nichtachtung ihres „guten Rechts“ (im objektiven Sinn) 
ihre Stellung durch ein angeblich besonderes volkswirtschaftliches Ver¬ 
ständnis rechtfertigen zu sollen glaubten. Das wirtschaftliche Verständ¬ 
nis ist an und für sich Gemeingut der Bildung, und es ist em Unfug, sich 
dies Gut gegenseitig grundsätzlich bestreiten zu wollen. Nur wer von 
beiden, der Rechtskenner oder der Techniker, nach seiner Vorbildung für 
die Eisenbahnverwaltung mehr geeignet sei, steht in Frage. Aul diese Vor¬ 
bildung, auf die Geistesriohtong, in die sich der denkende Mann eingestellt 
hat, kommt es an, nicht auf die Art, wie er 6ein Wissen nachher wirtschaft¬ 
lich umsetzt. Daß ein jeder nach Möglichkeit in die mannigfachen Gebiete 
des wirtschaftlichen Lebens hineingehe, um sein Urteil zu klären und zu 
vertiefen, praktisch ausgedrückt: daß er noch besondere wirtschaftliche 
Studien mache, Einzelbetriebe erlerne u. dergl., ist für beide Teile gleich 
wünschenswert Nur darf man nicht glauben, daß der daraus gezogene 
Nutzen der Erweiterung des Wissens den Kern der Saohe darstelle. Es ist 
nur ein Prüfstein auf die Brauchbarkeit der zuvor erst einmal abgeschlosse¬ 
nen individuellen Vorbildung. Namentlich kann auf diesem Wege nicht etwa 
ein Ausgleich der beiderseitigen Vorbildung zu einer gemeinsamen „Eisen¬ 
bahnbildung“ erreicht werden. Solche Zwitterbildung een.zuführen, die den 
Juristen zum halben Techniker und den Techniker zum halben Juristen 
macht, also schließlich nur der sog. Halbbildung dient, ist ein Gedanke 
planloser Verlegenheit ein typisches Erzeugnis der letzten Epoche, deren 
Geist nur in die Breite statt im die Tiefe ging und ein oberflächliches 
Dilettieren in möglichst allem. Dingen der wirklichen Bildung vorzog. Diese 
Epoche ist noch nicht zu Ende, aber wenn sie schon früher ein Irrgang 
war, so taugt sie jetzt erst recht nichts. Die Not der Zeit wird ganze 
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Männer fordern, die in ihrer eigenen Art zu denken biß zum Letzten durch¬ 
gebildet sind!. Die werden dann schon imstande sein, den Wert und geistigen 
Gehalt einer anderen Bildung zu begreifen, aber nicht eine andere halbe 
Bildung in sich aufeunehmen. Denn dazu ist das Gebiet der Wissenschaft 
auf beiden Seiten viel zu groß. 

* * 

* 


Diese Erkenntnis wird auch zur Klärung und Schlichtung des Streits 
führen können. Die große Frage, wer für die Eisenbahnverwaltung besser 
geeignet sei, läßt sich nämlich in der gestellten Form überhaupt nicht ein¬ 
deutig beantworten, weil dtas, was wir Eisenbahnverwaltung nennen, gleich 
jeder anderen sog. Wtirtschuftsverwaltuing, nicht ein einheitlicher Begriff 
ist, der eine bestimmte Vorbildung, ein in sich abgeschlossenes und syste¬ 
matisch geordnetes Wissen voraussetzt, sondern ein wirtschaftliches Ge¬ 
bilde, das sowohl der technischen Schöpfung wie der Verwaltung bedarf, 
ohne daß diese beiden an und für sich etwas miteinander zu tun haben. 
So unrichtig es ist, jede Anordnung, auch die Folgerung der Wissenschaft, 
zur Verwaltung zu rechnen oder jede sachliche Maßnahme des Eisenbahn¬ 
wesens als Ergebnis der Technik hinzustellen, so verkehrt ist es auch, die 
eine oder d : e andere Richtung als Wirtschaft zu kennzeichnen. Beide 
dienen der Wirtschaft, aber sie sind nicht die Wirtschaft selbst, wie auch 
die Kraft, die das Wasser in der Leitung durch das Röhrennetz drückt, 
ebensowenig gleichbedeutend 1 mit dem strömenden Wasser ist, wie das 
Röhrennetz, das den Druck aufnimmt und dem Strom die Führung gibt 
Wem dabei für die Erreichung des Ziels, der gehörigen Wasserzuführung, 
der Vorrang gebühre, ist eine ziellose Frage. Allerdings ist die Verwirrung 
ursprünglich von der Verwaltung verschuldet worden, die früher in dem 
Glauben, das ganze Eisenbahnwesen sei Verwaltung, der Technik die ihr 
zukommende Bedeutung verkürzte. Aber die Gegenwirkung, wie sie jetzt 
in Erscheinung tritt, ist vollends abwegig, namentlich in der persönlichen 
Note, Einfluß und Beförderungsaussieht zui gewinnen. So kann der Sache nicht 
gedient, wohl aber der Technik selbst geschadet werden. Es scheint, als würde 
diese Wirkung im Ungestüm des Vorstoßes nicht richtig edngeschätet. 

Eine Kritik dieses Vorstoßes kann sich naturgemäß nur gegen die¬ 
jenigen richten, die ihn verüben. Der Wert der vielen Techniker, deren 
Wissenschaft und verständige Einsicht zum großen Teil das Eisenbahn¬ 
wesen und den sachlichen Inhalt seiner Verwaltung auemachen, wird durch 
das Voiigehen derer (nicht herabgesetzt, die im Ärger über eine jeweilige 
Lage nur Schranken sehen, die sie wegrüuimen zu müssen glauben, und 
bei nicht hinreichender Selbsterkenntnis gar nicht bedenken, was jenseits 
dieser Schranken zu suchen sei. Schon in ihrer eigenen Logik fällt der 
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Mangel an bewußtem Denken auf. Ein typischer, oft wiederholter Ge¬ 
danke wunde literarisch in der Form gebracht: „wenn ich einen neuen 
Schuh brauche, gehe ich zum Schuhmacher, brauche ich aber einen höheren 
Eieenbahnbeamten, nehme ich einen — Juristen“. Damit sollen die Juristen 
verhöhnt und die Techniker empfohlen werden, 'begreiflicherweise wird aber 
eher das Gegenteil erreicht. Denn ebensowenig wie der Schuhmacher, der 
den Schuh herstellt, zu bestimmen hat, ob, wann, wie usw. dieser getragen 
werden solle, ebensowenig braucht der Erbauer der Eisenbahn auch ihr 
Verwalter zu sein. Auch der Schiffbauer ist es nicht, der das Schiff 
führt, und es würde offenbar zu weit gehen, dem Stahlfedlerflabrikanten das 
Urheberrecht an allen Geisteserzeugnissen zuzusprechen, die mit seinen 
Federn zu Papier gebracht werden. Weiter wurde neulich in einem tech¬ 
nischen Artikel der Taigespresse gesagt: es lasse sich auch nicht annähernd 
feststellen, welch ungezählte Millionen hätten erspart werden können, wenn 
die Eisenbahnverwaltung nicht in den Händen der Juristen läge. Hier wird 
die anstößige Unwahrheit, daß durch juristische Verwaltung Staatsgelder 
verschleudert worden seien, durch die Harmlosigkeit des Bekenntnisses ge¬ 
mildert, daß eine auch nur annähernde Feststellung unmöglich sei. Es ver¬ 
lohnt sich kaum, diese Beispiele blühenden Unsinns zu vermehren. Aber 
hierher gehört auch die Oberflächlichkeit, mit der die oben erörterte sog. 
Wirtsohaftstechnik ihre Vorschläge anpreist, ohne auch nur einen rechten 
Versuch gemacht zu haben, diese Vorschläge und vor allem ihre eigene 
Daseinsberechtigung einmal wirklich durohzudenken. 

Dazu kommt nun das sichtliche Unvermögen, sich in die Geistesarbeit 
des juristischen Denkens hineinzuversetzen oder sich wenigstens ein Bild 
von ihr zu machen. Dies Denken erscheint der technischen Vorstellung 
vielfach wie eine seltsame Art von Gehirnakrobatik, eine sachlich wert¬ 
lose Spielerei mit gekünstelten Gedankengängen, die der tatsächlichen Wirk¬ 
lichkeit fremd gegenüberstehen. Es ist eine beliebte technische Stichelei, 
den Juristen als Paragraphenmensch en, zu kennzeichnen. Paragraphen sind 
nichts weiter als fortlaufend numerierte Zeichen, mit denen die Sätze der 
maßgeblichen Gesetze, Verordnungen, Verträge usw. der sog. Zitiermethode 
wegen auseinandergehalten werden. Daß die eigentliche Arbeit nicht im 
Zitieren, sondern in der Auslegung der Sätze und ihres Zusammenhangs 
und in ihrer Anwendung auf den jeweiligen Tatbestand beruht, und daß diese 
Arbeit, wenn anders die in den Sätzen gegebenen Regeln igelten sollen, 
das Wesen der Sachbehandlung ausmacht, scheint der Verständnislosigkeit 
jener Stichelei verschlossen zu sein. Denn wenn man etwa unter dem Para¬ 
graphenmenschen den beschränkten Denker verstehen wollte, der am einzel¬ 
nen Satz kleben bleibt und den Überblick über das Ganze verliert, so trifft 
dieser Vorwurf am wenigsten den Juristen, weil ja gerade die Rechtswissen- 
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schaft dazu führt, die einzelnen Sätze nach dem Zweck der gesamten Be¬ 
stimmung zu verstehen, während erfahrungsgemäß viel eher die Technik 
dazu verleitet, den einzelnen Satz, dessen rechtliche Beziehung! im Zusammen¬ 
hang nicht erkannt wird, wie eine selbständige mathematische Formel zu 
betrachten, die er freilich weder darstellen soll noch kann. 

Mit dem Mangel an Verständnis für die juristische Geistestätigkeit 
geht Hand in Hand der Mangel des Verständnisses für die Arbeit, zu der 
die juristisch vorgebcldeten Verwaltung&beamten 'berufen sind. Wae das 
Recht und das gesamte Rechtsleben für die Verwaltung aus machen, und 
welche Rolle umgekehrt die Verwaltung im Rechtsleben des Volks spielt, 
ist offenbar dieser Art von technischer Denkweise noch gar nicht auf¬ 
gegangen. Man verhöhnt gern den „durch keinerlei Sachkenntnis getrübten 
juristischen Tatsachensinn“, ohne zu bedenken, wie gerade die durch ein¬ 
seitige Fachkenntnis getrübte Fähigkeit des freien Urteils und die so be¬ 
gründete Unfähigkeit, sich der tatsächlichen Mannigfaltigkeit des Lebens 
und seiner rechtlichen Gestaltung geistig anzupassen, die Möglichkeit einer 
brauchbaren Verwaltungisarfbeit beeinträchtigen. Die platte Unrichtigkeit 
einer allgemeinen juristischen Sachunkenntmis bedarf keines weiteren 
Worts. Aber auf die Sachkenntnis kommt es auch erst mittelbar an. Von 
vornherein alle „Sachen“ zu „kennen“, 'ist keinem Sterblichen beschieden. 
Das Wesentliche ist das Urteilsvermögen, das die Sache, wie sie dann als 
Tatbestand zur Kenntnis gebracht wird, zu erfassen und zu bewältigen im¬ 
stande ist. Wer ohne dies Vermögen, uur auf Grund einer vermeintlichen 
„Sachkenntnis“ das Amt des Urteilers für sich in Anspruch nimmt, gleicht 
dem, der auf die Frage, ob er Klavier spielen könne, die selbstbewußte Ant¬ 
wort gab: er habe es noch nicht versucht. Übertrumpft wird freilich diese 
Antwort noch durch die Leistung eines technischen Hochschulprofessors, 
der die Rechtsausbildiung für den Verwaltungsbeamten „widersinnig“ nannte. 

Richtig ist das direkte Gegenteil: die Rechtsausbildung ist die natür¬ 
liche Vorbildung für jede Verwaltung, auch für die Wirtschaftsverwaltung, 
nur daß bei dieser das Ge/biet der nichtjuristischen Fachkennibis bedeut¬ 
samer ist als 'bei der eigentlichen Staatsverwaltung. Denn Verwaltung ist 
allemal Ordnung, also auch Recht. Wie die Rechtsprechung die wider- 
streitenden rechtlichen Interessen, so wägt sie die wirtschaftlichen Interessen 
ab, und zwiar letzten Endes mit derselben geistigen Schulung wie jene. Sie 
gibt der von der technischen Wissenschaft ermöglichten Wirtschaft die prak¬ 
tische Durchführung. Gewiß entscheidet dabei nicht ülbenall die eigentliche 
Juristerei, sondern vielfach der gesunde Menschenverstand, aber auf der 
Grundlage des rechtlichen Verständnisses. Man darf sich bei dieser all¬ 
gemeinen Betrachtung nicht durch die zufälligen Erscheinungen beirren 
lassen, daß in der letztvergangenen Epoche oft das Strebertum höher als 
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das rechtliche Verständnis bewertet wurde, und daß in Zeiten der Um¬ 
wälzung das Recht überhaupt mehr in den Hintergrund tritt Auch die be¬ 
sondere Fähigkeit des Einzelnen — es gibt Techniker, denen das recht¬ 
liche Verständnis angeboren ist wenn sie auch die einzelnen Gesetzes¬ 
normen nicht gelernt halben, und Juristen, die auch ohne Kenntnis der 
mathematischen Formeln Raum- und Zahlenverhältnis begreifen — hebt für 
den Durchschnitt die Regel nicht auf, daß Verwaltung etwas anderes ist, als 
konstruktive Mathematik und Physik. Wie wenig meist der Techniker für 
das verwaltungsmäßige und rechtliche Denken geeignet ist, zeigt schon die 
oben erörterte Art des Vorgehens der literarischen Kämpfer, und der Mangel 
des Verständnisses für die rechtliche Bedeutung der Verwaltung tritt auch 
in der Praxis zutage. Dem Juristen ist bei der strengen Beschränkung seiner 
Verwendung auf seine eigentlichen Aufgaben keine Gelegenheit geboten, 
sich auf technischem Gebiet bloszustellen. Dem Techniker dagegen ist, 
namentlich auf dem Boden des Vertragsrechts, schon genug Feld ein¬ 
geräumt, rechtlich zu irren. Es würde zu weit gehen und vielleicht auch 
kleinlich erscheinen, hier mehr zu sagen. Aber dr« Erfahrung bestätigt die 
Notwendigkeit, die beiden Richtungen des Denkens und Handelns zu unter¬ 
scheiden und zu begrenzen. Das fordert die Sache, an der sich auch bei 
höchster Bewertung der Technik und weitester Begünstigung ihrer Ver¬ 
treter nichts ändern würde. Höchstens kann sie durch Übertragung des 
Amts des Verwaltungsbeamten auf den Techniker verdorben werden. 

Der technische Vorstoß kommt hier in ein eigenartiges Dilemma. Daß 
die technische Wissenschaft mit der Verwaltung nichts zu tun hat, kann er 
selbst nicht recht bestreiten. Andererseits vertritt er aber mit seiner sog. 
Wirtschaftstechnik den Standpunkt, daß die Technik d : e eigentliche Grund¬ 
lage der Wirtschaft und deshalb auch berufen sei, deren Verwaltung zu 
führen, zumal der „fachunkundige“ Jurist dazu nicht imstande sei. Um 
nun die Verwaltungsfähigkeit zu erlangen, wurde geplant, daß der Tech¬ 
niker nach beendetem akademischem Studium die Verwaltung lerne, etwa 
wie man ein Handwerk lernt. Dahin ging wenigstens die vor zehn Jahren, 
als man noch offener kämpfte, literarisch und in einer Petition an das Parla¬ 
ment gestellte Forderung: der technische Student sollte auf Grund seiner 
akademischem Abschlußprüfung nicht Bauführer, sondern Referendar wer¬ 
den, weil er „natürlich aufhören müsse, eigentlicher Techniker zu sein“. 
Man hat wohl inzwischen begriffen, wie der Vorschlag schon im äußeren 
Ansehen wirken muß, und heute schämt die Forderung in dieser Form 
nicht mehr erhoben zu werden. Aber die sog. Wirtschaftstechnik läuft 
schließlich auf dasselbe hinaus: weil angeblich die Technik die Grundlage 
der Wirtschaft ist, muß der Techniker diese beherrschen, und weil er das 
nicht kann, ohne die Verwaltung zu lernen, muß er die Technik abbrechen 
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und Verwalter werden, und damit das ohne Rechtsamebildung möglich er¬ 
scheine, wird diese einfach als widersinnig abgetan. Herauskommen kann 
aber diabei nur ein Techniker, der nicht richtiger Techniker äst, es auch gar 
nicht sein will, und der Verwaltungsbeamter nicht sein kann, weil ähm die 
Rechtsausbildung fehlt, die, so widersinnig sie ihm sein mag, doch nun. 
einmal sachlich unentbehrlich ist. Eine besonders hohe Meinung vom 
eigentlichen Lebensberuf verrät übrigens der Plan nicht. Wenn keine 
andere unserer geistigen Disziplinen auf solchen Gedanken eines grund¬ 
sätzlichen Umsattelns verfallen ist, so mag das doch wohl daran liegen, 
daß deren Vertreter das Bewußtsein des eigenen wissenschaftlichen Werts 
höher stellen und bei allem Wunsch nach Ansehen, Einfluß und Geld die 
erwählte Wissenschaft als Männer pflegen wollen, um innere Befriedigung 
fürs Leben zu gewinnen. Indessen ist das eine persönliche Frage. Der 
Sache aber kann mit dem Plan nicht gedient werden, weil er zu einer noch 
ärgeren Halbbildung führen würde, als der oben schon zurückgewiesene 
Gedanke einer gemeinsamen Eisenbahnausbildung. Der Eisenbahnverwal¬ 
tung würde nichts weiter übrig bleiben, als statt der unrichtigen Techniker 
oder neben ihnen noch wirkliche Techniker zu suchen, die sich dann wieder 
mit jenem, auseinandersetzen mögen. 

Es ist etwas ganz anderes, was der Technik fehlt, und was die heutige 
technische Bewegung bei ihrer Art und ihren Zielen freilich nicht zu er¬ 
kennen vermochte. Allerdings ist es wünschenswert, die Ausbildung der 
Techniker zu verbessern, aber nicht damit sie aufhören, Techniker zu sein, 
sondern damit sie um so bessere Techniker werden, die das Ansehen und die 
Bedeutung ihrer Wissenschaft in der ihr gebührenden. Weise vertreten 
können, und dazu gehört zunächst ein freieres Urteil, als es die bisherige 
Einseitigkeit ermöglicht. Einseitig ist zwar an und für sich jede Wissen¬ 
schaft, wenigstens wie sie in deutscher Art gepflegt wird, und diese Ein¬ 
seitigkeit ist auch ein wertvolles Gut, soweit sie im Einzelnen die indivi¬ 
duelle Denkweise grundsätzlich befestigt, zugleich freilich ein Nachteil, 
weil dadurch die natürliche Naivität der Anschauung verkürzt und das 
reflexive Denken erzeugt wird, das alles Amgeschaute erst in das eigene 
System bringen muß, um es geistig verarbeiten zu können. Aber dieser 
Zwang kann, nachdem einmal die Grundlaige des Denkens gelegt worden ist, 
durch ein freieres Verständnis wieder behoben werden, und dazu folgt dem 
akademischen Studium die sog. praktische Ausbildung, die den J üng er der 
Wissenschaft befähigen soll, seine Art zu denken der tatsächlichen Wirk¬ 
lichkeit anzupassen. So führt die Rechtsausbildung ihre Referendare. Aber 
so führt die Technik ihre Bauführer nicht, und aus diesem Unterlassen folgt 
jene geistige Inzucht, der die ganze Welt als technische Einrichtung und 
Domäne erscheint. Das ist der Geist, mit dem es z. B. der Lehrkörper einer 
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technischen Hochschule im Jahr 1910, kaum daß diesen Anstalten die Be¬ 
fugnis der Doktorpromotion zugestanden worden war, fertiggebracht hat, auf 
Grund einer Dissertation über den „Übergang zum Staatabahnsystem in 
Preußen“ den Verfasser zum Dr.-Ing. zu promovieren; auf Grund einer 
Schrift, von der hier nur gesagt zu werden braucht, daß sie von technischer 
Wissenschaft nichts enthält. Nach diesem Rezept können die technischen 
Hochschulen auch dazu kommen, für Sanskritforschumg, theologische Text¬ 
kritik, biologische Untersuchungen usw. den Doktorgrad zu verleihen, nur 
daß man dann beim Dr.-Ing. schließlich nicht mehr weiß, ob man nicht 
einen verkappten Historiker, Botaniker, Mediziner usw. vor sich hat, denen 
die eigene Fakultät weniger günstig zu sein schien, vielleicht sogar einen 
derartigen Juristen. Diese Art von Einseitigkeit, die nichts weiter als Technik 
begreift und alles als Technik ansieht, die — wie die Führung des Kampfes 
gegen die Eisenbahnjuristen zeigt — weder das Verständnis, noch überhaupt 
den Willen hat, dem anderen oder auch nur der Sache gerecht zu werden, 
und die sich nicht scheut, angesichts der Entwicklung der früheren preußi¬ 
schen Staatseiseübahnverwaltung den Juristen, die doch zum großen Teil 
deren Leiter waren, die „Fachkunde“, das soll heißen: die Kunde des Eisen¬ 
bahnwesens, grundsätzlich abzusprechen, kann auch der Technik nichts 
nützen. Jedenfalls fördert sie nicht, sondern verdirbt das freiere Verständ¬ 
nis, das sich der junge Bauführer an der Wirklichkeit bilden soll. 

Justiz und Verwaltung bilden ihre Referendare grundsätzlich bei den 
entscheidenden Behörden aus, damit sie die Verantwortung der Entschei¬ 
dung kennen lernen. Die Bauführer der Eisenbahnverwaltung werden 
grundsätzlich bei den örtlichen Ämtern ausgebildet, bei denen sie nur die 
Ausführung der Entscheidung sehen können. Neben der gelegentlichen Ver¬ 
vollständigung des eigenen technischen Wissens finden sie dort kaum mehr 
als Bureauformen, und erst in den letzten Monaten kommen sie zur Eisen¬ 
bahndirektion, um dort ein — sage und schreibe: ein — sog. Probereferat 
zu halten. Richtiger würde es sein, sie von Anfang bis zu Ende bei der 
Eisenbahndärektiom, zu beschäftigen. Was sie von den Ämtern wissen 
müssen, können sie von dort aus lernen, daß die Ämter am selben Ort sind; 
nur Werkstättenämter liegen in wenigen Einzelfällen nicht am Direktions¬ 
sitz, können dann aber mit kurzer Eisenbahnfiahrt erreicht werden. Bei 
der Eisenbahndirektion sollten sie nicht nur an allen Sitzungen während 
ihrer Ausbildungszeit teilnehmen, sondern regelmäßig in den Sachen, die 
dort zum VoTtrag kommen, den Bericht erstatten, der durch den Mitbericht 
des verantwortlichen Beamten überwacht wird. In dem Zwang, einen 
brauchbaren Bericht unter der Kritik des Mitberichters und des Kollegiums 
zu halten, liegt das wesentlichste Stück der Schulung des praktischen Den¬ 
kens, und das bleibt bisher den Bauführern versa;gt. Beim Gericht kämpfen 
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die Referendare um die einzelnen Sachen, damit sie die vorgeschriebene „Zahl 
der Referate“ erfüllen. Das könnten dann die Bauführer auch tun. Es steht 
Übrigens nichts im Wege, daß sie sich auch an den Berichten der Ver¬ 
waltungsdezernate erproben. Wenigstens würde damit viel mehr erreicht 
werden, als etwa durch eine förmliche „Zuweisung“ zum Dezernenten. Den 
Gang der Ausbildung im einzelnen zu erörtern, ist hier nicht der Platz. 
Wird sie aber unter diesen Gesichtspunkten geregelt, so kann der Tech¬ 
niker, ohne das Geringste an seinem wissenschaftlichen Wert einzubüßen, 
auf diesem Wege zu einer praktischen Bildung gelangen, die ihm das Ver¬ 
ständnis für den Lauf der Verwaltung und für die Bedeutung der juristischen 
Verwaltungsarbeit eröffnet. Das ist es, was er dann für die Mitarbeit als Mit¬ 
glied der Behörde und für die einstige Befähigung zu leitenden Stellen braucht 
Für diese leitenden Stellen nämlich ist, eine höhere wissenschaftliche 
Bildung und jenes allgemeine Verständnis vorausgesetzt, eine besondere 
Fachausbildung an und für sich nicht erforderlich. Der Leiter soll durch 
klares Denken, Lebenserfahrung, Charakter und Entschlußfähigkeit die in 
der Eisenbahnverwaltung wirkenden Kräfte vereinigen und damit die Ver¬ 
waltung ihrem Ziel näher bringen, eine dem Gemeininteresse nützliche 
Transportanstalt zu sein. Solche Männer können ebensowohl aus der Tech¬ 
nik wie aus der Rechtskunde herauswachsen, und es ist deshalb nicht an¬ 
gebracht, die Spitzenstellungen nach irgendwelchem anderem Maßstab zu 
besetzen, als nach der durch diese Gesichtspunkte bestimmten Brauchbar¬ 
keit des jedesmal besten Anwärters, sei er Techniker oder Jurist. Übrigens 
gibt es auch innerhalb der Technik selbst Unterschiede der Fachrichtung. 
Nach der bisherigen Erfahrung scheinen die Voraussetzungen im allgemei¬ 
nen am ehesten bei den Betriebstechnikern, am wenigsten bei den Maschinen¬ 
technikern vorzuliegen, was auch der bisherigen Entwicklung des allge¬ 
meinen Verständnisses entsprechen würde. Auch hier ist es nicht gerecht¬ 
fertigt, die Spitzenstellungen nach dem Dividendenprinzip zu verteilen. Soll 
es aber bei der Spitze auf die besondere Art der Vorbildung nicht an¬ 
kommen, so ist es um so nötiger, im Amt selbst die Vorbildungen klar 
auseinander zu halten, damit jede Richtung imstande ist, für ihren Teil dem 
Leiter sichere Stütze und Gewähr für seine Entschließungen zu bieten. 
Allerdings muß auch bei der Spitzenstellung mit einer Einseitigkeit der 
Technik gerechnet werden, aber mit einer Einseitigkeit anderer Art, nämlich 
mit jener Subjektivität des Schaffens, die anfangs erwähnt wurde. Dieser 
menschlichen Unvollkommenheit, die in der Wissenschaft selbst liegt, und 
die auch für die schöpferische Tätigkeit kaum entbehrlich sein mag, steht 
auf der anderen Seite die Unvollkommenheit der geringeren schöpferischen 
Kraft gegenüber, wie sie durch die Objektivität des rechtlichen Abwägens 
gegeben ist. Solche natürlichen Mängel werden am besten behoben, wenn 


Digitized by 


Gck igle 


Original from 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Technik und Rechtskunde in der Eisenbahnverwaltung. 


303 


jedesmal der beste Mann gewählt wird. Zweckmäßig würde dem Leiter 
je in der Person seines ständigen Vertreters, seines nächststehenden Ver¬ 
trauensmanns, ein geeigneter Mann der anderen Fachrichtung beigegeben, 
wenn dieser Weg nicht durch die planmäßige Ernennung der ständigen Ver¬ 
treter teilweise verbaut worden wäre. Indessen ist das eine praktische 
Frage, die die Bureaukratie bei sich erledigen mag. Die gerechte Behand¬ 
lung der Sache braucht von solchen Einzelheiten nicht äbzuhängen. 

Diese gerechte Behandlung kann aber nur nach der Sache eingerichtet 
werden, nicht nach den persönlichen Bedürfnissen der einen oder anderen 
Beamtengruppe. Die Vereinigung der technischen höheren Staatseisenbahn¬ 
beamten hat dem Reichsverkehrsminister den Plan einer Neuordnung der 
Reichseisenbahnen vorgelegt, der in ihrer „Verkehrstechnischen Woche“ vom 
13. Januar 1921 abgedruckt ist, wobei zugleich in einem (begleitenden Leit¬ 
artikel mit Entrüstung der Vorwwrf, sie treibe Stellenjägerei, zuriiokgewiesen 
wird. Ob solche Benennung} an sich schön sei, macht schließlich nicht viel 
aus. An der Sache selbst wird wenigstens dadurch nichts geändert, daß 
man die Benennung auf eine „schwerlich zu überbietende Oberflächlichkeit“ 
des Gegners zurückftihrt, wenn in diesem Programm der Verwertung der 
hier fraglichen beiden Geistesrichtungen u. a. gefordert wird: Aufstieg nie¬ 
derer Beamtenikiassen bei vollem Nachweis der nötigen Fähigkeiten. Da 
eine Beamtenklasse, die diesen Nachweis erbringt, die also z. B. statische 
Berechnungen verantwortlich aulstellen kann, nicht „nieder“ ist, kann es 
sich hier nur um eine zielbewußte Verbeugung vor der wissenschaftlich nicht 
gebildeten Masse handeln, also um ein Verfahren, das kaum scharf genug 
gezeichnet werden kann. Damit stimmt auch der sonstige Inhalt überein. 
Nach einer Einleitung, die zwar vom reinen Parteistandpunkt, also schief, 
aber immerhin in verhältnismäßiger Sachlichkeit gehalten ist, beginnen die 
Forderungen mit der angeblich „ernsten“ Frage: ob die Eisenbahn nur als 
Verwaltungseinrichtung weiterbestehen oder zum Wirtschaftsunternehmen 
umgestaltet werden soll. Ist das in der Tat noch Frage? Bedarf wirklich 
diese gewaltige Transportanstalt noch der „Umgestaltung“ zum Wirtschafts¬ 
unternehmen, was sie bisher nicht war? Man beruft sich in dem Leitartikel 
auf das Gutachten eines Manns, der zufällig etwa ein Jahr lang parla¬ 
mentarischer Eisenbahnminister gewesen ist, umd der in einer Zeitung ge¬ 
sagt haben soll: Die Verwaltungsorganisation der preußischen Staatshahnen 
von 1895 sei „rein verwaltungstechnisoh“ und betrachte die Eisenbahnen 
„ausschließlich als Verwaltung, die schön sauber in Ordnung zu halten 
ist“, aber „nicht als wirtschaftliche, auf Erwerb gerichtete Unternehmung 
allergrößten Stils“. Kann ein Sachkenner solchem Urteil beitreten, das die 
Bedeutung einer wirtschaftlichen Unternehmung aus ihrem Statut heraus¬ 
lesen will? Was der große Verstaatlicher Maybach, was der kluge Privat- 
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bahndirektor Thielen geschaffen halben, was bis zu unserem Zusammen¬ 
bruche das wirtschaftliche Rückgrat des glänzend finanzierten preußischen 
Staats gewesen ist, das soll die Eisenbahnen nicht als wirtschaftliche Unter¬ 
nehmung betrachtet haben? Wahrlich — als wirtschaftliche Unternehmung 
größten Stils sind sie betrachtet und behandelt worden, größer als es eine 
bloß parlamentarische Kenntnis ahnen mag, und auch als eine auf Erwerb 
gerichtete Unternehmung, nämlich auf den Erwerb für das soziale Staats¬ 
wohl, das heute vergeblich mit der Laterne gesucht wird. 

Und ein solches Urteil will eine Vereinigung von Staatseisenbahn- 
beamten für sich ins Feld führen? Nun, trotz der in jenem Leitartikel vor¬ 
sorglich ausgesprochenen Abwehr des Verdachts einer Agitation wird ge¬ 
rade wegen solcher Leistungen mit einer außerhalb der Eisenbahn liegenden 
Agitation und Führerschaft gerechnet werden müssen, der dann nach der be¬ 
kannten deutschen Art bewußtloser Nibelungentreue mit einem jurare in verba 
magistri gefolgt wird, ohne daß die Einzelheiten durchgedacht werden. Denn 
einen derartigen Mangel des Verständnisses für die bestehende Eisenbahn¬ 
verwaltung kann man ehrlicherweise keinem Eisenbahntechniker Zutrauen. 

Unter den Forderungen der Vereinigung ist die erste von vornherein 
sachlich verfehlt, die Forderung eines technischen Staatssekretärs neben 
einem anderen Staatssekretär. Der Staatssekretär ist der Vertreter des 
Ministers, und zwar der Vertreter, der gerade bei der heutigen parlamen¬ 
tarischen Besetzung der Ministerposten um so mehr eine einheitliche Person 
sein muß, als er die eigentliche Arbeit des Ressorts als geschäftliche Spitze 
dem Minister gegenüber verantworten soll. Ob es ein Verwaltungsbeamter 
oder ein Techniker sein soll, darüber läßt sioh wenigstens streiten. Daß 
es aber nur eine Spitze geben kann, darüber läßt sich nicht streiten. Eine 
Mehrzahl von Staatssekretären wird ohne weiteres eine Mehrzahl anders 
benannter Abteilungsleiter, zu denen sich dann der Minister eine andere 
Spitze, etwa einen Oiberstaatssekretär, suchen müßte. Was damit erreicht 
werden soll, ist nicht verständlich, es sei denn ein grundsätzliches Zerreißen 
der ministeriellen Arbeitsleistung in zwei verschiedene Arbeitsgruppen, die 
der Oberstaatssekretär dann nur schwer wieder zu einer einheitlichen Ar¬ 
beit wird zusammenbringen können. 

Weiter wird gefordert: paritätische Besetzung der Stellen, damit an 
Stelle schädigender Rivalität fördernder Wettbewerb zwischen Beamten ver¬ 
schiedener Vorbildung trete. Unter Parität wird dabei nichts weiter als 
die Auslieferung der Hälfte der Stellen der Verwaltungsbeamten an die 
Techniker verstanden; denn eine Beteiliguni? der ersteren an den technischen 
Stellen kommt natürlich nicht im Frage. Schon oben ist ausgeführt wor¬ 
den, daß der Techniker für die 'begehrten Stellen der Verwaltungsbeamten 
nicht ,.par“ (gleichwertig) sein kann, und es braucht hier nur noch darauf 
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hingewiesen zu werden, wie diese Art der Verwendung des Begriffs der 
Parität einen anderen Wert als den der Verwirrung der öffentlichen Mei¬ 
nung kaum haben dürfte. Ärger aber ist die Begründung, mit der das 
Verdrängen der Verwaltungsbeamten als ein Ersetzen „schädigender Riva¬ 
lität“ durch „fördernden Wettbewerb“ angepriesen wird. Wer ist denn der 
schädigende Rivale? und wie soll die Arbeit des Verwaltungsbeamten durch 
den Wettbewerb dieses Rivalen gefördert werden, der ihr nicht gewachsen ist? 

Dann endlich kommt der Plan der Neuordnung, der sich nur mit der 
Neuordnung des Ministeriums 'befaßt und nebenbei praktisch darauf hinaus¬ 
läuft, neben dem „technischen Staatssekretär“ die doppelte Zahl von tech¬ 
nischen Mänisterialddrektoren zu schaffen. Allerdings wird eine Neuordnung 
der Eisenbahnverwaltung schon deshalb nötig sein, weil infolge der Überfüh¬ 
rung der bisherigen verschiedenen Staatsbahnverwaltungen in die einigende 
Hand des Reichs ein neues einheitliches System gebildet werden muß, und 
insofern ist freilich auch die Neuordnung des Ministeriums der nächste Schritt 
Nur wird er eine andere Richtung als die vorgeschlagene nehmen müssen. 
Der technische Vorschlag will nämlich die Arbeitsmenge des Ministeriums, 
wenn auch unter Zerlegung in möglichst viele Abteilungen, noch durch 
Hineinaribeiten des bisherigen preußischen Eisenbahnzentralamts vermehren, 
und das entspricht nicht dem sachlichen Bedürfnis. Schon die Eisenbahn¬ 
abteilungen des früheren preußischen Ministeriums der öffentlichen Arbeiten 
bildeten einen Wasserkopf, dem der Übenblick verloren zu gehen drohte. 
Ein Ministerium desselben Systems, also mit entsprechend noch größerer 
Arbeitmenge für die gesamten deutschen Reichseisenbahnen, würde einen 
noch schlimmeren Mißstand bedeuten. Es gilt deshalb im Gegenteil, für die 
unmittelbare Instanz des Ministers nur das wirklich Nötige auszuscheiden 
und im übrigen die bisherige Arbeit des Ministeriums durch Übertragung 
auf eine nächstfolgende Instanz zu verteilen. 

Eigentlich ministerielle oder staatshoheitliche Tätigkeit ist in der Ver¬ 
waltung der Reiohseisenibahnen wenig enthalten. Neben der Bestimmung 
der Tarife, der sog. Tarifhoheit, kommen in Betracht: Verleihung der Ent- 
eignunggbefugnis an die Eisenbahnen, Planfeststellumg und Einwirkung auf 
die Privateisenbahnen — die Zuständigkeit auf diesen Gebieten ist noch 
nicht ganz zweifelsfrei — und ferner die parlamentarische Vertretung des 
Eisenbahnhaushalts, soweit die Reichseisenbahnen gemäß Art. 92 der 
Reichsverfaseung eine selbständige Wirtschaft führen. Sonst ist die Arbeit 
des Reichseisenbabnministeriums im wesentlichen Geschäftsverwaltung und 
insoweit Sache des Verwaltungsleiters, als erstrebt werden muß, das Ganze 
nach einem einheitlichen Willen zu verwalten. Der Bereich dieses Willens 
muß so eingerichtet werden, daß er bis zur letzten Verwaltungstötigkeit 
wirkt, dabei aber den Überblick über das Ganze behält. In diesem Sinn muß 
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dne Verwaltung naturgemäß grundsätzlich zentralistisch sein, und eine De¬ 
zentralisation im Sinn der direkten Gegenwirkung würde eine Auflösung 
bedeuten. Darauf aiber kommt der technische Vorschlag hinaus, der zunächst 
soviel Arbeitsmasse, wie irgend möglich, in der Ministeriatinstanz zusammen¬ 
fassen, deren dann erschwerten einheitlichen Überblick aber durch eine große 
Anzahl materiell getrennter Abteilungen ersetzen will, die „für bestimmte 
Gebiete Selbständigkeit erhalten“. 

Der richtigere Weg ist, die jetzt im Ministerium zusammengehäufte 
Arbeit einer Instanz aufzutragen, die, in örtlich große Räume verteilt, für 
die Durchführung des einheitlichen Willens in dem je zugewiesenen Raum 
sorgt. Solcher Generaldirektionen — besser wohl: Reichseisenbahnämter — 
würde es nur weniger bedürfen, die wie abgeordnete Abteilungen des Mini¬ 
steriums dessen Wirkungskreis örtlich erfüllen und dabei gleich Bestand¬ 
teilen wieder zur Einheit Zusammenwirken. Sie müßten für ihren Raum 
die ganze Verwaltungstätigkeit, wie sie vom Minister übertragen wird, er¬ 
fassen, also nicht nach Arbeitsstoffen, sondern gemäß der örtlichen Ver¬ 
teilung nach dem Bedarf der gesamten Verwaltung für ihren Bezirk ein¬ 
gerichtet werden, ohne daß dabei ausgeschlossen zu werden brauchte, ein¬ 
zelne Sachen durch das eine Amt auch für andere Ämter besorgen zu> lassen. 
Die innere Gestalt würde sich etwa nach der bisherigen Anordnung des 
Ministeriums richten. In dieser Instanz würde der größte Teil der bisher 
vom Ministerium besorgten Aufsicht erledigt werden können, tu a. auch 
die Entscheidung dfer geschäftlichen Beschwerden, für die nur noch staats¬ 
rechtlich ausgesprochen werden müßte, daß diese Erledigung als ministerielle 
gilt. Dem Minister selbst würden neben seinen eigentlichen und parla¬ 
mentarischen Aufgaben nur die allgemeine Aufsicht mit der entsprechenden 
Einwirkung auf die Reiohseisenbahnämter und diejenigen Anordnungen ver¬ 
bleiben, die wirklich unmittelbar für die ganze Reichseisenbahnverwaltung 
gemeinsam getroffen werden müssen. 

Einen weiteren Umfang brauchte die Neuordnung an sich kaum zu neh¬ 
men, zumal man von den Eisenbahndirektionen — die sachlich und förm¬ 
lich besser Eisenbahnverwaltungsämter oder Landesedsenbahnämter genannt 
würden — wohl sagen darf, daß sich ihre Einrichtung bewährt hat. Ein 
Mißstand, den die Techniker mit Recht beklagen, ist nur das Hilfsarbeiter¬ 
unwesen, das grundsätzlich, soweit es sich nicht um anzulernende Diätare 
handelt, vermieden werden sollte, auch in den gedachten Reichseisenbahn¬ 
ämtern. Es ist ein Rest der alten, kaum noch bekannten technischen Bureaus 
der früheren Eisenbahndirektionen. Weil die höheren Techniker nicht mehr 
subaltern arbeiten wollten, hat man diese Bureaus damals aufgehoben und 
ihre Arbeit dem Systeme nach mittleren Beamten zugewiesen, statt 
sie nach ihrem sachlichen Werte anders zu gestalten. Es bleibt zu 
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erwägen, ob sie nicht in behördlicher Form wieder eingerichtet werden 
könnten, als den Eisenbahnverwaltungsämitem angegliederte technische 
Albteilunigien, etwa im kleinen ähnlich der-Akademie des Bauwesens, nur mit 
maßgeblicher und verantwortlicher Stimme; sie würden sich wahrschein¬ 
lich schon durch Ersparnisse bei Massenberechnungen bezahlt machen. 
Im übrigen die Verwaltungsäanter in Abteilungen zu gliedern, ist deshalb 
noch nicht nötig und auch nicht erwünscht. 

Höchstens wäre dann noch für die örtliche Instanz eine Änderung 
zu empfehlen. Hier könnten die Maschinenämter und die Verkehrsämter 
abgeschaifft werden, wenn ihre Arbeit, soweit sie höhere Fachkunde und 
Übersicht 'beansprucht, in das Verwaltungsamt (jetzige Eisenbahndirektion) 
verlegt, und soweit sie nur praktische Durchführung enthält, dem Betriebs¬ 
amt übertragen wird, dessen Leiter mit entsprechenden fachkundigen Hel¬ 
fern mittlerer Bildung im Stande sein wird, u. a. auch Lokomotivturnus 
und Personalien und Diensteinteilungen des Maschinen- und Abfertigungs¬ 
personals in gleicher Weise zu besorgen, wie beim Betriebs- und Bahn¬ 
bewachungspersonal. Auch der äußere Verkehrsdienst mit Kassenrevi¬ 
sionen und den kleinen Reklamationen wird einer so ausgestatteten In¬ 
stanz zugewiesen werden können, und beim Maschfcnendienst zeigt sich 
ohnehin in dler eigentlichen Technik erfahrungsgemäß ein steter Wett¬ 
bewerb zwischen Masohinenamt und maschinentechndschem Dezernat der 
Eisenbahndirektion, weil beide eigentlich dieselbe Stiche bearbeiten. Aller¬ 
dings müßte daibei der Bezirk eines Betriebsamts so eng begrenzt werden, 
daß ein tüchtiger Kopf mit der gedachten Hilfe das Ganze noch zu über¬ 
sehen und zu leiten vermag; es würde sich also z. B. nur um einen großen 
Bahnhof handeln. Für die weite Strecke könnte vielleicht in größerem Maß 
von den früheren Nebenämtern Gebrauch gemacht werden. Diese Anordnung 
hätte, ganz abgesehen von der Sache selbst, noch die Vorteile, die unter den 
verschiedenen Ämtern erfahrungpmäßig unausbleiblichen Reibereien per¬ 
sönlicher Art und die sachlichen Widersprüche hinsichtlich der Handhabung 
des eigentlichen Betriebsdienstes zu beseitigen, eine einheitliche Vertre¬ 
tung der Instanz nach außen zu bieten und dadurch deren Ansehen zu 
heben, und schließlich den Gesichtskreis des Technikers zu erweitern und 
den Unterbau des technischen Beamtenkörpers etwas einzuschränken. 

Sonst wird freilich dieser Unterbau als eine im Eisenbahnwesen un¬ 
vermeidliche Erscheinung hingenommen werden müssen. Aber diese Last 
wird auch ohne weiteres erträglich, wenn für die planmäßige technische 
Beamtenzahl, unter Einordnung der bisherigen wirklichen Hilfsarbeiter, 
eine angemessene Zahl von Oberratsstellen als normale Möglichkeit des 
Aufrückens bei den Verwaltungs- und Reichseisenbahnämtern vorgesehen 
und ein besonderes Aufrücken in die Spitzenstellen nicht mehr von forma- 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



308 


Technik und Rechtskunde in der Eisenbahnverwaltung. 


listischen Hemmnissen beeinflußt wird: Damit kann soweit Genüge ge¬ 
schehen, daß es im eigensten Interesse der Techniker liegen würde, den 
Kampf in der 'bisherigen unschönen Form aufougeben. 

Die Eisenbahmverwaltung ist nicht eine Domäne der Techniker, auch 
nicht eine für sie geschaffene Versorgungsanstalt, sondern eine Transport¬ 
anstalt, ein gewerbliches Unternehmen, das seine Organe wählt und ver¬ 
wendet, wie es der Gewerbebetrieb erfordert, und das Gewerbe ist nicht 
an sich technisch, sondern benutzt die Technik als Mittel, seine Ziele zu 
erreichen. Noch weniger richtig ist die grundlegende. Vorstellung, daß 
alles, die ganze Kultur der Menschheit, auf der Technik beruhe. Wenn auch 
die Technik als Wissenschaft nicht die Schuld trifft, so ist doch gerade 
im Zeitalter der Technik, wie die heutigen Erfahrungen zeigen, die Kul¬ 
tur gesunken. Auch die Anschauung des Volkes ist keineswegs derart auf 
das technische Interesse eingeschworen, daß man die Eisenbahnverwaltung 
für eine Einrichtung hielte, die nur von Technikern besorgt werden könne. 
Und wenn es dazu käme? Mit der Möglichkeit muß immerhin gerechnet 
werden, daß die juristisch vorgebildeten Verwaltungsbeamten, falls die 
Hetze gegen sie so weiter geht, einmal von der Sache abrücken, und daß die 
Dreihundert, die gerade beteiligt sind, zwar ihr Schicksal ertragen, aber 
den Nachwuchs vor solcher Art von Verwaltung warnen. Dann werden sich 
freilich immer noch einige „Juristen“ finden, die als vermeintliche Verwal¬ 
tungsbeamten ein Hörigkeitsverhältnis unter technischer Herrschaft über¬ 
nehmen, aber die angeblich „rein technische“ Verwaltung wird dann auch 
tatsächlich rein technisch geführt werden. In Frankreich sollen ja die 
Privatbahnen so eingerichtet sein. Mag man die Probe machen, ob eine 
deutsche Gemeinwirtschaft ebenso behandelt werden kann! Aber mag man 
sich auch darüber klar sein, daß ein Mißerfolg für das Ansehen der Technik 
verhängnisvoll sein wird! 

Es ist noch ein anderes zu bedenken. In dem heute entfesselten 
Kampf der rohen Gewalt gegen die Intelligenz, der unsere ganze Kultur 
zu Grabe zu tragen droht, hat die Wissenschaft wahrlich etwas besseres zu 
tun, als daß die eine Richtung die andere auszumerzen sucht. In diesem 
Kampf wird es letzten Endes wenig darauf ankommen, mit welchem 
Rang und Einkommen der eine oder andere in die offizielle Nomenklatur 
ausgenommen wurde, vielmehr darauf, daß jeder Gebildete an seiner Stelle 
die Schuldigkeit tut, und diese Stelle wird nicht dadurch bestimmt, daß er 
von anderen dorthin gestellt oder befördert wird, sondern der rechte Mann 
steht allemal da, w-o er sich h i n s t e 111. 
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Geh. Regierungsrat Wernekke, Zehlendorf. 


Durch die Geschichte des Eisenbahnwesens zieht sich das Bestreben, 
kleine, selbständig nebeneinander bestehende Eisenbahnen zu größeren 
Einheiten zusammenzuschließen, und dieses Bestreben hat «neuerdings die 
Form angenommen, daß große, bereits aus einem Zusammenschluß hervor¬ 
gegangene Eisenbahnnetze zu noch größeren Einheiten zusammengefaßt 
werden sollen. Dieser Vorgang spielt sich, zwar in etwas verschiedener 
Form, aber doch auch wiederum mit manchen Merkmalen der Gleich¬ 
artigkeit in den vier Ländern ab, in. denen das Eisenbahnwesen am 
höchsten entwickelt ist, in Deutschland 1 , Frankreich, England und Amerika. 
Bezeichnenderweise sind dies auch die vier Länder, die am Krieg am 
tätigsten teilgenommen haben, und die Umwälzungen, die sich in' ihrem 
Eisenbahnwesen vollziehen oder vorbereiten, sind 1 denn auch eine unmittel¬ 
bare Kriegsfolge, wenn auch die Gründe für diese Neuordnung und der 
Weg, auf dem sie erreicht werden soll, in den verschiedenen Ländern 
voneinander abweiohen. Das Ziel der in diesen vier Ländern vor sich 
gehenden Bewegung im Eisenbahnwesen ist eine größere Einheitlichkeit 
im Betrieb und Verkehr, im Bau und in der Ausrüstung der Anlagen, und 
der Erfolg, der mit dieser Einheitlichkeit erstrebt wiTdi, ist wiederum größere 
Sparsamkeit im Betrieb und gründlichere Ausnutzung der vorhandenen 
Verkehrsanlagen, wobei allerdings auoh in allen vier Ländern politische 
Rücksichten mehr oder weniger mitsprechen. Die genannten vier Länder 
lassen sich in bezug auf die Vorgänge, die sich im Eisenbahnwesen zurzeit 
abspielen, in zwei Gruppen bringen: in Deutschland und Frankreich, die 
sich durch ihre Lage berühren, soll sich die Vereinheitlichung mit ge¬ 
wissen Beschränkungen in sachlicher Beziehung über das ganze Land 
erstrecken, in England und Amerika, die die Sprache und viele im Volks¬ 
charakter begründete Eigenheiten gemein haben, handelt es sich um eine 
Zusammenfassung der Eisenbahnen zu einer Anzahl von Gruppen, die den 
Verkehr des Landes nach gewissen Gesichtspunkten unter sich teilen sollen. 

In Deutschland haben wir schon einen Zeitraum hinter uns, der von 
dem Gedanken des Zusammenschlusses der Eisenbahnen beherrscht war. 
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Das war die Zeit, als Preußen und die übrigen Bundesstaaten, die bis zum 
1. April 1920 Staatsbahnen besaßen, ihre Eisenbahnen verstaatlichten und 
dadurch der Zersplitterung, unter der damals das Verkehrswesen Deutsch¬ 
lands litt, allerdings nicht vollständig ein Ende machten, ihr aber doch 
Einhalt geboten und sie auf ein erträgliches Maß zurück führten. In dieser 
Beziehung hat man neuerdings durch den Übergang der deutschen Eisen¬ 
bahnen auf das Reich noch einen Schritt weiter .getan. Der Beweggrund 
für diese Zusammenfaseunng war allerdings ein anderer als bei den Ver¬ 
einigungen, die bei der Verstaatlichung der einzeistaatlichen. Eisenbahnen 
vorgenommen wurden, und bei denen in England, Frankreich und Amerika,. 
von denen nachstehend noch des näheren die Rede sein solL In Deutsch¬ 
land lag bei der Zusammenfassung der bisherigen Staatseisenbahnen zu 
Reichseisembahnen neben dem Bestreben, eine weiter als bisher gehende 
Einheitlichkeit im Verkehrswesen herbeizuführen, wesentlich und letzten 
Endes der Grund vor: die Macht des Reichs sollte gestärkt werden, indem 
ein wichtiges Werkzeug der Volkswirtschaft in seine Hand gegeben 
wurde. Das bei den anderen Zusammenfassungen verfolgte Ziel, einheit¬ 
liche Eisenbahnnetze zu schaffen, bei denen Verkehr und Betrieb nach 
übereinstimmenden Grundsätzen gehandhabt werden, bei denen in allen 
technischen Einzelheiten Einheitlichkeit herrscht, wird dabei nebenher mit 
erreicht. Wenn auch in allen diesen Beziehungen in Deutschland bereits 
vor dem Übergang der Eisenbahnen auf das Reich weitgehende Einheit¬ 
lichkeit bestand, so ist doch zu erwarten, daß sie hei den Reächseisen- 
bahnen noch weiter getrieben werden wird; namentlich wird der Wettbewerb 
zwischen den ehemaligen einzelstaatlichen Netzen aufhören, und alle Ver¬ 
kehrsbeziehungen werden so gepflegt werden, wie es dem allgemeinen 
Besten dient. 

Der Übergang der früheren Staatseisenhahnen auf das Reich hat zu 
zahlreichen Äußerungen von hervorragenden Fachleuten in Buchform, in 
der Tagespresse und in den Zeitschriften, die sich mit Verkehrstechnik und 
Verkehrspolitik beschäftigen, Anlaß gegeben. Es soll daher hier nicht 
näher darauf eingegangen werden. Nur «o viel sei erwähnt, daß die Um¬ 
gestaltung der deutschen Eisenbahnen noch nicht vollendet ist, ja, daß 
noch nicht einmal die Ziele festliegen, die erreicht werden sollen, daß 
insbesondere die Form, in die das deutsche Eisenbahnwesen gegossen wer¬ 
den soll, insofern noch nicht feststeht, als es zweifelhaft ist, ob die Organi¬ 
sation eines Teils der deutschen Eisenbahnen auch auf die anderen Teile 
übertragen werden soll, ob die Abweichungen in der Organisation der ver¬ 
schiedenen früheren Staatsbahnnetze bestehen bleiben oder ob schließlich 
ganz neue Formen auf diesem Gebiet gefunden werden sollen. Den Bestre¬ 
bungen, die weitestgehende Einheitlichkeit herbeizuführen, stehen andere 
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gegenüber, zu deren Kennzeichnung nur das Stichwort Dezentralisation an- 
geflührt sei. 

Wesentlich anders als in Deutschland liegen die Verhältnisse 
in England und Amerika, den beiden Ländern, die ausschließlich Privat¬ 
bahnen haben, in denen eine Eisenbahngesellschaft der anderen geradezu 
den Verkehr abzujagen bemüht ist, um ihn ihren eigenen Strecken zuzu- 
lenken. Nicht ganz so heftig ist der Kampf der Eisenbahngesellschaften 
um den Verkehr in Frankreich, weil dort die verschiedenen Eisenbahn- 
verwaltungen abgeschlossene Verkehrsgebiete haben, die einander zwar an 
. den Rändern berühren, aber nicht wesentlich ineinander eingreifen oder 
aufeinander übergreifen. Die in allen drei Ländern im Gang befindlichen 
Bestrebungen zur Zusammenfassung der jetzt in einzelne Netze zer¬ 
splitterten Eisenbahnen zu größeren Gruppen, dteren jeder ein mög¬ 
lichst einheitliches, abgeschlossenes Verkehrsgebiet au gewiesen werden 
soll, sind in allen drei Ländern ein Ergebnis des Kriegsbetriebs der Eisen¬ 
bahnen, Der Einfluß des Staats ging in allen drei Ländern während des 
Kriegs erheblich weiter als im Frieden. Die Eisenbahnen wurden zwar 
nicht verstaatlicht, aber in England und Amerika in einer Form betrieben, 
die wenigstens in 1 wirtschaftlicher Beziehung als Staatsbetrieb bezeichnet 
werden muß. Wenn auch in Frankreich der Eingriff des Staats in den 
Eisenbahnbetrieb im Krieg nicht ganz so weit ging!, so ist man doch auch 
dort diurch die Verhältnisse, die im Krieg geherrscht haben, zu der Über¬ 
zeugung gekommen, daß mindestens eine gewisse Förderung der Einheit¬ 
lichkeit der französischen Eisenbahnen nötig ist, wenn diese so betrieben 
werden sollen, daß das Äußerste an Leistung aus ihnen herausgeholt 
wird, und die schwere Notlage, in der sich jetzt sowohl die Verkehrsunter¬ 
nehmungen als auch das sonstige Wirtschaftsleben des Landes befindet, 
überwunden werden soll. In den Vereinigten Staaten ist der Zwang, den 
der Staat auf die Eisenbahnen im Krieg ausgeübt hat, bereits gelockert 
worden, in England bestehen die im Krieg geschaffenen Verhältnisse, 
die einer Enteignung der Eisenbahnen nahekoanme®, heute noch, und' in 
Frankreich gingen die Bescliränkungen, die der Staat den Eisenbahnen in 
bezug auf die Freiheit ihrer Entschließungen im Krieg auferlegte, wie 
schon erwähnt, nicht so weit wie in jenen beiden anderen Ländern, und 
deshalb ist dort der Unterschied zwischen den Verhältnissen des Kriegs 
und denen des Friedens nicht so groß und tritt daher weniger in die 
Erscheinung; in ebenso geringem Maß ist daher äußerlich die Rückkehr 
zu Friedensverhältnissen zu bemerken. 

I. In Frankreich 1 ) ging man mit der Forderung auf Vereinheit- 

*) Vergl. Die Neuorganisation der französischen Eisenbahnen. Archiv für 
Eisenbahnwesen 1920 S. 1270. 

Archiv für Eisenbahnwesen. 1921. 21 
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Höhung des Eisenbahnwesens zunächst so weit, daß die „nationalisation“ 
der Eisenbahnen verlangt wurde. Man verstand hierunter nicht eigentlich 
eine Verstaatlichung, sondern mehr das, was heute mit dem Schlagwort 
„Sozialisierung“ bezeichnet wird, ein Begriff, über dessen Bedeutung nicht 
überall volle Klarheit herrscht. Für den allgemeinen Ausstand im Mai 1920, 
der infolge der zielbewußten und folgerichtigen Haltumg der Regierung 
mit einer Niederlage der Ausständigen endigte, diente als Losung die Be¬ 
hauptung, die Regierung lehne Verhandlungen über die „nationalisation“ 
ab; sie hatte aber schon längst vorher einen Plan für diese Neuregelung 
des Eisenbahnwesens aufgestellt und die Gewerkschaften zu Verhand¬ 
lungen eingeladen, die aber hierauf nicht eingegangen waren. Die Aus¬ 
ständigen wollten unter der „nationalisation“ etwa die Verwirklichung des 
Gedankens verstanden wissen, der in unserer Betriebsräte-Gesetzgebung 
zum Atusdruck kommt, also eine Mitwirkung der Arbeiterschaft an der 
Leitung Die Bezeichnung „nationalisation“ weist aber darauf hin, daß 
damit auch eine weitgehende Vereinheitlichung,, eine Beseitigung der Un¬ 
gleichheiten, bei den Einrichtungen der verschiedenen Netze verbunden sein 
sollte. Die französischen Eisenbahngesellschaften erfreuen sich unter der 
Herrschaft der alten Gesetzgebung weitgehender Selbständigkeit, die so¬ 
wohl auf technischem Gebiet, namentlich im Signalwesen, in der Be¬ 
schaffenheit und Ausstattung der Betriebsmittel, als auch auf dem Gebiet 
des Tarifwesens in die Erscheinung tritt. Eine gewisse Einheitlichkeit 
ist dm Krieg herbeigeführt worden; man hat damit gute Erfahrungen 
gemacht und will auf dem s<o betretenen Wege weiter förtsohreiten. Na¬ 
mentlich ist auch im Krieg der Wettbewerb zwischen Eisenbahn und 
Wasserstraße aus geschaltet worden; beide haben lernen müssen, Hand in 
Hand zu arbeiten, eine die andere zu entlasten, und auch dieses Zusammen¬ 
arbeiten will man weiter pflegen und die staatliche Leitung und die damit 
verbundene Einheitlichkeit wenigstens bis zu einem gewissen Grad über 
beide Verkehrsmittel erstrecken. Neuerdings hat sich der Minister der 
öffentlichen Arbeiten, Le Trocquer, dessen Namen jetzt in Frankreich viel 
genannt wird, dahin ausgesprochen, daß in die einheitliche, gesetzliche 
Regelung auch der Straßenverkehr einbezogen werden soll. 

Einen Zwang zur Schaffung neuer Verhältnisse im Eisenbahnwesen 
üben die stets wachsenden Fehlbeträge der Elisenbahngesellschaften und 
der Staatsbahnen aus, und so hat denn der Minister der öffentlichen 
Arbeiten im Mai dem Parlament einen Gesetzentwurf vorgelegt, der das 
französische Eisenbahnwesen auf eine neue Grundlage stellen soll. Die 
Beratung dieses Gesetzentwurfs hat geraume Zeit in Anspruch genommen, 
und zu den wichtigsten Aufgaben, die dem französischen Parlament in 
seiner Mitte November begonnenen Herbsttagung Vorlagen, gehörte die Be- 
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sohlußfassung über die Neuordnung des Eisenbahnwesens. Der Gesetz¬ 
entwurf stützte sich auf Abmachungen, die zwischen dem Minister der 
öffentlichen Arbeiten einerseits, der Ostbahm, der Nordbahn, der Paris- 
Lyon-Mittelmeer-Bahn, der Orl6ansbahn, der Südbahn, also den Privat¬ 
bahngesellschaften, und der Verwaltung des Staatsbahnnetzes andererseits 
getroffen worden sind, und die duroh seine Annahme Gesetzeskraft er¬ 
langen sollen. Das Ziel, das mit diesen Abmachungen angestrebt wird, 
besteht in kurzen Worten darin», daß zwar die Eisenbahngesellschaften in 
ihrem Bestand erhalten bleiben sollen, daß sie aber unter einer Leitung, 
die vom Ministerium der öffentlichen Arbeiten ausgeht, derart zusammen- 
gefaßt worden, daß der Betrieb und die Geldwirtschaft vereinheitlicht 
werden, so daß die Eisenbahnen einerseits den größtmöglichsten Nutzen 
für das Land bringen, andererseits das Gleichgewicht zwischen Einnahmen 
und Ausgaben hergestellt und erhalten wird. 

Die Verhandlungen in der Kammer der Abgeordneten haben neun 
Sitzungen in der Zeit vom 7. bis 17. Dezember 1920 in Anspruch ge¬ 
nommen. Der Regierungsentwurf wurde namentlich von der Conf4d6ration 
Gdndrale du Travail und von dem Abgeordneten Loucheur bekämpft; 
erstere machte dabei in erster Linie geltend, daß die Regierung mit den 
Eisenbahngeeellschaften sich nicht hätte in Verhandlungen einlassen 
dürfen, sondern ihnen im Wege der Gesetzgebung hätte Vorschriften 
machen sollen, wie sie ihren Betrieb führen, namentlich ihre verworrenen 
Geldverhältnisse ordnen müssen. Der Gegenvorschlag von Loucheur,* 
einem sehr tätigen Abgeordneten aus den Kreisen des Großgewerbes, der 
im Ministerium Ctemenceau Rüstungs- und Wiederaufbauminister war und 
neuerdings im Ministerium Briand als Minister für die befreiten Landes- 
teilo und die Wiedergutmachung wieder in die Regierung eingetreten ist, 
sah eine Beteiligung der Arbeiter am Aktienkapital einer Gesellschaft vor, 
der der Betrieb aller vom Staat übernommenen Gesellschaftsnetze über¬ 
tragen werden sollte. Diese sollte mindestens eine Million Aktien zu 
500 Franken ausgeben, von denen ein Drittel den jetzigen Inhabern von 
Eisenbahnwerten, ein Drittel den großen wirtschaftlichen Körperschaften, 
Handelskammern und dergl. Vorbehalten bleiben sollte, während das dritte 
Drittel der Allgemeinheit zur Verfügung stand. Außerdem sollten 250 000 
Aktien ausgegeben werden, die das Eigentum einer aus den Arbeitnehmern 
der Eisenbahngesellschaften bestehenden Genossenschaft werden sollten. 
Vom Ertrag dieser Aktien sollte die Hälfte zum Erwerb gewöhnlicher 
Aktien, die andere Hälfte zur Aufbesserung des Ruhegehalts der Arbeiter 
verwendet werden. Die Tarife der Eisenbahnen sollten herabgesetzt werden; 
gleichwohl sollten aber die Aktien mindestens 5 % % einbringen, und es 
wurde sogar darüber hinausgehend noch ein Überschuß erwartet, der zum 
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Teil auf die gewöhnlichen, zum Teil auf die Aktien der Arbeitergenossen¬ 
schaft verteilt, zum Teil an den Staat abgeführt werden sollte. 

Nach der eingehenden Beratung in der Kammer ist der Regierungs¬ 
entwurf mit nur geringfügigen Abänderungen und einer Einschaltung, 
von der .noch die Rede setin wird, mit 417 gegen 188 Stimmen angenommen 
worden; dabei gab die Kammer durch Handaufheben auch ihre Zustimmung 
zu einem Antrag Loucheur, der eine Neuordnung der Staatseisenbahnen 
fordert. Nach der Annahme durch die Kammer bedarf das Gesetz, um 
in Kraft gesetzt werden zu können, noch der Genehmigung durch den 
Senat; diese wurde damals als so sicher und in so naher Aussicht stehend 
angesehen, daß man in den Tageszeitungen von einem Inkrafttreten 
der Neuordnung am 1. Januar 1921 sprach. Es scheinen aber unvorher¬ 
gesehene Hindernisse eingetreten zu sein, denn Ende Januar stand die 
Genehmigung des Senats noch aus. Es ist zwar nicht zu erwarten, daß 
die Versagung dieser Genehmigung das Gesetz zu Fall bringen wird, 
aber es scheinen wegen Einzelheiten Bedenken vorzuliegen, die noch 
aufgeklärt und beseitigt werden müssen. 

Die Neuregelung des französischen Eisenbahnwesens bricht voll¬ 
ständig mit den Anschauungen, die bisher in dieser Beziehung in Frank¬ 
reich herrschten und die sich auf die Abmachungen zwischen Re¬ 
gierung und Eisenbahngesellschaften aus dem Jahr 1883 gründen. Da¬ 
nach unterstützte die Regierung die Eisenbahngesellschaften beim Bau 
‘ihrer Anlagen und übernahm die Haftung für die Erträge des Anlage¬ 
kapitals. Diese Haftung ist von den Eisenbahngesellschaften außer der 
Nordbahn zunächst stark in Anspruch genommen. Mit der Pairis-Lyon- 
Mittelmeer-Bahn hat sich der Staat über einen Abtrag seiner Verpflich¬ 
tungen später verständigt. In den letzten Jahren haben sich die 
Zahlungen des Staats an alle Bahnen in stets wachsendem Maß ge¬ 
steigert. Der gesamte Fehlbetrag der französischen Eisenbahnen für 
das Jahr 1920 wird auf 2,i Milliarden Franken geschätzt; wesentlich 
hierzu hat die Steigerung der persönlichen Ausgaben von 800 Millionen 
auf 2,3 Milliarden beigetragen. Staatliche Mittel zur Deckung dieses 
Fehlbetrags sind bei der allgemeinen mißlichen Lage der Staats Wirt¬ 
schaft schon jetzt und erst recht in Zukunft nicht mehr verfügbar zu 
machen. Zur Herbeiführung besserer Verhältnisse wurden zwei Wege 
erwogen: entweder eine Verstaatlichung der Eisenbahnen, also Ankauf 
mit darauffolgendem Staatsbetrieb oder eine Änderung der Abmachungen 
zwischen dem Staat und den Gesellschaften dahingehend, daß eine weit¬ 
reichende Einheitlichkeit der französischen Eisenbahnen geschaffen wird. 

Der erstgenannte Ausweg, die Verstaatlichung, hätte den Vorteil 
gehabt, dem Staat vollständig freie Hand im Eisenbahnwesen zu ver- 
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schaffen. Dies hätte aber sehr erhebliche Aufwendungen des Staats 
erheischt. Nach den alten Abmachungen mit den Eisenbahnen würde 
der Berechnung des Kaufpreises der Durchschnittsertrag der letzten 
sieben Jahre zugrunde zu legen gewesen sein. Da die Kriegsjahre 
wegen der ungewöhnlichen Verhältnisse, die m ihnen geherrscht haben, 
dabei nicht hätten mitzählen können, hätte sich hierfür aus den sieben 
letzten Jahren vor dem Krieg ein Jahresbetrag von 684 Millionen 
Franken ergeben, wozu noch für Betriebsmittel und Ausrüstung, Vor¬ 
räte und dergl., nach dem Bestand des Jahres 1914 geschätzt, drei 
Milliarden gekommen wären. Der Ankauf würde den Geldmarkt sehr 
beunruhigt haben. Das Anlagekapital der Eisenbahnen zerfällt in 
2 759 000 Aktien und nahezu 37 800 000 Schuldverschreibungen, die sich 
zum Teil in den Händen von Tausenden von kleinen Rentnern und An¬ 
gestellten der Eisenbahnen befinden, zum Teil zur Anlage von Vermögen 
Minderjähriger, der Banken und Sparkassen, dienen. Diese Verhältnisse 
durften nicht gestört werden. Es mußte daher eine Vereinheitlichung 
des Eisenbahnwesens auf anderem Wege herbeigeführt werden, und man 
fand ihn in der im Gesetz niedergelegten Form. Die Netze der ver¬ 
schiedenen Gesellschaften sollen dabei zwar in ihrer Selbständigkeit bis 
zu einem gewissen Grad erhalten bleiben, sie sollen aber auch unter 
einem einheitlichen Kopf, Wem „Gbeireisenlbfthnrat“ (Conseil supörieux 
des chemins de fer) bis zu einem gewissen Grad ein, einheitliches Netz 
bilden. Als Vorbereitung hierfür ist bereits durch Erlaß vom 15. Ok¬ 
tober im Einvernehmen mit den Eisenbahngesellschaften ein einst¬ 
weiliger Verwaltungsausschuß eingesetzt worden, der vom Direktor der 
Eisenbahnen im Ministerium der öffentlichen Arbeiten geleitet wird; 
ihm gehören die Leiter der Eisenbahngesellschaften, ferner Vertreter 
der Angestellten und Arbeiter sowie des Handels und Gewerbes, endlich 
auch solche der Landwirtschaft an. Ähnlich soll der Obereisenbahnrat 
zusammengesetzt sein. Ob im Verwaltungsausschuß auch schon die 
Vertreter des Ministeriums der öffentlichen Arbeiten und anderer Mi¬ 
nisterien, der Schiffahrt, des Berg- und Hüttenwesens, der überseeischen 
Siedlungen sitzen, die zum Obereisenbahnrat gehören sollen, konnte 
nicht ermittelt werden, ist aber anzunehmen. Vertreter der Eisen¬ 
bahngesellschaften sollen außerdem einen Leitenden Ausschuß (Comite 
de dlrection) bilden, dem die Betriebs- und Geschäftsführung im eigent¬ 
lichen Sinn, soweit dabei mehrere Gesellschaften beteiligt sind 1 , ob¬ 
liegen soll. Durch diese Leitung soll eine weitgehende Einheitlichkeit 
auf technischem Gebiet, aber auch auf dem der Tarife, endlich auch in 
bezug auf die Besoldung der Angestellten herbeigeführt werden. In 
die inneren Verhältnisse der Gesellschaften soll dahei nicht eingegriffen 
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werden. Die Befugnisse des Ministeriums und der leitenden Körper¬ 
schaften sollen sich nur auf solche Angelegenheiten beziehen, die meh¬ 
rere Gesellschaften betreffen. Eine Ausnahme macht nur die Geld¬ 
wirtschaft, in der vollständige Gemeinschaft herrschen soll. 

Eigenartig und kühn ist diese Vereinheitlichung auf dem Gebiet 
der Geldwirtschaft gedacht. Hier soll eine Gemeinschaft in dem Sinn 
geschaffen werden, daß alle Einnahmen einer gemeinsamen Kasse zu- 
geführt werden, aus der auch alle Ausgaben zu bestreiten sind. Die 
Gesellschaften mit Überschüssen müssen mithin die Lasten der Gesell¬ 
schaften mit Fehlbeträgen tragen helfen. Aus den Überschüssen soll 
eine gemeinsame Rücklage gebildet werden, aus der notleidende Ge¬ 
sellschaften Vorschüsse erhalten können. Zur Herstellung eines ange¬ 
messenen Verhältnisses zwischen Einnahmen und Ausgaben sollen 
binnen drei Monaten nach Inkrafttreten des Gesetzes die Tarife neu 
festgesetzt werden, und diese Neufestsetzung soll von Zeit zu Zeit 
wiederholt werden. Die Haftung des Staats für die Verzinsung der 
Eisenbahnwerte im Umfang der Abmachungen von 1883 wird abge¬ 
schafft; dafür verzichtet er auf die Rückerstattung der 5 Milliarden, 
die er während des Kriegs an Zinsen gezahlt hat, und die Edsenbahn- 
gesellschaften treten ihm ihre Forderungen ab, die sie aus Anlaß von 
Kriegsschäden gegen Deutschland haben. 

Bei dieser Regelung hätten die Eisenbahngesellschaften kein In¬ 
teresse daran, den Betrieb auf ihren Netzen wirtschaftlich oder gar ge¬ 
winnbringend zu gestalten. Es sollen ihnen daher besondere Prämien 
gewährt werden, die nach der Zahl der geleisteten Tonnenkilometer zu 
berechnen sind und deren Höhe im umgekehrten Verhältnis zur Betriebs¬ 
zahl stehen soll. Von diesen Prämien sollen zwei Drittel an die An¬ 
gestellten der Eisenbahngesellschaften verteilt werden. Diese Gewinn¬ 
beteiligung bezweckt also, jeden einzelnen Eisenbahner anzuregen, bei 
den Ausgaben Ersparnisse zu machen und für hohe Einnahmen werbend 
('inzutreten. Der äußersten Linken geht diese Beteiligung der Ange¬ 
stellten und Arbeiter am Gewinn nfchtl weit genug, und sie bekämpfte 
daher auch aus diesem Grunde den Gesetzentwurf, der dagegen von 
der Vereinigung der Inhaber von Eisenbahn werten gebilligt wird. 

Die Gewährleistung des Staats für die Verzinsung der Eisenbahn¬ 
werte soll zwar erheblich eingeschränkt werden, aber auch bei der Neuord¬ 
nung bis zu einem gewissen Grad 1 bestehen bleiben; sie darf aber nur im 
äußersten Notfall in Anspruch genommen werden; geschieht dies, so 
sind die gezahlten Beträge der Staatskasse binnen zwei Jahren zurück¬ 
zuerstatten. Die Möglichkeit dazu muß durch eine Erhöhung der Tarife 
geschaffen werden. Diese wird nicht gering sein; denn die Ausgaben 
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aller gewerblichen Verkehrsunternehmungen haben bekanntlich heut¬ 
zutage die Neigung, in solchem Mail zu steigen, daß ihnen durch eine 
Erhöhung der Einnahmen nicht beizukommen ist. Zurzeit lehnt der 
Minister noch ab, eine Erhöhung der Tarife zu genehmigen; er will 
erst das Inkrafttreten dies neuen Gesetzes abwarten, dem innerhalb drei 
Monate eine Überprüfung und Neufestsetzung der Tarife folgen muß. 

Die die Geldwirtschaft betreffenden Bestimmungen des Gesetzes 
sind diejenigen, die den weitestgehenden Einfluß auf die Vereinheit¬ 
lichung des französischen Eisenbahnwesens haben werden. Die Tarif¬ 
hoheit der Eisenbahngesellschaften, die schon bis jetzt durch die Ge¬ 
nehmigungsbedingungen lind die Abmachungen mit dem Staat be¬ 
schränkt war, wird ganz aufgehoben. Alle Tarife werden einheitlich 
festgesetzt; es ist nicht ausgeschlossen, daß ihre Höhe einen solchen 
Stand erreicht, daß sie auf den Verkehr abschreckend wirken werden. 

Der schon erwähnte, in letzter Stunde bei den Beratungen in der 
Kammer in das Gesetz hineingetragene Zusatz bezieht sich auf die 
Gründung einer Genossenschaft der Arbeitnehmer eines jeden Eisen¬ 
bahnnetzes, der die Hälfte des ihnen zufallenden Anteils an den der Ge¬ 
sellschaft zustehenden Prämien überwiesen werden soll. Die Mittel dieser 
Gesellschaft sollen zum Ankauf von Eisenbahnaktien entweder der eigenen 
oder fremden Gesellschaften verwendet werden. Diese Bestimmung ist 
heftig angegriffen worden, «und es erscheint möglich, daß sie der Grund 
ist, weshalb der Gesetzentwurf in der Behandlung beim Senat eine Ver¬ 
zögerung erlitten hat; sie ist dabei auch etwas abgeändert worden, es fehlt 
aber noch an Berichten, worauf sich diese Änderung bezieht. Nachdem der 
Gesetzentwurf im Ausschuß dös Senats angenommen worden ist, wird cs 
wohl an der Genehmigung durch den Senat selbst nicht fehlen. 

Die Neuregelung des Eisenbahnwesens kostet Frankreich die 5 Mil¬ 
liarden, auf deren Rückzahlung der Staat verzichtet hat; außerdem werden 
sie die Benutzer der Eisenbahnen mit hohen, voraussichtlich sogar sehr • 
hohen Tarifen bezahlen müssen. Diese sind schon Anfang 1920 um 115 % 
im Güterverkehr und um 45 bis 55 % im Personenverkehr erhöht worden. 
Der Fehtbeffcag des Jahres 1920 weist aber darauf hin, daß noch sehr erheb¬ 
liche weitere Erhöhungen nötig sein werden, um Gleichgewicht zwischen 
Einnahmen und Ausgaben herztustellen. Trotz dieser Opfer lobt das Regie¬ 
rungsblatt, der Tempe, die Relgäerung wegen der tatkräftigen Wahrung des 
Sta&tswohJs bei den Verhandlungen mit den Eisetnbahingesellschaften, ande¬ 
rerseits aber auch das Entgegenkommens das diese dabei gezeigt haben. Der 
Minister Le Trocquer hat seine Befriedigung mit dem Ausgang der Ange¬ 
legenheit in die widerspruchsvollen Worte gekleidet, es müsse zunächst viel 
ausgegeben werden, um später viel zu sparen. 
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II, Als England an Deutschland den Krieg erklärte, hatte der Staat 
die Eisenbahnen Englands und Schottlands „übernommen“; die Eigentums¬ 
verhältnisse blieben unberührt, die Beamten wurden in ihren Stellungen 
belassen, nur die Leitung wurde einem Betriebeausschuß übertragen, der 
zwar aus den Generaldirektoren von zwölf Eisenbahngiesellschaften be¬ 
stand, aber seinen Auftrag doch nicht von diesen, sondern von der Re¬ 
gierung hatte. Am 1. Januar 1917 folgte die Übernahme der Elisenbahnen 
Irlands unter Bildung eines besonderen Betriebsausschlusses. Diese Be- 
triebsausschüsse erteilten, die Anweisungen, die nötig waren, um das Zu¬ 
sammenarbeiten der verschiedenen Gesellschaften zu gewährleisten, ohne 
in die Betrieibeführung der einzelnen Gesellschaften einzugreifen. Ein¬ 
nahmen und Ausgaben gehen seitdem zu Lasten des Staats, dessen Trans¬ 
porte sowohl im Personen- als auch im Gütetrverkehr ohne Bezahlung 
ausgeführt werden. Als Entschädigung dafür gewährleistet der Staat den 
Eisenbahngesellschaften eine Dividende in Höhe der des Letzten FMedens- 
jahrs. Kapitalerhöhungen während des Kriegs und des jetzigen Zu¬ 
stands verzinst der Staat mit 5 %. Sein Einfluß auf die Betriebsführung 
machte sich nach außen hin kaum geltend; er beschränkte sich darauf, daß 
für gewisse Verkehrsbeziehungen im Krieg die Wege vorgeschrieben 
wurden, auf denen die Transporte ihr Ztel am schnellsten und mit der ge¬ 
ringsten Belastung der Verkehrsmittel erreichten, während früher hierfür 
der Gesichtspunkt maßgebend gewesen war, daß jede Eisenbahngesellschaft 
ihrem eigenen Netz so viel Verkehr wie möglich zuführte und erhielt. Der 
Wettbewerb der Gesellschaften untereinander wurde also ausgeschaltet. 
Eis konnte ihnen gleichgültig sein, was ihr Betrieb ihnen einbrachte, der 
Staat gewährleistete ihnen ja ihre Dividende. 

Der Verkehr nahm auf den englischen Eisenbahnen während des 
Kriegs ganz ungeheuer zu. Der Wert des Güterverkehrs -betrug z. B. vom 
Augiust 1914 bis Ende Juni 1919, also in vier Jahren und 11 Monaten, 
355 Millionen £, mithin, wenn man noch die 125 Millionen himzurechnet. 
auf die man den Wert des unbezahlten Verkehrs für den Staat schätzt, im 
Jahresdurchschnitt gegen 100 Millionen gegenüber 68,5 Millionen im 
Jahr 1913. Im Personenverkehr läßt sich ein entsprechender Vergleich 
nicht anstellen, weil die Personenfahrpreise im Lauf des Kriegs wieder¬ 
holt erhöht wurden und die Gegenüberstellung der Zahlen — 54 Millionen 
im Jahr 1913 und 295 Millionen in den fünf Kriegsjahren — daher ein 
schiefes Bild ergibt; es spiegelt ©iah in ihnen nicht nur die Steigerung der 
Einnahmen durch die Fahrpreiserhöhung, sondern auch die damit giewollte 
und erreichte Abdrosselung des Verkehre. Von einer Erhöhung der 
Güterfrachten hat man während des Kriegs in England abgesehen; ent¬ 
gehen konnte man ihr aber auch nicht, und so sind denn am 15. Januar 
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1920 die GUterfrachten der englischien Eisenbahnen tun Beträge erhöht 
worden, die je nach den verschiedenen Verkehrsarten 100 bis 110 % aus- 
machan. Der Grand dafür war die Teuerung, die auch den Engländern 
nicht erspart geblieben ist. Sie beträgt allerdings nach einem Vortrag, 
den der englische Verkehrsminister, Sir Eric Geddas, vor der Vereinigung 
der engbischen Handelskammern gehalten hat, nur 200 bis 350 %, ist also 
mit dier Teuerung in Deutschland gar nicht zu vergleichen. Trotzdem hat 
sie aber natürlich ihren Einfluß auf das Gleichgewicht zwischen Ein¬ 
nahmen und Ausgaben der Eisenbahnen nicht verfehlt und zu der oben 
erwähnten Erhöhung der Frachtsätze Anlaß gegeben. An den erhöhten 
Ausgaben hatten natürlich die Löhne der Ensenbahnarbeiter einen sehr 
wesentlichen Anteil, wenn auch sie bei weitem nicht die Höhe der unsrigen 
eitreicht haben. Bis Ende 1918 haben die Erhöhungen 33 Shilling die 
Woche betragen; seitdem sind noch 5 Shilling zugelegt worden. 

Es ist eine Streitfrage, ob der Kriegsbetrieb der englischen Eisen¬ 
bahnen zu Lasten des Staats für die Eisenbahnen oder für den Staat ein 
gutes Geschäft bedeutet hat. Aus der Statistik läßt sich in dieser Be¬ 
ziehung nichts beweisen. Über den unbezahlten Heeres- und sonstigen 
Regierungsverkehr sind anscheinend keine genauen Aufzeichnungen ge¬ 
führt worden, und in 1 jeder 'Berechnung erscheint daher ein geschätzter 
Posten, der diesen Verkehr decken soll. Je nachdem, ob nun der be¬ 
treffende Berichterstatter, die betreffende Zeitschrift das eine oder idlas 
andere Ergebnis Wünscht, schätzen sie diese Zahlen verschieden hoch, und 
selbst wenn die gleichen Zahlen zugrunde gelegt werden, kann man wie 
so häufig bei statistischen Angaben sie je nachdem so ausdeuten, daß das 
eine oder das andere Ergebnis bewiesen wird. Der Betrag, der von der 
englischen Regierung zur Erfüllung ihrer Verpflichtungen in bezug auf 
die Gewährleistung ihrer Dividenden an die Eisenbahngesellschaften- zu 
zahlen ist, wurde im Jahr 1919 auf 50 Millionen £ geschätzt. Wenn man 
das mit der oben gemachten Anjgaibe vergleicht, daß der Wert des Staats¬ 
verkehrs in den fünf Kriegejahren auf 125 Millionen beziffert wird, so muß 
man wohl sagen, daß die EieenbahnigieselLschaften den Vorteil gehabt, der 
Staat die Lasten des Kriegs getragen hat, ein Zustand, der in einem Land 
mit Privatbahnen wohl auch so lange als richtig am« uer kennen ist, als der 
Vorteil der Eisenbahnen nicht die Höhe von Kriegsgewinnen im üblen 
Sinn des Worte erreicht 

Der Kriegsbetrieb und die durch ihn veranlaßte Zusammenfassung 
dar englischen Eisenbahnen in einer Hand hat zu dem Wunsch geführt, 
diese Zusammenfassung zu einer dauernden Einrichtung werden zu lassen. 
Es wurde deshalb die alte Frage, ob man die englischen Eisenbahnen ver¬ 
staatlichen solle, wieder aufgeworfen und zugleich die andere Frage er- 
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örtert, welche Maßnahmen bei Ablehnung der Verstaatlichung zu treffen 
seien, um die Vorteile des Kriegsbetriebs auch fiir den Frieden beizu¬ 
behalten. Zunächst wurde zur Erörterung der sich hieraus ergebenden 
Fragen das Verkehramindsterium gegründet 1 ); neben der Beaufsichtigung 
der Eisenbahnen, die bisher das Handelsministerium ausgeübt hatte, umd 
der Leitung des englischen Eisenbahnwesens, übernahm es auch die 
Aufgaben des Betriebs-Ausschusses, der damit aufgelöst wurde. Die 
Sachkunde seiner Mitglieder wird aber auch weiterhin für die Leitung 
des englischen Eisenbahnwesens nutzbar gemacht, indem sie in einen 
Beirat aufgenommen worden sind, der das Ministerium in schwierigen 
Angelegenheiten beraten soll. 

Einap der Hauptaufträge, die dem Verkehrsministerium zugewiesen 
sind, besteht darin, daß es Vorschläge für die zukünftige Gestaltung 
des englischen Eisenbahnwesens machen soll; hierzu ist ihm eine Frist 
von zwei Jahren gegeben. Bis dahin soll also der jetzige, als einst¬ 
weilig angesehene Zustand beibehalten werden, um erst dann in einen 
endgültigen übergeführt zu werden. Während früher eine Königliche 
Kabinettsorder die Übernahme der Eisenbahnen durch den Staat all¬ 
wöchentlich erneut aussprechen mußte, verfügt der Staat nach dem Ge¬ 
setz, das das Verkehrsministerium geschaffen hat, bis zur endgültigen 
Regelung der Eisenbahnfrage dauernd über die englischen Eisenbahnen. 

Der Gedanke, die Eisenbahnen zu verstaatlichen, ist, wie schon 
erwähnt, in England bereits wiederholt aufgetaucht und erörtert, immer 
aber wieder abgelehnt worden. Der Staat hat dort bekanntlich den 
Bau von Eisenbahnen von allem Anfang an vollständig privatem Unter¬ 
nehmungsgeist überlassen, sich an ihm nicht einmal durch Gewährung 
von Unterstützungen beteiligt, ja, man kann wohl sogar sagen, daß er 
ihm durch eine häufig geradezu unfreundlich zu nennende Gesetz¬ 
gebung manche Hindernisse in den Weg gelegt hat. Die folgerichtige 
Durchführung der diesem Verhalten zugrunde liegenden Gedanken ist 
die Ablehnung aller auf ein Staatäbahnsystem hinzielenden Bestrebungen, 
die neuerdings auch von den Gewerkschaften gefördert werden. Die Be¬ 
denken, die gegen Staatsbahnen für England geltend gemacht wurden, 
waren mannigfaltiger Art. Der Einwand, die Staatsbahnen, würden sich 
nicht bewähren, ließ sich bei dem hartnäckigen Festhalten der Eng¬ 
länder an einer einmal gefaßten Meinung durch den Hinweis auf die 
Länder, in denen das Eisenbahnwesen sich ganz in den Händen des 
Staats befindet, nicht entkräften. Unter anderem werden als Grund 
gegen die Staatsbahnen die höheren Kosten des Staatsbetriebs geltend 

*) Vgl. hierüber Archiv 1920, S. 757, wo das Gesetz über die Errichtung 
des Verkehrsministerium abgedruckt ist. 
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gemacht, die entweder zu einer Erhöhung der Tarife oder zu einer Ab¬ 
wälzung der Mehrkosten auf die Allgemeinheit der Steuerzahler führen 
werde. Ein Hauptbedenken liegt aber auf politischem Gebiet, und 
zwar ist dies ein doppeltes. Man fürchtet einerseits den Einfluß des Par¬ 
laments auf die Eisenbahnen, andrerseits eine Beschränkung der politi¬ 
schen Freiheit des Heeres der Eisenbahn-Angestellten, die als Ange¬ 
stellte des Staats — so meint man — nicht in der Lage sein würden, 
ihre politischen Rechte nach ihrer Überzeugung auszuüben. Im Lauf 
des Kriegs, der von vielen Dingen eine neue Auffassung herbei¬ 
geführt hat, haben sich auch die englischen Ansichten über das 
Verhältnis von Staat und Eisenbahn gewandelt. Sogar ein so eifriger 
Verfechter des Privatbahngedankens wie der bekannte englische Fach¬ 
mann Acwdrth ist umgefallen und zu einem Verfechter der Verstaat¬ 
lichung geworden. Natürlich ist aber nicht die allgemeine Meinung in 
diesem Sinn umgeschwenkt, sondern auch die Rückkehr zu dem Zu¬ 
stand vor dem Krieg wird von vielen Seiten verlangt. Lange Zeit 
war man gespannt, welche Stellung das Verkehrsministerium zu dieser 
Frage einnehmen werde. Es hat sich zunächst vollständig in Schweigen 
gehüllt. Im Sommer 1920 ist es aber mit einer kurzen Denkschrift an 
die Öffentlichkeit getreten, die als Vorläufer eines Gesetzentwurfs das 
Parlament und auch d£e 'breitere Öffentlichkeit auf die beabsichtigte 
Regelung des Eisenbahnwesens vorbereiten soll. Die Denkschrift geht 
davon aus, daß die Eisenbahnen Englands und Schottlands zu sechs 
Gruppen zusammengefaßt werden sollen. Dabei sollen die einzelnen 
Netze unberührt bleiben, und da diese stellenweise stark ineinander- 
greifen, ist es auf diesem Wege nicht möglich, geographisch oder be¬ 
trieblich abgeschlossene, abgerundete Gruppen zu schaffen. Jede Eisen¬ 
bahngruppe soll eine Leitung erhalten, in der die Mehrheit von der Ver¬ 
tretung der Aktieninhaber gebildet wird, in der aber auch — und 
das ist ein sehr wesentlicher Punkt des Regierungsvorschlags — die 
Beamten und Arbeiter der Eisenbahngesellschaften vertreten sein sollen. 

In dem schon erwähnten Vortrag vor der Vereinigung der Handels¬ 
kammern hat sich der Minister des näheren über seine Pläne ausge¬ 
sprochen. Er ging davon aus, daß trotz der Steigerung der Unkosten 
um 200 ibis 350 % die Erhöhung der Frachtsätze um 100 bös 110 % 
ausgereioht habe, das Gleichgewicht zwischen Emmahmen und Ausgaben 
herzustellen. Selbst die unvollständige und wenig befriedigende Ver¬ 
einheitlichung des Eisenbahnwesens im Krieg habe also sehr erheblfiche 
Ersparnisse zur Folge gehabt. Im Herbst 1920 hätten überdies die eng¬ 
lischen Eisenbahnen 30 % mehr Personenverkehr als im Jahr 1913 
bewältigt, wo®u ihnen aber nur din um 20 % verringerter Lokomotiv- 
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park zur Verfügung gestanden habe. Auch das bedeute eine Ersparnis. 
Trotz seiner dichten Bevölkerung entfalle in England weniger Güter¬ 
verkehr auf die Längeneinheit als in ingendeinem anderen Lande, nur 
aus dem Grunde, weil die Leiter der einzelnen Eisenbahngesellschaften 
nicht über Einheiten von genügender Größe herrschten, um großzügig 
zu arbeiten. Es müssen also in Zukunft größere Einheiten geschaffen 
werden, und da er, der Minister, Gegner einer Verstaatlichung sei, könne 
er nur den Zusammenschluß der Eisenbahnen zu Gruppen in Aussicht 
nehmen. Er habe eine Einteilung der englischen Eisenbahnen in sieben 
Gruppen vorgeschlagen; seine Vorschläge seien zwar angegriffen 
worden, aber es habe noch keine beachtliche Stelle Gegenvorschläge 
gemacht, was, wSe wir noch sehen; werden^ mittlerweile geschehen ist. 
Amerika habe dieses System bereits angenommen. Von dem Zusammen¬ 
schluß seien große Ersparnisse zu erwarten. Der Minister beziffert 
sie auf 25 bis 30 Millionen Pfd. Sterling jährlich. Diese würden sowohl 
den Benutzern der Eisenbahnen als auch den Aktionären zugute kommen. 

Nach seiner bisherigen Tätigkeit zu schließen, hat der englische 
Verkehrsminister eine besondere Vorliebe für die Statistik. Er hat den 
Eisenbahnen eine Anzahl neue Verpflichtungen in bezug auf die Ein¬ 
reichung statistischer Anzeigen tan das Ministerium auf erlegt und läßt 
diese regelmäßig veröffentlichen. Im Einklang damit steht seine 
Äußerung in dem genannten Vortrag, daß er es für nötig halte, der 
Allgemeinheit einen tieferen Einblick in die inneren Verhältnisse des 
englischen Eisenbahnwesens zu verschaffen. Deshalb müßten vergleich¬ 
bare .Zahlenangaben üiber die Betriebskosten veröffentlicht werden', aus 
denen die Öffentlichkeit ersehen könne, ob etwa eine Eisenbahngruppe 
vorteilhafter arbeite als die andere, ob die eine also etwa 'besser geleitet sei 
als die andere, ob sie infolgedessen entweder höhere Löhne zahlen oder 
ihre Gebühren herabsetzen könne. Auf vollständige Vereinheitlichung 
unter den Gruppen scheint also der Minister auch nicht hinzuarbeiten; 
wenn er aber höhere Überschüsse einer Gruppe zu einem Grund machen 
will, die Löhne bei dieser Gruppe hinauf- und die Gebühren herab¬ 
zusetzen, so betritt er damit einen gefährlichen Weg. Die Verwal¬ 
tungen werden sich hüten, höhere als die Durchschnitts-Überschüsse 
aus ihren Eisenbahnern herauszuwirtsohaften, wenn sie befürchten 
müssen, daß die Frucht ihrer Bemühungen ihnen auf diesem Wege 
wieder abgenommen wird. 

Sir E. Geddes nimmt für den Staat das Verdienst in Anspruch, 
daß er den Eisenbahnen zu ihrer jetzigen, von ihm als günstig ange¬ 
sehenen Lage verholfen habe; es sei daher nur recht und billig, wenn 
diese einen Teil ihrer Überschüsse an den Staat abgeberu; er will des- 
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halb in das Gesetz, das die Zukunft der englischen Eisenbahnen regeln 
soll, eine Bestimmung aufnehmen, wonach die eine gewisse Grenze 
übersteigenden Überschüsse der Eisenbahnen mit dem Staat zu teilen 
sind, und zwar soll der Anteil des Staats mit der Höhe der Über¬ 
schüsse steigen. Damit will er aber nicht etwa die Benutzer der Eisen¬ 
bahnen zu einer mittelbaren Steuer heranziehen, wenigstens soll der 
Betrag, der auf diese Art in die Staatskasse fließt, nicht für die all¬ 
gemeinen Staatsbedürfnisse verwendet werden. Es soll damit vielmehr 
den Bezirken vorwärts geholfen werden, in denen die Entwicklung 
des Eisenbahnwesens noch rückständig ist. 

Die Veröffentlichung der Pläne des Verkehrsmin'steriums in bezug 
auf die Neuregelung des Eisenbahnwesens hat natürlich Anlaß zu ein¬ 
gehender Erörterung der einschlägigen Fragen sowohl in der Fach- 
wie in der Tagespresse gegeben. Die Zeitschrift Railway Gazette 
macht z. B. einen Gegenvorschlag, der 11 Gruppen vorsieht, weil sie 
die Gruppen des Ministers für zu groß hält, um einheitlich geleitet zu 
werden. Auch will sie die gewinnbringenden und notleidenden Gesell¬ 
schaften besser auf die einzelnen Gruppen verteilen, so daß die Not¬ 
wendigkeit entfällt, daß eine Gruppe der anderen aushelfen muß, daß 
vielmehr innerhalb jeder Gruppe ein Ausgleich stattfindet. Sie läßt 
auch den Bestand der einzelnen Gesellschaften nicht unberührt, sondern 
zertrümmert deren Netze, um sie in besser abgerundeter Form mit 
denen anderer Gesellschaften vereinigen zu können. Auf gleichmäßige 
Länge der einzelnen Gruppen wird kein Wert gelegt; er schwankt 
zwischen 800 und 5800 km. Diese Ungleichheit mag zum Teil mit der 
Lage vom London Zusammenhängen, das zwar weit außerhalb des »Schwer¬ 
punkts des Landes liegt, aber doch in vielen Beziehungen eine Ver¬ 
kehrsscheide bildet; zum anderen Teil ist sie damit begründet, daß 
Railway Gazette den Verkehr nach Schottland auf den verschiedenen 
ihm dienenden Strecken je in einer Hand vereinigt zu sehen wünscht 

Ein anderer Vorschlag geht von der Railway Companies’ Associa¬ 
tion aus, deren Vorsitzender, Viscount Churchill, hierüber einen aus¬ 
führlichen Brief an den Verkehrsminister geschrieben hat; er enthält 
viel zersetzende, aber auch aufbauende Kritik, und die Kreise, die 
hinter ihm stehen, geben ihm natürlich besonderes Gewicht. Es werden 
fünf Gruppen vorgeschlagen. Besonders wendet sich der Brief gegen 
die Teilnahme der Arbeiter an der Leitung der Eisenbahnen; an Stelle 
dieser Maßnahme wird ein aus Arbeitern und Beamten bestehender 
Beirat, der unter dem Vorsitz eines Direktors tagen soll, in Aussicht 
genommen; seine Arbeiter-Mitglieder sollen von ihren Genossen ge¬ 
wählt, die Beamten vom Ausschuß ernannt werden. Die Forderung, 
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an der Neuregelung und Verwaltung der Eisenbahnen teilzunehmen, 
wird von den Gewerkschaften mit großem Nachdruck erhoben, und sie 
stellen in Aussicht, daß sie die Erfüllung dieser Forderung mit den 
äußersten Mitteln durchsetzen werden. 

Nach dem jetzt gültigen Gesetz soll die Gewährleistung der Ein¬ 
nahmen der Eisenbahngesel lseh&ften durah den Staat am 15. August 1921 
aufhören. Die Vorlage des die Neuregelung betreffenden Gesetzent¬ 
wurfs wird erst für den Sommer erwartet, und es müßte demnach 
schnell angenommen werden und alsbald in Kraft treten. Die Ver¬ 
einigung der Eisenbahngesellschaften verlangt aber, daß der jetzige 
Zustand bis Ende 1923 bestehen bleibt, und es ist zuzugeben, daß die 
Forderung, für eine so wichtige, tiefgreifende Änderung genügende Zeit 
zur Vorbereitung zu haben, berechtigt ist, wenn auch die Vorgänge 
in Deutschland erkennen lassen, diaß derartige Veränderungen auch 
ohne nennenswerte Vorbereitungszeit ins Werk gesetzt werden können. 
Auch der Gedanke, daß der Staat an den Eisenbahnüberschüssen teil¬ 
nehmen soll, wird von der Vereinigung der Eisenbahngesellschaften 
bekämpft, und endlich mißbilligt sie auch die Ausdehnung der Befug¬ 
nisse des Ministeriums gegenüber den Eisenbahnen; sie hält ein Auf¬ 
sichtsrecht des Staates im jetzigen Umfang für völlig ausreichend. 

Auch die Vereinigung der Britischen Handelskammern wendet sich 
gegen den Vorschlag des Ministers. Sie betont in einer Eingabe, die 
von einem zu diesem Zweck eingesetzten Ausschuß bearbeitet worden 
ist, die Eigenschaft der Eisenbahnen als Privateigentum, nämlich als 
das Eigentum der Aktionäre, die allein berechtigt sind, über die Art, 
wie die Eisenbahnen geleitet werden sollen, zu befinden. Nur die 
Aktionäre sollen bei dieser Auffassung Arbeiter zur Teilnahme an der 
Leitung berufen dürfen. Die Zusammenfassung der Eisenbahnen zu 
Gruppen hält die Vereinigung der Handelskammern für wünschenswert, 
dk>ch will sie diese so gegeneinander abgegrenzlJ sehen, daß kein Lan¬ 
desteil auf die Tätigkeit nur einer Gruppe angewiesen ist. Will also 
der Minister den Wettbewerb beseitigen, so wollen die Handelskam¬ 
mern gerade das Gegenteil. Für Aufrechterhaltung des Wettbewerbs 
tritt auch eine Denkschrift des Britischen Industrie-Verbands ein, die 
eine Beteiligung der Handels- und Gewerbetreibenden an der Leitung 
des Eisenbahnwesens durch Berufung von Vertretern aus diesen 
Kreisen in den Aufsichtsrat der Gesellschaften fordert. Sie schlägt ferner 
einen technischen Beirat vor, der den Minister bei seinen Entschei¬ 
dungen im Eisenbahnwesen in technischer Beziehung beraten soll, und 
ein Wirtschaftsgericht, das die Eisenbahngesellschaften anrufen sollen, 
wenn Entscheidungen des Ministers auf dem Gebiet der Geldwirt- 
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schaft dazu Anlaß geben. Auch die endgültige Festsetzung der Tarife 
soll Sache dieses Gerichts sein. 

Weit heftiger werden die Pläne des Verkehrsministers von den 
Tageszeitungen angegriffen. Times bezeichnet das Ministerium ge¬ 
radezu als eine überflüssige Behörde und ist von diesem Standpunkt 
natürlich gegen jede Vermehrung seiner Befugnisse. Die vom Mini¬ 
sterium vorgeschlagene Neuregelung des Eisenbahnwesens wird als 
eine Verstaatlichung ohne Gegenleistung durch Bezahlung bezeichnet, 
ein Schlagwort, das auch an anderer Stelle namentlich in dem Sinn ge¬ 
braucht wird, daß damit Widerspruch gegen eine Erweiterung des Auf¬ 
sichtsrechts des Ministeriums über die Eisenbahnen erhoben werden soll. 
Der Engländer ist ja überhaupt sehr gegen eine Einmischung des 
Staats in Privatangelegenheiten, und er empfindet manches bereits als 
eine unberechtigte Einmischung, was in anderen Ländern nur als eine 
berechtigte Regelung durch die Gesetzgebung angesehen wird. In bezug 
aiutf das Eisenbahnwesen werden jetzt auch wieder Stimmen laut, die sich 
nicht nur gegen eine Erweiterung der Befugnisse des Verkehrsministe¬ 
riums richten, sondern die Rückkehr zu dem Vorkriegs-Zustand fordern, 
bei dem dfie Befugnisse des Hiandelsamts in bezug auf die Beaufsich¬ 
tigung des Eisenbahnwesens viel weniger weit gingen, als diejenigen 
des Verkehrsministeriums heute. 

Die hoffnunjgjsfreudige Stellung, die der Minister gegenüber der 
Möglichkeit einnimmt, günstige wirtschaftliche Ergebnisse des Be¬ 
triebs der englischen Eisenbahnen zu erzielen, stimmt wenig überein 
mit der Ansicht, die die Börse zurzeit von den Eisenbahnwerten hat. 
Als ein Beispiel sei nur angeführt, daß dias Anlagekapital der Midland- 
bahn im Nennwert von nahezu 204000 000 Pfd. Sterl., das im Jahr 1913 
einen Kurswert von rund 130 Millionen, hatte, Ende Oktober 1920 auf 
einen Kurswert von etwa 82,5 Millionen zurückgegangen war, also um 
47,5 Millionen an Wert verloren hatte. Ähnlich steht es mit den Anlage¬ 
werten der anderen führenden Eitsenbalingesellschaften. Die Schuld an 
dieser WertvermSnderung wird einerseits dem Staatsbetrieb, ander¬ 
seits der Unsicherheit zur Last gelegt, mit der die englischen Eisen¬ 
bahnen der Zukunft entgegensehen. In letzter Beziehung kann ohne 
Schwierigkeiten Abhilfe geschaffen werden. Ob sie allein den Erfolg 
haben wird, die Wertschätzung der englischen Eisenbahnwerte durch 
die Börse wieder auf den früheren Stand zu heben, scheint zweifelhaft. 

(Schluß folgt.) 
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Linienbetrieb oder Richtungsbetrieb 
in Bahnhöfen der Durchgangsform des Fernverkehrs'). 

Von 

Direktionsrat Dr.-Ing. Karl Günther, 

Vorstand der Neubauinspektion Bad Kissingren. 


(Mit Abbildungen.) 
(Schluß)!). 


IV. Berührungspunkte. 

A. Allgemeines. 

Die bisherigen früheren Ausführungen haben auch für die Be- 
rührungsbahnhöfe unverändert Geltung. 

B. Besprechung einzelner Anordnungen. 

V orbemerkungen. 

Auch hier gelten sinngemäß die früheren Ausführungen. 

Beim Berührungsbahnhof münden wie beim einfachen Kreuzungs- 
bahnhof von beiden Enden zwei Linien ein, nur mit dem Unterschied, 
daß die beim einfachen Kreuzungsbahnhof vorhandene Überkreuzung 
beider Bahnlinien wegfällt. Im wesentlichen gelten daher für die Be- 
rührungshahnhöfe die Ergebnisse der entsprechenden und jeweils ange¬ 
gebenen Anordnungen der einfachen Kreuzungsbahhhöfe. 

Der einfachste Fall eines Berxihrungsbahinhofs 
ist in Form eines einfachen Zwischenbahnhofs dadurch gegeben, daß an 
jedem Ende die einmündenden Bahnlinien zu einer Bahnlinie vereinigt 
werden. Diese Anordnung ist ibetriebsgefährlich und wenig leistungs¬ 
fähig und kann hierwegen auf die früheren Ausführungen bei den ein¬ 
fachen Trennungs- und einfachen Kreuzungsbahnhöfen verwiesen werden. 

Bis 1905 besaß Spandau diese Form. 

') Vgl. Archiv für Kiscnbalinwcsca S. 14 <>. 
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Anordnung 1. 

Berührungsbahnhof mit Linienbetrieb. 
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Es sind keine schienengleichen Kreuzungen vorhanden. Sämtliche 
acht Ein. und Ausfahrten sind gleichzeitig möglich. 

Es gellten, abgesehen von geringen selbstverständlichen Unter¬ 
schieden, die Ausführungen über den einfachen schienenfreien Kreuzungs¬ 
bahnhof mit Linienbetrieb (Anordnung 2, Abb. 49). 

Die Anordnung "des Linienbetriebs, wie in Abb. 55 angegeben, läßt 
sich auch dadurch erzielen, daß die Bahnlinie Oa—Wa an beiden Bahn- 
hofsenden die Linie O—W schienenfrei mittels Überführungsbauwerke 
kreuzt und sich nördlich des Gleises I und II neben diese legt. Abge¬ 
sehen davon, diaß acht überflüssige Kreuzungen schienenfrei beseitigt 
werden, ohne daß irgendwelche Vorteile entstehen, steht diese Anord¬ 
nung im merkwürdigen Gegensatz zu dem Beetreben, die Baukosten, die 
durch schdenenfreie Ausführungen erhöht werden, stets möglichst niedrig 
zu halten. Trotzdem haben derartige Berührungsbahnhöfe einigemal Ver¬ 
wendung gefunden, so in Karlsruhe vor dem neuesten Umbau, indem 
die Bahnlinie Graben-Neudorf—Durmersheim sowohl am östlichen Bahn- 
hofeende unter der Bahnlinie von Durlach, als auch am südwestlichen 
Bahnhofsende bei Beiertheim unter der Bahnlinie nach Ettlingen unter¬ 
führt wurde. Erst mit dem Umbau an neuer Stelle sind diese zwei Über¬ 
werfungen verschwunden, so daß nunmehr Karlsruhe als einfacher Be¬ 
rührungsbahnhof der Linie Graben-Neud'orf—Durmersheim (Rastatt) und 
Bruchsal—Ettlingen (Rastatt) der Anordnung 1 zu bezeichnen wäre. (Abb. 55.) 
Da jedoch gleichzeitig die Linie von Pforzheim (Bretten) bis Karlsruhe selb¬ 
ständig durchgeführt ist, die sich am w r estlichen Ende des Bahnhofe schienen- 
gleich mit der Linie nach Ettlingen vereinigt, ist Karlsruhe nach dem Umbau 
zugleich schienengleicher Trennungabahnhof mit Linienbetrieb, und nur 
bedingt hier anzuführen. Außerdem mündet die Bahnlinie von Karlsruhe 
Westbf. (Maxau und Graben) stumpf endigend westlich vom Empfangsge¬ 
bäude ein. Bin weiteres Beispiel ist Könitz, das als Berührungs¬ 
bahnhof der Bahnlinien Schneidemühl—Dirsohau und Neustettin—Lip- 

Archiv frtr F.menhmhnwesen. 1921. 22 
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pusch zu bezeichnen ist. Obwohl an beiden Enden Überwerfungsbau- 
werke vorhanden sind, ist trotzdem der Linienb^trieb beibehalten. In¬ 
wieweit im Einzel feile für diese eigentümliche Lösung örtliche Verhält¬ 
nisse, die Erhaltung des früheren Zustandes oder andere Gründe maß¬ 
gebend waren, kann aus der Literatur nicht ersehen werden. 

Anordnung 2. 

Schienengleicher Berührungsbahnhof mit Richtungsbetrieb. 

(Verschränkte Anordnung der Gliedse.) 

(>; 



Abb. 56. Schienengleicher Beriihrungsbahnhof mit Richtungsbetrieb. 


Die Zahl der schienengledchen Kreuzungen beträgt zwei. Die Aus¬ 
fahrt (Einfahrt) des Zuges Ia kreuzt die Einfahrt (Ausfahrt) des Zuges II. 
Von sämtlichen acht Ein- und 1 Ausfahrten sind nur sechs gleichzeitig 
möglich. 

Für diese Anordnung kann, wie in der nachstehenden Zusammen¬ 
stellung angegeben, auf die Anordnungen 3 und 5 der einfachen Kreu¬ 
zungsbahnhöfe (Abb. 50 und 52) verwiesen werden. 


Anordnung 3. 

Schienenfreier Berührungsbahnhof mit Richtungsbetrieb. 

(Verschränkte Anordnung der Gleise.) 



Abb. 57. Schienenfreier Berührungsbahnhof mit Richtungsbetrieb 
mit verschränkter Anordnung der (Reise. 


Da keine schienengleichen Kreuzungen vorhanden sind, sind sämt¬ 
liche acht Ein- und Ausfahrten gleichzeitig möglich. 

Für diese Anordnung gelten fast unverändert die Ausführungen 
beim schienenfrenen Kreuzungsbahnhof mit Richtungsbetrieb mit ver¬ 
schränkter Führung der Gleise. (Anordnung 4, Abb. 51.) 
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Anordnung 4. 

Schienengleicher Berührungsbahnhof mit Richtungsbetrieb. 

(Symmetrische Anordnung der Gleise mit vollständiger Zwischen¬ 
führung einer Linie.) 



Abb. 5S. Schionengleicher Berührungsbahnhof mit Uichtungsbetrieh 
mit symmetrischer Anordnung der Gleise. 


Ls sind vier schienengleicho Kreuzungen vorhanden und zwar zweier 
Einfahrten, zweier Ein- und Ausfahrten und zweier Ausfahrten. Wegen 
der Betriebsgefährlichikeit der Kreuzung zweier Einfahrten gelten die 
früheren Ausführungen, sonst sind hier die Ergebnisse des schienen, 
gleichen einfachen Kreuzungsbahnhofs mit Richtungsbetrieb mit sym¬ 
metrischer Anordnung der Gleise (Anordnung 5, Abb. 52) gültig. 


Anordnung 5. 

Schienenfreier Berührungsbahnhof mit Richtungsbetrieb. 

(Symmetrische Anordnung der Gleise mit vollständiger Zwischen¬ 
führung einer Linie.) 



Abb. .V.». Schienenfreier Berührungsbahnhof mit Birhtuugsbetrieb 
mit symmetrischerTAnorduung der Gleise 
unter vollständiger Zwischenführung einer Linie. 


Sämtliche acht Ein- und Ausfahrten sind gleichzeitig möglich, da 
keine schienengleichen Kreuzungen vorhanden sind. 

Es gelten die Ausführungen des schienenfreien einfachen Kreu¬ 
zungsbahnhofs mit Richtungsbetrieb mit symmetrischer Führung der 
Gleise (Anordnung 6, Abb. 53). . 

Den schienenfreien Berührungsbahnhof mit Richtungsbetrieb, bei 
dem Züge von einer auf die andere Linie übergehen können, erwähnt 
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O. Blum in seinem Aufsatz „Bemerkungen über Gleisentwicklungen 1 ' 
(Zbl. d B. 1902, S. 141 +, 152 +), und zwar als ein Beispiel für die 
Zweckmäßigkeit des Richtungsbetriebs. In der Eisenbahntechnik der 
Gegenwart (8. 496 +), als späterer Neubearbeitung dieser Abhandlung, 
fehlt allerdings dieser Zusatz über den Vorteil des Richtungsbetriebes. 
Als das Wesentliche dieser Anlage ist bezeichnet, daß durch die beiden 
Brücken ein nach Richtungen betriebener viergleisiger Streckenteil er¬ 
zielt wird. 

Die neueste Äußerung über diese Bahnhofsanordnung liegt von 
Cauer und Gleim im Gutachten über das Projekt der schweizerischen 
Bundesbahnen vom Juni 1916 zur Erweiterung des Hauptbahnhofs 
Zürich 'bei Besprechung der durch die Bahnhofserweiterung von Zürich 
bedingten Umgestaltung des Bahnhofs örlikon vor (1, S. 57). In 
diesen Durchgangsbahn'hof münd'et nach dem Entwurf dieser beiden Gut¬ 
achter von Süden die viergledsige nach Linien betriebene Strecke Zürich— 
örlikon ein, die nach Norden in die Linien nach Winterthur und Schaff¬ 
hausen auseinander läuft. Also ein einfacher Berührungsbahnhof zweier 
Bahnlinien mit Linienbetrieb. Hierzu ist ausgeführt: 

„Zweckmäßiger würde Richtungsbetrieb sein, einmal, damit die Züge 
nach Zürich stets an demselben Perron abfahren, dann auch, um ohne 
Überkreuzung anderer Gleise die beiden Gleispaare zwischen Zürich und 
örlikon vertretungsweise benutzen zu können. Da aber die Gleispaare 
auf dem Bahnhof Zürich linienweiee geordnet herauskommen, und da 
sie jenseits örlikon in derselben Ordnung weiterlaufen, so würde die 
Herstellung des Richtungsbetriebes im Bahnhof örlikon eine zweimalige 
Überwerfung bedingen, eine Anordnung, auf die als zu verwickelt und 
zu kostspielig verzichtet ist.“ 

Beim Umbau des Bahnhofs Spandau (1906—1913) hat diese An¬ 
ordnung praktische Anwendung im Fernverkehr gefunden, allerdings mit 
dem schon früher 'besprochenen Unterschiede, diaß am westlichen Bahn¬ 
hofsende die Linien O (Wittenberg) und Oa (Stendal) zunächst im Bahn¬ 
hof Spandau West vereinigt und erst östlich des Bahnhofs getrennt 
geführt sind. 

C. Zusammenfassung. 

1. Zugttbergttnge. 

Keine schienengleiche Kreuzung ist bei den Anordnungen 1. 
3 und 5 vorhanden, zwei schienengleiche Kreuzungen, je einer Ein¬ 
fahrt mit einer Ausfahrt, besitzt die Anordnung 2, am ungünstigsten ist 
die Anordnung 4 mit vier schienengleichen Kreuzungen und zwar zweier 
Einfahrten, zweier Ein- und Ausfahrten, zweier Ausfahrten. 
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die Anordnungen 1, 3 und 5 den dortigen Anordnungen 2, 4 und 6, die 
Anordnungen 2 und 4 den dortigen Anordnungen 5 und 3 gleichgesetzt 
werden. 

Zum Vergleich ist in der Abbildung 60 wie bei den einfachen 
Trennung»- und einfachen Kreuzungsbahnhöfen für den Berührungs¬ 
bahnhof und zwar mit Richtungsbetrieb mit symmetrischer Führung der 
Gleise der schienenfreie Durchgangsgrundsatz vollständig zur Durch¬ 
führung gebracht. Sieht man von den nicht zum System gehörigen beiden 
Streckenabzweigungen sowie von den entstehenden erheblichen Um¬ 
wegen alb, so ergibt sich auch hier für diese theoretische Form eine 
einfache Lösung, dia außer der Verbreiterung zweier vorhandener Über¬ 
führungsbauwerke nur zwei weitere Bauwerke nötig sind. In ähnlicher 
Weise ergeben sich die Glelsftthrungen für die anderen möglichen 
Lösungen. 

9 . Überholungen. 

Die Ausführungen bei den einfachen Kreuzungsbahnhöfen gelten 
unverändert. 

Über die bei dem Ausführungsbeispielen des Linienbetriebs ge¬ 
wählte Führung ist anzugeben: 

Drei seitliche Überholungsgleise, beiderseits außerhalb der durch¬ 
gehenden Hauptgleise gelegen, weist Treoichtlingen auf. 

Ein seitliches, auf der Außenseite gelegenes Uberho 1 ungsgleis be¬ 
sitzt Rheydt. 

Zwei zwischen den beiden sich berührenden Bahnlinien gelegene 
Überholungsgleise waren im alten Karlsruher Bahnhof vorhanden. 

Ein zwischen den beiden sich berührenden Bahnlinien gelegenes 
überholungsgleis ist in Wittenberge ausgeführt. 

3. Lage der Abstellgleise. 

Für die Lage der Abstellgleise zwischen den durchgehenden 
Gleisen sowie seitlich von ihnen, nördlich bei 1 und südlich bei r, kann 
ebenso wie bei den einfachen Kreuzungsbahnhöfen auf die Zusammen¬ 
fassung bei den einfachen Trennungsbahnhöfen für die Anordnungen 
mit vier Bahnsteiggleisen verwiesen werden, und zwar fiir die Anord¬ 
nung 1 auf die Ergebnisse für die Anordnung 3 der einfachen Tren¬ 
nungsbahnhöfe, für die Anordnungen 2, 3, 4 und 5 auf die Anordnungen 
9, 10, 11 und 12 der einfachen Trennungsbahnhöfe. 

Die Lage in den beiden Zwickeln ist auch hier für die schienen¬ 
freien Anordnungen des Richtungsbetriebs am günstigsten, dä für die An¬ 
ordnung 3 beim Aus- und Einsetzen bei Mitbenutzung des Überführungs- 
hauwerks jede Fahrtkreuzung wegfällt, für die Anordnung 5 nur eine 
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Ausfahrt (Lage z) notwendig ist. Für die schienengleichen Anord¬ 
nungen 1 und 2 sind dagegen für die Lage y und z eine Einfahrt- und 
Ausfahrtkreuzung erforderlich. Am ungünstigsten ist die Anordnung 4 
mit zusammen vier Ausfahrt- und zwei Einfahrtkreuzungen für die 
Lage z und vier Einfahrt- und zwei Ausfahrtkreuzungen für die Lage y. 

4. Führung der Gütergleise. 

Für den günstigsten Fall, daß Güterzüge über den Per¬ 
sonenbahnhof überhaupt nicht laufen, gelten die Aus¬ 
führungen bei den einfachen Kreuzungsbahnhöfen. Als Unterschied er¬ 
gibt sich nur für den Richtungsbetrieb (Anordnung 5), daß bei Mit¬ 
benutzung beider Überführungsbauwerke sämtliche acht Uberkreuzungen 
wegfallen. Derselbe kreuzungslose Lauf der Güterztige ist auch nach 
Abbildung 61 beim Linienbetrieb bei der bei Anordnung 1 angegebenen 
Abart mit zwei Überführungsbauwerken möglich. In Karlsruhe fand bis 
1912 diese Linienführung Anwendung. 



Auch wenn der Personenbahnhof Hauptgüter¬ 
gleise aufzunehmen hat, ergeben sich nur für die zweiseitig 
durchgeführten Gütergleise Änderungen, da von den acht Kreuzungen 
von Personen- und Güterzugsgleisen für die Anordnungen 3 und 5 bei 
Mitbenutzung der Überführungsbauwerke 4 bzw. 6 wegfallen. 

Bei den Beispielen gelangte folgende Führung der Gütergleise zur 
Ausführung. 

Seitlich gelegene durchlaufende Gütergleis? nur auf einer 
Seite besitzen Bad Münster a. St., Heilbronn, Merseburg, Rastatt, Saar¬ 
alben und Treuchtlingen. 

Seitlich gelegene durchlaufende Gütergleise auf beiden Seit e n 
sind in Wittenberge vorhanden. 
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In Mülheim (Rhein), Rheydt und Spandau sind im Personenbahnhof 
keine durchlaufenden Gütergleise vorhanden, da diese schon vorher aus 
den Personengleisen abgelenkt werden. 

5. Leistungsfähigkeit. 

Die früheren Ausführungen besitzen unverändert Geltung. 

6. Verkehrs Verhältnisse. 

Die Anfertigung einer eigenen Übersichtstabelle erübrigt sich, da 
die bei den einfachen Kreuzungsbahnhöfen gegebene nur mit dem geringen 
Unterschiede Verwendung finden kann, daß die Anordnungen 1, 2, 3, 1 
und 5 der Berührungsbahnhöfe den dort mit 1, 3, 4, 5 und 6 bezeichneten 
Anordnungen entsprechen. Am günstigsten ist daher auch hier der Rich¬ 
tungsbetrieb mit zwei Inselbahnsteigen, weil beim Umsteigen zwischen 
den Zügen gleicher Hauptrichtung jeder Bahnsteigwechsel mit zwei¬ 
maligem Treppensteigen wegfällt. Aych die übrigen früheren Fest¬ 
stellungen gelten unverändert. 


7. Umbauten. 

Ober die Entwicklung der als Beispiele angeführten Bahnhöfe in den 
letzten zwei Jahrzehnten ist zu berichten: 

Berührungsbahnhöfe mit Linien bet rie b: 

Treuclitlingen war bis 1909 schienengleicher Trennungsbahnhof mit 
Richtungsbetrieb mit verschränkter Führung der Gleise (Anordnung 9, 
Abb. 41). Könitz war bis 1905 schienengleicher Trennungsbahnhof mit 
Linienbetrieb der Bahnlinie Dirschau—Schneidemühl und Dirschau— 
Neustettin mit schienenfreier Kreuzung beider Bahnlinien nach der 
Trennung (Abb. 10), und es kann wegen dieser Anordnung auf die Aus¬ 
führungen im I. Abschnitt bei den Ausführungsbeispielen IA2 ver¬ 
wiesen werden. 

Berührungsbahnhöfe mit R i c h t u n g s b e t r i e b: 

Spandau besaß bis 1905 die einfachste Anordnung der Berührungs¬ 
bahnhöfe, indem an beiden Bahnhofsenden die beiden Zweiglinien 
schienengleich vereinigt waren. Vor dem neuesten großen Umbau 
1906—1913 war seit 1905 auf dem östlichen Bahnhofsende die Trennung 
der Gleise nach Charlottenburg und zum Lehrter Bahnhof schienenfrei 
gestaltet worden. 

8. Schiaßergebnis. 

Zusammenfassend ergibt sich, daß auch bei den Berührungsbahn¬ 
höfen wie bei den einfachen Kreuzungsbahnhöfen die schienenfreien 
Ausführungen des Rieht ungs betrieb» (Anordnung 3 und 5) Ivei 
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Uberwiegen des die Hauptrichtung beibehaltenden Übergangsverkehrs am 
günstigsten sind. Eine Feststellung, die dessen Anwendung beim Umbau 
des Bahnhofs Spandau bestätigt. Diese Feststellung besitzt aber auch für 
Bahnhöfe an viergleisigen Strecken und für Vorbahnhöfe (örlikon) Be¬ 
deutung, worauf jedoch im Rahmen der vorliegenden Abhandlung nur 
andeutungsweise hingewiesen werden kann. 

Der Eckverkehr erfordert auch hier bei allen Anordnungen je zwei 
Hauptgieiskreuzungen (eine Einfahrt- und eine Ausfahrtkreuzung). Es 
könnte also keine beider Betriebsarten den Vorrang beanspruchen. 
Bei den schienen freien Anordnungen des Richtungsbetriebs mit symme¬ 
trischer Führung der Gleise (Anordnung 6, Abb. 59) ist es jedoch mög¬ 
lich, diese vier Kreuzungen durch Streokenansohlüsse unter Benutzung 
der beiden Uberführungsbauwerke ganz zu vermeiden, so daß diese An¬ 
ordnung hierfür Vorteile besitzt. Die verschränkte Führung der Gleise 
des Richtungsbetriebs (Anordnung 3, Abb. 57) und der Linienbetrieb 
(Anordnung 1, Abb. 55) erfordern dagegen für den Eckverkehr ganzer 
Züge für die Außengleise an beiden Enden Bauwerke, die sämtliche vier 
Hauptgleise unter- oder überbrücken. 

Findet gar kein Zugübergang oder nur unbedeutender Zugüber¬ 
gang statt, so stellt selbstverständlich der Berührungsbahnhof mit Linien¬ 
betrieb die einfachste Lösung dar. 

Wegen ider Gesamtbeurteilung aller übrigen Punkte haben die 
Ergebnisse der einfachen Kreuzungsbahnhöfe Gültigkeit, soweit nicht 
vorstehend auftretende Unterschiede besonders erwähnt sind. 

V. Mehrfache Trennungsbahnhöfe. 

Während bei den einfachen Trennungs- und Kreuzungsbahnhöfen 
die Zahl der Grundformen, die bei allgemeiner Behandlung zu berück¬ 
sichtigen sind, immerhin eine beschränkte ist, wächst sie bei den mehr¬ 
fachen Trennungsbahnhöfen ganz gewaltig, da diese Grundformen für 
jeden Fall der Teilung einer Bahnlinie in drei, vier, fünf usw. Linien 
durchzubehandeln sind. 

Um im vorliegenden Falle zu einer einigermaßen befriedigenden 
Übersicht zu kommen, genügt es jedoch, nur jene Anordnungen von 
diesen zahlreich möglichen Fällen zu betrachten, die bei den Eisenbahn¬ 
verwaltungen zur Anwendung gelangten. Zunächst ergibt sich, daß der 
einfache Fall der Teilung einer Bahnlinie in drei Bahnlinien weitaus 
vorherrschend ist, so daß sich die weiteren Ausführungen hierauf in der 
Hauptsache beschränken können. Nachstehend ist eine Zusammen¬ 
stellung der hierfür zur Verwendung gelangten Anordnungen gegeben. 
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Daß die einfachste Anordnung (Anordnung 1 der Abb. 62) die be¬ 
triebsgefährlichste Lösung darstellt und auch wenig leistungsfähig ist, 
bedarf unter Beziehung auf die Anordnung 1 der einfachen Trennungs- 


Anordnung 1. 



Anordnung 2. 






niiiitiiiiiiiiiiiM.,n)i iiiiii.:»miiiinniniiiini.,tntimiiiiiinniitii 




s 

da, 

dt 


£ 6 . 


Anordnung 3. 


TT* 




IIIIIM'.illlllllMillllllllllimillh MllllltlllllMIIIIII 

fr. 


A- 


\EG. 




Anordnung 4. 



A n o !■ d n u n g 5. 



Abb. G-i. Zusammenstellung gebräuchlicher Anordnungen für die Spaltung einer 

Bahnlinie in drei Bahnlinien. 


bahnhöfe keiner weiteren Erörterung. Sie ist daher auch nur ausnahms¬ 
weise vorhanden. Zu dieser einfachsten Art der mehrfachen Trennungs¬ 
bahnhöfe ist auch die Vereinigung eines Durchgangs- und Kopfbahn¬ 
hofs zu rechnen, bei der die auf einer Seite stumpf endigenden Bahn- 



Abb. 03. Vereinigter Durchgang»- und Kopfbahnhol' 
zugleich schienengleicher mehrfacher Trennungsbahnhof mit Linienbetrieb 
mit Trennungspunkten an einem Balinliofsende. 

linien durch Weichenstraßen mit der durchgehenden Bahnlinie verbunden 
sind (Abb. 63), eine Anordnung, die sich dadurch ebenfalls als schienen- 
gleiehe Spaltung einer Bahnlinie an einem Bahnliofsende in mehrere 
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Bahnlinien nach dem Linienbetrieb darstellt. Beispiele sind Chemnitz, 
Neapel und Washington. Vorherrschend ist die schienengleiche Aus¬ 
führung mit Linienbetrieb und zwar vorwiegend mit Trennungspunkten 
vor der Bahnsteiganlage (Anordnung 2 der Abb. 62). Alle übrigen An¬ 
ordnungen sind dagegen nur in wenigen Beispielen vertreten. 

Die jeweiligen Fahrtstörungen lassen sich in gleicher Weise wie 
bei den einfachen Trennungsbahnhöfen für die einzelne Anordnung er¬ 
mitteln, ebenso welch« Fahrtausschlüsse sich <furch Herstellung von 
Brücken überhaupt nicht oder nur mit außerordentlichen Schwierigkeiten 
beseitigen lassen. Hierbei ist mit sechs Bahnsteiggleisen die selbst¬ 
ständige Einführung sämtlicher Zweiglinien angenommen, ferner ist 
vorausgesetzt, daß gleiche Verkehrsbeziehungen zwischen ihnen bestehen. 

Die Zahl der Kreuzungen beträgt beim Linienbetrieb für n Zweig- 
iiriien n—1, beim Reichtungsbetrieb mit verschränkter Führung der 
Bahnsteiggleise für n = 2, 3, 4, 5, 6 usw. 1, 3, 6, 10, 15 usw. beim R'roh- 
tungsbetrieb mit symmetrischer Führung der Bahnsteiggleise die doppelte 
vorstehende Anzahl, da gleichviel überflüssige Kreuzungen hinzu¬ 
kommen. Hiernach wäre zwar der Linienbetrieb dem Richtungsbetrieb 
überlegen; sobald jedoch die Kreuzungen durch Brücken ersetzt werden, 
ist der Richtungsbetrieb im allgemeinen viel günstiger als der Linien- 
betrteb (Oder 2. S. 136 — 140 +). 

Beim die Hauptrichtung beibehaltenden Verkehr 
mit Zugtrennungen und Zugzusammensetzungen kreuzt die Überführung 
von Zugteilen Ia auf I, Ib auf I, 1b auf Ia, Ila auf II, Ilb auf 
II, Ilb auf 11a und umgekehrt beim Richtungsbetrieb zwei Ausfahrten, 
beim Linienbetrieb acht Einfahrten und zwei Ausfahrten. Der Richtungs¬ 
betrieb ist daher dem Linienbetrieb überlegen. Durch Verwendung von 
Verschiebelokomotiven können bei letzterem die Einfahrtkreuzungen 
durch Ausfahrtkreuzungen ersetzt werden. Diese Ergebnisse gelten auch 
für den Übergang ganzer Züge. 

Beim Eckverkehr mit Zugtrennungen und Zugzusammen¬ 
setzungen kreuzt die Überführung von Zugteilen Ia auf II, I auf Ha, 
I auf Ilb, Ib auf II, Ia auf Ilb, Ib auf Ila und umgekehrt beim Linien¬ 
betrieb zusammen zehn Einfahrten und zehn Ausfahrten, beim Rich¬ 
tungsbetrieb zwölf Einfahrten und zwölf Ausfahrten. Die Verwendung 
von Verschiebelokomotiven bringt keine Verbesserung. Für den Eck¬ 
verkehr ganzer Züge ergeben sich die gleiche Anzahl Kreuzungen. Der 
Linienbetrieb ist daher etwas günstiger. 

Das Kehren der Züge sämtlicher einmündender Bahnlinien 
ist beim schienenfreien Linienbetrieb ohne Kreuzung einer anderen 
Fahrt möglich. Beim schienenfreien Richtungsbetrieb mit symmetrischer 
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Führung der Bahnsteiggleise ist nur für die in der Mitte liegende Haupt¬ 
linie kreuzungsloses Kehren möglich, für die beiden anderen Linien 
ergeben sich drei Einfahrt- und drei Ausfahrtkreuzungen, bei ver¬ 
schränkter Führung der Gleise zwei Einfahrt- und drei Ausfahrtkreu¬ 
zungen. Bei den schienengleichen Anordnungen werden gekreuzt eine 
Einfahrt, eine Ausfahrt (Linienbetrieb), acht Einfahrten, sechs Aus¬ 
fahrten (symmetrischer Richtungsbetrieb), zwei Einfahrten, vier Aus¬ 
fahrten (verschränkter Richtungsbetrieb). Hiernach ist der Linien¬ 
betrieb günstiger wie der Richtungsbetrieb, es ist aber zu berücksich¬ 
tigen, daß durch Weichenverbindungen die Zahl der Kreuzungen ver¬ 
ringert werden kann, zudem ist mit dem Kehren der Züge sämtlicher 
Bahnlinien nicht zu rechnen. 

Wegen der schienenfreien Ausführung des Durchlaufs der Bahn¬ 
linien gelten sinngemäß die Feststellungen bei den einfachen Trennungs- 
bahnhöfen. 

Mit zunehmender Zahl der in den Bahnhof einmündenden Linien 
wachsen die Schwierigkeiten, die aus der unregelmäßigen Gleisbenutzung 
entstehen, sei es, daß eine Strecke vorübergehend eingleisig betrieben 
oder der Verkehr einer Bahn vollständig über eine andere Bahnlinie 
gelenkt werden muß. Hierdurch entstehen ganz wesentliche Erschwe¬ 
rungen des Betriebs, so daß für entsprechende Weichenverbindungen 
Sorge zu tragen ist (Cauer 3, S. 91, 92). 

Für Überholungen sind die Anlagen des Rieht unigsbetriebs 
denen des Linienbetriebs überlegen, da die Bahnsteiggleise der ver¬ 
schiedenen Richtungen gegenseitig aushelfen können, ohne daß wie 
beim Linienbetrieb entgegengesetzt befahrene Zuggleise überkreuzt 
werden müssen. Audi bei Ausführung besonderer Personenzugüber¬ 
holungsgleise bleibt aus demselben Grunde diese Überlegenheit bestehen, 
da man diese grundsätzlich nach dem Richtungsbetrieb abspalten wird. 
Falls nur geringe Breitenausdehnung möglich ist, können selbstverständ¬ 
lich auch hier die Anordnungen mit Bahnsteigen von doppelter Zug¬ 
länge vorteilhaft Verwendung finden. Von den Anordnungen mit Linien¬ 
betrieb besitzen Hannover und Mannheim je drei, Basel Bd. Bf. zwei, 
für die Bahnlinie Basel—Frankfurt nach dem Richtungsbetrieb abge¬ 
spalten, Hildesheim ein Personenzugüberholungsgleis auf einer Außen¬ 
seite. Bei der Anordnung des Richtungsbetriebs in Dresden-Neustadt 
ist ein Personenzugüberholungsgleis in der Trennungsrichtung auf der 
Außenseite angeordnet. 

Für die Lage der Abstellgleise zwischen den Bahnsteig¬ 
gleisen sowie deren nördliche oder südliche seitliche Lage gelten die 
Ausführungen bei den einfachen Trennungsbahnhöfen, nur daß mit dem 
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Hinzutreten einer dritten Zweiglinie die Kreuzungen je zweier Haupt¬ 
gleise neu hinzukommen. Bei Anlage des Abstellbahnhofs in den 
Zwickeln ist auch hier der schienenfreie Richtungsbetrieb jedoch sowohl 
mit verschränkter, als auch mit symmetrischer Führung der Gleise 
weitaus am günstigsten, da bei Spaltung der Hauptlinie in n = 3, 4, 5, 
G usw. Zweiglinien das Aus- und Einsetzen sämtlicher Züge nur je 
1, 2, 3, 4 usw. Einfahrt- und Ausfahrtkreuzungen erfordern. Diese Kreu¬ 
zungen können zudem in ihrer Wirkung dadurch sehr abgeschwächt 
werden, daß man die beginnenden und endigenden Züge die günstigst 
gelegenen Bahnsteiggleise benutzen läßt. Der Linienbetrieb ist be¬ 
deutend ungünstiger, da er jedesmal die dreifache Anzahl mit 2 n-Kreu- 
zungen erfordert, wovon 54 Einfahrt-, V» Ausfahrtkreuzungen sind. 


Bei der Führung kler Gütergleise haben, falls Güter¬ 
züge überhaupt nicht über den Personenbahnhof laufen, auf einem 
Bahnhofsende bei Spaltung der Hauptlinie in n Zweiglnien jeweils die 
Gütergleise von n—1 Zweiglinien die Personengleise von n—1 Zweig¬ 
linien zu kreuzen. Hierdurch ergeben sich für n = 2, 3, 4, 5 usw. Zweig¬ 
linien 4 X n ^ n ’ ^ =4, 12, 24, 40 usw. Kreuzungen von Gütergleisen 

mit Personengleisen. Wenn diese Kreuzungen schienengleich oder auf 
lreier Strecke schienenfrei stattfinden, kann weder der Richtungsbetrieb 
noch der Linienbetrieb besondere Vorteile beanspruchen. Erfolgt die 
Abzweigung der Gütergleise beim schienenfreien Richtungsbetrieb 
jedoch noch innerhalb des Raumes der Überweisung der Personengleise, 
teo können sich bei günstigen örtlichen Verhältnissen für die schienen¬ 
freie Führung der Gütergleise ganz einfache Lösungen ergeben. Hierfür 
kann das nördliche Bahnhofsende des neuen Bahnhofs Darmstadt als 
Beispiel dienen (Ztg. D.E.V. 1918 (70) S. 730+). Da nämlich für den 
vorliegenden Fall die Bahnlinie nach Aschaffenburg als gegenstandlos 
nusscheiden kann, ist Darmstadt mehrfacher schienenfreier Trennungs¬ 
bahnhof mit Richtungsbetrieb mit symmetrischer Anordnung der Gleise 
der Bahnlinien Basel—Frankfurt, Basel—Mainz und Basel—Worms. 
(Abb. 62 Anordnung 5.) Besonders günstig ist jedoch die Möglichkeit 
der schienenfreien Spaltung der Personen- und Gütergleise der Bahn¬ 
linie nach und von Mainz. Wenn der Personenbahnhof Gütei- 
zuggleise aufzunehmen hat, so bedürfen auch hier nur die zwei¬ 
seitigen auf den Außenseiten durchgeführten Gütergleise besonderer 
Erwähnung. Bei den schienengleichen Anordnungen ergibt sich hierbei 
für den Richtungsbetrieb und Linienbetrieb die gleiche Anzahl von Kreu¬ 


zungen, und zwar für n Zweiglinien 


5 X (n — 1) X n, 
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n = 2, 3, 4, 5 usw. 5,. 15, 30, 50 usw. Von diesen Kreuzungen sind % 
Kreuzungen von Personen- und Güterzügen, % Kreuzungen von Güter¬ 
zügen mit Güterzügen. Letztere sind nur Einfahrt- und Ausfahrtkreu¬ 
zungen, von ersteren sind H Kreuzungen zweier Einfahrten, % Kreu¬ 
zungen einer Einfahrt und Ausfahrt, % Kreuzungen zweier Ausfahrten. 
Bei den schienenfreien Anordnungen ist jedoch der Richtungsbetrieb 
dem Linienbetrieb bedeutend überlegen, weil die Überführungsbauwerke 
für die schienenfreie Führung der Gütergleise Mitbenutzung finden 
können. Hierdurch ergibt sich eine ganz bedeutende Abminderung der 
Kreuzungen, und zwar ist diese Verringerung bei der symmetrischen 
Anordnung der Bahnsteiggleise günstiger als bei deren verschränkter 
Anordnung. Beispielsweise bleiben bei der Spaltung einer Linie in drei 
Linien von den 15 schienengleichen Kreuzungen nur 6 (3 Kreuzungen 
zweier Einfahrten, 3 Kreuzungen zweier Ausfahrten) bzw. 3 (1 Kreu¬ 
zung zweier Ausfahrten, 2 Kreuzungen zweier Ausfahrten) übrig. 

Zur Übersicht sei die bei den Ausführungsbeispielen angewandte 
Führung der Gütergleise angefügt. 

Mehrfache Trennungsbahnhöfe mit Linienbetrieb: 

Seitlich gelegene durchlaufende Gütergleise nur auf einer 
Außenseite besitzen Crefeld, Harburg, Mannheim Hbf., Marienburg, 
Stargard (Pom.). 

Seitlich gelegene durchlaufende Gütergleise auf beiden Außen¬ 
seiten besitzen Basel und Kohlfurt. 

Zwischen den Personengleisen durchlaufende Güter¬ 
gleise sind in Hannover Hbf. vorhanden. 

Mehrfache Trennungsbahnhöfe mit Richtungs- und Linienbetrieb: 

Auf beiden Außenseiten durchlaufende Gütergleise besitzt 
Dirschau, zwischen den Personengleisen durchlaufende Hamburg Hbf. 

Mehrfache Trennungsbahnhöfe mit Richtungsbetrieb: 

Auf einer Außenseite durchlaufende Gütergleise besitzt 
Dresden-Neustadt. 

Wegen der Leistungsfähigkeit kann auf die früheren Aus¬ 
führungen verwiesen werden. 

Noch weniger als bei den einfacheren Anordnungen ist es hier 
mit der Zunahme der einmündenden Bahnlinien möglich, für die Ver- 
k e h r s v c r h ä 11 n i s s e eine Bahnsleijganiage zu schaffen, bei der für 
den gesamten Umsteigeverkehr jeder Bahnsteigwechsel mit zweimaligem 
Treppensteigen wegfällt. Es muß daher im Einzelfalle geprüft werden, 
welche Bahnsteigordnung für die maßgebenden vorhandenen Verkehrs¬ 
beziehungen am günstigsten ist. Allgemein bietet der Richtungsbetrieb 
für den Übergang in gleicher Hauptrichtung Vorteile, da die Vertretungs- 
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möglichkeit der Bahnsteiggleise für die Übergangszüge den Einlauf an 
demselben Bahnsteig zuläßt. Ein Vorteil, der Beachtung verdient, umso¬ 
mehr, da die Verkehrsbeziehungen eines Knotenpunktes wechselnder 
Art sind. 

Die Durchsicht der Entwicklung der Ausführungs¬ 
beispiele in den letzten beiden Jahrzehnten ergibt, daß Basel Bd. Bf. 
und Hamburg Hbf. an anderer Stelle vollständig neu erbaut wurden. 
An alter Stelle erfuhren größere Umbauten Crefeld' und die Hauptbahn¬ 
höfe Hannover, Hildesheim und Mannheim. Saalfeld war bis 1900 ver¬ 
einigter Durchgang^- und Kopfbahnhof, bei dem die Linien von Gösch¬ 
witz und Arnstadt auf der Nordseite des Empfangsgebäudes stumpf 
endigten. 

Als Zusammenfassung ergeben sich auch hier wie 'bei den ein¬ 
fachen Trennungsbahnhöfen für die schienen freie Anordnung des Richtungs- 
betriebs Vorteile, vor allem wenn ein gleichmäßiger Durchgangsver¬ 
kehr von der Hauptlinie nach allen Zweiglinien vorliegt. Daß zur Er¬ 
reichung größerer Leistungsfähigkeit der Richtungsbetrieb den Vorzug 
verdient, ist verschiedentlich ausgesprochen. 

„Die größere Leistungsfähigkeit des Richtungsbetriebs erklärt 
sich daraus, daß die Perrongleise in erheblichem Maße zur gegen¬ 
seitigen Vertretung herangezogen werden können.“ (Cauer, Gleim 1, 
S. 77.) 

„Eine Aushilfe bei besonders großem Verkehrsandrang ist beim 
Linienbetrieb nicht in dem Maße möglich wie beim Richtungsbetriebe; 
schon aus diesem Grunde muß jener in der Leistungsfähigkeit Zurück¬ 
bleiben.“ (Schroeder 1, S. 203.) 

Die Überprüfung dieses Schlußergebnisses auf Grund der Aus¬ 
führungsbeispiele bringt keine unbedingte einwandfreie Bestätigung, 
denn mehrfache schienenfreie Trennungsbahnhöfe mit vollständigem 
Richtungsbetrieb (Anordnung 5, Abb. 62) sind bisher im Fernverkehr 
nicht zur Ausführung gekommen. Der als Beispiel gewählte Bahnhof 
Dresden-Neustadt gehört nur bedingt hierher, da von den drei sich spal¬ 
tenden Bahnlinien zwei Bahnlinien eine viergleisige nach Richtungen 
betriebene Strecke bilden. Ebenso kann Darmstadt nur teilweise als 
Beispiel dienen, wie bei der Besprechung der Führung der Gütergleise 
angegeben ist. 

VI. Mehrfache Kreuzungsbahnhöfe. 

Eine große Mannigfaltigkeit der möglichen Anordnungen ergibt 
sich, je nachdem drei, vier, fünf usw. Linien kreuzen. Da jedoch auch 
bei diesen Bahnhofsformen der einfachste Fall der Kreuzung von nur 
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drei Bahnlinien vorherrschend ist, genügt es im Rahmen des folgenden 
Überblicks, die Betrachtungen in der Hauptsache auf diesen F^ll zu be¬ 
schränken. Im allgemeinen sind die Gleispläne ähnlich wie bei den ein¬ 
fachen Kreuzungsbahnhöfen mit nur zwei Bahnlinien ausgestaltet. 

A n o r d n u n g 1: 

Schieilengleicher Linienbetrieb. 



A nonlnung 2: 


Schienenfreier Linienbetrieb. 
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A nordnu ug 3: 

Schienengleicher Richtungsbetrieb mit symmetrischer Führung 

der Gleise. 
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Anor (1 ii u n g 1: 

Schienenfreier Richtungsbetrieb mit symmetrischer Führung der Gleise. 



Abb. G4. Mehrfacher Kreuzungsbahnhof dreier Bahnlinien. 
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Am günstigsten sind die schienenfreien Anordnungen 2 und 4, da 
die 12 Ein- und Ausfahrten sämtlicher sechs einmündender Bahnlinien 
gleichzeitig möglich sind. Bei den schienengleichen Anordnungen 1 und 
3 sind dagegen je 12 schienengleiche Kreuzungen vorhanden. Der Rich¬ 
tungsbetrieb ist jedoch dem Linienbetrieb bedeutend überlegen, da sich 
diese Kreuzungen aus 6 Einfahrt—Ausfahrt- und 6 Ausfahrt—Ausfahrt¬ 
kreuzungen zusammensetzen, während beim letzteren 3 betriebsgefähr¬ 
liche Einfahrt—Einfahrt-, 6 Einfahrt—Ausfahrt- und nur 3 Ausfahrt— 
Ausfahrtkreuzungen vorhanden sind. Dementsprechend sind hei An¬ 
ordnung 3 sämtliche Einfahrten gleichzeitig möglich sowie zwei Aus¬ 
fahrten, dagegen bei Anordnung 1 nur vier Einfahrten und vier Aus¬ 
fahrten. Die weitere Mithehandlung des schienengleichen 
Linienbetriebs erübrigt sich daher, zudem ihm aus diesem 
Grunde die praktische Anwendung versagt blieb. Dasselbe gilt für den 
schienengleichen Richtungsbetrieb mit verschränk¬ 
ter Führung der Gleise, weshalb auch dessen besondere Abbil¬ 
dung unterblieb. 

Die jeweiligen Fahrtstörungen lassen sich in gleicher Weise wie 
bei den einfachen Trennungs- und Kreuzungsbahnhöfen ermitteln, wobei 
ebenfalls für die allgemeine Untersuchung zwischen den drei kreuzenden 
Bahnlinien gleiche Verkehrsbeziehungen vorauszusetzen sind. Ebenso 
können jene Fahrtkreuzungen festgestellt werden, die ihrer schienen¬ 
freien Gestaltung außerordentliche Schwierigkeiten bereiten oder über¬ 
haupt nicht schienenfrei gestaltet werden können. 

Beim die Hauptrichtung beibehaltenden Verkehr 
mit Zugtrennungen und Zugzusammensetzungen ist der Richtungsbetrieb 
dem Linienbetrieb bedeutend überlegen, weil die Überführung von Zug¬ 
teilen Ia auf I, Ib auf I, Ib auf Ia, Ila auf II, Ilb auf II, Ilb auf Ila 
und umgekehrt beim Richtungsbetrieb zusammen nur 2 Ausfahrten, beim 
Linienbetrieb dagegen 8 Einfahrten und 2 Ausfahrten kreuzt unter der 
Voraussetzung, daß diese Übergänge durch besondere Weichenverbin¬ 
dungen innerhalb der Hauptgleiskreuzungen erfolgen können. Die Ver¬ 
wendung von Verschiebelokomotiven bietet für den Linienbetrieb Vor¬ 
teile, da die Kreuzungen der Einfahrten in Ausfahrtkreuzungen ver¬ 
wandelt werden. Dieselben Ergebnisse liefert der Übergang ganzer Züge. 

Beim Eck verkehr mit Zugtrennungen und Zugzusammen¬ 
setzungen kreuzt die Überführung von Zugteilen Ia auf II, I auf Ila, 
I auf Ilb, Ib auf II, Ia auf Ilb, Ib auf Ila und umgekehrt beim Linien¬ 
betrieb zusammen 10 Einfahrten und 10 Ausfahrten, beim Richtungs¬ 
betrieb 12 Einfahrten und 12 Ausfahrten. Die Verwendung von Ver¬ 
schiebelokomotiven bringt keine Verbesserung. Für den Eckverkehr 
Archiv fflr Eisenbahnwesen. 1021. 23 
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ganzer Züge gelten ebenfalls diese Werte. Der Linienbetrieb ist daher 
etwas günstiger. Die schienenfreie Gestaltung ist durch Strecken¬ 
anschlüsse usw. in ähnlicher Weise, wie früher angegeben, möglich. 

Das Kehren der Züge kann beim schienenfreien Linienbetrieb 
für sämtliche sechs Richtungen kreuzungslos erfolgen, beim schienen¬ 
freien Richtungsbetrieb nur für zwei Richtungen, die übrigen vier Rich¬ 
tungen erfordern 6 Einfahrt- und 6 Ausfahrtkreuzungen. Der Linien¬ 
betrieb ist bedeutend günstiger. Dieser Vorteil darf jedoch nicht allzu 
hoch bewertet werden, da ein unmittelbares Kehren sämtlicher Züge bei 
einem großen Eisenbahnknotenpunkt ohne vorherige Benutzung der Ab¬ 
stellgleise ausgeschlossen ist, außerdem können durch Benutzung der 
Hilfsverbindungen der Streckengleise diese Kreuzungen abgemindert 
werden. 

Für die schienenfreie Anordnung des Richtungsbetriebes ermittelt 
Kecker Vorteile durch die Anlage zweier Übergabegleise zwischen 
den beiden Gleisgruppen. (Organ 1897 (1) S. 4, 5.) Diese Anregung ist 
auch deshalb wertvoll, weil hervorgehoben wird, daß sich derartige 
Gleise vorzüglich auch bei der Überführung von Lokomotiven von einem 
Bahnhofsende an das andere entgegengesetzte bewähren und damit die 
Wichtigkeit von Durchlaufgleisen betont wird. 

Natürlich nimmt mit wachsender Zahl der kreuzenden Bahnlinien 
die Schwierigkeit ungestörten und nicht störenden, beliebigen Zugüber¬ 
gangs zu, denn „selbst auf Kreuzungsbahnhöfen für zwei Eisenbahnen 
ist es nicht möglich, für alle erdenkbaren Ubergangsbeziehungen in ein¬ 
facher Weise kreuzungsfreie Anschlüsse zu schaffen.“ (Cauer 3, S. 115.) 

Oder empfiehlt die Gleise jener Bahnlinien, zwischen denen ein 
starker Übergang in gleicher Hauptrichtung stattfindet, richtungsweise 
zu ordnen. (2, S. 198.) Auf seine grundlegenden Anschauungen über die 
Kreuzungsbahnhöfe vier- und mehrgleisiger Strecken sei verwiesen. 
(2, S. 199, 200+.) 

Auch hier kann, wie in den früheren Abschnitten, die schienenfreie 
Ausführung des Durchlaufs der Bahnlinien in Betracht gezogen werden. 

Für die Überholungen gelten die Ausführungen bei den mehr¬ 
fachen Trennungsbahnhöfen. Die Höchstzahl von Überholungsgleisen, 
je 2 nach dem Richtungsbetrieb angeordnet für 4 Bahnlinien, 1 Gleis für 
Sonderzüge, 4 Gleise als Reserve, zusammen 21 Bahnsteiggleise besitzt 
Nürnberg Hbf. Da hierzu noch 2 Durchlaufgleise ungefähr in der Mitte 
der Anlage und 4 Hinterstellgleise auf der dem Empfangsgebäude gegen¬ 
überliegenden Außenseite kommen, ist Nürnberg mit 27 gleichlaufenden 
Gleisen der breiteste Durchgangsbahnhof Europas und wahrscheinlich 
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der Welt. Köln Hbf. verfügt über 18 Bahnsteiggleise (9 mit doppelten 
Zuglängen nach Abb. 47a). 

über die Abstellgleise ist anzugeben, daß die Schwierigkeiten, für 
hier eine allen Bedürfnissen gleichmäßig entsprechende Lage zu f nden, 
selbstverständlich mit zunehmender Zahl der einmündenden Bahnlinien 
wächst, und zwar allgemein ohne Rücksicht auf die Form des Bahnhofs 
und die Art seiner Lage zum Bahnnetz. Insbesondere sind bei diesen 
größeren Knotenpunkten zunächst verschiedene grundlegende Fragen 
zu lösen, beispielsweise, ob ein einziger einheitlicher Abstellbahnhof 
oder dessen Teilung in mehrere Anlagen je zwischen den Hauptgleisen 
der einezlnen Linien Vorteile bietet usw. Unter Berücksichtigung der 
jeweiligen Verkehrsverhältnisse ergeben sich im Einzelfalle zahlreiche 
Möglichkeiten zum Vergleich, je nachdem durchgehender, beginnender 
und endigender Verkehr auf den Bahnlinien vorherrscht und Zugüber¬ 
gänge zwischen den Linien erfolgen. Wegen der sich hiernach ergeben¬ 
den Grundformen, deren Vor- und Nachteile kann auf die grundlegenden, 
ausführlichen Abhandlungen über Abstellbahnhöfe von Oder und 
Blum, sowie von Cauer verwiesen werden. Wie es möglich ist, auch 
bei beschränkten örtlichen Verhältnissen mit Zwischenschaltung von 
Wartegleisgruppen einen Abstellbahnhof mit schienenfreien Gleisver¬ 
bindungen an einem Bahnhofsende anzuordnen, hierfür können die ver¬ 
schiedenen Entwürfe von Cauer und Gleim für den Umbau des 
Züricher Hauptbahnhofs als Beispiel dienen. 

Die mehrfachen Kreuzungsbahnhöfe bilden Verkehrsknotenpunkte 
höherer Ordnung der einzelnen Eisenbahnsysteme. Die Beurteilung der 
Führung der Gütergleise kann sich daher hier auf den Fall 
beschränken, daß Gütergleise den Personenbahnhof überhaupt nicht be¬ 
rühren, da man den vollständig getrennten Lauf der Güterzüge in die 
unabhängig vom Personenbahnhof gelegenen Verschiebebahnhöfe unter 
allen Umständen anstreben wird. Bei dieser Sachlage kann weder der 
Richtungsbetrieb noch der Linienbetrieb einen besonderen Vorteil bean¬ 
spruchen, da auf freier Strecke jeweils die Gütergleise einer Bahnlinie 
Personengleise anderer auf demselben Bahnhofsende einmündender 
Bahnlinien überkreuzen müssen. Diese Überkreuzungen sind, wie schon 
früher besprochen, möglichst schienenfrei auszugestalten. Tatsächlich 
liegt auch diese vollständig schienenfreie Führung der Gütergleise bei 
den großen Verkehrsknotenpunkten Halle und Köln vor, ebenso bei 
Nürnberg, mit Ausnahme je einer sch'enengleichen Kreuzung auf der Ost- 
und Westseite in Nürnberg-Dutzendteich und in Fürth. Auf einer 
schienenfreien Spaltung der Gütergleise und der Personengleise ist in 
sämtlichen Beispielen verzichtet. Von den übrigen Beispielen, bei denen 
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diese Trennung der Gütergleise noch nicht zur Durchführung gelangt 
ist, besitzen Cottbus und Pilsen auf beiden Seiten außen gelegene seitlich 
durchlaufende Gütergleise. In Coesfeld sind auf einer Außenseite seit¬ 
lich gelegene und zwischen den Personengleisen gelegene durchlaufende 
Gütergleise vorhanden. 

Außerordentlich wichtig ist die Frage, mit welcher Leistungs¬ 
fähigkeit man bei diesen verwickelteren Formen der großen Eisen¬ 
bahnknotenpunkte im einzelnen Falle rechnen kann. Günstigerweise 

liegen hierüber aus neuester Zeit wertvolle Angaben vor. In Zürich 

• 

kreuzen die drei Bahnlinien Berlin—Gotthard—Mailand, Paris—Arl¬ 
berg—Wien, München—Bodensee—Lyon. Anläßlich des Umbauprojektes 
des derzeitigen Züricher Kopfbahnhofs haben sich die Verfasser der 
Expertenentwürfe Cauer und Gleim mit deren zu erwartender 
Leistungsfähigkeit eingehender befaßt. Unter Betonung, daß es schwie¬ 
riger als für den Kopfbahnhof für einen Bahnhof in Durchgangsform sei, 
für dessen Leistungsfähigkeit Zahlen aus bestehenden Bahnhöfen abzu¬ 
leiten, nehmen die Gutachter unter Beziehung auf die Betriebsergebnisse 
des Hauptbahnhofs Hamburg (Verkehr 1912: im Durchschnitt wurden 
64 Fahrten auf einem Gleise bewältigt, während auf einzelnen Gleisen 
76, 90 und selbst 106 planmäßige Fahrten stattfanden) für ihren Ent¬ 
wurf des Durchgangsbahnhofs Zürich vom März 1918 bei kreuzungs¬ 
freien Ein- und Ausfahrten, beinahe unbegrenzter gegenseitiger Ver¬ 
tretungsfähigkeit der Perrongleise, weitgehender Beschränkung von 
Hauptgleiskreuzungen bei Rangierfahrten, guten Verbindungen zum Ab- 
stellbalinhof, reichlichen Wartegleisgruppen die durchschnitt¬ 
liche Leistungsfähigkeit eines Bahnsteiggleises 
zu 75 Zügen und für die 16 vorgesehenen Bahnsteiggleise die Bewälti¬ 
gung von 1200 unter Berücksichtigung der durchlaufenden Züge im Ver¬ 
gleich mit dem Kopfbahnhof von 1400 täglichen Zügen ohne Schwierig¬ 
keit an. (1, S. 78/79.) Unter Annahme vollständig gleicher Zugverteilung 
auf die einzelnen Tageszeiten und Stunden und einer Betriebsdauer von 
täglich 20 Stunden ergibt sich für jedes Bahnsteiggleis eine Zugfolgezeit 
von rund 13 Minuten, 4,n Züge/Stunde. Bei nachträglicher Anlage eines 
besonderen Lokalbahnhofs quer unter dem Fernbahnhof (Entwürfe April 
und Mai 1919) und mit schienenfreiem Durchlauf aller Linien, wird die 
Gesamtleistungsfähigkeit im ganzen zu 2000 Zügen angenommen. 
(2, S. 13.) 

Für die V erkehrs Verhältnisse gelten die Ausführungen 
bei den mehrfachen Trennungsbahnhöfen. 

Von den mehrfachen Kreuzungsbahnhöfen zählen zu den letzten 
größeren Umbauten Köln a. Rh. Hbf., Mülheim a. Rh., Nürnberg Nbf. 
und Pilsen. 
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Zu8ammenfas8end ist festzustellen, daß zwar allgemein bisher bei 
den mehrfachen Kreuzungsbahnhöfen die schienenfreie Anordnung des 
Linienbetriebes (Abb. 27) zur Anwendung gelangte, daß jedoch der 
neueste Umbau von Köln als schienenfreier Kreuzungsbahnhof mit Rich¬ 
tungsbetrieb (Abb. 28) aufgeftihrt ist, nur mit dem Unterschied, daß die 
von Osten und Westen einmündenden drei Bahnlinien schienenfrei zu 
viergleisigen nach Richtungen betriebenen Bahnlinien vereinigt sind. 
Der Hauptgrund ist jedenfalls darin zu suchen, daß der Richtungsbetrieb 
als Vorbedingung für eine große Leistungsfähigkeit die möglichst gleich¬ 
mäßige Zugverteilung auf sämtliche Bahnsteiggleise durch deren gegen¬ 
seitige Vertretungsmöglichkeit erfüllt, ohne daß Hauptgleise entgegen¬ 
gesetzter Richtung überkreuzt werden müssen. Beim Umbauentwurf 
für Zürich kommt als wesentliche Verbesserung hinzu, daß, wie schon 
früher erwähnt, der schienenfreie Durchlauf aller Bahnlinien nach 
Abb. 48, 2a in Vorschlag gebracht ist. Zürich kann jedoch hier nur be¬ 
dingt miterwähnt werden, da die drei kreuzenden Bahnlinien in drei Vor¬ 
bahnhöfen zusammengeführt sind, so daß seine Hauptbesprechung bei 
den einfachen Trennungsbahnhöfen erfolgte. Nürnberg, Köln, Zürich 
sind hervorragende Marksteine in der Entwicklung des neuzeitlichen 
Balmhofbaues. Jedenfalls hatte Schi mp ff se vor Augen, wenn er 
die Feststellung macht, „daß neuere Kreuzungsbahnhöfe gewöhnlich 
nach dem Grundsatz des Richtungsbetriebs angelegt werden“. (Wand¬ 
kalender Deutscher Ingenieure 1920.) 

VII. Vereinigte Trennungs- und Kreuzungsbahnhöfe. 

Auch diese Form läßt eine große Mannigfaltigkeit der Anordnungen 
zu. Um trotz dieser Vielgestaltigkeit auf Grund der bei den einfachen 
Trennungs- und Kreuzungsbahnhöfen für beide Betriebsarten entwickel¬ 
ten Vor- und Nachteile für den Betrieb und Verkehr zu einem befriedi¬ 
genden Überblick zu kommen, ist die Einteilung der Ausführungsbei¬ 
spiele in durch Vereinigung dieser Grundformen entstehende Gruppen 
erfolgt. Abb. 65 gibt eine übersieht der gebräuchlichen Anordnungen. 

Bei diesen zusammengesetzten Bahnhofsformen ist die Betriebsart 
nicht immer in ganz einfacher Weise zu bestimmen, und die Meinungen 
können vollständig auseinandergehen. So reiht beispielsweise C a u e r 
den neuen Bahnhof Darmstadt in die Bahnhöfe ein, die im Prinzip nach 
dem Richtungsbetrieb angelegt sind, und zwar als einziges Beispiel der 
Anordnung eines Kreuzungsbahnhofs in Durchgangsform mit schienen¬ 
freier Kreuzung der Hauptgleise, allerdings kein eigentlicher Kreuzungs¬ 
bahnhof in Durchgangsform, in dem die Bahn Frankfurt a. M.—Heidel¬ 
berg von der mit Spitzkehre sich spaltenden Bahn Asehnffenburg— 
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Worms, Mainz gekreuzt wird (3, S. 80+). Dr.-Ing. Schroeder da¬ 
gegen bezeichnet Darmstadt als einen für den Linienbetrieb einge¬ 
richteten Durchgangsbahnhof (2, S. 96). 
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Anordnung 1 . 
Linienbetrieb. 
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Anordnung 2. 

Linien- und Richtungsbetrieb. 



Anordnung 3. 

Schienengleicher Richtungsbetrieb. 



Anordnung 4. 
Schienenfreier Richtnngsbetrieb. 
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Abb. 05. Zusammenstellung der gebräuchlichen Anordnungen vereinigter 
Trennung»- und Kreuzungsbahnhöfe. 


An schienengleichen Kreuzungen besitzt Anordnung 4 keine, An¬ 
ordnung 1 eine Einfahrt-Ausfahrtkreuzung, Anordnung 2 drei Einfahrt— 
Ausfahrt-, zwei Ausfahrt—Ausfabrtkreuzungen, Anordnung 3 vier Ein¬ 
fahrt—Ausfahrt-, drei Ausfahrt—Ausfahrtkreuzungen. Da die betriebs¬ 
gefährliche Kreuzung zweier Einfahrten nirgends vorliegt, können 
daher von den fünf Bahnlinien gleichzeitig fünf Züge einfahren. Die 
gleichzeitige Ausfahrtsmöglichkeit ist entsprechend den vorstehend 
angegebenen schienengleichen Kreuzungen dagegen nicht gleich günstig. 
An erster Stelle stehen die Anordnungen 1 und 4, da bei ihnen gleich¬ 
zeitig ebenfalls fünf Züge nach den fünf Bahnlinien ausfahren können, 
dann folgen die Anordnungen 2 und 3 mit der gleichzeitigen Ausfahrts- 
möglichkeit von nur drei Zügen. 

Die Anordnung des Linienbetriebs setzt sich, aus der Vereinigung 
dos einfachen schienenfreien Kreuzungsbahnhofs und des einfachen 
echienengleichen Trennungsbahnhofs zusammen (Anordnung 1 der 
Abb. 65). Die Vereinigung des Linien- und R'chtungsbetriebs entsteht 
ebenfalls durch die Vereinigung dieser beiden vorstehenden Grund¬ 
formen der einfachen Trennungs- und Kreuzungsbahnhöfe, nur besteht 
der Unterschied, daß die abzweigende Linie die eine der beiden kreu¬ 
zenden Bahnlinien schienengleich mit Richtungbetrieb kreuzt (Anord- 
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rning 2 der Abb. 65). Der schienengleiche Richtungsbetrieb wird aus 
dem einfachen schienengleichen Kreuzungsbahnhof mit Richtungsbetrieb 
und dem einfachen schienengleichen Trennungsbahnhof mit Richtungs¬ 
betrieb gebildet (Anordnung 3 der Abb. 65). Der schienenfreie Rich¬ 
tungsbetrieb ist die Vereinigung eines schienenfreien einfachen Kreu¬ 
zungbahnhofs mit Richtungsbetrieb und eines schienenfreien einfachen 
Trennungsbahnhofs mit Richtungsbetrieb (Anordnung 4 der Abb. 65). 
Es genügt daher der Hinweis, daß die Ermittlung der jeweiligen Fahr¬ 
störungen und Beseitigung von Fahrtausschlüssen durch Überführungen 
bei den verschiedenen Zugübergängen usw. in ähnlicher Weise wie bei 
den zur Bildung verwendeten Grundformen der einfachen Trennungs¬ 
und Kreuzungsbahnhöfe in Anlehnung an die dort gewählte Tabellen- 
form erfolgen kann. 

Die Spaltung einer Bahnlinie in vier Bahnlinien und zwar durch 
Bildung zweier Hauptgleisgruppen, deren jede aus vier nach Richtungen 
geordneten Gleisen besteht, während die Spaltung in diese, beiden 
Gruppen schienengleich nach dem Linienbetrieb (Abb. 25) erfolgt, ist 
im Bahnhof Hamburg vorliegend. Die im vorigen Abschnitt angegebene 
große Leistung dieser Anlage (1912) erklärt sich nach C a u e r und 
Gleim daraus, daß Hamburg eine Trennungsstation mit teilweise durch¬ 
geführtem Richtungsbetrieb ist, auf der die Perrongleise in erheblichem 
Maße zur gegenseitigen Vertretung herangezogen werden. Doch ist der 
Richtungsbetrieb nicht vollständig durchgeführt; die eine Haupteinfahrt 
kreuzt mit der einen Hauptausfahrt, und ferner sind die Verbindungen 
mit dem Abstellbahnhof nicht einwandfrei, indem die Fahrten dahin und 
von dort nicht nur viele Kreuzungen mit Zugfahrten erfordern, sondern 
auch bei der einen Hälfte der Perrongleise nur mit einer mehrere Haupt¬ 
gleise kreuzenden Spitzkehre erfolgen können. Wartegleise sind nicht 
vorhanden. (1, S. 77, 78.) 

Der Vollständigkeit halber sei noch die Besprechung der schäenen- 
gleichen Teilung einer viergleisigen nach Richtungen betriebenen Bahn¬ 
linie (zwei Fern-, zwei Vorortgleise) in zwei zweigleisige oder drei 
zweigleisige Bahnen, sowie der schienenfreie Anschluß mit Linienbetrieb 
einer dritten Bahnlinie an zwei zweigleisige Bahnlinien von Kecker 
und A. Blum erwähnt. (Organ 1898 S. 30, 39 + und 121 +.) 

Diese Besprechungen verdienen auch deshalb Beachtung, weil die 
grundlegnde Frage Behandlung findet, ob der Vorort- und Fernbahnhof 
nebeneinander oder hintereinander auszuführen sind. 

Wegen der Ermöglichung des schienenfreien Durchlaufs der Bahn¬ 
linien kann auf die früheren Ausführungen verwiesen werden. 
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Für die Überholungen gelten die früheren allgemeinen Aus¬ 
führungen unverändert. Von den Beispielen besitzen zwei nach dem 
Richtungsbetrieb angeordnete Personenzugüberholungsgleise Darmstadt. 
Die Gesamtzahl der Bahnsteiggleise beträgt jedoch trotzdem für fünf 
von Norden einmündende zweigleisige Bahnlinien nur zehn, da eine 
Bahnlinie mit zwei anderen zusammengeführt ist. Drei seitlich gelegene 
Überholungsgleise sind in Posen vorhanden. Ein Personenzugsüber¬ 
holungsgleis besitzen Magdeburg, Neuß, Rheine, Saargemünd und 
Schneidemühl und zwar seitlich der Hauptbahn einer Bahnlinie gelegen, 
nur in Magdeburg befindet es sich zwischen den beiden Hauptgleisen. 

Wegen ddt Lage der Abstellgleise kann auf die Aus¬ 
führungen bei den mehrfachen Trennungsbahnhöfen verwiesen werden. 
Bei breiten Bahnhofanlagen mit Abstellanlagen zwischen den Haupt¬ 
gleisen in der Nähe der Bahnsteigenden gibt C a u e r mit Rücksicht auf 
die Schwierigkeit der Anordnung kreuzweiser Gleisverbindungen, die 
eine vom Betriebsplan abweichende Benutzung gestatten, dem Linien¬ 
betrieb den Vorzug, da beim Fehlen derartiger Verbindungen der Ein¬ 
tritt von Betriebsunregelmäßigkeiten die größten Schwierigkeiten her¬ 
vorruft. „Man denke beispielsweise an den Fall, daß bei Sperrung eines 
Gleises die auf falschem Gleise fahrenden Züge auf der unrichtigen 
Seite eines vielgleisigen, nach den Grundsätzen des Richtungsbetriebs 
angeordneten Bahnhofs einlaufen, oder daß auch nach einem Unfall 
Züge über andere Linien umgeleitet werden und nun in einem solchen 
Bahnhofe mit kunstvoller Gleisanordnung in ganz anderer Weise, als im 
Betriebsplan vorgesehen ist, von Bahnlinie zu Bahnlinie übergehen 
müssen.“ (2, S. 45.) 

Wegen der Führung der Gütergleise kann auf die Aus¬ 
führungen bei den einfachen Kreuzungsbahnhöfen verwiesen werden. 
Vollständig schienenfreie Führung der Gütergleise ist in Darmstadt* 
Neuß und Magdeburg vorhanden. Von den übrigen Beispielen besitzen 
Güsten, Lehrte und Rheine auf beiden Außenseiten, Schneidemühl und 
Stendal nur auf einer Außenseite gelegene, seitlich durchlaufende 
Gütergleise. 

Über die Leistungsfähigkeit gelten ebenfalls die bei den 
vorhergenannten Anordnungen festgelegten Gesichtspunkte. 

Für die Verkehrsverhältnisse gelten die Ausführungen 
bei den mehrfachen Trennungsbahnhöfen. 

Auch hier sind die Umänderungen, die diese Bahnhofsanordnungen 
im Laufe der letzten beiden Jahrzehnte erlitten haben, bedeutend, be¬ 
sonders bei den Bahnhöfen Darmstadt und Neuß. Darmstadt wurde an 
anderer Stelle vollständig neu erbaut. Neuß war bis 1902 schienen- 
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gleicher Kreuzungspunkt der Bahnlinien München-Gladbach—Düssel¬ 
dorf und Crefeld—Köln (Düren). Im Jahre 1905 wurde die gesetz¬ 
widrige senkrechte Kreuzung durch die Anordnung eines einfachen 
schienengleichen Kreuzungsbahnhofes mit Linienbetrieb geändert, 1906 
erfolgte die Ausführung eines einfachen schienenfreien Kreuzungsbahn- 
-hofs mit Linienbetrieb. Die zahlreichen Umänderungen bestätigen, daß 
bei grollen Eisenbahnknotenpunkten die grundlegenden Verkehrsverhält- 
nisse «ehr wechselnder Art sind. 

Als Zusammenfassung ist festzustellen, daß derzeitig die Anord¬ 
nungen des Linienbetriebs oder dessen Vereinigung mit dem Richtungs¬ 
betrieb noch vorherrschen. Die Anordnung des Richtungsbetriebs ist 
dagegen nur in einigen Beispielen vertreten. Seine schienenfreie An¬ 
ordnung zeigt nur der Bahnhof Darmstadt. Diese Anwendung erfordert 
jedoch große Beachtung, da sie einen der neuesten Bahnhofsumbauten 
darstellt. 


Schlußbemerkungen. 

Kraftvoll und stark offenbaren sich die Bahnhofsumbauten der 
letzten Jahrzehnte als zielbewußte Werke der Ingenieurkunst. Beurteilt 
man sie unter dem Gesichtspunkt, ob die Personenbahnhöfe der Durch¬ 
gangsform in der Gleisanlage Richtungsbetrieb oder Linienbetrieb auf¬ 
weisen, so besitzt die im Jahre 1900 gültige Feststellung von Hager, 
„daß man in den meisten Bahnhöfen den Linienbetrieb beibehalten hat“ 
(D. B. Ztg. 1900, S. 55), nicht mehr unveränderte Richtigkeit. Denn wenn 
auch einige der neuesten großen Bahnhofsumbauten vollständigen 
Linienbetrieb aufweisen, so hat doch der Richtungsbetrieb in steigendem 
Maße Verwendung gefunden, wie die Zusammenfassungen bei den ein¬ 
zelnen Ausführungsarten darlegen. Es muß aber mit H o e f t (2, S. 463) 
davor gewarnt werden, deshalb ohne weiteres künftighin den Richtungs- 
fcetrieb zu wählen. Die Zahl der größeren Bahnhöfe des Fernverkehrs 
mit vollständigem Richtungsbetrieb ist sehr gering. Meist liegt 
eine Verbindung beider Betriebsarten vor, indem nur die Hauptlinien 
richtungsweise geordnet sind, während die Bahnlinien geringeren Über¬ 
gangsverkehrs und geringerer Bedeutung linienweise eingeführt sind. 

Wird daher die Frage an der Hand der vorliegenden Ausführungs¬ 
beispiele geprüft, so eigibt sieh das Fehlen einer auch innerhalb weiterer 
Grenzen gültigen allgemeinen Regel. Deren Aufstellung ist zunächst auch 
nicht zu erwarten, weil für die Beurteilung maßgebende und grundlegende 
Fragen noch allgemeiner wissenschaftlicher Behandlung harren, wie bei den 
einzelnen Abschnitten jeweils angegeben. In Übereinstimmung mit Hein- 
rieh, (3, S.857) ist zu hoffen, daß auf diesem wichtigen Gebiete der wissen- 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



352 


Linienbetrieb oder Richtungsbetrieb in 


schaftlichen Betriebsforschung neugeschaffene Abteilungen und Referate im 
Reichsverkehrsmini8terium entscheidend mitzuwirken geeignet sind. Soviel 
kann jedoch schon jetzt festgestellt werden, daß alle Regeln nur für die 
jeweilige, ganz bestimmte Bahnhofsform und die jeweiligen, ganz be¬ 
stimmten Untersuchungsgrundlagen Gültigkeit haben können. Deqn die 
gezeigte große Vielseitigkeit und der Widerstreit der Vorteile und Nach¬ 
teile, die für die beiden Betriebsarten geltend zu machen sind, werden 
jeden Einzelfall ganz verschieden beeinflussen und daher eine ver¬ 
schiedene Lösung fordern. Im Einzelfalle der Anwendung kommt es auch 
nicht darauf an, diejenige Form zu wählen, die nach den vorstehenden Un¬ 
tersuchungen vielleicht am günstigsten aibschneidet, sondern diejenige, die 
für die im besonderen Falle erforderlichen Zugverbindungen usw. am gün¬ 
stigsten ist. Es gibt eben praktisch keine zwei Bahnhöfe, 'bei denen alle 
Grundlagen in jeder Einzelheit bis ins kleinste übereinstimmen. 

Um zu einem einigermaßen befriedigenden Ergebnis zu kommen, 
war es nötig, die einzelnen Betriebsvorgänge teilweise bis ins einzelne 
zu verfolgen, um zu verhüten, wissenschaftliche Untersuchungswerte zu 
-erhalten, denen kein praktischer Anwendungswert zukäme. Hierüber 
hat O. Blum die Worte geprägt: „Daß Bahnhof und Betrieb absolute 
Einheiten darstellen, daß Bahnhöfe nur entworfen werden können von 
Ingenieuren, die den Betrieb voll beherrschen, und daß es den Eisen¬ 
bahnverwaltungen zum Schaden gereicht, wenn sie entgegen der preußi¬ 
schen Organisation Bau und Betrieb künstlich auseinanderreißen“ (V. T. 
W. 1914, S. 639). 

Dieser wissenschaftlichen Feststellung kommt in der Gegenwart 
praktische Bedeutung au. Der Bismarcksche Gedanke deutscher Reichs¬ 
eisenbahnen ist Tatsache geworden. Ganz gleichgültig in welcher 
Form die Verreichlichung zur Ausführung gelangt, sei es durch Neu¬ 
organisation unter vollständiger Preisgabe der bisherigen preußischen 
Verwaltungsform, sei es unter deren möglichster Beibehaltung nur 
durch Änderung zu weiter Zentralisation, einen Verstoß gegen 
die wissenschaftliche Tatsache der Zusammengehörigkeit von Bau 
und Betrieb darf ohne Nachteil keine Lösung enthalten. Denn 
nicht zuletzt hat diese glückliche Vereinigung in der Organisation zu 
dem Weltruf als Musteranstalt beigetragen, den die preußisch-hessische 
Staatsbahnverwaltung als größter Staatsbahnbetrieb der Erde besaß und 
durch glänzende wirtschaftliche Ergebnisse rechtfertigte. Es kann daher 
nicht wundernehmen, daß die vielen Vorschläge über die Neuorgani¬ 
sation der deutschen Reichseisenbahnen die überwiegende Anschauung 
vertreten, „daß das in der preußischenOrganisation durchgeführte System, 
Bau und Betrieb in einer Hand und zwar in der Hand der bautech- 
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nisch vorgebildeten Beamten zu vereinigen, wohl begründet ist. Es hat 
sich bewährt und wird sich auch durchsetzen müssen, wenn die Organi¬ 
sation der Reichseisenhahnen aufgebaut wird“. (Besprechung der Ab¬ 
handlung „Über Betriebsschwierigkeiten“ von Heinrich, Ztg. 
D. E. V. 1919 (42) S. 435). 

Während die einzelnen deutschen Staatseisenbahnen in dieser 
wichtigen Frage in der Organisation bisher Unterschiede aufweisen, 
herrschte in den Dienstvorschriften über die Entwurfsbearbeitung der 
Bahnhofsanlagen Übereinstimmung. So wird allgemein als Grundlage 
für jeden Bahnhofsentwurf die Aufstellung eines Betriebsplans verlangt. 

Trotzdem hat die Behandlung dieses so außerordentlich wichtigen 
Betriebsplans in der technischen Literatur noch nicht die ihr zu¬ 
stehende Beachtung gefunden. Denn bei aller Anerkennung der ein¬ 
schlägigen Aufsätze von Mehr, Wieckei, Weißenbruch und 
Verdeyen, Kühl, Plate, Metzei muß auch hier wieder das Feh¬ 
len einer allgemeinen, einigermaßen abgeschlossenen wissenschaftlichen 
Arbeit festgestellt werden. Erst in neuerer Zeit hat Heinrich über 
dessen Ausgestaltung wertvolle Anregungen gegeben (2). Die Eisen¬ 
bahnverwaltungen haben es in der Hand, durch Veröffentlichung ihres 
einschlägigen und sicher sehr reichhaltigen Stoffes der letzten großen 
Bahnhofshauten fördernd einzugreifen. Diese Veröffentlichung ent¬ 
spricht sogar einem dringenden Bedürfnis, um so mehr, da auch der letzte 
internationale Eisenbahnkongreß, Bern 1910, beispielsweise die hierher 
gehörige bildliche Darstellung über die Besetzung der Bahnsteiggleise in 
größeren Personenbahnhöfen empfiehlt. (Bulletin D. A. 1911, S. 1364.) 

Zudem sind die deutschen Eisenbahningenieure gerade auf dem Ge¬ 
biete der Bahnhofsanlagen auch fernerhin berufen, an der Spitze zu 
bleiben, nicht nur wegen des allgemeinen Ansehens, das die deutschen 
Bahnhöfe in der Welt genießen, sondern auch weil mit Stolz festzu¬ 
stellen ist, daß ein bahnbrechender, deutscher Ingenieur, G o e r i n g , 
die Wissenschaft über Bahnhofsanlagen begründete, „indem er an Stelle 
des bisher üblichen Arbeitens nach bewährten Mustern ein Vorgehen 
auf wissenschaftlicher Grundlage setzte, vermöge dessen man Bahn¬ 
höfe bis zu den größten Abmessungen nach einheitlichen Grundgedanken 
zweckmäßig entwerfen könnte.“ (Goerings Nachruf von Cauer, Zbl. 
d. B. 1906, S. 267.) 

Daß diese Grundsätze sich nicht straflos übertreten lassen, zeigen 
warnend verschiedene mißglückte größere Bahnhofsbauten, obwohl 
rechtzeitig von berufener Seite die geplanten Ausführungen bekämpft 
wurden. 
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Oer Zuglauf bei Bahnen mit nur in einer Fahrrichtung 
benutzten Streckengleisen. 

Von 

Regierungsbaumeister Dr.-Ing. Gaede, Berlin. 

(Mit Abbildungen.) 


(Fortsetzung.) J ) 


Abschnitt III. 

Der Betrieb des nur in einer Fahrrichtung benutzten Streckengleises. 

Gesetze für den Aufbau des Fahrplannetzes. 

Das Fahrschauliniennetz stellt den Plan dar, nach dem bei ord¬ 
nungsmäßigem Zulauf sich der Betrieb auf einem Streckengleis ab¬ 
spielen soll. Bei Vorhandensein nur einer Zuggattung leicht zu über¬ 
sehen, wird der Aufbau des Fahrplans, wenn Züge verschiedener Gat¬ 
tung und Geschwindigkeit vorhanden sind, so verwickelt, daß die 
inneren Zusammenhänge nicht ohne weiteres zutage treten. Das Netz 
wird in der Kegel so entworfen, daß man zunächst die bevorzugten 
Schnellzüge einträgt, dann schrittweise zu den schmiegsameren Personen- 
und Güterzügen übergeht und diese zwischen die schon vorhandenen 
Linien einschiebt. Wie die einzelnen Zuggattungen auf die Leistungs¬ 
fähigkeit der Strecke wirken, wo die obere Grenze der Aufnahme¬ 
fähigkeit eines Gleises liegt, welche Maßnahmen zur Erhöhung der 
Leistung getroffen werden können, darüber herrschen vielfach wenig 
deutliche Vorstellungen. Von den einfachst aufgebauten Fahrplan- 
netzen allmählich zu verwiekelteren übergehend, soll die nachstehende 
Untersuchung mehr Licht in die hier bestehenden Beziehungen und 
gesetzmäßigen Zusammenhänge bringen. 

Der einfachste Fall ist der, daß nur Züge einer Gattung vor¬ 
handen sind, die einander im durchweg gleichen Abstand folgen. 

') Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1921 , S. 52 . 
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Aus dieser Grundform läßt sich jede denkbare Art von F&hrplaimetzen 
herrleiten dadurch, daß andersartige Züge in das Grundnetz eingesohoben 
werden, während Züge des Grundnetzes fortfallen. Im folgenden wird 
zunächst immer nur eine Reihe untereinander übereinstimmender 
Züge zugefügt, damit auf diese Weise der von ihnen auf das Grundnetz 
ausgeübte Einfluß klar erkennbar wird. Dabei soll grundsätzlich der 
eingeschobene Zug den Vorrang vor den Zügen des Grundnetzes haben. 
Diese werden also im Falle des Zusammentreffens entweder überholt 
oder fallen ganz aus. 

Bei den hier zu entwerfenden Fahrplannetzen wird die äußerst 
mögliche Annäherung der einzelnen Fahrschaulinien angenommen. Man 
erhält so die bestenfalls erreichbaren Höchstleistungen. Unter Beachtung 
der vorhandenen Störungismöglichkeiten wird man hieraus Schlüsse auf die 
im praktischen Betriebe durchzuführende Leistung ziehen können. Die 
Untersuchungen werden auch wertvolle Antwort auf eine Reihe anderer 
Fragen über den Betrieb des in einer Fahrrichtunigi benutzten Strecken¬ 
gleises geben. 

A. Es sind nur Züge mit übereinstimmenden Fahrschaulinien 

vorhanden. (Abb. 18.) 

Das Fahrplannetz besteht aus einer Reihe gleichlaufender Linien, 
die voneinander einen für die ganze Strecke unveränderlichen Zeit- 

Abb. 18 . 





abstand z haben. Die Höchstleistung wird erzielt, wenn dieser Abstand 
durchweg auf das zulässige Mindestmaß z m j n herabgesetzt wird. Dieses 
Mindestmaß ist gleich dem größten Wert z, der sich bei der Berech¬ 
nung des Kleinstzeitabstandes zweier gleichlaufender Fahrschäulinien 

Archiv für Eisenbahnwesen. 1921, 24 
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nach Abschnitt II A ergibt. Die Höchstzahl der auf der Strecke mög¬ 
lichen Züge beträgt für den Tag 


60) 


n = 


24-60 

Zmin 


Für die unter IIA untersuchten Zahlenbeispiele erhält 


man die 


Höchstzahl der Schnellzüge zu ns = 


24.60 
7,12 


= 200 und ebenso für die 


Güterzüge: no = —— =112. Ein Fahrplannetz, das Züge gleicher 

Gattung im Kleinstabstande enthält, werde als Grundnetz bezeichnet. 

Im folgenden wird untersucht, in welcher Weise die Einschaltung 
von Zügen je einer anderen Gattung auf das Grundnetz wirkt. Hier¬ 
bei kommen in Betracht Züge gleicher Grundgeschwindigkeit, die aber 
abweichend von den zunächst vorhandenen Zügen nur Teilstrecken 
durchfahren, sodann Züge mit abweichender Grundgeschwindigkeit und 
zwar entweder solche mit größerer oder kleinerer Geschwindigkeit. 
Um bestimmte Zusammenhänge zu klären, wird es sich als zweckmäßig 
erweisen, bald diese bald jene Zuggattung als Grundnetz zu betrachten. 


B. Es sind Züge in das Grundnetz einzuschieben, die die 
gleiche Grundgeschwindigkeit wie die Züge des Grundnetzes besitzen, 
aber das Gleis nur auf einer Teilstrecke durchfahren. 

Um einen solchen Zug in das Grundnetz einschieben zu können, 
ist es notwendig, eine Lücke zwischen zwei Zügen frei zu machen. 


Abb. 19. 



deren Breite so zu bestimmen ist, daß der eingescbobene Zug von 
diesen beiden Zügen hinreichenden Abstand erhält. (Abb. 19.) Je nach- 
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dem der vorliegende Zug den Bahnhof, auf dem der eingeschobene be¬ 
ginnt, durchfährt oder dort ebenfalls gehalten hat und anfahren muß, 
gelten ftir den Abstand zwischen diesen Fahrschaulinien Werte, die nach 
Abschnitt II B 2 c oder nach HAI zu errechnen sind. Für den Abstand 
des eingeschobenen Zuges von dem nachfolgenden Zug ist es gleich¬ 
gültig, ob dieser durchfährt oder hält, weil die Zahlenwerte zu B1 c 
und A 3 übereinstimmen. In dem weiteren Verlauf des eingeschobenen 
Zuges erreicht dieser ganz oder angenähert die Fahrgeschwindigkeit 
der Grundnetzzüge und wäre wie diese zu behandeln. So er¬ 
hält man im allgemeinen etwa dieselben Abstände, wie sie für 
die Grundnetzzüge notwendig sind. Eine nennenswerte Vergröße¬ 
rung des Abstandes von dem vorfadirenden Grundinetzzuge kommt 
dann in Betracht, wenn die Blockstrecken sehr kurz sind, so daß der 
anfahrende Zug zu ihrer Zurücklegung weniger als etwa 10 Minuten 
gebraucht. Sonst kann man annehmen, daß der eingeschobene Zug 
genau an die Stelle eines für ihn ausfallenden Grundnetzzuges gesetzt 
werden kann. An dem Gesamtnetze würde im übrigen nichts zu ändern 
sein. Gleichgültig, ob der eingeschobene Zug die Strecke auf ein 
kurzes oder langes Stück befährt, in allen Fällen erfordert sein Vor¬ 
handensein den Fortfall eines Gruudnetzzuges. Es verbleiben vor 
und hinter dem e'mgeschobenen Zuge offene Stellen in dem Fahr¬ 
planbild. Diese können für einen durchfahrenden Zug nicht benutzt 
werden. Sie gestatten nur die Ausführung von Teilfahrten auf der 
Strecke, die vor dem Bahnhof liegt, von wo ab der Zug das Hauptgleis 
benutzt, sowie jenseits des Bahnhofs, wo er die Strecke wieder verläßt. 

Ein Zug, der in Unterwegsbahnhöfen längere Aufenthalte hat, 
während deren andere Grundplanzüge an ihm vorbeifahren, und dann 
wieder auf das Hauptgleis zurückgeleitet wird, wirkt jedesmal, wenn er 
auf das Hauptgleis zurückkehrt, wie ein neuer eingeschobener Zug. 
Er nimmt ebenso viel Plätze des Grundnetzes für sich in Anspruch, wie 
die Zahl der Teilfahrten beträgt. Der wichtigste Fall eines derartigen 
Zuges sind die Nahgüterzüge, die auf den von ihnen bedienten Zwischen¬ 
bahnhöfen so lange Abfertigungsaufenthalte erhalten müssen, daß bei 
starker Streckenbelastung in dieser Zeit andere Züge den Bahnhof 
durchfahren. Soll ein Nahgüterzug, der n Zwischenbahnhöfe zu bedienen 
hat, innerhalb von 24 Stunden die ganze Strecke zurticklegen, so müssen 
mindestens n +1 Züge des Grundplans ausfalleü, weil n +1 Teil¬ 
strecken vorhanden sind, und der Nahgüterzug ebenso oft auf das 
Hauptgleis gelenkt werden muß. Man ersieht hieraus, daß neben der 
Fahrgeschwindigkeit die Art, wie ein Zug die Strecke durchfährt, von 
größtem Einflüsse auf die durch ihn bewirkte Belastung der Strecke ist, 

21 * 
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daß Nahgüterzüge oder andere ähnlich gefahrene Züge auf die 
Leistungsfähigkeit einer Bahn viel ungünstiger einwirken als etwa ein 
glatt durchfahrender Ferngüterzug. Für die Beurteilung der Aufnahme¬ 
fähigkeit einer Eisenbahnlinie ist es deshalb ungenügend, lediglich die 
Zahl der verkehrenden Züge anzugeben. 

Sind mehrere unterwegs beginnende und endigende Züge vor¬ 
handen, so läßt sich eine bessere Ausnutznug des Fahrplans dadurch 
erreichen, daß man die weiteren Züge in die vor oder hinter den Teil¬ 
fahrten offengebiiebenen Lücken zwischen den durchfahrenden Grund¬ 
planzügen einschiebt. Es ist so eine zwei- und mehrfache Belegung der¬ 
selben Lücke möglich. Bei schwer belasteten Güterstrecken kann es 
zweckmäßig sein, von vornlnerein für alle nicht durchfahrendem Züge 
in dem Grundplan in bestimmten Abständen Freiplätze offen zu lassen, 
Auf diese würden alle Nahgüterzüge, Durchgangsgüterzüge, die nur 
eine Teilstrecke befahren oder unterwegs längeren Aufenthalt haben, 
Bedienungsfahrten usw. zu verweisen sein. Legt man den durchschnitt¬ 
lichen Aufenthalt der Unterwegs längere Zeit haltenden Züge zu z. B. 
45 Minuten fest, so wären in je 45 Minuten Abstand Lücken zu lassen, 
24 60 

also am Tage —^-— = 32. Auf einer reinen Güterbahn, auf der der 
45 

kleinste Abstand der durchfahrenden Züge zu 15 Minuten ermittelt sei, 
würden neben den auf diese Lücken verwiesenen Zügen noch 

24.6 0—. 32 = 64 durchgehende Züge verkehren können. Die einge- 
15 

schobenen Züge lassen sich in verschiedener Weise anordnen. Die 
Zahl der möglichen Züge, die die ganze Strecke mit Zwischenaufent¬ 
halten durchfahren, wird am größten, wenn sämtliche Züge auf den 
glJeiohen Bahnhöfen gleich lange halten. 'Unter der Voraussetzung, 
daß für diese Züge auf jedem Bahnhof nur ein überholungsgleis zur 
Verfügung steht, und zur, sicheren Vermeidung von Störungen des 
Laufs der durchfahrenden Züge spitze Aufeinanderfolge der Züge in 
dem Uberholungsgleis nicht zugelassen werden soll, kann jeder Zug 
dem vorhergehenden erst unter Überschlagung eines der für diese 
Züge fr «gemachten. Fahrplanplätze folgen. Es könnten ein halb 
soviel derartige Züge eingeschoben werden, wie die Zahl der 
vorgesehenen Lücken beträgt. Im vorliegenden Beispiele also 
16 Züge. Sind unter den mit Zwischenaufenthalt fahrenden Zügen 
solche vorhanden, die einzelne Zwischenbahnhöfe durchfahren sollen, 
so wird hierdurch die Zahl der durchzubringenden Züge herabgesetzt. 
Es mögen z. B.'4 Nabgüterzüge verkehren, die auf allen Zwischen¬ 
bahnhäfen halten müssen. Sie seien gleichmäßig auf den Tag verteilt. 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UMIVERS1TY OF MICHIGAN 



Fahrrichtung benutzten Streckengleisen. 


368 


Zwischen je zwei Zügen liegt dann ein Zwischenraum von 6 Stunden, 
6 60 

— -1 = 7 für Nah- usw. Züge offen gehaltene Lücken enthält. 

45 

In der ersten dieser Lücken könnte kein Zug verkehren, weil er 
sonst auf dem nächsten Bahnhof auf das noch besetzte Über¬ 
holungsgleis treffen würde. Würde man ihn in die zweite Lücke legen, 
so müßte der Zug auf allen Bahnhöfen, auf denen der vorfahrende Nah¬ 
güterzug gehalten hatte, ebenfalls halten. Nur den letzten Zwischen¬ 
bahnhof könnte er überschlagen, sofern der Endbahnhof oder die an¬ 
schließenden Strecken beide Züge in diesem Abstand aufnehmen 
könnten, was vorausgesetzt werden darf. Verschiebt man den folgenden 
Zug in die nächste Lücke, so kann er einen weiteren Bahnhof ohne 
Aufenthalt durchfahren, ohne auf den vorfahrenden Zug zu stoßen, un& 
so fort. Legt man den Zug in die letzte Lücke vor dem folgenden Nah¬ 
güterzuge, so könnte dieser Zug 7 — 2 = 5 Zwischenbahnhöfe sowie den 
letzten Zwischenbahnhof Überschlagen. Unter den ohne Halt durch¬ 
fahrenen Zwischenbahnhöfen muß sich der erste Zwischenbahnhof be¬ 
finden, weil sonst der nachfolgende Nahgüterzug dort aufgehalten wer¬ 
den würde. Andere Möglichkeiten der Verteilung der Züge auf die 
offengehaltenen Lücken sind unten in Abb. 20 angedeutet. Der unterste 


Abb. 20. 



Durchgangsgtiterzug ist so gelegt, daß der Nahgüterzug in seihem ei-sten 
Teil als Zubringer für ihn wirkt, während er in deiü zweiten Teil seih 
Verteiler ist. Dabei wäre anzunehmen, daß der Nahgüterzug auf 'dem 
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Zwischenbahn^iof ganz aufgelöst wird und nach etwa zwei Stunden, neu 
gebildet, weiterfährt. In dem hier angenommenen Beispiel "würden an 
Stelle der ausgefallenen 32 Perngüterzüge nur 4 Nah- und 4 Durchgangs- 
gliterziige verkehren können. Man erhielte insgesamt 96 — 32 + 4 + 4 
= 72 Züge. 

Muß eine größere Zahl von Ferngüterzügen durchgebracht werden, 
so läßt sich dies durch Vergrößerung der Aufenthalte für die unter¬ 
wegs haltenden Züge erreichen. Wird hierfür statt 45 Minuten 1 Stunde 
gleich 60 Minuten angenommen, so werden statt bisher 32 nur noch 
24 Plätze in dem Grundnetz für diese Züge in Anspruch genommen. 
Sollen, wie oben, auch jetzt 4 Nah- und 4 Durchgangsgtiterztige ver¬ 
kehren, so dürften die letzteren nur 24 : 4 — 1 — 2 = 3 Zwischenbahn¬ 
höfe, unter denen sich der erste befinden muß, und den letzten Zwischen¬ 
bahnhof ohne Aufenthalt durchfahren. Müssen diese Züge schneller 
durchgebracht werden, so muß für jeden Bahnhof, der über die ange¬ 
gebene- Zahl überschlagen werden soll, entweder ein Nahgüterzug einen 
verdoppelten Aufenthalt erhalten, oder es muß je ein weiterer Fern¬ 
güterzug ausfallen. 

C. Einschieben schnellerer Züge in das Grundnetz. 

Es bezeichnen: 

/■s den Kleihabstand der eingeschobenen schnelleren Züge (S-Züge), 
z (} den Kleinabstand der Grundnetzzüge (G-Züge), 
z^den Kleinabstand der eingeschobenen langsameren Züge (L-Züge), 
z v den Kleinstvorsprung, den der jeweils betrachtete langsamere Zug 
vor einem schnelleren haben muß, und 
z n die kleinste Wartezeit, nach deren Verlauf der langsamere Zug dem 
vorfahrenden schnelleren nachfolgen darf. 

Es sei angenommen, daß die eingeschobenen Züge, die eine 
größere Grundgeschwindigkeit haben sollen, als die Grundnetzzüge 
untereinander in der Fahrgeschwindigkeit übereinstimmen. Es seien n 
derartige Züge vorhanden. Sie mögen in m Einzelgruppen oder Bün¬ 
deln fahren. Hierunter soll eine Folge von gleichartigen Zügen ver¬ 
standen werden, die einander im Kleinabstand z folgen. 

Das Einschieben der S-Züge erfordert zweierlei Veränderungen des 
Grundnetzes: zunächst muß eine Anzahl von Grundnetzzügen ausfallen, 
um den eingeschobenen Zügen Platz zu machen. Dann erleiden aber 
auch die übriggebliebenen Züge noch Verzögerungen infolge von Über¬ 
holungen durch die eingeschobenen Züge. Diese beiden Einflüsse seien 
getrennt untersucht. 
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1. Zahl der möglichen Zugfahrten. 

Um eine Gruppe von k S-Ztigen in das Grundnetz einschieben zu 
können, muH nach Abb. 21 eine Lücke freigemacht werden mindestens 
von der Breite (gemessen in der Richtung der Zeitachse): 

62) .a = z Y +(k-l).zs + z n + zz. 

Das letzte Glied ist ein Zeitzuschlag, dessen Bedeutung und Größe unten 
näher erläutert werden wird. Der Ausdruck für a läßt sich umordnen in 
ein Glied, das unabhängig ist von der Zahl der in der Gruppe 
fahrenden Züge und den Einfluß angibt, den die Zuggruppe als Ganzes 
ausübt, und ein zweites Glied, durch das der Einfluß der Anzahl der 
in der Gruppe enthaltenen Züge ausgedrückt wird. 

63) .a = (z v + z n + z z — zg) -f k. zs. 

Ist einmal am Anfang der Strecke durch Ausfall einer Reihe 
von Urzügen der Platz geschaffen, um die S-Zuggruppe einschieben 
zu können, so sind für die Durchführung der S-Züge über die ganze 
Strecke keinerlei weitere Ausfälle an Urzügen notwendig. Die von dem 
S-Zugbündel eingeholten Urzüge werden stufenweise zum Verlassen des 
durchgehenden Hauptgleises gezwungen, während gleichzeitig hinter 
der S-Zuggruppe eine gleiche Zahl in den Überholungen wartender 
Urzüge wieder auf die Strecke zurückkehrt. Die Zahl der in Fahrt be¬ 
findlichen Grundplanzüge bleibt auf diese Weise ständig unverändert. 
Die Linien des Grundnetzes erscheinen lediglich an einer z v vor der 
Fahrschaulinie des ersten S-Zuges liegenden Schrägen aus ihrer ge¬ 
neigten Richtung in die senkrechte abgeknickt und nehmen die ursprüng¬ 
liche Richtung z n Minuten nach Vorbeifahrt des letzten S-Zuges wieder 
an. Endet eine S-Zuggruppe auf der Strecke oder beginnt sie auf einem 
Zwischenbahnhof, so verbleibt hinter dem End- oder vor dem Anfangs¬ 
bahnhof eine Lücke, die für andere durchfahrende Züge unbenutzbar 
ist. Für die Bestimmung der Zahl der ausfallenden Urzüge ist der 
zur Zeitachse gleichlaufende Schnitt maßgebend, der die größte 
Zahl von S-Zügen trifft. Es seien auf diese Weise n S-Züge in 
m Gruppen gefunden. Für jede Gruppe ist eine Lücke frei zu machen 
von (zy -f z„ -f- zz — zs) und für jeden einzelnen Zug eine solche von z s 
Die Gesamtbreite der m Lücken beträgt: 

64) .A = m. (z v -f z n + zz — zs) + n . zg. 


Die Zahl der ausfallenden Urzüge wird: 


65) 

66 ) 


A 1 

d = — = - ----. jm. (zy + z n -f z z - z s )+ n . z s (. 
Z(J Zq 

_ 24 • 60 . 

.r =-d. 

zu 
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Abb. 21* 
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Beispiel. Strecke mit Güterzügen und Schnellzügen, entsprechend den 
Annahmen des Abschnitts II. Die dort für die kleinsten Zugabstände, Vor¬ 
sprünge und Wartezeiten ermittelten Zahlen waren (mit geringfügiger Ab¬ 
rundung): 


z g = 13, zs = 7 , 5 , z v = 6, z n = 8 Min. zz wird vorläufig zu 10 Min. eingesetzt. 
Es gölten 20 Schnellzüge verkehren. Die Zahl der Schnellzuggruppen, über 
die zunächst noch keine Annahmen gemacht werden, sei m. Die Zahl der aus¬ 
fallenden Güterzüge wird gemäß 65) 

, m.(5-f 8+10 — 7,6) + 20. 7,6 , . ,, 

d =-'-— -y 3 - — - “ ■ - = 1,192 . m + 11,54. 


d ist eine lineare Funktion der Zahl der Zuggruppen. Es wird am kleinsten, 
wenn m möglichst klein ist Das ist der Fall, wenn alle Schnellzüge in einer 
einzigen Gruppe fahren, also m = 1 ist. Der Ausfall an Grundnetzzügen wird 
am größten, wenn m seinen Größtwert annimmt, dadurch daß alle Schnellzüge 
einzeln fahren, m also gleich der Zahl der Schnellzüge wird. Man erhält für 


m = 1 = in m jn 10 20 — m mai 

d = 12,78 o-> 13 23,46 cnj 24 86.88 ~ 86 

Von den 1440:13 = 110 Fahrplanplätzen in dem Grundnetze können hiernach 
belegt werden: r = 110 — d: 

r = 97 86 74. 

Die Gesamtzahl der verkehrenden Züge ist um die Zahl der außerdem vorhan¬ 
denen Schnellzüge größer. Sie beträgt: 

r+u = 117 106 94. 

Diese Zahlen weichen vergleichsweise wenig von der Zahl der Züge ab, die nach 
dem Grundplane hätten verkehren können. 

Man erhält das zunächst überraschende Ergebnis, daß man durch 
das Einlegen der S-Züge sogar unter Umständen eine Vermehrung der 
Zugzahl erreichen kann. Im ungünstigsten Fall, in dem alle S-Züge 
einzeln fahren, würde der Verlust an der Zahl der möglichen Züge nur 
16 betragen. Man ersieht hieraus, wie wenig nachteilig das Einschieben 
einer begrenzten Zahl von schnellfahrenden Zügen für die Zugleistung 
einer vorzugsweise von Güterzügen befahrenen Strecke ist. 

Abgesehen von dem Einfluß auf die Werte z ist die Fahrgeschwin¬ 
digkeit der Züge ohne Einwirkung auf die vorstehenden Berechnungen. 
Werden schneller fahrende Züge eingeschoben, deren Geschwindigkeiten 
untereinander nicht übereinstimmen, so bleiben die abgeleiteten Formeln 
trotzdem gültig. Die Züge mit abweichender Geschwindigkeit sind 
dann als besondere Gruppen einzuführen. Sollen in dem vorstehenden 
Beispiel außer den 20 Schnellzügen etwa noch 10 einzeln fahrende 
Reisendenzüge verkehren, so wären für diese Züge ebenso wie oben die 
z-Werte und dann die Zahl d der ausfallenden Züge zu berechnen. 
Diese Zahl wäre von der oben erhaltenen Zahl der übrigbleibenden 
Urztige abzusetzen. 
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2. Die Zeitverluste für die Grundplanzüge infolge der Überholungen 
durch die eingeschobenen Züge. 

Bei der folgenden Untersuchung wird volle Auslastung des Gleises 
angenommen und zunächst der gesamte Zeitverlust aller Grundplan¬ 
züge bestimmt. Die Teilung dieser Summe durch die Zahl der Grund¬ 
planzüge, wie sie aus der Berechnung zu 1 erhalten war, ergibt den 
mittleren Zeitverlust jedes Zuges. Die in einem festen Abstande ein¬ 
ander folgenden Grundplanzüge beeinflussen, sofern dieser Abstand 
hinreichend groß gewählt war — und das ist bei richtiger Bemessung 
der z-Werte der Fall —, sich gegenseitig in ihrem Laufe nicht. Durch 
das Weglassen einer Anzahl Züge aus dem Grundplane wird deshalb 
der Lauf der übrigbleibenden weder verbessert noch verschlechtert. 
Darum bleibt der so ermittelte durchschnittliche Zeitverlust auch 
gültig, wenn der Grundplan nicht vollständig ausgelastet ist 

Alle eingeschobenen schneller fahrenden Züge sollen zunächst die 
gleiche Fahrgeschwindigkeit vs haben. Die Geschwindigkeit der Grund¬ 
planzüge sei vq. 

Trägt man in das Grundnetz die Fahrschaulinie eines S-Zuges an 
einer beliebigen Stelle ein, so schneidet diese in gleichen Längenabständen 1 
je eine Fahrschaulinie eines Grundnetzzuges. Nach Abb. 21 ergibt sich 1 
aus der Beziehung: 

1 1 


67) .... 1 = Z(r ' v ‘ s - V -~ = zq . vs. k- Hierin bedeutet: 

vs ~ vo 

V G 1 

68 ) .... k =- 1 — = — — einen nur von dem Verhältnisse 

vs — vo vs _ x 

vo 


der Geschwindigkeiten vs: vg abhängigen Festwert. Man erhält z. B. für 


vg : vg = 1,0 

1,1 

1,2 

1,3 

1,4 

1,6 

1,6 

1,7 

1,8 

k — oo 

10 

5 

3,3 

2,6 

2,0 

1,67 

1,43 

1,25 

v s : v ö = 1,9 

2,0 

2,5 

3,0 

4,0 

5,0 

6,0 

10,0 


k = 1,11 

1,0 

0,67 

0,6 

0,33 

0,26 

0,20 

0,11 

(vgl. Abb. 22.) 


Ist die Länge der zu durchfahrenden Strecke L, so beträgt die 
Gesamtzahl der getroffenen Züge: 


69) . . 


•L _ vs ~ vg _ L 

1 — ‘ Zg • vs . vq zo. vs . k 


Dieselbe Zahl f von Grundnetzzügen wird durch jede einzelne S-Zug- 
gruppe zu Überholungsaufenthalten gezwungen. Eine Gruppe von 
k S-Zügen bedingt einen Aufenthalt eines von ihr getroffenen G-Zuges 
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von a = (z v + z n + zz — zs) -f k . zg. Da sämtlich« S-Zuggmppen immer die 
gleiche Zahl f von Grundnetzzügen überholen, erhält man die Summe aller 
Überholungszeitverluste als den f-fachen Wert der Summe der Werte a. Diese 



Summe war oben unter 1. zu A = (z v + z n + zz — zs). m + ■ n gefunden. 

Somit wird der gesamte Uberholungszeitverlust aller G-Züge: 


70) . . Ü = f.A = L.- V — w -^-.((z v + z„+2z — zs).m + z s .n). 

zo • Vs. v (i 

Setzt man den oben für die Zahl der ausfallenden G-Züge gefundenen 
Wert d ein, so geht die Formel in den einfachen Ausdruck über: 


71 ) 


Ü = L. — 8 ~ V -~ 

Vs • V(; 


d 


L^d 

vß.k 


Beispiel. Die Strecke des oben behandelten Zahlenbeispiels sei 200 km 
= 200000 m lang. Bei 20 eingeschobenen S-Ztlgen, deren Geschwindigkeit im 
Mittel 78 km/St. = 1300 m/Min. betrage, während die Geschwindigkeit der Grund- 
zttge zu 36 km/St. = 600 m/Min. angenommen sei, erhält man einen Gesamt- 
Uberholungszeitverlust von: 


_ 200000. (1300 — 600) 


Für eine Gruppenzahl 

m = 

1 

10 

war oben gefunden 

d = 

12,73 

23,46 

Hiermit erhalt man 

U — 

2290 

420 


20 

35,38 

6350 Min. 


Die Zahl der übriggebliebenen Güterzüge war ermittelt worden zu: 

r = 97 86 74. 
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Auf jeden dieser Züge entfällt von dem Gesamtüberholungszeitverluste ein 

solcher von ü = — = 24 49 86 Min. 

r 

Dies bedeutet gegenüber der reinen Gesamtfahrzeit von 200 000 : 600 = 333 
Minuten eine Verlängerung der Reisedauer um 7,2, 14,7 und 25,5 °/o. Weil in 
den hier benutzten Zeiten die Zeitverluste für das Anfahren und Bremsen ein¬ 
begriffen waren, geben die vorstehenden Zahlen den Gesamt-Zeitverlust der 
Züge einschließlich dieser Verzögerungen an. 

Der Vergleich der gewonnenen Zahlenwerte zeigt den außer¬ 
ordentlich günstigen Einfluß der Zusammenlegung 
der Schnellzüge in Bündel. Bei starkem Güterver¬ 
kehr muß diese mit allen Mitteln angestrebt werden, 
um die nicht für die Eisenbahnverwaltung, sondern 
auch für die allgemeine Volkswirtschaft sehr bedeu¬ 
tenden Verluste zu vermeiden, die durch die Überholungs¬ 
zeitverluste dargestellt werden. Die hierdurch bedingten unmittelbaren 
Mehrkosten für den Betrieb (Bremsen und Wiederanfahren des Zuges, 
längere Inanspruchnahme der Betriebsmittel und des Personals der 
Züge, erhöhte Bahnhofsanlage- und Betriebskosten), ebenso wie die 
mittelbar den Verkehrstreibenden erwachsenden Zins- und Zeitverluste 
stellen bei schwerem Verkehr Werte von nicht zu unterschätzender 
Bedeutung dar. Mit Vorkriegspreisen dürften die Kosten für einen 
Aufenthalt von einer Stunde für einen 90 Achsen starken Güterzug auf 
etwa 10 bis 15 d( zu veranschlagen sein. In dem vorstehenden Beispiele 
würde man bei 20 einzeln fahrenden Schnellzügen im Jahre 

860 ^ 860 = 87 000 

Zugstunden Überholungszeitverluste für ein Gleis erhalten. Bei einer zwei¬ 
gleisigen Strecke würde allein dies einen Verlust von etwa 2.37 000.12, 50 
= 925 000 JL bedeuten! Dazu kämen noch die nicht unbedeutenden mittel¬ 
baren Verluste. 

Sind eingeschobene Züge verschiedener Geschwindigkeit vor¬ 
handen, so ist die vorstehende Untersuchung für jede Art von S-Zügen 
getrennt durchzuführen und die so erhaltenen Überholungszeitverluste 
zusammenzuzählen. Sofern die verschiedenen S-Züge so zueinander 
liegen, daß Überholungen zwischen ihnen nicht Vorkommen, ist das so 
gewonnene Ergebriis unter allen Umständen streng richtig. Bei nicht 
voll belastetem Grundplan kann für einige Züge, die vor oder hinter 
einer gegenseitigen Überholung von S-Zügen überholt werden, der Zeit¬ 
verlust etwas kleiner werden. Wegen der geringen Bedeutung der so 
erreichten Verbesserung soll auf sie nicht weiter eingegangen werden. 
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Wie zu Beginn dieses Abschnitts ausgeführt, bleibt der mittlere 
Zeitverlust der Grundplanzüge unverändert, wenn man eine Anzahl 
dieser Züge fortnimmt, wenn also das Grundnetz nicht voll belastet ist. 
In einem solchen Falle würde man die Berechnung des Überholungs¬ 
zeitverlustes zunächst unter der Annahme eines vollbelegten Grund¬ 
plans durchzuführen haben. Der so für den einzelnen Zug erhaltene 
Überholungszeitverlust bleibt auch bei nur teilweise belegtem Grundnetz 
als Mittelwert gültig. Im einzelnen sind Abweichungen möglich. Genau 
die gleichen Zeitverluste erhält man dann, wenn alle eingelegten S-Zilge 
in regelmäßig wiederkehrendem Wechsel aufeinander folgen und die 
Reisedauer der Grundplanzüge ein einfaches oder mehrfaches dieser 
Periode beträgt. Ein solcher Zeitabschnitt ist z. B. der Tag. 
Oft sind aber auch Wiederholungen derselben S-Zugfolge, wenn 
auch mit geringen Abweichungen, in kürzeren Zeiträumen vor¬ 
handen. Im allgemeinen wird sich der Zeitverlust des einzelnen Zuges 
um so mehr dem Mittelwert nähern, je länger die Gesamtfahrzeit der 
G-Züge ist. Für die Beurteilung der wirtschaftlichen Wirkung dieser 
Zeitverluste sind diese Abweichungen meist von geringer Bedeutung, 
weil zwischen den einzelnen Güterzügen in der Kegel keine allzu großen 
Wertunterschiede bestehen, man anderseits, wenn dies der Fall wäre, 
kaum in der Lage sein würde, etwa den hochwertigeren Zügen bevor¬ 
zugte Plätze in dem Grundplane anzuweisen. 

3. Voraussetzungen, die erfüllt sein müssen, um die zur Durch¬ 
führung des Fahrplans erforderlichen Überholungen zu ermöglichen. 

Bei den vorstehenden Untersuchungen war vorausgesetzt worden, 
daß für die zu überholenden Züge an all den Stellen, wo es der Fahr¬ 
plan forderte, die Möglichkeit vorlag, in ein Überholungsgleis abzu¬ 
schwenken. Daß diese Voraussetzung in der überwiegenden Zahl der 
Fälle nur mit einer gewissen Einschränkung erfüllt sein kann, erkennt 
man aus folgender Überlegung. Mit Hilfe der Formel 67 seien für ein 
Grundnetz langsamer Züge und einen schnelleren Zug die Abstände und 
die Lage der Überholungstellen festgelegt. Für jeden anderen Zug der¬ 
selben Gattung, der nicht genau in derselben! Lage gegenüber dem Grund¬ 
netz, das heißt um ein Vielfaches des Zeitabstandes z<> des Grundnetzes 
gegen den ersten Zug versetzt, die Strecke befährt, liegen diese 
Überholungsgleise nicht an der richtigen Stelle. Eine andere Lage der 
Überholungstellen würde auch erforderlich sein, wenn an einzelnen 
Stellen des Fahrplans andere Zeitabstände der Grundnetzzüge Vor¬ 
kommen. Abweichende Fahrgeschwindigkeit auch nur einer der beiden 
betrachteten Zuggattungen (z. B. das Vorhandensein von Schnellzügen 
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verschiedener Grundgeschwindigkeiten, oder von anderen schnelleren 
Zügen wie Personen-, Eilgüterzügen u. dgl.) fordert andere Abstände 
der Überholungstellen und damit auch andere Lage der Überholung¬ 
stellen der Strecke gegenüber. Weil alle diese Forderungen nicht er¬ 
füllt werden können, man vielmehr mit einer beschränkten Zahl von 
Überholungstellen an festliegenden Punkten der Strecke auskommen 
muß, wird man sich darauf zu beschränken haben, festzustellen, bis zu 
welchen Größtabständen der Überholungstellen man gehen darf, und 
welche Maßnahmen zum Ausgleich der Abweichungen in der Lage der 
Überholungsstellen gegenüber den theoretischen Anforderungen des 
Fahrplans getroffen werden müssen. Die zweite Frage ist leichter zu 
übersehen und soll deshalb zuerst behandelt werden, 
a) Zeitzuschlag zu den Überholungsaufenthalten. 

Gegeben sei eine Strecke, bei der die Überholungstellen in Ab¬ 
ständen L angeordnet seien. Die Strecke sei belegt mit einem Grund¬ 
netz von Zügen mit der Fahrgeschwindigkeit v<j und Zeitabständen 
zq . Es sei ein Schnellzug (oder eine Schnellzuggruppe) mit der Fahr¬ 
geschwindigkeit vs vorhanden, der die Grundplanzüge zu überholen 
hätte. Der tatsächlich vorhandene Abstand L der Überholungstellen 
sei kleiner als der nach Formel 67 für diese Zugzusammenstellung 
höchstens zulässige; das heißt die Fahrschaulinie des Schnellzugs 
und die hierzu im Abstande z v gezogene Gleichlaufende schneiden 
die Grundnetzliniea in Punkten, deren Abstand' von dem der Über¬ 
holungstellen abweicht und zwar größer ist als dieser. Diese Schnitt¬ 
punkte entsprechen nun den Stellen, an denen theoretisch die Über¬ 
holung stattfinden müßte. Die Abweichungen können alle Werte 
zwischen Null und dem tatsächlichen Abstande L der Überholungstellen 
annehmen. Ist die Abweichung gleich Null, fallen also die vorhandene 
Überholungsstelle mit der theoretisch erwünschten zusammen, so liegt 
der denkbar günstigste Fall vor. Der zu überholende Zug wird unmittel¬ 
bar nach Ablauf des mindestens erforderlichen Vorsprungs z T von dem 
S-Zuge überholt und könnte ihm nach Ablauf der Wartezeit z„ folgen. 
Der Gesamtaufenthalt wäre dann nur z v + z„ Im ungünstigsten Falle 
liegen die beiden betrachteten Punkte nahezu um die ganze Länge L 
gegeneinander verschoben. Der langsamere Zug hatte gerade nicht 
mehr soviel Vorsprung, um noch rechtzeitig das nächste Überholungs¬ 
gleis vor Ankunft des S-Zuges zu erreichen. Er muß deshalb auf dem 
zurückliegenden Bahnhof zurückgehalten werden. Der Zug erhielt 
einen zusätzlichen Aufenthalt, der sich nach Abb. 23 zu 

_ 0 s L. L L. (vs — v (J ) L , .. , 

72).zz = -= — = — -ergeben würde. 

V(, V S v s . v 0 V S . k 
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Weil die diesem Zuge folgenden langsamen Züge keinen oder einen 
geringeren zusätzlichen Aufenthalt erlitten haben, würden diese Züge 
näher an den ersten heranrücken. Der gegenseitige Abstand würde 
kleiner wefden als der durch die sonstigen Streckenverhältnisse gefor¬ 
derte Abstand zq dieser Züge. Es würden sich also an anderer Stelle 
Störungen des Zuglaufs ergeben können. Um diese zu vermeiden, wird 


Abb. 23. 



es zweckmäßig sein, den Abstand der Grundnetzzüge dadurch unver¬ 
ändert zu erhalten, daß man alle die Züge, die weniger als zz Zusatz¬ 
aufenthalt erhalten hia/ben. nach Vorbei fahrt des überholenden Zuges noch 
eine entsprechende längere Zeit warten läßt. Die Notwendigkeit, der¬ 
artige Zusatzaufenthalte in dem Fahrplan vorzusehen, ergibt sich auch 
aus folgender Überlegung. Entsteht durch eine Verspätung des 
S-Zuges oder aus einem anderen Grunde eine Verschiebung in der 
gegenseitigen Lage von Grundnetz und S-Zug, so verschieben sich 
damit auch die theoretischen Überholungstellen gegen ihre ursprüng¬ 
liche Lage und damit zugleich gegen die tatsächlich vorhandenen Über¬ 
holungsgleise. Nimmt diese Verschiebung allmählich von Null bis zu 
Zz zu, so ergeben sich dabei für jedes Überholungsgleis alle nur denk¬ 
baren gegenseitigen Lagen des zu überholenden zu dem S-Zuge. Der 
vor der Vorbeifahrt des S-Zuges unvermeidliche zusätzliche Aufenthalt 
würde also alle Werte zwischen Null und zz annehmen. Vergrößert 
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sich- die Verschiebung weiter, so würde sich das Spiel in gleicher Weise 
wiederholen. Nun ist es nicht zu vermeiden, daß bei der praktischen 
Durchführung des Fahrplans im Betriebe Verschiebungen in den hier 
in Betracht kommenden vergleichsweise engen Grenzen (es Sandelt sich 
um Zeitunterschiede bis zu etwa 10 Minuten) Vorkommen. Dies würde 
bedeuten, daß jeder Zug durch solche unvermeidlichen Abweichungen 
von dem Fahrplanentwurf in die Lage gebracht werden kann, daß er 
zu dem größten zusätzlichen Aufenthalte gezwungen wird. Würde man 
nun bei den einzelnen Zügen nur immer gerade den Zuschlag gemacht 
haben, der nach der planmäßigen Lage der Züge unbedingt ge¬ 
fordert werden mußte, so würde sich bei der Ausführung des Fahr¬ 
plans bald bei diesem, bald bei jenem Zug die Unmöglichkeit der Ein¬ 
haltung der vorgesehenen Uberholungsaufenthalte ergeben. Man erhielte 
Verspätungen einzelner Züge, die sich bei Vorhandensein weiterer 
Überholungen noch steigern könnten und die sich außerdem auf andere 
zunächst unberührte Züge fortpflanzen würden. Will man diese Quelle 
ständiger Störungsmöglichkeiten durchgreifend verstopfen, so muß man 
von vornherein die Überholungsaufenthalte aller Züge, ganz gleich ob dies 
nach dem Fahrplanentwurfe unbedingt erforderlich ist oder nicht, um 
den ganzen Zeitzusohlag zz vergrößern. Der Aufenthalt würde dann bei 
Überholung durch einen Zug für jeden der zu überholenden Züge be¬ 
tragen z v + z„ -f zz. Hierzu kämen bei Überholung durch eine Gruppe 
von mehreren S-Zügen noch die Zeitabstände zwischen diesen Zügen. 
Weil die zuletzt besprochenen Verhältnisse auch vorliegen, wenn nicht 
ein ganzes Netz von Grundnetzzügen zu überholen ist, sondern nur ein 
einzelner Zug, so gelten die angeführten Gründe für die Vergrößerung 
des Überholungsaufenthalts ganz allgemein. Man kann sich bei einem 
nicht in einer Gruppe gleicher Züge fahrenden Zuge vielleicht mit 
einem etwas kleineren Zuschlag begnügen, weil hier leichter ein Aus¬ 
gleich etwa durch Anwendung der kürzesten Fahrzeit bei dem zu lange 
aufgehaltenen Zug erreichen läßt. Bei einer größeren Zahl vonein¬ 
ander im Kleinbestand folgenden Zügen sollte man jedoch stets den 
gesamten Zuschlag in die Fahrplanberechming ednführen. 

Gemäß Formel 72 ist der Zeitzuschlag zz eine lineare Funktion 
der Entfernung L der Überholungsstellen, wenn man die Fahrgeschwin¬ 
digkeiten als gegebene Festwerte ansieht. Weil der Zeitzuschlag einen 
Verlust darstellt, wird man bestrebt sein, ihn tunlichst herabzusetzen. 
Dies wäre möglich durch Verkleinerung der Abstände zwischen den 
Überholungsgleisen. Weil man nun in der Lage der meisten Über¬ 
holungsgleise durch die Lage der für den öffentlichen Verkehr notwen¬ 
digen Bahnhöfe festgelegt ist, ist eine Verkürzung des Abstandes der 
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Uberholungstellen in der Regel nur durch Zwischenschaltung von einer 
oder mehreren Überholungstellen zwischen die vorhandenen Bahnhöfe 
möglich. Man wäre also gezwungen, von n Überholungsgleisen gleich auf 
die doppelte oder dreifache Zahl zu gehen. Eine solche Änderung würde 
sehr bedeutende Anlage- und Betriebskosten erfordern. Der hierdurch 
für die Zugleistung der Strecke und für die Überholungszeitverluste er¬ 
zielbare Gewinn bestimmt sich nach den Formeln 65 und 71. 

Bei jeder S-Zuggruppe erhält jeder zu überholende Zug einmal den 
Zuschlag z z zu seinem Überholungsaufenthalt. Wird z z verkleinert, 
so würde der so für die langsameren Züge erzielbare Zeitgewinn bei 
jeder S-Zuggruppe einmal in Erscheinung treten. Je größer die Zahl der 
S-Zuggruppen ist, umso größer wird der Einfluß einer Verkleinerung von 
z z werden. Selbst bei stärkster Belegung einer Bahn mit Schnellzügen 
wird es in der Regel möglich sein die Schnellzüge in nicht mehr als 
etwa 20 Gruppen zusammenzufassen. :Bei gegebener Zugzahl 
wird die Wirkung auf den gesamten Überholungszeitverlust dann 
am größten, wenn eine möglichst große Zahl von Schnellzug¬ 
gruppen vorhanden ist. Das ist der Fall, wenn in den einzelnen S-Zug- 
gruppen so wenig Züge als möglich verkehren, das ist je ein einziger 
Zug. Wenn man das unter Abschnitt III C 1 und 2 untersuchte Beispiel 
für den Fall m = 20 zugrunde legt, so würde man hiernach ein Beispiel 
haben, das den äußerstenfalls zu erwartenden günstigen Einfluß 
einer. Verkleinerung von z z zeigen würde. Es sei angenommen, daß 
durch Eiplegen je einer Überholungstelle zwischen den bisher im Ab¬ 
stande von je etwa 8 bis 10 km vorhandenen, also durch Einrichtung von 
etwa 200 : 9 = 22 neuen Überholungsbahnhöfen der Zeitzuschlag z z 
auf die Hälfte von 10, also auf 5 Minuten herabgesetzt würde. Man er¬ 
hält dann nach Formel 65, 66 und 71 die Zahl der übrigbleibenden 
G-Züge statt zu 74 zu 82, und statt des dort errechneten Überholungs¬ 
zeitverlustes von 6350 Zugminuten einen solchen von 4980 Minuten. 
Man könnte also 8 weitere Güterzüge durchbringen. Außerdem würde 
man bei Vollbelastung der Strecke einen Gesamtzeitgewinn von 1870 Zug¬ 
minuten oder 23 Zugstunden erhalten. Im Mittel würde jeder Zug um 
1370 : 82 = 17 Minuten schneller durchzubringen sein. Vergleicht man 
diesen Gewinn mit den zu seiner Erreichung erforderlichen Aufwen¬ 
dungen (Verdopplung der Überholungstellen der 200 km langen 
Strecke, also Neuanlage von etwa 22 Überholungsbahnhöfen auf der 
freien Strecke und ihre dauernde Unterhaltung und Besetzung), so 
kommt man zu dem Schluß, daß man kaum je aus diesem Grunde zu 
einer Herabsetzung der Überholungsgleisentfernung schreiten wird. 

Archiv für Eisenbahnwesen. 1921. 25 
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Diese wird vielmehr durch die gegebenen VerkehreiunseWng&ieiißö und 
nach den tJbjiilegangäö des felgen den AhBchiifits (estzulegen fiei», 

b) G r & 3 (•» b b t n. u ii d e r ü b e r h » l u u g> s t v 11 ü n. 

Es sei gemAS Abb. 21 ein Grundnetz gegeben, in das ein 
schnellerer Zug: iiihgeisehofee« sei.: Der Abstand der 
Stellen ai<*gß gerade mit dem theoretäßch '-höchstens zulässigen Abstand 
£/ —a,; vw.k (Formel 67) über einst rmmfefti Der £- Zug liege eo zu dem 
Grundnetz, daß er unmittelbar, nachdem die zu überholenden- Züge-.mit 
dem Miodestvorepnmg in den. Bahnhof eingeiauleo sind; diesen durch¬ 
führt. Bleibt nun einer der zu überholenden Züge auch nur -ein wenig 
hinter seinem Plan zurück (Ahb. 2-1 recht*, Zug. ß}» so würde er den 


Abbr üi. 



vorgpsehgijert r-herholiuigsbahnhof nicht mehr rechtzeitig vor dem 
S-Zuge erreichen körnen Bahnhof F. müßte ihn zurückhalten. In 
dem Aügenblii-k, wo der verspätete Zug in den Bahnhof F. einfährt,, 
hat der rte<: befolgende Zug: (6), der planmäßig hü F. überholt werden 
s* : »Ute, den zuvhckiieg&odhn Bahnhof E. ah'br sclnm verlassen. Bei den 
hier gbmäebfeb Annahmen ist der Zeituniorschied jawisehen der Durch¬ 
fahrt z>eie'r' einander folgender GrundpIaä 2 Üi$!d ; dutfejk zW ®i Nachbar-/, 
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bahnhöfe gleich der Fahrzeit des S-Zuges für die Strecke von einem 
Bahnhof zum andern. Diese Zeit beträgt: t = L/v§. Mit dem oben 
für L ermittelten Wert erhält man: 


73 ) 


*_zq . vg . k 

t —-= zq . k • 

vs 


Nimmt man das Verhältnis— für Schnell- und Güterzüge zu etwa 2,5 

vg 

bis 3 an, so wird mit zq = 13 MiD.: t = 13.0,67 = 8,7 bezw. 13.0,5 = 6,5 
Minuten. Um diese Zeit später würde bei regelmäßig eingehaltenem Plan 
Zug 6 in F. ankommen als Zug 5 in E. Dieser Zeitraum vergrößert sich 
noch um die hier angenommene Verspätung des vorf ahrenden Zugs. Es 
wird deshalb in der Regel nicht möglich sein, den folgenden Zug und auch 
<iie wetteren rechtzeitig zurückzuhalten, diie fraglichen Züge werden viel¬ 
mehr schon sämtlich unterwegs sein. Um für diese Züge die Über¬ 
holungsgleise freizuhalten, müßte der verspätete weiter vorgeschoben 
werden, obgleich er mit Bestimmtheit, den herannahenden Schnellzug 
aufhalten wird. Die Folge davon ist ein Aufenthalt dee Schnellzugs 
vor Bahnhof G. Der Zug gewinnt erst nach einiger Zeit — etwa bei 
H. seine Geschwindigkeit wieder. Außer dieser Verzögerung des 
S-Zugs entsteht eine solche zunächst für alle von Bahnhof H an zu 
überholenden G-Züge, abgesehen von dem wenig wahrscheinlichen 
Fall, daß die Verzögerung des S-Zugs so groß ist, daß eine Verständi¬ 
gung der folgenden Bahnhöfe über eine Vorverlegung der Überholun¬ 
gen noch rechtzeitig erfolgen kann. Weil die Größe der für den 
Schnellzug entstehenden Verspätung sich im allgemeinen nicht vor¬ 
her wird übersehen lassen, wird man meist gezwungen sein, die G-Züge 
bis zur Vorbeifahrt des S-Zugs zurückzuhalten; diese Verzögerung der 
G-Züge von dem Bahnhofe H an, teilt sich, weil die folgenden Züge von 
den vorhergehenden einen bestimmten Mindestabstand einhalten müssen, 
mittelbar auch den weiter folgenden G-Zügen mit. Sie kann all¬ 
mählich ausgeglichen werden, wenn der ursprünglich vorhanden ge¬ 
wesene Abstand der G-Züge (zq) größer gewählt war als der auf der 
dem Bahnhofe H. folgenden Strecke einzuhaltende Mindestabstand 
ZGmin oder wenn der Grundplan nicht voll belegt war. 

Um derartige Störungen zu vermeiden, könnte man eine Verdopp¬ 
lung der Überholungsgleise auf den einzelnen Überholungsstellen in 
Erwägung ziehen. Eine solche Lösung hätte bewirkt, daß zwar die 
beiden Züge hätten in F. aufgenommen werden können und so eine 
Hemmung für den S-Zug vermieden worden wäre. Der Lauf der lang¬ 
samen Züge wäre aber auch hier gestört worden. Alle dem Zuge 6 im 
Kleinstabstand folgenden Züge hätten erst die Abfahrt der beiden 
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auf einem Bahnhof liegen gebliebenen Züge abwarten müssen und 
wären dadurch um einen Zeitabstand zq länger zurückgehalten worden. 
Auf diese Weise ist der Nachteil deshalb nur teilweise zu beheben. 
Man muh das Übel an der Wurzel anfassen. 

Die Störung war dadurch entstanden, daß ein Zug gegen seinen 
Plan zurückgeblieben war und daß dadurch der Abstand von dem 
nachfolgenden sich unter das Maß verkleinert hatte, das man der 
Bestimmung der Lage der Uberholungsgleise zugrunde gelegt hatte. 
Damit dies eintreten konnte, mußte durch die Blockteilung der zunächst 
zurückliegenden Strecke die Möglichkeit einer derartigen engeren An¬ 
näherung der Züge gegeben sein. Denn wäre dies nicht der Fall ge¬ 
wesen, so hätte eine Verzögerung des vorfahrenden Zugs sofort eine 
entsprechende Zurückstauung der nachfolgenden Züge bewirkt. Es 
wäre dann für alle Züge gleichmäßig die Notwendigkeit eingetreten, 
schon einen Bahnhof früher, als es der Plan vorsah, die Überholung 
durch den S-Zug abzuwarten. Im übrigen hätte sich der Betrieb voll¬ 
ständig stockungslos und regelmäßig abgewickelt. Gelänge es, die 
Abstände der Überholungsstellen so zu bemessen, daß sie auch bei 
der äußersten gegenseitigen Annäherung der Grundnetzzüge gerade 
noch gemäß Formel 67 genügen, so könnte bei ordnungsmäßiger Betriebs¬ 
führung, d. h., wenn jeder Bahnhof bei noch ausreichendem Vorsprunge 
den langsameren Zug weiter fahren läßt und Jhn nicht zu frühzeitig eu- 
rüokhält, der eingangs angedeutete Fall nicht eintreten, daß ein zu über¬ 
holender Zug kein freies Uberholungsgleis findet und deshalb trotz 
der zu erwartenden weitgehenden Störungen des Laufs einer Reihe 
von Zügen noch um einen Bahnhof weiter vorgeschoben werden muß. 

Die hier zu lösende Aufgabe lauft darauf hinaus, zu er¬ 
mitteln, bis zu welcher Grenze bei gegebener Blockteilung Züge 
gleicher Grundgeschwindigkeit sich einander nähern können. Es be¬ 
stehen offenbar ganz bestimmte, von den Fahrgeschwindigkeiten beein¬ 
flußte Beziehungen zwischen Blockleitung 1 und den Abständen der 
Überholungsstellen L. Weil die Anlage und der Betrieb der Über¬ 
holungsbahnhöfe wesentlich kostspieliger ist als von reinen Block¬ 
stellen, so wird man in der Regel geneigt sein, mit ersteren sparsamer 
zu sein. Eine enge Blockteilung, die ja in erster Linie zur Ermög¬ 
lichung einer dichten Aufeinanderfolge der langsamsten Züge dient, ist 
nun nicht ausnutzba: - , wenn nicht gleichzeitig eine hinreichende Zahl von 
Überho Lungsstellern vorgesehen war. Die eng aufgeschlossenen langsamen 
Züge würden bei einer Überholung durch einen S-Zug nicht genügend 
Überholungsgleise vor finden und dann unter Stockung des gesamten Zug¬ 
laufs auf eine größere Länge auseinander gezogen werden müssen. Der 
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Frage nach den Zusammenhängen zwischen Blockteilung und Über- 
holungssteUenentfermmg kommt somit eine erhebliche betriebliche und 
wirtschaftliche Bedeutung zu. 

Es ist zunächst zu prüfen, unter welchen Verhältnissen die engste 
Annäherung von Zügen gleicher Grundgeschwindigkeit eintreten kann. 
Beginnen alle Züge an demselben Punkte, so ist ihr Abstand nach Ab¬ 
schnitt II A1 festgelegt. Sind die folgenden Blockstrecken, die 
in voller Fahrt durchfahren werden, nicht oder nicht wesentlich länger 
als die erste, so würden sie an sich eine engere Zugfolge gestatten. 
Wenn nun ein Zug etwas gegen die vorgesehene Geschwindigkeit zurück¬ 
bleibt, der nachfolgende vielleicht gleichzeitig etwas schneller fährt, 
so vermindert sich der Abstand dieser Züge bis zu dem durch die 
weitere Blockteilung gegebenen Mindestmaße. Dieser Abstand 
würde der Berechnung der Überholungstellenentfernung als der un¬ 
günstigste zugrunde zu legen sein. Weil es sich hier um eine all¬ 
mähliche Annäherung der Züge, die sich auf einer längeren Strecke 
vollzieht, handelt, sind einzelne zwischen längeren eingeschaltete kurze 
Blockstrecken bei dieser Betrachtung auszuschalten. Maßgebend sind 
die innerhalb der betrachteten Strecke vorhandenen größten Block¬ 
stellenabstände. 

Es werde zur Erlangung übersichtlicher Verhältnisse von einer 
Strecke mit gleichbleibender Steigung, der durchweg gleichen Block¬ 
teilung 1 und den gleichen Uberholunjgisstellenentfernungen L aus¬ 
gegangen. Ein Bündel Grundnetzzüge, das zunächst bei der Ab¬ 
fahrt von dem Ausgangsbahnhof einen größeren Zugabstand be¬ 
sessen hatte, sei in der vorstehend geschilderten Weise enger zu- 
sammengerückt auf den der Blockleitung 1 entsprechenden Kleinstab¬ 
stand. Die Fahrgeschwindigkeit dieser Züge sei vo • Nach II A 2 

1' 

läßt sich der kleinste Zeitabstand zq ausdrücken als: z« = • - + c. 

Darin ist c ein Festwert, der die Zeit für die Block- und Signalbedienung 
umfaßt, oben zu 90 sec. angenommen; 1’ bedeutet die von dem vorfahren¬ 
den Zuge bis zur Räumung des Blockabschnitts zurückzulegende Strecke. 
Für die hier in erster Linie in Betracht kommendien Güterzüge war 1’ = 1 
4 - 1300 m. Setzt man diese Werte Ln Gleichung 67 ein, so erhält man 

75) . . L = zc,. vg . k = 1'. Vs . k-f-c . vs . k = (r + c . vu) -J S . k. 

V('; V(J 

Der nach der Umformung hinter der Klammer stehende Wert ist nur von 
dem Verhältnisse vg : v« abhängig: 
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76) 


Hiermit wird: 


o = 


VS 


Vo 


.k = 


VS 

VO 


1 


1 



1 


VQ 

vs 


77).: . . . . L= (l' + c.v 0 ).0 

Es ist sehr lehrreich, die durch diese Formel ausgedrückten Ab¬ 
hängigkeiten durch Zahlenbeispiele, bei denen immer nur eine der un¬ 
abhängigen Veränderlichen als veränderlich eingeführt wird, zu be- 
leuchten und dabei das besonders kennzeichnende Verhältnis L: 1 
zwischen der Überholungsstellenentfernung und der Blockteilung zu 
ermitteln. 

a) Abhängigkeit der Länge L von der Geschwindigkeit der über¬ 
holenden Züge. 

Gegeben sei: Blockteilung 1 = 2000 m, vo = 30 km/St. = 500 m/sec. 
c = 1,5 Min., 1* =: 1 + 1300 m (vgl. II, A. 2). 

Hiermit wird nach Formel 76 und 77: 


L = ((1 + 1300) + 1,6.500). o = (1 + 2050). O und 
, (1 + 2050). o /, , 2050 \ /, . 2050 \ 

1 = 1 —i—=( I+ -r -) 0 = ( , + 2ööb) 


O = 2,025 . O 


Man findet für eine Reihe von Verhältnissen vg: vq folgende Zahlenwerte: 


vg: v G 

v s 

o 

L : 1 

1,0 

30 

oo 

OO 

1,6 

45 

3,0 

6,07 

2,o 

60 

2,0 

4,06 

2,6 

75 

1,67 

3,37 

3,0 

90 

1,50 

3,04 

4,0 

120 

1,33 

; 2,69 

6,0 

150 

1,26 

. 2,63 

10,o 

i 300 

l.H i 

l 2,26 


Vgl. Abb. 25. 


b) Abhängigkeit der Länge L von der Blockteilung. 

Es seien mit Ausnahme der Blockstellenentfernung dieselben Fest¬ 
werte angenommen wie unter a. Dort war gefunden: 

LlI = (,+ **?).„. 

Die Auswertung soll für zwei verschiedene Geschwindigkeiten des 
überholenden Zuges vg = 60 und 90 km/St. also für vg: vq 2,0 und 3,0 

erfolgen. Mit o = 2,0 bzw. 1,5 geht die Formel über in: L: 1 = 2,0-f 

. , , , . 3075 

bzw. L : 1 = 1,5-1-j-— • 
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Die Zahlen zeigen, daß das Verhältnis L : 1 sich bei den praktisch 
wichtigsten Fällen (Geschwindigkeitsverhältnis bis zu etwa 3,5 :1, Block¬ 
streckenlänge kleiner als 5000 m) äußerstenfalls der 2 nähert, sich 
zunächst mit einer Verkleinerung des Geschwindigkeitsverhält¬ 
nisses und einer Verkürzung der Blockteilung nur langsam ver¬ 
größert, um dann, wenn sich entweder die Geschwindigkeit der Züge 
einander zu nähern beginnt, oder die Blockstreckenlänge sehr klein 
wird, sehr schnell anzuwachsen zu dem Grenzwerte „Unendlich**. Inner¬ 
halb der tatsächlich in Betracht kommenden Grenzen ist die Veränder¬ 
lichkeit von L : 1 vergleichsweise recht gering. Sie ist deshalb ohne 
besondere praktische Bedeutung, weil man mit Rücksicht auf die gege¬ 
benen Festpunkte der Bahn ohnehin nicht in der Lage sein würde, die 
Abstände der Überholungsstellen entsprechend fein abzustufen, weil 
man auch eine etwaige nachträgliche Änderung der Fahrgeschwindigkeit 


Abb. 27. 



~ n Xtt —;- — n.~ ri vzs-- f=% 

K- l -*r«- l l L 

i . ; 


der Züge nicht außer acht lassen dürfte. Legt man in die Mitte 
zwischen zwei Überholungsstellen nach Abb. 27 eine Blockstelle, so 

1 ' 

würde man in diesem Fall erhalten L : 1 = (2 1+ 1*): 1 = 2,0 H—j— 

Darin bedeutet 1’ die Länge der durch den Bahnhof gebildeten Block¬ 
strecke. Die Ausfahrsignale sind als Blocksignale mit Vorsignalen aus¬ 
gestattet gedacht. Nimmt man 1’ = 1000 m an, so erhält mant 


für 1 = 1000 2000 

3000 

4000 

5000 

7500 

10 000 m 

L : 1 = 3,0 2,5 

2,33 

2,25 

2,20 

2,13 

2,10. Vgl. Abb. 27. 
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Ordnet man zwei Blockstellen an, welche die Strecke zwischen den 
überholungsstellen in drei gleiche Teile teilen, so würde sich ergeben: 

L: 1 = 3,0 + -J- * 

für 1 = 1000 2000 3000 4000 5000 7500 10 000 m 

L:l= 4,0 3,5 3,33 3,25 3,20 3,13 3,10 Vgl. Abb. 27. 

Man sieht, daß die erstere Anordnung bei Geschwindigkeiten von 
30 und 90 km/St. bis zu Blockteilungen von 5000 m sehr gut den 
oben naohgewiesenea Anforderungien entsprechen würde. Erst von 
Blockstellenentfeimungen von 5000 m an würde man eine etwas zu 
große Entfernung der Überholungstellen erhalten. Die zweite An¬ 
ordnung mit zwei Blockstellen zwischen den Überholungsbahnhöfen 
wäre angebracht bei Geschwindigkeiten von 30 und 60 km/St. (Güter¬ 
und Personen- oder Eilgüterzüge) bis zu Blockteilungen von etwa 
3500 m. Darüber hinaus müßte auch hier schon nach jedem zweiten 
Blockabschnitt ein Überholungsgleis nach der zunächst besprochenen 
Anordnung vorgesehen werden. 

Wollte man den Abstand zwischen zwei Überholungsstellen durch 
Anlegen weiterer Blockstellen noch weiter unterteilen, so würde man 
die hierdurch eröffnete Möglichkeit, die langsamen Züge — auf diese 
kommt es hierbei fast ausschließlich an — enger zusammenzuschieben, 
nicht ausnützen können, soweit diese Zugbündel durch schnelle Züge 
überholt werden müssen, ihr Abstand deshalb durch die vorhandenen 
Überholungsstellen nach unten hin begrenzt ist. Drei oder mehr Block¬ 
etellen zwischen zwei Überholungsbahnhöfen dürften deshalb nur bei 
reinen Güterbahnen, wo die Überholungsgleise nur für die Behandlung 
der Nahgüterzüge in Anspruch genommen werden, angebracht sein. 
Bahnen mit Zügen verschiedener Geschwindigkeiten bedürfen zur Be¬ 
wältigung eines starken Verkehrs neben einer hinreichend engen Block¬ 
teilung auch der entsprechend engen Teilung der Überholungsstellen. 
Fehlt es an einem oder an dem anderen, so ist eine Höchstauslastung 
und Ausnutzung der Strecke nicht möglich. 

c) Drittes Überholunggleis bei Vorhandensein von 

Nahgüterzügen. 

Befinden sich unter den langsamen Zügen solche, die unterwegs 
längere Abfertigungsaufenthalte haben und währenddessen auch von 
anderen Zügen gleicher Geschwindigkeit überholt werden müssen, so 
kommt man mit der oben beschriebenen Anordnung von Überholungs¬ 
gleisen nicht aus, weil hier die Überholungsgleise längere Zeit ihrer 
eigentlichen Bestimmung entzogen werden und dann in Fällen, wo sie 
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für die durchfahrenden Züge benötigt werden, nicht zur Verfügung 
stehen. Die wichtigsten Vertreter dieser Zuggattung sind die Nah¬ 
güterzüge. Ohne die Untersuchung grundsätzlich auf diese Züge zu 
beschränken, sollen zur Abkürzung die Züge mit längeren Aufenthalten 
als Nahgz., die durchfahrenden langsamen Züge als Ferngz. und die 
überholenden schnellen Züge als S-Züge bezeichnet werden. 

Es sei zunächst angenommen, daß auf jedem Überholungsbahnhof 
für jedes durchgehende Hauptgleis ein besonderes, von ihm ohne 
Kreuzung anderer Gleise zugängliches Überholungsgleis vorhanden ist, 
und daß die Nahgz. auf allen diesen Bahnhöfen Abfertigungsaufenthalte 
haben, gleich der f-fachen Dauer des Mindestabstandes zq der Güter¬ 
züge. Weil die Nahgz. die Überholungsgleise über die dem Regelplane 
der Ferngz. entsprechende Dauer hinaus beanspruchen, müssen Fälle 
eintreten, in denen ein Fgz. beim Herannahen eines S-Zugs das plan¬ 
mäßig für ihn bestimmte Überholungsgleis besetzt vorfindet. Er muß 
dann weiter vorgeschoben werden und stört dadurch den Lauf des 
S-Zugs und auch einer Reihe von ihm folgenden Fgz. 

Der Güterzugplan sei zunächst voll ausgelastet angenommen. Die 
Entfernung L der Überholungsbahnhöfe sei gemäß Formel 67 nach 
dem tatsächlichen Durchschnittsabstand der Güterzüge ohne Zuschlag 
bemessen. Die Überholung der Güterzuggruppe und des in ihr fahrenden 
Ngz. erfolgt dann nur in den beiden Fällen ohne Störung, wenn die 
Ankunft oder die Abfahrt des Nahgz. auf einem Zwischenbahnhof un¬ 
mittelbar vor oder hinter die Vorbeifahrt des überholenden Sz. fällt. 
In diesen beiden Fällen liegt die Fahrschaulinie des Nahgz. nämlich 
entweder bei der Ankunft oder bei der Anfahrt ebenso zu der 
des durchfahrenden Sz. wie die Fahrschaulinien irgendeines anderen 
der zu überholenden Züge. Der Nahgz. würde sich dann störungslos 
in das Netz der Ferngz. einfügen. Das von ihm in Anspruch genommene 
Überholungsgleis würde für einen anderen Ferngz. nicht benötigt, weil 
ja der Nahgz. an die Stelle eines Ferngz. tritt, der in Frage kommende 
Platz im Fahrplane deshalb nicht mit einem Ferngz. mehr belegt sein 
konnte. Hatte der Nahgz. dagegen schon einen, zwei, ... f—1 Güterzug¬ 
abstände auf dem Bahnhof gehalten, bevor der S-Zug durchfuhr, so 
würde er ein Überholungsgleis besetzt halten, das bei regelmäßigem 
Verlauf für den nächst-, zweit- — ... (f—2) — folgenden Ferngz. ge¬ 
braucht worden wäre. 

In dem (f—1) ten Plan fährt der Nahgz. selbst weiter. Dieser 
Plan durfte deshalb nicht mit einem Fgz. belegt sein. 
Von den insgesamt f Lagen, in denen der Sz. auf den Ngz. 
stoßen kann, würden mithin bei (f—2) eine Behinderung der anderen 
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Züge eintreten. Die Wahrscheinlichkeit für eine Störung betrügt: 
(f — 2) 

wj = -—-—Die Sachlage stellt sich nun dadurch wesentlich besser, 


daß einerseits die Entfernungen der Uberholungsstellen kleiner sind, 
als sie hier angenommen waren, und daß der Fgzplan nicht voll belegt 
sein wird. Das Verhältnis der wirklich vorhandenen Entfernung der 
Überholungsstellen zu der aus dem tatsächlichen Regelabstande der Gz 
errechneten (L) sei g (echter Bruch). Dann ist die Zahl der vorhandenen 

Uberholungsstellen ^ treC ^ --— — ^ und die der überschüssigen Über¬ 


holungsgleise: 


Die Wahrscheinlichkeit, daß 


s_s = Mi - g) 

L. g L L. g 

der Ngz gerade eins dieser überschüssigen, von den Fgz also nicht be¬ 
nötigten Überholungsgleise während der Vorbeifahrt des Sz. besetzt 
hält, ist gleich dem Verhältnisse der überschüssigen zu den tatsächlich 

vorhandenen Überholungsgleisen: ———• Umgekehrt ist eine Störung 


zu erwarten in 1—(1—g) = g Fällen (w* = g). Sind von n Ferngz- 
plätzen nur h. n Plätze mit Zügen belegt, ist also die Auslastung des 
Fgzplanes gleich h (echter Bruch), so kann nur dann eine Störung 
entstehen, wenn einer dieser h.n Fahrpläne betroffen wird. Der Grad 
der Wahrscheinlichkeit einer Störung wird durch diesen Einfluß auf 
w, = h herabgesetzt Da nun alle drei Wirkungen gleichzeitig und un¬ 
abhängig voneinander sich geltend machen, so erhält man die wirkliche 
Wahrscheinlichkeit für das Eintreten einer Hemmung als das Produkt 
der Einzelwahrscheinlichkeiten: 


78) 


W = w : . w 2 . w 8 = 


_ ( f - 2). g . h 


Es sei z. B. der Aufenthalt der Nahgz. gleich dem dreifachen Regel¬ 
abstand der Güterzüge (f = 3), die Entfernung der Überholungstellen 
nur zwei Drittel des Mindestabstandes, der der vorgesehenen Güter¬ 
zugfolge entsprochen hätte, (g = 0,67) und die Auslastung des Fgzplans 

70 % (h = 0,70). Dann wird W = — ”—~ 7 -—- — —~ . Das bedeutet, 

daß etwa bei jeder 6. bis 7. Überholung von Nahgüterzügen durch 
Schnellzüge (oder Schnellzuggruppen) ein Nahgüterzug ein anderweitig 
benötigtes Überholungsgleis besetzt hält und dann entweder, wenn 
rechtzeitige Verständigung erfolgt, der Fgz., dessen Überholungsgleis 
besetzt ist, mit einer Reihe nachfolgender Züge zurückgehalten werden 
muß, oder daß der fragliche Zug weiter vorgeschoben werden muß und dann 
eine Störung des Laufs des Sz. und dadurch mittelbar auch einer Anzahl 
nachfolgender Fgz. hervorruft. 
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Die vorstehende Formel läßt erkennen, daß man durch Verrin¬ 
gerung der Entfernung der Überholungsstellen und durch Herabsetzung 
der Auslastung des Fgznetzes zwar eine Verbesserung, aber nicht eine 
vollständige Beseitigung dieses Übelstandes erreichen kann. Dies ist 
nur möglich, wenn man entweder durch Abkürzung der Aufenthalts¬ 
dauer der Ngz. oder durch Vergrößerung des Regelabstandes der 
Güterzüge unter Beibehaltung der Aufenthaltsdauer der Ngz. die 
Zahl f auf 2 verkleinert. Von diesem Mittel wird man in 
vielen Fällen mit Rücksicht auf die Durchführung einer ge¬ 
regelten Abfertigung der Nahgüterzüge (auch der Durchgangsgüter¬ 
züge) oder anderseits auf die zu erzielende Leistung der Strecke nicht 
Gebrauch gemacht werden können. 

Ein unter allen Umständen gangbarer Weg zur Vermeidung der 
hier betrachteten Störungen besteht darin, auf jedem Bahnhof, auf dem 
Nahgüterzüge abgefertigt werden, außer dem Überholungsgleis für die 
durchfahrenden Fern- oder Durchgangsgüterzüge ein solches für die 
Nahgüterzüge vorzusehen. Dabei wird in der Regel genügen, für beide 
Fahrrichtungen nur ein Nahgüterzugüberholungsgleis anzuordnen. 
Hierdurch können sich nur in den verhältnismäßig seltenen Fällen 
Schwierigkeiten ergeben, daß zufällig die Begegnung zweier Nahgüter¬ 
züge mit der Begegnung zweier Schnellzüge zusammentrifft. Der eine 
von den beiden Nahgz. würde dann ein unter Umständen für die Über¬ 
holung der Fgz. benötigtes Überholungsgleis besetzt halten. Da dies 
nun nur in W-Fällen zu Behinderungen des Zuglaufs Anlaß gibt, so ist 
die Wahrscheinlichkeit, daß es bei Vorhandsein nur eines Naligüterzug- 
iiberholungsgleises zu Störungen des Zuglaufs kommt, außerordentlich 
gering. Diese lassen sich bei geringer Aufmerksamkeit der Bahnhöfe 
stets darauf beschränken, daß ohne Beeinträchtigung der anderen Züge 
einer der beiden Nahgüterzüge auf dem Vorbahnhof zurückgehalten 
werden muß. Darin liegt meist kein nennenswerter Nachteil, weil die 
Nahgüterzüge ohnehin nicht gleichzeitig abgefertigt werden könnten. 

Um bei der Ablenkung der Züge in die Überholungsgleise keine 
Hemmungen zu erhalten, werden die sich so ergebenden drei Uber- 
holungsgleise zweckmäßig so angeordnet, daß das Nahgzgleis zwischen 
den beiden Hauptgleisen, die beiden anderen Überholungsgleise je außen 
neben dem zugehörigen Hauptgleis liegen. 

(Schluß folgt.) 
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Die Arbeiterpensionskasse, die Krankenkassen und die Unfall¬ 
versicherung bei der preußisch-hessischen Eisenbahngemeinschaft 

im Jahr 1918. 

Von 

H. Stephan, Geh. exped. Sekretär im Reichsverkehrsministerium 
(Zweigstelle Preußen-Hessen). 


(Schluß.) l) 


2. Krankenversicherung. 

Bereits im Archiv für Eisenbahnwesen 1919, Seite 392 ff., ist 
darauf hingewiesen worden, daß aus Anlaß des Kriegs gerade auf dem 
Gebiete der Krankenversicherung die Bestimmungen der Reichsver¬ 
sicherungsordnung durch zahlreiche Verordnungen ergänzt und abge¬ 
ändert worden sind. Die dort gemachten Angaben erstreckten sich bis 
?um Ende des Kalenderjahrs 1918. Auch nach diesem Zeitpunkt sind 
die gesetzlichen Vorschriften über die Krankenversicherung mehrfach 
geändert worden. Zuerst durch die Verordnung über Krankenver¬ 
sicherung vom 3. Februar 1919 (Reichsgesetzblatt S. 191), die sich 
hauptsächlich mit den in den §§ 169 bis 173 R.V.O.*) enthaltenen Be¬ 
freiungsvorschriften befaßte. Sodann erschien unterm 26. September 
1919 das Gesetz über Wochenhilfe und Wochenfürsorge (Reichsgesetz¬ 
blatt S. 1757), duroh das die während des Kriegs erlassenen Bestim¬ 
mungen über Wochenhilfe neu geregelt und als dauernde Einrichtung 
in die R.V.O. aufgenommen wurden. Dieses Gesetz brachte im Ab¬ 
schnitt I (Wochenhilfe) Bestimmungen über Wochenhilfe für ver¬ 
sicherte Wöchnerinnen, im Abschnitt II (Familienhilfe) Wochenhilfe für 
(versicherungsfreie) Ehefrauen, Töchter, Stief- und Pflegetöchter der 
Versicherten, die mit diesen in häuslicher Gemeinschaft leben, im Ab- 

*) Vergl. Archiv für Eisenbahnwesen S. 96 ff. 

*) R.V.O. = Reichsversicherungsordnung. 
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schnitt III (Beiträge) eine größere Bewegungsfreiheit für die Kranken¬ 
kassen hei notwendigen Beitragserhöhungen und im Abschnitt IV 
schließlich Bestimmungen über eine aus Mitteln des Reichs (jedoch nur 
von den Allgemeinen Orts- oder den Landkrankenkassen) zu gewährende 
Wochenfürsorge für solche minderbemittelte Wöchnerinnen, für die 
nach den sonstigen Vorschriften des Gesetzes kein Anspruch auf 
Wochenhilfe bestand. Die Bestimmungen dieses Gesetzes vom 26. Sep¬ 
tember 1919 wurden jedoch bald durch das Gesetz vom 30. April 1920 
(Reichsgesetzblatt S. 853) mit Wirkung vom 7. Mai 1920 geändert. 
Das Gesetz vom 26. September 1919 ist in der dadurch eingeführten 
neuen Fassung im Reichsgesetzblatt 1920 Nr. 114 (Seite 1069 ff.) abge¬ 
druckt lind sieht nunmehr in der Hauptsache folgende Leistungen vor: 

A. Woohenhilfe für weibliche Kassenmitglieder. 

Wöchnerinnen, die im letzten Jahre vor der Niederkunft min¬ 
destens 6 Monate hindurch auf Grund der Reichsversicherung oder bei 
einer knappschaftlichen Krankenkasse gegen Krankheit versichert ge¬ 
wesen sind, erhalten als Wochenhilfe 

1. einen einmaligen Beitrag zu den Kosten der Entbindung in 
Höhe von 50 JL\ 

2. ein Wochengeld in Höhe des Krankengeldes, jedoch mindestens 
1,50 JL täglich, einschl. der Sonn- und Feiertage, für 10 Wochen, 
von denen 4 in die Zeit vor und 6 in die Zeit nach der Ent¬ 
bindung fallen; 

3. eine Beihilfe bis zum Betrage von 25 JL für Hebammendienste 
und ärztliche Behandlung, falls solche bei Schwangerschafts¬ 
beschwerden erforderlich werden; 

4. solange sie ihre Neugeborenen stillen, ein Stillgeld in Höhe des 
halben Krankengeldes, jedoch mindestens 0,75 JL täglich, einschl. 
der Sonn- und Feiertage, bis zum Ablauf der 12. Woche nach 
der Niederkunft. 

Neben Wochengeld wird Krankengeld nicht gewährt. 

B. Wochenhilfe als Familienhilfe. 

Wochenhilfe erhalten auch die Ehefrauen sowie solche Töchter, 
Stief- und Pflegetöchter der Versicherten, die mit diesen in häuslicher 
Gemeinschaft leben, wenn 

1. sie ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Inlande haben, 

2. ihnen ein Anspruch auf Wochenhilfe nach Abschnitt A (vor¬ 
stehend) nicht zusteht, und 

3. die Versicherten im letzten Jahre vor der Niederkunft min¬ 
destens 6 Monate hindurch auf Grund der Reichsversicherung 
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oder bei einer knappschaftlichen Krankenkasse gegen Krank¬ 
heit versichert gewesen sind. 

Als Wochenhilfe werden die unter A bezeichneten Leistungen ge¬ 
währt; dabei beträgt das Wochengeld l,so JL täglich, das Stillgeld 
0,75 JL täglich. 

C. Wo chcnfürsorge. 

Minderbemittelte deutsche Wöchnerinnen, die ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt im Inlande haben und für die nach den vorstehenden Vor¬ 
schriften kein Anspruch auf Wochenhilfe besteht, erhalten aus Mitteln 
des Reichs eine Wochenfürsorge in dem unter B bezeichneten Umfang, 
und zwar von der Allgemeinen Ortskrankenkasse, in deren Bezirk des 
gewöhnliche Aufenthaltsort der Wöchnerin liegt, oder, wo eine solche 
Kasse nicht besteht, von der Landkrankenkasse. 

Von außerordentlicher Wichtigkeit für die Krankenkassen ist die 
Verordnung vom 30. April 1920 (Reichsgesetzblatt S. 769) über Auf¬ 
hebung der Verordnung vom 1. April 1920 1 ) (Reichsgesetzblatt S. 433) 
und über Herauf Setzung des Grundlohns und Ausdehnung der Ver¬ 
sicherungspflicht in der Krankenversicherung. Die hauptsächlichsten 
Bestimmungen dieser Verordnung sind folgende: 

1. Heraufsetzung des Grund lohns. 

Als Grundlohn für die Bemessung der baren Leistungen der 
Kasse hat die Krankenkassensatzung entweder den durchschnitt¬ 
lichen Tagesentgelt der Mitglieder oder den wirklichen Arbeitsver¬ 
dienst der einzelnen Versicherten zu bestimmen. Den durchschnitt¬ 
lichen Tagesentgelt kann e'.e nach den Klassen von Ver¬ 
sicherten, für die die Kasse errichtet ist, oder stufenweise nach der 
verschiedenen Lohnhöhe der Versicherten festsetzen. Bei der Fest¬ 
setzung des Grundlohns muß der Entgelt berücksichtigt werden, 
soweit er 24 Ji (b'sher 8 Jl) für den Arbeitstag nicht übersteigt; 
die Satzung kann ihn darüber hinaus berücksichtigen, soweit er 
30 JL (bisher 10 JL) für den Arbeitstag nicht übersteigt. Läßt sich 
für freiwillig Beitretende hiernach kein Grundlohn ermitteln, so 
haben diesen die Satzungen zu bestimmen. (Die hiernach erforder¬ 
lichen Satzungsänderungen mußten die Organe der Krankenkassen 
innerhalb 4 Monate nach Inkrafttreten der Verordnung beschließen. 
Der Beschluß unterlag der Genehmigung durch das Ober- 
versioherungsamt.) 

*) Durch die Verordnung vom 1. April 1920 wurde u. a. die Höchstgrenze 
des krankenvereicherungspflichtigen Jahreseinkommens von 5000 auf 20000 
Mark heraufgesetzt. Diese Bestimmung erregte allgemein — nicht zuletzt bei 
den Ärzten — einen solchen Sturm der Entrüstung, daß sie sofort wieder durch 
die Verordnung vom 30. April 1920 aufgehoben wurde. 
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2. Ausdehnung der V ersioherungspif lieh t. 

Unter entsprechender Änderung der Verordnung über Ausdehnung 
der Versicherungpflicht und Versicherungsberechtigung in der Kran¬ 
kenversicherung vom 22. November 1918 (Reichsgesetzblatt S. 1321 — 
Archiv für Eisenbahnwesen 1919 S. 393) ist die Höchstgrenze des regel¬ 
mäßigen Jahneearbeitsverdienstes für die Versicherungspflicht und Ver¬ 
sieh erungsberechtigung für Betriebebeamte, Werkmeister und andere An¬ 
gestellte in ähnlich gehobener Stellung ( wenn diese Beschäftigung ihren 
Hauptberuf bildet), Handlungsgehilfen und Schiffer a|uf deutschen See¬ 
fahrzeugen sowie auf Fahrzeugen der Binnenschiffahrt von 5 000 Jt 
auf 15 000 JL erhöht worden. Personen, die in der Zeit seit dem 
2. Dezember 1918 wegen Überschreitung der Einkommensgrenze von 
5000 JL jährlich aus der Krankenkasse ausgeschieden waren, konnten 
binnen 6 Wochen nach dem Inkrafttreten der neuen Verordnung ihre 
Wiederaufnahme als Mitglied gemäß § 313 R.V r O. beantragen, wenn sie 
beim Ausscheiden zur Weiterversicherung berechtigt und nicht nach der 
neuen Vorschrift ohnehin versicherungspflichtig waren. Sofern Per¬ 
sonen der im § 1 der vorgenannten Verordnung vom 22. November 1918 
bezeichneten Art trotz Überschreitens der Einkommensgrenze von 
5 000 JL von ihrer Krankenkasse weiter wie versicherungspflichtige 
Mitglieder behandelt worden waren, konnte ihre Mitgliedschaft nach¬ 
träglich nicht mehr angefochten werden. Beschäftigte, die durch die 
Heraufsetzung der Höchstgrenze auf 15000 JL der Krankenversicherungs¬ 
pflicht neu unterstellt wurden, mußten bis zum achten Tage nach dem 
Inkrafttreten der neuen Verordnung der Krankenkasse gemeldet werden, 
sofern nicht die Frist hierfür nach § 317 R.V.O. darüber hinauslief. 

Die unter 1 wiedergegebenen Bestimmungen sind am Tage der 
Verkündung mit Wirkung vom 7. April 1920, die unter 2 am 10. Mai 
1920 in Kraft getreten. Die Heraufsetzung des versicherungsfähigen 
Grundlohns auf 24 und 30 JL täglich trägt den beträchtlichen Lohn- 
erhöhunjgen der letzten Jahre Rechnung und hat eine erhebliche Er¬ 
höhung dos täglichen Krankengeldes zur Folge (z. B. von 5,34 JL und 
6,07 JL 1 ) auf 16 JL und 20 JL 7 ) täglich). Dadurch ist die Spannung 
zwischen Lohn und Krankengeld, die seit längerer Zeit außerordentlich 
hoch war und viele Versicherte von einer Krankmeldung selbst in drin¬ 
genden Fällen abgehalten oder auch zu einer vorzeitigen Gesundmel¬ 
dung veranlaßt*) haben soll, wesentlich verringert worden. Den Kran- 

*) Zwei Drittel von 8 und 10 JL. 

2 ) Zwei Drittel von 24 und 30 JL. 

*) Die Zahl der auf einen Krankheitsfall kommenden Krankbeitstage ist 
im Berichtsjahr gegen das Vorjahr — trotz der außerordentlichen Steigerung 
der Zahl der Krankheitsfälle und Krankheitstage — bei den Betriebskranken¬ 
kassen und bei der Vcrbandsk ranken- und Hinterbliebenenkasse tatsächlich zu¬ 
rückgegangen. 
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^enkassen erwächst allerdings aus dieser Vorschrift eine gewaltige 
- ehrausgabe an Krankengeld, deren Bestreitung ihnen trotz der Mehr¬ 
einnahmen an Beiträgen vielfach Schwierigkeiten bereiten dürfte. 

A. Allgemeine Eisenbahn-Betriebskrankenkassen. 

Für jeden der 21 Eisenbahndirektionsbezirke ist eine Allgemeine 
Betriebskrankenkasse errichtet. Jede dieser Kassen umfaßt sämtliche 
nn Direktionsbezirk außerhalb des Beamtenverhältnisses beschäftigten 
ve r8icherungspflichtigen Bediensteten (Bahnunterhaltungs-, Betriebs¬ 
und Werkstättenarbeiter). Die bei dem Eisenbahn-Zentralamt beschäf¬ 
tigten krankenversicherungspflichtigen Bediensteten sind der Allge¬ 
meinen Betriebskrankenkasse für den Eisenbahndirektionsbezirk Berlin 

zugeteilt. 

Einen Überblick über Umfang und Wirksamkeit der Allgemeinen 
Bisenbahnbetriebskrankenkassen im Jahr 1918 gewähren die Darstellun¬ 
gen über die Zahl der Mitglieder (Anlage III), über die Zahl der 
Krankheitsfälle, Krankheitstage und Sterbefälle (Anlage IV), über die 
Einnahmen (Anlage V), über die Ausgaben und die Vermögensbestände 
(Anlage VI) und über die Leistungen (Anlage VII) jeder einzelnen 
Allgemeinen Betriebskrankenkasse und der Gesamtheit der Kassen 
(s. S. 24 ff.). 


An Beiträgen erhoben von -den 21 Kassen 


am Schlüsse 

3,3 % 

3,6 O/o 3,9 o/o 

4,3 % 

4,6 % 

5,o % 






des Jahres 


des Grundlohns 




Anzahl der Kassen 

1917. 

3 

7 I 6 

3 

2 

1 

1918. 

— 

5:8 

3 

4 

1 


Als Grundlohn gilt das wirkliche Lohn- oder Diensteinkommen des 
einzelnen Versicherten, soweit es 10 JL für den Arbeitstag nicht über¬ 
steigt (Dieser Betrag ist, wie auf Seite 389 ausgeführt' ist, vom 7. April 
1920 ab auf 24 imd 30 M erhöht worden.) Die Beiträge sind im Be¬ 
richtsjahr bei 2 Kassen von 3,3 auf 3,6 %, bei 1 Kasse von 3,3 auf 
3,9 %, bei 3 Kassen von 3,6 auf 3,9 %, bei 1 Kasse von 3,6 auf 4,5 %, 
bei 2 Kassen von 3,o auf 4,5 % und bei 1 Kasse von 4,5 auf 5,o % erhöht 
worden. Eine Herabsetzung der Leistungen hat nur eine Kasse vor¬ 
genommen; dagegen haben 5 Kassen ihre Leistungen erhöht. Die Bei¬ 
träge werden zu zwei Dritteln von den Mitgliedern und zu einem Drittel 
von der Eisenbahnverwaltung gezahlt. 

Archiv für Eisenbahnwesen. 1921. 26 
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Der Umfang der Leistungen der Krankenkassen — freie ärztliche 
Behandlung, Arznei und sonstige Heilmittel, Krankengeld, Hausgeld, 
Taschengeld, Kur- und Verpflegung, Wochen- und Stillgeld, Schwan¬ 
gerengeld sowie Sterbegeld — ist, wie die Anlage VII (S. 434) ergibt, 
bei den einzelnen Krankenkassen je nach ihrer Vermögenslage ver¬ 
schieden gewesen. Alle Allgemeinen Eisenbahnbelviebskrankenkassen 
sind teils in der Dauer, teils in der Höhe ihrer Leistungen, teils in 
baden über die durch die Reichsversicherungsordnung vorgeschriebenen 
Regelleistungen hinausgegangen. 

Am Schluß des Jahres 1918 zahlten 13 Kassen (gegen 14 am 
Schluß des Jahres 1917) Krankengeld über die gesetzliche Mindestdauer 
von 26 Wochen hi naus, und zwar 3 auf 30 Wochen, 6 auf 39 Wochen, 2 auf 
45 Wlochen und 2 Kassen auf 1 Jahr, di. i. auf die höohste gesetzlich zulässige 
Dauer. Von sämtlichen Kassen gewährten 16 Kassen (im Vorjahre 14) 
mehr als die Hälfte bis zu zwei Dritteln des für die Beitragsberechnung 
zuletzt maßgebend gewesenen Grundlohns als Krankengeld. Von der 
Mehrzahl der Eisenbahnbetriebskrankenkassen wurde das Krankengeld 
vom ersten Tage der Erkrankung ab gezahlt, wenn die Krankheit mit 
dem Tode endete oder die Erwerbsunfähigkeit durch eine bei der Arbeit 
erlittene Verletzung hervorgerufen war. Besonders umfangreich war, 
wie in den früheren Jahren, die Fürsorge für erkrankte Angehörige der 
Kassenmitglieder, indem ihnen bei sämtlichen Kassen freie ärztliche 
Behandlung und bei fast sämtlichen Kassen (18) auch auf die gleiche 
Dauer wie den Kassenmitgliedern geboten war. Ferner wurden von 
sämtlichen Kassen die Kosten der für die Angehörigen gelieferten Arz¬ 
neien ganz oder zum Teil übernommen. Außerdem zahlten sämtliche 
Kassen beim Ableben von Angehörigen Sterbegeld. Wenn nur ein 
Drittel der Arztgebühren und Krankenhauskosten als Kosten der ärzt¬ 
lichen Behandlung der Familienangehörigen gerechnet wird, so haben 
die Allgemeinen Eisenbahnbetriebskrankenkassen infolge von Erkran¬ 
kung oder Absterben von Familienangehörigen der Kassenmitglieder im 
Jahr 1918 im ganzen rund 5 542 300 aufgewendet. 

Bei der Mehrzahl der Krankenkassen ist eine beschränkte freie 
Arztwahl in der Weise eingeführt, daß es den Kassenmitgliedern eines 
bestimmten Kurbezirks gestattet ist, unter mehreren für diesen Bezirk 
vom Kassenvorstand vertraglich bestellten Kassenärzten einen zu 
wählen, und zwar mindestens für ein Jahr. Innerhalb der festgesetzten 
Frist ist ein Wechsel nur aus dringenden Gründen mit Genehmigung 
des Kassenvorstandes zulässig. Audi d‘e unbeschränkt freie Arztwahl ist 
vielfach zugelassen, d. h. es steht den Mitgliedern die Wahl unter den 
am Orte ansässigen organisierten Ärzten frei. 
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Nachstehende Zusammenstellung ergibt die Zahl der Kranken- 
kassenmitglieder in den drei letzten Jahren und die Bewegung der Mil¬ 
gliederzahl in den einzelnen Monaten: 


1 

Zeitpunkt | 

1 

Zahl der Mitglieder 
der Allgemeinen 1 ) 
Betriebskrankenkassen 

J, 

1916 

1917 

1918 

am 1. Januar. 

415 245 

463 663 

516833 

w 1. Februar. 

420412 

465 501 

522121 

* 1. März. 

423240 

467 206 

629 476 

w 1. April. 

424 47G 

46S 532 

532 366 

* 1. Mai. 

427 609 

472 093 

639 109 

» 1. Juni. 

429721 

477 304 

543 926 

• 1. Juli. 

429 654 

476174 

545 006 

* 1. August. 

427 473 

480 898 

650 478 

i» 1. September. 

426 267 

488 260 

553 444 

i» 1. Oktober. 

426 340 

495 532 

555 811 

* 1. November. . 

443800 

502306 

561 433 

* 1. Dezember. . . 

456 664 

509868 

664 634 

n 31. Dezember. 

463 663 

516833 

680 904 

a m ersten Tage jedes Monats durchschnittlich 

431 889 

483 393 

545 810 

Nach Abzug der nicht versicherungspflichtigen 


i 


Kassenmitglieder. 

1 894 

1902 

6 718 

verbleiben als versicherungspflichtig durch¬ 




schnittlich . 

429 995 

481 496 

! 539092 


An weiblichen Mitgliedern zählten die Krankenkassen am Schluß 
des Jahres 1914 = 11 374, 1915 = 31191, 1916 = 85 397, 1917 = 108 730, 
1918 = 101880. Die Zahl der weiblichen Mitglieder, die in den Jahren 
1915 bis 1917 infolge der Einstellung weiblicher Personen als Ersatz 
für die zum Heeresdienst einberufenen männlichen Bediensteten außer¬ 
ordentlich gestiegen war, ist demnach im Berichtsjahr um 6 850 gegen 
das Vorjahr zurückgegangen. Der Grund hierfür dürfte sein, daß im 
Dezember 1918 bereits ein Teil der früheren Bediensteten aus dem 
Heeresdienst ausgeschieden und zur Eisenbahnverwaltung zurück- 
gekehrt ist und daß dadurch die Entlassung weiblicher Kräfte not¬ 
wendig wurde. 


') Eine besondere Betriebskrankenkasse bestand im Jahr 1918 nicht. 

26* 
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D'o Durehsehnittzahl betrug bei Zugrundelegung des mittleren 
Mitgliederbestandes für je eine Allgeme/ine Betriebskrankenkasse im 
Jahre 1918 = 25 991 (gegen 23 019 im Jahre 1917). Die größte Zahl 
hatte die Allgemeine Betriebskrankenkasse für den Eisenbahndirektions¬ 
bezirk Köln mit 39 123, die kleinste Zahl die Allgemeine Betriebs¬ 
krankenkasse für den Eisenbahndirektionsbezirk Danzig mit 16 728 Mit¬ 
gliedern. 

Von den am 31. Dezember vorhandenen Mitgliedern der Allge¬ 
meinen Betriebskrankenkassen waren noch rd. 29 000 im Heeresdienst 
und beim Feldeisenbahnwesen tätig. Da diese Bediensteten bei ihrem 
Eintritt in das Heer oder den Feldeisenbahndienst zwar Kassenmit¬ 
glieder geblieben sind, von diesem Zeitpunkt ab jedoch keine Beiträge 
entrichtet und keinen Anspruch auf Kassenleistungen gehabt haben, ist 
ihre Zahl bei der Berechnung von Durchschnittsätzen für ein Mitglied 
nicht voll berücksichtigt worden. Die durchschnittliche Mitgliederzahl 
ist vielmehr aus diesem Grunde von 545 810 auf 481103 ermäßigt worden. 
Bei Durchschnittsberechnungen für die Familienangehörigen sind diese 
Bediensteten jedoch mit ihrer ganzen Zahl berücksichtigt, weil sie die 
Versicherung für ihre Familienangehörigen zumeist freiwillig fortge¬ 
setzt haben. Die Zahl dieser Kassenmitglieder ist im Berichtsjahr er¬ 
heblich zurückgegangen, weil die hierbei in Betracht kommende Be¬ 
stimmung des § 16 der Satzungen durch Entscheidung des Reichsver- 
sicherungsamts vom 10. November 1917 für ungültig erklärt (s. Archiv 
für Eisenbahnwesen 1919 S. 394 ff.) und infolgedessen im Laufe des 
Berichtsjahrs bei fast allen Kassen aufgehoben worden ist. Vom glei¬ 
chen Zeitpunkt ab ist den beteiligten Bediensteten gestattet worden, 
die Mitgliedschaft gemäß § 313 R.V.O. freiwillig fortzusetzen. Außer¬ 
dem hat die Zahl dieser Mitglieder mit der Beendigung des Kriegs und 
der Auflösung des Heeres (Ende 1918) naturgemäß abgenommen. 

Die Zahl der Sterbefälle unter den Kassenmitgliedern belief sich 
im Jahr 1918 auf 5292 gegen 3284 jm Jahr 1917. (Außerdem sind im 
Jahr 1918 noch weitere 1757 Mitglieder bei den Fahnen und beim Feld¬ 
eisenbahnwesen gestorben.) 

Auf je 100 Mitglieder kamen tm Jahr 1918 = l,w Sterbefälle gegen 
0.&-. im Jahr 1917. 

Beim Tode von Familienangehörigen (Ehefrauen und 
Kindern) ist im Jahr 1918 in 11621, im Jahr 1917 in 9996 Fällen 
Sterbegeld gezahlt worden. . 

Im Durchschnitt kamen an Todesfällen von Familienangehörigen 
auf je 100 Mitglieder cm Jahr 1917 = 2,07, im Jahr 1918 = 2.13. 
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Die Zahl der Krankheitsfälle und Krankheitstage unter den 
Kassenmitgliedern 1 ) in dem Berichtsjahr und dem voraufgegangen Jahr 
ergibt sich aus der nachstehenden Übersicht: 



Krankheitsfälle 


K r a n k h e 

i ts t age 


im 


für je 

100 

Mit¬ 

glie¬ 

der 

davon infolge 
von Unfällen 


für 

für 

einen 

davon infolge von 

1 Unfällen 

Jahr 

über¬ 

haupt 

über¬ 

haupt 

für je 
100 
Mit¬ 
glie¬ 
der 

über¬ 

haupt 

ein 

Mit¬ 

glied 

Krank- 
heits- 
fall 
(Sp. 2) 

über¬ 

haupt 

für 

ein 

Mit¬ 

glied 

für 
einen 
Krank¬ 
heits¬ 
fall 
(Sp. 4) 

1917 

1918 

221206 
451 677 

66,99 

93,88 

41432 
44 721 

10,67 

9,30 

4 604 348 
8 356489 

11,86 

17,37 

20,81 

18,50 

842364 

981008 

2,17 

2,04 

20,33 

21,94 


Die Zahl der Krankheitsfälle und Krankheitstage ist hiernach und 
zwar hauptsächlich infolge der Hungerblockade und der Grippeepidemie» 
(s. S. 98) gegen das Vorjahr ganz außerordentlich gestiegen. Bei den 
Krankheitsfällen beträgt die Steigerung 104,2 %, bei den Krankheits¬ 
tagen 81,40 % gegen das Vorjahr. Ein Vergleich der Zahl der Krank¬ 
heitsfälle unter den Mitgliedern der Allgemeinen Eisenbahnbetriebs¬ 
krankenkassen mit den gleichen Zahlen anderer Kassen zeigt, daß die 
Gesundheitsverhältnisse der Eisenbahnarbeiter nicht ungünstig sind. 
Beispielsweise erkrankten auf je 100 Mitglieder: 


im Jahr 

bei 

den Eisenbahn- 
Betriebs- 
krankenkassen 

bei den 

Knappschaftskassen 

im 

preußischen Staat 

bei sämtlichen 
Betriebskrankenkassen 
des 

Deutschen Reichs 

1913 

36,13 

64,9 

47,2 

1914 

36,69 . 

| 68,9 

? 2) 

1915 

37,*i 

53,0 

? 

1916 

45,60 

52,5 

y 

1917 

56,99 

64,7 

y 

1918 

93,88 

?*) 

y 


Bei der Zahl der Krankheitstage ist zu berücksichtigen, daß die 
Allgemeinen Eisenbahnbetriebskrankenkassen weit über das gesetzliche 


*) Als Krankheitsfälle und Krankheitstage sind nur die gezählt, für die 
Ausgaben an Krankengeld, Verpflegungskosten an Krankenanstalten, Ersatz¬ 
leistungen an die Eisenbahnverwaltung oder Dritte für gewährte Krankenunter¬ 
stützung entstanden sind. Krankheitsfälle, in denen keine Erwerbsunfähigkeit 
eingetreten, also kein Krankengeld gezahlt ist, und Krankheitstage, die inner¬ 
halb der Wartezeit (§ 182 Ziffer 2 der R.V.O.) liegen, sowie die Erkankungen 
in den Familien der Kassenmitglieder sind unberücksichtigt geblieben. 

*) Die Zahlen sind noch nicht veröffentlicht. 
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Mindestmaß und weit über die Leistungen der meisten anderen Kassen 
hinaus eine Fürsorge gewährleisten. 

Es zahlten durchschnittlich jedem Erkrankten Krankenunter¬ 
stützung für Tage: 


q Jahr 

die Allgemeinen 
Eisenbahnbetriebs- 
krankenkassen 

die Knappschafts¬ 
kassen 
in Preußen 

die Betriebskrauken- 
kassen 

des Deutschen Reiclu 

1918 

21,72 

16,9 

19,1 

1914 

21,64 

18,6 

?») 

1915 

23,94 

17,2 

y 

1916 

21,97 

19,2 

y 

1917 

20,81 

17,4 

y 

1918 

18,50 

' l) 1 

? 


Wie sich bei den einzelnen Allgemeinen Betriebskrankenkassen 
der Eisenbahnverwaltung die Krankheits- und Sterblichkeitsziffern im 
Jahre 1918 gestellt haben, zeigt die Anlage IV (S. 426). 

Die eigentlichen Einnahmen sind gegenüber dem Vorjahr um 
20 450 868 Ji gestiegen. Diese außerordentliche Steigerung ist zum 
Teil auf die Zunahme der Zahl der Mitglieder, die Erhöhung der Bei¬ 
träge bei mehreren Kassen und die auch im Jahr 1918 vorgenommenen 
erheblichen Lohnauf’besserun^en (s. S. 100) zuiückzuführen. In der 
Hauptsache ist sie jedoch eine Folge der Herauf Setzung der Höchst¬ 
grenze des krankenversicherungsfähigen Grundlohns von 6 M auf 
10 Ji täglich, die durch die Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 
22. November 1917 (Reichsgesetzblatt S. 1085) angeordnet worden und 
am 1. Dezember 1917 in Wirksamkeit getreten ist (Archiv für Eisen¬ 
bahnwesen 1919 S. 392). Dabei ist zu berücksichtigen, daß die Kriegs¬ 
teilnehmer, deren Zahl im Jahr 1918 durchschnittlich 64 707 betragen 
hat (gegen 95 255 im Vorjahr), satzungsmäßig für sich keine und für 
die Fortsetzung der Versicherung für ihre Familienangehörigen erheb¬ 
lich niedrigere Beiträge (meist nur 1 %) entrichtet haben. 

Das beitragspflichtige Lohneinkommen betrug bei den 


Betriebsarbeitern einschl. Gehilfen und Hilfs¬ 
bediensteten . 

Bahnunterhaltungsarbeitern. „ 

Werkstättenarbeitern einschl. Lehrlingen . „ 

l ) Die Zahlen sind noch nicht veröffentlicht. 


1915 

l m Jahr 

1916 1917 

1918 

1475 

1657 

2318 

8240 

1 017 

1233 

1776 

3 264 

1 755 

2115 

1 

2799 

4 059 
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Der von den versicherungspflichtigen Mitgliedern aus ihren 
eigenen Mitteln zu leistende Beitrag belief sich im Durchschnitt für ein 
Mitglied im Jahr 1914 auf 29,6« JL, hn Jahre 1915 auf 31,20 Jl, im 
Jahr 1916 auf 31,80 Jl, am Jahr 1917 auf 40,38 Jl , im Jahr 1918' auf 
57,46 JL. Die Steigerung in dem Berichtsjahr gegen das Vorjahr ist 
eine Folge der Erhöhung der Beiträge und des beitragspflichtigen Lohn¬ 
einkommens. 

Die Jahreseinnahmen der Krankenkassen werden durch nach¬ 
stehende Übersicht veranschaulicht: 


Bezeichnung der Einnahmen 

der 

Krankenkassen 

| 

Betrag 


e i n 

für 

Mitglied 


Id % zur 
Summe der 
eigentlichen 
Einnahmen 

19 18 

1914 

1915 

1916 

1917 

1918 

für 

1918 


M 

M 

M 

c 46 

M 

M 

% 

Zinsen. 

1039 300 

1,84 

2,23 

2,48 

2,53 

2,16 

2,28 

Laufende Beiträge 








der versicherungspflichtigen Mitglieder 

27 255 654 







der Eisenbahnverwaltung. 

der versicherungsberechtigten Mitglio- 

13649 718 

44,59 

47,20 

47,24 

60,33 

88,4t! 

93,38 

der. 

i 1630698 







Ersatzleistungen der Eisenbahnverwal- 






i 


tung und anderer Dritter für gewährte 
Krankenunterstützung. 

j 899606 

1,16 

1,12 

1,62 

1,50 

1,87 

1,97 

Geldstrafen und sonstige Einnahmen 

! 1078 393 

0,20 | 

0,27 

0,29 

0,31 ' 

2,24 

2,87 

Summe der eigentlichen Einnahmen . 

! i 

l 45 563 369 | 

47,79 

50,82 

51,53 

64,67 

| 

94,68 j 

100,00 

Dazu nachrichtlich: 

1 







aus verkauften Wertpapieren, zurück¬ 

i 







gezogenen Bankeinlagen, aufgenom¬ 
menen Darlehen usw. 

I 

2 926676 


1 

— 

— 

I — 

— 

insgesamt . . . 

48 480045 | 

! 

— 

— 

1 

— 

— 


Die Eisenbahnverwaltung leistete an Zuschüssen halb soviel wie 
die versicherungspflichtigen Mitglieder und bestritt außerdem die ge¬ 
samten Kosten der Kassen- und Rechnungsführung. 

An Zinsen sind auf je 100 JL des am Anfang des Jahres vor¬ 
handenen Vermögens durchschnittlich erzielt worden im Jahr 1914 
= 3,95 JL, 1915 = 3,81 JL, 1916 = 3,oi JL, 1917 = 4,is JL, 1918 = 4,oo .4L. 

Eine Übersicht über die Einnahmen der einzelnen Krankenkassen 
im Jahr 1918 ist als Anlage V (S. 428) beigeftigt. 
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Die Jahresausgaben der Krankenkassen sind in der nachfolgenden 
Übersicht zusammengestellt: 









In O/o zur 

Bezeichnung der Ausgaben 

Betrag 


e i n 

i u r 

Mitglied 


Summe der 
eigentlichen 

der * 







Ausgaben 

Krankenkassen 

! 19 18 

1914 

1916 

1916 

1917 

1918 

1918 


tMf 



M 

c 46 

M 

% 

für ärztliche Behandlung. 

6299922 

12,91 

13,66 

13,98 

13,69 

13,io 

13,14 

, Arzneien und sonstige Heilmittel: 

1 






j 

a) für Kassenmitglieder. 

2 447 683 

2,51 

2,49 

3,06 

3,84 

5,09 

5,io 

b) für ihre Angehörigen. 

1 316 896 

2,17 

2,84 

2,73 

2,68 

2,74 

2,75 

für Krankengeld: 

1 

: 







a) an Kassenmitglieder. 

30 437 045 







b) an Angehörige von in Kranken¬ 
anstalten untergebrachten 

| 

19,72 

19,68 21,72 

29,58 

64,98 

65,is 

Kassenmitgliedern (Hausgeld) . 

825 027 







„ Wochen- und Stillgeld: 








a) für weibliche Mitglieder .... 

380967 

0,06 

0,15 

0,21 

0,67 

0,79 

0,79 

b) „ Ehefrauen von Mitgliedern . 

9 Schwangerengeld : 

302656 

0,08 

0,19 

0,17 

0,27 

0,63 

0,63 

a) für weibliche Mitglieder .... 

16 700 

0,00 

0,oo 

0,01 

0,01 

0,03 

0,04 

b) für Ehefrauen von Mitgliedern 

ji 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

* Hauspflege. i 

68 358 

1 • - 

— 

— 

— 

0,14 

0,14 

* Fürsorge für Genesende . 

„ Kur- und Verpflegungskosten an 

49678 

1 


—* 


0,oi 

0,10 

1 

0,10 

Krankenanstalten usw. i 

2495 962 

3,25 

3,88 

4,18 

5,15 

5,19 

5,20 

, Sterbegeld: 


i 



1 



&) beim Tode von Mitgliedern . . 
b) „ „ „ Angehörigen der 

1 493 769 j 

0,87 

1,04 

1,10 

1,70 

3,11 

3,12 

Mitglieder. 

1 293 461 

1,65 

1.77 

1,62 

1,88 i 

2,69 

2,70 

, Ersatzleistungen für anderweit ge¬ 





0,oo 1 

i 

i 

währte Unterstützungen .... 

6093 

0,04 

0,02 

0,03 


0,011 

! 0,01 

, Verwaltungskosten., 

223 345 

0,64 

0,37 

0,34 

0,40 j 

0,46 

0,47 

. sonstige Ausgaben. 

[ 302064 | 

0,10 

0,08 

0,07 

0,66 

0,68 

0-63 

Summe der eigentlichen Ausgaben . . f 

; 47 959 405 

43,90 

45,17 

49,22 

60,21 

99,6» 

100,oo 

dazu für Kapitalanlagen usw. . . 

1 4 425 843 j 

— 

— 

— 

- 

— 

• 

insgesamt . . . 

1 52385 248 ;| 

1 ii 

— — 

__ 

— 

— 

— 


Die eigentlichen Aufwendungen, d. h. alle Ausgaben der Kassen 
ohne die Kapitalanlagen und zurüdkgeeahlten Darleheni, haben im. Jahr 
1918 = 47959 405 gegen 23 379 672 M im Vorjahr betragen; sie 
haben die Gesamtsumme der eigentlichen Einnahmen um 2 406036 JL 
überstiegen, wählend sie im Vorjahr nur 93,u % der Gesamtsumme der 
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eigentlichen Einnahmen betragen haben. Die eigentlichen Ausgaben 
haben sonnt im Berichtsjahr mehr als das Doppelte des Vorjahrs be¬ 
tragen. Diese gewaltige Steigerung ist in der Hauptsache verursacht 
durch die außerordentliche Zunahme der Zahl der Krankheitsfälle und 
Krankheitslage (s. S. 396) sowie durch die Erhöhung des Kranken¬ 
geldes, die eine Folge der Heraufsetzung des krankenversicherungs- 
pfliohtigen Grundsohns von 6 auf 10 Jl täglich (s. S. 389) war. 

Wenn die Krankheitskosten, d. h. die Ausgaben für ärztliche Be¬ 
handlung, Hauspflege, Arznei und sonstige Heilmittel, an Krankengeld, 
Hausgeld, Wochen- und Stillgeld, Schwangerengeld, Kur- und Verpfle¬ 
gungskosten, Sterbegeld auf ein Mitglied, einen Krankheitsfall und einen 
Krankheitstag zurückgeführt werden, so ergeben sich: 


im 

Jahr 

| I 

bei den Allgemeinen 
Eisenbahnbetriebskrankenkassen 

bei allen Betriebskrankenkasse n 
des Reichsgebietes 

überhaupt 

M 

auf ein 

Mitglied 

<M> 

auf 

einen 

Krank¬ 

heitsfall 

auf 

einen 

Krank¬ 

heitstag 

M 

! ' 

auf ein 

Mitglied 

auf 

einen 

Krank¬ 

heitsfall 

c Ai 

auf 

einen 

Krank¬ 

heitstag 

M 

1913 

14520062 

38,47 

106,48 

4,49 

86.86 

74,84 

3,92 

1914 

16993769 

43,26 

117,93 

4,79 

?‘) 

?>) 

?») 

1915 

16538 638 

44,71 

120,16 

6,02 

? 

? 

9 

1916 

17119487 

48,82 

107,07 

4,87 

1 9 

9 

y 

1917 

22972129 

59,18 

103,86 

4,99 

j 9 

9 

! y 

1918 

47 434 006 

98,59 

105,02 

5,68 I 

1 ? 

9 

| V 


Die Kosten der ärztlichen Behandlung der Kassenmitglieder und 
ihrer Familienangehörigen sind, wie die Übersicht über die Jahresaus¬ 
gaben ergibt, bis zum Jahr 1916 infolge Erhöhung der Vergütungen 
für die Bahnkrankenkassenärzte stetig gestiegen. Im Berichtsjahr hin¬ 
gegen ist der Durchschnittsatz für ein Mitglied wiederum (wie im Jahr 
1917) zurückgegangen und zwar von 13,5» „ÄL auf 13, io JC, d. h. um 
0,49 JL Anscheinend ist die Durchschnittzahl 1 ) der beim Feldeisenbahn¬ 
wesen tätig gewesenen Mitglieder hinter der Wirklichkeit zurückgeblie¬ 
ben, so daß die Zahl der an den Kassenleistungen beteiligten Mitglieder 
zu hoch bemessen und dadurch der Durchschnittsatz ermäßigt worden 
ist. Die Gesamtkosten der ärztlichen Behandlung betrugen im Berichts- 

1 ) Die Zahlen sind noch nicht veröffentlicht. 

*) Die Jahresdurchschnittszahl der beim Feldeisenbahnwesen tätig ge¬ 
wesenen Kassenmitglieder ist in der Weise ermittelt, daß die in den Unterlagen 
für den Anfang und das Ende des Berichtsjahrs angegebenen Bestandzahlen 
dieser Mitglieder zusammengezählt und die Gesamtsumme durch zwei geteilt 
worden ist 
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jahr 6 299 922 Jl gegen 5 273 504 ctt iiri Jahr 1917, mithin 1026 418 Ji 
mehr. 


Die Ausgaben an Krankengeld betrugen: 



f 

j 

J durchschnittlich für 

im Jahr 

überhaupt 

M 

1 

cm 

Mitglied 

oU 

einen 

Krankheitsfall 

einen 

Krankheitstag 

M 

1916 .... 

j 6 839 428 

19,68 

62,89 i 

\ 

2,« 

1916 . . . . 

7 617204 

! 21,72 

47,64 

2,17 

1917 .... 

11481397 

29,58 1 

51,90 

2,49 

1918 .... 

31262072 

64,98 

69,21 

3,74 


Die Ausgaben an Krankengeld sind demnach im Berichtsjahr um 
19 780 675 M, d. i. um rd. 172 %, gegenüber dem Vorjahr gestiegen. 
Der Grund hierfür liegt nicht allein in der außerordentlichen Zunahme 
der Zahl der Krankheitstage (3 752141 mehr als im Vorjahre) und der 
mit den Lohnaufbesserungen verbundenen Steigerung des beitragspflich¬ 
tigen Lohneinkonunens, sondern auch und zwar hauptsächlich in der 
Heraufsetzung der Höchstgrenze des kranken versicherungspfLi-chtigen 
Lohneinkommens von 6 auf 10 M täglich, weil dieses auch für die 
Berechnung des Krankengeldes maßgebend ist. Dementsprechend ist 
auch das durchschnittliche Krankengeld für einen Krankheitstag von 
2,49 auf 3,74 <H und für ein Mitglied von 29,r.» J( auf 64,98 im 
Jahr 1918 gestiegen. 

An Sterbegeldern bei Todesfällen der Kassenmitglieder und 
ihrer Familienangehörigen sind 1416 962 oder 103,41 % mehr auf¬ 
gewendet worden als im Vorjahr, was einerseits auf die Zunahme der 
Zahl der Sterbefälle unter den Mitgliedern (5292 gegen 3284 im Vor¬ 
jahr), anderseits ,und zwar hauptsächlich auf die Weigerung des bei¬ 
tragspflichtigen Lohneinkommens zu rück zuführen ist, weil nach ihm 
auch das Sterbegeld berechnet wird. 

Durchschnittlich kamen: 


im Jahr 

beim Tode 

von Kassenmitgliedern 

beim Tode 

von Angehörigen der 

1 Kassenmitglieder 

bei 

insgesamt 

SterbefUllen 

auf einen 
Sterbefall 

M 

bei 

insgesamt 

Sterbefällen 

auf einen 
Sterbefall 

M 

1916 . . . . 1 

j 2363 

162,69 

11759 

62,80 

1916 . . . . 

2 464 

156,72 

10 290 

55,11 

1917. . . 

3284 

201,64 

9 996 

70,87 

1918 .... 

6 292 

282,27 

11621 

111,8« 
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In Wirklichkeit stellten sich die Durchschnittsbeträge des Sterbe¬ 
geldes noch etwas höher, weil in der Zahl der Verstorbenen auch die 
durch Unfälle Getöteten mitberücksichtigt sind, deren Hinterbliebene 
das Sterbegeld in Höhe der nach der Unfallversicherung (Buch III der 
Reichsversicherungsordnung) zu vergütenden Sätze aus Mitteln der 
Eisenbahnverwaltung erhalten haben. 

Im Jahr 1918 betrug d'as Sterbegeld für Mitglieder bei 2 (wie im 
Vorjahre) Kassen das 30 fache, bei 1 (2) Kasse das 35 fache und bei 
18 (17) Kassen das 40 fache des für die Beitragsberechnung zuletzt 
maßgebenden Grundlohns. 

Da die Eisenbahnverwaltung die Kosten der gesamten Rechnungs¬ 
und Kassenführung sowie der Krankenüberwachung bestreitet, so sind 
die den Krankenkassen zur Last fallenden Verwaltungskosten 
(Entschädigungen der Vertreter der Kassenmitglieder für entgangenen 
Arbeitsverdienst und für Auslagen bei Reisen in Angelegenheiten der 
Krankenkassen, Kosten einzelner Drucksachen und dergl.) gering. Die 
sonstigen Ausgaben (zurückerstattete Beiträge und dergl.) sind von 
252 762 M im Jahr 1917 auf 302054 M im Jahr 1918 gestiegen. Der 
Grund hierfür dürfte sein, daß einige Kassen, die während des Kriegs 
für die zum Heeresdienst eingezogenen Mitglieder bei freiwilliger Fort¬ 
setzung der Mitgliedschaft für ihre Familienangehörigen von der Eisen¬ 
bahnverwaltung den unverkürzten Arbeitgeberbeitrag eingezoge^a 
hatten, die auf diese Weise zu Unrecht erhobenen Beiträge ers't im Be¬ 
richtsjahr an die Eisenbahnverwaltung zurückgezahlt haben. 

Die Anlagen VI und VII (S. 430 bis 434) gewähren einen über¬ 
blick über die Ausgaben und die Vermögenslage sowie über den Um¬ 
fang der satzungsmäßigen Beiträge und Leistungen der sämtlichen All¬ 
gemeinen Betriebskrankenkassen der Staatseisenbahnverwaltung im 
•Jahr 1918. 

Das Gesemtvermögen dieser Kassen belief sich nach dem An¬ 
schaffungspreis der "Wertpapiere am 1. Januar 1918 auf 26 004 970 Ji, 
cm 1. Januar 1919 auf 24 582 147 M.. Es ist demnach um 1422 823 
ziiruckgegangen. Durchschnittlich kamen auf ein Mitglied 53,80 M. und 
45,04 Jl. 

B. Besondere Eisenbahn-Betriebskrankenkassen. 

Besondere Betriebs krankenkassen der Eisenbahnverwal¬ 
tung, die, wie im Archiv für Eisenbahnwesen 1916 S. 11 ausgeführt ist. 
auf Grund der Reichsversicherungsordnung am 1. Januar 1914 an die 
Stelle der Eisenbahn bau krankenkassen getreten sind, waren im Be- 
irohtsjahr, wie . im Vorjahr, rieht vorhanden. Größere Bauten, bei 
denen ihre Errichtung überhaupt nur in Frage kommt, gelangten wäh- 
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rend des Krieges nicht zur Ausführung. Auch sind die Bauarbeiter 
meist bei Orts- oder anderen Krankenkassen versichert. 

C. Kranken- und Hinterbliebenenkasse des Allgemeinen Verbandes 
der Eisenbahnvereine der preußisch-hessischen Staatsbahnen und der 
Reichseisenbahnen (Verbandskranken- und Hinterbliebenenkasse). 

Nachdem, wie auf S. 82 des Archivs für 1914 näher ausgeführt 
worden ist, durch den am 1. April 1913 in Kraft getretenen IV. Nach¬ 
trag als Tarif III eine Hinterbliebenenversicherung in die Satzungen 
aufgenommen worden ist, führt die Kasse vom genannten Zeitpunkt ab 
die Bezeichnung „Verbandskranken- und Hinterbliebenenkasse". 

Die Kasse umfaßt demnach: 

a) eine Krankengeldversicherung (Tarif I), 

b) eine Arznei Versicherung (Tarif II), 

c) eine Witwen- und Waisenversicherung (Tarif 111). 

Mit Tarif I und II ist eine Versicherung von Sterbegeld ver¬ 
bunden. Da dieses Sterbegeld den Hinterbliebenen der als Kriegsteil¬ 
nehmer gefallenen Kassenmitglieder nach der bei Ausbruch des Kriegs 
gültigen Fassung der Satzung nicht gezahlt werden konnte, hatte der 
Hauptvorstand nach schriftlicher Zustimmung sämtlicher zur Hauptver¬ 
sammlung gewählten Mitgliedervertreter in der Sitzung am 16. Sep¬ 
tember 1914 vorbehaltlich der späteren Genehmigung durch die Haupt¬ 
versammlung beschlossen, den Hinterbliebenen jedes während des 
Kriegs als Kriegsteilnehmer verstorbenen Mitgliedes der Tarife I 
und II eine Ehrengabe von 150 JL aus Kassenmitteln zu gewähren. Auf 
Grund dieses vom Minister der öffentlichen Arbeiten genehmigten Be¬ 
schlusses wurden seit Beginn des Kriegs bis zum Schluß des Rech¬ 
nungsjahrs 1917 beim Tarif I insgesamt 598 900 und beim Tarif II 
:= 12 150 ./Ä gezahlt. Die im Juni 1918 abgehaltene Hauptversammlung 
hat diesen Vorstandsbeschluß nachträglich genehmigt, gleichzeitig aber 
beschlossen, daß vom 1. Oktober 1918 ab für alle Mitglieder, die von 
diesem Zeitpunkt an während der weiteren Dauer des Kriegs als 
Kriegsteilnehmer sterben, an Stelle der bisherigen Ehrengabe das 
eatzunigsmäßige Sterbegeld zui zahlen ist. Im Berichtsjahr sind beim 
Tarif I weitere 207 000 M an Ehrengaben gezahlt worden, sodaß die 
Gesamtausgabe hierfür bei ihm rd. 806 000 JL beträgt. 

Die Einnahmen, Ausgaben und Vermö^ensbestände der Kasse 
werden für jeden der drei Tarife gesondert nachgewiesen. 

I. Krankengeldversicherung (Tarif I). 

An der Krankengeldversicherung können nur die nach der Reichs- 
x ersicherungsordnung krankenversicherungspflichtigen Eisenbahn- 
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bediensteten für die Dauer der Versicherungspflicht teilnehmen. Der 
Zeitpunkt des Beitritts war ursprünglich bis zum 40. Lebensjahre d'n das 
Belieben der Arbeiter gestellt. Nachdem jedoch die Wahrnehmung ge¬ 
macht worden war, daß die Airbeiter in jungen Jahren der Kasse fern- 
bleiben und erst kurz vor Erreichung des 40. Lebensjahres oder nach 
Verschlechterung ihres Gesundheitzustandes die Aufnahme beantragen, 
ist von der Hauptversammlung im Jahre 1918 beschlossen worden, das 
vom 1. Oktober 1918 ab der Beitritt bis zur Vollendung des 25. Lebens¬ 
jahres jederzeit, nach Erreichung dieses Alters aber nur noch innerhalb 
eines Jahres vom Tage des Beginns der ständigen Beschäftigung an 
stattfinden darf. Durch diese Versicherung soll den Bediensteten Ge¬ 
legenheit geboten werden, gegen Entrichtung äußerst niedriger Beiträge 
sich zu dem von den Allgemeinen Eisenbahnbetriebskrankenkassen oder 
anderen Krankenkassen gewährten Krankengeld einen Krankengeldzu¬ 
schuß in solcher Höhe zu versichern, daß sie während der Krankheit 
einen Ausfall an Verdienst nicht erleiden. Als niedrigste Versicherung 
ist ein tägliches Krankengeld von 0,so JL nebst 30 JL Sterbegeld und 
als höchste Versicherung (vom 1. Oktober 1918 ab) ein tägliches Kran¬ 
kengeld von 6 vH. und ein Sterbegeld von 360 JL zugelassen. Der Zweck 
der. Kasse wird leider nicht mehr voll erreicht, seitdem die Löhne unter 
der Einwirkung des Kriegs so außerordentlich gestiegen jAnd, während 
anderseits die Höchstgrenze des krankenversicherungsfähigen Grund¬ 
lohns bei den Allgemeinen Betriebskrankenkassen auf 6 und 10 JL 
täglich stehen geblieben ist. Selbst nach Erhöhung dieses Satzes auf 
24 auf 30 JL (vom 7. April 1920 ab — s. S. 389) wird der Zweck des 
"Tarifs I nicht erreicht, weil die meisten Betriebskrankenkassen nur ein 
Krankengeld in Höhe von zwei Dritteln dieses Betrags (also höchstens 
20 „Ä. täglich) gewähren, so daß das gesamte Krankengeld im Höchst¬ 
fälle 20 + 6 = 26 JL beträgt und somit noch beträchtlich hinter dem 
täglichen Lohneinkommen der meisten Versicherten zurückbleibt. 1 ) Der 
Beitrag für je 0,25 JL tägliches oder 1,75 JL wöchentliches Krankengeld 
nebet 15 JL Sterbegeld ist vom 1. Oktober 1918 ab von 
- 0,06 JL auf 0,07 JL wöchentlich erhöht worden. Bei Versicherungen von 
3,75 JL bis 6 JL täglichem Krankengeld und von 225 JL bis 360 JL Sterbe¬ 
geld ist für den Versicherungsteil bis einschl. 3,50 JL tägliches Kranken¬ 
geld ein Beitrag von 0,07 JL wöchentlich und für dien 3,so JL über¬ 
steigenden Versicherungsteil ein Beitrag von 0,io JL wöchentlich für 

l ) Von der im September 1920 abgehaltenen Hauptversammlung der Kasse 
ist daher beschlossen worden, die Höchstgrenze der zulässigen Versicherung 
beim täglichen Krankengeld von 6 >M, auf 20 <M zu erhöhen. Der Beschluß bedarf 
jedoch noch der Genehmigung der Aufsichtsbehörden. 
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je 0,26 M tägliches Krankengeld zu zalilm. Es beträgt demnach bei 

Versicherung eines täglichen Krankengeldzuschusses 

von 0,50 J6 und eines Sterbegeldes von 30 M der Wochenbeitrag 0,14 J6 


n 

0,75 „ 

15 

11 

11 

11 

45 

11 11 

ii 

0,21 „ 

11 

3,25 „ 

ii 

11 

11 

11 

195 

11 11 

ii 

0,91 „ 

» 

3,60 „ 

11 

11 


11 

210 

*1 11 

?i 

0,98 „ 

11 

3,75 „ 

11 

11 


11 

225 

11 V 

ii 

1,08 ., 

n 

4,00 „ 

11 

11 

*1 

11 

240 

11 '1 

n 

1,18 ., 

11 

6,00 „ 

71 

11 

11 

11 

360 

n ii 

ii 

1,08 


Der Anspruch auf Krankengeld 1 beginnt mit dem ersten Ta|gp des 
auf den Aufnahmetag folgenden Monats;, während das mit der 
Krankengeldversicherung verbundene Sterbegeld erst nach einer Mit¬ 
glieds- und Beitragszeit von 6 Monaten gezahlt wird. Das versicherte 
Krankengeld wird vom 1. Januar 1912 ab nur noch auf die Dauer von 
45 Wochen (früher 52 Wochen) gewährt. Im Lauf eines Zeitraums 
von zwei Jahren wird jedoch das Krankengeld nur auf die Dauer von 
65 Wochen gezahlt. Vom 1. Januar 1915 ab war, wie auf Seite 289 des 
Archivs für 1918 näher ausgeführt ist, das Krankengeld, das satzungs¬ 
mäßig allgemein erst vom dritten Tage nach dem Tage der Er¬ 
krankung ab zu gewähren war, bei Krankheiten, die zum Tode 
führten oder sich aus Unfällen (nicht nur aus Be¬ 
triebsunfällen) ergaben, versuchsweise schon vom ersten 
Tage der Arbeitsunfähigkeit an gezahlt worden. Da sich hierdurch jedoch 
eine allzu große Belastung der Kasse ergab, ist von einer dauernden 
Einführung dieser Bestimmung abgesehen worden. Das Krankengeld 
wird, wie bei den Allgemeinen Eisenbahnbetriebskrankenkassen, vom 
vierten Krankhutstag an gewährt und nur dann gezahlt, wenn nicht 
(gleichzeitig Lohn oder Gehalt gezahlt wird. Vom gleichen Zeitpunkt 
ab ist auch die Satzungsvorschrift aufgehoben worden, nach der solchen 
Kassenmitgliedern, die sich eine Krankheit durch Trunkfälligkeit zuge¬ 
zogen haben, das Krankengeld ganz oder teilweise vorenthalten werden 
konnte. Über das Ruhen des Anspruchs auf Krankengeld sind zur Her¬ 
beiführung der erwünschten Gleichmäßigkeit durch den VI. Nachtrag 
die gleichen Bestimmungen in die Satzungen aufgenommen worden, wie 
sie in den Satzungen der Allgemeinen Eisenbahnbetriebskrankenkassen 
auf Grund der Reichsversicherungsordnung enthalten sind. Danach ruht 
das Krankengeld 

a) solange der Berechtigte eine Freiheitsstrafe verbüßt oder sich 
in Untersuchungshaft befindet oder in einem Arbeitshaus oder 
in einer Besserungsanstalt untergebracht ist. Hat das Mitglied 
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von seinem Arbeitsverdienste bisher Angehörige ganz oder teil¬ 
weise unterhalten, so wird ihnen das Krankengeld gewährt; 

b) für Berechtigte, die sich nach Eintritt des Versicherungsfalls 
freiwillig ohne Zustimmung des Bezirksvorstandes ins Ausland 
begeben, solange sie sich dort ohne diese auf halten; 

c) für berechtigte Ausländer, solange sie wegen Verurteilung in 
einem Strafverfahren aus dem Reichsgebiet ausgewiesen sind. 
Das gleiche gilt für berechtigte Ausländer, die aus Anlaß der 
Verurteilung in einem Strafverfahren aus dem Gebiet eines 
Bundesstaats ausgewiesen sind, solange sie sich nicht in einem 
anderen Bundesstaat aufhalten. 

Mit dem Ausscheiden aus der Beschäftigung oder mit dem Er¬ 
löschen der Versicherungspflicht endet auch die Mitgliedschaft bei 
Tarif I mit der Maßgabe, daß den Mitgliedern, die beim Ausscheiden aus 
der Beschäftigung eine Pension oder eine Invaliden- (Alters-) oder Un¬ 
fallrente erhalten, der Anspruch auf das zuletzt versicherte Sterbegeld 
erhalten bleibt. Erfolgt das Ausscheiden aus der Beschäffgtung wegen 
Krankheit, so erhalten die Ausscheidenden bei Fortzahlung der Bei¬ 
träge, die auch für die Dauer der Krankenunterstützung erhoben werden, 
die Kassenleistungen vom 1. Januar 1912 ab nicht mehr nur auf die 
Dauer von 6 Wochen nach dem Austritt aus der Beschäftigung, sondern 
auf die volle satzungsmäßige Dauer, d. h. für 45 (nicht 65) Wochen, 
wie durch den VI. Nachtrag ausdrücklich festgelegt worden ist. 


Die Zahl der Mitglieder betnig: 


Zeitpunkt 


im Jahr 


1916 

1917 

1918 

am 1. Januar. 

1 277 378 

276 091 

261 497 

9 1. Februar. 

1 277 826 

274 693 

264 443 

9 1. März. 

; 277 962 

274 324 

254672 

„ 1. April. 

i 277 812 

273 377 

251928 

, 1. Mai. 

! 277 636 

270 689 

249904 

* 1. Juni. 

277 671 

268436 

249674 

, 1. Juli. 

277 480 

266897 

248809 

, 1. August. 

277 226 

266 344 

248 252 

„ 1. September. 

277 068 

264 699 

247 984 

„ 1. Oktober. 

277000 

263 776 

247 672 

„ 1. Novembor. 

276 399 

262 »24 

247 717 

, i. Dezember. 

276 826 

262 028 

248200 

, 31. Dezember. 

275 091 

, 261497 

j 248 985 

„ ersten Tage jedes Monats durchschnittl. 

277 097 

i 

j 

267 967 

1 250 725 
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Die Mitgliederzahl ist hiernach in den ersten Monaten des Berichts¬ 
jahrs wiederum zurückgegangeu, vom Oktober 1918 ab jedoch gestiegen; 
gleichwohl war 'sie am Schluß des Jahrs noch um 12 512 geringer als 
7 u Anfang des Jahrs. Die durchschnittliche Mitgliederzahl am 1. Thge 
jedes Monats war um 17 242 gerkigier als im Vorjahr. Dieser erhebliche 
Rückgang der Mitgliederzahl ist nur dadurch zu erklären, daß die wäh¬ 
rend des Kriegs eingestellten Bediensteten der Kasse nicht beitreten 
konnten, weil sie meist noch nicht als ständig beschäftigt angesehen 
wurden. 

Die Durchschnittzahl der Mitglieder betrug 45,62 % der Durch¬ 
schnittzahl der Mitglieder der Allgemeinen Betrfiebskranikenikassen (gegen 
52 s>5 % ian Jahre 1917). 

In den vorstehenden Mitgliederzahlen sind auch die zur Fahne 
einberufenen und die beim Feldeisenbahnwesen tätigen Mitglieder mit¬ 
enthalten. Nach § 4 Abs. 6 der Satzung haben die zum Kriegsdienst ein¬ 
berufenen Mitglieder für die Dauer dieser Dienstleistung keine Beiträge 
zu entrichten, aber auch keinen Anspruch auf Leistungen für ihre 
Person. Die beim Feldeisenbahnwesen tätigen Mitglieder werden den 
eigentlichen Kriegsteilnehmern gleichgeachtet und deshalb wie diese be¬ 
handelt. Bei der Berechnung der Durchschnittsätze für ein Mitglied 
kann daher die Zahl der Kriegsteilnehmer (einschließlich der beim Feld- 
oisenbahnwesen tätigen Bediensteten) nur insoweit berücksichtigt wer¬ 
den, als sie iim Berichtsjahr an der Beitragszahlung und an den Kassen- 
1 eis hingen teilgenommen haben. Den Durdischn/ittsbsrechnungen ist des¬ 
halb mehrfach nicht die Durchschjnittzahl der Mitglieder von 250 725, son¬ 
dern die entsprechend gekürzte Zahl von 221019 Mitgliedern zugrunde 
gelegt worden. 

Die Zahl der Mitglieder, die bei der Errichtung der Kasse bereits 
das 40. Lebensjahr überschritten hatten, ilst im Jahr 1918 vom 23 921 
•auf 21 972 zurückgegangen. Sie bilden die Gruppe deT Mitglieder, für 
die die Verwaltung der preußisch-hessischen Eisenbahngemeinschaft 
einen einmaligen Zuschuß von 3 Millionen, die Verwaltung der Reichs¬ 
eisenbahnen einen solchen von 200 000 JL der Kasse überwiesen hat. 
Dieser Zuschuß diente, wie im Jahrgang 1907 des Archivs S. 105 naher 
ausgeführt, zum Ausgleich der Belastung, die der Kasse aus der Mit¬ 
gliedschaft dieser Personen erwächst. Der Zuschuß ist im -Jahr 1915 
aufgebraucht worden. 

Von den am Jahresschluß vorhandenen 248 985 Mitgliedern hatten 
versichert: 
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Gegenstand der Versicherung' Anzahl In Prozenten der Mitglieder 


ein Kranken¬ 
geld von 

vH 

ein Sterbe¬ 
geld von 
e46 

der 

Mitglieder 

1914 

: % 

1915 

% 

1916 

% 

1917 

% 

1918 

% 

0,60 

30 

13208 

■| 8,n 

7,11 

6,75 

5,48 

5,?o 

0,75 

45 

26911 

j! 15,08 

14,18 

13,66 

11,15 

10,81 

1,00 

60 

61856 

, 33,18 

32^1 

31,64 

27,89 

24,85 

1,25 

75 

28384 

| 14,86 

16,65 

16,50 

13,44 

11,39 

1,50 

90 

36922 

15,63 

16,19 

16,41 

16,06 

14,83 

1,75 

105 

13 429 

4,81 | 

5,08 

5,38 

5,61 

1 5,40 

2,00 

120 

21067 

4,29 

4,55 

5,45 

7,56 

8,46 

2,25 

135 

.! 6640 

J 1*24 

1,36 

1,52 

2,45 

2.67 

2,50 

150 

16 414 

| 1,77 j 

1,86 

2,10 

5,44 

6,59 

2,75 

165 

2 467 

0,25 

0,31 

0,39 

0,77 

0,99 

3,00 

180 

16 529 

0,94 

1,01 

1,21 

4,65 

6,64 

3,25 bis 6,oo 

195 bis 360 

! 5158 

i 

— 

— 

— 

— 

2,07 

— 


j 248 986 

! 100,oo 

!i 

100,00 

100,oo 

i 

; 100,00 

100,oo 

! 


Di« vorstellende Übersicht zeigt ein stetiges Steigen der Ver¬ 
sicherungen in den höheren Versicherungstufen. 

Die Zahl der Krankheitsfälle und Krankheitstage unter den Mit¬ 
gliedern in dem Berichtsjahr und dem voraufgegangenen Jahr ergibt 
sich aus der nachstehenden Übersicht: 


im Jahr 

! Krankheitsfälle 

Krankheitstage 

für je 1 

j überhaupt 100 

j Mitglieder 

... , für ein 

1 uborbaupt ... „ , 

Mitglied 

für einen 
Krankheits¬ 
fall 

1917 

1918 ! 

94184 43,78 

165 781 70,48 

2281994 

3066997 

10,61 

13,87 

24,23 

19,68 


Die Zahl der Krankheitsfälle ist hiernach im Berichtsjahr um 
61 597 (=65,4%), die der Krankheitstage um 784003 (=34,35 %) gegen 
das Vorjahr gestiegen. Diese außerordentlich große Steigerung ist wie 
bei den Betriebskrankenkassen (s. S. 98) auf die Hungerblockade und 
die Grippeepidemie zurückzuführen. 

Die Zahl der Sterbefälle belief sich im Jahr 1918 auf 2900 = l,3i 
für je 100 Mitglieder (l,oi im Jahr 1917) und stellte sich um O .21 % 
höher als die Zahl der Sterbefälle bei den Allgemeinen Betriebskranken- 
kaseen. Außerdem sind noch im Jahr 1918 = 1380 Mitglieder als Kriegs¬ 
teilnehmer gestorben, für die nicht das satzungsmäßige Sterbegeld, 

Archiv für Eisenbahnwesen. 19 * 21 . 27 
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.soadern die Ehrengabe gezahlt worden ist. Die Zahl der letzteren ist 
in Ermangelung anderer Unterlagen durch Teilung der Gesamtausgabe 
für Ehrengaben mit dem Emheilsatze von 150 di ermittelt worden. 

Die Einnahmen betrugen: 


] 


für ein Mitglied 


überhaupt 


im Jahr 


i 

1 

| 

1914 

1915 

1916 

1917 

1918 


cH> 

M 

M 

M 


cU 

an Zinsen. 

_ 

0,oo 

0,oo 

0,oo 

0,oo 

0,oo 

, Eintrittsgeldern. 

8 247 

0,09 

0,04 

0,03 

0,04 

0,04 

. laufenden Beiträgen. 

3 667 140 

12,26 

13,16 

14,22 

15,44 

16,59 

, sonstigen Einnahmen .... 

4601 1 

0,02 

0,02 

0,02 

0,02 

0,02 

* 

Summe . 

3679 888 j 

12,37 

13,21 

14,27 

15,50 

16,65 

Die Einnahmen sind im Berichtsjahr — 

- trotz des Rückganges der 

Zahl der Mitglieder — um 345 780 ..4L gegen das Vorjahr 

gestiegen 

infolge der am 1. Oktober 1918 in Kraft getretenen Erhöhung der Bei- 

träge (s. S. 403). 







Die Ausgaben stellen sieh. 

wie folgt: 






" 


für ein Mitglied 


überhaupt 


im Jahr 




1914 

1916 

1916 

1917 

1918 


C 46 

M 

i M 

M 

M 

M 

für Krankengeld. 

4 648 955 

1*2,35 

12,34 

12,81 

15,68 

21,03 

, Sterbegeld.' . 

314 710 

0,59 

0,70 

0,74 

1,07 

1,42 

, Krankenbeaufsichtigung . . . 

~ 

0,17 

0.07 

— 

— 

— 

, Verwaltungskosten: 







a) persönliche. 

12 106 

j 0,08 

0,03 

0,02 

0,04 

0,07 

b) sächliche. 

3 149 

1 





„ sonstige Ausgaben. 

134 

0,oo 

0,io 

0,oo 

0,29 

0,oo 

„ Ehrengaben an Hinterbliebene 







von Kriegsteilnehmern . . . 

207 000 

0,16 

0,97 

0,65 

0,M 

0,94 

Summe. 

5 186053 

13,:» 

14,21 

14,12 

17,92 

23,46 

Die Ausgaben sind gegenüber dem Vorjahr 

um 1 329 546 .M. 

liüher 

gewesen und übersteigen die 

Einnahmen 

um 1 506 165 .4L. 

Die 

Ein- 


nahmen haben demnach zur Deckung der Ausgaben nicht ausgereicht. 
Zur teilweisen Deckung der Mehrausgabe mußte durch Verpfändung 
der gesamten Wertpapiere des Reservefonds des Tarifs I ein Darlehn 
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von 1 Million JL aufgenommen und von der Eisenbahnverwaltung ein 
Vorschuß von 263 738 .ÄL entnommen werden. Dieser besorgniserregen¬ 
den Lage gegenüber sah sich der Hauptvorstand der Kasse genötigt, 
trotz der am 1. Oktober 1918 in Kraft getretenen Erhöhung der Beiträge 
wieder die Erhebung von Mehrbeiträgen gemäß § 15 der Satzungen vom 
1. Januar 1919 ab awzuordnen. Ausgaben für Krankenbeaufsichtigun© 
sind nicht mehr nachzuweisen, weil diese Kosten vom 1. April 1915 ab 
von der Eisenbahnverwaltung“ getragen werden (s. Archiv für Eisen¬ 
bahnwesen 1918 S. 293). 

Auf jeden Sterbefall kommt ein Sterbegeld von rd. 109 JL gegen 
rd. 106 JL im Jahr 1917. 

Der Vermögensbestand des Reservefonds, der sich am Ende des 
Jahres 1917 auf 1930 293 JL belief, ist im Jahre 1918 auf 1686 004 ,Ä. 
zurückgegangen, weil der Fonds zur teil weisen Deckung des Fehl¬ 
betrages in Anspruch genommen werden mußte. Nach Abzug der Dar¬ 
lehnsschuld von 1 Million und des Vorschusses von 263 738 JL betrug 
das Vermögen am Ende des Jahres 1918 nur noch 422 266 JL 

II. Arzneiversicherung (Tarif II). 

Die Arzneiversicherung ist nur den Eisenbahnbediensteten zu¬ 
gänglich, die der Krankenversicherungspflicht nach der Reichsversiche¬ 
rungsordnung nicht unterliegen. Durch sie soll diesen Bediensteten 
eine Erleichterung in der Bestreitung der Ausgaben für Arznei und 
Heilmittel geboten werden. 

Wie mit der Krankenversicherung, ist auch mit der Arzneiversiche¬ 
rung die Versicherung eines Sterbegeldes verbunden, das seit dem 
1 . April 1913 sowohl beim Tode des Mitgliedes an die Ehefrau als auch 
beim Tode der Ehefrau eines Mitgliedes gewährt wird. Seit dem 
1 . Januar 1915 beträgt das Sterbegeld: 

a) während der ersten 10 Jahre der Mitgliedschaft bei 

diesem Tarife je. 150 .Ä, 

b) nach 10-jähriger Mitgliedschaft je. 200 „, 

c) „15 „ „ „.. • 250 „. 

Für Witwen, die die Versicherung fortgesetzt haben, gilt hierbei 
als Beginn der Mitgliedschaft der Tag des Beitritts des Mannes. Jede 
Witwe, die die Versicherung fortsetzt, erwirbt somit, da die frühere 
einschränkende Bestimmung hinsichtlich des Lebensalters gleichzeitig 
beseitigt worden ist, Anspruch auf Sterbegeld von mindestens 150 JL 
und hat die Möglichkeit, ihren Hinterbliebenen unter Umständen ein 
höheres Sterbegeld für sich zu sichern. 

O7* 
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Der laufende Beitrag beträgt seit dem 1. Oktober 1918 35 Pf. 
wöchentlich. Der Beitrag ist auch von den zum Kriegsdienst ein- 
berufenen Mitgliedern während der Dauer dieser Dienstleistungen zu 
entrichten, weil ihren Familienangehörigen der Anspruch auf freie 
Arznei während der Dauer der bezeichneten Dienstleistungen erhalten 
bleibt. Für diesen Beitrag werden auf Grund des VI. Nachtrages (vom 
1 . Oktober 1918 ab) nicht nur den Mitgliedern selbst, sondern auch ihren 
Angehörigen vom Beginn der Krankheit ab folgende Leistungen ge¬ 
währt: 

a) Arzneien, Verbandstücke, Brillen und Kneifer in einfacher 
Fassung. Eine einmalige Wiederholung dieser ärztlich ver- 
ordneten Gegenstände und die einmalige Ausbesserung von 
Brillen und Kneifern ist auch ohne ärztliche Bescheinigung 
gestattet. Arzneien und Verbandstücke im Wert bis zu einer 
Mark für den einzelnen Fall können von Mitgliedern, die keine 
freie ärztliche Behandlung haben, ohne ärztliche Verordnung 
von bestimmten Apotheken und Geschäftsinhabern auf Kosten 
der Kasse entnommen werden. Diese Kosten werden den Mit¬ 
gliedern bis zum Höchstbetrag von 6 JL für das Geschäftsjahr 
am Jahresschluß gegen Vorlage der Quittungen erstattet. 

b) Mechanische Vorrichtungen, die zur Herstellung oder Erhaltung 
der Erwerbsfähigkeit infolge einer Krankheit erforderlich sind. 

c) Bruchbänder und ähnliche Heilmittel, inbesondere Mineral¬ 
wasser, Lebertran und Bäder sowie Massage, Einpackungen. 
Abreibungen und Elektrisieren bis zum Betrage von je 30 J(. 
in einem Kalenderjahr. 

d) Die Kosten für Weine und versuchsweise auch für Milch, wenn 
diese Mittel vom Arzt nicht lediglich zur Stärkung verordnet 
sind, jedoch nur bis zum Betrage von 30 in einem Kalender¬ 
jahr (für* das Kassenmitglied und seine Angehörigen zu¬ 
sammen). 

e) Die Kosten für Arzneien, Heilmittel u. dergl. oder für Weine 
und Milch, die während einer Krankenhausbehandlung ent¬ 
stehen, übernimmt die Kasse oder sie beteiligt sich, wenn sich 
das Mitglied dadurch günstiger steht, an den Gesamtkosten mit 
einem Zuschuß zu den Pflegekosten. Dieser Zuschuß beträgt 


für den Tag: 

für Erwachsene. 2 . H„ 

für Kinder, sofern seitens des Krankenhauses 
nicht die Sätze für Erwachsene in Rech¬ 
nung gestellt werden. 1 ,.. 
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Lungenheilstätten und Privatkliniken werden hierbei den 
Krankenhäusern gleichgeachtet. (Kosten für Badereisen und 
sonstige größere Kuren fallen indes der Kasse nicht zur Last.) 
f) Die Kosten der Behandlung durch Zahnärzte und Zahntechniker 
werden bei den Mitgliedern (aber nicht bei deren Angehörigen) 
von der Kasse übernommen. Bei Vorlage der Quittung werden 
bis zum Jahreshöchstbetrag von 30 ,H. folgende Einheitsbeträge 


erstattet: 

für Zahnziehen. 1 . ft, 

für Nerv- und Wurzelbehandlung sowie 

Wurzelfüllung, für eine Sitzung. 1 , 

für eine Zahnfüllung. 2 ., 

für Ausbesserung künstlicher Gebisse im 

Einzelfalle bis zu .. 5 „. 

(Die Kosten für neue künstliche Gebisse trägt 
die Kasse nicht.) 


g) Die Kosten für sogenannte Spezialitäten werden auch ohne die 
ärztliche Bescheinigung, daß sie als beste oder billigste Heil¬ 
mittel anerkannt sind, auf die Kasse übernommen, wen.: sie 
vom Hauptvorstand als zulässig bekanntgegeben sind. 

Die Gesamtkosten zu a bis f für die einem Mitglied und seinen 
Angehörigen von der Kasse gewährten Leistungen dürfen in einem 
Kalenderjahr den Betrag von 150 Ji nicht übersteigen. 

Während bei der Krankenversicherung mit dem Ausscheiden aus 
der Beschäftigung die Mitgliedschaft erlischt, ist den Mitgliedern des 
Tarifs II bei dem Übertritt in den Ruhestand gestattet, die Mitglied¬ 
schaft fortzusetzen. Auch ist den Witwen der verstorbenen Mitglieder 
des Tarifs II das Recht eingeräumt, in die Versicherung des Ehemannes 
einzutreten. 

Die bei der Krankenversicherung eingeführten Karenzzeiten für 
den Bezug des Krankengeldes und des Sterbegeldes gelten auch für den 
Tarif II. 


Die Zahl der Mitglieder betrug: 


am Schlüsse 

des 

Jahres 

f 7 

ins¬ 

gesamt 

davon 

untere j mittlere 
Beamte 

i 

waren 

Ruhegehalts¬ 
empfänger 1 

i 

’ Witwen 

1917 ... 

60 827 j 

44 896 14 348 

616 

965 

1918 . . 

67 110 

49510 15 662 1 

726 

1 312 
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Die Arbeiterponsionskasse, die Krankenkasse» und die llnfall- 


Die Einnahmen betrugen: 

an Zinsen. — JL, 

„ Eintrittsgeldern. 751 . 

„ laufenden Beiträgen . 967 093 ... 

„ sonstigen Einnahmen. 1451 „, 


zusammen 969 298 J(. 


Die Ausgaben beliefen sieh: 

für Arznei und Heilmittel .... auf 908456 .-tf., 
„ Sterbegeld beim Tode: 

a) versicherter Mitglieder. 37 617 . 

b) der Ehefrauen v. Mitgliedern . .. 58 345 . 

,, Verwaltungskosten., 6 792 . 

sonstige Ausgaben. 5 517 . 

Ehrengaben für Hinterbliebene 
von Kriegsteilnehmern .... 

zusammen auf 1076 727 J(.. 


Die Einnahmen sind infolge Steigens der Mitgliederzahl und der 
Erhöhung der Beiträige (vom 1. Oktober 1918 ab) um 30 583 höher 
»gewesen als im Vorjahr, sind aber trotzdem um 107 429 M hinter den 
Ausgaben zurückgeblieben, die infolge der allgemeinen Preissteigerung 
bei den Arzneien und medizinischen Bedarfsartikeln um 212 515 J(. gegen 
das Vorjahr gestiegen sind. 

Der Vermögensbestand des Reservefonds ist im Berichtsjahre' von 
1 543 129 J( auf 1447 068 Jl zuriickgegangen, weil der Fonds zur Deckung 
des Fehlbetrags in Anspruch genommen werden mußte. 

III. Witwen- und Waisenrentenversicherung (Tarif III). 

Die Witwen- und Waisenrentenversicherung steht allen im Beamten¬ 
verhältnis befindlichen Eisenbahnbediensteten — auch nach Vollendung 
des 40. Lebensjahrs — frei, sofern sie Mitglieder eines am Staatseisen- 
bahnverbande beteiligten Eisenbahnvereins sind. Ausnahmsweise können 
auch Eisenbahnbedienstete, die nicht Mitglieder solcher Eisenbahnvereine 
sind, zum Abschluß einer solchen Versicherung zugelassen werden, ins¬ 
besondere dann, wenn sie an Orten wohnen, wo solche Eisenbahnvereine 
nicht bestehen, und ihnen die Möglichkeit nicht geboten ist, einem Eisen¬ 
bahnverein beizutreten. 

Über die zulässigen Arten der Versicherung und die Höhe der zu 
entrichtenden Beiträge, die auch für die Dauer militärischer Dienst¬ 
leistungen erhoben werden, gibt die nachstehende Übersicht Aufschluß: 
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Art der Versicherung 

i 

1 

i 

i 

Verpflichtung 

zur 

Zahlung der Beiträge 
bis 

Der Beitrag beträgt 
in Prozenten 
des jeweiligen diätari¬ 
schen oder 
ruhegehaltsfähigen 
Diensteinkotiamens 

a) mit 10 Jahren Wartezeit . . . 

1 1 

zur Ruhesetzung 

i % 

b) „ 5 * w • • • 

zum Tode 

i , 

c) * 5 T p ... 

zur Ruhesetzung 

4 n 

d) ohne Wartezeit. 

zum Tode 

' 4 - 

t 1 ) » n .1 

| zur Ruhesetzung 

•> 

1 y 


Beim Eintritt ist ein Eintrittsgeld von 1 Ji zu zahlen, wenn der Auf¬ 
zunehmende nicht bereits Mitglied bei Tarif I oder II ist. 

Der Aufzunehmende muß körperlich und geistig gesund und dienst¬ 
fähig sein und darf innerhalb der letzten 2 Jahre keine Krankheiten 
iiberstanden haben, die auf eine gesteigerte Krankheits- oder Sterblich- 
keitsgefahr schließen lassen. Im allgemeinen genügt die Bestätigung 
der Gesundheit durch den Dienstvorsteher, die Beibringung eines ärzt¬ 
lichen Zeugnisses wird nicht verlangt. Ein solches kann jedoch — auf 
Kosten des Aufzunehmenden — in Zweifelsfällen gefordert werden und 
ist bei Versicherungen ohne Wartezeit stets beizubringen. 

Die Mitgliedschaft beginnt mit dem ersten Tage des auf den Ein¬ 
gang des Aufnahmeantrags bei dem Bezirksvorstände folgenden Ka¬ 
lendervierteljahrs, so daß von diesem Zeitpunkt ab die Wartezeit für 
den Bezug der Kassenleistungen zu rechnen ist. 

Die Kasse gewährt nach dem Tode eines Mitglieds mit Ablauf des 
Kalendervierteljahrs, in das der Tod fällt: 

A. der Witwe des Mitglieds als Witwenrente einen in vierteljähr¬ 
lichen Teilbeträgen im voraus zahlbaren Prozentsatz des letzten diä¬ 
tarischen oder ruhegehaltsfähigen Diensteinkommens des Mannes, und 
zwar, wenn der Mann gestorben ist. 




bis zum Ablauf 

des 6. 

A mtsjahrs 

10 

nach Ablauf 

des 6. 

,, ,, 

.. 9. 


9 


., i). 


12 . 


8 


„ 12. 


„ 15. 


7 


.. 15. 


,. 18. 


<> 


.. IS. 


„ 21. 


5 


.. 21. 


„ 24. 


4 


24. 


.. 27. 


34 

,, 

.. 27. 

,, ,, ,, 

., 30. 


3 


.. 30. 

Amtsjahrs 



. 2 4 
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Als Beginn der Amtejahre gilt hierbei der Beginn des für die erste 
planmäßige Anstellung festgesetzten Besoldungsdienstalters, frühestens 
jedoch der Tag des Eintritts in das Beamtenverhältnis. Stirbt ein Mit¬ 
glied vor der planmäßigen Anstellung, so erhält die Witwe in allen 
Fällen 10 % des letzten Diensteinkommens des Mannes als Witwenrente. 
Tritt ein mit Wartezeit und Beitragszahlung bis zum Tode versichertes 
Mitglied vor Ablauf der Wartezeit in den Ruhestand, so werden — die 
Weiterzahlung der Beiträge vorausgesetzt — vom 1. Oktober 1918 ab 
die für die Bemessung der Witwenrente maßgebenden Amtsjahre nicht 
nur bis zum Tage der Zunluhesetzung, sondern bis zum Tage des Ablaufs 
der Wartezeit gezählt. 

B. den ehelichen Kindern des Mitglieds eine jährliche, in viertel¬ 
jährlichen Teilbeträgen im voraus zahlbare Waisenrente, die für jedes 
Kind 

a) sofern die Mutter lebt, ein Fünftel, 

b) sofern die Mutter nicht mehr lebt, ein Drittel der Witwenrente 
beträgt. 

Der Gesamtbetrag der Waisenrente darf den Betrag der Witwen¬ 
rente nicht übersteigen. 

Der Anspruch auf die Kassenleistungen beginnt bei Versicherungen 
ohne Wartezeit mit dem Tage des Beginns der Mitgliedschaft, im übrigen 
mit dem ersten Tage nach Ablauf der Wartezeit. Im letzteren Fall ist 
für den Bezug der Kassenleietungen Voraussetzung, daß während der 
ganzen Dauer der Wartezeit Beiträge gezahlt sind. Bej Tarif III a und 
III c besteht ein Anspruch auf die Kassenleistungen nur, wenn die 
Wartezeit am Tage der Zurruhesetzung bereits erfüllt ist. 

Das Recht auf den Bezug der Witwen- und Waisenrente erlischt: 

a) für jeden Berechtigten mit Ablauf des Kalenldervierteljahres, in 
dem er sich verheiratet oder stirbt; 

b) für jede Waise außerdem mit Ablauf des Kalendervierteljahres, 
in dem sie das 18. Lebensjahr vollendet. 

Der freiwillige Austritt aus der Kasse ist jederzeit nach sechs¬ 
wöchiger Kündigungszeit, aber nur mit Ablauf eines Kalenderviertel¬ 
jahrs, zulässig. Die eingezaihlten Beiträge werden nicht erstattet. Nur 
bei Versicherung mit Wartezeit ist dies angängig, 

a) wenn beim Tode des Mitgliedes die Wartezeit noch nicht ab¬ 
gelaufen war, und eine Witwe oder eheliche Kinder hinter¬ 
bleiben; 

b) wenn ein Mitglied vor Erfüllung der Wartezeit in den Ruhe¬ 
stand tritt oder durch Übertritt zu einer anderen Staats- oder 
Reichsverwaltung aus dem Eisenbahndienst ausscheidet. 
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Die Versicherung nach Tarif III ist am 1. Juli 1913 in Kraft ge¬ 
treten. 

Über die Zahl der Mitglieder und die Art der von ihnen abge¬ 
schlossenen Versicherungen (Seite 413) gibt die nachstehende Übersicht 
Aufschluß: 


; 

Zahl der Mitglieder bei'Tarif 

ZU- 

1 

lila 

mb 

Ille 

i 

nid j 

nie j 

samin en 

Am 1. Januar 1918 . 

Im Laufe des Jahrs Ibis 

464 

1 

698 

| 403 

i 

277 

1 

169 

1 

1903 

eingetreten. 

ausgeschieden 

37 

34 

i 3G 

25 

24 ! 

156 

a) ohne Rentenanspruch 







durch Tod. 

7 

; 2 

2 

— 

— 

11 

„ Aufgabe der Versicherung 

6 

8 

4 

7 

2 

i 

27 

b) m i t Rentenanspruch. 

1 

! 2 

4 

2 

i : 

10 

2011 

! 

Am Schluß des Jahrs 1918 vorhanden . 

477 

620 

431 

293 

190 


Von den vorstehenden 2011 Mitgliedern waren 1028 Unterbeamte 
(920 im Vorjahr), 942 (945) mittlere Beamte und 41 (38) höhere Beamte. 
Am Ende des Berichtsjahrs betrug die Zahl 

der Witwenrentenempfänger 13 (im Vorjahr 8 ), 

„ Waisenrentenempfänger 18 ( „ „ 5). 


Die Einnahmen betrugen: 

an Zinsen. — . fl. 

„ Eintrittsgeldern. 3!) , 

laufenden Beiträgen ... 59 708 , 

„ sonstigen Einnahmen . . . ._— „, 


zusammen 59 807 . H.. 


Die Ausgaben beliefen sich 

für zurückgezahlte Beiträge . . auf 933 JL, 

„ Waisenrenten . 355 , 

„ Witwenrenten . 3 229 . 

„ Verwaltungskosten .... 486 ... 

„ sonstige Ausgaben . . . . „ 4 211 .., 


zusammen auf 9 214 J(.. 

Die Einnahmen haben demnaoh um 50 593 . U. die Ausgaben über¬ 
stiegen. Die Einnahmen sind im Berichtsjahr um 1 275 JL die Ausgaben 
um 6 774 ,.4i. größer gewesen als im Vorjahr. 
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Die Arbeiterpeasionskasse, die Krankenkassen und die Unfall- 


I>er Reservefonds betrug atu Emde des Beriohtsjalirs 308 298 M 
(265161 .U. im Vorjahr). 


3. Unfallversicherung. 

über die auf dem Gebiete der Unfallversicherung aus Anlaß des 
Kriegs getroffenen Maßnahmen, insbesondere über die Gewährung 
einer Zulage zu den Verletztenrenten ist bereits im Archiv für Eisen¬ 
bahnwesen 1919, S. 638, berichtet worden. Diese Zutage, die vom 
1 . Februar 1918 ab in Höhe von 8 monatlich gezahlt worden ist, 
wurde durch Verordnung der Reichsregierung vom 27. November 1919 
(Reichsgesetzblatt S. 1921) mit Wirkung vom 1. Oktober 1919 ab auf 
20 M monatlich erhöht. Gleichzeitig wurde ihre Zahlung um 1 Jahr 
d. h. bis zum 31. Dezember 1920 verlängert. Da die Unfallverletzten, 
deren Renten zumeist nach dem niedrigen Jahresarbeitsverdienst der 
Vorkriegszeit berechnet sind, naturgemäß unter der durch den Krieg 
verursachten und auch nach Friedensschluß noch unverändert anhalten¬ 
den allgemeinen Teuerung außerordentlich zu leiden hatten, sind die 
Bestimmungen über die Gewährung der Unfallrentenzulage durch eine 
Verordnung der Reichsregierung vom 5. Mai 1920 (Reichsgesetzblatt 
ö. 878) völlig umgestaltet worden, indem ein Unterschied zwischen Ar¬ 
beitern der Landwirtschaft und anderer Betriebe gemacht und die Höhe 
der Zulage nach dem Jahr des Unfalls abgestuft worden ist. Die Zu¬ 
lagen sind nach der neuen Verordnung für die Zeit vom 1. Januar 1920 
bis 31. Dezember 1921 zu gewähren und 1 zwar ohne Antrag des Renten¬ 
empfängers und o‘hne Prüfung der Bedürfnisfrage im Einzelfalle, je¬ 
doch nur dann, wenn sich der Unfall vor dem 1. Februar 1920 

ereignet hat und die Unfallrente 50 (bisher 66%) vom Hundert oder 

mehr der Vollrente beträgt. Ausländer, die sich im Auslande aufhalten, 
erhallen die Zulage nicht. Das gleiche gilt sinngemäß für Verletzte, die 
mehrere Renten von je weniger als 50 vom Hundert der Vollrente be¬ 
ziehen, wenn die Vomhundertsätze ihrer Renten zusammen mindestens 
die Zahl 50 ergeben. Hat sich der Unfall nach dem 31. Januar 1920 
zugetragen, so wird eine Zulage nicht mehr gewährt. Die monatlich 
im voraus zahlbare Zulage zur Verletztenrente beträgt nunmehr für die 
nicht in der Landwirtschaft beschäftigt gewesenen Arbeiter 
bei Unfällen aus den Jahren 1885 bis einschl. 1900 = 90 vom Hundert, 

bei Unfällen aus den Jahren 1901 bis einschl. 1915 = 70 vom Hundert, 

bei Unfällen aus den Jahren 1916 bis einschl. 31. Januar 1920 = 40 
vom Hundert des Monatsbetrages der laufenden Rente. Ist die nach 
der neuen Verordnung zu gewährende monatliche Zulage niedriger als 
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die bisher gewährte Zulage von monatlich 20 so ist sie in der bis¬ 
herigen Höhe zu gewähren. 

Neu eingeführt ist durch die Verordnung vom 5. Mai 1920 gleich¬ 
zeitig eine monatlich im voraus zahlbare Zulage für Witwen, 
Witwer, Kinder, Verwandte der aufsteigenden 
Linie und elternlose Enkel, die als solche auf Grund der 
reich3gesetzlichen Unfallversicherung eine Rente aus Anlaß von Un¬ 
fällen beziehen, die sich vor dem 1. Januar 1920 ereignet haben. 
Diese Personen dürfen jedoch nicht Ausländer sein, die sich im Aus¬ 
lande aufhalten. Die Zulage wird auch für die Zeit vom 1. Januar 1920 
bis zum 31. Dezember 1921 gewährt und beträgt, sofern die Rente nach 
dem durchschnittlichen Jahresarbeitsverdienst eines nicht landwirt¬ 
schaftlichen Arbeiters berechnet ist, 

bei Unfällen aus den Jahren 1886 bis einschl. 1900 = 60 vom Hundert, 


» 1901 „ „ 1915 = 40 „ 

„ 1916 „ . 1919 = 20 „ 


des Monatsbetrags der laufenden Rente. 

Nach den Nach Weisungen, die das Eisenbahn Zentralamt und die 
Eisenbahndirekttonen als staatliche Ausfüihrungibehörden im Sinne des am 
1 . Januar 1913 in Kraft getretenen III. Buchs der Reichsversicherungs¬ 
ordnung dem Reichsversicherungsamt für das Berichtsjahr eingereicht 
haben, hat die Zahl der gegen Unfall versicherten Personen bei der 
preußisch-hessischen Eisenbahngemeinschaft im Jahr 1918 durchschnitt¬ 
lich 453 586 gegenüber 404 494 im Vorjahr betragen. Sie ist demnach 
um 49 092 gegen das Vorjahr gestiegen. Der Grund hierfür ist die um¬ 
fangreiche Einstellung neuer Bediensteten zur Erhaltung und Hebung 
der Leistungsfähigkeit der Eisenbahnen gegenüber den stetig wachsen¬ 
den Anforderungen: des Kriegs (s. Archiv für Eisenbahnwesen 1919. S. 
368), sowie die Rückkehr der zum Kriegsdienst eingezogen gewesenen 
Bediensteten zur Verwaltung in den beiden letzten Monaten des Be¬ 


richtsjahrs. 

Bei Beginn des Jahrs 1918 liefen 24 940 Entschädigungen gegen¬ 
über 25 359 beim Beginn des Jahrs 1917. Die Zahl der Unfälle, für die auf 
Grund der Unfallversicherung Entschädigungen festgesetzt wurden, 


betrug 

im Jahr . 

Zahl der Unfälle. 

Unter den getöteten und verletzten Personen 
befanden sich: 

a) weibliche erwachsene Personen. 

b) männliche Personen unter 16 Jahren . . 

c) weibliche „ „ 16 „ 


1916 

1917 • 

1918 

2 894 

2 696 

3 129 

126 

539 i 

766 

8 

22 

16 

— 

6 

— 
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Im Berichtsjahr haben sich demnach 433 Unfälle mehr ereignet 
als im Vorjahr. Der Grund hierfür liegt einerseits in der Steigerung 
der Zahl der versicherungspflichtigen Personen, anderseits in der durch 
den Krieg in immer weiterem Umfange bedingten Verwendung weiblicher 
Personen. Die Zahl der verunglückten weiblichen Personen betrug iin 
Berichtsjahr 766 gegen 545 im Jahr 1917. 

Über die Folgen der Unfälle im Jahr 1918 und in den voraufgegan¬ 
genen Jahren gibt die nachstehende Übersicht Auskunft: 


Folgen der Unfälle 


Zahl der Unfälle 
im Jahr 


Auf je 100 Unfälle fallen 
durchschnittlich im Jahr 


1 

1918 

1914 

1915 

1916 

1917 

1918 

1 

Nur vorübergehende 
Erwerbsunfähigkeit . . . . 

i 

i 

1 342 

i 

, 44,25 

40,31 

1 

1 39,26 

42.95 

42,89 

Dauernde beschränkte 


! 1 

i 




Erwerbsunfähigkeit .... 

997 

34,63 

32,52 

35,13 

31,19 

31,86 

Dauernde völlige Er- , 

werbsunfähigkeit. 

93 

4,47 

3.75 

1 

4,68 

2,86 

2,97 

Tod. 

697 

16,65 

23,42 

20,93 

23,oo 

22.es 

zusammen .... 

3 129 

_ 

__ 

_ 




Hiernach ist die Zahl der Verletzungen mit dauernder völliger Er¬ 
werbsunfähigkeit gegen das Vorjahr um ein geringes gestiegen, ver¬ 
mutlich infolge der durch den Krieg veranlaßten Verwendung weniger 
geübten Personals. 


Die nachstehende Übersicht veranschaulicht die durchschnittliche 
Größe der Unfallgefahr des Eisenbahnpersonals in den letzten 5 Jahren: 


Es kamen auf ^ 

Verletzungen 

Zahl 

1 der Verletzungen 


auf je 1000 
versicherte Personen 

1918 

i 

1914 

1915 

1 1916 

1917 

, 1918 

mit vorübergehender 

! 

1 

1 






Erwerbsunfähigkeit. . . . 

1 342 

3,07 

2,47 

2,52 

2,86 

2,96 

mit dauernder beschränk¬ 
ter Erwerbsunfähigkeit 

i ; 

997 

1 

j -Mo 

2,oo 

2,26 

2,08 

2,20 

mit dauernder völliger 

1 


[ 




Erwerbsunfähigkeit.... 

93 ; 

0,31 

0,23 

0,30 

0,19 

0,29 

mit tödlichem Ausgang 

697 j 

1,15 

1,44 

1,36 

1,53 

1,64 

zusammen .... 

3 129 

6,93 

i ! 

6,14 

6,48 

6,66 

6,90 
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Die Zahl der entschädigungsberechtigten Hinterbliebenen getöteter 
Arbeiter, für die Entschädigungen festgesetzt worden sind, hat betragen: 








im Jahr 

Witwen 

I| I 

Waisen 

Verwandte auf- 
steigender Linie 


1917 . . 

350 

673 

i 

72 


1918. 

347 1 

747 

116 


Während die -durchschnittliche Anzahl der bei der Staatseisen¬ 
bahnverwaltung nach den Unfallversicherungsgesetzen entschädigten 
Unfälle auf je 1000 versicherte Personen im Jahr 1916 = 6,« und im 
Jahr 1917 = 6,oc betrug, stellte sich die Durchschnittzahl bei den ge¬ 
werblichen Unfallberufsgenossenschaften nach den Vorlagen des Reichs¬ 
versicherungsamtes an den Reichstag insgesamt auf 7,«« im Jahr 1916 
und auf 7,» 5 im Jahre 1917. Die Durchschnittzahl bei der Staatseisen¬ 
bahnverwaltung bleibt hinter der bei einer größeren Zahl gewerblicher 
Genossenschaften erreichten Zahl zurück.- 


So hatten beispielsweise von den 
schäften eine höhere Durchschnittzahl: 


bedeutenden Peru fsgenos-en- 



| Verletzte und Getötete 

Berufsgenossenschaft 

j auf je 1000 Versicherte 

1913 

1914 

1915 

1916 

1917 

t 

Nordwestliche Eisen- und Stahl-. 

9,65 

9,16 

: 7,64 

' 8,14 

! 8,54 

Norddeutsche Holz-. 

| 8,27 

9,06 

8,94 

9,66 

11,38 

Müllerei-. 

18,76 

12,19 

16,44 

14,93 

15,11 

Fuhrwerks-. 

16,9t 

17,61 

15,67 

16,77 

16,67 

Knappschafts-. 

14,9t 

15,06 

15,60 

16,52 

17,66 

Rhein.-Westfälische Hütten- und Walzwerk- 

13,89 

13,20 

11,26 

12,77 

13,82 

Brauerei- und Mälzerei-. 

8,81 

9,41 

10,68 

11,38 

9,15 


Die Zahl der Verletzungen und der Todesfälle von Eisenbahn¬ 
arbeitern, über die nach den Vorschriften der Reichsversicherungsord¬ 
nung eine Unfallanzeige erstattet worden ist, ist aus nachstehender 
Übersicht ersichtlich: 


Zahl der Unfallanzeigen 
im Jahr 


ü b e r h a u 


durchschnittlich auf 
1000 Versicherte 


1917 .J 39 667 97,79 

1918 .jj 42495 j 93,69 


Nach § 1552 der Reichsversicherungsordnung ist eine Unfallanzeige 
zu erstatten, wenn durch den Unfall eine im Eisenbahnbetriebe be¬ 
schäftigte Person getötet oder so verletzt ist, daß sie stirbt oder für 
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mehr ala drei Tage völlig oder teilweise arbeitsunfähig wird. Die Zahl 
dieser Unfälle ist — nach dem Durchschnitt für 1000 Versicherte ge¬ 
messen — im Berichtsjahr infolge Verminderung der betrieblichen: 
Leistungen zurückgegangen. Die Zahl der auf 1 km Betriebslänge 
fallenden Lokomotiv- und Wagenachskilometer ist von 19 864 und 600 302 
im Jahr 1917 auf 17 986 und 515 925 im Jahr 1918 gefallen. 

Die Zahl der schweren Unfälle, d. li. solcher, auf Grund deren eine 
Unfallentschädigung beansprucht werden konnte, ist im Verhältnis zu 
den Jahren 1915 bis 1917 gestiegen und hat sogar die Zahl dieser Un¬ 
fälle im letzten Friedensjahr (1913 mit 2740) um 389 überschritten. Auch 
die Zahl der entschädigungspflichtigen Unfälle im Vergleich zu den 
überhaupt gemeldeten Unfällen ist im Berichtsjahr gestiegen. Auf je 
1000 der Unfallmeldungen zurückgeführt, betrug die Zahl der Ent¬ 
schädigungsbewilligungen im Jahr 1913 rd. 76, im Jahr 1914 rd. 75, im 
Jahr 1915 rd. 69, im Jahr 1916 rd. 71, im Jahr 1917 rd, 68, im Jahr 1918 
rd. 74. 

Unter den entschädigungspflichtigen Unfällen überwiegen die Ver¬ 
letzungen, die nur in beschränktem Umfang die Erwerbsfähigkeit be¬ 
einträchtigt haben. Es hatten zur Folge von sämtlichen entschädigungs¬ 
pflichtigen Unfällen: 

dauernde völlige Erwerbsunfähigkeit oder Tod: 

1917 . 25,80 %, 

1918 . 25,23 „. 

Bei welchen Beschäftigungsarten die entschädigten Unfälle sich 
ereignet haben, läßt die folgende Zusammenstellung erkennen: 


Gegenstände und Vorgänge, 
bei denen 

i Zahl der 

| Tötungen und Verletzungen 

sich die Unfälle ereigneten | 

1914 

1915 

1916 

1917 

1918 

Motoren, Wellenleitungen, Arbeits- : 
maschinen. 

65 

63 

80 

60 

74 

Fahrstühle, Aufzüge, Krane, Hebezeuge 

1 39 

34 

44 

55 

75 

Dampfkessel, Spreng- oder feuergefähr¬ 
liche Stoffe u. dgl. | 

34 

23 

30 

58 

62 

Zusammenbruch, Herab- und Umfallen 
von Gegenständen. 

171 

128 

• 

117 

138 

’ 111 

Fall von Leitern, Treppen usw. 

339 

294 

286 

311 

349 

Auf- und Abladen, Heben, Tragen von 
Lasten. 

382 j 

305 

338 

357 

333 

überfahren durch Fuhrwerke. 

20 

30 

34 1 

32 

24 

Im Eisenbahnbetrieb (Überfahren usw.) . 

1079 | 

1009 

1 207 

1 442 

1786 

Handwerkszeug (einfache Geräte).... 

102 | 

95 

95 

104 

119 

Sonstige Gegenstände und Vorgänge . . 

232 

150 

163 

139 

196 

• zusammen . . . . 

2463 

2131 

2 394 

2 696 

3129 
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Die Arbeite rpensionskasse, die Krankenkassen und die Unfall* 


In der vorstehenden Übersicht (S. 421) sind die einzelnen, auf 
Grund der Unfallversicherung geleisteten Ausgaben nachgewiesen und 
die durchschnittlichen Aufwendungen für je einen der beteiligten Emp¬ 
fangsberechtigten eingestellt. 

Sämtliche Ausgaben umfassen nur solche Entschädigungsbeträge, 
die, abgesehen von den Entschädigungen aus Anlaß tödlicher Unfälle, 
nach Ablauf der ersten dreizehn Wochen nach dem Unfall zu leisten 
waren. Insbesondere sind bei den Heilungskosten auch die Kranken¬ 
geldzuschüsse außer Betracht geblieben, die den Verletzten vom Beginn 
der fünften Woche nach dem Unfall in solchen Fällen zu gewähren sind, 
in denen die Krankenkassen weniger als zwei Drittel des Arbeitsver¬ 
dienstes als Krankengeld zahlen. Diese Mehrbeträge fallen nach der 
Reichsversicherungsordnung bei den gewerblichen Betrieben im allge¬ 
meinen (früher ausschließlich) den Arbeitgebern zur Last. Von der 
Berufsgenossenschaft werden sie nur dann getragen, wenn die Unfall¬ 
folgen die 13. Woche überdauern. Das in derartigen Fällen von der 
Eisenbahnverwaltung als Berufsgenossenschaft gezahlte erhöhte Kran¬ 
kengeld betrug nach der Übersicht im Jahr 1918 = 41832 (gegen 
38 809 M. im Jahr 1917). 

Nach der Übersicht hat die Eisenbahnverwaltung im Jahr 1918 für 
42 451 (gegen 41 859 im Jahr 1917) verletzte Arbeiter, Witwen, Waisen, 
Enkel und Verwandte aufsteigender Linie getöteter Arbeiter Zahlungen 
auf Grund der Unfallversicherung geleistet. Die Gesamtzahl der Emp¬ 
fänger ist hiernach um 592 gegen das Vorjahr gestiegen, und zwar in¬ 
folge der Zunahme der Zahl der gegen Unfall versicherten Personen 
und der Zahl der Unfälle (S. 417). Auch die Ausgaben sind im Be¬ 
richtsjahr größer gewesen als im Vorjahr und zwar um 873203 JL . 
Hiervon kommen 401 173 JL auf die Renten der Verletzten, deren Zahl 
um 21 gegen das Vorjahr gestiegen ist, und 155 899 JL auf Renten der 
Witwen, Kinder und Enkel Getöteter. Die Zahl dieser Hinterbliebenen 
ist gegen das Vorjahr um 182 zurückgegangen. Die bei den einzelnen 
Ausgabeposten eingetragenen Durchschnittsaufwendungen für eine jede 
der Personen, denen Unfallentschädigungen gewährt sind, können nur 
ungefähr einen Anhalt für die Höhe der Durchschnittsbezüge eines 
Empfangsberechtigten geben. Dies trifft namentlich bei den Renten zu, 
weil eine große Anzahl von Personen nur für einen Teil des Jahrs 
Rente bezogen hat. Die Durchschnittsrente eines Verletzten ist im 
Jahr 1918 durch die Zahlung der monatlichen Unfallrentenzulage und 
infolge der allgemeinen Erhöhung des Diensteinkommens um 19,U JL 
gegen das Vorjahr gestiegen. Aus dem letztgenannten Grunde ist auch 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Versicherung bei der preußisch-hessischen Eisenbahngemeinschaft. 


423 


die Durchschnittsrente der Witwen Getöteter um 15 ,18 JL, die der Kinder 
und Enkel Getöteter um 17,3» JL gegen das Vorjahr gestiegen. 

Von der den Berufsgenossenschaften erteilten Ermächtigung, über 
die Pflichtleistungen in gewissen Fällen (§§ 562, 582 Abs. 2, 590 Abs. 2, 
592 Abs. 3, 602, 613 Abs. 2 R.V.O.) hinauszugehen, können nach einer 
Anordnung des Ministers der öffentlichen Arbeiten auch die Eisenbahn¬ 
direktionen nach pflichtmäßigem Ermessen in geeigneten Fällen Ge¬ 
brauch machen. Auf Grund dieser Ermächtigung sind im Jahr 1918 zu¬ 
sammen 4766 JL gezahlt worden. In 195 Fällen ist Hilflösenrente gezahlt 
worden (gegen 202 im Jahr 1917). 

Die in der Zusammenstellung außerdem erscheinenden Ver¬ 
waltungskosten sind in der Hauptsache nur die Kosten für die Oberver¬ 
sicherungsämter und den Erlaß der Unfallverhütungsvorschriften, da 
alle Ausgaben, die durch die Tätigkeit der Behörden, Dienststellen und 
Beamten der Eisenbahnverwaltung bei der Ausführung der Unfallver¬ 
sicherung erwachsen, als Betriebsausgaben der Eisenbahnverwaltung 
angesehen und nicht besonders verbucht werden. In Wirklichkeit sind 
die mit der Unfallversicherung zusammenhängenden Verwaltungskosten 
erheblich höher, da die Unfalluntersuchungen, die Festsetzung der Be¬ 
züge, die Abrechnung mit den Krankenkassen, die Erledigung der beim 
Oberversicherungsamt eingelegten Berufungen, die Änderungen der 
Feststellungsbescheide bei Veränderungen des Zustandes der Verletzten 
u 3 w. erhebliche Kosten verursachen. 


Archiv für Eisenbahnwesen. 19?!. 


28 
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Anlage III. 


Übersicht Ober die Zahl der Mitglieder der 


1 

2 

3 

4 

6 

6 

7 

8 

Allgemeine 

Betriebs- 




Zahl der Mitglieder im 








krankenkasse i 
für den 

1. 

1. 

i. 

i. 

1. 

1. 

1. 

Eisenbahn¬ 

direktionsbezirk 

Januar 

Februar 

März 

April 

Mai 

Juni 

Juli 

Altona. 

25 450 

24867 

24699 

23 789 

23634 

23804 

24166 

Berlin. 

31522 

33 102 

33 619 

33636 

33 651 

83 737 

33 600 

Breslau .... 

31816 

32170 

33 043 

33 827 

33 716 

33 871 

34066 

Bromberg . . . 

16 869 

16 868 

17 276 

17 694 

18131 

18236 

18 062 

Cassel. 

27 068 

26 476 

27 075 

27 601 

27 966 

28 414 

28646 

Cöln. 

34 743 

35211 

36322 

36 959 

37637 

37 838 

37 627 

Danzig. 

15 618 

15 720 

16 109 

16 529 

17 039 

17 372 

17251 

Elberfeld .... 

27 879 

27 952 

28299 

28 594 

28 608 

28 892 

29136 

Erfort. 

j 18 348 

18 721 

19 497 

18963 

19123 

19278 

19174 

Essen. 

36 852 

36 757 

37 062 

37 276 

37 875 

88190 

38 720 

Frankfurt . . . 

29 748 

30813 

30 857 

31296 

31813 

32069 

32166- 

Halle. 

26 597 

27 794 

1 

27 929 

28262 

28 466 

28 101 

27 909 

Hannover .... 

36 848 

37 205 

37 453 

37 586 

1 38085 

38 311 

38 347 

Kattowitz .... 

25 328 

24 920 

24 114 

24 321 

| 24 675 

26 278 

26 056 

Königsberg. . . 

, 18939 

19147 

19 323 

19 449 

20123 

20120 

20320 

Magdeburg . . . 1 

19562 

19 646 

19 747 

19 783 

20103 ; 

20169 

20107 

Mainz. 1 

16 926 

17 340 

18 568 

17 740 

17 969 

18072 

18906 

Münster .... 

17 303 

17 721 

17 738 

17 804 

18127 

18281 

18102 

Posen...... 

20 709 

21047 

| 21256 

21 436 

21 581 

21817 

21624 

Saarbrücken . . 

19 439 

| 

19 744 

! 19 971 

20 513 

20771 

20866 

21027 

Stettin. 

; 19 270 

i 1 

19 400 

19 619 

19 810 

20167 

20 220 

20029 

Summe . . 

i 

516 833 

1 

i 

522121 

529 475 

532 366 

639 109 

543 926 

646006- 

1 
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Anlage III. 


Allgemeinen Betriebekrankenkaeeen im Jahr 1918. 


9 

10 

11 

! 12 

1 18 

14 

1 16 

16 

17 

1 18 

Jahr 

1918, und zwar am 


am 1. Januar 1919 


! 

j durch¬ 
schnitt¬ 
lich 

am l. 

1. 

1. 

L 

i. 

1 . 

über- 

darunter 

Ins¬ 

gesamt 

August 

Septemb. 

Oktober 

Novemb. 

Dezemb. 

haupt 

weib¬ 

lich 

frei- 
j willig 

jedes 

Monats 

26 636 

26411 

26430 

26693 

27804 

28887 

5 079 

198 

333 208 

26631 

33 866 

33 980 

84134 

34 417 

34 469 

34 892 

7 930 

136 

438524 

33 733 

34 267 

84461 

84 630 

33 341 

34664 

33940 

7493 

148 

437 289 

33 638 

18147 

18266 

18193 

18260 

18 629 

19128 

4 849 

34 

233 767 

17 981 

28909 

29396 

29 616 

29 746 

29779 

29 762 

4808 

24 

370453 

28496 

38614 

39 186 

40 690 

44187 

44146 

46543 

3 599 

52 

508604 

39123 

17140 

17046 

16782 

16 709 

16802 

17342 

3 622 

689 

217 468 

16 726 

29244 

29601 

29666 

29689 

30000 

29 764 

5 714 

51 

377 113 

29009 

19179 

19411 

19 609 

19658 

'20068 

22017 

3 516 

757 

262 836 

19449 

39164 

39630 

89 968 

40149 

40 565 

40093 

10210 

695 

602281 

38 637 

32143 

32341 

32641 

32804 

33276 

35 334 

4 326 

111 

416680 

32062 

28082 

27 970 

27 576 

28018 

27 820 

30402 

6 421 

2 770 

364 926 

28071 

38388 

38290 

38214 

38184 

38195 

37 581 

5 202 

211 

492 687 

37 899 

26217 

26386 

26466 

26 746 

25 733 

27 256 

6192 

156 

334 394 

25723 

20228 

20230 

20436 

20668 

21039 

23 784 

4668 

173 

263 695 

20284 

20216 

20433 

20462 

20621 

20632 

20790 

2487 

58 

262160 

20166 

18844 

18 770 

18 738 

19110 

18066 

18643 

1967 

102 

237 692 

18276 

18 460 

18 787 

18966 

19113 

19094 

19 484 

3 043 

193 

238 970 

18382 

21626 

21468 

21365 

21381 

21459 

23 643 

3661 

133 

280212 

21 655 

21 301 

21484 

21681 

22202 

22 444 

22 710 

2922 

37 

274 063 

21081 

20019 

20006 

j 19981 j 

20048 

1 

19961 

20119 

5 272 

90 

258649 

19 896 

550 478 

663 444 

666 811 1 

561 433 

664 634 

|J 

680904 

101880 

6718 

7 095 640 

545 810 
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Anlage IV. 


Übersicht Ober die Zahl der Krankheitsfälle, Krankheitstage und 


1 

2 

3 

4 

5 

6 

Allgemeine 

Krankheitsfälle 

Krankheitstage 

Betriebskrankenkasse 











für den 


infolge 

für je 100 


infolge 

Eisenbaiindirektions- 

im ganzen 

von 

Mitglieder 

. 

im ganzen 

von 

bezirk 


Unfällen 

(n. Spalte 2) 


Unfällen 

Altona. 

18706 

2285 

72,98 

306 786 

47 591 

Berlin. 

26744 

2602 

79,98 

686 366 

71287 

Breslan. 

27 296 

2698 

81, u 

477 760 

48869 

Bromberg. 

12886 

1827 

68,88 

227 209 

27 760 

Cassel. 

28861 

1806 

83,70 

439686 

36 991 

Cöln. 

36276 

4 266 

92,79 

657716 

79702 

Danzig. 

18 692 

1393 

81,85 

267 121 

97 416 

Elberfeld . 

24183 

2404 

83,86 

483191 

44 716 

Erfurt. 

16697 

1048 

80,71 

299162 

22312 

Essen . 

30969 

4 311 

80,13 

667 319 

93 886 

Frankfurt. 

31688 

2986 

98,55 

667 411 

66793 

HaUe . 

21740 

2019 

77,45 

446 729 

48099 

Hannover ...... 

28690 

1941 

76,70 

400998 

30657 

Kattowitz. 

26647 

3675 

103,9 

466666 

68762 

Königsberg. 

13 237 

1308 

65,36 

382 666 

36 624 

Magdeburg . 

17 106 

1821 

84,83 

, 303 640 

36 767 

Mainz. 

16891 

1470 

86,95 

290718 

26 663 

Münster. 

16991 

1309 

92,43 

332 147 

26080 

Posen . 

16720 

1806 

72,98 

| 194284 

31092 

Saarbrücken. 

20296 

1271 

96,27 

309 827 

26413 

Stettin. 

14086 

1079 

70,79 

270400 

23 739 

Summe 



82,75 
(93,88) ! ) 



oder Durchschnitt . 

451 677 

44 721 

8 366 489 

981008 


A ) Die eingeklammerten Durchschnittzahlen ergeben sich, wenn die Zahl 

der Kriegsteilnehmer von der durchschnittlichen Mitgliederzahl abgezogen wird 

s. S. 394). 
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Anlage IV. 


Sterbefälle bei den Allgemeinen Betriebekrankenkaesen im Jahr 1918. 


7 

8 

9 

10 [ 

1 

Krankheitstage 

Sterbefälle 

Allgemeine 

B e tri ebskrankenkass e 

für den 

Eisenbahndirektions¬ 

bezirk 

für ein 

Mitglied 
(n. Spalte 5) 

für einen 

Krankheitsfall 
(n. Spalte 2) 

unter 

den 

Mitgliedern 

unter 

den 

Angehörigen 

11,96 

16,40 

207 

552 

Altona 

17,88 

21,98 

425 

451 

Berlin 

14,20 

17,50 

337 

1250 

Breslau 

12,64 

18,35 

182 

451 

Bromberg 

15,43 

18,43 

' 284 

511 

Cassel 

16,81 

18,13 

435 

722 

Cöln 

15,97 

19,81 

217 

431 

Danzig 

16,66 

19,98 

349 

512 

Elberfeld 

15,88 

19,08 

102 

376 

Erfurt 

14,42 

18,00 

473 

815 

Essen 

20,81 

20,81 

306 

490 

Frankfurt 

15,91 

20,66 ■ 

117 

535 

Halle 

10,58 

13,98 1 

366 

617 

Hannover 

18,09 

17,58 

140 

817 

Kattowitz 

18*6 

28*o 

165 

630 

Königsberg 

15,06 

17,75 

231 

394 

Magdeburg 

15,90 

18,29 

132 

284 

Mainz 

18,07 

19,86 

296 

498 

Münster 

9,01 

12,86 

210 

| 

582 

j 

Posen 

14,70 

15,27 

214 

423 

Saarbrücken 

im 

19*0 

105 

380 

Stettin 

15,81 

18,80 

5292*) 

11621 

Summe 

oder Durchschnitt 

(17,37) >) 






*) Außerdem sind noch 1767 Kriegsteilnehmer und beim Feldeisenbahn¬ 
wesen tätige Bedienstete gestorben. 
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Anlage V. 

Übersicht Ober die Einnahmen der Allgemeinen 


1 

2 

1 8 1 

4 1 

5 

6 

Allgemeine 


Laufende Beiträge 

Ersatz- 




--- 


leistun- 

B etriebskrankenkasse 




der ver- 




der ver- 

der 

gen für 

für den 

Zinsen 

Sicherung:»- 

Eisenbahn- 

Sicherung»- 

Kranken- 

Eisenbahn- 


pflichtigen 

Mitglieder 

Verwaltung 

berechtigten 

Mitglieder 

hilf« 

direktionsbezirk 

M 

M 

M 

<M> 

M 

i 

Altona. 

43 961 

j 1373 709 

677 248 

l 

I 11489 

31141 

Berlin. 

60 668 

2225483 

1 102 421 

2002 

35 390 

Breslau. 

1 

80538 

' 1451 906 

716 667 

77 305 

23 597 

Bromberg . 

30144 

759 158 

377 491 

24 391 

1 

19 709 

Cassel . ' 

70992 

1242116 

621 377 

87288 

1 43 389 

Cöln. j 

106 137 

2370 656 

1 192569 

1 30 965 

169 473 

Danzig. 

31237 

746964 

373654 

j 34302 j 

6831 

Elberfeld. 

37 686 

1 441 162 

720608 

61127 1 

I i 

87 631 

Erfurt . 

| 30013 

I 1 127 314 

i 663 657 

! 87 724 

13 706 

Essen. 

86 363 

2176 483 

1086 992 

| 637 880 

212606 

Frankfurt. 1 

52 477 

1629 172 

i 814 800 

l 130651 

18005 

Halle. 

63 188 

j 1633175 

1 814 403 

84989 

27 834 

i 

Hannover. i 

47 668 

1 703 027 

| 890 453 

| 144 900 j 


Kattowitz. 

67 327 

| 1289 789 

! 621 261 

! 

1 16 006 

j ; 

17 861 

Königsberg. 

20 541 

| 

907 480 

453 739 

54 923 

81 166 

Magdeburg . 

36 708 

860 724 

449 185 ; 

21 442 

39 679 

1 

Mainz. 

32 881 

908665 

454 348 

I 8181 

, 19653 

Münster . 

35 225 

834 164 

406 431 

21 158 

8 807 

Posen . 

33 631 

869910 

435169 

! 63 638 

j 10743 

Saarbrücken. 

j 49 294 

j 1077 818 

478 024 

61998 

21900 

Stettin. 

j 43 631 

786 779 

393441 

69439 

j 10686 

Summe oder Durchschnitt 

1 

1 039 300 

27 255 654 

13 649 718 

1630698 

899606 


*) Die eingeklammerten Durchschnittszahlen ergeben sich, wenn die Zahl 
(s. S. 394). 
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Anlage V. 

Betrieb8krankenka88en im Jahr 1918. 


7 

8 

9 

10 

ii 

12 

13 

Geldstrafen 

Summe 

der 

Aus 

Auf¬ 

genommene 

Gesamt¬ 

summe 

Es kommt auf ein 
Mitglied 

und 

sonstige 

Einnahmen 

M 

eigentlichen 

Einnahmen 

(Sp. 2-7) 

tM> 

Vermögens¬ 

anlagen 

M 

Darlehen, 
Vorschüsse 
des Arbeit¬ 
gebers 

der 

Einnahmen 
(Sp. 8—10) 

M 

von den 
Beiträgen 
in Spalte 
3—6 

M 

von dem 
Betrage 
in 

Spalte 8 

M 

66559 

2204107 

1260 

160000 

2365 357 

80,47 

85,99 

9191 

3435 155 

120000 

298 593 

3 863 748 

98,71 

101,88 

107 443 

2 457 346 

600 975 

• 

3 058 321 

66,76 

73,05 

10012 

1220905 

7 134 

156 000 

1384039 

64,67 

67,90 

6 329 

2071 491 

220500 


2291991 

68,46 

72,69 

17 180 

3 886 980 


724 290 

4 610270 

91,87 

99,33 

86 627 

1279 515 

• 

• 

1279616 

69,04 

76,49 

344 381 

2 692396 

• 


2692395 

76,62 

92,81 

44 471 

1866 885 

86039 


1952 924 

91,46 

95,99 

20100 

4120424 

100000 

1 

4220 424 

98,39 

106,64 

8199 

2653 304 

l 

1 

1 

2653 304 

80,32 

82,78 

119 381 

| 2 632970 

• 

; 

2632 970 

86,66 

93,79 

3 183 

2 795221 

• 

140 000 

2 936 221 

72,41 

73,45 

203907 

2 155151 

106 600 

429 

2262180 1 

| 

72,93 

83,78 

1038 

1518887 

• 

20 413 

1 539 300 

69,82 

74,88 

4935 

1402673 


• 

1 402673 

65,62 

69,56 

3107 

; 1426736 


• 

1426 735 

76,03 

78,07 

7 947 

1 813 782 

. 

• 

1313 732 

68,64 

71,47 

3079 

1416060 


170 953 

1587 013 j 

63,49 

65,70 

6444 

1 695 478 

• 

• 

1695 478 

76,74 

80,43 

4980 

1308 955 

13500 

• 

1 322455 

62,81 

65,79 

1078393 

45 568 369 

! 1255 998 

1 

1 670678 

48 480 045 | 

77,93 

i (88,41)1) 

88,46 

(94,68)1) 


der Kriegsteilnehmer von der durchschnittlichen Mitgliederzahl abgezogen wird. 
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Anlage VI. 


Übersicht Ober die Ausgaben und das Vermögen der 


1 

2 

3 

4 

5 

6 

L 7 

8 

Allgemeine 

Betriebs- 

Ärztliche 

Arznei u. sonstige 
Heilmittel 

Kranken¬ 

geld 

M 

Haus¬ 

geld 

Wochen- und 
Stillgeld 

krankenkasse 
für den 
Eisenbahn¬ 
direktions¬ 
bezirk 

Be¬ 

handlung 

M 

für 

Mit¬ 

glieder 

für 

Familien¬ 

an¬ 

gehörige 

M 

für 

weibliche 

Mit¬ 

glieder 

M 

für Ehe¬ 
frauen 
von Mit¬ 
gliedern 

M 

Altona .... 

316312 

86165 

54009 

1377 728 

42154 

10228 


Berlin .... 

426148 

188902 

82873 

2678101 

70444 

26 817 


Breslau . . . 

436 099 

159667 

109201 

1816525 

44875 



Bromberg . . 

146698 

67 894 

12809 

875125 

13 371 

12 027 


Cassel .... 

297 098 

86660 

48099 

1300617 

32460 

6 792 

60 071 

Cöln. 

472 822 

247 380 

130 070 

2359 729 

69041 

32 970 

• 

Danzig . . . 

112815 

45 026 

39309 

947 019 

20784 

7 786 

• 

Elberfeld . . 

381543 

178268 

110876 

1496 437 

24 680 

22038 

13 498 

Erfürt .... 

250983 

95 291 

84067 

1141483 

14 643 

20456 

• 

Essen .... 

518997 

176461 

109630 

2262081 

172270 

58038 

61 018 

Frankfurt . . 

370331 

127672 

88822 

2430803 

21617 

9935 

• 

Halle .... 

832094 

97 543 

43185 

1794 935 

37 918 

41 334 

. 

Hannover . . 

498444 

162060 

67066 

1747 762 

64279 

3 892 

18077 

Kattowitz . . 

276 176 

120648 

65 801 

1732041 

61204 

46834 

144892 

Königsberg . 

210491 

69376 

78 434 

928115 

23 264 

16861 


Magdeburg . 

198223 

77 154 

34 632 

887 818 

11905 

11203 


Mainz .... 

222491 

58 882 

51279 

842669 

7 766 

8410 


Münster . . . 

164640 

92098 

61 797 

1141662 

16 850 

4990 


Posen .... 

201 511 

76 628 

28890 

979766 

21064 

25 717 


Saarbrücken . 

214 754 

156692 

36173 

867877 

32409 

3 485 


Stettin.... 

252 352 

77 316 

40384 

948902 

23035 

17145 


Summe oder 

Durchschnitt 

6 299 922 

2447 683 

1 316 895 

30 437 046 

825 027 

380 967 

302556 
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Anlage VI. 

Allgemeinen Betriebskrankenkassen im Jahr 1918. 


9 

10 


12 

13 

14 

15 j 

16 

17 

Schwangeren- 

geld 


Für¬ 

sorge 

für 

Gene¬ 

sende 

c M> 

Kranken¬ 

hauspflege 

sowie 

Kur und 
Verpflegung 
in Wöch¬ 
nerinnen- 
heimen 

J6 

Sterbegeld j 

Ersatz¬ 

lei¬ 

stungen 

M 

Gesamt¬ 

summe 

der 

Krankheits¬ 
kosten 
(Sp. 2—16) 

für 

weib¬ 

liche 

Mit¬ 

glieder 

M 

für Ehe¬ 
frauen 
▼on Mit¬ 
gliedern 

M 

für 

Mit¬ 

glieder 

M 

für 

Familien¬ 

an¬ 

gehörige 

<M> 




• 

131806 

72206 

61 474 

257 

2152 338 




• j 

186306 

93 466 

59074 


3 711 130 



61 

• 

97248 

90496 

68113 

i 

2822284 





63137 

36800 

48 767 

3 486 

1279014 




93 

99601 

676% 

62518 

283 

2066888 




• 

294661 

133 583 

87686 


3 827 732 





66018 

40488 

66428 


1335 672 





178 700 

90 240 

68 858 


2665138 





74 036 

| 

40169 

87521 


1706688 

16267 



• 

368 326 

164 763 

108094 

2067 

3 997961 



i 


121986 

68 754 

66 932 


3 2% 761 




• 

117 767 

80876 

58714 


2604 351 

* 



• 

164 172 

82226 

81666 


2879642 




49471 

116 134 

90670 

111 100 : 


2812 371 




. 

66 838 

60213 

62861 


1 4% 453 



69 

14. 

48 

64964 

42609 


1 318 689 

443 

1 

68228 


• 

46019 

26067 


1326263 



. ! 


96692 

66 303 

60829 


1673761 



. 


72 888 

63 434 

62046 

i 

1681 444 



• 

• 

146 487 

46211 

36673 


1629661 



• 

1 

64 836 

38294 

85632 


1497 896 

16700 

. i 

i 

68 858 

49678 

2496 962 

1 

1 498 769 

1293461 

| 

6 093 

47 434 000 
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Die Arbelterpensionskasse, die Krankenkassen und die Unfall 


Noch: Anlage VI. 


1 

' 18 

1 19 

| 20 

21 

22 

Allgemeine 

Betriebß- 

krankenkaßse 

für 

den Eisenbahn- 

Ver¬ 

waltungs¬ 

kosten 

i 

1 

| Sonstige 

Aus¬ 

gaben 

Gesamt¬ 
summe der 
eigent¬ 
lichen 
Ausgaben ^ 
(Sp. 17—19) 

Vermögens- 

anlagen 

! 

Zurück¬ 

gezahlte 

Darlehen 

und 

Vorschüsse 

direktionßbezirk 


iM» 


M 

M 

Altona. 

32209 

2401 

2186948 

137 200 

160000 

Berlin . j 

7 557 

4 760 

| 3 723 447 

299 150 

• 

Breslau. 

7 115 

70064 

2899463 

146200 

• 

Bromberg. 

9068 

513 

1288 595 

48 159 

9000 

Caßßel. 

2 780 

1 464 

2 071 132 

156000 

• 

Cöln . 

32 031 

7 924 

3 867 687 

290700 

394 700 

Danzig. 1 

7 760 

79 343 

1 422 77B 

44 724 

• 

Elberfeld. 

35121 

1 142 

2 601 401 

931621 


Erfurt . 

4317 

! 

1321 

1714276 

221291 


Eßsen . 

24 524 

4 336 

4026811 

97 800 


Frankfurt ..... | 

4 582 

1066 

3 302399 

121 179 


Halle . 

9 350 

• 

2613 701 

34 500 

. 

Hannover. 

3 495 

. 

2 883 137 

50000 


Kattowitz. 

12 629 

102431 

2 927 431 

243 140 

. 

Königsberg .... 

3 128 

1 314 

1500 895 

• 


Magdeburg .... 

14 258 

908 

1333 805 

59 456 

. 

Mainz . 

3299 

78 ! 

1329630 

48538 


Münßter . 

1153 

15 675 

1690 589 

5250 


Posen . 

3 185 

40 

1534 669 

64 548 

6 364 

Saarbrücken . . . . j 

3511 

174 . 

1 533 346 

418423 

. 

Stettin . 

2273 

7 100 

1507 268 

49000 

• 

Summe 






oder Durchschnitt 

223 345 

302054 

47 959 405 

3 774 779 

651064 


*) Die eingeklammerten Durchschnittszahlen ergeben sich, wenn die Zahl 

(s. S. 394). 

3 ) Nach dem Anschaffungspreis. 
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Noch: Anlage VI. 


23 

24 

25 

26 

27 

28 

29 

Gesamt¬ 

summe 

sämtlicher 

Ausgaben 

(Sp. 20—22) 

M 

Von den Krankheitskosten 
(Sp. 17) entfallen auf 

Von der 
Gesamtsumme 
der 

eigentlichen 
Ausgaben 
(Sp. 20) 
entfallen auf 
ein Mitglied 

M 

V e r m 

ögen 2 ) 

ein 

Mitglied 

M 

einen 

Krank¬ 

heitsfall 

M 

einen 

Krank¬ 

heitstag 

M 

am 

1. Januar 

1918 

am 

1. Januar 

1919 

M 

2484 146 

83,97 

116,07 

7,03 

85,83 

1072608 

1220602 

4022597 

110,01 

138,76 

6,33 

110,88 

i 

1539 535 

1532418 

3 045663 

83,90 

103,40 

5,91 

i 86,20 

i 

2 123 276 

2288901 

1426754 

71,13 

103,37 

5,63 

71,66 

770 063 

658 673 

2227132 

72,63 

86,66 

4,70 

72,68 

1526276 

1 746 775 

4 563087 

97,84 

105,62 

5,82 

98,86 

2586 718 

2221116 

1 467 499 

79,86 

97,56 

5,00 

85,05 

767 680 

629 747 

3 632922 

88.43 

106,07 

5,31 

89,68 

2 127 553 

2394116 

1936567 

87,86 

108,85 

5,71 

88,14 

731 038 

870 989 

4 124611 

103,47 

129,14 

7,17 

| 104,23 

2058 426 

2162038 

3 423 678 

102,86 

104,36 

5,01 

103,03 

1226417 

647 790 

2956201 

92,78 

119,80 

5,83 

93,11 

1070 963 

1 

1040 503 

2933 137 

75,98 

100,37 

7,18 

76,07 

1204 361 

1111 401 

3170 571 

109,33 

105,94 

6.04 

1 

118,80 

| 1 330 744 

588 478 

1500895 

. 73,78 

113,06 

3,91 

73,99 

1 

! 524 539 

624 539 

1393261 

65,39 

77,09 

4,34 

66 ,u 

i 1015 922 

1 077 536 

1 378 168 

i 72,57 

1 

83,46 

4,66 

72,75 

924 564 

1 021 672 

1695 839 

91,05 

98,51 

5,04 

91,97 

767 625 

382 057 

1605 581 

71,06 

97,43 

7,88 

71,20 

837 171 

716013 

1951 769 

72,56 

75,37 

4,94 

1 72,74 

751188 

906581 

1556 268 

75,39 

106,86 

6,64 

75,76 

1048516 

850202 

52 385 248 

86,91 

105,02 

5,68 

87,87 

26004970 

24 582147 


(98,69)*) i 


(99,69)1) 


i 

i 


der Kriegsteilnehmer von der durchschnittlichen Mitgliederz&hl abgezogen wird 
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Anlage VH 

Übersicht über die Höhe der Beiträge und über den Umfang der 
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Leistungen der Allgemeinen Betriebskrankenkassen am 31. Dezember 1918. 
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hassen Sterbegeld. Die Voraussetzungen, unter denen dies geschieht, Bowie die Hoho des 
ist, eine tabellarische Darstellung hiervon so geben. Im allgemeinen beträgt da, wo Sterbe- 
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Die Eisenbahnen des Südafrikanischen Staatenbundes 

im Rechnungsjahr vom 1. April 1918 bis 31. März 1919 l ). 


Deni Parlamentsbericht des Generaldirektors H o y der Eisenbahnen 
(und Häfen) der südafrikanischen Union vom 1. Oktober 1919 über 


das Betriebsjahr vom 1. April 1918 bis 31. März 1919 entnehmen wir 
nachstehende Mitteilungen: 

Gesamtes Anlagekapital der Eisenbahnen am 

31. März 1919 . 94 331 365 £ 

Roheinnahme für das Jahr bis 31. März 1919 . . 15 282 279 „ 
Betriebsausgabe einschließlich Wertverminderung, 

Umbauten, Verstärkung des Oberbaues . . . 11680 873 „ 

Betriebsüberschuß . 3 601406 „ 

Die Kapitalverzinsung erforderte. 3 213 842 „ 

Fehlbetrag (unter Abrechnung! verschiedener Ein¬ 
nahmen und Ausgaben). 896 267 ., 

Beförderte Personen: 51493 889. 

Beförderte Gütertonnen (einschl. Kohle): 14111136 t. 

Betriebslänge: 9542 Meilen (je l,eoo km) = 15 356 km. 


Länge der im Betrieb der Union stehenden Bahnen: 11478 Meilen. 
Das Erträgnis der Bahnen verteilte sich mit 
4 210158 £, d. sind 27,55 % auf den Personenverkehr, 

477 783 £, d. sind 3,13 % auf den Post- und Paketverkehr, 

3 083 204 £ = 20,18 % auf Kohlenverkehr, 

6 517 038 £ = 42,64 % auf sonstigen Güterverkehr einschl. Mineralien, 

520 314 £ = 3,40 % auf sonstige Einnahmen, 

473 780 £ = 3,io % auf Viehverkehr. 

Das Erträgnis wurde verwendet mit 
40,87 % auf Löhne (Arbeit), 

8,55 % „ Kriegsfonds, 

6,83 % ,, Lokomotivkohle und sonstige Betriebsstoffe, 

15,12 % „ Unterhaltung und Ausrüstung der Bahn, 

9,44 % „ Wertverminderung (Depreciation), 

4,17 % ., sonstige Ausgaben, 

15,02 % „ Zinsendienst. 

*) Ycrgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1917 S. 592 und 1919 S. 986. 
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Das wichtigste Ereignis war außer der Beendigung des Weltkriegs 
der Ausbruch einer Inlluenzaepidemie, die binnen wenigen 
Wochen das Handels-, gewerbliche und soziale Leben im Lande völlig 
lähmte und innerhalb zweiundeinhalb Monate nahezu 12 000 Europäer 
und 128 000 Angehörige anderer Rassen dahinraffte. Von Eisenbahn¬ 
bediensteten fielen 769 Europäer und 1357 farbige und eingeborene An¬ 
gestellte der Epidemie zum Opfer, zusammen 2126. 

Die geschäftliche Entwicklung im Lande wurde beschleunigt durch 
den Krieg, der Südafrika zwang, sich ganz auf seine eigenen erzeugen¬ 
den Kräfte einzustellen, und Landwirtschaft und Industrie zu gestei¬ 
gerter Tätigkeit anregte. Die Knappheit der Lebensmittel und anderer 
Erzeugnisse in Europa und die eingeschränkte Lieferung, sowohl da¬ 
selbst als auch in Amerika, von Waren, die bisher von Übersee eingie- 
fiihrt wurden, erzeugten eine starke Nachfrage nach örtlicher eigener 
Herstellung und drängten Südafrika die Bedürfnisse und Vorteile der 
Lage auf. Wie sehr Landwirte und Fabrikanten die Gelegenheit aus¬ 
nutzen konnten, zeigt die Entwicklung auf den Gebieten der Landwirt¬ 
schaft, der Gewerbe und des Bergbaus. Das wirtschaftliche Gleich¬ 
gewicht des Landes verbesserte sich außerordentlich; die Kriegszeit war für 
die Union eine Periode beispiellosen Fortschritts, und auf allen Gebieten 
zeigten sich gesteigerte Tätigkeit und vertrauenerweckende Ausblicke 
für die Zukunft. 

Die Ausfuhr an Landeserzeugnissen betrug 1914: 9 Millionen £, 
1918: 18 Millionen, während sich der Wert der gewerblichen Ausbeute in 
der Union von 40)4 Millionen £ für das Jahr 1915/16 auf 62 Millionen £ 
für 1917/18 steigerte. 

Vor dem Krieg war Südafrika im wesentlichen für Lebensmittel 
und Manufakturwaren ein Einfuhrland, nunmehr ist es nicht nur auf 
vielen Gebieten ein sich selbst unterhaltendes Land geworden, sondern 
es hat sicih sogar einen beträchtlichen Ausfuhrhandel für Gebrauchsgegen¬ 
stände schaffen können, die früher eingeführt wurden. 

Die Ausfuhr an Lebensmitteln und Getränken wurde 1913 auf 
350 000 £ geschätzt, 1918 auf 4 051000 £. Die Einfuhr in diesen Gegen¬ 
ständen sank von 7,6 Millionen £ im Jahr 1913, wo sie 19,7 % der ge¬ 
samten Einfuhr betrug, auf 4,7 Millionen £ im Jahr 1918, d. sind nur 
noch 9,» % der gesamten Einfuhr. Die Abnahme in der Menge der ein¬ 
geführten Lebensmittel zeigt sich am auffallendsten bei der Weizen- und 
Mehleinfuhr, nämlich: 

1913.320/2 Millionen Pfund Weizen, 170 Millionen Pfund Weizenmehl 

1918. 7572 „ „ „ , 23 

Abnahme . . . 240 „ „ „ , 147 „ „ 
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Die Eisenbahnen des Südafrikanischen Staatenbundes. 


Die gewaltige Zunahme der Ausfuhr während der vier Kriegs¬ 
jahre 1915—1918 gegen die vier Vorkriegsjahre 1911—1914 zeigt die 
nachstehende Zusammenstellung aus dem Jahresbericht der Zollver¬ 
waltung: 


Erzeugnis 

1911—1914 

1915—1918 

Zunahme 

Mais. 

Pfund: 

642 306 134 

1626 169 335 

983 863 201 

Maismehl. 

*» 

21 856 179 

279 644166 

267 787 977 

Fleisch . 

V 

1435 303 

89 888 426 

88 453123 

Hafer. 

r> 

37532930 

56 750 938 

19218008 

Asbest. 

r 

10754 412 

34 905 277 

24150865 

Sprengstoffe. 

V 

2 649 240 

32007 553 

29 368313 

Kafferkorn. 

n 

1 172599 

20 878 851 

19706 252 

Bohnen und Erbsen. 

n 

180332 

17 626096 

17 346 764 

Zucker. 

* 

i 1338 599 

15417343 

14 078 744 

Zuckerwaren und Marmeladen 

r> 

1460 364 

8 676775 

7 216411 

Getrocknete Fische. 


6 449 934 

8002467 

1552533 

Getrocknete Früchte. 

r> 

222 714 

7 781 497 

7508 783 

Gerste.. 

V 

! 369 482 

6 725 032 

6365 600 

Butter.. 

n 

186126 

5 950 703 

6 764 577 

Kerzen. 

T» 

400608 

1566017 

1165409 

Käse. 

» 

2194 

528906 

526 714 

Eier. 

Stück: : 

5 712141 

18380059 

12667918 

Kohle . 

t i 

1756 699 

2819 240 

1062541 

Wein . 

Gallonen: 

233 761 

1031682 

797 921 

Branntwein. 

» 

2 687 

606 126 

603 439 


Auch der Handel mit den Nachbarländern hat sich während des 
Kriegs stark entwickelt; die Zunahme der Ausfuhr im Jahr 1918 gegen 


die im Jahr 1913 betrug in £: 

nach Rhodepien.831196 

„ Portugiesisch-Ostafrika .... 720 425 

„ Belgisch-Kongo. 341239 

„ Mauritius. 209 819 

„ Madagaskar. 145 913 


im ganzen: 2 248592 £. 

Die Maisausfuhr für 1918 zeigt gegen 1909 folgende Zunahme: 



K 

t 

lais 

Wert in £ 

Ma 

t 

Ismehl 

Wert in £ 

Ins 

t 

gesamt 

Wert in £ 

1909 . 

1918. 

151051 
254 748 

650 940 
1600 137 

926 

80558 

5 410 
662332 

151977 
835 306 

656 350 
2262469 

Zunahme . . . 

103 697 

949197 

79632 

656922 

183 329 

1606119 
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Der Weltkrieg erhob zwar einen schweren Blutzoll von der männ¬ 
lichen Jugend der Union, aber die Union selbst entging der schreck¬ 
lichen Verwüstung Europas und steht heute an der Schwelle einer großen 
Zukunft. Im Gegensatz zu vielen anderen schwer getroffenen Ländern 
ist Südafrika mit gesunden Finanzen aus dem Krieg hervorgegangen, 
mit einer verhältnismäßig leichten Steuer. Wirtschaftlich hält es sein 
Schicksal in eigener Hand; seine landwirtschaftlichen und industriellen 
Aussichten waren niemals glänzender; es ist starke Nachfrage nach 
seinen Erzeugnissen entstanden, und es ist reich an 'Rohstoffen von 
größter Mannigfaltigkeit. Es besitzt eine geographisch besonders gün¬ 
stige Lage als Verteilungsland zwischen Ost und West; seine Häfen 
liegen in der Mitte der großen Handelstraßen der Welt. Sein Angebot 
an ungeübter Arbeit ist übergroß und anpassungsfähig, und bei der 
schweren Belastung, die der europäischen Industrie in nächster Zeit in¬ 
folge der hohen Kosten und der Knappheit der Kohle, der hohen See¬ 
frachten und der schweren Steuern voraussichtlich erwachsen wird, ist 
es offenbar, daß bei vernünftiger Anregung überseeische Fabrikanten 
bestrebt sein werden, Fabriken in Südafrika anzulegen. Das Land bietet 
ihnen einzigartige Vorteile, besonders für den Ankauf von Lebens¬ 
mitteln für die Märkte der südlichen Halbkugel. Kohle ist billig und 
reichlich vorhanden, elektrischer Strom zu gewerblichen Zwecken ist an 
allen größeren Plätzen zu verhältnismäßig niedrigen Sätzen zu haben. 

Bei dem andauernden Zwang, während des Kriegs alle Vorräte 
zusammenzuhalten und für die wesentlichen Bedürfnisse zu verwenden, 
war bei den Eisenbahnen wenig Spielraum zur Einführung von Neue¬ 
rungen oder für eine Politik der Entwicklung. Die Kriegsverhältnisse 
machten es unmöglich, die Eisenbahnen mit der Ausdehnung des Handels 
Schritt halten zu lassen, ja es war häufig notwendig, den Verkehr ge¬ 
radezu einzuschräaken und zurückzuihalten. Obgleich neue Lokomotiven. 
Personen- und Güterwagen bereits bestellt sind und Verbesserungen in 
den Verkehrsanlagen in Vorbereitung stehen oder in Erwägung ge¬ 
nommen sind, deuten manche Zeichen auf ein schnelles Wachstum in 
Industrie und Landwirtschaft — über den Rahmen der gegenwärtigen 
Leistungsfähigkeit der Eisenbahnen hinaus —, und es ist von Bedeutung, 
daß der künftigen Betätigung keinerlei Hemmung auferlegt wird, die 
sich aus unzureichenden Transportmöglichkeiten ergeben würde. Die 
Aussichten der Gegenwart kehren vielleicht nie wieder, es wäre gefähr¬ 
lich, ja verhängnisvoll, den Fortschritt zu verzögern. 

In einem jungfräulichen Land sollten die Erleichterungen, die die 
Eisenbahn bietet, dem Bedürfnis lieber voraneilen als ihm folgen; 
eine großzügige, freisinnige Politik der Verkehrsentwicklung zugunsten 

Archiv für Eisenbahnwesen. 11*21. 29 
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der 1 Landwirtschaft und Industrie ist dringend zu empfehlen. Das be¬ 
deutet allerdings Geldaufwand, selbst in großem Maßstab, aber klein¬ 
liche Sparsamkeit würde am letzten Ende kostspieliger sein und sicher¬ 
lich Fortschritt und Erzeugung hemmen. 

Die wichtigsten Ziffern und Ergebnisse des Betriebs verglichen mit 
dem Vorjahr sind in nachstehender Tabelle zusammengestellt: 


| Betriebsjahr endigend 1 
am 31. März 


Unterschied 




1918 

1919 

| im 

Ganzen 

1 in 

°0 

Gesamtes Anlagekapital . . . 

i 

. . £ 

i 

92 936 714 

93 908 743 i 

+ 

972 029 


— 

Betriebslänge 








Spurweite l,oc: m . . . 

Meilen 

8 954 

8 982 

+ 

28 


- 

r> 0,ül r> • 


580 

560 


- 


- 

Betriebslänge im Jahresdureli- 








schnitt .. 

.. 

9 473 

9 529 

4- 

56 


- 

Spurweite m: 








Lokomotiven . . 


1 5*23 

1 556 

+ 

33 


.... 

Personenwagen ... 


2 615 

•_* 622 

■ + 

7 


— 

Güterwagen. 


28 263 

28 163 


ioo 


— 

Spurweite 0.61 in: 








Lokomotiven .... 


54 

52 

— 

•_> 


— 

Personenwagen . . . . 


93 

93 


— 


— 

Güterwagen. 


479 

621 

+ 

142 


— 

Zugmeilen. 


32 830 332 

31092210 

— 

1 738 122 

; — 

5.uo 

Befördert: 








Personen. 


51 178 883 

51 493 889 

+ 

315006 


— 

Tonnen Kohlen .... 


7917 116 

7559 296 r 

— 

357 820 

— 

5,ot> 

sonstige Güter 

l 

6019386 

6 551 840 

+ 

532 454 

; + 

9,oo 

* zusammen . . 


13 936 502 

14 111 136 

+ 

174 634 

i + 

1 .‘26 

Hinnahmen aus: 

1 


! 





Personenverkehr . . . 

. . £ 

4 252 243 

4 687 942 

j + 

435 699 

; + io,« 

Kohlenverkehr .... 

• • V ' 

3 152 412 

3 083204 


69208 


2,19 

sonstigem Güterverkehr 

1 

‘ * * " 1 

5 932 736 

6 517 038 

+ 

584302 

+ 

9,85 

Viehverkehr . 


524 921 

520 315 j 

— 

46061 

| — 

0,88 

sonstigen Quellen . . . 

i 

• • •" i 

453 548 

473 780 ’j + 

20 2321 

+ 

4,46 

Gesamtei nahm en 

i 

... £ i 

14 315 860 

15 282 279 { 

+ 

966 419' 

+ 

6,76 

Betriebsausgabe. 

• • • n i 

10 817 669 

11 680 873 

+ 

863 204 

+ 

7.96 

Betriebszahl . 

■ . .°/o 

75..™ 

76.4:i i 

+ 

0,87 


— 

Betriebüberschuß . 

. . . £ 

3 498 191 

3 601 406 

+ 

103 215 


2,96 

Fasenbahnbedienstete: 



i 





Europäer (ohne weiße Arbeiten 

29 786 

30 765 

+ 

979 


— 

Weiße Arbeiter .... 


4 457 

4 518 

+ 

61 


— 

Farbige und Eingeborene . . . 

32 544 

34 962 

+ 

2 418 


— 

zusammen . . 

i 

66 787 

70 245 

+ 

3 458 

— 
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Der Verkehr im ganzen hat gegen das Vorjahr zngenommen, trotz 
des schweren Rückschlags, der mit der Influenza-Epidemie verbunden 
war; die stark vermehrte Verkehrsleistung ist sogar bei einer Ver¬ 
ringerung der Zugmeilen um rd. 1*/* Millionen bewältigt worden. Die 
Steigerung der Roheinnahmen gegen das Vorjahr beträgt nahezu 
1 Million £ und beruht zum Teil auf Tariferhöhungen. ' Nur die Erträge 
aus Kohlen- und aus Viehverkehr zeigen einen Rückgang gegen das 
Vorjahr, der aber durch die Zunahme im Ertrag des allgemeinen Güter¬ 
verkehrs reichlich ausgeglichen wird. 

Welche bemerkenswerte landwirtschaftliche Entwick¬ 
lung im Bereich einzelner neueröffneter Zweigbahnen eingesetzt 
hat, zeigen einige Beispiele: Die Linie Bethlehem—Reitz—Francfort 
wurde im Dezember 1911 bis Reitz, im März 1914 bis Francfort eröffnet; 
1912 wurden von Reitz 17 500 t Güter verfrachtet; innerhalb 12 Monate 
bis 31. August 1918 36 000 t, eine Zunahme von 105 %. Auf der Strecke 
Reitz—Francfort wurden im ersten Betriebsjahr 22 990 t befördert; drei 
Jahre später 43 783 t, d. sind 90% Zunahme; der Wert des Ackerlandes 
in der Nähe der Bahn stieg binnen kurzem um 100 %. An der Strecke 
Westleigh—Bothaville, eröffnet am 31. Juli 1916, betrug der Güterver¬ 
kehr im ersten Betriebsjahr 9112 t, im zweiten 20707 t, d. sind 127 % 
mehr; der Verkehr der Station Rendezvous stieg gleichzeitig von 8000 
auf 14 000 t, also um 80 %. Der Verkehr der Linie Marseilles—Maseru, 
eröffnet 1905, stieg von 3932 t im Jahr 1913 (bis 30. September) auf 
9759 t im Jahr 1918, Zunahme 148 % in fünf Jahren, und zwar vor¬ 
wiegend infolge gesteigerten Getreideanbaues in Basutoland. An der 
Bahnstrecke Modderpoort—Ladybrand, eröffnet 1905, steigerte sich 
während der letzten drei Jahre der Personenverkehr um 50, der Güter¬ 
verkehr um 26 %. An der Linie Wolvehoek—Heilbron, eröffnet 1899, 
steigerte sich der Versand von Heilbron von 24 109 t im Jahr 1915 (bis 
31. Dezember) auf 44 262 t im Jahr 1918 (bis 31. August), eine Zu¬ 
nahme von 83% in 2 Y% Jahren; der Empfang gleichzeitig von 7842 auf 
10 891 t. Die Linie Dover Junction—Parye zeigt eine Zunahme des 
Güterverkehrs in den letzten 2 Yi Jahren um 36 %, die 1898 eröffnete 
Linie Theunissen—Winburg eine solche um mehr als 35 % in den 
letzten fünf Jahren. Auf der Strecke Lindley Road—Senekal, eröffnet 
1913, wurden im Jahr 1918 bis 31. August von Senekal 20 716 t ver¬ 
frachtet, gegen 5770 im Jahr 1914 (bis 30. September), also in vier 
Jahren eine Zunahme auf nahezu das Vierfache; gleichzeitig steigerte 
sich der Empfang von 6845 auf 9708 t. Alle diese Linien liegen im 
Oranje-Freistaat und die angeführten Ziffern zeigen die dortige Ent¬ 
wicklung, die seit Gründung des Staatenbundes stattgefunden hat. 

• 211 * 
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Ferner zeigt die Linie Greytown—Krantzkop, eröffnet 1914, eine 
Steigerung des Versands von 9550 t für 1914/15 (bis Ende Februar) 
auf 18 390 t im Jahr 1918 (bis 30. Juni), also eine Zunahme von 92% 
in drei Jahren; gleichzeitig stieg der Versand der Station Boscombe von 
7750 auf 10 280 t. Die im Oktober 1915 eröffnete Linie Schroeders— 
Bruyns Hill zeigt seit ihrer Betriebseröffnung eine Verkehrsteigerung 
um 70 %, die Bahn Dalton—Glenside, vollendet April 1915, eine solche 
um 100%; ähnliche Steigerungen finden sich bei den Strecken Thorn- 
ville Junetion—Riehmond (eröffnet 1897) und Ixopo—Madonela (eröffnet 
Februar 1914). 

Die Betriebseinnahmen des Berichtsjahrs sind nicht in 
dem Maß gegen das Vorjahr gestiegen, wie die Betriebsausgaben. Die 
Steigerung aller Löhne hat sich nirgends in solcher Schwere geltend 
gemacht wie bei der Eisenbahnverwaltung, und es war unmöglich, die 
hierdurch herbeigeführten Ausgabesteigerungen durch Tariferhöhungen 
auszugleichen. Auf den Bahnen des Staatenbundes haben die Arbeits¬ 
löhne seit dem Jahr 1911/12 eine Steigerung um 4 151 718 £ erfahren, 
und die Verwaltung der Magazine und Rohstoffe bedeutet, trotz beträcht¬ 
licher Einschränkung des Verbrauchs, einen ungeheuer gesteigerten 
Aufwand, verglichen mit der Vorkriegszeit. Während des Jahrs 1918 
(bis 31. März) hat allein die Versorgung der Bahnen mit Rohstoffen 
die Betriebsausgaben um schätzungsweise 750 000 £ gesteigert; seitdem 
sind aber diese Kosten weiter ständig gestiegen. 

Infolge ihrer an sich gesunden Finanzlage und infolge der Ver¬ 
kehrsteigerung. die der inneren Entwicklung nach Kriegsausbruch 
folgte, waren die Eisenbahnen der Union zunächst imstande, nahezu 
vier Jahre ohne irgendeine Tariferhöhung durchzuhalten. Aber nach 
der ungeheuren Steigerung der Betriebsausgaben schritt man am 11. Mai 
1918 zur ersten Tariferhöhung, der eine weitere am 1. Januar 1919 folgte. 
Die Zuschläge bewegten sich in den Grenzen von 214 bis 10%. Weiter 
wurden dann am 4. November 1919 die Zuschläge abermals im Per¬ 
sonen-, Expreßgut-, Vieh- und Güterverkehr von 10 auf 25 % erhöht. 

Die Streckenunterhaltung wurde besonders in Anspruch genommen 
durch die Hochfluten des Jahrs 1917/18, und die nachfolgende Influenza- 
Epidemie brachte auch hier große Verlegenheiten für die Verwaltung. 
Trotz der Knappheit der Oberbaustoffe wurden seit Kriegsausbruch bis 
zum 31. März 1918 180 neue Privatanschlüsse für gewerbliche Zwecke 
hergestellt, mehrere vorhandene erweitert. Verbesserungen in der 
Linienführung wurden an verschiedenen Stellen durchgeführt, so 
zwischen Kaapmuiden und Komatipoort; unter anderen w urde die maß¬ 
gebende Steigung der Strecke Potchefstroom—Klerksdorp von 1 : 77 auf 
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1 : 100 abgeflacht. Ähnliche Arbeiten wurden auf einigen östlichen 
Linien der Kapkolonie ausgeführt, so zwischen Pentrich und U ml aas 
Road, Cato Ridge und Clairwood, Ladysmith und Umbulwana u. a., sowie 
auf der Nordküstenlinie von Natal. Auf der Hauptbahn des Oranje- 
Freistaats wurde streckenweise der Oberbau durch Einbau von je zwei 
Schwellen mehr auf die Schienenlänge verstärkt, die Linie Glencoe— 
Vryheid in Natal mit Rücksicht auf die schweren Kohlenzüge mit einer 
Schiene von 40 kg/m Gewicht ausgerüstet. Die Zunahme des Verkehrs 
erforderte die Einrichtung und Besetzung einiger neuer Zugkreuzung¬ 
stellen. In Transvaal ergaben sich beträchtliche Störungen während der 
Wintermonate durch Anhäufung einer besonderen Art Gras auf dem 
Gleis; das Gras ist etwas ölig, und wenn es durch die Räder zermalmt 
wird, macht es die Schienen so schlüpfrig, daß die für den Angriff der 
Triebräder notwendige Reibung fehlt. Die Bemühungen, das übel zu 
beseitigen, sind im Gange. 

Im Berichtsjahr wurden 74 Dienstwohngebäude für europäische 
Beamte neu hergestellt, für 181 weitere die Genehmigung erteilt und die 
Ausführung vorbereitet. 

Der Eisenbahn betrieb wurde in hohem Maß behindert durch 
den Mangel an Lokomotiven, durch anhaltende Dürre und. die 
Schwierigkeit, Eisenbahnbau- und Betriebstoffe zu erhalten. Dazu trat 
die Influenza-Epidemie, unter deren Wirkung beispielsweise am 3. Januar 
1919 in Greyville (Natal) 50 Lokomotivführer und Heizer gleichzeitig 
erkrankten. Unter anderem wurde die Lage im Bezirk der westlichen 
Kap-Linie besonders schwierig infolge der Dürre in der Karroo, des 
Versagens der Wasserleitungen und der ungewöhnlichen Nachfrage nach 
Viehwagen zur Abbeförderung von Vieh aus den von der Dürre heim¬ 
gesuchten Bezirken. Verkehrsschwierigkeiten entstanden im Oranje- 
Freistaat und an der östlichen Kap-Linie infolge heftig einsetzender 
Wolleverfrachtungen und ungewöhnlich starker Maisversendungen, die 
vom Freistaat nach den Stationen von Transvaal gingen, um der Ein¬ 
geborenenbevölkerung zu Hilfe zu kommen. An den mittelländischen 
lind östlichen Linien der Kapkolonie machte sich die lang anhaltende, 
schlimmer als seit vielen Jahren auftretende Dürre sehr ungünstig 
geltend; trotz der umfassenden Abbeförderung des Viehes auf frisches 
Weideland gingen zahlreiche Tiere ein. 

Der Personenverkehr verteilte sich auf die einzelnen Klassen 
wie folgt: 
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I 1. Klasse 2. Klasse 3. Klasse 

I ’ 1 “' t- 


1 

UVisende 

Hinnahme 

£ 

Iveisende 

Hin nah mc 

£ 

Ufisriide 

K innah me 

£ 

Einfache Fahrkarten 

Rückfahrkarten . . 
Zeitkarten.j 

2367611 
! U386 660 

j 8 101013 

1 

I 

11 346 933 
143 407 

2060 704 

8 397 904 
5 244 380! 

Jl 386 368 
52 141 

3 669 270 

6 681 696 

5 007 688 

i. 

| 730631 
38 241 

Ini ganzen . . ! 

19 855 284 

— 

15 702 988 

- 

15 935 617 

- 


Dazu Eingeborene: 576 96;). 

Einnahmen daraus: 513 138 £. 

Reisende im ganzen: 51 193 889, Einnahmen daraus: 1210 159 £. 
Der Güterwagenpark setzt sich zusammen wie folgt: 



Ladefähigkeit (Capacity 

i 

Anzahl der 

Gesamt- 

Indefähigkeit 

1 

Durchschnittl. 

Ladefähigkeit 


in Pfd. engl. 

Wagen 

in t zu 

in t zu 




2000 Pfd. 

2000 Pfd. 

10001 

bis 20000 . 

2919 

25 000 

8.56 

20001 

* 30000 . 

11 512 

148 363 

12, so 

30001 

* 40 000 . 

1 391 

30 747 

22, tu 

40 001 

„ 50000 . 

to 

CO 

© 

58 424 

23,ou 

50 001 

, 60 000 . 

2 3(4 

63 923 

27,7 t 

60 001 

* 70 000 . 

1 456» 

50 952 

H4.iv» 

0001 

„ 80 000 . 

3 133 

124 475 

39,75 

80 001 

und darüber. 

991 

46 331 

46,75 



1 26 230 

548 215 

20,su 


Die Zunahme der K o h 1 e n i n d u s t r i e ist aus nachstehender 
Tabelle ersichtlich: 


Kohlenverfrachtung in t aus den Gruben von: 
Kapkol. I Transvaal Oranje-Freistaat Natal 


Zusammen 


1906 

142 877 1 

2896 818 

1 397 940 

4 438 635 

1908 

122 865 

3211610 

1881806 

5 216181 

1910 ; 

j 88 873 1 

3 785 608 

434 861 

2 482 249 

6 791651 

1912 

66 676 

4 600191 

510 639 

2 764 837 

7 942 343 

1914 1 

! 51 154 

4 999 899 

690 229 | 

2 514 945 

8256227 

1915 | 

45 841 

5 092 818 

710119 1 

2 268 422 

8 117 200 

1916 

42 074 

5 963 814 

738 536 

2 979004 

9 723 428 

1916—17: 

34 372 

6 100 857 

759 682 

3 0r3 396 

9 908 307 

1917—18 1 

6 859 

6 587 822 

S25 031 

2 743673 

10163 385 

1918-19 

4 051 

6 305 388 

816 662 

2 510 837 1 

9 636 938 
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Bei Vergleich der beiden letzten Jahre ergibt sich eine bemerkens¬ 
werte Abnahme: 



1917/18 

t °/o 

1918/19 

t 

% 

1 Abnahme 

i 

Transvaal . 

6 587 822 = 6 

6 305 388 = 

(15,43 

1 282434 

Natal. 

2 743 673 - 26,99 

2510 837 - 

26.05 

, 232836 

Oranje-Freistaat 

825 031 = 8,i'2 

816 662 = 

8,48 

8 369 

Kapkolonie. 

6 859 = o.o: 

4 051 = 

0,04 

2 808 


T 


im ganzen 


10 163 3&> 


9 636 938 526 447 = 5.2° n 


Die bemerkenswerte Zunahme der Kohlenzufuhr nach Kapstadt auf 
dorn Schienenwege aus den Gruben von Transvaal und Natal und ihre 
gleichzeitige Abnahme über See während des Kriegs bis zum völligen 
Erlöschen im Jahr 1918/19 zeigt die folgende Zusammenstellung: 


Zufuhr in t nach Kapstadt 
auf dem Schienenwege ! 


aus Transvaal aus Natal 


zusammen 


über See 


1910. 

— 

— 

— 

217 979 

1911. 

— 

— 

— 

254 316 

1912. 

10069 

12 114 

22 183 

j 398 458 

1913. 

34 321 

435 

3i mi 

296 603 

1914. 

137 698 

26214 

163 912 

167 511 

1915. 

168038 

52098 

220 136 

146 158 

1916. 

417 466 

258896 

676 362 

14 872 

1916-17. . . 

448 474 

245 230 

693 704 

— 

1917—18 ... 

432594 

162216 

594 810 

54 699 

1918-19. . . . 

305 015 

106 174 

411 189 

— 

Unterschied geg. 
«las Jahr 1012 

+ 21)4 916 

+ 94 060 

+ 389 006 

— 398 458 


Nachstehend eine Zusammenstellung der außerordentlich unglei¬ 
chen Preise für Bunkerkohlen aus letzter Zeit des Berichtsjahrs für 
Durban und Kapstadt einerseits und wichtige Kohlenstationen in an¬ 


deren Weltteilen andrerseits: 

Durban . 35 — 37 Shilling. 

Kapstadt Transvaalkoldc.41 i— 45 s. 10 d. 

„ Natalkohle. 47 — 50 s. 10 d. 

Madeira und Canarische Inseln ... 117i s. 

St. Vincent .117i—150 s. 

Gibraltar und Dakar.117i—125 s. 

Sierra Leone . 121 s. 

Port Said und Aden. 125 s. 

Malta . 145 s. 

Südamerikanische Hilfen. 145 -155 s. 
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In bemerkenswerter Weise wurden die Bestrebungen fortgesetzt, 
südafrikanische Hölzer für die Verwendung im Eisenbahnwesen 
(und Hafenbau) zu gewinnen. 149 verschiedene Holzarten einschließ¬ 
lich einiger eingeführter Hölzer wurden für Eisenbahnzwecke von dem 
im Jahr 1917 für diese Zwecke gebildeten „Holzausschuß“ geprüft. Im 
Wajspenbau und in den Werkstätten werden jetzt südafrikanische Hölzer 
in zunehmendem Umfang verwendet; ihre richtige Behandlung, ins¬ 
besondere Austrocknung, ist eine der wichtigsten Aufgaben. Im Be¬ 
richtsjahr wurden südafrikanische Bahnschwellen im Wert von 40 682 £ 
und dergleichen Hölzer zu anderen Zwecken im Wert von 25 934 £ be¬ 
schafft. Die Fläche der Pflanzungen zum Anbau von Holz für Schwel¬ 
len umfaßte am 31. März 1919 58 554 Acres (rd. 23 420 ha) und die für 
Aufforstungen 23 526 Acres (rd. 9400 ha). Angesichts der Schäden, die 
im Weltkrieg an den Waldungen Mitteleuropas, besonders auch in Eng¬ 
land und Frankreich, entstanden sind, ist auf künftige stärkere Nach¬ 
frage nach Holz auf dem Weltmarkt zu rechnen: der Wert der Holz¬ 
pflanzungen wird sich daher, vom Wachstum der Bäume abgesehen, 
künftig um so mehr steigern. 

Nach den beiden Hauptspurweiten, 1,007 und 0,oi m, und 
nach den Staaten gliedert sich der Eisenbahnbestand des Staaten¬ 
bundes am 31. März 1919 wie folgt: 
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Das metrische Schienengewicht beträgt auf 4785,25 Meilen oder 
49,2 % rd. 30 kg, auf 3369,47 Meilen oder 34,e % 39 bis 42,5 kg, der Rest 
verteilt sich auf Strecken mit 10 bis 26 und (auf 13,83 Meilen) mit 50 kg 
metr. Schienengewichts. 

Bemerkenswert sind die Steigerungen in den Ziffern beim Ver¬ 
gleich mit dem letzten Jahr vor Gründung des Staatenbundes, 1909; sie 
betragen: 

Zunahm« von 1909 bis 1918/19 


Betriebslänge. 2 650 Meilen oder 38% 


Zugmeilen. 


11429 766 


r» 

68 „ 

Rohei anahme. 

. £ 

4826 460 


„ 

46 „ 

Betriebsausgabe (ohne Zinsendienst) 

. „ 

6005 215 



106 „ 

Zahl der Reisenden. 


23 302 754 


V 

83 „ 

Kohlenverkehr. 

. t 

2361922 


V 

45 „ 

sonstiger Güterverkehr. 

. t 

2813 748 


Yt 

75 , 

Gesamter Güterverkehr. 

. t 

5175 670 

Meilen 

rt 

58, 


Besonders stark war die Zunahme des Güterverkehrs auf den 
Bahnen von Natal; 1909 hatten sie einen Güterverkehr von rd. 3 Mil¬ 
lionen Tonnen, darunter lJt Millionen Tonnen Kohle; 1918/19 5 V* Mil¬ 
lionen Tonnen, darunter 2H Millionen Tonnen Kohle, also eine Zunahme 
von 91,67 %. 

Ein beträchtlicher Markt für südafrikanische Kohle ist in letzter 
Zeit entstanden für Südamerika, Aegypten, Australien und den fernen 
Osten, und ein großer Kohlen-Ausfuhrhandel könnte sich entwickeln, 
wenn Schiffsraum und entsprechende Eisenbahn-Anlagen zu seiner Be¬ 
wältigung zur Verfügung stehen. 


Das ehemals Deutsche Südwestafrika: 

In englischen Meilen Spurweite 

1,067 m 0,60 m 

Im ganzen 

. . /im Betrieb . 968,28 j 316,43 

Staatsbahnen \ außer Betrieb . 7(68 28 . 7 » 

Privatbahnen. - - — 

1 284,71 

36,45 
98,00 


Zusammen . . . . j — — I 1419,16 

1917/18 1918/19 Abnahme 

Zugmeilen 782289 630101 152 188 

Reisende wurden im Jahr 1918/19 in I. Klasse 11381 

II. „ 30 501 

III. „ 28 364 

zusammen 70 246 befördert, 

lebende Tiere 11123 große, 18112 kleine, zusammen 29 235 Stück; 
Gütertonnen 53 448, Kohlen 7138, zusammen 60 586 t. F. B. 
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Die Eisenbahnen in Norwegen 

in den Jahren 1917/18 und 1918/19*) -). 


1. Längen 3 ). 


Das Eisenbahnnetz Norwegens umfaßte 

1017/18 

1918/19 

am Schluß der Berichtsjahre . 

km 

3*235,2 

3 249.5 

davon waren: 

Staatsbahnen. 

n 

2 769,1 

2 783,4 

Privatbahnen. 

„ 

466,1 

466.1 

Von den Stäatsbahnen gehörten: 

ausschließlich dem Staat 4 ). 


1 020,3 

1 921,8 

sogenannten St-aatsbahngcsellschaftci 

n 1 * ; . 

1 748.8 

861.0 

Es hatten eine Spurweite: 

von 1,435 in. 

* 

1 900,« 

2010,8 

„ 1.067 „. 


1 129.6 

1 129,7 

* 1,000 „ . 

* 

25,9 

25,9 

„ 0,750 .. 


83,1 

83,1 

Die mittlere Betriebslänge betrug . . . 

n 

3 216,0 

3 254,0 

Von der Bahnlänge kommen: 

auf 10000 Einwohner 7 ’) . 

n 

13.33 

13..-.8 

„ 100 qm Fläche . 

n 

1,00 

; 1,01 

i 


l ) Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1920, S. 79 ff. für die Jahre 1916/17 und 
1917/18, auch S. 361 ff: Eisenbahnpolitik Norwegens. 1 * * 

-) Die Zahlen beziehen sich auf die Berichtsjahre (1. Juli bis 30. Juni). 

3 ) Vgl. Norges officielle Statistik VI. 151 und VI. 172. Norges Jernbaner. 
Beretning for Äret 1. Juli 1917 — 30. Juni 1918 und 1. Juli 1918 — 30. Juni 1919. 
Utgitt av Hovedstyret for Statsbanene. Kristiania 1919 und 1920. 

4 ) Bei den Staatsbahngesellschaften ist ein kleinerer Teil des Aktienkapitals 
im Besitz von Gemeinden und Privaten, der größere Teil im Besitz des Staate. 
Die älteren Staatsbahngesellschaften sind zurzeit im Obergang zu reinen Staats¬ 
bahnen begriffen, indem der Staat die Aktien der Gemeinden und der Privaten 
enteignet. Im Berichtsjahr 1918/19 sind in das ausschließliche Eigentum des 
Staats übergegangen: Die Hamar-Grundsetbahn (38 km), die Grundset-Aamot- 
bahn (26 km), die Stören-Aamotbahn (318 km), die Merakerbahn (Trondhjem— 

Reichsgrenze = 102 km) und die Bergen-Hönefossbahn (403 km). 

b ) Einwohnerzahl = 2391 782 (1. Dezember 1910). Flächeninhalt := 322909 

Quadratkilometer. 
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Klektrisch betrieben werden: 

1. die Thamshavnbahn — 26 km — (Privatbahn mit 1 m Spurweite), 

2. die 46 km lange Rjukanbahn (Privatbahn mit 1,435 m Spurweite). 

2. Anlagekapital. 

ls verwendete Anlagekapital betrug am I“'" “ “ "■ 1 

Schluß der Berichtsjahre: i 1917/18 1918/19 

für die Staatsbahnen (1917/18 = 2 769,1 km): J 
(1918/19 = 2 783,4 km), 

überhaupt.Kr. 330 812 390 339 647 01 

auf 1 km. „ 119 466 12202 

für die Privatbahnen: | 

a) für die Hauptbahn (67,s km): 


330 812 390 
119 466 


1918/19 


339 647 018 
122026 


überhaupt . 

Tf 

■20240 577 

20 240 577 

auf 1 km. 

V 

298 584 ! 

298534 

* b) für die übrigen Privatbahnen, 
einschl. der schmalspurigen, 
(398,3 km): 


1 


überhaupt. 

V 

26 280 674 

26 744 675 

für 1 km. 

r> 

65 982 

66 200 

zusammen Staats- und Privat bahnen: 

überhaupt. 

n 

377 333 641 

386 632 270 

auf 1 km. 

n 

116 634 

118 982 

Für Erweiterungs- usw. Anlagen sind bis 
zum Ende der Berichtsjahre im ganzen 




aufgewendet. 

* 

76 503 685 

85 625 491 

Das Kilometer Bahnlänge kostete: 




für die vollspurigen Bahnen (1,436 n») 

n 

135067 

135 484 

« schmalspurigen * (1,067 „) 

V 

89 675 

94 966 

- - * „ (1,000 „ ) 

n 

163 248 

172 441 

- „ - r (0,750 „ ) 

„ 

27 345 

27 345 


3. Betriebsmittel nnd ihre Leistungen. 


Eß waren vorhanden am Ende der Berichts¬ 
jahre: 

Lokomotiven für den Dampfbetrieb . Stück 
„ „ „ elektr. Betrieb . „ 

Elektrische Motorwagen. » 

Personenwagen.Achsen 

Postwagen . „ 

Gepäck- und Güterwagen. „ 

Personenwagenplätze.Anzahl 

Ladefähigkeit der Güterwagen .... t 
Die Beschaffungskosten der Betriebs¬ 
mittel stellten sich bis zum Ende 

der Berichtsjahre auf.Kr. 

davon kommen auf die Staatsbahnen . „ 


I 

459 

502 

13 

13 

3 

3 

2 972 

3 262 

168 

162 

21 301 

22 656 

43 525 

43 387 

108 381 

115 116 

52 830 000 

56 867 252 

44 963 806 

48 992 441 
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Die Eisenbahnen in Norwegen in den Jahren 1917/18 und 1918/19. 


Die eigenen und fremden Betriebs¬ 
mittel haben auf den Staatsbahnen und der 
Hauptbahn während der Berichtsjahre geleistet : 
an Lokomotivkilometern: 

überhaupt.Anz. 

für 1 km. „ 

darunter Zugkm (vor Zügen) 1 ) . . „ 

für 1 km. * 

an Wagenachskilometern: 

überhaupt. 

für 1 km. 

darunter von Personenwagen ... 

„ „ Post- und Packwagen „ 

* „ Güterwagen ..... „ 

Die durchschnittl. Achsenzahl der Züge betrug: 

an Personenwagenachsen. 

„ Post- und Packwagenachseii ... 

„ Güterwagenachsen. „ 

überhaupt. 

Durchschnittsertrag für 1 Zugkm .... Kr. 

Kosten „1 „ . . . . 


1917/18 


14 436*274 
5 132 
10 225 499 
3 635 

330 135 036 
117 360 
96 167 081 
37 910 783 
196057 172 


•V* 

3,7 

19.2 

32.3 
7.09 
7,80 


1918/19 


15 021 660 
5 271 
10 987 539 
3 855 

352 305 848 
124050 
108 993 298 
40 644686 
202667 864 

9,9 

3,7 . 

18.5 

32,1 

8,15 

8.31 


4. Verkehr auf den Staatsbahnen und der Hauptbahn. 

a) Personenverkehr. 


Es betrug: 


die Anzahl der Heisenden . 


25 817 51)2 

29 353 154 

davon kamen auf die I. Klasse . . . 

Anz. 

l 624 

1836 


= % 

i 0,01 

0,oi 

. . ii. * . . . 

Anz. 

[ 905 831 

1 034 283 


=% 

3,51 

3,5* 

» . in. - • . . 

Anz. 

; 24 910 137 

28 317 035 


- °/o 

1 96,4S 

96,47 

die Anzahl der geleisteten Personenkin 


683 786 35!) 

752 863 734 

davon kamen auf die I. Klasse . . . 

Anz. 

i 517 273 

739 862 


=% 

0,07 

0 ,io 

* , ii. „ . . . 

Anz. 

90 176 304 

97 193 570 


=% 

13.19 

12,91 

* „ in. „ . . . 

Anz. 

593 092 762 

654 920 302 

=% 

die durchschnittlich von jedem Reisenden 

86.74 

86.99 

zurückgelegte Fahrt in der I. Klasse 

km 

j 318,5 

403 .<> 

« « II. n 

n 

99,6 

94,0 

* * Hl. - 

„ 

23,8 

23,1 

überhaupt . 


26,5 

25,6 

die durchschnittliche Besetzung der Personen- i 

. 


wagenplätze in der I. Klasse .... 

% 

6,7 

7,2 

v » II* n .... 

n 

37.7 

36,1 

. » in. . • • • • 

n 

1 48.4 

48,4 

überhaupt . 

n 

46,5 

46,1 

Auf Zeitkarten beförderte Personen . . . 

Anz. 

! 9 211260 

10 444 150 

„ „ geleistete Personenkin 

V 

119 955 659 

144 142 384 


l ) Ohne Arbeitszüge. 
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b) Güterverkehr. 




1917/18 

1918/19 

Es wurden befördert: 


(1 -^b- ■- - -------- 


Eil- und Frachtgut. 

t 

5 237 327 

5 593069 

frachtfreies Gut. 

n 

j 30163 

36 234 

lebende Tiere . 

„ 

36570 

34 669 

zusammen. 

p 

5 304060 

5 663 962 

Es wurden geleistet: 




Eil- und Frachtgut. 

tkm 

456 809 636 

476 279 572 

frachtfreies Gut. ... 

p 

1420 715 

1 412567 

lebende Tiere . 

* 

4 864 257 

5 081477 

Gepäck- und Poststücko. 


12977 662 

14 502 860 

zusammen. 

„ 1 

475 072270 

497 276 476 

Die durchschnittliche Beförderungslänge 




betrug: 

bei Eil- und Frachtgut. 

km 

87,u 

«•V 

„ frachtfreiem Gut. 


47.1 

39,o 

„ lebenden Tieren. 

VI 

133,0 

146,0 

für eine Gütertonne überhaupt.... 


87.1 

86,2 

Durchschn. Belastung 1 Güterwagenachse 

t 

2,30 

2,40 

„ Ausnutzung der Tragfähigkeit 

% j 

45,o 

i 

45.5 

5. Finanzielle Ergebnisse. 


Die Einnahme der Staatsbahnen und 

der 



Hauptbahn betrug: 

i 



a) im Personenverkehr: 


; 


für Personenbeförderung 1 ). 

Kr. 

28 722 494 

36 929 841 

* Gepäck- und Postbefördcrung . . 

P 

2 091964 

3 200228 

zusammen. 

n 

30 814 458 

40 130069 

Es kommen von der Personengeldeinnahme 

i 


auf die I. Klasse. 

Kr. 

123 276 

200 560 


— °/o 

0,4 

0,6 

_ .ir. 

Kr. 

7 000 633 

8 652 777 


— '*/ 

— /o 

24,8 

23,9 

. „ in. ~ . 

Kr. 

21 107 777 

27 305 137 


= % 

74,8 

75,5 

Der Durchschnittsertrag stellte sich 




für die Person 


i 


in der I. Klasse.auf Öre 

! 7 591 

10 924 

p w II. r* . p 

n 

773 

837 

- „ III. - . 


85 

96 

überhaupt. 

für das Personenkiloineter 

p 

109 

123 

in der I. Klasse.auf Öre 

23,8 

27,1 

- - II. n . n 

p 

7,8 

8.9 

- - HI. „ . „ 

p 

3,0 

4.2 

überhaupt. „ 

v 

4,1 

4,t> 

l ) Einschließlich der Einnahmen 

für 

Extrazüge und 

Militärtransporte 

(1917/18: 312 867 Kr., 1918/19: 802 254 Kr.). 
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i;»i7/i8 

1918/19 

b) im Güterverkehr: 



- 

- 

für Eil- und Frachtgut. 


Kr. 

39 413 620 

46 019 246 

„ lebende Tiere . 


n 

764 545 

914 640 

zusammen. 


» 

40 178 165 

47 533 886 

Durchschnittsertrag: 





für 1 tkm Frachtgut. 


Öre 

7.8 

8,s 

„ 1 Gütertonnenkm. 


7? 

8,ü 

9,8 

c) sonstige Einnahmen. 


Kr. 1 

l 537 644 

1 903 594 

Gesamteinnahme. 



72 530 267 

89 567 549 

für 1 Zugkm. 


* | 

7,09 

8,15 

„ 1 Wagenachskm. 


Öre 1 

■22,0 

25.4 

Die Ausgaben haben betragen: 





für die Hauptverwaltung . . . . . 


Kr. 

981 243 

1 111 212 

„ „ Bezirksverwaltung . . . 


1 

1 040 811 

2 372 830 

„ Stations- und Telegraphendienst . 

V 1 

14 646 668 

18 914 820 

„ Zugdienst. 

„ Wagenreinigung, -Heizung 

und 

- 

‘2 21(3 842 

2 607 847 

-beleuchtung. 


- 

1 651 580 

2 430 578 

„ Unterhaltung und Betrieb 

der 




Lokomotiven. 


* 

43 605 122 

45 615 518 

„ Unterhaltung und Betrieb 

der 




Wagen . . . 



3 702 956 

4 574 626 

„ Unterhaltung und Bewachung der 

1 



Bahn. 


\ 

9 465 991 

11 826 784 

au Abschreibungen zum Erneuerungs- 




fonds. 


f, 

946 344 

976000 

„ sonstigen Ausgaben .... 



558 450 

824 421 

Gesamtausgabe. 



79 715 509 

91 254 636 

für 1 Zugkm. 



7.80 1 

8,31 

„ 1 Wagenachskm. 


Öre 

24,1 

25,9 

• Ausgabe 

Verhältnis von T „.— - . 

Kinnahme 


% 

109,0 

101.9 

Zusammen: 


; 



Einnahmen. 


Kr. 

72 530 267 

89 567 549 

Ausgaben . 



79 715 509 

91254 636 

Fehlbetrag. 


7» | 

— 7 185 242 

— 1 687 087 

„ auf 1 km Bahn . 

„ in Prozenten des 

An- 


— 2 554 

592 

lagekapitals. 


°/o 

— 2.1*' 

— 0,46 
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Auf 1 Betriebskm kamen 

1917/18 

Kronen 

% 

1918/19 

i 

Kronen 

u /o 

aj an Einnahme: 

im Personenverkehr. 

10 954 

42,5 

14081 

44,8 

„ Güterverkehr. 

14 283 

55,4 

16 679 

63,1 

an sonstigen Einnahmen. 

547 

2,i 

667 

2.1 

überhaupt 

25 784 

— 

31 427 

— 

b) an Ausgaben: 

überhaupt. 

28 338 • 

— ( 

32 019 

. — 

davon: 

auf Hauptverwaltung. 

349 

1,2 

390 

1.2 

„ Bezirksverwaltung. 

690 

2,4 ; 

833 

2,6 

„ Stations- und Telegraphendienst 

5 207 

18,4 ! 

6 637 

20,7 

„ Zugdienst. 

78* 

2,8 

915 

2,9 

„ Wagenreinigung, -heizung und 
-beleuchtung. 

587 

2,1 

853 

•2,7 

„ Unterhaltung und Betrieb: 

der Lokomotiven. 

1 

: 15 501 

54,7 

16005 

5U.o 

„ Wagen. 

1316 

4,6 ; 

1 605 

5,0 

„ Unterhaltung und Bewachung 
der Bahn. 

| 

! 3 365 

11,9 

4 150 

13,o 

„ Abschreibungen zum Erneue¬ 
rungsfonds . 

336 ; 

1.2 

342 


, sonstige Ausgaben . 

i" j 

0,7 

289 

0,9 


Von 

i der beförderten Gesaratgütermenge 
kamen in den Berichtsjahren 

1917/18 

t . °/o 

1918/19 

t 1 


auf Erze aller Art. 

' ! 1 

757 600 

14,47 

1086016 

19,42 


Bau- und Brennholz . 

ij 1692190 

! 32,31 

1 413 251 

25.27 

m 

Holzmasse . j 

! 310369 

5,93 

331 270 

5,92 

n 

Holzkohlen, Steinkohlen, Koks und 
Briketts. 

123 858 

2,36 

161 568 

2,89 

r* 

Steine, Schiefer, Erde, Kalk usw. . 

346 437 

6,61 

454 954 

8,13 


Metalle aller Art und Erzeugnisse 
daraus . 

216 749 

4,14 

214717 

3.84 

r, 

Heu und Stroh. 

101 361 

j 1,94 

149 077 

2,67 

r> 

Getreide und Mehl. 

123 955 

2,37 

179 207 

3,20 

w 

Düngemittel . 

241 159 

i 4,60 

1 ' 

2*29973 

5,36 

w 

Papier und Pappe. 

70583 

1,3Ö 

84 000 

1,50 

V 

Milch . 

94 930 

j 1,81 

81 600 

1,46 


Mauersteine,Dachpfannen, Tonröhr. 

87 009 

1,66 

99 187 

1,77 

r 

Fische. 

71 674 

1,37 

77 035 

1 .38 
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454 Die Eisenbahnen in Norwegen in den Jahren 1917/18 und 1918/19. 


Die wesentlichsten Betriebsergebnisse des - 1 —— —^ 

norwegischen Gesamteisenbahnnetzes 1917/18 1918/19 

(einschließlich der Schmalspurbahnen) für die — 

beiden Berichtsjahre sind nachstehend zu¬ 
sammengestellt: 


Mittlere Betriebslänge. 

Verwendetes Anlagekapital: 

überhaupt. 

für 1 km Bahnlänge. 

Geleistete Zugkilometer: 

überhaupt. 

für l km Betriebslänge. 

Beförderte Reisende. 

Geleistete Personenkilometer: 

überhaupt. 

für 1 km Betriebslänge. 

Durchschnittliche Fahrt einer Person 
Beförderte Güter (Eil- und Frachtgut) 
Geleistete Gütertonnenkilometer: 

überhaupt. 

für 1 km Betriebslänge. 

Durchschnittliche Fahrt einer Güter¬ 
tonne . 

Gesamteinnahme: 

überhaupt . 

für 1 km. 

und zwar: 

im Personenverkehr. 

„ Güterverkehr. 

Durchschnittsertrag: 

für 1 Personenkilometer. 

„ 1 Gütertonnenkilometer . . . 

Gesamtausgabe : 

überhaupt. 

für 1 km. 

Verhältnis von . 

hmnanme 

Fehlbetrag: 

überhaupt . 

für 1 km. 

in Prozenten des Anlagekapitals . 


km 

3 216 

3 254 

Kr. 

1 377 333 641 

386 632 270 

n 

116 634 

118 982 

Anz. 

10 934 789 

11 695 401 


3 399 

3 594 

- ; 

26 550 463 

30190 633 


701 213 949 

772 791 942 

* 

217 971 

237 490 

km 

26,4 

25,6 

t 

5 906 574 

6094 028 

Anz. 

486 032 352 

499 768 553 


151 129 

153 586 

km 

82,:’. 

82,o 

Kr. 

76 584 459 

94 230 130 

V 

23 814 

28 958 

„ 

9 897 

12 767 


13 402 

15 548 

Öre 

4,J 

5,4 


7,3 

i 

9,o 

Kr. ! 

84 138 807 , 

96 818093 

Ti 

26 155 

29 754 

% 

109,9 

102.7 

Kr. 

- 7 554 345 

— 2 587 963 

r 

2 348 

— 795 

% 

— 1 ,94 

0,67 


Die Anzahl der im Dienst der norwegi¬ 
schen Eisenbahnen beschäftigten Beamten 
betrug am Schluß der Berichtsjahre: 


bei den Staatsbahnen . 7 is5 

„ . Privatbahnen . 2031 


7 012 
2 069 


zusammen . . . . j 9 216 9 681 
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Auf den norwegischen Staats- und Privateisenbahnen sind ver¬ 
unglückt: 



j 1917/18 

i— * 

1 getötet I verletzt 

1918/19 

getötet j verletzt 

Reisende: 

|l 

i 

1 ] 


I 

a) bei Zugunfällen. 

— 

1 

— 

4 

b) beim Auf- und Absteigen .... 

3 

3 

i 2 

9 

Betriebsbedienstete beim Zug- und Ver¬ 





schiebedienst . 

i 4 

47 

4 

21 

Andere Bedienstete im Dienst .... 

|, 2 

11 

1 

2 

Fremde Personen. 

i 6 

10 

4 

5 

zusammen . . . 

15 

72 

11 

41 


Archiv für Eisenbahnwesen. 1921. 
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Kleine Mitteilungen. 


Zur Frage der Elektrisierung französischer Vollbahnen. Der 

Mangel an Kohlen und die außerordentlichen Preissteigerungen 
haben sich im Betrieb der französischen Eisenbahnen bereits vor dem 
Weltkrieg sehr fühlbar gemacht und schon damals den Plan der elek¬ 
trischen Zugförderung in den Vordergrund der Erwägungen gerückt. 
In der Erkenntnis, daß sich die Verhältnisse in absehbarer Zeit nicht 
ändern werden, und im Hinblick auf die Möglichkeit, die Bahnen von 
Wasserkraftwerken aus elektrisch zu betreiben, wurde die Aus¬ 
nutzung der ergiebigen Wasserfälle im Gebiet der oberen Dordogne in 
dem Bezirk Bortan und in den Provinzen de la Correze und Cantal ein¬ 
gehend studiert. Aus den dort zu errichtenden Werken soll vorab der 
südöstliche Teil des Netzes der Orleansbahn umgebaut und elektrisch be¬ 
trieben werden. Nach den bisherigen Berechnungen wird die Dauer¬ 
leistung dieser Wasserkräfte nach Regulierung der natürlichen Wasser¬ 
fassungen rund 100 000 PS betragen, die zur Deckung des Strombedarfs 
in einem Jahr von 500 000 000 kW-Stunden vollkommen ausreichen. 

Vorab sollen so schnell wie möglich rund 3000 km Gleise für elek¬ 
trischen Betrieb eingerichtet werden. Nach dem Bericht') sind hierfür 
folgende Linien in Aussicht genommen: 

a) Nord-Südlinien: 

Ch&teauroux nach Montauban, der südliche Abschnitt der großen 
Schlagader von Paris nach Toulouse; Limoges nach Agen; Brive nach 
Toulouse über Capdenac; Montlacon nach Aurillac und Neumarues. 

b) West-Ostlinien': 

Die drei sich in den Verkehr von Bordeaux—La Rochelle nach 
Lyon—Saint-Etienne und der Schweiz teilenden Bahnen; Argoulöme— 
Limoges—Argentat mit den Anschlüssen zwischen Limoges und Saint- 
Germain-des-Fossös. 

Für den ersten Ausbau kommen folgende Strecken in Betracht: 


*) lfevue pen^rale de lelcctricite, Band V, Heft 11, Seite 422 u. f. 
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Tafel I 

Streckenverhältnisse Im ersten Ausbau. 


• 1 

Strecke 

Länge 

km 

I Größte Steigung 
' in %o 

i 

Brive nach Tülle und Abzweigungen (Laqueuille nach 
Mont-Dore und Lapeyrouse nach Volvio) . . . . 

i 

270 

25 

PÄrigneux nach Gannat . 

PÄrigneux nach Limoges.j 

j 99 . 

10 

St.-Sulpice nach Gannat . 

189 j 

12,5 und 15 

Brive nach Toulouse über Capdenac. 

250 

12,6 

ChAteauroux nach Montauban. 


6 und 

OhAteauroux nach Limoges. 1 

I 10 ' 1 

ausnahmsweise 10 

Limoges nach Montauban. 

272 

10 


Alle auf elektrischen Betrieb umgebauten Linien sollen unter sieb 
verbunden werden, um eine wirtschaftliche Belastung der Kraftwerke 
und höhere Sicherheit zu gewährleisten. 

Bevor zu einem weitblickenden Plan geschritten wurde, mußte erst 
geprüft werden, ob und welche Betriebs- und wirtschaftlichen Vorteile 
durch den Umbau zu erwarten sind. Daß der elektrische Betrieb solche 
Vorteile in großem Umfang bietet, ist bei der Prüfung dieser Frage be¬ 
jaht worden. Von einer Aufzählung der Vorzüge des elektrischen Be¬ 
triebs, die ja hinreichend bekannt und oft genug erörtert worden sind, 
kann an dieser Stelle abgesehen werden. 

Zur Lösung der Frage, welche Betriebsart, ob Dreh¬ 
strom, Einphasen-Wechselstrom oder hochgespannter Gleichstrom 
günstiger ist, wurde vom Ministerium der öffentlichen Arbeiten ein Aus¬ 
schuß nach den Vereinigten Staaten gesandt, um die Vor- und Nachteile 
der einzelnen Betriebsarten an in Betrieb befindlichen Bahnen zu studie¬ 
ren 1 ). Der Drehstrom war aus Italien und Einphasenbetrieb mit 16^ Perio¬ 
den in der Sekunde aus der Schweiz, Österreich, Schweden und von der 
französischen Südbahn her bekannt. Man beschränkte sich daher in Ame¬ 
rika auf die Besichtigung von Einphasenbahnen mit 25 Per/s., ferner von 
Bahnen mit Betrieb nach dem Einphasen-Drehstrom-System und von 
solchen mit hochgespanntem Gleichstrom. Ale Einphasenbahn mit 
25 Per/s. wurden die New-York-, New-Haven- und Harford-Bahn und 1 die 
Linie Philadelphia—Paoli der Pennsylvania-Bahn besucht. Aus dem 
Bericht des Ausschusses ist zu entnehmen, daß diese Anlagen technisch 
zufriedenstellend arbeiten. Die anfangs beobachteten Störungen in Tele¬ 
phon- und Telegraphenanlagen konnten durch Verlegung der Leitungen 
als Erdkabel und durch sachgemäße Anwendung von Autotransformatoren 
beseitigt werden. Das Einphasensystem soll aber wegen hoher Betriebs- 


l ) Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1920, S. 1149. 
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kosten sowie wegen der Empfindlichkeit der Motoren ungünstig arbeiten. Audi 
die Frage der Euergierückgewinnunig sei noch nicht gelöst, und deswegen wäre 
dae Einphasenstromsystem als unvollkommen anzusehen. Das gemischte Ein- 
phaßenstromsystem, d. h. einpolige Stromführung und Umformung auf Dreh¬ 
sbrom durch rotierende Umformer auf der Lokomotive oder Verwendung 
von Drehstromtriebmotoren, ist bisher nur einmal auf der Strecke Blue- 
field—Vivian der Norfolk- und Western - Railway angewandt worden. 
An die Lokomotiven dieser Bauart werden erhebliche Anforderungen 
gestellt, da Züge von 3000 t auf Steigungen bis 15 u /oo von einer, darüber 
hinaus von zwei Lokomotiven befördert werden müssen. Dem Vorteil 
des einfachen Fahrdrahts und des günstigen Anlaufs der Drehstrom¬ 
motoren stehen die Unsymmetrie des erzeugten Drehstroms, die Ver¬ 
schlechterung des Leistungsfaktors durch den Umformer und Ungleich¬ 
förmigkeit der Lastverteilung auf die Motoren entgegen. Auch die 
Schaltung und Bedienung sind umständlicher und das Gewicht der Loko¬ 
motive wird größer als das der Einphasenlokomotive. Über die Strom- 
rtiokgewinnung kann ein Urteil noch nicht abgegeben werden. Der 
Ausschuß war der Ansicht, daß das System die Hoffnungen, die daran ge¬ 
knüpft wurden, nicht erfüllen werde. Als Hochspannungs-Gleichstrom¬ 
betrieb wurde die Bahn Harlowton—Avery der Chicago-Milwaukee-St.- 
Paul-Eisenbalin besichtigt. Diese 710 km lange Bahn wird mit Gleich¬ 
strom von 3000 Volt betrieben, der in 14 Drehstrom-Gleichstrom-Unter- 
werken längs der Strecke erzeugt wird. Es wenden Personenzüge von 
900 bis 1000 Tonnen auf Steigungen bis zu 20 n /oo und Güterzüge von 
2800 t auf Steigungen bis zu 10°/oo von einer Lokomotive, auf den 
größeren Steigungen von 2 Lokomotiven befördert. Diese Leistungen 
werden störungsfrei bewältigt. Die den heikelsten und kostspieligsten 
Teil der Anlage bildenden Umformerwerke arbeiten bei der Leistung 
von je 4000 bis 6000 kW mit einer Bedienung von nur je drei Mann, und 
auch die Lokomotiven arbeiten namentlich in bezug auf Stromrückgewin¬ 
nung zufriedenstellend. Die Unterhaltungskosten der 42 in Dienst be¬ 
findlichen Lokomotiven sollen sehr gering sein. Auch Störungen in 
Telephon- und Telegraphenleitungen sind nicht vorgekommen. Der 
Stromverbrauch übersteigt auch bei geringem Verkehr selten 
27 Wstd/tkm. ’) Alle drei Systeme (Drehstrom scheidet aus) haben Vor¬ 
teile; aber welches System auch immer genommen wird 2 ), es muß folgenden 
Bed i ngungen entsprechen: 

1. Der hochgespannte Fernleitungsstrom aus Drelistromanlagen 
muß in besonderen Umformeranlagen auf Betriebstrom umgeformt 

*) Es ist aber nicht gesagt, bei welcher Leislung und wo gemessen, ob im 
Kraftwerk oder an den Lokomotivmotoren. 

*) Die beiden Sachverständigen Sabouret und Mauduit sind in der Stromfrage 
verschiedener Meinung. Der erslere ist für Wechselstrom, der letztere dafür, daß 
Gleichstrom verwendet werden soll. Jedenfalls kommt Drehstrom mit zwei Fahr¬ 
leitungen nicht in Frage. 
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werden; 2. die Verteilung des Hochspannungsstroms muß durch ober¬ 
irdische Fernleitungen erfolgen; 3. Stromrückgewinnung ist auf allen 
Strecken mit genügend großen und langen Gefällen vorzusehen, und 4. der 
Betriebstrom soll den Lokomotiven mit einpoligen, oberirdischen Fahr¬ 
leitungen zugeführt werden, während die Stromrückleitung durch die 
Schienen erfolgt. Für den Lokal- und Vorortverkehr kommen Triebwagen¬ 
züge zur Verwendung, während die Beförderung von Fernzügen für Fahr¬ 
gäste und Güter mit elektrischen Lokomotiven erfolgen wird. 

Zusammenfassend zeigen sich die obengenannten Vorteile darin, 
daß die elektrische Lokomotive eine Erhöhung der Belastung, eine 
Heraufsetzung der Geschwindigkeit auf Steigungen und eine größere 
Fahrgeschwindigkeit durch Gleiskrümmungen gestattet. Die Leistung 
einer eingleisigen Strecke kann fast verdreifacht und an Kosten für 
Lokomotiv- und Bremspersonal kann gespart werden. Im besonderen wird 
bei den Personenzügen der Orleansbahn bei Einführung elektrischer Zug¬ 
förderung die Belastung der Schnellzüge erheblich heraufgesetzt und 
die Geschwindigkeit beim Befahren von Steigungen um 40—50 %, beim 
Durchgang durch scharfe Krümmungen um rund 20 % erhöht werden 
können. Diese Verbesserungen werden nicht auf allen Strecken gleich¬ 
mäßig, sondern je nach Längenprofil und Kurvenband auf den verschie¬ 
denen Streckenteilen verschieden sein. Die Belastung der Güterzüge 
wird (siehe Tafel II) heraufgesetzt werden können. Allerdings kann 
sie nicht ohne weiteres so erhöht werden, wie es im Hinblick auf die 
Leistung der elektrischen Lokomotive möglich wäre. Sie ist beschränkt 
durch die ''Widerstandsgrenze der Kupplungen und des Bahnoberbaues. Der 
Studienausschuß der französischen Orleansbahn hat folgende Zugbildungen 
vorgesehen: 

Tafel II 

Zugbildangsplan für Giiterzttge der franz. Orleansbahn bei Einführung 

elektrischer Zugförderung. 


Anzahl der beladenen 

Steigungen 

K rünnn u n gshalbin esser 

Wagen 

°/oo 

in 

i 

50 

•20 -25 

200—250 • 

m 

11-19 

300-450 

70—60 

6 — 10 

5o0 und mehr 


Auch die Wirtschaftlichkeit des elektrischen Betriebs wurde bei 
verschiedenen Streckenbelastungen und Stromkosten von 3,4 und 5 Cts. 
kw/Std. geprüft. Diese Studien wurden zusammen gefaßt und in der 
empirischen Formel R« = 0,40 (i—5) T vereinfacht. Hierin bedeutet R* 
den Strompreis 4 Cts. kw.Std., i Steigung in °/no und T jährliche Leistung 
auf 1 km Gleis in Bruttotonnen. Die Berechnungen haben ergeben, daß 
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eine Preisermäßigung für die Kilowattstunde von 4 auf 3 Cts., d. li. 
um 25 % die Wirtschaftlichkeit für die Strecke Clermont—Tülle (Stei¬ 
gung 25°/oo) nur um 11% und über Chäteauroux—Limoges (Steigung 
6 °/oo) um 57 % erhöht. Es ergab sich ferner hieraus, daß die Elektri¬ 
sierung der Strecken mit geringen Neigungen nur unter der Bedingung 
wirtschaftlich ist, daß Strom zu sehr niedrigem Preis erhältlich ist. 
Die Eisenbahnverwaltungen haben demnach ein Interesse daran, einst¬ 
weilen den Dampflokomotivbetrieb auf den großen Flachlandstreckeri 
beizubehalten und nur die Gebirgstrecken zu elektrisieren. 

Die Kosten der Elektrisierung zu Friedenspreisen für 1 km der 
Strecke Brive—Clermont wurden auf 59 000 Francs und für Chäteauroux 
—Montauban auf 75000 Francs berechnet. Nach Elektrisierung der 
beabsichtigten 3000-km-Streoke w r ird die Gesellschaft jährlich 900000 t 
Kohlen ersparen. Je früher sie mit dem Umbau fertig sein wird, um so 
größer werden die Ersparnisse an Ausgaben für Betriebskohle sein, da 
der Kohlenpreis in absehbarer Zeit nicht so sinken wird, wie voraus¬ 
sichtlich die Anschaffungskosten der Betriebsmittel. Jedenfalls kommt 
noch hinzu, daß der Umbau einiger Strecken von eingleisigem 
auf zwei- und drejgleisigen Betrieb noch so lange verschoben weiden - 
kann, bis solche Arbeiten billiger als heute ausgefiihrt werden können. 

—kl— 

Trübe Erfahrungen mit amerikanischen Lokomotiven in Belgien. 

Die belgische Zeitung Neptun vom 1. Januar d. J. berichtet, daß die 
Leistungsfähigkeit der auf Grund des Waffenstillstandsvertrags abge¬ 
lieferten deutschen Lokomotiven unbefriedigend sei, und zwar in erster 
Linie deshalb, •weil die Feuerungseinrichtrungen, deren Abmessungen der 
Verwendung deutscher Kohle angepaßt seien, sich für belgische Brenn¬ 
stoffe nicht eigneten, und weil die eisernen Feuerbuchsen und Siederohre 
infolge der chemischen Zusammensetzung der belgischen Kohle stark 
angegriffen würden und sich rasch abnutzten. Die zu Rate gezogenen 
belgischen Sachverständigen empfahlen deshalb im wesentlichen den 
Einbau engerer Roste und die Auswechselung der eisernen Feuerbuchsen 
und Rohre gegen solche aus Kupfer und Messing. Die Regierung scheute 
jedoch die hohen Kosten sowohl als die Zeitdauer dieser Umbauarbeiten 
und glaubte, die Leistungsfähigkeit ihres Lokomotivparks durch Be¬ 
schaffung von 150 schweren amerikanischen Lokomotiven hilliger und 
rascher heben zu können. 

Diese Lokomotiven sind inzwischen mit einiger Verzögerung an¬ 
geliefert worden. Der Preis einer Lokomotive betrug 795 000 Frcs. oder 
3 657 000 Papiermark, der Preis für die Gesamtlieferung mithin 
119 250 000 Frcs. oder 535 050 000 Papiermark. Trotz des außerordentlich 
hohen Beschaffungspreises und trotz des vortrefflichen Eindrucks, den 
sie anfänglich licrvorrielen, haben die Lokomotiven schon nach kurzer 
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Betriebszeit die gehegten Erwartungen bitter enttäuscht. Für die krüm- 
mungsreichen belgischen Strecken besitzen sie nicht genügende Kurven¬ 
beweglichkeit, die Güte verschiedener Baustoffe ist mangelhaft, die Dich¬ 
tungstellein sind dampfdurchlässig, und die Durchbildung und die Ab¬ 
messungen mancher Bauteile lassen Sorgfalt beim Entwurf und bei der 
Ausführung vermissen und tragen den tatsächlichen. Beanspruchungen 
nicht Rechnung, Diese Mängel in der Bauart und in den Baustoffen 
haben zahlreiche Heißläufer und die damit verbundenen Betriebsunregel¬ 
mäßigkeiten, rasche Abnutzung aller Teile und eine so hohe Ausbesse¬ 
rungsbedürftigkeit zur Folge, daß die Mehrzahl der Lokomotiven bereits 
nach einer Betriebszeit von 2 Monaten den Werkstätten zugeführt wer¬ 
den mußte. 

Die belgischen Sachverständigen haben berechnet, daß der für die 
Beschaffung der 150 Lokomotiven aufgewendete Betrag genügt hätte, um 
an 1100 Lokomotiven deutschen Ursprungs den von ihnen vorgeschlage¬ 
nen Umbau der Feuerungseinrichtungen vorzunehmen, eine Maßnahme, 
die den besonderen Verhältnissen und Bedürfnissen des belgischen Eisen¬ 
bahnbetriebs durchaus Rechnung getragen und die Verkehrsnöte in 
kurzer Frist behoben hätte. Es scheint, daß die belgische Regierung in¬ 
zwischen ihren Mißgriff, dessen Kosten letzten Endes der belgische 
Steuerzahler tragen muß, eingesehen hat und auf die ursprünglichen 
Umbaupläne der Sachverständigen zurückgreifen will. 


Erhöhung der Eisenbahntarife in Finnland. Die Eisenbahnverwal¬ 
tung hat der Regierung eine weitere Erhöhung der Eisenbahntarife vor¬ 
geschlagen. 

Um die Betriebsausgaben decken und die Annuitäten auf die Anleihen 
bezahlen zu können, ist für das Jahr 1921 eine Einnahme von 430 Mill. <M 
erforderlich. Da die Einnahmen für 1920 auf 350 Mill. Jl angenommen 
werden und für das kommende Jahr, falls keine Änderungen im wirtschaft¬ 
lichen Leben eintreten, auf den gleichen Betrag gerechnet werden können, 
würde sieh ein Fehlbetrag von 80 Mill. <M ergeben. Dieser Fehlbetrag 
muß durch Steigerung der Einnahme, und zwar durch Tariferhöhung, auf¬ 
gebracht werden. Der jetzt gehende Personentarif ist 425 % und der 
Warentarif 380 % höher als der Normaltarif (1897). 

Die Eisenbahnverwaltung hat vorgeschlagen, beide Tarife gleichmäßig 
auf das 500-fache zu erhöhen, was gegenüber dem geltenden Tarif für den 
Personenverkehr eine 16 %-izc, für den Fraohtverkehr eine 27 %-ige Er¬ 
höhung bedeuten würde. 


Eine neue Bestimmung in Spanien über Eisenbahnerstreiks. Die 
Vorgänge bei den letzten Streiks in Barcelona, Zaragoza usw. haben dem 
Arbeitsministerium Veranlassung zu einer bemerkenswerten Auslegung 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSETY OF MICHIGAN 



462 


Kleine Mitteilungen. 


des Streik- und Vereinigungsgesetzes vom 27. April 1909 gegeben. Nach 
Artikel 6 dieses Gesetzes sind Streiks und Arbeitseinstellungen den Be¬ 
hörden fünf Tage vorher anzuzeigen, wenn dadurch der Straßenbahnver¬ 
kehr oder die Versorgung aller Einwohner einer Gemeinde mit einem 
Gegenstand des allgemeinen und notwendigen Verbrauchs betroffen wird. 
Die Unterlassung dieser Anmeldung zieht für die Streikführer schwere 
Freiheitstrafen nach sich. 

Nach einer in der Gaceta de Madrid vom 18. November 1920 ver¬ 
öffentlichten königlichen Verordnung vom 16. November ist nunmehr die 
erwähnte Bestimmung auch auf das Transportgewerbe anzu¬ 
wenden, sofern es sich mit der Beförderung von Gegenständen des all¬ 
gemeinen und notwendigen Verbrauchs befaßt. Dabei sind, nach der der 
betreffenden Verordnung vorausgeschickten Begründung, unter Gegen¬ 
ständen des „notwendigen“ Verbrauchs solche zu verstehen, deren Bedarf 
und Konsum sich täglich erneuert, also in erster Linie Lebensmittel, 
nicht aber Bekleidungsgegenstände, Baumaterialien, Möbel und dergl. 

Ob sich im Fall eines allgemeinen Streiks die Streikenden in 
Spanien dem Gebot, die geplante Arbeitseinstellung 5 Tage vorher anzu¬ 
zeigen, fügen werden, muß man abwarten. Das würde — namentlich im 
Fall eines Eisenbahnerstreiks — der Regierung Gelegenheit geben, 
rechtzeitig alle Anordnungen zu treffen, um den Streik, wenn er aus¬ 
bricht, wirksam zu bekämpfen. Man braucht sich in dieser Beziehung 
nur an den letzten großen Eisenbahnerstreik in England zu erinnern, 
bei dem der Staat in der Lage war, durch Aufgebot eines Riesenparks 
von Automobilen, durch Masseneinsatz von freiwilligen Hilfskräften und 
durch andere Maßregeln den Streik in kurzer Zeit zum Scheitern zu 
bringen. Die Organisierung einer derartigen Gegenaktion würde durch 
eine 5 Tage vorher erfolgende Ankündigung des Streiks überaus er¬ 
leichtert werden. Die Erfahrung hat leider gelehrt, daß derartige Ge¬ 
bote und Verbote bei Streiks selten beachtet werden, so wünschenswert 
es auch im Interesse der Allgemeinheit wäre. Die Androhung von Stra¬ 
fen schreckt die Führer nicht. Eine Streikleitung v r ird immer dann los¬ 
schlagen, wenn sie den richtigen Augenblick für gekommen hält, d. h. 
wenn sie durch Herbeiführung einer Notlage den anderen Teil zum Nach¬ 
geben zwingen kann. Je größer die Not der Allgemeinheit ist, deslo 
wirksamer ist der von den Streikenden ausgeübte Druck. Ob dabei Tau¬ 
sende zugrunde gehen, kümmert die Führung nicht. 


China. Von der früher deutschen Strecke Hankau—Ichang der 
Hankau-Szechuan-Staatsbahn. An der deutschen Strecke Hankau— 
Ichang der Hankau-Szechuan-Staatsbahn waren vor dem Krieg 21 
deutsche Ingenieure und Beamte tätig. Von diesen gingen 8 nach Tsing¬ 
tau. Als Ersatz w'urden 2 früher bei der Tientsin-Pukou-Bahn beschäf¬ 
tigte deutsche Ingenieure eingestellt. Mit dem verminderten Personal 
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wurden während des Kriegs die Vermessungs- und Bauarbeiten fort¬ 
gesetzt. Anfang 1915 waren die Erdarbeiten bis I chia tun, 15 km, 
fertiggestellt. 

Bis I chia tun verkehrten allmählich tägliche Materialzüge. Es 
wurden dort Beamtenhäuser errichtet und die Materialien-Verwaltung 
dorthin verlegt. 

Als im März 1917 die diplomatischen Beziehungen zwischen Deutsch¬ 
land und China abgebrochen wurden, wurden die deutschen Ingenieure 
vom Dienst suspendiert, weil dies angeblich aus Gründen der Vorsicht 
nötig sei. Die Ingenieure bezogen halbes Gehalt weiter. Die deutschen 
Beamten (Buchhalter, Sekretär und Materialienverwalter) blieben im 
Dienst und erhielten ihre bisherigen Bezüge. 

Bei Eintritt Chinas in den Krieg, im August 1917, wurden sämtliche 
deutschen Ingenieure und Beamte ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist 
entlassen. Die für den Fall der sofortigen Entlassung vertraglich vor¬ 
gesehene Abfindungssumme, sowie die Heimreisekosten wurden nicht 
ausgezahlt. 

Anfang 1919 wurden die ehemaligen deutschen Bahnangestellten 
zusammen mit den übrigen Deutschen nach Deutschland zurückgeschickt, 
außer zwei Ingenieuren, die als Lehrer an der Deutsch-Chinesischen 
Schule in Hankau und am Hunan Polytechnic Institute in Changsha ange¬ 
stellt worden waren. 

Nach der Suspendierung der Deutschen vom Dienst kamen die 
Bahnarbeiten allmählich zum Stillstand. 

Im Frühjahr 1920 wurde die deutsche Strecke den Amerikanern 
übertragen. Der neuernannte amerikanische Chef-Ingenieur hat bisher, 
angeblich wegen Geldmangels, die Arbeiten nicht wieder aufgenommen. 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSETY OF MICHIGAN 



Rechtsprechung und Gesetzgebung. 

Rechtsprechung. 


Bürgerliches Recht. 

Haftpflichtrecht. 

Reichshaftpflichtgesetz § 1. PreuB. Eisenbahngesetz §§ 25, 26. 

Erkenntnis des Keichsgerichts, VI. Zivilsenat, vom 10. Dezember 1920, in Sachen 
der R.er Eisenbahn-Aktiengesellschaft in N., Beklagten und Revisionskl&gerin, 
gegen die Ehefrau Emma H. geh. B. in B., Klägerin und Revisionsbeklagte- 

Entgleisung eines Eisenbahnzugs wegen Sohneesturms ein unvorhersehbares und nicht abzu¬ 
wendendes Ereignis. 

Aus den Entscheidunsgründen. 

Im vorliegenden Fall ist die Entgleisung des Eisenbahnzugs und 
damit die Beschädigung des Körpers und der Eigentumsgegenstände der 
Klägerin dadurch herbeigeführt worden, daß ein außerordentlich hefti¬ 
ger Schneesturm, wie ihn in dieser Heftigkeit die Zeugen noch nicht 
erlebt zu haben angeben, eingesetzt; hatte, und die dadurch auf die 
Schienen geworfenen vereisten Schneemassen nicht von den Rädern der 
Maschine beiseite gedrängt werden konnten, vielmehr sich vor den Rä¬ 
dern zusammenballten und so die Maschine selbst aus den Gleisen dräng¬ 
ten. Daß ein solcher außergewöhnlich heftiger Schneesturm, ein 
elementares Naturereignis, als ein von außen auf den Betrieb einwir¬ 
kendes ungewöhnliches und unvorhergesehenes Ereignis anzusehen ist, 
hat auch das Berufungsgericht nicht verkannt; es nimmt auch an, daß 
eine Bewältigung der damit gegebenen besonderen Betriebsgefahren 
durch technische und mechanische Mittel während der Fortdauer des 
elementaren Vorgangs nicht möglich war. Das Berufungsgericht meint 
indessen, daß die Beklagte, da der Schneesturm nicht erst plötzlich kurz 
vor der Zugentgleisung, sondern bereits am Vormittag des Unfalltages 
eingesetzt habe, wenn kein anderes Mittel zur Abwendung der Gefahren 
des Unwetters sich darbot, den Betrieb der Eisenbahn auf der gefähr¬ 
deten Strecke zeitweise hätte einstellen müssen; ja es erachtet deshalb 
nicht nur den Tatbestand der höheren Gewalt oder des unabwendbaren 
äußeren Zufalls nicht für gegeben; es rechnet es der Beklagten sogar 
zum Verschulden im Sinn der §§ 823, 276 BGB. an, daß sie nicht schon 
vor dem Unfall zur Einstellung des Betriebs geschritten sei, so daß 
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sie auch zur Zahlung eines Schmerzensgeldes an die Klägerin für ver¬ 
pflichtet anzusehen sei. 

In dieser Erwägung kann aber dem Berufungsgericht nicht bei¬ 
getreten werden. Eine Einstellung des Betriebs der Eisenbahn ist ge¬ 
wiß geeignet, jeden Betriebsunfall unmöglich zu machen und jede 
Schadensgefahr aus einem solchen zu beseitigen; sie kann aber als eine 
für diesen Zweck dem Eisenbahnunternehmer anzusinnende Maßnahme 
im allgemeinen nicht angesprochen werden; sie beseitigt die Betriebs¬ 
gefahr nur, indem sie den Betrieb selbst aufhebt; sie ist also an und 
für sich mit einer ordnungsmäßigen Führung des Betriebs überhaupt 
nicht verträglich. Eine Einstellung des Betriebs ist unmöglich, wenn 
zeitweise Unmöglichkeit seiner Fortführung durch Naturereignisse, wie 
Schneeverwehungen, Überschwemmungen, Erdrutsche gegeben ist; aber 
sie ist eine alleräußerste Maßregel, die nicht schon gefordert werden 
kann, wenn ein Unwetter einsetzt, das möglicherweise bei längerer 
Fortdauer, die bei einem Schneesturm indessen von vornherein in 
keiner Weise zu übersehen ist, den Betrieb gefährlich gestalten und 
Betriebsunfälle herbeiführen kann. Der Verkehr einer jeden Eisen¬ 
bahn steht im engsten Zusammenhang mit dem Gesamtverkehr 
des Lande«; er hat an diesem nach Maßgabe eines bestimmten 
behördlich genehmigten Fahrplans teilzunehmen und ist ihm zu 
dienen berufen; es ist mithin an der ordnungs- und planmäßigen 
Weiterführunig des Betriebs das öffentliche Interesse in erheb¬ 
lichster Weise beteiligt, wie dehn auch die Eisenbahnen gesetz- 
■* lieh verpflichtet sind, ihren Betrieb und ihre Betriebsmittel 
unter bestimmten gesetzlich festgelegten Bedingungen für die 
öffentlichen Reichsinteressen, insbesondere der Postverwaltung zur 
Verfügung zu stellen und ihren Betrieb danach einzurichten. Dieses 
öffentliche Verkehrsinteresse bringt es mit sich, daß eine Eisenbahnver¬ 
waltung nicht ohne die äußerste Notwendigkeit zu einer Einstellung 
des Betriebs sich verstehen wird und verstehen darf. Erst wenn sich 
herausgestellt, daß eine Weiterführung des ordnungsmäßigen Betriebs 
undurchführbar ist, wird und kann sie zu dieser Maßregel greifen, die 
notwendig den ganzen Personen- und Güterverkehr der Gegend in. Ver¬ 
wirrung bringen oder in Mitleidenschaft ziehen muß, und die Verantwor¬ 
tung dafür der Öffentlichkeit gegenüber übernehmen. Das Stillegen der 
Züge mit ihrem ganzen Inhalt, das Aussetzen der Fahrgäste bei Per- 
-onenziigen auf möglicherweise kleinen Zwischenstationen sind Hand¬ 
lungen, die mit größter wirtschaftlicher und rechtlicher Verantwortung 
für die Eisenbahnverwaltungen verbunden sind, so daß die einschnei¬ 
dende Maßnahme der Betriebseinstellung nur als letztes Auskunfts¬ 
mittel in äußersten Notfällen in Betracht gezogen werden kann. 

Im gegebenen Fall hatte nach der Feststellung des Berufungs¬ 
gerichts der Schneesturm in den Vormittagsstunden eingesetzt; in 
welchem Zeitabschnitt des Vormittags ist nicht näher erörtert worden. 
Die Entgleisung, die den Unfall herbeiführte, ereignete sich in den 
frühen Nachmittagsstunden, zwischen 2 und 3 Uhr. Ein solches Wetter 
kann rasch vorübergehen, es kann aber auch möglicherweise längere 
Zeit anhalten, nur im letzteren Fall wird es zumeist dem Eisenbahn¬ 
betrieb (gefährlich werden und ihn zu einem besonders gefährlichen 
machen. Von vornherein ist die Dauer und damit die Gefahr nicht zu 
übersehen; es kann also keinesfalls gleich beim Einsetzen eines solchen 
T T nwetters die Einstellung des Betriebs von der Eisenbahnverwaltung 
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in Erwägung gezogen werden; solange es noch gelungen ist, das Ver¬ 
kehrshindernis zu bewältigen, ist der Zeitpunkt für eine solche Maß¬ 
nahme noch nicht gekommen. Der Umstand, daß noch 40 Minuten vor 
dem Unfall ein anderer Zug die Unfallstelle hat passieren können, auf 
den das Berufungsgericht kein erhebliches Gewicht legen zu müssen 
geglaubt hat, wird für die Frage, ob die Verwaltung der Beklagten zu 
einer Betriebseinstellung vor dem Unfall schreiten mußte und durfte, 
in Wirklichkeit von größter Bedeutung. Solange noch eine Wahr¬ 
scheinlichkeit dafür besteht, daß der Betrieb aufrecht erhalten werden 
kann, ist eine Notwendigkeit der Betriebseinstellung nicht anzuerkennen. 


Raichshaftpfliohtgesetz § 1. Bürgerliches Gesetzbuch § 276, 278, 823, 831. 

Erkenntnis des Reichsgerichts. VI. Zivilsenats, vom 20. Dezember 1920, in Sachen 
des Schmieds Otto J., Klägers und Revisionsklägers in M., gegen den preußischen 
Eisonbahnfiskus, jetzt den deutschen Reichseisenbahnfiskus, vertreten durch 
die Eisenbahndirektion in B., Beklagten und Revisionsbeklagten. 

Die Unmöglichkeit für einen Reisenden, während der Fahrt dem im Innern eines Abteils ent¬ 
stehenden Brand eines Bezinbehälters auszuweichen, gehört zu den eigentümlichen Gefahren 

des Betriebs. 

Aus dem Tatbestand. 

Der Kläger erlitt am 21. .Januar 1018 auf der Eisenbahnfahrt von 
Sp. nach B. dadurch eine schwere Brandverletzung, daß einer 
von zwei mit je 25 kg Benzin gefüllten Behältern, die ein Mitreisender 
des Abteils, in dem sieh der Kläger befand, mit sich führte, leck wurde 
und in Brand geriet. Der Kläger nimmt auf Ersatz seines Schadens den 
beklagten Eisenbahnfiskus sowohl aus dem Reiehshaftpflichtgesetz, wie 
aus unerlaubter Handlung und endlich auch aus dem Beförderungsver¬ 
trag in Anspruch. 

A us de n E n t s e h e i d u n g s g r ii n d e n. 

Die gegen die Entscheidung des Berufungsgerichts vom Kläger ein¬ 
gelegte Revision war insoweit für begründet zu erachten, als der Klage- 
ansprueh auf die Bestimmungen des § l RIlFflGes. und des § 25 preuß. 
Eisenbahngesetzes gestützt ist. Zuzustimmen war den Erwägungen des 
Berufungsgerichts, mit denen cs eine Haftung des Beklagten aus dem Be¬ 
förderungsvertrag oder aus unerlaubter Handlung nach §§ 823. S31 BGB. 
ablehnt. Mit der Beförderungstätigkeit der Eisenbahn hatte der Unfall 
an sich nichts zu tun. Als ein Verschulden der Angestellten des Beklag¬ 
ten, das nach §§ 270, 278 BGB. den Beklagten aus dem Beförderungsver¬ 
trag haftbar machen soll, hat. der Kläger es hingestellt, daß sie den Rei¬ 
senden, der die Benzinbehälter bei sich führte, an der Bahnsperre nicht 
angehalten und an der Besteigung des Zugs gehindert haben. Rechtlich 
bedenkenfrei hat das Berufungsgericht ein solches Verschulden verneint, 
da man den Behältern nicht ansehen konnte, daß sie eine feuergefährliche 
Flüssigkeit enthielten. Auch durch den Benzingeruch konnte sich dies 
nur wahrnehmbar machen, wenn die Behälter leck oder nicht fest ver¬ 
schlossen waren, wofür tatsächliche Unterlagen nicht gegeben sind. 
Fehlt es an einem Verschulden des Betriebspersonals des Beklagten, so 
ist aber im gegebenen Fall auch eine *Schadensersatzpllieht des Beklag¬ 
ten aus § 831 BGB. nicht gegeben, da abgesehen von dieser behaupteten 


Digitizeit by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Rechtsprechung und Gesetzgebung. 


4(57 


Unterlassung ein widerrechtliches Handeln der Angestellten, das den 
Unfall herbeigeführt hätte, nicht in Frage kommt. 

Gegen die Anwendbarkeit des § 1 RIIPflGes. macht das Berufungs¬ 
gericht geltend, daß nicht feststehe und vom Kläger selbst nicht behaup¬ 
tet worden sei, daß das Benzin etwa durch einen Funken von der Loko¬ 
motive oder durch die rüttelnde Bewegung des Zugs während der Fahrt 
oder durch sonstige Betriebsvorgänge der Eisenbahn in Brand geraten 
sei. Ohne die verursachende Einwirkung solcher Betriebsvorgänge könne 
aber ein Betriebsunfall nicht angenommen werden. Der Umstand, daß der 
Kläger, nachdem das Benzin in Brand geraten war, den Abteil, in dem 
er sich befand, nicht während der Fahrt verlassen und sich ins Freie 
retten konnte, genüge nicht, einen Betriebsunfall als gegeben erscheinen 
zu lassen; das RHPflGes. habe nur solche Gefahren im Auge, die durch 
die technische Seite des Betriebs, die Schwere der Transportmittel, die 
Bewegung auf den Gleisen, sowie die dem Eisenbahnbetrieb eigene 
außerordentliche Eile begründet seien. Der gegebene Fall liege vielmehr 
gleich denjenigen Fällen, in denen ein Reisender in einem Eisenbahn¬ 
abteil von einem Mitreisenden überfallen und mißhandelt oder getötet 
worden sei, und in denen das Vorliegen eines Betriebsunfalls von der 
Rechtsprechung ständig und mit Recht verneint worden sei. 

Diesen Erwägungen des Berufungsgerichts kann indessen nicht bei¬ 
getreten werden. Die Enge der für den Aufenthalt der Fahrgäste be¬ 
stimmten Abteile der Eisenbahnwagen gehört zu den technischen Be¬ 
triebseinrichtungen der Eisenbahn; der dadurch für die Reisenden bedingte 
Zwang der Enge, die Unmöglichkeit, einer entstehenden Gefahr auszu¬ 
weichen, gehört zu den eigentümlichen Gefahren des Betriebs; nur, 
wenn der Unfall so geartet ist, daß der Eisenbahnwagen nur der zufällige 
Schauplatz eines Ereignisses ist, das in gleicher Weise an jedem anderen 
Ort hätte Vorkommen können, würde ein Zusammenhang mit den Be¬ 
triebsvorgängen zu verneinen sein: so ist aber nach den Feststellungen 
des Berufungsgerichts der gegebene Fall nicht geartet. Ist anzunehmen, 
daß der Kläger, wenn er nicht durch die Enge des Eisenbahnabteils ge¬ 
hindert worden wäre, der Gefahr, durch das in Brand geratene Benzin 
körperlich beschädigt zu werden, hätte» entrinnen können, so ist der innere 
Zusammenhang des Unfalls des Klägers mit dem Eisenbahnbetrieb 
gegeben; daß auch der äußere, zeitliche und örtliche Zusammenhang mit 
den Betriebsvorgängen vorliegt, ist für einen während der Eisenbahn¬ 
fahrt im Eisenbahnwagen eingetretenen Unfall eines Mitreisenden außer 
Frage. Die Enge der Räumlichkeiten der Eisenbahnwagen, durch die der 
Fahrgast besonderen gefahrbringenden Einwirkungen seitens der Per¬ 
sonen der Mitreisenden oder ihrer Gepäckstücke mehr als anderwärts 
ausgesetzt wird, ist in einer neueren Entscheidung des erkennenden Se¬ 
nats (wiedergegeben in Warneyers Reclitspr. des Reichsgerichts 1920 
Nr. 172) in einem dem gegenwärtigen fast gleichliegenden Fall als eine 
besondere Eigentümlichkeit der Verkehrsmittel der Eisenbahn ange¬ 
sprochen worden; ebenso ist sie bereits in einem früheren Urteil (Jur. 
Wochensohr. 1913 S. 995 Nr. 24) als die Annahme eines Betriebsunfalls 
begründend erachtet worden. Was für die Anwendung des § 1 des 
RHPflGes. gilt, ist auch für diejenige des § 25 des preußischen Eisen¬ 
bahngesetzes, die für den Sachschaden im gegebenen Fall in Frage 
kommt, anzunehmen. 

Dos angefoclitene Urteil war deshalb aufzuheben. 
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Handelsrecht. 

Frachtrecht. 

Handelsgesetzbuch § 467. Eisenbahnverkehreordnung §§ 54, 96. 

Erkenntnis 1 ) des Reichsgerichts, I. Zivilsenats, vom 8. Januar 1921, in Sachen der 
Firma 0. H. in C., Klägerin und Revisionsklägerin, gegen den preußischen 
Eisenbahnfiskus, jetzt den Reichscisenbahnfiskus, vertreten durch die Eisenbahn¬ 
direktion in C., Beklagten und Revisionsbeklagten. 

Nichtigkeit der AusfBhruegsbestlmiauiig II des Tarifnachtrags V vom 1. August 1920 betr. 
die zahlenmäßige Abgrenzung des Kostbarkeltsbegriffs. 

Aus dem Tatbestand. 

Auf Grund eines Kaufgeschäfts sandte die Firma C. F. in D. 
durch die Eisenbahn mit Eilfrachtbrief vom 9. Oktober 1919 an die 
Klägerin drei Kisten mit Zigarren und Zigaretten. Das Gewicht 
der Kisten betrug 99,74 und 64 kg. Bei der Beförderung gerieten die 
beiden Kisten mit 99 und 64 kg in Verlust. Die Klägerin hat deshalb 
den Beklagten auf Schadensersatz in Anspruch genommen. 

Entscheidungsgründ e. 

Der Revision ist stattzugeben. 

Das Berufungsgericht hat angenommen, daß die in Verlust ge¬ 
ratenen Kisten mit Zigarren und Zigaretten als Kostbarkeiten im Sinn 
des Eisenbahnfrachtrechtes anzusehen seien und die Eisenbahn gemäß 
§ 467 HGB. § 96 EVO. von der Haftung für den Verlust des Fracht¬ 
guts befreit sei, da Kostbarkeiten nur bedingungsweise zur Beförde¬ 
rung zugelassen, und vom Absender die für die Beförderung solcher 
Gegenstände geltenden Vorschriften nicht beobachtet worden seien. 
Hierbei läßt das Berufungsgericht es unentschieden, ob die Ausfüh¬ 
rungsbestimmungen, die hinsichtlich der Beförderung von Kostbarkeiten 
im Nachtrag V des Deutschen Eisenbahngütertarifs Teil I Abteilung A 
enthalten sind, Gültigkeit haben. Denn die Haftpflicht der Bahn er¬ 
achtet es auch schon nach den älteren, der Bahn ungünstigeren Bestim¬ 
mungen für ausgeschlossen. Diese Auffassung erscheint unzutreffend. 

Der § 54 Abs. 2 EVO. führt zu B 1 unter den Gegenständen, die 
nur bedingungsweise zur Beförderung zugelassen sind, auf: 

Gold- und Silberbarren, Platina, Geld, Münzen und Papiere mit 
Geldwert, Dokumente, Edelsteine, echte Perlen, besonders wert¬ 
volle Spitzen und besonders wertvolle Stickereien sowie an¬ 
dere Kostbarkeiten, ferner Kunstgegenstände, wie Gemälde, 
Bildwerke, Gegenstände aus Erzguß, Kunstaltertümer. 

Hinsichtlich der Beförderungsbedingungen für diese Gegenstände wird 
gesagt, daß sie durch den Tarif zu bestimmen sind. 

Dementsprechend gibt der deutsche Eisenbahngütertarif Teil I Ab¬ 
teilung A, gültig vom 1. Mai 1917, Ausführungsbestimmungen, in denen 
es heißt: 

II. Gold- und Silberbarren, Platina, Geld und Münzen mit Geld¬ 
wert aus edlen Metallen, Papiere mit Geldwert, Dokumente, 

‘) Ein am gleichen Tag ergangenes Erkenntnis in Sacken Eisen- 
balinfiskus gegen den Kaufmann Fr. B. in A. stützt sich auf die gleichen 
Grundsätze. 
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Edelsteine und echte Perlen werden nur als Eilgut -zur Beför¬ 
derung angenommen und dürfen nicht bahnlagernd gestellt 
werden. (Es folgen Verpackungs- .und Verladungs¬ 

vorschriften.) 

III. Kostbarkeiten, namentlich Waren aus Gold, Silber oder 
Platina auch in Verbindung mit Edelsteinen oder echten Perlen, 
neu oder gebraucht, besonders wertvolle Spitzen und besonders 
wertvolle Stickereien, ferner Geld und Münzen mit Geldwert aus 
unedlen Metallen, sowie Kunstgegenstände, wie Gemälde, Bild¬ 
werke, Gegenstände aus Erzguß und Kunstaltertümer müssen 
als solche im Frachtbrief ausdrücklich bezeichnet und dürfen 
nicht bahnlagernd gestellt werden. Der Wert, der den Höchst¬ 
betrag der Entschädigung bilden soll, muß in der Spalte Inhalt 
angegeben werden. (Es folgen wiederum Verpackungs¬ 

und Verladungsvorschriften.) 

Diese beiden Ausführungsbestimmungen sind durch den Tarifnach¬ 
trag V, dessen Ausgabe im Deutschen Reichsanzeiger vom 1. August 
1919 Nr. 172 zweite Handelsregisterbeilage, angezeigt worden ist, zu 
einer neuen Ausführungsbestimmung II vereinigt, die in ihrem hier 
wesentlichsten Teile lautet: 

Gold- und Silberbarren, Platina, Geld und Münzen mit Geld¬ 
wert aus edlen Metallen, Papiere mit Geldwert, Dokumente, 
Edelsteine und echte Perlen, Waren aus Gold, Silber oder Pla¬ 
tina, auch in Verbindung mit Edelsteinen oder echten Perlen, 
Geld und Münzen mit Geldwert aus unedlen Metallen, ferner 
Kunstgegenstände, wie Gemälde, Bildwerke, Gegenstände aus 
Erzguß und Kunstaltertümer, im Einzelwert von mehr als 
5000 Ji, sowie Kostbarkeiten, d. h. Gegenstände, bei denen der 
Wert für 1 kg der Ware 150 Ji übersteigt, sind, soweit sie vor¬ 
stehend namentlich aufgeführt sind, unter ihrer tarifarischen 
oder handelsüblichen Benennung mit dem Zusatz: „Wert über 
150 Ji für 1 kg“ im Frachtbrief in der Spalte Inhalt zu. be¬ 
zeichnen . 

Die Neuerung besteht also darin, daß diejenigen Gegenstände, die in 
der Eisenbahnverkehrsordnung und in den früheren Ausführungsbestim¬ 
mungen als die kennzeichnenden Beispiele von Kostbarkeiten genannt 
waren, nicht mehr ausdrücklich diesem Begriff unterstellt werden, und 
daß als Kostbarkeifen im eisenbahnfrachtrechtlichen Sinn nunmehr alle 
Gegenstände gelten sollen, die einen Wert von mehr als 150 Ji für dafe 
Kilogramm besitzen. 

Es erhebt sich nun die Frage, ob die Eisenbahn berechtigt war, 
durch eine Ausführungsvorschrift eine neue Begriffsbestimmung für 
Kostbarkeiten einzuführen, und ob der Absender, wenn er gegen die 
neue Vorschrift verstößt, den Ersatzanspruch gegen die Bahn für Ver¬ 
lust oder Beschädigung des Frachtguts verwirkt. 

Für die rechtliche Wirksamkeit von Ausführungsbestimmungen im 
Verhältnis zum Handelsgesetzbuch und zur Eisenbahnverkehrsordnung 
ist der § 471 HGB,' maßgebend, demzufolge die nach den §§ 432 Abs. 1, 2 
sowie 438, 439, 453, 455 bis 470 begründeten Verpflichtungen der Eisen¬ 
bahnen weder durch die Eisenbahnverkehrsordnung noch durch Ver¬ 
träge ausgeschlossen oder beschränkt werden dürfen und sowohl Be¬ 
stimmungen, welcher dieser Vorschrift zuwiderlaufen, als auch Verein¬ 
barungen, die mit der Eisenbahnverkehrsordnung in Widerspruch 
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stehen, nidhtig sind. Als vertragsmäßige Normen stellen sich auch die 
Ausführungsbestiramungen dar, die von der Eisenbahn gemäß § 2 Abs. 1 
EVO. mit Genehmigung der Landesaufsichtsbehörde erlassen werden. 
Sie stehen allgenteinen Vertragsbedingungen gleich und dienen dazu, 
die vertragsrechtlichen Beziehungen zwischen der Eisenbahn und ihren 
Vertragsgegnern näher auszugestalten (RGZ. Bd. 99 S. 251). Als ver¬ 
tragsmäßige Festsetzungen dürfen sie sich daher weder mit den im 
§ 741 HGB. für zwingend erklärten Vorschriften noch mit der Eisenbahn¬ 
verkehrsordnung in Widerspruch setzen. Beides ist aber der Fall bei 
der neuen Ausführungsbestimmung II des Tarifnachtrags V. 

Zu den für zwingend erklärten Vorschriften gehört der § 456 HGB., 
der ganz allgemein die Haftung der Eisenbahn für Verlust und Beschä¬ 
digung des Frachtguts ausspricht und in seinem zweiten Absatz auf 
§ 429 Abs. 2 verweist, wonach der Frachtführer für den Verlust oder 
die Beschädigung von Kostbarkeiten, Kunstgegenständen, Geld und 
Wertpapieren nur haftet, wenn ihm diese Beschaffenheit oder der Wert 
des Guts bei der Übergabe zur Beförderung angegeben worden isrt. 
Von Kostbarkeiten handelt ferner der gleichfalls zu den zwingenden 
Vorschriften des § 471 gehörige § 462 HGB., der der Eisenbahnverkehrs- 
ordnung die Bestimmung darüber überträgt, inwieweit für den Fall des 
Verlustes oder der Beschädigung von Kostbarkeiten, Kunstgegenständen, 
Geld und Wertpapieren die zu leistende Entschädigung auf einen Höchst¬ 
betrag beschränkt werden kann. Aus diesen Vorschriften ergibt sich 
einerseits, daß der Begriff Kostbarkeit nach zwingender Vorschrift 
des Handelsgesetzbuchs für das Frachtgeschäft der Eisenbahn der 
gleiche, wie für das handelsrechtliche Frachtgeschäft überhaupt sein soll, 
andererseits, daß die Eisenbahn die ihr in den §§ 456, 429 Abs. 2 zu¬ 
gestandene Beschränkung der Haftpflicht für Kostbarkeiten nicht auf 
Gegenstände ausdehnen darf, die im Sinn des Handelsgesetzbuchs nicht 
als Kostbarkeiten gelten können. Diesen Begriff hat das Reichs¬ 
gericht für das Gebiet des handelsrechtlichen Frachtgeschäfts nicht 
auf den Kreis derjenigen hochwertigen Stücke beschränkt, die vermöge 
ihrer Kostspieligkeit, Seltenheit und Luxuseigenschaft im gewöhn¬ 
lichen Leben als Kostbarkeiten betrachtet wurden; vielmehr begreift es 
darunter ganz allgemein auch solche Frachtgüter, deren Wert im Ver¬ 
hältnis zu ihrem Gew'icht und Umfang ungewöhnlich hoch ist (RGZ. 
Bd. 13 S. 38, Bd. 94 S. 119, Bd. 99 S. 254, Bd. 100 S. 111). Dieser Be¬ 
griffsbestimmung widerspricht es nicht, wenn im § 54 Abs. 2B I EVO. 
unter den bedingungsweise zur Beförderung zugelassenen Gegenständen 
neben Gold- und Silberbarren, Platina, Geld, geldwerten Münzen und 
Papieren, Dokumenten, Edelsteinen, echten Perlen, besonders wert¬ 
vollen Spitzen und Stickereien noch allgemein andere Kostbarkeiten 
genannt werden. Auch die Aufzählung weiterer Beispiele von Kost¬ 
barkeiten in der bisherigen Ausführungsbestimmung III bietet keinen 
Anlaß zu Bedenken, da nicht zu erkennen ist, daß die Eisenbahn damit 
den Kreis der Güter, für die sie nur beschränkt haften will, in unzu¬ 
lässiger Weise erweitert hat. Dagegen verstößt die Bestimmung des 
Begriffs Kostbarkeit, wie sie im Tarifnachtrag V gqgeben wird, gegen 
die Auslegung, die dem Begriff nach der festen Rechtsprechung des 
Reichsgerichts für das gesamte handelsrechtliche Frachtgeschäft zu¬ 
kommt. Wenn als Kostbarkeit jede Ware gelten soll, die mehr als 
150 .H auf das Kilogramm wert ist, so sieht diese Begriffsbestimmung 
ausschließlich auf das Verhältnis des Werts zum Gewicht und läßt den 
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zweiten Hauptpunkt, das Verhältnis des Werts zum Umfang, gänzlich 
außer Betracht. Aus diesem Widerspruch mit der maßgeblichen Bestim¬ 
mung des Kostbarkeitsbegriffs in zwingenden Vorschriften des Handels¬ 
gesetzbuchs folgt ohne weiteres die Nichtigkeit der neuen Ausfüh¬ 
rungsbestimmungen (vgl. auch Senckpiehl im Recht 1919 Sp. 364 flg., 
1920 Sp. 201 flg.). 

Diese läßt sich auch nicht etwa aus dem Gesichtspunkt aufrecht¬ 
erhalten, daß sie nur eine Beförderungsvorschrift darstelle und ihre 
rechtliche Grundlage im § 54 Abs. 2 B. 1 Satz 2 EVO. finde. Wenn 
hier vorgesehen ist, daß für die einzeln aufgeführten hochwertigen Ge¬ 
genstände die Beförderungsbedingungen durch den Tarif bestimmt 
werden sollen, so ist damit dem Tarif die Bestimmung nur darüber 
überlassen, in welcher Weise die genannten Gegenstände zur Beförde¬ 
rung aufgegeben, wie sie verpackt und verladen, wie sie im übrigen 
gegen Verlust oder Beschädigung gesichert und wie sie während der 
Beförderung behandelt werden sollen. Dagegen enthält jener Vorbehalt 
nichts darüber, daß die Eisenbahn auch befugt sein soll, den Kreis der 
nur bedingt zur Beförderung zugelassenen Gegenstände durch eine 
Tarifbestimmung zu erweitern. Die Frage, welche Gegenstände nur be¬ 
dingt zur Beförderung zugelassen sind, ist im vorlegenden Fall von 
besonderer Bedeutung, da die Verwirkung der Ersatzansprüche aus 
§ 467 HGB., § 96 EVO. nur bei solchen Gegenständen in Frage kommt, 
die von der Beförderung ausgeschlossen oder zur Beförderung nur be¬ 
dingungsweise zugelassen sind. Welche Gegenstände zur letzteren, 
hier allein in Betracht zu ziehenden Gattung zu rechnen sind, ist im 
Handelsgesetzbuch selbst nicht bestimmt worden. Ihre Bestimmung 
hatte daher gemäß den §§ 454, 453 Abs. 1 Nr. 3 durch die Eisenbahn¬ 
verkehrsordnung zu erfolgen. Diese hat denn auch im § 54 Abs. 2 die 
nur bedingungsweise zur Beförderung zugelassenen Gegenstände fest 
umschrieben, ohne der Eisenbahn das Recht einzuräumen, den Kreis 
dieser Gegenstände durch Ausführungs- oder Tarifbestimmungen zu er¬ 
weitern. Wenn die Eisenbahn dies dennoch durch die in Rede stehende 
neue Ausführungsbestimmung versucht hat, so hat sie ihre Befugnisse 
überschritten, und die Ausführungsbestimmung ist, weil sie in Wider¬ 
spruch zur Eisenbahnverkehrsordnung steht, gemäß § 471 Abs. 2 Satz 2 
HGB. nichtig. 

Mithin könnte die Eisenbahn im vorliegenden Fall sich auf die 
Verwirkung der Ersatzansprüche gemäß § 467 HGB., § 96 EVO. nur 
dann berufen, wenn das verloren gegangene Frachtgut schon nach § 54 
Abs. 2 B I EVO. als Kostbarkeit anzusehen und deshalb zu den nur be¬ 
dingungsweise zur Beförderung zugelassenen Gegenständen zu rech¬ 
nen wäre. Das Berufungsgericht hat dies angenommen, indem es er¬ 
wogen hat, daß die Zigaretten und Zigarren, die in den verloren gegan¬ 
genen beiden Kisten enthalten gewesen sind, einen Wert von über 
300 Jt, teilweise sogar von 422 M für das Kilogramm gehabt haben, 
und indem es den Wert der Zigarren und Zigaretten auch zum Umfang 
des Guts als in einem auffälligen Mißverhältnis stehend angesehen hat. 
Diese Auffassung erscheint rechtsirrtümlich. Bei der Prüfung des Miß¬ 
verhältnisses zwischen dem Wert des Frachtguts einerseits, dem Ge¬ 
wicht und Umfang andererseits, ist nicht allein von demjenigen Geld¬ 
wert auszugehen, den das deutsche Geld zur Zeit no'rmaler Valuta¬ 
verhältnisse hatte, sondern es ist auch zu fragen, ob der Wert des 
Frachtguts im Vergleich mit anderen Waren von gleichem oder an- 
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nähernd gleichem Umfang oder Gewicht außergewöhnlich hoch ißt. So¬ 
weit lediglich eine Wertsteigerung vorliegt, die mit der allgemeinen 
Verteuerung fast aller Waren ungefähr gleichen Schritt gehalten hat, 
kann von der Umwertung eines bisher zu den gewöhnlichen Handels¬ 
artikeln gerechneten Guts zu einer Kostbarkeit nicht gesprochen 
werden. Es fehlt dann eben ein auffälliges Mißverhältnis des Werts 
des Guts zu seinem Gewicht und Umfang. Mit einer solchen Wert¬ 
erhöhung muß auch die Eisenbahn bei allen Frachtgeschäften rechnen 
(RGZ. Bd. 100 S. 112). Wendet man diese Grundsätze auf den vorlie¬ 
genden Fall an und achtet man besonders auf den Umfang des in Ver¬ 
lust geratenen Guts, so erweist sich die Ansicht des Vorderrichters, daß 
das Gut als Kostbarkeit anzusehen sei, als irrig, ohne daß es noch 
weiterer tatsächlicher Feststellungen bedarf. Der ungefähre Umfang 
eines Päckchens Zigaretten von 100 Stück oder einer Kiste Zigarren 
von 100, 50 oder 25 Stück ist allgemein bekannt. Es läßt sich bei Zu¬ 
grundelegung der hier unstreitigen Fakturenpreise nicht sagen, daß 
diese Waren einen außergewöhnlich kleinen Umfang gehabt haben, wenn 
man sie im Vergleich mit dem Umfang einer großen Zahl gewöhnlicher 
Bedarfsartikel stellt, wie Butter, Kaffee, Kakao, Seife, Sohlenleder und 
mit den Preisen, die dafür im Oktober 1919 am Markt allgemein üblich 
waren. Wie die eben genannten und zahllose andere Waren an der 
allgemeinen Preissteigerung teilgenommen haben, so ist das Gleiche 
auch mit Zigarren und Zigaretten der Fall gewesen. Bei Berücksichti¬ 
gung dieses Umstands läßt sich bei ihnen das Verhältnis des Werts zum 
Umfang nicht als ein außergewöhnliches bezeichnen. Es fehlt also 
der verloren gegangenen Sendung an einer wesentlichen Vorbedingung 
für den Begriff der Kostbarkeit. Daraus ergibt sich, daß sie nicht zu 
den Frachtgütern gehörte, die nach § 54 Abs. 2 B 1 EVO. nur bedingungs¬ 
weise zur Beförderung zugelassen sind und für die nach § 467 HGB., 
§ 96 EVO. die Haftung der Eisenbahn aus dem Frachtvertrag entfällt, 
wenn die besonderen Vorschriften über die Bezeichnung der Gegen¬ 
stände im Frachtbrief und die angeordneten Sicherheitsmaßregeln nicht 
beachtet werden. 

Da über die Höhe des eingeklagten Entschädigungsanspruchs zwi¬ 
schen den Parteien kein Streit besteht, so ist unter Aufhebung des Be¬ 
rufungsurteils gemäß § 565 Abs. 2 ZPO. in der Sache selbst das land¬ 
gerichtliche Urteil dahin abzuändern, daß der Beklagte nach dem Klage¬ 
antrag verurteilt wird. Gemäß § 91 ZPO. sind dem Beklagten die ge¬ 
samten Kosten des Rechtsstreits aufzuerlegen. 


Handelsgesetzbuch § 499. Elsenbahnverkehrsortfnung § 86. 

Erkenntnis des Reichsgerichts, I. Zivilsenats, vom 29. September 1920, in Sachen 
der offenen Handelsgesellschaft M. K. & Co. in B., Klägerin und Revisonsklfigerin, 
gegen den preußischen Staat, vertreten durch die Eisenbahndirektion in B., 
Beklagten und Revisionsbeklagten. 

Ersatzpflicht der Eisenhahn bei „aufTallendrm Gewithteabgsng*, wenn die Schcdensuraaehe 

nicht aufgeklärt Ist. 

Aus den Entscheidungsgründen. 

.... Dagegen rügt die Revision mit Recht, daß das Berufungs¬ 
gericht die Vorschriften des § 86 Nr. 1 EVO., nach welcher die Haftungs- 
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besahränkung bei auffallendem Gewichtsverlust nicht eintreten soll, 
irrtümlich ausgelegt habe. Der Zusatz, daß unter dem Schaden, der aus 
der Beförderung des Guts in offenen Wagen entsteht, „auffallender Ge¬ 
wichtsabgang oder der Verlust ganzer Stücke nicht zu verstehen ist“, 
beruht augenscheinlich auf der Erwägung, daß aus der Verwendung 
offener Wagen sich neben schädlichen Witterungseinflüssen hauptsäch¬ 
lich die Gefahr des Diebstahls ergab. Für erhebliche Verluste durch 
Diebstahl wollte man die Eisenbahn haften lassen, und deshalb nahm 
man in die Eisenbahnverkehrsordnung zu Ungunsten der Eisenbahn jene 
allgemein gehaltene und nicht etwa auf den Fall des Diebstahls be¬ 
schränkte Ausnahmevorschrift auf, die ihr Vorbild bereits im § 67 des 
Eisenbahnbetriebsreglements vom 1. Juli 1874 hatte. Hier ist für Güter, 
die sonst in gedeckten Wagen verladen werden, infolge besonderer Ver¬ 
einbarung aber in ungedeckten Wagen befördert werden, die Bestimmung 
getroffen, daß unter der mit dieser Transportart verbundenen Gefahr, 
für die die Eisenbahn gewöhnlich nicht haftet, „auffallender Gewichts¬ 
abgang oder Abgang von ganzen Kollis“ nicht verstanden werden soll. 
Schon unter der Herrschaft des Betriebsreglements durfte also die Bahn 
bei auffallendem Gewichtsabgang oder Verlust ganzer Stücke sich nicht 
darauf berufen, daß der Verlust durch die ordnungsmäßige Verwendung 
offener Wagen herbeigeführt worden sei, und an dieser Bestimmung ist 
in der jetzt gültigen ebenso wie in den älteren Eisenbahnverkehrsord¬ 
nungen festgehalten worden (Rundnagel, die Haftung der Eisenbahn, 

2. Aufl. S. 177 flg., Eger Eisenbahnverkehrsordnung § 86 Anm. 457, 

3. Aufl. S. 480). Als „auffallender“ Gewichtsabgang ist (mit Rundnagel 
a. a. O. S. 178) ein solcher zu verstehen, der dasjenige Maß übersteigt, 
das mit den Gefahren einer regelrecht verlaufenden Beförderung ver¬ 
bunden zu sein pflegt und in ihnen seine Erklärung findet. Im vorlie¬ 
genden Fall fehlten nun an der einen. Wagenladüng von 6960 kg ins¬ 
gesamt 1509 1, die ungefähr ebensovielen Kilogramm gleichzurechnen 
sind, an der anderen von 6580 kg insgesamt 321 1, gleich ebensovielen 
Kilogramm. Daß diese Gewichtsverluste „auffallend“ im Sinn der obi¬ 
gen Ausführungen sind, leuchtet ohne weiteres ein. 

Dessenungeachtet hält das Berufungsgericht die Ausnahmevor¬ 
schrift hier gegenüber der Eisenbahn nicht für anwendbar, weil sie sich 
nur auf Fälle beziehe, bei denen die Schadensursache unerklärlich ©ei 1 , 
hier aber nur Eintrocknen der Dauben, Diebstahl oder Leckage infolge 
Beschädigung der Fässer in Frage komme. Zur Unterstützung seiner 
Ansicht verweist es auf die in RGiZ. Bd. 70 S. 175 abgedruckte Entschei¬ 
dung des Reichsgerichts und auf Eger a. a. O., wo die Entscheidung ge¬ 
billigt wird. Der damals behandelte Fall war aber vom gegenwärtigen 
grundsätzlich verschieden. Dort war während der Beförderung ein 
Möbelwagen mit Umzugsgut, der auf einen offen gebauten Wagen ge¬ 
setzt war, durch Brand vollständig zerstört worden. Die Gerichte 
hatten zugunsten der Eisenbahn den mit § 86 Nr. 1 EVO. übereinstim¬ 
menden § 77 Nr. 1 der alten EVO. angewendet, und die Revisionsrüge, 
daß „Verlust ganzer Stücke“ vorliege und deshalb die Haftung der Eisen¬ 
bahn bestehe, wurde vom Reichsgericht mit der Begründung abgelehnt, 
daß die Ausnahmevorschrift nur Fälle treffen wolle, bei denen die Ur¬ 
sache des Verlustes unaufgeklärt sei, daß sie vor allem die Möglichkeit 
von Diebstählen ins Auge fasse, aber unanwendbar sei, wenn die Ursache 
der Vernichtung des Guts bekannt sei und in einem Brand bestehe, der 
das Gut gänzlich zerstört habe. Diese Erwägungen passen in keiner 
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Weise zum vorliegenden Fall. Das Berufungsgericht führt seihst aus, 
daß hier die Ursache des Gewichtsabgangs nicht aufgeklärt sei; es 
rechnet mit der Möglichkeit des Eintrocknens der Dauben, des Diebstahls 
und bei zwei Fässern auch mit der Möglichkeit der mangelhaften Ver¬ 
ladung. Gerade Diebstahl, auf den, wie jene Entscheidung zutreffend 
hervorhebt, die Ausnahmevorschrift in erster Linie zugeschnitten ist, 
kommt im vorliegenden Fall als eine der möglichen Schadens Ursachen 
mit in Betracht. Wenn das Berufungsgericht das Anwendungsgebiet der 
Ausnahmevorschrift auf Fälle beschränkt, bei denen die Schadensursache 
unerklärlich ist, und sich hierfür auf jene Entscheidung des Reichs¬ 
gerichts beruft, so trägt es in diese etwas hinein, was darin nicht enthalten 
und auch mit dem Gedankengang der Urteilsgründe unvereinbar ist. 
Hiernach besteht kein Anlaß, der Ausnahmevorschrift, die ihrem Wort¬ 
laut und Sinn nach auf den vorliegenden Fall zutrifft, die Anwendbar¬ 
keit zu versagen. Eben weil der Gewichtsabgang ein „auffallender“ 
und seine Entstehungsursache nach den tatsächlichen Feststellungen des 
Berufungsgerichts nicht aufgeklärt ist, kann die Eisenbahn eine Befreiung 
von der ihr nach § 456 HGB. (§ 84 EVO.) allgemein obliegenden 
Haftpflicht hier aus der Vorschrift des § 459 Nr. 1 HGB. (§ 86 Nr. 1 
EVO.) nicht herleiten. 


Gesetzgebung. 


Deutsches Reich. Gesetz vom 21. Dezember 1920, betr. Ergänzung 
und Regelung von Bezügen der Ruhegehalts- und Wartegeld¬ 
empfänger sowie der Hinterbliebenen (Pensionsergänzungs¬ 
gesetz). 

(Koiehs-Verkehrsblatt 1921 S. 17. R.-G.-Bl. 1920 S. 2109.) 

Erlaß der Reichsregierung vom 17. Dezember 1920 über 
das Streikrecht der Beamten. 

(Reichs-Verkehrsblatt S. 101.) 

Verordnung des Reichspräsidenten vom 1. Dezember 
1920, betr. die Auflösung und Errichtung von Reichsdisziplinar- 
kammern. 

(Reichs-Verkehrsblatt 1921 S. 21. R.-G.-Bl. S. 2031.) 

Erlaß des Reichspräsidenten vom 19. Januar 1921, betr. 
den Abgabentarif für den Kaiser-Wilhelm-Kanal. 

(Reichs-Vorkehrsblatt S. 29. R.-G.-B1. S. 38.) 

Verordnungen des Reichs Verkehrsministers: 

Vom 23. Dezember 1920, betr. Änderung der Eisenbahn-Bau- und 
Betriebsordnung vom 4. November 1904 und der Eisenbahn- 
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Bekanntmachungen des Reichsverkehrs- 
minister s: 

Vom 4. Dezember 1920, betr. die dem Internationalen Übereinkom¬ 
men über den Eisenbahnfrachtverkehr beigefügte Liste. 

(Reichs-Verkehrsblatt S. 165. R.-G.-Bl. S. 2021.) 

Vom 20. Dezember 1920, betr. Erhöhung der Sätze des Militärtarifs 
für Eisenbahnen. 

(Reichs-Verkehrsblatt 1921 S. 27. R.-G.-Bl. S. 30.) 
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Verkehrsordnung. 

(Reichs-Verkehrsblatt S. 27. R.-G.-Bl. S. 76.) 
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und Postzügen mit Luftdruckbremse.159 
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Vom 13. Dezember 1920, betr. Gewährung einer Entschädi¬ 
gung an versetzte Beamte.162 
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R.-V.-Bl. 

Vom 28. Januar 1921, betr. Frauen-, Nichtraucher- und Seite 


Raucherabteile in den Zügen. 31 

Vom 27. Januar 1921, betr. Überlassung von Liegenschaften 
der Reichseisenbahnverwaltung an andere Reichsverwal¬ 
tungen und Verwaltungen der Länder. 32 


Schweiz. Bundesgesetz über die Änderung und Ergänzung des 
Artikels 37 des Bundesgesetzes vom 15. Oktober 1897, betr. die 
Erwerbung und den Betrieb von Eisenbahnen für Rechnung des 
Bundes und die Organisation der Verwaltung der schweizeri¬ 
schen Bundesbahnen. (Vom 16. Dezember 1920.) 

(Bundesblatt Nr. 53 vom 29. Dezember 1920, S. 683.) 

Art. 1. Der Artikel 7 1 ) des Bundesgesetzes vom 15. Oktober 1897 3 ) wird 
aufgehoben und durch die nachfolgenden Art. 7 und Art. 7 bis. ersetzt: 

„Art. 7. Die Beschaffung der für die Erwerbung, den Bau und Betrieb der 
Bahnen erforderlichen Geldmittel erfolgt in den den Bedürfnissen der Bundes¬ 
bahnen entsprechenden Formen. 

Für die Aufnahme von Anleihen hat der Bundesrat die Ermächtigung 
durch die Bundesversammlung einzuholen.“ 

„Art. 7 bis. Das Anlagekapital der schweizerischen Bundesbahnen, abzüg¬ 
lich 70% des Werts der Fahrbetriebsmittel und des Mobiliars, ist innerhalb einer 
Frist von hundert Jahren vom Jahr 1903 hinweg, bzw. von dem Zeitpunkt de- 
Übergangs der betreffenden Bahn in das Eigentum des Bundes an gerechnet, zu 
amortisieren. 

Ebenso sind die jedes Jahr neu auf Baukonto zu verrechnenden Beträge je 
innert einer Frist von hundert Jahren zu amortisieren.“ 

Art. 2. Der in der Bilanz auf dem Konto „Getilgtes Schuldkapital“ infolge 
der Erstreckung der Amortisationsfrist auf 100 Jahre sich ergebende Überschuß 
an getilgtem Kapital ist in der Rechnung des Jahres 1920 zur teilweisen Tilgung 
des Passivsaldos der Gewinn- und Verlustrechnung zu verwenden. 

Art. 3. Der Bundesrat setzt den Beginn der Wirksamkeit dieses Gesetzes 

fest. 


*) Artikel 7 lautet: Die für die Erwerbung, den Bau und den Betrieb der 
Bahnen erforderlichen Geldmittel sind durch Emission von Anleihen mittelst 
Ausgabe von Obligationen oder Rententiteln zu beschaffen. 

Die bezüglichen Anleihen sind nach einem festen Amortisationsplan läng¬ 
stens binnen 60 Jahren zu amortisieren. 

Auf dem Wege der freien Verständigung mit den Eigentümern der Bahnen 
und unter Festhaltung des Grundsatzes der Schuldenamortisation binnen längstens 
60 Jahren kann auch eine andere Zahlungsmodalität für die Erwerbung der Bah¬ 
nen gewählt werden. 

Die Genehmigung der Anleihenoperationen und des Amortisationsplans 
bleibt der Bundesversammlung Vorbehalten. 

2 ) Abgednickt im Archiv für Eisenbahnwesen 1898, S. 610 ff. 


Digitized by 


Gck igle 


Original from 

UNIVERSETY OF MICHIGAN 





Bücherschau. 

Besprechungen. 


Garbe, Robert, Dr. Ing. e. h., Geheimer Baurat, Mitglied a. D. des Eisen¬ 
bahn-Zentralamts in Berlin. Die Dampflokomotiven 
derGegenwart, Hand- und Lehrbuch für den Lokomotivbau 
und -betrieb, für Eisenbahnfachleute und Studierende des Ma¬ 
schinenbaues. Zweite, vollständig neubearbeitete und stark ver¬ 
mehrte Auflage in einem Text- und einem Tafelbande mit 722 
Textabbildungen und 54 lithographischen Tafeln mit Bauzeich¬ 
nungen neuer, erprobter Heißdampflokomotiven des In- und 
Auslandes. Berlin 1920, Julius Springer, 280 
Es ist außerordentlich zu begrüßen, daß es dem rastlosen Eifer des 
Verfassers allen Erschwernissen der Kriegszeit zum Trotz gelungen ist, 
ein Werk zu vollenden, das Anrecht darauf hat, zu den bedeutendsten 
gerechnet zu werden, die wir über Dampflokomotiven überhaupt ^sitzen. 
Das Werk trägt dieselbe Überschrift, wie das vom Verfasser im Jahr 
1907 der Öffentlichkeit übergebene Buch über die Dampflokomotiven 1 ). 
Inhaltlich und dem Umfang nach weichen die beiden Werke jedoch er¬ 
heblich von einander ab. Während die Ausgabe vom Jahr 1907 im 
wesentlichen eine Kampfschrift sein soll, um bahnbrechend für die Ein¬ 
führung der Heißdampflokomotive zu wirken, ist die Ausgabe vom Jahr 
1920 nach Angabe des Verfassers selbst in erster Linie als Lehrbuch ge¬ 
dacht. Infolgedessen ist nicht nur die Einteilung des Stoffs in der zwei¬ 
ten Auflage gänzlich geändert, sondern es sind auch Abschnitte der 
ersten Auflage, die im Lauf der Zeit durch die Fortschritte in der Tech¬ 
nik überholt sind, und die für die Weiterentwicklung des modernen Lo- 
komotivbaues nur noch historischen Wert haben, fortgelassen und dafür 
Abschnitte hinzugefügt worden, die in der ersten Auflage nicht enthalten 
sind, die aber unerläßlich sind, wenn das Werk darauf Anspruch haben 
soll, als Lehrbuch zu gelten. So befindet sich in der ersten Ausgabe noch 
ein längerer Abschnitt über die Naßdampflokomotiven. In der zweiten 
Ausgabe ist dagegen nur noch von Heißdampflokomotiven die Rede, da, 
wie der Verfasser selbst sagt, ein wirtschaftlicher Betrieb, auch im Ran¬ 
gierbetrieb, nur mit Heißdampflokomotiven möglich ist. Die Fülle des 
Stoffs, die im neuen Werk verarbeitet worden ist, ist schon rein äußer¬ 
lich daran erkenntlich, daß das zweite Werk auf 859 Seiten nur Heiß¬ 
dampflokomotiven behandelt, während die erstere Ausgabe, die 496 Sei¬ 
ten umfaßt, nur zu V* den Heißdampflokomotiven gewidmet ist. 


*) Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1920, S. 596. 
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BUcherschau. 


Die Gliederung des Stoffs ist recht übersichtlich und trägt dem 
Bestreben, ein Lehrbuch herauszugeben, voll Rechnung. 

Im Vorwort ist ein geschichtlicher Überblick über den Loko- 
motivbau in den letzten 20 Jahren gegeben, der fast ganz unter dem 
Zeichen des Heißdampfes stand. 

Im ersten Abschnitt werden zunächst die wärmetechnischen Eigen¬ 
schaften des Dampfes behandelt, soweit diese für den Bau von Lokomo¬ 
tiven von Bedeutung sind. Daran schließen sich die Erzeugung und die 
Eigenschaften des überhitzten Dampfes an, sowie eine kurze Betrachtung, 
inwieweit die Erzeugung von Heißdampf auf den Bau von Dampfkesseln 
einwirkt. Sodann folgt eine Abhandlung über das Verhalten des Heiß¬ 
dampfes in der Maschine und über die Kohlen- und Wasserersparnis bei 
Verwendung von Heißdampf. 

Dieser wärmetechnische Teil des Buches ist sehr übersichtlich ge¬ 
gliedert und enthält trotz seiner gedrängten und für den Lokomotivbau 
zugeschnittenen Form in reichhaltiger Fülle eine Menge von Stoff, wie 
sie in ähnlicher, für den praktischen Gebrauch äußerst handlichen Form 
anderswo schwerlich zu finden ist. 

Der zweite Abschnitt handelt von der Berechnung der Hauptab¬ 
messungen der Heißdampflokomotiven. Zunächst wird von den Formeln 
von Frank und Strahl ausgegangen. Die Berechnung der Zylinder er¬ 
folgt nach der von Professor Obergethmann zuerst angewandten Berech¬ 
nungsart der Zugkraftkennwerte (Charakteristik), unter deren Verwen¬ 
dung man einfache und übersichtliche Formeln für die Berechnung der 
Lokomotiven erhält. Am Enlde dieses Abschnitts befindet sich als Bei¬ 
spiel die ausführliche Berechnung einer Zweizylinder-HeißdampfschnelJ- 
zuglol^motive, einschließlich wärmetechnischer und Festigkeitsberech¬ 
nungen. Beachtenswert ist hierbei auch die Berechnung des Blasrohrs 
und des Schornsteins nach den Berechnungen und der Theorie des Regie¬ 
rungs- und Baurats Strahl. 

Abweichend von den gegenwärtig als normal anzusehenden Achs¬ 
lagern mit nur einer Lagerschale empfiehlt der Verfasser ein dreiteiliges 
nachstellbares Lager, um die Kolbendrucke, die zeitweilig den Raddruck 
übersteigen, besser aufnehmen zu können. 

Im dritten Abschnitt werden zwei- und mehrzylindrige Lokomotiven 
mit einfacher und doppelter Dehnung behandelt. Die Vor- und Nachteile 
der Mehrzylinderlokomotiven werden eingehend betrachtet. Daran an¬ 
schließend findet sich eine umfangreiche Abhandlung nebst Berechnungen 
über die störenden Bewegungen bei Lokomotiven und über den Massen¬ 
ausgleich. Wertvoll für den Konstrukteur sind besonders die letztge¬ 
nannten Berechnungen. 

Beachtenswert ist aticli die kritische Betrachtung über die Verwen¬ 
dung nur mäßig überhitzten Dampfes, wobei bewiesen wird, daß durch 
eine solche Maßnahme keinerlei wirtschaftliche Vorteile zu erzielen sind 
gegenüber dem in Deutschland fast allgemein eingeführten hoch über¬ 
hitzten Dampf. Einer eingehenden wärmetechnischen Untersuchung 
wird auch die Gleichstrom-Dampflokomotive unterzogen, von deren Ver¬ 
wendung sich der Verfasser keinerlei Vorteile für den Eisenbahnbetrieb 
verspricht. 

Der gesamte vierte Abschnitt des Buches ist einer kritischen Be¬ 
leuchtung der verschiedensten Arten von Überhitzern, besonders auch 
solcher amerikanischer Bauarten gewidmet. Es werden hier so ziemlich 
alle zur Verwendung kommenden Arten von Überhitzern besprochen, und 
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zwar solche, bei denen nur ein Teil der Heizgase zur Überhitzung ver¬ 
wendet wird. (Rauchrohr- und Rauchkammerüberhitzer, Überhitzer, bei 
denen ein kleines Temperaturgefälle aller Heizgase zur Überhitzung 
angewendet wird, Abgasüberhitzer und Überhitzer mit besonderer Feue¬ 
rung.) Der Stoff, der in diesem Abschnitt besprochen wird, muß als 
außerordentlich reichhaltig angesehen werden, zumal die Vorteile und 
die Nachteile der einzelnen Bauarten mit einander in Vergleich gesetzt 
werden. 

Im fünften Abschnitt werden bemerkenswerte bauliche Einzelheiten 
neuerer Lokomotiven behandelt, wie Kessel, Triebwerk, Laufwerk und 
besondere Ausrüstungsteile der Lokomotiven. Hervorzuheben, ist hier 
die Aufnahme der Gütevorschriften für Lokomotivkesselbaustoff in 
Amerika. Der Verfasser bekämpft die Verwendung der kurzen und 
breiten Feuerkisten und tritt für die Beibehaltung der schmalen und 
langen Feuerkisten ein, vorausgesetzt, daß gute Brennstoffe zur Ver¬ 
fügung stehen. Ob der Verfasser in diesem Punkt Recht behalten wird, 
hängt davon ab, welche Kohlensorten uns unsere Feinde künftig über¬ 
lassen werden. Wertvoll ist das, was über amerikanische Kessel formen 
gesagt wird (z. B. die explosionssichere Jacobs-Shupert-Feuerkiste, die 
Gelenkkessel der Malletlokomotiven u. a. m.). Der Verfasser tritt in 
diesem Abschnitt als Gegner des in Amerika fast ausschließlich ange¬ 
wandten Barrenrahmens auf. Er bekämpft den in Amerika üblichen 
Rahmenbau, hauptsächlich aber wohl wegen der Fehler, die dort bei 
seiner Herstellung gemacht werden. Die bei uns übliche Herstellungs¬ 
weise durch autogenes Schneidverfahren, die eine einwandfreie Erzeu¬ 
gung des Barrenrahmens gestattet, wird nur nebenbei erwähnt. 

Der sechste Abschnitt gibt einen allerdings etwas sehr gedrängten 
Überblick über die Fortschritte, die der Lokomotivbau in den letzten 15- 
Jahren in Amerika gemacht hat. In dankenswerter Weise hat es der 
Verfasser in diesem Abschnitt unternommen, an ausgeführten amerikani¬ 
schen Lokomotiven rechnerisch mit den Obergethmannschen Methoden 
nachzuweisen, welche Fehler in Amerika im Lokomotivbau häufig be¬ 
gangen werden, so daß es den Anschein hat, daß der Lokomotivbau in 
Amerika nicht auf der gleichen wissenschaftlichen Grundlage, wie bei 
uns, aufgebaut ist, daß in Amerika vielmehr nach sogenannten Faust¬ 
formeln gebaut wird, ohne daß auf die technisch-wirtschaftliche Aus¬ 
nützung der Brennstoffe Wert gelegt wird. 

Der achte Abschnitt behandelt sehr eingehend die einzelnen Grup¬ 
pen der Heißdampflokomotiven der preußischen Staatseisenbahnverwal¬ 
tung, einschließlich der Schmalspurlokomotiven neuester Bauart, aber 
ausschließlich der Zahnradlokomotiven. Eine große Fülle von Werten 
und Abmessungen dieser Lokomotiven sind hier zusammengetragen und 
werden kritisch betrachtet. Nach Ansicht des Verfassers sind die drei- 
und vierzylindrigen Lokomotiven für die preußischen Streckenverhält¬ 
nisse und Zuggewichte bei weitem zu vielteilig und zu teuer in der Unter¬ 
haltung. Er tritt mit großen» Eifer für Erhöhung des Raddrucks und für 
die Verwendung von nur eweizylindrigen Hochdruckmaschinen ohne 
Verbundwirkung ein. 

Im folgenden Abschnitt werden außerpreußische und außerdeutsche 
Lokomotiven besprochen und teilweise rechnerisch nachgeprüft. Auch 
hier ist ein recht mannigfaltiger Stoff zur Bearbeitung gelangt, wertvoll 
sind vor allem die Angaben über die großen und leistungsfähigen Loko¬ 
motiven unter teilweiser Angabe des Kohlen- und Wasserverbrauchs. 
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Der folgende Abschnitt bringt eine Auswahl von Versuchen der 
preußischen Staatseisenbahnverwaltung, teilweise in Tabellenform, mit 
ausführlichen Erläuterungen der Ergebnisse, die eine vollkommene Er¬ 
gänzung der Besprechungen der verschiedenen Lokomotivgruppen in 
den vorangegangenen Abschnitten bilden. 

Der zehnte Abschnitt befaßt sich mit sonst wenig bekannten Ver¬ 
suchen verschiedener Eisenbahnverwaltungen. Besonderes Interesse 
verdienen die Versuchsergebnisse, die auf dem Prüfstand der Pennsyl¬ 
vania-Bahn in Altoona erzielt worden sind. 

Ein wertvolles Material für Konstrukteure bringt der elfte Ab¬ 
schnitt, der über Gewichtsberechnung, Bestimmung der Achsbelastung 
und Einstellung von Lokomotiven in Krümmungen und das Roysche Ver¬ 
fahren handelt. 

Die letzten Abschnitte enthalten Vorschriften über den Bau und die 
Unterhaltung von Lokomotiven, sowie Quellenangaben u. a. m. 

Aus dieser kurzen Übersicht läßt sich ersehen, welch ein reich¬ 
haltiger Stoff in dem vorliegenden Werk verarbeitet worden ist, obwohl 
diese umfangreiche Arbeit zum großen Teil während des Kriegs geschaffen 
und 1 vollendet worden ist 

Die Ausstattung des Buches muß, wenn auch infolge der Kriegs¬ 
ereignisse nicht das gleiche gute Kunstdruckpapier wie bei der ersten 
Auflage zur Verfügung stand, als ganz hervorragend bezeichnet werden. 
Die zahlreichen Schaubilder im Text und die Abbildungen, besonders 
auch die in einem zweiten Band zusammen gefaßten maßstäblichen Zeich¬ 
nungen von Lokomotiven, sind deutlich und klar wiedergegeben. Die 
Auswahl der Zeichnungen ist mit großer Sorgfalt vorgenommen worden. 
Das Buch ist gleich wertvoll, sowohl für den Studierenden als auch für 
den Konstrukteur. Auch wird es einem Betriebsleiter manche Anregung 
geben für die Unterhaltung und Ausnützung der Lokomotiven im 
Betrieb. 

Die vorliegende Arbeit, die gewissermaßen die Krönung des Lebens¬ 
werks des Verfassers darstellt, der sich seinerzeit um die Einführung 
und Verbesserung der Heißdampflokomotive so außerordentliche Ver¬ 
dienste erworben hat, ist Ende des letzten Jahres der Öffentlichkeit über¬ 
geben worden. Möchte sie in der Fachwelt die Aufnahme finden, die 
sie um ihrer selbst willen und entsprechend dem Ansehn, das der Ver¬ 
fasser genießt, verdient, und möchte sie auch ihren Teil dazu beitragen, 
an dem Wiederaufbau der deutschen Eisenbahnen mitzuwirken. 

Pietsch. 


Dettmar. Dr. Ing. e. h., DieBeseitigung der Kohlennot. Unter 
besonderer Berücksichtigung der Elektrotechnik. 45 Abb. Ber¬ 
lin 1920. Julius Springer. 10 J(> 

Das Heftchen (112 S.) mit dem etwas anspruchsvollen Titel gibt 
eine Zusammenstellung der Grundlagen der heutigen Kohlenwirtschaft 
und der Bestrebungen und Möglichkeiten ihrer Verbesserung. Die heu¬ 
tige Kohlenlage und die vermehrte Gewinnung von Brennstoffen werden 
einleitend besprochen und durch Zahlen belegt. Leider ist hier gerade 
auf eine der wichtigsten Fragen: Förderung, Bedarf und Ententelieferung 
hinsichtlich der einzelnen Kohlensorten gar nicht eingegangen. Die Ver¬ 
ringerung des Brennstoffbedarfs nimmt den größten Raum der Schrift ein 
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uod wird zunächst bei der Heranziehung anderer Energiequellen (Wasser, 
Wind, Luftelektrizität, Sonnenenergie), sodann bei der besseren Aus¬ 
nutzung der Wärme in bestehenden Anlagen untersucht. Hier wäre eine 
schärfere Systematik und eine gewisse Kritik an den aneinandergereihten 
Urteilen anderer Verfasser* erwünscht gewesen. Zahlenangaben über 
mögliche Kohlenersparnisse bei diesem und jenem Verfahren sind nur 
von Wert, wenn diese Verfahren selbst und die Grenzen ihrer kohle- und 
geldwirtschaftlichen Anwendbarkeit angegeben werden; im allgemeinen 
muß man in dieser Beziehung sehr vorsichtig sein, da häufig solche Be¬ 
rechnungen ohne genügende Würdigung der sehr verschiedenartigen Um¬ 
stände angestellt werden und zu irreführenden Ergebnissen kommen. 
Manche einfachen und allgemein bekannten Dinge hätten kürzer, andere 
neuere ausführlicher behandelt werden müssen; zu letzteren gehören 
u. a. die Verwertung der Abwärme von Gasmaschinen, die Umstellung auf 
Rohbraunkohle (Maßnahmen und Grenzen), Aufspeicherung von Nacht¬ 
energie der Wasserkräfte (im Gegensatz zu der günstigen und bequemen 
Annahme, daß durch Verkuppelung von Dampf- und Wasserkraftwerken 
ein Ausgleich möglich ist). Nach Behandlung des Einflusses minder¬ 
wertiger Brennstoffe (Abfall aus der Kohlengewinnung, Ölschiefer, 
Müll) und der Transportfragen schließt das Heft mit einer Zusammen¬ 
stellung. 

Die planmäßige Verweisung der Industrie auf Wasser- oder Wärme¬ 
energie je nach ihrer Eigenart (beachte z. B. Stickstoff- und Aluminium¬ 
gewinnung) sowie der ganze Komplex der Fragen, der mit der Be¬ 
wertung der Brennstoffe als Rohstoffe (statt nur als Wärmespender) zu¬ 
sammenhängt, ist nicht behandelt, und' somit fehlt auch der Ausblick auf 
die künftige und scheinbar bereits nahe bevorstehende Oelwirtschaft 
Deutschlands. Ohne diese grundlegenden Gesichtspunkte, die auch bei 
gesetzlichen Maßnahmen zu berücksichtigen sind, kann die Kohlenwirt¬ 
schaft nicht beurteilt werden. Trotzdem bietet das Heftchen in seiner 
handlichen Zusammenfassung einen gewissen Überblick, der allerdings 
an vielen Stellen der Ergänzung und Vertiefung bedarf. 

Dr. Landsberg. 


Adler, W., Dr., Die Organisationsbestrebungen in Stab¬ 
eisenfabrikation und Stabeisenhandel, ihre 
Bedeutung für die Gesamtorganisation der 
Eisenindustrie. Bonn 1920. A. Marcus & E. Webers. 
10 JL. 

Wenn unter den Folgen des Kriegs und den Wirtschaftsnölen der 
Nachrevolutionszeit die Eisenerzeugung Deutschlands zurzeit noch durch 
den Selbstverwaltungskörper des Eisenwirtschaftsbundes, durch dessen 
Inkrafttreten die machtvolle Organisation der Eisenindustrie im Stahl- 
werksverbande beseitigt worden ist, auf paritätischer Grundlage und 
unter der Kontrolle des Staats bewirtschaftet' wird, so ist doch mit Be¬ 
stimmtheit früher oder später einmal mit dem Eintreten des Zeitpunkts 
zu rechnen, in dem diese staatlichen Bindungen der Industrie aufhören 
werden und das freie Spiel der wirtschaftlichen Kräfte wieder zur Gel¬ 
tung kommen wird. Dann werden sich alle an der künftigen Entwicklung 
unserer einst so starken Eisenindustrie Interessierten wieder besinnen 
auf das, was in der Vergangenheit auf dem Gebiet der Organisation der 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



482 


BUcherschau. 


Eisenfaibrikaüon schon erreicht war, und welche Schwächen und Mängel 
damals in die Erscheinung getreten waren. Für alle, die sich mit den 
künftigen Problemen der Eisenwirtschaft schon beschäftigt haben und 
noch beschäftigen werden, bietet die vorliegende Arbeit, die den Studien 
des Verfassers in dem volkswirtschaftlichen Seminar Wiedenfelds ent¬ 
stammt, einen guten Anhalt zur Unterrichtung über das bisher auf 
diesem Gebiet Erreichte. 

Ausgehend von der zutreffenden Voraussetzung, daß die Stabeisen¬ 
industrie nach ihrer wirtschaftlichen Bedeutung die Grundlage unserer 
Eisenwirtschaft bildet, werden in klarer und sehr gründlicher Ausarbei¬ 
tung die geschichtliche Entwicklung der Organisationsbestrebungen in 
der Stabeisenfabrikation und dem Stabeisenhandel und die Versuche zur 
Syndizierung der B-Produkte dargestellt und die Gründe für den Miß¬ 
erfolg so vieler Bemühungen auf diesem Gebiet gewürdigt, der im we¬ 
sentlichen auf dem unüberbrückbaren Gegensatz zwischen den gemischten 
und den reinen Werken beruhte. 

Wenn man dem Gedankengang des Verfassers auch beitreten kann, 
daß die Kontrollierung der B-Produkte, insbesondere des Stabeisens für 
die Stetigkeit der Preisbildung auf diesem Markt von ausschlaggebender 
Bedeutung für die weitere Entwicklung sein wird, weil sie nicht nur im 
Interesse der Erzeuger, sondern auch der Händler und Verbraucher liegt, 
so wird die Zukunft doch erst lehren, ob es auch hier dem Staat gelingen 
wird, einen Einfluß auf die Wirtschaftsführung eines solchen General¬ 
kartells der deutschen Eisenindustrie zu gewinnen, um einen etwaigen 
Mißbrauch seiner Machtfülle zu verhüten. Jedenfalls scheint der Hin¬ 
weis des Verfassers auf die ähnlich liegenden Verhältnisse im Kohlen¬ 
syndikat für den Verbraucher, wie die Erfahrung gelehrt hat, in dieser 
Beziehung nicht ausreichend; aber auf diesem Gebiet sind ja in neuerer 
Zeit, die der Verfasser, weil er mit der Kriegsorganisation abschließt, 
nicht mehr in den Kreis seiner Betrachtung zieht, so viele Fragen über 
Sozialisierung, Gemeinwirtschaft und Planwirtschaft im Fluß, deren 
weitere Entwicklung abgewartet werden muß. 

Jedenfalls kann das Nachlesen des Buches jedem Interessenten 
empfohlen werden. II'. Print. 


Günther, Hanns (W. Delmas), Elektrotechnik für Alle. Eine 
volkstümliche Darstellung der Lehre vom elektrischen Strom 
und der modernen Elektrotechnik. Dritte, stark vermehrte und 
verbesserte Auflage von „Der elektrische Strom“. 318 S., 373 Abb. 
Stuttgart 1920. Frankh’sclie Verlagshandlung. 

Der Verfasser hat seine Aufgabe, ein volkstümliches Buch über 
den elektrischen Strom und die Elektrotechnik zu schreiben, mit bemer¬ 
kenswertem Geschick gelöst. Der Eindruck verstärkt sich an solchen 
Stellen, wo die Schwierigkeit des Stoffs sich einer allgemein verständ¬ 
lichen Darstellung zu widersetzen scheint. In den ersten Abschnitten 
unterläuft dem Verfasser in dem Bestreben, volkstümlich zu schildern, 
hie und da eine Form der Darstellung, die vielen Lesern auf die Dauer 
ungenießbar sein würde: Seite 8: „Also überlegen wir einmal. Vielleicht 
hilft die Magnetnadel uns da auf die Sprünge.“ Oder: „Aufgepaßt, die 
Nadel schlägt stets nach der gleichen Seite, also vielleicht mit dem Nord¬ 
pol nach links hin, aus. Das ist zu merken. Wie aber wird die Sache, 
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usw.“ Zum Vorteil des Buchs tritt in den späteren Abschnitten anstelle 
dieser Sprache eine anschauliche, klare und einfache Darstellung’. An 
der Hand durchweg guter Zeichnungen führt der Verfasser den Leser 
durch das ausgedehnte Gebiet. In dem Abschnitt über die Anwendung 
der Elektrizität, der den Hauptteil des Buchs bildet, sind in erster Linie 
solche Einrichtungen, Maschinen und Gebrauchsgegenstände behandelt, 
die der aufmerksame Mensch täglich zu beachten Gelegenheit hat. Das 
Buch gibt Auskunft über die Fernschreiber in ihren verschiedenen Aus¬ 
lührungsformen. Selbst die verwickelteren Einrichtungen sind in einer 
für den Laien leicht faßbaren Form behandelt. Die Wirkungsweise des 
Fernsprechers wird beschrieben und erklärt. Es folgen die Abschnitte 
über den Elektromotor, den Induktor, den Transformator und die elektri¬ 
sche Kraftübertragung, die elektrische Heizung, das elektrische Licht, 
Elektrochemie, Elektrische Strahlen, Funkentelegraphie und -telephonie. 

Dem vierten Abschnitt über die Anwendung der Elektrizität sind 
die Abschnitte über die Grundlagen der Elektrotechnik, die elektrischen 
Maßeinheiten und die Meßinstrumente, sowie über die Erzeugung des 
elektrischen Stroms vorangestellt. Auch in diesen Teilen des Buchs 
arbeitet der Verfasser mit großem Geschick und versteht es durch die 
Heranziehung anschaulicher Bilder und durch die Beschränkung auf das 
Grundsätzliche, die Leser zu fesseln und ihnen einen Blick auf das We¬ 
sen der Erscheinungen zu eröffnen. 

Die neue Auflage trägt die Aufschrift: Elektrotechnik für Alle. 
Auch ohne diesen neuen, wohl zugkräftigen aber weniger sachlichen 
Titel wäre das Buch des ihm gebührenden Erfolges sicher gewesen. 

Kröh. 


Archiv für Wärmewirtschaft. Amtliches Organ der Hauptstelle für 
Wärmewirtschaft. Berlin. Verlag des Vereins deutscher In¬ 
genieure. 

Die Hauptstelle für Wärmewirtschaft, die beim Verein Deutscher 
Ingenieure unter Beteiligung namhafter industrieller Verbände, wie z. B. 
des Vereins Deutscher Eisenhüttenleute, der Vereinigung der Elektrizi¬ 
tätswerke u. a., gegründet ist, bezweckt die Sammlung und den Austausch 
der Erfahrungen auf dem wichtigen Gebiet der Wärmewirtschaft. Diese 
Aufgabe ist bei der geringen Tendenz der Einzelnen, die unter Aufwand 
von Lehrgeld erworbenen Erfahrungen selbstlos anderen preiszugeben, 
sehr schwierig. An ihr zu arbeiten dient der Erweckung des Sinnes für 
das Allgemeinwohl und der gesamten Volkswirtschaft. Neben den weni¬ 
ger an die Öffentlichkeit tretenden Arbeiten im engeren Kreise der an¬ 
geschlossenen Industrien hat die Hauptstelle mehrfach erfolgreich© 
Kurse abgehalten, in denen wichtige Fragen von maßgebender Seite be¬ 
sprochen wurden. Diese Vorträge sind in einer Reihe von Heften unter 
der Bezeichnung „Sparsame Wärmewirtschaft“ bei Springer 1920 ver¬ 
öffentlicht. Sie betreffen die Gebiete der Brennstoffbeförderung, ihrer 
Verwendung in Industrie und Haushalt und insbesondere die Abwärme¬ 
verwertung und Betriebskontrolle. Diese Veranstaltung hat im Reich 
Nachahmung gefunden; soweit die einzelnen Industrien sich nicht eigene 
Wärmeberatungsstellen geschaffen haben, sind die Dampfkesselrevisions¬ 
vereine die gegebenen Sachwalter einer guten Wßrmewirtschaft. Auch 
diese stehen naturgemäß in Erfahrungsaustausch mit der Hauptstelle für 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



484 


Bttcherschau. 


Wärmewirtschaft und beraten häufig die Kohlenwirtschaftsstellen, die 
für die Kohlenverteilung maßgebend und hierbei unmittelbar in der 
Lage sind, die Kohlenverbraucher in der sparsamen Bewirtschaftung der 
Brennstoffe zu beeinflussen. — 

Nunmehr hat die Hauptstelle für Wärmewirtschaft ein eignes Or¬ 
gan: „Das Archiv für Wärmewirtschaft“ ins Leben gerufen, um darin den 
Niederschlag der für eine größere Öffentlichkeit geeigneten Erfahrungen 
bekannt zu geben. Zunächst sind diese mehr programmatischer Art und 
werden alsdann Einzelnes aus der Wärmewirtschaft bringen. Ferner 
enthalten die monatlich erscheinenden Hefte eine umfassende (einseitig 
gedruckte) Wärmetechnische Zeitschriftenschau. Der "Wert des Archivs 
ist durch den dargestellten Zusammenhang gekennzeichnet. Für die 
Eisenbahnverwaltung wird es wichtig sein, an zentraler Stelle die Er¬ 
fahrungen der Industrie dauernd zu verfolgen und ihre Anwendung an 
den hierfür geeigneten Orten bei den Behörden zu veranlassen. Diese 
Aufgabe wird durch das Archiv und die Verbindung mit der Hauptstelle 
selbst erleichtert. Dr. Landsberg. 


Übersicht der neuesten Hauptwerke über Eisenbahnwesen 

und aus verwandten Gebieten. 


Bond, A. R. Bei den Helden der Technik. Stuttgart. 1921. 

Finanzarchiv, Zeitschrift für das gesamte Finanzwesen. Herausgegeben von 
Prof. Dr. Georg Schanz. 37. Jahrgang. 2. Band. Stuttgart und Berlin 1920. 
Link, E. Erdbau. 2. Auflage. Sammlung Göschen. Berlin und Leipzig 1920. 
Müller, W., Dr. Ing. Ein einheitliches zeichnerisches Verfahren zur Ermittlung 
der Fahrzeiten, der Zugförderungsarbeit, sowie des Kohlen- und Stromver¬ 
brauchs. Mainz 1920. 

Pietsch, W. Taschenbuch für das Rcichsverkehrswesen 1920/21. Berlin 1921. 
Porstmann, Dr. W. Sprache und Schrift Berlin 1920. 

Sailer, II., Dr. Ing. Einfluß bewegter Last auf Eisenbahnoberbau und Brücken. 
Berlin und Wiesbaden 1921. 

Schrey, F. Über Riffelbekämpfung mit Schienenschleifwagen und Riffelmessung 
auf Straßenbahnen. Wien 1921. 

Strecker, Karl, Dr. Jahrbuch der Elektrotechnik. 8. Jahrgang. Das Jahr 1919. 
München und Berlin 1920. 

Warneyers Jahrbuch der Entscheidungen. 19. Jahrgang 1920. Leipzig 1920. 
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Zeitschriften. 


Allgemeiner Tarifanzeiger. Wien. 

39. Jahrgang, Heft 39. Vom 20. Dezember 1920. 

Der Weg zur Beschleunigung der Reklamationsbedingungen. — Tarif- 
und Verkehrsnachrichten aus Italien. 

40. Jahrgang. Heft 1 bis 8. Vom 1. Januar bis 20. Februar 1921. 

(1:) Einführung einer Neuaufgabegebühr auf den österreichischen 
Staatsbahnen. — (2:) Güterverkehr Österreich—Rumänien durch Un¬ 
garn. — Stand der Gütertarife in den europäischen Staaten. — 
(3:) Neuerliche Tariferhöhung in Österreich. — Erhöhung des tarif¬ 
mäßigen Lager- und Standgeldes auf den österreichischen Staatsbahnen. — 
(4:) Die neuerliche Tariferhöhung in Österreich. — (5 u. 6:) Die neue 
Tariferhöhung in Österreich. — (5:) Stand der Gütertarife in den euro¬ 
päischen Staaten. — (6:) Veränderung der Eisenbahntarife. — Zur Er¬ 
höhung der reichsdeutschen Gütertarife. 

Archiv für Post und Telegraphie. Berlin. 

Heft 2. Februar 1921. 

Fünfzig Jahre Reichspost und Reichstelcgraphie. 

Der Bauingenieur. Berlin. 

1. Jahrgang. Heft 23 bis 24. Vom 15. bis 31. Dezember 1920. 

(23:) Preisbildung im Bauingenieurwesen. — (22 u. 24.) Ausführung 
und Kosten der Maasbrücke in Vise. — Brückenbauten in Mexiko. — 
(24:) Der Ausbau des Rotterdamer Hafens auf dem rechten Maasufer. 

2. Jahrgang. Heft 1. Vom 15. Januar 1921. 

Wiederherstellung der Brücke über die Düna bei Riga durch die Ma¬ 
schinenfabrik Augsburg—Nürnberg A.-G. — Eisenbahnkriegsbauten im 
Westen. 

Beton und Eisen. Berlin—Wien. 

20. Jahrgang. Heft 2/3. Vom 4. Februar 1921. 

Neue Eisenbahnwagenbauten in Eisenbeton. 

Der Betrieb. Berlin. 

3. Jahrgang. Heft 8. Vom 25. Dezember 1920. 

Grundlagen für die Organisation von Unternehmungen. — Arbeitsver¬ 
teilung und ihre Wirkung auf das Terminwesen in Maschinenfabriken. — 
Beiträge zur Selbstkostenberechnung. 

Deutsches Eisenbahnwesen. Berlin. 

12. Jahrgang. Heft 1. Vom 1. Januar 1921. 

Bahnkreuzungen. — Lokomotivfeuerbüchsen aus Sonderweicheisen. — 
Die Achswellenherstellung. 
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Deutsche Industrie. Berlin. 

2. Jahrgang. Heft 1 bis 7. Vom 1. Januar bis 12. Februar 1921. 

(1:) Eine Reichsgerichtsentscheidung über die Veröffentlichung von 
Ausftihrungsbestimmungen zur Eisenbahnverkehrsordnung. — (2:) 

Höhere Frachten! — (7:) Verteuerung der Privatanschlußgleise. 

Deutsche Straßen- und Kleinbahnzeitung. Berlin. 

28. Jahrgang. Heft 42 bis 51. Vom 16. Oktober bis 18. Dezember 1920. 
(42:) Druckluftbremse oder elektrische Bremse? Mauerfraß bei Bahn¬ 
bauten. — (51:) Die Wiener Städtischen Straßenbahnen im Verwaltungs¬ 
jahr 1918/19. Zur Sozialisierung in Österreich. 

Deutsche Wirtschaftszeitung. Berlin. 

17. Jahrgang. Heft 2. Vom 15. Januar 1921. 

Der Mittellandkanal ein großdeutsches oder ein preußisches Unter¬ 
nehmen. 

Eisenbahn und Industrie. Wien. 

28. Jahrgang. Heft 1. Januar 1921. 

Zur Elektrisierung unserer Bahnen. 

Der Eisenbahnbau. Berlin. 

Jahrgang 1920. 2. Dezemberheft. 

Neue Signalordnung der norwegischen Staatsbahnen. — Meinungsaus¬ 
tausch. Nochmals: Dampf oder Elektrizität. 

Jahrgang 1921. 1. Februarheft. 

Tränkungsverfahren für Eisenbahnhölzer. Die Kanadische Pacificeisen- 
bahn. 

Eisenbahnblatt. W ien. 

26. Jahrgang. Heft 1 bis 3. Vom 1. bis 31. Januar 1921. 

(1:) Die Privatbahnen in der Tschecho-Slowakei. — (2:) Abermalige 

Erhöhung der Gütertarife und Postgebühren. Staatliche Pachtung der 
Mitten waidbahn. Das Walchensee werk. Zur Eisenbahnbeamten¬ 
bewegung in Deutschland. — (3:) Die Elektrisierung des Staats¬ 

betriebs. — Erhöhung der Lagergelder und Wagenstandsgelder auf den 
österreichischen Eisenbahnen. — Beförderung von Eilgüter- und Post- 
güterzügen mit Luftdruckbremse. 

Das Eisenbahnblatt (Järnbanebladet). Stockholm. 

1920. Nr. 9 bis 12. Vom September bis Dezember 1920. 

(9.) Sverige. Statens järnvägars nya kolkaj vid Örnsköldsvik. — 
Genomgäende bromsinrättning för godstäg- — Bromsregulatorn och dess 
verkningssätt. — Patenterad lokomotivbläster System Kylälä. — Tjänst- 
göringstiden för viss driftspersonal vid Sveriges Statsbanor. — Taxeför- 
hällanden i utlandet. — (10:) Sverige. överrevisionen vid statens järn- 
vägar. — T&gindragningarna frän den 15. September. — Taxeförh&llan¬ 
den pä kontinenten. — (11:) Om tubsotning. — Kungl. järnv&gsstyrelsens 
riksdagspetita. — Lönerörelse vid de svenska privatbanorna. — Danmark. 
T&gsolyckan vid Vigcrslev. — Banorna i Sönderjylland. — Nya stats- 
bancdclar under ären 1921 och 1922. — (12:) Sverige Statsbaneperso- 
nalens löneförhällanden. — överrevisionen vid statens järnvägar. — 
Personalindragningarnas orafattning. — Avst&ndstabellen för den nya 
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godstaxen. — Statsbana Habo—Hjo—Karlsborg—Laxa. — Angfiir.ioleden 
Malmö:—Köpenhamn. 

Der Eisenbau. Leipzig. 

11. Jahrgang. Heft 24. Vom 21. Dezember 1020. 

Die Wiederherstellung der Brücke über die Wilia bei Jauow diucli die 
Maschinenfabrik Augsburg-Nürnberg. A.-G.. Werk Gustavsburg. 

12. Jahrgang. Heft 1 . Vom 18. Januar 1921. 

Einiges über den Umbau der Eisenbahnbrücke über die Mosel bei 
Coblenz. — Eigenartige amerikanische Bahnhofshalle. 

Elektrische Kraftbetriebe und Bahnen. Berlin. 

19. Jahrgang. Heft 1. Vom 10. Januar 1921. 

Die Größe des Raddrucks bei Straßenbahnwagen. 

Elektrotechnik und Maschinenbau. Wien. 

39. Jahrgang. Heft 5. Vom 30. Januar 1921. 

Aufnahme des elektrischen Betriebs auf der Strecke Erst fehl—Airolo 
der Gotthardbahn. 

Elektrotechnische Zeitschrift. Berlin. 

41. Jahrgang. Heft 51 bis 52. Vom 23. bis 30. Dezember 1920. 

(51:) Güterbeförderung auf elektrischen Straßenbahnen. — (.52:) Zur 
Berechnung von Spannungsabfüllen in den Fahr- und Speiseleitungen 
elektrischer Wechselstrombahnen. — Die neuen Bahnen der Londoner 
U ntergrundbahn. 

42. Jahrgang. Heft 7. Vom 17. Februar 1921. 

(7:) Neuere Theorieu der Schüttelerseheinungen elektrischer Lokomo¬ 
tiven mit Parallelkurbelgetrieben. 

Engineering News Record. New York. 

85. Band. Nr. 24 bis 27. Vom 9. bis 30. Dezember 1920. 

(24:) Pipe line System of oil Iransportation. — (u. 25:) Observation¬ 
en a Pacific coast trip. Spokane. — (24:) Prospects for Railway tie 
supply from South America. — Concreto towers at Railway water sta- 
tioiiß: Chicago and Northwestern Railway. — (25:) (’o-ordinated national 
transport System advanced. — Construotion revival-when? — (26:) 

Observations on a coast trip. — Chicago eloctrification and elcvation on 
Chicago, Milwaukee and St. Paul Railway. — Functions of rapid transit 
lines in cities. — (27:) Observations on a Pacific eoast. trip. — 

An analysis of tbe proposal to establisb a National department of public 
workö. 

Europäische Staats- und Wirtschaftszeitmig. Berlin. 

6. Jahrgang. Heft 3. Vom 1. Feberuar 1921. 

Logische Reform der Eisenbahnfahrpreisc. 

Le Glnie Civil. Paris. 

41. Jahrgang. Heft 1 bis ß. Vom 1. Januar bis 5. Februar 1921. 

(1:) Locomotivos eleetriques ii marchandises des chemins de fei fedr- 
reaux suisses construites par les ateliers d'Oerlikon. — Le Metropolitain 
de Paris. Prolongement de la ligne No 7, du Palais-Royal a lllötel 
de Villo. par les quais. — Les avantages et les ineonvenietits de la 

Archiv für Kispnhnhiiwrsen 1921. ;>■_> 
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,,•1 ourncc unglaise". — (2:) Le cheinin de fer de Bagdad. — (3:) Les 
ponts en arc ä grande portee eu bdton. — Los locomotives £lectriques a 
courant continu type „Westinghouse“ du Chicago. Milwaukee and Saint - 
Paul Railroad. — (4:) La partieipation ouvri^rc aux bön£fices de la 
Production. — (5:) Le barrage de Seoltenna. — (6:) Les signnnx de 
chemins de fer. 

Glasers Annalen für Gewerbe und Bauwesen. Berlin. 

S7. Band. Heft 12. Vom 15. Dezember 1920. 

(12:) Der Abbau der Kohlenpreise. — Französische Verkehrspläne in 
Spanien und Afrika. 

HK. Band. Heft 2. Vom 15. Januar 1921. 

Die Transportmittel in Industriewerkeil. — Ober ein von der Firma 
Friedr. Krupp A.-G. hergestelltes Weicheisen, das als Baustoff für 
Lokomotiv-Feuerbüchsen besonders geeignet erscheint. 

Hanoniag-Xachriehten. Hannover-Linden. 

8. Jahrgang. Heft 87 Januar 1921. 

Berechnung der Hanpfabmeesungen von Lokomotiven. — B-Tenderloko- 
motive von 600 mm Spurweite für Strecken- und Stollenbetrieb des Rom¬ 
melsberg-Bergwerks in Goslar a. II. — Feuerlose Hanomag-Lokomotiven. 

De Ingenieur. s-Gravenhage. 

35. Jahrgang. Heft 52. Vom 25. Dezember 1920. 

(52:) Fen sehakeling vorn* bet nieten der snellieit van (reinen. 

36. Jahrgang. Heft 2 bis 5. Vom 8. bis 29. Januar 1921. 

(2:) Eenige opmerkingen over de keuze van het el ec irische ström systeem 
voor electrische tractie van hoofdspoorwegen in het bijzon der voor Ned.- 
Indie. — (5:) Oplossing van het vraagstuk betreffende den noodtocstaml 
der tramwegen. 

Die Lokomotive. Wien. 

17. Jahrgang. Heft 12. Dezember 1920. 

Die Anwendung von Heißdampf bei Lokomotiven. — Ein Beitrag zur 
Lokomotivgeschichte. — 2 B-Sehnellzugslokomotive mit Flamankessel 

der französischen Ostbahn — Der Zustand der Fahrzeuge und die Be¬ 
triebslage der preußischen Staatsbahnen im Jahr 1919. — Der Nieder¬ 
bruch der Eisenbahnen Sowjet-Rußlands im Jahr 1919 und ihr gegen¬ 
wärtiger Zustand. — Preußisches Elektrisierungsprogramm. 

18. Jahrgang. Heft 1. Januar 1921. 

Widerstandsverhältnisse bei der Förderung auf Eisenbahnen und Wasser¬ 
straßen. 1. — Russische Lokomotiven. IV. 

Organ für die Fortsehritte des Eisenbahnwesens. Berlin und Wiesbaden. 

75. Jahrgang. Neue Folge. 57. Band. Heft 24. Vom 15. Dezember 1920. 
Berechnung der Blattfedern. — Kühlwagen, besonders Fleisch wagen 
der ehemals österreichischen Stantsbnhnen. — Schienen der finnischen 
Staatsbahnen. 

76. Jahrgang. Neue Folge. 58. Band. Heft I bis 4. Vom 1. Januar bis 
15. Februar 1921. 

(1:) Die neue Lokomotivwerkstätte Nied. — Versuche mit Asbestbeton- 
Schwellen bei der wiirttembergischen Staatsbahn. — (3 1:) Zeichnerische 
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Berechnung vun (ileisplnnen. — Pie neue LokomotivWerkstatte Nied- 
Soder. 

Kailway Signal Engineer. Chicago-Xew York. 

Band 13. Nr 12. Dezember 1920. 

Pussenger terminal facilities at Kiclmiond, Va. — Areident bullet in 71. 

Kevuc generale des ehemins de fer et des tramways. Paris. 

39. Jahrgang. Heft 12. Dezember 1920. 

(12:) Nouveau type de Suspension pour voituro a bngies. — Note sur le 
eamionage automobile pour chemin de fer. 

40. Jahrgang. Heft 1 und 2. Januar bis Februar 1921. 

(1:) La ^Organisation des ehemins de fers grees. — Note sur les 
Premiers essais a la compagnie d'Orleans, du chauffage des foyers de 
locomotives au „fuel oil“. — (2:) Les transports par voie forree d<* 
l’armee amöricaine eu Fram e. — Controle electruiue de la Position de.- 
aiguilles. 

Rundschau für Technik und Wirtschaft. Wien-Leipzig. 

13. Jahrgang. Heft 21—24. November—Dezember 1920. 

Kohlenersparnis. 

Schweizerischc Bauzeitung. Zürich. 

Band 76. Heft 26. Vom 25. Dezember 1920. 

Die zweckmäßigste Neigung der Eisenbahn. 

Stahl und Eisen. Düsseldorf. 

41 Jahrgang. Heft 1. Vom 6. Januar 1921. 

Die Erhöhung der Privatansehlußgebiihren. 

The Technical Review. Westmilister. 

7. Band. Nr. 12. Vom 28. Dezember 1920. 

Navigation of the Loire. — The development of ihe basiu of the Loir»*. 
— Benzolo-electrio rail motor car. — The Cleveland Railway two unii 
automatic substation. — Organisation of locomotive repair shops. — 
Locomotive headlight turbo-generator. — Feed water heating on Euro¬ 
pean locomotives. — Kunze-Knorr brake-tests in Sweden. 

8. Band. Nr. 1 bis 6. Vom 4. Januar bis 8. Februar 1921. 

(1:) Small locomotive fitted with special radial axles. — A fireless 
locomotive. — Baldwin 6-eoupled freight locomotive. — Water 
level indication in locomotive hoilers. — Increasing capacity 
of 4-wheeled open wagons. — Oklahoma new interurban 
Railway. — Progress in rail joint eonstruction. — Linking up 
the Railways of Palestine and Syria with the Egyptian State System. 
— Economieal Operation of tramways. — Conveyors for delivery of 
sacked coffee to ships. — The Barnes cotton loading machine. — Cost of 
transport by water. — (2:) British electric freight loeoinotives. — 
Mountain type loeoinotives for the New York. New Huven and Hartford 
Railroad. — Diesel-elcctric motor coachcs for Railways. — Krauss 
Booster locomotive. — Track evolution in Edmonton, Alberta. — Nichol¬ 
son thermic syphone. — Lehigh Valley Railroad marine terminal. — 
Slips and subsidences on Railways. — ! T . S. electric train Signal. — 
(3:) American loeoinotives for Roumania. — I— 1—4 express tanc enginc 
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— Metropolitan Kailway. — Snow ploughs. — Locomotive feed water 
heaters. — Flur» handling equipment in tlie Columbus shops. Pennsylva¬ 
nia Railroad. — Beahm automatic; connector for train pipes. — Snfety 
wrench for oponing ear hoppcrs. — Inspection of electric ears. — Rail- 
way loading and unloading Arrangements. — A study of rapid-transit 
Station design -1. — Platforin liftiug truck. — Traffic aspects m 
the track lay-out. — Exteiuling lake transportation to the oeean. — 
A portable ear unloader for bulk inaterials. — (G:) New passenger 
vehicles for Ihe Metropolitan Railway. — Steam versus electric traction. 
— The Ilaiss wagon loador. — Expanding locomotive frames for con- 
Iraction in wclding. — The „Eymon“ continuous rail Crossing. — New 
third dass dining car, L. and N. W. lly. — G. N. Ry. converted suburban 
stock. — Unconvcntional fonns of blast pipe nozzles. — The locomotive 
mechanical stoker and fuel economy. — The Stevenage line, G. N. Ry. — 
A wagon weighing machine. — Bullhead versus flat - bottoin rails. — 
Traffic as n Science. — The zone fnre system nt San Diego. — Union 
Pacific R. R. engine terminals. — Automatic imloaders versus tipping 
wagons. 

Technische Blätter. Teplitz-Schönau. 

50. Jahrgang. Heft 3 und 4. Vom 20. Januar 1021. 

Zur Geschichte der Eisenbahnen. 

Technisches Wochenblatt. (Teknisk Fkeblad.) Kristiania. 

1020. Nr. 41—53. Vom 8. Oktober bis 31. Dezember 1920. 

(41:) Nye Jernbaner i Latvicn. — (12:) En nv russisk Jernbane. — 
(13:) Eidanger—Brevikbanen. — (11:) Forstadsbaner i Kristiania og 
Aker. — (IG:) Jernbaner i Litauen. — (48:) Jernbanelegome for tung 
trafik. — (19:) Nye Jernbmieanlaeg i Marokko. - (51:) De svenske 

Statsbaner. — (52:) International Forening nv Sporveisselskaper. — 
(53:) Foistadsbaneue i Aker. 

Los Transportes. Madrid. 

2. Jahrgang. Heft 54/55. Dezember 1920. 

Les elecciones y las tarifas. — Proyecto de reforma del regimeii fern» 
viario en Inglaterra. — El deficit de Ins ferroearriles italianos. — 
El empleado del ferrocarril. — Futuro regimeii ferroviario en Francia. 
— El combustibilc: la loeomotora. 

3. Jahrgang. Heft 56. Vom 15. Januar 1921. 

El Mensa je de la Corona y las tarifas forroviarias. — La responsabili- 
dad de las Companies de Ferrocariics en ca so de* transpotre efeetuadn 
por varias redes. — Cuestiones ferroviarias. 

Verkehrstechnik. Berl in. 

37. Jahrgang. Heft 36. Vom 25. Dezember 1920. 

Seekabel, ihre Legung lind Unterhaltung. — Die wirtschaftliche 
Lage der amerikanischen Straßenbahnen. — Die Entwicklung des 
Kraftwagenhetriehs der Reichspost. 

3N. Jahrgang. Heft 1 bis 5. Vom 5. Januar bis 15. Februar 1921. 

(1:) Die zweckmäßigste Bezugsvariable bei der Geschwindigkcits- 
registrierung im Eisenbahnbetrieb. — Die AEG.-Schnellbahn Gesund¬ 
brunnen—Neukölln. - (2:) Kennzeichnung der Straßenbahnlinien in 

Berlin. — Das Verkehrswesen im Rcichswfrtschaftsrat. — (3:) Die Zug- 
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heizung aut* elektrischen Vollbahnen. — I >io verschiedenen Schiene]t- 
sehweißungen und ihre Vorwendungsgebiete. — Das Rciehsverkehrs- 
ministerium. — Das Arbeitsgesetz der eidgenössischen Verkehrs« ii- 
stalten. — Ein Wink für elektrischen Bahnbetrieb. — (4:) Eisenbahn¬ 
wagen aus Eisenbeton. — Der Stromverbrauch elektrischer Straßen¬ 
bahnen. — Autonome Wirtschaftsgebiete und Reichseisenbahnen. — 
Uleisinstandsetzungen. — Welche Temperatur herrscht auf dem Führer¬ 
sland von Dampflokomotiven. — (5:) Die Rettung der Landstraße. 
— Die Gütereisenbahnen der Städte und die Reichseisenbahnen. — 
Das Anleihegesetz zur Bereitstellung von Mitteln für Kleinbahnen. 

V crkehrstechnische Woche. ILeipzig. 

15. Jahrgang. Heft 1 bis 8. Vom 0. Januar bis 21. Februar 1921. 

(1/4:) Zur Eisenbahnausrüstung von Häfen. — (2:) Zur Aufklärung 
und Abwehr. — (3:) Die Lage» der amerikanischen Straßenbahnen. — 
(4:) Psychotcchnische Eignungsprüfungen im Eisenhahnbetriebsdienst. 
(5/6:) Deutscher Reiseverkehr und deutsche Verkehrswerbung. — 
Etwas von Kultur und Technik. - (7:) Die zeichnerische Darstellung 

der Gleisuntcrhnltung. — (8:) ('her den Entwurf der Bahnhöfe von 
großstädtischen Schnellbahnen. — Die Seeschiffahrt auf Flüssen. — 
Ein Beitrag zur Besserung des Wagonumlaufs. 

Zeitschrift des Oberschlesischen Berg- und Hüttenmännischen Vereins. Kattowitz. 

59. Jahrgang. Heft 6. 

Der neue Eiseiibalmgüterturif und seine Bedeutung für Oberschlesien. 

Zeitschrift des österreichischen Ingenieur- und Architektenvereiiis. Wien. 

73. Jahrgang. Heft 1/6. Vom 11. Januar bis 11. Februar 1921. 

(1/2:) Über den Ausbau der Wasserkräfte in Bayern. — Die Wasser¬ 
kräfte in Nordtirol. — Der Bau des Murfallwerks. — (Ö:) Lastkraft¬ 
wagenverkehr und Straßeminterlmltung. 

Zeitschrift des Vereins Deutscher Ingenieure. Berlin. 

Band 65. Heft 7. Vom 12. Februar 1921. 

Das Lohnproblem. — Die elektrischen Fahrzeuge der Berliner Bahnen. 

Zeitschrift für den internationalen Eisenbahntransport. Bern. 

29. Jahrgang. Heft 1. Januar 1921. 

Liste der Eisenbahnen, auf die das I. (\ Anwendung findet. 29. Aus¬ 
gabe. vom 1. Januar 1921. 

Zeitschrift für Staats- und Volkswirtschaft. Wien. 

32. Band. Heft 1/4. Vom 15. bis 31. Januar 1921. 

(1/2:) Die tschecho-slowakischen Eisenbahnen. — (3/1) Die Elektri¬ 
sierung des Stnntsbahnbetriobs. 

Zeitung des Vereins Deutscher Eiseiibahnverwaltiiiigeii. Berlin. 

61. Jahrgang. Heft 1 bis 3. Vom 6. Januar bis 27. Februar 1921. 

(1/2:) Rückblick auf das Jahr 1920. — (1:) Psychotechnische Berufs¬ 
und Eignungsprüfungen. — Eisenbahnreklame. — (2:) Die griechischen 
Eisenbahnen. — Die Neuregelung der Bestimmungen über die Haftpflicht 
der Eisenbahn. — (3:) Ausbau oder Wiederabbau des Reiehseiscnbahn- 
• . Systems. — Führung der Berliner Hoch- und Untergrundbahn durch be¬ 
baute Viertel. — Staatliche Förderung der fachlichen Ausbildung von 
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nundwcrkdehrlingcn und jugendlichen Facharbeitern in Berufsschulen 
durch Eisenbahn- und Bergverwaltung. — (I:) Exzellenz Wiehert. 

Zur Verbesserung des Nach rieht onwosens. — Hie Zukunft der engli 
r.. sehen Eisenbahnen. — Das »Signal wesen in den Technischen Ver¬ 

einbarungen vom Jahr 1919. — Dienst- und Schutzkleidung. — Dir 
Verkehr im Eisenbahndirektionsbezirk Cassel in den Jahren 1919 und 
191*1. — Bedeutung der Güterzugnummern. — (6:) Die Verkehrsmittel 
in Volks- und Staat sw irt schuft. Von Snx. Zweiter Band. — Die Eisen- 
bahn werkschule mit ihren unterricht liehen und erziehlichen Aufgaben. 
— Der Fahrkartenverkauf. — Neue Signalordnung der norwegischen 
Staatsbahnen. 

Zentralblatt der Bau Verwaltung. Berlin. 

41. Jahrgang. Heft 2 bis 12. Vom j. Januar bis 9. Februar 1921. 

(2:) Die preußischen Wasserstraßen in Vergangenheit und Zukunft. 

(6:) Vom Bau des Mittellandkanals. - (8:) Verstärkung der Gcwölb*’ 
von Fisenbalmbrücken. — (9:) Wagenantrieb für Ablaufberge. — (12:) 
Die Neuregelung der Bemntenbesoldiing im Boreieh der Staatslmhnvei- 
waltung. 


Herau«gcgeben im Aufträge <!c» llcii h*vrrkc)ir«ini»i«teriuius. . " 

Verleg ton Juliti« Springer, Berlin W - Druck toii H.S. TTertnann A Cn., Berlin KW H>, Benthstr. v 
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Technik und Rechtskunde in der Eisenbahnverwaitung. 


Der auf Seite 279 im Heft 2 d. Jahrg. des Archivs für Eisenbahnwesen 
unter dem vorstehenden Titel erschienene Aufsatz des Geheimen Ober¬ 
regierungsrats v. Kienitz hat in den Kreisen der akademisch gebildeten 
technischen Beamten Erregung hervorgerufen. Es wird dabei vielfach 
angenommen, daß das im Reichsverkehrsministerium herausgegebene 
Archiv für Eiseubahnwesen die Anschauungen der maßgebenden Stellen 
der Verwaltung vertrete. Das ist nicht der Fall. Die v. Kienitzschen 
Ausführungen werden von technischer Seite nicht unwidersprochen 
bleiben, ich halte aber das „Archiv“ nicht für den geeigneten Boden, 
auf dem die Meinungsstreitigkeiten zwischen den akademisch gebildeten 
Beamten juristischer und technischer Vorbildung weiter auszutragen 
sind. Wie der Herr Keichsverkehrsminister Groener über unser 
gegenseitiges Verhältnis denkt, hat er auf der ersten „Technischen 
Tagung“ am 29. November v. J. in Karlsruhe ausgesprochen. „Ich stehe 
auf dem Standpunkt, daß innerhalb unserer Reihen keinerlei Partei sein 
darf, daß es keinen Kampfruf geben darf „hie Techniker, hie Administra¬ 
tiver!“ In unserer Lage kann es sich für jeden Eisenbahner nur darum 
handeln, die Reihen zu schließen, die eigene Front zu stärken, Fühlung 
Arm in Arm zu nehmen, alle Gegensätze zu beseitigen, auch solche, die 
etwa aus der Entwicklung der Reichseisenbahnen herrühren. Ich bin 
aber der Auffassung, daß die Techniker, ebenso wie die Administrativen 
in dasselbe Glied gehören.“ Das sollte uns allen eine ernste Mahnung 
sein und bleiben. 

Kumbier, Staatssekretär im Reichsverkehrsministerium. 


Oie europäischen Eisenbahnen und der Krieg'). 

Von 

Regierungsbaumeister Kart Heineck, Berlin. 


A. Einleitende Betrachtungen. 

Durch den Weltkrieg, der dde wirtschaftlichen, sozialen, politischen 
und Kulturverhältnisse der Völker tiefgehend aufgewühlt und grund¬ 
legend um gestaltet hat, wurden naturgemäß auch die Eisenbahnen in 
allen Ländern, weil sie im Krieg ein Hauptwerkzeug und das wichtigste 
Hilfsmittel der Kriegführung w r aren, nachhaltig in Mitleidenschaft ge- 

*) Die Anregung zu nachstehenden Ausführungen gab ein Vortrag, den der 
Geheime Baurat Heinrich (Reichsverkehrsministerium) am 16. Dezember 1920 
in der Deutschen Weltwirtschaftlichen Vereinigung zu Berlin hielt. Die Schilderung 
der Eisenbahnverhältnisse Deutschlands schließt sich im wesentlichen den Aus¬ 
führungen des \ ortrags an; die Behandlung der übrigen Länder erfolgte aus¬ 
führlicher. 

Archiv für Eisenbahnwesen, i^i. qq 
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Die europäischen Eisenbahnen und der Krieg. 


zogen. Die ständige Beförderung der Truppen, des Kriegs- und Heeres- 
materials und des Nachschubs für das gesamte Heer an den ausgedehn¬ 
ten Fronten und in der Heimat, neben dem sonstigen gesteigerten und 
sich immer verwickelter gestaltenden Verkehr für die Bedürfnisse des 
Volks, beanspruchte die Eisenbahnen während des Kriegs und darüber 
hinaus dauernd über Gebühr. Je länger der Krieg dauerte und je 
größer die Wucht war, mit der er zeitweise geführt wurde, um so 
mehr trat in allen Ländern, die am Krieg teilnahmen, ein stetiger Ver¬ 
fall des Eisenbahnwesens ein. Denn als Kriegsmittel konnten die 
Eisenbahnen ebensowenig geschont werden, wie die Führer die 
Truppen zeitweise nicht schonen konnten. 

Am Ende des Kriegs boten deshalb die Eisenbahnen sowohl der 
Urterlegenen als auch der Sieger edn überall ähnliches trübes Bild, das 
sich in der Folgezeit in einzelnen Staaten noch verschlechterte, weil in 
ihnen der Höhepunkt der Beanspruchung der Eisenbahnen am Kriegs¬ 
ende (Waffenstillstand) noch nicht erreicht war. Finanziell waren sie 
in den größten Nöten, das Personal war infolge der langen Überanstren- 
gung zermürbt, der technische Apparat stark verschlissen. 

B. Mittelmächte. 

1. Deutsches Reich. 

ln Deutschland war der Unterschied zwischen einst und jetzt be¬ 
sonders groß. Die Schilderung der Eisenbahnverhältnisse unseres Vater¬ 
lands trifft deshalb im wesentlichen auch für die übrigen europäischen 
Länder zu. 

Im Jahr 1913 erzielten die preußisch - hessischen Staatseisen¬ 
bahnen 1 ) einen Überschuß von rund einer Milliarde Mark, der technische 
Apparat war mustergültig und arbeitete vollkommen zuverlässig; die 
Bahnanlagen waren allen modernen Anforderungen entsprechend aus¬ 
gebaut. Im Jahr 1920 dagegen ergab sich für die deutschen Eisen¬ 
bahnen ein Fehlbetrag von rund 14 Milliarden Mark. Das Material, 
ruhendes sowohl wie rollendes, war stark heruntergewirtsehaftet, der 
Betrieb nur durch Sperrungen und Einschränkungen des Verkehrs müh¬ 
sam aufrcchtzucrhallen. Die Leistungen mußten hierdurch natur¬ 
gemäß sinken. 

Wegen dieses angeblichen Versagens der Eisenbahnen in und 
nach dem Krieg wurden von vielen Seiten, in der Presse und in den 

’) Bei statistischen Angaben wurden in der Hauptsache clie Verhältnisse 
der ehemals preußisch-hessischen Staatseisenbahnverwaltung berücksichtigt; diese 
geben jedoch auch ein Bild für die Eisenbahnverwaltungen der übrigen Staaten 
Deutschlands. 
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gesetzgebenden Körperschaften, starke Angriffe gegen die Eisenbahn¬ 
verwaltungen erhoben, die offenbar auf falscher Beurteilung der Ur¬ 
sachen dbr herabgeminderten und vielleicht auch schlechten Leistungen 
beruhen. Schuld an der ungünstigen Lage sollte die Organisation der 
Staatseisenbahnverwaltungen mit ihrem bureaukratischen System sein; es 
wurde bemängelt, diaß die Verwaltung zu wenig kaufmännisch und tech¬ 
nisch-wirtschaftlich arbeite; die leitenden Stellen sollten mit ungeeig¬ 
neten Kräften besetzt und die Beamten und Arbeiter nicht mehr so ge¬ 
wissenhaft und fleißig wie früher sein und dergleichen mehr. 

Alle derartigen Behauptungen sind größtenteils unzutreffend und 
haltlos. Wenn die Eisenbahnen die Anforderungen des Verkehrs viel¬ 
fach nicht erfüllen konnten, so war dies lediglich eine Folge des langen, 
entnervenden Kriegs, des Waffenstillstands und des Friedens. 

Der Eisenbahnbetrieb umfaßt alle Vorgänge und Verrichtungen, 
die zur Folge haben, daß auf einer vorhandenen Eisenbahn, unter Be¬ 
nutzung der vorhandenen Lokomotiven und Wagen, Züge hin- und 
herfahren und dadurch Gelegenheit zur Beförderung von Personen und 
Gütern bieten. 

Unter Verkehr versteht man im allgemeinen die Beförderung von 
Personen, Gepäck, Tieren und Gütern auf der Eisenbahn und die hier¬ 
mit im Zusammenhang stehende geschäftliche und kaufmännische Rege¬ 
lung des Beförderungsvorgangs auf Grund des Frachtvertrags. 

Der Zweck und die vornehmste Aufgabe des Eisenbahnbetriebs 
ist demnach die Bewältigung des Verkehrs. 

Allen, selbst den weitgehendsten Anforderungen des zeitweise 
recht starken Verkehrs kam vor dem Krieg der Betrieb im allgemeinen 
in jeder Weise nach; die nach der Eisenbahn-Verkehrsordnung für die 
deutschen Eisenbahnen gesetzlich vorgeschriebene allgemeine Beförde¬ 
rungspflicht konnte er erfüllen. Ein teilweises Sperren, Drosseln oder 
Abdrängen des der Eisenbahn zukommenden Verkehrs auf andere Wege 
kam wohl kaum in Frage. Diese Erscheinungen zeigten sich erst im 
Krieg und in der Zeit nach dem Krieg. Mit allen Mitteln muß deshalb 
nunmehr durch eine gesundo Bau- und Betriebspolitik versucht werden, 
die jetzige zeit- und stellenweise recht schwierige Betriebslage zu 
bessern, damit der Betrieb wieder in der Lage ist, den bisherigen Ver¬ 
kehr uneingeschränkt zu bewältigen und neuen Verkehr heranzuziehen. 

Im folgenden sollen die hauptsächlichsten Ursachen verkehrlicher 
und betrieblicher Art, die die Verhältnisse im deutschen Eisenbahn¬ 
wesen erschwerten und die zu der allmählichen Erschlaffung führten, 
behandelt werden. 

Bald nach Ausbruch des Kriegs und in verstärktem Maße in 
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seinem späteren Verlauf traten auf dem Gebiet des Verkehrs Ver¬ 
schiebungen ein, die die Leistungsfähigkeit der deutschen Eisenbahnen 
immer mehr beeinträchtigten. Der Verkehr suchte vielfach andere Wege 
als kn Frieden auf, er drängte sich auf den Hauptstrecken und an den 
'wichtigsten Knotenpunkten zusammen und beanspruchte die Eisenbahn 
an Stellen, deren Bau- und Betriebsanlagen für diesen neuen Verkehr 
nicht geschaffen waren, und die ihn infolgedessen teilweise nicht .be¬ 
wältigen konnten. Durch die Munitionserzeugung und sonstige Kriegs¬ 
industrie entstanden neue Erzeugungs- und Verbrauchstätten, besonders 
im Jahr 1916 nach Aufstellung des Hindenburgprogramms. Die Beförde¬ 
rungsweite der Güter, insbesondere aller Rohstoffe, stieg ganz erheb¬ 
lich, um so mehr, als auf Entfernungen wenig Rücksicht genommen wurde; 
die dadurch hervorgerufene längere Umlaufszeit der Güterwagen ver¬ 
schärfte den herrschenden Wagenmangel. 

Während in Friedenszeiten das Küstengebiet Norddeutschlands und 
zahlreiche an Wasserstraßen gelegene Industriestätten in größerem Um¬ 
fang mit englischer Kohle versorgt wurden, waren durch die Verhän¬ 
gung der Blockade diese Gebiete nunmehr auf den ausschließlichen Bezug 
von Kohle aus deutschen Gewinnungsstellen angewiesen. Durch das 
Fehlen von Entladeeinrichtungen auf den in Betracht kommenden Bahn¬ 
höfen und durch die weiten Beförderungswege trat eine starke Belastung 
der Eisenbahnen ein. 

Die Braunkohlenerzeugung nahm rasch einen ungeahnten Auf¬ 
schwung; allein im rheinischen Braunkohlengebiet, südlich von Köln, 
stieg die tägliche Wagengestellung auf 3500, in neuester Zeit sogar auf 
4000 Wagen, gegenüber 2200 Wagen vor dem Krieg. Einer derartigen 
Verkehrssteigerung konnten die Bahnhöfe des Eisenbahndirektions¬ 
bezirks Köln nicht ebenso rasch angepaßt werden. Größere Schwierig¬ 
keiten brachte auch die zentrale Bewirtschaftung der Lebensmittel und 
Rohstoffe mit sich. Auf weite Entfernungen wurden vor allem die Kar¬ 
toffeln befördert. Einer Friedensgestellung von 1500 bis 2000 Wagen 
täglich für die Zeit von der Ernte bis zum Eintritt des Frostes ent¬ 
sprachen jetzt 6000 bis 7000 Wagen. Wurden doch im Jahr 1916 
6 000000 Tonnen Kartoffeln auf den Bahnweg verwiesen, w r ozu 10 000 
Züge zu je 600 Tonnen Nutzlast erforderlich waren. Dabei mußten in¬ 
folge des Abschlusses und Widerstands einzelner Staaten und Kreise 
teilweise unwirtschaftliche Transporte stattfinden. 

Die wechselnde Kriegslage brachte, hauptsächlich infolge der zahl¬ 
reichen Truppenverschiebungen, sprunghafte Anforderungen der mili¬ 
tärischen Stellen mit sich; ungünstig wirkte besonders, daß jede Stelle 
ihre Anforderung im allgemeinen für die dringlichste hielt und rascheste 
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und bevorzugte Beförderung ohne Beachtung des Gesamtinteresses ver¬ 
langte. Der Frontverkehr mußte über die Sammel- und Weiterleitungs¬ 
stellen geleitet werden; vielfach stand das Ziel noch nicht fest, als die 
Sendung aufgegeben wurde, und häufig wurde nach der Ankunft der 
Güter auf der Empfangsstelle über die Sendungen nicht alsbald verfügt. 
Die Folge war eine ständige Überfüllung der Sammelstellen und ein 
tage-, ja wochenlanges Herumstehen der beladenen Wagen und Züge und 
eine Mehrbelastung der Bahnhöfe. 

Proviantämter, Sammelstellen und Depots wurden teilweise ohne 
Mitwirkung der Eisenbahnverwaltung da errichtet, wo Schuppen vorhan¬ 
den waren; auf die für die reibungslose Durchführung des Eisenbahn¬ 
betriebs erforderlichen Bahnanlagen wurde dabei wenig oder gar keine 
Rücksicht genommen. Diese Anlagen mußten deshalb vielfach notgedrun¬ 
gen erst später gebaut werden; schwere Schädigungen des Betriebs durch 
erhebliche Stockungen waren dadurch unvermeidlich. 

Die verkehrlichen Schwierigkeiten erreichten ihren Höhepunkt, als 
am Ende des Jahrs 1916 bei der Durchführung des Hindenburgpro- 
gramms namentlich in West- und Mitteldeutschland und um Berlin herum 
(Leuna, Ruhleben, Plaue usw.) Industrien aus der Erde gestampft wur¬ 
den, noch dazu in Bezirken, deren Eisenbahnen schon vor dem Krieg 
am Ende ihrer Leistungsfähigkeit standen. Zudem wurden die Eisen¬ 
bahnbehörden zunächst von der Errichtung dieser Industrien wohl kaum 
verständigt und waren deshalb nicht in der Lage, vorsorgende Maß¬ 
nahmen zur Bewältigung der zu erwartenden Verkehrssteigerung zu 
treffen. 

Größere Schwierigkeiten brachte auch die Not des Speditions¬ 
gewerbes mit sich, dem es hauptsächlich an Gespannen und sachkundigen 
Arbeitern fehlte. Die Eisenbahnwagen konnten nach der Bereitstellung 
nicht rechtzeitig be- und entladen werden; die Güter wurden dadurch 
nicht rechtzeitig abbefördert. Verstopfte Lade-, Aufstellungs- und Ran¬ 
giergleise und überfüllte Güterschuppen bildeten die Regel. » 

Den verkehrlichen Anforderungen waren die Eisenbahnen bei den 
betrieblichen Schwierigkeiten nicht in vollem Maß gewachsen. Die Bahn¬ 
anlagen wurden mit tunlichster Beschleunigung ergänzt und weiter aus¬ 
gebaut; die Transporte wurden zweckmäßig zusammengefaßt, unnötige 
Transporte verboten und Kreuz- und Querläufe ausgeschaltet. Auch 
wurde die Straßenbahn an vielen Stellen, besonders im Westen, in weit¬ 
gehendem Umfang zur Güterbeförderung herangezogen. Massengüter 
mußten vielfach auf den Wasserweg abgedrängt und der Personenverkehr 
mußte in großem Umfang gedrosselt werden. 

Trotz dieser Abhilfsmittel blieb vielfach der einzige Weg zur Be- 
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wältigung des dringendsten Verkehrs, so ungern er auch beschritten 
wurde, und so schwer man sich auch dazu entschließen konnte, ein teil¬ 
weises Sperren des Verkehrs. Daß dadurch die Eisenbahnen in der 
Öffentlichkeit als verkehrshemmend hingestellt wurden, mußte in Kauf 
genommen werden. 

Wenn auch die geschilderten verkehrliehen Nöte die Gesamtleistun¬ 
gen der Eisenbahnen stark herabsetzten, so hörten doch die durch sie ent¬ 
standenen Schwierigkeiten mit dem Krieg im wesentlichen auf; dagegen 
brachten die nun zu schildernden betrieblichen Verhältnisse den techni¬ 
schen Apparat der Eisenbahnen so herunter, daß diese Einwirkungen erst 
in Jahren überwunden sein werden. 

In die Mobilmachung traten die Eisenbahnen in voller Leistungs¬ 
fähigkeit ein. Allein die preußisch-hessischen Staatseisenbahnen ver¬ 
fügten über einen Bestand von 17 240 betriebsfähigen Lokomotiven. Der 
gesamte technische Apparat der Eisenbahnen war allen Anforderungen 
des Betriebs gewachsen. Der Aufmarsch verlief glatt und reibungslos. 
Neben der mustergültigen und gewissenhaften Vorbereitung der Mobil¬ 
machung und des Aufmarsches durch den Generalstab gebührt den Eisen¬ 
bahnverwaltungen das große Verdienst der raschen Umstellung des Frie¬ 
dehsbetriebs auf den Kriegsbetrieb. Man hat später die Leistungen in 
Zweifel gezogen und sogar behauptet, die Durchführung der Mobil¬ 
machung habe eisenbahntechnisch wegen der Ausschaltung des öffent¬ 
lichen Verkehrs nichts Besonderes dargestellt. Die Betriebsleistungen 
waren ja allerdings auch im August 1914 infolge des Wegfalls der Züge 
des öffentlichen Verkehrs sehr viel geringer, als im Juli des gleichen 
Jahres, denn auf den Hauptbahnen der preußisch-hessischen Staatseisen¬ 
bahnen wurden im August 1914 nur 1,20 Milliarden Wagenachskilometer 
gegenüber 1,9~ Milliarden im Juli 1914 gefahren. 

Nach Durchführung der Mobilmachung und weiter bis zum Jahr 
1916 waren die Eisenbahnverwaltungen in der Lage, einen erheblichen 
Te^l der Friedenszüge für die Bedürfnisse des öffentlichen Verkehrs all¬ 
mählich wieder einzulegen, ohne daß sich nennenswerte Schwierigkeiten 
ergeben hätten. Erst am Ende des Jahres 1916 zeigten sich die Folgen 
der dauernden zu großen Beanspruchung der Eisenbahnen und die Un¬ 
möglichkeit, dem wachsenden Verschleiß des gesamten Betriebsapparats 
durch geeignete Maßnahmen wirksam entgegenzuarbeiten. 

Sehr nachteilig wirkte zunächst in der Kriegszeit bis zum Waffen¬ 
stillstand die umfangreiche Personalabgabe an die Front und an das 
Feldeisenbahnwesen. Betrieben doch die Feldeisenbahnbehörden am Ende 
des Kriegs in den Bezirken der Militär-Generaldirektionen Brüssel 
7438 km, Warschau 6009 km und Bukarest 3703 km, zusammen 17 150 km. 
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dazu noch später rund 4000 km breitspurige und 2700 km schmal¬ 
spurige Eisenbahnen! Von 740 502 Beamten und Arbeitern der ehemals 
preußisch-hessischen Staatseisenbahnverwaltung traten 214 000 Mann, also 
fast ein Drittel, in den Heeresdienst! Dabei handelte es sich fast durch¬ 
weg um rüstige Männer und eingearbeitete und brauchbare Bedienstete. 
Ihr Ersatz in der Heimat erfolgte durch Frauen, Kriegsverletzte, Beamte 
aus dem Ruhestand und Kriegsgefangene; diese mußten größtenteils 
nach kurzer und nicht allzu gründlicher Ausbildung den Dienst ver¬ 
richten. Mit diesem Ersatz konnten aber keineswegs die Leistungen der 
Ausgeschiedenen erzielt werden. 

Das verbleibende Personal mußte infolge der hohen Anforderungen 
dauernd stark und über Gebühr beansprucht werden. Es bildete bei dem 
Fahrpersonal die durchschnittliche monatliche Dauer der Dienst schichten 
330 bis 350 Stunden, gegenüber 270 bis 300 Stunden im Frieden; hierbei 
ist noch zu berücksichtigen, daß Übernachtungen an fremden Orten, und 
nicht in der Heimat, die Regel war. 

Auch waren die Bediensteten infolge der mangelhaften Ernährung 
und Bekleidung vielfach nicht mehr so widerstandsfähig wie früher; zu¬ 
dem herrschte unter dem Personal große Mißstimmung, weil den Industrie¬ 
arbeitern höhere Löhne gezahlt wurden und die Abfindung der Eisen¬ 
bahnbediensteten im Verhältnis zur Teuerung nicht ausreichend war. 
Darin lag auch der Keim zur späteren Demoralisation. Der Einfluß des 
Kriegs mit seinen Nachwirkungen brachte es auch mit sich, daß infolge 
der teilweise nur mangelhaften Ausbildung und der allgemeinen Gleich¬ 
gültigkeit, namentlich des Ersatzpersonals, das naturgemäß mit der 
Eigenart und den Gefahren des Betriebs nicht so vertraut war, wie das 
ständige geschulte Personal, und infolge der größeren Unregelmäßig¬ 
keit des ganzen Eisenbahnbetriebs, die bestehenden Dienstvorschriften 
schlechter befolgt wurden. Die Zahl der Unfälle, die in den letzten Jahren 
vor Kriegsausbruch in erfreulicher Weise abgenommen hatte, ging er¬ 
schreckend in die Höhe, wie es die nachstehende Zusammenstellung ver¬ 
anschaulicht; 
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Den einschneidensten Einfluß atif die Betriebsleistungen übte je¬ 
doch der im weiteren Verlauf des Kriegs immer mehr zunehmende Ver¬ 
schleiß aller technischen Einrichtungen aus. 

Der Unterhaltung des Oberbaus konnte vom Jahr 1917 ab in¬ 
folge des großen Mangels an Oberbaumaterial und des Fehlens gewandter 
Bahnunterhaltungsarbeiter nicht mehr die Sorgfalt gewidmet werden, die 
die sichere Durchführung eines starken Betriebs erfordert. In der Vor¬ 
kriegszeit wurde noch über l /*o der gesamten Länge der Hauptgleise jähr¬ 
lich durch neues und altbrauchbares Material ersetzt. Vom Jahr 1917 ab 
verringerte sich die Umbaulänge in steigendem Maß; sie betrug im 
Jahr 1919 nur noch V 75 - Eine derartig geringe Auchwechslung, besonders 
seit dem Jahr 1917, war vollkommen ungenügend. Der äußerst be¬ 
denklich© Rückgang in dem Umfang des Gleisumbaus bei der früheren 
preußisch-hessischen Staatseisenbahnverwaltung in den letzten Jahren 
zeigt die nachstehende Zusammenstellung: 
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Mit der Nachholung der seit 1917 in Rückstand gebliebenen ord¬ 
nungsmäßigen Gleisunterhaltung wird alsbald in erhöhtem Maß be¬ 
gonnen werden müssen, um zu verhüten, daß in späteren Jahren die dann 
nicht mehr ausbesserungsfähigen Gleise durch die zu lange Liegedauer 
und die damit verbundene Überalterung plötzlich in großen Längen ver¬ 
fallen. 
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Der deutsche Staatsbahnwagenverband verfügte 


im Jahr 1914 über 

„ 1915 „ 

„ 1916 „ 

„ 1917 „ 

„ 1918 „ 


einen Wagenpark von 613 600 Wagen 

„ „ „ 639 600 

„ 669 700 

„ „ „ 702900 

„ „ „ 740 900 „ . 


Die Anforderungen an den Fuhrpark, namentlich der bisherigen 
preußisch-hessischen Staatseisenbahnverwaltung, stiegen im Lauf des 
Kriegs infolge erheblicher Abgabe von Fahrzeugen an die Heeresverwal¬ 
tung und an die Eisenbahnverwaltungen der verbündeten Staaten und in¬ 
folge der großen Ausdehnung des Operationsgebiets und der Vermeh¬ 
rung des Verkehrs in der Heimat beträchtlich. Auch wurde die Aus¬ 
nutzung der Wagen und ihre Verwendung für den freien Verkehr dadurch 
ungünstig beeinflußt, daß die Wagen im Krieg teilweise mangelhaft be- 
und entladen wurden, und daß viele beladene Wagen oft lange Zeit nutzlos 
herumstanden, ehe von militärischen Stellen über das Ziel entschieden 
wurde (Benutzung der Wagen als bewegliche Lagerhalle). Ständig mußte 
eine große Zahl für plötzliche militärische Anforderungen (Wagen¬ 
reserve) bereitgehalten werden. Durch die weiten Läufe bis in die ent- 
legendsten besetzten Gebiete wurden die Umlaufszeiten erheblich ver¬ 
größert. Gerade die Bedienung und Aufrechterhaltung des Verkehrs in 
den besetzten Gebieten verschlang aber große Mengen von Betriebs¬ 
mitteln. Dazu kam noch, daß der Wagenpark durch die Aufnahme zahl¬ 
reicher, schlecht erbauter und unzureichend unterhaltener Beutewagen 
mit ihren mangelhaften Kuppelungen und Zugvorrichtungen, die Zug¬ 
trennungen begünstigten, verschlechtert wurde. Die Zahl der Ausbesse¬ 
rungswagen vergrößerte sich immer mehr. 

Es waren im Staatsbahnw r agenverband vorhanden: 

im Juli 1916 . 30900 ausbesserungsbedürftige Wagen, 

im Jahr 1918 durchschnittlich . 51 000 „ ,, 


., „ 1919 „ . 69 000 

bis Oktober 1920 . 86 000 


Infolge Verwendung minderwertigen Schmieröls und minderwerti¬ 
ger Lagermetalle stieg die Zahl der Heißläufer, deren Aussetzen aus 
den planmäßigen Zügen beträchtliche Zugverspätungen und Störungen 
des Betriebs verursachte und durch die, ebenso wie durch die Beute¬ 
wagen, die Zahl der Unfälle vermehrt wurde. 


Die Zahl der Heißläufer betrug: 
im Januar 1917 10 271 

im Juli 1917 16 647 

im Oktober 1917 17 779 


im Januar 1920 20 590 
im Oktober 1920 19 176. 
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Aus allen diesen Ursachen mußte naturgemäß ein recht empfind¬ 
licher Wagenmangel eintreten; zwar wirkte man diesem durch Erhöhung 
der zulässigen Ladegewichte der offenen und gedeckten Wagen von 
15 750 kg auf 17 500 kg entgegen, und man verlängerte die auf Grund des 
§ 44 der Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung vorgeschriebene Unter¬ 
suchungsfrist von drei auf vier und seit dem Jahr 1918 auf fünf Jahre; 
dadurch entzog man die Wagen weniger lange dem Verkehr und ent¬ 
lastete die Werkstätten. Auch sollten die den Werkstätten lediglich zum 
Zweck der Untersuchung zugeführten Wagen schleunigst auf die Mög¬ 
lichkeit der Hinausschiebung der Untersuchung geprüft und, soweit an¬ 
gängig, nach Änderung des Untersuchungsvermerks dem Betrieb wieder 
zugeführt werden. Diese Abhilfsmaßnahmen erwiesen sich jedoch nur 
anfänglich als günstig, sie vergrößerten später sogar den Ausbesse¬ 
rungsstand der Wagen und die Zahl der Heißläufer. 

Die Hauptursache der Betriebsschwierigkeiten lag jedoch in der 
allmählichen Verschlechterung des Zustands der Lokomotiven und in 
dem dadurch an vielen Stellen immer deutlicher in Erscheinung tretenden 
Mangel an betriebsfähigen Lokomotiven. Die Lokomotivfrage kann man 
aber als den Angelpunkt des gesamten Eisenbahnwesens bezeichnen. 

Um diesem Mangel einigermaßen abzuhelfen, ging man dazu über, 
die gesetzlich für bestimmte Zeiträume vorgeschriebenen Untersuchungen 
der Lokomotiven für die Dauer des Kriegszustandes einzuschränken. 
Hierdurch wurden einmal die Lokomotiven weniger dem Betrieb ent¬ 
zogen, und dann konnten die stark überlasteten Werkstätten in größerem 
Umfang für die Aufnahme nicht mehr betriebsfähiger Lokomotiven und 
Wagen zum Zweck der Ausbesserung freigehalten werden. 

Die Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung schreibt im § 43 vor, daß 
alle drei Jahre vom Tage der Inbetriebnahme ab eine gründliche äußere 
Untersuchung der Lokomotiven mit Kesselprobe und spätestens acht 
Jahre nach der Inbetriebnahme eine innere Untersuchung der Lokomotiv- 
kessel zu erfolgen hat. Letztere Untersuchung ist nach spätestens sechs 
Jahren zu wiederholen. Durch diese Untersuchungen werden die Loko¬ 
motiven für lange Zeit dem Betrieb entzogen. Beansprucht doch eine 
äußere Untersuchung viele Wochen und eine innere mehrere Monate! Der 
Erlaß des preußischen Ministers der öffentlichen Arbeiten vom 16. No¬ 
vember 1916 setzte deshalb mit Zustimmung des Reichseisenbahnamts 
fest, daß die äußere Untersuchung der Lokomotiven und Tender spätestens 
vier Jahre nach der Inbetriebnahme bisher noch nicht untersuchter Loko¬ 
motiven und weiterhin in Zeitabschnitten von höchstens dreieinhalb 
Jahren und nach jeder umfangreichen Kesselausbesserung vorzunehmen 
sei, und daß die innere Untersuchung des Lokomotivkessels spätestens 
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achteinhalb Jahre nach der Inbetriebnahme und danach in Zeitabschnitten 
von höchstens je sechseinhalb Jahren zu erfolgen habe. Diese Vorschrif¬ 
ten wurden durch Erlaß vom 5. Dezember 1918 dahin geändert, daß bis 
zum Eintritt geregelter Betriebsverhältnisse die Untersuchungsfristen 
der Lokomotiven um weitere drei Monate, also auf achtdreiviertel und 
sechsdreiviertel Jahre verlängert werden konnten, wenn der Zustand der 
Kessel dies nach dem sachverständigen Urteil der zuständigen Amtsvor¬ 
stände unbedenklich erscheinen ließ. 

Die äußere Untersuchung der Lokomotiven war bereits durch Er¬ 
laß vom 15. Mai 1917 aufgehoben worden. 

Der Zustand und die Leistungen der Lokomotiven wurden durch 
die Verwendung weniger geeigneter Ersatzbaustoffe wesentlich ver¬ 
schlechtert. So mußten an Stelle der kupfernen Feuerbuchsen und Steh¬ 
bolzen flußeiserne eingebaut werden, die sich den dauernden hohen Be¬ 
anspruchungen nicht gewachsen zeigten, zumal die Lokomotivkessel 
seinerzeit unter der Annahme, daß Kupfer verwendet würde, konstruiert 
worden waren. Auch gab die Befestigung der Siederohre in der erheblich 
dünneren flußeisernen Rohrwand der Feuerbuchse häufig zu Undichtig¬ 
keiten und Rohrlecken Veranlassung. Bis in die heutige Zeit sind der¬ 
artig ausgerüstete Lokomotiven noch in großem Umfang im Betrieb, 
weil die schwierige Beschaffung des erforderlichen Kupfers und die 
starke Belastung der Werkstätten ein Auswechseln bisher noch nicht rest¬ 
los ermöglichte. Infolge des Mangels an Regelweißmetall (Kupfer, Zinn 
und Antimon) zum Ausgießen der Lager der Fahrzeuge kam die Ver¬ 
arbeitung von Ersatzlegierungen in Frage, die besonders durch die 
Schmierung mit minderwertigem öl Heißläufer hervorriefen. Die aus 
Sparmetall hergestellten Hähne setzten sich sehr leicht fest; schlechte 
Dichtungsstoffe an den Dampfzylindern und Schiebern, statt Seifenfaden 
und Asbest hauptsächlich Pappe, führten zu starken Dampfverlusten und 
bewirkten teilweise erhebliche Betriebsstörungen. 

Eine große Vermehrung der Schäden an den Fahrzeugen trat auch 
durch die mangelhaften Betriebsstoffe ein. Gutes Mineralöl, das vorzugs¬ 
weise aus Amerika eingeführt wird, und besonders Heißdampföl, fehlte 
und fehlt teilweise auch jetzt noch. Durch minderwertiges Teerfettöl, ein 
Produkt der Steinkohlendestillation, trat ein starker und immer mehr zu¬ 
nehmender Verschleiß aller zu schmierenden Maschinen- und Wagenteile 
ein. Zahlreiche Heißläufer und Unfälle waren die unausbleibliche Folge. 

Von größter Wichtigkeit für ein glatte und reibungslose Durch¬ 
führung des wirtschaftlichen Eisenbahnbetriebs ist ein für eine be¬ 
stimmte Bedarfszeit (jetzt ungefähr 21 Tage) .ausreichender Bestand an 
guten Lokomotivkohlen. In Deutschland war in der Vorkriegszeit im 
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allgemeinen ein Kohlenvorrat für 90 Tage, darunter ein sogenannter 
eiserner Kriegsbestand von 45 Tagen, vorhanden. Die ehemals 
preußisch-hessischen Staatseisenbahnen verfügten am 
1. August 1914 über einen Bestand an Dienstkohlen für 95 Tage 
1. Oktober 1919 „ „ „ ,, „ „ 9,5 Tage 

20. November 1919 „ „ ,, „ „ 5,4 Tage 

(31. Januar 1921 „ ,. „ „ 15,8 Tage 1 ) 

Bei derartig knappen Beständen an Dienstkohlen besteht die große 
Gefahr, daß bei der geringsten Stockung in der regelmäßigen Zufuhr er¬ 
hebliche Schwierigkeiten im Betrieb eintreten und Einschränkungen des 
planmäßigen Personen- und Güterverkehrs hervorgerufen werden können. 

Der Lokomotivbetrieb verlangt eine stückreiche Fettkohle, damit 
einmal die Kohle nicht durch die Rostspalten fällt und dann eine lange 
Flamme den Siederohrkessel bis zur Rauchkammer durchstreicht. Koks 
allein verbrennt zu kurzflammig; in richtigem Verhältnis gemischt mit 
guter Fettkohle, bildet er als Ersatz ein einigermaßen brauchbares Feue¬ 
rungsmaterial. Magerkohle ist ungeeignet, weil sie rasch herunterbrennt, 
in großer Menge zum Schornstein hinausgeht und trotz des hohen Heiz¬ 
wertes wenig Dampf entwickelt. 

Für die Lokomotive dürfte nur allerbestes Feuerungsmaterial ver¬ 
wendet werden, sie kann schlechte Kohle am allerwenigsten vertragen. 
Der Kessel der Lokomotive muß den Dampf für eine Leistung von mehr 
als 1000 PS. schnell liefern, da er gegenüber ortsfesten Anlagen von 
gleicher Leistung wegen der Beschränkung in der Umgrenzung des 
lichten Raums und in der Begrenzung des Raddrucks nur geringe Ab¬ 
messungen besitzt. Die erhebliche Dampferzeugung ist nur dadurch 
möglich, daß man von dem Rost der Lokomotive die Verbrennung einer 
fünfmal so großen Kohlenmenge verlangt, als von dem einer ortsfesten 
Anlage. 

Der im Verlauf des Kriegs gesteigerte Bedarf an einheimischer 
Kohle, die infolge Arbeitermangels weniger gut von Steinbeimengungen 
gereinigt werden konnte, führte durchgängig zu einer allgemeinen Ver¬ 
schlechterung in der Lieferung der Dienstkohlen. Schlechte Kohlen haben 
«aber naturgemäß einen höheren Verbrauch zur Folge. So erforderte 
im Jahr 1913 ein Zugkilometer 14,-io kg Kohle, 

„ 1919 „ 20, sr. „ ., , 

„ „ 1920 „ „ 19, sr, „ „ . 

*) Die letzte Zahl gilt für das Gebiet der Reichseisenbahnen und ist eine 
Folge der hohen Kohlenbestände im besetzten Gebiet auf Grund einer Forderung 
der Entente: in den übrigen Gebieten der Reichseisenbahnverwaltung war der 
durchschnittliche Bestand am 81. Januar 1921 erheblich geringer. 
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Der Mehrverbrauch durch die Verwendung schlechter Kohle zieht 
auch neben der Mehrbelastung der Eisenbahnen durch die Zuführung der 
Kohlen und neben der Mehrarbeit durch Abladen, Stapeln und Bekohlen 
der Lokomotiven eine Erhöhung der Gesamtausgaben um ungefähr ein 
Drittel nach sich, was bei dem gewaltigen Verbrauch an Dienstkohlen 
für den Bereich der Reichseisenbahnen eine jährliche Mehrausgabe von 
einigen hundert Millionen Mark ausmacht 1 ). 

Infolge des Kriegs und der Anforderungen der Kriegsindustrie 
wurde der Bestand an Kohlen immer knapper, und ihre Güte nahm immer 
mehr ab. Die Verwendung einer Mischung von Lokomotivkohlen und 
Kok# bildete keinen vollwertigen Ersatz, besonders als weiterhin immer 
schlechtere Kohlen von den Zechen geliefert wurden. 

Die Verhältnisse wurden allmählich unhaltbar und der Eisenbahn« 
betrieb ernstlich gestört. Durch Verlängerung der Fahrzeit und Ver¬ 
ringerung der Belastungsstärke der Züge suchte man einen Ausgleich 
herbeizuführen. Ein Hauptübel bildete jedoch die unverhältnismäßig hohe 
Schlackenbildung der zur Verwendung kommenden minderwertigen Kohle, 
die ungefähr dreimal so groß war als in Friedenszeiten. Bildeten sich 
doch 25—30 % Rückstände gegenüber 7—10 %! Diese Schlackenbildung 
ließ die Lokomotiven nach ziemlich kurzer Zeit versagen, obgleich sich 

D Von der Eisenbahnverwaltung wurden deshalb auch durchgreifende 
Maßnahmen zur Verbesserung der Kohlenwirtschaft und der Brennstoffersparnis 
getroffen. Untersuchungen der etwa noch durchführbaren Neuerungen auf dem 
Gebiet der Brennstof fverwendung, Heiztechnik und Wärme Wirtschaft durch 
Sachverständige und Ausschußberatungen sind eingeleitet. Besonderer Prüfung 
unterliegt der Ersatz hochwertiger Brennstoffe durch geringwertigere für orts¬ 
feste Kessel und sonstige untergeordnete Heizzwecke unter entsprechender Um¬ 
gestaltung der bisherigen Feuerungsanlagen, Wiederverwendung von Feuerungs¬ 
rückständen usw. 

So hatten z. B. die seit Jahren zunehmenden Klagen der Eisenbalmver¬ 
waltungen über die von ihr beobachteten Mängel in der Beschaffenheit der Loko- 
motivbrennstoffe und die dadurch verursachten betrieblichen und wirtschaftlichen 
Nachteile, besonders hinsichtlich des steigenden Verbrauchs, am Ende des Jahrs 
1919 auf Grund von Verhandlungen mit dem Reichswirtschaftsministerium zur 
Einführung zweier Kommissionen geführt. 

Die eine Kommission wurde im Ruhrrevier unter Leitung des Oberberg¬ 
amts Dortmund und unter Beteiligung von sachverständigen Vertretern des Berg¬ 
baus (Zechenvertreter und Belegschaften) und der Eisenbahnverwaltung ein¬ 
gesetzt. Sie soll mit Hilfe von vier Unterkommissionen im Ruhrbezirk an Ort 
und Stelle die Mißstände in der Förderung, Sortierung und Reinigung der für 
den Eisenbahnbetrieb gelieferten Lokomotivkohlen untersuchen. Als Haupt¬ 
ursache der Verschlechterung des Förderguts hat sie das mangelnde oder ge¬ 
sunkene Verantwortungsgefühl eines großen und namentlich des jüngeren Teils 
der Bergarbeiterschaft angegeben. Die Stärkung des Verantwortlichkeitsgefiihls 
und die Hebung der Disziplin könne nur ganz allmählich durch fortgesetzte Be¬ 
lehrung und Ermahnung durch Revierbeamte und Betriebsräte mit fortschreitender 
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das Lokomotivpersonal die größte Mühe gab. Während man früher 
Schnellzüge auf über 300 km Länge (Berlin—Hamburg) und Güterzüge 
auf ungefähr 120—150 km ohne Aufenthalt durchführen konnte, mußte 
jetzt nach einer Fahrt von rund 100 km bei Schnellzügen und rund 
50 km bei Güterzügen ausgeschlackt werden. Zudem dauerte das Aus¬ 
schlacken fast dreimal so lange wie. früher (jetzt etwa drei Stunden statt 
früher eine Stunde), wodurch der Bedarf an Lokomotiven und Personal stieg. 

Die mangelhafte Dampferzeugung ließ auch die Leistungen der Lo¬ 
komotiven erheblich zurückgehen. Der dauernde Kampf mit dem Dampf¬ 
mangel überanstrengte das Personal und lenkte es von der Beobachtung 
der Strecke und von der Unterhaltung der Lokomotive ab. Die Lokomo¬ 
tiven mußten dadurch immer mehr heruntergewirtschaftet werden. Die 
Betriebssicherheit wurde in bedenklicher Weise gefährdet. Eine Steige¬ 
rung der Lokomtivleerfahrten und damit auch der Betriebskosten durch 
das Abholen der infolge Lokomotivschadens liegengebliebenen Züge und 
eine Verschlechterung* des Wagenumlaufs trat ein. Große Verspätungen, 
die den Betrieb störten und ihn in Unordnung brachten, waren unvermeid- 

Besserung der Zeit Verhältnisse erreicht werden; eine Erhöhung der Strafen er¬ 
scheine so gut wie aussichtslos. 

Eine zweito Kommission, bestehend aus dem Kheinisch-Westfälisclien 
Kohlensyndikat, dem Reichskohlenkommissar und der Eisenbahnverwaltung, hat 
die in Betracht kommenden Gesamtmengen der Förderung an Lokomotivkohlen 
und die tatsächliche Verwendung oder etwa angängige Einschränkung dieser 
Mengen für andere Zwecke (Hüllenselbstverbrauch usw.) zugunsten der Liefe¬ 
rung ausreichender Mengen vollwertiger Lokomotivkohlen festzustellen. 

Weiterhin wurde der Reichskohlenkommissar mehrfach ersucht, im Be¬ 
nehmen mit den Bergbehörden und Zechenverwaltungen auf Abstellung der beob¬ 
achteten Mißstände und Mängel in der Kohlenförderung, Separation, Sortierung 
und Verladung mit allen Mitteln hinzuwirken, um dem Eisenbahnbetrieb aus¬ 
reichende Mengen vollgeeigneter und bedingungsgemäßer Lokomotivbrennstoffe 
zuzuführen. Alle Zechen, deren Kohlen von der Eiscnbahnverwultung als un¬ 
brauchbar oder minderwertig abgelehnt werden, sollten von der Mitlieferung aus¬ 
geschlossen und der Anteil an Fürder- und Kleinkohlen, sowie vor allem an 
Koks, sofern solche Lieferungen überhaupt noch zur Erfüllung des Dien6t- 
kohlenliefersolls unvermeidlich sein sollten, möglichst herabgesetzt w’erden. 

Auch wurde von der Eisenbahn im Benehmen mit dem Rcichskohlenkora- 
missar zur Unterstützung seiner Anordnungen hinsichtlich der vorzugsweisen 
Deckung dos Eisenbahnbedarfs der sogenannte Dienstkohlenzwang eingeführt 
(UmVerfügung sonstiger Kohlemnengen zugunsten der Eisenbahn auf den Gruben 
zur Erfüllung des Dienstkohlensolls). 

Der Reichskohlenkommissar sollte mithin alle Maßnahmen treffen, die ge¬ 
eignet erscheinen, durch Verbesserung der Produktion und durch entsprechende 
Verteilung der Liefermengen die Brennstoffversorgung der Lokomotiven gün¬ 
stiger zu gestalten und damit nicht nur Schädigungen des Eisenbahnbetriebs zu 
verhüten, sondern auch den Kohlenverhrauch zu vermindern. Versuchsweise 
findet zurzeit eine teilweise Abnahme der Dienstkohlen bereits im Produktions- 
gobiet durch praktisch erfahrene Lokomotivbeamte statt. 
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lfch. Die Grundlage einer geordneten Betriebsfüh-rung — Innehaltung des 
Fahrplans und regelrechte Diensteinteilung — hörte jedoch damit auf, ein 
wildes Fahren ohne Dienstplan setzte vielfach ein und verringerte den schon 
stark geschwächten Lokomotiv-, Wagen- und Personalbestand immer mehr. 

Eine notwendige Folge der Verwendung mangelhafter Kohle war 
ungeachtet der Neubeschaffung von durchschnittlich 30 Lokomotiven in 
der Woche für den Bereich der ehemalig preußisch-hessischen Staats¬ 
eisenbahnverwaltung und obgleich seit dem Jahr 1914 nur ein ganz ge¬ 
ringer Teil von Lokomotiven im Vergleich zu früheren Jahren ausge¬ 
mustert wurde 1 ), ein empfindlicher Mangel an betriebsfähigen Lokomo¬ 
tiven und eine ständige Erhöhung des Ausbesserungsstands von 20 % 
der Friedenszeit schließlich auf 47,4 % im Januar 1920. 

Dem durch alle diese Einflüsse des Kriegs und der Blockade höchst 
geschwächten Eisenbahnwesen wurde durch den Waffenstillstand und den 
Friedensvertrag von Versailles der Rest gegeben, um so mehr, als die 
Blockade zunächst aufrecht erhalten und sogar auf die Ostsee ausgedehnt 
wurde. 

Durch den Waffenstillstand wurde die sofortige Abgabe von 5000 
betriebsfähigen Lokomotiven, 10 000 Personen- und Gepäck- und 150000 
Güterwagen 2 ) in bestem Zustand an Belgien und Frankreich gefordert. 
Ihre Zuführung nach der Westgrenze des Reichs verlangte außerordent¬ 
liche Betriebsleistungen; sie waren nur unter Drosselung des öffent¬ 
lichen Verkehrs möglich, besonders weil die Abnahme einer großen Zahl 
als nicht vertragsgemäß verweigert wurde. Nach dem Friedensvertrag 
mußten außerdem erhebliche Mengen von Betriebsmitteln dem Saar- 
gebiet, Nordschleswig, Eupen-Malmedv, Lettland, Litauen und nament¬ 
lich an Polen überwiesen werden. 

Alle Werkstätten waren vom Waffenstillstand bis März 1919 fast 
nur mit der Prüfung und Instandsetzung der an Belgien und Frankreich 
abzuliefernden Fahrzeuge beschäftigt; bei der Abnahme wurden die aller- 

1 ) Ausmusterung von Lokomotiven im Bereich der ehemals preußisch- 


hessischen Stattseisenbahnverwaltung: 

bis 1913 jährlich . . . * 

. 500 Lokomotiven, 

im Jahr 1914. 

. 300 

V 

. 1915 . 

. 20 ) 

71 

„ , 1916 etwa. 

. 200 

7t 

„ , 1918 . 

. 143 

*1 

» • 1919 . 

. 161 


„ „ 1920 voraussichtlich 

. 600- 

800 „ 

Auszumustern sind zurzeit im ganzen noch 

gegen 

3000 Lokomotiven. 

3 ) In Belgien und Frankreich wurden 

im ganzen rund 2600 Lokomotiven 


und 109 000 Wagen erbeutet. 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UMIVERSITY OF MICHIGAN 









508 


Die europäischen Eisenbahnen und der Krieg. 


schwersten Bedingungen gestellt. Dabei standen die Werkstätten infolge 
des immer noch herrschenden Mangels an Kupfer, hochwertigen Legier¬ 
metallen, Dichtungsstoffen und guten ölen, der erst im März 1919 etwas 
behoben werden konnte, fast vor der Unmöglichkeit, die Betriebsmittel in 
dem von den Übernahmebehörden geforderten Zustand instandzusetzen. 
Unter diesen Umständen mußte die Unterhaltung der für den 
eigenen Betrieb erforderlichen Lokomotiven und Wagen außerordentlich 
leiden. Die Zahl der betriebsfähigen Lokomotiven der ehemals preußisch¬ 
hessischen Staatseisenbahnverwaltung sank im Februar 1919 auf den 
tiefsten Stand von 11600 Lokomotiven. Zur einigermaßen ordnungs¬ 
mäßigen Durchführung des Betriebs sind jetzt aber rund 15 000 Loko¬ 
motiven erforderlich. Diese Zahl ist zwar im Verhältnis zu den in Voi'- 
kriegszeiten vorhandenen rund 17 000 betriebsfähigen Lokomotiven hoch, 
sie findet aber ihre Erklärung in dem zurzeit noch nicht ganz vollkom¬ 
menen Unterhaltungszustand (eiserne Feuerbuchsen, minderwertige 
Lagermetalle usw.) und in dem Umstand, daß die Lokomotiven durch den 
Achtstundentag nicht in dem Maße ausgenutzt werden können wie früher. 

Ebenso ungünstig gestaltete sich die Unterhaltung der Wagen. Im 
Bereich der früheren preußisch-hessischen Staatseisenbahnverwaltung 
stieg die Zahl der Ausbesserungswagen von 45 910 im November 1918 
auf 72 269 im Dezember 1919 und auf 97 887 im August 1920. Die Auf¬ 
stellung einer derartig großen Zahl von Ausbesserungswagen für län¬ 
gere Zeit macht sich im Eisenbahnbetrieb außerordentlich ungünstig be- 
mei'kbar; durch sie werden zahlreiche Abstellgleise dem Betrieb ent¬ 
zogen, die Leistungsfähigkeit der Bahnhöfe wird stark herabgemindert. 
Auch werden recht häufig durch Verschiebungen abgestellter Wagen, 
wenn sie an einer Stelle stören, nach anderen Aufstellungsorten unnütze 
und deshalb unwirtschaftliche Betriebsleistungen bedingt. 

Einen nachhaltigen Einfluß auf die Betriebsleistungen übten auch 
die Folgen der politischen Umwälzungen vom 9. November 1918 aus. Das 
gesamte Personal wurde namentlich durch radikale Elemente, die durch 
die Demobilmachung den Eisenbahnen zugewiesen wurden, und durch un¬ 
verantwortliche Führer heftig eri'egt. Es zeigte vielfach mangelnde Ar¬ 
beitslust und große Lässigkeit in der Dienstauffassung. Ein beträcht¬ 
licher Teil der Arbeitszeit wurde durch nutzloses Politisiei'en und durch 
Besprechungen von Lohn- und Gehaltsfragen vergeudet, zumal eine über- 
große Zahl von Bediensteten vorhanden war, die sich gegenseitig von 
der Arbeit abhielten. Selbst gute Elemente wurden allmählich angesteckt ; 
bot doch auch die Gleichmacherei in dem Verdienste und der Wegfall jeg¬ 
licher Nebengebühren für erhöhte Leistungen keinerlei Anreiz mehr für 
verantwortungsvollere und schwierigere Tätigkeit. 
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Die schematische Durchführung des Achtstundentags ohne Berück¬ 
sichtigung der tatsächlichen Arbeitsleistung, die im Eisenbahnbetrieb 
wirtschaftlich unhaltbar ist, bereitete vielfach nicht unbedeutende Schwie¬ 
rigkeiten und rief teilweise eine recht erhebliche unwirtschaftliche Ver¬ 
wendung des Personals hervor. So sanken z. B. im Bereich der ehemalig 
preußisch-hessischen Staatseisenbahnverwaltung die Leistungen des Zug¬ 
begleitpersonals ‘) im August 1920 auf 52 % des Jahres 1913, wobei je¬ 
doch ein gewisser Prozentsatz auf die Verlängerung der Fahrzeit der 
Züge und auf die Verminderung des Personenverkehrs zurückzuführen ist, 
und ferner berücksichtigt werden muß, daß vor dem Kriege dieses Per¬ 
sonal zu stark ausgenutzt wurde. Der Dienst wurde vielfach so einge¬ 
richtet, wie es für das Personal am bequemsten war; vielleicht wurde 
hierbei wohl auch zu viel Rücksicht auf die durch die mangelhafte Er¬ 
nährung beeinträchtigte Leistungsfähigkeit der Bediensteten genommen. 

Das bei den Entlohnungen in den Eisenbahnwerkstätten eingeführte 
Stückzeitverfahren mußte unter dem Zwang der Zeitumstände beseitigt 
werden. Die Wirkung auf die Werkstättenarbeit blieb dadurch nicht aus. 
Eine kleine Besserung trat erst seit Februar 1920 ein nach der zeitweisen 
Schließung einiger Hauptwerkstätten und nach der Wiedereinführung des 
Gedingeverfahrens. Die Zahl der betriebsfähigen Lokomotiven stieg 
im Bereich der früheren preußisch-hessischen Staatseisenbahnverwaltung 
von 12 707 im Januar 1920 auf 13 305 im August des gleichen Jahres; der 
Ausbesserungsstand der Lokomotiven sank von 47,4 % auf 43,6 %. 

Immer mehr ließ die Ünterordnung der dienstlich Unterstellten nach 
und immer mehr sank damit das Ansehen der Vorgesetzten; ihr Eifer 
mußte allmählich erlahmen, zumal da sie vielfach von der Verwaltung 
nicht in dem erforderlichen Maß gestützt werden konnten. Ein großer 
Teil der Bediensteten war zweifellos mit diesen Errungenschaften der Re¬ 
volution ganz und gar nicht einverstanden und hätte gern die eigenen 
Interessen dem Gesamtwohl untergeordnet; er wurde jedoch von radikal 
gesinnter Seite überstimmt und niedergehalten und mußte sich fügen. 


‘) Leistungen des Zugbegleitpersonals im Bereich der ehemals preußisch 
hessischen Staatseisenbahnverwaltung: 


Zeit ! 

Oktober 

1913 

Oktober 

1917 

Oktober 

1919 

April 1 
1920 

i August 
1920 

Geleistete Wagenachskilometer 
(Millionen). 

2152 

2085 

1427 

1315 

1467 

Kopfzahl des Zugbegleitpersonals 

64 590 

73 398 

j 80063 

82 822 

85 575 

Auf 1 Kopf Zugbegleitpersonal 
fallen Achskilometer. 

1 33 280 

| 29 800 

17 860 

15 890 * 

17 143 

ln Prozenten.1 

’ 100 1 

*9 

54 

48 1 

52 

Archiv für Eisenbahnwesen. 1921. 
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Teils aus politischen und teils aus wirtschaftlichen Gründen brachen 
an vielen Stellen (Ruhrrevier, Halle, Magdeburg, Berlin, Erfurt, Breslau, 
Ost- und Westpreußen) vornehmlich wilde Streiks aus, die die Leistlingen 
der Eisenbahnen stark herabdrückten und schwere Schädigungen des 
volkswirtschaftlichen Lebens hervorriefen. Verheerende Wirkungen hatten 
auch der teilweise Generalstreik infolge des Kapp-Putsches im März 1920 
und die Unruhen im Ruhrrevier, die eine zeitweilige Stillegung des Be¬ 
triebs in dem wichtigsten Industriegebiet Deutschlands zur Folge hatten. 
Den Eisenbahnen kam während dieser Zeit nur zugute, daß überall im 
Deutschen Reich die Produktion ziemlich darniederlag, weil das ganze 
deutsche Volk sich in einem Taumel befand; andernfalls hätten die Eisen¬ 
bahnen noch mehr versagt. 

Starke Erschwernisse und Nachteile der Betriebführung brachten 
weiterhin die Neuabgrenzung Deutschlands durch den Friedensvertrag, im 
besonderen die Ereignisse in der früheren Provinz Posen und im be¬ 
setzten Rheinland mit sich. Der natürliche Weg von Berlin und Schlesien 
nach Ostpreußen wurde unterbrochen. Der Verkehr mußte auf größeren 
Umwegen über Cüstrin und Stettin nach dem Osten geleitet werden. Ab¬ 
gesehen von dem erheblichen Mehrverbrauch an Lokomotiven, Kohlen 
und Personal und den dadurch bedingten Mehrkosten trat eine starke Be¬ 
lastung der eingleisigen Hauptbahn Stargard—Belgard—Stolp—Lauen¬ 
burg—Danzig ein, die zeitweise in großem Umfang betriebliche Stö¬ 
rungen in den Bezirken der Eisenbahndirektionen Berlin, Stettin, Osten 
und Königsberg (Pr.) hervorrief. Ein geregelter Güterverkehr zwischen 
Ostpreußen und dem Reich war vielfach nicht mehr gesichert. 

Durch die Neuabgrenzung Deutschlands wurde auch der organische 
Zusammenhang des Eisenbahnnetzes an vielen Stellen zerrissen; 
leistungsfähige Verschiebebahnhöfe (Herbesthal, Dirschau, Liebenhoff, 
Bentschen, Lissa usw.) wurden aus dem Netz herausgeschnitten, und wich¬ 
tige Lokomotiv- und Werktstättenanlagen gingen verloren. 

Besondere betriebliche Störungen verursachten die Paß- und Zoll¬ 
schwierigkeiten in den besetzten westlichen Gebieten, namentlich an den 
Brückenköpfen des Rheins, und die zeitweise mangelhafte Abnahme von 
Zügen durch Belgien und Frankreich. 

Die Verpflichtungen des Friedensvertrags erforderten zudem von 
den deutschen Eisenbahnen Leistungen, die nur unter Zurückstellung des 
eigenen Verkehrs zu erfüllen waren. Die zahlreichen Transporte der 
Wiedergutmachungskohlen nach Belgien und Frankreich belasteten in 
außerordentlichem Maß die Eisenbahnen. 

Dabei mußten infolge des bedenklichen Kohlenmangels — der Be- 
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stand der ehemals preußisch-hessischen Staatseisenbahnen genügte im No¬ 
vember 1919 zeitweise nur für 4—6 Tage — wiederholt empfindliche Be¬ 
triebs- und Verkehrseinschränkungen stattfinden, die schwere Schädi¬ 
gungen des Wirtschaftslebens herbeiführten. Um die bedrohlichen Rück¬ 
stände in der Kohlen- und Kartoffelbeförderung zu bewältigen, erfolgte 
z. B. für die Zeit vom 5. bis 16. November 1919 eine gänzliche Einstellung 
des Personenverkehrs. Der hierdurch beabsichtigte Erfolg — Frei¬ 
machung von Personenzuglokomotiven für den Güterzugdienst — blieb 
jedoch leider hinter den Erwartungen weit zurück, besonders weil die 
Sperre ohne hinreichende Vorbereitung angeordnet werden mußte. 

Wenn auch in der gesunkenen menschlichen Arbeitsleistung eine 
der Hauptursachen des großen Tiefstands der Transportleistungen ge¬ 
sehen werden muß, so übte doch von den übrigen erwähnten Gründen ohne 
Zweifel der Mangel an betriebsfähigen Lokomotiven den ausschlaggebend¬ 
sten Einfluß auf die Eisenbahnnöte aus. Die Betriebsleistungen finden 
ihre Grenze in der Zahl der betriebsfähigen Lokomotiven, d. h. der Loko¬ 
motiven, die nicht länger als 24 Stunden dem Betrieb entzogen sind; und 
gerade diese war im Verhältnis zum buchmäßigen Bestand recht ge¬ 
ring. Die Behebung der Lokomotivnot ist deshalb auch zurzeit mit die 
wichtigste Aufgabe der deutschen Reichseisenbahnverwaltung. 

Eine Lokomotive kann nur dann betriebsfähig erhalten werden, wenn 
sie in bestimmten Zeitabschnitten gründlich untersucht wird. Es sollen 
deshalb auch die auf Grund des § 43 der Eisenbahn-Bau- und Betriebsord¬ 
nung vor geschriebenen Untersuchungsfristen wieder eingeführt werden, 
die, wie oben erwähnt, während der Kriegszeit weggefallen oder ge¬ 
mildert waren. So wurde durch Erlaß des Reichsverkehrsministers vom 
1. Januar 1921 die seit Mai 1917 in Fortfall gekommene äußere Unter¬ 
suchung der Lokomotiven wieder eingeführt. 

Zur Entlastung der bahneigenen Werkstätten werden zahlreiche, 
meist schwerbeschädigte Betriebsmittel leistungsfähigen Privatwerken 
zur Ausbesserung zugeführt. 

Eine erhebliche Steigerung der Leistungen dürfte auch durch den 
Ausbau der Betriebswerkstätten, in denen alle kleineren, laufenden Aus¬ 
besserungen an Lokomotiven und Wagen vorgenommen werden, und 
durch die geplante Neuordnung des Werkstättenwesens erreicht werden. 

Nach der Denkschrift, betreffend die Neuordnung der Verwaltung 
der Eisenbahn-Hauptwerkstätten, die im Dezember 1919 im Ministerium 
der öffentlichen Arbeiten aufgestellt wurde, ist die seit 1895 bestehende 
Organisation der Haupt- und Nebenwerkstätten, die auf kleinere Verhält¬ 
nisse zugeschnitten war, für die jetzigen Großbetriebe, die in der Mehr- 
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zahl 2000 bis 3000, vereinzelt sogar über 5000 Arbeiter beschäftigen l ) un¬ 
zureichend geworden. Ihrer zunehmenden Bedeutung entsprechend wird 
es für erforderlich gehalten, daß die Eisenbahn-Haupt- und Nebenwerk¬ 
stätten, in denen die Untersuchungen und größeren Ausbesserungen an 
den Fahrzeugen und maschinellen Einrichtungen bewirkt werden, als 
selbständige Werke, möglichst unabhängig von der Betriebsverwaltung 
oder nur in einem gewissen Zusammenhang mit dieser, eingerichtet wer¬ 
den. Auf wirtschaftlichste Weise soll in ihnen ein Höchstmaß von Leistun¬ 
gen erzielt werden. Streng nach den Lehren wirtschaftlicher Betriebs¬ 
führung, wie sie Taylor aufgestellt hat, soll eine Zusammenfassung aller 
gleichartigen Arbeitsgebiete bei weitgehendster Unterteilung der Dienst¬ 
geschäfte stattfinden. In dem Grundsatz der Austauschbarkeit aller 
dem Verschleiß unterworfenen Teile der Fahrzeuge liegt die wesent¬ 
liche Forderung zur Hebung der Wirtschaftlichkeit der Arbeitsverfahren. 
Dies führt zur Vorrats- und wirtschaftlichen Massenarbeit, die eine 
rasche und gute Wiederherstellung der Betriebsmittel durch Ersatz der 
beschädigten Teile vom Lagervorrat bezweckt. Hierzu wird es jedoch er¬ 
forderlich werden, die Fahrzeuge in weit höherem Maße, als es jetzt schon 
geschieht, nach Gattungen getrennt, bestimmten Werkstätten zuzuführen, 
die mit Sondereinrichtungen zur Ausbesserung dieser Gattungen ver¬ 
sehen sind. Der Austauschbau wird dann erleichtert, die Einkaufsarbeit 
verringert, die Vorratswirtschaft mit Ersatzteilen verbessert, der Werk¬ 
betrieb einheitlicher gestaltet und hiermit die Ausbesserung wirtschaft¬ 
licher und erheblich beschleunigt. Eine Werkstätte darf in Zukunft nur 
noch mit der Ausbesserung einer kleinen Zahl von Lokomotivarten betraut 
werden und nicht mehr, wie bisher, teilweise von 50 und mehr Gattungen. 

Eine bedeutende Abkürzung der Ausbesserungszeit wird sich durch 
die Auswechslung schadhafter Kessel ermöglichen lassen. Ersatzkessel 
sollen zu diesem Zweck in größerer Zahl beschafft werden; denn gerade 
die Kesselschäden entziehen die davon betroffenen Lokomotiven für Mo¬ 
nate dem Betrieb. 

Größere Leistungen an schaffender Arbeit können nur durch ein 
geeignetes Lohnwesen unter Anlehnung an die örtlichen Arbeitgeberver¬ 
bände erzielt werden. Vielleicht würde auch eine Beteiligung der Be¬ 
diensteten an der Schaffung wirtschaftlicher Werte gute Ergebnisse zei¬ 
tigen. Auch dieser Weg wird von der Eisenbahnverwaltung beschritten. 
Vorarbeiten für die Einführung eines gesunden Gedingeverfahrens sind 
im Gange. 

') Im Bereich der preußisch-hessischen Staatseisenbahnverwaltung be¬ 
standen im Dezember 11)19: 81 Haupt- und Nebenwerkstätten mit 5836 Werk¬ 
stättenbeamten und 154 900 Werkstattshandwerkern und -arbeitern. 
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2. Oesterreich-Ungarn. 

Das Eisenbahnwesen der österreichischen und ungarischen Mon¬ 
archie hatte während des Kriegs in verstärktem Maß unter den gleichen 
Erscheinungen zu leiden, die die Leistungsfähigkeit der Eisenbahnen des 
Deutschen Reichs so ungünstig beeinflußten und schließlich zu den oben 
geschilderten Betriebsschwierigkeiten und Verkehrsnöten führten. 

Der durch die heimische Kriegswirtschaft gegen die Vorkriegszeit 
schon an und für sich gesteigerte Verkehr wurde noch durch den Aus¬ 
tauschverkehr zwischen den östlichen und westlichen Kriegsschauplätzen 
im Durchgang nicht unwesentlich vermehrt. Die Bahnanlagen waren den 
Anforderungen dieser starken Verkehrssteigerung nicht in vollem Maße 
gewachsen. Ein umfangreicher Neu- und Ausbau von wichtigen Verkehrs¬ 
linien (u. a. drei- und viergleisiger Ausbau der Nordbahn von Wien nach 
Oderberg für den Kohlenverkehr) brachte nur wenig Entlastung. Durch 
die zahlreichen Einberufungen zum Heeresdienst wurde der Personal¬ 
bestand geschwächt; er mußte durch nicht vollwertige Kräfte ergänzt 
werden. Dazu herrschte, trotz erheblicher Neubeschaffungen und trotz 
Aushilfen von Deutschland, empfindlicher Mangel an Lokomotiven nnd 
Wagen, die einschließlich der Wagen der Leihgesellschaften mit der Mo¬ 
bilmachung zu einem Betriebsmittelpark vereinigt wurden, über den die 
Militärverwaltung allein zu verfügen hatte. Bei der übergroßen Bean¬ 
spruchung und der Unzulänglichkeit der Werkstätten, denen die wich¬ 
tigsten Rohstoffe und geschulte Arbeiter fehlten, stieg der Ausbesserungs¬ 
stand der Betriebsmittel beträchtlich. Der Betrieb der Eisenbahnstrecken 
in den besetzten Gebieten stellte weiterhin hohe Anforderungen an die 
heimischen Eisenbahnverwaltungen. Einen nachhaltigen Einfluß übte 
auch die große Kohlennot aus, die Zügverspätungen, empfindliche Be¬ 
triebsstörungen und einschneidende Einschränkungen des gesamten Per¬ 
sonen- und Güterverkehrs hervorrief. Die Betriebsleistungen gingen stark 
zurück. Infolge der hohen Preise für alle Betriebs- und Baustoffe und 
infolge der Steigerung der Gehälter und Löhne für die Bediensteten ge¬ 
staltete sich das Verhältnis zwischen Ausgaben und Einnahmen immer 
ungünstiger, obwohl die Tarife mehrfach nicht unbedeutend erhöht wurden. 

Der politische Umsturz im November 1918 mit allen seinen Folgen 
auf die Personalverhältnisse (Achtstundentag), die Aufteilung der öster¬ 
reichischen und ungarischen Monarchie und die Bildung von selbständi¬ 
gen Nationalstaaten auf ihrem ehemaligen Gebiet brachte tiefgehende Er¬ 
schütterungen des ganzen Wirtschaftslebens und hat auch das Eisenbahn¬ 
wesen stark in Mitleidenschaft gezogen. Das einheitliche Netz der Eisen¬ 
bahnen, das vor dem Krieg in Österreich 22 370 km, darunter rund 
4000 km Privatbahnen, und in Ungarn 22164 km umfaßte, wurde mit 
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allen seinen Betriebsmitteln und sonstigen Vermögenswerten ohne Rück¬ 
sicht auf den wirtschaftlichen Zusammenhang durch den Frieden von 
St. Germain derartig auf die Randstaaten (Tschecho-Slowakei, Italien, 
Jugoslawien, Rumänien) verteilt, daß Deutsch-Österreich weniger als die 
Hälfte (46,2 %) und Ungarn etwas über ein Drittel (34,6 %) seines ehe¬ 
maligen Netzes behielt. Sein jetziger Betriebsmittelpark reicht kaum zur 
Bewältigung des augenblicklichen dürftigen Verkehrs aus, keinesfalls 
aber zur Ermöglichung eines im Interesse des Wiederaufbaues der Wirt¬ 
schaft so dringend notwendigen Verkehrsaufschwungs. Dabei hat es 
noch durch den Friedensvertrag die Verpflichtung weitgehender Leistun¬ 
gen in eisenbahntechnischer Beziehung, wie z. B. die vorläufige Ausbesse¬ 
rung von Betriebsmitteln für die neuen Staaten, zu übernehmen. 

Die durch die Kohlennot und den wirtschaftlichen Tiefstand mit 
allen seinen Folgen hervorgerufenen ungünstigen Betriebsverhältnisse 
gestalteten sich immer bedrohlicher und bedingten vielfach die Anordnung 
von Verkehrssperren für längere Dauer, um die Lebensmittelversorgung 
größerer Städte, und namentlich von Wien, und die Versorgung lebens¬ 
wichtiger Betriebe notdürftig durchführen zu können. 

Die mißlichen Verhältnisse haben sich auch in der neuesten Zeit 
noch nicht wesentlich bessern lassen können. In Ungarn, das von den 
Folgen der Revolution und der Räteherrschaft besonders stark heimge¬ 
sucht wurde, hat bereits seit Ende des Jahrös 1919 das Eisenbahnwesen 
wieder in ruhigere Bahnen gelenkt werden können. 

C. Die feindlichen Staaten. 

1. Frankreich 1 ). 

In Frankreich betreiben neben dem Staat fünf große Eisenbahn¬ 
gesellschaften — die Nord-, Ost-, Orleans-, Süd- und die Paris—Lyon— 
Mittelmeerbahn — die Eisenbahnen, die zusammen ungefähr 50 000 km 
lang. Diese kamen sofort bei Kriegsausbruch für die Kriegszeit unter 
militärische Leitung. 

Beim Aufmarsch zeigte sich das Eisenbahnwesen als schlagfertiges 
Kriegswerkzeug, und bereits am 20. August 1914 konnte der seit der Mo¬ 
bilmachung eingestellte öffentliche Verkehr teilweise wieder zugelassen 
werden. Bald jedoch verursachten die gleichen verkehrlichen und be¬ 
trieblichen Einwirkungen wie in Deutschland eine empfindliche und 
immer mehr zunehmende Eisenbahnnot, die zum Teil jetzt noch nicht be¬ 
hoben ist. 


*) Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1920, S. 1204: Die französischen Eisen¬ 
bahnen in und nach dem Krieg. 
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Die Verkehrsbeziehungen änderten sich durch den Krieg voll¬ 
kommen. Frankreichs Einfuhr deckte sich in der Vorkriegszeit mit seiner 
Ausfuhr einigermaßen; nunmehr überwog die Einfuhr, von der die Kohle 
den weitaus beträchtlichen Teil ausmachte, die aber gleichwohl die 
immer mehr wachsende Kohlennot nicht lindern konnte. Es stieg z. B. im 
Jahr 1916 die Einfuhr 

in Rouen von 5 auf 8 Millionen Tonnen 

in Le Havre von 2 auf 4 Millionen Tonnen 

Calais erfuhr sogar eine Steigerung um 400 %. 

Die Lasten bewegten sich durch die Änderung der Hauptverkehrs¬ 
richtung vom Meer nach dem Landinnern, und es mußte ein teilweiser 
Leerlauf der Wagen nach den Häfen stattfinden. 

Stark belastete neben dem umfangreichen Flüchtlingsverkehr auch 
der englische und holländische Durchgangsverkehr nach der Schweiz und 
nach Italien, der früher durch Holland, Belgien und Deutschland geleitet 
wurde, die französischen Eisenbahnen, zu deren Entlastung die Binnen¬ 
wasserstraßen nur unbedeutend herangezogen werden konnten.. 

Der Mangel an Betriebsmitteln, verstärkt durch die gewaltigen An¬ 
forderungen der Heeresverwaltung, und die erheblichen Verluste an 
Deutschland hinderten vielfach die rechtzeitige Abfuhr der Güter. Eine 
ständige Überfüllung aller Hafenplätze, namentlich von Rouen, Le Havre 
und, Bordeaux, war die unausbleibliche Folge. Die Besetzung großer Ge¬ 
biete im Bereich der Nord- und Ostbahn durch Deutschland hatte weite 
Umwege zur Folge, die neben den betrieblichen und wirtschaftlichen 
Mehrleistungen eine Verlängerung der Umlaufszeiten der Güterwagen 
von 5 bis 7 Tagen auf 20 bis 25 Tage und eine Vergrößerung des herr¬ 
schenden Wagenmangels hervorriefen. Die Abhilfe durch Erhöhung des 
Ladegewichts der Güterwagen trat nur wenig in Erscheinung. 

Den einschneidendsten Einfluß auf die Betriebsleistungen übte 
auch in Frankreich der Mangel an betriebsfähigen Lokomotiven aus. 
Die französischen Werkstätten waren zum Teil veraltet und wenig 
leistungsfähig und litten unter großem Mangel an Rohstoffen und 
namentlich an Werkzeugen. Die Durchschnittsleistling aller Loko- 
motivfabriken zusammen überstieg nur wenig die Leistungsfähigkeit 
von Henschel und Sohn in Cassel. Von den sechs großen Eisenbahn¬ 
werkstötten lag ein Teil in dem besetzten Gebiet. Schon seit langer 
Zeit im Ausland bestellte Lokomotiven wurden nicht rechtzeitig ge¬ 
liefert; der Ausbesserungsstand stieg auf das Doppelte. 

Kohle stand nur in ganz unzureichender Menge und von mangel¬ 
hafter Güte zur Verfügung und konnte wegen der Betriebschwierig¬ 
keiten nicht in genügendem Maß befördert werden; selbst die Einfuhr 
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aus England brachte durch den Mangel an Schiffsraum und durch deu 
Unterseebootkrieg nur geringe Besserung. Wie in Deutschland betrugen 
die Rückstände bei der Feuerung 30 % gegenüber 3 % in der Vor¬ 
kriegszeit. 

Infolge des Kohlen- und Personalmangels — es waren rund 45 000 
Eisenbahnbedienstete von insgesamt 360 000 an die Truppe und für Feld¬ 
eisenbahnzwecke abgegeben — ihr Ersatz war nur minderwertig — und 
obwohl die Engländer und Amerikaner sich am Betrieb, wenn auch nur 
in mäßigem Umfang, beteiligten, waren auch die französischen Eisen¬ 
bahnen zu einer erheblichen Einschränkung des Personenverkehrs bei 
teilweiser Einstellung der Schnell- und Luxusztige gezwungen; im 
Jahr 1916 wurden nur noch 40 % des Friedensverkehrs gefahren. 

Auch suchte man sich durch Verhängung von Verkehrssperren 
durchzuhelfen. Die Zustände wurden jedoch immer trostloser, die Be¬ 
triebsicherheit ließ bedenklich nach; die Zahl der Unfälle stieg erheblich. 

Die Ausführungen des Verkehrsministers Herriot im Senat im 
Jahr 1917 kennzeichnen so recht die Lage. Er erklärte: 

„Ich habe mich an unsere Nordbahn gewandt, doch ach, sie befindet 
sich in der Lage einer Linie, die seit zwei Jahren den Krieg mitgemacht 
hat. Sie ist ermüdet, verbraucht, erschöpft; sie ist nicht ausgebessert 
worden; das Personal, dessen Eifer unsere Dankbarkeit verdient, ist 
zum Teil krank; letzthin gab es auf den Lokomotiven gefrorene Röhren! 
Sie wollen die Wahrheit wissen: ich werde sie Ihnen ganz sagen. Hier 
haben Sie die Liste der Unfälle auf der Nordbahn im Dezember 1916 und 
Januar 1917: Zerreißen der Kupplungen mit den entsprechenden Folgen: 
92 Fälle, Zusammenstöße 51; Entgleisungen 95; die Fälle von Versagen 
der Maschinen sind zahlreich. Wir werden diese Schwierigkeiten über¬ 
winden, aber für den Augenblick sind sie da.“ 

Durch die hohe Steigerung aller persönlichen und sächlichen 
(Kohle) Ausgaben wurde trotz mehrfacher Tariferhöhungen die Finanz¬ 
lage der Eisenbahnen immer schlechter, besonders da den Gesellschaften 
die Heerestransporte nur in unzureichender Weise vergütet wurden. Am 
Ende des Jahres 1918 war bereits ein Fehlbetrag von rund 1,4 Milliarden 
Franken vom Staat zu decken. 

Mit dem Waffenstillstand und Frieden besserten sich die ungünsti¬ 
gen Verkehrs- und Betriebsverhältnisse nur wenig, es trat sogar in 
mancher Beziehung eine Verschlechterung ein. Der gesamte technische 
Apparat der Eisenbahnen war durch die lange Dauer des Kriegs stark 
heruntergewirtschaftet. Durch die Besetzung des Rheinlandes und von 
Elsaß-Lothringen wurde der Verkehr über weite Gebiete ausgedehnt. Die 
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Beförderung von Materialien in die Wiederaufbaugebiete wurde immer 
umfangreicher. Dabei brachte die Vermehrung der Betriebsmittel infolge 
der Abgabe durch Deutschland wenig Entlastung, obwohl die Zahl der 
betriebsfähigen Lokomotiven im August 1919 auf 13 0% und die der 
Wagen auf 354 421 stieg. Offenbar verstanden die französischen Loko- 
motivbediensteten die ordnungsmäßige Unterhaltung und Bedienung der 
deutschen Lokomotiven nicht. Auch zeigte sich die belgische Kohle 
wegen ihrer geringen Güte gerade für die deutschen Lokomotiven wenig 
brauchbar. 

Die lange Kriegszeit hatte weiterhin das Personal hart mitgenom¬ 
men und zermürbt. Die Leistungen der Eisenbahnen blieben hinter denen 
in früheren Jahren weit zurück, besonders seit der Einführung des Acht¬ 
stundentags und dem Wegfall des Stückzeitverfahrens in den Werk¬ 
stätten. 

Von größeren Streiks blieben die Eisenbahnen im allgemeinen ver¬ 
schont; sie wurden bereits im Keim energisch erstickt. Nur der Gene¬ 
ralstreik im Mai 1919 schädigte das Wirtschaftsleben in hohem Maß. 
Durch ihn sollten zwar wirtschaftliche Forderungen durchgedrückt wer¬ 
den, in Wirklichkeit scheint er jedoch politische Zwecke verfolgt zu 
haben. 

Die Eisenbahnfinanzen bieten das gleiche trostlose und verheerende 
Bild, wie in Deutschland. 

Wenn auch die zerstörten Bahnen zum großen Teil wieder in Be¬ 
trieb genommen werden konnten, so wurde die Verkehrsnot, die im Jahr 
1914 einsetzte, bisher noch nicht behoben. Die französischen Bahnen 
standen bei Kriegsausbruch in jeder Beziehung viel ungünstiger da, als 
die deutschen Eisenbahnen, und es ist bewundernswert, daß sie trotz der 
ungeheuren Schwierigkeiten die hervorragenden Leistungen im Krieg 
hervorbringen konnten. Nach der Marneschlacht bezeichneten die Fran¬ 
zosen ihre Eisenbahnen als die Erretter Frankreichs, weil es ihnen ge¬ 
lang, die Truppen von der italienischen Grenze in kürzester Zeit nach 
den neuen Kriegsschauplätzen zu befördern, als im Norden der Versuch 
der Überflügelung gemacht wurde und das sogenannte Rennen nach dem 
Meer stattfand. 

2. Großbritannien und Irland. 

Die Gesamtstreckenlänge der Eisenbahnen des Königreichs Groß¬ 
britannien und Irland betrug am Ende des Jahres 1913 rund 40 000 Kilo¬ 
meter. Für den Betrieb standen in der Hauptsache 24 635 Lokomotiven 
und 760 746 Güterwagen, darunter ungefähr 40 % Privatwagen, zur Ver¬ 
fügung. Die Eisenbahnen sind reine Privatunternehmungen und gehören 
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einer großen Zahl von Eisenbahngesellschaften, die durch ihren Besitz 
an Kanälen auch in großem Umfang Binnenschiffahrt betreiben. 

Auf Grund des Cardwell-Gesetzes vom Jahr 1871 übernahm der 
Staat bei Kriegsausbruch mit Ausnahme einiger Kleinbahnen die Eisen¬ 
bahnen von England, Wales und Schottland und am 1. Januar 1917 auch 
die von Irland, ohne daß jedoch die Eisenbahngesellschaften ihr Eigen¬ 
tumsrecht an den Bahnen verloren hätten. Durch diese Uebernahme 
sollte eine einheitliche Leitung des gesamten Eisenbahnnetzes und eine 
möglichst einheitliche Verwaltung der Betriebsmittel erreicht und durch 
Ausschaltung eines hemmenden und ungesunden Wettbewerbs die höch¬ 
sten technischen und wirtschaftlichen Leistungen bei der Beförderung 
von Truppen und Kriegsmaterial erzielt werden. Die Güter wurden nun¬ 
mehr über die Strecken befördert, die die kürzeste oder wirtschaftlichste 
Verbindung zwischen Versand- und Empfangstelle darstellten. Durch 
die richtige Verteilung des Güterverkehrs auf die verschiedenen Linien 
ergab sich eine nicht unwesentliche Beschleunigung der Transporte ge¬ 
gen früher, eine bessere und schnellere Ausnutzung der Betriebsmittel, 
eine Verminderung der Zahl der Leerläufe und damit eine Verbilligung 
und wirtschaftlichere Führung des ganzen Betriebs. 

Die Durchführung aller militärischen Transporte hatte unentgelt¬ 
lich zu erfolgen. 

Das Recht, die Eisenbahnen von Staats wegen zu betreiben, mußte 
jedoch für jede Woche erneut durch eine Königliche Verordnung ausge¬ 
sprochen werden. 

Als Gegenleistung wurde den Gesellschaften vom Staat der Ge¬ 
winn des Jahres 1913 auch für die folgenden Jahre zugesichert, so daß 
sie nunmehr keine Veranlassung mehr hatten, ihren Strecken einen star¬ 
ken Verkehr zuzuführen. Allerdings hätten die Gesellschaften lieber 
die beträchtlichen Mehreinnahmen aus dem erheblich gesteigerten Ver¬ 
kehr selbst eingesteckt; sie mißgönnten dem Staat diese Kriegsgewinne 
und waren deshalb, jedoch vergeblich, bestrebt, den Betrieb wieder in 
eigene Hand zu bekommen, zumal da das Verhältnis zwischen Regierung 
und Eisenbahngesellschaften teilweise recht wenig erquicklich war. 
Weiterhin vergütete der Staat die Schäden infolge der rascheren Ab¬ 
nutzung der Betriebsmittel und des Oberbaus durch den Kriegsbetrieb 
und verzinste das Anlagekapital aller Neuanlagen, die nach dem 31. De¬ 
zember 1912 in Betrieb genommen waren, mit 4 %*). 

Die Leitung des Betriebs und Verkehrs wurde, soweit im beson¬ 
deren ein Zusammenarbeiten verschiedener Linien und Gesellschaften in 

») Vgl. Archiv fllr Eisenbahnwesen 1920, S. 92: Die Kriegsfinanzen der 
englischen Eisenbahnen. 
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Frage kam, dem Eisenbahn-Betriebsausschuß (Railway Executive Com¬ 
mittee) übertragen, dem die Generaldirektoren der bedeutendsten Eisen¬ 
bahngesellschaften angehörten. Den Vorsitz führte, wenn auch nur dem 
Namen nach, der Handelsminister. Diesem Ausschuß unterstanden die 
Linien von 130 Eisenbahngesellschaften; 46 Bahnen, deren Strecken je¬ 
doch nur 2 % des gesamten Netzes ausmachten, waren von seiner Zu¬ 
ständigkeit ausgenommen. 

Die Eisenbahnverhältnisse der Vereinigten Königreiche boten wäh¬ 
rend der Kriegszeit im großen und ganzen das gleiche Bild, das die der 
übrigen am Völklr ringen beteiligten Staaten zeigten. Das gute Arbeiten 
der englischen Kriegsmaschine ist nicht zum geringsten Teil den vor¬ 
trefflichen Leistungen der Eisenbahnen zuzuschreiben, die sich den täg¬ 
lich höheren Anforderungen der Landesverteidigung, der Kriegs- und 
Zivilindustrie stets gewachsen zeigten. 

Der Verkehr erfuhr gegenüber dem des Jahres 1913 einen gewalti¬ 
gen Aufschwung. Die Frachteinnahmen allein aus dem Güterverkehr 
betrugen im Durchschnitt der Jahre 1914—1919 100 Millionen Pfund Ster¬ 
ling gegenüber den 68,5 Millionen des Jahres 1913, wobei beachtet werden 
muß, daß der ganze Militärverkehr nicht berücksichtigt ist, weil für ihn 
eine Bezahlung nicht stattfand. Abgesehen von den umfangreichen 
Transporten für die Kriegsindustrie, Lebensmittelversorgung und Lan¬ 
desverteidigung, fiel fast der gesamte Küstenschiffahrtsverkehr infolge 
der Wirkungen des Seekriegs den Eisenbahnen zu. • Die Beförderung 
der schottischen Kohle erfolgte ausschließlich auf dem Landweg. Der 
starke Erz-, Eisen- und namentlich Kohlenverkehr belastete die Eisen¬ 
bahnen in solchem Maß, daß der zum englischen Kohlendiktator ernannte 
oberste Betriebsleiter der London- und Nordwesbbahn im Juli 1917 durch 
behördliche Regelung eine zwangsweise Gestaltung der Kohlenbeförde¬ 
rung durchführte. Der Verbrauch der Kohle möglichst nahe der Erzeu¬ 
gungsstelle — damit kurze Beförderungswege — und die Berücksichti¬ 
gung der .Leistungsfähigkeit der einzelnen Linien sollten eine Entlastung 
der Eisenbahnen herbeiführen. . Ungünstig wirkte, daß der Verkehr sich 
in Häfen, an wichtigen Knotenpunkten und auf Strecken der Industrie¬ 
zentren zusammendrängte und störende Überfüllungen hervorrief. Selbst 
auf Bahnen, die in der Vorkriegszeit vornehmlich dem Personenverkehr 
dienten, überwog jetzt der Güterverkehr (South Eastern und Chatham- 
Eisenbahn). 

Der umfangreiche Verkehr konnte nur unter großen Betriebs¬ 
erschwernissen bewältigt werden. Die Binnenwasserstraßen wurden zur 
Entlastung der Eisenbahnen stark herangezogen. 

Gegenüber der Friedenszeit war der Personalbestand stark vermin- 
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dert; von den 625 000 Eisenbahnbediensteten standen infolge der allge¬ 
meinen Wehrpflicht über 200 000 unter der Fahne; der Ersatz durch 
Frauen (rund 67 000) war nicht vollwertig und erfolgte nur in verhältnis¬ 
mäßig geringem Umfang. Anerkennenswert war die Übernahme er¬ 
höhter Dienstleistungen durch das Stammpersonal. Zur Gewinnung von 
Personal und Material (Kohle) und aus Ersparnisgründen fand eine 
Schließung von Bahnhöfen und eine teilweise Außerbetriebsetzung von 
Nebenbahnen in weitgehendem Maß statt. Auch wurde der Personen- 
und Güterverkehr erheblich eingeschränkt und die Fahrzeit der Züge 
verlängert; die bisher auf großen Entfernungen aufeffthaltles durchge¬ 
führten Schnellzüge kamen vielfach in Wegfall, und Speise- und Schlaf¬ 
wagen verschwanden aus den Zügen. Um unnötige Reisen zu erschwe¬ 
ren, wurden die Tarife beträchtlich erhöht. 

Die Abgabe von 750 Lokomotiven und rund 30 000 Güterwagen zur 
Befriedigung militärischer Bedürfnisse auf überseeischen Kriegsschau¬ 
plätzen vergrößerte den Mangel an Betriebsmitteln, die überdies nur 
unzureichend unterhalten wurden, weil die Werkstätten durch die Her¬ 
stellung von Kriegsmaterial stark in Anspruch genommen waren, und 
weil die Gesellschaften wenig Neigung zeigten, die erforderlichen Aus¬ 
besserungen in erhöhtem Maß zu betreiben. Sie erwarteten eine Über¬ 
nahme der entstehenden Kosten durch die Regierung. Unter diesen Um¬ 
ständen stieg der Ausbesserungsstand der Betriebsmittel bedenklich. 

Durch Beschlagnahme einer großen Zahl von Eisenbahnwagen, die 
sich im Privatbesitz (Bergwerke) befanden, durch den Staat, durch 
Herabsetzung der Ladefristen, deren Überschreitung als ein Verbrechen 
gegen die zur Verteidigung des Landes erlassenen Gesetze galt und unter 
hohe Strafe gestellt wurde, durch Erhöhung der Wagenstandgelder und 
Erweiterung der Ladefähigkeit der Wagen und durch die Berechtigung 
der Eisenbahngesellschaften, die leer zurücklaufenden Privatwagen zu 
beladen und beladene Güterwagen zu entladen, wenn der Empfänger 
seinen Verpflichtungen nicht rechtzeitig nachkam, suchte man dem be¬ 
drohlichen Wagenmangel zu begegnen. 

Die Zahl der betriebsfähigen Lokomotiven entsprach nicht dem 
sprunghaft gesteigerten Verkehr, sie waren heruntergewirtschaftet. 
Die Vermehrung des Parks durch Neubauten war nur gering, seine Un¬ 
terhaltung unzureichend, obwohl der Mangel an Rohstoffen bei weitem 
nicht den Einfluß wie in Deutschland ausübte. Bemerkenswert und die 
Lage treffend kennzeichnend ist das Stimmungsbild eines englischen 
Schriftstellers in der Londoner Wochenschrift World: 

„Die meisten Lokomotiven, die sich überhaupt noch fortbewegen 
können, sind arme, alte, röchelnde asthmatische Dinger, bei denen es 
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wirklich eine Tierquälerei scheint, daß man sie bei schlechtem Wetter 
nicht in ihrem Schuppen läßt.“ 

Große Erschwernisse verursachte auch die ständig wachsende Koh¬ 
lennot, besonders ernst war die Lage im Jahr 1917. Durch die Einbe¬ 
rufung zahlreicher Grubenarbeiter in den Heeresdienst verminderte sich 
die Förderung, dazu stellten die Bundesgenossen große Anforderungen. 
Nur unter besonderen Anstrengungen konnte eine einigermaßen aus¬ 
reichende Versorgung der Eisenbahnen durchgeführt werden. 

Im Gegensatz zu Deutschland und Frankreich war auf den engli¬ 
schen Eisenbahnen die Zahl der Unfälle verhältnismäßig gering, wenn 
sich auch eine Steigerung gegenüber Friedenszeiten einstellte. 

Streiks waren während der Kriegszeit als ungesetzlich verboten. 
Die vaterländische Gesinnung des Engländers opferte auch das persön¬ 
liche Interesse dem Gesamtwohl. 

Die Reinerträge der Eisenbahnen sanken infolge der gesteigerten 
Preise für sämtliche Materialien und der Erhöhung der Löhne ständig. 
Hierdurch wurden jedoch nur der Staat, nicht aber die Gesellschaften, be¬ 
troffen, weil ja diesen die Regierung die Einnahmen des Jahres 1913 bei 
Übernahme der Bahnen gewährleistet hatte. 

Das militärische Kriegsende brachte auch in England nicht ein so¬ 
fortiges Aufhören aller Schwierigkeiten und eine Beseitigung der Eisen¬ 
bahnnöte. Das Wirtschaftsleben litt unter den Nachwirkungen des Kriegs 
stark und ist auch bisher noch nicht wieder auf der Höhe der Vor¬ 
kriegszeit angelangt. 

Der Verkehr der Küstenschiffahrt blieb zunächst noch auf den Eisen¬ 
bahnen, weil die Seefrachten durch Mangel an Schiffsraum und durch die 
gesteigerten Löhne höher als die Eisenbahnfrachten waren. Zur Ent¬ 
lastung der Eisenbahnen wurde jedoch durch eine Verordnung des Han¬ 
delsministers der Verkehr in weitgehendem Maß der Küstenschiffahrt 
dadurch wieder zugeführt, daß die Eisenbahnen nicht mehr berechtigt 
waren, Güter zur Beförderung anzunehmen, die auf dem Wasserweg ab¬ 
gefahren werden konnten. Die daraus erwachsenden Mehrkosten infolge 
der höheren Seefrachten trug vorübergehend der Staat, um die Verkehrs¬ 
treibenden nicht zu schädigen. Am 15. Januar 1920 trat eine wesentliche 
Erhöhung der Eisenbahnfrachten ein, wodurch ein Ausgleich mit den 
Seefrachten herbeigeführt und dadurch die bisherigen Mißstände beseitigt 
wurden. 

Am unangenehmsten wirkten auf das gesamte Eisenbahnwesen die 
nunmehr in verstärktem Maß auftretendenl Arbeiterfragen ein. Die Be¬ 
diensteten zeigten eine immer mehr zunehmende Unlust zur Arbeit. Auch 
in England gingen die Bestrebungen der Angestellten und Arbeiter dahin, 
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ihre wirtschaftliche Lage zu verbessern und bei möglichster Kürzung der 
Arbeitszeit möglichst hohen Verdienst zu erzielen. 

Unter dem Zwang der Verhältnisse wurde am 1. Februar 1919 der 
Achtstundentag eingeführt. 

Zur Erreichung persönlicher und politischer Vorteile wurde der 
Streik als Kampfmittel benutzt. 

Weil die den Lokomotivbediensteten bewilligten Lohnerhöhungen 
den übrigen Eisenbahnangestellten und -arbeitern von der Regierung ver¬ 
weigert wurden, legten fast sämtliche Bedienstete am 26. September 1919 
die Arbeit nieder, so daß der gesamte Eisenbahnbetrieb zunächst still- 
gelegt werden mußte *). Durch das Eingreifen einer „technischen Nothilfe“ 
und durch die kraftvolle Haltung der Regierung fand jedoch der Streik, 
der das Wirtschaftsleben aufs schwerste geschädigt hatte, am 5. Oktober 
1919, also nach 9 Tagen, durch einen Vergleich sein Ende. Die Regie¬ 
rung hatte gesiegt und die Machtprobe bestanden. 

Am 1. Januar 1920 wurde der seit Kriegsanfang bestehende Eisen¬ 
bahnbetriebsausschuß aufgelöst und die Leitung des englischen Eisen¬ 
wesens auf Grund des für zwei Jahre geltenden Verkehrsgesetzes vom 
J5. August 1919 (Ways and communication Bill) *) dem neugeschaffenen 
Verkehrsministerium übertragen. Für die Lösung der Frage, ob der 
vor dem Krieg bestehende Zustand der Privatunternehmungen wieder 
hergestellt werden soll, oder ob die Eisenbahnen in den Besitz des Staats 
übergehen sollen, was ein großer Teil der Arbeiterschaft wünscht, hat der 
Verkehrsminister dem Parlament innerhalb von zwei Jahren Vorschläge 
Uber die Regelung des englischen Eisenbahnwesens zu machen. 

3. Italien. 

Die Eisenbahn Verhältnisse Italiens hatten sich in den letzten Jahren 
des Friedens gegenüber früheren Jahren ganz wesentlich gebessert. Die 
Züge wurden planmäßiger durchgeführt, die Unsauberkeit in den Wagen 
hatte nachgelassen, und die Diebstähle an Gütern und Reisegepäck hatten 
sich verringert. 

Mit dem Eintreten Italiens in den Weltkrieg machten sich die alten 
Mißstände in verstärktem Maß wieder bemerkbar und eie wurden durch 
die Schwierigkeiten noch vermehrt, die sich aus den Zeitumständen und 
hauptsächlich aus der großen Kohlennot ergaben, unter der Italien wäh¬ 
rend der ganzen Kriegszeit mehr als alle anderen europäischen Länder 
zu leiden hatte. 

*) Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1920, S. S7: Der Generalstreik der eng¬ 
lischen Eisenbahner. 

*) Vgl. Archiv 1920, S. 757. 
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Der Jahresverbrauch Italiens an Kohlen betrug im. Frieden durch¬ 
schnittlich 11 bis 13 Millionen Tonnen; davon wurden rund 800000 t durch 
eigene Förderung gewonnen, 306 000 t lieferte Frankreich, 1600000 t 
Deutschland und den Rest von nahezu 10 000 000 t England. Durch den 
Krieg änderten eich die wirtschaftlichen Verhältnisse des Landes voll¬ 
ständig; statt Ackerbau wurde nunmehr in der Hauptsache Industrie be¬ 
trieben. Der Kohlenverbrauch stieg dadurch ganz erheblich; dabei fielen 
aber Deutschlands Lieferungen aus, und infolge der Einwirkungen des 
Seekriegs und des eigenen Kohlenmangels Englands war die Einfuhr 
aus England unzureichend und sehr erschwert. Die Kohlennot war zeit¬ 
weise, besonders im Jahre 1917, so groß, daß man die Einstellung des 
Betriebs in den Marmorbrüchen Carraras und in den Schwefelgruben 
Siziliens befürchtete, daß Truppen- und Nachschubzüge auf den wichtig¬ 
sten militärischen Strecken nach dem Norden und Nordosten, also zur 
Front, teilweise unterbleiben mußten, und daß die Eisenbahnverwaltung 
50000 t Olivenholz für die Lokomotivfeuerung aufkaufte. Der Kohlen¬ 
preis war außerordentlich hoch; bereits im Jahr 1915 wurden für die 
Tonne 190 JL bezahlt. 

Den Eisenbahnen standen nur ungenügende Mengen von minder¬ 
wertiger Kohle zur Verfügung. Aus Ersparnisgründen führte man auf 
einigen Strecken den elektrischen Betrieb ein und schränkte den Per¬ 
sonen- und Güterverkehr ganz erheblich ein. Im Januar 1917 wurde nur 
die Hälfte der Personenzugkilometer vom Juli 1914 gefahren; es ver¬ 
kehrten fast nur Personenzüge, weniger Schnellzüge. Speise- und 
Schlafwagen wurden größtenteils beseitigt; die Heizung der Züge fiel 
weg, die Fahrzeiten wurden verlängert. 

Durch Aufhebung der Fahrpreisermäßigung, die bisher bei Zeit¬ 
karten, ferner für wissenschaftliche und gemeinnützige Zwecke und den 
Beamten in freigiebigster Weise gewährt wurde, suchte man neben der 
Erhöhung der Einnahmen den schon an und für sich geringeren Per¬ 
sonenverkehr noch weiter einzuschränken; aus den gleichen Gründen 
wurde auch die Beförderung von Fracht- und Eilgutsendungen — Militär¬ 
bedarf, Dünger, Kohle usw. waren ausgenommen — von einer besonderen 
Genehmigung durch die Eisenbahndirektion abhängig gemacht und die 
Versendung von Stückgütern nur als Eilgut zugelassen. 

Durch die Verwendung minderwertiger Kohlen blieben die Züge 
infolge Dampfmangels auf der Strecke liegen, die Verspätungen nahmen 
zu und warfen vielfach den Fahrplan über den Haufen. Besondere 
Schwierigkeiten traten dadurch auf der Strecke Savona—Ventimiglia auf, 
die das ganze Land mit Kohlen versorgt. 

Lokomotiv- und Wagenmangel und die starke Abnutzung der Be- 
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triebsmittel verursachten Stockungen im Verkehr und Uberfüllungen 
der Bahnhöfe und Häfen, die durch die vermehrte Einfuhr erheblich be¬ 
lastet wurden. Eine Erhöhung der Standgelder und Verkürzung der 
Be- und Entladefristen sollte den Wagenumlauf beschleunigen. Der be¬ 
trächtliche Militärverkehr und die wirtschaftlichen Anforderungen der 
Industrie belasteten die Eisenbahnen in besonders hohem Maß. Zur 
Entlastung erweiterte man zwar die Bahnhofsanlagen und baute auch 
neue Eisenbahnstrecken, so z. B. die Abkürzungslinie Mailand—Genua, 
die Abhilfe war jedoch nur gering. 

Zur Herabminderung der weit um sich greifenden Beraubungen und 
Diebstähle an Eisenbahntransporten wurde durch Erhebung eines be¬ 
sonderen Steuerzuschlags auf Fahrkarten und Frachtbriefe eine zwangs¬ 
weise Transportversicherung eingeführt. 

Die hohen persönlichen und sächlichen Aufwendungen gestalteten 
das Verhältnis zwischen Ausgaben und Einnahmen immer ungünstiger, 
der Fehlbetrag wuchs außerordentlich. 

Nach einer Schilderung des Corriere della Sera waren die Zustände 
im Eisenbahnverkehr geradezu trostlos. 

Das Kriegsende brachte keine Besserung; die Mißstände wurden 
durch die nunmehr verstärkt auftretenden Arbeiterfragen, durch die Ein¬ 
führung des Achtstundentags und durch die vielen Streiks vielmehr noch 
vergrößert. Die Bediensteten legten eine zunehmende Gleichgültigkeit 
und lässige Dienstauffassung an den Tag. Die Streiks dienten neben 
der Durchsetzung persönlicher und eigensüchtiger Forderungen nament¬ 
lich der Erreichung politischer Ziele. Schwer schädigte das gesamte 
Wirtschaftsleben der im Januar 1919 ausbrechende Generalstreik, der 
jedoch nach kurzer Zeit abgebrochen werden mußte, weil ein großer Teil 
der Beamten- und Arbeiterschaft sich nicht beteiligte. Die Regierung 
war gleichwohl zu schwach und gab in allen Punkten nach, so daß der 
Streik mit einem Sieg des Syndikats schließlich endigte. 

Die Verlustwirtschaft steigerte sich trotz wesentlicher Erhöhung 
der Tarife immer mehr. Im Haushaltsjahr 1919/1920 arbeiteten die Eisen¬ 
bahnen mit einem Betriebskoeffizienten von 140 %, der einen Fehlbetrag 
von 860 Millionen Lire ergab. 


4. Rußland. 

Rußlands Eisenbahnnetz in Europa umfaßte am Ende des Jahres 
1913 rund 62 200 Kilometer, von denen zwei Drittel in den Händen des 
Staats und ein Drittel in Privatbesitz waren. Die Bahnen befanden sich 
bei Ausbruch des Kriegs in verhältnismäßig gutem Zustand und waren 
in der Lage, den hohen Anforderungen der Mobilmachung gerecht zu 
werden. 
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Jedoch nach kurzer Zeit schon stellten sich die Mängel der sonst 
guten Organisation des Eisenbahnwesens ein, es fehlte an Betriebsmit¬ 
teln, die infolge des gesteigerten Verkehrs stärkerer Abnutzung unter¬ 
lagen, an leistungsfähigen Hauptwerkstätten und an einem hinreichenden 
Ausbau des Netzes, namentlich in den Industriegebieten und in der Nähe 
größerer Städte. Dazu belastete der militärische Verkehr in hohem 
Mäh die Eisenbahnen, wobei in Verkennung der wirtschaftlichen Nöte 
zu wenig Rücksicht auf das Wirtschaftsleben des Landes genommen 
wurde. 

Der Mangel an betriebsfähigen Lokomotiven und Wagen mit seinen 
bekannten unangenehmen und störenden Begleiterscheinungen wurde 
noch dadurch wesentlich vergrößert, daß in den Werkstätten teilweise un¬ 
geschulte Arbeiter beschäftigt werden mußten und daß wichtige Roh¬ 
stoffe fehlten. Er rief die schwersten Störungen des gesamten Eisen¬ 
bahnbetriebs hervor. 

Durch die infolge Arbeitermangels verminderte Kohlenförderung 
wurden den Eisenbahnen unzureichende Mengen minderwertiger Loko- 
motivbrennstoffe, die große Rückstände hinterließen, zur Verfügung 
gestellt. Der Betrieb war vielfach nur dadurch aufrecht zu erhalten, daß 
für andere Empfänger bestimmte Kohlensendungen von der Eisenbahn¬ 
verwaltung beschlagnahmt wurden. 

Durch beträchtliche Erhöhungen aller Beförderungspreise und 
starke Einschränkungen des gesamten Personen- und Güterverkehrs 
suchte man die Not zu lindern. Nur die allerdringendsten Sendungen an 
Kriegsmaterial, Lebensmitteln und Kohlen konnten zur Beförderung zu- 
feelassen werden. Im Winter 1915/1916 stiegen die Verkehrschwierig¬ 
keiten derartig, daß man sich mehrfach zur Einführung sogenannter 
Güterwochen genötigt sah, in denen fast der gesamte Personenverkehr 
auf allen russischen Eisenbahnlinien eingestellt wurde, um die Munitions¬ 
fabriken mit Rohstoffen und Kohlen und die größeren Städte Mittel- und 
Nordrußlands mit Lebensmitteln versorgen zu können, die in den süd¬ 
östlichen Gouvernements aufgehäuft waren und zu verderben drohten. 

Auch wurden umfassende Maßnahmen für eine möglichste Aus¬ 
nutzung der Wasserstraßen getroffen. Auf Anordnung der Regierung 
war die Eisenbahnverwaltung berechtigt, zur Entlastung der Eisenbahnen 
die Güter ohne Zustimmung des Versenders nach eigenem Ermessen auf 
einen gemischten Beförderungsweg (Eisenbahn und Wasserstraße) zu 
legen. 

Weiterhin setzte eine verstärkte Aufsicht über die Privatbahnen 
ein, weil sie ihre Bahnen mehr im eigenen Interesse als in dem der 
Landesverteidigung und der Versorgung des Volks mit Lebensmitteln 
betrieben. 

Archiv für Eisenbahnwesen, 1921, 35 
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Der Erfolg aller dieser Abhilfen blieb jedoch ans. Die Verkehrs¬ 
nöte steigerten sich derartig, daß 35 Reichsratsmitglieder am Anfang 
des Jahres 1917 die Anfrage stellten, welche Maßnahmen die Regierung 
zu ergreifen gedächte, um dem vollständigen Verfall des Verkehrs¬ 
wesens vorzubeugen. 

Die Revolution mit allen ihren furchtbaren politischen und wirt¬ 
schaftlichen Folgen gab den an der Grenze ihrer Leistungsfähigkeit 
stehenden Eisenbahnen den Rest. 

Der Minister der Verkehrsanstalten Nekrassow führte eine zwangs¬ 
weise Bewirtschaftung des Verkehrs auf der Eisenbahn ein, indem er die 
Rangfolge in der Beförderung der Güter festsetzte. Hierdurch sollten 
die Bedürfnisse sowohl der Eisenbahnverwaltung als auch die der Ver¬ 
frachter gewahrt werden. Die Verhältnisse verschlechterten sich jedoch 
immer weiter, so daß der Minister fürchtete, den Verkehr gänzlich ein¬ 
stellen zu müssen, wenn Amerika nicht helfen würde. Auf Wunsch der 
russischen Regierung kamen denn auch 500 amerikanische Eisenbahn¬ 
sachverständige nach Rußland, um das Eisenbahnwesen wieder aufzu¬ 
bauen. Nach eingehender Prüfung der Verhältnisse machte die Kommis¬ 
sion auch Vorschläge zur Verbesserung in betrieblicher, verkehrlicher 
und verwaltungstechnischer Beziehung. Die durchgreifendste Hebung der 
Verkehrsnot erhoffte sie jedoch von einer umfangreichen Beschaffung 
von Betriebsmitteln, die Amerika unter Gewährung eines Kredits von 
750 Millionen Rubel zu liefern bereit wäre. 

Die wirtschaftliche Zerrüttung Rußlands ließ sich nicht mehr auf¬ 
halten und sie verschonte auch das Eisenbahnwesen nicht. Der Mangel 
an Betriebsmitteln, Oberbaumaterial und Rohstoffen wuchs immer mehr.* 
Mit dem Rückgang der Betriebsleistungen um ungefähr 80% im Jahr 
1918 gegenüber 1916 sank der Verkehr zusehends. Die Gesamtzahl der 
betriebsfähigen Lokomotiven betrug nur noch rund 4000; ihre Tages¬ 
leistungen sollen im Februar 1918 nur 48 km gegenüber 74 km im Jahr 
1917 betragen haben. Eine Vermehrung durch Neubauten fiel kaum ins 
Gewicht, weil die Leistungen der großen Lokomotivfabriken Putilow und 
Kolomna fast auf dem Nullpunkt angekommen waren. 

Dazu traten noch als Folge der Revolution die unhaltbaren Zu¬ 
stände in den Personalfragen mit ihren unglaublichen und maßlosen 
Arbeits- und Lohnverhältnissen. Die Beamten- und Arbeiterschaft wurde 
immer mehr auf politische Bahnen gedrängt, die Disziplin und das An¬ 
sehen der Vorgesetzten wurden untergraben. Pflichterfüllung und Ar¬ 
beitslust hörte auf; unter Freiheit wurde Zügellosigkeit und willkür¬ 
liche Selbsthilfe verstanden. Der Begriff des Eigentums ging vollstän¬ 
dig verloren. Zahlreiche Streiks übten die schädlichsten Wirkungen auf 
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das Wirtschaftsleben aus. Zum Schutz des Verkehrs wurde ein „Kriegs¬ 
gemäßer Volksschutz“ eingerichtet, um die Ordnung und Sicherheit des 
Betriebs zu überwachen und Eingriffe Unbefugter in den Eisenbahn¬ 
betrieb abzuwehren. Aufreizungen zum Streik sollten mit Gefängnis be¬ 
straft werden. 1 ) 

Die ganze Trostlosigkeit in den Zuständen des russischen Verkehrs¬ 
wesens läßt der nachfolgende, wohl kaum gefärbte Befehl der Volks¬ 
kommissare an alle Räte erkennen: 

„Von allen Eisenbahnlinien treffen Nachrichten ein über Unordnung 
und über den Unfug, der auf den Stationen von Soldaten und anderen 
Personen begangen wird. Die Eisenbahnen befinden sich in den Händen 
des Pöbels. Die beladenen Wagen werden geöffnet, der Inhalt geraubt. 
Es gibt eine Menge Leute, die ohne Frachtbriefe eigenmächtig Frachten 
befördern, von den Zügen Wagen abhängen, sich in die Anordnungen des 
Eisenbahnpersonals emmischen. Eine solche Anarchie auf den Eisen¬ 
bahnen hat die Beförderung gänzlich in Unordnung gebracht und ver¬ 
derbenbringend auf die Versorgung der Bevölkerung der hungernden 
Gouvernements und der Armee an der Front mit Lebensmitteln gewirkt, 
wodurch unübersehbares Unheil angerichtet wird. Indem hierauf Ihre 
Aufmerksamkeit gelenkt wird, bitten wir die Räte, vor nichts zurückzu¬ 
schrecken, die allerenergischsten und strengsten Maßregeln zur Wieder¬ 
herstellung der revolutionären Ordnung auf den Eisenbahnen zu treffen, 
indem hierfür besondere Abteilungen der Roten Garde, revolutionärer 
freiwilliger und disziplinierter zuverlässiger Heeresteile gebildet werden 
zum Zweck des Schutzes der Bahnlinien, der Brücken und der Bahn¬ 
lagerhäuser, zur Begleitung der Güter- und Personenzüge, desgleichen 
zur Herstellung des Einhaltens der Ordnung beim Einsteigen der Fahr¬ 
gäste, zur Bekämpfung der Räubereien. Ueber den Vollzug dieses Be¬ 
fehls und über die von Ihnen getroffenen Maßnahmen teilen Sie umgehend 
dem Volkekommissar für Ernährungswesen mit.“ 

Mit der gewaltigen Steigerung der Materialpreise und der Ausgaben 
für die Gehälter und Löhne der Angestellten (1913 = 350, 1916 = 650 Mil¬ 
lionen Rubel) wuchsen die Betriebskosten ins Unermeßliche. Während 
im Jahre 1916 die Eisenbahnen noch einen Reingewinn von 140 Millionen 
Rubel abwarfen, arbeiteten sie bereits im Jahr 1917 mit einem Fehlbe¬ 
trag von l,» Milliarden, 1918: 6,5 Milliarden und 1920 sogar von 51 Mil¬ 
liarden Rubel! Bei der Nachgiebigkeit der Regierung dem Personal 
gegenüber und bei der dauernden Steigerung aller sächlichen Ausgaben 


J ) Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1920, S. 94: Wie es in Rußland ge¬ 
worden ist. 
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verschlechtern sich die Verhältnisse dauernd weiter erheblich. Die rus¬ 
sische Sowjet-Regierung sah nun auch ein, daß die Eisenbahnen dem 
Abgrund zusteuerten, und hat im April 1920 die Eisenbahnen militari¬ 
siert, in den Werkstätten den Zwölfstundentag eingeführt und eiserne 
Disziplin als einziges Mittel zur Wiederherstellung geordneter Zustände 
anerkannt. 

Folgende Leitsätze des Kommissars für das Verkehrswesen, Kras- 
sin, beleuchten den traurigen Zustand des russischen Eisenbahnwesens, 
sie zeigen die Ursachen des allmählichen Zerfalls und lassen das Be¬ 
streben zum Wiederaufbau deutlich erkennen: 

„1. Das bestehende System der Eisenbahnverwaltung hat in Ver¬ 
bindung mit den durch fünf Jahre Krieg geschaffenen tatsächlichen 
Schwierigkeiten das Verkehrswesen dem völligen Zerfall zugeführt, der 
einer endgültigen Stillegung der Verkehrswege nahekommt. 

2. Der Zerfall ist nicht nur auf falsche organisatorische Formen 
und Verwaltungsmaßnahmen, nicht nur auf die verringerte Leistungs¬ 
fähigkeit des Personals zurückzuführen, sondern auch auf den zu häufi¬ 
gen Wechsel der Verwaltungsformen und -organe. 

3. Die vor uns stehende Aufgabe: Wiederherstellung des Verkehrs¬ 
wesens in einem Umfang, der wenigstens die Bedürfnisse der Hunger¬ 
ration und der Industrie an Brenn- und Rohstoffen zufrieden zu stellen 
vermag; diese Aufgabe ist nur unter heroischer Anspannung der Eisen¬ 
bahnerkräfte zu bewältigen. 

4. Diese Arbeit muß sofort einsetzen, keine Stunde darf versäumt 
werden, da sonst allen Errungenschaften der Revolution Vernichtung 
droht. 

5. An Stelle der kollegialen, in Wirklichkeit verantwortungslosen 
Verwaltung sind die Grundsätze persönlicher Verwaltung und erhöhter 
Verantwortlichkeit zu verwirklichen; alle, vom Weichensteller bis zum 
Mitgliede des Kollegiums, müssen genau und unentwegt meine sämtlichen 
Vorschriften befolgen. Reformen sind einzustellen und überall, wo dies 
möglich ist, sind die alten Stellungen wieder zu beziehen, der alte tech¬ 
nische Apparat an der Zentralstelle und auf der Strecke wieder herzu¬ 
stellen und zu unterstützen. 

6. Die Einführung der Akkordarbeit ist eine Notwendigkeit.“ 

Doch alle diese Vorschläge zur Hebung und zum Wiederaufbau des 

Verkehrswesens scheinen bisher keine Besserung herbeigeführt zu haben. 

Die Verhältnisse verschlimmern sich immer weiter. 

5. Rumänien. 

Vor seinem Eintritt in den Krieg hatte Rumänien unter den emp¬ 
findlichsten Verkehrsstörungen zu leiden. Die Transportkrise ist auch 
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zurzeit noch derartig schwer, daß das Land trotz seines Reichtums an 
Getreide, Petroleum und Holz auf dem Weltmarkt bisher keine Rolle 
spielt. Diese Transportkrise wird in der Hauptsache durch den großen 
Mangel an Betriebsmitteln hervorgerufen, die sich infolge der starken 
Inanspruchnahme in einem unbeschreiblichen Zustand befinden sollen. 
Für ein Eisenbahnnetz von über 15 000 Kilometern, darunter rund 3500 
Kilometer vollspurige Bahnen, sollen zurzeit nur 300 betriebsfähige Lo¬ 
komotiven zur Verfügung stehen. Eine vollständige Einstellung jeg¬ 
lichen Verkehrs steht zu erwarten, wenn nicht sofort durchgreifende 
Maßnahmen getroffen werden. Durch dringende Lokomotivbestellungen 
im Ausland (Amerika, Deutschland, Tschecho-Slowakei) sucht die 
augenblickliche Regierung des Generals Avarescu die gefahrdrohende 
Lage abzuändern. Eine weitere bedeutende Besserung im Eisenbahn¬ 
wesen erhofft die Regierung von der Konzessionierung der Eisenbahn¬ 
werkstätten an ausländische Gesellschaften. Es wurden die Eisenbahn- 
werkstätten Siebenbürgens an die französische Gruppe Vulkan und die 
Alt-Rumäniens an die englische Gruppe Gravens Limited übergeben, die 
sich verpflichteten, innerhalb sieben Jahre 5000 Lokomotiven, 3000 
Personen- und 30 000 Güterwagen gegen entsprechende Gegenleistungen 
in vollkommen betriebsfähigen Zustand zu setzen. Nach sieben Jahren 
gehen die Werkstätten wieder in den Besitz des rumänischen Staats über. 

* 6. Griechenland. 

Unter dem stärksten Druck schloß sich Griechenland im Jahr 1915 
an den Vierverband an. Bereits bei Kriegsausbruch befand sich die 
Linie Papapuli—Platy (Strecke Saloniki—Monastir), die die Verbindung 
mit dem Eisenbahnnetz des übrigen Europa bildet 1 ), im Bau; dieser wurde 
rasch gefördert, so daß die gesamte Strecke Piräus—Larissa—Saloniki 
für die militärischen Transporte der Entente benutzt werden konnte. 
Auf Drängen Frankreichs und Englands ging diese Hauptstrecke sofort 
nach ihrer Fertigstellung auf den Vierverband über. 

7. Portugal. 

Die Kohlennot zwang die Eisenbahngesellschaften, die ein Netz von 
rund 3000 Kilometer betreiben, zur Einschränkung des Zugverkehrs. 
Der Außenhandel sank infolge der Seetransportkrise, die sich immer 
bedrohlicher gestaltete, auf ein Mindestmaß. 

Eisenbahnerausstände revolutionären Ursprungs veranlaßten den 


*) Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1919, S. 1062: Der Anschluß Griechen¬ 
lands an das europäische Eisenbahnnetz. 
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Kriegsminister zur zeitweisen militärischen Besetzung der Eisenbahn¬ 
strecken. 


D. Die neutralen Staaten. 

Der langjährige Völkerkrieg hat auch die nicht unmittelbar am 
Krieg beteiligten Staaten Europas mehr oder weniger stark in Mitleiden¬ 
schaft gezogen. Auch an ihrem Wirtschaftsleben und Verkehrswesen 
ging er nicht spurlos vorüber. Die wirtschaftliche Lage der im Verhält¬ 
nis zu den großen kriegführenden Staaten nur kleinen Länder, die zum 
großen Teil auf diese angewiesen waren, verschlimmerte sich von Jahr 
zu Jahr. 

In gleicher Weise herrschte bei allen neutralen Staaten ein emp¬ 
findlicher Mangel an Lokomotiven und Wagen. Die Kohlennot wuchs 
immer mehr. Englands Kohlenausfuhr war durch die Einwirkungen des 
Seekriegs, durch den eigenen großen Bedarf und durch die Versorgung 
der verbündeten Völker so beschränkt, daß die Regierung die Ausfuhr 
nach den neutralen Staaten verbot, und die Lieferungen Deutschlands 
konnten diesen Ausfall nicht decken. Zur Kohlenersparnis verwendete 
man vielfach für die Lokomotivfeuerung Ersatzbrennstoffe (Holz und 
Torf) und führte die elektrische Zugförderung in verstärktem Umfang 
ein, indem man die natürlichen Wasserkräfte des Landes zur Gewinnung 
elektrischen Stroms nutzbar machte. Trotz teilweiser "\4erkehrssteige- 
rung, die bei den Küstenländern durch das fast vollständige Aufhören 
der Seeschiffahrt erhöht wurde, mußten erhebliche Einschränkungen des 
gesamten Personen- und Güterverkehrs Platz greifen. Die hohen Preise 
für alle Verbrauchsstoffe und die großen Aufwendungen für die Eisen¬ 
bahnbediensteten beeinträchtigten das Rechnungsergebnis der Eisen¬ 
bahnen trotz ständiger Erhöhungen der Beförderungspreise derart ungün¬ 
stig, daß die Ausgaben durch die Einnahmen teilweise keine Deckung 
mehr fanden, und daß an die Stelle der bisherigen Überschüsse vielfach 
Fehlbeträge traten. 

Der schädigende Einfluß des Kriegs machte sich bei den schwei¬ 
zerischen Bundesbahnen 1 ) mit ihren rund 3000 km langen 
Strecken in vermehrtem Maß geltend. Der Fremdenverkehr hörte fast 
vollständig auf und der Durchgangsverkehr, der am Anfang des Kriegs 
infolge des gesteigerten Warenaustausches durch den starken Rohstoff¬ 
bedarf der Kriegsländer noch beträchtlich war, sank durch den ganz unge¬ 
sunden Hochstand der schweizerischen Valuta immer mehr. Besondere 


*) Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1319, S. 5G9: Die Entwicklung der 
schweizerischen Bundesbahnen seit dein Jahre 1912. 
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betriebliche Erschwerungen entstanden auf den Übergangsbahnhöfen an 
der italienischen Grenze durch die Störungen auf den nach den Häfen 
(Genua) führenden Bahnlinien. Der finanzielle Stand der schweizerischen 
Bundesbahnen war recht ernst; die Betriebszahl erhöhte sich fortgesetzt 
und konnte auch durch mehrfache Tariferhöhungen und Zugein¬ 
schränkungen zum Zweck der. Ersparung von Kosten und Vermehrung 
der Einnahmen nicht herabgedrückt werden. Bedeutende Beträge für die 
Fortsetzung der Elektrisierungsarbeiten auf den schweizerischen Bun¬ 
desbahnen wurden in die jährlichen Voranschläge eingestellt, um Erspar¬ 
nisse an den fehlenden Brennstoffen zu erzielen und um den Betrieb zu 
verbilligen. 

Die Störung in der Seeschiffahrt, hervorgerufen durch die Einwir¬ 
kungen des Seekriegs und durch die lange Wintersperrung des Hafens 
Archangelsk, zwang Rußland, das von der Ostsee und vom Schwarzen 
Meer abgeschnitten war, mehr und mehr dazu, seinen Güteraustausch mit 
den Verbündeten durch die nordischen Staaten auf den Landweg zu leiten. 
Das Verkehrsbedürfnis führte zur Verlängerung der nach Norden führen¬ 
den schwedischen Staatsbahnstrecke, die seither in Karungi endete, bis 
nach Haparanda, wodurch erhebliche Erleichterungen im Wechselverkehr 
zwischen Schweden und Rußland eintraten. Die Verkehrssteigerung 
auf den schwedischen Eisenbahnen durch den sicheren Überlandverkehr 
war erheblich, und sie wurde noch vergrößert durch den starken Aus¬ 
tauschverkehr mit Deutschland, das Schwede» fast ausschließlich mit 
Kohlen belieferte. Die Kohlennot war immer recht empfindlich, so daß 
man den Zugverkehr teilweise einschränken mußte und in großem Um¬ 
fang zur Beschickung der Lokomotiven mit Holz, Kiefernzapfen mit Kohle 
und Koks vermischt, und mit Torfpulver überging. Auch richtete man 
besonderes Augenmerk auf die Elektrisierung der Bahnen, hauptsächlich 
um sich vom ausländischen Kohlenbezug unabhängig zu machen. 

Die persönlichen und sächlichen Ausgaben (besonders für Brenn¬ 
stoffe) wuchsen ständig. Bis zum Jahr 1917 erzielten die schwedischen 
Eisenbahnen, die ein Netz von rund 5000 km Staats- und 10 000 km Privat¬ 
bahnen umfassen, noch Überschüsse, die bei den Staatsbahnen allerdings 
gegenüber Friedenszeiten recht erheblich sanken. Im Jahr 1918 hatten 
jedoch die Staatsbahnen trotz der Erhöhungen aller Beförderungspreise 
einen Betriebsverlust von 60 Millionen Kronen. 

Die Personalbewegungen infolge der veränderten Zeitumstände 
gingen auch an den schwedischen Eisenbahnen nicht vorüber. Der Acht¬ 
stundentag wurde eingeführt. Die Forderungen der Angestellten auf Er¬ 
höhungen der Bezüge wurden teils durch Streikandrohungen durch¬ 
gesetzt. 
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Die Rückwirkungen des Kriegs auf das Verkehrswesen Nor¬ 
wegens waren ebenfalls deutlich erkennbar. Sie gleichen infolge der 
geographischen Lage Norwegens denen der übrigen nordischen Länder. 
Das norwegische Eisenbahnnetz, zu dem rund 3000 km Staatsbahnen und 
500 km Privatbahnen gehören, litt durch den gesteigerten Verkehr stän¬ 
dig unter dem Mangel an Betriebsmitteln, der durch die wachsende 
Kohlennot noch vermehrt wurde. Infolge der allgemeinen Teuerung 
hatten die Eisenbahnen wirtschaftlich schwer zu kämpfen, und sie konnten 
auch durch Tariferhöhungen ihre finanzielle Notlage nicht merklich ver¬ 
bessern. Das Verhältnis der Ausgaben zu den Einnahmen, d. h. der Be¬ 
triebskoeffizient, dieser Gradmesser der Wirtschaftlichkeit eines Eisen¬ 
bahnunternehmens, stieg von 84 % im Jahr 1915 auf 109,9 % im Jahr 
1917, die Bahnen erzielten also bereits in diesem Jahr keine Über¬ 
schüsse mehr. Die technischen Einrichtungen wurden immer weiter 
heruntergewirtschaftet, so daß der Staatsbahn-Generaldirektor Platou im 
Jahr 1919 vor einer Versammlung von Fachleuten ganz offen die Eisen¬ 
bahnnöte behandelte und die Verstärkung des Betriebsmittelparks sowie 
den planmäßigen Umbau des für den starken Verkehrsandrang zu 
schwachen Oberbaus dringend forderte. Besonders groß waren auch die 
Personalschwierigkeiten. Durch Streik wurden von seiten der Bedien¬ 
steten neben der Verbesserung ihrer persönlichen und wirtschaftlichen 
Lage politische Ziele verfolgt. 

Dänemark besitzt rund 2100 km Staats- und 2200 km Privat¬ 
bahnen. Durch Ausnutzung des Handels zwischen Rußland und England 
wurden reiche Einnahmequellen erschlossen. Trotzdem erhöhte sich auch 
hier die Betriebszahl von 83 % im Jahr 1915 auf 109,5 % im Jahr 1917. 
Im übrigen hatte das Eisenbahnwesen mit den gleichen Nöten zu 
kämpfen wie alle anderen kriegführenden und neutralen Staaten, zumal 
da auch die dänische Küstenschiffahrt wegen Kohlenmangels stark einge¬ 
schränkt werden mußte und ihr Verkehr der Eisenbahn zufiel. 

Die Niederlande litten von Anbeginn des Kriegs, an durch 
die Störung des Seeverkehrs besonders schwer unter den Lasten des 
Kriegs. Die Teuerung und das sprunghafte Anschwellen der Betriebs¬ 
kosten beschleunigten den Zusammenschluß aller Eisenbahuunternehmun- 
gen zu einer Interessengemeinschaft. Am 1. Juni 1919 vereinigten sich die 
Staatseisenbahn-Betriebsgesellschaft (S.S.) und die holländische Eisen¬ 
bahngesellschaft (H. S. M.) mit rund 3700 km einschließlich 200 km Klein¬ 
bahnen, die sich bereits am 1. Januar 1917 zusammengeschlossen hatten 1 ), 
sowie die Nordbrabant-Deutsche Eisenbahngesellschaft und die Nieder- 

*) Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1919. S. 115. 
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ländische Zentralbahn (N. C. S.) zur Gesellschaft für den Betrieb der 
Niederländischen Staatsbahnen. Die Ausschaltung des bisherigen teil¬ 
weise ungesunden Wettbewerbs der verschiedenen Linien und die Ver¬ 
einfachung in dem Betrieb und in der Verwaltung trug zur betrieb¬ 
lichen und finanziellen Verbesserung des gesamten Eisenbahnwesens 
wesentlich bei. Die Bewältigung des gesteigerten Verkehrs, begünstigt 
durch die natürliche Lage des Landes, wurde erleichtert, wenn auch 
eine große Menge von Gütern auf den Wasserweg verwiesen werden 
mußte. Allein durch die unbeschränkte Benutzung des durch die Inter¬ 
essengemeinschaft nunmehr gemeinsamen Wagenparks ließen sich unter 
Ausschaltung unwirtschaftlicher Leerläufe nicht unbedeutende Erspar¬ 
nisse erzielen. 

Infolge der dauernden Steigerung der Preise für alle Bau- und 
Betriebsstoffe sowie der Gehälter und Löhne für die Bediensteten, denen 
weitgehende Zugeständnisse gemacht werden mußten, war das finanzielle 
Ergebnis der niederländischen Eisenbahnen recht wenig günstig, trotz 
der nicht unwesentlichen Vermehrung der Einnahmen aus dem gesteiger¬ 
ten Verkehr bei stark erhöhten Personen- und Gütertarifen und trotz 
erheblicher Zugeinschränkungen. Im Jahr 1919 betrug der Betriebs¬ 
verlust der Staatseisenbahn-Betriebsgesellschaft (S. S.) und der hollän¬ 
dischen Eisenbahngesellschaft (H. S. M.) allein schon 14,5 Millionen 
Gulden. 

Nach einer Erklärung des Ministers der öffentlichen Arbeiten 
nahmen die Schwierigkeiten im Eisenbahnwesen Spaniens während 
des europäischen Kriegs ständig zu. Im Wechsel verkehr zwischen Spa¬ 
nien und Frankreich muß an den Übergängen eine vollständige Umladung 
der Güter wegen der Verschiedenheit der Spurweite in beiden Ländern 
stattfinden; das spanische Eisenbahnnetz besitzt aus militärischen Grün¬ 
den zum Teil eine Spurweite von 1,676 m’). Wegen Mangels an Lokomo¬ 
tiven und W T agen auf den französischen Bahnen wurden zeitweise recht 
beträchtliche Mengen spanischer Wagen, die nicht entladen werden konn¬ 
ten, an den französischen Grenzstationen zurückgehalten. Dieser Mißstand 
nahm immer mehr zu und zwang die spanische Regierung zur Verhän¬ 
gung einer zeitweiligen Verkehrssperre für Güter nach Frankreich. Er 
machte sogar im März des Jahres 1917 eine königliche Verordnung erfor¬ 
derlich, nach der der Güterverkehr nach den französischen Grenzstationen 
so lange unterbrochen blieb, bis die dort seit langem zurückgehaltenen 
zahlreichen Güterwagen entladen und dem öffentlichen Verkehr wieder 
zurückgegeben waren. Auch in Spanien zwang die Kohlennot zur Ver- 

’) Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1919. S. 777. 
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minderung der Personenzüge. Die rund 15 400 km langen spanischen 
Eisenbahnen, die sich in der Hand von Privatgesellschaften befinden, an 
denen ausländisches Kapital in hohem Maß beteiligt ist, wurden während 
des Kriegs weniger im Interesse der Verkehrsförderung, als vielmehr 
zur Erzielung möglichst hoher Gewinne unter Vernachlässigung der ord¬ 
nungsmäßigen Unterhaltung des Netzes und seiner Betriebsmittel be¬ 
trieben. Die Kammer forderte deshalb auch im Jahr 1920 die Verstaat¬ 
lichung der Eisenbahnen. 

Streiks, allerdings nur von örtlicher Bedeutung, bei denen politische 
Ziele mitspielten, setzten bereits im Jahr 1917 ein. 

Die Nachrichten über das Eisenbahnwesen der übrigen, nicht er¬ 
wähnten Länder Europas sind spärlich. Der Krieg ist auch an ihnen 
nicht spurlos vorübergegangen. Die veränderten Zeitumstände mit der 
allgemeinen Teuerung haben das Wirtschaftsleben und Verkehrsleben 
auch dieser Länder stark in Mitleidenschaft gezogen und einschneidend 
beeinflußt. 


E. Rückblick. 

Das Eisenbahnwesen aller Länder Europas hatte demnach im allge¬ 
meinen unter den gleichen Rückwirkungen des Kriegs in mehr oder 
weniger verstärktem Maß zu leiden. Überall traten teilweise große 
Betriebsschwierigkeiten und starke Einschränkungen des Personen- und 
Güterverkehrs mit ihren nachteiligen Folgen für die Volkswirtschaft ein. 
Sie wurden hervorgerufen durch das Fehlen von geschultem Personal, 
von vollwertigen Bau- und Betriebsstoffen, durch das Sinken der mensch¬ 
lichen Arbeitsleistung und in der Hauptsache durch den Mangel an be¬ 
triebsfähigen Lokomotiven und Wagen. Die starke Vermehrung aller 
persönlichen und sächlichen Ausgaben hatte trotz wesentlicher Er¬ 
höhung der Beförderungspreise für Personen und Güter ein andauerndes 
Sinken der bisherigen Überschüsse zur Folge, die sich bei den meisten 
Staaten in recht erhebliche Fehlbeträge verwandelten. 

Eine Besserung der auch jetzt noch bestehenden Mißstände wird 
sich nur durch vermehrte gründliche Arbeit, durch äußerste Sparsamkeit 
und Wirtschaftlichkeit der Betriebsführung und durch das Fernhalten 
aller politischen Einflüsse aus dem Gebiet des gesamten Eisenbahnwesens 
erreichen lassen. 
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Der Zuglauf bei Bahnen mit nur in einer Fahrrichtung 
benutzten Streckengleisen. 

Von 

Regierungsbaameiater Dr.-Ing. Gaede, Berlin. 

(Mit Abbildungen.) 


(Fortsetzung statt Schluß 1 ).) 


Abschnitt III. 

D. Einschieben langsamerer Züge in das Grundnetz. 

Während der vorhergehende Abschnitt den Einfluß klarlegte, den 
schneller fahrende Züge auf den Lauf von langsameren haben, soll der 
folgende umgekehrt die Einwirkung von langsameren Zügen auf den 
Lauf der schnelleren untersuchen. Beide Wirkungen sind selbstverständ¬ 
lich stets gleichzeitig nebeneinander vorhanden. Es handelt sich also 
nur um eine andere Betrachtungsweise einer und derselben Erscheinung, 
nämlich der gegenseitigen Beeinflussung verschieden schnell fahrender 
Züge. Umgekehrt wie oben werden hier die langsameren Züge als ein- 
geschöbene aufgefaßt, während die schnelleren das Grundfahrplannetz 
bilden. Dieses Netz soll wieder voll mit Zügen der gleichen Geschwindig¬ 
keit v G belegt sein, die einander in dem kleinstmöglichen Abstand 
Z(j folgen. Ein Einschieben eines langsameren Zuges in ein solches Netz 
ist nur möglich, wenn das natürliche Gesetz, daß der schnellere Zug den 
langsameren überholt und aus der durchgehenden Bahn verdrängt, teil¬ 
weise außer Kraft gesetzt wird. Das mindeste ist, daß der langsamere 
Zug, ohne von einem schnell fahrenden gestört zu werden, von einer 
Uberholungsstelle zur andern fahren kann. Mit einer derart schleppen¬ 
den Durchbringung der langsameren Züge ist es meist aber nicht getan. 
Es wird vielmehr die Forderung gestellt werden müssen, daß innerhalb 
eines bestimmten Streckenabschnitts die langsamen Züge nicht überholt 
werden dürfen. Die Länge eines solchen Abschnitts sei S. Nach Abb. 28 

*) Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1921, S. 358. 
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muß für einen auf der Strecke S ohne Überholung durchgeführten Zug, 
der die Geschwindigkeit vl, die kleiner sein soll als vq, besitzt, eine 
Lücke in dem Grundplan offen gelassen werden von der Breite: 

79).a = z„ + S .——-— -f- z v , 

VG . VL 

worin z„ und z T die im vorigen Abschnitt angewandte Bedeutung haben. 
Die vor und hinter diesem Zuge offen bleibende Lücke, die von dem An¬ 
fang bis zum Ende der Strecke reicht, für die der Grundfahrplan 
gilt, ist weder für durchgehende Züge benutzbar noch für auf der be¬ 
trachteten Strecke S verkehrende langsame Züge. Es besteht nur die 


Abb. 28 . 



Möglichkeit, weitere Züge in die Lücke einzulegen, die entweder vor 
oder hinter der Fahrschaulinie des betrachteten L-Zuges enden oder be¬ 
ginnen. Der wichtigste Fall hierfür ist der, daß der Platz beiderseits des 
zunächst betrachteten L-Zuges mit gleich schnellen Zügen voll belegt 
wird, die voneinander denselben kleinsten Abstand zl haben und 
staffelförmig gegeneinander versetzte Strecken von etwa der gleichen 
Länge wie S zurticklegen (vgl. Abb. 29). Eine solche Fahrplangestal¬ 
tung, die gleichsam eine Vereinigung der Grundnetze für die beiden 
Zugarten bildet, ergibt die beste Ausnutzung eines Streckengleises und 
wird deshalb möglichst anzustreben sein überall dort, wo es auf höchste 
Steigerung der Betriebsleistung ankommt. 
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Wegen seiner geringeren Bedeutung sei der Fall nur kurz erwähnt, 
daß eine Anzahl (n) langsamerer Züge hintereinander in einer Gruppe 
von einem bestimmten Bahnhof nach einem andern in der Entfernung S 
fahren sollen. Hierbei muß die Lücke in dem Grundplan erweitert wer¬ 
den um den Abetand zwischen dem ersten und dem letzten einge¬ 
schobenen Zuge, also um (n—1). zj,. Die Breite der Lücke beträgt: 

80).a n = Zn + 8 . ■—-— -f- (n — 1). zj, -f- z T . 

vo. vl 

Wird der eingangs betrachtete L-Zug nicht glatt ohne Überholung durch- 
geftihrt, sondern in mehreren Teilfahrten in der Weise, daß zwischen 



den einzelnen Teilfahrten Grundplanzüge durchgelassen werden, so ent¬ 
steht an Stelle der einen Lücke eine Reihe von schmaleren Zwischen¬ 
räumen in dem Grundplan, deren Gesamtbreite gleich) der für den glatt 
durch geführten L-Zug ist zuzüglich eines Zuschlags für jeden unter¬ 
wegs eingeschobenen Aufenthalt. Dieser Zuschlag setzt sich zusammen 
aus dem Vorsprung z v vor Ankunft des durchfahrenden Grundplanzuges 
oder des ersten Zuges der durchfahrenden Gz-Gruppe, aus der Warte¬ 
zeit z n nach Vorbeifahrt des letzten G-Zuges und dem Ausgleichs¬ 
zuschlag Zz, der auch hier nicht entbehrt werden kann zum Aus¬ 
gleich der nicht immer günstig passenden Lage der vorhandenen Über- 
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holungsstellen. Sind k Zwischenaufenthalte zum Vorbeilassen eines 
G-Zuges oder einer G-Zuggruppe vorhanden, so wird die Gesamtbreite 
der frei zu haltenden Lücken: 

81) . ... A = ^ a = (k + 1) • %■ + z n +zz) + S . ——-- • 

Die Zahl der infolge des Einschiebens der L-Züge ausfallenden Grund¬ 
planzüge (d) ist gleich der Lückenbreite, geteilt durch den Kleinstabstand 
der G-Züge Zß vermindert um die Zahl der Zwischenbahnhöfe, weil bei 
jedem Aufenthalt ein Platz für einen durchfahrenden G-Zug vor¬ 
handen ist: 


82).d = --k. 

Zß 

Die Einbuße d an Grundplanzügen wächst mit zunehmender Zahl der 
Zwischenhaltestellen k. Sie erhält ihren Größtwert in dem Fall, daß 
der langsame Zug auf jedem einzelnen Zwischenbahnhof die Über¬ 
holung durch Schnellzüge abwarten muß. Bei Fernbahnen liegt ein 
solcher Fall bei den Nahgüterzügen vor. Wie außerordentlich viel 
ungünstiger ein in dieser Weise gefahrener Zug auf die Zahl der 
daneben möglichen G-Zugfahrten einwirkt als ein glatt durchfahrender 
Zug gleicher Grundgeschwindigkeit, zeigt folgendes Beispiel, dem die 
Zahlenannahmen zugrunde liegen, wie sie im Abschnitt III C 1, 2 
benutzt waren, also: z v = 5, z„ = 8, zz = 10, zo = 7,5 (Schnellzug) Min. 
S = 200 000 m, L = Abstand der überholungsstellen = 9000 m, k = Zahl 
der Überholungsstellen = 200000 : 9000 — 1 = 21. Fahrgeschwindigkeit der 
Grundnetz Züge — Schnellzüge v 0 =1300, der eingeschobencn = Güter¬ 
züge v L = 500 m/Min. 


Ein ohne Zwischenaufenthalt durchfahrender Zug ergibt gemäß 
Formel 81 und 82: 

1 300 - 500 


A = (0 + 1). (5 + 8 + 10) + 200 000. 
4 = -??® -0 = 82. 

7,5 


1 300.500 


= 23 + 215 = 238 Min. 


Erhält der Zug dagegen auf jedem der 21 Zwischentbahnhöfe Aufenthalt, 
so wird: 

A = (21 + 1). (5 + 8 + 10) + 200000.= 506 + 215 = 721 Min. 

1 oUU. OUU 

d = —-21 = 75. 

<» 5 

Im zweiten Fall ist die Zahl der durch den eingeschobenen Zug ver¬ 
drängten Grundnetzzüge also nahezu 2 Yi mal so groß wie bei glatter 
Fahrt dies eingeschobenen Zuges. Um sich ein Bild zu machen, wie 
ungünstig derartige Züge die Leistung einer Bahn beeinflussen, 
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sei die Breite des Grundnetzbandee ermittelt, innerhalb dessen die fest- 
gestellte Wirkung des emge-schobenen Zuges liegt. Es ist dies 
wenn nur je ein G-Zug bei jedem Aufenthalt des langsamen 
Zuges durchfährt, unmittelbar die in der Formel 82 enthaltene Zahl A: 
= 721 Min. Das ist zufällig fast genau ein halber Tag. Läßt man 
nun hinter dem gleichen Grundnetzzuge, vor dem «um Ende der Strecke 
der erste langsame Zug sie verläßt, einen zweiten gleichartigen Zug 
von dem Streckenanfang her dem ersten folgen, so würde der Einfluß 
dieser beiden Züge sich auf die ganzen 24 Stunden des Tages erstrecken. 
Ohne die beiden langsamen Züge hätten am Tage 1440 : 7,5 = 192 Grund¬ 
netzzüge verkehren können. Werden die beiden langsamen Züge in der 
beschriebenen gegenseitigen Lage auf das Gleis gebracht, so bewirkt 
jeder von ihnen einen Ausfall von 75 Grundnetzzügen, insgesamt also 
von 150 Zügen, oder von 78 %! Die Gesamtzahl der möglichen Züge be¬ 
trägt 192 — 150 + 2 — 44 Züge, das sind noch nicht 23 % der in dem Grund¬ 
netz möglichen Züge. 

Die Sachlage wird etwas günstiger, wenn man annimmt, daß bei 
jedem Aufenthalt des langsamen Zuges nicht nur ein, sondern mehrere 
Grundnetzzüge durchfahren. Dadurch wird zwar die Zahl der Grund¬ 
netzplätze nicht geändert, die durch den langsamen Zug belegt werden; 
die Einbuße verteilt sich aber auf einen längeren Zeitraum, so daß der 
Verhältnissatz der möglichen Züge zu der Zahl der ursprünglichen 
Grundnetzplätze besser wird. Hätte man statt der oben errechneten 
21 schnelleren Züge deren 63 angenommen, die also in Bündeln von im 
Mittel je dreien fahren, müßten, so würde sich der Zeitraum Z, auf den 
sich der Einfluß des langsamen Zuges erstreckt, um (63 — 21). zq = 
(63 — 21) . 7,5 = 315 Min. auf 721 + 315 = 1036 Min. vergrößert haben. 
Innerhalb dieses Zeitraums könnten verkehren: 1036:7,5 — 75 + 1 = 

64 

138—75 + 1 = 64 Züge oder — - . 100 = 46% der nach dem Grundnetz 

Jo8 

möglichen Fahrten, also doppelt so viel wie oben bei Einzelfahrt der 
schnelleren Züge. Dieser Erfolg wäre erkauft worden mit einer Ver¬ 
größerung der Fahrzeit des langsamen Zuges von Z + L : v« = 721 + 
200 000 :1300 = 721 + 154 = 875 Min. um die Dauer der Verlängerung 
der Einzelaufenthalte, also auf 875 + 315 = 1190 Min. oder um 


81 !„ 10 ° = 36 %. 

875 

Die ungünstige Einwirkung von langsamen Zügen auf ein Netz 
schneller fahrender tritt noch schärfer zutage, wenn man eine Keihe 
von Zügen annimmt, die die ganze Strecke oder sehr lange Strecken¬ 
abschnitte ohne Halt durchfahren und die derart aneinander gereiht 
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sind, daß immer auf einen langsamen Zug ein schneller folgt, der den 
langsamen gerade am Ende der betrachteten Strecke einholt, und daß 
auf diesen schnellen Zug unmittelbar wieder ein langsamer folgt usw. 
Der Grundnetzstreifen, den der oben untersuchte langsame Zug dann 
einnahm, wenn er ohne Halte unterwegs durchgeführt wurde, war 
23 + 215 = 238 Min. breit, also etwa 4 Stunden oder V# Tag. Unter den 
hier angenommenen Verhältnissen ließen sich also nur 6 Gruppen von 
je einem langsamen und einem schnellen Zuge nach der eben angedeu¬ 
teten Anordnung am Tage einlegen. Die Leistungsfähigkeit einer der¬ 
art benutzten Strecke betrüge also nur 2.6 = 12 Züge. Müßten, um bei 
diesem Beispiel zu bleiben, nun nicht 6, sondern eine größere Zahl 
von schnelleren Zügen gefahren werden, so wäre dies nur dadurch 
möglich, daß man die Fahrt der langsamen Züge durch das Einlegen 
von Überholungsaufenthalten unterteilte und die schnelleren Züge die 
anderen unterwegs überholen ließe. Dies ließe sich unter immer wei¬ 
terer Verschlechterung des Laufs der langsamen Züge theoretisch soweit 
fortsetzen, bis nur noch eine schmale Lücke zwischen zwei Zügen des 
sonst voll belegten Grundnetzes verbliebe, in der ein Langsamer Zug 
gerade noch von einem Zwischenbahnhof bis zum nächsten gelangen 
könnte. Er würde dann täglich nur eine Überholungsstellenentfernung 
zurücklegen und für die ganze Strecke mehrere Tage benötigen. Soweit 
würde man in Wirklichkeit naturgemäß nicht gehen dürfen. Man müßte 
mit der Verschlechterung der Fahrt des langsamen Zuges innerhalb 
bestimmter Grenzen bleiben, die sich aus wirtschaftlichen und betriebs¬ 
technischen Erwägungen ergeben. Man würde hiernach die höchstens 
zulässige Fahrtdauer festlegen. Wenn man außerdem weiß, in welchem 
Umfang sich die schnelleren Züge zu Bündeln Zusammenlegen lassen, 
so könnte man die Zahl der von dem langsamen Zuge verdrängten Züge 
nach Formel 82) berechnen. Die Zahl k wäre in diesem Fall gleich 
der Zahl der den langsamen Zug überholenden Zugbündel. Sind über 
den ganzen Tag verteilt weitere gleichartige eingeschobene Züge vor¬ 
handen, so würde man die Gesamtzugzahl des Tages in dem gleichen 
Verhältnis herabzusetzen haben, wie es für den ersten Zug errechnet 
war. Man erkennt dann, ob die angestrebte Reisegeschwindigkeit der 
langsamen Züge durchführbar ist oder nicht, je nachdem die Zahl der ver¬ 
bleibenden Grundplanztige der tatsächlich zu fahrenden gleichkommt oder 
hinter ihr zurückbleibt. 

Es war oben schon erwähnt worden, daß es möglich ist, in die 
zwischen den Grundnetzzügen frei bleibenden Lücken neben dem zu¬ 
nächst betrachteten langsamen Zuge weitere gleichartige einzuschieben, 
daß man bei äußerster Annäherung dieser Züge aneinander bis auf den 
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Kleinstabstand zl schließlich zu einem Fahrplannetz gelangt, das 
ebenso aus einem Grundnetz der langsamen Züge durch Einschieben der 
schnelleren hätte entstanden sein können. Ob nun die Möglichkeit zu 
einer derart günstigen Ausnutzung des Fahrplans vorliegt, oder ob nur 
ein einziger langsamer Zug gefahren werden muß, in jedem Fall tritt 
die gleiche, starke Einschränkung in der Leistungsfähigkeit der Strecke 
hinsichtlich der schnelleren Züge ein. Auf den einschneidenden Unter¬ 
schied in der Wirkung eines eingeschobenen Zuges auf ein Netz anderer 
Züge, je nachdem es sich um einen Zug mit größerer oder kleinerer 
Geschwindigkeit handelt, ist hiernach mit besonderem Nachdruck hin¬ 
zuweisen. Während ein schnellerer Zug unabhängig von der Länge 
der zu durchfahrenden Strecke nur einmal eine schmale Lücke — etwa 
einem Grundplan entsprechend — für sich in Anspruch nimmt, verdrängt 
der langsamere Zug eine bedeutende, mit der Streckenlänge unbegrenzt 
wachsende Zahl von Grundnetzzügen. Ein einziger Zug oder bei 
kürzeren Strecken einige wenige gegeneinander versetzt angeordnete 
Züge haben dabei etwa dieselbe verheerende Wirkung auf das Grundnetz 
wie eine große Zahl hintereinander fahrender Züge. Hat man die Mög¬ 
lichkeit — bei mehrgleisigen Strecken —, die Züge einer Bahn auf 
verschiedene Weise den einzelnen Gleisen zuzuteilen, so muß ein Haupt¬ 
gesichtspunkt offenbar der sein, die Einreihung von wenigen lang¬ 
samen Zügen in Netze schnellerer Züge zu vermeiden. 

Sind langsame Züge verschiedener Grundgeschwindigkeit vor¬ 
handen, so wird man die für die ungünstigste Gruppe freigemachten 
Lücken meist ohne weiteren Aufwand auch für die anderen Züge mit¬ 
benutzen können. Ob und in welchem Umfang dies möglich ist, ergibt 
sich aus der mindestens zu erreichenden Reisegeschwindigkeit dieser 
Züge und der gegenseitigen Lage der Züge. Allgemeine Regeln lassen 
sich hierfür nicht geben. Von einer weiteren Untersuchung kann des¬ 
halb abgesehen werden. 

E. Anmerkung. 

Hinsichtlich der in den Formeln des Abschnitts III einzuführenden 
Fahrgeschwindigkeiten sei daran erinnert, daß alle Untersuchungen sich 
nicht auf die wirklichen Fahrschaulinien der einzelnen Züge beziehen, 
sondern auf die dSeee berührenden Schaulinien von gedachten durchfah¬ 
renden Zügen gleicher Grundgeschwindigkeit. Man hat deshalb für jede 
Zuggattung je eine einzige Schaulinie zu entwerfen. Anfahr- und Brems¬ 
verluste sind in den Zeiten für die Vorsprünge und in den Wartezeiten 
enthalten. Alle Formeln sind nun so entwickelt, als ob diese Fahrschau¬ 
linien Gerade wären. Tatsächlich ist es, weil das Verhältnis der wirk- 

Archiv für Eisenbahnwesen. 19*21. 36 
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liehen Streckenlänge 1 zu der Betriebslänge 1 ^lj = 1. bei den 

einzelnen Zugarten für verschiedene Steigungsverhältnisse nicht dasselbe 
ist, nicht möglich, durch Aufträgen der Betriebslänge statt der wirklichen 
Länge alle Fahrschaulinien in Gerade zu verwandeln. Bei der Be¬ 
stimmung der Überholungsstellenabstände und der Zeitzuschläge z^ kam 
es immer nur auf die von den einzelnen Zügen zur Zurücklegung der 
betrachteten Strecke aufgewandten Gesamtfahrzeit an ohne Rücksicht 
auf den Verlauf der Geschwindigkeitskurve zwischen den beiden End¬ 
punkten. Deshalb genügt es hier, die mittlere Fahrgeschwindigkeit zu 
kennen, welche die betrachteten beiden Zugarten auf der fraglichen Teil¬ 
strecke besitzen. 

Bei den Formeln zur Ermittlung des Gesamtüberhohingszeitver- 
lustes sowie der Zugausfälle infolge des Einschiebens eines langsameren 
Zuges handelt es sich um Ermittlungen, die sich auf die ganze in 
Betracht gezogene Länge der Bahn erstrecken. Hier hat man die mittlere 
Reisegeschwindigkeit (unter Ausschluß längerer, zu Überholungen be¬ 
nutzter Aufenthalte) einzusetzen. 

Bei großen Werten vg : v» (etwa 3 und mehr) ist die in allen 

diesen Formeln maßgebende Größe —--— wenig empfindlich für Ände- 

Vs — V(> 

rungen in der Annahme der größeren Geschwindigkeit. Man kann sich 
deshalb hierbei mit überschläglichen Bestimmungen dieser Geschwindig¬ 
keit begnügen. 


Abschnitt IV. 

Anwendung der Ergebnisse von Abschnitt III. 

A. Allgemeine Folgerungen für den Betrieb auf einem nur in einer 
Fahrrichtung befahrenen Streckengleis. 

Es sollen, ohne alle Gesichtspunkte zu erschöpfen, einige beachtens¬ 
werte Schlüsse aus den Untersuchungen des vorhergehenden Abschnitts 
gezogen werden. 

1. Die Bildung von Zugbündeln. 

Sind Züge verschiedener Fahrgeschwindigkeit vorhanden, so ist 
zur Erhöhung der Leistung der Strecke und zur Verringerung der Über¬ 
holungszeitverluste der langsameren Züge eine Zusammenfassung der 
schnelleren Züge in möglichst wenige Gruppen gleich schnell fahrender 
und einander im Kleinstabstand folgender Züge anzustreben. Dagegen 
sind die langsamen Züge möglichst gleichmäßig auf die zwischen den 
schnelleren verbleibenden Lücken zu verteilen. Man erhält auf diese 
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Weise den denkbar größten Zeitabstand der langsamen Züge und als 
Folge hiervon möglichst weite Blockteilung und große Entfernungen 
zwischen den Überholungsstellen. Mußten schon aus anderen Gründen 
kleinere Abstände der Block- und Uberholungsstellen eingerichtet werden, 
so steht deip nichts entgegen, die langsamen Züge teilweise bis auf die 
hierdurch festgelegte kleinste Folge zusammenzüschieben. Für die 
Streckenleistung ergäbe diese Maßnahme an sich keine Vorteile. 

2. Das Verhältnis der Geschwindigkeiten. 

Wir hatten im Abschnitt III als Ausdruck des Einflusses der Fahr¬ 
geschwindigkeiten auf die Ausnutzung der Strecke und die Größe der 
Uberholungszeitverluste sowie auf die höchstens zuzulassende Ent- 

m — ■ ■ TT w 

fernung der Überholungsstellen den Bruch: — 5 -— gefunden. Dieser 

vs • vl 

Bruch wird um so größer — und dias ist ungünstiger, je größer einerseits 
der Unterschied der Fahrgeschwindigkeiten und je kleiner anderseits 
der absolute Wert der Fahrgeschwindigkeit im Vergleich zu dem Ge- 
schwindigkeitsunterschded ist. Man erzielt deshalb eine Verbesserung 
der Streckenleistung durch Verringerung der Spannung zwischen den 
Geschwindigkeiten der verschiedenen Zuggattungen 1 und außerdem 
durch Erhöhung der Geschwindigkeiten. Am wirksamsten ist mithin eine 
Verkleinerung des Geschwindigkeitsunterschiedes, wenn sie durch Ver¬ 
größerung der kleineren Geschwindigkeit erreicht wurde. 

3. Teilfahrten, Züge mit unterbrochener Fahrt. 

Teilfahrten verlangen das Freisein einer Lücke in dem Plan der 
durchgehenden Züge, die von dem Anfang bis zum Ende des Fahrplans 
reicht, unabhängig davon, auf eine wie lange Strecke das Hauptgleis 
benutzt wird. Züge mit unterbrochener Fahrt (Nahgüterzüge) wirken' 
nach jedem Aufenthalt, der zur Überholung durch andere Züge genügt 
hätte, wie ein© neue Teilfahrt. Weil die Länge der benutzten Strecke 
ohne Belang ist, sind Kreuzungen oder Berührungen des Hauptgleises 
durch fremde Fahrten als Teilfahrten im Sinn dieser Betrachtung auf¬ 
zufassen. Die Zahl derartiger Fahrten ist zur Erzielung hoher Leistung 
der Bahn einzuschränken. Bei Fernbahnen mit starkem Güterverkehr 
deshalb: möglichste Herabsetzung der Zahl der Nahgüterzüge und der 
Durchgangsgüterzüge, soweit diese zahlreiche Unterwegsaufenthalte auf¬ 
weisen, insbesondere auf Bahnhöfen, die nicht Lokomotivwechselstation 
sind — hier ist ein gewisser Ausgleich möglich —; statt dessen weitest¬ 
gehende Bildung von Ferngüterzügen, auch wenn die Wagen auf den Ver¬ 
schiebebahnhöfen deshalb etwas Sänger warten müssen (ausreichende 
Gleisanlagen dort!). Die Nahgüterzüge und anderen Teilfahrten sind be- 
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stimmten Fahrplanlücken zuzuweisen, die auf diese Weise mehrfach aus¬ 
genutzt werden. Diese Züge zur Verminderung ihrer Zahl gut aus¬ 
lasten. Kräftige Lokomotiven (hohes Reibungsgewichit!) gerade auch 
für diese häufig anfahrenden Züge verwenden, weil von der schnellen 
Ingangsetzung des Zuges in erster Linie die Erreichung enger Zug¬ 
folge abhängt. Damit eine regelmäßige Durchführung der für den 
übrigen Zuglauf sehr gefährlichen Nahgüterzüge gewährleistet ist, 
für die Abfertigung selbst bei stärkstem Verkehr sicher ausreichende 
Aufenthalte vorsehen. Je größer die Aufenthalte, um so geringer die 
Zahl der mit Rücksicht auf die Nahgüterzüge frei zu haltenden Güter¬ 
zugplätze, um so größer die Zahl der möglichen Züge. Die längere 
Reisedauer weniger Nahgüterzüge wird meist durch Zeitersparnis bei 
den Ferngüterztigen reichlich aufgewogen. 

4. Starre Fahrpläne? 

Die Einführung starrer Fahrpläne auch für Fernbahnen mit Zügen 
verschiedener Geschwindigkeit ist wiederholt von Fachmännern als 
Mittel zur Hebung der Leistungsfähigkeit empfohlen worden. Unter 
einem starren Fahrplan im allgemeinen Sinn wird ein solcher ver¬ 
standen, bei dem die Abfahrt- und Ankunftzeiten aller Züge nach einem 
für alle Stunden des Tages übereinstimmenden Plan festgelegt sind. Der 
wichtigste Sonderfall ist der, daß nur Züge einer Gattung vorhanden 
sind, die einander in durchweg gleichen Abständen oder dem viel¬ 
fachen davon folgen, wobei die Abstände den n. Teil einer Stunde be¬ 
tragen, wenn n eine ganze Zahl bedeutet. Auf diese Weise wiederholen 
sich die betrieblichen Vorgänge einmal in den übereinstimmenden Ab¬ 
ständen der Züge und außerdem in je einstündlichem Wechsel. 

Hat man die Zugfolge soweit als möglich verdichtet, so stellt ein 
derartiger starrer Fahrplan ein Grundnetz dar, wie es unter Ab¬ 
schnitt III. A. betrachtet war, und zwar für den besonderen Fall z ( > = 
60 

— Min. Hierin kann unter Umständen eine die Leistung herabdrückende 

Bindung liegen, weil man dann, wenn zq nicht durch Teilung von 60 
durch eine ganze Zahl erhalten wird, die nächst größere diese Bedingung 
erfüllende Zahl wählen muß. Man würde erhalten für 
n = 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 

z = 60 30 20 15 12 10 8,6 7,5 6,7 6,o 5,5 5,o Min. 

Der Sprung von einem Zeitabstand zu dem nächst höheren beträgt bei 
5 Minuten 10 %, bei 10 Minuten 20 % und bei 20 Minuten schon 50 %. 
Liegt die kleinste zulässige Zugfolgezeit gerade ein wenig über einer 
der angegebenen Zahlen, so daß man auf die nächst höhere 
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übergehen müßte, so würde die Anwendung des starren Fahrplans zu 
einer Vergrößerung des Zugabstands bis zu den vorstehend mitgeteilten 
Prozentsätzen zwingen, also die Leistung entsprechend herabdrücken. 
Bei größeren Zugabständen wäre dies von erheblicher Bedeutung. 

In dem starren Fahrplan als solchem begründete besondere Um¬ 
stände, die auf eine Erhöhung der Leistungsfähigkeit einer Strecke 
hinwirken könnten, sind offenbar nicht vorhanden. Wir sahen, daß er 
vielmehr unter Umständen zu einer Minderung der Leistung führen 
kann. Wenn man diese Fahrplanart trotzdem anwendet, so liegt der 
Grund hierfür darin, daß es sich bei den hier in Betracht kommenden 
Bahnen stets um Bahnen mit sehr enger Zugfolge handelt, wo der oben 
berührte Punkt ohne Bedeutung ist, und man hier durch die Verwendung 
des starren Fahrplans eine außerordentliche Vereinfachung der Fahr¬ 
plandarstellung trotz der großen Zugzahl erreicht. Die Einförmigkeit 
des Fahrplangerippes bedeutet für Reisende und Betriebspersonal eine 
große Entlastung des Gedächtnisses und Erleichterung der Benutzung 
und Durchführung des Fahrplans. Der starre Fahrplan ist ein überaus 
wertvolles Hilfsmittel zur Bewältigung des Betriebs auf städtischen 
Schnellbahnen mit ihrer aufs äußerste verdichteten Zugfolge. Eine 
unerläßliche Vorbedingung dafür ist er aber nicht. Je weiter die Ab¬ 
stände der Züge sind, um so leichter kann auf die Bindung an ein starres 
Fahrplanschema verzichtet werden. Man wird von ihm vor allem 
bei Nahverkehrsbahnen für Reisendenverkehr Gebrauch machen. 

Wie steht es nun mit den Bahnen, bei denen Züge verschiedener 
Fahrgeschwindigkeit Vorkommen? Hier ist ein starrer Fahrplan in der 
vorher betrachteten Art nicht mehr anwendbar. Es ist nur noch ein soge¬ 
nannter „bündelstarrer“ Fahrplan möglich, bei dem die Züge, in be¬ 
stimmter Reihenfolge geordnet, zu stündlich wiederkehrenden Bündeln 
zusammengefaßt werden. Der Verkehr einer jeden Bahn verteilt sich 
nicht gleichmäßig auf die 24 Stunden des Tages. Die stärkst belastete 
Stunde müßte dem Entwurf des bündelstarren Fahrplans zugrunde gelegt 
werden. Will man die Zugbündel vollständig starr durchführen, das 
heißt die Lage entsprechender Züge zu allen Stunden des Tages auf 
allen Bahnhöfen der Strecke unveränderlich erhalten, so bedingt dies, 
daß die in der stärkst belasteten Stunde notwendig werdenden Über¬ 
holungsaufenthalte auch in Stunden beibehalten werden, wo die über¬ 
holenden Züge gar nicht vorhanden sind, und daß die dann entstehenden 
Lücken nicht durch andere Züge ausgenutzt werden können. Je größere 
Unterschiede in der Zahl der schnelleren Züge zwischen den einzelnen 
Stunden bestehen, umso größer werden die so völlig nutzlos entstehenden 
Zeitverluste und die unverwandt bleibenden Fahrplanlücken. Die Bündel- 
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Starrheit nimmt dem Fahrplan die bei Strecken mit verschiedenartigen 
Zügen unentbehrliche Schmiegsamkeit und setzt dadurch in der Hegel 
die Leistungsfähigkeit der Bahn herab. Weil die Starrheit des Fahr¬ 
plans ohne Einfluß ist auf die günstigstenfalls erreichbaren kleinsten 
Zugabstände, durch die die Höchstausnutzung der Strecke begrenzt wird, 
so kann durch die Einführung des starren Fahrplans auch nicht auf 
irgendeine andere Weise eine Erhöhung der Leistungsfähigkeit der 
Strecke erzielt werden. Man darf hiernach aussprechen, daß der bündel¬ 
starre Fahrplan wohl nie eine geeignete Unterlage für die Betriebs¬ 
führung auf Bahnen mit Zügen verschiedener Fahrgeschwindigkeit dar¬ 
stellt. Weil die angedeuteten Störungen nur durch Unregel¬ 
mäßigkeiten in der Folge der schnelleren, überholenden Züge entstehen, 
ist es dagegen unbedenklich, eine halbstarre Anordnung anzuwenden, 
bei der für die langsamen Züge ein starres Fahrplanschema benutzt wird 
(Militärfahrpläne). Bei Überholungen würden die Züge von einem Fahr¬ 
plan zum anderen übergehen, ohne das Gesamtschema zu stören. Eine 
derartige Anordnung verdient für den Entwurf der Streckenfahrpläne 
von stark mit Güterzügen belasteten Strecken in hohem Maße Beachtung. 

5. Vorsorge gegen Störungen. 

Bei einer Strecke, die mit Überholungsstellen nach den Angaben 
des Abschnitts III ausgerüstet ist, können selbst bei Verschiebungen im 
Lauf der einzelnen Züge nennenswerte Störungen des Zuglaufs nicht 
eintreten. Es verschieben sich lediglich die Stellen, wo die Überholungen 
vorgenommen werden. Voraussetzung ist, daß der dauernde Abfluß vorn 
nicht unterbunden wird. Versagt der Vorfluter (in der Regel ein Ver¬ 
schiebebahnhof für die hier in erster Linie in Frage kommenden Güter¬ 
züge) die weitere Annahme der Züge, oder wird durch ein Ereignis die 
Strecke selbst unfahrbar, so treten Verhältnisse ein, die eine besondere 
Behandlung erfordern. Es fragt sich, ob und in welcher Weise für sie 
Vorsorge zu treffen ist. Überließe man den Strom der nach vorn drän¬ 
genden Züge sich selbst, so würden sie von vorn zurückstauend 
allmählich die ganze Strecke, Blockstrecken und Überholungsgleise an¬ 
füllen und so eine vollkommene Verstopfung bewirken, die nur durch 
allmähliches Herausziehen der Züge nach vorn und nach hinten aufgelöst 
werden könnte. Die bevorzugte Behandlung einzelner Züge oder das 
Durchlässen eines Zuges (z. B. des Hilfszuges) wäre vor vollständiger 
Beseitigung der Verstopfung nicht möglich. Die Zurückführung des 
Personals und der Lokomotiven in die nächsten Lokomotiv- und Personal* 
Wechselstationen stieße auf große, wenn nicht unüberwindliche Schwierig¬ 
keiten. Bei Bahnen mit Zügen verschiedener Gattung müßten sofort 
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beim Entstehen einer Behinderung der Vorflut, im übrigen dann, wenn 
mit einer längeren Dauer der Stockung zu rechnen ist, alle zurückliegen¬ 
den Bahnhöfe bis zur nächsten Lokomotivwechselstation zwecks Zurück¬ 
haltung der durch die Stockung betroffenen Züge verständigt werden. 
Alle unterwegs befindlichen Züge sind in den nächsten Bahn¬ 
hof zu nehmen und dort abzustellen. Ist die Zahl der Über- 
holungsgleiee nach den dm Abschnitt III gegebenen Grundsätzen 
bestimmt, so genügen die Uberholungsgleise selbst bei engster 
Folge der Züge zu ihrer restlosen Aufnahme, sofern, was unbedingt 
sicherzustellen ist, weiterer Zufluß von Zügen abgestoppt ist. Es dürfen 
deshalb weitere Züge von dem letzten Lokomotivwechselbahnhof nicht 
mehr abgelassen werden. Dort befindliche oder noch ankommende Züge 
sind zurückzuhalten. Sie sollen erst abfahren, wenn zu übersehen ist, 
daß die Störung in kurzer Zeit beseitigt sein wird; wird dies rechtzeitig 
bekanntgegeben, so werden diese Züge im Augenblick der Freigabe der 
Strecke schon so weit vorgerückt sein, daß sie den lückenlosen Anschluß 
an die unterwegs abgestellten Züge erreichen. Durch ein solches Vor¬ 
gehen wird eine nutzlose Inanspruchnahme von Lokomotiven und Per¬ 
sonal erspart, die eingetreten wäre, wenn man noch weitere Züge auf 
die Strecke vorgeschoben hätte. Der Lokomotivwechselbahnhof wirkt 
während der Stockung als Pufferbahnhof. Bis zur vollständigen Zu¬ 
stellung aller Gleise dieses Bahnhofs könnte der Zuglauf auf der zurück¬ 
liegenden Strecke ungestört bleiben. Um die für die Ausnutzung von 
Personal und Lokomotive ungifnstige Abstellung der Züge auf den 
Unterwegsstationen zu vermeiden, von denen die Lokomotiven mit dem 
Personal in Leerfahrt zum nächsten Lokomotivwechselbahnhof fahren 
müßten, ist es bei längerer Störung zweckmäßig, auch für Zurückhaltung 
der Züge auf dem weiter zurückliegenden Lokomotivwechselbahnhof zu 
sorgen. Die unterwegs befindlichen Züge sind tunlichst bis zu dem zu¬ 
nächst betrachteten Lokomotivwechselbahnhof vorzunehmen. Um bei vor¬ 
übergehendem Versagen der Vorflut nicht gleich eine, wie wir sehen, sehr 
weitgreifende Störung des Zuglaufs zu erhalten, ist es dringend er¬ 
wünscht, eine künstliche Vorflut durch Anlage von Puffergleisen auch 
am Ende der Strecke zu schaffen. Diese Gleise werden zweckmäßig, um 
sie gleichzeitig als Zurückhaltegleis der anderen Fahrrichtung benutzen 
zu können, so gelegt, daß sie auch von dem anderen Hauptgleis gut zu¬ 
gänglich sind, also am besten zwischen die beiden Hauptgleise. Das 
gleiche gilt für die Zurückhaltegleise der Lokomotivwechselbahnhöfe, die 
man gleichfalls für beide Fahrrichtungen ausnutzen wird. Dies ist des¬ 
halb unbedenklich, weil die Stockung in der Regel nur eine Fahr¬ 
richtung betreffen wird. 
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Man erhält hiernach folgende Regelanordnung für eine mit starkem 
Güter- und Schnellzugverkehr belastete Strecke höchster Leistung: Am 
Anfang eine Abstellgruppe zur Zurückhaltung von Zügen, tunlichst 
auch für die andere Fahrrichtung als Pufferbahnhof benutzbar. Aus¬ 
stattung der Strecke mit Überholungsgleisen derart, daß zwischen zwei 
Überholungsstellen ein bis höchstens zwei Blockstellen liegen. Die 
Überholungsgleise, je eins für jede Fahrrichtung, sind ohne Kreuzung 
des andern Hauptgleises an das Streckengleis anzuschließen. Über¬ 
holungsstellen mit Ortsgüterverkehr erhalten ein drittes Überholungs¬ 
gleis, das für beide Fahrrichtungen zugänglich zu machen ist und 
deshallb möglichst zwischen beiden Hauptgledsen liegen sollte. Ist dies 
nicht erreichbar, so sind bei Bahnen mit sehr starkem Verkehr je 
zwei Überholungsgleise auf beiden Seiten der Hauptgleise vorzusehen. 
Die in größeren Abständen folgenden Lokomotivwechselbahnhöfe er¬ 
halten Abstellgleise zur Zurückhaltung von Zügen bei versagender Vor¬ 
flut, zweckmäßig von beiden Hauptgleisen aus zugänglich. Am Ende der 
Strecke ist eine in gleicher Weise angeordnete Puffergleisgruppe, die 
für die umgekehrte Fahrrichtung als Zurückhaltegruppe dient, anzu¬ 
legen. Ist hier ein Verschiebebahnhof vorhanden, so wird man die Puffer¬ 
gleise, um sie auch anderweitig bei Bedarf ausnutzen zu können, an eine 
der ohnehin erforderlichen Glei6gruppen (z. B. die Umspanngruppe) an¬ 
gliedern. 

Bei Strecken ohne Schnellzüge, jedoch mit schneller fahrenden 
Zügen mit etwa 60-km/st-Fahrgeschwindigkeit (Personen- oder Eil¬ 
güterzüge) brauchen Überholungsgleise nur nach je 2 bis 3 Blockstellen 
vorgesehen zu werden. 

Bahnen, auf denen nur Güterzüge verkehren, bei denen aber auf 
den Zwischenbahnhöfen ein Ortsgüterverkehr abzuwickeln ist, erhalten 
keine eigentlichen Überholungsgleise, sondern nur Aufstellgleise für die 
Nahgüterzüge, in denen diese während ihrer Abfertigung halten können. 
In der Regel wird .hierfür ein zweckmäßig zwischen den Hauptgleisen 
angeordnetes Gleis für beide Richtungen genügen. 

Alle Bahnen, über die Züge verschiedener Geschwindigkeit 
geführt werden, oder bei denen dies in Zukunft zu erwarten ist, und bei 
denen mit einem starken Anwachsen des Verkehrs gerechnet werden 
kann, sollte man von vornherein so anlegen, daß später ein Ausbau nach 
den vorstehend angegebenen Gesichtspunkten möglich ist. Eine derartige 
Vorsorge wird sich bei den nach und nach durch die zunehmenden An¬ 
forderungen des Betriebs erzwungenen Erweiterungen der Bahnanlagen 
reichlich bezahlt machen. Die Schwierigkeiten und hohen Kosten, die 
sich bei diesen Ergänzungen sonst ergeben, sind jedem Fachmann zur 
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Genüge bekannt. Dabei lassen sich zudem oft in wirtschaftlicher und 
betrieblicher Beziehung nur wenig befriedigende Lösungen erzielen. 
Erinnert sei an die häufig anzutreffenden, außerhalb des Bahnhofs 
angelegten zweiten Überholungtsgleise. 

Alle Überholungsgleise sollten, um eine schnelle und sichere Ein¬ 
fahrt der zu überholenden Züge zu ermöglichen, mit einem nicht zu 
knapp zu bemessenden Zuschlag zu der Zuglänge bemessen werden. 
Bei Güterzügen dürfte ein Zuschlag von etwa 100 m zweckmäßig sein. 

ß. Folgerungen für mehrgleisige Bahnen. 

1. Allgemeines. 

Die vorstehenden Untersuchungen über den Betrieb auf einem 
nur in einer Fahrrichtung benutzten Streckengleise gelten ohne weiteres 
für die zweigleisige Bahn. Denn bei dieser sind lediglich zwei derartig 
benutzte Gleise, die in entgegengesetzter Fahrrichtung befahren werden, 
nebeneinander gelegt. Jedes Gleis wird mit den zugehörigen Über¬ 
holungsgleisen — unbeschadet einer etwaigen Mitbenutzung einzelner 
Überholungsgleise für beide Fahrrichtungen — als eine selbständige 
Einheit betrieben. Für die Zugförderung auf den beiden Gleisen ist die 
gegenseitige Lage der beiden Gleise an sich belanglos. Dies zeigt sich 
z. B. dadurch, daß die Gleise bei der Einführung in größere Bahnhöfe 
auseinander geschwenkt, übereinander hinweggeführt oder sonst in ihrer 
gegenseitigen Lage verändert werden dürfen. 

Bei einer aus mehr als zwei Gleisen gebildeten Strecke ist es eben¬ 
falls möglich, die einzelnen Gleise genau in der gleichen Weise zu be¬ 
nutzen. Jedes Gleis erhielte eine bestimmte Gruppe von Zügen zuge¬ 
wiesen, die auf diesem Gleise mit den zugehörigen Überholungsgleisen 
befördert würden genau so, als ob die weiteren Gleise nicht vorhanden 
wären, also völlig unabhängig von dem Betrieb der übrigen Gleise. Es 
leuchtet ohne weiteres ein, daß bei einer derartigen Betriebsweise die ge¬ 
genseitige Lage der Hauptgleise für die Zugförderung ohne Bedeutung 
ist. Es können deshalb ebensowohl die Gleise gleicher Fahrrichtung neben¬ 
einander gelegt werden, wie die Paare von in entgegengesetzter Fahr¬ 
richtung benutzten Gleise oder Gleisgruppen in jeder anderen denkbaren 
Anordnung. Es ist also neben der „richtungsweisen“ auch die „linien¬ 
weise“ Gruppierung der Hauptgleise bei dieser Betriebsform möglich. 
Die Freiheit in der gegenseitigen Lage der Gleise ergibt die überaus 
bedeutsame Möglichkeit, die Gleisanordnung so zu wählen, daß den 
sonstigen Anforderungen des Betriebs und Verkehrs auf die zweck¬ 
mäßigste Weise entsprochen wird. So wird man z. B. die beiden Gleise 
einer mehrgleisigen Bahn, auf die man die Nahgüterzüge gelegt hat, 
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möglichst nebeneinander au! der Seite der Ortsgüterbahnhöfe anordnen. 
Entspringen die Güterzuggleise bei einer viergleisigen Bahn mit Güter¬ 
und Personenzuggleisen aus einem rechts neben dem Personenzuggleis¬ 
paare gelegenen Verschiebebahnhof, so wird man, um kostspielige Über- 
werfungen zu vermeiden, zunächst versuchen, das Güterzuggleispaar 
rechts neben das Personenzuggleispaar zu legen. Findet zwischen vier 
Personenzuggleisen, von denen zwei mit Zügen belegt sind, die an allen 
Zwischenhaltepunkten halten, während die Züge des anderen Gleispaares 
beschleunigt durchgeführt werden, ein starker Reisendenübergang statt, 
so kann es zweckmäßig sein, die Gleise gleicher Fahrrichtung neben¬ 
einander zu legen, um so zwischen ihnen Bahnsteige zum treppenlosen 
Übergang hersteilen zu können. Nimmt der Verkehr auf einer vier¬ 
gleisigen Bahn mit wachsender Entfernung von dem Verkehrsschwer¬ 
punkt ab, so daß von einer bestimmten Stelle ab der Gesamtverkehr von 
einem Gleispaar bewältigt werden kann, so wird man, um den Übergang 
der übrigbleibenden Züge des fortfallenden Gleispaars auf das andere 
ohne Gleiskreuzung zu ermöglichen, die Gleise — wenigstens am Ende 
der viergleisigen Strecke — richtungsweise ordnen. Vielfach wird es 
zweckmäßig sein, die Lage der Gleise nicht auf der ganzen Strecke 
unverändert zu lassen, sondern durch Überwerfung der Gleise strecken¬ 
weise abweichende Gleisanordnungen herzustellen. 

Man erkennt aus diesen Betrachtungen, daß die Bezeichnung der 
Betriebsweise mehrgleisiger Bahnen nach der gegenseitigen Lage der 
Hauptgleise als „Linien“- oder als „Richtungsbetrieb“ der Sachlage nicht 
voll gerecht wird. Den vorstehend beschriebenen Betrieb, bei dem jedes 
Gleis als selbständige Einheit benutzt wird, könnte man besser vielleicht 
als „Parallel“- oder „Nebeneinanderschaltung“ oder mit einem Bilde aus 
dem Dampfmaschinenbau als „Zwillingsbetrieb“ bezeichnen. Bei dieser 
Betriebsform sind für jedes einzelne Gleis die Untersuchungen und 
Folgerungen der vorhergehenden Abschnitte anwendbar. 

Im Gegensatz hierzu wäre eine Betriebsart denkbar, bei der zwei 
oder mehr in derselben Fahrrichtung befahrene Gleise einer mehrgleisi¬ 
gen Bahn zu einer betrieblichen Einheit miteinander verkuppelt und in 
einem „Kuppel“- oder „Verbundbetrieb benutzt werden. Bevor in die 
weitere Untersuchung mehrgleisiger Bahnen eingetreten werden kann, 
muß geprüft werden, ob eine derartige Betriebsweise möglich und zweck¬ 
mäßig ist. Ergibt sich, daß dies nicht der Fall ist, daß durch eine solche 
Betriebsform Vorteile nicht erreicht werden, so bliebe als einzige in 
Betracht zu ziehende Betriebsform nur der oben näher erläuterte „Zwil¬ 
lingsbetrieb“ übrig, für den ohne weiteres die in den vorstehenden Ab¬ 
schnitten abgeleiteten Grundlagen für den Betrieb des selbständigen, 
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durch Züge einer Fahrrichtung benutzten Gleises anzuwenden wären. 
Erweist sich dagegen der Verbundbetrieb als eine brauchbare Betriebs¬ 
form, so entstände die Aufgabe, auch für diese neue Betriebsform ähn¬ 
liche Voruntersuchungen anzustellen, wie sie oben für den Betrieb des 
Einzelgleises durchgeführt worden sind. 

2. Kommt für mehrgleisige Bahnen ein Verbundbetrieb (sogen. Rich¬ 
tungsbetrieb) in Frage? 

Werden bei einer mehrgleisigen Bahn die Gleise gleicher Fahr¬ 
richtung nebeneinander gelegt, so ist der Übergang eines Zuges von 
einem Gleis zum anderen vergleichsweise leicht möglich. Andere 
Gleise, insbesondere auch solche der entgegengesetzten Fahrrichtung, 
brauchen dabei nicht gekreuzt zu werden. Bei stärkerer Belastung des 
einen Gleises können andere Gleise zur Entlastung herangezogen wer¬ 
den. Von Kecker angeregt, hat Schroeder eine Betriebsanordnung ge¬ 
nauer ausgearbeitet, nach der eine nicht nur zufällige Ausnutzung der 
angegebenen Möglichkeit, sondern ihre Anwendung auf den regelmäßigen 
Zugbetrieb geplant ist. Im Hinblick auf die bei dieser Betriebsweise 
unerläßliche richtungsweise Ordnung der Hauptgleise hat Schroeder 
diese Betriebsform „Richtungsbetrieb“ genannt, eine Bezeichnung, die 
nach den vorstehenden Betrachtungen nicht hinreichend eindeutig ist 
und deshalb durch „Verbundbetrieb“ ersetzt werden möge. 

Schroeder geht bei seinen Betrachtungen von einer zweigleisigen 
Bahn aus mit beiderseits neben den durchgehenden Hauptgleisen, also 
„richtungsweise“ angeordneten Überholungsgleisen. Hieraus leitet er 
die viergleisige Bahn derart ab, daß er die Überholungsgleise durch zwei 
außen neben den ursprünglichen beiden Hauptgleisen liegende Gleise ver¬ 
bindet. Diese bilden zusammen mit den als solche fortfallenden Über¬ 
holungsgleisen das neue Gleispaar. Als einen Hauptnachteil des Be¬ 
triebs einer Bahn mit Zügen verschiedener Geschwindigkeit betrachtet 
Schroeder die Überholungsaufenthalte. Bei der beschriebenen Gleis¬ 
anordnung ist es nun möglich, daß ein einem schnelleren Zuge aus¬ 
weichender Zug, der früher die Überholung in einem Überholungsgleis 
abwarten mußte, auf dem neuen Verbindungsgleis während dieser Zeit 
weiter fährt bis zu dem nächsten oder einem anderen der folgenden Bahn¬ 
höfe und dort nach Vorbeifahrt des schnelleren Zuges auf das innere 
Hauptgleis zurückkehrt. Um beurteilen zu können, ob eine derartige Be¬ 
triebsweise zweckmäßig ist, soll geprüft werden, in welcher Weise die 
Abwicklung des Zugverkehrs durch die gedachte Überleitung der zu 
überholenden Züge beeinflußt wird. 

Damit ein „Verbundbetrieb“ erwägenswert wird, müssen auf der 
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fraglichen Strecke mindestens Züge von drei verschiedenen Geschwindig¬ 
keiten vorhanden sein. Wären nur zwei Zuggattungen gegeben, so würde, 
wenn zwei Hauptgleise zur Verfügung stehen, der zweckmäßigste Be¬ 
trieb ohne weiteres durch Zuweisung je eines Hauptgleises an jede von 
beiden Zuggattungen erhalten werden. Überholungen fielen dann ganz 
fort, damit auch jede Veranlassung, die Züge des einen Gleises zeit¬ 
weilig auf das andere hinüberzulenken. Dies kann nur dann einen Sinn 
haben, wenn das zum Ausweichen benutzte Gleis seinerseits so stark mit 
Zügen einer dritten Gattung belastet ist, daß die ausweichenden Züge 
nicht dauernd auf diesem Gleis verbleiben können. Die Grundanordnung 
zweier im Verbundbetrieb benutzter Gleise wäre demnach: ein Gleis 
belegt mit den am schnellsten fahrenden Zügen (S-Züge), das zweite 
belegt mit den langsamsten Zügen (L-Züge). Daneben müssen Züge 
einer dritten Gattung vorhanden sein mit einer zwischen der der beiden 
anderen Zugarten liegenden mittleren Geschwindigkeit (M-Züge); diese 
fahren in der Hauptsache auf dem S-Zuggleise und weichen bei Über¬ 
holungen auf das L-Zuggleis aus, auf dem sie bis zur Vorbeifahrt des 
S-Zuges verbleiben. Nach Abschnitt III (C. Formel 62) bedingt der auf 
das L-Zuggleis übergehende M-Zug das Entstehen einer Lücke in dem 
L-Zugplan von der Weite a = z T + z n -f zz. Das bedeutet den Ausfall 
von etwa zwei L-Zügen gegenüber dem voll ausgelasteten Fahrplan. 

Solange der M-Zug auf dem L-Zuggleis bleibt, zwingt er eine 
Reihe von L-Zügen zu Überholungsaufenthalten. Ist er auf das Stamm¬ 
gleis zurückgekehrt, so können die weiter folgenden L-Züge wieder 
ungehemmt durchfahren. Dasselbe Spiel wiederholt sich, wenn derselbe 
M-Zug nach einiger Zeit wegen eines weiteren S-Zuges von neuem das 
Stammgleis räumen muß. Man erhält ein Fahrplanbild gemäß Abb. 30 
oben. Der L-Zugplan erscheint durchsetzt von einer Reihe von Lücken, 
deren Zahl umso größer ist, in je engeren Abständen Überholungen der 
M-Züge notwendig werden. Weil nun eine starke Belastung der beiden 
Stammgleise Voraussetzung für das Vorhandensein zweier Hauptgleise 
gleicher Fahrrichtung ist, so muß mit einer großen Zahl von Über¬ 
holungen gerechnet werden. Die Leistungsfähigkeit des L-Zuggleises 
wird durch die M-Zugüberholungen somit sehr stark herabgesetzt werden. 
Die Verminderung der Zahl der möglichen Züge gegenüber dem voll 
ausgelasteten Grundnetze ist etwa gleich der doppelten Zahl der Über¬ 
holungen von M-Zügen durch S-Züge oder S-Zugbündel. 

Genügt die auf diese Weise sich ergebende Höchstleistung des 
L-Zuggleises nicht den durch den Betrieb gestellten Anforderungen, so 
wird es notwendig, die Leistung des L-Zuggleises durch eine anders¬ 
artige Reglung des Betriebs zu erhöhen. Dies ist möglich dadurch, daß 
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inan die Fahrschaulinien der zwischen zwei Überholungen eines M-Zuges 
liegenden L-Züge, die an sich ohne Aufenthalt durchfahren könnten, 
genau ebenso abknickt wie die Linien der durch den M-Zug überholten 
L-Züge, diesen Zügen also einen Aufenthalt unterwegs gibt, als ob auch 
sie überholt werden müßten. Auf diese Weise werden alle Fahrschau¬ 
linien der L-Züge einander gleich und können einander lückenlos bis 
zum Kleinstabstand zl genähert werden. So kann erreicht werden, 
daß, wo auch immer die M-Zug von dem S-Zuggleis auf das’L-Zuggleis 
übergehen soll, er immer das L-Zuggleis geräumt findet, weil alle 
L-Züge sich so bewegen, als ob der M-Zug dauernd auf dem L-Zuggleis 
verblieben wäre. Ausfälle weiterer L-Züge außer denen, die von 
dem M-Zuge bei seiner ersten Überleitung auf das L-Zuggleis verdrängt 
werden, entstehen bei dieser Betriebsweise deshalb ebensowenig, wie 
wenn der Zug tatsächlich das Gleis dauernd benutzt hätte. 

Je stärker die Belastung des L-Zuggleises ist, in umso stärkerem 
Maß ist man gezwungen, von diesem Mittel, die Zugzahl zu vermehren, 
Gebrauch zu machen, in umso stärkerem Maße nähert sich der Lauf der 
einzelnen L-Züge dem, der sich ergeben würde, wenn man die 
M-Züge ganz auf dem L-Zuggleise belassen hätte. Der restlosen Durch¬ 
führung der M-Züge auf dem L-Zuggleis gegenüber würde nur für eine 
geringe Zahl oder äußerstenfalls sogar für keinen einzigen L-Zug eine 
Ersparnis an Unterwegsaufenthalten herausspringen. Dieser Gewinn 
wäre aber erkauft, abgesehen von der noch weiter unten zu behandelnden 
Erschwerung des gesamten Betriebs, durch eine außerordentlich ein¬ 
schneidende Herabsetzung der Leistungsfähigkeit des S-Zuggleises. Die 
Wirkung, welche die M-Züge auf das S-Zugnetz haben, ergibt sich aus 
den Untersuchungen des Abschnitts IIID. Wir hatten gesehen, daß die 
Leistungsfähigkeit eines Gleises, bei dem in ein Grundnetz schnellerer 
Züge wenige langsame eingeschoben werden, sehr stark herabgesetzt 
wird. Mit diesem ungünstigen Fall hat man es hier zu tun. Damit die 
M-Züge nennenswerte Strecken auf dem S-Zuggleise ungestört zurück¬ 
legen können, müssen größere Lücken zwischen den S-Zugbündeln frei 
sein, eine Voraussetzung, die bei der starken Belastung der Strecke nicht 
erfüllt sein wird. Diese aber muß, wenn die mehrgleisige Bahn anders 
eine Berechtigung gehabt, hätte als gegeben angenommen werden. Eine 
starke Belastung des S-Zugglcises erzwingt häufige Ablenkungen der 
M-Züge auf das L-Zuggleis und wirkt dadurch mittelbar darauf hin, daß 
auf diesem Gleise der Betrieb mehr und mehr so geregelt werden muß, 
als ob die M-Züge dauernd auf ihm verblieben wären. 

Betrachtet man nun die M-Züge selbst, so erkennt man bei näherer 
Prüfung, daß auch für diese wenig befriedigende Verhältnisse erhalten 
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werden. Zunächst ergibt sich für sie keinerlei Vorteil gegenüber dem 
Fall, daß sie von vornherein dauernd auf dem L-Zuggleis gelassen 
wären. Auf diesem würden sie als die schnellsten Züge ohne jeden zu¬ 
sätzlichen Aufenthalt durchgebracht werden können. Ein Vorteil ist nur 
denkbar, wenn man die gedachte Betriebsweise mit einer Durchführung 
der M-Züge auf dem S-Zuggleis vergleicht. Durch die Ausnutzung der 
Überholungszeiten zur Weiterfahrt des M-Zuges auf dem anderen Gleis 
kann dieser scheinbar schneller befördert werden. Nun müssen für das 
Einrücken der M-Züge in das L-Zugnetz in diesem von vornherein 
Lücken offen gehalten werden. Diese wird man, um nicht unnötig viel 
L-Züge ausfallen lassen zu müssen, so knapp als möglich bemessen. 
Deshalb werden schon geringe gegenseitige Verschiebungen in dem 
Lauf der Züge auf den beiden gekuppelten Gleisen, die man nie ganz 
wird vermeiden können, genügen, um die Lücke gegen die M-Zuglinie 
so weit zu versetzen, daß eine reibungslose Überleitung des M-Zuges nicht 
mehr möglich ist. Entweder wird der M-Zug auf das Freisein des 
L-Zuggleises warten müssen, wird dadurch selbst aufgehalten und gibt 
das S-Zuggleis nicht rechtzeitig für den ihm folgenden S-Zug frei, oder 
es liegt der M-Zug zu spät und hält dann eine Reihe von durch ihn zu 
überholenden L-Zügen auf. Um diese unvermeidlichen kleinen Ver¬ 
schiebungen auszugleichen, müßte man unter allen Umständen von einer 
unmittelbaren Überleitung von Hauptgleis zu Hauptgleis absehen und 
besondere übergangsgleise (Aufnahmegleise) anordnen, in denen die 
M-Züge planmäßig einen Ausgleichsaufenthalt zu erhalten hätten. Der 
für die M-Züge erzielbare Zeitgewinn gegenüber einem Verbleiben auf 
dam S-Zuggleis geht auf diese Weise zum erheblichen Teil, wenn nicht 
ganz, verloren. 

Überschreitet die Verschiebung des Laufs der Züge das durch diese 
Ausgleichsaufenthalte unschädlich gemachte Maß, so wird es zur Ver¬ 
meidung weitgehender Störungen des Zuglaufs erforderlich, die Über¬ 
holungen zu verlegen. Der M-Zug müßte dann das S-Zuggleis auf einer 
Strecke benutzen, wo er planmäßig auf dem L-Zuggleis liegen sollte und 
umgekehrt. Er ist für diese Streckenabschnitte deshalb als Sonderzug 
anzusehen und erfordert die vorgeschriebenen Vorme-ldungen. Wegen der 
Schwierigkeit, diese rechtzeitig an alle beteiligten Stellen durchzu¬ 
bringen, wird in der Regel eine Umlegung des M-Zuges ganz unter¬ 
bleiben und die Verzögerung in Kauf genommen werden. Unregelmäßig¬ 
keiten im Zuglauf haben deshalb bei dem Verbundbetrieb weit größere 
Schwierigkeiten für die Abwicklung des Betriebs zur Folge als bei 
unabhängiger Betriebsführung auf den beiden Gleisen. Stockungen auf 
einem Gleis pflanzen sich zwangläufig bei dem Verbundbetrieb auf 
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das andere Gleis fort. Schließlich darf die in der Überleitung von 
Zügen von einem Hauptgleis auf das andere und in der verwickelten 
Gestaltung des Betriebs begründete Erhöhung der Betriebsgefahr nicht 
außer Betracht gelassen werden. Man darf nicht übersehen, daß der 
Übergang von einem Gleis auf ein anderes, auch wenn die Fahrrichtung, 
in der beide Gleise benutzt werden, übereinstimmt, hinsichtlich der Mög¬ 
lichkeit eines Zusammenstoßes nicht wesentlich anders zu bewerten ist, 
wie eine Kreuzung eines Hauptgleises durch andere Zugfahrten. 

Faßt man die Ergebnisse dieser Betrachtungen zusammen, so sieht 
man, daß der Erfolg, der durch diese verwickelte und nicht ungefährliche 
Betriebsweise bestenfalls erzielt werden kann, sich auf die Möglichkeit 
beschränkt, eine gewisse Anzahl von Zügen etwas schneller durchzu¬ 
bringen, daß dieser Erfolg aber unter allen Umständen durch eine Herab¬ 
minderung der Leistung der Bahn erkauft wird und deshalb umso 
weniger verwirklicht werden kann, je stärker die Belastung, der Strecke 
ist, daß man bei zunehmender Belastung immer mehr dazu gezwungen 
sein wird, den Verbundbetrieb aufzugeben und statt dessen zu dem 
Zwillingsbetrieb überzugehen. Weil beim Zwillingsbetrieb die mögliche 
Streckenleistung stets größer ist, anderseits durch zweckmäßige Ver¬ 
teilung der Züge auf die einzelnen Gleise aber auch eine wenigstens 
nicht nennenswert langsamere Beförderung der einzelnen Züge erreicht 
werden kann, dabei eine viel größere Sicherheit und Pünktlichkeit des 
Betriebs gewährleistet ist, kann der Verbundbetrieb als für mehr¬ 
gleisige Bahnen ungeeignet von den weiteren Untersuchungen ausge¬ 
schieden werden. Das schließt nicht aus, daß gelegentlich einzelne Züge 
bei geringerer Belastung des einen Gleises auf dieses von ednetn anderen 
gleicher Fahrrichtung hinüber gelegt werden. Grundsätzlich wird aber 
daran festzuhalten sein, daß für mehrgleisige Bahnen die einzige brauch¬ 
bare Betriebsform der Zwillings- (Drillings- usw.) Betrieb ist, das heißt 
die vollkommen unabhängige Betriebsführung auf jedem einzelnen 
Gleis der mehrgleisigen Bahn. Über die gegenseitige Lage der ein¬ 
zelnen Hauptgleise brauchen deshalb für die weiteren Untersuchungen 
keinerlei bestimmte Annahmen gemacht zu werden. Sie gelten in gleicher 
Weise für linien- und richtungsweise Gruppierung der Hauptgleise. Es 
soll nur vorausgesetzt werden, daß die einzelnen Hauptgleise mit den 
zugehörigen Überholungsgleisen derart nebeneinander gelegt sind, daß 
die Gleise sich nirgends schneiden oder berühren, daß also alle Gleise 
ohne gegenseitige Behinderung vollkommen unabhängig benutzt wer¬ 
den können. 

Ist somit Klarheit über die Art der Betriebsführung auf den ein¬ 
zelnen Gleisen der mehrgleisigen Strecke geschaffen worden, so bleiben 
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noch bie beiden Fragen zu beantworten, wie die vorhandenen Züge auf 
die einzelnen Gleise zu verteilen sind, und wie sodann die Gleise 
hinsichtlich ihrer gegenseitigen Lage geordnet werden sollen. 
Daß die letztere Frage im wesentlichen durch die Art der Ein¬ 
leitung der mehrgleisigen Strecke in die Anschlußstrecken und 
-bahnhöfe sowie durch die Ausbildung der Zwischenbahnhöfe bestimmt 
wird, war schon oben angedeutet worden. Weil bei selbständigem Be¬ 
trieb auf den einzelnen Gleisen die Lage der Gleise für den Betrieb 
an sich ohne Belang ist, soll hierauf hier nicht näher eingegangen wer¬ 
den, sondern ausschließlich die Frage nach der für den Betrieb möglichst 
zweckmäßigen Verteilung der Züge beleuchtet werden. 

Die beste betriebliche Leistung der Strecke wird dann erreicht, 
wenn einerseits möglichst viel Züge durchgebracht werden, ander¬ 
seits bei gegebener Grundgeschwindigkeit die Reisegeschwindigkeit der 
Züge möglichst groß ist, oder umgekehrt die Überholungszeitverluste 
möglichst herabgedrückt werden. Die Grundlagen für die hierbei anzu¬ 
stellenden Berechnungen geben die Untersuchungen des Abschnitts III 
(S. 358). Eine allgemein gültige Regel für die Zugverteilung kann es 
nicht geben. Deshalb soll im folgenden an dem Beispiel einer vier- 
gleisigen Strecke gezeigt werden, in welcher Weise etwa die dort ge¬ 
wonnenen Ergebnisse verwertet werden können. 

3. Verteilung der Züge auf die einzelnen Gleise einer mehrgleisigen 

Bahn. 

Der Kreislauf der Betriebsmittel bringt es mit sich, daß von Aus¬ 
nahmefällen abgesehen, die Zahl der Züge der einzelnen Gattungen in 
beiden Fahrrichtungen annähernd die gleiche ist. Die Gründe, die 
in der einen Fahrrichtung zur Zusammenlegung bestimmter Züge auf 
die einzelnen vorhandenen Hauptgleise führten, sind, weil in der anderen 
Fahrrichtung im großen ganzen dieselben Verhältnisse vorliegen, auch 
für diese gültig und bewirken deshalb hier dieselbe Verteilung der 
Züge. Auf diese Weise ergeben sich bei den mehrgleisigen Bahnen 
Paare von Gleisen, die gleichartig, aber in entgegengesetzter Fahr¬ 
richtung betrieben werden. Mehrgleisige Bahnen weisen, von Ausnahme¬ 
fällen abgesehen, deshalb eine gerade Gleiszahl auf. Die folgenden Be¬ 
trachtungen beziehen sich auf diesen wichtigsten Fall. 

Bei der Prüfung der betrieblich zweckmäßigsten Verteilung der 
Züge wird man von dem Grundsatz ausgehen, tunlichst die Züge gleicher 
Gattung auf einem Gleis zusammenzufassen, um nicht doppelte Abferti¬ 
gungsanlagen zu benötigen. Die einzelnen Gattungen teilt man in ver¬ 
schiedener Weise in Gruppen ein, die man je einem Gleis zuweist. 

Archiv für Eisenbahnwesen. 1921. 37 
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Die so erhaltenen verschiedenen Einteilungsmöglichkeiten hat man nun 
gemäß den Untersuchungen des Abschnitts III miteinander zu ver¬ 
gleichen einerseits hinsichtlich der bestenfalls erreichbaren Höchst¬ 
leistung, anderseits hinsichtlich der dabei eintretenden Überholungs¬ 
zeitverluste. Dabei wird man von bestimmten Annahmen für die Zahl 
der durchzubringenden schnelleren Züge auszugehen haben und die mit 
ihnen zu vereinbarenden Höchstzahlen der langsameren Züge ermitteln. 
Nachdem zunächst alle Lösungen, bei denen die zu erwartende Zugzahl 
nicht durchzuführen sein würde, als unbrauchbar ausgeschieden sind, 
werden die übrigen gegeneinander abzuwägen sein nach dem Umfang der 
zu erwartenden Überholungszeitverluste und auch nach der Größe des 
Leistungsüberschusses, den die einzelne Anordnung gegenüber der ge¬ 
forderten Zugzahl aufweist. Entsprechend der größeren wirtschaftlichen 
und betrieblichen Nachteile wird man dabei Überholungszeitverlusten bei 
Reisendenzügen ein größeres Gewicht beimessen als bei Güterzügen. 
In betrieblicher Beziehung ist dabei folgendes zu berücksichtigen. Die 
Reisendenzüge fahren nach veröffentlichtem Fahrplan. Eine Vorver¬ 
legung eines Zugs ist unzulässig. Bei Verspätung eines den Nahreisen¬ 
denzug überholenden Schnellzugs ist es deshalb entgegen der bei Güter¬ 
zügen vorliegenden Möglichkeit nicht angängig, den Nahreisendenzug 
vor Ablauf der in diesem Fall völlig nutzlosen Überholungsdauer ab¬ 
fahren zu lassen. Holt der Schnellzug den Nahreisendenzug später ein, 
so erhält der Zug dann noch einmal den ganzen Überholungszeitverlust. 
Bei Strecken mit starkem zwischenstaatlichen Schnellzugsverkehr, bei 
dem erfahrungsgemäß mit häufigen Verspätungen zu rechnen ist, muß 
diesem Umstand ein nicht zu unterschätzender Wert beigelegt werden. 
Hier ist eine Trennung von Schnell- und Nahreisendenverkehr deshalb 
schon bei' einer vergleichsweise kleinen Schnellzugszabi in Erwägung 
zu ziehen. 

Weiterhin sind zu vergleichen die bei der Abwicklung des Ver¬ 
kehrs etwa sich ergebenden Schwierigkeiten, die Kosten für die Einrich¬ 
tung ükd Unterhaltung] der Blockeinrichtungen und der Zwischenbahnhöfe 
und die oft sehr erheblichen Aufwendungen, die an den Enden der mehr¬ 
gleisigen Strecke zur Erreichung der gewünschten Zugverteilung not¬ 
wendig sind. Je kürzer die mehrgleisige Strecke ist, umso weniger wird 
eine Umordnung der Züge gegenüber einer etwa durch Personen- und 
Verschiebebahnhof gegebenen Einteilung in Frage kommen. Weil die 
Umordnung der Züge an sich gewisse Hemmungen des Zuglaufs not¬ 
wendig mit sich bringt, wird von ihr auch dann, wenn besondere Kosten 
nicht entstehen sollten, bei kurzen Strecken unbedingt abzusehen sein. 
Durch Ausgleichung der Zuggeschwindigkeiten auf den einzelnen 
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Gleisen würde man dann unter Umständen die Leistung einzelner über¬ 
lasteter Gleise heben können. Diese Andeutungen genügen, um zu er¬ 
kennen, daß es sich hier um einen Gesamtumfang verschiedenartigster 
Fragen handelt, die von Fall zu Fall besonders geprüft werden müssen» 
daß es deshalb auch keine allgemein gültige Regel für die Zugverteilung 
bei mehrgleisigen Bahnen geben kann, selbst nicht bei Strecken, die hin¬ 
sichtlich der Zuggattungen und Zugzahlen vollständig übereinstimmen. 

Im folgenden soll an einer Reihe von Beispielen gezeigt werden, 
wie etwa bei bestimmt gegebenen Zugzahlen die für den Betrieb vorteil¬ 
hafteste Zugverteilung aussehen würde. 

a) Es seien Züge nur einer Gattung vorhanden. 

Die Züge sind je zur Hälfte auf die beiden Gleispaare zu legen in der 
Weise, daß sich auf allen Gleisen eine tunlichst gleichmäßige Verteilung der Züge 
auf die Tagesstunden ergibt. Das Grundnetz für sämtliche Gleise kann dann 
mit einem möglichst großen Abstand der einzelnen Züge entworfen werden. 
Die Blockteilung kann dementsprechend weit angenommen werden. 

b) Es seien Züge zweier Gattungen vorhanden. 

Man lege alle Züge derselben Gattung auf ein Gleispaar. Wird dabei 
die Leistungsfähigkeit eines Gleises früher erschöpft als die des andern, so 
können tiberschießende Züge ohne einschneidende Beeinträchtigung der Lei¬ 
stungsfähigkeit des anderen Gleises auf dieses hinübergelegt werden nur in 
dem Fall, daß es sich dabei um die schnelleren Züge handelt (vgl. III. C S. 364). 
Wenn nur wenige Züge das Gleis der langsameren Züge benutzen, ergeben 
sich für diese nur geringe Uberholungsverzögcrungen. Unvergleichlich viel 
nachteiliger wirkt das Einschieben einiger langsamerer Züge in das Netz der 
schnelleren Züge. Eine ganz geringe Anzahl solcher Züge kann, wie wir im 
Abschnitt IIID S. 534) gesehen haben, die Aufnahmefähigkeit des Gleises für die 
schneller fahrenden Züge auf einen kleinen Bruchteil herabsetzen. Es muß 
deshalb in dem Fall, wo das mit den langsameren Zügen belegte Gleis an der 
Grenze seiner Leistungsfähigkeit angelangt ist, zunächst mit allen Mitteln ver¬ 
sucht werden, etwa durch Verkürzung der Blockstrecken, durch Verbesserung 
der Steigungsverhältnisse, Verwendung stärkerer Lokomotiven usw., die Lei¬ 
stungsfähigkeit zu heben, um auf diese Weise die ungünstige Verlegung eines 
Teils der langsamen Züge auf das Schnellzuggleis zu vermeiden. 

c) Es seien Züge zweier Geschwindigkeiten vorhanden. 
Von den langsameren Zügen soll eine kleine Anzahl mit 
auf jedem Bahnhof unterbrochener Reise gefahren werden 

(Nahgüterzüge). 

Man trenne wieder nach Geschwindigkeiten. Bei Überlastung des Schnell¬ 
zuggleises können ohne wesentlichen Nachteil für den Lauf der langsamen Züge 
einige Schnellzüge auf das andere Gleis verlegt werden. Im umgekehrten Fall 
würde man zweckmäßig die Nahgüterzüge aus dem Güterzugnetz herausziehen. 
Man erreicht hierdurch eine kräftige Erhöhung der Aufnahmefähigkeit des 
Güterzuggleises für die durchfahrenden Güterzüge. Die Nahgüterzüge können 
anderseits auf dem Schnellzuggleis ohne allzu erhebliche Verschlechterung 
ihrer Reisedauer in den zwischen den Schnellzuggruppen verbleibenden Lücken 
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durchgebracht werden. Weil sie zu den einzelnen Fahrten von einem Bahn¬ 
hof zum andern nur kurze Zeit brauchen, können auch kurze Lücken 
zwischen den Schnellzügen nutzbar gemacht werden. Die Überholungsaufent¬ 
halte können zur Abfertigung der Nahgüterzüge, vielfach ohne zusätzlichen 
Zeitverlust, verwandt werden. Beispiel: Gleispaar I: 50 Sz + 4 Nahgz. Gleis¬ 
paar II: 90 Fernzg. in jeder Richtung. 

d) Es seien Züge mit drei verschiedenen Geschwindig¬ 
keiten vorhanden. 

Hält man die Züge gleicher Geschwindigkeit zusammen, so sind drei 
verschiedene Anordnungen denkbar: 1. Gleispaar I: Schnellzüge, Gleispaar II: 
Mittel- und Langsamzüge. 2. Gleispaar I: Sz. + Mz., Gleispaar II: Lz. und 3. 
Gleispaar I: Sz. + Lz., Gleispaar II: Mz. Daneben ergeben sich noch ver¬ 
schiedene Mischanordnungen, wenn einzelne Züge etwa mit Rücksicht, auf die 
mit der anderen Zuggruppe übereinstimmende Abfertigung trotz 
abweichender Geschwindigkeit mit dieser Gruppe zusammengelegt werden (Eil¬ 
güterzüge und Güterzüge). Wegen der sonst entstehenden Mehrkosten wird 
man bei betrieblich etwa gleichwertigen Lösungen stets die zu wählen 
haben, bei der die Züge gleicher Abfertigungs- und Zugbildungsweise zu¬ 
sammenbleiben. Wären die drei Zuggattungen Schnell- und Nahreisendenzüge 
und Güterzüge, so wäre zunächst eine Trennung nach Reisenden- und Güter¬ 
zügen zu versuchen. Die bei Zügen mit drei verschiedenen Geschwindigkeiten 
unvermeidlichen Überholungen mindestens auf einem der beiden Gleispaare 
würden bei dieser Trennung auf die Nahreisendenzüge fallen. Ist die Zahl 
der Schnellzüge sehr groß, so daß die Überholungszeitverluste für die Nah- 
reisendenzüge einen unerträglichen Umfang annehmen, so müssen die Nah¬ 
reisendenzüge auf das Güterzuggleis verlegt werden. Dort werden sie als die 
schnellsten Züge vollständig ohne Übeiholungszeitverluste durchgeführt Die 
Überholungen liegen jetzt bei den Güterzügen. Weil die Zahl der Schnellzüge 
meist erheblich größer ist als die der Nahreisendenziige, und die Reise¬ 
geschwindigkeit der Nahreisendenzüge sich mehr der der Ferngüterzüge 
als der der Schnellzüge nähert, wird man meist beim Zusammenlegen der Nah¬ 
reisenden- und Güterzüge viel geringere Überholungszeitverluste erhalten, als 
bei Vereinigung der Schnell- und Nahreisendenziige. Je länger die viergleisige 
Strecke ist und je größer die Zahl der Schnellzüge, umso eher wird man zu 
einer Lösung kommen, bei der die Nahreisendenziige von dem Schnellzuggleis 
fortgenommen werden. Ist das Zahlenverhältnis der Zuggattungen ein anderes, 
überwiegen die Mittel- gegenüber den Schnellzügen (Vorort- und Fernbahn¬ 
züge), so kann es zweckmäßig sein, die Langsamzüge nicht auf das Gleis der 
Mittel-, sondern der Schnellzüge zu legen. Man hat dann gemäß Ab¬ 
schnitt III C die in beiden Fällen entstehenden Überholungszeitverluste zu 
errechnen und miteinander zu vergleichen. Unter Berücksichtigung der hier 
angedeuteten Gesichtspunkte könnte man beispielsweise folgende Zugeinteilun- 
gen ableiten: Gleispaar I: 20 Sz. + 20 Pz. Gleispaar II: 90 Ferngz. + 3 Eil- 
güterzüge, oder Gleispaar I: 50 Sz. Gleispaar II: 10 Pz. + 3 Eilgz. + 70 Fern¬ 
güterzüge, oder Gleispaar I: 15 Sz. + 10 Pz. 4* 20 Ferngz. Gleispaar II: 
100 Vorortz. 

e) Wie zu d), jedoch soll ein Teil der langsamen Züge auf 
den Zwischenbahnhöfen längere Fahrtunterbrechungen 

haben (Nahgz.). 

Es ist dies der bei Fernbahnen in der Regel vorliegende Fall. Man geht 
zweckmäßig so vor, daß man zunächst alle Schnellzüge dem ersten Gleispaar 
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zuweist. Durch Berechnung der Überholungszeitverluste, die sich für die Personen* 
züge für den Fall ergeben, daß sie auch diesem Gleispaar zugewiesen werden* 
erkennt man, ob eine solche Anordnung zulässig sein würde. Ist dies 
der Fall, so werden alle Gtiterzüge auf das zweite Gleispaar gelegt. Bei 
diesen Zügen würden dann keinerlei Verzögerungen durch Überholungen auf- 
treten. Kann das zweite Gleispaar die Güterzüge nicht sämtlich aufnehmen, 
so wird durch Fortnahme der Nahgüterzüge Platz geschaffen (vgl. zu c). 
Man hätte dann etwa folgende Zugzahlen: Gleispaar I: 15 Sz. + 20 Pz. H~ 
3 Eilgz. + 4 Nahgz., Gleispaar II: 90 Ferngz. Muß man dagegen wegen der 
sonst sich ergebenden zu zahlreichen und zu langen Überholungszeitverluste 
der Nahreisendenzüge diese auf das zweite Gleispaar legen, so ist nunmehr 
zu prüfen, auf welchem der beiden Gleispaare für die Güterzüge die 
geringsten Überholungszeitverluste entstehen. Diesem Gleispaar werden alle 
Güterzüge zugewiesen. Sollte dadurch eine Überlastung dieses Gleispaares 
eintreten, so ist zunächst zu versuchen, durch Übernahme der Nahgüterzüge 
auf das andere Gleispaar eine hinreichende Entlastung zu erreichen. Die viel 
zahlreicheren Ferngüterzüge bleiben auf dem Gleispaar, das ihnen 
die besseren Verhältnisse hinsichtlich der Überholungen bietet. Sollte die so 
erzielte Entlastung dieses Gleispaares nicht ausreichen, so würde man bei der 
Verlegung einzelner weiterer Güterzüge auf das andere Gleispaar die unter 2. 
angedeuteten ungünstigen Folgen für die Leistungsfähigkeit dieses Gleispaares 
erhalten, die möglichst durch weitere Hebung der Leistungsfähigkeit des. 
Ferngüterzuggleispaares in der dort angegebenen Weise vermieden werden 
müßte. Für diese Zugeinteilungen könnte man etwa folgende Beispiele finden: 
Gleispaar I: 50 Sz. + 3 Nahgz., Gleispaar II: 20 Pz. + 3 Eilgz. + 60 Ferngz. 
oder Gleispaar I: 10 Sz. + 70 Ferngz., Gleispaar II: 50 Vorortpz. + 6 Nahgz. 

Im ähnlicher Weilse hätte man bei noch mehr verschiedenen Zug¬ 
gattungen, sowie bei Bahnen mit mehr als 2 Gledspaaren vorzugetoen. 

Die angeführten Beispiele lassen erkennen, daß eine große Mannig¬ 
faltigkeit für die günstigste Einteilung der Züge besteht, daß unter Um¬ 
ständen nicht allzu erhebliehe Verschiebungen in den Annahmen für die 
Zahlen der einzelnen Zuggattungen eine andere Einteilung der Züge not¬ 
wendig irwdwm können. Entwickelt sich nun der Verkehr einer mehr¬ 
gleisigen Bahn in einem anderen Zahlenverhältnis der einzelnen Zug¬ 
gattungen, wie es der für die Verteilung der Züge maßgebend gewesenen 
Leästungpberechjiung zugrunde lag, so ist der Fall denkbar, daß man ge¬ 
zwungen ist, nachträglich die Einteilung zu ändern, um di© 
Gesamtleistung zu erhöhen und so andere noch teurere Mittel hierzu (Hin¬ 
zufügen weiterer Hauptgleise) zu vermeiden. Derartige Umlager ungern der 
Züge können ajuch bei vorübergehenden Verschiebungen der Ver¬ 
kehre — etwa bei Verstärkung des Reasendenzugjverkehrs bei Ferien- 
beginn, Anschwellen des Güterverkehrs im Herbst, bei militärischen oder 
anderen Massenbeförderungen usw. — zweckmäßig sein. Aus diesen Grün¬ 
den ist es in vielen Fällen zu empfehlen, vitergledsige Bahnen nicht allzu 
eng für eine einzige Zugeinteilung auszubauen, sondern die Möglichkeit 
einer nachträglichen Änderung durch entsprechende Maßnahmen bei der 
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erste® Anlage offen zu halten. So wird man z. B. die Überholungsgleise an 
beiden Gleispaaren, auch wenn zunächst das eine nur von Reisendenzügen 
befahren werden soll, für volle Güterzuglänge bemessen oder wenigstens 
die Möglichkeit einer späteren Verlängerung, vorsehen, ebenso an beiden 
Gleispaaren Bahnsteiganlagen anordnen oder doch die Hauptgleise so 
führen, daß wenigstens behelfsmäßige Bahnsteiganllagen ausführbar sind 
und dergl. mehr. Man gewinnt so gleichzeitig den großen Vorteil, bei 
Störungen auf einem Gleispaar möglichst den gesamten Betrieb auf dem 
fahrbar gebliebenen Gleispaar ohne die andernfalls entstehenden 
schweren Hemmungen aufrecht zu erhalten. 

4. Anhang. Die dreigleisige Bahn. 

Bahnen mit einer ungeraden Gleiszahl weisen gewisse Eigentümlich¬ 
keiten auf, die kurz erläutert werden möge®. Den Gilnndfall, die drei¬ 
gleisige Bahn sei eine Verkrüppelung einer viergleisigen Bahn, kann 
man sich entstanden denken in der Weise, daß entweder nur in einer Tahr- 
richtung eine Verdopplung der Gleise vorgenommen ist, während in der 
anderen nur ein einfaches Hauptgleis vorhanden ist, oder daß das eine der 
beiden Gleispaare in ein einziges in beiden Fahrrichtungen .benutztes 
Gleis zusammengesohrumpft ist. Der erstere Fall kann zweckmäßig sein, 
wenn die Zahl oder die Belastung der Züge in einer Fahrrichtung be¬ 
deutend überwiegt, wenn die Bahn eine starke einseitige Steigung auf¬ 
weist, oder wenn beide Voraussetzungen Zusammentreffen. Ein bemer¬ 
kenswertes Beispiel hierfür sind die dreigleisigen Strecken der Hoch¬ 
bahn in New York. Das dritte Gleis wird entsprechend dem stundenweise 
stark überwiegende® Verkehr in der Richtung auf die Geschäftsstadt zu 
und umgekehrt einmal nur in dieser, dann in der anderen Fahrrichtung, 
und zwar diurch beschleunigte, nur an einigen Bahnhöfe® haltende Züge 
benutzt, so daß zeitweise in der einen, dann in der anderen Richtung eine 
Verdopplung der Hauptgleise vorhanden ist. 

Bei der Benutzung des dritten Gleises nach Art einer eingleisigen 
Strecke, das heißt bei einer Belegung der Züge beider Fahrrichtungen ist 
die Zahl der Züge, um welche di"e zweigleisige Stammstrecke entlastet 
werden kann, nur gering, wegen der beschränkten Aufnahmefähigkeit 
eines derart betriebenen Gleises. Trotzdem gibt es Fälle, in denen auf 
diese Weise eine sehr bedeutende Erhöhung der Leistungsfähigkeit der 
Stammstrecke erzielt werden kann, wo die Zahl der Züge, die nach Fort- 
nahme bestimmter Züge neu auf die Stammstrecke gelegt werden können, 
die der fortgenommenen Züge um das mehrfache übersteigt. Die 
LTntersuchungen der Abschnitte III. B. und D. zeigten, daß gewisse Züge 
in bestimmter Zusammenstellung mit anderen Zügen trotz geringer 
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eigener Anzahl die Leistungsfähigkeit einer Bahn aufs empfindlichste 
beschränken können. Es sind dies Züge mit zahlreichen Zwischenaufent¬ 
halten und langsame Züge in vorwiegend mit schnelleren belegten Fahr¬ 
plannetzen. Beide Eigenschaften finden sich z, B. vereinigt in den Nah¬ 
güterzügen. Bei einer überwiegend mit Güterzügen belasteten Strecke 
kann man eine einschneidende Erhöhung) der Zahl der durchzubringenden 
Ferngüterzüge (etwa 30 bis 50 %) erreichen, wenn man die Nahgüter¬ 
züge beider Fahrrichtungen auf ein besonderes drittes Gleis legt. Der 
viergleisige Ausbau einer solchen Strecke kann dadurch in vielen Fällen 
für längere Zeit zurückgee-tellt oder ganz entbehrlich weiden. Das gleiche 
Ergebnis läßt sich bei einer Strecke erzielen, die überwiegend mit 
Schnellzügen belastet ist, wenn man alle Güterzüge auf das dritte 
Gleis verweist. Dies setzt voraus, daß die Zahl der Güterztige nicht allzu 
groß ist. In diesem Fall etwa nur die Nahgüterzüge fortzunehmen und 
eine kleine Zahl von Ferngüterzügen auf dem Schnellzuggleis zu lassen, 
wäre unzweckmäßig, weil dianm die für die Durchibringung dieser Fem- 
güterzüge offen zu haltenden Lücken im Schnellzugnetz doch bestehen 
bleiben müßten. Erreicht wäre dann nur eine nicht allzu sehr ins Ge¬ 
wicht fallende Verbesserung der Durchführung der Nahgüterzüge. 

(Schluß folgrt.) 
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Auslese und Ausbildung 
des Personals fUr den unteren Betriebsdienst. 

Von 

Regierangsbaumeister Dr.-Ing. Hans Busse. 


I. 

Einleitung. 

Der Krieg und die darauf folgenden Ereignisse haben die deutschen 
Eisenbahnen aus einem gewinnbringenden zu einem schwer notleidenden 
Unternehmen gemacht, dessen Leistungen beträchtlich gesunken sind. Soll 
Deutschland gesunden, so muß vor allem der für Industrie, Handel und 
Landwirtschaft wichtige Esenbahnbetrieb wieder auf die alte Höhe gebracht 
werden. Neben technischen Schwierigkeiten aller Art tritt besonders die 
Personalfrage in den Vordergrund. Der Achtstundentag hat zusammen mit 
den ständig steigenden Löhnen und Gehältern bei gleichzeitig sinkenden 
Leistungen einen großen Teil der gewaltigen Mehrausgaben verursacht, mit 
denen die Einnahmen durch Tariferhöhungen nicht Schritt halten konnten. 

Die Minderleistungen des Betriebs können dem schlechten Material, 
der mangelhaften Ernährung und der Arbeitsunlust der Bediensteten allein 
nicht zugeschrieben werden; sie sind vielmehr auch die Folgen der Ver¬ 
wässerung d'es alten, bewährten Personals durch zahlreiche neueingestellte 
oder neubeförderte Kräfte, die bei oft geringer oder gar nicht vorhandener 
Eignung für den Eisenbahndienst nur in verkürzter Ausbildungszeit ohne 
ordentliche Anleitung für ihren Dienst vorbereitet waren. In der Vorkriegs¬ 
zeit lief der Betrieb mit geringen Ausnahmen glatt und reibungslos, der 
Wagenumlauf ließ bei dem großen Bestand an lauffähigen Lokomotiven 
und Wagen nur zu gewissen Zeiten zu wünschen übrig. .Vereinzelte Fehl¬ 
griffe bei der Auswahl des Nachwuchses traten in dem homogenen Beamten¬ 
körper weniger in Erscheinung, Schwache Elemente wurden von den 
Tüchtigeren mitgeschleppt. Die plötzlich eintretende Vermehrung des Per¬ 
sonals infolge des Achtstundentages hat dann gezeigt, wie unzweckmäßig 
das bisherig® Verfahren der Auswahl und Annahme der Arbeiter für die 
Erlangung eines guten Nachwuchses der Unterbeamten ist 

Die zur Zeit übliche, körperliche Untersuchung des Einzustellenden 
durch den Bahnarzt würde genügen für die Auswahl von Leuten zur stän¬ 
digen Beschäftigung im Rottendienst. Aus der Rotte gehen aber die meisten 
Unterbeamlen des Betriebsdienstes hervor, deren Tätigkeit weniger Körper- 
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kraft als gewisse geistige Fähigkeiten in mehr oder minder hohem Maß 
erfordern. Mit dem allmählichen Fortfall der Militäranwärter wird der 
Einfluß der aus der Rotte stammenden Betriebsbeamten noch größer wer¬ 
den. Es muß daher bereits vor der Einstellung jedes Arbeiters in die 
Rotte das Vorhandensein oder Fehlen von Eigenschaften, die zur Aus¬ 
übung des Eisenbahndienstes notwendig sind, festgestellt werden. Wichtig 
ist ferner die Ermittlung der Dienstzweige, für die der einzelne Prüfling 
in Frage kommt, damit seine Ausbildung von Anfang an in die richtigen 
Bahnen geleitet werden kann und er nötigenfalls rechtzeitig in eine andere, 
seinen Fähigkeiten besser entsprechende Tätigkeit Überführt wird. Unge¬ 
eignete müssen zurückgewiesen, und bei stärkerem Angebot nur die Besten 
herausgesucht werden. 

Die Verwaltung wird' sich durch solche Auslese allmählich gutes 
Personal heranziehen, das, seinen natürlichen Anlagen gemäß beschäftigt, 
ohne Überanstrengung sein Bestes gibt. Die Erhöhung der Gesamtleistun¬ 
gen soll auch nicht etwa durch Raubbau an den Arbeitskräften, sondern in 
der Hauptsache durch folgende Maßnahmen erzielt werden: 

Auswahl und richtige Verteilung der Geeigneten 
mit Hilfe der psychotechnischen Eignungs¬ 
prüfung. 

Verbesserungder Ausbildungdurch möglichste Zusam¬ 
menfassung der Auszubildenden und Belebung des 
Unterrichts. 

Reglung der Arbeitsbedingungen nach der wirk¬ 
lichen Arbeitsleistung. 

Zweckmäßige Ausgestaltung der Arbeits - und Aufent- 
haltsräuma. 

Weitestgehende Verwendung technischer Hilfs mittel 
zur Erleichterung der Arbeit. 

Der wissenschaftliche und praktisch erprobte Weg zu diesem Ideal 
ist in erster Linie durch diie Psychotechnik gewiesen, mit deren Hilfe alle an¬ 
geborenen Eigenschaften und Fähigkeiten in kürzester Zeit ermittelt und 
gemessen werden können. Es wird zwar oft behauptet, daß es für die Ein¬ 
führung der psychotechnischen 'Eignungsprüfung in den Eisenbahndienst 
schon zu spät .sei, weil die Hauptwelle der Neuemstellungen nach der 
Durchführung des Achtstundentages vorüber sei. Wenn dieser Einwand 
auch nicht ganz von der Hand zu weisen ist, so muß doch bedacht werden, 
daß auch die bereits Eingestellten immer noch wenigstens nach Feststellung 
ihrer Fähigkeiten durch Austausch an die richtige Stelle gesetzt werden 
können. Ferner werden die Neuemstellungien für den Nachwuchs künftig 
gegen frühere Zeiten der vermehrten Gesamtzahl des Personals entsprechend 
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zahlreicher sein. Das Feld für die Psychotechnik ist also immer noch groß 
und lohnend genug. Zur Kennzeichnung des Werts der Eignungsprüfung 
diene die Tatsache, daß die Großindustrie (z. B. A.E.G., Siemens, Loewe 
usw.) und einzelne Verkehrsinstitute (Sachs. Staatabahn, Große Berliner 
Straßenbahn) sich schon seit einigen Jahren der Psychotechnik mit Erfolg 
bedienen. Neben der Hebung der Güte des Personals haben sie alle auch 
erhebliche Ersparnisse durch Vermeidung von zweckloser Ausbildung, Un¬ 
fällen, Verlusten durch mittelmäßige oder schlechte Arbeitsleistungen zu 
verzeichnen. Auch in diesen Betrieben gab es vorher, neben anderen, 
brauchbare Fahrer, Schlosser, Dreher usw., aber jetzt werden alle Mittel¬ 
mäßigen und Ungeeigneten ausgeschieden oder an Stellen verwendet, wo 
sie nicht schaden (Schaffner, Handlanger usw.). Infolgedessen steigt die 
Gesamtleistung des Betriebs, da überall Leute mit ausreichenden Fähig¬ 
keiten für ihren Beruf tätig sind. 

Es ist daher an der Zeit, daß auch die Eisenbahnverwaltung, sobald 
als möglich, die nötigen Grundlagen für die Einführung der psycho- 
technischen Eignungsprüfung, vor allem zur Auswahl des Betriebs- 
Personals, schafft, damit die Betriebssicherheit weiter erhöht, und durch 
Steigerung der Betriebsleistungen, besseren Wagenumlauf, Vermeidung 
zweckloser Ausbildung, bessere Behandlung des Materials usw. das finan¬ 
zielle Gleichgewicht wiederhergestellt wird. Die bisherigen Prüfungen 
können keineswegs als Maßstab für die Güte und den Erfolg der Ausbil¬ 
dung dienen, da sie den Kern der Sache gar nicht treffen. Sie erstrecken 
sich mehr auf eingelerntes Wissen ald auf die Untersuchung der natür¬ 
lichen Veranlagung und der Persönlichkeit, zumal auch noch in den letz¬ 
ten Jahren die Anforderungen bei verkürzter Ausbildung herabgesetzt 
werden mußten, um schnell genügend Ersatz zu bekommen. 

Nachdem durch Ministerialerlaß vom 18. Dezember 1920 eine 
psychotechnische Versuchsstelle der Reichseisenbahnverwaltung bei 
der Eisenbahndirektion Berlin errichtet und bei dieser auch eiA bau- 
und betriebstechnischer Hilfsarbeiter vorgesehen ist, steht zu erwarten, 
daß in Bälde auch für den Betriebsdienst die zur Einführung der Eig¬ 
nungsprüfung notwendigen Vorarbeiten in Angriff genommen werden. 

Die folgenden Ausführungen, die als Anregungen für diese Vor¬ 
arbeiten gedacht sind, werden sich — dem früheren Wirkungskreis des 
Verfassers entsprechend — auf die dem Betriebsamt unterstellten, unte¬ 
ren Betriebsbeamten erstrecken; es werden jedoch bei weiterer Durch¬ 
bildung des Verfahrens natürlich auch die im Lokomotiv- und Abferti- 
gungsgdienst tätigen Beamten und Arbeiter in den Kreis der Betrach¬ 
tungen zu ziehen sein. Ebenso kommen außer den Arbeitern die Dienst¬ 
anfänger, Militäranwärter usw. für die Untersuchung in Frage. 
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II. 

Auswahl der Tüchtigen. 

Die Auswahl hat sich auf zwei Hauptpunkte zu erstrecken: 

a) Ist der Bewerber überhaupt für den Eisenbahndienst geeignet? 

b) Für welche Dienstzweige ist er bejahendenfalls am besten ver¬ 
wendbar? 

Die Annahme der Arbeiter über den Arbeitsnachweis — wie zur Zeit 
üblich. — hat den Nachteil, daß häufig in ihrem Beruf Gescheiterte, nur 
zeitweise Beschäftigung Suchende von der Verwaltung übernommen 
werden, die entweder ungeeignet sind oder bei Änderungen der Wirt¬ 
schaftslage wieder ausscheiden und daher nur unnütze Ausbildungskosten 
verursachen. Es muß deshalb in erster Linie danach getrachtet werden, 
durch enge Fühlungnahme mit den Berufsberatungsstellen junge Leute 
sofort nach ihrer Entlassung aus der Schule in größerer Anzahl für den 
Betriebsdienst heranzuziehen. Diese sind geistig rege und können nach 
einem besonders einzurichtenden Lehrlingssystem 
unter Vermeidung längerer, abstumpfender Tätigkeit in der Rotte bei 
entsprechender Auswahl, Ausbildung und Beschäftigung unter allmählich 
wachsenden Anforderungen einen guten Nachwuchs z. B. besonders für 
den schwierigeren Weichenstellerdienst ergeben, wie dies m. W. bereits 
in England geschieht. Der bisherige Brauch, auf solche Stellen nur 
ältere Weichensteller zu setzen, muß durchbrochen werden. Nicht der 
Ältere, sondern der Tüchtigere hat das Vorrecht, sobald er durch die 
Eignungsprüfung und praktische Bewährung seine Tüchtigkeit bewie¬ 
sen hat. Hier wie überall wird sich zeigen, daß früh gewährte Selbstän¬ 
digkeit das Verantwortungsgefühl und damit die Arbeitsfreudigkeit hebt. 

Vor der Annahme eines jeden Rottenarbeiters, Lehrlings usw. hat 
zunächst eine körperliche Untersuchung durch den Bahnarzt und nach 
Feststellung der körperlichen Tauglichkeit die psychotechnische Eig¬ 
nungsprüfung stattzufinden. Die ermittelten Werte für die einzelnen 
Eigenschaften werden in geeigneter Form zusammengestellt, und hiernach 
wird unter Beteiligung des Betriebsrats oder sonstiger Vertretungen je 
nach Ausfall der Prüfungen Einstellung oder Abweisung beschlossen. 
Die Einordnung in einen den Fähigkeiten entsprechenden Dienstzweig 
erfolgt ebenso wie die Ausbildung nach Bedarf. Unvoreingenommenes 
Zusammenarbeiten von Arbeitgebern und Arbeitnehmern ist vor allem 
notwendig, wenn für beide Teile Ersprießliches erreicht werden soll. 
Die Eignungsprüfung soll nicht die Menschen in 
Dumme und Kluge scheiden und so zwei Sorten schaf¬ 
fen; sie soll nur jeden an seinen Platz stellen, wo er 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



568 Auslese u. Ausbildung des Personals für den unteren Betriebsdienst. 

ohne Unlust und Überanstrengung den größten Nutzen für die Allgemein¬ 
heit leisten kann. Wie die Erfahrung in der Industrie gezeigt hat, sind 
die Arbeiter bald für ein derartiges Verfahren zu gewinnen, da daö 
Urteil Uber ihre Zukunft nicht einseitig von einem Dfenststellenvorsteber 
oder nach eingelernten Kenntnissen, sondern unparteiisch durch Erfor¬ 
schung der natürlichen Veranlagung nach wissenschaftlichen Methoden 
erfolgt. Es wenden dem Prüfling die Grenzen seiner Fähigkeiten gezeigt 
und hierdurch Klagen über Zurücksetzung oder persönliches Ubelwollen 
im Keim erstickt. 


III. 

Aufbau der Eignungsprüfung. 

a) Allgemeine Grundlagen. 

Für den Aufbau der Eignungsprüfung ist die genaue Untersuchung 
und Kenntnis der Anforderungen jedes Dienstzweigs und der zu ihrer 
Erfüllung besonders notwendigen Eigenschaften und Fähigkeiten erfor¬ 
derlich. Hierbei sind ferner die Arbeitsvorgänge näher zu betrachten, 
um an der Hand von Zeit- und Bewegungstudien festzustellen, ob nicht 
durch Vereinfachung oder Zuhilfenahme technischer Einrichtungen ge¬ 
wisse Erleichterungen der Dienstverrichtungen — zumal auf Bahnhöfen 
mit starkem Betrieb — erreichbar sind. 

Die Eignungsprüfung des Eisenbahners hätte etwa folgende Gebiete 
zu umfassen: 

Sehschärfe einschl. Nachtblindheit, 

Gehör, 

Sprache (soweit Fehlerfreiheit nötig), 

Gedächtnis, 

Konzentrationsfähigkeit (dauernde Aufmerksamkeit, 
geistige Ermüdung), 

Körperliche Ermüdung, 

Auffassungsgabe, 

Reaktionsfähigkeit (Schnelligkeit des Handelns nach er¬ 
folgtem äußeren Reiz), 

Entschlußfähigkeit (Verhalten bei mehreren gleichzeitig 
geforderten Handlungen), 

Selbstbeherrschung (Fehlen von Erregbarkeit und Schreck¬ 
haftigkeit), 

Zuverlässigkeit, 

Schätzungsvermögen für Entfernungen und Geschwindig¬ 
keiten (Bremsstrecken, Bremsschuhlegen usw.), 

Dispositionsgabe (z. B. für Fahrdienstleiter). 
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Nebenher wären — soweit notwendig — noch außerhalb der eigent¬ 
lichen psychotechnischen Eignungsprüfung 

Gewandtheit im Lesen, Schreibenund Rechnen für 
gewisse Dienstzweige mit größerer Aufstiegsmöglichkeit festzustellen. 

Alle sonstigen erlernbaren Kenntnisse gehören in die späteren 
Fachprüfungen nach Beendigung der Ausbildung hinein. In der Eig¬ 
nungsprüfung soll in erster Linie die Veranlagung maßgebend' sein. 
Die Untersuchung der Arbeitsvorgänge wird zusammen mit der prak¬ 
tischen Erprobung der Ergebnisse die Grundlagen für eine einwandfreie 
Prüfung schaffen. 

Bei den auf schwierigen Posten tätigen Bediensteten wäre in ge¬ 
wissen Zeitabschnitten eine Nachprüfung bestimmter Ergebnisse der Eig¬ 
nungsprüfung empfehlenswert, damit im Interesse der Betriebssicherheit 
und zum Wohl des Beamten rechtzeitig die dauernde oder zeitweise Zu¬ 
rückziehung tiberangestrengter Betriebsbeamten erfolgen kenn. Die hier¬ 
durch eintretende Verminderung der Unfälle und die Vermeidung früh¬ 
zeitiger Pensionierungen werden dem Reich nur erwünscht sein. 

b) Ausführung der Eignungsprüfung. 

Für die Ausführung der Eignungsprüfung stehen bereits eine große 
Anzahl in der Praxis bewährter Apparate und Methoden zur Verfügung, 
deren Aufzählung zu weit führen würde. Es ist im allgemeinen nur noch 
nötig, alles Vorhandene unter möglichster Anpassung an die Eigenart des 
Eisenbahnbetriebs zu sichten und dann etwa Fehlendes zu ergänzen. Eine 
ausschließliche Verwendbarkeit der Apparate und Methoden für den 
Eisenbahndienst ist nicht unbedingt erforderlich, da z. B. Konzentrations¬ 
fähigkeit und Gedächtnis auch durch Stellung nicht nur im Eisenbahn¬ 
betrieb vorkommender Aufgaben gemessen werden können, wie dies bei 
der Prüfung von Kraftfahrzeugführern bereits allgemein geschieht. Es 
ist auch zu bedenken, daß die Neulinge vom Eisenbahnbetrieb nichts 
wissen und daher eine allzu einseitige Prüfung leicht fehlerhafte Ergeb¬ 
nisse bringt. Alle Methoden müssen natürlich vor ihrer endgültigen Ein¬ 
führung gründlich erprobt und auf wirkliche Übereinstimmung mit der 
Praxis nachgeprüft werden. In der Industrie hat man es z. B. auf diese 
Weise allmählich dahin gebracht, daß die Ergebnisse mit der Wirklichkeit 
sich fast genau decken 1 ). 

Die Eignungsprüfung muß durch besonders geschulte und vorgebil¬ 
dete Kräfte vorgenommen werden, die nach Schlesinger neben gediegenen 

l ) Vergl. „Psychotechnik und Betriebswissenschaft“ von Prof. Schlesinger 
Seite 14 a 
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(Abb. 1) ist z. B. zu entnehmen, daß der betreffende Prüfling in den 
Eigenschaften 3 und 4 gut, in 1 und 5 hinreichend, in 2 und 6 unzuläng¬ 
lich ist. Da die zur Ausübung der verschiedenen Zweige eines Berufs 
— z. B. des Eisenbahnbetriebsdienstes — erforderlichen Eigenschaften 
auf Grund genauer Untersuchungen feststellbar sind, so läßt sich unter 
gleichzeitiger Berücksichtigung der körperlichen Tauglichkeit eine Eig¬ 
nungskurve (Abb. 2) hersteilen, aus der je nach dem Vorhandensein 
oder Fehlen bestimmter Eigenschaften die Eignung oder Nichteignung 
des betreffenden Mannes für den gesamten Dienst oder Zweige desselben 
leicht abzulesen ist. Das obige Beispiel (Abb. 2) ergibt als geeignetsten 
Beruf oder Berufszweig für den Prüfling den Beruf Nr, 2, während der 
Beruf Nr. 1 überhaupt nicht in Frage kommt — z. B. wegen ungenügen¬ 
der Sehschärfe —. Es kann also sofort die Ausbildung in die richtigen 
Wege geleitet werden, und der Mann später bei etwaiger im Laufe der 
Zeit eintretender Dienstunfähigkeit in einen anderen, nach der Eignungs¬ 
kurve ebenfalls in Betracht kommenden Beruf, der die verlorenen Fähig¬ 
keiten nicht erfordert, übergehen. 

Für den Eisenbahnbetriebsdienst kämen etwa folgende Dienstgrup¬ 
pen in Frage: 

1. Weichensteller auf wichtigeren Posten größerer Bahnhöfe (z. B. 
auf Befehlsstellwerken, Rangierstellwerken am Ablaufberg usw.), 

2. Weichensteller auf weniger wichtigen Posten größerer Bahnhöfe 
(abhängige Stellwerke, kleinere Kangierstellwerke usw.) und auf mitt¬ 
leren Bahnhöfen, 

3. Weichensteller auf kleineren Stellwerken größerer und mittlerer 
Bahnhöfe (Handweichenposten usw.), auf kleinen Bahnhöfen und als 
Blockwärter, 

4. Schranken- und Streckenwärter, 

5. Stationsschaffner, 

6. Bedienstete des Rangierdienstes, 

7. Bedienstete des Fahrdienstes, 

8. Bedienstete des Rottendienstes, 

9. Bedienstete für Boten- und sonstigen untergeordneten Dienst. 

Endgültige Festsetzungen sowie Unterteilungen sind erst nach ge¬ 
nauer Prüfung und Aufstellung der Gesamtanforderungen für die ein¬ 
zelnen Dienstzwedge möglich. Darüber hinaus käme noch später die 
Eignung als Fahrdienstleiter und Aufsichtsbeamter in Betracht. 

d) Vorteile der Eignungsprüfung. 

Aus der Anwendung der psychotechnischen Eignungsprüfung auf 
den Eisenbahndienst ergeben sich folgende Vorteile: 
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1. objektive Auslese der brauchbaren Leute. (Erhöhung der Zu¬ 
friedenheit des Personals), 

2. richtige, den Fähigkeiten entsprechende Verteilung; daher bes¬ 
sere Leistungen und Verringerung der Unfälle, 

3. schnelle Überfiihrungsmöglichkeit dienstuntauglich Gewordener 
in einen anderen Dienst ohne zeitraubende und entmutigende, versuchs¬ 
weise Beschäftigung in mehreren Berufszweigen, 

4. Vermeidung erfolgloser Ausbildung — Lohnersparnis, da die 
Ausbildung eines Weichenstellers heute über 4000 M kostet — infolge 
sofortiger richtiger Berufswahl auf Grund der Eignungskurve, 

5. Möglichkeit zur Heranziehung geeigneter junger Leute zum 
Eisenbahnbetriebsdienst durch Angabe der hierfür erforderlichen Eigen¬ 
schaften an die mit psychotechnischen Hilfsmitteln ausgerüsteten Berufs¬ 
beratungsstellen, 

6. Erhöhung der Betriebssicherheit und Verhütung frühzeitiger 
Pensionierung durch periodische Nachprüfung und rechtzeitigen Aus¬ 
tausch der auf schwierigen Posten tätigen Betriebsbeamten, 

7. Verhinderung des Abschiebens ungeeigneter Leute seitens der 
Dienststellen bei Anordnung von Personalabgaben (durch Vorschreiben 
von Mindestwerten für bestimmte Eigenschaften seitens der anordnenden 
Stelle), 

8. Herstellung des Vertrauens zwischen Dienststellenvorsteher und 
Untergebenen durch unparteiische Auswahl bei der Beförderung auf 
Grund der Eignungskurven, 

9. Verkürzung der Ausbildungszeit in vielen Fällen durch zweck¬ 
mäßige Auswahl der Auszubildenden. 

e) Einführung des neuen Verfahrens. 

Der Einführung des neuen Verfahrens werden sich zwar infolge der 
Ausdehnung des Eisenbahnnetzes Schwierigkeiten entgegenstellen. Die 
psychotechnischen Prüfstände wären daher zunächst in Verbindung mit 
Versuchslaboratorien bei einzelnen Direktionen mit wichtigen Verkehrs¬ 
gebieten einzurichten (anfangs vielleicht im Anschluß an die geplan¬ 
ten Prüfstände für die Lehrlinge des Werkstättenwesens). Bei ausge¬ 
dehnten Bezirken käme später die Zusammenfassung mehrerer Ämter zu 
einem Prüfbezirk mit gemeinsamem Prüfstand bei einem Amt in Frage. 
Zur Behebung der vorerwähnten Schwierigkeiten wird man ferner in Be¬ 
zirken mit geringerem Verkehr und dementsprechend kleineren Anforde¬ 
rungen für einzelne Gruppen Vereinfachungen und Erleichterungen ohne 
Bedenken zulassen, in vielen Fällen sogar gänzlich von der Anwendung 
des neuen Verfahrens absehen können. Dies wird umsomehr nötig sein. 
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als in rein ländlichen Bezirken ein zweckmäßiger Austausch des Perso¬ 
nals infolge der Bodenständigkeit schwieriger ist als in dichtbevölkerten, 
industriereichen Gegenden. In den wichtigen Bezirken aber müssen alle 
Neueinzustel lenden der Eignungsprüfung in vollem Umfang unterzogen 
werden, damit alle zu Besserem Brauchbaren ausgesucht und von vorn¬ 
herein an den richtigen Platz gestellt werden. Auf diese Weise wird er¬ 
reicht, daß an untergeordneten Posten auch wirklich nur Leute, die für 
schwierige Aufgaben nicht zu brauchen sind, sich befinden, und daß alle 
wichtigen Stellen mit durchaus geeignetem Personal besetzt werden. Die 
restlose Durchführung des neuen Verfahrens wird natürlich einige Jahre 
Zeit erfordern, und die Vorteile werden sich erst allmählich mit dem Auf¬ 
stieg der Geprüften geltend machen. Aber die späte Ernte der Mühen 
und Kosten darf kein Grund sein, jetzt vor Opfern zurückzuschrecken. 

IV. 

Ausbildung und Unterricht. 

Hand in Hand mit der Ausarbeitung neuer Wege für die Auslese 
des Personals hat die Verbesserung der Ausbildung und des Unterrichts 
zu gehen 1 ). Die bisherige Ausbildungsweise — vor allem im Weichen¬ 
stellerdienst — weist viele Mängel auf. Der Lernende ist allzusehr sich 
selbst und dem Entgegenkommen seiner bereits ausgebildeten Kollegen 
überlassen. Die Erfolge sind auch dementsprechend, wie Verfasser sich 
in der Praxis oft überzeugen konnte. Es fehlt den auszubildenden Leu¬ 
ten meist an der richtigen Anleitung zur Betrachtung der den Eisen¬ 
bahner täglich umgebenden Dinge. Nur so ist es zu erklären, daß viele 
Monate lang in der Rotte tätige Leute auf die einfachsten Fragen über 
Aussehen und Bedeutung der Signale oder über Oberbau die unglaub¬ 
lichsten Antworten gaben. Statt sachgemäßer Anleitung wird dem Neu¬ 
ling meist ein dicker Band mit Vorschriften in die Hand gedrückt, den 
er nun, sich selbst überlassen, ratlos durchblättert. Der bisher übliche 
einstündige Unterricht in Abständen von 14 Tagen reicht — soweit er 
nicht während der verkehrsreichen Zeiten überhaupt ausfällt — nicht 
einmal für die Besprechung der wichtigsten Fragen aus. So verliert 
der Auszubildende allmählich die Lust zu weiterem Lernen. Als letztes 
Hilfsmittel zur Vorbereitung auf die Prüfung — denn das ist für die 
meisten der Hauptzweck der Ausbildung — dient der Katechismus, der 
mit geringen Ausnahmen in der jetzigen Form viel zu umfangreich, 
teuer und mehr zur Dressur auf die Prüfung als zur Erlangung dauernder 
Kenntnisse geeignet ist. Nur wenige Begabte erreichen bei der jetzigen 

l ) Vergl. Aufsatz des Verfassers in Nr. 10 der Ztg. d. Vereins Deutscher 
Eisenbahnverwaltungen. 1920. 

Archiv für Eisenbahnwesen 1921. 
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Ausbildung wirklich das gewünschte Ziel. Die übrigen bestehen zwar 
meist die Prüfung einigermaßen, versinken dann aber in Gleichgültig¬ 
keit und vergessen das nur oberflächlich Gelernte in kurzer Zeit. 

Der Unterricht in der bisher geübten Weise wird nach Angabe zahl¬ 
reicher Dienststellenvorsteher von den Bediensteten nur lästig empfunden 
und unter allen möglichen Vorwänden gemieden. Das Unterrichtskon- 
trollbuch hat aifch nur recht problematischen Wert. Hier hilft lediglich 
die anregendere Ausgestaltung des Unterrichts durch Verwendung guten 
Anschauungsmaterials (bildliche Darstellungen auf Wandtafeln, Modelle 
des Oberbaus, der Signale, der Strecke mit umsteckbaren Deckungssigna¬ 
len, die in den Werkstätten angefertigt werden könnten, usw.). Als 
Lehrer sind — soweit irgend möglich — geeignete, erfahrene Beamte 
im Hauptamt anzustellen, wie es seit einiger Zeit mit Erfolg im Bezirk 
der Eisenbahndirektion Berlin geschieht. Für ausgedehntere Bezirke 
käme auch ein Wanderlehrer in Frage, der nach bestimmtem Plan eine 
Anzahl Dienststellen eines Bezirks zur Unterrichtserteilung bereist. 

Zur Anleitung für Lehrer und Lernende wären ferner im Verlag der 
Eisenbahnverwaltung besondere Leitfäden an Stelle der bereits als 
unzweckmäßig gekennzeichneten Katechismen herauszugeben. Diese 
sollen bei billigem Preis und gediegener Ausstattung für jeden einzelnen 
Dienstzweig getrennt erscheinen und alle notwendigen Vorschriften im 
Auszug sowie kurze Erläuterungen mit einfachen, klaren Abbildungen 
wichtiger Betriebseinrichtungen usw. enthalten. Die Auswahl des Stof¬ 
fes wäre Aufgabe besonders einzusetzender Ausschüsse unter Hinzu¬ 
ziehung erfahrener Vertreter der verschiedenen Dienste weige. Die 
jetzigen Leitfäden der Eisenbahnschule sind für den mittleren Beamten 
zwar sehr wertvoll, eignen sich aber wegen ihrer zu allgemein gehalte¬ 
nen Fassung nur wenig für die Ausbildung der Unterbcamteu. 

Von großem Einfluß auf den Erfolg des Unterrichts ist ferner die 
Herrichtung sauberer, möglichst ruhig gelegener Unterrichtsräume mit 
ausreichender Ausstattung an Bänken, Tischen, Tafeln. Auch Projek¬ 
tionsapparate und Kinematographen werden in vielen Fällen den An¬ 
schauungsunterricht wirksam unterstützen. Der Unterricht soll tunlichst 
vor Beginn des Dienstes, solange die Bediensteten frisch und aufnahme¬ 
fähig sind, erteilt werden und hat bei den für den Betriebsdienst geeig¬ 
neten Rottenarbeitern und Lehrlingen bereits vor Heranziehung zur 
eigentlichen Ausbildung ein- bis zweimal wöchentlich durch den Bahn¬ 
meister oder dessen Vertreter zu erfolgen. 

Ehe auf Einzelheiten der Ausbildung eingegangen werden kann, 
soll zunächst erst die Dauer der Ausbildung allgemein behandelt werden. 
Ohne Frage wird bei richtiger Auswahl der Auszubildenden und bei 
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zweckmäßigerer Gestaltung der Anleitung die Ausbildungsdauer in man¬ 
chen Fällen — besonders bei Weichenstellern und Unterassistenten — 
ohne Nachteil abgekürzt werden können. Hierüber wären im weiteren 
Verlauf der Umgestaltung der Ausbildung genaue Erhebungen auzu- 
stellen. Für gewisse Dienstverrichtungen, z. B. Telegraphieren, wäre 
ferner auf Grund zahlreicher, praktischer Versuche die Übungsfähigkeit 
zu untersuchen. Die Erfahrung lehrt, daß die Kurve des Übungsfort¬ 
schritts allgemein zunächst sehr steil verläuft, bis nach gewisser Zeit 
ein Beharrungszustand — horizontaler Verlauf der Kurve — eintritt. 
(Vergl. Schlesinger „Psychotechnik und Betriebswissenschaft“). Die 
Lehrzeit ist dann eigentlich beendet und weitere Ausbildung und 
Übung zwecklos. Durch Aufstellung zahlreicher Kurven von vielen Aus¬ 
zubildenden gleicher Vorbildung läßt sich eine Durchschnitts- und Grenz¬ 
zeit für die Erreichung des Beharrungszustands ermitteln. (Zahl der 
Fehler in einer bestimmten Wortzahl beim Telegraphieren.) Durch 
Vergleich des Fortschritts der Lernenden mit dieser Durchschnittszeit 
usw. läßt sich bald ein Bild über Erfolg oder Mißerfolg der Ausbildung 
gewinnen. In letzterem Fall kann rechtzeitig mit der Ausbildung ab¬ 
gebrochen werden, und die jetzt häufiger vorkommende Verlängerung der 
Ausbildung mit anschließender ein- bis zweimal erfolgloser oder mittel¬ 
mäßiger Prüfung fällt im Interesse der Verwaltung fort. Derartige täg¬ 
liche Kontrollen zur Überwachung des Lernfortschritts können ohne be¬ 
sondere Hilfsmittel von jedem Dienststellenvorsteher nach entsprechen¬ 
der Anleitung vorgenommen werden. 

Der zweckmäßige Aufbau der künftigen Ausbildung der unteren 
Betriebsbeamten wird sich grundsätzlich erst regeln lassen, sobald fest¬ 
steht, wie weit die Auslese der Anwärter praktisch durchgeführt wird. 
Es seien daher vorerst hier nur einige Richtlinien für die Umgestaltung 
skizziert. 

Die Ausbildung soll vor allem keine Abrichtung sein, d. h. der Aus¬ 
zubildende soll nicht sinnlos nachmachen, sondern von Anfang an den 
Zweck und die Handhabung der Betriebseinrichtungen usw. verstehen 
lernen, ohne natürlich auf technische Einzelheiten allzuweit einzugehen. 
Verstandenes lernt sich leichter und geht eher in Fleisch und Blut über. 
Ferner sollen die Auszubildenden nicht einzeln sich selbst überlassen 
bleiben, sondern wenigstens die erste Zeit möglichst zusammen durch 
geeignete Beamte angeleitet werden. Dies wird auf größeren Bahnhöfen 
mit zahlreichem Personal keine so großen Schwierigkeiten machen; bei 
mittleren und kleineren Bahnhöfen wird die Zusammenziehung der Aus¬ 
zubildenden allerdings einige Kommandogelder kosten. Aber die Aus¬ 
gaben werden sich durch die bessere Ausbildung bezahlt machen. Für 
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Weichensteller käme z. B. eine etwa 14tägige gemeinsame Ausbildung 
am Ort der Stellwerks-Bahnmeisterei oder des Betriebsamts in Frage. 
Derartige Ausbildungskurse sind in jedem Bezirk nach Bedarf in Ab¬ 
ständen von 1 bis 3 Monaten abzuhalten, wobei genügend Arbeiter von 
den Rotten abzukommandieren sind, damit außerterminliohe Ausbildungen 
nicht nötig werden. Nur bei kleineren Verhältnissen wird von dieser 
Au^bddningsart abgesehen werden können. Die Kurse sind durch Bahn¬ 
meister oder geeignete mittlere Beamte abzuhalten unter Vermeidung 
aller nicht mit dem Betrieb zusammenhängenden Fragen, die im ört¬ 
lichen Unterricht nach wie vor zu behandeln sind. Der Weichensteller¬ 
kursus würde sich in folgende etwa 2 bis 4 Tage dauernde Einzelkurse 
gliedern: 

1. Praktische Vorführung und Erläuterung von Stellwerksteilen 
— soweit deren Unterhaltung dem Weichensteller obliegt. Keine Ein- 
sichtindenBlockoderandereverschlosseneTeiledes 
Stellwerks — sowie des Fernsprechers und Fernschreibers nebst 
Übungen, in denen jeder Teilnehmer Fragen stellen kann. Ferner Be¬ 
lehrung über Unterhaltung derartiger Anlagen. 

2. Kurze Erläuterung der wichtigsten Betriebsvorschriften mit ein¬ 
fachen Beispielen möglichst an der Hand von Modellen und Schaubildern. 

3. Vorführung und Beschreibung der hauptsächlichsten Oberbau¬ 
arten und Weichen sowie Belehrung über vorläufige Beseitigung von 
Schäden und Unterhaltung des Oberbaus usw r . 

4. Unfallverhütung, erste Hilfe bei Unfällen (unter Mitwirkung des 
Bahnarztes). 

Duroh Einlegen von Pausen, Abwechseln zwischen Vortrag und 
Übungen ist der Unterricht anregend zu gestalten. Mehr als 6 Stunden 
täglich dürfen nicht angesetzt werden (ausschl. Pausen). Jedoch ist die 
volle achtstündige Schicht zu bezahlen, damit der Auszubildende keinen 
Nachteil erleidet und unlustig zum Lernen w'ird. Der Verwaltung ent¬ 
steht hierdurch keine finanzielle Mehrbelastung, da sie ja auch jetzt 
bei nur geringem Erfolg vollen Lohn zahlt, und künftig sogar die bis¬ 
herige dreimonatige Ausbildungszeit erheblich verkürzt werden kann. 
Die weitere Ausbildung erfolgt dann einzeln auf den Dienststellen, auf 
denen der Auszubildende später Dienst verrichten soll. 

Die bisherigen Prüfungen können mit weiterer Anpassung an die 
praktischen Anforderungen bestehen bleiben. Vielleicht wäre zu er- 
w'ägen, die formlose Prüfung bereits am Schluß des gemeinsamen Unter¬ 
richts einzuschalten, um ein Urteil über den voraussichtlichen Erfolg der 
Ausbildung zu erhalten, und nach beendigter Ausbildung eine örtliche 
Prüfung durch den Amtsvorstand vorzunehmen. Da letztere bisher fiir 
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die Zulassung zur Bedienung bestimmter Stellwerke nötig war, und die 
formlose Prüfung auf dem Amt fortfallen kann, so werden die Ämter 
durch eine derartige Neureglung nicht viel stärker belastet. Es ist ferner 
empfehlenswert, auch das bereits ausgebildete Personal allmählich grup¬ 
penweise zu solchen Wiederholungskursen abzuordnen. 

In ähnlicher Weise lassen sich die Ausbildungsgänge der übrigen 
Betriebspersonale ebenfalls erfolgreicher und zweckmäßiger gestalten. 

V. 

Reglung der Arbeitsbedingungen. 

Die zur Verbesserung der Auswahl, der Ausbildung und des Unter¬ 
richts dargelegten Maßnahmen werden jedoch erst voll zur Geltung kom¬ 
men, wenn auch die Arbeitsbedingungen einer gründlichen Untersuchung 
unterzogen und den tatsächlichen Leistungen und Verhältnissen ange¬ 
paßt sein werden. Wenn auch in gegenwärtiger Zeit manche der nach¬ 
stehend gegebenen Vorschläge noch dem Widerstand des Personals be¬ 
gegnen werden, so wird doch mit wachsender Erkenntnis unserer wirt¬ 
schaftlichen Lage ihre Durchführung leichter werden. 

Zu den Arbeitsbedingungen rechnen: 

Arbeitsdauer, 

Dauer der Pausen und ihre Verteilung innerhalb 
der Arbeitsschichten, 

Verteilung der Tag- und Nachtschichten in der 
Woche, 

Entlohnung nach der Leistung und der Schwierigkeit 
der Arbeit, 

Gesundheitliche Einrichtungen, 

Lage und Ausstattung der Arbeilsräumc, 

Hilfsmittel zur Erleichterung der Arbeit, 

Unfallschutz. 

Die Arbeitsdauer muß der wirklichen Leistung d. h. dem 
Kräfte verbrauch entsprechen. Es soll wahrlich nicht vergangenen Zei¬ 
ten mit 12, 14 und mehrstündigen Schichten das Wort geredet werden, 
aber die Gleichmacherei hinsichtlich der Arbeitsdauer in jetziger Zeit 
wird schließlich wirtschaftlich einfach unhaltbar werden. Es kann nicht 
angehen, daß ein Betriebsbeamter auf großen Bahnhöfen in schwierigem, 
gefährlichem Dienst 8 Stunden arbeitet — diese Arbeitsdauer war übri¬ 
gens schon im Frieden für derartige Posten vorgesehen —, während an 
manchen Strecken ein Schrankenwärter innerhalb 8 Stunden einige Male 
die Schranke bedient und vielleicht noch ein paar geringe Nebenarbeiten 
verrichtet. Solcher gegensätzlichen Beispiele lassen sich viele anführen. 
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Bei grundsätzlicher Festhaltung des Achtstundentages für alle anstren¬ 
genden Poeten werden an ininderschwierigen Stellen im Einvernehmen 
mit den Vertretungen der Bediensteten gewisse Zuschläge zur Arbeits¬ 
zeit oder Anrechnung von Betriebspausen in größerem Umfang nach 
Maßgabe der tatsächlichen Verhältnisse bis zu einem ohne Schaden zu 
tragenden Höchstmaß (vielleicht 10 Stunden) gefordert werden müssen. 
Andernfalls wird künftig der Anreiz zur Übernahme schwierigerer 
Posten überhaupt verloren gehen, da die meisten naturgemäß sich nach 
Stellen mit geringeren Anforderungen und weniger Verantwortung bei 
fast gleicher Bezahlung drängen werden. 

Durch allmähliche Sammlung von Erfahrungen, durch Messungen 
und Versuche wird auch die Bemessung der Höchstdauer einer Einzel¬ 
schicht, die Dauer und Verteilung der Pausen innerhalb und 
zwischen den einzelnen Schichten in einer für das Wohl des Personals 
und für das Interesse der Verwaltung förderlichen Weise geregelt wer¬ 
den können, wobei natürlich auch wieder den betrieblichen Verhältnisen 
mehr als zur Zeit Rechnung zu tragen wäre. Die Diensteinteilungen 
werden dann nicht nach schematischen Grundsätzen, sondern nach den 
tatsächlichen Erfordernissen aufgebaut werden. Gute Diensteinteilungen 
mit richtig verteilten Pausen werden dem Personal länger die Gesundheit 
und Arbeitskraft erhalten zum Wohl der Allgemeinheit. 

Bei der Verteilung der Tag- und Nachtschichten wird 
häufig allzusehr auf die Wünsche des Personals Rücksicht genommen, 
das sich gern den Nachtdienst auf 1 bis 2 Wochen im Monat zusammen¬ 
drängt und sich dadurch überanstrengt, nur um in den anderen Wochen 
vom Nachtdienst befreit zu sein. So begreiflich .solche Wünsche an sich 
sind, so werden doch künftig Ermüdungsmessungen nach ein oder mehre¬ 
ren Nachtschichten hintereinander dafür ausschlaggebend sein müssen, 
inwieweit im Interesse der Betriebssicherheit und der Gesundheit der Be¬ 
diensteten hier nachgegeben werden darf. Allgemeine Vorschriften werden 
hierbei nicht so tibenzeutgend wirken, wie der wissenschaftlich geführte Nach¬ 
weis der tatsächlichen Überanstrengung. 

Nach vorstehenden kurzen Ausführungen über die Bewertung der 
Leistung muß es eigentlich selbstverständlich erscheinen, daß auch die 
Entlohnung den gleichen Grundsätzen zu unterwerfen ist. Vorbil¬ 
dung und Leistung müssen der Maßstab für die Höhe des Lohns wieder 
werden, wenn nicht alles Streben nach Weiterbildung und Vervollkomm¬ 
nung aufhören soll. Schon regen sich überall in anerkennenswerter 
Weise die Bestrebungen nach Förderung des Einzelnen durch Darbietung 
von Fachschulkursen usw. Aber alle Anregungen werden bald im Sande 
verlaufen, wenn nicht weitergehende Unterschiede in der Entlohnung 
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nach der Leistung eingeführt werden. In der Industrie machen sich in 
letzter Zeit vereinzelt bereits hierfür Anzeichen bemerkbar. Der Arbei¬ 
ter im gefährlichen und schwierigen Rangierdienst mit Nachtarbeit darf 
nicht auf eine Stufe der Entlohnung mit anderen, die oft nur tagsüber bei 
leichter Arbeit in geschützten Räumen tätig sind, gestellt werden. Die 
Messung der Leistung und die hierauf gegründete Beurteilung der An¬ 
forderungen werden hier Wandel schaffen. 

Zur leichteren Überwindung der Anstrengungen gehören ent¬ 
sprechende gesundheitliche Einrichtungen, wie saubere und 
ruhige Aufenthaltsräume in der Nähe der Arbeitsstelle, damit sie auch 
in kürzeren Pausen benutzt werden können, ferner Übernachtungsräume, 
Gelegenheiten zur Einnahme guter, billiger Erfrischungen, Vorrichtun¬ 
gen zur Selbstbereitung warmer Speisen und Getränke, Vorhalten etwa 
notwendiger Arbeitskleidung usw. In dieser Hinsicht ist bereits sehr 
viel geschehen, so daß die Erwähnung dieses Abschnitts mehr der Voll¬ 
ständigkeit halber geschieht. Immerhin werden auch hier sich im Zu¬ 
sammenhang mit der Untersuchung der anderen Fragen manche Ver¬ 
besserungen und Neueinrichtungen schaffen lassen. 

Ebenso kann über die Lage und Ausstattung der Ar¬ 
beitsräume, von denen im Betriebsdienst — soweit er an dieser 
Stelle behandelt wird — in erster Linie die Stellwerke in Frage kommen, 
zur Vermeidung von Einzelheiten vorläufig kurz hinweggegangen wer¬ 
den. Heizung, Lüftung und Beleuchtung dieser Raume bedürfen im Ein¬ 
zelfall besonders sorgfältiger Bearbeitung, da Gesundheit und Arbeits¬ 
freudigkeit des Personals auch von der Lösung dieser Fragen abhängig 
sind. Das Studium der Einwirkung der verschiedenen Systeme von 
Heizung, Lüftung und Beleuchtung auf den Organismus bietet ein dank¬ 
bares Arbeitsfeld. 

Zur Erleichterung der Arbeit müsser ferner alle techni¬ 
schen Hilfsmittel in weitgehendem Maß angewendet werden. Erleichte¬ 
rung der Arbeit bedeutet Kräfteersparnis und verhindert frühzeitigen 
Verfall der Arbeitskraft. Auf diesem Gebiet seien nur einige wichtige 
Aufgalben angedeutet, bei denen auch die M'tarbeit des Psychologen er¬ 
forderlich ist: 

Formgebung, Anordnung und Verteilung der He¬ 
bel im Stellwerk usw. entsprechend' dem geringsten Kräfteverbrauch, 

Ausbildung der Signale auf psychologischer 
Grundlage (Versuche der säclis. Staatsbahnen), 

gesteigerte Verwendung telephonischer u nd son¬ 
stiger neuerer Verständigungsmittel, 
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zweckmäßige Einrichtungen zur Beschäftigung 
von Kriegs - und Unfallbeschädigten, usw. 

Zum Schluß kämen noch die gerade im Eisenbahndienst wichtigen 
Maßnahmen für den Unfallschutz in Betracht. Auch hier wird der 
Psychologe mitzusprechen haben. 


VI. 

Auswertung der Unfallstatistik. 

Für den Aufbau der Eignungsprüfung wird die Unfallstatistik der 
Eisenbahnverwaltung wertvolles Material liefern, soweit ein Verschul¬ 
den von Bediensteten in Frage kommt. Allerdings muß die Untersuchung 
der Unfälle und insbesondere der Schuldfrage künftig auf eine andere 
Grundlage gestellt werden. Die Klärung der Schuldfrage darf nicht nur 
danach erfolgen, ob und gegen welche Vorschriften Bedienstete gefehlt, 
sondern vor allem welche Sinnesorgane und Fähigkeiten der Schuldigen 
im Einzelfall versagt haben. Unsere bisherigen Unfallstatistiken be¬ 
leuchten wohl die Unfallursachen nur selten vom psychologischen Stand¬ 
punkt aus. Derartige Untersuchungen würden aber gerade ein wert¬ 
volles Mittel zur Erhöhung der Betriebssicherheit durch Verbesserung 
der Auswahl des Betriebspersonals bilden, da sich zeigen wird, auf 
welche Fähigkeiten usw. besonderer Wert zu legen ist. Eine weit zu¬ 
rückgreifende Auswertung aller größeren Unfälle durch Studium der 
Unfallakten und Zusammenstellung nach bestimmten Grundsätzen muß 
durchgeführt und für künftige Fälle fortgesetzt werden. Nach der Häu¬ 
figkeit des Versagens gewisser Eigenschaften können dann die Anwei¬ 
sungen für die Vornahme der Eignungsprüfung in den verschiedenen 
Dienstzweigen ausgearbeitet werden, damit Leute mit derartigen Mängeln 
von vornherein ausgeschaltet werden. 

VII. 

Durchführung des Programms'). 

Die Durchführung des vorstehend entwickelten Programms ist etwa, 
wie folgt, gedacht: 

Nachdem in der neu errichteten Versuchsstelle die Vorarbeiten lür 
die Einführung der Eignungsprüfung in den Betriebsdienst zu einem ge¬ 
wissen Abschluß gebracht sind, ist im Ministerium oder Zentralamt unter 
Leitung eines erfahrenen, höheren Betriebsbeamten eine Hauptstelle zu 
errichten, der insbesondere nachstehende Aufgaben zufallen: 

') Vgl. Aufsatz des Verfassers in Nr. 41 der Ztg. d. Vereins Deutscher 
Eisenbahnverwaltungen. 1920. 
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Organisation des psychotechnischen Dienstes 
für den Betrieb, 

Einrichtung von Versuchs- und Prüfständen, 
Ausbildung psychotechnischer Prüfungsleiter, 
Aufstellung allgemeiner Richtlinien für Annah¬ 
me, Prüfung und Ausbildung von Betriebsbeamten, 

Umgestaltung und Überwachung des Unterrichts, 
Reglung und Weiterentwicklung der in Ab¬ 
schnitt 5 genannten Arbeitsbedingungen, 

weiterer Ausbau der Prüfungsmethoden, Bau von 
Apparaten, Sammlung und Bearbeitung von statisti¬ 
schem Material (Fragebogen, Bibliothek, Kartothek, Unfallstatistik, 
Arbeitsausschüsse usw.) 

Je nach Fortschritt der Arbeiten werden bei den Direktionen mit 
größerem Betrieb Prüfstände mit der erforderlichen Ausrüstung an Hilfs¬ 
mitteln, Apparaten usw. errichtet — gegebenenfalls zusammen für den 
Betriebsdienst und das Lehrlingswesen der Werkstätten — und so all¬ 
mählich die Eignungsprüfungen allgemein eingeführt. 

Die Prüfstände der Direktionen und der hierzu besonders bestimm¬ 
ten Ämter unterstehen einem Dezernat, das im übrigen für den Bezirk 
ähnliche Aufgaben erhält wie die Hauptstelle, von der die Dezernate 
ihre Richtlinien erhalten. 

Die Gliederung ist also folgende: 

Hauptstelle (Ministerium oder Zentralamt), 

Dezernate (Direktion), 

Prüfstände (Direktion und einzelne Ämter), 

Dienststellen. 

Die Referenten, Dezernenten und Hilfsarbeiter sind zur Erlangung 
einer gründlichen Vorbildung auf den Gebieten der Psychologie und be¬ 
sonders der Psychotechnik zu einem Kursus, dessen Abhaltung und Ein¬ 
zelheiten mit einem der hier ansässigen Dozenten zu vereinbaren wäre, 
abzuordnen. Hand in Hand mit diesen Maßnahmen für die Einführung 
der Eignungsprüfung müßte dann auch die Reform der Ausbildung und 
des Unterrichts in Angriff genommen werden. 

Die Kosten für die Einrichtung der Prüfstände bei den Direktionen 
sowie die laufenden Ausgaben für das Personal und die Unterhaltung der 
Prüfstände usw. werden sich durch die Hebung der Güte des Personals, 
durch Erhöhung der Betriebssicherheit und der Betriebsleistungen und 
andere bereits vorn genannte Vorteile wieder einbringen, und darüber 
hinaus werden sich allmählich noch wesentliche Ersparnisse erzielen 
lassen. 
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Geschichte der elektrischen Zugförderung auf den ehemaligen 
preußisch-hessischen Staatseisenbahnen 

Von 

Karl Trautvetter 


I. 

Vor versuche. 

Nach der Vorführung der ersten brauchbaren elektrischen Loko¬ 
motive auf der Berliner Gewerbeausstellung im Jahr 1879 durch Werner 
v. Siemens beschränkte sich die Anwendung des elektrischen Bahn¬ 
betriebs zunächst auf die städtischen Straßenbahnen und die Beförderung 
einzelner Triebwagen allenfalls mit 1 oder 2 Anhängern. In Amerika 
ging man bald zu dem Ausbau elektrischer Überlandbahnen*) über, ver¬ 
anlaßt durch die schnelle Entwicklung des Landes, die große Entfernung 
der Orte voneinander, den Mangel an Fahrstraßen und den scharfen Wett¬ 
bewerb, den die elektrischen Straßenbahnen den Dampfbahnen machten. 
Die großen elektrischen Überlandbahnen in Amerika näherten sich schon 
der Bedeutung von Vollbahnen, wenn sie auch noch lange Zeit mit 
niedrig gespanntem Gleichstrom arbeiteten. Das amerikanische Vorbild 
regte auch deutsche Firmen und Behörden an, sich mit der Frage der 
Einführung elektrischer Zugförderung auf Bahnen, die über die Stadt¬ 
grenze hinausgehen, zu beschäftigen. 

Das preußische Ministerium der öffentlichen Arbeiten ließ sich 
durch seine bei der Deutschen Botschaft in New York attachierten tech¬ 
nischen Beamten wiederholt Bericht über diese Angelegenheit erstatten. 
Die Union-Elektrizitäts-Gesellschaft-Berlin sandte im Jahre 1895 Inge¬ 
nieure zum Studium des elektrischen Bahnbetriebs nach Amerika. Unter 

l ) Vergl. Sonderabdruck der Elektrotechnischen Zeitschrift Jahrg. 1899, 
lieft 46, „Projekt der Union Elektrizitäts-Gesellschaft über die Einführung des 
elektrischen Betriebes auf der Berliner Stadt- und Ringbahn.“ 

*) Diese Bahnen (overland, auch iuterurban Railways) entsprechen unseren 
Nebenbahnen oder nebenbahnähnlichen Kleinbahnen. 


Digitizeit by 


Gck igle 


Original from 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Geschichte der elektrischen Zugförderung usw. 


583 


dem 16. Januar 1896 reichte sie bei dem preußischen Minister der öffent¬ 
lichen Arbeiten ein Gesuch ein um Genehmigung von Versuchen mit 
elektrischem Betrieb auf Vollbahnen, nachdem schon im Jahr 1895 die 
Firma Siemens & Halske-Berlin der Eifeenbahndirektion Berlin Vorschläge 
zur versuchsweisen Einführung elektrischer Zugförderung auf der 
Wannseebahn (von Berlin nach Zehlendorf) gemacht hatte. Zugleich 
teilte die Union mit, daß sie Projekte für die Elektrisierung der Wannsee¬ 
bahn und der Berliner Stadt- und Ringbahn ausgearbeitet habe. Der Be¬ 
ginn der Vorarbeiten ist in dem Erlaß des preußischen Ministers der 
öffentlichen Arbeiten, Thielen, vom 30. März 1896 an die Eisenbahn¬ 
direktion Berlin zu erblicken, der lautet: 

„Auf Grund der Ausführungen des Berichts vom 29. Februar d. Js. will ich 
mich damit einverstanden erklären, daß zur Ermöglichung eines Urteils Uber die 
etwaige Zweckmäßigkeit des elektrischen Betriebs bei elektrischen Hauptbahnen 
versuchsweise für einen zwischen den Stationen Berlin-Wannseebahnhof und 
Zehlendorf im regelmäßigen Fahrplan verkehrenden Zug elektrische Beförderung 
in Aussicht genommen wird.“ 

Die Verhandlungen führten zur Ausarbeitung eines Entwurfs durch 
die Firma Siemens und Halske und zum Vertragsabschluß mit dieser im 
Dezember 1898. Die Folge war, daß eine ganze Anzahl größerer und 
kleinerer Unternehmungen an das Ministerium mit Angeboten auf Ein¬ 
führung elektrischer "Zugförderunng auf derselben Strecke oder anderen 
Staatsbahnen, Vorortstrecken, herantrat. Während mehrere der eingereich¬ 
ten Entwürfe noch ganz in den für Straßenbahnen üblichen Anschauungen 
steckten, andere ganz unausführbare Vorschläge brachten, ging schon im 
Jahr 1899 eine Vereinigung von Großfirmen und Banken an die Bildung 
einer deutschen Studiengesellschaft für elektrische Schnellbahnen. Die 
Frage der Einführung elektrischer Zugförderung auf Vollbahnen, insbe¬ 
sondere auf der Berliner Stadt- und Ringbahn, wurde in den Versamm¬ 
lungen des Vereins deutscher Maschineningenieure vom 23. Januar und 
27. Februar 1900 ausführlich behandelt durch Vertreter der Union-Elek¬ 
trizitätsgesellschaft, die den ersten Entwurf aufgestellt hatte, und durch 
andere Fachleute der Privatunternehmungen und der preußischen Eisen¬ 
bahnverwaltung (Koß, Pforr, Wittfeld u. a.). Die Verhandlungen waren 
von besonderer Wichtigkeit für die Klärung zahlreicher betriebstech¬ 
nischer Fragen, besonders der Beschleunigung der Zugfolge bei Stadt¬ 
schnellbahnen. Sie konnten aber für die Behörde noch keine genügende 
Unterlage für die sofortige allgemeine Einführung der elektrischen Be¬ 
triebsweise bilden. Am 13. Juli 1900 fand die erste Versuchsfahrt mit 
elektrischem Betrieb auf der Wannseebahn statt. Der Zug bestand aus 
2 Triebwagen, 8 weiteren Personenwagen mit zusammen 30 Achsen oder 
etw r a 200 t Zuglast. Vom 1. August 1900 ab wurde der Versuchsbetrieb 
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auf der Wannseebahn dem öffentlichen Verkehr übergeben und mit täglich 
in jeder Richtung 3, später 15 Zügen durchgeführt. Die zum Betrieb 
erforderliche elektrische Arbeit würde von dem der Firma Siemens und 
Halske gehörigen Straßenbahnkraftwerk in Groß Lichterfelde in Form 
von Gleichstrom mit 750 V Leerlaufspannung im Werk mit oberirdischer 
Leitung einer längs der Strecke verlegten eisernen Stromschiene zuge¬ 
führt. Am 1. Juli 1902 wurde der Versuchsbetrieb auf der Wannseebahn 
wieder eingestellt, nachdem wertvolle Erfahrungen gesammelt waren, 
besonders an der Stromleitung und Stromverteilung und der elektrischen 
Einrichtung der Triebwagen. Ein für Fernbahnen maßgebendes Urteil 
konnten die Versuche nicht bringen, da die Beförderung einzelner elek¬ 
trischer Züge zwischen Dampfzügen und die unzulängliche Stromliefe¬ 
rung kein vollständiges Bild ergaben. 

Als im Jahr 1901 die Allgemeine Elektrizitäts-Gesellschaft in Berlin 
mit einem Gesuch um Zulassung elektrischer Versuchsfahrten auf einer 
anderen Vorortstrecke bei Berlin an das Ministerium herantrat, wurde 
dies gern bewilligt und die 4 km lange Nebenbahnstrecke Niederschöne- 
weide-Johannnsthal—Spindlersfeld hierfür bestimmt Ebenso (genehmigte 
der Minister unter dem 22. Juli 1901 den Antrag der Eisenbahndirektion 
Altona vom 30. April 1901 zur Anfertigung von Vorarbeiten zur Ein¬ 
führung elektrischen Betriebs auf der Hamburger Vorortbahnstrecke 
Blankenese—Altona—Hamburg—Ohlsdorf. 

Vom 1. Juli 1901 bis 1. November 1901 und in den beiden folgenden 
Jahren fanden auf der Militäreisenbahn Marienfelde — Zossen bei 
Berlin unter Beteiligung des Ministeriums der öffentlichen Arbeiten die 
Schnellfahrversuche der deutschen Studiengesellschaft mit Drehstrom von 
10 000 V Fahrdrahtspannung bei 15 Doppelspulen, statt Sie erregten 
großes Aufsehen in der gesamten Fachwelt des In- und Auslandes, be¬ 
sonders weil eine Geschwindigkeit bis zu 210 km in der Stunde erreicht 
wurde. Das praktische Ergebnis bestand hauptsächlich in der Klärung 
der Frage des Verhaltens des Oberbaues, der Stromabnahme bei solch 
hohen Geschwindigkeiten und der Luftdruckverhältnisse. 

Die Tageszeitungen, Fachblätter und Sitzungsberichte von Fachver¬ 
einen sind im Jahr 1902 angefüllt mit Besprechungen und Vorschlägen 
zur Einführung elektrischer Zugförderung auf Vollbahnen 1 ), auch das 

*) Vergleiche Schriften: „Gutachten über die Lftngenschc einschienige 
■Schwebebahn Bannen—Elberfeld—Vohwinkel der Continentalen Gesellschaft für 
elektrische Unternehmungen Nürnberg, aufgestellt im Mai 1902 von Dr.-Ing. 
Köpke, Geheimrat Professor Goering. Regierungs- und Baurat. v. Borries“. „Der 
Schnellverkehr und die Schwebebahnen“ von Dolezalek, Kreidels Verlag, Wies¬ 
baden 1901. „Über die Grenzen, welche der Fahrgeschwindigkeit auf Eisen- 
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Abgeordnetenhaus beschäftigte sich in seiner 54. Sitzung am 9. April 
1902 mit dieser Frage, das Ministerium wurde mit Entwürfen, Vor¬ 
schlägen und Erfindungen überschüttet. 

Ernsthaft in Betracht kamen für die Prüfungsbehörden nur die 
Entwürfe für elektrische Privateisenbahnen von der Firma Allgemeine 
Elektrizitäts-Gesellschaft und Siemens-Halske, Aktien-Gesellschaft, zu 
Berlin. 

Es wurden in den Jahren 1899—1909 vorgeschlagen die Strecken: 
Berlin—Hamburg, 

Köln—Düsseldorf, 

Frankfurt (Main)—Wiesbaden, 

Bremen—Bremerhafen, 

Berlin: Untergrundbahnverbindung Wannseebahnhof—Stettiner 
Bahnhof (Gesundbrunnen), 

Freiburg (Schlesien)—Ruhbank, 

Köln—Cassel. 

Die Ausführung dieser Bahnen als selbständige Schnellbahnen mit 
Geschwindigkeit von mehr als 150 kmh unterblieb, da der Nachweis der 
Wirtschaftlichkeit nicht geführt werden konnte, einzelne Teilstrecken 
wurden als elektrische Bahnen mit straßenbahnähnlichem Charakter und 
mit Geschwindigkeiten von nicht über 50 kmh ausgeführt. 

Besonders für das jahrelang bearbeitete Projekt Berlin—Hamburg, 
für das die Studiengesellschaft für elektrische Schnellbahnen Verkehr mit 
einzelnen Wagen statt geschlossener Züge bei etwa 200-kmh-Geschwindig- 
keit vorgesehen hatte, ließ sich der Rentabilitätsnachweis nicht erbringen, 
wie dies auch Wittfeld in seinem Vortrag vom 14. Januar 1902 im Verein 
für Eisenbahnkunde nachgewiesen hat. Der Vortragende sprach sich 
damals noch gegen die Einführung der elektrischen Zugförderung auf 
Fernbahnen aus, er wurde erst zu einem Verfechter dieser Betriebs¬ 
weise nach der auf seine Anregung erfolgten Erfindung des Einphasen- 
Wechselstrommotors der Allgemeinen Elektrizitäts-Gesellschaft. 

Auch auf das Ausland' übten die Ergebnisse der Schnellfahrversuche 
Marienfelde—Zossen ihre Wirkung aus. Vorträge über dieses Thema 
fanden in allen größeren Fachverbänden statt, Studienkommissionen be- 

bahnen durch die Fliehkraft in den Bahnkrümmungen gesetzt werden“ von 
Petersen, Kreidels Verlag, Wiesbaden 1900. „Elektrische Schnellbahnen zur 
Verbindung großer Städte“ von A. Philippi und C. Griebel, Verlag Bernstein. 
Berlin 1898. „Denkschrift über eine elektrische Schnellbahn Berlin—Hamburg“, 
gemeinschaftlich verfaßt von der Allgemeinen Elektrizitäts-Gesellschaft und 
Siemens-Halske Aktien-Gesellschaft 1905. „Gutachten betreffend eine elektrische 
Schnellbahn zwischen Berlin und Hamburg“, erstattet von Regierungsrat Kem- 
mann und Ingenieur C. O. Gleim, Berlin. Dezember 1905. 
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suchten Deutschland, und Pläne für Schnellbahnverbindungen, z. B. 
Wien—Budapest, Brüssel—Antwerpen, Rom—Neapel und in England und 
Nordamerika wurden veröffentlicht. Unterstützt wurde die Bewegung 
in Deutschland durch die im Jahr 1901 erfolgte Betriebseröffnung der 
elektrischen Schwebebahn Vohwinkel—Elberfeld—Barmen. 

In Italien war bereits im Mai 1899 auf einer Vollbahn, und zwar von 
Monza nach Mailand, elektrischer Betrieb eingeführt worden, jedoch mit 
Speichertriebwagen, der sich nicht bewährte, ebenso auf den Strecken 
Bologna—Modena und Bologna—San Felice im November 1900. 

Am 1. Juli 1901 wurde auf der Vollbahn Mailand—Varese—Porto— 
Ceresio elektrische Zugförderung eingeführt. Der Betriebstrom, Gleich¬ 
strom von 600 V Spannung, wurde aus einer Drehstromanlage mit 
12000 V Spannung unter Benutzung von Transformatoren und Umformern 
bezogen. 

Im Herbst des Jahres 1902 wurde auf der zu klassischer Berühmtheit 
gelangten Valtellina-Bahn die Strecke Lecco—Colico—Sondrio—Chiavenna 
mit Drehstrom von 3000 V Spannung bei 15 Doppelpulsen dem Betrieb 
übengeben. 

Durch Erlaß des Ministers Budde vom 18. November 1902 wurde 
Wittfeld beauftragt, die Einrichtungen zur elektrischen Zugförderung 
auf den Eisenbahnen Lecco—Colico—Sondrio und Mailand—Gallarate— 
Varese zu besichtigen. 

Nach Wittfelds Bericht, der für Deutschland den Gleichstrom- wie 
den Drehstrombetrieb für Vollbahnen ablehnte, haben sich einzelne 
elektrotechnische Firmen, in Deutschland namentlich die Union-Elektri- 
zitäts-Gesellschaft, bemüht, ein neues Stromverteilungssystem zu ent¬ 
wickeln. Die nächste Folge des Hervortretens der Union Elektrizitäts- 
Gesellschaft mit dem Einphasen-Wechselstromsystem war, daß die bereits 
erwähnte Genehmigung des Ministeriums vom Jahr 1901 zur Vornahme 
von Versuchen mit Drehstromzugförderung auf der Strecke Nieder- 
schönewedde-Johannisthal—Spindlersfeld mit Erlaß vom 15. April 1903 
dahin abgeändert wurde, daß das neue Stromsystem auf dieser Strecke 
zur Anwendung kommen sollte. Bereits am 17. August wurde mit Ver¬ 
suchsfahrten begonnen, und vom 1. August 1904 bis Mitte Februar 1906 
planmäßiger Betrieb durchgeführt. Der einfache Wechselstrom von 
6000 V Fahrdrahtspannung bei 25 Doppelpulsen in der Sekunde wurde 
vom Elektrizitätswerk Oberspree mit oberirdischer Arbeitsleitung den 
Motorwagen zugeführt und die Schienen zur Rückleitung benutzt. Die 
Erwartungen, die man in das neue Stromsystem gesetzt hatte, wurden 
erfüllt. Bei den Gleichstromvollbahnen (Wannseebahn, Berlin, Potsdamer 
Bahnhof—Lichterfelde Ost) hatte matn zur Strorozuführung eine dritte 
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eiserne Schiene verwandt, die in geringer Entfernung von den Fahr¬ 
schienen und den Wagenrädern angebracht war, so daß nur ein kleiner 
Spielraum für den Einbau von Sicherheitsschaltern an den Betriebs¬ 
mitteln verblieb. Das neue Wechselstromsystem arbeitet dagegen mit 
einer Oberleitung, die ungefähr 5 m von den Schienen entfernt ist. Die 
Sicherheitsausschalter können bequem auf den Wagendächern unter¬ 
gebracht werden und reichliche Abmessungen erhalten. Die Gefahr einer 
Berührung der Leitung durch Fahrgäste ist ausgeschlossen. Sodann 
fallen die Vorschaltwiderstände in den Triebwagen fort, wodurch bedeu¬ 
tend weniger Kabel erforderlich werden; infolgedessen ist es leichter, 
die einzelnen Kabel betriebs- und feuersicher zu verlegen. Schließlich 
wird auch noch die im Anfang der elektrischen Zugförderung sehr ge¬ 
fürchtete Feuersgefahr dadurch verringert, daß wegen der hohen Span¬ 
nung nur geringe Stromstärken aufgewandt zu werden brauchen. Die 
Stärke der zur Entzündung aufgewendeten Energie nimmt aber mit dem 
Quadrat der Stromstärken ab. 

Auch in Amerika hatte man fast zur selben Zeit, sogar etwas früher, 
Versuche mit einfachem Wechselstrom zur Zugförderung gemacht. Die 
ersten Bahnen und Motoren brachen aber kläglich zusammen. Die preu¬ 
ßische Staatsbah netrecke Niederschöneweide-Johannisthal—Spindlersfeld 
ist deshalb als die erste bewährte Wechselstrombahn der Welt anzusehen. 

Die ersten Erfahrungen mit dem einfachen Wechselstrom wurden 
sodann in Preußen bei den Versuchsfahrten auf der Oranienburger 
Rundbahn zur Erprobung von Oberbaustoffen und der Wechselstromtrieb¬ 
wagen angewandt und erweitert. 

Die Fahrten fanden vom 17. Januar 1907 bis 30. September 1913 
statt. Die Fahrdrahtspannung des Wechselstroms betrug wieder 6000 V 
bei 25 Doppelpulsen. Es wurden Züge bis 250 t Last mit Geschwindig¬ 
keiten brs 50 kmh in einem Dauerbetrieb voh 20 Minuten, befördert. 

Nachdem anfangs Triebwagen der Strecke Niederschönewedde- 
Johannisthal—Spindlersfeld benutzt worden waren, wurde am 25. Mai 
1908 eine Wechselstromlokomotive von 1050 PS der Allgemeinen Elektri¬ 
zitätsgesellschaft eingestellt. 

Infolge der durchaus günstigen Ergebnisse aller bisherigen Ver¬ 
suche wurden zunächst die staatliche Vorortbahn Blankenese—Ohlsdorf 
(Betriebseröffnung 1. Oktober 1907) und später die staatlichen Fernbahn¬ 
strecken Dessau—Bitterfeld und Lauban—Königszelt für einfachen 
Wechselstrom eingerichtet. 

Unterdessen wurden von dem preußischen Ministerium der öffent¬ 
lichen Arbeiten auch die Arbeiten des Auslands aufmerksam verfolgt. 
Bereits im Jahr 1903 wurde Wittfeld auf eine neue Studienreise ausge- 
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sandt, und zwar galt sie diesmal der Besichtigung; von elektrischen Bahn¬ 
betrieben, elektrischer Zugbeleuchtung und sonstigen Einrichtungen wie 
Ladevorrichtungen, Werkstätten usw. in Paris, Nordamerika und London. 
Es wurden besichtigt: die Stadtbahn in Paris, die Metropolitan Street 
Railway und die Third Avenue Railway, sowie Be- und Entladeanlagen 
in New York, die Alexandria- und Mt. Vernon-Bahn bei Washington, die 
Baltimore- und Ohio-Bahn, die New Haven- und Hartford-Bahn, die elek¬ 
trischen Hoch- und Untergrundbahnen in Boston, die elektrischen Bahnen 
in der Niagaragegend, die elektrischen Hochbahnen und die elektrischen 
Hauptbahnen von Chicago, Werkstätten und Fabriken und sonstige An¬ 
lagen und die elektrischen Stadtbahnen in London. 

Die Jahre 1904 bis 1907 waren ausgefüllt mit Versuchen an der 
Gleichstrombahn Berlin—Lichterfelde, der Wechselstrombahn Nieder¬ 
schöneweide—Spindlersfeld und den Vorarbeiten zur Einführung elek¬ 
trischer Zugförderung auf den obengenannten Strecken sowie auf der 
Berliner Stadt-, Ring- und Vorortbahn. Im Jahr 1907 (vom 3. August 
bis. 5. November) unternahm Wittfeld in Begleitung mehrerer Direktoren 
der Elektrizitätsgroßfirmen u. a. seine zweite Studienreise nach Amerika. 

Mit Rücksicht auf die neueste Entwicklung des elektrischen Bahn¬ 
betriebs und der Übertragung elektrischer Arbeit wurden hauptsächlich 
Bahnen mit einfachem Wechselstrom und Kraftübertragung für sehr 
hohe Spannung und großen Versorgungsbereich als Studiengegenstand ins 
Auge gefaßt. Gleichstrombahnen usw. sollten nur dann besichtigt werden, 
wenn es ohne wesentlichen Zeitverlust möglich war. Auf der Ausreise 
wurden die mit Drehstrom betriebenen Strecken der Jura-Simplonbahn 
am Simplontunnel und die Valtellinabahn Lecco—Chiavenna besichtigt. 
Die hier gewonnene Erkenntnis befestigte die Überzeugung, daß der 
Drehstrombetrieb — abgesehen von den Schwierigkeiten, die besonders 
auf größeren Bahnhöfen eine Folge der doppelten Fahrleitung sind — 
wegen der Eigenart der Treibmasohinen nur für Bahnen mit gleichförmigem 
Längenprofil und großen Abständen der Haltepunkte erörterbar ist. 

II. 

Die Vorortbahn Berlin, Potsdamer Bahnhof—Groß Lichterfelde Ost. 

Die außerordentliche Entwicklung der Großstädte der Welt ver¬ 
schaffte der lange Zeit nur auf Straßenbahnen benutzten elektrischen Be¬ 
triebsweise auf Stadt- und Vorortbahnen Eingang. Besonders in Chicago. 
New York und London fand die elektrische Zugförderung vom Jahr 1891 
ab ausgedehnte Anwendung. 

Angeregt durch diese Vorbilder richtete die Union Elektrizitäts- 
Gesellschaft in Berlin am 16. Januar 1896 an das preußische Ministerium 
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der öffentlichen Arbeiten ein Gesuch um Genehmigung von Versuchen 
mit elektrischem Betrieb auf Vollbahnen, und zwar auf der Berliner Ring¬ 
bahnstrecke Beusselstraße—Jungfernheide, das vom Minister bewilligt 
wurde. Zur Ausführung dieser Versuchsfahrten zwischen fahrplan¬ 
mäßigen Dampfzügen und auf dieser beschränkten Gleisanlage kam es 
jedoch nicht, es wurde vielmehr wesentlich später die Einrichtung der 
Strecke Berlin, Potsdamer Bahnhof--Groß Lichterfelde Ost für elektri¬ 
schen Betrieb beschlossen. 

Zunächst beschäftigte sich die Union?. Elektrizitäts-Gesellschaft ein¬ 
gehend mit der Frage der Elektrisierung der gesamten Berliner Stadt- 
und Ringbahn (71, 2 r> km Streckenlänge); im Jahr 1899 überreichte sie 
dem Ministerium ein ausgearbeitetes Projekt (veröffentlicht in der Elek¬ 
trotechnischen Zeitschrift? 1899 Heft 46 und als Sonderabdruck). Dieses 
lehnte sich an die seit 1898 in Chicago in Betrieb befindlichen Aus¬ 
führungen an. Als Betriebskraft wurde Gleichstrom vorgesehen, der in 
zwei Kraftwerken, je einem im Osten und Westen Berlins (Stralau-Rum¬ 
melsburg und Charlottenburg), erzeugt und unmittelbar der Arbeitslei¬ 
tung zugeführt werden sollte.‘Die Stromzufuhr war nach dem Arbeits¬ 
system geplant mit zweimal 600 V. Die Aüßenleiter sollten durch Strom¬ 
schienen (Kontaktschienen, dritte und vierte Schiene) und die Mittel¬ 
leiter durch die Bahnschienen gebildet werden. Die Mehrzahl der Per¬ 
sonenwagen sollte zur Erreichung eines hohen Reibungsgewichts und 
großer Anfahrtbeschleunigung als Triebwagen mit zwei Treibern von 
zusammen 350 PS-Leistung eingerichtet werden. Jeder Triebwagen sollte 
2 Stromabnehmer und 1 Fahrschalter erhalten, alle Fahrschalter sollten 
unter sich durch Kabel verbunden und vom Führerstand aus durch einen 
besonderen Hilfsmotor gleichzeitig bedient werden (System der Vielfach¬ 
steuerung, Sprague-System. The Multiple Unit-Svstem). In einer ver¬ 
gleichenden Betriebskostenberechnung wurde die wirtschaftliche Über¬ 
legenheit des elektrischen Betriebs über den Dampfbetrieb nachgewiesen, 
im übrigen angegeben, daß die Frage der Anlagekosten für die elek¬ 
trische Einrichtung hinter den Verkehrsforderungen, die schon nicht mehr 
vom Dampfbetrieb befriedigt werden könnten, zurücktreten müßte. Nach 
den Berechnungen Wittfelds und den damit im wesentlichen überein¬ 
stimmenden Ausführungen der Vertreter der Union im Verein deutscher 
Maschineningenieure Januar/Februar 1900 wäre unter Annahme der 
Grundlagen des Projektes eine Steigerung der Höchstleistung der Stadt¬ 
bahn bei elektrischem Betrieb um etwa 12 v. H. gegenüber Dampfbetrieb 
mit Lokomotiven zu erreichen gewesen. Ende 1900 schlug dann die 
Union dem Ministerium einen Versuchsbetrieb auf der Strecke Berlin— 
Lichterfelde Ost. vor. der gelegentlich des Gleispmbaus an der Anhalter 

Archiv für Eisenbahnwesen 1021. 
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Bahnnetze geeignet sei, man wählte vielmehr schon bei der Einrichtung 
der Vorortbahn Blankenese—Ohlsdorf das einfache Wechselstromsystem 
hoher Spannung und sah es auch in den Projekten für die gesamten Ber¬ 
liner Stadt-, Ring- und Vorortbahnen vor. 

UI. 

Die Vorortbahn Blankenese—Ohlsdorf. 

Als im Jahr 1901 die Eisenbahndirektion Altona Entwürfe für die 
Umgestaltung der Bahnanlagen in und um Hamburg und Altona auf¬ 
stellte, wurde die Frage der weiteren Einführung elektrischer Zugförde¬ 
rung auf preußischen Staatseisenbahnen geprüft. Die Eisenbahndirektion 
Altona berichtete darüber unter dem 30. April 1901: 

„Mit Rücksicht auf die innerhalb des Stadtgebiets nach Blankenese und 
Ohlsdorf bereits bestehenden teilweise mit dichter Zugfolge und teilweise mit 
außerordentlich geringen Fahrpreisen betriebenen elektrischen Straßenbahnen 
und den dadurch veranlaßten erheblichen Rückgang der Einnahmen auf der staat¬ 
lichen Verbindungsbahn Hamburg—Altona und der Strecke Altona—Blankenese 
wird der Wettbewerb nach Einführung des erweiterten Stadt- und Vorort¬ 
betriebs für die Staatsbahn sehr schwierig werden und kann nur dann einen 
günstigen Erfolg versprechen, wenn, wie beim elektrischen Betrieb möglich, die 
Fahrzeiten auf das äußerste verringert und eine dichte Folge kleiner Züge ein¬ 
geführt wird. 44 

Es wurde sodann mit Ministerialerlaß vom 22. Juli 1901 die Vor¬ 
nahme von Vorarbeiten gestattet und sofort in Verhandlungen mit drei 
deutschen Elektrizitäts-Großfirmen eingetreten. Diese reichten bald aus¬ 
führliche Entwürfe ein, und es wäre möglich gewesen, mit den Aus¬ 
führungsarbeiten schon Ende 1902 zu beginnen. Da trat (Dezember 1902) 
die Union Elektrizitäts-Gesellschaft mit ihrem neuen Einphasen-Wechsel- 
stomsystem auf, und auch andere Neuerungen auf dem Gebiet der Kraft¬ 
erzeugung kündigten sich an. Die Folge war ein vorläufiger Aufschub 
der Arbeiten. In einem Erlaß vom 13. April 1903 bemerkt der Minister, 
folgendes: 

„Die in den Entwürfen für die Einrichtung elektrischer Zugförderung auf 
den Hamburger Stadt- und Vorortlinien angenommene Übertragung der elek¬ 
trischen Arbeit erfordert wegen der niedrigen Spannung in den Arbeitsleitungen 
verhältnismäßig bedeutende Anlagekosten. Auch müssen beim Abfahren Vor- 
schaltwidcrstände benutzt werden, was unwirtschaftlich ist. Neuerdings ist die 
Union Elektrizitäts-Gesellschaft mit einem anscheinend einwandfreien System 
elektrischer Zugförderung hervorgetreten, bei dem die als Oberleitung herge¬ 
stellte Arbeitsleitung einphasigen Wechselstrom von sehr hoher Spannung führt 
und das die Anwendung von Motoren gestattet, die sich, soweit ersichtlich, zum 
Bahnbetrieb ebenso gut wie Hauptstrommotore eignen, ohne daß sie wie diese 
der Vorschaltwiderstände bedürfen. 

Zum Antrieb der Stromerzeuger sind in den Entwürfen Dampfmaschinen 
vorgesehen. Statt dessen könnten nach dem heutigen Stand der Technik Gas- 

39* 
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maschinen für Steinkohlen- oder Braunkohlenkraftgas in Verbindung mit Ab¬ 
wärmekraftmaschinen in Frage kommen. 

Beide Neuerungen entsprechen gegenüber den Einrichtungen, die den Ent¬ 
würfen zugrunde liegen, wesentliche wirtschaftliche Vorteile. 

Inwieweit sich die Erwartungen tatsächlich erfüllen, ob und gegebenenfalls 
welche Mängel sich zeigen und wie sie zweckmäßig im einzelnen auszugestalten 
sein werden, bedarf indes noch der Klarstellung durch Versuche. 

Da es nicht angängig erscheint, die Bauarbeiten (zum Gleisumbau) auf 
den vorerwähnten Vorortstrecken, die mit der Art der Zugförderung Zusammen¬ 
hängen, bis zum Abschluß der längere Zeit beanspruchenden Versuche zurück¬ 
zustellen, so ist auf jenen Strecken zunächst Dampfbetrieb anzunehmen.“ 

Nach dem Ministerialerlaß vom 13. Januar 1904 wurden die Pläne 
wieder aufgenommen und neue Versuche von mehreren Firmen ange¬ 
stellt. Nachdem auch nach längeren Auseinandersetzungen und Aufklä- 


Lageplan der Strecke Blankenese-Hamborg-Ohlsdorf. 



rungen die Bedenken des preußischen Finanzministers gegen die elek¬ 
trische Zugförderung und ihre Wirtschaftlichkeit zerstreut waren, wur¬ 
den die Bauaufträge, soweit sie die Staatsbahnverwaltung nicht selbst 
ausführte (z. B. Hochbau des Kraftwerkes), an die Firmen Siemens- 
Schuckert-Werke, Allgemeine Elektrizitätsgesellschaft und die Elektri- 
zitäts-A.-G. vormals Lahmever erteilt. Für die Anlagen, soweit sie auf 
Hamburger Gebiet lagen, übernahm Hamburg einen Anteil der Baukosten. 

Die Bauausführung und die Ausführung der elektrischen Trieb¬ 
wagen mit Beiwagen ohne Ausrüstung wurden nach eingehenden Bera- 
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tuhgen unter Verwertung der auf den Vorortstrecken bei Berlin ge¬ 
sammelten Erfahrungen in Angriff genommen und der Verkehr mit 
elektrischer Zugkraft am 1. Oktober 1907 eröffnet. 

Linienführung 1 ). Der mittlere Teil der Bahn (s. Abb. 3) 
durchzieht als eigentliche Stadtbahn vom Bahnhof Hasselbrook bis zum 
Bahnhof Altona die dichtbevölkerten Städte Hamburg und Altona in einer 
Länge von 10,7 km. In Hasselbrook beginnt die etwa in nördlicher Rich¬ 
tung verlaufende, 7,i km lange Vorortstrecke, die zunächst auf Hamburger 
Gebiet hart an der Grenze der preußischen Stadt Wandsbek entlang, 
dann durch den Hamburger Stadtteil Barmbeck nach dem Endbahnhof 
Ohlsdorf verläuft, wo der Hamburger Zentralfriedhof und das Krema¬ 
torium liegen. Die westliche Vorortstrecke, die auf dem Kopfbahnhof 
Altona beginnt, ist 8,o km lang, durchzieht eine Anzahl neuer Vororte 
und endet in Blankenese. 

Die Länge der Strecke beträgt 26,7 km; sie enthält 17 Bahnhöfe; die 
mittlere Bahnhofsentfernung beträgt also 1,07 km. 

Die größte Steigung, die sehr häufig vorkommt, beträgt 1 : 100 

(10°/oo). 

Die Krümmungen sind, besonders auf der Strecke Altona—Hassel¬ 
brook, ziemlich zahlreich; der kleinste Halbmesser beträgt 250 m. 

In normalen Zeiten beträgt bei stärkstem Verkehr auf der Strecke 
Altona—Hasselbrook d:e Zugfolge 5 Minuten, auf den Vorortstrecken 
10 bis 20 Minuten. Der Aufenthalt ist im allgemeinen auf J4 Minute 
festgesetzt. 

Kraftwerk. Ein Kraftwerk wurde etwa 1,5 km nördlich des 
Hauptbahnhofs Altona errichtet. 8 Stromerzeuger, die von je einer Dampf¬ 
turbine angetrieben werden, erzeugen einfachen Wechselstrom von 
6300 V Spannung bei 25 Perioden. Die Bahnstromerzeuger haben eine 
Leistung von je 1250 kW bei cos <p =5 0,75. Sie sind vorübergehend über¬ 
lastbar bis 1700kW. Ein Teil des Bahnstroms wird unmittelbar in die 
Fahrleitung abgegeben, ein anderer Teil wird, nachdem seine Spannung 
in Transformatoren auf 30 000 V erhöht ist, einem Unterwerk in 
Barmbeck zugeführt, wo die Hochspannung wieder auf Fahrdrahtspan¬ 
nung herabgesetzt wird. 

Fahrleitung. Die Stromverteilung erfolgt durch eine Ober¬ 
leitung nach dem System der Vielfachaufhängung des Fahrdrahts mit¬ 
tels Hilfstragdrahts und Hängedrähte an einem Tragseil. 

*) Vcrgl. Wechmann „Der elektrische Betrieb auf der Strecke und Vorort¬ 
bahn Blankenese—Ohlsdorf der Königlich Preußischen Eisenbahnverwaltung.“ 
ETZ 1909, Heft 41. 
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Betriebsmittel. Zur elektrischen Zugförderung werden Trieb- 
wagenzüge benutzt. Damit die Zugstärke den Schwankungen des Ver¬ 
kehrs nach Möglichkeit angepaßt werden kann, werden die Züge nach 
Bedarf aus einer gewissen Anzahl gleichartiger Einheiten von Stadt¬ 
bahnwagen mit Einzelabteilen zusammengesetzt. Eine Einheit, die für 
verkehrsschwache Zeiten genügt, besteht aus zwei kurzgekuppelten 
Wagen, von denen der eine die elektrische Ausrüstung enthält. 

Jede Zugeinheit wird bei der älteren Ausführung von drei Mo¬ 
toren von je 115 PS Stundenleistung bei 600 Umdr./Min. und 27 km Stun¬ 
dengeschwindigkeit, bei neueren Ausführungen von zwei Motoren von 
je 180 PS angetrieben. Jeder Wagen besitzt ein zweiachsiges Drehgestell 
und eine bewegliche Einzelachse. Die Motoren werden bei dem Trieb¬ 
wagen von dem Drehgestell bei! neueren Ausführungen und von der Eimzel- 
achse bei der älteren Ausführung aufgenommen. 

Mehrere, zu einem längeren Zug zusammengestellte Zugeinheiten 
werden von der Spitze des Zugs aus mittels Vielfachsteuerung ge¬ 
steuert. 

Eine neuere Zugeinheit wiegt 62 t und enthält 34 Sitzplätze 
II. Klasse und 80 Sitzplätze III. Klasse. 

IV. 

Die Flachlandbahn Altona—Kiel. 

Da die Ergebnisse des elektrischen Stadt- und Vorortbetriebs 
Blankenese—Ohlsdorf nicht ohne weiteres auf Fernbahnbetrieb ange¬ 
wandt werden durften, plante das preußische Ministerium der öffentlichen 
Arbeiten die probeweise Einführung elektrischer Zugförderung auf je 
einer Flachland- und Gebirgsbahnstrecke. Für die Flaehland-Versuchs- 
strecke wurde im Jahr 1906 die 105 km lange Staatsbahnlinie Altona- 
Kiel ausersehen, da hierfür das Kraftwerk der Vorortbahn Blankenese- 
Ohlsdorf als Stromquelle benutzt werden konnte und die Strecke bei der 
Gestaltung ihres Verkehrs gut geeignet schien. Es war beabsichtigt, 
den Ausbau der Allgemeinen Elektrizitäts-Gesellschaft und den Siemens- 
Schuckert-Werken auf ihre eigenen Kosten zu überlassen und nur ein 
Pachtverhältnis einzugehen. Von den Firmen wurden Pläne ausgearbeitet 
und als Betriebstrom einfacher Wechselstrom von 10 000 V Spannung 
(auf Bahnhof Altona unmittelbar vom Werk aus 6300 V) bei 25 Perioden 
vorgesehen. Die weitere Verfolgung dieser Absicht wurde aber im 
Januar 1908 infolge Einspruchs des Kriegsministeriums, das eine „Be¬ 
einträchtigung der einheitlichen Ausnutzung der Eisenbahnen, also eine 
Schädigung des Interesses der Landesverteidigung“ in dem für Mobil- 
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machung und Aufmarsch des Heeres äußerst wichtigen Küsten- und 
Grenzgebiet befürchtete, aufgegeben. 

V. 

Die Eifelbahn. 

Im Herbstverkehr des Jahres 1906 hatte sich gezeigt, daß die 
Staatsbahnlinien zu beiden Seiten des Rheins, die Rheinuferbahnen, der¬ 
artig überlastet waren, daß es zeitweise nicht möglich war, die Züge 
ohne erhebliche Verspätung zu befördern. Um Abhilfe zu schaffen, er¬ 
schien es notwendig, den Koks- und Erzverkehr zwischen Westfalen und 
dem luxemburgisch-lothringischen Minettegebiet über die Eifelbahn 
(Köln—Trier) zu leiten. Da bei dem großen Gewicht der Züge wegen 
der ungünstigen Steigungsverhältnisse (bis 1 :70) Dampfbetrieb sehr 
unwirtschaftlich erschien — es würden in der Regel für einen Zug drei 
Lokomotiven erforderlich geworden sein, erwog das preußische Ministe¬ 
rium der öffentlichen Arbeiten im Anfang des Jahres 1907 die Ein¬ 
führung elektrischer Zugförderung auf der Eifelbahn, Strecke Eus¬ 
kirchen—Karthaus, zumal schon seit einiger Zeit zu Versuchszwecken 
probeweiser elektrischer Betrieb auf einer Gebirgsbahn geplant war. 
Von der Allgemeinen Elektrizitäts-Gesellschaft Berlin und den Siemens- 
Schuckert-Werken Berlin wurden Pläne aiuisgearbeitetl Sie kamen jedoch 
infolge Einspruchs der Landesverteidigung, die die Elektrisierung „einer, 
weder durch Festungen noch durch Truppenstandorte genügend gesicher¬ 
ten Transportstraße des Grenzgebiets“ nicht zugeben w'ollte, nicht zur 
Ausführung. 

(Schluß folgt.) 
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Von 

Geh. Reglernngsrat Wernehke, Zehlendorf. 

(Schluß.) 1 ) 


III. Die K ranbahnen der Ycreiugten Staaten konnten schon zu der 
Zeit, als in Europa der Krieg bereits wütete. Amerika aber noch nicht tätig 
in ihn eingegriffen hatte, den erhöhten, an ihre Leistungsfähigkeit ge¬ 
stellten Ansprüchen nicht mehr genügen. Durch einen Erlaß vom 26. De¬ 
zember 1917 machte der Präsident Wilson den A’er.-1'Jch, dem dadurch ge¬ 
schaffenen, unerträglichen Zustand ein Ende zu bereiten, indem er verfügte, 
daß am 28. Dezember 1917 — also innerhalb zweier Tage — der Eisen¬ 
bahnbetrieb vom Staat übernommen werden solle. Zweck dieser Maß¬ 
nahme war, durch eino Zusammenfassung der Leitung des Eisenbahnwesens 
in einer Hand eine weitgehende Einheitlichkeit, eine Beseitigung des Wett¬ 
bewerbs und damit eine Erhöhung der Leistungsfähigkeit herbeizuführen. 
Für die Zeit des Staatsbetriebs wurde den Eisenbahnen eine Entschädigung 
zuge billigt, die nach dem Durchschnitt der drei letzten vollen Betriebsjahre 
vor dem Eintritt Amerikas in den Krieg, also vom 1. Juli 1914 bis zum 
30. Juni 1917 bemessen war. Das Betriebsjahr der amerikanischen Eisen¬ 
bahnen lief damals noch von Mitte zu Mitte des Kalenderjahres. Dem 
Generaldirektor der Eisenbahnen, dessen Stelle Wilson seinem 
Schwiegersohn McAdoo übertrug, wurden Betriebsmittel im Betrag von 
500 Millionen Dollar zur Bestreitung der vom Staat zu deckenden Aus¬ 
gaben überwiesen. Die an die Eisenbahnen zu zahlende Entschädigung 
wurde zu einem Jahresbetrag von 917 267 472 Dollar berechnet. Die wirt¬ 
schaftlichen Verhältnisse der Eisenbahnen waren schon längere Zeit vor 
dem Krieg immer ungünstiger geworden. Die Einführung des Staats¬ 
betriebs wurde daher namentlich auch von der Börse mit Jubel begrüßt, 
man erhoffte von ihm große Dinge, und daran beteiligten sich auch die 

l ) Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1921, S. 309. 
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Kreise, die den Gedanken einer Verstaatlichung der Eisenbahnen, sobald 
er einmal aufgetaucht war, auf das heftigste bekämpft hatten. Soweit 
wir unterrichtet sind, wurde der Eisenbahnbetrieb unter Leitung des 
Staats in sachlicher Weise geführt. Den Forderungen der Arbeiter auf 
Lohnerhöhungen, die mit der auch in Amerika durch den Krieg hervor¬ 
gerufenen Teuerung aller Lebensbedürfnisse begründet wurden, wurde 
stattgegeben, überhaupt wurde mit Staatsmitteln zu Lasten des Eisen¬ 
bahnbetriebs nicht gespart. Die Tarife wurden, um einen gewissen Aus¬ 
gleich zu schaffen, erhöht, doch reichte diese Erhöhung bei weitem nicht 
aus, um das Mehr an Ausgaben zu decken. Die Frage, ob der Staats¬ 
betrieb beibehalten und gar in eine wirkliche Verstaatlichung, also mit 
Übergang des Eigentums an den Staat, übergeführt werden sollte, oder 
ob nach Wiedereintritt friedlicher Verhältnisse der frühere Zustand 
wieder hergestellt werden sollte, beschäftigte die öffentliche Meinung 
stark, obgleich bei der Übernahme der Eisenbahnen in Staatsbetrieb aus¬ 
drücklich ausgesprochen war, daß dadurch die zukünftige Eisenbahn¬ 
politik der Regierung in keiner Weise beeinflußt werden solle; es handele 
sich vielmehr ausschließlich um eine Kriegsmaßnahme. Anfang 1919 
brach sich die Überzeugung Bahn, daß ein Übergang zum dauernden 
Staatsbahnbetrieb am Widerstand des Kongresses scheitern w r ürde. Das 
Gesetz vom 28. Februar 1920, das Ergebnis der betreffs der Neuregelung 
der Eisenbahnverhältnisse angestellten Erörterungen sah deshalb für 
den 1. März 1920, eine Minute nach Mitternacht, die Aufhebung des Staats¬ 
betriebs und die Rücküberweisung der Eisenbahnen an ihre Eigen¬ 
tümer, die Eisenbahngesellschaften, vor. Da sich aber während des 
Kriegs die Verhältnisse stark geändert hatten, da namentlich die wirt¬ 
schaftlichen Fragen des Eisenbahnwesens ein ganz anderes Gesicht be¬ 
kommen hatten, konnte man nicht schlechthin zu den alten Einrichtungen 
zurückkehren, sondern mußte eine Neuregelung des Verhältnisses 
zwischen Staat und Eisenbahngesellschaften ins Auge fassen. Dabei wurde 
eine Zusammenfassung der Eisenbahnen in Betriebs- und Verkehrs¬ 
gruppen und eine Vereinheitlichung des Eisenbahnwesens der Vereinig¬ 
ten Staaten in Aussicht genommen. Die auf die Bildung von Gruppen 
abzielenden Bestimmungen des Gesetzes, das die amtliche Bezeichnung 
Transportation Act 1920 J ) führt, aber auch nach seinen Vertretern im 
Kongreß und Senat Esch-Cummins-Act genannt wird, werden mit der 
darin enthaltenen Umgestaltung des Eisenbahnnetzes der Vereinigten 
Staaten von Cummins selbst als der Kernpunkt der ganzen Angelegen¬ 
heit bezeichnet. 

1 ) Yergl. Archiv für Eisenbahnwesen 1921 S. 1: Das Bundesverkehrsgesetz 
der Vereinigten Staaten von Amerika nach der Novelle vom 26. Februar 1920. 


Digitizedl by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



598 


Bestrebungen zur Vereinheitlichung im Eisenbahnwesen. 


Das neue Gesetz, das namentlich auch die Geldwirtsohaft der Eisen¬ 
bahnen strenger staatlicher Aufsicht unterwirft, verbietet zwar bei hohen 
Strafen die sog. „pools“, Verbandsverträge und ähnliche Vereinbarungen, 
namentlich in bezug auf das Tarifwesen, die die im Wettbewerb mit¬ 
einander stehenden Eisenbahnen aus eigenem Antrieb schließen, es will 
aber den Zusammenschluß der Eisenbahnen zu großen Netzen dadurch 
fördern, daß es dem Bundesverkehrsamt das Recht verleiht, auf Antrag 
derartige Vereinigungen zuzulassen, wenn es sich davon überzeugt hat, 
daß sie zur Verbesserung des Verkehrs zweckmäßig sind, daß sie die 
Betriebskosten vermindern und daß der Wettbewerb dadurch nicht ein¬ 
geschränkt wird. Es ist nicht ganz leicht zu ersehen, wo die verbotenen 
Verbände aufhören und wo die erlaubten beginnen. Unter den eben ge¬ 
nannten Voraussetzungen darf das Bundesverkehrsamt genehmigen, daß 
eine Eisenbahngesellschaft das Netz einer anderen erwirbt oder sich auf 
dem in den Vereinigten Staaten für derartige Zwecke üblichen 
Weg, nämlich durch den Erwerb einer entsprechenden Zahl von Aktien, 
einen maßgebenden Einfluß auf ein anderes Eisenbahnunternehmen 
sichert. Dabei soll das Bundesverkehrsamt einen Plan für die Einteilung 
des gesamten Eisenbahnnetzes der Vereinigten Staaten in eine beschränkte 
Anzahl in sich geschlossener Gruppen von Eisenbahnen aufstellen. Die 
bestehenden Verkehrsbeziehungen sind dabei zu berücksichtigen, auch ist 
der Wettbewerb, soweit möglich, aufrecht zu erhalten. „Die Gruppen 
sind so zusammenzulegen, daß die Beförderungsgebühren in derselben 
Weise, wie zwischen Wettbewerbslinien auf der Grundlage der Selbst¬ 
kosten, soweit angängig, einheitlich gestaltet werden, so daß entsprechend 
dem Wert der einzelnen Strecken bei tüchtiger Verwaltung die Erträge 
in den Gruppen dieselbe Höhe behalten, w’ie bisher die einzelnen 
Strecken“ (v. der Leyen in der Zeitung des Vereins Deutscher Eisenbahn¬ 
verwaltungen Nr. 34/1920). Der nach diesen Grundsätzen auf gestellte 
Plan ist den Gouverneuren der beteiligten Staaten zu unterbreiten und 
öffentlich auszulegen, also der allgemeinen Kritik auszusetzen. Nach 
weiteren Erörterungen und nach Befinden nach Anhörung der Beteiligten 
hat das Bundesverkehrsamt diesen Plan festzustellen. 

Die Anregung zu solchen Gruppenbildungen kann auch von den 
Eisenbahngesellschaften ausgehen. Der Gesamtnennwert der Anteile 
und Schuldverschreibungen einer solchen Vereinigung darf den vom 
Bundesverkehrsamt festgesetzten Wert der zu der Vereinigung gehörigen 
Eisenbahnanlagen nicht überschreiten. Auf die so geschaffenen Eisen¬ 
bahngruppen findet das „Sherman-“ oder „Antitrust-Gesetz“ und ähn¬ 
liche Bestimmungen, sowohl des Bundes als der Einzelstaaten, die vor 
dem Erlaß des reuen Gesetzes derartige Gruppenbildungen verboten, keine 
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Anwendung. Diese Vorschrift bedeutet ein vollständiges Abweichen 
von den in dieser Beziehung bisher befolgten Grundsätzen. Ging doch 
die Abneigung gegen den Zusammenschluß der Eisenbahnen zu Gruppen 
bisher soweit, daß der Generalstaatsanwalt auf Grund des Sherman-Ge¬ 
setzes Einspruch erhob, als im November 1917 für die Bahnen des Ostens 
ein Betriebsausschuß eingesetzt werden sollte, der ihre Betriebsmittel 
gemeinschaftlich zu verwalten gehabt hätte. 

Die Bestimmungen des neuen Gesetzes über die Gruppenbildung 
sind noch nicht durchgeführt, es ist aber auch noch nicht bei uns bekannt 
geworden, wie weit die Vorarbeiten für diese Zusammenfassung gediehen 
sind. Der Zeitschriften-Austausch zwischen Deutschland und Amerika 
hat die Unterbrechung, die der Krieg mit sich gebracht hat, noch nicht 
überwunden; die Zeitschriften gehen immer noch spärlich und unregel¬ 
mäßig ein, und wir sind nicht, wie wir es vor dem Krieg waren, über 
alle Vorgänge jenseits des Weltmeers imterrichtet. Der deutsche Tech¬ 
niker, auch der Verkehrstechniker, hat sich immer viel eingehender mit 
den Verhältnissen des Auslands beschäftigt als umgekehrt; das war ihm 
während des Kriegs fast unmöglich gemacht und ist heute noch sehr er¬ 
schwert. Sehr auffallend ist es, daß sich „Railway Age“ gar nicht mit 
der Frage des Zusammenschlusses der Eisenbahnen beschäftigt. Im 
ersten Halbjahresband von 1920, der zwar nur in einem nicht ganz voll¬ 
ständigen Stück zu beschaffen war, sind zwar eine ganze Anzahl Auf¬ 
sätze über die auf Grund der neuen Gesetzgebung vorzunehmenden Er¬ 
höhung der Tarife enthalten, der Zusammenschluß der Eisenbahnen zu 
Betriebs- und Verkehrsgruppen wird aber mit keinem Worte erwähnt. 
Höchstens wird auf ein Hand-in-Hand-Arbeiten der Eisenbahnen auf 
Grund von Vereinbarungen zwischen den verschiedenen Gesellschaften 
hingewiesen, doch soll auch dieses sich ebenso wie das Eingreifen des 
Bundesverkehrsamts in den Betriebs- und Verkehrsdienst der Eisenbahn¬ 
gesellschaften im wesentlichen nur auf eine Vereinheitlichung des 
Wagendienstes erstrecken. Soll man daraus schließen, daß an eine Durch¬ 
führung der Teile des Gesetzes, die sich auf die Zusammenfassung 
der Eisenbahnen zu Gruppen beziehen, nicht gedacht wird? Ein Gesetz 
geben und es durchführen, ist bekanntlich auch in anderen Ländern 
zweierlei, und ganz besonders in Amerika gibt es mächtige_Einfliisse, die 
die Durchführung von Gesetzen, seien sie auch auf verfassungsmäßigem 
Wege erlassen, mindestens zu erschweren, wenn nicht gar ganz zu hinter¬ 
treiben wissen. Aus einer englischen Quelle entnehmen wir, daß kürz¬ 
lich eine Schrift von Oldham, anscheinend einem Verkehrsfachmann, er¬ 
schienen ist, die eine Einteilung der amerikanischen Eisenbahnen in 
14 große Gruppen befürwortet. Der Vorschlag geht davon aus, daß zur 
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Zeit 87 % der amerikanischen Eisenbahnen in den Händen von 30 Gesell¬ 
schaften sind, während die 14 Gruppen ungefähr 90 % der amerikanischen 
Eisenbahnen umfassen sollen. Eine Gruppe würde also bei 14 Gruppen 
gegenüber 30 Gesellschaften im Durchschnitt etwa doppelt so groß sein 
wie eins der jetzigen Gesellschaftsnetze. Die ersten vier Gruppen wür¬ 
den die Verbindungen der Häfen der Ostküste mit Chicago und St. Louis 
umfassen, drei weitere wüiden, von im Süden gelegenen Verkehrsmittel¬ 
punkten ausgehend, die gleichen Städte, dazu noch Cincinnati erreichen, 
die weiteren sieben sollen die Verbindungen zwischen den Häfen der 
Westküste mit Chicago und anderen bedeutenden Städten des Binnen¬ 
landes bis an den Mississippi hersteilen. Die kleinen Eisenbahnen, die 
von diesem Plan nicht erfaßt werden, sollen später mit den Gruppen, in 
deren Verkehrsbereich sie liegen, verschmolzen werden. Die Betriebs¬ 
zahlen der einzelnen Strecken, die diese Gruppennetze bilden, schwanken 
zwischen 71 und 77 %, nur in enem Fall kommt eine Betriebszahl von 68?« 
vor. Diese Zahlen müssen sich jedenfalls auf die Zeit vor dem Krieg 
beziehen, denn nach den letzten zahlenmäßigen Angaben, die über die 
Betriebsergebnisse der amerikanischen Eisenbahnen vorliegen, nähern 
sich die Ausgaben schon seit geraumer Zeit stark den Einnahmen, und es 
war nicht unerwartet, als auch in Amerika im Lauf des Jahres 1920 der 
Zustand eintrat, der bei den meisten europäischen Eisenbahnen herrscht 
und auch durch Tariferhöhungen nicht beseitigt werden kann, daß näm¬ 
lich die Ausgaben die Einnahmen überwiegen. Der Oldhamsche Plan 
rechnet also augenscheinlich damit, daß in dieser Beziehung wieder be¬ 
friedigende Verhältnisse geschaffen werden. Aus dem geringen Schwan¬ 
ken der Betriebszahl schließt Oldham, daß auch die Verzinsung des An¬ 
lagekapitals in den verschiedenen Gruppen ungefähr den gleichen Wert 
haben und höchstens % über und unter dem Durchschnitt liegen wird. 
Dio Gruppeneinteilung würde also den Bestimmungen des Gesetzes in 
bezug auf die gleichmäßige Verteilung des Verkehrs und die Gleich¬ 
artigkeit der Betriebsgrundlagen in den verschiedenen Gruppen ent¬ 
sprechen. Von anderer Seite wird die Schaffung von 20 bis 30 Gruppen 
angeregt, was in bezug auf die großen Gesellschaften keine wesentliche 
Veränderung gegenüber dem jetzigen Zustand, aber eine Aufnahme der 
kleinen Netze in die großen bedeuten würde. 

Nach anderen Quellen hat das Bundesverkehrsamt die Eisenbahnen 
der Vereinigten Staaten in vier Tarifbezirke eingeteilt; es ist in dieser 
Beziehung dem A'organg McAdoos gefolgt, der das amerikanische Eisen¬ 
bahnnetz alsbald nach Übernahme des Staatsbetriebs in drei Gruppen 
eingeteilt hatte: Osten, Westen und Süden. In jedem der neu geschaffenen 
Bezirke sollen die Tarife einheitlich so festgesetzt werden, daß das in 
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den Eisenbahnen angelegte Kapital sich mit mindestens 5'A % verzinst, 
ein Zinsfuß, der in dem neuen Gesetz unter Zulassung einer Überschrei¬ 
tung bis 6 % als angemessen bezeichnet ist. Die vier Bezirke umfassen 
1. das Gebiet westlich des Felsengebirges, 2. das Binnengebiet östlich 
davon und entlang dem Mississippi, 3. die Südstaaten und 4. den Osten 
und die Neuenglandstaaten. Die Tariferhöhungen schwanken für die 
vier Bezirke zwischen 25 und 40 %, sind aber, wie erwähnt, in jedem 
Bezirk einheitlich festgesetzt, so daß also eine gewisse Gruppenbildung 
in bezug auf die Tarife erreicht ist. Im übrigen läßt aber das Bundes¬ 
verkehrsamt den Eisenbahngesellschaften noch immer freie Hand, ihre 
Angelegenheiten so zu regeln, wie es jede von ihnen für sich selbst am 
vorteilhaftesten hält. Durch diese Haltung dürften die Hoffnungen, die 
man in manchen Kreisen in diese Behörde gesetzt hat, etwas enttäuscht 
werden. Bei einer Versammlung der Handelskammern der Vereinigten 
Staaten um die Mitte des Jahres 1920 ist betont worden, daß die Haupt¬ 
ursache der Teuerung und des Darniederliegens des Handels in den Ver¬ 
einigten Staaten die Zerrüttung des Eisenbahnwesens sei. Dem Bundes¬ 
verkehrsamt sei durch das neue Gesetz zwar eine schwere Verantwortung 
übertragen., es sei ihm aber dadurch Gelegenheit gegeben, sich in dem 
Sinn zu betätigen, daß es das Eisenbahnwesen Amerikas zu einem Zu¬ 
stand entwickele, der den größten Nutzen für die Allgemeinheit bedeute. 
Dazu gehört die Aufrechterhaltung der Eisenbahnen als Privatunter¬ 
nehmen, aber unter einer straffen staatlichen Aufsicht, die einerseits die 
Eisenbahnen zu Höchstleistungen zwingt, sie andererseits gegen unge¬ 
rechtfertigte Ansprüche schützt. Eine solche Staatsaufsicht muß natür¬ 
lich mit einer Vereinheitlichung, wenigstens in gewissen Beziehungen, 
Hand in Hand gehen; denn es kann nicht zugelassen werden, daß die 
Staatsaufsicht an einer Stelle die, an einer anderen Stelle jene Anforde¬ 
rungen stellt; s'e muß vielmehr nach allen Richtungen gleichmäßig ver¬ 
gehen, die Beseitigung von Ungleichheiten anstreben und so ausgleichend 
wirken, ln die allgemeine Regelung ist, so fordern die Handelskammern, 
das gesamte Verkehrswesen, also neben den dem Personen- und Güter¬ 
verkehr auf große Entfernungen dienenden Eisenbahnen im eigentlichen 
Sinn des Worts auch die Überlandbahnen mit elektrischem Betrieb, die 
städtischen Straßenbahnen, der sonstige Straßenverkehr, die Binnen- und 
Küstenschiffahrt, einzubeziehen. Die Regelung der Verkehrsfragen muß 
von großen Gesichtspunkten beherrscht werden und das allgemeine Wohl, 
nicht den Vorteil einzelner im Auge haben. 

Das Bundesverkehrsamt besteht aus elf Mitgliedern, die vom 
Präsidenten unter Mitwirkung des Senats auf je sieben Jahre ernannt 
werden und im regelmäßigen Wechsel 'nusscheiden. Die Mitglieder 
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dürfen kein anderes Amt bekleiden, namentlich nicht im Dienst 
eines Verkehrsunternehmens stehen, ja nicht einmal Aktien oder 
Schuldverschreibungen solcher Unternehmungen besitzen. Die Stellung 
und Aufgabe des Bundesverkehrsamts ist durch das neue Gesetz 
sehr erheblich verändert worden. Bezog sich seine Tätigkeit früher im 
wesentlichen darauf, die Beziehungen zwischen den Eisenbahnen und 
ihren Benutzern zu regeln, so muß sie jetzt darin bestehen, die Beziehun¬ 
gen der Eisenbahngesellschaften untereinander so zu gestalten, daß an¬ 
gemessene Verkeilt sgelegenheiten geschaffen werden, nicht nur inner¬ 
halb der einzelnen Netze, sondern für den durchgehenden Verkehr über 
das ganze Land. In dieser Beziehung erblickt es seine Hauptaufgabe in 
der schon erwähnten Vereinheitlichung des Wagendienstes; zu diesem 
Zweck hat es ein Betriebsamt (Bureau of Service) gegründet, dessen 
Name allerdings mehr vermuten läßt, als seine tatsächliche Bestimmung 
ist: es soll, unter der Leitung eines erfahrenen Eisenbahnbeamten 
stehend, eine Vereinheitlichung des Wagendienstes herbeiführen. Dabei 
wird zugleich eine Einheitlichkeit in der Bauart der Wagen erstrebt; sie 
ist bei der Freizügigkeit, die man für die Güterwagen erreichen will, auch 
deshalb nötig, weil dadurch ihre Instandsetzung, die dann häufig fern 
von ihrer Heimatbahn vorgenommen werden muß, sehr erleichtert wird. 

Das Bundesverkehrsamt kann auch durchgehende Abfertigung von 
Gütern mit entsprechenden Tarifen festsetzen; es kann, falls der Ver¬ 
sender nicht den Beförderungsweg für seine Güter vorgeschrieben hat, 
diesen Weg so vorschreiben, w ie es die gerechte Verteilung des Verkehrs 
oder das öffentliche Interesse erfordern. Es setzt ferner den Vomhundert¬ 
satz fest, der als angemessene Verzinsung zu gelten hat, und zwar ein¬ 
heitlich nach Tarifgruppen und Bezirken. Zunächst ist dieser Satz, wie 
schon erwähnt, durch das Gesetz auf zw r ei Jahre, also bis Ende Februar 
1922 auf 5 Vi % festgelegt. Dieser Verzinsung entsprechend sind die 
Tarife festzusetzen; sie müssen also so bemessen sein, daß, in jeder Tarif¬ 
gruppe einheitlich, bei ehrlicher, tatkräftiger und sparsamer Wirtschaft, 
bei zweckmäßiger Unterhaltung aller Anlagen ein Ertrag aus dem Eisen¬ 
bahnbetrieb herausgewirtscliaftet wird, der eine Verzinsung des Anlage¬ 
kapitals mit dem genannten Satz, der bis 6 % erhöht werden kann, ge¬ 
währleistet. Um dies zu ermöglichen, muß das Amt auch das Recht haben, 
den Gesamtwert des Eigentums der Eisenbahnen festzusetzen. 

Die vom neuen Gesetz geforderte Vereinheitlichung der Geldwirt¬ 
schaft der Eisenbahnen geht so weit, daß die Teilung eines Gewinns, 
der 6 % überschreitet, mit dem Staat gefordert wird. Wirtschaftliche 
Gebarung und Betrieb mit Überschüssen nützen den Eisenbahngesell¬ 
schaften also sehr wenig, und die gut verwalteten Eisenbahnen, die hohe 
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Erträge liefern, werden dadurch auf eine Höhe der Dividende herab¬ 
gedrückt, die nur wenig über derjenigen von Gesellschaften in weniger 
glücklicher Stellung liegt. Der an den Staat abgeführte Teil wird zur 
Bildung einer Ausgleichsrücklage verwendet, die wesentlich wieder dazu 
dienen soll, Eisenbahngesellschaften mit geringen Erträgen durch Ge¬ 
währung von Darlehen oder auf andere Weise zu unterstützen. 

Zu den Befugnissen des Bundesverkehrsamts gehört auch das Recht, 
Berichte der Eisenbahngesellschaften nach einem von ihm vorgeschrie¬ 
benen Muster einzufordern. Die auf Grund dieser Berichte ausgearbeitete 
Statistik, deren Hauptinhalt regelmäßig in dieser Zeitschrift veröffent¬ 
licht wird, gibt ein einheitliches erschöpfendes Bild des Verkehrs und 
Betriebs aller Unternehmen. 

Der durch das neue Gesetz geschaffene Zustand wird als die Feuer¬ 
probe der Privatbahnen angesehen; bestehen sie diese nicht, so gibt es 
keinen anderen Ausweg, als die bisher verfolgte Eisenbahnpolitik, die 
das Verkehrswesen privatem Unternehmungsgeist überließ, aufzugeben 
und zu einer Verstaatlichung der Eisenbahnen zu schreiten, __ die, dem 
Zuge der Zeit folgend, in der Form der Sozialisierung vorzunehmen sein 
würde. Hierdurch würde, wiederum dem Zuge der Zeit folgend, eine 
weitgehende Vereinheitlichung durchgeführt werden. # Ob dies eine rich¬ 
tige Maßnahme sein würde, ist eine Frage, über deren Beantwortung 
mindestens Zweifel bestehen können. Die Vereinigten Staaten und ihre 
Eisenbahnen mit 375 000 km Länge sind so groß, die Verhältnisse in den 
verschiedenen Landesteilen in bezug auf Handel und Wandel, auf die 
Erzeugung und Verteilung der Wirtschaftsgüter, in bezug auf de Lebens¬ 
gewohnheiten der Bewohner, in bezug auf die Gelände- und die Witte¬ 
rungsverhältnisse, all die Umstände, auf die ein richtg geleitetes Ver¬ 
kehrswesen Rücksicht nehmen muß, sind so verschieden, daß Maßnahmen, 
die für einen Teil des Landes richtig sein mögen, für einen anderen Teil 
das Gegenteil bedeuten können. Für den Augenblick ist durch das neue 
Gesetz die Gefahr einer Verstaatlichung — diese wird von den Eisen¬ 
bahngesellschaften und den an ihnen interessierten Kreisen als Gefahr 
angesehen — beseitigt, aber da der zwischenstaatliche Verkehr einer weit¬ 
gehenden Staatsaufsicht unterliegt, wird diese Aufsicht sich auch in bezug 
auf den binnenstaatlichen Verkehr bemerkbar machen, und sie muß, wie 
oben dargelegt, ausgleichend, vereinheitlichend wirken. 

Von den Bestimmungen des neuen Gesetzes, die auf eine Verein¬ 
heitlichung des Eisenbahnwesens abzielen, sei außer der schon als in der 
Durchführung begriffen gekennzeichneten Befugnis des Bundesverkehrs¬ 
amts, den Wagendienst einheitlich zu regeln, noch die Vorschrift erwähnt, 
die den Eisenbahnen die Verpflichtung auferlegt, Gleisverbindungen 
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zwischen den verschiedenen Netzen herzustellen und die Wagen zur Be¬ 
dienung eines durchgehenden Verkehrs auf diesen Verbindungen zu 
stellen. Auch die Befugnis des Bundesverkehrsamts, einer Eisenbahn¬ 
gesellschaft die Berechtigung zur Mitbenutzung der Anlagen einer 
anderen Gesellschaft zu verleihen, gehört hierher. 

Die Bestrebungen des neuen Verkehrsgesetzes sind eine Fort¬ 
setzung derjenigen, die im Krieg bei der Übernahme der Eisen¬ 
bahnen durch den Staat eingesetzt hatten. Auch damals wurde eine weit¬ 
gehende Einheitlichkeit angestrebt; sie bezog sich z. B. auf die Verein¬ 
heitlichung der Bauart der Lokomotiven und Wagen, auf die Gleich¬ 
mäßigkeit der Besoldung der im Eisenbahndienst Beschäftigten, auf die 
einheitliche Regelung des Verkehrs usw. Die Zeit, während der diese 
Maßnahmen durchgeführt waren, war aber zu kurz, als daß man ein ab¬ 
schließendes Urteil über ihre Bewährung abgeben könnte. Zudem han¬ 
delte es sich damals um eine Zeit, in der außergewöhnliche Verhältnisse 
herrschten, und diese bedürfen und rechtfertigen bekanntlich außer¬ 
gewöhnliche Maßnahmen. Die vom neuen Verkehrsgesetz geforderten 
Vereinheitlichungen sind aber für den Alltag bestimmt, für den ganz 
andere Gesichtspunkte maßgebend sind. Es kann also erst recht nicht 
entschieden werden, ob die Wege, die die neue Gesetzgebung einge¬ 
schlagen hat, richtig sind, zumal ja bei weitem noch nicht alle Bestim¬ 
mungen des Gesetzes durchgeführt sind, manche kaum in der Vorberei¬ 
tung begriffen zu sein scheinen. Ebensowenig kann gesagt werden, ob 
der jetzige Zustand etwa der Vorläufer einer Verstaatlichung sein soll, 
was von manchen Seiten behauptet wird. Die öffentliche Meinung ist 
gegen eine Verstaatlichung, wie aus dem Ergebnis einer Umfrage hervor¬ 
geht, die, von der Vereinigung der Eisenbahnbetriebsbeamten ausgehend, 
an 6000 Schriftleitungen von Zeitungen ergangen ist. 83 % von ihnen 
haben sich dabei gegen die Verstaatlichung ausgesprochen. Andrerseits 
fordert in Amerika ebenso wie in England und Frankreich die Arbeiter¬ 
schaft die Verstaatlichung der Eisenbahnen in der Form der Soziali¬ 
sierung tmd damit die weitestgehende Vereinheitlichung. Andere Kreise 
sehen freilich die Rücküberweisung der Eisenbahnen an die Gesell¬ 
schaften als einen Beweis dafür an, daß der Staat nicht imstande ist. das 
Eisenbahnwesen eines Landes zu leiten. 


Ähnliche Bestrebungen, die einen Zusammenschluß der Eisenbahnen 
zu größeren Netzen bezwecken, sind auch in anderen Ländern im Gange. 
So sind z. B. in den Niederlanden alle Eisenbahnen zu einer Betriebsge- 
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meinschaft vereinigt. 1 ) Die Staatseisenbahn-Betriebsgesellschaft hat zwei 
kleinere Eisenbahnen in sich aufgenommen und schon 1917 eine Betriebs¬ 
gemeinschaft mit der Holländischen Eisenbahngesellechaft geschlossen. 
Auch bei diesen Eisenbahnen ist es nur durch die Leistungen des Staats 
möglich gewesen, eine Dividende auszuwerfen. Nunmehr soll das Aktien¬ 
kapital erhöht werden, und zwar will der Staat die neuen Aktien über¬ 
nehmen, wodurch sein Einfluß auf das Eisenbahnwesen sehr erheblich 
gestärkt wird. In Österreich wird die Leitung des arg verstümmelten 
Eisenbahnnetzes mehr und mehr dem Verkehrsministerium übertragen 
und dadurch eine größere Einheitlichkeit der Leitung angestrebt. Eigen¬ 
artige Vorgänge spielen sich in dieser Beziehung in Griechenland ab. 
Dort hat man im Lauf des Jahres 1920 unter französischer Mitwirkung 
die Eisenbahnen des Landes, die bis dahin in eine Anzahl Einzelnetze 
zerfielen, zu einem einheitlichen Netz unter staatlicher Leitung ver¬ 
schmolzen.. Man hat aber nicht etwa die Privatbahnen verstaatlicht, son¬ 
dern man will durch den Staatsbetrieb und seine einheitliche Leitung nur 
die Übelstände beseitigen, die der Krieg zur Folge gehabt hat, und dann 
den alten Zustand wieder hersteilen. Die Einnahmen der Eisenbahnen 
sollen gemeinschaftlich verwaltet und die Tarife so bemessen werden, daß 
ein Überschußbetrieb entsteht. In Canada ist die Grand Trunk-Eisenbahn 
mit der Staatsbahn verschmolzen worden; so sind von den rund 65 000 km 
Eisenbahnen, die Canada besitzt, 37140 km in einer Hand, und zwar in 
der des Staates zusammengefaßt worden, und neben diesem Staatsbahnnetz 
besteht im wesentlichen nur noch ein großes Privatbahnnetz, das der Cana- 
dischen Pazifik-Eisenbahn; also auch hier zwar nicht eine vollständige, 
aber doch eine sehr weitgehende Vereinheitlichung. Die Vorgänge in 
Canada 5 ) beleuchten wieder einmal die auffallende Tatsache, daß England 
zwar in der Heimat das reine Privatbahnsystem gepflegt hat, daß aber • 
seine überseeischen Siedlungen mindestens zum Teil Staatsbahnen haben, 
die in einigen allerdings mit Privatbahnen untermischt sind — das eben 
erwähnte Canada und Indien —, in den anderen aber — und das ist die 
Mehrzahl — das Feld ausschließlich beherrschen. 

Die jetzt im Gang befindliche Bewegung, aus großen Eisenbahn¬ 
netzen noch größere zusammenzuschweißen, ist eine Fortsetzung der 
Vorgänge, die sich bei der Entwicklung der Eisenbahnen abgespielt 
haben. In den meisten Ländern, wohl in allen mit Ausnahme von Frank¬ 
reich, sind zunächst mehr oder weniger planlos kleine Eisenbahnstrecken 

*) Vergl. Archiv für Eisenbahnwesen 1920 S. 1274: Die holländischen 
Eisenbahnen im Jahre 1919. 

*) Vergl. Archiv für Eisenbahnwesen 1920 S. 274: Das Eisenbahnwesen in 
Canada und S. 652 dieses Heftes. 

Archiv für Eisenbahnwesen. 1921. 40 
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gebaut worden und diese dann zu kleinen, mittelgroßen und schließlich 
größeren Netzen vereinigt worden. Mit der Entwickelung des Verkehrs 
hat sich gezeigt, daß die Gebiete, für die ein einheitliches Verkehrswesen 
im Interesse des Wirtschaftslebens gefordert werden muß, immer größer 
werden. Der jetzt beschrittene Weg scheint also eine folgerechte Fort¬ 
entwicklung zu sein und dürfte daher als richtig zu bezeichnen sein. Ob 
sich der neue Zustand bewähren wird, hängt freilich von mancherlei Um¬ 
ständen ab, die sich im voraus nicht übersehen lassen. Es wird aber 
unter allen Umständen für den Sachverständigen des Verkehrswesens 
wertvoll und von Bedeutung sein, die weitere Entwicklung auf diesem 
Gebiet zu verfolgen, mögen sich nun dabei Erfolge oder Mißerfolge 
zeigen. 
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Entwicklung der Kleinbahnen in PreuBen. 

(Abgeschlossen am 31. März 1920.) 


über die Entwicklung der Kleinbahnen sind bisher Mitteilungen 
in der Zeitschrift für Kleinbahnen 1 ) gemacht worden. Da diese Zeit¬ 
schrift mit dem 1. Januar 1921 ihr Erscheinen eingestellt hat, werden 
in Zukunft diese Mitteilungen im Archiv für Eisenbahnwesen veröffent¬ 
licht werden. 

Eine die Kleinbahnen im Deutschen Reich umfassende voll¬ 
ständige Statistik ist auch für das Geschäftsjahr 1919 nicht auf gestellt 
worden. Dagegen sind für die in Preußen gelegenen Kleinbahnen die 
eingetretenen Veränderungen wieder soweit ermittelt, daß Uber die Ent¬ 
wicklung dieser Bahnen im Jahr 1919 die nachfolgenden, wie im Vor¬ 
jahr beschränkten Mitteilungen gemacht werden können. Dabei sind 
diesmal auch die Veränderungen berücksichtigt, die durch die Gebiets¬ 
abtretungen infolge des Friedensvertrags eingetreten sind. 

I. Nebenbahnähnliche Kleinbahnen 2 ). 

Anzahl and Streckenlänge der genehmigten Bahnen. 

An nebenbahnähnlichen Kleinbahnen waren am Schluß des Be¬ 
richtsjahrs (31. März 1920) in Preußen — lfd. Nr. 3 und 7 der Anlage 1, 
letzte Spalte auf Seite 623 — 311 selbständige Unternehmen mit 9509,5« km*) 
(im Vorjahr 334 mit 11 298,oo km) vorhanden. 

Hinzugekommen waren im Berichtsjahr an neuen Unternehmen 
und an Erweiterungen bestehender Linien: 2 Bahnen und (28,03 + 5,io 
—) 33,13 km. Diesem Zugang stand aber infolge Wegfalls der mit 
den abgetretenen Gebieten der Aufsicht des preußischen Staats ent- 

*) Vgl. zuletzt Zeitschrift für Kleinbahnen 1920 S. 41 ff. und S. 70 ff. 

*) In der auf S. 622 bis 627 beigefUgten Anlage 1 sind die Angaben, nach 
Provinzen geordnet, übersichtlich zusammengestellt. 

*) Außerdem (299,34 + 352,60=) 652,03 km Teilstrecken solcher Un¬ 
ternehmen, die von Preußen in andere Länder übergreifen oder in den jetzt zu 
Polen gehörigen Gebieten liegen. 

40* 
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zogenen Bahnen 1 ), doirch Abbruch einer Teilstrecke (Grünhof-Spranden 
der Marienwerder Kleinbahnen) und Umwandlung einer anderen in eine 
Straßenbahn (Siegburg—Sieglar) ein Abgang von 25 Bahnen und 
(1811,12 + 3,oo + 8,20 =) 1822,32 km gegenüber, so daß sich Anzahl 
und Streckenlänge der nebenbahnähnlichen Kleinbahnen im Berichtsjahr 
um (25 — 2 =) 23 Bahnen und (1822,32 — 33,13 =) 1789,io km vermindert 
haben. 

Am 1 . Oktober 1892, dem Tag des Inkrafttretens des Klcinbahn- 
gesetzes, bestanden in Preußen 11 nebenbahnähnliche Kleinbahnen mit 
159,io km Streckenlänge. Ihr Bestand hat sich also bis zum 31. März 
1920 um (311 — 11 -) 300 Bahnen mit (9509,so — 159,io =) 9350,w km 
vermehrt. 

Nach der Zahl der am 1. April 1920 vorhandenen oder wenigstens 
genehmigten nebembahnähnlichen Kleinbahnen stand an erster Stelle, wie 
bisher, die Rheinprovinz mit 52 Bahnen. Ihr folgten die Provinzen Sachsen, 
mit 38, Hannover mit 37 und Brandenburg mit 36 Bahnen. Die geringste 
Zahl hatte — wenn man von den Hohenzollernschen Landen und dem die 
deutsch gebliebenen Teile der früheren Provinzen Posen und Westpreußen 
östlich der Weichsel umfassenden Verwaltungsbezirk Posen-Westpreußen 
absieht — die Provinz Ostpreußen mit 15 — allerdings zum Teil besonders 
umfangreichen — Bahnen amifzuweisen. 

Die größte Streckenlänge hatte, wie im Vorjahr, das Netz der neben¬ 
bahnähnlichen Kleinbahnen in den Provinzen Pommern, Brandenburg und 
Hannover mit 1749,45 km, 1145,55 km und 1137,13 km, während den vierten 
und fünften Platz die Provinz Sachsen mit 1009,eo km und die Rheinpiovinz 
mit 950,23 km einnahmen. Die geringste Längenausdehnung Endet sich 
— wenn von den Hohenzollernschen Landen und der jetzigen Grenzmark 
Posen-Westpreußen abgesehen wird —, wie im Vorjahr, in der Provinz 
Hessen-Nassau, und zwar mit 372,5» km. 

Anzahl und Länge der im Betrieb befindlichen Bahnen. 

Von den am Schluß des Berichtsjahrs in Preußen vorhandenen oder 
wenigstens genehmigten 311 nebenbahtnähnlichen Kleinbahnen mit 9509,50 km 
Streckenlänge befanden sich 296 mit 9091,20 km*) (im Vorjahr 321 mit 
10 903,72 km) im Betrieb. Anzahl und Streckenlänge der im Betrieb be¬ 
findlichen Bahnen hatten hiernach im Berichtsjahr um (321 — 296 =) 25 

*) In der auf S. 634 beigcfUgten Anlage 3 sind diese Bahnen mit ihren 
Streckenlängen einzeln auf geführt. 

’) Außerdem 299,34 + 352,6» == 652,03 km Teilstrecken solcher Unter¬ 
nehmen, die von Preußen in andere Länder übergreifen oder in den jetzt zu Polen 
gehörigen Gebieten liegen. 
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Bahnen und (10 903,72 — 9091,20 =) 1812,52 km abgenonuüen, was im we¬ 
sentlichen auf den Wegfall der mit den abgetretenen Gebieten der Aufsicht 
des preußischen Staats entzogenen Kleinbahnen ‘) zurückzuführen ist. 


Das Verhältnis der im Betrieb befindlichen nebenbahnähnlichen 
Kleinbahnen in den einzelnen Landesteilen Preußens zur Einwohnerzahl 
und zur Bodenfläche erhellt aus folgender Zusammenstellung: 


1 

2 

3 

4 

5 

1 6 

7 

Laufende Nummer 

Provinz 

(Verwaltungsbezirk) 

1 

Ein¬ 

wohner¬ 

zahl 

! 

i Flächen¬ 
inhalt 

qkm 

Im Betrieb 
befindliche 
nebenbahn¬ 
ähnliche 
Klein¬ 
bahnen 

km 

Von der in Spalte 5 
angegebenen 
Streckenlänge 
fallen auf: 

10 000 
Ein¬ 
wohner 

100 qkm 

1 

Ostpreußen. 

2229290 

9 

36988,30 

837,94 

3,76 

2,36 

2 

Posen-Westpreußen . . 

326 881 

7 754,60 

80,88 

2,47 

1,04 

3 

Brandenburg mit Berlin 

6 249 397 

39905,70 

1 095,36 

1,76 

2,74 

4 

Pommern. 

1 787 193 

30184,80 

1 719,04 

9,63 

m 0,70 

5 

Schlesien. 

5 271 896 

39542,80 

848,89 

1,61 

2,16 

6 

Sachsen.. . 

3 129193 

25 267,30 

952,16 

3,04 

3,77 


östliche Provinzen . . 

18 993850 

179 642,50 

6534,36 

2,91 

3,08 

7 

Schleswig-Holstein . . 

1462187 

15 036,40 

626,64 

4,29 

4,17 

8 

Hannover . 

3 017 366 

1 38609,40 

1 103,59 

3,66 

2,87 

9 

Westfalen. 

4 488116 , 

| 20219,60 

505,48 

1,12 

2,50 

10 

Hessen-Nassau .... 

2273 502 

15 702,oo 

365,36 

1,61 

2,33 

11 

Rheinprovinz. 

7 359 242 

26011,io 

868,30 

1,17 

3,83 

12 

Hohenzollernsche Lande 

70 761 

1142,30 

92,57 

13,08 

8,10 


Westliche Provinzen . 

18 671 163 

116619,70 

3 556,94 

Ml 

3,05 


Staat . . . 

37 665013 

296262,30 

9091,30 

1 

j 

3,07 


lm Verhältnis zur Bevölkerungsdichtigkeit sind mit nebenbahnähn¬ 
lichen Kleinbahnen am reichsten ausgestattet: die Hohenzollemschen 
Lande und die Provinzen Pommern, Schleswig-Holstein, Ostpreußen, Han¬ 
nover und Sächsen; am ungünstigsten: die Provinz Westfalen, die Rhein¬ 
lande, Hessen-Nassau, Schlesien und Brandenburg. Nach dem Flächen¬ 
inhalt stehen am besten: die Hohenzoltemschen Lande und dne Provinzen 
Pommern und Schleswig-Holstein; am ungünstigsten: die Grenzmark 
Posen-Westpreußen und die Provinzen Schlesien und Ostpreußen. 

1 ) Vgl. die auf Seite 634 beigefügtc Anlage 3. 
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Über die Länge und die örtliche Verteilung sämtlicher Eisenbahnen Preußens, einschließlich der neben¬ 
bahnähnlichen Kleinbahnen, gibt die nachstehende Zusammenstellung Aufschluß: 
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*) Einschließlich der Alstertalbahn (3,70 km) und der Hamburger Walddörfer Bahn (10 ,40 km), die beide — weil nur 
dem Ortsverkehr dieneud — in der Reichsstatistik nicht enthalten sind. 














Entwicklung der Kleinbahnen in Preußen. 


611 


Spurweite. 

Die Spurweite war be' den genehmigten nebenbahnähnlichen Klein¬ 
bahnen: | ~~ - - | 

1918 | 1919 


1,43» in bei . 211 Bahnen oder 63,2 v. H. ! 204 Bahnen oder 65,6 v. H. 

l,ooo m bei . 45 - „ 13,5 ^ | 40 - 12,» „ 

0,750 m bei .j 39 _ 11,6 38 _ , 12,2 

O, 60 o m bei . 9 „ „ 2,7 3 - 0,9 

eine gemischte bei . . :j 20 6,o _ 18 „ 5,8 

eine abweichende bei jj 10 _ „ 3,o „ j 8 2,6 „ 


Betriebszweck. 

Der Betriebszweck bestand bei den nebenbahnähnlichen Kleinbahnen 


in Preußen: 


ln der 





Person.-Beförderungbei 

3 Bahnen 

oder 0,3 v. H. j 3 

Bahnen oder 

1,0 v. H. 

Güterbeförderung bei . 

25 

7,5 „ 26 

«4 44 

8,o _ 

Personen- und Güterbe¬ 


! 



förderung bei .... 

306 

„ 91,6 „ ! 283 

44 44 

91,n „ 


Betriebsmittel. 

Als Betriebsmüttel fanden Verwendung: 

Dampflokomotiven bei I 293 Bahnen oder 87,7 v. H. 271 Bahnen oder 87,i v. H 

elektrische Motoren bei I 33 „ 9,9 „ 32 „ „ 10,8 r 

Dampflokomotiven und 

elektr. Motoren bei . | 8 „ 2,4 „ 8 „ „ 2,6 r 


Verteilung der nebenbahnähnlichen Kleinbahnen nach ihrer Zweck¬ 
bestimmung. 

Es dienten von den genehmigten Bahnen: 


a) dem Person.-Verkehr, | 
vorzugsweise in Städ¬ 
ten und in deren Um- [ 

gebung.' 7 Bahnen mit 114,50 km 7 Bahnen mit 114 50 km 


b) dem Fremden-(Bade-) 


verkehr . 

9 

r 

140,86 „ 

9 

r 

* 140,36 

c) vorzugsw. demHandel 
und der Industrie . . 

80 

44 

1 135,90 „ 

80 


„ 1 144,43 

d) vorzugsw. landwirt¬ 
schaftlichen Zwecken 

119 


- 6 066,oi „ 

103 


. 4 640,38 

e) annähernd im gleich. 
Maß dem Handel und 
der Industrie sowie 
landwirtschaftlichen 
Zwecken. 

119 


- 3 842,52 - 

112 


. 3 469,83 
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Auf die 

östlichen Provinzen 1 westlichen Provinzen 







kamen 1919 




von den Bahnen 

zu a . 

— Bahnen mit — km 1 7 Bahnen mit 114,50 km 

* n 


„ b • 

2 

T) 

„ B2,u „ 1 7 

V 

„ 88,25 

« 

v n 

, 

c . ! 

30 

n 

„ 509,71 * 60 

- 

. 634,72 

- 

„ 


n d . J 

64 

n 

„ 3390,70 „ 39 

* 

, 1249,68 

- 

* v 

n 

« e . | 

56 

y> 

„ 1360,31 , | 66 

V 

„ 1609,52 

- 

Die Länge der Bahnen 

zu a 

betrug 1,2 v.H., der 

ZU 

b 1,5 v.H., 

der 


zu c 12,o v.H., der zu d 48,8 v. H. und der zu e 36,5 v. H. der Gesamt¬ 
länge der preußischen nebenbahnähnlichen Kleinbahnen. 

Form (Eigentum) der Unternehmungen. 

Es überwiegt nach wie vor die Form der Gesellschafts¬ 
unter n e h m u n«ge n. Es sind deren 211 (im Vorjahr 221) vorhanden, 
während Kommunal verbände — Kreise oder Gemeinden — Unter¬ 
nehmer von 97 (Sm Vorjahr 110) nebenbahnähnlichen Kleinbahnen sind. 
Privateigentümer kommen seltener vor. Ihre Zahl beträgt, w r 'ie im Vor¬ 
jahr, nur 3. 

Betriebsführung. 

Der Betrieb wird bei den nebenbahnähnlichen Kleinbahnen vielfach 
nicht von dem Eigentümer, sondern von gewerbsmäßigen Betriebsunter¬ 
nehmern, von Provinzialverbänden und in einzelnen Fällen vom Staat ge¬ 
führt. Der größte der gewerbsmäßigen Betriebsuntemehmer ist die Firma 
Lenz & Co. mit «ihren beiden Tochtergesellschaften, der Ost- und der West¬ 
deutschen Eisenbahngesellschaft. Von den Provinzialverbänden treten die 
der Provinzen Pommern *), Brandenburg und Westfalen bei einer größeren 
Anzahl von Bahnen als Betriebsunternehmer auf. Die preußische Staats¬ 
eisenbahnverwaltung führt den Betrieb bei 11*) nebenbahnähnlichen 
Kleinbahnen. 

Anlagekapital *). 

Das Anlagekapital der genehmigten nefbenbahnähnlichen Kleinbahnen 
in Preußen — einschließlich der in andere Staaten reichenden Teilstrecken') 

*) Der Provinzialverband der Provinz Pommern hat die Betriebsvertriige 
zum 1. 4. 1920 gekündigt. 

*) Außerdem besorgt, die preußische Staatseisenbahnverwaltung bei 3 Bahnen 
mit zusammen 7,44 km den Fahrdienst 

*) Als Anlagekapital gilt der für die Herstellung und Ausrüstung der Bah¬ 
nen insgesamt aufgewendete Betrag, bei Bahnen, die ganz oder teilweise auf eige¬ 
nem Bahnkörper angelegt sind, einschließlich der (ziffermäßig feststehenden) 
Grunderwerbskosten. 

*) Ausschließlich 21,08 km, für die Anlagekosten noch nicht nachgewiesen 

sind. 
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— stellt steh auf 705263 595 M (Im Vorjahr 751 928 076 JC). Es hat sich 
mithin gegenüber dem Vorjahr um (751928 076—705 263 595 =) 46664 481 JC 
vermindert, was auf den "Wegfall der mit den abgetretenen Gebieten 
der Aufsicht des preußischen Staats entzogenen Kleinbahnen zurückzu¬ 
führen ist. 

Auf 1 km kommen durchschnittlich 69 550 M (im Vorjahr 65 012 J/.); 
1 km Vollspur kostete durchschnittlich 75 782 Ji, 1 km Schmalspur 
53 992 JL 

Von dem Ges&mtaniagekapital sind oder werden aufgebracht: 
vom Staat (Kleinbahnunterstützungsfonds) . . 111660282 


von den Provinzen. 91 532 679 M , 

von den Kreisen. 166 145 979 Ji, 

von den Zunächstbeteiligten. 102 889 020 M, 

in sonstiger Weise. 233 035 635 


Ertragsfähigkeit. 

Bei Betrachtung der ErträgederKleinbahnen scheiden zu¬ 
nächst alle die Bahnen aus, die noch nicht voll oder erst kurze Zeit (noch 
nicht ein Jahr) im Betrieb sind, ferner die, die in der Hauptsache nur den 
persönlichen Zwecken des Eigentümers dienen oder deren Reingewinn *) 
aus sonstigen Gründen nicht zuverlässig festgestellt werden konnte. 

Wie sich bei den übrigen nebenbahnähnlichen Kleinbahnen die Ver¬ 
zinsung des Anlagekapitals in den letzten 4 Jahren stellt, erhellt aus fol¬ 
gender Zusammenstellung: 


Berichts¬ 

jahr 

Id 

Betracht 

gezogene 

Bahnen 

Anahl 

0 v. 11. 

bis zu 

1 v. H. 

bis zu 

2 v. H. 

bis zu 

:* v. H. 

bis zu 

4 v. H. 

mehr 

bis zu | 

als 5 bis 

5 v * H. | 

10 v. H. 

über 

10 v.H. 

1916/17 . . 

276 

61 

43 

40 

60 

27 

22 25 

8 

1917/18 . . 

278 

51 

34 

33 

89 

40 

28 | 46 

7 

1918/19 . . 

279 

75 

27 

31 

38 

30 : 

i 25 i 49 

4 

1919/20 . . 

277 

; 137 

; 25 

! 19 

22 

15 

j 14 , 31 , 

14 


Betriebsleistungen, Verkehr, Unfälle. 

Hierüber sind für 1919 Angaben nicht eingeholt. 


') Unter Reingewinn versteht sieh der Überschuß der Betriebseinnahmen 
Uber die Betriebsausgaben der Bahnen — einschließlich der Rücklagen in etwaige 
Erneuerung»- und Spezialreservefouds sowie der gewöhnlichen Abschreibungen, 
aber ausschließlich der Zinsen und Tilgungsbeträge für den im Anleiheweg be¬ 
schafften Teil des Anlagekapitals —. Als Anlagekapital gilt der fiir die Her¬ 
stellung und Ausrüstung der Bahnen insgesamt aufgewendete Betrag, bei Bahnen, 
die ganz oder teilweise auf eigenem Bahnkörper angelegt sind, einschließlich der 
(ziffermäßig feststehenden) Grunderwerbskosten. 
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II. Straßenbahnen 1 ). 

Anzahl und Streckenlänge der genehmigten Bahnen. 

An Straßenbahnen waren am Schluß des Berichtsjahrs (31. 3. 1920) 
in Preußen — lfd. Nr. 3 und 7 der Anlage 1, letzte Spalte auf S. 629 — 
183 selbständige Unternehmen mit 3857.58 km*) (im Vorjahr 205 mit 
3979,25 km) vorhanden. 

Hinzugekommen waren im Berichtsjahr an neuen Unternehmungen 
und an Erweiterungen bestehender: 1 Bahn und ( 8,07 -|- 8,44 =) 17,41 km. 
Diesem Zugang stand aber infolge Wegfalls der mit den abgetretenen Ge¬ 
bieten der Aufsicht des preußischen Staats entzogenen Bahnen *) und in¬ 
folge Vereinigung von bisher selbständigen Unternehmungen mit anderen 
Bahnen*) ein Abgang von (8 + 4 + 11 =) 23 Bahnen und 139,«s km 
gegenüber, so daß sich Zahl und Streckenlänge der Straßenbahnen im 
Berichtsjahr um (23 — 1 —) 22 Bahnen und (139,08 —17,41 =) 121,07 km 
vermindert haben. 

Am 1. Oktober 1892, dem Tag des Inkrafttretens des Kleinbahn¬ 
gesetzes, bestanden in Preußen 79 Straßenbahnen mit 875,70 km Strecken¬ 
länge. Ihr Bestand hatte sich also bis zum 31. März 1920 um (183 — 79 —) 
104 Bahnen mit 3857,58—875,70=) 2981,8» km vermehrt. 

Nach der Zahl der am 1. April 1920 vorhandenen oder wenigstens 
genehmigten Straßenbahnen stand an erster Stelle, wie bisher, die Rhein¬ 
provinz mit 64 Bahnen. Auf sie folgten in weitem Abstand die Pro¬ 
vinzen Brandenburg mit 25, Westfalen mit 23 und Sachsen mit 18 Bahnen. 
Die geringsten Zahlen — wenn man von den Hohenzo Herrischen Landen 
und dem die deutsch gebliebenen Teile der früheren Provinzen Posen und 
Westpreußen östlich der Weichsel umfassenden Verwaltungsbezirk Posen- 
Westpreußen, die keine Straßenbahnen besitzen, absieht — hatten die Pro¬ 
vinzen Pommern mit 4, Ostpreußen mit 5 und Scheswig-IIolstein mit 6 Bah¬ 
nen aufzuweisen. 

Die größte Längenausdehnung hatte das Straßenbahnnetz der Rhein¬ 
provinz mit 1388,43 km. Ihr folgte die Provinz Westfalen mit 650,14 km, 
während an dritter Stelle der Geschäftsbezirk des Polizeipräsidenten von Ber¬ 
lin mit 517,oo km stand. Die letzten Plätze rahmen die Provinzen Pommern 
mit 60,ir» km und Ostpreußen mit 66,oi km ein. 

Von den insgesamt vorhandenen 183 preußischen Straßenbahnen mit 
3857,58 km Streckenlänge lagen 67 Bahnen mit 1244,27 km in den Provinzen 
östlich der Elbe (einschließlich der Provinz Sachsen) und 116 Bahnen mit 
2613,31 km in denen westlich der Elbe. 

*) In der auf S. 628 bis 633 beigefügtcn Anlage 2 sind die Angaben nach 
Provinzen geordnet, übersichtlich zusammengestellt. 

*) Außerdem 195,51 km Teilstrecken solcher Unternehmen, die von Preußen 
in andere Länder übergreifen. 

3 ) In der auf S. 634 beigefügten Anlage 3 sind diese Bahnen mit ihren 
Streckenlängen einzeln aufgeführt. 

*) Vgl. Anmerkung 3 und 4 der Anlage 2 (S. 628). 
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Anzahl and Streckenlänge der im Betrieb befindlichen Bahnen. 

Von den am Schluß des Berichtsjahrs vorhandenen oder wenigstens 
genehmigten 183 Straßenbahnen mit 3857.58 km Streckenlänge befanden sich 
179 mit 3789,70 km ‘) (im Vorjahr 201 mit 3859,28 km) im Betrieb. Anzahl 
and Streckenlänge der im Betrieb befindlichen Straßenbahnen hatten hier¬ 
nach im Berichtsjahr tun (201 — 179 =) 22 Bahnen und (3859,28 — 3739,76 =) 
119,52 km abgenommen, was im wesentlichen auf die bereits in dem vorher¬ 
gehenden Abschnitt dargelegten Ursachen zurückzuführen ist. 

Das Verhältnis der im Betrieb befindlichen Straßenbahnen in den 
einzelnen Landesteilen Preußens zur Einwohnerzahl und zur Bodenfläche 
erhellt aus folgender Zusammenstellung: 


1 

2 

3 

1— 4 

5 

6 

7 

u 

o 

c 



j 

Im 

| Von der in Spalte r> 

c 

£ 



j 

Betrieb 

angegebenen 



Eia- 

i Flächen- 

befind- 

Streckenlänge 

Y 

Provinz 

wohner 

j inhalt 

liehe 

fallen auf 

e 

c 

Vm 

3 

(\ erwaltungsbezirk) 

zahl 

i 

Straßen¬ 

bahnen 

loooo 

Ein- 

100 qkm 




j qkm 

km 

wohner 


i 

Ostpreußen. 

2229290 

36988,30 

66,91 

0,30 

0,18 

2 

Posen-Westpreußen . . 

326 881 

7 754,60 

— 

— 


3 

Brandenburg mit Berlin 

6 249 397 

39 906,70 

726,57 

1,16 

1,82 

4 

Pommern. 

1 787 193 

30 184,30 

59,86 

0,33 

0,20 

5 

Schlesien. 

5271 896 

39 642^0 

141,49 

0,27 

0,36 

6 

; Sachsen . 

3 129 193 

25 267,30 

191,43 

0,61 

0,76 


Östliche Provinzen . 

18998 850 

| 179 642,50 

1 186,26 

0,62 

0,66 

7 

Schleswig-Holstein . . 

1 462 187 

i 16 086,« 

141,85 

0,97 

0,94 

8 i 

Hannover . 

3017 866 

38509,40 

216,72 

1 0,72 

0,66 

9 

; Westfalen. 

4488115 

20219,60 

636,16 

| 1.42 

3,15 

10 

Hessen-Nassau 

2 273 502 

16 702,00 

203,25 

0,89 

1,29 

11 

Rheinprovinz. ’ 

7 359 242 

26011,10 

1 356,02 

1.H4 

6,21 

12 

HohenzollemscheLande 

, 70 751 

1 142,20 

— 

— 

— 


Westliche Provinzen 

18671 163 

i 116619,70 

2658,50 

1.37 

2,19 

i 

| Staat. ^ 

37 666013 

1 296262,» 

3 739,76 | 

0,99 

1,26 


Bei Zugrundelegung der Bevölkerungszahlen hatten somit in bezug 
auf die Straßenbahnen die günstigsten Verhältnisse die Rheinlande und die 
Provinzen Westfalen, Brandenburg, Schleswig-Holstein, Hessen-Nassau, die 
ungünstigsten die Provinzen Schlesien, Ostpreußen, Pommern. Nach dem 
Flächeninhalt standen am besten die Rheinprovinz und Westfalen, am un¬ 
günstigsten Ostpreußen und Schlesien. 

*) Außerdem 195,51 km Teilstrecken solcher Unternehmen, die von Preußen 
in andere Länder iibergreifen. 
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Spurweite. 


Die Spurweite war bei dem genehmigten Straßenbahnen: 


j 


19 18 





19 19 



j 

1,435 in bei . 

74 Bahnen oder 36 ,1 

v. H. 

70 

Bahnen oder 88,3 

v. H. 

1,000 ., n . 1 

120 

rt 71 

58,5 

n 

104 

71 

77 

56,8 


0,750 „ „ . I 

2 

71 7i 

1,0 

77 

1 

77 


0,5 

- 

0,600 „ „ . 

1 

v *» 

0,5 

77 

1 


r> 

0,5 


eine gemischte bei . . , 

4 

*1 « 

1,9 


3 


•4 

1,7 

- 

eine abweichende bei . | 4 

Als Fahrzeuge fanden 

•2," * 

Fahrzeuge. 

Verwendung bei dien 

4 

Straßenbahnen: 

2,2 


Dampflokomotiven bei 

11 

Bahnen oder 

5,3 

v. H. 

11 Bahnen oder 

6,0 

V. H. 

elektrische Motoren bei 

177 

r» 

86,3 


156 

n 


85,2 


Pferde bei . 

10 

** «, 

5,0 


9 

77 

7) 

4.9 

77 

Dampflokomotiven und 
elektrische Motoren 










bei . 

1 

r> v 

«>,-> 


1 



0,6 

y. 

Elektrische Motoren und 










Pferde bei . 

1 

„ „ 

0,5 


1 


V 

0,6 

M 

Drahtseile bei . 

1 

5 

71 77 

2,4 

•> 

5 

r> 


2,7 

- 


Der elektrische Betrieb 'ist immer weiter auf Kosten des Pferde- und 
des Dampfbetriebs in der Ausdehnung begriffen. Waren es in Preußen 
am 31. März 1901 noch 24 Bahnen mit 162,8 km (7,3 v. H.), die ausschließlich 
mit Pferden betrieben wurden, so hatten 1919 nur noch 9 Bahnen mit 
40,m km (1,04 v. H.) lediglich Pferdebetrieb. Die meisten dieser Bahnen 
hatten nur eine Betriebslänge von 2 bis 4 km. Eine Bahn im Regierungs¬ 
bezirk Magdeburg von 14,66 km Länge, die in der Hauptsache den Bedürf¬ 
nissen des Eigentümers dient, wurde mit Pferden und Ochsen betrieben. 

Mit Dampflokomotiven wunden in Preußen 1901 noch 20 Bahnen mit 
133,5 km (6,o vt. H. der Gesamtlänge) betrieben, jetat nur noch 11 Bahnen mit 
60,81 km ( 1,58 v.KL). Darunter befindet sich eine Straßenbahn, die zur Er¬ 
zeugung der Betriebskraft Benzlin und Benzol verwendet. 

Betriebszweck. 


Der Betriebszweck .bestand: 


in der 

19 18 

19 1 9 

-- .. — 


' 

Personenbeförderung 


1 


bei.! 

139 Bahnen oder 67,8 v. H. 

121 Bahnen 

oder 66,i v. H. 

Güterbeförderung bei . 
Personen- und Güter¬ 

4 „ 2,ü „ 

3 * 

n lp 4» 

beförderung bei . . 

62 * 30,2 „ 

59 

. 32,2 . 
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Von den 59 der Personen- und Güterbeförderung dienenden Straßen¬ 
bahnen Preußens pflegten 42 den Güterverkehr nur in beschränktem Um¬ 
fang; von diesen beförderten 10 Bahnen lediglich Gepäckstücke, die übrigen 
auch Lebensmittel, Markt- und Stückgüter usw. Auch auf den im allge¬ 
meinen nur der Personenbeförderung dienenden Straßenbahnen sind im Be¬ 
richtsjahr vielfach Güter, namentlich Postsendungen und Kohlen, befördert 
worden. Es handelt sich indes in diesen Fällen lediglich um eine vorüber¬ 
gehende Maßnahme für die Dauer der durch den Krieg geschaffenen beson¬ 
deren Verhältnisse. 

Verteilung der preußischen Straßenbahnen nach ihrer Zweckbestimmung. 

Die Verteilung der Straßenbahnen in Preußen nach ihrer Zweck¬ 
bestimmung wird durch nachstehende Übersicht veranschaulicht: 

Es dienten von den genehmigten Bahnen: 


a) dem Person-Verkehr, 

19 18 

19 19 

vorzugsweise in Städ- 

ten und deren Um- 



r——— 


gebung . 

167 Bahnen mit 3 514,oi km 

146 Bahnen mit 3 395,38 km 

b) dem Fremden-(Bade-) 





Verkehr. 

17 

46,55 „ 

16 „ „ 42,51 

n 

c) vorzugsweise dem 





Handel und der In¬ 
dustrie . 

18 „ 

381,80 „ 

18 - „ 381,80 

n 

d) vorzugsw. landwirt- 





schaftlichen Zwecken 

1 Bahn „ 

14,65 r 

1 Bahn „ 14,65 

19 

e) annähernd in gleich. 





Maß dem Handel und 
der Industrie sowie 
landwirtschaftlichen 
Zwecken. 

2 Bahnen „ 

23,24 „ 

2 Bahnen „ 23, u 

* 



Auf die 



östlichen Provinzen 

. westlichen Provinzen 




kommen 1919 


von den Bahnen zu a . 

61 Bahnen mit 

1209,49 km 

85 Bahnen mit 2 185,89 km 

« - « * b . 

2 „ 

2,69 „ 

14 „ „ 39,82 

1? 

w n v *» ® • 

2 » n 

11,14 „ 

16 v „ 370,66 

V 

n n v r> d 

1 Bahn . 

14,65 „ 

n n 

V 

Tf V W » ® * 

ln n 

6,30 „ 

1 Bahn „ 16,94 


Die Streckenlänge der Bahnen zu a) betrug mithin 88,o v. H., der 

ZU 

b) 1,1 v. H., der zu c) 9,9 v. H., der zu d) 0,4 v. H. und der zu e) 0,o v. 

H. 


des gesamten preußischen Straßenbahnnetzes. 
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Form (Eigentum) der Unternehmungen. 

Von den am Schluß des Berichtsjahrs in Preußen vorhandenen oder 
wenigstens genehmigten 183 Straßenbahnen t>efanden sich 90 im Eigentun) 
und Betrieb von Kommunalverbänden (Kreisen und Gemeinden). Dagegen 
waren im Besitz von privaten Gesellschaften 87 Bahnen. Die Gesellschafts- 
Unternehmungen sind zum größten Teil im Eigentum von solchen Gesell¬ 
schaften, deren Geschäftsbereich sich nicht über das einzelne Bahnnetz 
hinaus erstreckt. Daneben besteht aber eine Reihe anderer Unternehmungen, 
die zum Teil in verschiedenen Gegenden des Reichs Bahnen besitzen und 
betreiben. Privaten Personen gehören 6 Unternehmungen an. 

Anlagekapital 1 ). 

Das Anlagekapital sämtlicher genehmigten preußischen Straßen¬ 
bahnen (eingerechnet die in andere deutsche Staaten reichenden Teil¬ 
strecken *) stellte sich auf 1157 448 315 M. Es kamen mithin auf 1 km 
durchschnittlich 287 220 M ; 1 km Straßenbahn kostete in Preußen durch¬ 
schnittlich in Vollspur 423 750 M, in Schmalspur 143 075 JL 

Auf die Höhe des Betrags für die vollspurigen Bahnen ist jedoch 
das Anlagekapital der kostspieligen vollspurigen Bahnen in verschiede¬ 
nen Großstädten, namentlich der Hoch- und Untergrundbahnen, von er¬ 
heblichem Einfluß. Läßt man beispielsweise die Bahnen in Berlin und 
Umgegend außer Betracht, so ergibt sich für 1 km Straßenbahn in Voll¬ 
spur ein durchschnittliches Anlagekapital von 239 928 JL Demgegenüber 
stellen sich die Kosten der Hoch- und Untergrundbahnen in Berlin*) auf 
5 801 052 Ji für 1 km und die Kosten der sonstigen Berliner Straßen¬ 
bahnen auf 530 591 JL für 1 km. 

Von dem angegebenen Gesamtanlagekapital wurden aufgebracht: 


vom Staat (aus dem Kleinbahnunterstützungsfonds) . . 395200 M 4 ). 

von den Provinzen. 2038127 „ , 

* * Kreisen. 32647964 „ . 

„ „ Zunächstbeteiligten. 277421000 „ , 

in sonstiger Weise. 844 946 024 « . 


1 ) Als Anlagekapital gilt der für die Herstellung und Ausrüstung der Bah¬ 
nen insgesamt aufgewendete Betrag, bei Bahnen, die ganz oder teilweise auf eige¬ 
nem Bahnkörper angelegt sind, einschließlich der (ziffermäßig feststehenden) 
Grunderwerbskosten. 

*) Ausschließlich der Strecken von zusammen 23,26 km, für die die Anlage¬ 
kosten noch nicht nachgewiesen sind. 

*) Einschließlich der der Hochbahngesellschaft gehörigen Flachbahn von 
Berlin nach Lichtenberg (3,24 km), deren Anlagekosten nicht besonders nachge¬ 
wiesen sind. 

*) Einschließlich 155 740 A von Hessen und 10000 A von Lippe für die in 
diesen Staaten gelegenen Teilstrecken zweier preußischer Bahnen. 
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Ertragsfähigkeit *). 


Wie sich bei den in Betracht zu ziehenden preußischen Straßen¬ 
bahnen die Verzinsung des Anlagekapitals in den letzten 4 Jahren stellte, 
erhellt aus folgender Zusammenstellung: 


Berichts¬ 

jahr 

In 

Betracht 

gezogene 

Bahnen 

Anahl 

0 V. H. 

bis zu 

1 v.H. 

bi h zu 

2 v.H. 

bis zu 

3 v. H. 

bis zu 

4 v. H. 

bis zu 

5 v. H. 

mehr 

als 5 bis 

10 v. H. 

über 

10 v.H. 

1916/17 . . 

142 

16 

6 

10 

13 

19 

21 

46 

12 

1917/18 . . 

143 

13 

5 

5 

6 

16 

17 

54 

28 

1918/19 . . 

142 

18 ! 

3 

6 

10 | 

19 

10 

57 

19 

1919/20 . . 

139 

\ 

69 | 

i 8 i 

1 7 1 

9 

12 

8 

15 

11 


Betriebsleistungen. Verkehr. Unfälle. 

Hierüber sind für 1919 Angaben nicht eingeholt. 


III. Zusammenfassung. 

Das Gesamtnetz der genehmigten preußischen Kleinbahnen beider 
Gattungen (nebenbahnähnliche Kleinbahnen und Straßenbahnen) umfaßte 
am Ende des Berichtsjahrs 1919: 13 367,os km (im Vorjahr 15 277 ,»4 km), 
mithin gegenüber dem Vorjahr 1910,8« km oder 12,« v. H. weniger. Im Be¬ 
trieb waren 12 830,»« km (im Vorjahr 14 763,oo km); die Abnahme betrug 
also hier 1932,04 km oder 13,t v. H. Demgegenüber betrug das Netz der im 
Betrieb befindlichen Staats- und Privateisenbahnen in Preußen 1919: 
34 362,67 km (im Vorjahr 38 893 ,10 km). Auch hier ist also ein Abgang 
von 4530,43 km oder ll,e v. H. zu verzeichnen. 

Das in den preußischen Kleinbahnen angelegte Kapital betrug am 
Ende des Berichtsjahrs 1 862 711 910 Jl (im Vorjahr 1 928 575 889 M), also 
65863 979 oder 3,4 v. H. weniger als im Vorjahr. 

Der sich in diesen Ziffern zeigende Rückgang an Streckenlänge 
und Anlagekapital ist auf die Wirkungen des Friedensvertrags zurück¬ 
zuführen, durch den größere Gebietsteile mit Staats- und Kleinbahnbesitz 
dem preußischen Staat entzogen sind. 

Wesentlich verschieden ist bei beiden Kleinbahngattungen natur¬ 
gemäß ihr Betriebszweck. Während von den vorhandenen 183 preußi¬ 
schen Straßenbahnen 121 ( 66,1 v. H.) nur der Personenbeförderung dienten 
und 62 (33,0 v. H.) die Beförderung van Personen und Gütern oder von 

*) Vgl. hierzu die Ausführungen bei der Ertragsfähigkeit der nebenbahn- 
ähnlichen Kleinbahnen (S. 613 dieser Zeitschrift). 
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Gütern allein zu ihrer Aufgabe machten, beschränkten sich von den 311 
nebenbahnähnlichen Kleinbahnen nur 3 Bahnen (1 v. H.) auf den reinen 
Personenverkehr; die übrigen 308 (99 v. H.) dienten beiden Verkehrsarten 
oder dem Güterverkehr allein. 

Ebenso verschieden ist bei beiden Kleinbahngattungen die Art ihrer 
Betriebskraft. Bei den Straßenbahnen steht der elektrische Betrieb im 
Vordergrund. Elektrische Motoren wurden im Berichtsjahr in Preußen 
von 156 Bahnen (85,2 v. H.) verwendet. Bei den nebenbahnähnlichen Klein¬ 
bahnen überwiegt dagegen nach wie vor der Dampfbetrieb erheblich. Es 
hatten 271 Bahnen (87 ,i v. H.)' Dampfbetrieb, während 32 Bahnen (10,3 v. H.) 
elektrisch und 8 Bahnen (2,6 v. H.) durch Dampf und Elektrizität betrieben 
wurden. 

In den Erträgen der Kleinbahnen (nebenbahnähnlichen Kleinbahnen 
sowohl wie Straßenbahnen) ist im Berichtsjahr ein merklicher Rückgang 
zu verzeichnen, der in der allgemeinen Senkung der Verzinsung der An¬ 
lagekapitalien und in deir steigenden Zahl der Verlustbajmen zum Aus¬ 
druck kommt. Rund die Hälfte aller in Betracht gezogenen Bahnen 
haben im Jahr 1919 einen Reingewinn nicht mehr abgeworfen. Die Ur¬ 
sachen hierfür sind in dem allgemeinen Niedergang des Wirtschafts¬ 
lebens, dem hiermit verbundenen Verkehrsrückgange und namentlich in 
der außerordentlichen Steigerung aller Ausgaben zu suchen, mit der selbst 
die wiederholte Heraufsetzung der Tarife nicht mehr Schritt zu halten 
vermochte. Diese rückwärtige Bewegung scheint auch mit dem Jahr 
1919 noch nicht abgeschlossen zu sein. 


IV. Förderung des Kleinbahnwesens in Preußen durch die 
Provinzen und Kreise sowie durch den Staat. 

Provinzen und Kreise. 

Die Belastung der Provinzen und Kreise durch den Bau und Betrieb 
von Kleinbahnen (nebenbahnähnlichen Kleinbahnen und Straßenbahnen) 
ist auch für das Jahr 1919 nicht festgestellt. In welchem Maß sich die 
Provinzen, die Kreise und der Staat an dem Anlagekapital der Klein¬ 
bahnen bis zum 31. März 1920 beteiligt haben, ist aus den Abschnitten I 
und II (Anlagekapital) *) ersichtlich. Anschließend hieran werden für den 
Staat — abschließend mit dem Kalenderjahr 1920 — noch folgende 
weiteren Mitteilungen gemacht: 


Staat. 

Über den Stand und die Verwendung des staatlichen Kleinbahn¬ 
unterstützungsfonds ist folgendes zu bemerken: 

') Siehe S. 612 und S. 618. 
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An Staatsbeihilfen sind bis zum Schluß des Kalenderjahrs 1920 

a) bewilligt. 139 580656,03 M (im Vorjahr 136 744306,05 

b) in Aussicht ges tellt . 79 500, oo % ( » _ 629 500, oo 

zusammen .... 139660156,05 J6 (im Vorjahr 137373806,05 J(). 
Beantragt sind noch . 14 681 375, oo „ 
im ganzen . . 164 341631,05 «^. 

Die Verteilung der bewilligten Staatsbeihilfen nach ihren verschie¬ 
denen Formen ergibt nachstehende Übersicht. 



| Form der S t a a t s b e i h i 1 f e n 


Provinzen 

Beteiligung 
mit Aktien 
(Stamm¬ 
einlagen) 

Sonstige 

Beteiligung 

M 

Darlehen 

M 

Verlorene 

Zuschüsse 

M 

zusammen 

M 

Ostpreußen. 

18 910800 

_ 

697 500,00 

46,oo 

i 

; 1)19 608 346,00 

Brandenburg. 

993 000 

10301 647,82 

800 000,oo 

— 

12094647,32 

Brandenburg und Pommern . . 

355000 

— 

— 

— 

355 000,oo 

Pommern. 

12 034 700 

1 516 483,00 

1 810030,81 

28223,70 

2 )15 389437,oi 

Grenzmark Westpreußen-Posen 

— 

— 

1 845 250,00 

— 

i 1 845 250,00 

Niederschlesien. 

8266 876 ] 

— 

1714 778,00 

704,41 

! 9 982 357,u 

Oberschlesien. 

959 000 

— 

55 550,oo 

— 

10i4 650,oo 

Sachsen. 

! 13 287 900 

— 

835 000,oo 

180 859,15 

14 303 769,15 

Schleswig-Holstein. 

1101000 

1890 150,oo 

4257 625,00 

100 000,oo 

7 348 775,00 

Hannover . 

12918000 

1074 420,00 

3 084 416,oo 

60024,12 

17 126 860,12 

Hannover und Westfalen . . . 

961000 

— 

469 000,oo 

— 

1430 000,oo 

Westfalen. 

1625 000 


4 056 500, oo 

— 

6 681 500, oo 

Hessen-Nassau. 

2262000 

1525 781,62 

2078114,99 

18624,60 

5 884 521,21 

Rheinprovinz. 

592500 

— 

3 760 000,oo 

160 000,00 

4 602 500,oo 

Hohenzollernsche Lande . . . 

, 5 327 000 

— 

— 

324,00 

5 327 324,oo 

zusammen . . 

außerdem für Kleinbahnen in 

79593 775 

16 308 481,94 

i 

1 25453764,30 

538805,98 

121894827,22 

den abgetretenen Gebieten 

4 993000 

8 567008,83 

1 4 125 760,oo 

60,oo 

3 )17 685 828.83 

insgesamt . . 

84 686 775 

24 875 490,77 

29 579 524,80 

538865,98 

139680656,05 

i 


Der Kleinbahnuntersttitzungsfonds beträgt zur Zeit 145 000 000 JL 

(Fortsetzung des Textes s. S. 635.) 


*) Einschließlich der Beihilfen für die Bahnen, die zum Teil in dem 
an Polen abgetretenen Gebiet der früheren Provinz Westpreußen, zum 
Teil in dem bei Preußen verbliebenen, einstweilen der Provinz Ostpreußen zuge¬ 
wiesenen Gebiet der ehemaligen Provinz Westpreußen liegen (Westpreußische 
und Marienwerder Kleinbahnen). 

2 ) Einschließlich der Beihilfe für die Kleinbahn Neustadt—Prüssau—Chott- 
schow, die mit einem Teil in dem an Polen abgetretenen Gebiet der früheren 
Provinz Westpreußen liegt. 

*) Davon fallen auf das Memelgebiet 1 Bahn mit 1478000 M, auf die 
früheren Provinzen Westpreußen 7 Bahnen mit 2 922 500 auf Posen 12 Bahnen 
mit 7 744115 M und auf die Provinz Schleswig-Holstein 3 Bahnen mit 5 049 213,83 M. 

Archiv für Eisenbahnwesen. 1921. 41 
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Anlage L (Zu S. 607 bi« 013 .) Übersicht über den Stand der neben¬ 

an! Ende des betreffenden Ge- 


Bezeichnung der 


o 

B 

B 

3 

/; 

rj 

VH 

1-5 

! 

i--- 

Ost¬ 

preußen 1 ) 

1. 

Grenz¬ 
mark 
Posen— 

1 West- 
preußen 2 3 4 5 ) 

1 

1 

Branden¬ 

burg 

, Pommern 

Schlesien 

1 

Gesamtzahl : 

der vorhandenen oder wenig¬ 
stens genehmigten Kleinbah¬ 
nen am Bl. März 1919 .... 

15 

2 

35 

29 

32 

2 

der in der Zeit vom 1. April 1919 
bis 31. Marz 1920 genehmigten 
Kleinbahnen. ' 



i 

a ) i 



3 

der vorhandenen oder wenig¬ 
stens genehmigten Kleinbah¬ 
nen am 31. März 1920 . . . J 

15 

2 

i 

36 

29 

32 

4 

Bahnlänge (in Kilometern): 
Streckenlange der unter Nr. 1 
aufgeführten Kleinbahnen: 
festgestellt am 31. Marz 1919 

! 

921,56 

80,68 

I 

1 122,95 

1 749,45 

908,40 

5 

festgestellt am Schluß des 
betr. Berichtsjahrs, oder, 
sofern ein solches noch 
nicht vorhanden ist, am 
31. März 1920 . 

!'■ 

1 

918,56 

80,86 

1 128,05 

1 749,45 

908,40 

0 

Streckenlänge der unt. Nr. 2 auf¬ 
geführten Kleinbahnen, fest¬ 
gestellt am Schluß des betr. 
Berichtsjahrs, oder, sofern 
ein solches noch nicht vor¬ 
handen ist, am 31. März 1920 ! 

! 


17,50 



7 

sämtlicher Kleinbahnen unter 
Nr. 3, festge9tellt am Schluß ' 
des betr. Berichtsjahrs, oder, 
sofern ein solches noch | 
nicht vorhanden ist, am 
31. März 1920 . | 

i 

918,56 

80,88 

1 145,55 

1 749,45 

908,40 


1 ) Einschließlich der deutsch gebliebenen Teile der früheren Provinz Westpreußen 

2 ) Unter dieser Bezeichnung sind die deutsch gebliebenen Teile der früheren Pro- 
gefallenen Teile des Kroises Neustadt i. Westpr. — vorläufig zusammengefaßt 

3 ) Zugang: Freienwalde—Zehden (Hohenlübbichow). 

4 ) Zugang: Schildau—Mockrehna. 

5 ) Gegenüber den früher nachgewiesenen Zahlen (zu vergl. Zeitschrift für Klein- 
den abgetretenen Gebieten der Aufsicht des preußischen Staats entzogen sind. Davon 
frühere Provinz Westpreußen, 13 Bahnen und 648,59 km auf die frühere Provinz Posen, 9,72 km 
1 Bahn und 1,40 km auf die liheinprovinz. 
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bahnähnlichen Kleinbahnen in Preußen Anlage 1. 

schäftsjahrs. (31. März 1920.) 


Provinzen (Verwaltungsbezirke) 

1 







Hohen- 

1 

i 

Sachsen 

Schleswig- 

Hannover 

Westfalen 

Hessen- 

Rhein- 

zoliern- 

zusammen 


Holstein 


Nassau 

Provinz 

sehe 

Lande 



37 

4 ) 1 

38 

24 

37 

24 

21 

52 

1 

i 

5 ) 309 

2 

311 

24 

37 

24 

21 

52 

i 

999,46 

626,64 

1 137,13 

517,51 

372,59 

958,43 

j 

92,57 , 

1 

5 ) 9 487,57 

999,46 

626,64 

1 137,13 

517,51 

372,59 

950,23 

92,57 

i 

J 

9481,47 

| 

10,53 ^ 

— 

— 

— 

— 


1 

28,03 

1009,99 

i 

626,64 

1 137,13 

517,51 

372,59 

960,23 

!| 

92,57 

ii 

9 509,60 


östlich der Weichsel. 

vinzen Posen und Westpreußen westlich der Weichsel — mit Ausnahme der an Pommern 


bahnen 1920 S. 46) 25 Bahnen und 1811,12 km weniger, die infolge des Friedensvertrags mit 
kommen: 1 Bahn und 130,41 km auf die Provinz Ostpreußen, 7 Bahnen und 475,66 km auf die 
auf die Provinz Schlesien, 3 Bahnen und 345,34 km auf die Provinz Schleswig-Holstein und 

41* 
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führten Bahnen 
befinden sich: 
im Betrieb . . . . { 

j in der Ausführung { 

haben: 

| 1,435 m Spurweite . { 

l,ooo m Spurweite . { 

0,750 m Spurweite . ( 


eine gemischte 
Spurweite . . . | 

eine abweichende , 


werden betrieben mit: 

( A 

Dampflokomotiven { 

elektrischen Moto- 

• ( A 

ren.^ 

Dampflokomotiven 
und elektrischen j ^ 
Motoren . . . . ( 

kommen auf Bahnen für: 
Personenverkehr . ( ^ 


Personen- und 
Güterverkehr . . 





B e 

z e i c h n 

u n g d e 


<Ost¬ 
preußen 

1 

Grenz¬ 
mark 
Posen— 
West¬ 
preußen 

Branden¬ 

burg 

Pommern 

Schlesien 

3 aufge- 

i 

i 

' 





f Anzahl 

15 

2 

34 

29 

30 

' km 

837,94 

80, *8 

1 095,35 

1 719,04 

848.89 

f Anzahl 

— 

— 

2 

— 

2 

y km 

80,62 

! 


50,20 

30,41 

59.51 

/ Anzahl 

i 

6 

2 

27 

13 

26 

\ km 

126,09 

80,88 

773,55 

365,22 

719,73 

( Anzahl 

1 2 


1 

3 

— 

\ km 

j 27,85 

— 

85,45 

263,03 

— 

( Anzahl 

5 


7 

6 

4 

l km 

346,20 


207,23 

492,17 

126,53 

f Anzahl 




2 

_ 

l km 

! 

—* 


140,98 

— 

f Anzahl 

2 

— 

i 

5 

_ 

y km 

1 418,42 

— 

19,32 

488,05 


/ Anzahl 


i 

- i 

_ 

o 

l km 

t: 





62,14 

/ Anzahl 

15 

2 

35 

29 

52 

y km 

l 

918,56 

80, ss 

1 128,82 

1 749,45 

! 719,20 

( Anzahl 

— 

— 


_ 

i 7 

1 km 

1 __ 

— 

— | 

— 

| 189,20 

/ Anzahl 

_ 

_ 

1 



l km i 

1 - 

— 

16,73 

I 

— 

für: 

1 1 





/ Anzahl 

i 1 

— 

— j 

_ 

1 

X km 

! _ 

— 

— 1 

— 

9,20 

/ Anzahl 

* — 

-— 

5 

2 

_ 

X km 

— 


67,83 

8,69 

— 

f Anzahl 

1 15 

2 1 

31 

27 

31 

1 km ' 

1 918,56 

80,88 

1 077,67 1 

l 740,76 

899,20 
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Provinzen (Verwaltungsbezirke) 


Sachsen 

Schleswig- 

Holstein 

i i 

Hannover 

Westfalen 

Hessen- 

Nassau 

Rhein¬ 

provinz 

Hohen- 
zollern- j 
sehe i 

Lande | 

zusammen 

i 

l 

! 

36 

1 

24 

34 

1 

| 23 

21 

47 

i | 

1 

1 

296 

952,16 

! 626,64 

1 103,59 

505,48 

365,36 

863,30 

92,57 1 

9091,20 

2 

— 

3 

1 

— 

5 

; _ 1 

15 

57,83 


33,54 

12,03 

7,23 

86,93 

— 1 

418,30 

29 

15 

26 

9 

15 

35 

1 

204 

695,49 

338,94 

687,72 

95,26 

219,71 

602,56 

92,57 

4 797,72 

2 

6 

4 

8 

4 

10 

— 

40 

49,34 

202,62 

175,48 

212,42 

121,10 

273,80 | 

— 

1 1411,09 

3 

— 

4 

3 

1 

5 

— 

! 38 

70,oo 

j — 

182,37 

49,22 

10,78 

54,47 1 

i 

— 

| 1 598,97 

— 

— 

-- 

I 1 

16,66 

— 


— 

3 

157,64 

4 

2 

2 

2 

_ 

— 

— 

18 

195,16 

70,78 

84,16 

142,78 

— 

— 

1 

1418,67 

— 

1 

1 

i 

1 

1 

2 

— I 

8 

— 

14,30 

1 

1 7,40 

1,17 

21,00 

19,40 

I 

125,41 

37 

22 

36 

^ 22 

18 

29 

i i j 

I 

271 

978,17 

607,62 

1 120,31 

485,56 

343,54 

537,74 

i 92,57 | 

8 762,42 

1 

1 

— 

2 

1 

20 

' 1 

1 

| 32 

31,82 

4,72 

— 

31.95 

1 12,93 

303,76 

1 

1 

574,38 

_ 

1 

1 

1 

2 

3 

i 

i 8 


14,30 

16,82 


16,12 

108,73 

_ 

| 172,70 

_ 

__ i 

. . 


: 

2 

! 19,40 

_ 

3 

28,60 

2 

1 

— 

5 

— 

10 


25 

7,55 

4,09 

— 

41,88 

1 


68,96 


! 199,05 

36 

23 

37 

19 

21 

40 

1 

j 283 

1 002.44 

622,55 

1 137,13 

475.03 1 

i 

372,59 

861,67 

92.57 | 

9281,85 
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(Noch Anlage 1.) 


Bezeichnung der 


Ui 


uonoivuuuug v* v- * 

<U 

B 

c 



Grcinz- 




s 

3 


Ost- 

mark 

Branden- 


Schlesien 



Posen — 

Pommern 

H3 


preußen 

West- 

bürg 



«4M 

hl 



preußen 





1 

Von den unter Nr. 3 aufge- 







führten Bahnen: 






22 

dienen dem Perso- 







nenverkehr, vor- f 

zugsweise in Städ¬ 
ten und deren Um- , _ ,, 







( Anzahl 

gebung . \ km 

_ 





23 

dienen dem Fremden- 




i 

6,u 


(Bade-)verkehr . . ( Anzah 
t km 

i 

47,00 


_ 

_ 

24 

dienen vorzugsweise 





dem Handel und 




1 

12 


der Industrie . . . j Anzahl 
l km 

1 

— 

9 


48,34 

— 

152,02 

1,84 

266 ,ti 

25 

dienen vorzugsweise 



landwirtschaftli- 



14 

20 



chen Zwecken . . { Anzahl 

12 

2 

5 


l km 

775,23 

80,88 

594,68 

1 348,37 

194,76 

26 

dienen annähernd in 


gleichem Maß dem 

Handel und der 

Industrie sowie der 
Landwirtschaft . . / Anzahl 

1 


13 

j 

! 7 

15 


\ km , 

47,99 

i 

— 

1 398,85 

394,13 

446,93 


kommen auf: 

j 




27 

Gesellschaftsunternehmen . . 

15 

1 _ 

12 

22 

28 

28 

Unternehmen von Kommunal¬ 




1 



verbänden . 

— 

2 

24 

7 

3 

29 

Unternehmen sonstiger Art . 

— 

— 

— 


1 

30 

Das Anlagekapital der unter 







Nr. 8 aufgeführten Bahnen 

! l ) 



2 ) 

s ) 


betrügt . 

Von dem Betrag unter Nr. 30 

52 825 048 

4 226 861 

70463 496 

64 173542 

82407 580 


sind oder werden aufge¬ 
bracht: 





i 

31 

vom Staat. 

1 17 061300 

1846 260 

12 028 848 

14 726 660 

10996328 

32 

von den Provinzen.| 

!: 8504700 

749 026 

12 064848 

14 679 348 

882225 

33 

von Kreisen.1 

l| 8 507 835 

1668912 

31 692 189 

21499362 

11131740 

34 

von Zunächstbeteiligten . . 

272 500 

63 674 

6860 367 

3 700163 

12397 206 

35 

in sonstiger Weise. 

1 18 478 713 

— 

8 937 244 

9568019 

47001082 


l ) Einschließlich der Kosten für die Ausführung der mit den abgetretenen Gebieten 
Kleinbahnen, für die gesonderte Angaben nicht vorliegen. 

*) Einschließlich der Kosten für die Ausführung der mit den abgetretenen Gebieten 
gesonderte Angaben nicht vorliegen. 

®) Einschließlich der Kosten für die Ausführung der mit den abgetretenen Gebieten 
Lissa—Guhrau—Krehlau, für die gesonderte Angaben nicht vorliegen. 
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Provinzen (Verwaltungsbezirke) 


Sachsen 

Schleswig- 

Holstein 

Hannover 

Westfalen 

Hessen- 

Nassau 

Rhein¬ 

provinz 

Hohen- 

zollern- 

sche 

Lande 

zusammen 





3 

44,08 

4 

70,42 

j 

i 

7 

114,50 

— 

4 

1 

— 

2 

— 

— 

9 

— 

69,58 

7,40 

— 

11,27 

— 

— i 

140,96 

7 

2 

4 

14 

2 

27 

1 

80 

40,80 

14,23 

21,81 

149,86 

29,45 

326,80 

92,57 ! 

1 144,43 

11 

11 

24 

_ 

2 

2 

_ 1 

103 

396,78 

358,91 

791,17 


33,77 

65,83 

1 

4 640,38 

20 

: 

i 

7 

8 

10 

12 

19 


112 

572,41 

| 1 83,92 

316,75 

367,65 

254,02 

487,18 

— 

3 469,83 

34 

12 

33 

19 

16 

19 

1 

211 

3 

1 

12 

4 

5 

6 

3*2 

•1 

— 

i 97 a 

3 

66 280 200 

46666 714 

67 703647 

60 705 496 

37 156 298 

144 968 769 

j 

8 685 944 

706263 595 

11 577 739 

6797 425 

15 666 336 

6084000 

6467 896 

4 382 600 

6 127 000 . 

111660282 

11562666 

6046 302 

24 681 284 

1846000 

6670781 

3 392 600 

2664000 

91632679 

5178 866 

16 427 944 

9534879 

14 568 492 

4 450 747 

41686023 

— 

166 146 979 

16 823 082 

6 636 621 

7 908192 

14 220 423 

4 707 801 

32310 092 

— 

102889020 

22137 847 

11760 522 

10012956 

23 986581 

16969 073 

63 198 664 

994 944 

233 035 635 


an Polen und Danzig gefallenen Teilstrecken der Marienwerder und der Westpreußischen 
an Polen gefallenen Teilstrecke der Kleinbahn Neustadt—Prüßau—Chottschow, für die 
an Polen gefallenen Teilstrecken der Kleinbahnen Trachenberg—Militsch—Sulmierschütz und 
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Anlage 2. (Zu S. 014 bis eu>.) 


Übersicht über den Stand 

am Ende des betreffenden Ge- 



Bezeichnung der 


Ost- 

preußen 1 ) 


Grcnz- 
i mark 
I Posen— 

| West- 
j preußen 2 ) 


Herl in, 
(iesehftfts- 
bezirk des 
Polizeiprä¬ 
sidenten 


j Branden- 
! bürg 


Pommern 


1 ' 


o 


3 


4 

5 


6 


i 


Gesamtzahl: j 

der vorhandenen oder wenig¬ 
stens genehmigten Kleinbah- i 
nen am 31. März 1915) .... 
der in der Zeit vom 1. April 1919 i 
bis 31. März 1920 genehmigten |, 

Kleinbahnen .,j 

der vorhandenen oder wenig¬ 
stens genehmigten Kleinbah¬ 
nen am 31. März 1920 . . . . j 

Bahnlänge (in Kilometern): I 

Streckenlänge der unter Nr. 1 ! 
aufgeführten Kleinhahnen: I 
festgestellt am 31. März 1919 . 
festgestellt am Schluß des be- |. 
tretfenden Berichtsjahrs, | 
oder, sofern ein solches i 
noch nicht vorhanden ist, 

am 31. März 1920 . 

Streckenlänge der unt. Nr. 2 auf- | 
geführten Kleinbahnen, fest¬ 
gestellt am Schluß des betr. 
Berichtsjahrs, oder, sofern 
ein solches noch nicht vor¬ 
handen ist, am 31. März 1920 
sämtlicher Kleinbahnen unter 
Nr. 3, festgestellt am Schluß 
des bet reffend.Berichtsjahrs, \J 
oder,sofern ein solches noch 
nicht vorhanden ist, am 31. 
März 1920 . 


5 


5 


66,in 


66,91 


66,91 



12 


25 



4 


3 ) 8 ; 25 


513,76 243,75 


4 


60,15 


517,uo 243,75 60,15 


517,oo 243,75 ; 60,15 

i i 


*) Einschließlich des östlich der Weichsel gelegenen Teils der früheren Provinz 
Unter dieser Bezeichnung sind die deutsch gebliebenen Teile der früheren Pro- 
*) Vier Bahnen weniger infolge ihrer Vereinigung mit der Großen Berliner Straßen« 

4 ) Elf Bahnen weniger infolge ihrer Vereinigung mit den Vestischen Kleinbahnen 

5 ) Zugang: Siegburg—Sieglar (früher Teilstrecke der nebenbahnähnlichen Klein- 
e ) Gegenüber den früher nachgewiesenen Zahlen (zu vergl. Zeitschrift für Klein- 

den abgetretenen Gebieten der Aufsicht des preußischen Staats entzogen sind. Davon 
frühere Provinz Westpreußen, 3 Bahnen mit 37,07 km auf die frühere Provinz Posen, 
Aachener Kleinbahnen) auf die Rheinprovinz. 

7 ) Dem Zugang von 1 Bahn steht ein Abgang von 15 Bahnen (vgl. vorstehende An- 
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der Straßenbahnen in Preußen Anlage 2. 

schäftsjahrs. (31. März 1920). 


■-- -i 

Provinzen (Verwaltungsbezirke) I 


Schlesien 

Sachsen 

Schleswig- 

Holstein 

Hannover 

Westfalen 

Hessen- 

Nassau 

Rhein¬ 

provinz 

Hohen- 

zollern- 
sche 1 
Lande 

zusammen 

7 

18 

6 

11 

34 

12 

63 

5\ 1 


«) 197 

7 

18 

6 

11 

4 ) 23 

12 

) t 

64 


') 1 

183 

i 

142,4» 

210,07 

146,89 

220,29 

648,84 

207, M 

1 379,46 

— 

6 ) 3 840,17 

l 

i 

| 

142,49 

213,97 

146,89 

. 

220,29 

: 

650,14 

207,56 

1 379,46 

i 

3 848,61 

— 

— 

— 

— 

] 


8,97 

| i 

8,97 

142,49 

1 

1 

| 213,97 

! 

1 

146,89 

j 220,29 

650,14 

207,;»« 

1 388,43 

, 


3 857,:>s 


Westpreußen. 

vinzen Posen und Westpreußen westlich der Weichsel vorläufig zusannnengefaßt. 
bahn zu einem einheitlichen Gesamtunternehmen, 
zu einem einheitlichen Gesamtunternehmen, 
bahn Siegburg—Zündorf usw y .) 

bahnen 1920 S. 76) acht Bahnen und 139,os km weniger, die infolge des Friedensvertrags mit 
kommen: 1 Bahn und 10,94 km auf die Provinz Ostpreußen, 3 Bahnen und 57,72 km auf die 
1 Bahn mit 3,ßi km auf die Provinz Schleswig-Holstein und 29,54 km (Teilstrecken der 

inerkung gegenüber. 
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I preußen 


Bezeichnung der 


Grenz¬ 
mark 
Posen— 
Weet- 
preußen 


Berlin, 

Geschäft*- Branden¬ 
bezirk des 
Polizei- bur S 

Presidenten 


Pommern 


Von den unter Nr. 3 aufge- j 
führten Bahnen I 

befinden sich: | 

* f Anzahl 

im Betrieb . ... \ 1 

l km 


in der Ausführung { 
haben: 

, c f Anzahl 

1,435 m Spurweite . y 

, o / Anzahl 

l,ooo m Spurweite . j 

„ c / Anzahl 

0,750 m Spurweite . j 

^ o ,* / Anzahl 

0,600 m Spurweite . ^ 


eine gemischte 
Spurweite . . 

eine abweichende 
Spurweite . . . 


/ Anzahl 
l km 

/ Anzahl 
l km 


werden betrieben mit: 

^*11 ( Anzahl 

Dampflokomotiven ^ 

elektrischen Mo- . 

/ Anzahl 

tore “.I km 

Pferden.{ 

t-v i . • * / Anzahl 

Drahtseilen . ... \ . 

I km 

kommen auf Bahnen für: 

•p, ii^ Anzahl 


Drahtseilen . . . 


Personenverkehr . 


Güterverkehr 




Anzahl 

km 


Personen- und , . 

„... , , / Anzahl 

Güterverkehr . . \ . 

t km 


1 ) Davon 1 Bahn, die mit Pferden und Ochsen betrieben wird. 

2 ) Benzin- und Benzollokomotivbetrieb. 

3 ) Davon 1 Bahn mit 10,72 km, die mit Dampflokomotiven und Elektromoren be- 

4 ) Davon 1 Bahn mit 72,89 km, die mit elektrischen Maschinen und Pferden betrieben 
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Provinzen (Verwaltungsbezirke) 

... _ Schleswig- Hessen- Khein- 

bchlesien Sachsen , . Hannover Westfalen 

Holstein Nassau provinz 


Hohen- 

zollern- 

sche 


zusammen 


Lande 


7 

141,49 

1,00 

2 

69,52 

4 

66,67 

1 

6,30 


1 

6,30 

6 

136,19 


4 

63,70 

1 

6,30 

2 

72,49 



6 10 23 

141,35 216,72 636,16 

— 1 — 

5,54 3,57 1 3,98 

4 3 2 

98,12 30,78 24,64 



1 ! 1 I 1 

40,29 164,81 | 10,62 


1 ! 1 I 1 

40,29 164,81 | 10,62 

! 

2 ) 1 2 

— 2,75 17,51 

<) 6 8 21 

4 ) 146,89 210,23 632,63 

— 2 — 

— 7,31 — 


4 4 19 

134,31 34,73 o84,6l 


2 ! 7 4 

12,58 185,56 65,53 


12 

64 

— 

203,25 

1 356,02 

— 

— 

— 

— 

4,31 

32,41 

— 

4 

27 

_ i 

147,19 

520,78 


8 

35 

— 

60,37 

857,96 

- ! 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— | 

— 

— 

— 

— 

2 

i 

— 

9,69 

~ i> 

i 

- II 

i. 

Ii 

3 

3) 4 

i 

11,48 

8 ) 22,69 


7 

59 

— 

195,12 

1 365,23 

i 

— 

— 

— | 

2 

1 

— 

0,96 

0,51 

— 

6 

1 37 

— 

112 ,oo 

687,33 

i — 

— 

! i 

: — 

— 

1 4,90 

— 

6 

1 

26 

— 

95,56 

696,20 

— 


179 

3 739,76 
4 

117,82 

70 

1 661,61 
104 

1 846,25 

1 

6,3'- 

1 

14,65 

3 

110,18 

4 

218,59 

3 ) 12 
3 ) 71,56 

«) 157 

3 743,99 
9 

40,Hi 

5 

1,87 

121 

2 599,45 

3 

22,03 

59 

1 230,iu 


trieben wird, 
wird. 
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c 

5 

6 


Bezeichnung der 


Ost¬ 

preußen 


Grenz¬ 
mark 
Posen— 
West¬ 
preußen 


Berlin, | 

<TeschJlfts- Branden¬ 
bezirk des Pommern 

Polizei- bur & 

Präsidenten 



Von den unter Nr. 3 

aufge- 

! 




führten Bahnen: 





23 

dienen dem Perso- 






nenverkehr, vor¬ 
zugsweise in Städ- 


■ 




teil und deren Um- , 
gebung.{ 

Anzahl 

km 

4 

1 66,82 

i r 

8 

517,00 

‘24 

dienen dem Fremden- , 
(Bade-) verkehr . \ 

Anzahl 

km 

! i 

0,09 



25 

dienen vorzugsweise 





dem Handel und . 
der Industrie . . . { 

Anzahl 

km 

— 

_ 

— 

26 

dienen vorzugsweise 






landwirtschaft- , 

liehen Zwecken. . { 

Anzahl 

km 

— 

— 

— 

27 

dienen annähernd in 



i 



gleichem Maß dem 
Handel und der In- 






dustrie sowie der 
Landwirtschaft . . ^ 

Anzahl 

km 

— 

— 

— 


kommen auf: 



. 


28 

Gesellschaftsunternehmen . . 

3 

__ 

2 

29 

Unternehmen von Kommunal- 




verbänden . 


o 

_ 

6 

30 

Unternehmen sonstiger Art . 

— 



31 ' 

Das Anlagekapital der 

u n t e r 


; 


i 

Nr. 3 aufgeführten Bahnen 





beträgt. 

. . . . 

14 290 613 

501213 530 


Von dem Betrag unter 

Nr. 31 





sind oder werden aufge- 1 





bracht: 

1 




32 

vom Staat. 

.... 

. _ 

_ 


33 i 

von den Provinzen . . 

. 

_ 

_ 


34 

von Kreisen. 

. . . . 

— 

— 

5 9260D0 | 

35 

von Zunächstbeteiligten 

... 1 

9 875 297 j 

— 

37 780628 ! 

36 

in sonstiger Weise . . 


4 415 316 

— 457 506 902 


24 | 4 

232,92 60,15 


1 

10,ss 


6 

18 

') 1 


36 157 645 I 13 166 906 


92960 

92960 


l ) Staatliches Unternehmen. 
-) Von Lippe aufgebracht. 

■’j Von Hessen aufgebracht. 
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Provinzen (Verwaltungsbezirke) 


Schlesien 

Sachsen 

Schleswig- 

Holstein 

Hannover 

Westfalen 

i 

Hessen- 

Nassau 

Rhein¬ 

provinz 

Hohen- 
zollern- 
sche i 
Lande i 

zusammen 

i 

!: 

6 


1 

| 

1 

6 

7 

j 

l 

1 

1 

22 

6 

44 

j ; 

146 

13(3,19 

106,41 

146,89 

209,03 

639,52 

184,14 

1006,31 

1 ' 1 

3 395,3s 


1 

— 

4 

— 

6 

4 

1 

16 

I 

•2,60 

— 

11,26 

— 

| 23,42 

5,14 

! ~~ 

42,51 

— 

1 

— 

— 

1 j 

i 

15 


18 


0,31 



10,62 


360,04 

— ij 381,80 

I. 

! 

i 

1 

14,65 

— 

— 

— i 


— 

— 

1 

1 4,65 

i 





j _ 

1 


o 

6,30 

— 

— 


— 

— 

16,94 

' 

1: 23,24 

6 

1 11 

i 

4 

8 

10 

9 

26 

i 

i! 

87 

1 

4 

2 

3 

13 

3 

36 

| — 

! 

| 90 


3 

1 " 


" 


2 

j 

0 

34 759 237 

35 399 880 

i 

1 

88049 663 

i 

1 

58 777 428 

90 906 842 

55 086 952 

i 

1 

1 | 

229 639 629 

i 

i 

1 

1 157 448 315 

1 


I 

j 


111500 

! 

-) 10000 

25 000 

s ) 155 740 


395 200 

— 

1 623000 

— 

623 000 

779 167 

; — 

20000 


2038127 

— 

334 000 


1 “ 

1 10 353135 

549000 

11220019 

i — 

1 32 647 964 

18 220 446 

J 5 943935 

2818 159 

! 3 695 916 

36 010 647 

29 635 486ill4 169 540 

I — 

| 277421000 

16538 791 

| 28 598 945 

85 231 494 

54 347 012 

44 753 893 

24 877 4661104 084 330 

■ — 

844 946 024 
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A nlage 3. (Zu S. «OH Anm. 1 und S. 614 Antn. 3.) 


Obersicht über die mit dem Inkrafttreten des Frtedensrertrags der Aefsickt 
des preafliscben Staats entzogenen Kleinbahnen. 


c 

nd 

! 

! i 

Bezeichnung des Unternehmens 

j Strecken¬ 
länge 

km 

Bisherige 

Zugehörigkeit 

1 (Provinz) 


A. Nebenbahnähnliche Kleinbahnen. 

1 

Memeler Kreisbahnen. 

| 50,42 | 

| Ostpreußen 

2 

Teilstrecken der Insterburger Kleinbahnen 

j 79,99 

1 » 

3 

Teilstrecke der Kleinbahn Neustadt— 
Prüßau—Chottschow. 

! 10,29 , 

! Westpreußen 

4 

Putzig— Krockow. 

2*2,14 

1 TT 

5 

Teilstrecken der Westpreuß. Kleinbahnen 

312,57 i 

TT 

6 

Briesen Bhf.-—Briesen Stadt. 

3,28 

| TT 

7 

Thorn-Mocker-Leibitsch. 

1 10,27 

i TT 

8 

Culmsee—Melno. 

l 45,48 


9 

Hardenberg—Neuenburg. 

5,95 

TT 

10 

Thorn-Nord—Schamau. 

32,24 

TT 

11 

Zajonskowo—Neumark. 

18,33 

1 

12 

Teilstrecken d. Marienwerder Kleinbahnen 

20,n 

TT 

13 

Opalenitzaer Kleinbahnen. 

70,57 

Posen 

14 

Wreschener Kreisbahnen. 

23,84 

TT 

15 

Krotoschin—Pieschen. 

40,52 

j 

r* 

16 

Kosten—Gostyn. 

1 41,10 : 

! 

TT 

17 

Schmiegeier Kreisbahnen. 

52,67 

»T 

18 

Jarotschiner Kreisbahnen. 

51,07 

TT 

19 

Schrodaer Kreisbahn. 

102,43 

TT 

20 

Gostyn-Gostkowo. 

47,99 ! 

w 

21 

Ocionz—Moltkesruhm. 

i 12,04 


22 

Bromberger Kreisbahnen. 

106,35 1 

n 

23 

Witkowoer Kreisbahnen . 

75,81 


24 

Zniner Kreisbahnen. 

75,42 

n 

25 

Wirsitzer Kreisbahnen . 

143,78 

n 

26 

Teilstrecke der Kleinbahn Trachenberg— 
Militsch—Sulmier8chütz. 

1,12 

Schlesien 

27 

Teilstrecke der Kleinbahn Lissa --Guhrau 
Krehlau ., 

1 

8,60 


28 

Hadersiebener Kreisbahn. 

1 209,04 

Schleswig-Holstein 

29 

Apenradcr Kreisbahn. 

85,80 

TT 

30 1 

Kleinbahn auf der Insel Alsen. 

1 50,50 ■ 

I 

31 

Eupen — vorm. Landesgrenze mit Belgien . 

1,40 | 

i Rheinprovinz 


zusammen . . . 

davon im Betrieb . . . 

1-!j 

1811,12 

1 

1 809,92 
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-vX 

Bezeichnung des Unternehmens 

Strecken¬ 

länge 

| km 

Bisherige 

Zugehörigkeit 

(Provinz) 


B. Straßenbahnen. 


1 

Memeler Straßenbahn. 

10,94 

Ostpreußen 

2 

Danziger Straßenbahn. 

41,38 i 

Westpreußen 

3 

Thorner Straßenbahn. 

10,09 | 

r» 

4 

Graudenzer Straßenbahn. 

6,25 j 

V 

6 

Posener Straßenbahn. 

22,00 | 

Posen 

6 

Bromberger Straßenbahn.. . 

11, so i 

! „ 

7 

Hohensalzaer Straßenbahn . ... . 

3,27 

| V 

8 

Von Kongsmark nach Lakolk auf Röm . . . 

3,81 1 

i Schleswig-Holstein 

9 

Teilstrecken der Straßenbahnen des Land- 

i 

i 


kreises Aachen .| 

2G,74 

Rheinprovinz 

10 

Teilstrecken der Straßenbahnen der Aachener 


I 

i 

i 

Kleinbahngesellschaft.| 

2,80 


1 

i 

i 

zusammen . . J 

139,08 

i 

1 


davon im Betriebe . . . 1 

138,15 

1 

1 


(Fortsetzung des Textes von S. 621.) 

Über die Verteilung der endgültig bewilligten und der in Aussicht 
gestellten Staatsbeihilfen auf die einzelnen Provinzen gibt die als An¬ 
lage 4 (S. 636 bis 637) beigefügte Übersicht Aufschluß. Darin sind die 
Angaben für Straßenbahnen und nebenbahnähnliche Kleinbahnen sowie 
für vollspurige und schmalspurige Bahnen getrennt. 

Die bewilligten und in Aussicht gestellten Staatsbeihilfen verteilen 
sich hiernach — wenn man von den zum Bau und Betrieb von 3 Straßen¬ 
bahnen gewährten Staatsbeihilfen in Höhe von 697 231,27 M absieht — 
auf (140 vollspurige und 74 schmalspurige =) 214 (im Vorjahr 213) vor¬ 
nehmlich für Zwecke der Landwirtschaft bestimmte nebenbahnähnliche 
Kleinbahnen mit (4124,81 + 5043,37 —) 9168,18 km Länge. Auf 1 km neben¬ 
bahnähnlicher Kleinbahnen kommen durchschnittlich rd. 15 200 M, auf 
1 km Vollspur rd. 19 300 M, auf 1 km Schmalspur rd. 11800 M Beihilfe. 
Auf die bewilligten Staatsbeihilfen sind bis zum Schluß des Rechnungs¬ 
jahrs 1919: 133 553 297,05 M, bis Ende Dezember 1920: 131207 297.55 
zur endgültigen Zahlung gelangt. 
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Anlage 4. (Zu S. G35.) Nach- 

der bis zum Schluß des Kalenderjahrs 1920 für den Bau von Straßenbahnen und neben- 


u 

o 




E n d gü 11 i g 

bewilligte Bei- 

B 

0 

X 

Provinzen 


a) vollspurige |; b) schmalspurige 

Kleinbahnen 

ES 

d 


An¬ 

zahl 

km 

Betrag 

dt 

An¬ 

zahl 

i 

km j 

Betrag 

Jt 

1 

Brandenburg . 




1 

6,25 

I. Strafien- 

93 731,27 

o 

Hannover . 


— 

— 

1 

3, 1 4 

111 500. r«. 


zusammen . . 


— 

— 

2 

9,99 

205 231,27 


außerdem für eine Straßenbahn 
in dem abgetr. Memelgebiet 


_ 

_ 

1 

10,94 

492 000,0*» 


zusammen Straßenbahnen . . 


— 

— 

3 

20,93 

697 231,27 

1 

Ostpreußen 1 2 ). 

6 

112,5'! 

2 272 000,oo 

10 

II. Neb 

1169,90 

enbahnähn- 
17 336 346,» 

o 

Brandenburg. 

19 

632,03 

9 454 662,10 

7 

324,25 

2546253,» 

3 

Brandenburg und Pommern . . 

1 

30,27 

355 000,oo 


— 

— 

4 

Pommern*). 

1 — 

-458.73 

4 661 413,31 ! 

14 

1 183,12 

10 728 023,70 

5 

Grenzmark Westpreußen-Posen . 

2 ; 

80,88 

1845250,00 

— 

— 

— 

6 

Niederschlesien . 

17 

492,07 

9 805 778,00 

1 

67,85 

176579.« 

7 

i Oberschlesien . 

i 2 

48,38 

959 000,00 

i 1 

22,34 

65 660,oo 

8 

Sachsen . 

23 

652,77 

13 377 984,75 

| 2 

120,18 

925 774,40 

9 

Schleswig-Holstein. 

7 

290,io 

4 443075,00 

5 

218,12 

2 905 700,oo 

10 

Hannover. 

20 

622.82 

12 456524,13 

9 

389,97 

4558836/» 

11 

Hannover und Westfalen . . . . 

1 

34,86 

561 000,oo 

1 

50,40 

869000,1» 

12 

Westfalen. 

2 

22,20 

687 000,oo 

7 

303,31 

4994500,oo 

13 

Hessen-Nassau. 

11 

181,06 

4 611573,31 

3 

111,21 

1272947/» 

14 

Rheinprovinz. 

5 

138,07 

4 342500,00 ! 

1 

25,18 

160000/» 

15 

Hohenzollernsche Lande . . . . 

1 

92,57 

5 327 324,00 1 

— 

— 

— 


zusammen . . 

129 

3 889,49 

75160084,59 

1 61 

3985,6s 

46529511,» 


außerdem für Kleinbahnen in 
den abgetretenen Gebieten 3 4 ) 

10 

233,82 

4 469 160,oo 

! 13 

1058,7» 

12724668,8? 


zusammen nebenbahnähnliche 
Kleinbahnen.! 

139 

4 123,31 

79 629 244,59 

74 

5 047,87 

59 264180,19 


dazu Straßenbahnen. 

| — 

— 

— 

| 3 

20,98 

697 281,st 


Kleinbahnen überhaupt . . 

■ 139 

4 123,31 

79 629 244,59 

" 

5004,80 

59 961411,4« 


1 ) Einschließlich der Beihilfen für die Bahnen, die zum Teil in dom an Polen abge- 
einstweilen der Provinz Ostpreußen zugewiesenen Gebiet der ehemaligen Provinz West- 

2 ) Einschließlich der Beihilfe für die Kleinbahn Neustadt—Prüssau—Chottschow, die 

3 ) Davon kommen auf das Memelgebiet 1 Bahn mit 1 478000 Jt, auf die früheren 
die Provinz Schleswig-Holstein 3 Bahnen mit 5 049213,83 

4 ) Weitere Staatsbeihilfe für eine Bahn, die bereits mit 15,70 km unter II b nacb- 
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weiiantf Anlage 4. 

tehBihilichea Kleinbalmeii endgültig bewilligten und in Aussicht gestellten Staatsbeihilfen. 


hilfen für 1 

In Aussicht gestellte Beihilfen für 

überhaupt 
(zusammen a and b) 

c) vollsporige || d) schmalspurige 
Kleinbahnen 

überhaupt 
(zusammen c und d) 

An- . Betrag 

zahl km Mi 

An- Betrag 

zahl m Jü 

An¬ 

zahl 

km 

Betrag 

M 

An- j , Betrag 

zahl 1 km M 


bahnen. 


1 

1 

6,25 93 731,27 

3,74 111600,00 


_ 

— 

— 

_ 

i _ 

— 

_ 

2 

1 

9,99 

10,94 

206231,27 

492 000,oo 


: 

| 





i 


3 

20,93 j 

697 231.27 

, 

f — 

— 

_ | 

— 

— 

i 

— 

— 

— 


liehe Kleinbahnen. 


16 

128249 

19608346,00 I 

— 

— 

— ; 

— 


— 

— 


— 

26 

936,28 

12000916,05 

— 

— 

— 

— 


— 

— 

— 

— 

1 

30,27 

366 000,oo 1 

— 

_ 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

26 

1 641,85 

16 889 437*01 

1 

1,50 

33000 1 

— 

— 

— 

1 

1,50 

33 000 

2 

80,88 

1 845 250,00 

— 

— 

— 

— 

— 



— 

— 

18 

669,72 

9 982357,41 1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


3 

70,72 

1014550,oo 

— 

— 

— 

— 

— 

i 


— 

— 

25 

772,95 

14303 759,15 

— 

— 

— 

— 


- ! 

— 

— 

— 

12 

606,22 

7348 775,00 

— 

— 

— | 

— 

— 


— 

— 

— 

29 

1012,79 

17016 360,12 , 

— 

— 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

2 

85,26 

1430 000,oo 

— 

— 

— 

— 

— 

| 


— 

— 

9 

325,60 

5 681600,oo 

— 

— 


— 

— 

46 500«) 



46 500 

14 

292,27 

6884521,21 

— 

— 

— j 

\ — 

— 

_ 1 

_____ 

— 

— 

6 

163,25 

4 502 600, oo 

- 

— 

— | 

— 



i ! 

1 — 

— 

1 

92^7 

6 327 324,00 

— 

— 

“ i 

— 

! _ 

— 

i _ 

— 

— 

190 

7 875,12 

121689 696,95 

| 

1 

1,50 

33000 

— 

— 

46 500 

l 

1,50 

79 500 

23*) 

1 291,56 

3 ) 

17 193 828,83 

_ 

— 

i 

— 

- 

_ ! 

— 

_ 


213 

9166,68 , 

-1 

138883 424,78 | 

1 

, 1 

1.50 

33 000 

i 

i 


46500 

i 1 

1,50 

79 500 

j 

3 

20,93 

697 231,27 | 

— 

1 

' - 

1 

! - 

— 

— 

! 

— 

! 

216 

1- 

9187,61 

139 680666,05 

1 

1,50 

33000 | 

— i 

— 

46500 

1 

1,50 

79 500 

1 


tretenen Gebiet der früheren Provinz Westpreußen, zum Teil in dem bei Preußen verbliebenen, 
preußen liegen (Westpreußische und Marienwerder Kleinbahnen). 

mit einem Teil in dem an Polen abgetretenen Gebiet der früheren Provinz Westpreußen liegt. 
Provinzen: Westpreußen 7 Bahnen mit 2922500«^, Posen 12 Bahnen mit 7744115 M und auf 

gewiesen ist. 

ArchlY für Eisenbahnwesen. 1021. 42 
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Die württembergischen Staatsbahnen 

in den Jahren 1917 und 1918. 

Die nachstehenden Mitteilungen sind den Verwaltungsberichten der 
württembergischen Verkehrsanstalten für die Rechnungsjahre 1917 und 1918 
und der Statistik der Eisenbahnen Deutschlands für 1917 und 1918 ent¬ 
nommen 1 ). 

Beide Werke sind wegen des Kriegs wesentlich gekürzt worden, 
es haben daher nur die nachstehenden Angaben gemacht werden können. 

I. Längen. 

1917 1918 


1. Eigentumslange am Ende des Jahrs . km , 2148,79 2153,2» 

•>. Betriebslänge „ „ „ „ . „ jj 2143 , 7 » 2153,29 

Davon waren: 

mehrgleisig.. 588,20 588,22 

Haupteisenbahnen.„ 1 597,02 1606,52 

Nebeneisenbahnen.„ 546,77 546,77 

Vollspurbahnen.„ !j 2 022,63 2 032,12 

Schmalspurbahnen.. . . . „ j 121 ,17 121 ,n 

3. Betriebslänge im Jahresdurchschnitt: |i 

a) für den Personenverkehr. 2 136,so 2 136,86 

b) „ „ Güterverkehr.. 2143,7» '• 2150,19 


c) im ganzen.„ | 2143,7» 2150,19 

II. Anlagekapital. 

Das verwendete Anlagekapital betrug: |l | 

1. am Ende des Jahrs überhaupt . ... M 871 762343 i 887 664551 

auf 1 km Eigentumslänge.. 406645 412236 

2. im Jahresdurchschnitt (ohne Zuschüsse 

Dritter).. 867 243 670 j 879 713 447 

*) Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1920, S. 255 ff. 
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IIL Fuhrpark. 


1. Bestand am Ende des Jahrs: 

Lokomotiven. 

Triebwagen. 


zusammen . . . 

Personenwagen (eingerechnet dicPersonen- 

abteile der Triebwagen). 

mit Achsen. 

In den Personenwagen befanden sich über¬ 
haupt Plätze. 

durchschnittlich auf 1 Achse. 

Gepäckwagen. 

mit Achsen.. 

Güterwagen einschließl. Bahndienstwagen. 

mit Achsen. 

Ladegewicht auf 1 Achse.t 

Postwagen. 

mit Achsen. 

Außerdem Privat-Güterwagen. 

mit Achsen. ... 

2. Beschaffungswert dieser Fahrzeuge (ohne 
Post- und Privat-Güterwagen): 


insgesamt. M 

Davon kamen auf: 

1 Lokomotive mit Tender. J6 


1 Triebwagen (mit Personenabteil) . . „ 

1 Personenwagen.. 

1 Gepäckwagen.* 

1 Güterwagen usw.%.„ 

3. Im Jahresdurchschnitt standen zur Ver¬ 
fügung: 

Lokomotiven und Triebwagen . . Stück 
Personenwagen (mit den Personen¬ 
abteilen der Triebwagen) . . „ 

mit Achsen. 

Gepäckwagen. 

mit Achsen. „ 

Güterwagen (einschl. Bahndienst¬ 
wagen u. Privat-Güterwagen) „ 

mit Achsen. „ 

im ganzen Wagen (ohne Postwagen) „ 

mit Achsen. „ 
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i 19 17 

19 18 

1 

829 

833 

17 

17 

| 816 

850 

2 418 

2 419 

6245 

6 251 

; 

136754 

136 850 

21,90 

21,89 

620 

641 

1536 

1578 

16 054 

16 609 

32332 

33512 

6,91 

6,86 

161 

161 

397 

397 

428 

428 

862 

! 

862 

129 099 876 

136 671 699 

52 097 

55645 

27 347 

27 347 

12 768 

12852 

j 3 286 

3 419 

851 

848 

j 2418»/» 

2 418'/ 2 

6244 

6248 

621V* 

630V» 

1 539 

1557 

16 175 

16 331‘/2 

32580 

32 922 

| 19215 

19 380V 2 

i 40363 

40 727 


42* 

9 
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(540 ßiö Württemberg« sehen 6laafi?btth»en in rinn Jahren 1917 und ISIS, 


Leistungen der Fahrzeuge. 

a i Oie eigenen und fremden ledfnukdirbB 


Beiriebestrecktja ÄOrückg’oiegr: 

Lokomnttvbilnßaeter int! ganten . .. 

auf l km dacebseÜöHti .jr 

pfe.-<»%«tnea |i»k«awflte'n. und Triebwagen ■ 
bähen xufürkgelegtr 

\v^ijtdiib.Qä.fiiUdtne^Br >im ' ganzen . . . >; 
sitif l- i/fikowoHve urw..km 

bi At»f d»>n bigeneti Betriebisirbcken sind von den eigenen und fremden Wagen 
ztiriinfc gelegt worden. 


;!'■■' 1817 f.' 

19 18 

; #7*ßi36 

>,;' -v’A ":;V X’^'}'.; . 

27 753 23i 

: 13 #61 - ■ 

12907 

80505685 

-27 964554 

35 964 

32977 


, vp. : jr.'‘ / 


1 9 ) t 

A e; U * k .! i {* iv :«r- t *i, t,..' 

kp^^Ak»' 1 . UA ■ ; r 


» 

M uiwaaupt . Uberfiam>t ' . 

■ M :i • • V* 


2K/;'ä. r ;UK 


dtfn r«r4 Wßnvi&e&yi 
»:' :; , ÖC4**efe-iW^Vil<' 

-.; öüKfwa^en •;■: / 

,. .^•i,'Wrv9jsV»nbtii i !.v U'y^50 . tuft& 


.OeniÖ :# .lödSSk^Ä? 


\wW¥;' 


lN> tote: ; r m - U 




f» t u . 


.v{0>(i;Adjeu^AVagtui , ' ’ SlMüdl | 6dl0i.fi 241 ,'§S|f75*7 



►> ; • t^rr* r^r*» 

1>I tf 


förderte 2üg^ 


,;: VA^kiiHm^tÄr A<*h«^ fj Äu^kilorn^t!?r 


bei den Schnellzügen 

ATtmhiö : • 


581554 

32 

, , Kiizügen . :' 

■'A/vAA ' 169115 P 

2*4 ■'■■■}•:' 

62682 

• 21 

„ „ Personenzügen 

. . f 9037697 !• 

30 

,8264 301 

82 

„ w Güierzügen . 

; : X .P‘ . fj. 843.546 ’jf 

61 ■$ 

mp^ 

57 

P p Arbeitszügen . : . 

: . ■;■ ' «4 855 ]P 

M i 

441>25 

ppA Fd 

. alle« Zuge« , 

...v..|.; 163191)32 . :;• 

IV. Verkehr. 

. 41 Al 

1401.0623 

Ar" 42 


1, Personenverkehr, 


i 

i m i: fl; n ?. k n 1 

MM 

i 19 18 


inßgösanit • 

%• • il in*geeamt 

v 0 

1. Es wurden befördert; - ’ 

in 4er 1, Wttg*!nkUft*r. Helsen de ] 

- ' • •■ 

* ' Ti .d* „ .■ \ Tf':,.’ vA,"AA' 'i*• 

% 1 i - 

auf MiUtarfabrkstrteo 22 

V J ... 

1 

! » ■ 

•. 

.'. •.. ' ■/.':&;? .- v \ • yy^ kyy.-A, 5.y, 

•* -Ar-', -•■ '.fj'v ;’- ; ov«»•»;•;-';.•••! y''y; 

$$$££ • *'/ ■ 

in^efifat nt . 

Hfi98&6ö4 

-- : ’ 9G39r<411V.-;i 

. - s 4 : • 

i) Angaben fehlen. : 

^5y'. • ^ ,v ’• \ * 

• - ' ' 

. 
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1917 

1918 

i 

insgesamt 1 % 

1 insgesamt 

% 

2- Von <\en beförderten Reisenden 

1 

1 

' 

j 


wurden durchfahren: 

1 

j 


in der 1. Wagenklasse Perskm 

* w 2. » n 

!) - 

_ , 

') - 

1 

I 

— 

n n 3- 9 » | 

ff 9 4. ff ff 

{ 

1 __ 

I 


Militärpersonen .... 

*_i 


l. 

1 

— 

insgesamt . . Perskm 

2070406478 


2579070415 

— 

die Einnahmen betrugen: 




i 

■ 


für Fahrkarten 1. Klasse 

. M 

199198 

0,49 

252503 

0,49 

* ff 2. , 

w 

3 658 841 

8,83 

4 301948 

8,42 

n w d. ff 

fl 

9902773 

24,58 

10293848 

| 

20,14 

n n 4- „ 

ff 

18010470 

44,70 

! 23565729 

46,12 

Militärpersonen. 

n 

8620642 

21,40 

12687018 

24,83 

insgesamt . . . 

. M 

40291424 

100,oo 

51101046 

100,00 


4. Auf 1 km durchschnittlicher Betriebslänge für den Personenverkehr kamen: 


Reisende .... 
Personenkilometer 
Einnahmen . . . 


1917 ! 

1918 

40709 

45111 

968907 

1206 944 

18855 

23 914 


5. Im Durchschnitt betrugen: 


bei den Reisen 

19 17 

1 19 18 

die 

durch¬ 
fahrene 
Wege¬ 
strecke 
j km 

die Einnahmen 
für 

die 

durch- 
• fahrene 
Wege- 
! strecke 
km 

die Einnahmen 
für 

1 Person 
(Fahrt) 

1 Per¬ 
sonen km 

* 

i 1 Person 
(Fahrt) 
M 

1 Per- 
aonenkm 

auf Fahrkarten 1. Klasse 

| l )- 

— 

— 

i ) - 

1 

— 

2 

n n n 

— 

i 

i 

— 

— 

— 

ff ft 3. ff 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

f n 4. „ 

— 

1 — 

i 


— 

— 

— 

„ Militärfahrkarten . . 

— 


— 

— 

— 

— 

insgesamt . . 

23,80 

! 0,46 

1,96 

26,76 

0,53 

1,98 


l ) Angaben fehlen. 
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2. Oepickverkehr. 




i 

i 

19 17 


19 18 

1. Reisegepäck wurde befördert . . 

. . . t 

i 

i l) 

67 462 


26 813 

Zurückgelegte Tonnenkilometer 

(von 




• 

der Oesamtlaet des Reisegepäcks) . . . 

2) 

— 

2 > 

— 

Erzielte Einnahmen. 

. . . M 


928 575 

3 ) 

951651 

2. Hunde (bei Reisenden) wurden 

bc- 





fördert. 

. . Stück 


116240 


111306 

Erzielte Einnahmen. 


i 

41707 


51685 


3. Güter- und Tierverkehr. 

1. Es wurden befördert: 


! 

1917 


1918 


i 

Tonnen 

% 

Tonnen 

°/o 

Eil- und Expreßgut.i 

') 191423 

1,28 | 

!) 321527 

2,15 

Stückgut. 

, nach dem Spezialtarif 1 a 

| 849 381 

5,69 

726570 

4,85 

Wagenladungsgut: 


i 



Allgemeine Klasse A 1 . 

» - B. 

| 738 779 

| 4,94 

1 728 491 

1 

4,88 

1 

Spezialtarif A *. 

f.’j 

* II (in Ladungen von 10 t) . 






1 

3 831 818 

25,64 

1 

3 826 318 

25,51 

n II („ » , 5t).; 

, m. ! , 


1 

1 

1 

i 


Ausnahmetarife. 

6 085 448 

40,72 

1 5 476044 ; 

36^1 

Militärgut.; 

3044415 

20,37 | 

3692421 

24,16 

Tiere. 1 

146291 

0,98 ’ 

187 762 | 

1,» 

Frachtpflichtiges Dienstgut.I 

56886 

0,38 , 

107164 

0,71 

zusammen: gegen Frachtberechnung 1 

14 944 441 i 

100,oo !, 

14996297 

100,00 


2. Es haben zurückgelegt: 



1917 


1918 



Tonnenkm 

% 

Tonnenkm 

% 

Eil- und Expreßgut. 

13 527 320 

1,09 

16 427 002 

1,29 

Stückgut. 

„ nach dem Spezialtarif 1 a . . 

} 62 136 738 

4,69 

50 965 316 

3,79 


') 1. August 1917 Übergang des Milchverkehrs vom Gepäck- auf den Güter¬ 
verkehr (1918 = 131111 t). 

2 ) Angaben fehlen. 

3 ) 20. November 1917 Verdoppelung der Gepäckfracht. 
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1 

1917 

i 

1918 


1 

il 

Tonnenkm 

ü /o 

Tonnenkm 

% 

Wagenladungsgut: | 





Allgemeine Klasse A 1 . 

- • B. 

Spezialtarif A a ., 

T 

| 64 779 870 

| 

4,90 ; 

61 888 437 

4,60 

r> A . 

„ II (in Ladungen von 10 t) . 

* H („ „ „5t). 

, - ni. 

1324 648 173 

24,56 

1 : 

320 374171 

: 

23,83 

Ausnahmetarife. 

636 676864 

48,14 

646 860 610 

48,03 

Militärgut. 

209031 162 

15,81 

238 749 600 

17,39 

Tiere . 

! 9932869 

0,76 

11662669 

0,87 

Frachtpflichtiges Dienstgut. 

1 778060 

0,18 

1 

3 696 800 

0,27 

zusammen: gegen Frachtberechnung 

1322510026 j 

1 

100,oo 

1344 604 406 

100,00 


3. Die Einnahmen aus der Güterbeförderung betrugen für 


Eil- und Expreßgut . 

Stückgut. 

„ nach dem Spezialtarif 1 a. . 
Wagenladungsgut: 

Allgemeine Klasse A 1 . 

» , B. 

Spezialtarif A 2 . 


. II (in Ladungen von 10 t) . 

n II (, * x 5 t). 

- m. 

Ausnahmetarife. 

Milit&rgut. 

Tiere . 

Frachtpflichtiges Dienstgut. 


im ganzen . . . 


1917 

1918 

M 

°/o 

M 

% 

>) 3 844 197 

6,52 i 

1)6102489 

7,56 

| 7 249 959 

.12,30 

7109992 

10,53 

J 4 667 359 

7,92 

5 174 563 

7,67 

113 374 379 

1 

22,68 

14 933817 

22,11 

17073 947 

28,97 

18 730664 

27,74 

11062667 

18,80 i 

14 144 679 

20,96 

1689269 

2,70 

2169004 

8,21 

64004 

0,11 

146646 

0,22 

68 946 671 

100,00 

67 511 733 

100,oo 


') 1. August 1917 Übergang des Milchverkehrs vom Gepäck- auf den Güter¬ 
verkehr. 1918 = 469 196 M. 
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4. Im Durchschnitt betragen: 


1917 

1918 

nahmen 

ttr 

die durch¬ 
fahrene 
Wege¬ 
strecke für 

1 t 

1cm 

die Einnahmen 
tür 

j die durch- 
; fahrene 
Wege- 
1 strecke für 

! 11 

1 km 

i 

die Ein 
fl 

11 
M 

1 tkm 

-j 

i t 
M 

1 tkm 
•*} 

70,67 

20,oe 

28,42 

51,10 

15,87 

31,0«. 

} 73,15 

8,64 

11,67 

i 

70,13 

: 

9,79 

13,95 

j 87,64 

' 

6412 

7,30 

, 

84,95 

7,10 

8,36 

> 84,71 

3,49 

4,12 

1 83,73 

3,90 

j 4,66 

. 

104, et 

2,80 

2,68 

| 117,94 

3,42 

2,90 

68,66 

3,64 

6,30 

j 64,63 

i 3,90 

6,05 

67,90 

10,87 

16,00 

1 62,06 

11,55 

j 18,61 

31,16 

1,13 

3,60 

34,50 

j 1,37 

; 3,97 

88,50 

3,94 

4,46 

! 89,66 

il 

4,50 

1 5,01 

l 

r Betriebslänge 

n: 

R 1 

9 17 | 

1 9 

1 8 


Eil- and Expreßgut. 

Stückgut. 

Stückgat nach dem Spezialtarif la 
Wagenladungsgut: 

Allgemeine Klasse A l . 

, B. 

Spezialtarif A 3 . 

I. 

„ II (in Ladungen v. 101) 

71 II(» 71 T! 5 t) 

. in. 

Ausnahmetarife. 

Militär gut. 

Tiere . 

Frachtpflichtiges Dienstgut .... 
zusammen: 

gegen Frachtberechnung 


gegen Frachtberechnung befördertes Gut . . . t 6 971 

tkin h 616 90S 

Einnahmen an Fracht. M I 27 4% 


6 976 
625 342 
31 398 


V. Betriebsergebnisse. 
1. Einnahmen. 



1917 

1918 


°/o 

M 

% 

a) Ans dem Personen- n. Gepäckverkehr: 

1 


1 

1 


insgesamt. 

41661 628 

35,60 

62702666 

38,15 

anf 1 km dnrchschn. Betriebslänge 1 

19498 

— 

24664 

— 

b) Ans dem Güterverkehr: 

1 




insgesamt. 

62 758 478 

63,63 

71641683 

61,85 

auf 1 km dnrchschn. Betriebslänge 

29276 

— 

33 319 

— 

Verkehrseinnahme im ganzen 

104 423 106 

89,33 

124 344 348 

90/» 

c) Sonstige Einnahmen. 

12622280 

10,78 

13811808 

10,oo 

Gesamteinnahmen. 

117 046 386 

i i 

100,oo 

138 166 166 

100 ,oo 
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2. Ausgaben. 



19 17 

1918 

M 

% 

M 

% 

a) Persönliche Ausgaben. 

62316288 

66,80 

1 

j 97 330 693 

58,94 

b) Sachliche Ansgaben. 

39783826 

43,JO 

67813 644 

41,06 

Gesamtausgaben. . . . 

92100064 

100,oo 

166144337 

100,00 

im Verhältnis zu den Gesamteinnahmen 



1 


(Betriebszahl). 

— 

78^9 

- 

67,96 

3. Überschuß oder Fehlbetrag. 



insgesamt. 

(+24946 322 

— 

[—26 988 181 

— 

im Verhältnis zu den Gesamtein- 





nahmen. 

— 

+21,31 

• — 

— 19,53 

im Verhältnis zum durchschnittlichen 





Anlagekapital. 

— 

+ 2,88 

— 

— 3,07 


4. Im Durchschnitt kamen: 



19 17 


19 18 


auf 

1 km 
Bahn¬ 
lange 
M 

auf 

1 Loko- 
motlv- 
nutzkm 
M 

auf 

1 

Wagen- 

achskm 

M 

auf 

1 km 
Bahn¬ 
lange 

M 

auf 

1 Loko- 
motiv- 
nutzkm 

M 

auf 

1 

Wagen- 

achskm 

M 

von den Einnahmen . . 

64697 

6,23 

0,18 

64263 

! 

8,33 

0,28 

„ „ Ausgaben . . . 

! 42961 

4,90 

0,14 

76 806 

1 9,96 

0,27 

vom Uberschuß*. 

11636 

1,32 

0,04 

1 _ 

— 

— 

„ Fehlbetrag. 

j — 

— 

1 _ 

12 552 

1,63 

0,04 


VI. Zahl der Beamten und Arbeiter im Jahresdurchschnitt. 


’ 

1 

j 19 17 

19 18 


insgesamt 

% 

\ insgesamt 

% 

1. Arbeiter im 

A. Verwaltungsdienst. 

i 

j 

131 

1,21 

164 

1,34 

B. Bahnbewachungs- und Bahnunter¬ 
haltungsdienst . 

3 450 

31,80 

3 389 

27,70 

C. Bahnhofs-, Abfertigungs- und Zug¬ 
begleitdienst . 

4 039 

37,23 

4 907 

40,io 

D. Zugförderungs- und Werkstatten- 
dlenst. 

i 

| 3229 

29,76 

3 777 

30,86 

1. Arbeiter zusammen. 

H 10849 1 

! 100, oo 

12237 

100,oo 

2. Beamte und Hilfsbeamte. 

|; 10073 

_ 

10746 

— 

Gesamtzahl . . . 

20 922 


22983 

— 
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Kleine Mitteilungen. 


Der Rückkauf der schweizerischen Seetalbahn durch den Bund. 

Nach Art. 28 der am 21. Juni 1907 erteilten und am 12. Juni 1908 abge¬ 
änderten Konzession für die schweizerische Seetalbahn kann der Rückkauf 
der Bahn durch den Bund, oder, falls dieser auf die Ausübung ©eines Rück¬ 
kaufsrechts verzichten sollte, durch die Kantone Aargau und Luzern, unter 
Einhaltung einerdreijährigenKündigungsfrist frühestensauf denl. Januar 
1922 und von diesem Zeitpunkt an je auf den 1. Januar eines Jahres erfolgen. 
Im Hinblick auf diese Konzessionsbestimmung ersuchten die Regierungen 
der genannten Kantone im Sommer 1918 den Bundesrat um Auskunft dar¬ 
über, ob der Bund von seinem Rückkaufsrecht Gebrauch zu machen beab¬ 
sichtige. Sie deuteten dabei an, daß, wenn dies nicht der Fall wäre, die 
Erwerbung der Bahn durch die Kantone Aargau und Luzern in Betracht 
käme. Der aargauische Regierungsrat machte noch besondere darauf auf¬ 
merksam, daß die Rückkaufsbedingungen der Konzession äußerst günstig 
seien und der Seetalbahn als elektrisch betriebener Bahn erhöhte Bedeutung 
zukomme, weshalb der Rückkauf durch den Bund ernstlich in Erwägung 
gezogen werden solle. 

Das Ergebnis der von dem Eisenbahndepartement im Benehmen mit 
der Generaldirektion der schweizerischen Bundesbahnen vorgenommenen 
eingehenden Untersuchung zeigte, daß es sich für den Bund empfahl, den 
Rückkauf der Seetalbahn auf den nächst möglichen Zeitpunkt durchzuführen, 
da sich bei längerem Zuwarten der Rückkaufswert der Bahn voraussichtlich 
bedeutend höher stellen würde. 

Die Linien der Seetalbahn weisen insgesamt eine Baulänge von 54,2 km 
auf, davon 33,5 km auf Strecken, auf denen die Bahn als Straßenbahn ohne 
eigenen Bahnkörper erstellt ist 

In den Jahren 1909 und 1910 wurde die Bahn für dem elektrischem Be¬ 
trieb umgebaut. Die elektrische Kraft wird als Dreiphaeen-Weahselstrom 
vom aargauischen Elektrizitätswerk bezogen und in einem Umformerwerk 
in Beinwil in Einphasen-Wechselstrom mit 5500 Volt Spannung und 25 Pe¬ 
rioden umgewandelt 

Das Anlagekapital der Seetalbahn belief sich Ende 1919 auf rund 
7,4 Mill. Fr., bestehend aus 800 000 Fr. Stammaktien, 1 800 000 Fr. Priori¬ 
tätsaktien, 3 753 000 Fr. Obligationenanleihen und Hypothekarsehulden und 
über 1 Mill. Fr. Bankschulden. 
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Über die Entwicklung des Verkehrs gibt die folgende Zusammenstellung 
Aufschluß: 


Jahr 

Reisende 

Gepäck, Tiere, 
Güter 

1 

| 

Wa^enachsen 

1 

Bruttotonnen 

Betriebs¬ 

einnahmen 


auf ein 

Kilometer Betriebslänge 


Anzahl 

Tonnen 

Anzahl 

Anzahl 

Fr. 

1889 

56663 

i 

14292 

i i 

26536 

181320 

5680 

1894 

68611 

18 752 

39 886 

261081 

6813 

1900 

99 976 

29246 

52346 

353 135 

10113 

1906 

135 415 

43 476 

71942 

517 469 

13 963 

1913 

180959 

41627 

90399 

659 873 

16737 

1919 

216241 

56731 

84 157 

620175 

27110 


Die Seetalbahn gehört zu den Nebenbahnen, deren spätere Verstaat¬ 
lichung schon bei Erlaß des Rückkaufgesetzee in Aussicht genommen und 
durch die in den Art 3 und 4 niedergelegten Bestimmungen vorbereitet 
wurde. Ihre Erwerbung durch den Bund kommt heute um so mehr in Be¬ 
tracht, als sie inzwischen durch die Einführung des elektrischen Betriebs 
erhöhte Bedeutung erlangt hat Der Übergang der an ihren beiden End¬ 
punkten an Häuptlingen des Bundesbahnnetzes anschließenden Seetalbahn 
in das Eigentum des Bundes würde den Bundesbahnen gestatten, die Leitung 
des Verkehrs über den Weg durch das Seetal ausschließlich nach dem Ge¬ 
sichtspunkt der Zweckmäßigkeit und Wirtschaftlichkeit vorzunehmen. 

Die Übernahme der Bahn hätte für die allgemeine Verwaltung der 
Bundesbahnen keine Mehrkosten zur Folge, indem die nötigen Arbeiten 
durch das den Bundesbahnen zur Verfügung stehende Personal mitbesorgt 
werden könnten, ohne daß bei irgend einer Abteilung mehr Personal ange¬ 
stellt werden müßte. Eine Anzahl von Beamten der entbehrlich werdenden 
Verwaltungs- und Dienstleitungsorgane der Seetalbahn dürfte jedoch ge¬ 
eignet sein, die durch den natürlichen Abgang bei den Bundesbahnen ein¬ 
tretenden Lücken auszufüllen. 

Für die Vornahme des Rückkaufs auf den ersten in der Konzession 
hierfür vorgesehenen Termin spricht vor allem der Umstand, daß die Ver¬ 
staatlichung auf den 1. Januar 1922 gegenüber längerem Zuwarten dem 
Bunde erhebliche finanzielle Vorteile bietet. Nach den Bestimmungen der 
einheitlichen Konzession für die Seetalbahn vom 21. Juni 1907 beträgt die 
Entschädigung für den Rückkauf, sofern dieser bis zum 1. Januar 1925 
rechtskräftig wird, den 25fachen Betrag des durchschnittlichen Reinertrags 
der zehn Kalenderjahre, die der Rückkaufsankündigung unmittelbar voran¬ 
gehen. In den für den Rückkauf auf den 1. Januar 1922 maßgebenden zehn 
Jahren haben betragen: 


die Betrieb«- die Rein- 
Uberschiis.se erträgnisse 

Fr. Fr. 

1909 . 76 045 28 272 

1910 . 151819 97 876 

1911 . 231 455 178 607 

1912 . 253 325 168177 

1913 . 220 052 149781 
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die Betriebs- die Rein- 
Überschüsse erträgnisse 


Fr. Fr. 

1914 . 178986 105 318 

1915 245 689 185 946 

1916 319 794 278 997 

1917 366 049 300481 

1918 . 496 739 422892 


im Durchschnitt . . . 253 995 191 634 


ln dem maßgebenden Zeitraum ist somit der Betriebsüberschuß auf 
das 6 % fache, der Reinertrag beinahe auf das 15 fache des Jahres 1909 
gestiegen. 

Die rechtliche Grundlage für den Rückkauf bietet das erwähnte 
Rückkaufsgesetz. 

Nach Art. 3 des Gesetzes ist der Bundesrat ermächtigt, andere als 
die im Art. 2 bezeichneten Eisenbahnen, falls deren Erwerbung ohne un¬ 
verhältnismäßige Opfer erreichbar ist, mit bloßer Zustimmung der Bun¬ 
desversammlung zu verstaatlichen, sofern es sich um Linien handelt, die 
wegen ihrer volkswirtschaftlichen oder militärischen Bedeutung den In¬ 
teressen der Eidgenossenschaft oder eines größeren Teils ihres Gebiets 
dienen. Für den Rückkauf von Bahnen, die diesen Bedingungen nicht 
genügen, bedarf es dagegen nach Art. 4 des Rückkaufgesetzes in jedem 
Fall des Erlasses eines besonderen Bundesgesetzes. 

Die Seetalbahn kann, wenn sie auch für die von ihr bediente Gegend, 
insbesondere für das Aufblühen und Gedeihen der dort angesiedelten In¬ 
dustrien, von höchstem Wert ist, nicht zu den Eisenbahnen gezählt wer¬ 
den, die wegen ihrer volkswirtschaftlichen oder militärischen Bedeutung 
den Interessen der Eidgenossenschaft oder eines größeren Teils ihres 
Gebiets dienen. Ihre Verstaatlichung kann daher gemäß Art 4 des 
Rückkaufgesetzes nur auf Grund eines besonderen Bundesgesetzes voll¬ 
zogen werden. 

Die bisherigen schriftlichen und mündlichen Verhandlungen mit der 
Gesellschaft der Seetalbahn haben zu keiner Verständigung über den 
Rückkaufspreis geführt. Sollte sich auch bei den weiteren Verhandlun¬ 
gen keine Einigung erzielen lassen, so würden die Streitpunkte vom 
Richter zu entscheiden sein. Im Hinblick darauf, daß der Gesellschaft 
der Rückkauf auf den 1. Januar 1922 angekündigt ist, ergibt sich für den 
Bundesrat die Notwendigkeit, jetzt schon den Entwurf eines Rückkauf¬ 
gesetzes vorzulegen, obwohl unter den obwaltenden Umständen die Höhe 
des Rückkaufspreises noch nicht genau angegeben werden kann. Mit der 
Annahme des Gesetzentwurfs würden die rechtlichen Grundlagen für die 
Durchführung des Rückkaufs geschaffen und der Übergang der Seetal¬ 
bahn in das Eigentum und den Betrieb der Bundesbahnen auf den 1. Ja¬ 
nuar 1922 auch für den Fall ermöglicht, daß die Höhe des Rückkaufs¬ 
preises in diesem Zeitpunkt noch nicht festgesetzt sein sollte. 


Die Eisenbahnen in Elsaß-Lothringen nahmen in der ersten Zeit 
nach der Besetzung des Reichslands durch die Franzosen eine Sonder¬ 
stellung ein. Die Verschiedenheit der elsaß-lothringischen von den übri¬ 
gen französischen Bahnen in den baulichen Anlagen, des Signal- und 
Sicherungswesens und der ganzen Abwicklung von Betrieb und Verkehr 
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ließen es den Franzosen nicht für angezeigt erscheinen, sie ohne weiteres 
dem französischen Eisenbahnnetz anzugliedern. Man war sogar genötigt, 
die Eisenbahnen noch geraume Zeit nach dem Waffenstillstand unter 
der Leitung der reichsdeutschen höheren Beamten zu belassen. Jetzt 
ist die Angliederung an die französischen Eisenbahnen weiter vor¬ 
geschritten. Man hat daher die verwaltungsrechtliche Selbständigkeit der 
elsaß-lothringischen Bahnen aufgehoben und sie nunmehr dem Minister 
der öffentlichen Arbeiten unterstellt. Der Begründung des diese Unter¬ 
stellung regelnden Gesetzes sei folgendes über den Entwicklungsgang der 
Verwaltung unserer früheren Reichseisenbahnen seit der Besetzung des 
Landes entnommen: 

„Wenige Tage nach dem Waffenstillstand, am 30. November 1918, 
wurden die elsaß-lothringischen Bahnen einer besonders für sie gebildeten 
Feldeisenbahnkommission unterstellt, die unter der Aufsicht des Kriegs¬ 
ministers ihre Tätigkeit ausübte. Eine neue Verordnung vom 19. Juni 
1919 gliederte die Eisenbahnen der allgemeinen Landesverwaltung von 
Elsaß-Lothringen an. 

Ein Ausführungserlaß des Generalkommissars der Republik vom 
gleichen Tag regelte die neue Organisation des Eisenbahnnetzes, das 
seitdem für Rechnung des Staats von einer dem Generalkommissar unter¬ 
stellten Zivilbehörde betrieben wurde. Das elsaß-lothringische Eisen¬ 
bahnnetz nahm also unter den französischen Bahnen eine Ausnahmestel¬ 
lung ein, die in dem gegenwärtigen Zeitpunkt, wo von dem Parlament 
eine neue Verwaltungsform mit dem Hauptziel einer Vereinheitlichung 
der Leitung und des Betriebs der gesamten französischen Eisenbahnen 
einschließlich der elsaß-lothringischen beraten wird, nicht mehr gerecht¬ 
fertigt erschien. Die allmähliche Angliederung der elsaß-lothringischen 
an die übrigen Bahnen ist nur möglich, wenn die Kontrolle dieser Ver¬ 
waltung in den gleichen Händen liegt wie die der anderen. Aus diesen 
Gründen war bereits durch eine Verordnung vom 30. November 1920 der 
elsaß-lothringische Eisenbahnbezirk dem Minister der öffentlichen Ar¬ 
beiten unterstellt worden. Durch das jetzt eingebrachte Gesetz soll die 
genannte Verordnung Gesetzeskraft erlangen.“ L. 


Die Verwaltung der französischen Eisenbahnen im Krieg. 1 ) Bei 

Ausbruch des Kriegs wurden die französischen Eisenbahnen militärischer 
Leitung unterstellt. Die Zuständigkeiten waren dabei zwischen Heer und 
Eisenbahn ähnlich verteilt wie in Deutschland. Insbesondere enthielt sich 
hier wie dort die Heeresverwaltung jedes Eingriffs in die wirtschaftlichen 
Verhältnisse der Eisenbahnen. Betrieb und Verkehr verblieb in den Händen 
der Eisenbahngesellsohaften, und die Einnahmen und Ausgaben gingen 
nach wie vor auf deren eigene Rechnung; der Staat übernahm ni’ir die 
Leitung des Eisenbahnwesens. Der Kriegsbetrieb der französischen Eisen¬ 
bahnen war wohl vorbereitet; gleichwohl veranlaßten die wechselnden Be¬ 
dürfnisse des Kriegs, namentlich auch infolge seiner langen Dauer und 
der dadurch verursachten Einwirkung auf das Wirtschaftsleben, manche 
Änderungen der vor dem Krieg geschaffenen Einrichtungen. Die Not¬ 
wendigkeit, außer dem Heer auch noch der Zivilbevölkerung zu dienen 

*) Vgl. auch den Aufsatz „Die französischen Eisenbahnen in und nach dem 
Krieg“ von Wernekko im Archiv für Eisenbahnwesen 1920, S. 1204. 
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und deren Verkehrsbedürfnisse zu befriedigen, gab Veranlassung, die 
Pflichten iu<nd die Verantwortung der Behörden und Dienststellen des Heeres 
und der Eisenbahnen ander© als vorher vorgesehen, zu verteilen und die 
Leitung an einer Stelle zusammenzufassen, die ihrerseits besonders dafttuf 
achten mußte, die möglichen Leistungen der Verkehrsmittel richtig auf 
das Heer und die Zivilbevölkerung zu verteilen. Die Leitung des Eisen¬ 
bahnbetriebs wurde dabei mehr und mehr den Händen der Heeresverwal¬ 
tung entzogen, und dem Ministerium der öffentlichen Arbeiten übertragen. 
Der Betriebs- und Verkehrsdienst wurde von dieser Neuregelung in keiner 
Weise berührt. Im November 1916 wurde im Ministerium der öffentlichen 
Arbeiten eine Generaldirektion des Verkehrs gegründet, der nicht nur die 
Leitung des Eisenbahnverkehrs, sondern auch desjenigen zu Wasser, so¬ 
wohl zur See als auf den Binnenwasserstraßen, übertragen wurde. Ihre 
Hauptaufgabe war u. a., die Reihenfolge der Transporte und ihre Rang¬ 
ordnung zu regeln, wobei außer auf die Bedürfnisse des Heeres auf die 
wirtschaftlichen Verhältnisse des Landes gebührende Rücksicht zu nehmen 
war. Die Generaldirektion stand immer noch 'unter einer gewissen Auf¬ 
sicht der Heeresleitung. Schon wenige Wochen später wurde die General¬ 
direktion in die Stelle eines Unterstaatssekretärs umgewandelt, dessen 
Dienstbereich in vier Gruppen geteilt wurde. Sie umfaßten: 1. Schiffahrt 
und Häfen, 2. Haupt- und Nebenbahnen, 3. Straßen-, Kraftwagen verkehr, 
Wasserkraft- und Elektrizitätswerke, 4. Seetransport. Die Einteilung ist 
nicht ganz logisch; es geht aus ihr aber hervor, daß dem Unterstaats¬ 
sekretär die Leitung des gesamten Verkehrswesens zu Wasser und zu 
Lande, erstere sowohl auf den Binnenwasserstraßen als zur See, letztere 
sowohl auf der Eisenbahn als aiu.f der Straße, und die Leitung der Kraft¬ 
erzeugung, abgesehen von der durch Dampf, übertragen war. Die durch 
die Gründung der Generaldirektion bereits eingeleitete Zusammenfassung 
dieser Leitung in einer Hand wurde durch die Einsetzung des Unter¬ 
staatssekretärs vollendet, die militärische Leitung wurde ausgeschaltet, 
und dem Unterstaatssekretär wurden weitgehende Vollmachten über¬ 
tragen. Sie wurden im Mai 1917 noch erweitert, indem dem Unterstaats¬ 
sekretär zwei Generale, einer für den Heeresbereich, einer für das Binnen¬ 
land, beigegeben wurden und ihm alle Arbeitskräfte, sowohl militärische 
als auch bürgerliche, die im Verkehrsdienst beschäftigt waren, unterstellt 
wurden. 

Durch Erlasse vom September und Dezember 1917 wurden die dem 
Unterstaatssekretär erteilten Befugnisse auf den Minister der öffent¬ 
lichen Arbeiten übertragen. Ein Erlaß vom 26. Juli 1918 regelte die 
Verhältnisse endgültig, indem dem Minister dauernd die Oberleitung des 
Verkehrs, auch in militärischer Beziehung, übertragen wurde. Seine 
Tätigkeit umfaßte alle die Gebiete, die vorher dem Unterstaatssekretär 
zugewiesen waren. Die Organisation des Betriebe- und sonstigen Außen¬ 
dienstes blieb unverändert so, wie sie im Frieden vorbereitet war, aber 
die Zusammenfassung der Leitung in einer Hand, die durch die lauge 
Dauer des Kriegs notwendig geworden war, wurde durch diese Maß¬ 
nahme in noch weiterem Maß, als es durch die Einsetzung des Unter¬ 
staatssekretärs für das Verkehrswesen geschehen war, zu einer voll¬ 
ständigen gemacht, indem der Minister sowohl die Oberleitung des Ver¬ 
kehrswesens im Heeresbereich als auch im Binnenland übernahm. 

Nach dem Waffenstillstand wurde durch einen Erlaß vom 2. Fe¬ 
bruar 1919 der Friedenszustand bei den Eisenbahnen insofern wieder¬ 
hergestellt, als die Oberleitung des Eisenbahndienstes wieder den Direk- 
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tionen der Gesellschaften übertragen wurde, wobei allerdings die 
militärischen Transporte immer noch allen anderen vorgingen. Bei 
jeder Direktion verblieb ein Verbindungsoffizier, um dde gebührende 
Berücksichtigung der militärischen Bedürfnisse zu gewährleisten. 

Wk. 

Über die Verkehrslage in Can&da 1 ) hielt der Minister der cana- 
dischen Eisenbahnen und Kanäle, Hon. Dowsley Reid, in der 
Sitzung des Royal Colonial Institute in London am 15. November 1920 
einen bemerkenswerten Vortrag. Dem Bericht hierüber in dem 
Dezemberheft 1920 der Zeitschrift United Empire des Colonial 
Institute (S. 664 ff.) entnehmen wir die nachstehenden Mitteilungen. 

Canada hatte im Jahr 1920 eine glänzende landwirtschaftliche 
Ernte, eine der größten seit Menschengedenken: Weizen und anderes Ge¬ 
treide in reicher Fülle; alle Gewerbezweige arbeiteten bis zur Grenze 
ihrer Leistungsfähigkeit. Die sonstigen natürlichen Erzeugnisse des 
Landes, z. B. Holz, Mineralien, Kohle u. a. näherten sich wieder den 
Durchschnittsbedingungen. Das Land beginnt seine Kriegsschulden ab¬ 
zutragen und befindet sich in einem gesunden, gedeihlichen Zustand; 
was das Wichtigste ist, es bleibt, zum Unterschied von anderen Ländern, 
fast ganz verschont von Arbeiterunruhen. Canada, eine Fläche von 8500 
engl. Meilen (5630 km) Breite bei 1400 Meilen (2250 km) Tiefe, hat etwa 
40 000 Meilen (rd. 64 370. km) Eisenbahnen. Dieser Bestand verteilt sich, 
abgesehen von unerheblichen Ausnahmen, auf zwei große Netze von un¬ 
gefähr gleichem Umfang: das der Canadian Pacific- und das der Cana¬ 
dian National-Eisenbahn, letzteres im Besitz der Kolonialverwaltung 
(Dominion-Government). Diesen beiden großen Unternehmungen fällt die 
Aufgabe zu, den gewaltigen Handel von Canada zu bewältigen. Seine 
Entwicklung kennzeichnet sich durch die nachstehenden Ziffern des letz¬ 
ten Jahres: 

Wert der Erzeugnisse in Millionen Dollar 

der Bergwerke. 173 „ 

„ Fischerei . 60 „ 

„ Wälder. 146 

„ Landwirtschaft. 1500 „ 

an Manufakturwaren. 3 500 „ 

Die bemerkenswerte Entwicklung des Eisenbahnnetzes gestaltete sieh 
wie folgt: 


Bestand im Jahr 1840: 16 Meilen, 

„ „ 1850 : 2 000 „ Zunahme 

1 984 Meilen, 

„ „ 1880: 7 000 

v 

5 000 „ 

„ „ 1890: 13 000 


6000 ., 

„ „ 1900: 17 000 


4 000 „ 

.. 1910 : 24 000 

•9 «9 

7 000 „ 

„ „ 1920: 40 000 

9 ? 

16 000 „ . 


In den letzten zehn Jahren w r ar also die Neubautätigkeit bei weitem am 
stärksten. 

Die Canadian Pacific Eisenbahn*) war die erste große 
Überlandeisenbahn, und jeder Canadier ist heute stolz auf diese 

1 ) Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1920, S. 274. 

*) Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1912, S. 325. 575 ff. 
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Schöpfung. Die Gesellschaft hatte einen weiten Blick, Ausdauer und 
Vertrauen auf die Zukunft des Landes, als andern diese Eigenschaft 
fehlte, und sie hat große Erfolge dabei geerntet, zugleich mit der wirt¬ 
schaftlichen Erschließung und Entwicklung der Kolonie. Die Männer, 
die das große Werk begannen, hatten Mut und Beharrlichkeit; die Bahn 
wurde ein großer Erfolg und ihre Verwaltung ist jetzt eine der besten 
Eisenbahnverwaltungen des amerikanischen Kontinents; es gelang ihr, 
ihre Anlagen stets in musterhafter Weise zu unterhalten, ihre Dividenden 
voll zu bezahlen und reiche Überschüsse zu erzielen, die wieder in neuen 
Industrien entlang der Bahn angelegt wurden; durch diese wurde 1 
wiederum die natürlichen Schätze des Landes verwertet unt weiter ent¬ 
wickelt. Bei der heutigen Lage der Gesellschaft und bei der hohen 
Meinung, die das canadische Volk von ihr hat, gelten ihre Kapital¬ 
anlagen als die sichersten, die sich heute dem Publikum darbieten. 

Ferner ist zu nennen das Netz der Canadian National- 
Eisenbahn, das sich tatsächlich als ein neues Unternehmen der cana- 
dischen Regierung darstellt. Die Kriegsereignisse machten es uer 
Canadian Northern- und der Grand Trunk Pacific-Eisenbalm unmöglich, 
den Sturm zu überdauern. Die Regierung wollte zunächst nicht zui 
offenkundigen Eisenbahnverstaatlichung schreiten; nur zwischen dieser 
oder der Liquidation blieb die Wahl; die Regierung entschied, für Canada 
sei es besser die Verantwortung des Staatsbetriebs zu übernehmen als 
die Liquidation; sie übernahm- daher die Bahn und vereinigte sie mit 
ihrem bisherigen eigenen Besitz. Der Zuwachs der canadischen Nordbahn 
brachte den Besitz der Staatsbahnverwaltung auf 14 000 Meilen (22 530 
km). Für die Übernahme der Grand Trunk Eisenbahn und der Grand 
Trunk Pacific-Eisenbahn auf den Staat wurde eine weitere Verein¬ 
barung getroffen, deren Durchführung den Umfang des Staatsbahn¬ 
besitzes auf etwa 22 000 Meilen (35 105 km) steigern wird; damit würde 
sich das staatliche Netz im Umfang dem der Canadisclien Pacific-Bahn 
nähern. Während das staatliche Netz mit der Canadischen Pacific-Bahn 
anscheinend in Wettbewerb tritt, hat jedoch jede von beiden Verwaltun¬ 
gen ihr eigenes Verkehrsgebiet und es ist nicht einzusehen, weshalb sich 
nicht die vereinigte Staatseisenbahnverwaltung mit der Zeit als erfolg¬ 
reich erweisen sollte. 

Nachdem die Regierung die Canadische Nordbahn und die Grund 
Trunk-Eisenbahn übernommen hat, sollte sie auch dem Anlage suchen¬ 
den Publikum durch Ausgabe von Sicherheiten, die mit diesen Bahnei 
in Zusammenhang stehen, ent gegenkommen. Man darf nicht Uberseher, 
daß sowohl die Canadian Pacific- als auch die Canadian National-Eisen- 
bahn über eine umfangreiche Ozeanflotie') verfügen, die sich für beide 
Verwaltungen aut etwa je 300 000 Nettotonnen beläuft. 

Neben diesen beiden großen Eisenbahnunternehmungen, die beide 
in ihrem eigenen Interesse, aber doch zugleich im gegenseitigen fried¬ 
lichen Einvernehmen und zum Besten des Landes arbeiten, besteht noch 
ein Kanalnetz von etwa 2000 Meilen Länge, dessen Anlagekosten 171 Mil¬ 
lionen Dollar betragen. Ferner hat Canada seine eigenen Wasserkräfte, 
Kohlengruben und Forsten. 

Der Generalgouvcrneur von Canada, der II c r z o g v o n Devon- 
sh i re, betonte in einer Eröffnungsansprache vor dem Royal Canadian 
Institute in Toronto am 12. November 1920 die Notwendigkeit, größere 

i) Vgl. Archiv f. Eisenbahnwesen 1912, S. 352 ff. 

Archiv für Eisenbahnwesen. 1921. 43 
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finanzielle Mittel für die Erkundung und Erforschung des Landes bereit¬ 
zustellen, mehr Sorgfalt auf die Entwicklung und Erschließung seiner 
Industrien und natürlichen Schätze zu verwenden. Nach dem von der 
Times telegraphisch mitgeteilten Wortlaut seiner Ansprache machte er 
geltend, daß bisher nur ein verhältnismäßig geringer Teil der Kolonie 
von Eisenbahnen bedient werde, obwohl man allen Grund habe, anzuneh¬ 
men, daß seine weiten Gebiete, die sich bis über den nördlichen Polar¬ 
kreis hinaus erstrecken, Entwicklungsmöglichkeiten von höchstem Wert 
besitzen. Er beklagte den geradezu erschreckenden Raubbau und die 
Verschwendung, die mit den natürlichen Schätzen getrieben werden. 
Wenn wissenschaftliche Erforschung der Entwicklung dieser Schätze zu¬ 
gewendet würde, werde der Wohlstand des Landes sich binnen zehn 
Jahren auf das etwa 300 fache steigern, und die öffentliche Schuld der 
Kolonie werde sich in eine leichte Bürde verwandeln, die man dann in 
einigen Jahren abzahlen könne. 

Der Eisenbahhbau in Canada brachte einige unerwartete, hoch¬ 
dramatische Ereignisse mit sieh: der (Bau der Canadian Pacific-Eisen- 
bahn im Norden des Landes führte zur Aufdeckung der reichsten Nickel¬ 
vorkommen der Welt; indem diese Eisenbahn den Großen Westen von 
Canada erschloß, erwies sie seinen Reichtum, und durch ihre große 
Organisation sorgte sie dafür, daß Canada in der ganzen Welt bekannt 
wurde. Die Grand Trunk- und die Canadian Northern-Eisenbahn haben 
in den von ihnen durchschnittenen Gebieten ähnliche Verhältnisse ge¬ 
schaffen. Während es auf der einen Seite den Anschein hat, als ob die 
in dem jungfräulichen Lande geschaffenen Eisenbahnen den tatsäch¬ 
lichen Bedürfnissen weit vorauseilen, hat man in Canada die Überzeu¬ 
gung, daß sie dazu dienen werden, die Entwicklung der natürlichen 
Schätze des Landes schneller als sonst durchzuführen. 


Kleinbahnfürsorge im Deutschen Reich. Ebenso wie das Land 
Preußen 1 ) hat auch die Reichsregierung Mittel zur Unterstützung des 
Baues von Kleinbahnen und zur Gewährung von Darlehen an not- 
leidende nebenbahnähnliche Kleinbahnen angefordert. Im Haushalt des 
Reichsverkehrsministeriums — Verwaltung der Reichseisenbahnen —, 
und zwar sowohl für 1920 als auch für 1921, werden bei den außer¬ 
ordentlichen Ausgaben je 5 Millionen M für Bauunterstützungen und 
je 20 Millionen M für Darlehnsgewährungen, für beide Jahre zusammen 
also 50 Millionen M, verlangt. 

In der Begründung für die Bauunterstützungen wird 
darauf hingewiesen, daß nach § 20 des Staatsvertrags über den Übergang 
der Staatseisenbahnen auf das Reich der Bau von Kleinbahnen von dem 
Reich in demselben Umfang zu unterstützen ist, in dem bisher die 
Kleinbahnen in Preußen unterstützt worden sind. Die jeweilige Unter¬ 
stützung wird davon abhäugen, daß die Länder für das Unternehmen min¬ 
destens den gleichen Staatsbeitra.g zur Verfügung stellen wie das Reich. 
Dieso Bestimmung, gi'lt nach dem Reichsgesetz vom 30. April 1920 (R.-G.- 
Bl. S. 773) auch für Länder ohne Eisenbahnbesitz. 

Die Forderung wegen Bereitstellung von Mitteln zur Darlehns¬ 
gewährung wird folgendermaßen begründet: 

Der allgemeine Niedergang des Wirtschaftslebens, der hiermit ver- 

’) Siehe Seite 655. 
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bundene Verkehrsrückgang und; die außerordentliche Steigerung aller 
Ausgaben halben dlaiau geführt, daß viele nebenbahnähnliche Kleinbahnen 
Preußens nicht nur keinen Gewinn mehr abwerfen, sondern mit Fehl¬ 
beträgen abschließen. Der Versuch, die sprunghaft erhöhten Betriebs¬ 
ausgaben durch Tariferhöhungen ausaugleichen, konnte nur. selten ge¬ 
lingen, da Reisende und Verfrachter von der Benutzung der Kleinbahnen 
absehen, sobald die Rückkehr zum Landwege vom geldlichen Gesichts¬ 
punkte Vorteile bietet. Von vielen Seiten kommen daher aus dem Kreise 
der nebenbahnähnlichen Kleinbahnen eindringliche Rufe nach Hilfe¬ 
leistung, weil ihnen auf dem Geldmarkt Kredit zu erfüllbaren Bedin¬ 
gungen nicht gewährt wird und eigene Mittel nicht mehr zur Verfügung 
stehen. Die Stillegung einzelner Strecken von Kleinbahnen ist bereits 
erfolgt, anderwärts wird sie erwogen. Es ist daher zu befürchten, daß 
ohne öffentliche Hilfe zahlreiche Unternehmungn in allernächster Zeit 
vor dem Zusammenbruch stehen. 

Die preußische Regierung, in deren Gebiet die Notlage besonders 
stark hervorgetreten ist, will 1 ) den nebenbahnähnlichen Kleinbahnen, die 
nachweislich notleddendL, aber wirtschaftlich unentbehrlich sind, dlurch 
darlehmeweise Hergabe von Mitteln den Wedterbetrieb ermöglichen, wenn 
die Überzeugung besteht, daß sich dias Unternehmen voraussichtlich bald 
wieder als lebensfähig erweisen wird. Das Vorgehen der preußischen 
Regierung würde zur Voraussetzung haben, daß sich das Reich und die 
Provinzen an der Hilfeleistung beteiligen, und zwar auch für Privat¬ 
bahnen von der Bedeutung nebenbahnähnlicher Kleinbahnen. Ähnliche 
Hilfswerke sind auch in anderen Ländern zu erwarten. Mit Rücksicht 
auf die Bedeutung, die die nebenbahnähnlichen Kleinbahnen usw. für die 
ßeichseisenbahnen als Zubringer haben, erscheint es zur Vermeidung von 
Einnahmeausfällen oder kostspieligen Erweiterungsbauten angezeigt, 
auch Reichsmittel zur Aufrechterhaltung des Betriebs lebenswichtiger 
und betriebswürdiger Kleinbahnen oder kleinbahnähnlicher Privatbahnen 
bereitzustellen. Bei der Verwendung der zu diesem Zweck angefor¬ 
derten 40 000000 Ji wird grundsätzlich davon axisgegangen, daß der An¬ 
teil des Reichs an den den Kleinbahnen usw. zu gewährenden Darlehen 
entsprechend dem geringeren Reichsinteresse in jedem Fall höchstens % 
der Summe betragen soll, die von der Landesregierung und von der Pro¬ 
vinz zusammen für ein Unternehmen hergegeben wird. Durch genaue 
Untersuchung der bei jeder Darlehnsgewährung vorliegenden Verhält¬ 
nisse wird nachgeprüft werden, ob das Interesse des Reichs eine Be¬ 
teiligung in Höhe von Vk des von Land und Provinz gewährten Betrags 
auch künftig rechtfertigt. 

Kleinbahnfürsorge in Preußen. In der preußischen Gesetzsamm¬ 
lung des laufenden Jahres wird auf S. 304 ff. eia Gesetz vom 14. Januar 1921 
veröffentlicht, das für die preußischen Kleinbahnen in doppelter Hinsicht 
Fürsorge trifft. Zunäclist werden der Staatsregierung im § 1 unter I 
zur Auffüllung des sogenannten KleinbahnunteiStützungsfonds weitere 
10 Mill. M zur Förderung des Baus von Kleinbahnen zur Verfügung ge¬ 
stellt Dann aber — und das ist das wichtigere — erhält die Staatsregie¬ 
rung unter II des § 1 zum erstenmal die Ermächtigung, einen Betrag von 
40 Mill. <M zur Gewährung von Darlehen an notleidende 


*) Siche unten: Kleinbnhnfürsorge in Preußen. 
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nebenbahnähnliche Kleinbahnen zu verwenden. Die Gesaratmittel von 
50 Mil. Jl sollen im Wege der Anleihe beschafft werden, über den 
10-Milionenbetrag (§ 1 I) ist der Landesversammliuing alljährlich Rechen¬ 
schaft abzulegen. 

In der Gesetzesbegründung wird zu der Forderung ira § 1 I kurz 
ausgeführt, daß durch verschiedene Gesetze, zuletzt durch das Gesetz vom 
9. September 1919 (Gesetzsamml. S. 148) *), zur Förderung des Baus von 
Kleinbahnen insgesamt 145 000 000 Jl bereitgestellt seien. Verausgabt seien 
139 664 806 Jl, so daß noch 5 335 194 Jl verfügbar blieben. Um das für 
das Wirtschaftsleben höchst bedeutsame Kleinbahnwesen bei den heute 
außerordentlich gestiegenen Kosten für den Bau neuer Kleinbahnen aus¬ 
reichend fördern au können und auch etwaigen größeren Ansprüchen ge¬ 
lüstet gegenüberzustehen, sei eine rechliche Auffüllung des Kleinbahn- 
uiaterstiitzungsfonds um 10 MH. Jl angezeigt gewesen. 

Die Begründung der Forderung von 40 Mill. % U (§111) zur Gewäli- 
rung von Darlehen an notleidende nebenbahnähnliche Kleinbahnen ist 
wesentlich umfangreicher. Aus ihr seien folgende bemerkenswerte Aus¬ 
führungen wiedergegeben: 

Der allgemeine Niedergang des Wirtschaftslebens, der hiermit ver¬ 
bundene Verkehrsrückgang und die außerordentliche Steigerung aller Aus¬ 
gaben haben dazu geführt, daß die Reichseisenbahnen einen Gewinn nicht 
mehr abwerfen, sondern erhebliche Zuschüsse erfordern. Die wiederholte 
Heraufsetzung der Tarife hat nicht vermocht, die Fehlbeträge aiuiszugleichen. 
Dasselbe Bild zeigt sich auch bei anderen Verkehrsunternehmungen,, in 
erster Linie bei den dem Personen- und Güterverkehr dienenden nebenbahn- 
ähnlichen Kleinbahnen, die schon im Frieden meist nur bescheidene Er¬ 
träge lieferten. Die Ausgaben sind auch bei diesen Bahnen durch Steige¬ 
rung aller persönlichen und sächlichen Kosten für Gehälter, Löhne, Bau- 
und Betriebsstoffe, Fahrzeuge usw. derart angewachsen, daß der Versuch, 
sie durch Tariferhöhungen w^ttzjumachen, in sehr vielen Fällen nicht ge¬ 
lungen ist. Oft ist durch eine derartige Verteuerung der Beförderungspreise 
der schon gesunkene Verkehr weiter herabgedrückt worden, denn diese Ver¬ 
teuerung findet da ihre Grenze, wo die Benutzung der Kleinbahn für Rei¬ 
sende und Verfrachter unwirtschaftlich wird. Die Verhältnisse liegen in 
dieser Hinsicht anders, als bei den Bahnen des allgemeinen Verkehrs, deren 
Benutzung für einen großen Teil der Bevölkerung eine unbedingte Not¬ 
wendigkeit ist. In dem engeren Verkehrsgebiet einer Kleinbahn mit seinen 
weit kürzeren Entfernungen legt der Reisende, wenn de Bahnfahrt zu teuer 
wird, seinen Weg zu Fuß oder mit dem Rade zurück, während der Güter¬ 
verkehr sich wieder der Landstraße zuwendet. 

Von allen Seiten kommen eindringliche Klagen, daß d'e Aufrecht- 
erhaltung des Betriebs nebenbahnähnlicher Kleinbahnen dauernd Zubußen 
erfordere und mangels der erforderlichen Mittel zur Unmöglichkeit werde. 
Einzelne Strecken sind bereits stillgelegt, die Betriebseinstellung auf anderen 
wird erwogen und steht unmittelbar bevor, weil Tariferhöhungen aus den 
angegebenen Gründen nicht mehr angängig erscheinen und auch andere 
Maßnahmen — Betliebseinschränkungen — keine Ersparnisse ti dem not¬ 
wendigen Umfang bringen. So ist zu befürchten, daß ohne schnelle, 
durchgreifende Hilfo zahlreiche Unternehmungen in allernächster 
Zeiit zum Erliegen kommen. Dies zu verhüten, muß bei der Bedeutung der 


') Vgl. Zeitschrift für Kleinbahnen 1911*. S. 2ü7 ff. 
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nebenbahnähnlichen Kleinbahnen mit allen Mitteln angestrebt werden, da 
durch die Stillegung von Kleinbahnen die wirtschaftlichen Verhältnisse 
we'-ter Gebiete und zahlreiche, von dem Anschluß an eine Kleinbahn ab¬ 
hängige gewerbliche Unternehmungen schwer geschädigt und viele Tau¬ 
sende von Kleinbahnangestellten und gewerblichen Arbeitern zur Erwerbs¬ 
losigkeit verurteilt werden würden. 

Die Beschaffung privater Gelder ist den einzelnen durch die geschil¬ 
derten Umstände hilfsbedürftig gewordenen Unternehmen nicht möglich, da 
der offene Geldmarkt nur solchen Bahnen zur Verfügung steht, die eine 
Gewähr für die Bezahlung der Zinsen bieten. Auch der Weg eines zwangs¬ 
weisen Zusammenschlusses aller Kleinbahmunternehmungen zur gemeiur 
samen Tragung der Lasten und gemeinschaftlichen Beschaffung privater 
Mittel erscheint nicht gangbar und würde bei der großen Zahl notleidender 
Kleinbahnen nicht zum Ziel führen. Es würde sich auch kaum recht- 
fertigen lassen, die wenigen Unternehmen, die aus eigener Kraft ihre 
Wirtschaft unter den schwierigsten Verhältnissen aufrechterhalten haben, 
zu den Lasten anderer Unternehmen heranzuziehen. Auf eine die Notlage 
beseitigende, ausreichende Hilfe der zunächst beteiligten Kreise und Ge¬ 
meinden ist bei ihrer hohen Belastung und bei der Einschränkung ihres 
Hechts zur Steuerausschreibung nicht zu rechnen. Es erübrigt daher nur, 
den dem Verfall nahen nebenbahnähnlichen Kleinbahnen, soweit ihre 
Gesundung in absehbarer Zeit überhaupt noch möglich erscheint, mit 
Mitteln der Allgemeinheit zu helfen. 

An der Erhaltung der jiebenbahnähnl'chen Kleinbahnen müßten selbst¬ 
verständlich neben der preußischen Regierung alle mitwirken, deren Be¬ 
langen durch den Kleinbahnbetrieb gedient ist. Das sind in erster L : nie 
die Kreise und Gemeinden, ferner die Provinzen und schließlich auch das 
Re : ch, für dessen Eisenbahnen es nicht bedeutungslos ist, ob die als be¬ 
queme Zubringer und Abfahrer des Verkehrs wirkenden Kleinbahnen be¬ 
stehen bleiben oder stillgelegt werden. Eine Geldhilfe für notleidende Klein¬ 
bahnen durch die preußische Regierung soll deshalb nur unter der Be¬ 
dingung gewährt werden, daß die Zunächstbeteiligten angemessene Voraus¬ 
leistungen übernehmen und sowohl die beteiligten Provinzen als auch das 
Reich bereit sind, zur Beseitigung der Notlage beizutragen. 

Nach eingehenden Erörterungen mit Vertretern des Reichs, der Pro¬ 
vinzen und sonst Beteiligten wird zur Abwendung der dringendsten Not 
ein Betrag von 80 bis 100 Mill. alsbald erforderlich sein. An der Auf¬ 
bringung sollen sich beteiligten.: d'as Reich mit einem Fünftel, die Pro¬ 
vinzen mit zwei Fünfteln und die preußische Regierung mit ebenfalls 
zwei Fünfteln. 

Für das Verfahren der Prüfung und Genehmigung der Unter- 
stützunganträge sind Grundsätze vereinbart worden, durch die eine Gewähr 
geboten werden soll, daß insbesondere die Vorprüfung der Anträge Sach¬ 
verständigen übertragen wird, die d e Verhältnisse der Kleinbahnen fach¬ 
männisch zu beurteilen vermögen. 

Diese Grundsätze sind die folgenden: 

I. Verwendung der bereiten Mittel. 

(i) Aus den von der Reichsregierung und der preußischen Regierung 
zur Unterstützung notleidender Kleinbahnen bereitgestellten Mitteln können 
Darlehen an solche nebenbahnähnliche Kleinbahnen im Preußen gewährt 
werden, d e ohne diese Hilfe zur Aufrechterhaltung ihres Betriebs nicht in 
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der Lage wären, aber in absehbarer Zeit über ihre Notlage hinwegkommen 
werden. 

( 2 ) Voraussetzung für die Gewährung der Mittel ist in jedem Fall, 
daß die beteiligte Provinzialverwaltung oder, wenn die notleidende Klein¬ 
bahn mehrere Provinzen berührt, die beteiligten Provinzialverwaltungen 
zusammen sich in dem zu gewährenden Darlehen in Höhe des Anteils 
■der preußischen Regierung beteiligen. 

( 3 ) Darlehen aus obigen Mitteln dürfen weder bewilligt noch ver¬ 
wendet werden zu Aufwendungen, die eine Bestandsvermehrung oder e : ue 
Erhöhung des Anlagewerts der Kleinbahnen darstellen (Erweiterunggen, 
Verbesserungen der Anlagen, Vermehrung der Fahrzeuge usw.). 

II. Behandlung d e r U n t e r s t ii t z u n g s a n t r ä g e. 

Die von notleidenden Kleinbahnen gestellten Anträge auf Gewährung 
von Darlehen unterliegen 

a) der Vorprüfung und Begutachtung in einem Klembahndarlelm-- 
ausschuß (abgekürzt Darlehnsausschuß, Kl. D. A.) und 

b) der Entscheidung in einem Kleinbahndarlehnshauptausschuß (ab¬ 
gekürzt. Hauptausschuß, Kl. D. H. A.). 

Die Dariehnsanträge nebst allen zur Beurteilung erforderlichen Unter¬ 
lagen sind beim Darlehnsaussohuß und gleichzeitig ohne Unterlagen ab¬ 
schriftlich auch beim Hauptausschuß einzureichen. 

III. Kleinb a h n d a r 1 e h n s a u s s <• h u ß. 

( 1 ) Der Darlehnsausschuß wird vom Hauptausschuß, und zwar in 
der Regel für jede Provinz, bestellt. Er setzt sieh zusammen aus 

a) einem vom Provinzialverband selbst namhaft gemachten Beamten, 

b) einem sachverständigen Beamten einer anderen Provinz, 

<•) drei den Kleinbahnaufsichtsbehörden angehörenden, von dem für 
die Kleinbahnaufsicht zuständigen Minister auszuwählenden Be¬ 
amten, 

d) einem Sachverständigen aus Kreisen der privaten Kleinbahnunter¬ 
nehmen. 

und wird außerdem durch 

e) einen von der Personalvertretung der notleidenden Kleinbahn aus¬ 
gewählten Bediensteten und 

f) einen Vertreter der antragstellenden Kleinbahn, 
beide in!<t beratender Stimme, ergänzt. 

In der Regel führt der vom Provinzjalverband namhaft gemachte 
Beamte (a) den Vorsitz und den Schriftwechsel. Wenn dieser Beamte 
indessen den Betrieb der zu unterstützenden Kleinbahn leitet, geht der Vor¬ 
sitz auf den unbeteiligten Provinzialbeamten (1)) über. 

( 2 ) Für die Auswahl der Sachverständigen zu 1 b und 1 d sind Vor¬ 
schlagslisten der Provinzial Verwaltungen oder Vorschläge des Vereins 
Deutscher Straßenbahn- und Kleinbahnverwaltungen hcranzuziehen. 

(3) Berührt eine notleidende Kleinbahn mehrere Provinzen, so ist für 
die Vorprüfung eines Darlehnsantrags der Darlehnsausschuß der Provinz - 
zuständig, n der der größere Teil der Kleinbahn gelegen ist. 

( 4 ) Der Darlehnsausschuß stellt fest, 

a) ob die Aufrechterhaltung des Kleinbahnbetriebs im öffentlichen 
Nutzen unbedingt geboten erscheint. 
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b) ob und welche Anstände gegen die Verwaltung, die Unterhaltung 
und den Betrieb der Kleinbahnen zu erheben sind, 

c) welche Maßnahmen möglich und notwendig sind, um den Betrieb 
der Kleinbahn wirtschaftlich zu gestalten, 

d) ob unter der Voraussetzung der Durchführung dieser Maßregeln 
sich die Gewährung des erbetenen oder eines Darlehns in gerin¬ 
gerer Höhe rechtfertigen läßt, 

e) ob und inwieweit Dritte (z. B. Bürgen, Zunächstbetekligte — Kreise, 
Gemeinden, Private, Betriebsführer —) zu Zuschüssen als Voraus¬ 
leistungen heranzuziehen sind, 

f) welche Bedingungen für das Darlehn und die Verzinsung und Til¬ 
gung bei Würdigung aller in Betracht kommenden Verhältnisse 
vorgeschlagen werden. 

(5) Der Darlehnsausschuß lxat die zur ausreichenden Beurteilung eines 
Darlehnsantrags erforderlichen Unterlagen zu beschaffen und dem Haupt¬ 
ausschuß mit dem begründeten Vorschlag auf Bewilligung oder Ablehnung 
zu übersenden. 

IV. Kleinbahndarlehns-Haup tausschuß. 

( 1 ) Der Haupta/ussohuß setzt sich zusammen aus 

a) einem von dem für die Kleinbahnaufsicht zuständigen Minister zu 
bestellenden Vertreter als Vorsitzenden, 

b) einem vom preußischen Finangminister, 

e) einem vom Reichsverkehrsminister und 

d) einem vom Reichsmdnister der Finanzen zu bestellenden Vertreter, 

e) zwei von dem Landesdirektor der Provinz Brandenburg als der 
Geschäftsstelle der vereinigten Provinzialverbände zu bestellenden 
Vertretern dieser Verbände. 

Die Vertreter zu e dürfen nicht bei der Vorprüfung des zur Ent¬ 
scheidung stehenden Darlehnsantrags im Darlehnsausschuß mitgewirkt 
haben. 

( 2 ) Der Hauptausschuß 'hat seinen Sitz in Berlin. Er hat nach den 
Gutachten der Darlehnsausschüsse über die Bewilligung oder Ablehnung 
der Darlehnsanträge zu entscheiden und im Fall der Bewilligung die Dar- 
lehnsbedingungen festzusetzen. Hierbei sind die am Schluß wiedergege¬ 
benen Bedingungen als Richtschnur zu nehmen (s. S. 660). 

( 3 ) Von der Entscheidung ist der Kleinbahn schriftlich Mitteilung zu 
machen, und zwar im Fall der Herabsetzung oder Ablehnung des Dar¬ 
lehns unter kurzer Begründung. 

( 4 ) Gegen eine ablehnende Entscheidung kann die Antragstellerin 
beim Hauptav.sschuß schriftlich innerhalb drei Wochen begründeten Ein¬ 
spruch erheben. In diesem Fall wird über den Darlehnsantrag noch einmal 
verhandelt und Beschluß gefaßt. Hierzu ist die Antragstellerin, der unter 
III1 e bezeichnete Personalvertreter der Kleinbahn und der Vorsitzende 
des Darlehnsausschusses einzuladen. 

V. Geschäftsführung des K 1 e i n b a h ndarlehns-IIaupt- 
ausschussos, Verwaltung der Mittel. 

( 1 ) Bis auf weiteres werden von dem Landesdirektor der Provinz 
Brandenburg (Preußische Kleinbahnschaft) die bereitgestellten Mittel und 
die Rückeinnahraen verwaltet. 

( 2 ) Der Landesdirektor führt unter dieser Firma auch den Schrift¬ 
wechsel mit den Kleinbahnuntornehmcrn, der s'cli aus der Entscheidung 
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des Hauptausschusses ergibt (vgl. unter IV. 3), und spricht die Bewilligung 
eines Darlehns unter Berufung auf diese Entscheidung als Bevollmächtigter 
der Darlehnsgeber aus. 

(3) Soweit dem Landesdirektor nicht etwa zur Deckung des voraus¬ 
sichtlichen Darlehnsbedarfs größere Mittel vorschüssig zur Verfügung ge¬ 
stellt werden, hat der Landesdirektor die bewilligten Darlehen zu einem 
Fünftel beim Reichsverkehrsministerium, zu zwei Fünfteln beim preu¬ 
ßischen Finanzministerium und zu zwei Fünfteln bei den beteiligten 
Provinzialverbänden einzufordern und sodann an die Empfangsbe¬ 
rechtigten zur Auszahlung zu bringgen. 

(4) Die auf die ausgeliehenen Darlehen ein lebenden Tilgungsbeträge 
sind einem Tilgungsschatz zuzuführen und zur Rückzahlung der Darlehen 
der Reichsregierung, der preußischen Regierung und der Provinzialver¬ 
bände in dem Verhältnis zu 3 zu verwenden, sobald der Bestand des 
Schatzes jeweils 1 % dieser Darlehen beträgt. 

(5) Die auf die ausgeliehenen Darlehnsbeträge eingehenden Zinsen, 
werden zur Verzinsung der von der Reichsregierung, der preußischen Re¬ 
gierung und den Provinzialvei waltungen hergegebenen Darlehen verwendet. 

( 11 ) Alle beteiligten Stellen tragen dio ihnen und ihren Vertretern ent¬ 
stehenden Kosten selbst, 

( 7 ) Nach Schluß jedes Rechnungsjahres, erstmalig nach Ablauf des 
Rechnungsjahres 1920, ist dem Hauptausschuß Rechnung zu legen. Nach 
ihrer Anerkennung durch den Hauptausschuß ist sie jedem der unter IV. 1 a 
bis d genannten Minister und den beteiligten Provinzialverwaltungen in je 
einem Abdruck zuzustellen. 

Allgemeine Bedingungen für die notleidenden 
Kleinbahnen gewährten Darlehen (siehe IV Abs. 2): 

( 1 ) Die durcii Dailehnsgewähruntr unterstützte Kleinbahn ist ver¬ 
pflichtet: 

a) die vom Kleinbahndarlehnsausschuß festgestellten Mängel der Ver¬ 
waltung, der Unterhaltung und des Betriebs sofort abzustellen, 

b) eine Änderung in den hiernach getroffenen Einrichtungen der Ver¬ 
waltung, der Unterhaltung und des Betriebs nur mit Zustimmung 
des Kleinbahndarlehns-Haupta'usschusses vorzunehmen, 

c) die laufende Überwachung der Verwaltung, Unterhaltung und Be¬ 
triebsführung der Kleinbahn durch Beauftragte des Kleinbahndar- 
lehnsausschusses zu gestatten und Vorgefundene, gegen die Ver¬ 
pflichtungen zu a/b verstoßende Mängel sofort abzustellen, 

d) auf Verlangen des Kleinbahiularlehnsausselvusses sich mit anderen 
Kleinbahnen wirtschaftlich zusammenzuschließen. 

(2) Für das bewilligte Darlehn ist Sicherheit durch Eintragung ins 
Bahngrundbuch an erster Stelle oder durch Bürgschaft öffentlicher Verbände 
zu bestellen. 

(3) Das Darlehn ist nach näherer Festsetzung des Kleinbahndarlehns- 
Hauptausschusses zu verzinsen und zu tilgen. 

(4) Ergibt der Betrieb der Kleinbahn nach Bestreitung der Betriebs¬ 
ausgaben, der regulativmäßigen Rücklagen in den Erneuerunigsfonds und 
der festen Darlehnsverpflichtungen noch Überschüsse, so ist der Da rlehns- 
zinssatz, wenn er niedriger ist als 3 v. H., bis dahin zu erhöhen. Sind dann 
noch Überschüsse vorhanden, so sind sie, nachdem 4 v. H. des Anlage¬ 
kapitals dem Unternehmen zur freien Verfügung überlassen sind, zur 
verstärkten Darlehnstilgung zu benutzen. 
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(r.) Das Darlehn kann sofort zurückgefordert werden, 

a) wenn die Kleinbahn mit den fälligen Zinsen und Tiigungsbeträgen 
im Rückstand bleibt, 

b) wenn die Einleitung des Konkursverfahrens gegen die Kleinbahn 
beantragt ist, 

c) wenn gegen die Kleinbahn von Dritten eine Zwangsvollstreckung 
durchgefüihrt wird, 

d) wenn die Kleinbahn von einem Dritten erworben wird, 

e) wenn die an die Bewilligung des Darlehns geknüpften Bedingungen 
unerfüllt bleiben. 


Die englischen Straßen- und Kleinbahnen im Betriebsjahr 1918/19. 

Das englische Handelsamt pflegte vor dem Krieg alljährlich die Betriebs¬ 
ergebnisse der Straßen- und Kleinbahnen von Großbritannien * und Irland 
zu veröffentlichen. Während des Kriegs ist dies unterblieben, und der 
erste Bericht auf diesem Gebiet ist nunmehr der des Verkehrsministeriums, 
dessen Zuständigkeit seit seiner Gründung an die Stelle der des Handels¬ 
amts getreten ist. Dieser behandelt die Betriebsergebnisse der engli¬ 
schen Straßen- und Kleinbahnen für das Jahr, das bei den GesellschafIs- 
untemehmen mit dem 31. Dezember 1918 und bei den Unternehmen der 
Selbstverwaltungsbehörden mit dem 31. März 1919 abschließt. Dfe Ver¬ 
zögerung in der Veröffentlichung ist außer auf den Einfluß des Kriegs 
selbst jedenfalls auch auf den Übergang der Zuständigkeit vom Handels¬ 
amt an das neugegründete Verkehrsministerium zurückzuführen. Überdies 
waren viele von den Straßen- und Kleinbahnunternehmungen durch den 
Krieg verhindert, ihre Statistik rechtzeitig fertigzustellen und einzureichen. 

Im Vereinigten Königreich, also in England mit Wales, Schottland 
und Irland, bestehen 274 Straßenbahnunternehmen mit 4380 km Strecken¬ 
länge, von denen 171 mit 2980 km Eigentum von Behörden, 103 mit 1400 km 
Eigentum von Gesellschaften sind. 235 km der Behördenbahnen werden 
von Gesellschäften betrieben. Die Verteilung der Strecken auf die ver¬ 
schiedenen. Spurweiten und die Zugkraft, die auf ihnen angewandt wird, 
ist aus der Zusammenstellung I zu ersehen. In ihr ist am auffallendsten. 


Zusammenstellung I. 

Betriebsart and Sparweite der englischen Straßen* and Kleinbahnen. 


Betriebsart 


Spurweite 


914 mm 1 067 mm 1 220 mm 1 410 mmj 1 435 mm 1 «01 mm 
I Kilometer 


Zusam¬ 

men 


Elektr. Betrieb . 

i 

29,3 

979,o 

313,6 

378,6 

2 462,0 

i 

ioo,o ! 

4 262,4 

Dampfbetrieb . . 

2,9 

3,6 

— 

— 

16,4 

32,5 1 

55,4 

Kabelbetrieb . . 

i — 

2.« 

| 

— 

40,4 

— 

43,0 

Betrieb mit 
Benzinmotor . 





1,9 


1,9 

Gasmotor . . 

— 

— 

— 

— 

6,4 

— 

6,4 

Pferdebetrieb . . 

... , 

— 

— 

— 

10,8 


10,8 

i 

Zusammen . 

32,2 

985,2 

313.6 

378,6 

! 2537,9 

132,5 1 

1 

4 379,9 
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daß es sogar noch Pferdebetrieb gibt, allerdings nur auf einer Strecke von 
rd. 10 km Länge, daß die Strecke mit der ursprünglichsten Betriebsart aber 
gerade eine Vollspuranlage ist. 

Die Gesamtlänge der Straßen- und Kleinbahnen mit rund 
4380 km bedeutet gegenüber dem Stand vom Jahr 1913/14 eine 
Vermehrung um nur 27 km, während in den fünf Jahren vor 
dem Kriege der jährliche Zuwachs 285 km, also reichlich das 
Zehnfache, betragen hatte. Dem Zuwachs der Streckenlänge um 
nur 0,6 % steht aber im gleichen Zeitraum eine Vermehrung der 
beförderten Personenzahl um 63 % gegenüber. Diese Zahl ist von 
3 426 473192 auf 4 557 640 078, also um 1 131166 886 gestiegen. Trotz die¬ 
ser Steigerung ist die Zahl der gefahrenen Wagenkilometer um 9,r. % auf 
515 809 185 zurückgegangen. Wir haben also, wie im gesamten Verkehrs¬ 
wesen, auch bei den englischen Straßen- und Kleinbahnen die Erscheinung, 
daß der Krieg die Fortentwicklung und Erweiterung der Anlagen voll¬ 
ständig aufgehalten hat, daß die vorhandenen Verkehrsmöglichkeiten aber 
um so kräftiger ausgenutzt worden sind. Dies geht auch aus der Zu¬ 
sammenstellung II hervor, in der die Einnahmen und Ausgaben, bezogen 
auf das Wagenkilometer, des Berichtsjahres 1918/19 mit denen des Jahres 
1913/14 verglichen sind. Um dem Sachkundigen einen Vergleich mit Er¬ 
gebnissen der deutschen Straßen- und Kleinbahnen zu ermöglichen, sind 
die Zahlen, die in der benutzten Quelle, einer amtlichen Veröffentlichung 
des englischen Verkehrsministeriums, in Pence auf 1 Wagenmeile ange¬ 
führt sind, in Pfennig auf das Wagenkilometer umgerechnet, wobei 1 engl. 


Zusammenstellung II. 

Einnahmen und Ansgaben der englischen Straßen« and Kleinbahnen, 
bezogen auf 1 Wagenkilometer. 



! 1918/19 | 1913/14 Zunahme 


Pfennig 1 ) auf das Wagenkilometer 


Einnahmen: 


aus dem Personenverkehr. 

9:>.: 

54,n 

39,? 

sonstige. 

4,1 

2,« 

1,5 

zusammen. 

97,8 

56/» 

41,2 

Ausgaben: 



! 

,i 

Betriebsausgaben . 

31,3 

15,2 

I6,i 

Unterhaltung. 

17,5 

8,3 

9,4 

Kraft. 

11,3 

7,7 

4,1 

Steuern und Abgaben. 

3,2 

2,3 

r o.8 

Entschädigungen und Versicherungen . 

1,3 

0,8 

0,4 

Mieten und allgemeine Unkosten . . . 

5,4 

2,1 

3,3 

! 

zusammen. 

70,4 i 

36,4 

34.0 


’) Umgercclinet nach Friedensatz: 20 sh = 20.4 J(. 
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Meile = l,ei km, 1 Penny = V« Shilling, 20 Shilling = 20,4 Ji nach Frie¬ 
denswährung gesetzt ist. In der Zusammenstellung III, die die Einnahmen, 
Ausgaben omd Überschüsse, sowie Angaben über die Verwendung der 
letzteren enthält, ist jedoch die englische Geldeinheit (1 £ = 20,4 M nach 
Friedenswährung) beibehalten. Auch diese Zusammenstellung zeigt ein 
erhebliches Anwachsen des Umsatzes. 

Zusammenstellung III. 

Einnahmen and Aasgaben der englischen Straßen- and Kleinbahnen; Verwendung 

der Überschüsse. 


1 

1 

Gesamt¬ 
zahlen 
1918/19 
(einschl. 
der Ein¬ 
nahmen usw. 
der Pächter) 
£ 

Einnahmen 

usw. der 

Pächter 

£ 

Vergleichszahlen 

19 18/19 Zuwachs 

r 19 13/14 oder 

(Sp.l-Sp.2, | Abnahme 

£ £ 1 £ 

Einnahmen: 

Betriebseinnahmen. : 

24 635 266 


24 635 266 

15 787 877 

+ 8 847 839 

Betriebsausgaben. | 

17 751277 j 17 590 

17 733 687 

10159 556 

+ 7 574 131 

Betriebs-Überschuß. 

6 883 989 

17 590 

6901579 

5 628 321 

+ 1273 258 

Dazu: 

Zubußen aus Steuern .... 

72 219 

21 169 

51 050 

62600 

— 11550 

Pacht für verpachtete 

Strecken. 

237 075 

237 075 



_ 

Sonstige Einnahmen .... 

194 016 

3 798 

190218 

} 209 8001 

+ 262 881 

Vortrag aus dem Vorjahr. . 

249270 

6 807 

282 463 

Verfügbarer Uberschuß: 

7 676569 

i 

i 251259 

7 425 310 

5 900 721 

+ 1 524 589 

Verwendung des Überschusses: 






Zinsen und Dividenden . . 

2 081265 

55 240 

2026025 

2 101 602 

— 75 577 

Tilgung des Anlagekapitals 

1 592 457 

166192 

1426 265 

1 395 086 

+ 31 179 

Mieten und ähnl. Ausgaben 

453 958 

610 

453 348 ! 

481 291 

! — 27 943 

Rücklagen. 

1 748 678 

5 048 

1 743 630 

999 423 

i + 744 207 

Zubußen zu Steuern .... 

553 971 

3 171 

i 550 800 

589 886 

j— 39086 

Einkommensteuer. 

Sonstige Ausgaben. 

660 235 
239097 

10933 

4 566 

j 649 302 

234 531 

\ 333 433 

1 

! + 891 809 

Vortrag auf das nächste Jahr 

346 908 | 

5 499 

341409 

) 



7 676 569 

251 259 

' 7 425 310 j 

5 900 721 

+ 1 524 589 


In den englischen Straßen- und Kleinbahnen war bis zu den oben 
angegebenen Zeitpunkten ein Kapital von 82 842 722 £, d. s. 1864 884 £ mehr 
als im Jahre 1913/14 angelegt. Von diesem Kapital fallen 24 848 824 £ 
auf Gesellschaftsbahnen und 57 993 898 £ auf Bahnen der Behörden der 
Selbstverwaltung. Während die Eisenbahnen Englands ohne Ausnahme 
reine Privatunternehmungen sind, überwiegt bei den Straßen- und Klein- 
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bahnen die Tätigkeit der Behörden die der Privatgesellschaften sehr 
erheblich. Die in Zusammenstellung III aufgeführten Zahlen engeben, dali 
mit diesem Kapital der Betrieb so geführt worden ist, daß eine Betriebszahl 
von 72,0« % erreicht wurde. Die Steigerung gegenüber dem Jahr 1913/14, 
wo sie 64,35 % betrug, fällt um so schwerer ins Gewicht, als während des 
Kriegs für Unterhaltung und Erneuerung nur die allernötigsten Aufwen¬ 
dungen gemacht worden sind. 

Aus der Statistik für die einzelnen Unternehmen greifen wir ein paar 
Zahlen über die Londoner Straßenbahnen heraus. Diese sind in der 
Hauptsache Eigentum des Londoner Grafschaftsrats, der sie zum Teil 
selbst betreibt, zum Teil an die Metropolitan Electric Tramways Company, 
eine Aktiengesellschaft, verpachtet hat. Die erste Strecke wurde im Jahr 
1869 genehmigt. Die Strecken des Londoner Grafschaftsrats sind 244 km 
lang; von diesen wurden 232 km betrieben, und von ihnen sind wieder 5 km 
eingleisig und 227 km zweigleisig. Dazu kommen noch 400 m, die der Stadt 
London, und 180 m, die dem Grafschaftsrat der Grafschaft Middlesex ge¬ 
hören und! van, dem Londoner Grafschaftsrat betrieben werden. Er hat im 
Berichtsjahr mit 1667 Triebwagen und 158 Anhängern 636 157 361 Personen 
befördert und 77 365 000 Wagenkilometer zurückgelegt. 
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Öffentliches Recht. 

Diflgiplinarrecht. 

§8 72, 10 des Reichsbeurtengesetzes, §§ 1 Nr. 2, 25 Nr. 1, 35 des Gesetzes betr. den 
Staatsantrag über den Obergang der Staatselsenbahnen auf das Reich von 30. April 1920. 

Erkenntnis des Reicbsdisziplinarhofs gegen den Schirrmeister Friedrich Ernst P. 

in Z. vom 14. Februar 1921. 

Zuständigkeit der Reichsdisziplinarbehörden wegen Vergehen, die vor den Übergang der 
Staatsbahnen auf das Reich begangen worden sind. 

Gründe. 

Der An geschuldigte war früher als Beamter im' säciisischen Eisen¬ 
bahndienst tätig und erlangte auf Grund der Vorschrift in § 25 des durch 
Reichsgesetz vom 30. April 1920 (RGBl. S. 773) mit Gesetzeskraft aus¬ 
gestatteten Staatsvertrags über den Übergang der Reichseisenbahnen auf 
das Reich am 1. April 1920 die Eigenschaft eines Reichsbeamten. Gegen 
ihn ist durch Verfügung des Reichsverkehrsministeriums vom 5. Juli 1920 
wegen einer Straftat, deren er sich während der Beschäftigung im sächsi¬ 
schen Dienst schuldig gemacht haben soll, die Einleitung des förmlichen 
Disziplinarverfahrens angeoidnet worden. In der nach Durchführung der 
Voruntersuchung eingereichten Anschuldigungsschrift wird der Vorwurf 
des Dienstvergehens aufrechterhalten und die Entfernung des Angeschul¬ 
digten aus dem Amt beantragt. Die Disziplinarkammer zu Leipzig hat 
sich durch Urteil vom 11. November 1920 für sachlich unzuständig er¬ 
klärt. Gegen diese Entscheidung liegt die rechtzeitig erhobene Berufung 
des Beamten der Staatsanwaltschaft vor, mit welcher der Antrag verbun¬ 
den ist, das angefochtene Urteil aufzuheben und die Disziplinarkammer 
zur Entscheidung in der Sache selbst anzuweisen. 

Dem Rechtsmittel konnte der Erfolg nicht versagt werden. 

Die Disziplinarkammer führt in Übereinstimmung mit einer Ent¬ 
scheidung des Disziplinarhofs vom 19. Mai 1884 — vgl. Schulze, Rechtspr. 
des Disziplinarhofs S. 23 — zutreffend aus. daß den Gegenstand eines 
Dienststrafverfahrens vor den Reichsdisziplinarbchörden nach § 72 

verbunden mit § 10 des Reichsbeamtengesetzes nur Verfehlungen bilden 
können, welche ein Reichsbeamter während seiner Beschäftigung im 
Reichsdienst begangen hat. Aus dem Landesdienst in den Reichsdienst 
übergegangene Beamte können daher der Regel nach vor jenen Behörden 
nicht wegen solcher Dienstvergehen zur Verantwortung gezogen werden, 
deren sie sich in ihrem früheren Amt schuldig gemacht haben. Allein 
für die Anwendung dieses Grundsatzes ist in Fällen der vorliegenden 
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Art jetzt kein Raum mehr. Sie kann zwar nicht deshalb für ausgeschlossen 
erachtet werden, weil die Eisenbahnunternehmen der an dem erwähnten 
Staatsvertrag beteiligten Länder als Ganzes mit allen Rechten und 
Pflichten auf das Reich übengegangen sind und dieses insbesondere durch 
die Übernahme der Eisenbahnbeamten deren Dienstherr geworden ist (§ 1 
Nr. 2 und § 25 Nr. 1 des Vertrags). Der dadurch nahegelegte Gesichts¬ 
punkt einer Gesamtrechtsnachfolge begegnet, soweit das Dienstverhältnis 
der Beamten in Frage kommt, erheblichen Bedenken, zu denen namentlich 
der Umstand Veranlassung bietet, daß die Beamten mit der Übernahme 
gemäß §25 Nr. 2 des Staatsvertrags Reichsbeamte im Sinn von Art. 129 
der Reichsverfassung und des Reichsbeamtengesetzes geworden sind und 
daß das Dienstverhältnis hierdurch'auf eine neue Grundlage gestellt wor¬ 
den ist. Dagegen ist mit der Anklage und abweichend von dem Stand¬ 
punkt der Disziplinarkammer anzunehmen, daß die Zuständigkeit der 
Reichsdisziplinarbehörden durch die dem § 35 des Staatsvertrags zu ent¬ 
nehmende Bestimmung erweitert worden und nunmehr den vom Reich 
übernommenen Eisenbahnbeamten gegenüber auch wegen der noch im 
Landes dienst begangenen Dienstpflichtverletzungen begründet ist. Der 
§ 35 schreibt allerdings ausdrücklich nur soviel vor, daß ein in den Län¬ 
dern am 31. März 1920 anhängiges förmliches Disziplinarverfahren nach 
den Landesgesetzen zu erledigen ist Die Tragweite der Vorschrift reicht 
jedoch über diese Anordnung hinaus. Es ergibt sich aus ihr mittels 
Schlusses vom Gegenteil der Rechtssatz, daß in allen anderen als den in 
§ 35 bezeichnten Fällen ohne Rücksicht auf den Zeitpunkt 
der Verfehlung die Ausübung der Dienststrafgewalt nach Reichs¬ 
recht erfolgen soll. Damit werden auch diejenigen Fälle, in welchen ein 
vom Reich übernommener Eisenbahnbeamter sich im Landesdienst eines 
Dienstvergehens schuldig gemacht hat, der sinngemäßen Anwendung der 
§ 72 fg. des Reichsbeamtengesetzes unterworfen. Die Erwägung, daß der¬ 
artige Verfehlungen nach der Übernahme der Beamten in den Reichs¬ 
dienst noch zu Tage treten und im Interesse der Aufrechterhaltung der 
Ordnung des öffentlichen Dienstes disziplinarisches Einschreiten notwendig 
machen würden, lag für die an dem Staatsvertrag beteiligten Vertrag¬ 
schließenden — zumal unter den heutigen Verhältnissen — zu nahe, als 
daß sie sich ihr bei der Einigung über den § 35 entzogen haben könnten. 

Da die Disziplinarkammer sonach mit Unrecht ihre Zuständigkeit 
verneint hat, so war das angefochtene Urteil aufzuheben und die Sache 
zur weiteren Verhandlung und Entscheidung an die Vorinstanz zurück¬ 
zuverweisen. 

§§ 1, 2 des Erlasses der Volksbeauftragten vom 3. Dezember 1918, §§ 149 IT. des Reichs¬ 
beamtengesetzes, §§ 35, Abs. 2, 36 des Relohsstrafgesetzbuobs. 

Erkenntnis des Reichsgerichts, ITT. Zivilsenats, vom 4. Februar 1921, in Sachen 
des Oborpostassistonten a. D. Wilhelm H. in Ch., Klägers und Revisionsklägers 
gegen (bis Deutsche Reich, vertreten durch den Oberpostdirektor in K., Beklagten 

und Revisionsbeklagten. 

Keine Anwendung des Amnestleerlasses der Volksbeauftragten auf Urteile, die am 3. Dezem¬ 
ber 1918 nooh nicht rechtskräftig waren. 

Tatbestand. 

Der Kläger bekleidete seit dem 1. Oktober 1907 die Stelle eines 
Oberpostassistenten. Durch Urteil vom 23. August 1918 wurde er wegen 
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Postvergehens nach §§ 354, 358, 359 StGB, zu einem Jahr Gefängnis und 
zum Verlust der Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter auf die 
Dauer von 2 Jahren verurteilt. Er legte gegen dieses Urteil die Revision 
ein, nahm diese aber nach Erlaß der Verordnung des Rats der Volksbeauf¬ 
tragten vom 3. Dezember 1918 über die Gewährung von Straffreiheit und 
Strafmilderung wieder zurück. 

Der Beklagte erachtete den Kläger ungeachtet dieser Verordnung 
seines Amts für verlustig. Der Kläger meint dagegen, daß er zufolge 
dieser Verordnung sein Amt behalten habe. Der Kläger fordert die Nach¬ 
zahlung des ihm seiner Meinung nach zu Unrecht vorenthaltenen Gehalts. 
Nach Abweisung der Klage im ersten Rechtszug verlangte er im Be¬ 
rufungsverfahren die Verurteilung des Beklagten zur Zahlung von 
17 602,75 Ji als des Gesamtbetrags seiner Gehaltsansprüche für die Zeit 
bis zum 30. Juni 1920 und die Feststellung, daß sein Dienstverhältnis 
zum Beklagten fortbesteht. Seine Berufung wurde zurtickgewiesen. Er 
hat Revision eingelegt und beantragt, unter Aufhebung des angefoch¬ 
tenen Urteils anderweit zu erkennen. Der Beklagte beantragt, die Re¬ 
vision zurückzuweisen. 

Entscheidungsgründe. 

Die Verordnung des Rats der Volksbeauftragten vom 3. Dezember 
1918 verfügt in § 1 die Niederschlagung von anhängigen Untersuchungen, 
in § 2 den Erlaß rechtskräftig erkannter Strafen. In Satz 2 des 
Abs. 1 des § 2 ist dieser Erlaß ausgedehnt auf Strafen, die bis zum In¬ 
krafttreten der Verordnung erkannt sind und binnen zwei Wochen nach 
dem Inkrafttreten rechtskräftig werden. Diese Bestimmung er¬ 
gibt klar, daß auch der Erlaß der in diesem Satz 2 bezeichneten Strafen 
erst eintreten soll, nachdem das Urteil, das die Strafe verhängt hat, 
die Rechtskraft erlangt hat. Ein anderes war auch mit dem Begriff des 
Straferlasses im Gegensatz zu der Niederschlagung der Untersuchung; 
nicht vereinbar. Ein Erlaß der Strafe aus einem Urteil, das noch nicht 
rechtskräftig ist, würde die Niederschlagung einer noch anhängigen 
Untersuchung bedeuten. Die Voraussetzungen, unter denen eine Nieder¬ 
schlagung der Untersuchung in § 1 VO. angeordnet wird, sind aber 
wesentlich andere, als die des Straferlasses nach § 2. Der Kläger, der 
auf Grund des eine Gefängnisstrafe nicht unter 3 Monaten androhenden 
§ 354 StGB, verurteilt ist, wurde von der Niederschlagung des § 1 VO. 
nicht betroffen. 

Sonach tritt auch in den in § 2 Abs. 1 Satz 2 VO. bezeichneten Fällen 
der Erlaß der Strafe eiet in Wirksamkeit, nachdem das Urteil rechts¬ 
kräftig geworden war und alle mit der Rechtskraft des Urteils un¬ 
mittelbar verbundenen Rechtsfolgen eingetreten waren. Diese 
Fälle werden also so behandelt, als wenn die Rechtskraft des Urteils 
auch hier schon vor Erlaß der Verordnung eingetreten wäre. Zu einer 
anderen, dem Verurteilten noch günstigeren Behandlung dieser Fälle 
fehlte auch jeder innere Grund. 

Die Wirkung der Aberkennung der Fähigkeit zur Bekleidung öffent¬ 
licher Ämter aber tritt nach § 36 StGB, mit der Rechtskraft des Urteils 
— unmittelbar — ein, und nach § 35 Abs. 2 StGB, ist der dauernde Ver¬ 
lust der bekleideten Ämter die von Rechts wegen eintretende Folge dieser 
Aberkennung. Der erst nach Eintritt der Rechtskraft des Urteils in Wirk¬ 
samkeit tretende Erlaß der erkannten Strafe kann daher den bereits er¬ 
folgten Verlust des Amts ebensowenig hindern oder wieder beseitigen. 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Rechtsprechung und Gesetzgebung. 


<>68 

wie dies die Aufhebung des Strafurteils im Wiederaufnahmeverfahren zu 
tun vermag — vgl. RGZ. Bd. 42 S. 281. Der Erlaß kann vielmehr die 
Wirkungen der rechtskräftig erfolgten Aberkennung der Fähigkeit zur 
Bekleidung öffentlicher Ämter nur insofern beseitigen, als sie dem Ver¬ 
urteilten diese Fähigkeit wieder verleiht und ihm damit die rechtliche 
Möglichkeit einer neuen Anstellung eröffnet. 

Die Entscheidung der Vorinstanzen ist daher zutreffend und die 
Revision zurüekzuweisen. 


Bürgerliches Recht. 

Haftpflichtrecht. 

§ 1 des Reiohshaftpflichtgesetzes vom 7. Juni 1871, § 1 des preuB. Gesetzes vom 1. August 
1909 und § 1 des Relchsgetzes vom 22. Mai 1910 Über die Haftung von Beamten. 

Erkenntnis des Reichsgerichts, VI. Zivilsenats, vom 20. Januar 1921, in Sachen 
1. der MaterialienverValterswitwe Anna K. in M„ 2. ihrer minderjährigen Tochter 
Magda K„ gesetzlich vertreten durch ihre Mutter, Klägerinnen, Revisions¬ 
klägerinnen gegen den preußischen Eisenbahnfiskus, jetzt das Deutsche Reich, 
vertreten durch die Eisenbahndirektion K., Beklagten, Revisionsbeklagten. 

Keine Haftung des Elienbahnfiskus für Betriebsunfälle von Zivilpersonen auf Strecken des 
besetzten Gebiets, die Im Auftrag des Chefs des Feldelsenbahnwesens von einer angrenzen¬ 
den Elsenbahndirektion betrieben wurden. 

Aus dem Tatbestand. 

Am 29. Dezember 1914 gegen Abend wurde der Materiaiienverwaltcr 
Anton Kunowski. der in Myslowitz wohnte und deutscher Staatsange¬ 
höriger war, in Russisch-Polen, als er auf der Straße Sosnowice—Modrze- 
jow in einein Wagen über die Bahnstrecke Sosnowice-Olkusz fuhr, von 
einem Eisenbahnzug erfaßt und getötet. Für den ihnen durch den Tod 
ihres Ernährers erwachsenen Schaden nehmen seine Witwe und seine 
siebzehnjährige Tochter Magda den preußischen Eisenbahnfiskus „als 
Betriebsunternehmer“ und „wegen Verschuldens" in Anspruch. 

Aus den E n t s e h e i d u n g s g r ü n d e n. 

Zur Begründung der vorliegenden Klage haben sich die Klägerinnen 
bis zur Schlußverhandlung vor dem Berufungsgericht auf § 1 des Reichs- 
haftpfliehtgcsctzes vom 7. Juni 1871 und „auf Verschulden“, d. i. auf un¬ 
erlaubte Handlung (§§ 823, 31, 89 BGB.) berufen. Damit sind an sich 
bürgerlich-rechtlich geordnete Rechtsbeziehungen geltend gemacht. Aber 
nach den für das Revisionsgericht maßgebenden tatsächlichen Feststel¬ 
lungen des Berufungsgerichts ist der Zusammenstoß des Zuges mit dem 
Fuhrwerk des Getöteten im Zusammenhang mit kriegsmäßigen Vor¬ 
gängen erfolgt. Der im Auftrag des Chefs des Feldeisenbahnwesens 
aufgenommene Eisenbahnbetrieb diente nicht einem gewerblichen oder 
ärarischen Transportunternehmen, sondern Operationszwecken des deut¬ 
schen Heeres, und war insbesondere nicht etwa durch das okkupierende 
Reich für Zwecke der Landesverwaltung im Rahmen des Art. 43 des 
Haager Landfriedensabkommens vom 18. Oktober 1907 (RGBl. 1910 
8 . 147) übernommen. Daß nebenher in den Zügen auch Zivilpersonen 
auf Grund besonderer Erlaubnis gegen Lösung einer Fahrkarte zur Be¬ 
förderung zugelassen wurden, war eine Ausnahme, die nicht das Ziel 
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verfolgte, dem Staat oder dem Reich durch die Eröffnung oder Durch¬ 
führung des Betriebs eine Einnahmequelle zu verschaffen. Auf dieser 
Grundlage konnte das Berufungsgericht ohne Rechtsirrtum annehmen, 
daß die Handlung des Beklagtem, aus der die Klägerinnen ihren Schadens¬ 
ersatzanspruch ableiten, die Ausübung eines staatlichen Hoheitsrechts, 
des Rechts der Kriegsführung zum Gegenstand hatte. Streitigkeiten 
über staatliche Hoheitsrechte sind aber öffentlich-rechtlicher Natur und 
können daher nach § 13 GVG. nicht vor den ordentlichen Gerichten aus¬ 
getragen werden. Dahin gehören recht eigentlich die sogen. Kriegs¬ 
schäden, die durch Maßnahmen der Kriegführung herbeigeftihrt worden 
sind. Das ist mit besonderem Nachdruck in der preußischen Kabinetts¬ 
order vom 4. Dezember 1831 (Ges.-S. S. 255) ausgesprochen und in der 
Rechtsprechung des Reichsgerichts immer anerkannt worden. (RGZ. 
Bd. 89 S. 224, Bd. 96 S. 76.) Ein Anhalt dafür, daß sich der Unfall nur 
bei Gelegenheit der Ausübung eines Hoheitsrechts oder doch nur in 
einem loseren, entfernteren Zusammenhang mit einer solchen ereignet 
habe, ist der Sachlage nicht zu entnehmen. Der für Zwecke der deutschen 
Heeresoperation in der Richtung nach dem Kriegschauplatz fahrende 
Zug war es, der durch seine Geschwindigkeit und die Wucht seiner 
Schwere den Tod des Kunowski unmittelbar verursacht hat (vgl. RGZ. 
Bd. 70 S. 398, Bd. 78 S. 328, Bd. 94 S. 102). Insoweit ist daher die Zu¬ 
lässigkeit des Rechtswegs in dem angefochtenen Urteil mit Recht ver¬ 
neint worden. 

Aber in der Schlußverhandlung vor dem Berufungsgericht haben 
die Klägerinnen ihren Anspruch auch auf § 839 BGB. gestützt, wenn auch 
das angefochtene Urteil nicht ersehen läßt, was sie außer den aus Seite 4 
und 5 des landgerichtlichen Urteils ersichtlichen Behauptungen zur Be¬ 
zeichnung des beschuldigten Beamten und der verletzten Amtspflicht des 
näheren vorgebracht haben. Da die Klage nicht gegen den Beamten 
gerichtet ist, kann nur angenommen werden, daß ein Anspruch aus § 1 des 
preuß. Gesetzes vom 1. August 1909 (G. S. S. 691) oder des Reichsgesetzes 
vom 22. Mai 1910 (RGBl. S. 798) über die Haftung fü Beamte gemeint 
war. Das Berufungsgericht hat auch hier den Rechtsweg für aus¬ 
geschlossen erklärt und zur Begründung angeführt: „Einmal kann nicht 
anerkannt werden, daß die Beamten des Beklagten dem' Erblasser der 
Klägerinnen gegenüber zumal während eines Kriegsbetriebs eine Amts¬ 
pflicht zu erfüllen hatten. Sodann scheidet die Anwendung des § 839 BGB. 
für die Ausübung kriegerischer Hoheitsakte überhaupt aus, da man sonst 
in gewiß widersinniger Weise dazu gelangen würde, daß die Ge¬ 
richte alle militärischen Maßnahmen hinsichtlich auch ihrer Zweckmäßig¬ 
keit und Gebotenheit nachprüfen dürften.“ Diesen Ausführungen kann 
nicht beigetreten werden. Denn die Frage, ob eine den Interessen Dritter 
Rechnung tragende Dienstvorschrift angeordnet und schuldhaft verletzt 
worden ist, fällt mit der anderen Frage, ob deren Anordnung im Inter¬ 
esse des Dienstes zweckmäßig oder geboten erschien (RGZ. Bd. 99 S. 256), 
nicht zusammen. Auch sonst besteht kein Grund, sie der Prüfung der 
ordentlichen Gerichte zu entziehen. Vielmehr ist deren Zuständigkeit 
nach der Rechtsprechung des Reichsgerichts für Klagen des bezeichneten 
Inhalts auch dann gegeben, wenn es sich um Amtspflichtverletzungen in 
der Ausübung von Hoheitsrechten handelt (RGZ. Bd. 87 S. 119; Bd. 91 
S. 9; Bd. 92 S. 242; Bd. 92 S. 304; Bd. 93 S. 200; Bd. 94 S. 102; Bd. 96 
S. 75; Bd, 99 S. 75). Daß für die Oberste Heeresleitung, wenn sie im 
feindlichen Ausland einen Eisenbahnbetrieb für Operationszwecke des 
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Heeres einrichten wollte, keineswegs die in der Heimat geltenden Bau- 
und Betriebsvorschriften maßgebend waren, und daß sie auch sonst nicht 
'n gleicher Weise den im Frieden geltenden Grundsätzen der Rücksicht¬ 
nahme auf Leben und Gesundheit anderer folgen konnte, bedarf keiner 
Ausführung. Aber damit ist es nicht ausgeschlossen, daß sie gleichwohl 
— insbesondere für ruhigere Teile des besetzten Gebiets — die Be¬ 
obachtung bestimmter, der Sicherheit des öffentlichen Verkehrs auf den 
Bahnübergängen dienlicher Vorsichtsmaßregeln als mit den Zwecken der 
Kriegsführung verträglich erachtet und deren Anordnung oder Beob¬ 
achtung durch die mit der Einrichtung und Durchführung des Bahn¬ 
betriebs betrauten Beamten ausdrücklich oder stillschweigend venfügt, oder 
wenigstens zugelassen haben kann. Der auf ein künftiges Reichsgesetz 
über den Ersatz für Kriegsbeschädigungen an Leib und Leben verweisende 
§ 21 des Reichsgesetzes vom 3. Juli 1916 (RGBl. S. 675) hält die in dieser 
Beziehung bestehenden gesetzlichen Vorschriften ausdrücklich aufrecht, 
und kann schon aus diesem Grunde die Zuständigkeit der ordentlichen 
Gerichte zur sachlichen Würdigung der Behauptung, daß den Klägerinnen 
schon jetzt auf Grund des § 839 BGB. ein Schadenersatzanspruch gegen 
den Beklagten zustehe, nicht ausschließen.' 


Handelsrecht. 

Hutdeteflesotztwch §§ 54, 96. 

Erkenntnis des Reichsgerichts, I. Zivilsenats, vom 22. Januar 1921, in Sachen 
der Else C. in H., Klägerin und Revisionsklägerin, gegen den preußischen 
Eisenbahnfiskus, vertreten durch die Eisenbahndirektion in H., Beklagten und 

Revisionsbeklagten. 

Für die BewteHmg eines Gepäckstücks als Kostbarkeit ist der Wert Md Uafup der Ge 
saartheit der in iS« enthaltenen Gegenstäade maBpebend. 

Aus den Entscheidungsgründen. 

Um festzustellen, daß eine Sache eine Kostbankeit ist, genügt es nicht, 
den Geldwert festzulegen, der sich für ein bestimmtes Gewicht und ein 
bestimmtes Raummaß ergibt. Vielmehr ist eine Sache nur dann als Kost¬ 
barkeit anzusehen, wenn sie im Vergleich mit der Gesamtheit der anderen 
Dinge einen besonders hohen Wert hat. Ihr Wert muß also verglichen 
werden mit dem Durchschnittswert anderer Sachen von gleichem Umfang 
und Gewicht. Auf diesen Vergleich kommt es an. Es ist nicht einfach 
der Geldwert maßgebend. Der Wert des Geldes selbst wechselt. Sein 
Verhältnis zu den Sachwerten schwankt. Ist das Geld billig, so ist die 
Gesamtheit der anderen Dinge teuer. Ist es teuer, so sind diese billig. 
Das gilt natürlich nur im allgemeinen. Die Möglichkeit besteht immer, 
daß einzelne Gegenstände infolge besonderer Umstände an der sonstigen 
Preisbewegung nicht teilnehmen, daß bei ihnen sogar infolge neuer Er¬ 
findungen oder einer Änderung der Mode, durch verringerte Material¬ 
gewinnung oder durch sonstige Ereignisse eine Preisveränderung in der 
entgegengesetzten Richtung eintritt. Dann können Gegenstände Kost¬ 
barkeiten w r erden, die es vorher nicht waren, und andere können auf¬ 
hören, Kostbarkeiten zu sein. Jedenfalls bleibt immer das Entscheidende, 
wie der Wert einer Sache im Verhältnis zum Durchschnittswert der sonsti¬ 
gen Dinge sich stellt. Und auf den Geldwert kann dabei nur insofern 
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Rücksicht genommen werden, als er mittelbar einen solchen Vergleich 
ermöglicht. Dies ist aber nur dann der Fall, wenn auch berücksichtigt 
wird, ob und gegebenenfalls in welchem Grade der Wert des Geldes selbst 
sich geändert hat. Hat dieser sich stark verringert, so ergibt sich ohne 
weiteres, daß viele Sachen, die nicht als Kostbarkeiten angesehen werden 
körnen, einen hohen Geldwert haben. 

ln der vorliegenden Sache handelt es sich um einen Handkoffer, der 
ganz verschiedenartige Gegenstände enthalten haben soll. Darunter be¬ 
fanden sich einige kleine Schmuck gegenstände aus Edelmetall, deren 
Wert aber nur auf zusammen 475 Jt angegeben - ist. Ein weiterer Gegen¬ 
stand, der vielleicht, für sich allein betrachtet, einen besonderen Wert 
hatte, war ein Weißfuchspelz. Der ganze übrige Inhalt bestand aus 
Gebrauchsgegenständen mehr oder weniger einfacher Art, insbesondere 
aus Kleidungsstücken, Wäsche, Schreibmaterialien und dergleichen, sowie 
einigen Lebensmitteln. Auch zwei seidene Abendkleider sind dabei auf¬ 
geführt, deren Wert von durchschnittlich 1250 M aber kaum über den eines 
Wollkleides hinausging. 

Die große Anzahl der Sachen ergibt ohne weiteres, daß das Gepäck¬ 
stück einen sehr erheblichen Umfang hatte, zumal einzelne Sachen, wie 
z. B. ein Schirm, zu ihrer Verpackung einen großen Raum erforderten. 
Im Verhältnis zur Gesamtheit sind daher diejenigen Teile der Sendung, die 
einen besonderen Wert haben mochten, ohne große Bedeutung. Bei dieser 
Sachlage _ kann nicht angenommen werden, daß das Gepäckstück, als 
Ganzes verglichen, mit sonstigen Gegenständen von gleichem Umfang 
einen besonderen Wert gehabt hätte. Es läßt sich daher nicht als Kost¬ 
barkeit im Sinn des Gesetzes ansehen. 


Naadologeaotzbocb § 467. ElooRbabavorkohraordRaag § 54, 96. 

Erkenntnis des Reichsgerichts, I. Zivilsenats, vom 22. Dezember 1920, in Sachen 
der Firma Alex Sch. in S., Klägerin, Revisionsklägerin, gegen den preußischen 
Eisenbahnfiskus, vertreten durch die Eisenbahndirektion zu M., Beklagten und 

Revisionsbeklagten. 

Der Preis von 192 M fBr 1 kg WoHengarn ist oioht als eia aagewöballoh hoher im 
Vergleich zu anderen Sendungen von gleichem Umftag and Gewicht anzuneben. 

Aus dem Tatbestand. 

Laut Frachtbrief vom 13. November 1918 wurde in Mühlhausen 
(Thür.) der Eisenbahn 1 Kiste Wollengam im Gewicht von 169 kg zur 
Beförderung an die Klägerin nach B. übergeben. Bei Ankunft des Fracht¬ 
guts in B. fehlten 43 kg des Frachtguts. Klägerin forderte auf Grund des 
Frachtvertrags Ersatz des Werts. 

Aus den Entscheidungsgründen. 

Nach der Feststellung des Oberlandesgerichts enthielt das Fracht¬ 
gut Wollgarnstrümpfe; der Umfang der Packung (Kiste) war 100 cm 
Breite, 70 cm Höhe und Tiefe; das Gewicht betrug 169 kg und der Ge¬ 
samtwert 32 000 M, so daß auf 1 kg ein Wert von 192 Jl entfiel. Das 
Oberlandesgericht nimmt an, daß hiernach das Frachtgut zur Zeit der 
Versendung (13. November 1918) im Vergleich zu andern gewöhnlichen 
Sendungen von gleichem Umfang und Gewicht einen ungewöhnlich 
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hohen Wert gehabt habe und darum als Kostbarkeit anzusprechen sei. 
Hierbei hat das Oberlandesgericht indes — und darin liegt der Rechts¬ 
irrtum — nicht berücksichtigt, daß, wie das Reichsgericht auch schon 
in einer zum Abdruck bestimmten Entscheidung vom 9. Oktober 1920 
(I 131/20) ausgesprochen hat, der Wertsatz (Preis) sich bei fast allen 
als Frachtgut aufgegebenen Waren mehr oder weniger infolge des Tief¬ 
standes der Valuta auch schon zur Zeit der hier in Betracht kommen¬ 
den Versendung im Vergleich zu der Zeit vor dem Krieg verschoben 
hatte und daß im Hinblick hierauf in Frage kommt, ob der in Betracht 
kommende Wertsatz des Frachtguts von 32 000 J( im Vergleich zu Sen¬ 
dungen anderer Waren von gleichem Umfang und Gewicht, deren Wert¬ 
satz sich ebenfalls inzwischen verschoben hatte, ein solcher war, daß 
er auch in Berücksichtigung der allgemeinen Preisverschiebung immer 
noch den Charakter des Außergewöhnlichen trägt. Gerade auf dies 
letztere kommt es entscheidend an. Denn es ist zu beachten, daß die in 
Betracht kommenden Schutzbestimmungen den Zweck verfolgen, die 
Eisenbahn bei ihrer weitgehenden Haftung aus dem Frachtvertrag in 
die Lage zu versetzen, die vorgesehenen Sicherungsmaßregeln anzu¬ 
wenden, um nicht mit ungewöhnlich hohen Schadensansprüchen belastet 
zu werden, die sie zur Zeit der Versendung bei der Art des Frachtguts, 
seinem Umfang und Gewicht nicht ohne weiteres erwarten konnte. Das 
Landgericht hatte bei seiner Verneinung des Begriffs Kostbarkeit für 
den vorliegenden Fall entscheidendes Gewicht darauf gelegt, daß, da 
es sich um Wollgarnstrümpfe handelte, von Kostbarkeit niemals die 
Rede sein könne, möge auch zur Zeit der Versendung der Verkehrswert 
noch so hoch gewesen sein. Das ist nicht eine dem Zwecke der frag¬ 
lichen Schutzbestimmungen entsprechende Auffassung. Auch gewöhn¬ 
liche Handelswaren können den Begriff der Kostbarkeit erfüllen und 
das Reichsgericht hat in der erwähnten Entscheidung vom 9. Oktober 
1920 für gewöhnliche Rohseidewaren bei einem Frachtgut von dem Um¬ 
fang einer niedrigen Kiste von 1 m im Geviert und dem Gewicht von 
44 kg, sowie bei einem Gesamtwert des Frachtstücks von 29 667,25 jH 
oder einem Wert von 650 Jt für 1 kg den Begriff der Kostbarkeit für 
die auch hier in Betracht kommende Zeit bejaht mit Rücksicht darauf, 
daß bei diesem Rohseidefrachtgut eine Wertsteigerung (650 M für 1 kg) 
vorlag, die auch in Berücksichtigung der allgemeinen Preisverschie¬ 
bung so außergewöhnlich erachtet werden mußte, daß sie zur Zeit der 
Versendung nicht ohne weiteres zu erwarten war. Wendet man diese 
Gesichtspunkte auf den gegenwärtigen Fall an, so muß verneint werden, 
daß hier Kostbarkeit im eisenbahnrechtlichen Sinn angenommen werden 
kann. Denn es kann bei Betrachtung von Umfang und Gewicht im Ver¬ 
gleich mit andern gewönlichen Warensendungen nicht gesagt werden, 
daß bei Berücksichtigung der allgemeinen Geldentwertung der Preis 
von 192 Ji für 1 kg einen außergewöhnlichen Wert darstellte. 


Handelsgesetzbuch § 459. Elsenbahnverfcehrsordnung § 86. 

Erkenntnis des Reichsgerichts, I. Zivilsenats, vom 18. Dezember 1920, in Sachen 
des 1 reistaats Sachsens, vertreten durch die Generaldirektion der Sächsischen 
Staatseisenbahnen in Dresden, Beklagten, Revisionsklägers und Revisions- 


Digitizetf by 


Gck igle 


Original from 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Rechtsprechung und Gesetzgebung. 


673 


beklagten, gegen den Kaufmann Max B. in Ch., Kläger, Revisionskläger und 

Revisionsbeklagten. 

Eile Erutzpflloht der Eisenbahn bei Beschädigung einer Eiersendeeg durch VersehiebestoB 
besteht nur bei Nnohwels eines besonderen Verschuldens. 

Nach den bisherigen Feststellungen des Oberlandesgerichts liegt 
nicht mehr vor, als daß die Gefahr sich verwirklicht hat, die sich daraus 
ergab, daß die Eier eine leicht zerbrechliche Ware sind. Die Bestim¬ 
mungen des § 459 HGB., besonders auch die Nr. 4 daselbst, sind darauf 
berechnet, die Eisenbahn davor zu schützen, daß sie haftbar gemacht 
wird, wenn sich eine Gefahr verwirklicht, die sich aus der besonderen 
Art eines Guts oder seiner Verpackung ergibt. Man darf daher aus 
dem Eintritt eines Schadens nicht auf ein Verschulden schließen. Wenn 
man das tun wollte, so würde der Zweck vereitelt, den der § 459 HGB. 
verfolgt. Seinen Bestimmungen liegt offenbar die Erwägung zu Grunde, 
daß im Eisenbahnverkehr ein gleichmäßiger, glatter Verlauf nicht zu 
erzielen ist. Es handelt sich um einen Massenbetrieb, bei dem es zudem 
noch darauf ankommt, daß die Arbeiten schnell erledigt werden. Wenn 
alles so verläuft, wie es eigentlich geschehen sollte, dann werden auch 
zerbrechliche Güter unbeschädigt an ihr Ziel gelangen, und auch eine 
mangelhafte Verladung wird, wenn nicht gar zu große Fehler gemacht 
sind, nicht schaden. Aber Unregelmäßigkeiten lassen sich eben nicht 
vermeiden. Namentlich werden die Verschubstöße oft mehr oder weniger 
heftig ausfallen, und sie werden oft so sein, daß ein Gut, das der Ge¬ 
fahr des Bruchs ausgesetzt ist, dadurch Schaden erleidet. Also bloß 
daraus, daß ein solcher Schaden eingetreten ist, darf nicht gefolgert 
werden, ein Verschubstoß sei übermäßig heftig gewesen und er sei, von 
besonderen Umständen abgesehen, nur durch ein schuldhaftes Verfahren 
zu erklären. (Vgl. RGZ. Bd. 64 S. 169). In der vorliegenden Sache 
war eine solche Beurteilung um so weniger gerechtfertigt, als das Ober¬ 
landesgericht sich ausdrücklich auf den Standpunkt stellt, daß andere als 
leicht zerbrechliche Güter durch den Verschubstoß noch nicht beschädigt 
sein würden, und es weiter festgestellt hat, daß die Verladung eine 
mangelhafte war, wodurch die Gefahr, die sich aus der Beschaffenheit 
des Guts ergab, noch vergrößert wurde. 

Das angefochtene Urteil war mithin, soweit es zum Nachteil des 
Beklagten ergangen ist, auf dessen Revision aufzuheben. 


Handelgeaetzbuch § 430, 457. Eisenba hn Verkehrsordnung § 88. 

BondesratsVerordnung vom 8. Mal 1918 (Reichageaetzblatt S. 395) gegen Preistreiberei. 

Erkenntnis des Reichsgerichts, I. Zivilsenats, vom 6. Oktober 1920, in Sachen der 
L.-B. Eisenbahngesellschaft in L., vertreten durch ihren Vorstand, Beklagte und 
Revisionsklägerin, gegen die Firma H. C. K. in L., Klägerin und Revisions¬ 
beklagte. 

Der 'gemeine Handelawert ist zu ersetzen, auch wann der Ersatzberechtigte dadurch einen 
Gewinn erzielt, der bei einem Weiterverkauf des verlorenen Guts nach der Preistreiberei¬ 
verordnung verboten gewesen wäre. 

Aus den Entscheidungsgründen. 

§ 430 HGB. bestimmt, daß, wenn ein Frachtführer für gänzlichen 
oder teilweisen Verlust des Frachtguts Ersatz leisten muß, der ge- 
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meine Handelswert oder der gemeine Wert zu ersetzen ist, .den der¬ 
artiges Gut am Ort und zur Zeit der Ablieferung hatte. Nach § 457 HGB. 
und § 88 EVO. ist statt dessen für die Ersatzpflicht der Eisenbahn Ort 
und Zeit der Absendung maßgebend. Diese Bestimmung ist getroffen, 
um höhere Schadensersatzforderungen, die sich auf ein weitergehendes 
subjektives Interesse des Schadensersatzberechtigten gründen, auszu¬ 
schließen. Es soll nicht ein individueller, sondern ein objektiver Maß¬ 
stab angelegt werden. Vgl. Lutz, Protokolle, Teil 9 Seite 4708—4716. 
Aus der Bestimmung folgt, daß es andererseits auch nicht in Betracht 
kommt, wenn das subjektive Interesse des Schadensersatzberechtigten 
ein geringeres ist. Vgl. ROHG. Bd. 13 S. 393 ff. 

Während des Kriegs ist nun durch die Bundesratsverordnung vom 
8 . Mai 1918 derjenige für strafbar erklärt worden, welcher sich vor¬ 
sätzlich für Gegenstände des täglichen Bedarfs Preise versprechen läßt, 
die einen übermäßigen Gewinn enthalten. 

Das Berufungsgericht hat festgestellt, daß die Klägerin das 
Frachtgut dreiviertel Jahr vor dem Verlust um mehr 
a 1 s 100 % billiger eingekauft hatte und somit bei Berechnung 
des Schadensersatzes nach dem gemeinen Handelswert, der zur Zeit der 
Absendung bestand, einen Gewinn machen würde, den sie nach der ge¬ 
nannten Verordung durch Wiederverkauf nicht machen durfte. Die zu 
entscheidende Frage spitzt sich also darauf zu, ob durch jene Verord¬ 
nung der objektive Maßstab des § 430 HGB. eine Einschränkung er¬ 
fahren hat. Diese Frage ist zu verneinen. Die Verordnung spricht nur 
von dem Fall, daß jemand für Gegenstände des täglichen Bedarfs 
Preise fordert oder sich versprechen läßt, hat also nur den Fall einer 
Veräußerung derartiger Gegenstände im Auge. Bei einer Ver¬ 
äußerung /soll kein übermäßiger Gewinn erzielt 
werden. Da die Übermäßigkeit des Gewinns das Verhältnis von 
Einkaufspreis und Verkaufsförderung zur Grundlage hat, so sind also 
bei einer Veräußerung subjektive Momente (die Höhe des Einkaufs¬ 
preises im einzelnen Fall) ausschlaggebend oder jedenfalls bedeutungs¬ 
voll. .Aber diese gesetzliche Anordnung ist eben nur für den Kreis der¬ 
jenigen Rechtsbeziehungen oder Rechtsgeschäfte getroffen, in denen 
gegen Entgelt eine Veräußerung erfolgt. Die sämtlichen Ziffern des 
§ 1 der Verordnung haben Bezug entweder unmittelbar auf Veräußerungs¬ 
geschäfte, oder auf Vermittlung solcher Geschäfte, oder auf die Zurück¬ 
haltung von Waren zum Zweck späterer Veräußerung zu übermäßigem 
Preis, oder auf Steigerung des Marktpreises. Die Verordnung will 
verhindern, daß der Einzelne durch Veräußerung übermäßigen Gewinn 
macht, und daß das Preisniveau künstlich getrieben wird. Das ist der 
Zweck des Gesetzgebers. Dann aber kann man diese Bestimmungen 
nicht entsprechend auf einen ganz anders gelagerten Fall anwenden, wie 
er hier gegeben ist. Hier handelt es sich um eine Schadensersatzforde¬ 
rung, die sich nicht gegen den Vertragsgegner bei einem Veräußerungs¬ 
geschäft, sondern gegen einen Dritten richtet, die auf das Preisniveau 
ohne allen Einfluß ist, und die außerdem der Höhe nach anderweit nach 
anderen Gesichtspunkten gesetzlich geregelt ist. Unter solchen Um¬ 
ständen kann nicht angenommen werden, daß die Bundesratsverordnung 
auch nilr ihrem Sinn nach diese andere gesetzliche Regelung habe ein¬ 
schränken oder umgestalten wollen. Vielmehr verbleibt es bei der im 
§ 430 HGB. vorgeschriebenen Normierung der Schadensersatzforderung 
nach objektiven Grundsätzen, und es kann auch nicht in Betracht kom- 
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men, ob der derzeitige Preisstand des Handelswerts etwa mit durch 
Geschäfte beeinflußt ist, die gegen die angeführte Bundesratsverordnung 
verstoßen haben. 

Diesen Ausführungen steht die bisherige Rechtsprechung des 
Reichsgerichts nicht entgegen. Allerdings ist anerkannt (RGZ. Bd. 90, 
Seite 305 f.), daß der Käufer von seinem säumigen Verkäufer im Wege 
der abstrakten Schadensliquidation nicht einen Schadensersatz fordern 
kann, der einen unzulässigen Gewinn enthält, während bei konkreter 
Liquidation im Fall eines Deckungskaufs gegenteilig entschieden ist 
(RGZ. Bd. 93, Seite 133 ff.). Aber die Entscheidung im Fall der ab¬ 
strakten Liquidation beruhte eben darauf, daß der Käufer von seinem 
Verkäufer nicht Ersatz eines entgangenen Gewinns verlangen darf, 
den er bei einem Weiterverkauf nicht erzielen konnte, weil er angesichts 
seines niedrigen Einkaufspreises nicht zu dem Marktpreis Weiterver¬ 
käufen durfte. Die Entscheidung bezieht sich also nur auf die Ansprüche 
aus einem Veräußerungsgeschäft. Sie kann nicht entsprechend auf 
Schadensersatzforderungen aus einem Frachtvertrag angewandt werden, 
weil für einen solchen die Höhe der Forderung andersartig, nämlich nach 
objektivem Maßstab geregelt ist. 


Rechtsgrundsätze aus den Entscheidungen des Reichsgerichts 

in Zivilsachen. 1 ) 

Bürgerliches Gesetzbuch §§ 157, 242, 325. 

Erkenntnis des Reichsgerichts vom 21. September 1920. 

Entscheidungen Band 100, S. 129. 

Erbübmg der fiegeslelstsng dereh Riohterspruch bei Fortbestand von Vertrügen. Anwendung 

der clausula rebus sic stantibus. 

Entscheidungsgründe. 

Das Begehren der Klägerin erschien vom Standpunkt der sog. clau¬ 
sula rebus sic stantibus aus gerechtfertigt. 

Das Bürgerliche Gesetzbuch kennt diesen Grundsatz nur in An¬ 
wendung auf einige wenige Sonderfälle, und auch das Reichsgericht hat, 
wie der erkennende Senat erst noch jüngst in einem Urteil vom 8. Juli 
1920 (III. 89/20) ausgesprochen hat (RGZ. Bd. 99 S. 250), ihn nicht als 
einen a 11 g e m e i n durchgreifenden anerkannt. Dagegen hat das 
Reichsgericht in den letzten Jahren in einer Reihe bekannter Entschei¬ 
dungen sowohl des erkennenden Senats als auch anderer Senate dem 
durch den ungeahnten Verlauf und Ausgang des Kriegs herbeigeführten 
Umsturz und Umschwung aller wirtschaftlichen Verhältnisse ausnahms¬ 
weise eine derartige Einwirkung auf bestehende Verträge eingeräumt, 
daß es das Begehren einer Vertragspartei auf 
Lösung des Vertragsverhältnisses dann als be¬ 
rechtigt erachtet hat, wenn ihr das Aushalten 
des Vertrags unter den neuen, völlig veränder¬ 
ten Zuständen wirtschaftlich nicht meht zuge¬ 
mutet werden konnte. Die Anknüpfung an das positive Ge¬ 
setzesrecht boten und bieten die §§ 242 (157) und 323 BGB. Beherrschen 


*) Die übrigen zur Veröffentlichung bestimmten Entscheidungen der Bünde 
96 bis 100 werden spater abgedruckt werden. 
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nach des ersteren Vorschriften Treu und Glauben die Erfüllungspflicht 
des Schuldners, wie dementsprechend gegenseits auch das Erfüllungs¬ 
recht des Gläubigers — sein Recht auf die Erfüllung —, so kann unter 
diesem Gesichtspunkt die Erfüllung eines Vertrags nicht 
mehr geschuldet und gefordert werden, wenn in¬ 
folge der völligen Veränderung der Zustände die 
V e r t r a g s 1 e i s t u n g jetzt wirtschaftlich zu einer 
ganz anderen geworden ist, als wie ursprünglich 
von beiden Parteien gedacht und gewollt war. Und 
ist im § 325 BGB. unter Unmöglichkeit nicht nur die tatsächliche, son¬ 
dern auch die wirtschaftliche Unmöglichkeit zu verstehen, so tritt da¬ 
mit im Gesetz die clausula rebus sic stantibus insoweit unverhüllt zutage. 

Nun lagen in den bisher entschiedenen Fällen die Dinge so, daß eine 
Vertragspartei auf Grund der völlig veränderten Verhältnisse Lösung 
des ganzen Vertragsbandes verlangte. Jetzt aber handelt es sich darum, 
daß beide Parteien mit ihrem Willen den Vertrag fortsetzen bzw. fort¬ 
gesetzt haben, und nunmehr eine von ihnen, hier die Klägerin, bei 
Fortbestand des Vertrags Erhöhung der Gegenleistung auf 
Grund der Behauptung beansprucht, daß ihre eigene Leistung infolge 
der völligen Veränderung aller maßgebenden Verhältnisse wirtschaftlich 
zu einer so ganz anderen geworden sei, als wie sie bei Abschluß des 
Vertrags beschaffen war, daß der Inhalt der Gegenleistung, wenn er 
unverändert bliebe, zu dieser eigenen Leistung wirtschaftlich in einem 
schlechthin unerträglichen Mißverhältnis stehen würde, so daß Treu und 
Glauiben die Änderung der Gegenleistung erheischten. Der Senat hat, 
die Richtigkeit der Behauptungen der Klägerin vorausgesetzt, der Be¬ 
rechtigung des klägerischen Begehrens die Anerkennung nicht versagen 
können. Bereits in der oben erwähnten Entscheidung vom 6. Juli d. J. 
hat der Senat die Auffassung vertreten, daß in einem derartigen Fall 
von der Billigkeit eine entsprechende Änderung der Vertragsleistung 
des anderen Teils gefordert werde (RGZ. Bd. 99 S. 250), und an diesem 
Standpunkt hält er auch jetzt und für den gegenwärtigen Fall fest. 
Allerdings hat der Senat in einer Entscheidung vom 4. Mai 1915 (RGZ. 
Bd. 86, S. 306), wiederholt in einer späteren vom 3. Juli 1917 (RGZ.), 
ausgesprochen, daß der Richter nicht zwecks Milderung der Härten des 
Kriegs einen Ausgleich zwischen den Vertragsteilen schaffen könne. 
Allein die erste und vornehmste Aufgabe des Richters geht dahin, in 
seiner Rechtsprechung den unabweislichen Bedürfnissen des Lebens ge¬ 
recht zu werden und sich in dieser Beziehung von den Erfahrungen des 
Lebens leiten zu lassen. Jener Ausspruch des Senats kann in seiner 
strengen Allgemeinheit nach der jetzigen Überzeugung des 
Senats nicht mehr aufrechterhalten werden; er ist durch die Erfahrungen 
überholt, die der Senat in weiterem Verlauf des Kriegs und insbeson¬ 
dere durch dessen ungeahnten Ausgang und die daran sich anschließende, 
ebenfalls ungeahnte Umwälzung aller wirtschaftlichen Verhältnisse ge¬ 
macht hat. Diese Verhältnisse erfordern unbedingt ein Eingreifen des 
Richters in bestehende Vertragsverhältnisse dann, wenn anders nicht ein 
Treu und «Glauben und jenem Gebot von Gerechtigkeit und Billigkeit 
hohnsprechender, einfach nicht zu ertragender Zustand geschaffen 
werden soll. 

Der als wünschenswert oder nötig erachtete Anhalt im positiven 
Recht ist in den oben erwähnten Bestimmungen des BGB. gegeben. 
Rechtfertigt sich nach diesen auf Verlangen einer Partei sogar die 
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Lösung des ganzen Vertragsverhältnisses, so erscheint es um 
so mehr zulässig, in einem nach dem übereinstimmenden Willen beider 
Parteien fortbestehenden Vertragsverhältnis eine einzelne Vertrags¬ 
beziehung zu ändern, wenn Treu und Glauben sowie Billigkeit und Ge¬ 
rechtigkeit solches zum Gebot machen. Übrigens läßt sich wohl auch 
der Gedanke verwerten, daß, wenn eine Vertragsleistung durch die 
Änderung der Verhältnisse wirtschaftlich unmöglich geworden ist, da¬ 
durch eine Vertragslücke entsteht, -die der Richter nunmehr, wie auch 
sonst Vertragslüeken, durch eine Bestimmung auszufüllen hat. 

Um aber von vornherein jedem Mißbrauch des obigen. Grundsatzes 
vorzubeugen, ist dreierlei für seine Anwendung zu erfordern: 

Erstens müssen, wie schon mehrfach hervorgehoben, beide Parteien 
das Vertragsverhältnis mit ihrem Willen Tortsetzen. Die Fälle der 
zwangweisen Fortsetzung können hier nicht in Betracht kommen. 

Zweitens kann nur einer ganz besonderen und ganz ausnahmsweisen 
Neugestaltung und Änderung der Verhältnisse, wie sie jetzt durch den 
Krieg eingetreten ist, die bezeichnete Wirkung eingeräumt werden. 
Lediglich der Umstand, daß eine spätere Veränderung der Verhältnisse 
nicht vorauszusehen ist und nicht vorausgesehen werden konnte,, ge¬ 
nügt nicht. 

Drittens aber muß in einem Fall der vorliegenden Art ein Aus¬ 
gleich der beiderseitigen Interessen stattfinden. Es kann nicht allein 
zugunsten desjenigen, der durch die neuen Verhältnisse bei Fort¬ 
dauer des Vertrags leidet und gelitten hat, eine Änderung erfolgen, 
sondern es müssen ebenso auch die Interessen des anderen Teils berück¬ 
sichtigt werden, der künftig mehr oder anderes leisten soll. Es darf 
ihm nicht der ganze Nachteil aufgebürdet werden, so daß nunmehr der 
Zustand für ihn ein nicht erträglicher sein und der Billigkeit und der 
Gerechtigkeit widersprechen würde; es muß vielmehr der erwachsene 
Schaden angemessen zwischen beiden geteilt werden. Diesen Ausgleich 
richtig zu finden, ist Sache der Erfahrung des Richters und seiner ver¬ 
ständnisinnigen Beurteilung der beiderseitigen Verhältnisse. 

Überschaut man von dieser Warte aus die Lage des vorliegenden 
Falls, so genügt weniges zur Begründung der gefällten Entscheidung. 
Die Klägerin hat vorgebracht, daß sie bei dem von der Beklagten an 
sie bezahlten Vertragspreis für den gelieferten Dampf in der 
Zeit vom 1. September 1917 bis Ende Juli 1919 infolge der ungeheuren 
Erhöhung der Kohlen- pp. Preise den Betrag von 89 000 Jl zugesetzt 
habe, d. h. also offenbar einen baren Verlust in dieser Höhe gehabt habe. 
Dabei ist zu beachten, daß der Mietpreis der für die Beklagte vermieteten 
Räume jährlich nur 9362 Jl betrug. Am grellsten beleuchtet wird aber 
der in Frage stehende Zustand dadurch, daß, wie die Klägerin in ihrem 
nach dem Tatbestand des Berufungsurteils vorgetragenen Schriftsatz vom 
23. Februar 1920 ohne ersichtlichen Widerspruch der Beklagten angegeben 
hat, das Mieteinigungsamt in Berlin am 21. Februar 1920 den Preis 
für den von der Klägerin der Beklagten zu liefernden Dampf auf die 
Zeit vom 31. März 1920, dem Ende der Vertragszeit, bis zum 31. März 
1921, bis zu welchem Zeitpunkt das Mieteinigungsamt den von der Klä¬ 
gerin gekündigten Mietvertrag verlängert hat, auf mehr, als das 
Zehnfache des Vertragspreises erhöht hat. Angesichts 
dieser Tatsache und der anderen offen zutage liegenden Verhältnisse 
wird die Ausführung des Berufungsrichters — mit der er in der Haupt¬ 
sache das Verlangen der Klägerin abtun zu können glaubt —, sie 
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habe sich bei Abschluß des Vertrags einfuch insofern verkalku¬ 
lier t, als sie die Folgen eines Kriegs nicht mit in Betracht gezogen 
habe, in keiner Weise der Wirklichkeit gerecht. Falsche Berechnungen 
bei einem Vertragsabschluß können selbstverständlich keine Grund¬ 
lage für eine Änderung vereinbarter Preise abgeben. Allein selbst 
wenn man insoweit dem Gedanken des Berufungsrichters noch folgen 
wollte, daß die Klägerin vielleicht die Wirkungen eines möglichen 
Kriegs mit hätte in Berücksichtigung ziehen können, so kann doch 
davon gar keine Rede sein, daß die Klägerin bei dem Abschluß des 
Vertrags im Jahr 1912 bei dem damaligen Stande des Deut¬ 
schen Reichs an einen derartigen Krieg mit dem Umfang, dem 
Ausgang und den Wirkungen auch nur im entferntesten hätte denken 
können und solchen Krieg in ihre Berechnungen mit hätte hinein¬ 
ziehen köunen. Kein Mensch in Deutschland ahnte deiartiges und 
konnte es ahnen, es liegen hier außer jeder menschlichen Berechnung 
stehende Ereignisse vor. Der Berufungsrichter tut daher der Klägerin 
klares Unrecht, wenn er ihr wegen Nichtberücksichtigung der Folgen 
eines möglichen Kriegs die Folgen des jetzigen Kriegs in dem Verhältnis 
zur Beklagten allein aufbürdet. Daß die Unterlassung der Aufnahme 
einer Kriegsklausel in den Vertrag der Klägerin nicht, entgegen der 
Annahme des Berufungsrichters, zum Nachteil gereichen kann, bedarf 
keiner weiteren Darlegung. 

Die Folgerung, die der Berufungsrichter zu ungunsten der Klägerin 
aus ihrer Ablehnung einer möglichen Lösung des Vertrags im Februar 
1918 zieht, geht deshalb fehl, weil, wie die Revision mit Recht geltend 
macht, die Klägerin damals der Überzeugung war, daß eine spätere 
ausdrückliche Abmachung auf Erhöhung des Dampfpreises bestanden 
habe. Daß das (Nicht Vorhandensein einer solchen Abmachung in 
diesem Prozeß durch einen Eid der Beklagten dargetan ist, ist für 
den damaligen Standpunkt der Klägerin selbstverständlich ohne alle 
Bedeutung. Über den beiderseitigen Willen zur Fortsetzung des Ver¬ 
trags gibt übrigens am besten der Umstand Auskunft, daß das Ver¬ 
tragsverhältnis, das, wie die Klägerin angibt, von ihr zum Vertragsende, 
d. i. am 31. März 1920, gekündigt worden war, durch das Mieteinigungs- 
amt zwangsweise um ein Jahr verlängert worden ist, d. h. also offen¬ 
bar auf Antrag der Beklagten, die das Vertragsverhältnis mithin noch 
über das vertragliche Ende fortsetzen wollte. 

Zum Schluß ist noch folgendes zu bemerken: In einer Entscheidung 
des I. Zivilsenats vom 9. März 1918 (I. 216/17.) finden sich folgende 
Sätze: „Klägerin will nicht von dem Vertrag loskommen, sondern sie 
will, daß der Vertrag bestehen bleibt, aber mit verändertem Inhalt, sei 
es, daß der Preis erhöht werde, sei es, daß sie bis zum Friedensschluß 
nicht zu liefern brauche. Dieses Ergebnis läßt sich auf Grund des 
angegebenen Gesichtspunkts nicht erreichen.“ Dieser Ausspruch ist 
klar nur auf das damalige Vertragsverhältnis und auf die damaligen 
Verhältnisse (1918) gemünzt. Ein Anlaß zur Anwendung des § 137 
G.V.G. ist daher hierdurch nicht gegeben. Das \st auch um so weniger 
der Fall, als der erste Zivilsenat in einem Urteil vom 18. Februar 
1920 (I. :04/19.) Anschauungen zum Ausdruck gebracht, die ihrem 
Geist nach mit der im vorstehenden Urteil vertretenen Auffassung 
wesentlich übereinstimmen. 

Aus diesen Gründen war wie geschehen zu erkennen. 
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BürgerHches Gesetzbuch §§ 157, 242, 325. 

Erkenntnis des Reichsgerichts vom 22. Oktober 1920. 

Entscheidungen Band 100, S. 134. 

Der Eluwaud der ExlsteuzvernioMuag gegenüber der ErfWIungeldage. 

Aus den Gründen. 

Das Berufungsgericht führt aus, daß 0. infolge der unvorher¬ 
gesehenen und unvorhersehbaren Änderung der Verhältnisse in der 
Kraftwagenindustrie dem Beklagten gegenüber von der Verpflichtung, 
zu den früher vereinbarten Preisen zu liefern, frei geworden sei, 
gibt aber zu, daß damit dem Beklagten die Lieferung des bestellten 
Wagens an den Kläger nicht unmöglich geworden sei, und kommt zur 
Abweisung der Klage nur, indem es die streitige Vertragsbestimmung 
dahin auslegt, daß sie auch dann anzuwenden sei, wenn, wie hier der Fall, 
der Beklagte infolge der veränderten Verhältnisse, nämlich mit Rück¬ 
sicht auf die Höhe des von ihm an O. zu entrichtenden Preises, den 
Wagen nicht mehr zum Vertragspreis von 12 000 M liefern, in diesem 
Sinn also den Vertrag nicht mehr erfüllen könne. Eine solche Aus¬ 
legung ist aber unzulässig. Sie widerspricht dem klaren Wortlaut der 
Bestimmung, die nur vom Bewerkstelligen der Lieferung, nicht von 
der Höhe und Angemessenheit des Preises spricht, und damit auch 
ihrem Sinn, wie ihn der Kläger verstehen mußte und wie er infolge¬ 
dessen nach Treu und Glauben gemäß § 157 BGB. auch nur ver¬ 
standen werden darf. Auch die allgemeine Erwägung, eine so unwirt¬ 
schaftliche Maßnahme, wie die Lieferung eines Wagens, der im Ankauf 
über 13 000 Jt koste, für nur 12 000 Ji liege nicht im Sinn des Ver¬ 
trags, ist unhaltbar. Mit dieser Begründung könnte jedem Verkäufer, 
der sich in seinen Erwartungen bezüglich der Preisentwicklung ge¬ 
täuscht sieht, ein Rücktrittsrecht zugesprochen werden. Das würde 
jede Sicherheit des Handelsverkehrs untergraben und muß deshalb 
zurückgewiesen werden. Von dem Grundsatz, daß Verträge zu wahren 
sind, können Ausnahmen nur dann zugelassen werden, wenn es sich* 
um derart außergewöhnliche Änderungen der wirtschaftlichen Verhält¬ 
nisse handelt, daß die Vertragserfüllung dem, was beim Vertrags¬ 
schluß vernünftigerweise beabsichtigt war, nicht mehr entspricht und 
ein Zwang zur Erfüllung der nach § 157, 242 BGB, gebotenen Rücksicht 
auf Treu und Glauben zuwiderlaufen würde. Auch eine größere Steige¬ 
rung des Anschaffungspreises, als hier in Frage steht, könnte für sich 
allein den Beklagten nicht von seiner Lieferpflicht befreien (vgl. 
RGZ. Bd. 88 S. 172, Bd. 92 S. 322). Der Verkäufer muß ebenso die 
Gefahr einer Preissteigerung tragen wie der Käufer gegebenenfalls 
die eines Preissturzes. Etwas anderes ist auch nicht aus der Ent¬ 
scheidung des erkennenden Senats vom 21. September 1920 1 ) zu ent¬ 
nehmen. Der Gesichtspunkt der clausula rebus sic stantibus kann, 
wie dort ausdrücklich gesasgt ist, nur unter ganz besonderen 
Umständen angewendet werden. Im übrigen ist an dem Grund¬ 
satz festzuhalten, d#ß Verträge zu wahren sind. Demgemäß ist auch 
im vorliegenden Fall davon auszugehen, daß der Beklagte, wenn nicht 
besondere Umstände seine Befreiung rechtfertigen, trotz der ihn treffen¬ 
den Erhöhung der Anschaffungspreise vertragsmäßig liefern muß. 

*) Siche S. 675 dieses Heftes. 
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Eine Befreiung von der Lieferpflicht könnte er nur dann beanspruchen, 
wenn, wie er behauptet, anzunehmen wäre, daß die Vertragserfüllung, 
sei es auch nur mittelbar, ganz oder nahezu seinen geschäftlichen Ruin 
zur Folge haben würde. 

In dieser Richtung kömmt in Betracht, daß der Beklagte Allein¬ 
vertreter der Motorwagenfabrik A. O. für ganz Süddeutschland ist, 
daher Verträge über die Lieferung von O.-Motorwagen naturgemäß 
auch mit anderen Personen abgeschlossen hat. Es handelt sich dabei 
allerdings um Beziehungen, die mit dem Vertragsverhältnis des Be¬ 
klagten zum Kläger an sich nichts zu tun haben, während bei der Be¬ 
antwortung der Frage, ob dem Verkäufer die Vertragserfüllung auch 
unter veränderten Verhältnissen - zugemutet werden kann, regelmäßig 
nur sein Verhältnis zum einzelnen Käufer maßgebend iet. In der 
Rechtsprechung des Reichsgerichts ist jedoch anerkannt, daß der Ver¬ 
käufer unter besonderen Umständen auch seine Beziehungen zu anderen 
Personen dem Käufer entgegenhalten kann. So ist in RG-Z. Bd. 84 
S. 125 für den Samenhandel ausgesprochen worden, daß der Verkäufer 
einer nur von ihm gebauten Samengattung, wenn die Ernte entgegen 
seiner schuidfreien Annahme zur Befriedigung aller Käufer nicht aus¬ 
reicht, jeden Käufer auf einen verhältnismäßigen Anteil verweisen 
kann. Die Entscheidung beruht auf dem Gedanken, daß in einem Fall 
dieser Art das Verlangen einer vollen Befriedigung einzelner Käufer 
ohne Rücksicht auf die Ansprüche der übrigen gegen Treu und Glauben 
verstoße. In ähnlicher Weise müssen hier die Verpflichtungen, die 
der Beklagte anderen Käufern gegenüber um die gleiche Zeit über¬ 
nommen hat, bei der Beantwortung der Frage 'berücksichtigt werden, 
ob dem Beklagten die Lieferung an den Kläger zu den Vertragspreisen 
noch zugemutet werden konnte, als er den bestellten Wagen von O. 
zu höherem Preis geliefert erhielt. Der Beklagte hatte geltend ge¬ 
macht, wenn er dem Kläger liefern müsse, würden auch alle anderen 
Personen Lieferung beanspruchen, denen er unter den gleichen Ver¬ 
hältnissen O.’sche Motorwagen verkauft habe, und das würde seinen 
geschäftlichen Ruin zur Folge haben. In der Berufungsbegründung 
war dazu näher ausgeführt: Der Beklagte habe im Anfang des Jahres 
1919 im Vertrauen auf seine Verträge mit 0. 20 bis 30 Wagen ähn¬ 
licher Art, wie dem Kläger, verkauft, außerdem aber noch eine Reihe 
von Wagen, die erheblich höhere Preise hatten. O. verlange aber an 
Stelle der früher vereinbarten Preise die heutigen — zur Zeit der 
Berufungsbegründung im Januar 1920 geltenden — Tagespreise, wonach 
z. B. ein Wagen, wie der dem Kläger zu liefernde, 34 000 M koste. 
Müsse der Beklagte alle diese Kaufverträge zu Vertragspreisen erfüllen, 
so würde das für ihn in den nächsten drei Monaten einen Verlust von 
600000 bis 800 000 Ji bedeuten, also sein ganzes Geschäftskapital auf¬ 
zehren und ihn zur sofortigen Liquidation zwingen, wenn er den 
Konkurs vermeiden wolle. Das Berufungsgericht berührt diesen Stand¬ 
punkt des Beklagten, indem es als Beweis für die Billigkeit seiner, wie 
dargelegt, unzulässigen Vertragsauslegung anführt, daß es den ge¬ 
schäftlichen Ruin des Beklagten herbei führen müßte,, wenn er gezwungen 
wäre, die verkauften Wagen infolge der nachträglichen Veränderungen 
der wirtschaftlichen Verhältnisse zu Preisen abzugeben, die weit 
hinter Einkaufspreisen Zurückbleiben. Ein Eingehen auf die einzelnen 
Behauptungen des Beklagten und insbesondere eine Feststellung seiner 
Geschäftsverhältnisse und der in Frage kommenden Kaufabschlüsse 
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hat jedoch nicht stattgefunden. Das muß in der Berufungsinstanz nach¬ 
geholt werden. Wenn richtig ist, was der Beklagte behauptet, daß 
nämlich eine Erfüllung aller in Frage kommenden Verträge zu den 
vereinbarten Preisen für ihn nicht nur erhebliche Vermögensverluste, 
sondern die sofortige Liquidation oder den Konkurs und damit den ge¬ 
schäftlichen Ruin zur Folge gehabt haben würde, dann — aber auch 
nur dann — brauchte er auch dem Kläger nicht zu den Vertragspreisen 
zu liefern, und die Abweisung der Klage wäre gerechtfertigt. Diese 
Frage bedarf also noch der Prüfung. 


Gesetzgebung. 
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Republik Österreich. Verordnung des Bundesministers für 
Verkehrswesen : 

Vom 11. März 1921 über die Abänderung der Bezeichnung „öster¬ 
reichische Staatsbahnen 44 in „österreichische Bundesbahnen 4 * 1 ). 

Im Sinne des Bundes-Verfassungsgesetzes vom 1. Oktober 1920, B.-G.-Bl. 
Nr. 1, und des Verfassungsgesetzes vom 1. Oktober 1920, betreffend den Über¬ 
gang zur bundesstaatlichen Verfassung, B.-G.-Bl. Nr. 2 (§8), wird verordnet: 

Die österreichischen Staatsbahnen haben vom 1. April 1921 angefangen die 
Bezeichnung f ,Österreichische Bundesbahnen“ zu führen. 

Demgemäß ist von diesem Zeitpunkte angefangen bei Bezeichnung von 
Dienststellen der österreichischen Bundesbahnen, bei Anschriften, bei Dienst¬ 
titeln aktiver Beamter usw. das bisher gebrauchte Wort „Staatsbahn* 4 durch 
„Bundesbahn“ zu ersetzen. 

So werden insbesondere die Staatsbahndirektionen die Bezeichnung „Bun- 
desbahndirektion“ und die Staatsbahndirektoren den Titel „Bundesbahndirektor“ 
führen. 

( B B 

Die Fahrbetriebsmittel erhalten das Kigentumsmerkmal -*—7 _ 

t Österreich. 

Drucksorten mit der alten Firmenbezeichnung werden aufgebraucht, Stem¬ 
pel. Plombierzangen, Ubernahms(Markier)hämmer u. dgl. erst bei notwendigem 
Ersatz durch solche mit der neuen Firmenbezeichnung ersetzt und Aufschriften 
an Gebäuden, abgesehen von begründeten Ausnahmsfüllen, anläßlich notwendiger 
Erneuerung dieser Aufschriften abgeändert. 


Verordnung des Bunde sministeri ums für Ver¬ 
kehrswesen : 

Vom 19. März 1921, betreffend Einführung der 24-Stundenzeit („Ver¬ 
kehrszeit 44 ). 1 ) 

Gemäß dem Beschlüsse des Ministerrates vom 1«*). Februar 1921 ist auf 
allen Haupt- und Lokalbahnen, bei der Post-, Telegraphen-, Fernsprech- und 
Rohrpostverwaltung, bei den vom Staate betriebenen Schiffahrtsunternehmungen 
und im Bereiche des Luftfahrwesens um Mitternacht vom 31. Mai zum 1. Juni 
von der bisherigen Stundenzählung mit zweimal 12 Stunden auf die ununter¬ 
brochene Stundenzählung von 0 bis 24 von Mitternacht über Mittag bis Mitter¬ 
nacht überzugehen.. 


Schweiz. Bundesgesetz, betreffend den konzessionsgemaßen An¬ 
kauf der schweizerischen Seetalbahn durch den Bund. ('Entwur f.) 2 ) 
Die Bundesvei^sammlung der schweizerischen Eidgenossenschaft, 

1. nach Einsicht einer Botschaft des Bundesrats vom 21. Januar 1921, 

2. in Anwendung von Art. 23 und 26 der Bundesverfassung und in Aus¬ 
führung des Art. 4 des Bundesgesetzes vom 15. Oktober 1897 be¬ 
treffend die Erwerbung und den Betrieb von Eisenbahnen für Reeli- 

1 ) Veröffentlicht in dem am 24. März 1921 ausgegebenen 84. Stück des 
Bundesgesetzblatts unter Nr. 182 und 184 und im Verordnungsblatt für Eisen¬ 
bahnen, Schiff- und Luftfahrt Nr. 2b vom 1. April 1921 S. 71. 

2 ) Vgl. Seite 647 dieses Heftes. 
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nung des Bundes und die Organisation der Verwaltung der schwei¬ 
zerischen Bundesbahnen, 
beschließt : 

(Bundesblatt 73. Jahrgang. Band I, S. 87.) 

Art. 1. Der Bund erwirbt auf dem Wege des Rückkaufs gemäß den Be¬ 
stimmungen der Bundesgesetzgebung und der Konzession der Gesellschaft der 
schweizerischen Seetaibahn die Eisenbahnlinien W ildegg—Lenzburg—Emmen¬ 
brücke und Beinwil—Münster, die mit dem Übergang an den Käufer Bestandteile 
des Netzes der schweizerischen Bundesbahnen bilden werden. 

Art. 2. Der Bundesrat wird mit der Durchführung des Rückkaufs auf den 
1. Januar 1922 beauftragt Er ist jedoch ermächtigt mit der Gesellschaft der See¬ 
talbahn im Falle der Verständigung über den Rückkauf einen späteren Zeitpunkt 
für den Übergang der Bahn in das Eigentum des Bundes zu vereinbaren. 

Art 3. Der Bundesrat wird ermächtigt, im Sinne der Art. 8 und 13 des 
Bundesgesetzes betreffend das Tarifwesen der schweizerischen Bundesbahnen vom 
27. Juni 1901 für die beiden Linien Zuschläge zu den wirklichen Stationsentfer¬ 
nungen zu bewilligen. Diese Zuschläge sollen so bemessen werden, daß beim 
Betrieb der Linien durch die Bundesbahnen für gleiche Transportmengen an¬ 
nähernd die bisherigen Transporteinnahmen erzielt werden. Allgemeine Änderun¬ 
gen der für die Bundesbahnen geltenden Tarifgrundlagen, die nach dem Rückkauf 
der beiden Linien eintreten, finden auf diese ebenfalls Anwendung. 

Art. 4. Der Bundesrat ist mit der Vollziehung dieses Gesetzes beauftragt. 


Frankreich. Gesetz vom 11. August 1920, betr. die Ermächtigung zum 
Bau eines vom Staat am ulegenden, mit hochgespa»nnter Elek¬ 
trizität betriebenen Bahnnetzes in den befreiten Gebieten und 
betr. die Festsetzung der für den Betrieb dieses Unternehmens 
vorgesehenen Bestimmungen. 

(Annales des ponts et des chaussees, partie administrative. Heft 5, 
1920, S. 329.) 

Art. 1. Es wird die Ermächtigung zur Ausführung folgender Arbeiten 
erteilt: 

1. zur Anlage eines mit hochgespannter Elektrizität betriebenen Bahnnetzes, 

das folgende Ortschaften berührt oder in ihrer Nähe vorbeigeführt wird: 

a) in erster Linie: Pont-ä-Vendin, Douai, Valenciennes, Noeux, Bully- 
Grenay, Lille, Cambrai, Jeumont, Beautor, Laon, Reims, Epernay, 
Mohon, Stenay, Verdun, Saint-Dizier, Longwy, Piennes, Briey, Nancy, 
Vincey, Fontoy, la Houve, Bischborn, Chamibray; 

b) in zweiter Linie: Paris, Saint-Just, Arras, Pont-ä-Vendin; 

2. zur Instandsetzung einer Stromerzeugungsanlage in Hirson (Aisne). 

Art 2. Durch eine vom Staatsrat nach Anordnung des Ministers der 

öffentlichen Arbeiten erlassene Verordnung ist die Gemeinnützigkeit für 
einen jeden Teil des Bahnnetzes in der nach Art.' 1 festgestellten Reihenfolge 
festgesetzt worden. 

Art 3. Nach Anlage der Bahn wird ihr Betrieb von einer aus 
Elektrizitätserzeugern gebildeten Aktiengesellschaft übernommen. Die Leitung 
dieser Aktiengesellschaft erfolgt durch einen aus Vertretern des Staats und der 
Erzeuger zusammengesetzten Verwaltungsrat, 

Archiv für Eisenbahnwesen. 1921. 45 
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Die Satzungen der Aktiengesellschaft, der zwischen ihr und dem Staat 
abzuschließende Vertrag und das Lastenheft sind nach den diesem Gesetz als 
Anlage beigegebenen Mustern abzufassen und unterliegen der Genehmigung durch 
Verordnungen des Staatsrats, die erlassen worden sind nach Anordnung des Mini¬ 
sters der öffentlichen Arbeiten im Benehmen mit dem Finanzminister. 

Abweichend von den Bestimmungen des Gesetzes vom 24. Juli 1867 und 
seiner Nachträge brauchen die Mitglieder des Verwaltungsrats, soweit sie Ver¬ 
treter des Staats sind, nicht Aktionäre zu sein, sondern werden vom Minister 
der öffentlichen Arbeiten berufen. 

Art. 4. Das Bahnnetz kann in mehrere Abschnitte eingeteilt werden, wo¬ 
bei für jeden einzelnen die Gemeinnützigkeit besonders ausgesprochen und der 
Betrieb unabhängig von den anderen Abschnitten geführt werden kann. 

A r t. 5. Die auf 135 Millionen Franken veranschlagten Anlagokosten werden 
entweder von dem Staat getragen (das Finanzgesetz bestimmt jährlich die Sum¬ 
men der Beträge, die der Minister der öffentlichen Arbeiten verausgaben darf) 
(Hier durch die an dem Unternehmen beteiligten Vereinigungen und Gesellschaf¬ 
ten, die sich unter sich zusammengeschlossen haben und an denen der Staat be¬ 
teiligt ist oder nicht Im letzteren Fall unterliegen die in Frage kommenden Ver¬ 
träge der Genehmigung durch Verordnungen des Staatsrats, die erlassen worden 
sind auf Anregung des Ministers der öffentlichen Arbeiten im Benehmen mit 
dem Finanzminister. 

Art. 6. Nichtig sind sowohl dieWahlen zum Verwaltungsrat der in Art. 3 
genannten Gesellschaften als auch die Verleihung eines bezahlten Amts in ihrer 
Verwaltung, soweit es sich um folgende Personen handelt: 

1. Parlamentsmitglieder; 

2. Staatsbeamte oder bei einer Staatsverwaltung beschäftigte Angestellte, die 
dienstlich an der Vorbereitung des in Art. 3 erwähnten Vertrags beteiligt 
gewesen sind, es sei denn, daß seit dieser dienstlichen Beteiligung min¬ 
destens 5 Jahre verstrichen sind. 

A n 1 a g e n. 

I. Statutenentwurf; 

II. Vertragsentwurf; 

111. Entwurf des Lastenheftes. 

(Siehe ,,Journal officiel“ vom 19. August 1920.) 
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Frölich, Dr.-Ing. Rangier an lagen und ihre Bedeutung für 
den Eisenbahnbetrieb unter besonderer Berücksichti¬ 
gung der Beziehungen zwischen Höhenplan, Leistungsfähigkeit 
und Wirtschaftlichkeit. Berlin W 9. 1921. C. W. Kreidels Verlag. 
25 M. 

Im Haushalt der Eisenbahnen mit weitverzweigtem Netz und 
vielseitigen Verkehrsbeziehungen spielen die Aufwendungen für die 
Zusammenstellung und Umbildung der Züge, insbesondere der G-üterzüge, 
eine sehr große Rolle. Wird doch bei den deutschen Eisenbahnen etwa 
ein Drittel der gesamten Lokomotivleistungen für Verschiebearbeiten 
verwandt. Jeder Versuch, in dieser Hinsicht Ersparnisse zu erzielen, 
verdient deshalb ernsteste Beachtung. In erster Linie wird man offen¬ 
bar auf folgenden beiden Wegen diesem Ziel zustreben können: ent¬ 
weder Entwicklung betriebsorganisatorischer Maßnahmen bei der 
Leitung der Güter, der Zugbildung und Fahrplangestaltung, soweit er¬ 
forderlich verbunden mit Umgestaltungen des Bahnnetzes, oder Verbilli¬ 
gung der Umstellarbeiten selbst durch technische Verbesserungen des 
eigentlichen Verschiebe Vorgangs. Den zweiten Weg schlägt Dr.-Ing. 
Frölich in der vorliegenden Schrift ein. Alle neueren Verschiebeanlagen 
größerer Leistung benutzen als ausschließliche oder zusätzliche Kraft 
zur Bewegung der Wagen die Schwerkraft in der Weise, daß die Gleise, 
durch die die Wagen bewegt werden, ganz oder teilweise in ein Ge- 
fäll gelegt werden. Auf diese Anlagen beschränkt Frölich seine Be¬ 
trachtungen. Eingehende theoretische, durch eigene und freunde Beobach¬ 
tungen gestützte Untersuchungen über die Bewegung der ablaufenden 
Wagen in ihrer Abhängigkeit von der Geschwindigkeit, mit der die 
Wagen dem Abi auf punkt zugeführt werden, von der Gestaltung des 
Längenschnitts des Gleises und von den Laufwiderständen geben die 
Grundlagen für die vielfach neuartigen Vorschläge zur Hebung der 
Leistungsfähigkeit und Wirtschaftlichkeit der Ablaufanlagen. Die Ab¬ 
leitung von Pufferzeitabstandskurven gestattet in besonders zweck¬ 
mäßiger Weise ein einwandfreies Urteil über die Wirkung der etwa zu 
treffenden Maßnahmen. Als wichtigstes Hilfsmittel zur nutzbringenden 
Anwendung der durch seine Untersuchungen gewonnenen Erkenntnisse 
betrachtet Frölich neben einer Abänderung des Längenschnitts der Ab¬ 
laufgleise die Einführung fernbedienter, in weitem Umfang regelbarer 
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Gleisbremsen, für die er unter Fortentwicklung der von anderer Seite 
bisher ohne endgültigen Erfolg versuchten Bremsschienenanordnung eine 
für den praktischen Betrieb brauchbare Lösung gefunden zu haben glaubt. 
Eine Probeanlage befindet sich zurzeit im Betrieb bei den ehemals 
preußisch-hessischen Staatseisenbahnen. Ihre Bewährung wird abzuwar¬ 
ten sein. Eine derartige Bremse gestattet nun eine weit vielseitigere Ver¬ 
wendung als die üblichen Hemmschuhgleisbremsen und damit grund¬ 
legende Abänderungen des Verschiebevorgangs. Die Regelung der Ge¬ 
schwindigkeit der bei wechselnder Witterung und im einzelnen verschie¬ 
den schnell ablaufenden Wagen kann, außer durch Abbremsung eines 
Teils der lebendigen Kraft des schon mit erheblicher Geschwindigkeit am 
Fuß des Ablaufgefälls anlangenden Wagens entsprechend der gewöhn¬ 
lichen Anordnung, bei Anwendung der Bremsschienen auch dadurch er¬ 
zielt werden, daß eine am oberen Ende des Ablaufgleises eingebaute 
Gleisbremse die Wagen bei Beginn des Ablaufs festhält und erst von 
einem beliebig zu wählenden Punkte innerhalb der Bremsschienenlänge 
zum Abllauf freigibt. So bestechend der Gedanke, die Nutzhöhe der 
Ablaufanlage von Fall zu Fall auf diese Weise verändern zu können, 
auf den ersten Blick erscheint, dürfte seiner Durchführung die Schwie¬ 
rigkeit im Wege stehen, die Laufeigenschaften von Wagen oder Wagen¬ 
gruppen erkennen zu können, bevor sie ein Stück weit frei abgerollt sind. 
Als weitere Neuerung empfiehlt Frölich die Einführung einer Zwischen¬ 
hemmung innerhalb der Richtungsgleise unter Einlegung einer mit fern¬ 
bedienten Gleisbremsen auszurüstenden Steilrampe innerhalb dieser 
Gleise, wodurch er die entstehenden Höchstgeschwindigkeiten und damit 
die Unfallgefahren herabsetzen und ein lückenloses, gleichmäßiges An¬ 
sammeln der Wagen in den Richtungsgleisen erleichtern will. Am wei¬ 
testen ist das Anwendungsgebiet der Gleisbremse bei Verschiebebahn¬ 
höfen mit durchgehendem Gefäll. Sie ermöglicht deshalb hier besonders 
große Vorteile. Frölich gelangt auf Grund seiner eingehenden, in vieler 
Hinsicht beachtenswerten Untersuchungen zu dem Ergebnis einer be¬ 
deutenden betrieblichen und wirtschaftlichen Überlegenheit der Bahnhöfe 
mit durchgehendem Gefälle, vorzüglich bei Anwendung der Gleisbremsen, 
gegenüber dem üblichen Flachbahnhof mit Eselsrücken. Ob diese Fol¬ 
gerung in ihrer Allgemeinheit aufrecht erhalten werden kann, wenn für 
gegebene Einzelfälle die Gesamtkosten, darunter auch die in den 
meisten Fällen unvermeidlichen Mehrkosten der Zugförderung, und nicht 
nur die Kosten für das Verschiebepersonal, die Verschiebelokomotiven 
und Bremsmittel verglichen werden, erscheint zweifelhaft Immerhin 
wird der Frage, ob dieser oder jenpr Verschiebebahnhof nicht zweck¬ 
mäßig mit ganz oder doch teilweise durchgehendem Gefälle angelegt wer¬ 
den soll mehr als dies bisher besonders bei den norddeutschen Eisenbahn¬ 
verwaltungen der Fall war, Bedeutung beizumessen sein. 

Die mit dem Entwurf, dem Betrieb und Bau größerer Verschiebe¬ 
anlagen beschäftigten Beamten der Eisenbahnverwaltungen werden aus 
dem Studium des inhaltreichen, bestens ausgestatteten, leider in der Aus¬ 
drucksweise stellenweise nicht leicht verständlichen Buchs Nutzen 
ziehen können. Es sei auch den Studierenden der technischen Hoch¬ 
schulen zpr Vertiefung ihres Einblicks in das wichtige Sondergebiet der 
Eisenbahnverschiebeanlagen empfohlen. 

Dr.-Ing. Gaede. 
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Salier, Heinrich, Dr. Ing., Oberregierungsrat. Einfluß bewegter 
Last auf Eisenbahnoberbau und Brücken. Ber¬ 
lin-Wiesbaden, 1921. C. W. Kreidels Verlag. Geh. 16 JL 

Die üblichen Festigkeitsuntersuchungen des Eisenbahnoberbaus und 
von Eisenbahnbrücken setzen Ruhe oder unendlich langsame Verände¬ 
rung der Belastung voraus. Die tatsächlich aber unter der Einwirkung 
schnell bewegter Lasten auftretenden, schwingenden Formänderungen 
können bedeutende Abweichungen in der Beanspruchung der Tragwerke 
von den für ruhende Belastung errechneten Werten ergeben. Die 
großen Schwierigkeiten einer Erfassung der hier in Frage kommenden 
Einflüsse haben dazu geführt, daß man sich im allgemeinen darauf 
beschränkt, ihnen durch gewisse Abschläge bei den zugelassenen Span¬ 
nungen oder durch Einführung von auf Schätzung beruhenden „Stoß- 
koeffmenten“ Rechnung zu tragen. Dr. Sailer hat in jahrelanger Arbeit 
ein Annäherungsverfahren zur Berechnung des Einflusses bewegter Last 
auf die Formänderungen der hier betrachteten Tragwerke entwickelt. 
Die Ergebnisse seiner Untersuchungen, die teilweise schon in früheren 
Veröffentlichungen wiedergegeben sind, hat er in dem vorliegenden Werk 
zusammengefaßt. Die Berechnung wird dadurch vereinfacht und für die 
Praxis anwendbar gemacht, daß anstelle der ihre Lage verändernden 
Last eine ruhende Last eingeführt wird, deren Größe sich nach einem 
bestimmten Gesetz ändert. So wird der Fall der Schwingung eines 
Trägers unter bewegter Last auf den einfacheren einer erzwungenen 
Schwingung unter dem Einflüsse einer ruhenden veränderlichen Kraft 
zurückgeführt. Das auf dieser Grundlage abgeleitete Rechnungsver¬ 
fahren erscheint geeignet, der schärferen dynamischen Untersuchung von 
Tragwerken den Weg zu ebnen und die großen Unsicherheiten, zu be¬ 
seitigen, die bei der Notwendigkeit und der Bemessung von 
Stoßzuschlägen bestehen. Die Arbeit Sailers wird manchem tiefer in 
die Berechnung des Oberbaus undi der Brücken eindringenden Ingenieur 
wichtige neue Aufschlüsse zu vermitteln geeignet sein. Aus ihr wird 
auch die Verwaltung der Reichseisenbahnen bei den im Gang befind¬ 
lichen Bestrebungen zur Einführung einheitlicher Bestimmungen über 
Belastungen und Beanspruchungen von Brücken wertvolle Anregungen 
ziehen können. Dr.-Ing. Gaede. 


Taschenbuch des Reichsverkehrswesens 1920/21. Praktischer Ratgeber 
auf Grund amtlicher Unterlagen unter Mitwirkung von Referenten 
im Reichsverkehrsministerium von Walter Pietsch, Rech¬ 
nungsrat im Reichsverkehrsministerium, Verwaltungsdirektor der 
Verwaltungsakademie Berlin. Berlin 1921. Verlag für Politik 
und Wirtschaft. 7,.->o „4L 

Der Übergang der Eisenbahnen der Länder auf das Reich hat so viele 
Änderungen in dem Verkehrswesen gebracht und stellt den Eisenbahn¬ 
beamten täglich vor so viele neue Fragen, daß ein kurzer Wegweiser 
durch das ganze Gebiet einem vorhandenen großen Bedürfnis entspricht. 
Diesem Bedürfnis ist durch die Herausgabe des vorliegenden Taschen¬ 
buchs in zweckmäßiger Weise Rechnung getragen worden. In sehr über¬ 
sichtlicher und praktischer Anordnung, unterstützt von Tabellen und 
graphischen Darstellungen, bringt das kleine Buch das Wichtigste von 
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dem, was an Kenntnis von der Neuordnung des Verkehrswesens für den 
täglichen Gebrauch benötigt wird. Wir finden hier den Staatsvertrag 
über den Übergang von Eisenbahnen auf das Reich nebst der vorläufigen 
Verwaltungsordnung, den Aufbau der Reichseisenbahnverwaltung im 
ganzen und in den einzelnen Ländern nach dem neuesten Stand sowie 
einen Nachweis der wichtigsten Reichs- und Landesbehörden. Einen 
besonders breiten Raum nehmen, entsprechend ihrer Wichtigkeit für den 
einzelnen, die Personalangelegenheiten, insbesondere die neuen Besol¬ 
dungsvorschriften ein. Besondere Einzelabhandlungen sind u. a. dem 
Bildungs- und Unterrichtswesen, den psychotechnischen Berufs- und 
Eignungsprüfungen, den Betriebsräten, der elektrischen Zugförderung, 
dem neuen Güter- und Tiertarif, der Werkstättenneuordnung gewidmet. 
Statistische Angaben allgemeiner Art, ein Kalender, eine Übersicht über 
die Postgebühren, die neuen Einkommens- und Vermögenssteuern und 
dergl. erhöhen die praktische Verwendbarkeit des Taschenbuchs.. Es 
kann zur Anschaffung sehr empfohlen werden. L. 


de Grahl, G., Dipl.-Ingenieur. Wirtschaftliche Verwertung 
der Brennstoffe. Kritische Betrachtungen zur Durch- 
; führung sparsamer Wärmewirtschaft. Zweite, den schwierigen 

wirtschaftlichen Verhältnissen angepaßte und daher vollständig 
neu bearbeitete Auflage. Mit 224 Abbildungen und 13 Tafeln. 
1921. München und Berlin, R. Oldenbourg, geh. 110 M, geh. 
120 ,/# (ohne Teuerungszuschlag). 

Die Intensivierung unserer Wirtschaft, bereits vor dem Krieg 
durch wissenschaftliche Denkweise und Forschungen eingeleitet, wurde 
durch die Notwendigkeiten des Kriegs ruckweise gefördert und steht 
uns als einziges Hilfsmittel zur Ablösung der Verpflichtungen eines ver¬ 
lorenen Kriegs zur Verfügung. Auf dem Weg vom Rohstoff zur Ver¬ 
arbeitung und Verfeinerung, der durch Zusammenschluß der Industrien 
zu wirtschaftlichten Neubildungen auch äußerlich gekennzeichnet und 
finanztechnisch und kaufmännisch geebnet ist, finden sich die technischen 
Aufgaben für die Rationalisierung der Wirtschaft. Das vorliegende 
Werk behandelt eines der wichtigsten hierbei in Frage kommenden Ge¬ 
biete, die Brennstoffe. Sie bedeuten bei der heutigen Lage Deutschlands 
die Seele nicht nur jeder industriellen Betätigung, sondern auch der 
Finanz- und äußeren Politik. Ihre 'äußerste Ausnutzung ist daher 
oberstes Gebot und wird in klarer und eindringlicher Weise von dem 
Verfasser zum Ausdruck gebracht, der dabei vorbildlich die Untrennbar¬ 
keit des technischen und wirtschaftlichen Denkens und die maßgebende 
Bedeutung des Ingenieurs für volkswirtschaftliche Maßnahmen und für 
die Gesetzgebung und Verwaltung erkennen läßt. 

Das Werk behandelt zunächst die Brennstoffe (feste, flüssige, 
gasige) allgemein nach Vorkommen, Eigenart, Verbrauch, und zwar für 
die ganze Welt; hier w r erden wichtige Unterlagen für den Volkswirt 
und Politiker gegeben, auch für die Beurteilung der Kämpfe, die sich 
wegen der Petroleumvorkommen zwischen den mächtigsten Staaten ab¬ 
spielen und unser Zeitalter durch die „Politik der Brennstoffe“ kenn¬ 
zeichnen. Das folgende Kapitel behandelt die Brennstoffe als Rohstoffe; 
sie nicht in rohem Zustand zur Wärmeerzeugung zu benutzen, sondern 
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sie vorher zu zerlegen, von wertvollen Bestandteilen, die für höhere 
Zwecke geeignet sind, zu befreien und in eine für Wärmezwecke gün¬ 
stigere Form zu bringen, das ist das Ziel der neuzeitlichen Brennstoff- 
Wirtschaft; die Ansätze hierfür (Verkokung, Vergasung) liegen schon 
weit zurück. Die Entwicklung ist zurzeit außerordentlich lebhaft, so 
daß sich gerade in diesem Kapitel Gelegenheit bietet, mit Neuem bekannt 
zu machen, Aussichten zu eröffnen und zu Streitfragen Stellung zu 
nehmen. Hierzu gehört auch die Stickstoffrage, die lebenswichtigste für 
Deutschland. Die folgenden Abschnitte, Verbrennung der Brennstoffe, 
Feuerungseinrichtungen, Kritik der Feuerungstechnik geben einen voll¬ 
kommenen Überblick über den Stand der Technik, während die beiden 
letzten: Städtewirtschaft und Energiewirtschaft wiederum von allge¬ 
meinster Bedeutung sind und Fragen — teilweise in der lebendigen Form 
von Rechnungsbeispielen — behandeln, die von dem Verwaltungsmann 
wie Techniker in gleicher Weise studiert werden müssen. 

Das Werk von de Grah'l — schon bei seiner ersten Auflage als 
Standard work anerkannt — gibt eine vollkommene Grundlage der 
Brennstoffwirtschaft, führt überall bis zu den neuesten technischen Fort¬ 
schritten und Forschungsergebnissen und leistet als Nachschlagewerk 
große Dienste. Der Stoff ist übersichtlich gegliedert und einheitlich be¬ 
handelt; an einigen Stellen hätte man vielleicht stärkeres Hervorheben 
des Grundsätzlichen und Zurückstellen von (wenn auch interessanten) 
praktisch weniger wichtigen Beispielen und Rechnungen gewünscht. Bei 
der großen Vielseitigkeit des Inhalts wäre auch die Unterteilung in 
mehrere, einzeln käufliche Bände der wünschenswerten Verbreitung vor¬ 
teilhaft geworden. 

Das Werk wird aber auch im ganzen Umfang seinen Weg machen, 
ein Merkzeichen deutscher Gründlichkeit, technischen Strebens und 
wirtschaftlichen Denkens. Dr. Landsberg. 


Lipmänn, Otto, und Stolzenberg, Otto. Methode zur Auslese 
hochwertiger Facharbeiter der Metallindu¬ 
strie. Heft 11 der Schriften zur Psychologie der Berufs¬ 
eignung und des Wirtschaftslebens. 

Es ist zu begrüßen, daß die Herren Dr. Lipmamn und Gewerbeschul¬ 
direktor Stolzenberg ihre im Band 16 der Zeitschrift für angewandte Psycho¬ 
logie veröffentlichte Methode zur Auslese hochwertiger Facharbeiter der 
Metallindustrie als Sonderdruck haben erscheinen lassen und sie somit der 
Allgemeinheit zugängig gemacht haben. 

Die Verfasser verwenden grundsätzlich nur möglichst einfache Prü¬ 
fungsmittel und verzichten lieber, um es mit ihren eigenen Worten zui sagen, 
auf übertriebene Exaktheit, wie z. B. Bestimmung von Millimeterbruchteilen 
und Tausendstelsekunden. Gerade in der Einfachheit der Prüfungsmittel 
sehen sie den Vorzug ihrer Prüfmethode, nicht allein wegen der verhält¬ 
nismäßig geringen Anschaffungskosten und der nicht besonders schwierigen 
Handhabung der Prüfmittel, sondern auch, weil ihres Erachtens die Prüf¬ 
linge empfindlichen Feinmeßvorrichtuingen gegenüber in ihrer Aufmerk¬ 
samkeit abgelenkt und in ihrer Unbefangenheit beeinträchtigt werden. 

Zum Zweck der „Eichung“ der Methode wird der Wert einer Leistung 
Ln durch einen sogenannten Index Jn ausgedrückt, der angibt, wieviel vom 
Hundert der Versuchspersonen einer bestimmten Personengruppe eine 
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schlechtere Leistung als Ln zuwege gebracht haben. Ein jedes Prüfungs- 
ergebnis erhält auf diese Weise seinen ganz bestimmten Platz in einer den 
Ergebnissen zugeordneten Reihe von Werten, wodurch nicht nur die Wert¬ 
reihenfolge der Lösunigsformen, sondern auch ihr relativer Abstand zum 
Ausdruck gebracht wird. Gleichzeitig bietet die W r ertskala aber auch noch 
den Vorteil, daß alle bei Verwendung der gleichen Prüfungsmethode künftig 
neu hinzukommenden Ergebnisse ohne weiteres eingereiht werden können. 
Die Indices gestatten die Aufstellung der Beziehungen zwischen 

1. den verschiedenen Lösunigsformen ein und derselben Aufgabe, 

2. den Schwierigkeiten verschiedener Aufgaben, 

3. der Leistungsfähigkeit verschiedener Versuchspersonentgruppen. 

Für jedes einzelne mit einem Prüfling vorgenommene Experiment wird 

zunächst ein Einzelindex berechnet. Bei der Berechnung des Gesamtergeb¬ 
nisses der Prüfung werden die Einzelindices in solchen Fällen, in denen 
psychische Eigenschaften eines Prüflings durch mehrere Experimente ge¬ 
prüft worden sind, zu Eigenschaftsindices vereint. Um schließlich die Be¬ 
rufstauglichkeit zum Ausdruck zu bringen, werden die Eigenschaftsindices 
entsprechend ihrer Wichtigkeit für einen bestimmten Beruf mit „Gewichten“ 
versehen und alsdann zu einem Tauglichkeitsindex summiert. Die Gewichte 
sind von den Verfassern zunächst nur „nach dem Augenmaß“ angesetzt. 
Ihre genauere Ermittlung soll später erfolgen, wenn reichlicheres Prüfungs- 
rnaterial vorliegt. 

Da den in der vorliegenden Arbeit veröffentlichten Ergebnissen 
nur eine verhältnismäßig kleine Zahl von teils an Fortbildungs-, teils an 
Volksschülern vorgenommenen Prüfungen zugrunde liegt, da ferner die 
Prüflinge wußten, daß es sich bei ihrer Prüfung um Versuche zur Lösung 
einer wissenschaftlichen Aufgabe und nicht um ihre tatsächliche Auslese 
handelte, wobei die Prüflinge vermutlich nicht ihre vollen Kräfte eingesetzt 
haben werden, so weisen die Verfasser mit Recht darauf hin, daß die Zu¬ 
sammenfassung der Einzelmethode zu einem System einer Tauiglichkeits- 
prüfung noch weiterer Untersuchungen bedürfen wird. 

In der seit Herausgabe der vorliegenden Schrift verflossenen Zeit haben 
die Verfasser Gelegenheit gehabt, durch Vornahme einer ganzen Anzahl 
weiterer Prüfungen ihre Methode auf ihre Bewahrung hin zui prüfen und 
weiter auszubauen. Übrigens wollen, sie mit der Veröffentlichung ihres 
Prüfverfahrens auch anderen eine Anregung zur Mitarbeit an seiner wei¬ 
teren Vervollkommnung geben. 

Die lesenswerte Schrift mit ihren zahlreichen Prüfungsbeispielen und 
den nicht uninteressanten Gegenüberstellungen der Prüfungsergebnisse bei 
Fortbildungs- und Volksschülern kann jedem, der sich ein. anschauliches 
Bild nicht allein über das Dr. Lipmann-Stolzenbergsehe Verfahren, sondern 
über Berufseignungspitifungen überhaupt verschaffen will, empfohlen 
werden. Fröhlich. 


Link, Erwin, Regierungsbaumeister in Stuttgart. Erdbau. Mit 72 Ab¬ 
bildungen. ISO Seilen. Zweite Auflage. (Sammlung Göschen 
Nr. 630.) Berlin und Leipzig 1920. Vereinigung wissenschaft¬ 
licher Verleger Walter de Grnyter & Co. 2,u> , 100 % Ver¬ 

legerteuerungszuschlag. 

Die zweite Auflage weicht nur in unwesentlichen Punkten von der 
ersten ab. 
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Der Verfasser gibt in übersichtlicher Weise einen kurz umrissenen 
Überblick über das Gesamtgebiet des Erdbaus. Die klare Gliederung 
des Werkchens erleichtert seine Benutzung durch alle, die in ihm Be¬ 
lehrung suchen. An den erfahrenen Ingenieur und Praktiker wendet 
sich die Schrift ja nicht, auch nicht an den Studierenden, der sich ein¬ 
gehender mit der Materie beschäftigen will. Indem aber das Bändchen 
vor allem auf die aus der Praxis und den Bedürfnissen der Baustelle 
sich ergebenden Erfordernisse Rücksicht nimmt, ist es sehr geeignet, 
fördernd und anregend auf den ausübenden Ingenieur und den Studie¬ 
renden zu wirken. Nach kurzer Einleitung werden in vier Haupt¬ 
abschnitten behandelt: die Badenarten, die Ausführung der Erdarbeiten, 
die Kostenrechnung der Erdarbeiten und Vollendungs- und Wieder¬ 
herstellungsarbeiten. Die Unterteilung der Hauptabschnitte ist er¬ 
schöpfend und auf das notwendige Maß in glücklicher Weise beschränkt 
worden. Ru 


Übersicht der neuesten Hauptwerke über Eisenbahnwesen 

und aus verwandten Gebieten. 


Erdbüchlein. Ein Jahrbuch der Erdkunde für das Jahr 1921. Stuttgart 1921. 
Essich, 0. A., Dr. Ing. Ölfeuerungstechnik. Berlin 1921. 

Kent, W. Warum arbeitet die Fabrik mit Verlust? Berlin 1921. 

Läufer, A. Werkstattausbildung. Der praktische Maschinenbauer. 1. Band. 
Berlin 1921. 

Löffler, St. und Riedler, A. Reibungstriebwerke und ihre Mißdeutung durch 
Theoretik. München und Berlin 1921. 

Teichmüller, Prof. Dr. J. Lehrgang der Schaltungsschemata elektrischer Stark¬ 
stromanlagen. München und Berlin 1921. 


Zeitschriften. 


Allgemeiner Tarifanzeiger. Wien. 

40. Jahrgang. Heft 7 bis 11. Vom 1. März bis 20. April 1921. 

(7:) Weitere Tariferhöhungen in Österreich bevorstehend. — öster¬ 
reichischer Verkehrsbeirat. — Der Stund der Gütertarife in den euro¬ 
päischen Staaten. — (8:) Die weitere Tariferhöhung in Deutschlarul. — 
Vorübergehende Einschränkung des Güterverkehrs auf den österreichi¬ 
schen Staatsbahnen. Güterverkehr Deutschland-Österreich. — (10:) 

Das Internationale Übereinkommen im Verkehr zwischen Öster¬ 
reich und Ungarn. — Neue Bestimmungen für den Güterverkehr Deutsch¬ 
land-Italien. — (11:) Neue Tariferhöhung in Polen. — Die weitere Tarif¬ 
erhöhung in Österreich. — Tarif- und Verkehrsnachrichten aus dein 
S. H. S.-Staat. — Tarif- und Verkehrsnachrichten aus Italien. — Tarif- 
und Verkehrsnaehrichleii aus den Niederlanden. 
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Der Bauingenieur. Berlin. 

2. Jahrgang. Heft 6 u. 7. Vom 31. März bis 15. April 1921. 

(6:) Eiserne Brücke in Nordfrankreich und Belgien. — (7:) Der Bau 
der Brücke über die Weichsel bei Wyszogrod durch die Maschinenfabrik 
Augsburg-Nürnberg A.-G. Werk Gustavsburg. 

Beiträge (Gruchots) zur Erläuterung des Deutschen Hechts. Berlin. 

Neue Folge. 2. Jahrgang. Heft 1. 1921. 

Die Anfuhr der Güter zur Eisenbahn durch Bahnspediteure. 

Deutsches Eisenbahnwesen. Berlin. 

12. Jahrgang. Heft 2. Februar bis März 1921. 

(2/3:) Praktische Vorschläge zur Hebung der Wirtschaftlichkeit im 
Eisenbahnbetrieb. — (2:) Das Eisenbahndefizit. 

Eisenbahn und Industrie. Wien. 

28. Jahrgang. Heft 11. Februar 1921. 

Die Betriebsmittel der Wiener städtischen Straßenbahnen. 

Eisenbahnblatt. W ien. 

26. Jahrgang. Heft 5 bis 8. Vom 1. März bis 15. April 1921. 

(5:) Zur Elektrifizierung der Eisenbahnen in Österreich. — Kaschau- 
Oderberger Bahn. — (6:) Wiederverwertung von Aschenlösche zu Heiz- 
zwecken. — Die Kärntner Ostbahn. — Der Zugverkehr mit Bayern. — 
(7:) Bautätigkeit der Staatseisenbahnverwaltung. — (8:) Wohnungs- 
fürsorge der österreichischen Bundesbahnen. — Eisenbahnminister Dr. 
Pesta über das Verkehrswesen. 

Eisenbahn- und verkehrsrechtliche Entscheidungen und Abhandlungen. Berlin 
und Leipzig. 

Band 37. 1921. Heft 2. 

Die Haftung der Eisenbahn für die Wahl der Tarife im zwischenstaatlichen 
Frachtverkehr. — Erschleichung der Abstemplung eines Frachtbrief¬ 
duplikats ohne Aufgabe des Guts: Ersatzpflicht der Bahn oder ihrer 
Beamten. 

Elektrische Kraftbetriebe und Bahnen. Berlin. 

19. Jahrgang. Heft 6. Vom 24. März 1921. 

Die Wirtschaftlichkeit der Imprägnierung hölzerner Leitungsmasten. — 
Die Normalisierung des Oberbaumaterials in Frankreich und Deutschland. 

Elektrotechnische Zeitschrift Berlin. 

42. Jahrgang. Heft 8 bis 13. Vom 24. Februar bis 31. März 1921. 

(8:) Zur Elektrisierung der schwedischen Staatsbahnen. — (10 u. 11:) 
Zeichnerische Rechenbehelfe für den Entwurf und den Betrieb elektri¬ 
scher Bahnen. — (12:) Einmann-Wagen. — (13:) Neue Theorie der 

Riffelbildung auf Schienen. 

Le G6nie Civil. Paris. 

41. Jahrgang. Heft 8 bis 16. Vom 19. Februar bis 16. April 1921. 

(8:) La prescription des Coupons, interets, dividendes etc. — (10:) Les 
causos des ruptures d'attelages de chemiiLs de fer.— (12 u. 13:) Lecliemin 
de fer metropolitain de Paris. Ligne de la porte de Saint-Cioud au 
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Trocadero et prolongement de cette ligne jusqu’ä l’opera. — (16:) he 
„Dispaching System“. Son application sur les chemins de fer frangais. 

Glasers Annalen für Gewerbe und Bauwesen. Berlin. 

Band 88. Heft 6 und 7. Vom 15. Februar bis 1. April 1921. 

(4:) Die Transportmittel in Industriewerken. — (6:) Erfahrungen mit 
der Aufbereitung von Feuerungsrückständen. — (7:) Luftschrauben¬ 
antrieb und Leichtbau von Eisenbahnfahrzeugen. 

Glückauf. Essen. 

57. Jahrgang. Heft 12 u. 13. Vom 19. und 26. März 1921. 

(12 u. 13:) Förderung und Verkehrslage im Ruhrgebiet. — (13:) Unsere 
Kanalpläne. 

Hanomag-Nachrichten. Hannover. 

8. Jahrgang. Heft 88. Februar 1921. 

Kolbendampfmaschinen und deren bauliche Fortschritte zur Verbesse¬ 
rung der Wärmewirtschaft. 


Die Industriebahn. Hannover. 

3. Jahrgang. Nr. 7 bis 12. Vom 15. Februar bis 13. April 1921. 

(7:) Nieten oder Schweißen im Wagonbau. — (9:) Anbau und Behand¬ 
lung der Luftsaugebremsen. — (12:) Die Systemfrage bei der elektri¬ 
schen Vollbahnförderung. 

De Ingenieur. Den Haag. 

36. Jahrgang. Heft 11 bis 16. Vom 12. März bis 16. April 1921. 

(11:) Obrengst en vervoer van Spoor- en Tram wegen. — Oplo.ssing 
van het vragstuk betreffende den noodtoestand der tramwegen. — (16:) 
De Internationale permanente vereeniging van Wegenkongressen. — 
Statistieke medeelingen. 

Journal of the American Institute of electrical cngineers. 

Band 40. Nr. 3. Maerz 1921. 

The story of the induction motor. — Somo phases of Railroad telegraph 
and telephone engineering. 

The Journal of Political Economy. Chicago. 

29. Band* Nr. 1. Januar 1921. 

The Ontario Power Commission: Its origin and development. 

Kruppsche Monatshefte. Essen. 

2. Jahrgang. Februar 1921. 

Krupp und die Entwicklung des Eisenbahnoberbaus. — Als Selbst¬ 
entlader verwendbare Güterwagen. 

Die Lokomotive. Wien. 

18. Jahrgang. Heft 3 u. 4. März bis April 1921: 

(3:) 2 C 2-Heißdampf-Tenderlokomotive für Java. — Widerstandsverhält¬ 
nisse bei der Förderung auf Wasserstraßen und Eisenbahnen. — Die 
1000. Lokomotive der R. Wolf Aktiengesellschaft, Magdeburg-Buckau, 
Abteilung Lokomotivfabrik Hagaus, Erfurt (Reihe P8 der P. E. V.). 
— Die alt französischen 1 B-Schnellzugslokomot iven. — (u. 1:) Die Bcdou- 
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tung und die lAdstungeu im Lokoinotivbau der preußisch-hessischen 
Staatsbahnen. — (1:) 2 C 1-Heißdnmpf-Personenzug-Tenderlokomotiveii 

der Kaledonisehen Eisenbahn. — Widerstandsverhältnisse bei der Förde¬ 
rung auf Wasserstraßen und Eisenbahnen. — Die mitteleuropäischen 
Verkehrsfragen. 

Organ für die Fortschritte des Eisenbahnwesens« Berlin und Wiesbaden. 

Nene Folge. 58. Band. Heft 2 bis 7. Vom 15. Januar bis 15. April 1921. 

(2/3:) Die neue Lokomotivwerkstütte Nied. — (2:) Die preußisch 

hessischen Eisenbahnen im Rechnungsjahr 1918. — Stummer Führer .— 
Triebgestell für Lokomotiven. — Feuertür für Lokomotiven. — Neu¬ 
zeitliche Lagermetalle. — Kreuzkopf mit verstellbaren Gleisschuhen. — 
Elektrisierung der belgischen Staatsbahnen. — 3—7:) Zeichnerische Be¬ 
rechnung von Gleisplänen. — (5:) Ringförmige Lokomotivschuppen von 
35,5 m Standlänge. — Vorrichtung zum Schmieren von Radreifen. — 
Stadtbahn in Madrid. — (6/7:) Elektrischer Betrieb auf der argentini¬ 
schen Zentralbahn. 

Praktische Psychologie. Leipzig. 

2. Jahrgang. Heft 7. April 1921. 

Arbeitswissenschaftliche Untersuchung der menschlichen Geräte und Ar¬ 
beitsverfahren. — Einrichtung einer psychotochnischen Versuchsstelle 
bei der Reichseisenbahn. 

Revue g£n£rale des chemins de fer et des tramways. Paris. 

40. Jahrgang. Heft 3 und 4. März und April 1921. 

(3:) Les transports par voie ferr£e de Tarmee americaine en France 
(1917—1919). — D&structions operees sur le reseau de l'Est pendant la 
guerre 1911—1918. — Chronique officiel et parlamentaire des chemins de 
fer francais (ler de’ceinbrc 1920 bis 1er janvier 1921). — La crise des 
transports sur les chemins de fer francais. — (4:) La contre-vapeur. — 
Statistique des chemins de fer allemands poor l exercice 1918/1919. 

The Technical Review. Westminster. 

Band 8. Nr. 7 bis 13. Vom 15. Februar bis 29. März 1921. 

(7:) Agricultural Railway developments. — Increasing the car daily 
mileage. — Locomotive terminal Operation. — Metre gauge locomotives 
for South America. — Organisation of locomotive repair work. Steel 
sleepers compared with wood. — (8:) Compressod air locomotives. — 
The speed capaeity of locomotives. — Kunze-Knorr Railway brake. — 
Creei>ing of Railway rails. — Compromise joints in electric Railway track 
work. — Problems of the Railway rail. — The Problem of canals. — 
Mechanical tractors for freight handling. — (9:) South African Trans- 
continental Railway. — South African Railway locomotive praetiee. — 
The world’s niest northern Railway. — Concrete track construction at Bir¬ 
mingham, U. vS. — Handling of freight trains. — Urban transportation 
by motor bus. — Canal traffic in Germany. — (10:) 0—6—2 tankloco- 
motive, G. N. Ry. — Danish Railway extension. — Improvements in tram- 
car gear cases. •— Dirnensions of shipping piers. — Mechanical ore 
handling plant. — A large coal handling bridge. — Economies and co- 
ordination of road transport. — (11:) New r Zealaiul Railway electrifi- 
cation. — New double, deck railless car. — Locomotive frarae milling 
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machine. — Railway fog Signal cab repeat! — Railless e-lectric road trac- 
tion. — New eoaling plant at Delagoa Bay. — Electric canal haulage. — 
Portable motor crane. — An oil pipe line from Havre to Paris. — 
(12:) A metropolitan Railway in Milan. — Automatic firedoors in 
locoraotives. — (13:) Electric Railway construction in Norway. — 
Data on electric locomotive performance. — Internal combustion loco- 
motive for cönveyor work. — Breakage of Railway wheels — Sleeping 
car for trailer work. — Bulk cargo elev$ttor. —Planning of port facilities. 

Band 9. Nr. 1 bis 3. Vom 5. bis 19. April 1921. 

(1:) Relation between port facilities and economical skip dimension. — 
Modern methods of paeking and wrapping. — Transfer methods in 
transport. — The Netherton canal. — Train ferry between England and 
Sweden. — (2:) German waterways and loeks. — Pier and quai Systems 
compared. — (3:) Heavy Switching locomotives for the Grand Trunk 
R. R. — Mechanical road transport. — Canalisation of the Rhine. 

Technische Blätter. Teplitz-Schönau. 

53. Jahrgang. Heft 7/8 bis 15. Vom 17. Februar bis 14. April 1921. 

(7/8:) Der Rechnungsabschluß einer Eisenbahn im Vergleich zum Jahre 
1913. — (9/12:) Vom Brückenbau im Kriege. — (9/10:) Die technische 
Gesetzgebung in der tschecho-slovakischen Republik. — Erhöhung des 
größten zulässigen Lokomotivdrucks bei den tschecho-slovakischen Staats¬ 
bahnen. — (13:14:) Ausbau des Eisenbahnnetzes in der Slovakei und in 
Karpathenrußland. — (15:) Die Eisenbahnpolitik der tschecho-slovaki¬ 
schen Republik. 

Dos Transportes. Madrid. 

3. Jahrgang. Heft 56 bis 21. Vom 30. Januar bis 31. März 1921. 

(57:) Movilizaciön y rendimiento de los vagones. — Maravillosa organi- 
zaciön de los tranvias de Buenos Aires. — Conduciön de las roses de 
abaeto en cannön-automobil. — Endosa-bilidad de los talones de ferro- 
carriles y la exenciön del Impuesto de Derechos Reales. — La enestiön de 
los transportes de pequeüa velocidad. — (58/59:) El problemo ferroviario 
va a tomar immediatamente estado parlamentario. — Vagones de pro- 
priedad particular. — Vias y constructiones. — Estacion modelo. — (b0:) 
De Francia. El personal de los ferrocarriles y la prima de gcstiön. — 
El freno continuo compound de aire comprimido sistema Kunze Knorr. — 
Nuevo sistem de traeciön electrica. — (61:) Vagones particulares. — 
A proposito de una disposiciön. — La electrificacion de los ferrocariles 
de Europa. — Ensayos de aplicaeiön del freno contiuno a los trenos de 
mercancias. 

V erkehrstechnik. Berl in. 

38. Jahrgang. Heft 6 bis 9. Vom 25. Februar bis 25. März 1921. 

(6:) Die Straßen- und Kleinbahnen im Siedlungsverband Ruhrkohlen¬ 
bezirk. — Ölverbrauch und Reibungsverluste. — Die Einführung der elek¬ 
trischen Zugförderung auf der Chicago-Milwaukee- und St. Paul-Bahn. 
— Der Streik bei der Großen Casseler Straßenbahn A.-G. — Ein neues 
Sicherheitsfenster für Straßenbahnführerstände. — (7:) Die Speisewasser- 
vorwärnuing. — Einfluß der Verkehrsverhältnisse auf die Tariferhöhungen 
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bei Straßenbahnen. — (8 u. 9:) Die Lage von Bahnhof und Stadt. — (8:> 
Die Privateisenbahnen in Bayern. — Schutz des Bremsstromkreises. — 
(90 Eine neue Theorie der Riffelbildung. — Fehmarn-Linie oder Nor¬ 
dische Brücke. 

Verkehrstechnische Woche. Leipzig. 

15. Jahrgang. Heit 9 bis 16. Vom 3. März bis 21. April 1921. 

' (9:) Eisenbahnfernsprech- und Telegraphenbau im Kriege. — (u. 10:) Zerr¬ 
bilder aus dem Verkehrswesen. — (10:) Einige Erfahrungen über Braun¬ 
kohlenfeuerung im Lokomotivbetrieb. — Über das Vorfahren der Güter¬ 
züge vor Plan. (12:) Vergleich deutscher und englischer Fahrdienst¬ 
vorschriften. — Der Verkehr im Kähmen sozialer Großstadtsorgen. — 
(130 Milderung der Verlustwirtschaft der Keichsverkehrsbetriebe durch 
Personal- und Tarifreform. — Politik und Wirtschaft. — (14/15:) Ver¬ 
gleich der Eisenbahnen und Wasserstraßen in volkswirtschaftlicher Bc~ 
Ziehung. — Unkosten. — Bahnsteige und Bahnsteigsperren. — Die Kar¬ 
tei als Mittel zur Erfassung, Ordnung und Wertung der Fortschritte im 
Verkehrswesen. — (16:) Betrachtungen über die vcrkehrsgeographischen 
Vorbedingungen des Feldzugs auf dem türkischen Kriegsschauplatz. — 
Ein Beitrag zur Neuordnung des krafttechnischen Verkehrswesens. 

Wirtschaftliche Nachrichten aus dem Ruhrbezirk. Essen. 

2. Jahrgang. Heft 17. Vom 16. April 1921. 

Zur Lage der Keichseisenbahnen. — Die Neuordnung der Reichseisen- 
bahnvcrwaltung und die Yerkehrsinteressen. 

Weltwirtschaft Düsseldorf. 

11. Jahrgang. Heft 2 bis 3. Februar bis März 1921. 

(2:) Die neuen Pläne zur Schiffbarmachung des Rheins von Basel bis 
zum Bodensee. — Burma und die Verbindung Indien—Europa zu Land. 

Zeitschrift des österreichischen Ingenieur- und Architekten-Vereins. Wien. 

73. Jahrgang. Heft 12. Vom 25. März 1921. 

Kohlenverbrauch und Wirtschaftlichkeit der Dampflokomotiven. — Nicht¬ 
öffentliche Wirtschaftsbahnen. 

Zeitschrift des Vereins Deutscher Ingenieure. Berlin. 

Band 65. Heft 9 bis 17. Vom 26. Februar bis 23. April 1921. 

(9:) Bogenläufige Lokomotiven. — Der elektrische Betrieb der Khäti- 
schen Bahn. — (11/12:) Die eisernen Personenwagen der preußisch-hessi¬ 
schen Staatsbahnen. — (12:) Stadtgröße und Verkehr. — (17:) Eisenbalin- 
wagenkasten aus Eisenbeton. 

Zeitschrift für Bahn- und Kassenärzte; Melsungen. 

16. Jahrgang. Heft 2 bis 4. Januar bis April 1921. 

(2:) Zur Tuberkulosebekämpfung. — Gedanken über Sehprobon. — (3:) 

Statistisches und Allgemeines über die Pigmentpioben. _ (4:) Bahn- 

arzte und Bahnvertraiiensärzte. — Zusammenstellung über die Zahlung 
von Krankengeld durch die allgemeinen Betriebskraiikenkasseii der 
Eisen bahn vorwalt ung. 
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Zeitschrift für Bauwesen. Berlin. 

71. Jahrgang. Heft 1 bis 3. 1921. 

Fortschritte in der Profilgestaltuug der Untergrundbahnen und sta¬ 
tische Untersuchung der rechteckigen Profilformen. 

Zeitschrift für den internationalen Eisenbahntransport. Bern. 

29. Jahrgang. Heft 2. Februar 1921. 

Entwurf eines internationalen Übereinkommens über die Beförderung 
von Personen und Reisegepäck. 

Zeitschrift für Staats- und Volkswirtschaft. Wien. 

32. Band. Heft 9/10. Vom 24. März 1921. 

Wiederverwertung von Aschenlösche zu Heizzwecken. 

Zeitung des Vereins Deutscher Eisenbahnverwaltungen. Berlin. 

61. Jahrgang. Heft 7 bis 17. Vom 17. Februar bis 28. April 1921. 

(7:) Die Eisenbahnwerkschulen mit ihren unterrichtlichen und erziehlichen 
Aufgaben. — Der Fahrkartenverkauf. — Neue Signalordnung der nor¬ 
wegischen Staatsbahnen. — (8:) Staffelung oder Stetigkeit. Eine Tarif¬ 
studie. — Beschlüsse des Satzungsausschusses des Vereins Deutscher 
Eisenbahnverwaltungen. — Der elektrische Triebgestellzug für die Ber¬ 
liner Stadt-, Ring- und Vorortbahnen. — Gründung eines Instituts für 
Verkehrslehre in Köln. — (9:) Die Propaganda für Ordnung und Leistung 
als industrielles Instrument. — Das Eisenbahnpostgesetz von 1875 und 
die deutschen Privatbahnen. — Die Haftung der Eisenbahn für Verluste 
aus Fässern. — Sparsame Wirtschaftsführung. — (10:) Der Unterricht 
im Eisenbahndienst. — Wagenantrieb für Ablaufberge. — Ein Rückblick 
auf die Entwicklung der Dampfschiffahrt auf der Donau. — (11:) Tarif¬ 
reform, Zonentarif und Fahrkartendrucker. — Schnellzüge auf den eng¬ 
lischen Eisenbahnen vor und nach dem Kriege. — Ein neuer Güter¬ 
wagenverschluß. — Bildung der Personenzüge. — (12:) Lokomotivmangel. 
— Die Erfolge der jetzigen Dicbstahlsbekämpfung. — Rede des Reichs¬ 
verkehrsministers Groener zum Etat der Reichseisenbahnverwaltung. — 
Die Lage der ungarischen Eisenbahnen infolge der Durchführung des 
Friedensvertrages. — Österreichisch-Deutsches Wirtschaftsabkommen. — 
Die Arbeiterpensionskasse der ehemaligen bayerischen Verkehrsanstal¬ 
ten (A. P. K.). — (13:) Verwaltung und Bewirtschaftung der Reichs¬ 
eisenbahnen. — (11:) Dei Selbstkosten des Eisenbahnbetriebs. — Die 
Erfolge der jetzigen Diebstahlsbekämpfung. — Die Konferenz in Barce¬ 
lona. — Gemischtwirtschaftliche Prämienregie als Mittel zum Preis¬ 
abbau ira Baugewerbe. — (15:) Durchgreifende Maßnahmen gegen den 
Fahrgeldentgang. — Verhütung von Zusammenstößen mit stehengeblie¬ 
benen Zugteilen bei Zugtrennungen. — Bremsprobesignale. — Der 
Meister in der Neuordnung der Eisenbalmhauptwerkstätte. — (16:) Die 
Steigerung der Selbstkosten. — Die Elektrisierung der österreichischen 
Staatsbahnen. — Das Bildung»- und UnterrichUswcspn der süddeutschen 
Eisenbahnverwaltungen. — Zwei Jahre Staatsbetrieb der amerikanischen 
Eisenbahnen. — Einfluß der Eisenbahnen auf Laubenkolonien, Schreber¬ 
gärten und Gartensiedlungen. —■ (17:) Nochmals Verbesserung des Fern¬ 
güterzugdienstes. — Maßnahmen der österreichischen Bundesbahnen zur 
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Verminderung des Kohlenverbrauchs bei Dampflokomotiven. — Das 
Schulwesen bei der Eisenbahnverwaltung. — Ersparnisse im Eisenbahn¬ 
betrieb. — Die Vielfach- oder Kettenaufhängung der Fahrleitungen für 
elektrische Bahnen. 

Zentralblatt der Bauverwnltung. Berlin. 

41. Jahrgang. Heft 21 bis 83. Vom 12. März bis 23. April 1921. 

(21:) Stoßwirkung unrunder Breinsräder auf den Eisenbahnoberbau. — (22:) 
Der Haushalt der Reichseisenbahnverwaltung Für 1920. — (260 Die Ent¬ 
wicklung des Verkehrs auf deutschen Wasserstraßen und Eisenbahnen. 
(27:) Entwurf für ein Empfangsgebäude auf Bahnhof Mülhausen i. E. — 
(31:) Ausbesserung der Auflagerknotenpunkte der Stadtbahnbrücke über 
die Spree bei Bahnhof Bellevue in Berlin. — (33:) Foimänderung eines 
Trägers mit einseitigen Flanschen. — über das Brüekeniiberwachungs- 
und Unterhaltungswesen. 

Zentralblatt für das deutsche Baugewerbe. Berlin. 

20. Jahrgang. Heft 11. Vom 18. März 1921. 

Eiliöhung der Frachtsätze ein Verbot des Wohnungsbaus. 


Hera angegeben im Aufträge des Relchaverkehraminlateriuiua. 


Verl*< von Juliua Springer, Berlin W - Dmok von H. 8. Hermann A Co., Berlin SW 19, Reuthatr. g. 
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Gewinnbeteiligung und Kapitalbeteiligung der Arbeitnehmerschaft 

bei Verkehrsunternehmungen. 

Von 

Dr. Werner Fischei, Regierungsassessor im Reichsverkehrsministerium. 


I. 

Gewinnbeteiligung im Sinn der nachstehenden Ausführungen ist 
<lie Arbeitsvergütung der in einer Unternehmung beschäftigten Personen, 
bei der diese Personen neben ihrem Lohn einen vorher vereinbarten oder 
gesetzlich bestimmten Anteil am Geschäftsgewinn der Unternehmung er¬ 
halten, die Auszahlung des Anteils also in Erfüllung einer rechtlichen 
Verpflichtung erfolgt. Kapitalbeteiligung ist dann gegeben, wenn ent¬ 
weder der den beschäftigten Personen zukommende Gewinnanteil ver¬ 
einbarungsgemäß oder nach gesetzlicher Bestimmung nicht ausbezahlt 
wird, sondern dazu bestimmt ist, diesen Personen durch Ansammlung der 
aufkommenden Beträge einen Anteil an dem Kapital der Unternehmung 
zu verschaffen, oder wenn den beschäftigten Personen in anderer Weise 
der Erwerb von Kapitalanteilen durch besondere Vorzugsbedingungen 
erleichtert wird. Aus den Definitionen folgt, daß die Untersuchung sich 
nicht auf die den beschäftigten Personen gewährten Prämien oder die den 
leitenden Persönlichkeiten eines Unternehmens zukommenden Tantiemen 
erstreckt. 

Die Fragen, ob durch Einführung einer Gewinn- und Kapitalbeteili¬ 
gung der Arbeitnehmer sich eine Vermehrung der Produktion erzielen 
und gleichzeitig eine Überbrückung der zwischen Kapital und Arbeit vor¬ 
handenen Gegensätze erreichen läßt, sind seit dem Entstehen von in¬ 
dustriellen Betrieben Gegenstand der eingehendsten Erörterungen ge¬ 
wesen 1 ). Mit unerschöpflicher Ausdauer haben die Freunde der Gewinn- 

*) Siehe das Buch von Hans Brandt: Gewinnbeteiligung und Ertragslohn. 
Beiträge zur Geschichte und Kritik der Theorien über die Teilnahme der Arbeiter 
am Reingewinn, Dresden 1907. Verlag 0. V. Böhmert, 

Archiv für Eisenbahnwesen. 1921. 4 (; 
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und Kapitalbeteiligung der Arbeitnehmer alle Hindernisse aus dem Wege- 
zu räumen versucht, die der praktischen Durchführung ihrer Ideen ent¬ 
gegenstehen. Die Folgen, die der Weltkrieg und die mit ihm in ursäch¬ 
lichem Zusammenhang stehenden politischen Umwälzungen für alle un¬ 
mittelbar oder mittelbar in Mitleidenschaft gezogenen Länder in wirt¬ 
schaftlicher Hinsicht gehabt haben, haben das Interesse für das genannte 
Problem in allen Staaten wieder aufleben lassen. Vielfach ist bereite der 
Weg der Gesetzgebung beschritten worden. In Frankreich, wo bereits 
durch das unten noch zu besprechende Gesetz vom 26. April 1917 ein¬ 
schlägige Bestimmungen gegeben worden sind, ist durch Gesetz vom 
9. September 1919 betreffend Abänderung des Berggesetzes vom 21. April 
1810 1 ) angeordnet worden, daß das jeder Konzessionsurkunde beizu¬ 
fügende Lastenheft (cahier des charges) Vorschriften über die Beteili¬ 
gung der gesamten Belegschaft, Beamten und Arbeiter, an den Erträgen 
des Betriebs zu geben hat, wobei es der Entscheidung der Beteiligten; 
anheimgestellt wird, ob die aufkommenden Beträge an die Belegschaft 
verteilt werden oder ganz oder teilweise in die mit Selbstverwaltunga¬ 
recht ausgestattete Kasse der Bergarbeiter fließen sollen. In def 
Tschecho-Slowakei bestimmt das Gesetz vom 25. Februar 1920 über die 
Teilnahme der beim Bergbau Beschäftigten an der Grubenverwaltung 
und ihre Beteiligung am Reingewinn*), daß den beim Bergbau Beteiligten 
das Recht der Beteiligung am Reingewinn zusteht und daß der auf 10 % 
des an den Besitzer der Unternehmung fallenden Betrags zu bemessende 
Anteil für gemeinnützige Zwecke der Beteiligten zu verwenden ist. In 
Deutschland ist es zu gesetzlichen Maßnahmen noch nicht gekommen*), 
ln dem vorläufigen Bericht der Sozialisierungskommission über die Frage- 
der Sozialisierung des Kohlenbergbaus*) hat die Kommission einhellig 
vorgeschlagen, durch geeignete Methoden ein materielles Interesse aller 
in der Kohlengemeinschaft Tätigen am volkswirtschaftlichen Erfolg ihrer 
Arbeit zu wecken und dabei neben anderem an eine Beteiligung am Er¬ 
trag in gewissen, das Gesamtinteresse wahrenden Grenzen gedacht. In 
jüngster Zeit wird die Einführung der Gewinn- und Kapitalbeteiligung 

J ) Journal officiel vom 11. September 1919, Zeitschrift für Bergrecht, 
Hand 61 Seite 199 ff. 

*) Zeitschrift für Bergrecht, Band 61 S. 385; Soziale Praxis und Archiv 
für Volkfl^ohlfahrt, 29. Jahrgang Nr. 27 vom 7. April 1920, Seite 628. 

*) Siehe Grüner, Die Arbeitergewinnbeteiligung, Berlin 1919, Seite 139, 
über einen abgelehnten Antrag auf Einführung einer Gewinnbeteiligung bei der 
Beratung des Gesetzentwurfs über den Absatz von Kalisalzen. 

*) Bericht der Sozialisierungskommission über die Frage der Sozialisierungr 
des Kohlenbergbaus vom 31. Juli 1920 nebst Anhang; Vorläufiger Bericht von» 
15. Februar 1919, Berlin 1920. 
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besonders von den beiden rechtsstehenden Parteien befürwortet 1 ). Eine 
von der deutschnationalen Fraktion eingebrachte Entschließung, nach der 
die Reichsregierung ersucht werden sollte, „alsbald einen Gesetzent¬ 
wurf vorzulegen, der die Kapitalbeteiligung der Angestellten und Arbeiter 
in den dazu geeigneten Unternehmungen gewährleistet, die Grundlagen 
für eine weitgehende Einführung der Gewinnbeteiligung schafft und den 
Angestellten und Arbeitern die Ausübung dieser Rechte durch Organi¬ 
sationen, die sich diesem Zweck anpassen, ermöglicht“ 1 ) ist vom Reichs¬ 
tag im Februar 1921 abgelehnt worden*). 

Besonders schwer haben in den am Krieg beteiligten Ländern die 
öffentlichen und privaten Verkehrsunternehmungen, insbesondere die 
Eisenbahnen, gelitten. Die finanzielle Lage der Eisenbahnen in Deutsch¬ 
land und in Frankreich beweist dies zur Genüg©. Der Haushalt des Reichs¬ 
verkehrsministeriums — Verwaltung der Reichseisenbahnen — für das 
Rechnungsjahr 1920 schließt mit einem Fehlbetrag im ordentlichen Haus¬ 
halt von 14 399 483 600 Jl, der Haushalt für das Rechnungsjahr 1921 mit 
einem Fehlbetrag im ordentlichen Haushalt von 3 577 834 100 JC ab. In 
Frankreich ist nach einem dem Senat erstatteten Bericht über die Neu¬ 
organisation der französischen Eisenbahnen*), über den unten noch aus¬ 
führlich zu sprechen ist, die Finanzlage sowohl der staatlichen als der 
den Gesellschaften gehörigen Eisenbahnnetze sehr ernst. Die Osthahn, 
die Paris-Orl6ans-Bahn und die Südbahn schuldeten dem Staat einschließ¬ 
lich der Zinsen am 31. Dezember 1919 die Summe von 1 600 000 000 Frs. 
Die Nordbahn und die Mittelmeerbahn, bei denen die Zinsgarantie am 
31. Dezember 1914 abgelaufen war, haben mit staatlicher Ermächtigung 
Anleihen im Betrag von 1255 686 Frs. auf genommen. Zu diesen 
Summen tritt ein Fehlbetrag von 2 Milliarden Frs. im Rechnungsjahr 
1920. Das Defizit des Staatsbahnnetzes wird bereits für Ende 1919 auf 
über 1 Milliarde berechnet. 

Die finanzielle Lage der Reichseisenbahnen gab dem Reichsver¬ 
kehrsministerium Veranlassung, in eine Prüfung der Frage einzutreten, 
ob sich durch Einführung einer Gewinnbeteiligung des Personals eine 


*) Über Deutsche Volkspartei: siehe Deutsche Allgemeine Zeitung Nr. 526 
vom 25. Oktober 1920. 

*) Entschließung Nr. 1373, Reichstag I. Wahlperiode 1920/21. 69. Sitzung 
vom 25. Februar 1921. 

*) Nr. 627. Senat. Armee 1920. Rapport fait au nom de la Commission 
des Chemins de fer, chargee d’examiner le projet de loi, adoptä par la Chambre 
des Döput4s, relatif au nouveau r6gime des chemins de fer d’int£r0t g6n£ral, 
par M. Fernand Rabier, S^nateur. — Siehe auch Archiv fiir Eisenbahnwesen 
1920, Seite 1270. 

40* 
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größere Wirtschaftlichkeit des Eisenbahnbetriebs erzielen lasse. Es sind 
zu diesem Zweck amtliche Erklärungen der Länder eingeholt worden, 
in denen die Gewinnbeteiligung bei staatlichen Verkehrsunternehmungen 
eingeführt war oder noch in Geltung ist. In Erweiterung der amtlich 
unternommenen Aufgabe soll, soweit es das nur lückenhaft vorhandene 
ausländische Material der letzten Jahre gestattet, versucht werden, einen 
Überblick über die bestehenden und die früher vorhandenen Verkehrs¬ 
unternehmungen mit Gewinn- und Kapitalbeteiligung der Arbeitnehmer 
sowie über die Stellungnahme zu den Problemen der Beteiligung in den 
verschiedenen Ländern zu geben (II). Schließlich soll eich daran unter 
Verwertung der gewonnenen Ergebnisse die Beantwortung der Frage 
schließen (III), ob die Einführung der Gewinn- und Kapitalbeteiligung 
oder nur einer Art der Beteiligung bei den deutschen Reichseisenbahnen 
zweckmäßig ist. 


II. 

1. Auf Grund des Vorschlags eines im Jahr 1901 eingesetzten 
Ausschusses zur Erörterung der wirtschaftlichen Verhältnisse der Staats¬ 
eisenbahnen ist in Dänemark 1 ) durch Gesetz vom 15. Mai 1903 (Lov om 
Statsbanernes Ordning, Lovtidende for Kongeriget Danmark 1903, S. 327 
ff.) eine Gewinnbeteiligung der im Staatseisenbahndienst beschäftigten 
Personen eingeführt worden. Die Absicht bei Einführung der Gewinnbe¬ 
teiligung war, das Personal an einem wirtschaftlicheren Betrieb zu inter¬ 
essieren. In dem Gesetz wurde ausdrücklich betont, daß der Gewinn¬ 
anteil keinen Teil des Lohnes bilde. Gewinnanteilberechtigt waren der 
Generaldirektor, die Direktoren, die Angestellten der 1. bis 14. Ge¬ 
haltsklasse, die festangestellten Bahn- und Telegraphenarbeiter sowie die 
Bahn- und Signalwärter. Ausgeschlossen von der Gewinnbeteiligung 
waren Kanzlisten, Fahrkartendrucker, Telegraphisten sowie die nicht 
festangestellten Arbeiter und Handwerker. Der Gewinnanteil war nach 
der Höhe des Überschusses abgestuft. Er betrug 50 % des Über¬ 
schusses, der einer Dividende des beim Beginn des Betriebsjahres be¬ 
rechneten Anlagekapitals von über 2 % bis 2,5 % entsprach, 

30% bei einer Verzinsung des Anlagekapitals von über 2,5 bis zu 3,o %, 

20 „ „ ft p p p ft ft 3*0 „ „ 3^5 p , 

^ „ p T» n fj 3,5 p *• 4,0 yy , 

^ w » r n v * v v 4,0 „ ft 5,0 r . 

x ) Siehe auch Grüner a.a.O. Seite 142, Soziale Praxis, Zentralblatt für 
Sozialpolitik, 14. Jahrgang, Leipzig 1905, Seite 465. — Stieler, Schwäbischer 
Merkur Nr. 473 vom 11. Oktober 1905. 
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Der zur Verteilung gelangende Betrag, der keinesfalls 0,o % des Anlage¬ 
kapitals übersteigen durfte, wurde in 12 000 gleiche Teile geteilt, die wie¬ 
der auf 19 verschiedene Gruppen verteilt wurden. Der Verteilung lag 
der Gedanke zugrunde, daß die Beamtenkategorien nach Maßgabe des 
Einflusses zu berücksichtigen sind, den sie auf eine sparsame Betriebs¬ 
führung haben. Für die höheren Beamten wurden keine allgemeinen 
Regeln für die Verteilung festgesetzt. Die Verteilung des Gewinnanteils 
geschah vielmehr gemäß einem nach Bestimmung des Ministeriums jähr¬ 
lich aufzustellenden Plan. 

Auf Grund des Gesetzes vom 15. Mai 1903 sind abgerundet insge¬ 
samt folgende Gewinnanteile ausgezahlt worden: 

Im Rechnungsjahr 1903/04 . . . 720000 Kr. 

„ „ 1904/06 . . . 996000 „ 

„ „ 1906/06 . . . 1092000 „ 

* „ 1906/07 . . . 1134 000 „ 

„ „ 1907/06 ... 943 000 „ 

Es erhielten, um einige Beamtenkategorien herauszugreifen: 


im Rechnungsjahr 

1903/04 

1904/06 

1906/06 

1906/07 

1907/08 


Krone 

n 


der Generaldirektor. 

4 200 

4 980 

6187 

6 386,50 

4201,20 

die Direktoren. 

2 400 

3 320 

3 468 

3691 

2800,30 

, Betriebsdirektoren .... 

900 

1909 

2 047,60 

2126,95 

1633,80 

„ Betriebsinspektoren . . . 

900 

996 

1046,50 

1086,75 

866,80 

, Lokomotivführer. 

116,» 

168,85 

168,19 

160,50 

127,80 

, Assistenten. 

93,26 

131,74 

121,65 

122,75 

99,23 

n Schaffner. 

61,53 

84,37 

91,45 

94,26 

\ 72,79 


Bei Durchführung einer neuen Besoldungsordnung im Jahr 1908 
für die Eisenbahn-, Post-, Telegraphen- und. Zollverwaltung wurde das 
Gesetz vom 15. Mai 1903 durch das Gesetz vom 27. Mai 1908 aufgehoben. 
Oie Aufhebung geschah auf Drängen des Personals, das eine gleich¬ 
mäßige Bezahlung für die vier genannten Verwaltungen verlangte und, 
soweit es bisher gewinnanteilsberechtigt war, die Ablösung des Gewinn¬ 
anteils durch einen festen jährlichen Zuschlag mit aller Kraft verfolgte, 
weil es eine bevorstehende Niedergangsperiode und damit ein Verschwin¬ 
den des Gewinnanteils befürchtete. Beibehalten wurde die Gewinnbetei¬ 
ligung für die nicht auf gebesserten höheren Beamten. Von dem Über¬ 
schuß über 2 % kamen diesen Beamten zugute: 

6,o% bei einer Verzinsung des Anlagekapitals von mehr als 2,o% bis 2,5%, 


3»° n „ n r 

«7 

r n 

r» v 2,5 „ 

, 3.0 „, 

2,0 „ * i 

77 

n n 

» „ 3,0 „ 

•i 3,5 n , 

i»o „ „ •, M 

n 

7* *9 

n n 3,5 

n 4,0 m , 

OjS n n r) r» 

rt 

n 7, 

« yj 4,0 „ 

77 5,0 „ . 
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Der Gewinnanteil im ganzen konnte somit 0,oe % des Anlagekapitals 
nicht übersteigen. Es erhielten im 


Rechnungsjahr 

1911/12 

1912/13 

1913/14 

1914/16 


Kr o 

n e n 


der Generaldirektor. 

3 024 

5551,20 

6 194^0 

5217,30 

die Direktoren. 1 

2016 

3 700 

3 496,60 

1 3 478,90 

, Betriebsdirektoren .... 

1 176 

2158 

2 047,96 

1 994,85 

„ Betriebsinspektoren . . . . | 

616 

i 

1 130,80 

i 1098,90 

1074,15 


Durch Gesetz vom 10. Mai 1915 wurde auch dieser Rest des Gewinn¬ 
anteilverfahrens mit Wirkung vom 1. Oktober 1916 aufgehoben, weil nach 
der amtlichen Mitteilung der Dänischen Staatseisenbahnverwaltung der 
Überschuß der Staatseisenbahnen so groß geworden war, daß der auf die 
höheren Beamten kommende Gewinnanteil zu der von diesen Beamten 
durch geeignete Maßnahmen zu erzielenden und erzielten Ersparnis in 
keinem angemessenen Verhältnis gestanden hätte. Als Ausgleich für die 
fortgefallenen Gewinnanteile erhielten die betreffenden Beamten jähr¬ 
liche persönliche Vergütungen im Durchschnittsbetrag der gezahlten 
Gewinnanteile. 

Das Gewinnbeteiligungsverfahren hat ira allgemeinen die reine 
Arbeitsleistung gehoben und einen nicht bestreitbaren Einfluß auf den 
Materialverbrauch gehabt. Die erhoffte Zufriedenheit des Personals trat 
nicht ein. Der eingeführte Verteilungsgrundsatz schuf Unzufriedenheit, 
Neid und Mißgunst der Bediensteten gegenüber den Bediensteten der 
besser bedachten Gruppen. Die Arbeiten wurden überhastet und nicht 
mit der bisherigen Sorgfalt ausgeführt. Eisenbahnanlagen und Eisenbahn¬ 
geräte wurden nicht in der bisherigen gründlichen Weise unterhalten, 
was später bedeutend gesteigerte Ausgaben zur Folge hatte. Die Berech¬ 
nung der Gew'innanteile erforderte viel Zeit und erhebliche Arbeits¬ 
kräfte. Der Umstand, daß jede Ersparnis im Eisenbahnbetrieb eine Er¬ 
höhung der Gewinnanteile des Personals zur Folge hatte, hat nach der 
amtlichen Auskunft der dänischen Staatseisenbahnen das System zuletzt 
in der Öffentlichkeit sehr unbeliebt gemacht. 

2. Bei den norwegischen Staatsbahnen ist das Gew inn- 
anteilsverfahren durch Beschluß des Stortliings vom 17. Juli 1907 ein¬ 
geführt worden. Der Beschluß bestimmte, daß 5 % von dem jährlichen 
Uberschuß unter das dauernd angestellte Personal als Gewinnanteil ver¬ 
teilt werden sollte. Der Gewinnanteil sollte gemäß dem weiteren Be¬ 
schluß des Stortliings nach dem Prozent des Gewinnanteils zu dem ge- 
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samten Arbeitslohn verteilt werden, wobei als Arbeitslohn der Mittellohn 


der einzelnen Personalklassen zu gelten hatte. 

Betrugen demgemäß z. B. die Betriebseinnahmen. 22 754 000 Kr. 

und die Betriebsausgaben.... 16 652 800 „, 

so ergab sich bei einem Betriebsüberschuß von . 6 101200 Kr. 

.als 5%iger Gewinnanteil der Betrag von. 305 060 

Bei einem Arbeitslohn von insgesamt. G 779 400 „ 


-wäre demnach der Gewinnanteil mit 4,5% des Arbeitsmittellohnes auszubezahlen 
i 305 06 0 • 100 \ 

I 6 779 400 “ 4 ’7 ' 

Nach der amtlichen Auskunft der norwegischen Staatsbahnen er¬ 
folgte die Auszahlung des Gewinnanteils: 

1907/C8 mit 6,0% des Mittellohnes, 

1908/09 , 4,s, , 

1909/10 n 4,6 , , » * 

• 1910/11 , 4,7, , 

1911/12 * 4,4 „ „ 

1912/13 . 4,3 „ , 

Das Gewinnanteilverfahren fiel mit dem 1. Oktober 1913 gelegent¬ 
lich einer Gehaltsreform wieder fort. Maßgebend für diese Entscheidung 
war nach der Mitteilung der norwegischen Staatsbahnen der Umstand, 
daß die Gewinnbeteiligung vom Eisenbahnpersonal lediglich als eine 
Lohnerhöhung betrachtet wurde und daß das Personal dem Fortbestehen 
der Gewinnbeteiligung einen festen höheren Lohn vorzog. Die Gewinn¬ 
beteiligung ist bei den norwegischen Staatsbahnen von keinem beson¬ 
deren Einfluß auf die Erzielung einer größeren Wirtschaftlichkeit des 
Betriebs gewesen. Dadurch, daß nach dem Verteilungsmodus die Gewinn¬ 
beteiligung eine prozentual gleich große Aufbesserung für jede Gruppe 
zur Folge hatte, war es für den einzelnen unmöglich, für sich oder für 
seine Gruppe besondere Vorteile zu erarbeiten. Damit war der wesent¬ 
liche Faktor, daß die Einzelperson die Früchte ihrer Mehrarbeit oder 
Ihrer sorgfältigeren oder sparsameren Arbeit erhielt, ausgeschaltet. 

3. Im Oktober 1868 wurde in der Schweiz') vom Personal der 
Postverwaltung eine allgemeine Erhöhung der Besoldung angestrebt. Der 
Bundesrat, der von der Bundesversammlung zu einer Äußerung aufge¬ 
fordert war, sprach sich im Hinblick auf die begrenzten Einnahmen aus 

') Siehe auch Grüner a.a.O. S. 142: Leopohl Kätscher, Zeitschrift fiir die 
gesamte Staatswissenschaft, 71. Jahrgang, Tübingen 1915, Seite 468 ff.: Die 
‘Gewinnbeteiligung in der Schweiz; Böhmert: Die Gewinnbeteiligung der Arbeit¬ 
nehmer in Deutschland, Österreich und der Schweiz, Dresden 1902, Seite 102 ff.; 
Böhmert: Die Gewinnbeteiligung. Untersuchungen über Arbeitslohn und Unter- 
nehmergowinn, Band 2. Leipzig 1878. S. 292 ff. 
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dem Postbetrieb gegen eine Erhöhung der festen Besoldungen aus, hielt 
dagegen eine Verbesserung des Einkommens durch Einführung der Be¬ 
teiligung des Postpersonals am Betriebsgewinn für zweckmäßig. In An¬ 
lehnung an das bereits seit 1856 bei der Telegraphenverwaltung be¬ 
stehende System, nach dem Telegraphisten und Briefträger für jedes auf¬ 
genommene oder zugestellte Telegramm eine Provision von 5 cts. er¬ 
halten, ermächtigte die Bundesversammlung durch Beschluß vom 19. Juli 
1869 den Bundesrat, „den Beamten und Angestellten der Postbureaus und 
Ablagen, statt eines Teils ihrer Barbesoldung, eine den Verhältnissen 
angemessene Quote ihrer postalischen Einnahmen als Provisionen zu ver¬ 
abreichen“. Die demgemäß vom Bundesrat am 8. September 1869 erlassene 
Verordnung, die feste Provisionssätze für verkaufte Marken usw. ein- 
ftilirte, muß hier unerörtert bleiben, da die Zuerkennung von Provisionen 
nicht Gewährung einer Gewinnbeteiligung im Sinn der am Anfang der 
Ausführungen gegebenen Definition ist. In dem Beschluß der BunÄes- 
versammlung hieß es aber weiter: „Den Beamten der General-Post- 
direktion und der Kreispostdirektionen wird ein Gewinnanteil von 20 % 
des jährlichen Nettoertrags der Postverwaltung nach Ausrichtung des 
vollen Jahresbetreffnisses der Kantone zugesichert, w-elcher unter die 
sämtlichen Beamten dieser Kategorie im Verhältnis ihrer fixen Besol¬ 
dungen zu verteilen ist, mit der Beschränkung, daß derselbe 25 % dieser 
fixen Besoldungen nicht übersteigen darf.“ 

Bei der allgemeinen Neuordnung der Besoldungsverhältnisse der 
eidgenössischen Beamten durch das Bundesgesetz vom 3. August 187-3 
wurde mit den Provisionen auch die Gewinnbeteiligung abgeschafft. 
Die Gründe zu ihrer Aufhebung sind aus dem Geschäftsbericht des Bun¬ 
desrats über das Jahr 1872 ersichtlich. Es heißt dort, daß die betreffen¬ 
den Beamten von Anfang an dem in Aussicht gestellten Gewinnanteil 
skeptisch gegenübergestanden hätten, da der Reinertrag mehrere Jahre 
unter der vom Bund den Kantonen zu zahlenden Entschädigung ge¬ 
blieben wäre. Die Jahre 1871 und 1872 hätten erhebliche Reingewinne 
und damit den Beamten beträchtliche Gewinnanteile gebracht. „Wenn die 
Fortdauer der bisherigen Verhältnisse bestimmt gesichert wäre, so wür¬ 
den die erwähnten Beamten nahezu die Aufrechterhaltung des gegenwär¬ 
tigen Systems wünschen; aber da auf diese Fortdauer nicht zu zählen 
ist, so ziehen sie dem Ungewissen eine angemessene Erhöhung ihrer 
fixen Gehalte vor.“ Vom Standpunkt der Postverwaltung wäre die Auf¬ 
rechterhaltung des Gewinnanteilverfahrens zu befürworten, da es fest¬ 
stehe, daß die oberen Direklionsbeamten auf die Einnahmevermehrung 
und besonders auf die Ausgabenverminderung einen wesentlichen Ein¬ 
fluß ausüben könnten. Da indessen das Gewinnbeteiligungsverfahren das 
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Rechnungswesen übermäßig kompliziert habe und da dieses System, auf 
das Postpersonal allein angewandt, zu ungünstigen Vergleichungen von 
seiten des Personals der anderen eidgenössischen Verwaltungen führe, 
so seien diese Sonderbestimmungen aufzuheben l ). Böhmert *) teilt aus¬ 
zugsweise einen Brief des ehemaligen Chefs der schweizerischen Post- 
und Telegraphenverwaltung mit, in dem es heißt: 

„Die Beteiligung des Postpersonals am Gewinn ist deshalb wieder außer 
Kraft gesetzt worden, weil die Bureaukratie fand, daß man nicht für einen einzel¬ 
nen Zweig der Staatsverwaltung solche abnormen Bestimmungen treffen könne, und 
weil es den Kontrollbeamten lästig war, die Rechnung über die so kleinen Ein¬ 
nahmen zu führen.“ 

Das von Böhmert angegebene Steigen der Beamtenzahl und die Er¬ 
höhung der Besoldungen, verglichen mit den Roheinnahmen in den 
Jahren von 1873 ab, allein auf die Abschaffung der Gewinnbeteiligung zu¬ 
rückzuführen, dürfte nicht angängig sein. Bemerkenswert ist die von 
einem Direktor des Berner statistischen Bureaus abgegebene Erklärung, 
daß man die Gewinnbeteiligung im Postwesen abgeschafft habe, „weil 
das Personal selbst nicht für eine Beibehaltung gewesen wäre und höhere 
feste Löhne und Gehalte gefordert habe“. 

Es ergibt sich also für die Schweiz aus dem Gesagten die gleiche 
Tatsache, daß, wie in Dänemark und Norwegen, von dem Personal dem 
ungewissen Gewinnanteil eine angemessene Erhöhung des festen Ge¬ 
halts vorgezogen wird. Diesen Umstand übersieht Kätscher*) bei seiner 
Kritik der zur Abschaffung der Gewinnbeteiligung führenden Gründe. 

Eine um 1886 veranstaltete Umfrage ergab, daß in der Schweiz bei 
zwei privaten Verkehrsunternehmungen Gewinnanteilsverfahren in 
Kraft waren, seit 1873 bei der Compagnie de navigation sur le lac L6- 
man, Lausanne und seit 1876 bei der Compagnie generale des tramways 
Suisses, Genf. In der von dem bekannten Verfechter des Gewinnanteil¬ 
verfahrens Böhmert im Jahr 1901 aufgestellten Liste der Firmen mit 
Gewinnanteilverfahren sind die beiden Verkehrsgesellschaften nicht mehr 
enthalten 4 ). Die Gründe, die zur Abschaffung der Gewinnbeteiligung ge¬ 
führt haben, ließen sich nicht ermitteln. 


*) Siehe auch die Kapital- und Gewinnbeteiligung der Arbeiter: Deutsche 
Tageszeitung Nr. 528 vom 12. November 1920. 

J ) Die Gewinnbeteiligung der Arbeitnehmer in Deutschland, Österreich 
und der Schweiz, S. 102. 

*) Kätscher a.a.O. S. 470. 

*) Kätscher a.a.O. S. 170. Sie fehlen auch in der Liste von Böhmert in 
dem Buch über die Gewinnbeteiligung der Arbeitnehmer in Deutschland. Öster¬ 
reich und der Schweiz. Siehe auch Trombert: Guide pratique pour l’application 
de la participation aux ben<*fiecs, Paris 1892, S. 337 ff. 
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Vorher hat in den Jahren 1869 bis 1874 bei der Züricher Dampf¬ 
schiffahrtsgesellschaft 4 ) eine Gewinnbeteiligung in Höhe von 5% des 
jährlichen Reingewinns bestanden. Der gleiche Betrag wurde der Pen- 
sions- und Unterstützungskasse überwiesen. 

Die Verteilung des Gewinnanteils ergibt sich aus der folgenden 
Übersicht: 


1 

Jahr 

j Zahl 

der Angestellten 
j und Arbeiter 

| Gewinnanteil 
im ganzen 

Fr. 

Auf den Kopf 
im Durchschnitt 

Fr. 

1869 

i 158 

814,31 

5,15 

1870 

151 

— 

— 

1871 

171 

2885,0» 

16,87 

1872 

178 

7 149,*» 

40,16 

1873 

197 

5 808,30 

29,48 

1874 

206 

9617,0» 

46.68 


Seit dem Jahr 1875 liegen Mitteilungen nicht vor. 

Das bei der Nordostbahngesellschaft Zürich in Geltung gewesene 
System der Krsparnisprämien*) ist hier, wo es sich lediglich um Gewinn¬ 
beteiligung handelt, nicht zu besprechen. 

4. In Ungarn ist im Rechnungsjahr 1917/18 v<m den königl. 
Ungarischen Staatseisenbahnen eine Beteiligung des Personals an den 
Betriebsüberschüssen eingeführt worden. Hauptzweck der Maßnahme 
war die Besserung der überaus schlechten finanziellen Lage des Per¬ 
sonals. Die Form der Gewinnbeteiligung wurde gewählt, damit, wie 
es in dem amtlichen Schreiben der Direktion der königl. Ungarischen 
»Staatseisenbahnen heißt, bei dem von der Bahnverwaltung zu bringenden 
großen Opfer die Gelegenheit benutzt werden sollte, „das Personal zu 
größerer Sparsamkeit und möglichster Wahrung der finanziellen Inter¬ 
essen anzuspornen.” Für die Angestellten, die im Rechnungsjahr 1917/18 
in Dienst gestanden hatten, wurde demgemäß ein Anteil an dem Betriebs- 
Überschuß bewilligt und dieser Anteil durch den Handelsminister auf 25% 
des im Rechnungsjahr erzielten Betriebsüberschusses festgesetzt. Mit 
Rücksicht darauf, daß der Anteil erst nach Feststellung des Reinertrags 
Anfang Dezember 1918 hätte ausbezahlt werden können, dem Personal 
aber Ergänzungen seiner Bezüge zukommen sollten, wurde vom Handels¬ 
minister auch für das Rechnungsjahr 1916/17 eine Gewinnbeteiligung 
von 25% des in dem genannten Rechnungsjahr erzielten Betriebsüber- 

’) Unliniert: Die Gewinnbeteiligung, Band 2, S. 8S. 

-) Unliniert: Die Gewinnbeteiligung. Band 2, S. -HiI. 
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schuss«s mit der Maßgabe bewilligt, daß sie nur für drei Vierteljahre 
des Rechnungsjahrs in drei vierteljährlichen Raten zur Auszahlung 
gelangen sollte. Der für das Rechnungsjahr 1917/18 auszuzahlende 
Gewinnanteil gelangte in Vierteljahresraten am 1. Dezember 1918, am 
1. März, 1. Juni und 1. September 1919 zur Verteilung. Soweit aus der 
amtlichen Auskunft der königl. Ungarischen Staatseisenbahnen ersicht¬ 
lich ist, betrug der für 1917/18 ausbezahlte Gewinnanteil 26% des Ge¬ 
halts sowie des Lohns des Personals. In den Rechnungsjahren 1918/19 
sowie 1919/20 wurde ein Betriebsüberschuß nicht erzielt. Gewinnanteile 
konnten infolgedessen an das Personal nicht ausgeschüttet werden- Um 
das Personal für die schwer empfundenen Ausfälle zu entschädigen, 
wurde ihm auf den infolge der Tariferhöhungen zu erwartenden Be¬ 
triebsüberschuß des Rechnungsjahrs 1920/21 ein sogenannter „Beteili¬ 
gungsvorschuß” und für den Ausfall in den Jahren 1918/19 und 1919/20 
eine Vergütung bewilligt. 

Nach dem Gesagten kann von einem Gewinnbeteiligungsverfahren 
nur für die Rechnungsjahre 1917/18 gesprochen werden. Ob die Gewinn¬ 
beteiligung des Personals von Einfluß auf eine sparsame Betriebsführung 
gewesen ist, vermag von den amtlichen ungarischen Stellen im Hinblick 
auf die Kriegsverhältnisse und auf die mit den politischen Umwälzungen 
verbundenen anormalen Zustände nicht angegeben zu werden. Geplant 
wird, die rohe Verteilung des Überschusses, die bislang im Verhältnis 
des Gehalts erfolgte, zu beseitigen und eine Gewinnbeteiligung des Per¬ 
sonals, nach Dienstzweigen und der Natur der einzelnen Dienstzweige 
angepaßt, einzuführen. 

Von weiteren ungarischen Eisenbahnen ist, soweit feststellbar, nur 
von der Györ—Sopron—Ebenfurter-Eisenbahngesellschaft eine Gewinn¬ 
beteiligung des Personals mehrere Jahre lang durchgeführt worden. Die 
Auskunft der Gesellschaft lag bei Abschluß der Arbeit noch nicht vor. 
Das bei der ungarischen Südbahngesellschaft nach der Auskunft der 
Gesellschaft stark ausgebaute Prämiensystem und das bei der Kaiser 
Ferdinands-Nordbahn in Gebrauch gewesene System der Ersparnis¬ 
prämien 1 ) darzustellen, würde über die Aufgabe dieser Untersuchung 
hinausgehen. 

5. Bei den englischen Eisenbahngesellschaften ist weder Ge¬ 
winn- noch Kapitalbeteiligung des Personals in Geltung. Die praktische 
Durchführung der Beteiligungsformen, insbesondere auch bei den Ver¬ 
kehrsunternehmungen, wird in England von einer privaten Vereinigung, 

*) Böhniert: J>io Gewinnbeteiligung, Band 2, S. 463. 


Digitizeit by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



712 


Gewinnbeteiligung und Kapitalbeteiligung der 


der „The Labour Co-Partnership Association“ gefördert 1 ). Diese Ge¬ 
sellschaft vertritt drei Forderungen: 

1. Der Arbeitnehmer soll neben dem üblichen Normallohn einen 
gewissen vorher bestimmten Anteil an dem Gewinn des Unter¬ 
nehmens erhalten (profit-sharing). 

2. Der Arbeitnehmer soll seinen Anteil am Geschäftsgewinn oder 
einen Teil in dem Kapital des Unternehmens anlegen (co-part- 
nership). 

3. Der Arbeitnehmer soll einen Anteil an der Kontrolle des Unter¬ 
nehmens erhalten, 

a) entweder durch Erwerb von Kapital, indem er auf diese Weise 
Rechte und Pflichten wie jeder dritte Anteilhaber erhält, 
oder 

b) durch Bildung eines Ausschusses der anteilberechtigten Ar¬ 
beiter (fey the formation of a co-partnership committee of 
workers), indem er Stimmrecht bei der Führung des Unter¬ 
nehmens erhält. 

Für unsere Untersuchung ist die Tatsache von Interesse, daß die 
Stadt Belfast eine Gewinnanteilsberechtigung bei den städtischen 
Straßenbahnen eingeführt hatte, nach der die Verteilung nicht im Ver¬ 
hältnis der Löhne erfolgen, sondern jeder Arbeitnehmer einen festen 
Anteil von 4 Pfund erhalten sollte. Auszahlungen auf Grund der 
Gewinnbeteiligung sind nicht erfolgt, da sie die Regierung aus nicht 
angegebenen Gründen verbot. Eine Abänderung der Regierungsentschei¬ 
dung durch Anrufen des Parlaments herbeizuführen, war, wie es in den 
Bemerkungen der Labour Co-Partnership Association heißt, wegen des 
Kriegs nicht möglich. 

Ausführlich besprochen worden ist die Frage der Anwendung des 
Gewinn- und Kapitalanteilsystems bei Verkehrsunternehmungen auf 
einem im Oktober 1920 in London abgehaltenen Kongreß der „Labour 
Co-Partnership Association“*). Während die Anwendbarkeit der Systeme 

*) Die Ausführungen stützen sich auf folgende Schriften der Gesellschaft: 

1. Memorandum on labour co-partnership, adressed by the labour co-part¬ 
nership association to all joint bodies of employers and employees, 
London, November 1919. 

2. Co-partnership after the war, Januar 1920. 

3. Speeches on profit-sharing and labour co-partnership by Lord Robert 
Cecil and J. K. Clynes, at the annual meeting, Mai 1919. 

4. Report of annual meeting, Juni 1920. 

: ) Report of London eo-partnership eongress published by the labour 
co-partnership association Seite 22 ff. 
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bei Verkehrsunternehmungen zur See, auf Kanälen und auf Straßen wie 
bei jeder anderen industriellen Unternehmung bejaht wurde, wurde die 
Sonderstellung der Eisenbahnen von allen Seiten anerkannt. Zu der 
Einführung der Beteiligungssysteme bei den Eisenbahnen wurde aus- • 
geführt, daß die von den Eisenbahngesellschaften gezahlten Dividenden 
immer sehr niedrig gewesen seien und kaum ein Drittel der Durch¬ 
schnittsdividende industrieller Unternehmungen betragen hätten. Ein¬ 
führung einer Gewinnbeteiligung sei daher kaum möglich. Durchführ¬ 
bar und erstrebenswert dagegen sei eine Mitwirkung der Arbeiter an der 
Führung des Unternehmens (share in the affairs of actual management). 
Eine derartige Mitwirkung werde von den Arbeitern lebhaft gewünscht. 
Diese Ausführungen wurden von einem zweiten Redner unterstrichen. 
Es sei ganz klar, daß co-partnership bei den Eisenbahnen praktisch un¬ 
möglich sei. Bei einer Verzinsung von kaum 4 ‘A % sei nicht zu fragen, 
wie man eine Gemeinschaft zwischen Aktionären des Unternehmens und 
den Arbeitern zur Gewinnverteilung bilde, sondern es sei zu untersuchen, 
wie man eine Arbeitsgemeinschaft zwischen den Eisenbahnen und den 
Arbeitern schaffe, die Vorschläge zur Vermeidung und Überwindung 
der Verluste zu machen hätte. Für die nächsten Jahre jedenfalls würden 
die Eisenbahnen genug zu tun haben, die erhöhten Löhne zu zahlen- 
Von anderer Seite wurde eine völlige Neuorganisation der Eisenbahnen 
verlangt und gefordert, daß der Staat das gesamte in den Eisenbahnen 
angelegte Kapital zusammenfasse und diesem Kapital eine Verzinsung 
von 5% verbürge, daß die 5% übersteigende Einnahme zu einem Drittel 
an die Aktionäre, zu einem weiteren Drittel an das Eisenbahnpersonal 
als Gesamtbonus auf ihren Lohn geh© und daß das letzte Drittel einem 
Fonds zufließe, der zur Herabsetzung der Tarif© dien©. Der auf dem 
Kongreß anwesende Vertreter der Great Western Railway sprach sich 
auch gegen jede Zuziehung der Arbeiter aus und äußerte auch insbeson¬ 
dere Zweifel, ob die Teilnahme von einem Dutzend Arbeiter an der 
Leitung des Unternehmens den geringsten Einfluß auf die Arbeits¬ 
freudigkeit der Arbeiter haben würde. 

Die dem Kongreß vorgeschlagen© Entschließung, nach der «die Eisen¬ 
bahnen, die Dampfechiffahrtgesellschaften und andere große Trans¬ 
portunternehmungen die Grundsätze der Labour Co-Partnership Asso¬ 
ciation annehmen sollten, wurde nach den Ausführungen dahin abge¬ 
ändert, daß die genannten Unternehmungen die Durchführung der Grund¬ 
sätze in Erwägung ziehen sollten. 

Der Vollständigkeit halber mag erwähnt werden, daß der Vorschlag 
des englischen Verkehrsministeriums, in die Leitung der zu schaffenden 
7 Eisenbahngruppen Beamte und Arbeiter der Eisenbahngesellschaften 
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hereinzunehmen sowohl von der „Railway Compagnies’ Association“ als 
von der Vereinigung der britischen Handelskammern abgelehnt wird*). 

Die von dem englischen Arbeitsministerium herausgegebene Denk- 
. schnf**) läßt die Aussichten einer Durchführung der Gewinn- und Kapi¬ 
talbeteiligung bei Verkehrsunternehmungen in England als wenig günstig 
erscheinen. Von 380 Unternehmungen, die Gewinn- oder Kapitalbeteili¬ 
gung eingeführt hatten, waren nur 4 Verkehrsuntemehmungen. In den 
198 Betrieben, die die Beteiligung abgeschafft haben, sind 2 Verkehrs¬ 
unternehmungen enthalten, so daß von den jetzt noch bestehenden 182 Un¬ 
ternehmungen mit Gewinn- und Kapitalbeteiligung 2 in der Denkschrift 
nicht näher bezeiclinete Betriebe Verkehrsunternehmungen sind. Die 
Zahl der beschäftigten Arbeiter — 192 — gibt die Denkschrift nur bei 
einer Firma an*). Über eine der weggefallenen Verkehrsunternehmungen, 
die London, Deptford and Greenwich Tramways Co., London, enthält die 
Denkschrift nähere Mitteilungen 1 ). Diese Firma beschäftigte über 100 Ar¬ 
beitnehmer und zahlte den Gewinn in bar aus. Nach dreijähriger Dauer 
(1890—1893) schaffte die Gesellschaft wegen Gleichgültigkeit der Ar¬ 
beitnehmer (apathy of employees) die Gewinnbeteiligung ab. 

6. In A m e r i k a ist das co-partnership-System nach einer Mittei¬ 
lung der deutschen Botschaft in London eingeführt von der British-Co- 
lumbien-Eisenbahn in Vancouver (Kanada). In den Vereinigten Staaten 
besteht das System der Kapitalbeteiligung bei einigen Eisenbahngesell- 
schaften, der Illinois Central und der Great Northern 5 ), die ihren Ar¬ 
beitern besondere Vorzugsbedingungen beim Erwerb von Aktien ge¬ 
währen. Bei der Illinois Central*) werden Aktien an die Arbeiter gegen 
Abschlagszahlung von 5 Dollar und ein Vielfaches davon abgegeben. Die 
gezahlte Summe wird bis zur vollkommenen Abzahlung mit 4 % ver¬ 
zinst. Der Kauf einer zweiten Aktie ist erst nach völliger Bezahlung 
der ersten gestattet. Der Kaufkurs der Aktien wird monatlich festgesetzt. 

1 ) Wernecke: Bestrebungen zur Vereinheitlichung im Eisenbahnwesen, 
Archiv für das Eisenbahnwesen 1921, S. 309 ff., 321, 323, 324. — Derselbe: Die 
Mitwirkung der Arbeiterschaft au der Verwaltung der englischen Eisenbahnen. 
Jahrbücher fiir Nationalökonomie und Statistik, Band 116 (dritte Folge Band 61) 
S. 347 ff. 

*) Report on profit-sharing und labour eo-partnership in tlie United King¬ 
dom, London 1920. 

*) n.n.O. S. 15. 

*) a.a.O. S. 175. Siehe auch Trombert, a.a.O. Seite 337 ff. 

') Brandt, a.a.O. S. 293. 

*) Selter: Zusammenstellung der wichtigsten Lohn- und Ertragsbeteili- 
gungsformen, Berlin 1020, S. 12. 
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Nach der Angabe von Selter wurden Zeitungsberichten zufolge die 
Aktien von den Arbeitern nur solange willig gekauft, als sie unter Pari 
standen. In Südamerika ist Gewinnbeteiligung der Angestellten und Ar¬ 
beiter neuerdings bei der Central Uruguay Railway Company of- Monte¬ 
video eingeftihrt worden 1 ). Jeder Angestellte und jeder Arbeiter, der 
mindestens 6 Monate im Dienst der Gesellschaft steht, ist gewinnanteils¬ 
berechtigt. Endet die Beschäftigung bei der Gesellschaft vor Ablauf von 
12 Monaten, so erhält der Angestellte oder Arbeiter den entsprechenden 
Anteil am Geschäftsgewinn. Das Personal ist erst dann gewinnanteils¬ 
berechtigt, wenn die den Aktionären zukommende Dividende 5 % er¬ 
reicht. Beträgt die Dividende 5 % oder mehr, so erhält das Personal 
gleichfalls eine der gezahlten Dividende entsprechende Summe als Ge¬ 
winnanteil. Über die Verteilungsart ist nichts gesagt. Anscheinend wird 
die ausgeworfene Summe nach Köpfen ohne Berücksichtigung irgend 
eines Maßstabs verteilt. Der Gewinnanteil wird unmittelbar nach der 

jährlichen Generalversammlung der Aktionäre ausbezahlt. 

• 

7. In F r a n k r e i c h ist die Gewinnbeteiligung der Angestellten 
und Arbeiter, wie in England, in den verschiedensten Zweigen des Wirt¬ 
schaftslebens eingeführt worden*). Auch in Frankreich fällt jedoch wie 
in England sofort der überaus geringe Anteil auf, den Verkehrsunter¬ 
nehmungen bei den Betrieben mit Gewinnbeteiligung stellen. Soweit fest¬ 
stellbar 1 ), ist nur bei drei Verkehrunternehmungen die Gewinnbeteiligung 
eingeführt worden und noch bei zwei Unternehmungen in Geltung, bei 
der Compagnie du chemin de fer de Paris ä Orleans und bei der Com¬ 
pagnie G6n6rale Transatlantique in Paris. Das Verkehrsunternehmen, das 
in der wiederholt angeführten Tabelle von Trombert nicht enthalten ist 
und das daher entweder die Gewinnbeteiligung wieder abgeschafft hat 
oder nicht mehr besteht, ist die Compagnie de touage de la Haute Seine 
in Paris. Der Zweck dieser Gesellschaft*), die eine Aktiengesellschaft 
mit 1500 000 Frs. Kapital ist, ist der Transport von Gütern auf der 
Seine. Das Personal bestand zur Zeit der Untersuchung (1877—78) aus 
85—90 Köpfen. Die Arbeiter bezogen ein Monatsgehalt von 160 Frs. Von 
dem Reingewinn des Unternehmens wurden jährlich 10 % ausgeschieden 
und auf die einzelnen Angestellten und Arbeiter im Verhältnis zu dem 
von dem einzelnen bezogenen Gehalt oder Lohn erteilt. Der auf den ein- 

l ) The Review of the River Plate, 12. November 1920, Nr. 1510. 

*) Trombert, a.a.O. S. 337 ff. 

*) Trombert a.a.O.; Böhmert: Die Gewinnbeteiligung, 2. Teil, Leipzig 
1878, S. 87, 287 ff. 

*) Böhmert, a.a.O., S. 87, 31G ff. 
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zelnen fallende Betrag wurde jedoch nicht bar ausbezahlt, sondern jedem 
Angestellten und Arbeiter zum Zweck der Versicherung in einer im 
Jahr 1873 gegründeten Hilfs- und Alterskasse gutgeschrieben und mit 
4 % verzinst. Von den ausführlichen Statuten der Versorgungskasse 
mögen hier nur die folgenden Bestimmungen erwähnt werden. Der An¬ 
spruch an die Kasse wird mit Ablegung des 25. Dienstjahrs oder bei 
Erreichung des 65. Lebensjahrs fällig. Die Anwartschaft geht beim 
Ausscheiden aus der Gesellschaft verloren. Die bei Fälligwerden des 
Anspruchs vorhandene Summe wird nach Wunsch des Berechtigten ent¬ 
weder zur Stiftung einer Rente oder zum Ankauf bestimmter Wertpapiere 
auf den Namen des Berechtigten verwandt. Das Verfügungsrecht über 
die Wertpapiere erlangt der Berechtigte nicht. Bei seinem Tode geht 
es an seine Erben über. 

Über die Erfahrungen des Unternehmens mit der Gewinnbeteiligung 
liegen Mitteilungen nicht vor. Auffallend sind die überaus starken Ein¬ 
schränkungen des Gewinnanteilsberechtigten. 

Bei der Paris-Orl6ans-Eisenbahn ist seit dem Jahr 1844 ein genau 
ausgearbeitetes Gewinnbeteiligungsverfahren in Gebrauch 1 ). Die Höhe 
der dem Personal zukommenden Gewinnanteile ist von der Höhe der ge* 
zahlten Dividende abhängig. Wenn auf die Aktie eine Dividende von 
33,33 Frs. kommt, so erhält das Personal von der zur Ausschüttung einer 
derartigen Dividende erforderlichen Summe von 20 000 000 Frs. keinen 
Anteil. Gelangt für die Aktionäre eine weitere Summe von 9 000 000 Frs. 
(15 Frs. auf die Aktie) zur Verteilung, so erhalten die Bediensteten 15 % 
der Summe, die nach Abzug der 15 % die Ausschüttung von 9 000 000 Frs. 
au die Aktionäre gestattet (10 588 235 Frs.). Zu dieser Summe, die sich 
auf 1588 235,2« Frs. beläuft, tritt ein weiterer Betrag von 333 333,3» Frs., 
falls die Aktionäre weitere 3 Millionen (5 Frs. auf die Aktie) erhalten. 
Die weitere Gesamtverteilungssumme beträgt bei einem Anteil der Be¬ 
diensteten von 10% demgemäß 3 333 333,83 Frs. Bekommen die Aktio¬ 
näre schließlich weitere 5, 17 Frs. und 5,07 Frs. auf die Aktie, so gelangen 
weitere 163 157,so und 178 947,37 Frs. an die Bediensteten zur Verteilung. 
(Gesamtverteilungssummen 3263 157,«o und 3 578 947,37 Frs.; Anteil 5 %.) 
In den Jahren 1895 bis 1901 sind von der Paris-Orlöans-Eisenbahn stets 
58 ,.-,0 Frs. (33,33 + 15 + 5 + 5,17) auf die Aktie gezahlt worden. Der An¬ 
teil der Bediensteten betrug daher nach dem oben Gesagten: 

*) Compagnie du chemin de fer de Paris ä Orleans. Rapport du conseil 
d administration et. de la eommission de verifieation des eomptes, Paris (berück¬ 
sichtigt für die Jahre 1896 bis 1912). — Trombert a.a.O.. S. 87 ff. — Böhmert 
a.a.O., S. 287 ff. 
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1 588 235,29 Fr. 

+ 333 333,83 * 

+ 163 157,90 „ 

2084 726,52 Fr. 

Von 1902—1912 sind stets 35 400 000 Frs. (59,oo Frs. auf die Aktie: 33,33 
+ 15 + 5 + 5,o?) an die Aktionäre verteilt worden, so daß das Personal 
als Gewinnanteil erhielt: 

1588235,29 Fr. 

+ 333 333,83 „ 

178 947,37 „ 

2100516.99 Fr. 


Von der Gesamtsumme, die als Gewinnanteil ausgezahlt wird, wird zu¬ 
nächst ein Betrag für den Unterstützungs- und Gratifikationsfonds ent¬ 
nommen, dessen Höhe keinesfalls 250 000 Frs. übersteigen soll. Aus die¬ 
sem Fonds werden nach Beschluß des Verwaltungsrats Unterstützungen 
an hilfsbedürftige Angestellte und deren Familien sowie Gratifikationen 
für besonders verdienstvolle Angestellte entnommen. Der Rest gelangt 
unter sämtliche Angestellte zur Verteilung nach Verhältnis des Gehalts, 
das sie im Laufe des Jahres bezogen haben. Der Anteil des einzelnen 
wird zu dessen Gunsten in die vom Staat begründete Pensionskasse 
(caisse de retraites pour la vieillesse) eingelegt, insoweit er nicht 10% 
vom Gehalt des betreffenden Angestellten übersteigt. Der etwaige Über¬ 
schuß bis zur Höhe von 7 % wird bar ausbezahlt. Ist noch ein weiterer 
Überschuß, also über 17 % des Gehalts, vorhanden, so wird er in die 
Sparkasse (caisse d’öpargne) von Paris zugunsten des Betreffenden ein¬ 
gezahlt. Die Ansprüche des Angestellten an die Pensionskasse und an 
die Sparkasse können weder abgetreten noch beschlagnahmt werden. Die 
Pensionsansprüche beruhen auf der Voraussetzung, daß die Pensionie¬ 
rung frühestens im Alter von 50 Jahren eintritt. Die Einzahlungen in 
die Pensionskasse hören auf, sobald die dadurch versicherte Pension 
das gesetzlich vorgeschriebene Höchstmaß erreicht hat. Die weiteren 
Gewinnanteile werden dann in die Sparkasse eingezahlt. Die Einlagen 
in der Sparkasse können von dem Angestellten nur mit jedesmaliger 
besonderer Zustimmung des Verwaltungsrats der Gesellschaft zurück¬ 
gezogen werden. Seit dem Jahr 1844 betrug der Anteil jedes Ange¬ 
stellten 


im Jahr 

% des Jahresgehalts 

im Jahr 

% des Jahresgehalts 

1844 . 

.6,81 

1850 . . 

.14,28 

1845 . 

.16,66 

1851 . 

.22,33 

1846 . 

.25,53 

1852 . 

.34,n 

1847 

.2-2,21 

1853 

.40,96 

1848 . 

.1,72 

1854 

.25,00 

1849 . 

17,73 

1855 

.27,oo 
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im Jahr 

% des Jahresgehalts 

im Jahr 

% des Jahresgehalts 

1856 . . 

.24,oo 

1866 . . 

.13,88 

1867 . . 

.25,30 

1867 . . 

.13,23 

1868 . . 

.... 23,10 

1868 . . 

.12*15 

1859 . . 

.23,75 

1869 . . 

.10,98 

1860 . . 

.24,10 

1870 . . 

.10,oo 

1861 . - 

.23,50 

1871 . . 

.12,15 

1862 ■ - 

.22,70 

1872 . . 

.11,00 

1863 . . 

.21,60 

1873 . . 

. 10,60 

1864 . . 

.20,67 

1874 . . 

.10,24 

1866 . • 

.14,10 




Seit 1876 stand der Verteilungsmodus jedoch lediglich auf dem Papier. 
Das mit der* Vergrößerung des Netzes verbundene Anwachsen der Zahl 
der Bediensteten hatte zur Folge, daß seit diesem Jahr nicht einmal ein 
Gewinnanteil von 10 % des Gehalts oder Lohnes erreicht wurde. Die Ge¬ 
sellschaft sah sich daher genötigt, ihrerseits aus andern Mitteln den Ge¬ 
winnanteil bis zu den genannten 10 % aufzufüllen und außerdem gewissen 
Bediensteten am Schluß des Rechnungsjahrs besondere Gratifikationen 
(ein halbes Monatsgehalt) zu gewähren. 1 ) 

Gewinnbeteiligung ist begrifflich nur möglich 
beim Vorhandensein von Reingewinn. Da die Paris- 
Orl6ans-Bahn aber die Staatsgarantie in Anspruch 
genommen hat 2 ), erhalten die dem Personal als Ge¬ 
winnanteil gezahlten Beträgeeineandererechtliche 
Charakterisierung. Sie sind nichts anderes als Grati¬ 
fikationen unter anderem Name n.*) 

Bei der Compagnie Generale Transatlantique*) sind die Gewinn¬ 
anteilsberechtigten in vier Klassen eingeteilt: 

1 . Das Schiffspersonal. Es enthält 90 % des Gewinns, der in¬ 
folge gemachter Ersparnisse gegenüber den Durchschnittsaus¬ 
gaben der letzten Jahre erzielt ist (Beteiligung an der gemach¬ 
ten Ersparnis). 


') Thevenez: Legislation des chemins de fer et de tramways, Paris 1909, 
Seite 366. 

“) Nach Dr. v. Rennesse, die Neuorganisation der französischen Eisenbahnen. 
Zeitung des Vereins Deutscher Eisenbahnverwaltungen 1920, S. 537 ff., hatte 
die Paris Orleans-Bahn am 31. Dezember 1913 die Staatsgarantie in Höhe von 
280 1/3 667,45 I res. in Anspruch genommen. Siehe auch den Seite 4, Anmerkung 1, 
erwähnten Kommissionsbericht Seite 7—9. Die Fehlbeträge der Paris— 
Orl6ans-Bahn im Krieg betrugen: 1914: 51,2, 1915: 19,9, 1916: 24,3, 1917: 21,9, 
1918: 77,ö Millionen Francs, für 1919 voraussichtlich 208 Millionen Francs. Die 
Dividendengarantie des Staats besteht fort, siehe Wernekke: Die französischen 
Eisenbahnen in und nach dem Krieg, Eisenb.-Archiv 1920, S. 1204 ff. 

3 ) Ebenso Thevenez, Seite 366, Anmerkung 1. 

4 ) Trombert a.a.O., Seite 88. 
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2 . Das Hafenpersonal. Ihm kommt 95 % des Betrags zu, der 
durch sachgemäße Behandlung gegenüber den durch schlechte 
Behandlung der Waren entstandenen Verlusten früherer Jahre 
erspart ist (Beteiligung an der gemachten Ersparnis). 

3 . Das Büropersonal. Ihm stehen zu 5 % des Gesamtgewinns des 
Unternehmens, 5 % der dem Schiffspersonal und 5 % der dem 
Hafenpersonal ausbezahlten Summen. 

4. Das in den Agenturen tätige Personal. Seine Gewinnbeteiligung 
wird nach bestimmten Formeln berechnet, die nach dem Grund¬ 
satz aufgestellt sind, jeden Angestellten an einer Vermehrung 
der Einkünfte und einer Verminderung der Ausgaben der Agen¬ 
tur zu interessieren, bei der er beschäftigt ist. 

Bemerkenswert bei diesem Verkehrsunternehmen, über dessen Er¬ 
fahrung mit der Gewinnbeteiligung nichts zu ermitteln war, ist, daß 
es neben einer Beteiligung am Reingewinn des gesamten Unternehmens 
eine Beteiligung an dem infolge von' Ersparnissen erzielten Gewinn 
gewisser Teile des Unternehmens vorsieht, die insoweit als selbständige 
Unternehmungen angesehen werden. Eine derartige Zerlegung des 
Unternehmens in hinsichtlich der Gewinnanteilsberechtigung selbständige 
Teile ist mit dem Begriff der Gewinnbeteiligung in dem oben fest¬ 
gelegten Sinn nicht unvereinbar. 

Die ernste Finanzlage der französischen Eisenbahnen, die bereits 
oben erwähnt worden ist, hat das Ministerium der öffentlichen Arbeiten 
zu weitgehenden Maßnahmen veranlaßt, die eine völlige Neuorganisation 
der Eisenbahnen bezwecken. 1 ) Neben Schaffung einer zentralen Organi¬ 
sation soll insbesondere auch auf finanziellem Gebiet eine Interessen¬ 
gemeinschaft unter den verschiedenen Eisenbahnen hergestellt werden. 
Die Dividenden sollen nicht mehr vom Staat, sondern von einem „fonds 
commun“ garantiert werden. Die Dividende wird auf eine bestimmte 
nicht veränderliche Höhe festgesetzt. Um eine durch diese Garantie ein¬ 
tretende Interessenlosigkeit bei der Leitung der Eisenbahnen zu vermei¬ 
den, sieht der Gesetzentwurf eine nach der Zahl der geleisteten Tonnen¬ 
kilometer zu berechnende, aus dem gemeinsamen Fonds zu zahlende Ge¬ 
schäftsführungsprämie (prime de gestion) vor, die mit dem Fallen des 

*) Dr. v. Renesse a.a.O. — Dr. Overmann: Die Neuorganisation der fran¬ 
zösischen Eisenbahnen; Eisenbahnarchiv 1920, Seite 1270 ff. Siehe insbesondere 
den Seite 703 Anmerkung 3 erwähnten Kommiseionsbericht. — Wernekke: Be¬ 
strebungen zur Vereinheitlichung im Eisenbahnwesen, Eisenbahnarehiv 1921, 
S. 309 ff., 313, 316. — Derselbe: Die Mitwirkung der Arbeiterschaft an der 
Leitung der französischen Eisenbahnen; Jahrbücher für Nationalökonomie und 
Statistik, Bd. 116 (dritte Folge Bd. 61) S. 261 ff. 
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Betriebskoeffizienten steigt, bei dessen Steigen aber sich mindert und 
schließlich fortfällt. Ein Drittel der Prämie fällt an die Aktionäre, zwei 
Drittel fallen an das Personal. Für diese zwei Drittel (prime du perso¬ 
nell gilt die Sonderbestimmung, daß dem Personal eine bestimmte Prämie 
garantiert wird, die sich beim Vermindern des Betriebskoeffizienten zwar 
steigert, dagegen sich bei dessen Steigen nicht mindert. Da die Auszah¬ 
lung der sogenannten „Prämie“ erst nach Deckung der Defizite der not- 
leidenden Gesellschaften aus dem „fonds commun“ erfolgt, in diesen 
Fonds aber nur von den Eisenbahnen selbst verdiente Gelder, nicht 
Staatszuschüsse fließen, so stellen die Prämien sich als Anteile am 
Keingewinn, als Gewinnbeteiligung dar. Über die Verwendung des dem 
Personal zufließenden Gewinnanteils gibt der Gesetzentwurf ausführliche 
Vorschriften. Für jedes Netz wird eine „societö commerciale coop6ra- 
tive du personnel“ geschaffen, deren Verwaltung von im Dienst befind¬ 
lichen Bediensteten des Netzes wahrgenommen wird. Die Hälfte des dem 
Personal zu zahlenden Gewinnanteils fließt der societö cooperative zu, 
die die Beträge auf ihren Namen in Aktien des eigenen Eisenbahnnetzes 
bis zum Höchstbetrag von ein Viertel des Gesamtkapitals, in Obligatio¬ 
nen der Eisenbahnnetze, in Staatsanleihen, in Grundstücken, die für die 
Bediensteten des Eisenbahnnetzes bestimmt sind oder in hypothekarisch 
gesicherten Darlehen anlegt. Gleichzeitig wird ein Konto für jeden 
Bediensteten eröffnet, auf das die Hälfte des auf den Bediensteten jeweils 
entfallenden Gewinnanteils sowie die jährlichen Zinsen gutgeschrieben 
werden. Verläßt der Bedienstete den Dienst bei der Eisenbahngesell¬ 
schaft, so erhält er nach seiner Wahl entweder die gesamten auf seinem 
Konto ihm gutgeschriebenen Summen oder eine diesen Summen ent¬ 
sprechende lebenslängliche ltente. Stirbt ein Bediensteter, so erhalten 
seine Erben den aufgelaufenen Gesamtbetrag. Über die andere Hälfte 
des ihm zukommenden Gewinnanteils kann das Personal frei verfügen. 
Es kann aber auch die Beträge auf die bei jedem Eisenbahnnetz, auch 
den Staatsbahnnetzen, einzurichtende „eaisse autonome“ einzahlen, die 
mit den Beträgen für die Bediensteten die oben genannten Wertpapiere 
erwerben, auch Versicherungsverträge schließen kann. Den Bedienste¬ 
ten steht jederzeit das freie Verfügungsrecht über die auf seinem Konto 
bei der eaisse autonome stehenden Beträge zu. 

Die Schaffung von sogenannten Arbeitsaktien, „actions de travail“, 
bei Aktiengesellschaften, ist in Frankreich') bereits durch das oben er- 


') Zur Frage der Schaffung von Kleinaktien in Deutschland; siehe 
Martell: Zur Frage der Arbeitergewinnbeteiligung; Zeitschrift für Sozialwissen- 
schaft 1920, Seite 651 ff. 
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wähnte Gesetz vom 26. April 1917 erfolgt 1 ) (loi sur les societ^s anony¬ 
mes k participation ouvrtere). Werden von einer Aktiengesellschaft 
Arbeitsaktien geschaffen, was durchaus in freiem Ermessen der Gesell¬ 
schaft steht, so werden diese Aktien Kollektiveigentum der Bediensteten 
des Unternehmens. Das seit einem Jahr in der Unternehmung beschäf¬ 
tigte Personal von 21 Jahren und darüber wird obligatorisch und aus¬ 
schließlich Mitglied einer „soci6t6 coopärative de main d’oeuvre“. Diese 
ist durch Wahl aus ihrer Mitte hervorgegangener Mitglieder (mandatai- 
res) auf den Generalversammlungen und in dem Verwaltungsrat der 
Aktiengesellschaft vertreten. Bei der Wahl verfügt jeder Teilhaber an 
der Arbeitsgenossenschaft über soviel Stimmen, als sein Jahreslohn die 
Ziffer des geringsten Lohnes, welchen die Aktiengesellschaft ihren über 
21 Jahre alten Arbeitern gewährt, umfaßt. Beträgt also beispielsweise 
der geringste ausbezahlte Jahreslohn 1000 Frs., so stehen dem Bedienste¬ 
ten mit 5000 Frs. Jahresgehalt bei der Wahl 5 Stimmen zu. Die Zahl 
der Stimmen, die die Beauftragten der Arbeitsgenossenschaft in der 
Generalversammlung der Aktiengesellschaft haben, steht zu der Zahl 
der Stimmen, die dem Kapital zugeteilt sind, in demselben Verhältnis 
wie die Zahl der Arbeitsaktien zu der der Kapitalaktien. 

Die Aktien, die auf den Namen der Arbeitsgenossenschaft lauten 
und die niemals Alleineigentum eines einzelnen Bediensteten sein 
können, sind, solange die Aktiengesellschaft mit Arbeiterbeteiligung be¬ 
steht, unveräußerlich. Die Unveräußerlichkeit wird durch einen beson¬ 
deren Stempelaufdruck kenntlich gemacht. 

Von dem Gesetz ist nach dem Artikel von Razous kaum Gebrauch 
gemacht worden. Nachdem schon im Juli 1918 der Unterstaatssekretär 
im Ministerium für Post und Telegraphie Deschamps die Anwendbarkeit 
des Gesetzes vom 26. April 1917 auf Staatsbetriebe, darunter auch für 
die vom Staat betriebenen Eisenbahnen, untersucht hatte, bestimmt der 
oben besprochene Gesetzentwurf in seinem Artikel 2, daß für die 
Staatsbahnnetze Arbeitsaktien zu schaffen seien, während von der obliga¬ 
torischen Einführung dieser Aktien bei den von den Gesellschaften be¬ 
triebenen Eisenbahnen mit Rücksicht auf die von den Gesellschaften er¬ 
hobenen Einwendungen abgesehen ist. 

Die in dem Gesetzentwurf geplanten Maßnahmen über die Gewinn¬ 
beteiligung des Personals werden jedenfalls in der nächsten Zeit kaum 
durchführbar sein, da bei der finanziellen Beanspruchung des „fonds 

*) Razous: La participation ouvricre aux bdn^fices de la production, in 
Le Genie Civil, Band 7H, Heft 3 und 4, vom 15. Jan. 1921 und 22. Jan. 1921. 
— Selter a.a.O., Seite 40/11. — Jcjrlin: Die Arbeiteraktien in Frankreich, 

Juristische Wochenschrift 1921, Seite 325/326. 
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commun“ durch die notleidenden Gesellschaften Beträge für die genann¬ 
ten Zwecke kaum zur Verfügung stehen werden. 

8 . In Deutschland ist das Gewinnbeteiligungsverfahren bei 
Verkehrsunternehmungen vor 1900 bei zwei Eisenbahngesellschaften in 
Geltung gewesen, bei der Hessischen Ludwigs-Eisenbahn¬ 
gesellschaft seit 1866 bis zu der am 1. Februar 1897 eingetretenen 
Verstaatlichung und bei der Berlin-Anhaltisehen Eisenbahngesellschaft 
in den Jahren 1870 bis 1873. 

§ 37 der Statuten der Hessischen Ludwigs-Eisenbahngesellschaft 
vom 24. Juli 1865 bestimmte: 

„Der reine Ertrag des Unternehmens nach Abzug der Betriebs¬ 
kosten und der auf Verzinsung und Amortisation der Prioritätsanleihen 
zu verwendenden Beträge soll nach Absetzung einer Tantieme von 3 % 
für die Mitglieder des Verwaltungsrats und die Beamten der Gesellschaft, 
zur Zahlung einer Dividende für die Aktionäre und zur Bildung eines 
Reservefonds verwendet werden. 

Von der Tantieme von 3 % wird 

a) die Hälfte {VA %) unter die Mitglieder des Verwaltungsrats, 

b) die andere Hälfte {VA %) unter die vom Verwaltungsrat zu be¬ 
stimmenden Beamten der Gesellschaft verteilt. 

Die Modalitäten der Verteilung werden vom Verwaltungsrat durch 
besonderes Reglement festgesetzt.“ 

Da die Auszahlung der „Tantieme“ sich nicht auf die leitenden Per¬ 
sonen beschränkte, sonderr.i sich auf nicht unerhebliche Teile der Beam¬ 
tenschaft erstreckte, liegt hier eine Gewinnbeteiligung im Sinn der am 
Anfang der Untersuchung gegebenen Definition vor. 

Da das vorerwähnte Reglement sowie weitere Unterlagen nach 
einem dem Reichsverkehrsministerium erstatteten Bericht der Eisenbahn¬ 
direktion Mainz nicht mehr vorhanden sind, folgen die weiteren Aus¬ 
führungen den seinerzeit Böhmert 1 ) von dem Spezialdirektor der Eisen¬ 
bahngesellschaft gemachten Ausführungen. Die in der Betriebsordnung 
vom 2. Juni 1866 festgelegten Hauptgrundsätze für die Anteilberechti¬ 
gung und die Verteilung der an die Beamten fallenden Prozente des 
Gewinnanteils waren: 

1 . Anteilsberechtigt sind nur festangestellte, selbständig fungie¬ 
rende Beamte, welche in dem betreffenden Jahr mit einem für 
sich abgeschlossenen, wenn auch beschränkten, nicht bloß 
mechanischen Geschäftskreis betraut waren; 

2. anteilsberechtigt ist nur, wer tatsächlich gearbeitet hat. Kranke 
sind von der Verteilung daher ausgeschlossen: 

*) Böhmeit: Die Gewinnbeteiligung. Band 2. Seite 284 ff. Siehe auch 
..Der Arbeiterfreund” 1874, Seite 14 ff. und Trombert. u.u.O., Seite 337 ff. 
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3. Beamte, die, wie Lokomotivführer und Lokomotivheizer, für ge¬ 
wisse Dienstleistungen Prämien beziehen, sind nicht anteils¬ 
berechtigt ; 

4. die Größe des Anteils bemißt sich nach dem im betreffenden 
Jahr bezogenen Gehalt ohne Berücksichtigung der erhaltenen 
Emolumente (Stationszulagen usw.). Bei einzelnen Beamten, die 
besonders verantwortliche Stellungen einnehmen und nächst dem 
Oberbeamten selbständig fungieren, wie Sekretären, Betriebs¬ 
kontrolleuren, wird das Gehalt um ein Viertel höher angenom¬ 
men. Diese fiktiven Gehaltszuschläge wurden später bis auf 
100 % erhöht; 

5. von den 1^ % des Reingewinns entfallen: 

a) 25 % auf die Oberbeamten, 

b) 50 % auf das sonstige Personal, welches anteilberechtiigt ist 
nach Maßgabe des Gehalts nebst Zuschlag, 

c) 25 % als Gratifikationen (kein Rechtsanspruch) an das übrige 
Personal. 

Späterhin wurden die zu b) genannten 50 % auf 55 % erhöht und 
die Ausfälle zu c) aus andern Mitteln gedeckt. 

Aus dem Bericht der Eisenbahndirektion Mainz verdient noch Er¬ 
wähnung, daß der Kreis der gewinnanteilsberechtigten Beamten auf eine 
fest bestimmte Anzahl begrenzt war, so daß jüngere Beamte nur durch 
Abgang von Vordermännern die Anteilsberechtigung erwerben konnten. 
Über die Erfolge mit dieser im Berochtigtenkreis sehr eingeschränkten 
Gewinnbeteiligung liegen Mitteilungen nicht vor. Den Gewinnanteil im 
ganzen und den bei der theoretischen Annahme einer Anteilsberechtigung 
aller festangestellten Beamten auf einen Beamten durchschnittlich 
fallenden Anteil zeigt die folgende von der Eisenbahndirektion Mainz 
auf gestellte Übersicht: 


Geschäfts¬ 

jahr 

Reingewinn 

1 

Gulden 

Gewinnanteil 

Gulden 

Zahl der fest¬ 
angestellten 
Beamten 

Der durchschnitt¬ 
lich auf einen Be¬ 
amten fallende 
Anteil 

Gulden 

1865 . . . 

1396 303 

20944 

643 

3*2,6 

1866 . . . 

1 303 530 

19552 

677 

28,9 

1867 . . . 

1623 276 

24 382 

728 

33,5 

1868 . . . 

1798 695 

26 979 

833 

32,3 

1869 . . . 

1872 256 

28083 

909 

30,9 

1870 . . . 

2 104 586 

31 473 

1064 

29,6 

1871 . . . 

2 703 029 

39 851 

1074 

37,1 

1872 . . . 

3 532 309 

62 894 

1345 

39,3 

1878 . . . 

2 732093 

40 981 

1 787 * 

22,9 

1874 . . - 

; 2013 098 

30196 

2 051 

14,7 
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I 

Geschäfts- | 
jahr 

1 

1 Heingewinn 

Gewinnanteil 

M 

Zahl der fest¬ 
angestellten 
Beamten 

Der durchschnitt¬ 
lich auf einen Be¬ 
amten fallende 
Anteil 

M 

1875 . . . 

| 4 205 057 

61 405 

2013 

30,5 

1876 . • • 

' 4 186126 

61 368 

1968 

31,2 

1877 . . . 

4 639 616 

69 594 

1985 

35,1 

1878 . . . 

3 947 437 

54217 

1956 

27,7 

1879 . . . 

2 544 596 

56 712 

1996 

23.4 

1880 . . . 

2682267 

58610 

2009 

29,1 

1881 . . . 

2267 263 

54 278 

1928 

23.2 

1882 . . . 

2 678 383 

65230 

2055 

31,7 

1881 . . . 

3 440 815 

77 507 

2112 

36,7 

1884 . . . ! 

4 094 715 

93 159 

2201 

42.3 

1885 . . . 

5 210 365 

75 349 

, 2177 

j 34,6 

1886 . . . 

5 435 993 

78 100 

2235 

35,o 

1887 . . . 

5 771 274 

83 089 

1 2263 

36,7 

1888 . . . 

6 307 563 

90 226 

| 2293 

39,4 

1889 . . . | 

6 615 790 

93 363 

2354 

| 39,7 

1890 . . . 

6 729 415 

96 335 

2 394 

40, J 

1891 . . . 

6 928 013 

99 199 

2466 

40,2 

1892 . . . 

6 492 826 

92 778 

2514 

36,9 

1893 . . . ; 

7 128520 

102 405 

2522 

40,6 

1894 . . . j 

7 295 812 

104 810 

2 537 

1 41,3 

1895 . . . i 

7 580075 

110083 

i 2 609 

42.2 


Die B e r 1 i n - A n h a 11 i s c h e E i s e n b a h n g e s e 11 s e h a f t *) 
verteilte in den Jahren 1870—1873 an sämtliche Beamte und an die Ar¬ 
beiter, die mindestens die Hälfte des Rechnungsjahrs im Dienst der Ge¬ 
sellschaft gestanden hatten, einen Gewinnanteil von der Dividende, der 
bei mehr als 6 % Dividende 3 % vom Mehrbetrag über 5 % ausmachte. 
Es gelangten zur freien Verfügung der Empfänger folgende Summen 
zur Verteilung: 

1870 bei 16,o% Dividende 108 945«,/* an 1 3*0 Personen - 78,9 auf den Kopf, 


1871 

v i d,5 „ 


118 575 , 

n 1400 


- 84,7 „ . „ 

„ 

1872 

rt n,o „ 

r> 

107 580 „ 

„ 1472 


73,1 « 


1873 

» 16>0 « 

r> 

101891 „ 

„ 2027 

„ 

- - 50,3 „ 



Nach der bei Böhmert abgedruckten Mitteilung der Direktion der 
Berlin-Anhaltisclien Eisenbahngesellschaft vom 6. April 1877 ist die Ge¬ 
winnbeteiligung gelegentlich der im Jahr 1874 durchgeführten Gehalts¬ 
reform aufgegeben worden. 2 ) über die mit der Gewinnbeteiligung ge¬ 
machten Erfahrungen ließ sich nichts ermitteln. 

*) Böhmert: Die Gewinnbeteiligung, Band 2, Seite 281 ff. Amtliche 
Unterlagen konnten hier gleichfalls nicht benutzt werden, da die Akten der 
Gesellschaft nach den Berichten der Eisenbahndirekt innen Berlin, Halle und 
Erfurt nicht mehr vorhanden sind. 

~) ITeißner, a.a.O., Seite 201. 
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Eine von Böhmert 1902 angestellte Untersuchung') ergab, daß zu 
dieser Zeit in Deutschland das Gewinnanteilsystem bei 42 Unternehmun¬ 
gen eingeführt war, darunter bei einem Verkehrsunternehmen, der 
Sächsisch-Böhmischen Dampfschiffahrtsgesellschaft in Dresden. Die von 
Böhmert und Heißner zu den Verkehrsunternehmungen gerechnete 
Feuerversicherungsgesellschaft „Rhein und Mosel“ in Straßburg i. Elsaß 
muß als nicht zu ihnen gehörig ausscheiden. Die genannte Dampfschiff- 
fahrtsgesellschaft hatte sich im Jahr 1886 zur Einführung der Gewinn¬ 
beteiligung entschlossen, nachdem im Jahr 1884/85 die Aktionäre eine 
Dividende von 18 % bezogen hatten und in der Zeitschrift „Volkswohl“ 
ein Artikel „18 % Gewinn für die Aktionäre und kein Prozent für die 
Arbeiter“ erschienen war.") Sämtliche Angestellten und Arbeiter erhal¬ 
ten nach einjähriger Dienstzeit nach der Höhe ihres Arbeitseinkommens 
abgestufte Gewinnanteile, deren Gesamtsumme auf 8 % des jeweiligen 
jährlichen Reingewinns festgesetzt ist. Die Anteile werden bar aus¬ 
bezahlt. Ihre Verwendung ist dem Ermessen der Empfänger anheim¬ 
gestellt. 3 ) Die Gesellschaft, die im Jahr 1900 464 Personen beschäftigte 
und 403 227,32 Ä { Lohn und Gehalt zahlte, gewährte einen Gewinnanteil 
von 20 759,71 J( und weiterhin neben diesem Individualanteil einen auch als 
Gewinnanteil anzusprechenden') Gesamtbonus von gleichfalls 20 759,71 
Mark, der der Pensionskasse zufloß. 5 ) Die Gesellschaft hat das System 
beibehalten, obwohl sie irgendwelche Erfolge nicht verspürte. Nach 
Böhmert*) schrieb die Direktion: „Die geringe Höhe der auf den Einzel¬ 
nen entfallenden Quote läßt die Beamten und Arbeiter nicht zum Bewußt¬ 
sein kommen, daß die dienstgebende Gesellschaft mit der Bewilligung 
eines Gewinnanteils immerhin ein ansehnliches Opfer bringt. Dem¬ 
gemäß ist auch von einer besonders bemerkbaren Wirkung in sozialer 
und moralischer Hinsicht wenig zu spüren. Weit größeren Wert legen 
wir auf die Erhaltung der Pensionskasse für das bei uns angestellte 
Personal und deren weiteren Ausbau, da wir überzeugt sind, daß die für 
dieselbe von der Gesellschaft alljährlich zu erbringenden ganz erheb¬ 
lichen Opfer wesentlich zum Erhalt einer treuen Beamten- und Arbeiter¬ 
schaft dienen.“ Gelegentlich einer in jüngster Zeit auf Grund der Böh- 

') Böhmert: Die Gewinnbeteiligung der Arbeitnehmer usw. Dresden 1902, 
vSeite 21. 

*) Heißner, a.a.O., S. 151. 211. 

3 ) Böhmert, a.a.O., S. 96. 

*) Ebenso Heißner, a.a.O., S. 153. 

5 ) Böhmert, a.a.O., — Heißner, S. 152/153. 

*) Böhmert, a.a.O.. — Heißner, S. 199/226. 
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mertschen Enquete von 1902 gemachten Untersuchung 1 ) äußerte sich die 
Gesellschaft dahin: „Der Anteil des einzelnen Angestellten und Arbei¬ 
ters blieb so gering, daß man nicht sagen kann, die Gewinnbeteiligung 
hätte auch nur den geringsten Einfluß auf das Verhalten der Angestell¬ 
ten und Arbeiter gehabt.“ Aus welchem Grunde die Gesellschaft bei den 
gemachten Erfahrungen sich bis jetzt nicht zu einer Abschaffung des Ge- 
w'innanteilsverfahrens hat entschließen können, ist nicht ersichtlich. 

III. 

Die unter II gegebene Untersuchung hat gezeigt, daß bei Verkehrs¬ 
unternehmungen Erfolge mit einer Gewinnbeteiligung der Arbeitnehmer 
nicht erzielt worden sind. Alle Versuche mit der Gewinnbeteiligung, 
über deren Erfahrungen nichts bekannt geworden ist, dürften bei der Ge¬ 
nauigkeit, mit der die Erfolge der Gewinnbeteiligung von deren Verfech¬ 
tern aufgezeichnet worden sind, als Mißerfolge anzusehen sein. Greifen 
wir die hier besonders interessierenden Eisenbahnunternehmungen her¬ 
aus, so ergibt sich sowohl in Dänemark als in Norwegen die Tatsache, 
daß das Eisenbahnpersonal eine Aufbesserung der Löhne, also des festen 
Einkommens, der Beteiligung am Reingewinn, also der ungewissen Ein¬ 
kommensverbesserung, vorzog. Die gleiche Erscheinung zeigte sich in 
der Schweiz bei der Postverw’altung. Einen völligen Mißerfolg weist die 
Gewinnbeteiligung bei Verkehrsunternehmungen auch in England auf. 
Die Ausschüttung der von der Paris-Orl6ans-Eisenbahn als Gewinn¬ 
anteile gezahlten Beträge, die bis 40,ac % des Jahresgehalts betragen 
hatten, und daher als sehr ansehnlich zu bezeichnen sind, ist, wie gezeigt, 
nur durch Inanspruchnahme der Staatsgarantie möglich gewesen. Den 
Beweis für einen Erfolg liefert die Einrichtung der Gewinnbeteiligung 
bei der Paris-Orleans-Eisenbahngesellschaft demnach nicht. In Deutsch¬ 
land lassen sich Erfolge bei Verkehrsunternehmungen gleichfalls nicht 
nachweisen. Die Vermutung dürfte nicht fehlgehen, daß die gelegentlich 
einer Gehaltsreform vorgenommene Abschaffung der Gewinnbeteiligung 
bei der Berlin-Anhaltisclien Eisenbahn-Gesellschaft wegen des Mangels 
jedes Erfolges geschehen ist. Einen offensichtlichen Mißerfolg hat die 
Gewinnbeteiligung bei der sächsisch-böhmischen Dampfschiffalirts- 
Äktiengesellschaft aufzuweisen. 

Schon die mit der Gewinnbeteiligung in den verschiedensten Län- 

l ) Dr. jur. et rer. pol. Feilchenfeld: Die Gewinnbeteiligung in der Praxis, 
Plutus. Jahrg. 192(1, Seite 270 ff. Siehe auch Notiz in der Täglichen Rundschau 
Nr. 157 vom 6. April 1921. daß die Gesellschaft gegen einen im Vorjahr erzielten 
Iteingew'inn von 101872 <.H jetzt mit einem Betriebsverlust von 349 143 
abschließt. 
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dern und zu den verschiedensten Zeiten, darunter überwiegend Zeiten 
wirtschaftlichen Gedeihens, gemachten Erfahrungen zwängen zu dem 
Schluß, von der Einführung einer Gewinnbeteiligung bei den deutschen 
Reichseisenbahnen abzusehen, wenn nicht auch sonst die erheblichsten 
Bedenken gegen einen derartigen Versuch beständen, die einen Mißerfolg 
als sicher erscheinen lassen. 

Die ideellen Momente, die die Freunde der Gewinnbeteiligung aus 
ihrer Einführung erhoffen, insbesondere Überbrückung der Klassen¬ 
gegensätze, Erziehung der Arbeitnehmerschaft zum wirtschaftlichen Den¬ 
ken und zur Erlangung eines Verständnisses für das Wesen einer wirt¬ 
schaftlichen Unternehmung, sind jedenfalls in den jetzigen Zeiten der 
schärfsten politischen und wirtschaftlichen Gegensätze und bei der über¬ 
wiegend marxistischen Denkungsweise der Arbeiterschaft mit Null anzu¬ 
setzen. Die Erfüllung der Forderung, die auf den einzelnen Arbeitnehmer 
entfallenden Gewinnanteile so hoch zu bemessen 1 ), daß sie wirkungsvoll 
seien und die beabsichtigte Wirkung auf die Arbeitnehmerschaft nicht 
verfehlten, findet ihre Grenze in den wirtschaftlichen Verhältnissen des 
Unternehmens. Gewinnanteilsbeträge, die im Vergleich zu den empfange¬ 
nen Lohnbeträgen als beachtenswert anzusehen sind, sind bisher bei Ver¬ 
kehrsunternehmungen nicht gezahlt worden und werden auch künftig 
selbst bei entsprechendem Abbau der Arbeitslöhne nicht gezahlt w'erden. 
Die Frage, welcher Prozentsatz eines Reingewinns als Gewinnanteil an 
die Arbeitnehmer verteilt werden soll, w’ird allgemein nie entschieden 
w r erden können. Der Bruchteil des Reingewinns, der von den deutschen 
Anteilfirmen den Arbeitnehmern zugewiesen wird, beträgt nach Stiel 2 ) 
10 bis 20 %, nach Grüner*) 10 bis 50 %. Man wird nicht fehl gehen, wenn 
man den Durchschnitt für deutsche Unternehmungen niedriger ansetzt. So 
gewährte beispielsweise der bekannte Befürworter des Gewinnanteil¬ 
systems Freese seinen Beamten nur 5%, seinen Arbeitern nur 
7% % vom Reingewinn. Bei Verkehrsunternehmungen, bei denen die Ar¬ 
beit der Arbeitnehmer neben den anderen für den Enderfolg maßgebenden 
Faktoren nicht die Rolle spielt wie bei anderen produktionsfördernden 
Unternehmungen, wird deshalb der als Gewinnanteil auszuschüttende 
Prozentsatz des Reingewinns an oder unter die untere Grenze des durch¬ 
schnittlich gewährten Bruchteils gelegt werden müssen. 

Die vormals pretißisch-hessischen Staatseisenbahnen warfen erheb¬ 
liche Reingewinne ab. Wenn bei ihnen eine Gewinnbeteiligung bestanden 

l ) Grauer, a.a.O., S. 113. 

*) Brandt, a.a.O., S. 285. 

*) Grüner, a.a.O., S. 113. 
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hätte, so hätte sieh für die besonders günstigen Jahre 1910 bis 1913 unter 


Zugrundelegung der Zahlen der Berichte über die Ergebnisse des Be¬ 
triebs der vereinigten preußisch-hessischen Staatseisenbahnen folgendes 
Bild ergeben: 

uer itemgewinn oetrug nacn 
Abzug der Zinsen und der 
Tilgungsbeträge der Eisen- j 

19 10 

i 19 11 

| 19 12 

I." 

19 13 

bahnschulden vom Rohüber- 




i 

schuß. M 

456 480 657 

558 969 767 

591 904 782 

520 587 439 

Die Gesamtkopfzahl des Perso- i 
nal8 betrug. 

488 826 

504 427 

525 322 

! 559 817 

Die persönlichen Ausgaben für 
Besoldung, Remunerierung 
und Löhne betrugen . . J6 \ 

l 

725 628569 

761 121 146 

813 799 996 

I 

; 876 063 202 

Das Durchschnittseinkommen ei- i 
nes Beamten und Arbeiters 
betrug daher. M 

1 486 

1 509 

1 549 

1 565 

Der auf den Kopf fallende Be¬ 
trag hätte betragen bei einer 
Gewinnbeteiligung 

von 10%. M | 

94 

111 

113 

! 

93 

7 

" ' v . •» I 

65 ■ 

78 

79 

65 

■ » 5 v . - 

47 1 

55 

56 

i 47 

Der Gewinnanteil würde daher 
vom durchschnittlichen Jah- | 
resarbeitseinkommen betra¬ 
gen haben r 

bol 10%.% 

1 

i 

i 

| 1 

M j 

7,36 

7,30 

5,94 

- 7 -. . 

4,37 

5,17 

5,10 

4,15 

' 5 . " i, 

8,16 

3,64 

3,62 ! 

3,00 


Dei Gewinnanteil würde daher bei einer Gewinnbeteiligung von 
10 % günstigstenfalls 7,so % des Jahresarbeitseinkommens, bei einer Ge¬ 
winnbeteiligung von 7 % günstigstenfalls 5,17 % des Jahresarbeitsein¬ 
kommens und bei einer Gewinnbeteiligung von 5 % günstigstenfalls 
3,04 % des Jahresarbeitseinkommens betragen haben. 

Das von Böhmert 1 ) bei den deutschen Unternehmungen mit Gewinn¬ 
anteilsberechtigung ermittelte Verhältnis des Gewinnanteils zum Jahres¬ 
arbeitseinkommen beträgt 5,i %, in England*) für die Jahre 1901 bis 1918 
5,r, %. Bei einem Gesamtverteilungsbetrag von 299 728 £ sind in England 
im Jahr 1918 bei 81833 gewinnanteilsberechtigten Personen auf den 
Kopf durchschnittlich 3 £ 13 s 3 d gekommen*). Die Zahlen zeigen deut- 

J ) Grüner, a.a.O., S. 114. — Heißner, S. 218. 

*) Keport on profit-sharing and labour-co-partnership in the United-King- 
dr in, London 1920, Seite 189. 

3 ) Report S. 22/2:3. 
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lieh eine der Hauptschwächen der Gewinnbeteiligung, daß selbst riesige 
Beträge, die als Gewinnanteil zur Ausschüttung gelangen, bei der Ver¬ 
teilung auf eine große Anzahl von Arbeitnehmern sich als ein nur ge¬ 
ringer Lohnizuschuß darstellen 1 ). Diese Tatsache zeigt auch deutlich eine 
in jüngster Zeit vorgenommene Untersuchung 1 ). Bei einer Gesellschaft, 
die in bezug auf ihr Gewinnergebnis zu den günstigsten Deutschlands 
zählt, weil sie mit kleinem Aktienkapital und großem Umsatz arbeitet 
(17 725 975 Ji Unternehmerkapital; 6000 Mann Personal; 22,5% Divi¬ 
dende), würde bei der sehr niedrig angenommenen Verzinsung des Unter¬ 
nehmerkapitals mit nur 4 % auf den Kopf der Beamten und Arbeiter¬ 
schaft der Betrag von 91 M jährlich kommen. Die Verteilung der ge¬ 
samten Dividende von 215 220 000 Ji von 66 deutschen Gesellschaften der 
verschiedensten Industrien mit einem Kapital von 2,5 Milliarden Ji und 
mit einer Gesamtbelegschaft von 783 781 Mann würde nur eine Ein- 
kommensverraehrung von 270 Ji im Jahr für den einzelnen Arbeitnehmer 
zur Folge haben 1 ). 

Hinzukommt, daß die Auszahlung des Gewinnanteils erhebliche 
Zeit später erfolgt, nachdem die Arbeit, die zu dem Gewinnergebnis bei¬ 
getragen hat, geleistet worden ist. Die Bestrebungen der Arbeiterschaft 
gehen dahin, schnell aufeinanderfolgende Löhnungstermine zu erhalten, 
um möglichst bald den Erfolg ihrer Arbeit zu empfangen. So ist im 
Lohntarifvertrag zwischen der Reichseisenbahnverwaltung und dem Deut¬ 
schen Eisenbahnerverband in Berlin, der Gewerkschaft deutscher Eisen¬ 
bahner und Staatsbediensteter in Berlin, dem Allgemeinen Eisenbahner¬ 
verband (E. V.) in Berlin-Friedenau vom 11. März 1921 ausdrücklich im 
§ 16 bestimmt, daß der Lohn (Abschlag- und Vollzahlung) spätestens am 
Freitag jeder Woche zu zahlen ist. Für den Arbeiter wird daher die Aus¬ 
sicht, am Jahresschluß oder am Schluß des Geschäfts- oder Rechnungs¬ 
jahrs einmal einen geringen Betrag zu erhalten, ohne den geringsten 
Anreiz sein. Die Frage, ob die den Arbeitnehmern auf Grund der Ge¬ 
winnbeteiligung gezahlten Beträge irgendeinen günstigen Einfluß auf 
ihre Arbeitsleistung haben, ist zu verneinen. 

Eine weitere Schwierigkeit, besonders bei einer Riesenunterneh- 


l ) Brandt, a.n.O., S. 284, erachtet im Anschluß an Stiel, a.n.O. S. 73, bei 
einem Arbeitseinkommen von 1200 M einen Gewinnanteil von 60 M als recht 
beträchtlich. 

! ) Dr. Gustav ter Meer: Beteiligung der Arbeiterschaft an den Erträg¬ 
nissen industrieller Werke, Beilage zum Märzheft 1921 der Hanomag-Nachrichten, 
herausgegeben von der Hannoverschen Maschinenfabrik Aktiengesellschaft. 

•“) Siehe auch Sonderbeilage zum Reichsarbeitsblatt Nr. 3, März 1920: 
Lntersuchungen und Vorschläge zur Beteiligung der Arbeiter an dem Ertrage 
wirtschaftlicher Unternehmungen. Seite 14. 


Digitizeit by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



730 


Gewinnbeteiligung und Kapitalbeteiligung der 


mung wie die der Reichs ei sen bahnen, bietet die Aufgabe, einen befriedi¬ 
genden Verteilungsplan zu finden. Die verschiedenartige Abgrenzung des 
Kreises der gewinnanteilsberechtigten Personen und die durchaus einen 
einheitlichen Gedanken vermissende Verteilung des Reingewinns an die 
Berechtigten, wie sie aus den Ausführungen zu II ersichtlich sind, zeigen 
die Schwierigkeiten einer allseits als gerecht anerkannten Regelung. 
Selbst die eingehendsten Verteilungsgrundsätze, wie z. B. die bei den 
dänischen Staatseisenbahnen aufgestellten, werden nicht befriedigen. Es 
sei hier auch auf das bei den Reichseisenbahnen vorhandene Zusammen¬ 
wirken von gelernten Handwerkern und ungelernten Arbeitern verwie¬ 
sen 1 ). Die gelernten Handwerker würden sich sicherlich mit einer 
schablonenhaften, gleichmäßigen Verteilung des Gewinnanteils nicht zu¬ 
frieden geben. Es dürfte auch unbillig sein, die hochwertige Arbeit des 
gelernten Handwerkers der des ungelernten Arbeiters bei der Gewinnver¬ 
teilung gleichzustellen. Bemerkenswert ist, daß das schweizerische Eisen¬ 
bahnpersonal (Lokomotivpersonalverband, Verein schweizerischer Eisen¬ 
bahnangestellter) in einem Herbst 1919 dem schweizerischen Volkswirt¬ 
schaftsdepartement erstatteten Gutachten des schweizerischen Gewerk- 
schaflsbundes über „Gewinnbeteiligung und Mitspracherecht“ sich schroff 
gegen die Einführung der Gewinnbeteiligung insbesondere deshalb aus¬ 
gesprochen hat, weil sie Streit und Zwietracht unter das Personal bringe*). 

Das Hauptbedenken, das gegen jede Gewinnbeteiligung spricht und 
das nicht scharf genug betont werden kann, ist die nur beschränkte Mög¬ 
lichkeit für die Arbeitnehmerschaft, den Gesamtgewinn und dadurch den 
zu ihrem festen Lohn hinzutretenden Gewinnanteil zu beeinflussen. 
Wenn jiie Arbeitnehmer noch so hingebend gearbeitet haben, kann der 
Erfolg ihrer Mehrleistungen durch außerhalb ihres Willens liegende Um¬ 
stände völlg zunichte gemacht werden. Von den vielen Faktoren, von 
denen der Enderfolg einer Unternehmung abhängt, ist die Tätigkeit der 
Arbeiterschaft, der Arbeitsfaktor, nur einer. Für den einzelnen Arbeiter 
vollends besteht jedenfalls bei Unternehmungen von der Größe der Reichs¬ 
eisenbahnen nicht nur nicht eine beschränkte Möglichkeit, sondern die 
völlige Unmöglichkeit, mit seiner Einzelleistung den Gesamtgewinn und 
damit seinen Gewinnanteil zu beeinflussen. Soll daher eine Steigerung 
der Arbeitsleistung durch finanzielle Interessierung am Arbeitserfolg er¬ 
zielt werden, so ist dies nur dadurch möglich, daß die Einkommensver¬ 
mehrung unmittelbar mit der Erhöhung der Einzelleistung eintritt. 


*) Siehe dazu Martell: Zur Frage der Arbeitergewinnbeteiligung, Zeitschrift 
für Sozialwissenschaft, 1920, S. 651 ff. 655. 

*) Sonderheft a.a.O., S. 21. 
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Zu den genannten Schwierigkeiten und Bedenken kommt hinzu, daß 
selbst die eifrigsten Verteidiger des Gewinnanteilssystems nur Zeiten 
wirtschaftlichen Aufschwungs und ohne soziale Kämpfe für die Einfüh¬ 
rung der Gewinnbeteiligung als geeignet erachten 1 ). Die schon in der 
Vergangenheit ablehnende Haltung der Arbeiterschaft 9 ) gegen die Ge¬ 
winnbeteiligung hat sich nicht geändert. Die Gewerkschaften erachten 
durch eine Beteiligung am Gewinn die Freizügigkeit und Entschluß¬ 
fähigkeit der Arbeiter als bedroht*). Sie fürchten weiter, daß die Ar¬ 
beiterschaft den Klassenkampforganisationen entfremdet werde, und 
lehnen aus der Erwägung, daß eine erfolgreiche Gewinnbeteiligung den 
Zuzug von Arbeitern zu dem betreffenden Unternehmen zur Folge haben 
werde und demgemäß lohndrückend wirke, die Gewinnbeteiligung ab. 

Ist somit die Einführung einer Gewinnbeteiligung bei den Reichs¬ 
eisenbahnen aus allgemein gültigen und aus den zurzeit bestehenden 
Gründen unbedingt abzulehnen, so gilt das gleiche von der Schaffung 
einer Kapitalbeteiligung des Personals. Von verschiedenen Seiten wird 
vorgeschlagen, die Reichseisenbahnen in eine der Zahl der Wirtschafts¬ 
gebiete Deutschlands entsprechende Anzahl kaufmännischer Gesellschaf¬ 
ten auf gemeinwirtschaftlicher Grundlage zu zerschlagen und sie zu einer 
Reichseisenbahngesellschaft für die Erledigung der gemeinsamen und 
einheitlich zu behandelnden Geschäftsaufgaben zusammenzuschließen'). 
Durch kleine Anteilscheine am Stammkapital der Gesellschaften soll das 
Personal einschließlich der Arbeiter am finanziellen Erfolg des Unter¬ 
nehmens beteiligt werden. Diese Zertrümmerung der seit Bismarcks 
Zeiten erstrebten und jetzt mühsam gewonnenen Reichseisenbahneinheit 
würde einen Rückschritt bedeuten und muß daher abgelehnt werden. 
Bei der Fortführung der Eisenbahnen als Unternehmen des Reichs ist 
aber für eine Kapitalbeteiligung des Personals kein Platz. 

*) Grüner, a.a.O., S. 107, 109. 

s ) Grüner, a.a.O., S. 150 ff. 

*) Ebenso Südekum: Kapital- und Gewinnbeteiligung als Grundlage plan¬ 
mäßiger Wirtschaftsführung, Berlin 1921, S. 21, der deshalb durch Schaffung einer 
alle wirtschaftlichen Unternehmungen umfassenden Gesellschaft mit Gewinn¬ 
beteiligung den Nachteil zu vermeiden sucht, daß immer nur eine Beteiligung 
der Arbeiter an d e m Werk gegeben ist, bei dem eie gerade beschäftigt sind. 

*) Völeker: Aufbau der Reichseisenbahnverwaltung, Kölnische Zeitung 
vom 18. und 19. November 1920; Münchner Neueste Nachrichten vom 22. November 
1920: Wirtschaftspolitisches Neuland. Siehe zu der Frage: Pischel, Autonome 
Wirtschaftsgebiete und Reichseisenbahnen, Verkehrstechnik, Zentralblatt für das- 
gesamte Land-, Wasser- und Luftverkehrswesen 1921, Heft 4, Seite 50 ff. 
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Geschichte, Entwicklung und Funktion 
der Bahnen niederer Ordnung im Verkehrswesen. 

Von 

Josef Popper, Budapest. 


I. 

Begriff und Einteilung der Bahnen niederer Ordnung. 

Unter dem Gesamtnamen „Bahnen niederer Ordnung“ werden im Gegen¬ 
satz zu den Bahnen höherer Ordnung, die nach Anlage, Ausrüstung 
und Leistungsfähigkeit den Massen- und Schnellverkehr von Personen 
und Gütern innerhalb der Kulturländer auf weite Entfernungen vermit¬ 
teln, die Schienenwege verstanden, die vorzugsweise oder ausschließlich 
örtlichen Verkehrszwecken dienen und dementsprechend in ihren Ein¬ 
richtungen und Leitungen hinter jenen der Bahnen höherer Ordnung 
zurückstehen. 

Gleichwie bei den Bahnen höherer Ordnung — den Haupt- oder 
Vollbahnen — solche ersten und zweiten Ranges mit mehr oder weniger 
vollkommener technischer Einrichtung (Doppelgleise, Schnellzugsver¬ 
kehr), dann solche mit beschränkter Ausstattung (Nebenbahnen) zu 
unterscheiden sind, weisen auch die Bahnen niederer Ordnung eine Reihe 
gradueller Verschiedenheiten auf. Im weitesten Sinn müßten ihnen 
eigentlich auch die nicht dem allgemeinen Verkehr, sondern besonderen 
Zwecken als Bestandteile und Hilfsanstalten von Produktionsbetrieben 
dienenden Bergwerks-, Industrie-, Wald- und landwirtschaftlichen Hilfs¬ 
bahnen zugerechnet werden. Nach der eisenbahnfachlichen Terminologie 
werden diese Bahnen jedoch nebst den Anschlußgleisen, die die Verbin¬ 
dung von Produktionsstätten mit der nächstgelegenen Eisenbahn her- 
stellen (Privatanschlußbahnen) unter der Bezeichnung „Schleppbahnen" 
zusammengefaßt und von den dem öffentlichen Verkehr dienenden 
Bahnen niederer Ordnung im engeren oder technischen Sinn unter¬ 
schieden. 

Nebst den diesen Bahnen gemeinsamen Begriffsmerkmalen der 
Zweckbestimmung für den öffentlichen Verkehr und der einfacheren 
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Bau- und Betriebsweise stimmen die verschiedenen Arten der Bahnen 
niederer Ordnung auch darin überein, daß ihr Verkehrszweck ein örtlich 
beschränkter ist. Innerhalb dieses ihren Begriff abgrenzenden Rahmens 
sind nun weitere Unterschiede dadurch gegeben, daß der örtliche Ver¬ 
kehrszweck ein engerer oder weiterer sein kann, je nachdem es sich um 
•den Verkehr innerhalb des Gebiets einer Gemeinde oder zwischen be¬ 
nachbarten Gemeinden oder innerhalb größerer Landesteile handelt, die 
außerhalb des Bahnnetzes gelegen sind und mit demselben in Verbindung 
gebracht werden sollen. Es fällt sofort auf, daß die Abgrenzung des 
Begriffs der Bahnen niederer von denen höherer Ordnung in Verbindung 
Bahnen des engeren Ortsverkehrs — den Straßenbahnen und Kleinbahnen 

— viel schärfer hervortritt als bei denen des weiteren örtlichen Verkehrs 

— den. Lokalbahnen, Sekundärbahnen, Vizinalbahnen — die bei 
größerer Ausdehnung ähnliche Verkehrszwecke erfüllen wie die Neben¬ 
bahnen, denen sie dann in ihren Einrichtungen nahekommen. 

Es ergeben sich hiernach für die Bahnen niederer Ordnung folgende 
Begriffsmerkmale wie auch nachstehender Einteilungsgrund: 

1. öffentlicher Verkehr; 

2. vereinfachte, dem besonderen Verkehrszweck angepaßte Bauan¬ 
lage und Betriebseinrichtung; 

3. örtlich beschränkter Verkehrszweck, und zwar entweder a) Be¬ 
schränkung auf den Ortsverkehr innerhalb einer Gemeinde oder innerhalb 
benachbarter Gemeinden oder b) Bedienung eines weiteren Umkreises. 
Vermittlung der Zufuhr zur nächstgelegenen Haupt- oder Nebenbahn. 

In umgekehrter Reihenfolge, von der größeren zu der geringeren 
Bedeutung für den Verkehr, führt der Unterschied zwischen weiterem 
und engerem örtlichen Verkehr zu der lunteilung der Bahnen niederer 
Ordnung in folgende zwei Hauptgruppen: 

A. Bahnen für den weiteren örtlichen Verkehr: Lokalbahnen (Sekun¬ 
därbahnen, Vizinalbahnen, nebenbahnähnliche Bahnen, Bahnen von unter¬ 
geordneter Bedeutung); 

B. Bahnen für den engeren örtlichen Verkehr: Kleinbahnen (Tertiär¬ 
bahnen), einschließlich der Straßenbahnen (Tramways), Stadtbahnen, 
Bergbahnen, Seilbahnen, Schwebebahnen und sonstigen eisenbahnähn¬ 
lichen Transportmittel, sofern sie dem öffentlichen Verkehr zu dienen 
haben. 


•A. Lokalbahnen. 

Der Name Lokalbahnen ist der französischen Sprache nach¬ 
gebildet, die die Bahnen von untergeordneter Bedeutung, die zunächst 
örtlichen Verkehrszwecken dienen, mit dem Ausdruck „Chemins de fer 

Archiv für Eisenbahnwesen. 19*21. 4 ^ 
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d'interet local“ bezeichnet. Die Österreichische Gesetzgebung beschränkte 
sich, ohne eine Definition der Lokalbahnen zu geben, anfänglich darauf, 
diese von ihr angenommene Benennung durch Beifügung von Synonymen, 
die allgemein bekannte, zum Teil technisch feststehende Typen solcher 
Bahnen darstellten, wie Sekundärbahnen, Vizinalbahnen und andere mehr 
zu erläutern. In unserer Zeit ist in Art, I des Gesetzes über Bahnen nie¬ 
derer Ordnung in Österreich vom 8. August 1910, RGB. Nr. 149, in 
Ungarn vom Jahr 1880, Nr. XXXI, und 1888, Nr. IV, eine Legaldefinition 
der Lokalbahnen aufgenommen worden. Sie lautet wörtlich: 

„Lokalbahnen sind jene Bahnen, welche bezüglich der technischen 
Anlage und Leistungsfähigkeit hinter den Hauptbahnen zurückstehen, 
jedoch den Verkehr im weiteren Umkreise, insbesondere die Zufuhr zu 
den Hauptbahnen vermitteln und in der Konzessionsurkunde als Lokal¬ 
bahnen bezeichnet sind.“ 

In dieser gesetzlichen Begriffsbestimmung sind dem negativen Merk¬ 
mal des Zurückstehens hinter den Hauptbahnen zwei positive Kriterien 
beigefügt, von deren Zutreffen die begriffliche Qualifikation einer Bahn 
als Lokalbahn abhängig gemacht wird: der weitere Umkreis, in dem die 
Bahn den Verkehr bedienen soll, und der namentlich auch die Zufuhr zu 
den Hauptbahnen umfaßt, und die formale Erklärung der Bahn als Lokal¬ 
bahn in der ihre Konzession enthaltenden Urkunde. Auf dieses formale 
Erfordernis, das nach dem früheren Stand der Gesetzgebung die 
Stelle einer Definition vertrat, ist darum besonderes Gewicht zu legen, 
weil von ihm die Zuerkennung der den Lokalbahnen gesetzlich zuge¬ 
sicherten Erleichterungen und Begünstigungen abhängt. 

Die Definition der Lokalbahnen, wie auch die später zu besprechende 
der Kleinbahnen hat schon bei der Beratung des Gesetzes im österreichi¬ 
schen Herrenhaus eine Kritik erfahren. Eine klar umschriebene Begriffs¬ 
bestimmung dieser Verkehrsanstalten sei noch niemals gelungen. Sie 
sei überflüssig, w r eil quantitative Unterscheidungen mehr Gefühlssache 
seien. Sie sei aber auch direkt schädlich, weil das praktische Verkehrs¬ 
bedürfnis Gefahr laufe, der Interpretation zum Opfer zu fallen. Die 
Definition w’erde nicht verhindern können, daß Bahnen von der Bedeutung 
von Hauptbahnen, vüe wiederholt geschehen, aus Sparsamkeitsrücksichten 
als Lokalbahnen konzessioniert werden. Die Definition der Lokalbahnen 
sei außerdem unzutreffend, da auch andere als Lokalbahnen nach Anlage 
und Leistung hinter den Hauptbahnen zurückstehen. Das Erfordernis der 
Bezeichnung als Lokalbahn in der Konzessionsurkunde mache jede 
weitere Definition überflüssig. Dieser Kritik gegenüber wurde geltend 
gemacht, daß bei der allseits anerkannten Untunlichkeit einer erschöpfen¬ 
den Definition die Formalerklärung nicht zu entbehren sei, und es wurde 
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die allgemeine Anschauung vertreten, daß Bahnen niederer Ordnung oder 
Lokalbahnen solche seien, bei denen eins der wesentlichen Merkmale der 
Hauptbahnen fehle. 

Es mag zugegeben werden, daß eine vollständig befriedigende Legal¬ 
definition der Lokalbahnen bisher nicht gelungen ist und auch der neueste 
Versuch dieses Schicksal teilt. Gegen den Inhalt der Definition kann 
indes ihre befürchtete Nichtanwendung in der Praxis, die aus einzelnen 
Fällen gefolgert wird, die noch unter den früheren Gesetzen vorgekommen 
sind, wohl kein Argument abgeben. Unzutreffend ist auch die Annahme, 
es wäre nach der Legaldefinition möglich, beliebige Bahnen deshalb, weil 
sie hinter Hauptbahnen — gemeint sind solche ersten Ranges — zurück¬ 
stehen, als Lokalbahnen zu bezeichnen. Denn der Inhalt der Definition 
ist durch das Merkmal des Zurückstehens keineswegs erschöpft. 


B. Kleinbahnen. 

Der Name und Begriff der Kleinbahnen ist in Ungarn und Österreich 
aus der preußischen Gesetzgebung übernommen, die diese Kategorie 
von Bahnen niederer Ordnung mit dem Gesetz vom 28. Juli 1892 ge¬ 
schaffen und organisch geregelt hat. Die grundlegende Definition ist im 
§ 1 dieses Gesetzes enthalten und lautet: 

„Kleinbahnen sind die dem öffentlichen Verkehre dienenden Eisen¬ 
bahnen, die wegen ihrer geringen Bedeutung für den allgemeinen 
Eisenbahnverkehr dem Gesetz über die Eisenbahnunternehmungen vom 
3. November 1838 (Gs. S. 505) nicht unterliegen. Insbesondere sind 
Kleinbahnen der Regel nach solche Bahnen, die hauptsächlich den 
örtlichen Verkehr innerhalb eines Gemeindebezirks oder benachbarter 
Gemeindebezirke vermitteln, sowie Bahnen, die nicht mit Lokomotiven 
betrieben werden.“ 

Ob die Voraussetzung für die Anwendbarkeit des Gesetzes vom 
3. November 1838 vorliegt, entscheidet auf Anrufen der Beteiligten das 
Staatsministerium. 

Auch hier steht also neben der Legaldefinition als ultima ratio die 
M inisterialentscheidung. 

Der materielle Inhalt der preußischen Definition ist samt dem Namen 
der von ihr umschriebenen Kategorie von Bahnen niederer oder eigentlich 
unterster Ordnung in das ungarische und österreichische Gesetz über 
Bahnen niederer Ordnung übergegangen, das diese Bahnkategorie im 
Abschnitt B. Kleinbahnen (Tertiärbahnen), Art. XVI bis XXI, teilweise 
abweichend von den Lokalbahnen (Abschnitt A, Art. I bis XV) behandelt 
hät. Die im Art. X^ I gegebene Definition des österreichischen Ge¬ 
setzes lautet: 

48* 
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„Unter Kleinbahnen (Tertiärhahnen) im Sinn dieses Gesetzes sind 
die für den öffentlichen Verkehr bestimmten Lokalbahnen zu verstehen, 
die für den allgemeinen Eisenbahnverkehr von geringer Bedeutung sind 
(normal- oder schmalspurige Zweigbahnen, Straßenbahnen mit Dampf¬ 
oder elektrischem Betrieb, anderen mechanischen Motoren oder animali¬ 
scher Kraft, Seilbahnen usw.). Insbesondere sind Kleinbahnen in der 
Kegel solche Bahnen, die hauptsächlich den örtlichen Verkehr in einer 
Gemeinde oder zwischen benachbarten Gemeinden vermitteln sowie alle 
Bahnen, die nicht mit Dampf betrieben werden. 

Die Anerkennung einer Lokalbahn als Kleinbahn (Tertiärbahn) und 
die Konzessionserteilung für eine solche steht dem Handelsministerium 
im Einvernehmen mit den anderen beteiligten Ministerien, in den Zeiten 
der ehemaligen Monarchie stand sie auch dem Reichskriegsministerium zu.“ 

Wesentlich gleichen Inhalt, nur in der Fassung vereinfacht dadurch, 
daß die beispielsweise Aufzählung einzelner Bahntypen an den Schluß 
gestellt ist und daß alle nicht mit Dampf betriebenen Bahnen nicht mit 
einbezogen sind, zeigt die Begriffsbestimmung der Kleinbahnen in dem 
neuen ungarischen und österreichischen Gesetz über Bahnen niederer 
Ordnung, das die Kleinbahnen nicht mehr als Unterart der Lokalbahnen 
behandelt, sondern sie ihnen im Art. I, Absatz I, als eigene selbständige 
Kategorie der Bahnen niederer Ordnung gegenüberstellt und im Ab¬ 
schnitt B, Art. XXV111 bis XXXIII, eingehend regelt. Die Definition 
im Art. I, Absatz III, in der die Alternativbezeichnung Tertiärbahnen 
nicht mehr vorkommt, hat folgenden Wortlaut: 

„Kleinbahnen sind solche Bahnen niederer Ordnung, die für den 
allgemeinen Eisenbahnverkehr von geringerer Bedeutung sind, insbe¬ 
sondere jene, die hauptsächlich den örtlichen Verkehr in einer Gemeinde 
oder zwischen benachbarten Gemeinden vermitteln. Zu den Kleinbahnen 
gehören auch Seilbahnen, Schwebebahnen und andere eisenbahnähnliche 
Transportmittel, sofern sie für den öffentlichen Verkehr bestimmt sind 
und von derRegierung als Kleinbahnen anerkannt wurden (Art. XXVIII).“ 

Auch an dieser Definition hat die vorerwähnte Kritik insofern 
Anstoß genommen, als von den städtischen Straßenbahnen mit ihrer zum 
Teil ziffermäßig sehr namhaften Personenfrequenz doch nicht gesagt 
werden könne, daß sie „für den allgemeinen Eisenbahnverkehr von 
geringerer Bedeutung“ seien. Der Einwand fällt weg, wenn man sich 
gegenwärtig hält, daß der allgemeine Eisenbahnverkehr auch den Massen¬ 
güter- und Fernverkehr umfaßt, für den der städtische Personenverkehr 
tatsächlich wenig bedeutet. 

Die Definition, die — wie früher erwähnt — dem preu¬ 
ßischen Kleinbahngesetz entnommen ist. stellt nebst der ge- 
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ringeren Bedeutung für den allgemeinen Eisenbahnverkehr genaue 
Unterscheidungsmerkmale für den durch die Kleinbahnen zu be¬ 
dienenden Verkehr auf. Sie begrenzt ihn im Sinn des engeren örtlichen 
Verkehrs auf das Gebiet einer Gemeinde oder benachbarter Gemeinden 
und beugt jeder Unsicherheit in der praktischen Anwendung des Gesetzes 
dadurch vor, daß in letzter Linie wie bei den Lokalbahnen so auch bei den 
Kleinbahnen das formale Erfordernis der Anerkennung seitens der 
Regierung über den Charakter der Bahn entscheidet. 

Noch ist auf die Verschiedenheit aufmerksam zu machen, die 
zwischen den österreichischen und preußischen Kleinbahnen hinsichtlich 
der Rechtsgrundlagen in der Zuständigkeit der Behörden obwaltet. Die 
österreichischen Kleinbahnen werden wie die österreichischen Lokal¬ 
bahnen auf Grund des allgemeinen Eisenbahnkonzessionsgesetzes vom 
14. September 1854, RGB. Nr. 238, konzessioniert, dessen Bestimmungen 
unbeschadet der Spezialnormen der Lokalbahngesetze auf sie Anwendung 
finden. Sie gehören daher gleich den Haupt- und Lokalbahnen zu den 
ressortmäßig dem Eisenbahnministerium unterstehenden Unternehmungen. 
In Preußen dagegen sind die Kleinbahnen von der Anwendung des allge¬ 
meinen Eisenbahngesetzes vom 3. November 1838 ausgenommen; ihre 
Rechtsgrundlage bildet das für sie und die Privatanschlußbahnen er¬ 
lassene Gesetz vom 28. Juli 1892. In diesem Gesetz ist auch die 
behördliche Zuständigkeit zur Erteilung der Genehmigung (Konzession) 
sowie die staatliche Beaufsichtigung besonders und zwar im Sinn 
weitgehender Dezentralisation geregelt (§ 3 ff-). 

Das preußische Kleinbahngesetz hat sich in der Anwendung vor¬ 
trefflich bewährt und der Förderung des Kleinbahnwesens in Preußen 
wichtige Dienste geleistet. Seine Kompelenzbestimmungen sind aber 
nur unter den dort obwaltenden Voraussetzungen anwendbar, die für 
Österreich, besonders aber für Ungarn, nicht zutreffen. 


II. 

Entwicklung der Bahnen niederer Ordnung. 

Wie aus der vorausgegangenen Erörterung über den Begriff und 
die Einteilung der Bahnen niederer Ordnung ersichtlich, ist der für die 
Anlage dieser Schienenwege maßgebende Grundgedanke die Vorsorge für 
die Bedürfnisse des örtlichen Verkehrs und zwar zunächst in den 
Gebieten, die außerhalb der Hauptbahnen gelegen sind, in weiterer Folge 
aber auch dort, wo dieser Verkehr durch die Hauptbahnen nach ihrer 
besonderen Einrichtung und Betriebsweise nicht genügend berücksichtigt 
werden kann. Hier kommen insbesondere die größeren Städte und dicht 
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bewohnten Industriebezirke in Betracht, deren Bevölkerung rascher und 
billiger Transportmittel innerhalb des Ortsgebiets und seiner Umgebung 
bei fortschreitender Entwicklung immer dringender bedarf. Vorerst soll 
indes von der Entwicklung der die bahnlosen Gebiete des flachen Landes 
erschließenden Bahnen niederer Ordnung die Rede sein. Sie sind 
übrigens der Zeit nach mit den städtischen Straßenbahnen Hand in Hand 
gegangen. 

Zu Beginn des letzten Viertels des abgelaufenen Jahrhunderts hatte 
das Netz der großen, dem Schnellverkehr und Güteraustausch auf weite 
Entfernung dienenden Hauptbahnen in den meisten europäischen Kultur¬ 
ländern sich seiner Vollendung genähert. Noch waren hie und da einige 
Lücken auszufüllen, militärisch wichtige oder aus Verkehrsrücksichten 
notwendige Abkürzungslinien zu bauen. Insbesondere dem früheren 
Österreich-Ungarn waren in den durch die Alpen und durch die Karpathen 
getrennten Gebieten sowie im Süden der ehemaligen Monarchie noch 
wichtige Bahnverbindungen nachzuholen, die erst in den letzten 30 Jahren 
zustande gekommen sind: so die ungarische Adriabahn, die Arlbergbahn, 
die Tauern- und Karaw r ankenbahn nebst der zweiten Verbindung mit 
Triest, die Wechselbahn, die in mehrfacher Zahl ausgeführten galizisch- 
ungarischen Karpathenbahnen, die Bahnen in Istrien und Dalmatien 
sowie in Bosnien und der Herzegowina; in der Schweiz die St. Gotthard-, 
die Simplon- und die Lötschbergbahn. Von diesen Ergänzungslinien abge¬ 
sehen, konnte das europäische Hauptbahnnetz um die vorhin erwähnte 
Zeit (1875 bis 1880) als im großen und ganzen ausgebaut gelten. 

Die von den Hauptbahnen durchzogenen Gebiete w r aren schon in den 
Besitz der für ihre wirtschaftliche Entwicklung ausschlaggebenden Vor¬ 
teile des Eisenbahnverkehrs gelangt, die sich in ihrem raschen Aufblühen, 
in der Zunahme der Bevölkerungszahl der Städte, in der fortschreitenden 
Industrie und in der Wertsteigerung des unbeweglichen Besitzes augen¬ 
fällig kundgaben. Um so mehr fühlten sich die abseits der Hauptbahnen 
gelegenen Gebiete und namentlich jene Orte benachteiligt, deren wirt¬ 
schaftliche Verhältnisse durch die Ablenkung des Verkehrs von den 
Straßenzügen auf die Eisenbahnen gelitten hatten. Wunsch und Be¬ 
dürfnis, gleichfalls der Schienenverbindung teilhaftig zu werden, traten 
allenthalben in den Vordergrund und machten sich in den Vertretungs¬ 
körpern der verschiedenen Staaten nachdrücklich geltend. 

Es ist nicht ohne Interesse, die damalige Sachlage nach dem Zeug¬ 
nis authentischer zeitgenössischer Quellen in dem Lande zu verfolgen, 
das vermöge seiner alten bodenständigen Kultur, der Dichte seiner 
Bevölkerung und der Intensität seiner wirtschaftlichen, namentlich indu¬ 
striellen Entwicklung stets zu den am weitesten vorgeschrittenen Ge- 
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bieten Europas zählte und sich zu jener Zeit schon im Besitz eines 
dichten, systematisch angelegten Hauptbahnnetzes befand. 

Belgien hatte im Jahr 1875 bereits ein Hauptbahnnetz von 3441 km 
im Betrieb, das sich seither auf 4593 km erweitert hat und seit 1885 
keinen Längenzuwachs mehr aufweist. Hiernach steht Belgien, dessen 
Bevölkerungszahl für 1 km 227 beträgt und jene der Niederlande (160), 
Deutschlands (135), Englands (132), der österreichischen Reichshälfte (91), 
der ungarischen (64), der Gesamtmonarchie und Frankreichs (73) weit 
übertrifft, mit 15,5 km Hauptbahnen und 26,2 km Eisenbahnen überhaupt 
auf je 100 km bezüglich der Dichte seines Hauptbahnnetzes an erster 
Stelle (England 11,5 km, Frankreich 10,3 km, Deutschland 8,5 km, Öster¬ 
reich 7,6 km, Ungarn 6,9 km, Gesamtmonarchie 6,3 km; Nebenbahnen und 
nebenbahnähnliche Kleinbahnen eingerechnet Deutschland 12,2 km, Öster¬ 
reich 8,6 km, Ungarn 7,3 km). Schon im Jahr 1875 erkannte man aber 
in Belgien, daß die Dinge nicht so weitergehen dürften. Die Hauptbahnen 
könnten nicht überall eindringen. Ihre hohen Anlage- und Betriebskosten, 
die Art ihrer Trassenführung ließen notwendigerweise eine große Zahl 
von Gemeinden minderer Bedeutung abseits liegen. Diese würden sohin 
der Vorteile des Schienenwegs ibleibend verlustig gehen und demzufolge 
in einen Zustand verhängnisvoller Isolierung und unheilbarer Rückstän- 
-digkeit geraten. Überdies seien die Hauptbahnen außerstande, den Ver¬ 
kehr innerhalb der Städte und ihrer Vororte sowie der in Belgien so 
zahlreichen dichtbevölkerten ländlichen Ansiedlungen zu bedienen. Man 
müsse notwendigerweise diesem doppelten Bedürfnis Rechnung tragen 
und allen noch außerhalb des Bahnnetzes gelegenen Ortsgruppen, allen 
Bruchteilen der heimischen so tätigen, arbeitslustigen, nach Tätigkeit 
und Arbeit begierigen Bevölkerung*) das Mittel und die Gelegenheit 
geben, diese seltene Veranlagung zu verwerten. Diese Zwecke würden 
am besten dadurch erreicht, daß den in Rede stehenden Bevölkerungs- 
Gruppen rasche und wohlfeile Verkehrsmittel zugänglich gemacht und 
sie mit den großen Verkehrszentren verbunden sowie an die bestehenden 
Bahnlinien angeschlossen werden. Ein hier oft benutzter Vergleich 
kennzeichnet treffend die wirkliche Sachlage: Die Hauptbahnen seien 
-die Ströme, die Sekundärbahnen und Tramways gleichen den Flüssen 
und Bächen, die zur Füllung der ersteren dienen, und zwar nicht bloß 
zum Vorteil der Anrainer, sondern auch zur Sicherung und Vermehrung 
der Lebenskraft der Ströme, deren Verkehr zu entwickeln sie nicht 
verfehlen könnten. 

l ) Siehe: „Gesetzentwurf für die Bahnen niederer Ordnung.“ Herausgege- 
t>en vom königl. ungarischen Handelsministerium Budapest. (3 Bände.) Siehe 
•den II. Band: Ausländische Bahnen niederer Ordnung. 1913. 
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Man trachtete daher, neben dem Hauptbahnnetz ein zweites Bahn- 
netz zu schaffen, das mehr in das Innere des flachen Landes ein- 
dringen und die vielfachen Verkehrsbeziehungen erleichtern sollte, die 
sich mehr und mehr innerhalb der Städte und Vororte entwickeln. 

Dies war das Ziel, das in Belgien zunächst mit dem Gesetz über 
die Trambahnen vom 9. Juli 1875 angestrebt und — wie später gezeigt 
werden wird — mit den Gesetzen vom 28. Mai 1884 und 24. Juni 1885 
durch die Gründung der Nationalgesellschaft für Vizinalbahnen mittels 
einer ingeniösen, das ganze Land umfassenden administrativ-technischen 
und finanziellen Organisation mit staunenswertem Erfolg erreicht 
wurde, so daß Belgien tatsächlich als Musterland bezüglich der Bahnen 
niederer Ordnung gelten kann. Dank diesen Gesetzen und ihrer treff¬ 
lichen Ausführung besaß Belgien am 1. September 1910 neben dem Haupt¬ 
bahnnetz von 4593 km Gesamtlänge ein über das ganze Land verbreitetes 
System von Vizinalbahnen, das 167 konzessionierte Linien in der 
Gesamtlänge von 4388 km (48,85 % der Gesamtbahnlänge) umfaßte, wo¬ 
von 140 mit 3550 km Länge bereits im Betrieb standen. Für weitere 
39 Linien mit 422 km Gesamtlänge lagen entscheidungsreife Konzessions¬ 
gesuche vor. Außerdem waren für 107 Linien mit 1405 km die Vor¬ 
erhebungen im Gange. 

Die belgischen Vizinalbahnen sind fast ausnahmslos mit der Schmal¬ 
spur von 1 m angelegt. Das Hauptverdienst dieser erfolgreichen Aktion 
gebührt den Antragstellern in der vom Minister Sainctelette im 
Jahr 1881 berufenen Studienkommission, Bischoffsheim und W e i- 
lens, ferner dem Minister Beernaert, der das abschließende orga¬ 
nische Gesetz von 1885 einbrachte und erwirkte, dem Präsidenten Friss 
und dem Generaldirektor Const. de Burlet, der die Gesellschalt 
seit ihrem Bestehen leitet. 

So gründlich und systematisch wie Belgien, wo derzeit keine Ort¬ 
schaft von 2000 Einwohnern ohne Bahnverbindung ist, und die Hälfte der 
Gemeinden des Landes eine solche besitzt, hat keiner der übrigen euro¬ 
päischen Kulturstaaten das Problem der Bahnen niederer Ordnung gelöst. 
Indes sind, von den gleichen Beweggründen geleitet, die Bestrebungen 
nach Verdichtung des Bahnnetzes durch vereinfachte Bahntypen seit den 
achtziger Jahren ein Gemeingut aller dieser Staaten geworden. Dem¬ 
gemäß ist seither überall eine fortschreitende Entwicklung des Lokal- 
lind Vizinalbahnwesens wahrzunehmen. 

Für Österreich insbesondere kam der Umstand hinzu, daß man 
nach der Wirtschaftskrise von 1873, die die Hoffnungen auf das 
Zustandekommen der zahlreichen geplanten, zum Teil bereits gesetz¬ 
lich sichergestellten Bahnen zerstörte, nicht daran denken konnte, den. 
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Bahnbau in der bisherigen Weise mit übermäßig hoch angesetztem 
Nominalanlagekapital (unterschiedlos 1000 000 fl. — 2 000 000 K. für 
1 Meile, das ist 264 000 K. für 1 Kilometer), Pauschalverträgen und enormen 
Kursverlusten bei der Finanzierung fortzusetzen, anderseits jedoch 
eine völlige Stockung des Bahnbaues schon mit Rücksicht auf den da¬ 
durch verschärften Notstand vermeiden mußte. Die zu jener Zeit von 
führenden Eisenbahntechnikern empfohlene und durch den mindestens an¬ 
fangs zu gewärtigenden schwachen Verkehr neu erschlossener Gebiete 
sachlich wohlbegründete Wahl einfacherer, minder kostspieliger Typen 
der Anlage und des Betriebs — normalspurige Sekundärbahnen mit 
geringer Fahrgeschwindigkeit von 12—20 km/Std. — bot das Mittel, dem 
Verkehrsbedürfnis bisher .bahnloser Landesteile mit mäßigen Opfern, 
wobei Bauspekulationen und Finanzierungsgewinne ausgeschlossen 
bleiben sollten, entgegenzukommen und zugleich die Bautätigkeit in be¬ 
scheidenem Umfang aufrechtzuerhalten. Der Staat förderte diese Be¬ 
strebungen teils durch Gewährung von Steuer- und Gebührenbefreiungen, 
teils dadurch, daß er solche Sekundärbahnen, für die sich bald der 
Name Lokalbahnen einbürgerte, selbst zur Ausführung brachte oder 
sich an ihrer Kapitalbeschaffung durch Übernahme von Prioritätsobliga¬ 
tionen oder Aktien beteiligte. Auf ersterem Wege gelangte als erste 
Bahn dieser Art die zufolge des Gesetzes vom 28. März 1875 sicher¬ 
gestellte Sekundärbahn Elbogen—Neusattel durch die anschließende 
Buschtehrader Eisenbahn als Konzessionarin zur Ausführung. Dem¬ 
nächst wurden im Zusammenhang mit dem Ausbau der Hauptbahn 
Leobersdorf—St. Pölten die zwei Sekundärbahnlinien Leobersdorf— 
Gutenstein und Pöchlarn-Keinberg (Gaming) laut Gesetzes vom 12. März 
1876 der Gesellschaft der niederösterreichischen Südwestbahnen zur Aus¬ 
führung überwiesen, wobei der Staat sich späterhin durch Ankauf von 
Prioritätsobligationen unterstützend beteiligte. In noch weitergehender 
Förderung wurde mit vier Einzelgesetzen vom 12. und 13. März 1876 
der Staatsbau der vier als normalspurige Sekundärbahnen auszuführen¬ 
den Lokalbahnen Mürzzuschlag—Neuberg, Unterdrauburg—Wolfsberg, 
Kriegsdorf—Römerstadt und Erbersdorf—Würben tal angeordnet. Im 
Wege der Konzessionserteilung an Privatunternehmer wurden auf Grund 
der Gesetze vom 1. Juni 1879 mit Steuer- und Gebührenbefreiungen die 
Sekundärbahnen Chodau—Neudek und Caslau—Zawratetz sichergestellt 
und ausgeführt. 

Die Entwicklung des Lokalbahnwesens in den österreichischen 
Reichsratsländern echlug vom Jahr 1880 ab, in welchem die bisher von 
Fall zu Fall vom Reichsrat bewilligte Ermächtigung zur Erteilung von 
Steuer- und Gebührenbefreiungen der Regierung mit dem Gesetz vom 
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25. Mai 1880, RGB. Nr. 56, allgemein bis 31. Dezember 1882 eingeräumt 
wurde — erstes allgemeines Lokalbahngesetz — ein rascheres Tempo 
ein, zumal auch die Länder durch Erlassung eigener Landes-Lokalbahn- 
gesetzte in die Aktion fördernd eingriffen. Das erste derartige Gesetz — 
vom 12. Februar 1890 — kam in Steiermark zustande, wo der damalige 
Landeshauptmann, spätere Handelsminister Graf Wurmbrand den 
Lokalbahnen kräftigste Unterstützung zuwendete. Bald folgten mit ähn¬ 
lichen Gesetzen und zwar vom 17. Dezember 1892 Böhmen, vom 17. Juli 
1893 Galizien, vom 28. Mai 1895 Niederösterreich, in bescheidenerem 
Maß auch Oberösterreich, Salzburg, Krain, Mähren und Schlesien. 

Während der Geltungszeit des 1880er Gesetzes wurden 90 Lokal¬ 
bahnen mit 2074 km Gesamtlänge konzessioniert. Nebst den allgemeinen 
gesetzlichen Begünstigungen wurden ’dpjrch Spezialgesetze einzelnen 
Lokalbahnen auch positive staatsfinanzielle Unterstützungen gewährt 
(Beteiligung des Staats an der Kapitalbeschaffung durch Übernahme 
von Aktien oder Prioritätsobligationen, Staatsgarantie für den bevor¬ 
rechteten Teil des Anlagekapitals). Unter der Herrschaft des zweiten 
und dritten allgemeinen Lokalbahngesetzes vom 17. Juni 1887 — RGB. 
Nr. 81 — und vom 31. Dezember 1894 — RGB. Nr. 2 vom Jahr 1895, 
welche die normalen Begünstigungen für Lokalbahnen namentlich für 
den Fall ihrer Übernahme in den Staatsbetrieb erweiterten, erreichte 
die Zahl der Konzessionierungen 61 mit 1460 km und 167 mit 4907 km 
Gesamtlänge, so daß seit dem Wirksamkeitsbeginn des Gesetzes vom 
25. Mai 1880 bis 31. Dezember 1909 im ganzen 318 Lokalbahnen mit 
zusammen 8381 km Länge und 57 Kleinbahnen — die durch das Gesetz 
vom Jahr 1894 gescliaffene unterste Kategorie — mit 606 km Gesamt¬ 
länge sichergestellt wurden. Unter Beibehaltung des Verfahrens, den 
Lokalbahnen durch Spezialgesetze namhafte Staatsunterstützungen zu 
gewähren, und mit Hilfe der in verschiedenen Landesgesetzen zu¬ 
gesicherten Landesunterstützung erweiterte sich der Umfang der Lokal¬ 
bahnen in den im Reichsrat vertretenen Königreichen und Ländern 
seit 1880 jährlich um durchschnittlich 300 km und stieg von 16 km im 
Jahr 1880 bis Ende 1908 auf 8441 km, ihr Anteil an dem Gesamtbahn¬ 
netz (Ende 1908 21947 km ohne Kleinbahnen von 8 % im Jahr 1885 
auf über 38 % im Jahr 1908). 

über die finanziellen Ergebnisse dieser Aktion und ihre Rück¬ 
wirkung auf die Staats- und Landesfinanzen wird noch zu sprechen sein. 
Besondere Erwähnung verdient nebst der vorwiegend dem Personen¬ 
verkehr der Reichshauptstadt dienenden Wiener Stadtbahn, deren innere 
Linien als Lokalbahnen konzessioniert sind, das großartige, 246 km 
Streckenlänge umfassende Netz der Wiener elektrischen Straßenbahnen. 
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Dieses wurde von der Gemeinde Wien durch Ankauf, Umbau und Er¬ 
weiterung der früheren Pferdebahn- und einiger Dampftramwaylinien als 
konzessionierte Kleinbahn ausgeführt und hatte im Jahr 1910 eine Per¬ 
sonenfrequenz von 271 558 000 gegen 350 Millionen im Jahr 1914. 

Wie in Österreich ist auch in Ungarn mit weitgehender Staats¬ 
unterstützung ein ausgedehntes Netz von Lokalbahnen geschaffen wor¬ 
den. Sein Entstehen wurde durch die diesen Bahnen zufolge der Gesetz¬ 
artikel XXXI vom Jahr 1880 und IV vom Jahr 1888 zugesicherten 
Begünstigungen (Steuer- von Gebührenbefreiung, Befreiung von öffent¬ 
lichen Leistungen), vornehmlich aber durch die im weitesten Umfang 
zugestandene Übernahme in den Staatsbetrieb gegen Vergütung der 
Selbstkosten mit 50% der Bruttoeinnahme wesentlich gefördert. 

Der Längenumfang der ungarischen Lokalbahnen wird für 1914 
auf rund 13 000 km angegeben und beträgt 58% der mit rund 22 000 km 
berechneten Gesamtlänge des Bahnnetzes. Die elektrischen Straßen¬ 
bahnen haben in den ungarischen Städten ausgedehnte Verbreitung ge¬ 
funden, besonders auch in der Hauptstadt Budapest und Umgebung, die 
mit der Anlage einer elektrisch betriebenen innerstädtischen Unter¬ 
grundbahn anderen Großstädten vorausgegangen ist. 

Im Rahmen der Gesamtentwicklung des Bahnwesens niederer Ord¬ 
nung sei noch ein kurzer Ueberblick des Werdegangs gegeben, den die 
Bahnen dieser Art in den übrigen wichtigeren europäischen Kultur¬ 
ländern genommen haben. 

In Frankreich, wo schon das Gesetz vom 12. Juli 1865 den tech- 

« 

nischen Ausdruck „chemins de fer d’interet local“ eingeführt und das 
Höchstausmaß der diesen vom Staat, im Verhältnis zu jenen der Departe¬ 
ments, Gemeinden und Privatinteressenten zu gewährenden Kapitals¬ 
beihilfen geregelt hatte, entstanden die ersten Lokalbahnen im Attrak¬ 
tionsgebiet und mit Beihilfe der Ostbahngesellschaft. Sie blieben jedoch 
ohne den erhofften Erfolg und fanden zunächst nur spärliche Nach¬ 
ahmung. Die Konzessionierung war den Departements überlassen. Ein 
Gesetz vom Jahr 1880, betreffend Lokalbahnen und Tramways, ersetzte 
•die Kapitalsbeiträge durch Annuitätenzahlungen, wofür weitere Höchst¬ 
beträge bestimmt wurden. So entstand das überaus komplizierte System 
der fünf Maxima, dessen Vereinfachung ein 1908 von den Kammern 
votierter Gesetzentwurf anstrebt. Bei einer bis dahin erreichten Länge 
des Hauptbahnnetzes von 40121 km erreichten die Lokalbahnen und 
Tramways zusammen 15 850 km (28,3 % der Gesamtbahnlänge) mit 
.einem den Staat belastenden jährlichen Defizit von 7 Millionen Francs. 
Elektrische Straßenbahnen verkehren in allen größeren Städten. Paris 
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besitzt in dem „Metropolitain“ ein Netz von Schnellbahnlinien bedeutender 
Ausdehnung und hoher Rentabilität. 

G r o ß b r i t a n n i e n weist angesichts der Dichte seines Vollbahn¬ 
netzes keine bedeutende Entwicklung nebenbahnähnlicher Kleinbahnen 
auf. Ein auf ihre Förderung abzielendes Gesetz, der Light Railway Act 
vom Jahr 1890, das die Konzessionierungsbefugnis für solche Bahnen 
dem Handelsamt einräumte und Staatsunterstützungen vorsah, blieb ohne 
bemerkenswerten praktischen Erfolg. 

In Irland wurde durch die Gesetze von 1880 und 1883 ein System 
staatlicher Unterstützung bestimmter lokaler Bahnlinien eingeführt, 
späterhin jedoch durch den Light Railway Act vom Jahr 1890 (Balfours 
Act) im einschränkendem Sinn modifiziert. 

Gegenüber der Hauptbahnlänge von 37150 km im ganzen Ver¬ 
einigten Königreich beläuft sich der Umfang der Lokalbahnen auf nur 
1157 km (3,i "(> der Gesamtbahnlänge). Hochentwickelt sind dagegen in 
Großbritannien die innerstädtischen Personenverkehrsbahnen, zumal in 
den größeren Städten und vor allem in London, dessen Gebiet von zahl¬ 
reichen Untergrund- und Röhrenbahnen (Tubes) und außerhalb der City 
von elektrischen Straßenbahnen durchzogen wird. Auch die tief in das 
Innere Londons eindringenden Hauptbahnen vermitteln einen ansehn¬ 
lichen Teil des gewaltigen Personenverkehrs zwischen dem Zentrum und 
der Peripherie der Riesenmetropole. 

Die Niederlande haben wiederholt, zuletzt mit dem Gesetz vom 
9. Juli 1900 eine Klassifikation der Eisenbahnen durchgeführt. Hiernach 
werden neben den Vollbahnen unterschieden: A. Lokalbahnen: a) mit 
höchstens 50 und b) solche mit höchstens 35 km Stundengeschwindigkeit, 
B. Tramways mit mechanischer und solche mit animalischer Zugkraft, 
erstere auf 20 km/Std. Geschwindigkeit beschränkt. Finanzielle Unter¬ 
stützungen sind fallweise vorgesehen. Die Gesamtlänge der Haupt- und 
Lokalbahnen erreichte 1911 3607 km, die der Trambahnen mit mecha¬ 
nischer Zugkraft 1982 km (35,4 % der Gesamtbahnlänge). 

In D e u t s c h land ist die gesetzliche Regelung und Verwaltung 
des Bahnwesens niederer Ordnung nicht Sache des Reichs, sondern den 
einzelnen Bundesstaaten Vorbehalten. 

P r e u ß c n wandte nach der 1873er Krise sein Augenmerk vorerst 
der Ergänzung des allmählich verstaatlichten Hauptbahnnetzes durch 
Nebenbahnen zu, für die seit 1880 in der Ausdehnung von 13 800 km 
durch Spezialgesetze 1358 Millionen Mark bewilligt wurden. Seit Er¬ 
lassung des Kleinbahngesetzes vom 28. Juli 1892 wurde auch dieser Kate¬ 
gorie von Schienenwegen eifrige Pflege und umfassende staatliche Förde- 
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rung zuteil. Die für solche Bahnen gewährten Beihilfen erreichten 1910 
den Betrag von 88,5 Millionen Mark (104 Millionen Kronen). Am 
31. März 1910 standen in Preußen rund 3000 km Straßenbahnen und 
8700 km nebenbahnähnliche Kleinbahnen, zusammen 11700 km im Be¬ 
trieb. Der Gesamtlänge des Bahnnetzes entgegengehalten, das außer 
obigen Kleinbahnen am 1. April 1910 37 162 km Staatsbahnen, 2995 km 
Privatbahnen, zusammen 40157 km umfaßte, machen die Kleinbahnen 
22,5 % aus. Dagegen standen im Jahr 1916 in Preußen rund 17 285 km 
Bahnen niederer Ordnung im Betrieb. Der Gesamtlänge des Bahnnetzes 
entgegengehalten, das außer obigen Kleinbahnen Ende 1916 39 984 km 
Staatsbahnen und 3380 km Privatbahnen, zusammen also eine Länge von 
(in 649 km umfaßte, machten die Kleinbahnen 28,5 % aus. 

Bemerkenswert ist die intensive Entwicklung der Kleinbahnen für 
Zwecke des großstädtischen Personenverkehrs in Berlin (Hoch- und 
Untergrundbahnen, elektrische Straßenbahnen, als Kleinbahnen kon¬ 
zessioniert). 

Von den übrigen deutschen Bundesstaaten sind bezüglich des Baues 
von Lokalbahnen Bayern mit dem Gesetz vom 29. April 1881, das den 
Staatsbau einer Anzahl solcher Linien anordnete, und Hessen durch 
Erlaß des Spezialgesetzes für Lokalbahnen vom 29. Mai 1884 voraus¬ 
gegangen. Ferner hat Baden mit Gesetz vom 23. Juni 1900 sowie Olden¬ 
burg mit Gesetz vom 7. Januar 1902 das Lokalbahnwesen gesetzlich ge¬ 
regelt. Das Königreich Sachsen hat im Wege des Staatsbaues eine 
größere Zahl von schmalspurigen Lokalbahnen zur Ausführung gebracht. 
(17,# %), dagegen 1916 eine Länge von 81 308 km, darunter Bahnen nie¬ 
derer Ordnung 18 962 km (23 , 3 %). 

Ende 1908 umfaßte das Bahnnetz der sämtlichen deutschen Bundes¬ 
staaten 72 204 km, darunter Lokalbahnen und Tramways 12 734 km 
(17,a %), dagegen 1916 eine Länge von 81308 km, darunter Bahnen 
niederer Ordnung 18 962 km (23,s %). 

Italien ist als das Land zu bezeichnen, in dem die ursprünglich 
mit Dampf betriebenen Trambahnen schon frühzeitig eine außerordent¬ 
liche Entwicklung genommen haben. Begünstigt durch die vortrefflichen, 
in Lombardo-Venetien noch von der österreichischen Verwaltung ange¬ 
legten Straßen, entwickelte sich in Oberitalien schon in den siebziger 
Jahren ein dichtes Netz von städtischen und interurbanen Straßenbahnen, 
die zum Teil neben den Hauptbahnen entlang laufen. Ihr Zustande¬ 
kommen wurde von den Provinzen, Bezirken und Gemeinden durch Sub¬ 
ventionen meist in Form von Annuitätszahlungen gefördert. Auch der 
Staat beteiligt sich an solchen, nach dem neuesten Gesetz über Vizinal- 
balinen und Tramways (ferrovie econnomiche ossia vicinali) vom 15. Juli 
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1909, jedoch in dem Fall nicht, wenn die neuen Linien mit den bestehenden 
Hauptbahnen parallel laufen und sie wichtige Zwischenpunkte bedienen 
würden. 

' Das Bahnnetz Italiens weist Ende 1914 13 637 km Staatsbahnen und 
3535 km Privatbahnen, zusammen 17172 km Hauptbahnen und 4320 km 
Trambahnen auf, im ganzen 21 492 km, wovon die Trambahnen 19,o % 
ausmachen. 

In der Schweiz, wo die Rechtsverhältnisse der Sekundärbahnen 
mit einem Bundesgesetz vom Jahr 1899 geregelt wurden, ist die Subven¬ 
tionierung solcher Bahnen den Kantonen überlassen. Nur die rhätischen 
Bahnen genießen eine solche vom Bunde. Ende 1909 bestanden in der 
Schweiz 2443 km Hauptbahnen und 2628 km Sekundärbahnen, zusammen 
5071 km, wovon auf letztere 51,8 % entfallen. 

Spanien, dessen neueste Gesetzgebung über Sekundärbahnen 
vom 26. März 1908 datiert, sieht für solche von Fall zu Fall die Staats¬ 
garantie vor. Neben dem Hauptbahnnetz von 15100 km bestehen im 
Jahr 1913 3103 km schmalspurige Sekundärbahnen (= 20,o % der Ge¬ 
samtbahnlänge) . 

Ein Vergleich der relativen Entwicklung der Bahnen niederer Ord¬ 
nung in den hier besprochenen Staaten, das ist des Verhältnisses ihrer 
Länge zu jener des Gesamtbahnnetzes, wobei allerdings Fehlerquellen 
infolge der verschiedenen Terminologie nicht vermeidbar sind, zeigt nach¬ 
stehende Reihenfolge: Ungarn 58, Schweiz 51,8, Belgien 48,85, Österreich 
38, Holland 35,4, Preußen 28,r», Frankreich 28,3, Spanien 20,c, Italien 19,r», 
Deutschland 17,o, Großbritannien und Irland 3,i %. 

Abgesehen von der Schweiz, deren eigenartige Verhältnisse einen 
Vergleich mit anderen Ländern fast ausschließen, sind es demnach Un¬ 
garn, Belgien und Österreich, welche die relativ stärkste Entwicklung 
der Bahnen niederer Ordnung in bezug auf die Gesamtlänge solcher Bah¬ 
nen aufweisen. Dabei ist jedoch nicht zu übersehen, daß die beiden 
Hälften der Monarchie in bezug auf die Längenausdehnung ihres Gesamt¬ 
bahnnetzes, wie früher erwähnt wurde, hinter anderen mitteleuropäischen 
Ländern und insbesondere hinter Deutschland namhaft zurückstehen, die 
stärkere Ausdehnung der Bahnen niederer Ordnung mithin eine Art von 
Ersatz für das Zurückbleiben im Bau von Bahnen höherer Ordnung bildet. 

III. 

Aufgaben und Wirkungen der Bahnen niederer Ordnung 
im Verkehrsleben. 

Wie bereits früher hervorgehoben wurde, sind die Bahnen niederer 
Ordnung als Vermittler des örtlichen Verkehrs bestimmt, diesen entweder 
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im weiteren Umkreis aufzunehmen und ihn den nächstgelegenen Haupt¬ 
bahnen zuzuführen (Lokalbahnen, nebenbahnähnliche Kleinbahnen) oder 
ihn im engeren Gebiet einer Gemeinde, und ihrer nächsten Umge¬ 
bung zu bedienen (städtische Straßenbahnen, Stadtbahnen, Tramways, Seil¬ 
bahnen, Bergbahnen u. dgl.), wobei zumeist nur der Personenverkehr in 
Betracht kommt. Wichtig ist die den Bahnen letzterer Art zufallende 
Aufgabe, den Bewohnern der großen Städte und Industrieorte ein Ver¬ 
kehrsmittel zu bieten, das eine rasche, wohlfeile und bequeme Be¬ 
förderung im Umkreis des Ortsgebiets, also namentlich zu den inner¬ 
halb desselben gelegenen Arbeitsstätten und Geschäftsvierteln wie auch 
zu den Bahnhöfen der Hauptbahnen ermöglicht. Solche Bahnen dienen 
besonders dem Zweck, den Kreis der leicht erreichbaren W T ohnstätten zu 
erweitern und dadurch dem sozialen Übel der Wohnungsnot entgegen¬ 
zuwirken. Der Schwerpunkt der Aufgabe dieser Bahnen liegt also auf 
sozialem Gebiet. 

In volkswirtschaftlicher Hinsicht kommt jedoch eine Aufgabe von 
überwiegender Bedeutung den Lokalbahnen und Kleinbahnen zu, sie sind 
berufen, abseits der Haupt- und Nebenbahnen gelegene Orte und Lan¬ 
desteile, die bisher einer Schienenverbindung gänzlich entbehrten, mit 
einer solchen zu versehen und sie hierdurch in den Bahnverkehr einzu¬ 
beziehen. 

Ohne hierbei einer allzu weitgehenden, bei dem Bestände ver¬ 
besserter Straßenverkehrsmittel, wie sie in neuerer Zeit in denAutomobilen 
erstanden sind, sachlich nicht gerechtfertigten Verallgemeinerung das 
Wort zu reden, muß doch die Einbeziehung wichtigerer Orte und Pro¬ 
duktionsgebiete in das Bahnnetz als eine Forderung der ausgleichenden 
Gerechtigkeit anerkannt werden, die mit um so größerem Nachdruck 
geltend gemacht werden kann, als die Bewohner dieser Orte und Gebiete 
durch Steuern und Abgaben zur Bestreitung der dem Staat und den Län¬ 
dern infolge der bestehenden Bahnen erwachsenden Lasten mit heran¬ 
gezogen werden. 

Die Aufgabe der vorerwähnten Bahnen niederer Ordnung liegt nun 
vor allem darin, durch Einbeziehung wirtschaftlich bedeutender oder ent- 
wicklunsgfähiger Orte und Landesteile in den Bahnverkehr die Vorteile 
desselben möglichst gleichmäßig dem ganzen Lande zuzuwenden. Diese 
Aufgabe umfaßt einerseits die Behebung der Isolierung und Rückständig¬ 
keit, die eine gewöhnliche Begleiterscheinung des mangelnden Bahnver¬ 
kehrs bildet, andererseits einen gewissen Ausgleich der Produktionsbe¬ 
dingungen, soweit diese mit der Höhe der Transportkosten im Zusammen¬ 
hang stehen, und mit der Ermäßigung dieser Kosten den Anstoß zur 
Entfaltung einer gesteigerten Tätigkeit auf gewerblichem, industriellem 
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und landwirtschaftlichem Gebiet — die hierdurch bedingte Hebung der 
Steuerkraft und Steuerleistung nicht zu vergessen — kurz die Förderung 
der wirtschaftlichen Entwicklung überhaupt. Nicht minder ist als Auf¬ 
gabe der in Rede stehenden Bahnen die Zufuhr des Personen- und Güter¬ 
verkehrs (Nahrungsmittel) zu den nächstgelegenen Hauptbahnen zu be¬ 
trachten, deren Attraktionsgebiet durch sie erweitert wird. Indem sie 
durch Benutzung der Straßen in den Ortschaften oder durch abzweigende 
Geleise bis zu den einzelnen Produktionstätten und Bedarfstellen Vor¬ 
dringen, erwächst ihnen die Aufgabe, einen weit verzweigten Abholungs¬ 
und Zuführungsdienst zu besorgen, der die Reisenden vom Wohnhaus 
und die Waren von der Fabrik bis zum Eintritt in den allgemeinen Bahn¬ 
verkehr und umgekehrt befördert. Es ist daher üblich geworden, die 
Lokalbahnen als Saugadern der Hauptbahnen, als Zubringer und Zu¬ 
leiter des Verkehrs, auch, wie schon erwähnt, als Nebenflüsse undSeiten- 
bäche, die den Hauptflüssen und Strömen neue Wasserkräfte zuführen, 
zu bezeichnen. 

Es wäre von größtem Wert, in einer jeden Zweifel aus¬ 
schließenden Weise festzustellen, inwieweit die Bahnen niederer Ordnung 
die ihnen gesetzten Aufgaben wirklich erfüllen und an der Hand authen¬ 
tischer Erhebungen die Wirkungen zu prüfen, die die Ausführung 
solcher Bahnen auf die von ihnen bedienten Gebiete geübt hat. 

In Erkenntnis der Wichtigkeit einer Klarstellung dieser Frage 
haben die großen internationalen Vereinigungen des Eisenbahnfachs, 
insbesondere der internationale Eisenbahnkongreß zu London 1895, zu 
Paris 19(10 und zu Washington 1905, dann der internationale Lokalbalm- 
und Kleinbahnkongreß zu Wien 1904 und zu Brüssel 1910 den Einfluß 
der Bahnen niederer Ordnung auf den allgemeinen Wohlstand und ihre 
Rückwirkungen auf die Hauptbahnen zum Gegenstand umfassender und 
lehrreicher Verhandlungen gemacht. Erstere Vereinigung hat hierüber 
wiederholt Enqueten veranstaltet, über deren Ergebnisse auf dem Pariser 
Kongreß für Frankreich. Deutschland, Großbritannien und die britischen 
Kolonien Staatsrat Colson, für Österreich-Ungarn und Italien Präsi¬ 
dent Ziffer, für Belgien, die Niederlande und im ganzen General¬ 
direktor de B ii r 1 e t als Berichterstatter referierten. Der letztgenannte 
Generalberichterstatter stellte in seinem Bericht auf Grund der 
vorliegenden, allerdings nicht vollständigen Antworten der befragten 
Bahnverwaltungen folgende Wirkungen der Ausführung von Lokal¬ 
bahnen. Straßenbahnen und Kleinbahnen fest: 

1. Herstellung rascherer und billigerer Verkehrsverbindungen 
zwischen dem flachen Land und den Städten zum großen Wir¬ 
teil der Landwirtschaft; 
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2. Entwicklung der kommerziellen und industriellen Geschäfts¬ 
tätigkeit ; 

3. nahezu vollständige Auflassung der stets kostspieligen Achs- 
verfrachtung von Schwergut; 

4. Verbilligung aller bis zum Bestimmungsort zugeführten Ver¬ 
brauchsartikel: Mehl, Kleie, Kohle, Kalk, Kartoffeln, Dünger 
usw. zum Nutzen des Publikums; 

5. Anstoß zur Gründung neuer Industrien an Orten, wo solche bis¬ 
her fehlten und Beschäftigung der Arbeiter; 

6. Verwertung vorher unbenutzter Materialien und Aufschließung 
ihrer Lagerstätten; 

. 7. Zuwendung namhafter Ersparnisse an den Staat infolge Auf¬ 
lassung zahlreicher Fahrpostkurse, da die Postsendungen unent¬ 
geltlich durch die Züge der Lokalbahnen befördert werden; 

8. merkliche Herabsetzung der Kosten der Straßenerhältung; 

9. weitgehende Erhöhung der Einnahmen der Hauptbahnen, be¬ 
sonders in den Anschlußstationen der Lokalbahnen. 

Letztere Frage — die Rückwirkung auf die Hauptbahnen — an¬ 
langend, bemerkte man, daß die hierüber abgehaltene Enquete namentlich 
folgendes erwiesen habe: 

1. Die kommerzielle Entwicklung in den von Lokalbahnen bedienten 
Landesteilen findet ihre Bestätigung in der stetigen Vermehrung 
der Einnahmen dieser Bahnen, und sie hat den gleichen Einfluß 
auf die Einnahmen in den Anschlußstationen der Hatiptbahnen 
geübt. Die hierüber erhaltenen Auskünfte lassen daran nicht den 
mindesten Zweifel. 

2. Der Vergleich der Einnahmen der Anschlußstationen mit denen 
benachbarter Bahnhöfe läßt deutlich erkennen, daß die Lokal¬ 
bahnen großenteils zur allgemeinen Verkehrssteigerung beige¬ 
tragen haben, besonders bei Lokalbahnen in Gegenden, die vor¬ 
her gar keine Bahnverbindung hatten. 

3. Dieselbe Wahrnehmung war bei anderen Bahnhöfen der Haupt¬ 
bahnen zu machen, wo durch die Zunahme des Personen- und 
Güterverkehrs die benachbarten Lokalbahnlinien unterstützt 
wurden. 

Es ist überdies festgestellt, daß das Publikum, je mehr man ihm 
Verkehrserleichterungen bietet, um so größeres Bestreben zeigt, auch 
weite Reisen zu unternehmen. 

Die Erleichterung der Reisen hat diese vervielfältigt und geschäft¬ 
liche Beziehungen zwischen Land und Stadt und umgekehrt angebahnt, 

Archiv für Eisenbahnwesen. 19*21. 49 
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die einen unbestreitbaren Einfluß auf den Verkehr der Hauptlinien 
nusiiben. 

Selbst bei Vizinal- oder Trambahnen, die mit den Hauptbahnen in 
einer gewissen Konkurrenz stehen, sind für letztere insofern Vorteile er¬ 
wachsen, als bei starkem Andrang von Reisenden sehr kostspielige Zug¬ 
vermehrungen nötig geworden waren, die infolge des Bestandes der 
kleinen Bahn wegfallen. (Lokal- und Vizinalbahnen der großen deut¬ 
schen Städte, so auch von Budapest-Gödöllö, Mailand—Monza, Paris—Ver¬ 
sailles, Baden—Wien—Pozsony [Preßburg] tisw.) In solchen Fällen er¬ 
scheint der Nutzen, den die Bevölkerung aus der Vermehrung der Ver¬ 
kehrsmittel zieht, so überwiegend, daß die den Hauptbahnen erwachsende 
geringfügige Schmälerung in den Hintergrund tritt. 

Es wurde nachgewiesen beispielsweise, daß in der Umgebung von 
Paris eine neu eröffnete Trambahn der Ostbahngesellschaft 800000 Rei¬ 
sende weggenommen hat. Um sie 2 bis 3 km weit zu befördern, hätte 
man den Hauptbahnzügen, die auf 20 km (hin und zurück) verkehren, 
Wagen anhängen und die Zugzahl in einem überlasteten Bahnhof ver¬ 
mehren müssen. Der Verkehrsentgang gestaltete sich infolge der durch 
den Bestand der Trambahn ermöglichten Ersparnisse zu einem Geschäfts¬ 
nutzen für die Hauptlinie. 

Zur Illustration des Ausmaßes, in dem die Personenbeförderungs¬ 
preise und Gütertransportkosten durch die Lokalbahnen ermäßigt wer¬ 
den, folgen einige Zahlen. Belgien führt beispielsweise an, daß der Ein¬ 
heitsfahrpreis der Malleposten der Diligencen 10 Centimes für 1 km, der 
der Vizinalbahnen fast ausnahmslos in I. Klasse 7 Centimes, in II. Klasse 
5 Centimes, also für letztere die Hälfte der Fahrpostgebühr beträgt. 

In Holland bezahlte man auf dem Personendampfer 3 Cents (6 Cen¬ 
times), in der Diligence 6 Cents (12 Centimes), für 1 km. Die Lokalbahnen 
nehmen in I. Klasse 4 Cents (8 Centimes), in II. Klasse 2'A Cents (5 Cen¬ 
times) ein und befördern in der halben Fahrzeit. 

In Frankreich stellte sich der kilometerische Durchschnittsfahrpreis 
der Post auf 7 bis 8 Centimes. Er ist auf gewissen Lokalbahnen (Est de 
Lyon) unter Abkürzung der Fahrtdauer von 8 auf 2% Stunden bis auf 
3 ,-2 Centimes herabgegangen. 

Die Güterfrachten sind gleichfalls tief herabgesetzt. In Belgien 
(Küstengebiet) betrug die Aclisfrneht für 1 t und km 40 bis 50 Centimes; 
dio Vizinalbahn vereinnahmt 14,r» bis 16,r, Centimes. 

In Frankreich ist der Unterschied zwischen Achsfraclit und Lokal¬ 
bahnfracht nach den Landesteilen verschieden. In der Bretagne ermäßigte 
sich der Einheitsfrachtsatz von Gtt auf 12 Centimes, im Lyoner Gebiet 
von 10 auf l,:t Centimes, in der Isöre von 25 auf 9 bis 10 Centimes. 
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In Ungarn ist der Unterschied zwischen dem Tarif der Haupt- und 
Lokalbahnen sehr gering. Auch der Lokalbahnverkehr ist, ausgenommen 
Budapest und bei den Provinz-Lokalbahnen der größeren Städte, unbedeu¬ 
tend. (Arad—Hegyalja L. B., Debrecen—Nyirbätor L. B., Miskolcz— 
Diösgyör L. B., Nyiregyäza Territorialbahn.) 

Man ersieht hieraus, welche Vorteile den Bewohnern der durch 
Lokalbahnen erschlossenen Gegenden in bezug auf Fahrpreis-, Fracht- 
und Zeitersparnis erwachsen. 

Die Hebung der Bautätigkeit und der Grundwerte, die Verbesse¬ 
rung der Unterkunftsverhältnisse, das Entstehen neuer Industrien, die 
Förderung der Lebensmittel der Umgebung in die Städte des Fremden- 
und Sommerfrischenverkehrs sind allgemein augenfällige Folgen der 
Anlage von Bahnen niederer Ordnung. Hierher gehört das seit der Be¬ 
triebseröffnung der dortigen Vizinalbahnen rasch fortschreitende Auf¬ 
blühen der belgischen Seeküste mit ihren zahlreichen Badeorten, die Ur¬ 
barmachung und Besiedlung vordem öder Landstriche in manchen Teilen 
Ungarns, Italiens, Frankreichs und der Schweiz, die Verwertung des 
Abraums von Steinbrüchen und erzhaltigen Bodenschichten durch deren 
Abfuhr, die Verbesserung des Ackerbaues durch Zufuhr von Kunstdünger 
und städtischen Abfallstoffen. Beispiele wirtschaftlicher Hebung und 
Ansiedlung bieten die Vororte Budapests und Wiens seit dem Ausbau 
der Lokalbahnen und der Stadtbahn und der städtischen Straßenbahnen, 
die Vorortbahnen der großen deutschen Städte, so auch London, Paris, 
Mailand usw. 

Den bisher besprochenen wohltätigen Wirkungen der Bahnen 
niederer Ordnung stehen indes zum Teil auch gegenteilige Folgen gegen¬ 
über. Zunächst schon die Ausgleichung der Lebensmittelpreise in den 
neu einbezogenen Gegenden infolge des erleichterten Abströmens der 
landwirtschaftlichen Erzeugnisse nach den größeren Märkten; der Wett¬ 
bewerb der bodenständigen Gewerbe mit der Großindustrie und ihren 
Agenten; der Verfall des auf der Achsverfrachtung begründeten Lohn¬ 
fuhrwerks und Gastgewerbes. Bedenklicher noch als diese mit jeder 
Bahneröffnung unvermeidlich verbundenen nachteiligen Folgen ist die 
Konkurrenz, die — allerdings nur im Fall zweckwidriger Bahn¬ 
anlagen niederer Ordnung — von diesen in Verkennung ihrer Verkehrs¬ 
aufgabe hier und da den Hauptbahnen bereitet wird. Dies ist namentlich 
dann der Fall, wenn einzelne Lokalbahnen zu größeren Systemen zu¬ 
sammengeschlossen, den Verkehr von den Hauptbahnen teilweise auf 
ihre diesen entlang laufenden Linien ablenken. Obgleich solche Versuche 
meist mit der Niederlage des schwächeren Teiles enden, dessen entwer¬ 
teter Besitz von dem Stärkeren — der Hauptbahn oder dem Staat — tiber- 
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nommen wird, sind sie doch vom Standpunkt volkswirtschaftlicher 
Ökonomie recht beklagenswert. Die Philippart sehen Lokalbahn¬ 
gründungen in Frankreich Mitte der siebziger Jahre sind ein trau¬ 
riges Kapitel der Eisenbahngeschichte. Die Klagen der Hauptbahn¬ 
verwaltungen über Eingriffe in ihr legitimes Verkehrsgebiet sind 
nicht selten. Sie kommen auch in den Enquöteberichten des inter¬ 
nationalen Eisenbahnkongreeses zum Ausdruck. . So erklärte bei¬ 
spielsweise die Verwaltung der seither verstaatlichten französischen 
Westbahngesellschaft, daß die an ihre Linien (18 % des Gesamtnetzes) 
anschließenden Lokalbahnen nur dann vorteilhaft wirken, wenn sie 
senkrecht auf die Hauptbahnlinien geführt sind, um abseits der Bahn 
gelegene Örtlichkeiten in die Bahnverbindung einzubeziehen, daß da¬ 
gegen nicht das gleiche gelte von Bahnen, die mit den Hauptbahnlinien 
parallel laufen und die von diesen schon berührten Orte noch dazu in kür¬ 
zerer Richtung verbinden. Die Verwaltung der französischen Staats¬ 
bahnen hebe hervor, daß die meisten an ihre Linien anschließenden 
Lokalbahnen eher Konkurrenz- als Zufuhrbahnen sind. Gleichwohl er¬ 
klärte sie, daß diese Bahnen keinen ungünstigen Einfluß auf die Ent¬ 
wicklung des Hauptbahnverkehrs geübt hätten, da* dieser vielmehr in¬ 
folge des wirtschaftlichen Aufschwungs der durchzogenen Gebiete eine 
Zunahme aufweise. Die vormalige Verwaltung der italienischen Mittel¬ 
meerbahnen beklagte sich bitter über die Schädigung ihres Verkehrs 
durch die ihre Linien meistens konkurrenzierenden Dampfstraßen¬ 
bahnen, die als später hinzugekommene Mitbewerber einen mehr oder 
weniger großen Teil des Verkehrs von den Hauptlinien abgelenkt haben 
und darin durch die ihnen gewährte Befreiung von den die Hauptbahnen 
treffenden Steuern unterstützt werden. Ähnliche Konkdrrenzbestrebun- 
gen der Lokalbahnunternehmer sind auch anderwärts hervorge¬ 
treten, zum Heil der heimischen Transportindustrie jedoch meist im 
Keim erstickt worden 1 ). Als beste Schutzwehr gegen solche Abirrungen 
von der natürlichen Verkehrsbestimmung der Lokalbahnen stellt sich 
die auch aus ökonomischen Rücksichten empfehlenswerte Anordnung der 
Schmalspur für im Verkehsgebiet von Hauptbahnen entstehende Lokal¬ 
bahnen dar, weil bei verschiedener Spurweite eine die Hauptbahnen in 

*) In Sachsen wird solchen Privatbahnen niederer Ordnung, die mit den 
Staatsbahnen in Konkurrenz treten können, konzessionsmäßig die Abgabe eines 
Ertr&gnisanteils an letztere auferlogt. Auch in Österreich wird ausnahmsweise 
eine solche Ertrags- oder Gewinnbeteiligung des Staats bedungen (Friedländer 
Bezirksbahnen, elektrische Bahn Wien—Preßburg). In Preußen ist eine Beteiü- 
gung der Kleinbahnen am Durchgangsverkehr, als deren rechtlichem und wirt¬ 
schaftlichem Charakter widersprechend, grundsätzlich ausgeschlossen (Ministerial- 
erlaß vom 26 . Januar 1897 ). 
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größerem Umfang schädigende Konkurrenz als ausgeschlossen gelten 
kann und Schmalspurbahnen überhaupt für Massenverkehr minder ge¬ 
eignet sind. Belgien hat deshalb mit gutem Bedacht für viele seiner 
Vizinalbahnen die Schmalspur von 1 m gewählt. 

Damit, daß grundsätzlich eine Konkurrenzierung der Haupt¬ 
bahnen durch die Lokalbahnen zu vermeiden ist, soll indes' nicht gesagt 
werden, daß es nicht ausnahmsweise Fälle geben kann, in denen das Ver¬ 
kehrsbedürfnis wirtschaftlich besonders hochentwickelter Örtlichkeiten 
und Landstriche eine Vermehrung der Transportmittel und Verkehrs¬ 
gelegenheiten so dringend erheischt, daß selbst eine gewisse Verkehrs¬ 
ablenkung von den Hauptbahnen, die in solchen Fällen meist schon an 
der Grenze ihrer Leistungsfähigkeit angelangt sind, mit in den Kauf 
genommen werden muß. In solchen Fällen erscheint der Nutzen, den die 
Bevölkerung aus der Vermehrung der Verkehrsmittel zieht, so über¬ 
wiegend, daß die der Hauptbahn erwachsende geringfügige Schmälerung 
in den Hintergrund tritt. 

Die vorstehend besprochenen volkswirtschaftlichen Vorteile und 
Nachteile der Bahnen niederer Ordnung, einander gegenübergestellt, er¬ 
geben augenfällig eine stark aktive Bilanz zugunsten dieser Schienen¬ 
wege. Sie erleidet nur dort einen gewissen Eintrag, wo Lokalbahnen 
über das wirkliche Verkehrsbedürfnis hinaus in Gegenden gebaut wer¬ 
den, denen die Entwicklungsfähigkeit fehlt, und zumal in dem Fall, 
wenn die Lokalbahnen so angelegt sind, daß sie in das Verkehrsgebiet 
der Hauptbahnen eingreifen und die Verkehrsentwicklung dieser letzte¬ 
ren durch Konkurrenz in größerem Umfang beeinträchtigen. 

Um den Überblick der Wirkungen des Bestandes von Bahnen 
niederer Ordnung abzuschließen, wäre noch der Einfluß zu betrachten, 
den sie infolge der ihnen aus öffentlichen Mitteln gewährten 
Unterstützungen nach Maßgabe der Ergebnisse ihrer Betriebsgebahrung 
auf die Finanzwirtschaft des Staats, der Länder und Gemeinden aus¬ 
üben. Diese finanziellen Wirkungen sind unter Umständen, sofern sie 
eine sarke und bleibende Inanspruchnahme der öffentlichen Mittel mit 
sich bringen und daher eine empfindliche Belastung der Gemeinwirtschaft 
und der Steuerträger zur Folge haben, von nicht zu unterschätzender Be¬ 
deutung. Sie verdienen daher die sorgfältigste Beachtung und dürfen 
bei dem Gesamturteil über den Erfolg und Wert der in Rede stehenden 
Bahnen nicht übersehen werden. Sie dürfen aber nicht, wie dies zuweilen 
geschieht, als alleiniger Beurteilungsmaßstab in bezug auf das Bahn¬ 
wesen niederer Ordnung zur Anwendung kommen, da ihnen die früher 
besprochenen volkswirtschaftlichen Wirkungen und deren Erfolge auch 
für die Finanzwirtschaft der öffentlichen Gewalten und Körperschaften 
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zum Teil ausgleichend gegenüberstehen. Die finanziellen Wirkungen der 
Bahnen niederer Ordnung werden im nächsten Abschnitt zu be¬ 
sprechen sein. 


IV. 

Sondergesetzgebung und staatliche Förderung der Bahnen niederer 
Ordnung: wichtigste Systeme dieser Förderung; Erfolg und Begleit¬ 
erscheinungen, insbesondere in bezug auf die Staatsfinanzen. 

Die von den Hauptbahnen abweichende Eigenart der Bahnen niede¬ 
rer Ordnung sowie das in volkswirtschaftlichen und verkehrspolitischen 
Rücksichten begründete Bestreben, das Zustandekommen und das Ge¬ 
deihen solcher Bahnen zu fördern, haben diesen Verkehrsmitteln eine 
Sonderstellung in der Gesetzgebung der Kulturstaaten angewiesen. 

Übereinstimmend wurde die Notwendigkeit erkannt, die Bahnen 
niederer Ordnung von den für ihre Verhältnisse nicht passenden strengen 
Bau- und Betriebsnormen der allgemeinen Eisenbahngesetze losztilösen 
und für sie vereinfachte, eine möglichst ökonomische Bauanlage 
und Betriebsführung gewährleistende Vorschriften zu schaffen, bei 
deren Anwendung der fachmännischen Einsicht der Aufsichtsbehör¬ 
den ein weiter Spielraum einzuräumen war. Hand in Hand mit diesen 
technischen Vereinfachungen, die neuestens in der österreichischen Ge¬ 
setzgebung sehr richtig nicht mehr als von Wohlwollen der Behörden 
abhängige und von diesen nach Ermessen zu erteilende Begünstigungen, 
sondern als obligatorische Folgen der organischen Verschiedenheit der 
Bahnen niederer von denen höherer Ordnung und als Rechte der ersteren 
aufgefaßt sind, geht in den allgemeinen Gesetzen zur Regelung der 
Lokal- und Kleinbahnen die Gewährung einer Reihe von Befreiungen 
von Leistungen verschiedener Art für öffentliche Zwecke, insbesondere 
von Steuern und Gebühren, bei den ersteren insgemein beschränkt 
auf die Zeitdauer der voraussichtlichen Entwicklungsjahre des Unter¬ 
nehmens. Die in Rede stehenden Gesetze enthalten überdies mannigfache 
Erleichterungen in bezug auf Kapitalsbeschaffung, Benutzung öffent¬ 
licher Straßen, Anschlüsse an Hauptbahnen, Betriebführung durch den 
Staat, Einlösung und Heimfall, der bei Kleinbahnen gänzlich aufgegeben 
werden kann. Neben diesen allgemeinen Zugeständnissen bilden einen 
Gegenstand der Gesetzgebung die Zuwendungen zur Förderung des 
Lokalbahn- und Kleinbahnwesens aus öffentlichen Mitteln, sei es, daß 
durch gesetzliche Kreditbewilligungen die Mittel zum Bau derartiger 
Bahnen auf öffentliche Kosten bereitgestellt, sei es, daß Privatunter¬ 
nehmern zu gleichem Zweck Unterstützungen aus öffentlichen Mitteln 
gewährt werden. Die Form, in der dies geschieht, ist eine verschie- 
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dene, je nachdem die Unterstützung einzelnen bestimmten Linien durch 
individuelle Widmungen (Spezialgesetze) zugewendet oder solche Unter¬ 
stützungen innerhalb gewisser Grenzen für noch nicht bestimmte Linien 
zugesichert sind, sofern solche unter den gesetzlich festgestellten Bestim¬ 
mungen ins Leben gerufen werden (generelle Lokalbahn-Förderungs¬ 
gesetze verschiedener Länder). Wissenschaft und praktische Erfahrung 
kommen nämlich darin überein, daß die Gewährung von Steuer- und Ge¬ 
bührenbefreiungen sowie die Befreiung von sonstigen öffentlichen Lei¬ 
stungen nicht ausreichen, um eine zweckentsprechende Betätigung des 
Privatkapitals bei dem Bau von Lokal- und Kleinbahnen sicher¬ 
zustellen. Die Privatunternehmer würden und können sich nur auf den 
Bau solcher Linien einlassen, die eine ausreichende Rentabilität ver¬ 
sprechen; wie namentlich Straßenbahnen in großen aufblühenden Städten 
und Industriebezirken. Die minder ertragfähigen, volkswirtschaftlich 
ebenso bauwürdigen Linien bleiben in diesem Fall unausgeführt. Die 
Notwendigkeit fördernden Eingreifens der öffentlichen Gewalten durch 
materielle Zuwendungen behufs Unterstützung des Unternehmens wird 
deshalb allgemein anerkannt. Sie bildet auch den Gegenstand wieder¬ 
holter Resolutionen der internationalen Fach Vereinigungen und belebt 
die überaus zahlreichen Lokalbahnwünsche, die in den Vertretungs¬ 
körpern zum Ausdruck kommen, mit immer neuen, oft trügerischen 
Hoffnungen. 

Über die zweckmäßigste Art der materiellen Unterstützung des 
Bahnwesens niederer Ordnung besteht keine Übereinstimmung in den 
verschiedenen Gesetzgebungen. Diese bieten vielmehr in obiger Hinsicht 
ein Bild der buntesten Mannigfaltigkeit. Die verschiedensten Arten und 
Formen der Unterstützung, zuweilen mehrere vereinigt, gelangen 
dabei zur Anwendung. Abgesehen von der jetzt wohl allgemein aufge¬ 
gebenen schenkungsweisen Kapitalswidmung (Subventions k fonds perdu) 
und der als ausbeuterisch erkannten unbeschränkten Garantie des 
Anlagekapitals sind die üblichsten Unterstützungsarten die Beteiligung 
an der Kapitalbeschaffung durch Übernahme von Aktien oder Prioritäts¬ 
obligationen, die Zusicherung von Annuitäten zum Bau oder zu den Be¬ 
triebskosten, die Zinsengarantie für das Vorzugskapital, die Garantie 
eines bestimmten Brutto- oder Nettoertrags, die Betriebsübernahme um 
die Selbstkosten, die mitunter in ermäßigtem Betrag pauschaliert wer¬ 
den oder gegen einen Prozentanteil der Bruttoeinnahmen. Die weit¬ 
gehendste Form der Unterstützung ist die Ausführung des Baus und 
gegebenenfalls auch des Betriebs solcher Bahnen auf öffentliche 
Kosten, wie es nicht nur bei wichtigeren Lokalbahnen zuweilen von seiten 
des Staats, sondern in Österreich auch von einigen Ländern geschehen 
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ist, bei städtischen Straßenbahnen von der Gemeinde in zunehmendem 
Umfang geübt wird. Es entspricht dies der von Herrn Dr. P a 11 a i 
im Motivenbericht zu seinem Lokalbahngesetzentwurf ausgesprochenen 
Maxime: „Die Hauptbahnen dem Staat, die Lokalbahnen 
den Ländern, die Kleinbahnen den Gemeinden“. In 
Deutschland treten Provinzial- und Kreisvertretungen als Unter¬ 
nehmer von Lokal- und Kleinbahnen auf; in England betätigte 
sich der Munizipalsozialismus auch auf diesem Gebiet, indem bei¬ 
spielsweise der Londoner Grafschaftsrat und die städtischen Vor¬ 
ortsgemeinden die Konzession und mitunter auch den Betrieb von 
Straßenbahnlinien in den äußeren Stadtbezirken übernahmen. Jedes 
der verschiedenen Systeme, deren Anwendung selbstverständlich von den 
wirtschaftlichen und den Kredit Verhältnissen der einzelnen Staaten 
und Länder abhängt, hat seine Vorteile und Nachteile. Die maßgebende 
Betätigung der Selbstverwaltungskörper entspricht der herrschenden 
sozialpolitischen Zeitrichtung und verringert die Reibungsflächen in den 
unteren Instanzen, birgt aber in sich die Gefahr eines Gegensatzes der 
autonomen und staatlichen Verkehrspolitik, den Nachteil der Ausgestal¬ 
tung der Privattätigkeit auf dem Gesamtgebiet der Bahnen niederer 
Ordnung und kann bei dem überwiegenden Einfluß der in den Vertre¬ 
tungen der Selbstverwaltungskörper tonangebenden Berufspolitiker, die 
nicht immer Fachmänner zu sein brauchen, im Fall ungünstiger Gestal¬ 
tung der Betriebsergebnisse die Landes- oder Gemeindefinanzen einer 
schweren Belastung aussetzen. Sowohl theoretisch als nach den erzielten 
praktischen Erfolgen gebührt dem durch die schon erwähnten Gesetze 
von 1884 und 1885 in Belgien eingeführten System unbestreitbar der 
Vorzug vor allen anderen Methoden der Förderung. Sein Wesen besteht, 
wie vorhin bemerkt, in dem Zusammenwirken der öffentlichen Gewalten 
und Körperschaften (Staat, Provinzen, Gemeinden) mit den Privatinter¬ 
essenten durch gemeinsame Beteiligung an der Kapitalbeschaffung mit 
Übernahme von Aktien der für jede Vizinalbahn errichteten besonderen 
Serie nach Maßgabe des individuellen Interesses und weiter in der Ver¬ 
pachtung des Betriebs an vertrauenswürdige Privatunternehmer. Der 
Erfolg dieses Systems, das den öffentlichen Körperschaften die Ein¬ 
zahlung der von ihnen gezeichneten Aktien in Annuitäten freistellt 
und das Baukapital durch die mit Staatsgarantie ausgestatteten Obliga¬ 
tionen der „Nationalgesellschaft für Vizinalbahnen“ beschaffen läßt, 
beruht wesentlich auf dem günstigen Stand des belgischen Staatskredits, 
der es bisher ermöglichte, die Kapitalbeschaffung zu einem Zinsfuß von 
3,5 % durchzuführen. Schon hieraus, nicht minder aber aus der Gleich¬ 
mäßigkeit der hohen wirtschaftlichen Entwicklung innerhalb des König- 
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reichs Belgien ergibt sich die Unanwendbarkeit dieses Systems für an¬ 
dere Staaten, bei denen die gleichen Voraussetzungen nicht zutreffen. 

Die praktischen Erfolge dieser in ihrer Art einzigen Organisation 
zeigen sich in der raschen und gleichmäßigen Ausbreitung der Vizinal- 
bahnen über das ganze Land, in der Zunahme des Verkehrs und in den 
günstigen Betriebsergebnissen, die es bewirken, daß die den Staat 
als Garanten der Obligationen treffende effektive Belastung tatsächlich 
auf ein Minimum herabsinkt. 

Dank der Wirksamkeit der Soci6t6 Nationale des chemins de fer 
vicinaux hatte, wie in der zur Feier ihres 25 jährigen Bestandes im Ok¬ 
tober 1909 herausgegebenen Festschrift angeführt wird, Belgien schon 
damals ein Vizinalbahnnetz von 3500 km im Betrieb, das 220 Million 
nen Francs (57,000 Frcs. für 1 km) kostete und 20 Millionen Francs 
(5700 Frcs. für 1 km) jährliche Bruttoeinnahmen brachte. Die Jahreslast 
des verwendeten Anlagekapitals bezifferte sich auf 7 700 000 Frcs. Der 
Betrieb ergab ein Nettoerträgnis von 6 600 000 Frcs. Es verblieb dem¬ 
nach ein die öffentlichen und privaten Aktionäre sowie den Staat be¬ 
lastender Abgang von jährlich 1100 000 Frcs., der einem kilome¬ 
trischen Zuschuß von 310 Frcs. entspricht. Das Kilometer Vizinalbahn 
kostet also den belgischen Steuerträgern alles in allem genommen nicht 
mehr als 310 Frcs. jährlich. In der Tat ein finanzielles Ergebnis, um das 
andere, unter weit schwierigeren Verhältnissen arbeitende Länder Bel¬ 
gien beneiden dürfen. 

Weit ungünstiger stellen sich nach derselben Quelle die Ergebnisse 
der Lokalbahnen in Frankreich dar. Das dort in Übung stehende 
ziemlich komplizierte System der Lokalbahnförderung durch staatliche 
Annuitätenbeiträge und solche der unteren Verwaltungskörper wurde 
schon oben besprochen. Das französische Lokalbahnnetz umfaßte Ende 
1908 12 600 km mit einem Anlagekapital von 875 Millionen Francs 
(69 000 Frcs. für 1 km). Der jährliche Bruttoertrag war 53 Millionen 
Francs (4300 Frcs. für 1 km). Den Kapitallasten von 36 500 000 Frcs. 
die erzielte Nettoeinnahme von 10 500 000 Frcs. entgegengehalten, ver¬ 
bleibt ein jährlicher Abgang von 26 Millionen Francs (2100 Frcs. für 
1 km). Dabei steht das französische Lokalbahnnetz an Dichte hinter 
dem belgischen Vizinalbahnnetze weit zurück, indem ersteres nur die 
fache Länge des letzteren aufweist, Frankreich aber dem Gebiets¬ 
umfang nach achtzehnmal größer ist als Belgien. 

Auch für Deutschland findet sich in der Festschrift eine gleich¬ 
artige Berechnung. Sie beziffert die Gesamtlänge der Kleinbahnen und 
schmalspurigen Staatsbahnen mit 9200 km, das auf diese Bahnen ver¬ 
wendete Anlagekapital, das zum Teil von den Einzelstaaten aufge- 
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bracht ist, zum Teil aus Staatsbeiträgen — der in Deutschland üblichen 
Form der Förderung von Kleinbahnen — herrührt, mit 720 Millionen Frcs. 
(1 Frc. = 0,78 Mark) (78 000 Frcs. für 1 km), die jährliche Bruttoeinnahme 
mit 52 Millionen Francs (5600 Frcs. für 1 km). Da die Kapitallasten 
mit rund 29 Millionen Francs angenommen, die Nettoeinnahmen mit 
15 750 000 Frcs. angegeben werden, verbleibt ein jährlicher Abgang von 
13 250 000 Frcs. (1400 Frcs. für 1 km), den die Aktionäre und die kapital¬ 
beteiligten Staaten als Zinsenentgang zu tragen haben. Ohne für die Voll¬ 
ständigkeit dieser Ziffern und die Genauigkeit der ihnen zugrunde lie¬ 
genden Einteilung einstehen zu können, ist zur Bestätigung der Angabe, 
daß die deutschen Kleinbahnen den Interessenten namhafte Opfer auf¬ 
erlegen, die in dem Bericht des preußischen Ressortministers über 
die Verwaltung der öffentlichen Arbeiten in Preußen 1890 bis 1910 ent¬ 
haltene Bemerkung anzuführen, daß viele der dortigen Kleinbahnen, 
deren Umfang am 31. März 1910 8700 km nebenbahnähnliche und 3000 km 
Straßenbahnen mit 1372,5 Millionen Mark (117 300 .4L für 1 km) Anlage¬ 
kapital erreichte, noch immer keinen Reingewinn abgeworfen, das heißt 
ihre Betriebseinnahmen nicht hingereicht haben, um die Betriebsauslagen 
einschließlich der Rücklagen in den Erneuerungsfonds und den Spezial¬ 
reservefonds zu decken. 

In den ehemaligen österreichischen Reichsratslän¬ 
dern ist die Reichsgesetzgebung zur Feststellung allgemeiner bestimm¬ 
ter Normen für die staatsfinanzielle Unterstützung der Bahnen niederer 
Ordnung nicht gelangt. Sie hat sich vielmehr von Anbeginn für die indi¬ 
vidualisierende Behandlung der einzelnen unterstützungsbedürftigen 
Lokalbahnen — die Kleinbahnen stehen nicht in dieser Reihe — durch 
Spezial- oder Kumulativgesetze entschieden. Wohl aber haben, wie schon 
früher erwähnt, einzelne Länder, wie Steiermark, Böhmen, Galizien, 
Niederösterreich in Landesgesetzen über Förderung von Lokalbahnen 
bestimmte Normen über die Art, das Maß und die Bedingungen 
der solchen Bahnen aus Landesmit teilt zu gewährenden Unter¬ 
stützungen geschaffen. Sowohl vom Staat als von den Ländern werden 
Beteiligung an der Kapitalbeschaffung durch Übernahme von Aktien 
der einzelnen Lokalbahngesellschaften als auch Garantie eines bestimm¬ 
ten Reinertrags, meist entsprechend der Jahreslast bevorrechteter 
Kapitalteile, und zwar regelmäßig in der Weise gewährt, daß Staat urfd 
Land bei diesen Zuwendungen sich abwechselnd in die Rollen teilen, also 
im Fall der Staat die Garntie des Vorzugskapitals zusichert, das 
Land sich durch Aktienübernahme an der Kapitalbeschaffung beteiligt 
oder umgekehrt. Diese Methode des Zusammenwirkens des Staats mit 
den Ländern hat im Verein mit den bei der Betriebsführung vieler Lokal- 
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bahnen durch den Staat gewährten Erleichterungen und Zugeständnissen 
eine rasche Ausdehnung der Lokalbahnen in den meisten österreichi¬ 
schen Ländern ermöglicht, allerdings aber auch dem Staat und den 
Ländern infolge der hinter den Erwartungen zurückbleibenden Betriebs¬ 
ergebnisse der unterstützten Lokalbahnen namhafte Opfer auferlegt. Für 
das Jahr 1906, in dem 142 selbständige Lokalbahnen mit 5657 km 
Gesamtlänge und einem verwendeten Anlagekapital von 662 373 000 
Kronen (117 082 K für 1 km) im Betrieb standen, die eine Bruttoeinnahme 
von 30,3 Millionen Kronen (7422 K für 1 km) erzielten, belief sich der auf 
die Jahreslast von 25,7 Millionen Kronen nach Abzug des Betriebsrein¬ 
ertrags von 13,7 Millionen Kronen (2593 K für 1 km) verbleibende Ab¬ 
gang auf 12 Millionen Kronen, wovon 6,7 Millionen Kronen (darunter 
5 867 000 Kronen für Garantieleistung) den Staat, 4 468 000 Kronen die 
Länder (darunter Böhmen mit 3,4 Millionen Kronen, Niederösterreieh 
446 000 Kronen) belasteten. Die kilometrische Belastung des Staats 
stellt sich hiernach auf 1184 K. Im Jahr 1908, für das abgesehen von 
den im Eigentum des Staats oder von Privathauptbahnen gestandenen 
Lokalbahnen (1773 km) die Gesamtlänge der selbständigen Lokalbahnen 
mit 6017 km mit einem aufgewendeten Baukapital von 684 Millionen 
Kronen (118 600 K für 1 km) ausgewiesen ist, belief sich die Belastung 
des Staats für Garantie von Lokalbahnen auf 5,«7 Millionen Kronen, die 
der Länder auf 4,58 Millionen Kronen. Einschließlich des Zinsen- 
entgangs von den übernommenen Aktien wird für 1908 die kilometrische 
Belastung für den Staat mit 1150 K, die der Länder mit 740 K beziffert. 

Mit Ende 1910 war die Gesamtlänge der vom Staat teils für eigene, 
teils für Rechnung der Eigentümer betriebenen Lokalbahnen, wovon auf 
erstere 2376 km, auf letztere 5095 km fallen, auf 7470 km, die Garantie¬ 
leistung des Staats auf 8 558 300 K gestiegen. Dies entspricht einer 
durchschnittlichen kilometrischen Belastung des Staats aus dem Titel 
der Garantie mit 1145 K. Der Zinsenentgang aus den vom Staat über¬ 
nommenen Aktien von Lokalbahnen mit 1410 200 K auf obige Kilometer¬ 
zahl verteilt, ergibt eine weitere kilometrische Belastung von 188 K. 

Zusammen würde daher die Belastung des Staats aus dem Titel 
der Garantie und des Zinsenentgangs im Jahre 1910 für jedes Kilometer 
der vom Staat betriebenen Lokalbahnen 1333 K ausmachen. Als weitere 
Belastung des Staats durch die an seine Hauptlinien anschließenden 
Lokalbahnen und durch deren Betrieb wird der Geldwert der Erleichte¬ 
rungen und Zugeständnisse angeführt, die die Staatseisenbahnverwaltung 
diesen Lokalbahnen auf Grund der in den allgemeinen Lokalbahn¬ 
gesetzen enthaltenen Ermächtigungen zu gewähren pflegt. Es sind dies 
günstige Anschluß- und Betriebsverträge, Stundung der Betriebskosten- 
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Vergütung, Regietransport der Bau- und Betriebsmaterialien u. a. m. Eine 
schätzungsweise Berechnung des Geldwerts dieser Zugeständnisse, die 
indes zum großen Teil nur vorübergehende sind, da sie nur bis zum Ein¬ 
tritt einer normalen Kapitalverzinsung aus dem Betrieb dauern, ergibt 
für sie den Jahresbetrag von 4 070000 K. Auf die in Berechnung zu 
ziehende Kilometerzahl aufgeteilt, fällt auf 1 km der durchschnittliche 
Betrag von 544 K. Wird dieser Wertbetrag der oben ermittelten Be¬ 
lastung zugerechnet, so steigt die Gesamtbelastung des Staats für 1 km 
Lokalbahn auf 1877 K. Diese Ziffer ist höher als die auf Deutschland 
berechnete (1400 Frcs.), sie ist jedoch noch bedeutend niedriger als jene 
der französischen Lokalbahnen (2100 Frcs.). Gegen die Richtigkeit der 
Grundlagen, auf denen die vorstehende Berechnung der Belastungsziffer 
für Österreich aufgebaut ist, lassen sich indes einige Einwendungen 
erheben. So vor allem, daß unter den die Garantie im vorbezifferten 
Betrag in Anspruch nehmenden Bahnen sich mehrere mit recht nam¬ 
haften Beträgen befinden, die eigentlich keine Lokalbahnen, sondern 
mindestens zurzeit Hauptbahnen sind, daher das Ausgabenkonto der 
Lokalbahnförderung zu Unrecht belasten. Manche dieser Bahnen sind, 
obwohl als Lokalbahnen konzessioniert, später Teilstrecken durch¬ 
gehender Hauptlinien geworden; andere haben Grenzanschlüsse erhalten 
und sind internationale Hauptbahnen geworden, auf denen Schnellzüge 
und sogar Luxuszüge verkehren. Gleichwohl belasten sie, am Beginn 
ihrer höheren Entwicklung stehend, zurzeit den garantierenden Staat 
noch mit namhaften Zuschüssen. Diese Beträge und die sie beanspruchen¬ 
den Bahnen wären also sachgemäß aus der Gruppe der Lokalbahnen 
auszuscheiden und hätten den Gegenstand besonderer Verrechnung bei 
den Hauptbahnen zu bilden. Gesamtaufwand und kilometrische Belastung 
für Lokalbahnen würden sich dadurch beträchtlich vermindern. Ein 
weiterer Einwand drängt sich gegen die Zurechnung des Werts der 
Zugeständnisse der Staatseisenbahnverwaltung auf. Dieser Posten leidet, 
abgesehen von der kaum überwindlichen Schwierigkeit ihrer ziffer- 
mäßigen Ermittlung, zumeist daran, daß sie kaum je in vollem Umfang 
realisierbar ist, weil dies in gewissem Sinn contra bonos mores wäre. 
Es hat stets als unverrückbarer, von der Wissenschaft und in der Praxis 
übereinstimmend anerkannter Grundsatz gegolten, daß es der Beruf und 
eine im wohlverstandenen eigenen Interesse gelegene Pflicht der Haupt¬ 
bahnen ist, das Zustandekommen von Bahnen niederer Ordnung, die an 
ihre Linien anschließen, durch Gewährung möglichster Erleichterungen 
für den Anschluß und die Betriebführung zu fördern. Bei Staats¬ 
bahnen tritt diese Berufspflicht, die der Staat den vormaligen großen 
Privatbaimen bei jeder Gelegenheit scharf in Erinnerung brachte, in so 
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erhöhtem Grade ein, daß der Gedanke, die Anschluß- und Betriebsver¬ 
hältnisse vom rein fiskalischen Standpunkt zu behandeln, wohl der ein¬ 
helligen Ablehnung begegnen müßte. Die auf gesetzliche Autorisation 
gestützte Vorgangsweise der österreichischen Staatseisenba*hnverwaltung 
hat in den Fachkreisen des In- und Auslands volle Würdigung gefunden. 
Der Berichterstatter des internationalen Eisenbahnkongresses zu 
Washington 1905 hat dieses Vorgehen mit allgemeiner Zustimmung als 
Muster hingestellt und den Wunsch ausgesprochen, daß im allgemeinen 
Interesse die Eisenbahnverwaltungen sich die in dieser Hinsicht in 
Österreich-Ungarn obwaltenden freieren Anschauungen aneignen und 
ebenso weitblickende und zugleich möglichst einfache Bestimmungen zur 
Erleichterung des Anschluß- und Übergangsdienstes in den Anschluß¬ 
stationen. der Lokalbahnen annehmen möchten. Einer so nachdrücklich 
zum Ausdruck gelangten herrschenden Meinung der Fachkreise gegen¬ 
über dürfte es schwer fallen, den Belastungsposten der bahnfiskalischen 
Zugeständnisse auch nur zum größeren Teil aufrechtzuerhalten. 

Möge dem nun wie immer sein, so läßt sich doch nicht verkennen, 
daß die Belastung des ungarischen Staatshaushalts durch die Lokal¬ 
bahnen — die der Länder kommt außerdem hinzu — seit einer Reihe 
von Jahren in einer beunruhigenden Steigung begriffen ist. Die Er¬ 
fordernisziffern der Staatsvoranschläge sind nicht erfreulich und sie 
wurden im letztabgelaufenen Jahr noch überschritten. An Garantie¬ 
vorschüssen für vom Staat betriebene Lokalbahnen wurden veranschlagt: 
1910 : 7 617 700 K, 1911: 9 211600 K, 1912: 10 329 600 K. Das Ge¬ 
barungsergebnis 1910 war noch ungünstiger, da die geleisteten Garantie¬ 
vorschüsse den schon oben angeführten Betrag von 8 558 306 K erreichten. 
Besonders mißlich ist das Zusammentreffen dieser steigenden Ansprüche 
mit einer Periode, in der die Betriebsergebnisse der Staatsbahnen 
hinter den Erwartungen Zurückbleiben. Es sind demnach die Besorgnisse 
nicht von der Hand zu weisen, denen das Herrenhaus in seiner Resolution 
vom 27. Juni 1910 anläßlich des jüngst beschlossenen allgemeinen Ge¬ 
setzes über Bahnen niederer Ordnung Ausdruck gab, indem es die Re¬ 
gierung angesichts der Finanzlage des Staats und der Eronländer auf¬ 
forderte, die Konzessionierung neuer Bahnen niederer Ordnung und 
damit die Gewährung der gesetzlichen Begünstigungen und Erleichte¬ 
rungen an solche Unternehmungen von der Nachweisung wirtschaftlicher 
Rentabilität und wirklichen Bedürfnisses abhängig zu machen. Anderer¬ 
seits darf jedoch auch nicht übersehen werden, daß die für 1912 veran¬ 
schlagte Erfordernisziffer von 10,32»o Millionen Kronen in einem Staats¬ 
voranschlag enthalten ist, der im Kapitel XII Eisenbahnministerium 
eine Gesamterfordernissumme von 762,1847 Millionen Kronen und in der 
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Bedeckung eine Gesamtsumme von 822,584 Millionen Kronen aufweist. 
Im Verhältnis zu diesen Kiesensummen kann der Budgetposten für 
Lokalbahngarantie wohl keine ausschlaggebende Bedeutung bean¬ 
spruchen. 

Die Methode der Lokalbahnförderung durch Abschluß günstiger Be¬ 
triebsverträge durch die Staatsbahn Verwaltung ist, wie schon früher 
erwähnt, in Ungarn zu ausgedehnter Anwendung gelangt und hat dort 
zur Ausbreitung der Lokalbahnen wirksam beigetragen. Die Betriebs¬ 
führung des Staats gegen Überlassung von 50 % der Bruttoeinnahmen 
bildet die normale Type der staatlichen Unterstützung, die den Staat im 
Fall der Unzulänglichkeit der Betriebseinnahmen zur Deckung der 
Betriebskosten und der Kapitallasten mit einem ziemlich weitgehenden 
Kisiko belastet. 

Die ungarischen Lokalbahnen, fast ausnahmslos im Betrieb der 
Staatsbahnverwaltung, haben Ende 1914 eine Gesamtlänge von rund 
13 000 km ereicht mit einem tatsächlichen Kapital von rund 1113 000 0«X) 
Millionen Kronen. Die Eigentumsverhältnisse waren folgende: 1. Aus¬ 
ländischem Kapital gehörten 4240 km, 2. ungarischen Banken 5192 km, 
3. Privatunternehmern 708 km, 4. verschiedenen kleinen Provinzunter¬ 
nehmungen 987 km, 5. Städten, Gemeinden und Komitaten 891 km und 
6. den Staatsbahnen 909 km durch Pacht und Kauf. Ihre Betriebsergeb¬ 
nisse haben sich in den letzten Jahren ungünstig gestaltet. Der Betriebs¬ 
koeffizient ist von 63,i % im Jahr 1906 auf 80.« % im Jahr 1908 ge¬ 
stiegen, dagegen im Jahr 1913 auf 74,i gesunken. Die durch die Lokal¬ 
bahnen herbeigeführte jährliche Belastung des Staats wurde im Jahr 1913 
mit 29 und im Jahr 1916/17 mit rund 50 Millionen Kronen beziffert. 
Diese Summe würde einer kilometrisehen Jahresbelastung im Jahr 1913 
2231 K gegen 3847 K im Jahr 1916/17 entsprechen. Sie ist bedeutend 
höher als die für die übrigen hier näher besprochenen Länder berech¬ 
neten kilometrischen Belastungsziffern, erreicht jedoch nicht ganz die 
Hülio des für Frankreich (1912) ermittelten Jahresabgangs von 31 Millio¬ 
nen Francs. 

V. 

Schlußfolgerungen und Gesichtspunkte für die bei den Bahnen 
niederer Ordnung zu beobachtende Verkehrspolitik. 

Der Überblick der verschiedenen, zur Förderung des Lokalbahn¬ 
wesens angewandten Systeme und Methoden hat gezeigt, daß diese in 
allen besprochenen Ländern den angestrebten Zweck einer ausgiebigen 
räumlichen Entwicklung der bezeichneten Bahnen erreicht, dabei jedoch 
fast ausnahmslos infolge ungenügender Erträgnisse eine ungünstige Wir- 
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kung a\if die Finanzen des Staats und der Länder geübt haben. Anders 
steht es um die Kleinbahnen, bei denen solche Nachteile nicht wahrzu- 
nehmen sind, die vielmehr, soweit sie als Straßenbahnen dem inneren 
Verkehr volkreicher Gemeinden dienen und von diesen selbst verwaltet 
werden, durch ihre hohe Ertragsfähigkeit eine erwünschte neue Ein¬ 
nahmenquelle für den städtischen Haushalt bilden. Aus diesem Gesichts¬ 
punkt betrachtet, kann es nicht zweifelhaft sein, daß bei den Klein¬ 
bahnen in verkehrspolitischer Hinsicht die bisher eingeschlagene Rich¬ 
tung, solche der autonomen und privaten Tätigkeit zu überlassen, ohne 
ihnen anders als durch die gesetzlich vorgesehenen Erleichterungen und 
Befreiungen zu Hilfe zu kommen, auch fernerhin unverändert beizube¬ 
halten ist. Bei den Lokalbahnen drängt sich aber die Frage auf, ob 
für sie angesichts der durch ihre weitgehende Förderung erwachsenen 
Belastungen der staatlichen und autonomen Finanzen nicht Maß¬ 
nahmen ins Auge zu fassen wären, die einer "weiteren Verschärfung 
der Situation entgegenwirken. Diese Frage wäre meines Erachtens zu 
bejahen. 

Zugunsten einer Fortsetzung der Lokalbahnförderung in dem . 
bisherigen Umfang wird zwar nebst den zahlreichen unbefriedigten 
Wünschen der Interessenten und parlamentarischen Vertretungskörper 
der Hinweis auf die indirekte Rentabilität ins Treffen geführt, • die 
neue Lokalbahnen auch bei unbefriedigenden Betriebsergebnissen in be¬ 
zug auf die Hebung der wirtschaftlichen Entwicklung und die Steigerung 
der Steuerkraft erwarten lassen. Ohne die Bedeutung dieser in der 
Regel wahrnehmbaren, einer ziffermäßigen Ermittlung sich jedoch meist 
entziehenden Folgewirkung zu verkennen, muß doch bemerkt werden, daß 
sie mitunter erst in späterer Zukunft eintritt und in den Fällen versagt, 
wo die Bedingungen der Entwicklungsfähigkeit der einzubeziehenden Ge¬ 
biete nicht vorhanden sind, wogegen die in solchen Fällen besonders emp¬ 
findlichen finanziellen Belastungen nie verfehlen, sich pünktlich einzu¬ 
stellen. Es wird kaum zu verkennen sein, daß man in dieser Hinsicht 
durch Unterstützung wenig aussichtsvoller Lokalbahnen in Ungarn etwas 
zu weit gegangen ist. Es wäre aber ein schwerer Fehler, nunmehr, nach¬ 
dem die unerfreulichen finanziellen Folgen der bisherigen Vorgangsweise 
sich geltend machen, in das gegenteilige Extrem zu verfallen und die 
Lokalbahnförderung aus öffentlichen Mitteln gänzlich einzustellen. Ein 
solcher Entschhiß würde nicht nur berechtigte Erwartungen der Inter¬ 
essenten und abschlußreife Vorbereitungsarbeiten lebensfähiger Bahn¬ 
projekte zerstören, sondern auch eine schwere Krise der auf den Lokal¬ 
bahnbau angewiesenen Gewerbe und Industriezweige heraufbeschwören, 
deren nachteilige Wirkung sich im ganzen Bereich unseres Wirtschafts- 
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lebens fühlbar machen würde. Was aber nach den gemachten Erfahrungen 
nicht dringend genug empfohlen werden kann, ist, solange die Lage der 
Staats- und Landesfinanzrti sowie der Betriebserfolg der Staatsbahnen 
zur äußersten Vorsicht mahnt, eine Beschränkung der Lokalbahnförde¬ 
rungsaktion auf solche Projekte, die die Gewähr künftiger normaler Ent¬ 
wicklung in sich tragen und daher keine allzu namhafte, mindestens 
keine dauernde Belastung der öffentlichen Haushaltungsgebarung mit sich 
bringen. 

Zu diesem Zweck wird es unerläßlich sein, die Auswahl der fortan 
zur Unterstützung vorzuschlagenden Lokalbahnlinien mit größter Sorg¬ 
falt und unerbittlicher Gewissenhaftigkeit zu freffen und dabei, die 
Ergebnisse eingehender fachmännischer Erhebungen über die Entwick¬ 
lungsfähigkeit des Unternehmens und der von ihm berührten Gegend zu 
berücksichtigen sowie eine strenge Prüfung der von den Interessenten 
aufgestellten Rentabilitätsberechnungen vorzunehmen. Auch auf die 
Heranziehung leistungsfähiger Interessenten zur Beteiligung an der 
Kapitalbeschaffung oder zur Übernahme von Frachtgarantien wird in 
größerem Umfang, als dies am Beginn der Lokalbahnaktion üblich war, 
das Augenmerk zu richten sein. Lokalbahnprojekte, die die Tendenz 
oder den Keim der Konkurrenzierung bestehender Bahnen erkennen 
lassen, wären von der Unterstützung unbedingt auszuschließen, gegebe¬ 
nen Falls durch obligatorische Vorschreibung der Schmalspur (1 m, wie 
in Belgien) unschädlich zu machen. Art und Maß der Staatsunterstützung 
wäre unter dem Gesichtspunkt der möglichsten Schonung des Staats¬ 
schatzes auf das unumgänglich notwendige einzuschränken. Werden 
diese Gesichtspunkte bei der Fortführung der Lokalbahnförderungs - 
aktion streng eingehalten, so ist zu erwarten, daß diese im Verein mit der 
natürlichen Entwicklung der neu sicherzustellenden sowie der bestehen¬ 
den Bahnen keine für die Staatsfinanzen und Steuerträger nachteiligen 
Folgen nach sich ziehen und der Entwicklung der heimischen Volkswirt¬ 
schaft wirklichen Nutzen bringen werden. 

Mit Recht sagt daher Sax: „Lokalbahnen auf Staatskosten zu bauen, 
ist verfehlt.“ 

Am Schluß meiner Ausführungen angelangt, wollen wir annehmen, 
daß die Hoffnungen, die die Bevölkerung und die Fachkreise an das 
Aufkommen und die zunehmende Verbreitung der Bahnen niederer Ord¬ 
nung mit Recht geknüpft haben, sich durch eine kluge, fachlich wohl¬ 
beratene und maßvolle Pflege dieser wirtschaftlich und sozial hoch¬ 
wichtigen Verkehrsmittel in vollem Umfang erfüllen mögen. 
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Oer Zuglauf bei Bahnen mit nur in einer Fahrrichtung 
benutzten Streckengieisen. 

Von 

Regierungsbaumeister Dr.-Ing. Gaede, Berlin. 


(Mit Abbildungen.) 
(Schluß.) l) 


Abschnitt V. 

Einschränkung der Leistungsfähigkeit einer Bahnstrecke 
durch die Kreuzung der Hauptgleise durch Verschiebebewegungen 

und andere Zugfahrten. 

A. Einleitung. 

Die Untersuchungen der vorstehenden Abschnitte und die dabei ge¬ 
wonnenen Ergebnisse hatten zur Voraussetzung, daß die einzelnen aus 
dem Hauptgleis und den zugehörigen Überholungsgleisen bestehenden 
Gleisnetze einer zwei- oder mehrgleisigen Bahn vollkommen ohne Be¬ 
rührung mit anderen Gleisen durchgeführt sind, daß deshalb der Lauf 
der Züge auf jedem einzelnen Gleisnetz sich ohne jede Beeinflussung 
und Hemmung durch die auf den anderen Netziemi verkehrenden 
Züge vollzieht, daß weiterhin auch keine anderen äußeren, die 
Benutzbarkeit des Gleisnetzes einschränkenden Einflüsse vorhanden sind, 
daß vielmehr das gesamte Gleisnetz den auf ihm durchzufiihrenden Zügen 
— von ihrer gegenseitigen Beeinflussung abgesehen — dauernd zur un¬ 
behinderten Benutzung zur Verfügung steht. Nun ist diese Voraus¬ 
setzung nur selten im vollen Umfang erfüllt. Es wird vielmehr in vie¬ 
len Fällen eine vorübergehende Mitbenutzung des Gleisnetzes für an¬ 
dere Zwecke nicht zu umgeben sein. Neben der Kreuzung der Bahn 
durch bahnfremde Verkehrswege, auf deren Einfluß hier nicht näher 
eingegangen werden soll, kommen hauptsächlich in Betracht Kreuzungen 
der betrachteten Gleise durch Verschiebebewegungen und durch andere 
Zugfahrten. Die Hauptgleise kreuzende Verschiebebewegungen lassen 

*) Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1921, S. 535. 

Archiv für Eisenbahnwesen. 1921. 50 
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sich bei mehr als eingleisigen Bahnen, von der Herstellung besonderer 
schienenfreier Verbindungsgleise abgesehen, die aus technischen, vor 
allem aber aus wirtschaftlichen Gründen meist von vornherein ausscheidet r 
nur dadurch vermeiden, daß man alle Lokomotivschuppen- und Be¬ 
kohlungsanlagen, alle Zugbildungs- und -umbildungsgleise und alle Lade¬ 
gleise zwischen die beiden Hauptgleise legt, von denen aus sie bedient 
werden, und daß man keine außen legende Unternehmeranschlüsse oder 
dergleichen zuläßt. Weil diese Bedingungen in fast allen Fällen uner¬ 
füllbar sind — nur bei reinen Reisendenbahnen kann ihnen wegen der 
geringen Anforderung an die Umbildung der Züge vergleichsweise leicht 
entsprochen werden —, muß nahezu überall mit dem Vorkommen von 
Hauptgleiskreuzungen durch Verschiebefahrten gerechnet werden. Kreuz¬ 
ungen von Hauptgleisen durch Zugfahrten ergeben sich bei der 
Überführung von Zügen auf abzweigende Bahnen oder nach seitlich ge¬ 
legenen Bahnhöfen oder Bahnhofsteilen. Die Zahl der Stellen, an denen 
eine Ablenkung von Zügen auf Zweigbahnen oder auf seitlich liegende 
Bahnhöfe (z. B. Verschiebebahnhöfe) notwendig wird, ist in der Regel so 
gering, daß der Vermeidung der Störungen, die sich an solchen Stellen 
durch Kreuzungen in Schienenhöhe ergeben würden, durch Ausbildung 
einer Kreuzung in zwei Höhenlagen keine unüberwindlichen technischen 
und wirtschaftlichen Schwierigkeiten entgegenstehen werden. Wenn in 
einem derartigen Fall die Zahl der abzulenkenden Züge nur gering 
ist, bleibt die Störungsmöglichkeit bei Kreuzung in Schienenböhe inner¬ 
halb enger Grenzen, so daß dann eine solche Kreuzung unbedenklich zu¬ 
gelassen werden kann. Viel einschneidender als diese Kreuzungen wir¬ 
ken auf die Leistungsfähigkeit einer Bahn diejenigen ein, die entstehen, 
wenn eine zwei- oder mehrgleisige Bahn so angelegt ist, daß die Nah¬ 
güterzüge zur Bedienung der Zwischenbahnhöfe grundsätzlich unter 
Überkreuzung eines — oder mehrerer — Hauptgleise in ein auf der 
Seite der Güteranlagen gelegenes Überholungsgleis abgelenkt wer¬ 
den müssen. Um über die Bedeutung dieser Kreuzungen Klarheit zu 
gewinnen, bedenke man, daß beispielsweise bei einer zweigleisigen, 
derart ausgebildeten Strecke von 150 km Länge, bei der in je 8 km Ab¬ 
stand 18 Zwischenbahnhöfe vorhanden seien, und die belegt sei mit 
3 Nahgüterzügen und 2 Eilgüterzügen (in jeder Richtung), täglich 
18 . (3 -j- 2) . 2 = 180 Kreuzungen eines Hauptgleises durch die in die 
Zwischenbahnhöfe einfahrenden oder ausfahrenden Güterznge Vorkom¬ 
men. Die Zahl der hier notwendig werdenden Kreuzungen geht mithin 
weit über die hinaus, die man etwa bei der Abzweigung des Güterver¬ 
kehrs am Ende einer stark belasteten Fernbahn erhält. Die Frage, oh 
es richtig ist, die Nahgüterzüge bei zweigleisigen Bahnen unter Kreu- 
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zung des einen Hauptgleises auf die Ortsgutseite hinüberzunehmen, oder 
lieber die unvermeidliche Kreuzung in Verschiebefahrt auszuführen, 
besitzt hiernach eine Bedeutung, die z. B. über die Entscheidung, ob die 
Abzweigung einer Seitenstrecke in Schiiemenhöhe ausgefiihrt werden soll 
oder unter Vermeidung der schienengleichen Kreuzung, weit hinausgeht. 
Daß in dieser Hinsicht noch sehr viel Unklarheiten vorhanden sind, 
zeigen Entwürfe und Ausführungen von Bahnen oder Bahnhöfen selbst 
aus jüngster Zeit. 

Die nachstehenden Untersuchungen über die Einwirkung von Ver¬ 
schiebebewegungen und von fremden Zugfahrten auf den Lauf der Züge 
auf einem Hauptgleis gehen aus von dem besonderen Fall eines Zwi¬ 
schenbahnhofs einer zweigleisigen Bahn mit einseitig gelegenen Orts¬ 
güteranlagen, bei denen einmal die Güterzüge in unmittelbar neben den 
Hauptgleisen angeordneten Überholungsgleisen abgefertigt werden, so 
daß für die eine Fahrrichtung die Kreuzung des anderen Hauptgleises 
in Verschiebefahrt notwendig wird, während in dem anderen Fall die 
Güterzüge selbst auf die andere Seite des zweiten Hauptgleises hinüber¬ 
gelenkt werden. Da es nun gleichgültig ist, zu welchem Zweck und in 
welcher Richtung die Bewegungen ausgeführt werden, wie die Fahrt 
des kreuzenden Zuges vor der Kreuzung und nachher verläuft, das heißt, 
ob die Züge etwa von dem zweiten Hauptgleis derselben Bahn oder einer 
Zweigbahn stammen, da es weiterhin für die Beurteilung der hier be¬ 
handelten Frage im großen ganzen ohne Belang ist, ob es sich bei 
dem Bahnhof, in dem die Hauptgleiskreuzung stattfindet, um einen 
kleinen Zwischenbahnhof oder einen großen Knotenpunkt handelt, so 
lassen sich die gefundenen Ergebnisse ohne weiteres auf eine große 
Zahl anderer Fälle anwenden. 

Die Untersuchungen werden an der Hand bestimmter Zahlen¬ 
beispiele durchgeführt werden, weil auf einem anderen Wege ein klares 
Bild der hier vorliegenden Verhältnisse nicht gewonnen werden kann. 
An den Grundzügen der so erhaltenen Ergebnisse wird auch durch andere 
Zahlenannahmen nichts wesentliches geändert. Es ist deshalb zulässig, 
die hier abgeleiteten Werte als Vergleichsmaßstab anzuwenden und aus 
ihnen allgemein gültige Schlüsse zu ziehen. 

B. Kreuzung der Hauptgleise durch Verschiebebewegungen. 

Da es sich hier nur um die Gewinnung eines Vergleichsmaßstabs 
handeln kann, sollen die Untersuchungen auf einen möglichst einfach lie¬ 
genden Sonderfall beschränkt werden, und zwar auf eine Strecke, die 
mit Zügen gleicher Gattung in gleichen Abständen belegt ist. Diese Züge 
sollen durch den betrachteten Zwischenbahnhof ohne Halt durchfahren. 

50* 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



768 


Der Zuglauf bei Bahnen mit nur in einer 


Bei auf dem Bahnhof beginnenden Zügen liegen die Verhältnisse schon 
deshalb stets günstiger, weil bei nicht rechtzeitiger Beendigung der Ver- 
SGhdebefahrt keine Gefährdung entsteht, sondern nur eine geringe Ver¬ 
zögerung der Abfahrt des Zuges eintreten würde. Bei endenden Zügen 
kann die duircdi die langsame Einfahrt verzögerte Freigabe der Fahrstraße 
unter Umständen die für die Versohiebefahrt verfügbare Zeitspanne unter 
das Maß herabdrücken, das sich bei durchfahrenden Zügen ergibt. 
Bahnhöfe, bei denen eine längere Folge von Zügen in kurzen Abständen 
einfahren können, z. B. Verschiebebahnhöfe mit einer großen Einfahr- 
gruppe, wären deshalb hinsichtlich der Zulassung von Kreuzungen 
dieser Einfahrt durch Verschiebungsbewegungen besonders zu unter¬ 
suchen. Im allgemeinen wird man aber hinreichend ungünstig gerechnet 
haben, wenn man den Fall von im Kleinstabstand durchfahrenden 
Zügen geprüft hat. 

Für die Einwirkung von Verschiebebewegungen auf den Lauf der 
Züge eines Hauptgleises ist es von großer Bedeutung, ob dieses Haupt - 
gleis für sich allein gekreuzt wird, oder ob gleichzeitig noch andere 
Hauptgleise gekreuzt werden, auf deren Betrieb Rücksicht genommen 
werden muß. Will man bei der Kreuzung mehrerer Hauptgleise auf 
allen Gleisen Hemmungen des Zuglaufs vermeiden, so muß man Zug-, 
pausen abwarten, die auf allen Gleisen etwa gleichzeitig liegen und 
einander soweit überdecken, daß die für die Verschiebefahrt notwendige 
Zeit freibleibt. Mit der Zahl der zu kreuzenden Gleise wächst die 
Schwierigkeit, eine solche Lücke zu finden, und zwar in einer wesent¬ 
lich schärferen Steigerung, als sie der Vermehrung der Zahl der Gleise 
entsprechen würde. 

1. Kreuzung nur eines Hauptgleises durch Verschiebebewegungen. 

Es liege ein Zwischenbahnhof mit je einem selbständigen Stell¬ 
werksbezirk am Ein- und am Ausfahrende mit den Abmessungen der 
Abb. 31 (S. 769) vor. Die Geschwindigkeit der durchfahrenden Züge sei 
angenommen zu 72 km/st 2(J m/sec und 25 km/st = 7 m/sec (Schnell- 
und Güterzüge). Jeder durchfahrende Zug sperrt während einer be¬ 
stimmten Zeit S die Weichenstraße für andere Fahrten. Diese Zeiten 
sind verschieden für die Einfahr- und die Ausfahrweichenstraße. Die 
Sperrung beginnt in dem Augenblick, wo die Fahrstraße zwecks Ein¬ 
stellung für die Zugfahrt geräumt wird. Weil die Festlegung der 
Fahrstraßen entgegen der Fahrrichtung des Zuges fortschreitet, muß 
die Ausfahrweichenstraße etwa eine halbe bis eine ganze Minute vor 
der Einfahrweichenstraße geräumt werden. Darauf werden die Weichen 
gestellt, die Fahrstraßen verschlossen; die erfolgte Festlegung der 
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Ausfahrstraße muß durch Bahnhofsblock dem Einfahrstellwerk mit 
geteilt werden. Dieses zieht dann das Einfahrsignal. Dies muß so 
zeitig geschehen, daß der herannahende Zug noch genügend weit von 



Fahrzeit 


Auflösen der Fahrstraße durch c/en Zug usu 


Abb. 8i. 

dem Einfahrvorsignal entfernt ist, um dessen Auffahrtstelllung einwand¬ 
frei wahrnehmen zu können. Die Einfahrstraße bleibt solange ver¬ 
schlossen, bis der Zug in den Bahnhof eingefahren ist und die zu dieser 
Fahrstraße gehörigen Weichen geräumt hat. Erfolgt die Freigabe, wie 
gewöhnlich durch einen Menschen und nicht selbsttätig durch den Zug, 
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so sind hierfür noch etwa 30 Sekunden zuzuschlagen. Die Ausfahr¬ 
weichenstraße werde durch den Zug nach vollständiger Räumung auch 
dieses Weichenbezirks und Überfahren eines Stromschließers aufgelöst. 
Wirken dabei Menschen mit, so wäre auch hier ein entsprechender 
Zuschlag zu machen. Schließlich kommt noch in beiden Fällen die 
Zeit (etwa 30 sec.) für das Umstellen der Weichen für die dann aus¬ 
zuführende Verschiebefahrt hinzu. Unter Benutzung der in Abb. 31 
(S. 769) eingetragenen Maße erhält man folgende Sperrzeiten: 


a) für die Einfahrstraße: 

1. Einstellen der Fahrstraße, Ziehen des 

Signals. 

2. Fahrt des Zuges 1550 : 20 zz . . . 

1850 : 7 = . . . 

3. Freigabe der Fahrstraße, Umstellen 

der Weichen für die Verschiebe¬ 
bewegung . 


60 60 sec. 

78 (für Schnellzug) 

264 (für Güterzug) 


60 60 


198 oder 384 sec. 

b) für die Ausfahrstraße: 


1 . (wie zu a). 90 90 

2. 2200 : 20 zz . . . 110 


3. 


2500 : 7 zz . . . 357 

30 30 

230 oder 477 sec. 


Für die Verschiebeabteilung seien vier verschiedene Annahmen gemacht: 
1 . eine allein fahrende Lokomotive, für die mit einer Anfahrbeschleunigung von 
0,25 m/sec 2 für alle Fälle ungünstig genug gerechnet werden kann; 2. eine Loko¬ 
motive preußisch G 7 + 3 T 12 + 20 Güterwagen; 3. wie zu 2., jedoch mit 40 Güter¬ 
wagen; 4. ebenso, aber mit 55 Güterwagen (das wäre ein ganzer Zug). 

Bestimmung der Anfahrbeschleunigung für 2 . bis 4. Bezeichnungen wie 
im Abschnitt I. 


R*-« — 54 t. Go — 54 + 35 + 20 • 20 — 4891, G 3 — 489 + (40 — 20 ). 


20 — 8891, G 4 = 489 +(55 —20) . 20 = 1189 t. 


Für eine Steigung des Gleises und den Krümmungswiderstand werden 2,r»°/oo ein¬ 
geführt. Die bei voller Ausnutzung der Reibung zu Beginn der Bewegung mög¬ 
liche Größtboschleunigung wird nach Formel 14b und 15 


und ebenso 


9,08 / 1000.54 

1Vs ~ 1000 ' 489.6 



= 0 , 12 a m/sec-' 


p 0 ,3 = 0,047 und p 0 ,♦ = 0,024 m/sec 2 . 


Bestimmung der Bremsverzögerung. Es werde durchweg, sehr vorsichtig, 
nur mit der Abbremsung von 1 U$ des Gesamtgewichts gerechnet. Der Bremsklotz¬ 
druck betrage 0,4 der Last der gebremsten Achse. Dann wird die Bremsverzöge¬ 
rung gleichmäßig für alle vier Beispiele (Formel 54): 


p”= — 1000 ’ (lV' 0,4 '6 _ ' 1000 + 2» s + 2 > 5 ) = — °- 085 m/8ec*. 

Die bei der Verschiebebewegung erreichte Höchstgeschwindigkeit sei zu 
15 km/st — 4,2 m/sec angenommen. Innerhalb dieser Grenze darf mit unver- 
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&nderlicher Beschleunigung oder Verzögerung gerechnet werden. Es gelten dann 
für die Anfahr- und für die Bremszeiten die Beziehungen: tzVmix : p, und für 

den Anfahr- bzw. Bremsweg: s = —. Hiermit erhält man für das Anfahren: 


ti 4 = 4,2 2 0,25 — 17 sec, t 2 # = 4,2:0,123 = 33 sec, t 3 ' = 89 und t 4 ' = 175 sec. 
Die io dieser Zeit zurückgelegten Wege sind 2 


und ebenso 2 


S] - = 36 m 


85 — 69, 83 — 187, und 84 = 370 m. 


Die Bremsdauer wird für alle 4 Fälle übereinstimmend: t'" = 4,2 : 0,085 — 50 sec 
4 2 .50 

und der Bremsweg: —^— — 105 m. Der gesamte Weg, den die Verschiebe¬ 
abteilung (berechnet wurde der von der Spitze der Verschiebeabteilung zurück¬ 
zulegende, vgl. Abb. 32) durchfährt, beträgt entsprechend der Länge der Wagen¬ 
gruppen: Si — 130 + 20 = 150 m, & =z 150 + 20.9 = 330 m, Sa = 150 +40.9 
= 510 m und S% = 150 + 55.9 = 645 m. Dabei ist die Länge der Lokomotive 
mit Tender zu 20 m und die eines Güterwagens zu 9 m angenommen. Von diesen 


4-+- 


730 


i i 

~y20 -Jt 90 -*\20 




Abb. :ia. 


I 

l 



Längen bleibt zwischen dem Anfahr- und Bremswege übrig: si" = 150 — 36 — 
105 zr 9 m, 92 " = 330 — 69 — 105 = 156 m, sa" = 510 — 187 — 105 = 218 m 
und Si" 645 — 370 — 105 z= 170 m. Diese Strecke wird mit der Höchst¬ 
geschwindigkeit von 4,12 m/sec. durchfahren. Hierzu werden aufgewandt: t t "— 
$ : 4,2 = 2 sec, ts" = 156 : 4,2 — 37 sec und ebenso ta" = 52 sec und U" = 
40 sec. Die Gesamtzeit zur Ausführung der Verschiebefahrt beträgt somit unter 
Zuzählung von 20 sec für die Befehlsübermittlung und -aufnahme: 

Ti = 20 + 17 + 2 + 50 = 89 sec, 

Ta = 20 + 33 + 37 + 50 = 140 sec. 

T s = 20 + 89 + 52 + 50 — 211 sec, 

Ti = 20 + 175 + 40 + 50 — 285 sec. 

Diese Zeit muß mindestens zwischen der Sperrung des Hauptgleises durch zwei 
aufeinanderfolgende Züge verbleiben, damit die Ausführung der Verschiebe¬ 
bewegung möglich ist. Hierfür ist notwendig, daß der Abstand der beiden Züge 
mindestens gleich ist der Zeit für die Verschiebebewegung vermehrt um die 
Zeit, während welcher ein Zug die Fahrstraße sperrt. Somit erhält man folgende 
kleinste Zugfolgezeiten: 

a) die Kreuzung erfolgt in der Einfahrweichenstraße bei 

1. einer Schnellzugstrecke durch Verschiebeabteilungen der Zusammen¬ 


setzung: kleinste Zugfolge: 

1 . Z m i n ~ 198 + 89 = 287seC rund 6 Minuten, 

2 .„ = 198 + 140 = 338 „ * 5 1 /, 

3 .„ = 198 + 211 = 409 * , 7 

4 .. = 198 + 285 = 483 „ „ 8 
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2. einer Güterzugstrecke durch Verschiebeabteilungen der Zusammen¬ 
setzung: kleinste Zugfolge: 

1 .Zinin = 384 + 89 = 473 sec = rund 8 Minuten, 

2 . „ =384+140 = 524 „ = „ 9 

3 .„ =384 + 211 = 696 „ = „ 10 „ 

4 .=384 + 285 = 669 „ = „ 11 

b) die Kreuzung erfolgt in der Ausfahrweichenstraße bei 

1. einer Schnellzugstrecke: z m t n = Zmi»,*)i) + (230— 198) 

1.Zmin = 287 + 32 = 319 sec = rund 5 l / 2 Minuten, 

2..* =338 + 32 = 370 „ = „ 6 , 

3.. =409 + 32 = 441 „ = . 7»/* - 

5 .„ =483 + 32 = 615 „ = „ 8»/a . 

2. einer Güterzugstrecke: Zmin = Zmi»,.)*) +<477 — 384) 

1 .Zmio = 473 + 98 = 666 sec = rund 9 1 /* Minuten, 

2 .„ =524 + 93 = 617 „ = „ 10'/? * 

3 . , =596 + 93 = 688 „ = „ ll 1 /? 

4 . „ =669 + 93 = 762 , = „ 12Vj , 


Nun kann, wie die Erfahrung zeigt und wie es auch das in Ab¬ 
schnitt II durchgeführte Zahlenbeispiel, das eine sehr günstig aus¬ 
gestaltete Flachlandstrecke betraf, ergab, im regelmäßigen Betrieb 
längerer Strecken die Aufeinanderfolge mehrerer gleich schnell 
fahrender Züge nicht enger verdichtet werden, als auf etwa 7 bis 
9 Minuten bei Schnellzügen und auf etwa 10 bis 13 Minuten bei Güter¬ 
zügen. Bei Strecken mit starken Steigungen muß man über diese 
Zahlen noch wesentlich hinausgehen. Danach würden die kleineren 
der angegebenen Grenzwerte ausreichen, um zwischen zwei einander 
im Kleinstabstand folgenden Zügen Verschiebeabteilungen bis zu etwa 
40 Wagen das Hauptgleis ohne Hemmung des Zuglaufs kreuzen zu 
lassen, wenn die Kreuzung am Einfahrende des Bahnhofs vorgenommen 
wird. Die größeren Zugabstände würden zur Ausführung aller be¬ 
schriebenen Verschiebebewegungen genügen. Aus dem Unterschied, der 
sich bei der Kreuzung am Einfahrende und am Ausfahrende des Bahn¬ 
hofs zeigt, ergibt sich die wichtige betriebliche Folgerung: 

Um die für die Verschiebefahrt zur Verfügung stehende Zeit mög¬ 
lichst zu vergrößern, wird man im Bedarfsfall die Signal- und Siche¬ 
rungsanlagen so einrichten, daß die bei der Verschiebefahrt benutzte 
Weichenstraße durch in unmittelbarer Nähe stehende Hauptsignale ge¬ 
deckt wird und nicht durch Zustimmungsabhängigkeiten vor dem Ziehen 
eines weiter zurückliegenden anderen Signals (Ausfahrweichenstraße 
und Einfahrsignal) festgelegt zu werden braucht. Hierfür könnte z. B. 
ein Abrücken der Ausfahrweichenstraße von den Ausfahrsignalen um 
einen ausreichenden Schutzabstand in Betracht kommen. Die Ausfahr¬ 
signale würden dann zu vollständig selbständigen Deckungssignalen. 
Wichtig ist weiterhin schnellstes Hand-in-Hand-Arbeiten des Fahr- 
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dienstleiters, der Stellwerke und der Verschiebeabteilung durch ge¬ 
eignete Verständigungen»ttel (Klingelzeichen, Hupen, gewöhnliche oder 
lautsprechende Fernsprecher u. dgl.), Beschleunigung der Fahrstraßen¬ 
auflösung durch selbstwirkende, vom Zuge betätigte elektrische Ein¬ 
richtungen, bei langgestreckten Weichenstraßen staffelweise Auflösung 
für kleinere Unterbezirke. Die Verschiebeabteilung muß frühzeitig 
bereitgestellt werden und unmittelbar vor der Schutzweiche warten. 
Sofort nach Vorbeifahrt des durchfahrenden Zuges muß mit der Ein¬ 
leitung der Verschiebebewegung begonnen werden. 

Werden diese Forderungen erfüllt, so kann ausgesprochen werden, 
daß bei den in der Ausführung vorkommenden kleinsten Zugabständen 




Abb. 3 4. 


es stets möglich sein wird, zwischen zwei Zügen 
Verschiebefahrten auszuführen, wenn dabei nicht 
mehr als ein Hauptgleis auf einmal gekreuzt wird. 
Diese Folgerung ist von außerordentlicher Bedeutung für den Entwurf 
mehrgleisiger Bahnen. Man hat vielfach die störende Einwirkung von 
Verschiebebewegungen, durch welche Hauptgleise berührt werden, so 
überschätzt, daß man ihnen den entscheidenden Einfluß auf die Wahl 
der Gleisanordnung und Zugverteilung bei viergleisigen Bahnen ein¬ 
geräumt hat. 

Die Kreuzung von Hauptgleisen durch Verschiebefahrten wird somit 
auf keine nennenswerten Schwierigkeiten stoßen, wenn bei der Anlage 
der Bahnhöfe dafür gesorgt wird, daß jedes einzelne Hauptgleis für 
sich unabhängig von den anderen gekreuzt werden kann. Von den io 
Abb. 33 und 34 beispielsweise hierfür gegebenen Lösungen ist dir 
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zweite vorzuziehen, weil sie gestattet, bei dem Freisein mehrerer Gleise 
ohne Sägebewegungen mehrere Hauptglerse auf einmal zu tiberkreuzen. 
Die eingetragenen Zahlen geben die Stellungen der Verschiebeabteilung 
an, wenn sie nach der Kreuzung jedes Hauptgleises zunächst in dem 
Wartegleise das Freiwerden des nächsten Hauptgleises abwarten muß. 


Für die Beurteilung dieser Anlagen ist es von Wert, zu wissen, 
mit wie großen Verzögerungen man im Mittel bei einer derartigen Ver¬ 
schiebebewegung zu rechnen hat. Es werde angenommen, daß auf 
allen Hauptgleisen Züge gleicher Geschwindigkeit einander im Ab¬ 
stand z folgen. Die Zeit, während der ein Zug das Hauptgleis sperrt, 
sei S, die zur Ausführung der Verschiebefahrt notwendige T. Zwischen 
zwei Zügen bleibt dann eine Zeit U = z — S — T, während welcher die 
Verschiebe fahrt begonnen werden könnte. Während d6r übrigen Zeit, 
g 1 t 

also in ——— von allen Fällen muß die Verschiebeabteilung zunächst 

warten Im ungünstigsten Fall dauert die Wartezeit (S -I- T); sie 
nimmt geradlinig bis auf Null ab. Im Mittel beträgt sie also J4 (S-f-T). 
Diese Wartezeit trifft den oben berechneten Teil der Verschiebefahrten. 
Auf deren Gesamtheit kommt dann im Durchschnitt eine Verzögerung 
(S + T) 2 


von 


2. z 


Es handle sich z. B. um die Kreuzung eines mit Güter¬ 


zügen im Abstand z = 13 Min. belegten Hauptgleises und um Ver¬ 
schiebeabteilungen von 40 Wagen, die an dem Einfahrende des Bahnhofs 
das Hauptgleis kreuzen sollen. Dann ist nach den vorstehenden Rech¬ 
nungen: S = 384 Sek., T = 211 Sek. Hiermit erhält man die mittlere 

Wartezeit zu: ^ = 227 Sek. = rd. 4 Minuten. Die 


Kreuzung von/ drei Hauptgledsen würde dann daiuern: 3. (227 + 211) — 
1314 = rd. 22 Minuten. In Wirklichkeit wird die hierfür benötigte Zeit 
in der Regel wesentlich kleiner ausfallen, weil nicht alle Hauptgleise 
gleichzeitig mit Zügen im engsten Abstand belegt sein werden. Eine 
Kreuzung von drei Hauptgleisen kommt z. B. in Frage bei viergleisigen 
Bahnen, bei denen die Ortsgüteranlagen auf der Bahnselte angeordnet 
sind, welche dem von den Nahgüterzügen benutzten Gleispaar gegen¬ 
überliegt, und bei denen die Überholungsgleise für die Nahgüterzüge 
zwischen den von diesen Zügen benutzten Hauptgleisen angelegt sind. 
Wenn man auch dahin streben wird, die sich so ergebenden sehr langen 
Aufenthalte der Nahgüterzüge dadurch zu vermeiden, daß man entweder 
die Ortsgüteranlagen auf die andere Bahnseite verlegt oder eine Ver¬ 
schwenkung der Hauptgleise vornimmt, so bleibt doch bestehen, daß in 
der Kreuzung selbst mehrerer Hauptgleise kein zwingender Hindernnzs- 
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grund liegt, auch für den regelmäßigen Betrieb derartige Kreuzungen 
vorzusehen und Anlagen, wie die vorstehend angedeuteten, auszuführen. 

Erst bei Zugabständen, die erheblich hinter den oben angenom¬ 
menen Zurückbleiben, wie sie z. B. bei Stadtschnellbahnen Vorkommen, 
wird die Ausführung von Hauptgleiskreuzungen zwischen zwei einander 
im Regelabstande folgenden Zügen unmöglich. Die untere Grenze der 
Abstände von Reisendenzügen, bei denen noch die Möglichkeit eben be¬ 
steht, dürfte bei etwa fünf Minuten liegen. Bei engerer Zugfolge müssen 
schienenfreie Gleisverbindungen geschaffen werden. Zu diesem Hilfs¬ 
mittel wird man umso eher greifen, je stärker der in Frage kommende 
Verschiebeverkehr ist. 

Daß demgegenüber bei den meist gegebenen Zugfolgezeiten die 
Herstellung von Wartegleisen nicht einmal zwischen jedem einzelnen 
Hauptgleise erforderlich ist, daß man vielmehr mit Wartegleisen nach 
je zwei Hauptgleisen im allgemeinen auskommen wird, werden die 
Untersuchungen des nächsten Abschnitts dartun. 

2. Die Kreuzung zweier Hauptgleise durch Verschiebefahrten. 

Sollen zwei nebeneinander liegende Hauptgleise durch eine Verschiebe¬ 
fahrt gekreuzt werden, so müssen auf beiden Gleisen Zugpausen vorhanden 
sein, die soweit zusammenfallen, daß die entstehende Lücke während 
der beide Hauptgleise frei sind, zur Ausführung der Verschiebe- 
bewegung ausreicht. Um ein Bild zu gewinnen, bei welchen Zugabstän¬ 
den dies der Fall ist, soll im folgenden das mathematisch besonders 
einfache Beispiel behandelt werden, daß die beiden Hauptgleise in glei¬ 
cher Weise mit Zügen belegt seien, die sich in dem gleichen Abstand 
z folgten. Nimmt man zunächst an, daß die beiden Gleise in umgekehrter 
Fahrrichtung befahren würden, und daß die Zugbündel auf beiden Glei¬ 
sen dauernd genau den Abstand z einhalten, so hätte man für jeden Punkt 
der Strecke eine ganz bestimmte unveränderliche gegenseitige Lage der 
sich begegnenden Züge. Liegen nun die Stellen, an denen die Kreuzun¬ 
gen vorgenommen werden müssen, gleichmäßig über die Strecke verteilt 
in Abständen, die nicht mit der Maschenteilung des aus den Fahrplan¬ 
netzen beider Gleise gebildeten Streckenfahrplans tibereinstimmen, so 
kommt im Mittel jede mögliche gegenseitige Lage der Züge auf den bei¬ 
den Hauptgleisen gleich oft vor. Geringe gegenseitige Verschiebungen 
des Zuglaufs auf beiden Gleisen bewirken eine Verschiebung der Maschen 
des Fahrplannetzes in der Längsrichtung der Strecke. Wächst die Ver¬ 
schiebung bis zu z Minuten, so erhält man für jeden einzelnen Punkt 
der Strecke eine gegenseitige Verschiebung der Durchfahrzeiten der 
Züge auf den beiden Gleisen ausgehend von der Ursprungslage über alle 
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möglichen bis zurück zur Ursprungsluge. Mit derartigen Verschiebun¬ 
gen muß bei der Fahrplanausführung stets gerechnet werden. In gleichem 
Sinn wirken auch einzelne von dem Regelabstand z abweichende Zug- 
folgezeiten. Bei einer genügend großen Zahl vom Kireuzungen der Haupt¬ 
gleise durch Verschiebefahrten kann man unter Berücksichtigung des 
ausgledchenden Einflusses der vorstehend angedeuteten Umstände damit 
rechnen, daß im Mittel an den Kreuzungsstellen zur Zeit der Kreuzung 
jede der möglichen gegenseitigen Lagen der sich begegnenden Züge 
gleich wahrscheinlich ist. Dies gilt auch für den FaHl, daß beide Gleise 
in der gleichen Fahrrichtung befahren werden, — hier fällt allerdings 
die ausgleichende Wirkung der Tatsache, daß die Kreuzung der Strecke 
an verschiedenen Stellen vorgenommen wird, fort. In Übrigen ist für 
unsere Betrachtung die Richtung, in welcher die Gleise befahren werden, 
ohne Bedeutung. Für die Sperrung eines Hauptgleises durch einen 
durchfahrenden Zug gelten ohne weiteres die oben abgeleiteten Zahlen, 
Bei der Zeit, welche die Verschiebeabteilung zur Ausführung der Kreu¬ 
zung benötigt, ist wegen des um etwa 4,5.9 = 40,5 m längeren Weges ein 
Zuschlag von 40,5 : 4,2 = 10 sec. zu machen. Die Zeiträume werden wieder 
mit S und T bezeichnet. Die Werte für die Sperrzeit S werden im allge¬ 
meinen für beide Hauptgleise nicht dieselben sein, weil die Kreuzungs¬ 
stelle bei dem einen Gleise am Einfahr- und bei dem anderen am Aus- 
fahrende des Bahnhofs liegen wird. Zur Vereinfachung der Zahlen- 
reehmmg soll mit dem Mittel dieser beiden Werte gerechnet werden. 

Der für die gemeinsame Lücke günstigste Fall ist der, daß die 
Sperrzeiten auf beiden Gleisen gerade zusammen fallen. Dann verbleibt 
eine freie Zeit von (z — S) für die Verschiebefahrt. Verschiebt sich 
die Lage des zweiten Zuges gegen den ersten um x, so verkleinert 
sich diese Lücke auf (z — S — x). Bei weiterer Vergrößerung von x 
entsteht hinter der Sperrung auf Gleis 2 eine freie Lücke, die allmählich 
bis zu dem Größtwert (z — S) anwächst, der in dem Augenblick er¬ 
reicht wird, wenn x = z geworden ist, das heißt, wenn das Fahrplannetz 
des zweiten Gleises sich um eine ganze Teilung gegen das des ersten 
Gleises verschoben hat, wenn also ein dem Ausgangszustand gleicher 

z 

wieder erreicht ist. Bei der Lage x = 0 ist die Lücke zu beiden Seiten 

des Zuges auf Gleis 2 gleich groß. Vorher ist die nachfolgende größer 
und würde für die Kreuzung zu benutzen sein, nachher die vorher¬ 
gehende Lücke. Diese gestatten eine Kreuzung der beiden Hauptgleise, 
solange z — S — x < T ist. Für die Grenzlage erhält man: x’ = z — S*— T. 
z 

Da von x — ^ an sich die gleichen Verhältnisse wie zwischen x ~ O bis 
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x = gegengleich wiederholen, genügt es, das erste Gebiet allein zu 

untersuchen. Innerhalb dieses Gebiets ist während der Zeit x’ die 
Kreuzung ohne Behinderung des Zuglaufs möglich. Die Wahrscheinlich¬ 
keit für den störungslosen Verlauf der Verschiebebewegung ist demnach: 

83).W = - x ' = . 

z z 


Ist W = 1 oder größer, so bedeutet dies, daß dann zwischen zwei ein¬ 
ander folgenden Zügen eines der beiden Gleise unter allen Umständen 
eine zur Ausführung der Kreuzung verwendbare Lücke auf beiden 
Gleisen vorhanden ist. Diese Bedingung: 


W = 


2(z'-S-T) 


> 1 


ist erfüllt, wenn die Zugfolge z mindestens gleich 

84). z' = 2 (S + T) ist. 

Beispiel: Schnellzugstrecke belegt mit Schnellzügen im festen 
Abstand z. Verschiebeabteilung von 20 Wagen. Nach S. 771 ist: 

1 qo _l_ oqo 

S = - -J— - = 214sec. T = 140 + 10 = 150 sec. z’ = 2. (214 + 150) - 

778 sec. — rd. 12 Minuten. Bei einer Zugfolge von 9 Minuten erhielte 
man z. B. die Wahrscheinlichkeit für das Antreffen einer hinreichend 


o t *s i 2.(9.60 — 214 — 150) A/?c , 0/ T t 

großen Lücke von: W =---- = 0,65 oder 65 %. In etwa 

9.60 

V* aller Fälle wäre eine geeignete Zugpause also nicht vorhanden. Würde 
die Kreuzung trotzdem vorgenommen, so würde der zunächst auf einem 
der beiden Gleise folgende Zug aufgehalten werden und zwar, wie leicht 
nachzuweisen ist, im Mittel um ein Viertel des Unterschieds zwischen 
der für einen störungslosen Verlauf erforderlichen Zugfolgezcit z' und 

der wirklich vorhandenen. In diesem Fall also um ■■■ =47 sec. 

4 

Dies ist diejenige Zeit, um welche das Einfahrsignal für den durch¬ 
fahrenden Zug zu spät gezogen wird. Weil oben angenommen war. 
daß das Signal gestellt werden sollte, wenn der Zug noch etwa 200 m 
von dem Vorsignal, also rd. 900 m von dem Hauptsignale entfernt 
ist, verbleibt hier noch ein gewisser Spielraum. In diesem Fall hätte 
der Zug sich, unter Herabsetzung seiner Geschwindigkeit auf etwa die 
Hälfte, bis auf vielleicht 200 bis 300 m dem Hauptsignal genähert, ehe 
es gezogen wurde. Der Zeitverlust, den der Zug erleiden würde, wäre 
ziemlich gering; im vorliegenden Beispiel vielleicht eine Minute. Weil 
ein solches Stutzen eines Schnellzuges immerhin unerwünscht ist, die 
Kreuzung des Hauptgleises derart kurz vor einem durchfahrenden 
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Schnellzuge auch nicht ungefährlich ist, wird man mit der Zulässigkeit 
der Kreuzung zweier Hauptjgleise, wenn damit gerechnet wenden muß, 
daß auf beiden Gleisen gleichzeitig eng einander folgende Züge liegen, 
erst bei einem Regelabstand der Schnellzüge von etwa 12 Minuten 
rechnen können. In ähnlicher Weise erhält man für Güterztige einen 
Mindestzugabstand von etwa 19 Minuten. Wegen der geringeren Ge¬ 
schwindigkeit der Güterzüge ist der Spielraum, der durch den 900 m 
langen Weg von der Stelle, wo das Vorsignal planmäßig aufgenommeu 
werden soll, bis zu dem Hauptsignal gegeben ist, wesentlich größer. 
Hier werden Verzögerungen im Ziehen des Einfahrsignals bis zu etwa 
3 oder gar 4 Minuten noch keine mennensw T erte Hemmung des Zugl&ufs 
bewirken. Die angegebene engste Zugfolge ließe sich deshalb bis auf 
etwa 15 bis 16 Minuten herabsetzen. 

Es läßt sich hiernach aussagen: Ist auf einer zweigleisigen Bahn 
oder allgemein auf zwei nebeneinander liegenden Hauptgleisen eine 
dichtere Zugfolge als etwa 12 Minuten für Schnellzüge und etwa 
16 Minuten für Güterzüge nicht vorhanden, so ist jederzeit eine Kreuzung 
beider Hauptgleise durch nicht zu schwere Verschiebeabteilungen (etwa 
40 Wagenachsen) ohne Behinderung des Zugbetriebs auf den Haupt¬ 
gleisen durchführbar, die Anordnung von Wartegleisen zwischen den 
Hauptgleisen also entbehrlich. Diese Zugabstände können bis zu den 
unter 1) für die Kreuzung nur eines Hauptgleises bestimmten Werten 
herabgehen, wenn man damit rechnen kann, daß in der Regel die engste 
Zugdichte auf einem Gleis mit größeren Zugabständen auf dem zweiten 
zusammenfällt. Man würde dann Verzögerungen des Verschiebe¬ 
geschäfts für die vergleichsweise seltenen Fälle, daß in dem Augenblick, 
in dem die Verschiebefahrt in Aussicht genommen ist, gerade auf beiden 
Gleisen sich Zugbündel im Kleinstabstand begegnen, in Kauf zu nehmen 
haben. Es ist zu beachten, daß man hierdurch die Möglichkeit von Un¬ 
regelmäßigkeiten in den Lauf der Nahgüterzüge hineinbringt, die sonst 
nicht vorhanden gewesen wäre. Werden die Aufenthalte der Nahgüter¬ 
züge von vornherein reichlich bemessen, was auch für die Ausnutzung 
der Strecke von günstigem Einfluß ist, so fällt dieses Bedenken nicht 
allzu sehr ins Gewicht. Nur bei sehr starkem Verschiebeverkehr und 
bei ungewöhnlich schwierigen örtlichen Verhältnissen wird man deshalb 
gezwungen sein, bei einer Kreuzung zweier Hauptgleise durch Ver¬ 
schiebefahrten diese durch das Zwischenschalten von Wartegleisen in 
getrennte Kreuzungen je eines einzelnen Gleises aufzulösen. Die Er¬ 
fahrung zeigt, daß selbst bei schwer belasteten Fernbahnen sich aus der 
Bedienung der Ortsgüteranlagen durch Güterzüge, die in einem auf der 
anderen Bahnseite angeordneten Überholungsgleis halten, also unter 
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Überkreuzung der beiden Hauptgleise sich keine nennenswerten Schwie¬ 
rigkeiten ergeben haben. 

8) Kreuzung von drei und mehr Hauptgleisen durch Verschiebefahrte». 

Diese Fälle lassen sich unter bestimmten vereinfachenden An¬ 
nahmen in ähnlicher Weise rechnerisch behandeln. Es soll davon aber 
abgesehen werden, weil diese Fälle für die hier zu untersuchenden 
Hochleistungsbahnen kaum wirkliche Bedeutung haben. Bei der gleich¬ 
zeitigen Kreuzung von drei und mehr Hauptgleisen würden für die 
störungslose Durchführung der Verschiebefahrt so große Zuglücken vor¬ 
zusehen sein, daß derartige Anordnungen von vornherein ausscheiden. 
Man wird dann stets durch Anlage von Wartegleisen eine Auflösung der 
Kreuzung in mehrere von je einem oder zwei Gleisen anstreben müssen. 


C. Kreuzung der Hauptgleise durch Zugfahrten. 

Bei der Kreuzung eines Hauptgleises durch Zugfahrten ergeben 
sich im Vergleich zu der Kreuzung durch Verschiebefährten wesentlich 
erhöhte Betriebserschwernisse. Zunächst ist die zur Durchführung der 
Zugfahrt * erforderliche Zeit länger, weil der Zug schwerer zu sein 
pflegt als eine Verschiebeabteilung und weil zweitens zur Vorbereitung 
der Zugfahrt Festlegung der Fahrstraße und Signalbedienung, in der 
Regel auch Mitwirkung des Fahrdienstleiters notwendig ist. Die Zug¬ 
fahrt verlangt deshalb eine längere Zugpause auf dem gekreuzten Gleise. 
Sodann liegt der kreuzende Zug in dem Fahrplan seines Gleises fest. 
Kann er die Kreuzung zu der vorgesehenen Zeit nicht ausführen, weil 
gerade auf dem anderen Gleise ein Zug verkehrt, so wird er selbst auf- 
gehalten und hemmt unter Umständen bei enger Zugfolge auch eine 
Anzahl von ihm folgenden Zügen. Will man den kreuzenden Zug ohne 
Hemmung durchbringen, so treten entsprechende Störungen auf dem ge¬ 
kreuzten Gleise ein. 

Um für die Rechnung möglichst einfache Verhältnisse zu erhalten, 
sei angenommen, es sei eine zweigleisige Strecke nur mit Güterzügen 
in durchweg gleichen Abständen z belegt. Die Güterbahnhöfe sollen sämt¬ 
lich auf einer Seite der Bahn liegen. Der Betrieb sei so geregelt, daß 
alle Xahgüterzüige des aluf der anderen Seite liegenden Hauptgleises unter 
Kreuzung des andern Hauptgleises zur Abfertigung in den Güterbahn¬ 
hof einfahren müssen. Ein solcher Fall liegt z, B. vor bei den Güter¬ 
gleisen der viergleisigen Bahn Minden—Hamm, allerdings etwas abge¬ 
schwächt dadurch, daß die Güter- und Personenzuggleise zweimal mit¬ 
einander vertauscht sind, so daß die Ortsgüteranlagen abschnittweise 
sämtlich rechts und dann sämtlich links liegen. Die bei der Ein- und 
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bei der Ausfahrt in das Güterzugüberholungsgleis eintretenden Erschei¬ 
nungen sind nicht unwesentlich voneinander verschieden. Sie müssen 
deshalb getrennt untersucht werden. Um ein übersichtliches Bild zu er¬ 
halten, werde ein Nahgüterzug von der Abfahrt aus einem Bahnhof 
bis zur Einfahrt in den nächsten verfolgt. 

Es werden dabei folgende allgemeine Annahmen gemacht. Die 
Strecke steige durchgehend 1 : 400 (sehr günstige Annahme). Die Züge 
auf dem gekreuzten Gleis 1 sollen sämtlich glatt durchfahren mit einer 
Geschwindigkeit von 25 km/St. Eine Störung dieser Züge durch die 
Kreuzfahrten soll grundsätzlich vermieden werden. Deshalb müssen 
die kreuzenden Züge, die zur Abkürzung als Nahgüterzüge bezeichnet 
werden mögen, soweit sie nicht gerade auf eine geeignete Zugpause des 
Gleises 1 treffen, vor dem Bahnhof gestellt werden und außerhalb des 
Einfahrsignals das Freisein des ersten Gleises abwarten. Der Nah¬ 
güterzug bestehe aus einer Lokomotive G 7 preußisch und 55 Güter¬ 
wagen, habe also dieselbe Zusammensetzung wie die unter V. B. 1. unter¬ 
suchte stärkste Verschiebeabteilung. 

1) Kreuzung eines Hauptgleises durch einen ausfahrenden Güterzug. 

Es sind zwei Fragen zu beantworten. Erstens, welches ist die 
engste Zugfolge z’ auf Gleis 1, bei der eine Ausfahrt des dieses Gleis 
kreuzenden Güterzuges möglich ist. und zweitens, wie wird der Lauf 
des kreuzenden Zuges bei bestimmten Zugabständen auf Gleis 1 be¬ 
einflußt. 

Unter Beachtung des zeichnerischen Fohrplans, Abb. 35 (S. 781). 
wird z gefunden als Summe folgender Zeitabschnitte: 1. Fahrt des auf 
Gleis 1 durchfahrenden Zuges von einer Stelle etwa 200 m vor dem Ein¬ 
fahrvorsignal bis zu einem Punkt im Bahnhof, bei dessen Erreichung die 
Einfahrweichenstraße aufgelöst werden darf. Länge dieser Strecke etwa: 
Li — 200 -f- 700 + 150 + 800 = 1850 m. 2. Zeit zum Auflösen der Fähr¬ 
st raße, Umstellen der Weichen, Festlegen der neuen Fahrstraße, Ziehen 
des Ausfahrsignals, Übermittlung des Befehls zur Abfahrt an den Loko¬ 
motivführer und Aufnahme des Befehls durch diesen (90 sec). 3. Aus¬ 
fahrt des Zuges bis zur Räumung der stromdichten Schienenstrecke, 
durch deren Verlassen die Fahrstraße aufgelöst wird. Die zurilck- 
gclegto Strecke beträgt etwa Ls = 300 -}- 6t)0 = 900 m. 4. Umstellen der 
Weichenstraße für den nächsten auf Gleis 1 durchfahrenden Zug (Zu¬ 
stimmungen und Freigabe der Einfahrt seitens des Fahrdienstleiters 
seien schon vorher eingegangen), Festlegen der Fahrstraße, Ziehen des 
Signals (60 sec). 

Bei 25 km/St = 7 m/sec braucht der Zug auf Gleis 1 zur Zurück¬ 
legung von L» : t» — 1850 : 7 r- 265 sec. 
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Die größte Anfangsbeschleunigung des Güterzuges war oben zu 
p = 0 , 02 i m/sec * gefunden worden. Diese Beschleunigung kann als un- 



Abb. 35. 


veränderlich angenommen werden bis zu Vi' = 13 km-st = 3,o m/sec. Die 
bei einer Steigung von 1 :400 oder 2,5 v. T. erreichbare Höchstgeschwin¬ 
digkeit beträgt Vj = 23 km/st = 6,r> m/sec. 

Archiv für Eisenbahnwesen. 1921. 51 
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Nach Formel 50) wird: 

900 . 1 L. /, 3,6 \ . 

t3 “ 6,5 + 0,024 ' l 3,t ’ • ( 1 2 .6,5 / + 


(6,5 -3,6) a „ 1 

6,5 t 


Hierin ist 


_P«t' 3,6 

m — e t 


Nac-h einem Versuch wurde m geschätzt zu 0,3i. Hiermit wird; 

1 


t 3 = 138 + 


0,024 


. (2,6 + 1,3 (1 - 0,31)) = 286 sec. 


m war richtig geschätzt, denn es ergibt sich: 

t' = 286- 150 =136 sec 


U OM • IM 

und m — e = e , ' 1 ’’ — 0,308. 

Mit diesen Zahlenwerten wird der Abstand der aufeinander fol¬ 
genden Züge auf Gleis 1: z’ = 265 + 90 + 286 + 60 = 701 sec = rd. 12 Mi¬ 
nuten. Bei einer engeren Zugfolge ist eine Ausfahrt eines das Gleis 1 
kreuzenden Güterzuges nur unter Hemmung des Zuglaufs auf Gleis 1 
durchführbar. 

Einwirkung der Kreuzung auf den ausfahrenden Zug und die 
andern Züge von Gleis 2. 

Die unter V. B. 2) angestellten Überlegungen über die gegen¬ 
seitige Lage der Fahrplannetze der beiden Hauptgleise sind auch hier 
anwendbar. Danach ist jede denkbare gegenseitige Lage als gleich 
wahrscheinlich anzusehen. Die Züge auf Gleis 1 mögen sich in einem 
Abstand z folgen, welcher mindestens gleich dem oben ermittelten Min¬ 
destabstand z’ sei. Innerhalb dieses Zeitabschnitts z würde der kreu¬ 
zende Zug ungehemmt ausfahren können in der den Mindestabstand über¬ 
schreitenden Zeit z—z’, während in der ganzen übrigen Zeit der Zug 
kürzere oder längere Zeit warten müßte und so aus dem für ihn vor¬ 
gesehenen Plan verdrängt werden würde. Die längste Wartezeit tritt 
dann ein, wenn der Zug gerade nicht mehr vor dem Zuge „A“ auf 
Gleis 1 dieses Gleis kreuzen konnte. Sie beträgt dann z’. Nimmt man nun 
an, daß die Abfahrtzeit des Nahgüterzuges um eine immer größer 
werdende Zeitspanne später liege als diese ungünstigste Ausgangslage 
„1“, so nimmt die Wartezeit in dem gleichen Maß ab (vgl. die gerad¬ 
linig begrenzte Wartezeit fläche in Abb. 35). Sie wird zu Null nach 
einer Verschiebung um z’Minuten (Lage „2“). Im Mittel beträgt die 

z < 

Verzögerung der hiervon betroffenen Züge - -. Auf sämtliche möglichen 


Lägen des ausfahrenden Nahgüterzuges bezogen, erhält man eine »litt- 

7* Z 1 (z* ~ 

lere Verzögerung von ~.y- — o z ’ ^ * n ^ em vor li e ß en den Beispiel 

die tatsächliche Zugfolgezeit z = 14 Min., so würde der ausfahrende 
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Nahgüterzug nur in 12 = y aller Fälle störungslos. 

0 

abfahren können, während er in den übrigen - - aufgehalten würde, und 


zwar im Mittel um 


12 

2 


6 Minuten. Im Durchschnitt aller Fahrten 


beträgt die Verzögerung der Abfahrt 


12 - 
2 .14 


= 5,1 Minute. 


Mithin bleibt 


bei jeder einzigen Ausfahrt des Nahgüterzuges aus einem Zwischen¬ 
bahnhof eine im Durchschnitt 5,i Minuten lange Lücke im Fahrplan¬ 
netz des Gleises 2 ungenutzt liegen. Erscheint so einerseits die dem 
Nahgüterzug vorausgehende Lücke vergrößert, so wird in ähnlicher 
Weise auch am Ende der Fahrt des Nahgüterzuges die nachfolgende 
Zuglücke dadurch verlängert, daß der Zug auch bei der Einfahrt in den 
nächsten Bahnhof infolge der Kreuzung des anderen Hauptgleises auf¬ 
gehalten wird. 


2. Kreuzung des Hauptgleises durch einen einfahrenden Güterzug. 

Die Verhältnisse liegen hier deshalb ungleich verwickelter, weil 
die Bewegung der einfahrenden Güterzüge nach wesentlich abweichen¬ 
den Fahrschaulinien verläuft, je nachdem der Zug gerade auf eine freie 
Lücke zwischen den Zügen auf Gleis 1 trifft und glatt einfahren kann, 
oder das zu kreuzende Gleis besetzt findet, vor dem Einfahrsignal zum 
Halten kommt und neu anfahrCn muß, oder schließlich nur mehr oder 
weniger stark vor dem Einfahrsignal „stutzt“. Die Einfahrt vollzieht 
sich am langsamsten, wenn der Zug vollständig zum Halten gekommen 
ist und beim Ziehen des Einfahrsignals erst aus dem Stillstand anfahren 
muß. Für diesen ungünstigsten Fall soll der Mindestabstand ermittelt 
werden, der zwischen den Zügen auf Gleis 1 vorhanden sein muß, damit 
eine für den Zuglauf auf Gleis 1 störungslose Einfahrt des Nahgüter¬ 
zuges überhaupt möglich ist. Die von dem Nahgüterzug hierbei zurück¬ 
zulegende Strecke beträgt nach der Laigeskizze Abb. 36 etwa 1000 m. 

Die Höchstgeschwindigkeit betrage 15 Km/St 3,2 m/sec. Weil es 
sich hier nur um eine ganz kurze Fahrt handelt, bei der die Kessel- 
leistung ohne Belang ist, darf ebenso wie unter V. B. 1) mit Beibehal¬ 
tung der vollen Höchstbeschleunigung bis zu dieser Grenze gerechnet 
werden. Wie oben ist die Zeit für die Anfahrten ti = 175, der Anfahr¬ 
weg 370 m, die Bremsdauer t 3 = 50 sec und der Bremsweg s a = 105 in. 
Von der ganzen Strecke von 1000 m bleiben noch s a = 1000 — 370 — 
105 = 525 m, die mit gleichbleibender Höchstgeschwindigkeit von 
4,2 m/sec durchfahren werden in 525 : 4,2 = 125 sec. Die Gesamtzeit 
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für die Einfahrt in den Bahnhof ist hiermit: 175 + 125 4- 50 = 350 sec- 
Für das Auflösen der Fahrstraße naeh vollendeter Einfahrt, das Urn- 

- 2650- - 


- JOOO — *—750—^700 *201 *- 



stellen der Weichen, Festlegen der Fahrstraße und Ziehen des Einfahr¬ 
signals werden wieder 60 sec gerechnet. Der vor dem Nahgüterzug 
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liegende durchfahrende Zug auf Gleis 1 mußte die stromdichte Schienen¬ 
strecke hinter der letzten Bahnhofsweiche durchfahren haben, ehe die 
Einfahrt des Nahgüterzuges eingeleitet werden konnte. Die Strecke, 
die für den durchfahrenden Zug in die Rechnung eingesetzt werden 
muß, geht in diesem Fall deshalb bis zu einer etwa 600 m hinter der 
letzten Bahnhofsweiche gelegenen Stelle. Sie beträgt bei kurzer 
und deshalb für diese Untersuchung günstiger Bahnhofsgestaltung etwa 
200 + 700 + 150 + 1000 + 600 = 2650 m. Hierfür braucht ein durch¬ 
fahrender Güterzug 2650 : 7 = 379 sec. Für das Umstellen der Weichen 
usw. werden 75 sec eingesetzt. Mit diesen Zahlen erhalt man den 
Mindestabstand der durchfahrenden Züge auf Gleis 1 zu: z‘ = 379 -h 75 
+ 350 + 60 = 864 sec. Die engste Zugfolge, bei, der Züge von einem 
Nachbargleis unter Kreuzung des betrachteten Hauptgleises 1 in einen 
Bahnhof einfahren können, ohne den Zuglauf auf Gleis 1 zu beeinträch¬ 
tigen, beträgt hiernach etwa 15 Minuten. 

Die tatsächlich vorhandene Zugfolge sei z > z'. Um die Ein¬ 
wirkungen, welche die Notwendigkeit, das andere Hauptgleis bei der 
Einfahrt in das Überholungsgleis zu kreuzen, auf den Lauf des abzu¬ 
lenkenden Zuges selbst und die anderen Züge des Gleises 2 ausübt, klar¬ 
zulegen, müssen ebenso, wie dies bei dem ausfahrenden Zuge geschehen 
war, alle möglichen Lagen des Nahgüterzuges gegenüber den Zügen des 
Gleises 1 betrachtet werden. Es werde wieder von der ungünstigsten 
Lage ausgegangen. Diese ergibt sich dann, wenn der kreuzende Zug 
gerade etwas später als in der in Abb. 36 mit „1“ bezeichneten Lage 
vor dem Bahnhof anlangt. Er kann dann nicht mehr vor dem 
Zuge „A“ in den Bahnhof hineingenommen werden, bleibt vor 

dem Einfahrsignale liegen und erreicht den Bahnhof mit einer 

Verzögerung, welche der oben ermittelten Zeit z’ = 864 sec 
gleichkommt. Der kreuzende Zug liege nun im Vergleich zu 

Zug „A“ um x Sekunden später. Der allgemeine Verlauf der 

Fahrschaulinie bleibt dabei zunächst unverändert, nur vermindert 
sich die Zeit, die der Zug vor dem Einfahrsignal hält, um x bis zu der 
mit „2“ bezeichneten Grenzlage, bei der das Einfahrsignal gerade in 
dem Augenblick gezogen wird, in dem der Zug zum Halten gekommen 
war. Bei einer weiteren Verschiebung der gegenseitigen Lage des 
kreuzenden Zuges zu dem Zuge „A“ nimmt die Hemmung des kreuzen¬ 
den Zuges stärker ab als x zunimmt, weil sich die Fahrschaulinie mehr 
und mehr streckt bis zu der weiteren Grenzlage „3“, hei der der Zug 
ohne Stockung glatt in den Bahnhof einfahren kann. Von hier ab findet 
eine Störung für den kreuzenden Zug nicht mehr statt, bis bei der 
Lage „4“ das Herannahen eines weiteren Zuges „B“ auf Gleis 1 den 
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kreuzenden Zug von neuem zum Aufenthalt vor dem Einfahrsignal 
zwing.t. Diese Lage „4“ entspricht der zuerst betrachteten „1“. Von 
hier ausgehend wiederholt sich der Vorgang von neuem. Es genügt des¬ 
halb, den Zeitraum zwischen Lage „1“ und „4“ = „1’“ zu untersuchen. 
Für die Feststellung des Einflusses der Hauptgleiskreuzung auf den 
Zuglauf des Gleises 2 ist von besonderer Bedeutung neben der Ver¬ 
zögerung des kreuzenden Zuges selbst die Zeit, um welche der ihm fol¬ 
gende Zug durch diese Verzögerung aus seinem Plan gedrängt wird. 

Es werde angenommen, daß die vor dem betrachtenden Bahnhof 
liegende Blockstrecke auf Gleis 2 2000 m lang ist. Weil der Nahgüter¬ 
zug bei seiner Abfahrt von der Vorstalion, wie oben nachgewiesen 
wurde, in der Hegel schon mit Verspätung abfährt, ist zu vermuten, daß 
der ihm folgende Zug ihm dicht aufgerückt ist und deshalb bei weiterer 
Verzögerung des vorfahrenden Nahgüterzuges zum Halten vor dem 
zurückliegenden Block kommen wird. Dies soll bei den folgenden Be¬ 
rechnungen vorausgesetzt werden. Gesucht wird der Abstand, in dem 
im Durchschnitt der nächste Zug dem Nahgüterzuge zu folgen vermag. 
Hierbei wird entsprechend den Aiisführungen des Abschnitts II ge¬ 
rechnet mit dem Abstand der Fahrschaulinien der als durchfahrend ge¬ 
dachten Züge, also unter Ausschaltung der Anfahr- und Bremszeit - 
verluste. Der Bremszeitverlust des Nahgüterzuges beträgt, wenn mit 
derselben Bremsverzögerung wie unter V. B. 1 . (p = — 0,085 m/sec 2 ) 
gerechnet wird: 


1 v 6,5 

2 ' p ~ 2.0,085 


38 sec. 


Der Anfahrzeitverlust des nachfolgenden Güterzuges, für den die 
gleiche Zusammensetzung wie die des Nahgüterzugee angenommen 
werde, läßt sich unter Benutzung der unter V. C. 1) berechneten Aus- 
fahrzeit des Nahgüterzuges schnell ableiten. Er ist gleich dem zweiten 
Posten in Gleichung 50, wenn man für t einen sehr großen Wert, also 
m = 0 setzt; hiermit erhält man: 




_ 1 _ 

0,024 ‘ 


(2,0 -f- 1,3 . (1 — 0)) — 163 sec. 


Der kleinste Abstand des nachfolgenden Zuges ergibt sich, 
wenn der Nahgüterzug ohne Hemmung ein fahren konnte, als 
Summe folgender Zeiten (vgl. Abb. 36 unten links): 1. Brems¬ 
zeitverlust des Nahgüterzuges t'i — 38 sec. 2. Zeit für das 
Einziehen des Einfahrsignals, Blocken, Ziehen des dadurch frei 
werdenden Signals durch die zurückliegende Blockstelle etwa t’« = 
60 sec. 3. Anfahrzeitverlust des durchfahrenden Güterzugs t’ s = 163 sec. 
4. Fahrt des Güterzugs von der Blockstelle bis zur Höhe des in dem 
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Überholungsgleis haltenden Güterzugs. L = 2000 + 1000 = 3000 m. 
F« = 3000 : 6,5 = 462 sec. Summe: a’ = 38 + 60 + 163 + 462 = 723 sec. 
Bei den Lagen des Nahgüterzugs, wo dieser eine Verzögerung er¬ 
leidet, vergrößert sich dieser Abstand um das Maß dieser Verzögerung. 
Zur Vereinfachung werde — etwas zu ungünstig — angenommen, daß 
die Hemmung des Nahgüterzugs von dem Höchstwert z’ geradlinig 
in dem Maß der Verschiebung x dieses Zuges gegen das Netz der Züge 
auf Gleis 1 bis auf Null abnähme (in Abb. 36 gestrichelt). Ist die tat¬ 
sächliche Zugfolge auf Gleis 1 z, so findet innerhalb eines Zeitgebiets 
von z—z’ sec keine Hemmung des Nahgüterzugs statt. Im übrigen er¬ 
leidet der Zug eine von Null auf z’ geradlinig zunehmende Verzögerung, 

Z “ 

diese beträgt im Mittel aller möglichen Lagen des Nahgüterzugs: 

u . Z 

Um diese Zeit wäre also auch der vorstehend berechnete Mindestabstand 
des dem Nahgüterzug folgenden Zuges zu vermehren. Wird z. B. eine 
Zugfolge von 16 Minuten = 960 sec auf Gleis 1 zugrunde gelegt, so 
würde der im Durchschnitte durchführbare kleinste Abstand hinter dem 

z' 2 864 - 

Nahgtiterzug: a = a' + ----723 + 0 = 723 -f- 390 = 1113 sec. = rd. 

19 Minuten. 

Denkt man sich jetzt die Fahrten zu 1) und 2) zu einer zusammen¬ 
gehörigen Fahrt eines Nahgüterzugs von einem Bahnhof zu dem 
nächsten zusammengesetzt, so erhält man folgendes Bild. Im Mittel 
wird jeder derartige Zug zunächst bei der Abfahrt 5,i Minuten aufge¬ 
halten. Er kann nicht pünktlich in den für ihn vorgesehenen Plan ein¬ 
rücken, sondern läßt eine Lücke von dieser Breite ungenützt ver¬ 
streichen, beansprucht also um diese Zeit länger, als dies sonst (d. li. 
bei Gleisanlagen ohne Kreuzung eines andern Hauptgleises) nötig wäre, 
das Hauptgleis. Diesen Verlust wird der Zug während der kurzen 
Fahrt kaum einholen können. Weil er nun vor dem nächsten Bahnhof 
wieder eine beträchtliche Zeit aufgehalten wird, entsteht hier ein wei¬ 
terer Verlust für die Ausnützung des Hauptgleises. Im Mittel kann 
dem Zug ein weiterer erst in etwa 19 Minuten Abstand folgen, während 
die Strecke sonst vielleicht eine Zugfolge von 12 oder 13 Minuten zuge¬ 
lassen hätte. Die gesamte für eine einzige Nahgüterzugteilfahrt offen 
zu haltende Lücke wird hiernach etwa 5,i + 19 = 24 Minuten, das sind 
etwa 12 Minuten mehr, als sonst notwendig gewesen wären. Ist der 
Fahrplan so entworfen, daß am Tage z. B. 30 Lücken für die Nahgüter¬ 
züge Vorbehalten werden, entsprechend einem mittleren Aufenthalt von 
Stunden, so bedeutete eine solche Vergrößerung der Nahgüterzug¬ 
lücken eine Einbuße von etwa 30.12 = 360 Minuten am Tage oder von 
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25 % der gesamten Tageszeit, oder, was dasselbe ist, der möglichen 
Tageezugleistung. 

Für das andere Gleis 1 war gefunden, daß die Zuglücken, in denen 
ein Zug von Gleis 2 in einen Bahnhof einfahren oder ausfahren sollte, 
auf etwa 16 oder 14 Minuten bemessen werden mußten, um eine Kreuzung 
ohne Behinderung der Züge des Gleises 1 vornehmen zu können. Wir 
hatten nun oben gesehen, daß es sich für die ganze Strecke um eine 
außerordentlich große Zahl von kreuzenden Fahrten handelt, daß 
diese Zahl in vielen Fällen diejenige der am Tage vorhandenen Zug¬ 
lücken des gekreuzten Gleises weit überschreitet, so daß zwischen den¬ 
selben Zügen an mehreren Stellen der Strecke hintereinander Kreuzun¬ 
gen durch verschiedene Nahgüterzüge Vorkommen werden. Unter diesen 
Umständen ist es aussichtslos, eine bestimmte Anzahl von Zuglücken etwa 
nach dem Fahrplan für diese Kreuzungen im voraus zu bestimmen und 
entsprechend zu vergrößern, während die übrigen auf das den sonstigen 
Streckenverhältnissen angepaßte Maß eingeschränkt werden könnten. 
Durch die unvermeidlichen Unregelmäßigkeiten des Zuglaufs würde ein 
solcher Aufbau bald gestört und hinfällig gemacht werden. Deshalb 
sollte man von vornherein alle Zugabstände dieses Gleises nach den 
Anforderungen, welche die Kreuzungen stellen, bemessen, also im vor¬ 
liegenden Fall auf etwa 16 Minuten. Wenn an sich eine Zugfolge von 
12 Minuten möglich gewesen W'äre, würde hierin eine Herabsetzung der 

Leistungsfähigkeit dieses Gleises um etwa ^ r * - • 100 = 33 % be- 

1 z 

gründet sein. Weil ein Teil der Züge dieses Gleises als Nahgüterzüge 
gefahren werden, und dadurch eine Anzahl offener Lücken auf diesem 
Gleis entstehen, man auch durch vorübergehend schnelleres Fahren 
einzelner aufgehaltener Züge die Zeitverluste in etwa ausgleichen kann, 
wird die wirklich eintretende Einbuße an Leistungsfähigkeit ein wenig 
niedriger anzusetzen sein. Es verbleibt aber unter allen Umständen 
für beide Gleise eine einschneidende Verschlechterung der Betriebs¬ 
leistung, die durch Anordnung der Überholungsgleise unmittelbar neben 
dem zugehörigen Hauptgleis hätte vermieden werden können. 

D. Folgerungen. 

Von Ausnahme fällen abgesehen, in denen besondere Gründe für 
eine andere Anordnung sprechen, sollte man stets auf Strecken, bei denen 
ein erheblicher Verkehr zu erwarten ist, die Überholungsgleise un¬ 
mittelbar neben das zugehörige Hauptgleis legen. Daß die bei einer 
zweigleisigen Strecke dann nicht zu umgehenden Kreuzungen von 
Hauptgleisen durch Verschiebefahrten bei den in der Ausführung vor- 
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kommenden Zugabständen, wenn nur ein Gleis gekreuzt wird, stets, 
wenn zwei Gleise auf einmal gekreuzt werden, beinahe immer ohne 
Störung des Zugverkehrs ausgeführt werden ^können, ist in dem Ab¬ 
schnitt V. B. nachgewiesen worden. 

Es führt dies auch zu der Erkenntnis, daß man mit der Ausfüh¬ 
rung von unmittelbaren Vorfahrten von Güterzügen vor 
die Güterschuppen, bei denen in einer Fahrrichtung, wenn nicht 
die nur selten anwendbare Lage des Güterbahnhofs zwischen den Haupt¬ 
gleisen gewählt wird, die Züge das andere Hauptgleis kreuzen müssen, 
sehr zurückhaltend sein sollte, soweit es sich um eine Höchstleistungs¬ 
strecke handelt. Sie kann zur Erleichterung der Abfertigung der 
Stückgüterzüge gute Dienste leisten bei Strecken, bei denen in abseh¬ 
barer Zeit eine äußerste Ausnutzung nicht in Frage kommt, wo deshalb 
auch die errechnete Herabsetzung der vollen Leistungsmöglichkeit ohne 
Nachteil in Kauf genommen werden kann. Auch bei diesen Strecken 
sollte man wenigstens die Möglichkeit der späteren Anlage von beider¬ 



seitigen Überholungsgleisen offen halten. Man würde bei zunehmender 
Belastung der Strecke zu einer Abfertigung aller Nahgüterzüge von 
diesen Gleisen aus übergehen. 

Die vielfach angewandte und empfohlene Anordnung zweier Uber- 
holungsgleise auf einer Seite der Hauptgleise unter Anwendung dop¬ 
pelter Weichenstraßen an beiden Enden der Überholungsgleise möge 
noch kurz beleuchtet werden. Diese Anordnung ermöglicht unter be¬ 
stimmten Voraussetzungen hinsichtlich der Regelung des Fahrdienstes 
eine für den durchgehenden Verkehr unschädliche Ablenkung der Nah¬ 
güterzüge des abgelegenen Hauptgleises, wenn man während der Ein- 
und Ausfahrt eines derartigen Zuges die durchfahrenden Züge des 
anderen Hauptgleises durch das zugehörige Überholungsgleis leiten 
würde. Die beiden Fahrten können dann nebeneinander ohne gegen¬ 
seitige Behinderung erfolgen (vgl. Abb. 37). Man müßte hierbei das zu 
Gleis 1 gehörige Überholungsgleis 1’ mit einem Ausfahrvorsignal ver¬ 
sehen, um die Einfahrt nicht erst nach Freisein der dem Bahnhof fol¬ 
genden Blockstrecke freigeben zu können. Dieser Regelung steht aber 
die Bestimmung der Fahrdienstvorschriften § 49 (8) entgegen, die be- 
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sagt, daß ein Zoiigi, der einen Bahnhof planmäßig auf dem durchgehenden 
Hauptgleis zu durchfahren hat, dann, wenn er ein Signal auf Ablenkung 
erhält, anzunehmen hat, daß er auf dem Bahnhof überholt werden soll, 
und deshalb in dem Bahnhof zu halten hat. Der abgelenkte Zug würde 
hierdurch soviel Zeit verlieren, daß es unter Umständen besser gewesen 
wäre, ihn auf dem Hauptgleis vor dem Bahnhof zu stellen und dann 
auf dem Hauptgleis weiterfahren zu lassen. Eine immerhin begrenzte 
Hemmung des durchfahrenden Zuges auf Gleis 1 bliebe somit unter allen 
Umständen bestehen. Eine derartige Umlenkung der auf Gleis 1 durch¬ 
fahrenden Züge kommt im übrigen von vornherein nicht in Frage bei 
Zügen mit über 45 Km/St Geschwindigkeit, also Reisendenzügen, Eil¬ 
güterzügen usw., weil bei diesen Zügen eine vorherige besondere Be¬ 
nachrichtigung oder Stellen vor dem Einfahrsignal notwendig werden 
würde (F. V. § 31). Schließlich ist die Ablenkung der durchfahrenden 
Züge an die Voraussetzung gebunden, daß das Überholungsgleis 1’ nicht 
besetzt ist, eine Voraussetzung, die auch nicht immer gegeben ist. Ab¬ 
gesehen davon, daß hiernach die Benutzung der überholungsgleise in 
der gedachten Weise nicht immer möglich ist, ist diese Anordnung der 
überholungsgleise in der Anlage teurer und weniger betriebssicher, als 
die Anordnung von überholuugsgleisen zu beiden Seiten der Haupt¬ 
gleise. 

Muß aus zwingenden Gründen ein Teil der Züge des einen Ilaupt- 
gleises einer zweigleisigen Bahn auf die andere Seite des zweiten 
Gleises hinübergeleitet werden (z. B. Einführung der Güterzüge in einen 
seitlich der durchgehenden Strecke liegenden Verschiebebahnhof) , so* 
wird man, wenn die Zahl dieser Züge erheblich ist, und es sich um eine 
stark belastete Strecke handelt, bestrebt sein, die mit einer Kreuzung 
des anderen Hauptgleises verbundenen, oben näher beleuchteten Nach¬ 
teile durch besondere Vorkehrungen zu vermeiden oder ihre Wirkung 
abzuschwächen. Das beste Mittel, die Herstellung einer zweistöckigen 
Kreuzung, kann aus wirtschaftlichen Gründen nur ausnahmsweise ange¬ 
wandt werden, stößt oft auch auf kaum zu überwindende Ausführungs¬ 
schwierigkeiten. Unter Verwertung der in den vorstehenden Unter¬ 
suchungen gewonnenen Erkenntnisse gelingt es nun, auch in den Fällen, 
wo die Kreuzung in Schienenhöhe nicht beseitigt werden kann, einen 
betrieblich erträglichen Zustand zu schaffen. Es war nachgewiesen 
worden, daß bei den hier fast immer in Frage kommenden Verhältnissen 
die Zeitspanne zwischen zwei sich im engsten Abstand folgenden 
Zügen hinreicht, um eine Kreuzung des Hauptgleises durch eine Ver¬ 
schiebefahrt vorzunehmen, vorausgesetzt, daß nur ein Hauptgleis gleich¬ 
zeitig gekreuzt zu werden braucht. Wesentlich ungünstiger wird die 
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Sachlage, wenn der Zeitpunkt, in dem die Kreuzung vorzunehmen ist, 
durch das Abwarten einer Zuglücke auf einem zweiten gleichzeitig zu 
kreuzenden Hauptgleis enger begrenzt wird, oder wenn die kreuzende 
Fahrt eine Zugfahrt ist, und ein Warten auf das Freisein der Kreuzung 
den Lauf der dem kreuzenden folgenden Züge störend beeinflussen 
würde. Die Loslösung des kreuzenden Zuges aus der Folge der Züge 
seines Stammgleises kann nun erreicht werden durch das Einschalten 
eines Überholungs- oder Wartegleises, in dem der abzulenkende Zug 
ohne Beeinträchtigung der weiteren Züge das Freisein des zu kreuzen¬ 
den Hauptgleises abwarten kann. Die Weiterfahrt des Zuges aus diesem 
Gleis würde, unbeschadet der sicherungstechnischen Behandlung als 
signalisierte Zugfahrt, in dem hier ins Auge gefaßten Sinn als Ver¬ 
schiebefahrt zu werten sein. Die Wartegleise müßten, um das gleich¬ 



zeitige Kreuzen zweier Hauptgleise zu vermeiden, zwischen die beiden 
Hauptgleise gelegt werden. Sie könnten dementsprechend etwa 
nach den Skizzen (Abb. 38 a und b) ausgebildet werden, von 
denen die erstere, betlieblich günstigere, für umfangreichere 
Verschiebebahnhöfe mit mehreren hintereinander geschalteten Gleis¬ 
gruppen, die zw’eite für einfachere Verhältnisse geeignet sein dürfte. 
Mit den auf diese Weise verbesserten Kreuzungen in Schienenhöhe wird 
in fast allen vorkommenden Fällen auszukommen sein. Die Herstellung 
von Gleisverwerfungen mit zweistöckigen Kreuzungen für die Ab¬ 
zweigung der Güterzüge von einer Fernbahn, wird sich auf seltene 
Ausnahmefälle beschränken lassen. In der Regel ist sie offenbar ent¬ 
behrlich. Auch sonst sollte man in jedem Fall, wo eine derartige 
Kreuzung geplant ist, und sich ihre Anlage nicht zwanglos aus der vor¬ 
handenen Höhenlage der sich überschneidenden Gleise ergibt, eingehend 
prüfen, ob die erreichten, nach vorstehendem nicht ausschlaggebenden 
betrieblichen Vorteile durch die aufzuwendenden bedeutenden Bau- 
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kosten und die daneben meist durch verlorene Steigungen entstehenden 
Betriebsmehrkosten nicht zu teuer erkauft sind. Es scheint* als ob man 
in dieser Hinsicht bei manchen deutschen Bahnhofsentwürfen über das 
unbedingte Erfordernis hinausgegangen ist. Die wirtschaftliche Not 
wird dazu führen, auch hier äußerste Sparsamkeit anzuwenden. Dabei 
wird man versuchen müssen, die in glücklicheren Zeiten gewohnten 
besten Lösungen zu ersetzen durch zwar weniger vollkommene, aber 
das tatsächlich begründete Bedürfnis dennoch ausreichend befriedigende 
Anordnungen. Vorbedingung hierzu ist die klare Erkenntnis dieser 
Bedürfnisse, die nur durch wissenschaftliche Durchdringung aller Be- 
triabsvorgänge gewonnen werden kann. Einen Beitrag hierzu sollten 
diese Untersuchungen liefern. 
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preußisch-hessischen Staatseisenbahnen. 

Von 

Karl Trautvetter. 


(Schluß.) i) 


VI. 

Magdeburg—Leipzig, Leipzig—Halle a. S. 

Im Anfang des Jahres 1908 trat der Minister der öffentlichen Ar¬ 
beiten erneut an den Kriegsminister heran, dessen Zustimmung zur Elek¬ 
trisierung der Strecken Magdeburg—Leipzig, Leipzig—Halle a. S., 
Lauban—Königszelt und Bullay—Cochem erbeten wurde. 

Die Strecken Magdeburg—Leipzig und Leipzig—Halle a. S. wurden 
für besonders geeignet zum elektrischen Betrieb gehalten, da in der 
Nähe von Bitterfeld große Braunkohlenlager billig zu haben waren und 
an den Strecken eine größere Anzahl von Eisenbahnhauptwerkstätten — 
Buckau, Salbke, Halle a. S., Delitzsch — sowie alle Bahnhöfe an den und 
in der Nachbarschaft der Strecken unter besonders günstigen Bedingungen 
mit elektrischem Strom versorgt werden konnten. 

Den Plänen stimmte die Militärverwaltung unter der Bedingung zu, 
daß für ständige Betriebsbereitschaft von Dampflokomotiven für den 
Mobilmachungsfall gesorgt werde. 

Die Entwurfsarbeiten wurden für die Strecke Magdeburg—Leipzig 
von der Eisenbahndirektion Halle a. S. in Verbindung mit den ersten 
deutschen Großfirmen der Elektroindustrie so gefördert, daß vom Land¬ 
tag bereits in der Session 1908/09 in den Entwurf eines Eisenbahnern Jeihe- 
gesetzes eine Teilsumme von 2 Millionen Mark für Versuche mit elek¬ 
trischem Vollbahnbetrieb auf der 26 km langen Teilstrecke Dessau— 

*) Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1921 S. 582. 
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Bitterfeld eingestellt werden konnte. In der Begründung des Entwurfs 1 ) 
wird hierzu ausgeführt: 

„Eine an der Hand eines genauen Entwurfs aufgestellte Betriebskosten¬ 
berechnung hat ein annehmbares Ergebnis geliefert. Die Anlagekosten sind zu 
rd. 26 Millionen Mark (für die 154 km lange Strecke Magdeburg—Leipzig—Halle 
a. S.) ermittelt worden. Hierin sind die Kosten der elektrischen Lokomotiven mit 
einbegriffen. 

Die Anlage soll den Ausgangspunkt für weiteres Vorgehen bilden und auch 
der Heeresverwaltung das Urteil darüber erleichtern, inwieweit etwa noch 
weitere Strecken dem elektrischen Betrieb freizugeben sind. Vor Ausführung 
der Gesamtanlage ist es durchaus erforderlich, für die elektrischen Einrich¬ 
tungen einheitliche Bauformen zu schaffen, Studien über die Betriebsführung mit 
den neuen Hilfsmitteln zu machen und einen Stamm von Bedienungsmannschaft 
heranzubilden. Die Vereinheitlichung der Formen der an und für sich wohl er¬ 
probten, aber in zu großer Mannigfaltigkeit vorhandenen elektrischen Einrich¬ 
tungen ist zur Herabminderung der Beschaffungs- und Unterhaltungskosten sowie 
zur Vereinfachung der Wartung dringend erwünscht. Der Fortgang des Unter¬ 
nehmens wird hierdurch nicht verzögert. 

Zur Durchführung dieses Plans wird beabsichtigt, zunächst auf der Teil¬ 
strecke Dessau—Bitterfeld den neuen Betrieb einzurichten und die hierbei ge¬ 
wonnenen Ergebnisse für das Gesamtunternehmen nutzbar zu machen. Die 
Kosten der Teilausrüstung stellen sich auf 2 Millionen Mark und sind auf das Ge¬ 
samtunternehmen anzurechnen.“ 

Die Mittel wurden durch Eisenbahnanleihegesetz vom 28. Juli 1909 
bewilligt. 

Die Bauarbeiten an der Strecke Dessau—Bitterfeld begannen am 
18. Januar 1910; genau ein Jahr später konnte der Versuchsbetrieb mit 
einfachem Wechselstrom von 10 000 V Fahrdrahtspannung bei 15 Perio¬ 
den eröffnet w erden. Ab 10. Februar 1911 wurden mehrere Personen- und 
Güterzüge, ab 1. Oktober 1911 auch ein Schnellzug fahrplanmäßig be¬ 
fördert. 

Die Versuche verliefen zur größten Zufriedenheit; es wurden Zug¬ 
gewichte bis etwa 240 t in Personenzügen und bis etw^a 330 t in Schnell¬ 
zügen ohne nennenswerte Störungen befördert. Durch das Eisenbahn¬ 
anleihegesetz vom 30. Juni 1911 wurden weitere 17 430 000 M für die 
Einrichtung elektrischer Zugförderung auf der Strecke Magdeburg— 
Leipzig und Leipzig—Halle a. S. bewilligt. Für die Fahrdrahtspannung 
wurde infolge des günstigen Verhaltens der Leitungsanlage eine Er¬ 
höhung von 10 000 auf 15 000 V und für die Periodenzahl von 15 auf 
1 6% vorgesehen. Die Bauarbeiten wurden sofort in Angriff genommen. 

Infolge Ausbruchs des Weltkriegs und Einziehung der meisten 
Arbeiter wurde der Betrieb des Kraftwerks am 1. August 1914 einge¬ 
stellt. Die Bauarbeiten, die schon auf allen Strecken nahe der Vollendung 

J ) Drucksache Nr. 420 B (Anlage II zu 420 A) des Hauses der Abgeordneten, 
21. Legislaturperiode, II. Session 1908/09. 
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waren, wurden zunächst so gut als möglich fortgeführt, im Sommer 1915 
jedoch ganz eingestellt. Ein großer Teil des in die Fahrleitung einge¬ 
bauten Kupfers mußte wieder ausgebaut und der Heeresverwaltung zur 
Verfügung gestellt werden. Sofort nach Abschluß des Waffenstillstands 

Übersichtsplan der Strecke Magdeburg-Leipzig—Halle a. S. 



wurden die Bauarbeiten wieder aufgenommen. Infolge ungünstiger Ver¬ 
hältnisse in Industrie und Wirtschaftsleben schreiten sie nur langsam 
fort, so daß sich ein bestimmter Zeitpunkt für die Wiederaufnahme des 
Betriebs noch nicht übersehen läßt. 

Linienführung. Die zunächst ausgebaute zweigleisige Haupt¬ 
strecke Dessau—Bitterfeld verläuft ohne viel starke Krümmungen und 
Steigerungen ebenso wie die Gesamtstrecke im Flachland. Die stärkste 
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Krümmung an der Strecke Dessau—Bitterfeld hat einen Halbmesser von 
500 m (an den weiteren Strecken kommt auch 400 m Halbmesser vor), 
die stärkste Steigerung beträgt 4,iß°/«o auf 2000 m (an der weiteren 
Strecke 7,84°/oo auf 4225 m). 

Kraftwerk. Das Kraftwerk zur Lieferung des einfachen 
Wechselstroms für die elektrische Zugförderung Magdeburg—Leipzig— 
Halle a. S. ist an der Güterladestelle Muldenstein an der Strecke Halle 
a. S.—Berlin mitten im Braunikohlengebiet errichtet. Es besteht aus 


Höhenplan der Strecke Dessen—Bitterfeld. 



Maschinenhaus, Kesselhaus, Schalt- und Transformatorenhaus, Gebäude 
für Entaschungsanlagen, Wohngebäuden und kleinen Nebengebäuden. 

Das Kraftwerk ist zunächst für eine Maschinenleistung von 
16 500 kW ausgebaut, jedoch auf das Doppelte erweiterungsfähig. Das 
Kesselhaus hat Raum für 24 Kessel — zurzeit sind 20 Stück aufgestellt — 
mit einer feuerberührten Heizfläche von je 300 qm und einer Leistung 
von 20 bis 30 kg/qm, sie haben einen Gesamtwirkungsgrad von 80 bis 
86 %. Das Maschinenhaus ist für die Aufnahme von 6 Stück 3300-kW- 
Turbowechselstromerzeuger eingerichtet, von denen zurzeit 5 Stück auf¬ 
gestellt sind; außerdem enthält es 2 Stück lOO-kW-Turbogleiohetrom- 
erzeuger, die in Verbindung mit einer Speicherbatterie von 100 Ah Auf¬ 
nahmefähigkeit den Bedarf des Kraftwerks an Kraft und Licht decken. 

Die Größe der Turbinen ist so bemessen, daß die Stromerzeuger bei 
1000 Umdr/Min. dauernd 3300 kW einfachen Wechselstrom von 16 % Pe- 
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rioden und im Mittel 3000 V Spannung abgeben können (4125 kVA bei 
cos <p = 0,s) und daß sie um 30 % wahrend einer halben Stunde und um 40 % 
während 3 Minuten überlastungsfähig sind. Zu jedem Stromerzeuger sind, 
mit diesem ohne Zwischenschaltung von Ölschaltern gekuppelt, 2 Trans¬ 
formatoren ausgestellt, die die Masehinenspannung auf 60000 V transfor¬ 
mieren. Die ersten beiden Transformatoren hatten 1800 kVA Leistung, 
die übrigen 2000 kVA. 

Unterwerke. Vom Kraftwerk gehen 4 zweipolige 60 000-V- 
Speiseleitungen ab, von denen 2 das Unterwerk Wahren, 2 die Unterwerke 
Marken und Gommern versorgen. Den 3 Unterwerken für die Strecke 
Magdeburg—Leipzig—Halle a. S. entsprechend (für den ersten Ausbau 
Dessau—Bitterfeld war nur ein vorläufiges Unterwerk in Bitterfeld ein¬ 
gerichtet) ist die gesamte Strecke in 3 Abschnitte eingeteilt. Jedes Unter¬ 
werk liegt in der Mitte eines rund 50 km langen Abschnitts. Es erniedrigt 
die Speiseleitungsspannung von 60 000 V auf die Fahrdrahtspannung von 
15000 V und speist die doppelgleisige Strecke nach beiden Seiten ohne 
weitere Speise- oder Verstärkungsleitungen. In den Transformatoren auf 
den Lokomotiven wird die Fahrdrahtspannung auf die Motor-Gebrauchs¬ 
spannung herabgesetzt. 

Vom Unterwerk Wahren aus wird durch besondere 15 000-V-Speise- 
leitungen das Umformerwerk Halle a. S. gespeist, das den einfachen 
Wechselstrom zwecks Versorgung der Bahnhofs- und Werkstattsanlagen 
mit Kraft und Licht in Gleichstrom umformt. Es ist beabsichtigt, weitere 
Bahnhöfe an das Verteilungsnetz anzuschließen. 

Fahrleitung. Für die Fahrleitung wurden im allgemeinen 
eiserne Joche an der Strecke Dessau—Bitterfeld in 75 m Abstand, an den 
übrigen Strecken zur besseren Strecken- und Signalübersieht in 100 m 
Abstand errichtet. Für die Aufhängung wurde Vielfach- oder Kettenauf¬ 
hängung gewählt. Der über Hauptgleisen 110 mm*, über Nebengleisen 
70 mm 1 starke Kupferfahrdraht hängt mit Hilfstragdraht (bei; Bpäteren 
Ausführungen ohne diesen) und Hängedrähten an einem 42 mm 1 starken 
Tragseil. Die Höhe der Aufhängungspunkte der Fahrleitung über 
.Schienenoberkante beträgt auf der freien Strecke 5,50 m, auf Bahnhöfen 
und an Wegekreuzungen 6 m, unter Kunstbauten mindestens 4,81 m, aus¬ 
nahmsweise 4,an m. Die Stromrückleitung erfolgt durch die Schienen, die 
durch kupferne Längs- und Querverbinder verbunden sind. 

Betriebsmittel. Entsprechend dem Versuchscharakter der 
ersten Fernbahn mit Wechselstrombetrieb machten die Betriebsmittel 
eine längere Entwicklung durch, die auch noch heute nicht abge¬ 
schlossen ist. 

Archiv für Eisenbahnwesen. 10*21. 52 
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Zunächst waren zwei Bauarten von elektrischen Lokomotiven vor¬ 
gesehen; eine für Schnell- und Personenzüge und eine für Güterzüge* 
Alle Lokomotiven erhielten bis jetzt hochgelagerte Motoren mit Gestänge¬ 
antrieb. Der Übergang zum unmittelbaren Zahnradantrieb ist aber vor- 
aüszusehen. Die erste Schnellzuglokomotive nach der Achsenanordnung 
2-B-l wurde für eine Höchstgeschwindigkeit von 110 km/h gebaut bei 
einer Stundenleistung des Motors von 1100 PS und einer angehängten, 
Zuglast von 240 t, die ohne Anstände auf 350 t erhöht werden konnte. 
Bei versuchsweiser Beförderung von Güterzügen mit geringer Ge¬ 
schwindigkeit konnten 75 Achsen von 596 t Zuggewicht ohne Mühe be¬ 
fördert werden. 

Weitere Personen- und Schnellzuglokomotiven für die Flachland¬ 
strecken wurden nach der Anordnung 1-C-l gebaut mit Motoren’ bd& 
1800 PS Stundenleistung für mittlere Geschwindigkeiten von 90 km/h. 
und Zuggewichte von 350 bis 430 t. Das Dienstgewicht der Lokomotiven 
betrug 73 bis 80 t. Die Güterzuglokomotiven wurden nach Achsenanord¬ 
nungen B + B, O-D-O bzw. 1-D-l gebaut. Die erste und die letzte Bauart 
erhielten 2 Motoren, die mittlere einen (von 800 PS Stundenleistung). 
Die höchste zulässige Geschwindigkeit sollte 50,70 und 90 km/h betragen, 
das angehängte Zuggewicht schwankt je nach der Anzahl der Motoren, 
der Anzugskraft und der Fahrgeschwindigkeit zwischen 800 und 1500 t. 

VII. 

Lauban—Königszelt (Schlesische Gebirgsbahn). 

Als zweite Versuchstrecke für elektrische Zugförderung auf Voll¬ 
bahnen wählte das Ministerium der öffentlichen Arbeiten eine ausge¬ 
dehnte Gebirgsbahn mit schwerstem Zugverkehr jeder Art und schwie¬ 
rigen klimatischen Verhältnissen im Riesengebirge und im Waldenburger 
Gebirge von Lauban nach Königszelt mit mehreren Nebenstrecken, wo¬ 
bei Steinkohlenlager zur Verfügung standen, die eine billige, nicht trans¬ 
portfähige Kohle liefern konnten. Im Jahr 1908 erteilte das Kriegs¬ 
ministerium und das Finanzministerium ihre Zustimmung. Die Vor¬ 
arbeiten wurden sofort aufgenommen und im April 1911 mit einem neuen 
Eisenbahnanleihegesetzentwurf 9 900 000 ,41 zur Einrichtung elektrischer 
Zugförderung auf den schlesischen Gebirgsbahnen angefordert*) und 
durch das Eisenbahnanleihegesetz vom 30. Juni 1911 bewilligt. 

Während bei Magdeburg—Leipzig—Halle a. S. die Staatsbahnver¬ 
waltung Bau und Betrieb des Kraftwerks selbst übernommen hatte, schloß 

1 ) DriK-ksrtcln’ Nr. 292 A des Hauses der Abgeordneten, 21. Legislatur- 
Periode, IV. Session 1911. 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSETY OF MICHIGAN 




preußiseh-heMjeebe« StAü.tgb&)iT><m. 


sie für die Gebfr&sbaliiieri, um Sonde rer !a h nmgen zu «am- 

mein, einen Stromiieferuiigsvertras mit einer au* 2 Gr.oßf innen der Elelc- 

ÜbcnUhtiq)la& der Strecke Lauban -Königszelt mit Ntb»sitr«tkeA. 


BRESLAU 


/nfewwrk 




tiertwrl» 

SforAAvy. 






mecfebgi 


Tüttönbefr 

XCÄ-fii- 


&r&tihal 


Liebeu 


fafbstadi 




e/ekf^ Betrieb 


'^BfTfpfbahTf^ 
•'** »-** -Sgetstfeffong. 

CI . -Hr&ffirzr« 


ffttefs'tehe 


Kraftwerk' 


50 km 


Häh»apl«» der SirecHe Lauban Köoigäseii 


VT*- 




f'&£’&&** • • r. < mi ^gseu ’m%i I 

/ArVrrir■:•*''--rr^r-.^'VV 


' Qrigifia-I from 
ERSITY OP MICHIGAN 





800 


Geschichte der elektrischen Zagförderung auf den 


Kosten herstellte und gegen jährliche Erstattung gewisser Summen für 
Abschreibung und Verzinsung vorhielt. Die laufende Unterhaltung aller 
Stromleitungsanlagen übernahm die Staatsbahnverwaltung. 

Die Bauarbeiten begannen im Mai 1912. Anfang April 1914 wurden 
das Kraftwerk im ersten Ausbau, die 80 000-Volt-Hochspannungsleitung 
Mittelsteine—Niedersalzbrunn, das Bahnunterwerk Niedersalzbrunn und 
die Fahrleitungen Niedersalzbrunn—Halbstadt betriebsfertig. Die Probe¬ 
fahrten begannen zunächst mit Triebwagenzügen auf der 34,5 km langen 

Höhenplan der Strecke Niedersalzbrnan-Halbstadt. 



eingleisigen Hauptbahn Niedersalzbrunn—Halbstadt. Sie wurden mit ge¬ 
ringen Unterbrechungen bis Mitte Januar 1915 fortgeführt. 

Elektrischer Lokomotivbetrieb wurde in der Zeit vom 10. bis 11. Juli 
und vom 24. Oktober bis 7. November 1914 auf der Strecke Niedersalz¬ 
brunn—Halbstadt mit einer elektrischen Güterzuglokomotive der Eisen¬ 
bahndirektion Halle probeweise geführt. Vom 11. November bis 19. De¬ 
zember 1914 wurde ein Güterzugpaar fahrplanmäßig befördert. 

Durch den Ausbruch des Weltkriegs wurde der Baufortschritt 
stark beeinträchtigt. Die Bauabteilung Hirschberg mußte aufgelöst, ein 
großer Teil des Kupfers mußte an die Heeresverwaltung abgegeben wer¬ 
den. Die Versuche mit elektrischer Zugförderung wurden jedoch nicht 
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ganz eingestellt. Die Strecke Niedersalzbrunn—Halbstadt blieb mit Unter¬ 
brechungen seit April 1914 in Betrieb. In der Nähe des Unterwerks 
Niedersalzbrunn wurden u. a. auch Versuche mit Triebgestellen, die für 
die zu elektrisierenden Berliner Stadt-, Ring- und Vorortbahnen in Aus- 


Höhenplan der Strecke Grttnthal—Hirschberg. 
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Abb. 9. 

sicht genommen sind, vorgenommen. Auch fahrplanmäßige Züge konnten 
seit Ende Juli 1917, nachdem die erste elektrische Lokomotive angeliefert 
war, auf der 30 km langen Teilstrecke Königszelt—Dittersbach elektrisch 
gefördert werden. Im November 1917 wurden die Bauarbeiten wieder in 
größerem Maß aufgenommen. Ende 1919 wurde die Strecke Dittersbach— 
Hirschberg und Anfang 1920 die Strecke Dittersbach—Halbetadt für elek- 
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trische Zugförderung in Benutzung genommen. Es wird gehofft, daß 
mit Fertigstellung der elektrischen Einrichtungen die Aufnahme voller 
fahrplanmäßiger elektrischer Zugförderung auf allen Strecken im Jahr 
1921 erfolgen kann. 

Linienführung. 

Das Bahnnetz besteht aus folgenden Strecken: 

1. Zweigleisige Hauptstrecke Lauban—Königszelt mit 129 km 
Streckenlänge. 

2. Eingleisige Hauptbahn Niedersalzbrunn—Halbstadt mit 35 km 
Streckenlänge. 

3. Hauptbahn Ruhbank—Liebau, zweigleisig von Ruhbank bis 
Landeshut (6 km) und eingleisig von Landeshut bis Liebau 
(11 km) mit zusammen 17 km Streckenlänge. 

4. Eingleisige Nebenbahn Grünthal—Hirschberg mit 53 km 

Streckenlänge. 

5. Eingleisige Nebenbahn Hiirschberg—Schmiedeberg—Landeshut 

mit 40 km Streckenlänge. 

Die Gesamt-Streckenlänge beträgt also 274 km, von der ungefähr 
je die Hälfte eingleisig und zweigleisig ist. Die Gesamt-GlÖislänge be¬ 
trägt etwa 500 km. 

Auf der zweigleisigen Hauptstrecke Lauban—Königszelt beträgt 
der größte Höhenunterschied zwischen Lauban und Fellhammer 331 m. 
Zwischen Königszelt und Fellhammer sind 316 m Höhenunterschied auf 
35 km Bahnläng^ zu überwinden. Die den Riesengebirgskamm überschrei¬ 
tende Strecke Hirschberg—Grünthal überwindet zwischen Hirschberg und 
Jakobsthal auf 40 km Länge eine Höhe von 551 m. Bei der Lötschberg- 
bahn, der neuesten elektrischen Vollbahn in der Schweiz, betragen diese 
größten Höhenunterschiede 563 m zwischen Brig und Lötschbergtunnel 
auf 30 km Länge, 613 m zwischen Spiez und Lötschbergtunnel auf 32 km 
Länge. Der Scheitelpunkt Jakobsthal liegt in einer Meereshöhe von 
886 m. Zum Vergleich sei ferner angeführt, daß der Scheiteltunnel der 
Semmeringbahn auf 896 m Meereshöhe liegt. Der Unterschied in den kli¬ 
matischen Verhältnissen des Semmering und der schlesischen Bahnen 
zeigt sich darin, daß im Semmeringgebiet noch auf dem Gipfel des 
Sonnwendsteins üppiger Laubwald gedeiht, während auf dem einsamen 
Bergrücken von Jakobsthal das Wachstum selbst der Kiefern und Fichten 
schon merklich verzögert erscheint. 

Die schlesischen Bahnstrecken bestehen im wesentlichen aus Krüm¬ 
mungen. Gerade Gleise kommen nur in geringer Länge vor, selbst auf 
•ler zweigleisigen Hauptstrecke Königszelt—Lauban gehen die Krtim- 
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mungshalbmes9er der freien Strecke auf 188 m in einem Fall herab, wo¬ 
bei die Steigung 1 :50 (20°/°°) beträgt. Hierzu kommen noch die klima¬ 
tischen Verhältnisse mit einem langen schneemchen Winter, der häufig 
sehr schöne, für Drahtleitungen aber nicht unbedenkliche Rauhreifbil¬ 
dungen bringt, ebenso wie heftige Schneestürme von tage- und wochen¬ 
langer Dauer. Eine Anzahl von Tunneln und zahlreichen Wegeüberfüh¬ 
rungen sowie die Bruchfelder der Steinkohlengruben und bis 15 m hohe, 
aus Geröll bestehende Bahndämme erfordern für die Fahrleitungen be¬ 
sondere Maßnahmen 1 ). 

Auf der Strecke von Xiedersalzbrunn über Bad Salzbrunn nach Halb¬ 
stadt beträgt die größte Steigung 1 : 70 (14,28 0 /°°)- Der höchste Punkt der 
Strecke liegt in einem Tunnel bei Lang-Waltersdorf. Von Niedersalz¬ 
brunn bis zu diesem Punkt, wird ein Höhenunterschied von 190 m auf 
22 km Länge überwunden, was einer durchschnittlichen Steigung von 
1 : 1,15 (etwa 9 # /«>) entspricht. 

Kraftwerk. Das Kraftwerk wurde etwa 2 km südlich der 
Station Mittelsteine an der Strecke Glatz—Görlitz, etwa 18 km von Glatz, 
erbaut. Die Kohlenlieferung erfolgt durch eine wenige Kilometer nörd¬ 
lich von Mittelsteine gelegene Grube. 

Das Kesselhaus enthält 14 Steilrohrkessel von je 450 qm Heizfläche 
bei 16 Atm Überdruck. Das Maschinenhaus ist für 6 Bahnstromerzeuger 
errichtet mit Dampfturbinenantrieb und einer Leistung von je 5000 kVA 
einfachem Wechselstrom von 3500 Volt Klemmenspannung bei 16*/s Pe¬ 
rioden/Sek. und 1000 Umdrehungen/Mim. Zunächst wurden nur 4 Bahn¬ 
stromerzeuger aufgestellt. Außerdem sind 3 Drehstromerzeuger vorhanden 
von je 2500 kVA bei 2000 Volt Klemmspannung bei 50 Perioden/Sek. und 
3000 Umdrehungen/Min. für Kraft- und Lichtstromlieferung an die In¬ 
dustrie. Das Kraftwerk Mittelsteine ist für den letzten Zweck und zwecks 
gegenseitiger Aushilfe mit dem Kraftwerk Mölke, das zum ..Elektrizitäts¬ 
werk Schlesien“ gehört, gekuppelt. 

Zu jedem Bahnstromerzeuger gehört 1 Transformator von 5000 kVA 
Leistung zur Erhöhung der Maschinenspannung von 3500 Volt auf die 
Fernleitungsspannung von 80 000 Volt. 

Das Sehalthaus nimmt Transformatoren, Schaltanlagen und Sammel- 
schienen auf; eine Werkstätte und Räume für die Drehstromtransforma¬ 
toren und die zugehörigen Schaltanlagen sind angefügt. 

An das Machinenhaus sind Büro- und Nebenräume angebaut. Ein 
Wasserturm und ein Wohnhaus befinden sich in der Nähe. 

G Ygl. ,.Die elektrische Zugförderung auf den schlesischen Gebirgs¬ 
bahnen.“ Geheimer Baurat Epstein. Verkehrsteelmische Woche 1919. Nr. 1/2. 
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Unterwerk. Die Speiseleitung für 80 000 Volt wird durch vier 
Kupferseile von je 95 mm * Querschnitt im ersten Abschnitt, je 65 mm 2 
im zweiten und dritten und je 30 mm* im vierten Abschnitt gebildet. Sie 
führt auf dem kürzesten Überlandweg mit Spannweite von 200 m vom 
Kraftwerk nach den 4 Unterwerken in Niedersalzbrunn (38 km), Ruh- 
bank (19 km), Hirschberg (27 km) und Lauban (40 km). 

In den Unterwerken wird der Hochspannungsstrom von 80 000 Volt 
von je 3 bis 5 Transformatoren von je 1600 kVA Leistung auf eine mitt¬ 
lere Fahrdrahtspannung von 1500 Volt umgeformt, um in den Lokomotiv- 
transformatoren auf 300 bis 500 Volt Motorenspannung herabgesetzt zu 
werden. 

Fahrleitung. Das Leitungssystem nach Art der Vielfachauf¬ 
hängung wie bei der Strecke Dessau—Bitterfeld zeigt an einzelnen Ab¬ 
schnitten verschiedene Sonderheiten der verschiedenen ausfuhrenden 
Firmen. Es sind Aufhängungen mit und ohne Hilfstragdraht oder mit 
kurzen Geradführungen (an Stelle des Hilfstragdrahtes an den Aufhän¬ 
gungspunkten) zur Anwendung gekommen. Der Hartkupfer-Fahrdraht 
über Hauptgleisen hat 100 mm 3 Querschnitt; auf Nebengleisen der Bahn¬ 
höfe und an kurzen Teilstrecken hat Eisendraht Verwendung gefunden. 
Auf zweigleisigen Strecken sind zur Aufnahme des Tragwerks eiserne 
Joche, auf eingleisigen Strecken Auslegermaste im Abstand von durch¬ 
schnittlich 100 m aufgestellt worden. Auch Schleuderbetonmaste sind zu 
Versuchszwecken zur Aufstellung gekommen. Die Höhe des Fahrdrahts 
über Schienenoberkante beträgt an der freien Strecke 5,50 m, auf Bahn¬ 
höfen 6 m. Bemerkenswert ist, daß im Grubensenkungsbetrieb besonders 
hohe Maste aufgestellt wurdem, um beim Einsinken des Bodens noch 
Nachstellängen zur Verfügung zu haben, in der Tat sind schon Hebungen 
des Fahrdrahtes bis 80 cm erforderlich geworden. 

Betriebsmittel. Auf der Strecke Niedersalzbrunn—Bad Salz¬ 
brunn—Fellhammer—Halbstadt wurde zuerst die elektrische Zugförde¬ 
rung mit Triebwagenzügen aufgenommen. 

Der Personenverkehr ist auf dieser Strecke den größten Teil des 
Jahres über gleichmäßig schwach. Speichertriebwagen-Einheiten oder 
benzolelektrische Triebwagen schienen jedoch w r egen ihrer vereinfachten 
inneren Einrichtung und der geringen Leistungsfähigkeit nicht geeignet. 
Es wurden deshalb nach Anweisung des Ministeriums neue dreiteilige 
Triebwagenzüge gebaut. 

Der Zug besteht aus 3 kurzgeknippelten Einzelwagen mit ge¬ 
schlossenen Vorder- und Endplattformen. Er enthält 2., 3. und 4. Wagen¬ 
klasse mit getrennten Abteilen für Frauen, Nichtraucher und Raucher 
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und einen Gepäckraum. Der Stromabnehmer und die Hochspannungs¬ 
kammer befinden sich in der Mitte des Zuges. Der Doppelmotor ent¬ 
wickelt eine Stundenleistung von 2 X 250 PS bei 785 Umdr./Min. bei 
einer Höchstgeschwindigkeit von 60 km/h, die höchste Anfahrzugkraft 
am Radumfang beträgt 6000 kg. Auch für andere Teilstrecken des Netzes 
sind derartige Triebwagenzüge vorgesehen. Im ganzen wurde der Be¬ 
darf an elektrischen Betriebsmitteln festgestellt auf 6 Triebwagenzüge, 
20 Lokomotiven für Schnellzüge und schwere Personenzüge, 35 Güter¬ 
zuglokomotiven, 7 leichtere Personenzuglokomotiven und 13 Personen- 
und .Güterzuglokomotiven von geringerem Achsdruck (15 t) für die 
Nebenbahnstrecke Hirschberg—Grünthal. Diese 81 Fahrzeuge sollten 
an Stelle von 130 Dampflokomotiven treten. Der Entwurf der Lokomo¬ 
tiven machte besondere Schwierigkeiten. Es sollte von einer Lokomotive 
nicht nur die Höchstleistung einer Dampflokomotive mit Vorspann er¬ 
reicht werden, sondern auch noch eine Fahrzeitverkürzung eintreten, da¬ 
bei war trotz großer Abmessungen der elektrischen Lokomotiven große 
Kurvenbeweglichkeit wegen der zahlreichen engen Streckenkrümmungen 
erforderlich. Es kamen zur Anwendung für Schnell- und Personenzüge 
die Lokoraotivgattungen 2-D-l, 2-B + B-l, 1-C-l und für Güterzüge die 
Gattungen B + B + B, C + C und AAA + AAA. 

Es können hier nicht alle Bauarten ausführlich besprochen werden 
(dies geschieht an anderer Stelle), nur die Schnellzug-Lokomotive 2-D-l 
soll ihrer Eigenart wegen besonders hervorgehoben werden. 

Sie soll den D-Zugverkehr auf der Hauptbahn Breslau—Görlitz— 
Berlin bedienen und entwickelt bei einem an geh äugten Zuggewioht von 
440 t (11 D-Zugwagen, zu durchschnittlich 40 t) bei 80 bis 90 km Stunden¬ 
geschwindigkeit in der Wagerechten 3000 PS Stundenleistung. Der Motor 
hat infolgedessen und bei der verhältnismäßig niedrigen Umdrehungszahl 
von 275 bis 350 in der Minute bei 80 km und höchstens 400 bei 90 km 
Fahrgeschwindigkeit Abmessungen erhalten, wie sie bisher bei elektri¬ 
schen Fahrzeugen nicht vorgekommen sind; er hat einen Durchmesser 
von 3,70 m und wiegt 24 t. Das Gesamtgewicht der Lokomotive beträgt 
108 t, der Raddtuck der Kuppelachsen bis 8,5 t der Laiufachsen bis 7 t. 
Der Motor treibt mit Treibstangen 2 Blindwellen an. Von da wird die An¬ 
triebskraft durch Kuppelstangen auf die 4 Treibräder übertragen. Die 
B + B + B - Lokomotiven haben in jedem der drei Gestelle einen beson¬ 
deren Motor, der mit einem Zahnrad auf einer Blindwelle arbeitet. 
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VIII. 

Die Berliner Stadt-, Ring- und Vorortbahnen. 

Die erste Anregung zur Einführung elektrischer Zugförderung 
auf dem größten deutschen Stadt- und Vorort-Bahnnetz, den Berliner 
Stadt-, Ring- und Vorortbahnen, geht auf das Jahr 18% zurück. Eine 
erste versuchsweise Teilausführung des großen Plans stellt die Vorort¬ 
strecke Berlin, Potsdamer Bahnhof—Groß-Lichterfelde-Ost dar 1 ). Diese 
Strecke wird jedoch mit Gleichstrom betrieben, während für das ganze 
Netz einfacher Wechselstrom zur Anpassung an die Verhältnisse auf den 
staatlichen Fernbahnen vorgesehen wurde. Die ersten Versuche mit elek¬ 
trischer Zugförderung auf Vorortstrecken bei Berlin sind jedoch von der 
Staatsbahnverwaltung zunächst nicht in der Absicht sofortiger Anwen¬ 
dung auf die gesamten Stadtbahnen angestellt worden, vielmehr nur, um 
Erfahrungen mit dieser Betriebsweise überhaupt zu gewinnen und ihre 
Anwendungsmöglichkeit auf einzelnen besonders geeigneten Staatsbahn¬ 
strecken festzustellen. 

Deutsche Großfirmen der Elektroindustrie haben sich jahrelang be¬ 
müht, das preußische Ministerium für den Gedanken der Einführung 
elektrischer Zugförderung auf den gesamten Berliner Stadt-, Ring- und 
Vorortbahnen zu gewinnen. Ein Anfang dazu war gemacht durch die 
wissenschaftliche Behandlung dieser Frage, insbesondere der auf Stadt¬ 
bahnen mit Dampf- oder elektrischem Betrieb zu erreichenden Anfahr¬ 
beschleunigung, im Verein deutscher Maschinen-Ingenieure und in der 
Fachpresse. Verhandlungen mit der Union - Elektrizitätsgesellschaft im 
Jahr 1902 und mit der Allgemeinen Elektrizitäts - Gesellschaft im Jahr 
1906 blieben ohne praktisches Ergebnis. Der Minister der öffentlichen 
Arbeiten hatte daraus die Überzeugung gewonnen, daß zur Hebung der 
vielen Mißstände eine Elektrisierung der Stadt-, Ring- und Vorort¬ 
bahnen erforderlich sei. Da nunmehr der Finanzminister gegen die Elek¬ 
trisierung Bedenken erhob, so wurde zur Klärung aller Fragen die Eisen¬ 
bahndirektion Berlin durch Ministerialerlaß vom 30. Juni 1907 mit der An¬ 
fertigung einer ausführlichen Denkschrift beauftragt, die am 21. Juli 1909 
vorgelegt wurde. Hiernach wäre die Umwandlung des Dampfbetriebs awf 
sämtlichen Berliner Stadt-, Ring- und Vorortbahnen bis zum Jahr 1921 
durchzuführen gewesen. Erneute Untersuchungen führten zu einer neue® 
Denkschrift im Jahr 1911, die dem Finanzminister und dem Kriegsminister 
und als Unterlage zu den Beratungen des Eisenbahnanleihegesetzes im Ab- 

') Siebe S. 58s. 
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geordnetenhaus im Jahr 1912 *) diente. In eingehenden Kommissiona- 
beratungen wurden die wichtigsten Fragen der elektrischen Stadtbahn-Zug¬ 
förderung geklärt*). Die Kommission erhob Bedenken gegen die Bewilli¬ 
gung der Gesamtsumme, und es wurden daraufhin statt der geforderten 
50 Millionen zunächst nur 25 Millionen Mark durch das Eisenbahnanleihe¬ 
gesetz vom 9. Juni 1913 zur Vorbereitung eines elektrischen Betriebs auf 
den Berliner Stadt-, Ring- und Vorortbahnen unter vorläufiger Beschrän¬ 
kung auf die von den Stadt- und Ringbahnzügen befahrenen Strecken be¬ 
willigt und dazu im Abgeordnetenhause folgende Resolution gefaßt: 

„Die königliche Staatsregierung zu ersuchen, dem Landtag bei Anforde¬ 
rung weiterer Mittel eine Denkschrift zu unterbreiten, aus der sich insbesondere 
Näheres über die Ergebnisse der noch anzustellenden Versuchsfahrten mit Trieb¬ 
gestellen, über die zu wählende Stromart und deren Erzeugung und Verwendung 
ergibt. Auch soll sie Aufschluß darüber geben, ob es wirtschaftlich ist, auf wei¬ 
teren Linien der Berliner Vorortbahnen die elektrische Zugförderung einzu¬ 
führen*) .“ 

Auf Grund dieser Beschlüsse wurde die Bearbeitung der Pläne und 
die Vornahme von Versuchen noch erweitert. Sie erstreckten sich insbe¬ 
sondere auf weitere Erhebungen über die zweckmäßigste Stromart, Span¬ 
nung und Periodenzahl, die verbesserte und vereinheitlichte Ausführung 
der Fahrleitung, die Beseitigung von Schwachstromstürungen in benach¬ 
barten Telegraphen- und Telephonleitungen, die neuzeitliche Ausführung 
großer Kraftwerke mit neuzeitlichen Kraftmaschinen (Großgasmaschinen, 
Gasturbinen, Ölturbinen) unter Ausnutzung minderwertiger Brennstoffe 
und Gewinnung wertvoller Nebenprodukte, die Angliederung chemischer, 
metallurgischer, landwirtschaftlicher u. a. Unternehmungen zum mög¬ 
lichst vollkommenen Belastungsausgleich, die Ausbildung besonderer, für 
die Eigenart des Berliner Stadtverkehrs berechneter elektrischer Trieb¬ 
gestelle, die Betriebführung mit ziehenden und schiebenden Lokomotiven, 
das Verhalten des Oberbaus, bauliche Änderungen an den Bahnanlagen, 
Vergleichsfahrten mit neuen Dampflokomotiven, Versuchsfahrten mit 
elektrischen Probezügen, die Einrichtung selbsttätiger Signalstellung, 
die verbesserte Ausführung der maschinellen und elektrischen Aus¬ 
rüstung der Betriebsmittel u. a. 

*) Drucksache Nr. 239 B des Hauses der Abgeordneten, 21. Legislaturperiode, 
V. Session. 1912, Anl. V. 

s ) Drucksache Nr. Will des Hauses der Abgeordneten, 21. Legislaturperiode. 
V. Session, 1912, Beantwortung der von der 17. Kommission zu § 1 Nr. V des 
Entwurfs eines Eisenbahnanleihegesetzes, betreffend die Einrichtung elektrischer 
Zugförderung auf den Berliner .Stadt-, Ring- und Vorortbahnen gestellten 
19 Hauptfragen, und Drucksache Nr. 1295, Bericht der 17. Kommission. 

3 ) Drucksache Nr. 1442 des Hauses der Abgeordneten, 21-. Legislaturperiode. 
V. Session, 1912/13. 
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Ein großer Teil der bewilligten Mittel wurde zum Ankauf von 
Braunkohlenfeldem bei Bitterfeld und Lübbenau für die geplanten Bahn¬ 
kraftwerke, zur Einrichtung eines Versuchsbetriebs, zur Erzeugung von 
Luftsalpetersäure (in dem Kraftwerk Muldenstein der Strecke Magde¬ 
burg—Leipzig—Halle a. S.) und zur Anfertigung von Triebgestellen und 
Triebwagenzügen verwandt. 

Während des Kriegs konnten alle Versuche und Vorarbeiten natur¬ 
gemäß nur langsam fortscbreiten. 

Es wurden jedoch aus ihnen neue Gesichtspunkte gewonnen, die auf 
eine ganz neue Ausgestaltung der elektrischen Zugförderung und der 
Brennstoffwirtschaft hindeuten. 

Im Dezember 1918 wurde im Ministerium der öffentlichen Arbeiten 
beschlossen, die Wohltaten der elektrischen Zugförderung auf den Ber¬ 
liner Stadt-, Ring- und Vorortbahnen zunächst den im Norden von Berlin 
wohnenden Arbeitern zukommen zu lassen und die Strecken vom Stet¬ 
tiner Bahnhof nach Bernau und nach Oranienburg mit größter Beschleu¬ 
nigung auszubauen. 

Im Jahr 1920 wurden Entwürfe hierfür aufgestellt und Vor¬ 
arbeiten ausgeführt. Mit den Bauarbeiten wurde im Jahr 1920 be¬ 
gonnen. Die Fertigstellung der Strecken ist im Jahr 1921 zu erwarten. 

IX. 

Die Speichertriebwagen 

auf den ehemaligen preußisch-hessischen Staatseisenbahnen. 

In Fällen, wo die für größere Züge bestimmte Dampflokomotive 
unwirtschaftlich arbeiten mußte, war schon frühzeitig von allen Eisen¬ 
bahnverwaltungen nach einem einfacheren, im Betrieb billigeren und 
für den Kleinverkehr und zeitweilig auf tretende besondere Verkehrs¬ 
bedürfnisse geeigneteren Betriebsmittel gesucht worden. 

Versuche mit Dampf wagen, feuerlosen Lokomotiven oder Luftdruck¬ 
lokomotiven erbrachten nur in seltenen Sonderfällen zufriedenstellende 
Ergebnisse. Bessere Erfolge hatte man schon mit elektrischen Betriebs¬ 
mitteln, die, wo keine Stromzufülmmg zur Verfügung stand, oder wo 
diese zu kostspielig erschien, den Strom selbst durch Dynamos erzeugten, 
die von einer mitgeführten Dampfanlage, Gas- oder Ölmotoren ange¬ 
trieben wurden. Eine gewisse Bedeutung auf diesem Gebiet erlangten die 
benzol-elektrischen und die diesel-elektrischen Triebwagen der preußisch¬ 
hessischen Staatsbahnverwaltung. Wirtschaftlicher und zu umfang¬ 
reicherer Einführung auf den Reichseisenbahnen geeigneter scheinen 
aber elektrische Betriebsmittel, die in Speichern den Strom mitführen 
und diesen während der Fahrt an elektrische Treiber abgeben. 
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Sieht man ab von den mißlungenen Versuchen mit elektrischen Be- 
' triebsmittein und Stromlieferung aus Primärelementen zur Zeit der Ein¬ 
führung des elektrischen Antriebs überhaupt (1835) und den ebenso 
anfangs mißglückten Versuchen mit Akkumulator-Straßenbahnwagen 
(1884 in London, 1885 in Berlin, 1886 in Brüssel, 1887 in Philadelphia), 
so findet man zuerst fahrplanmäßigen Speichertriebwagenbetrieb bei den 
elektrischen Straßenbahnen in Deutschland, und zwar gezwungener¬ 
maßen, da vielerorts die Behörden Stromzuführungsanlagen wegen der 
Gefahren des elektrischen Stroms oder Beeinträchtigung des Stadt¬ 
bildes nicht zulassen wollten. (1895 in Hannover, 1896 in Dresden, 1898 
in Berüo, 1899 in Halle a. S.). Alle diese Betriebe wurden aber wieder ein¬ 
gestellt wegen zu hohen Gewichts der Speicher und der daraus folgen¬ 
den technischen und wirtschaftlichen Nachteile und der für die Fahr¬ 
gäste lästigen Säuregerüche. Erst im Jahr 1910 wurden in New York 
und New Yersey verbesserte Straßenbahnspeichertriebwagen wieder ein¬ 
geführt. 

Die bayerische Staatsbahnverwaltung hatte sich schon seit dem 
Jahr 1893 mit dem Plan der Einführung von Speichertriebwagen auf 
schmalspurigen Lokalbahnen beschäftigt. Im März 1896 kamen solche 
versuchsweise in Betrieb auf der schmalspurigen Lokalbahn Ludwigs¬ 
hafen—Darmstadt der pfälzischen Bahnen. Ab 1. Mai 1897 wurde fahr¬ 
planmäßiger Betrieb auf den schmalspurigen Hauptbahnstrecken Lud¬ 
wigshafen—Neustadt (30 km) und Ludwigshafen—Worms (22 km) ein¬ 
geführt. 

Im selben Jahr stellte die württembergische Staatsbahnverwaltung 
Speichertriebwagen in den Verkehr zwischen Untertürkheim und Korn¬ 
westheim und zwischen Stuttgart und Cannstatt ein. 

Der in vielen Zeitschriften und Werken als erster elektrischer Voll¬ 
bahn-Betrieb Europas genannte Verkehr mit einem Speichertriebwagen 
auf der französischen Nordbahn zwischen Paris und Melun wurde erst im 
November 1897 eröffnet. Auch die Betriebseröffnungen mit Speicher¬ 
wagen in Italien, auf der Strecke Mailand—Monza und den belgischen 
Staatsbahnen bei Antwerpen lagen später. (1899.) 

Das preußische Ministerium griff den Gedanken der versuchsweisen 
Einführung von Speichertriebwagen auf Hauptbahnen im Jahr 1897 
(Oktober) auf. Er kam jedoch nicht zur Ausführung, da auf den für 
diesen Betrieb in Aussicht genommenen Strecken (Erfurt—Langensalza, 
Ciistrin—Frankfurt a. 0., Alzey—Gau Odernheim) elektrische Kraft zur 
Ladung der Speicher zu einem annehmbaren Preis nicht zu erhalten war. 
(Min.-Erlaß vom 23. November 1904.) 
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Im Jahre 1905 wurden jedoch für andere Strecken Erhebungen an¬ 
gestellt und im Februar 1907 auf den Strecken Mainz—Oppenheim, Mainz— 
Ingelheim und Mainz—Rüsselheim—Raunheim und im November 1907 auf 
der Strecke Conz—Trier—Ehrang Speichertriebwagen eingestellt. 

An den meisten Strecken waren die Betriehsergebnisse, besonders 
nach Sammlung von Erfahrungen, derartig, daß man allmählich in fast 
sämtlichen Eisenbahndirektionen-bezirken Speichertriebwagen einetellte. 

Im Jahr 1920 betrug der Bestand an Speichertriebwagen, die auf 
Kosten der deutschen Eisenbahnverwaltungen gebaut oder bestellt waren, 
im Reichseisenbahngebiet .... 168 Stück, 

. ., Freistaat Danzig. 5 „ 

in Polen. 7 „ 

„ Elsaß-Lothringen. 5 „ 

Bis vor dem Weltkrieg wurden die Speichertriebwagen auf den Staats¬ 
eisenbahnen nur in besonderen, im allgemeinen noch recht beschränkten 
Fällen verwendet, z. B. zur Verbesserung des Nah- und Vorortverkehrs 
größerer Provinzstädte (Cassel, Köln, Darmstadt, Königsberg, Mainz, 
Münster i. Westf., Saarbrücken, Stettin), als Zubringer zu Schnellzügen 
(Allenstein, Gerstungen, Gotha, Insterburg, Schneidemühl, Schwerte, 
Soest, Uelzen) und zur Ausfüllung von Lücken im Fahrplan (Cottbus, 
Crefeld, Düren, Eberswalde, Hameln, Hildesheim, Lauban, Stralsund). 
Vereinzelt wurden sie auch auf Nebenbahnen als Ersatz von Dampfzügen 
oder zur Verbesserung des Personenverkehrs verwendet (Cottbus, 
Güsten, Hungen, Limburg, Stolp, Worms), oder sie bewältigten nach der 
Trennung des Personenverkehrs vom Güterverkehr den ersteren allein 
(Aurich, Bentschen, Heissen-Osterfeld). 

Schon während des Kriegs, besonders aber nach diesem ist hierin 
eine Wandlung eingetreten. Infolge der großen Knappheit an Lokomo¬ 
tiven treten mehr und mehr die Triebwagen an Stelle von Personen¬ 
zügen, der einzeln fahrende Triebwagen wird zur Seltenheit, die Mit¬ 
nahme eines Anhängewagens bildet die Regel. Auf der Strecke Limburg— 
Gießen tritt ein dreiteiliger Triebwagen an die Stelle eines Einzelzugs. 

Die Speichertriebwagen haben sich als sehr betriebstüchtig, als 
leicht zu bedienen und viel seltener ausbesserungsbedürftig als Dampf¬ 
lokomotiven gezeigt. Vorbereitungs- und Abschlußdienst sind kaum 
nennenswert, da das Laden der Speicher von der Mannschaft der Lade¬ 
anlagen besorgt wird. Der Brennstoffverbrauch für eine am Treibrad¬ 
umfang geleistete kW-Stunde ist trotz der Verluste beim Laden und Ent¬ 
laden der Speicher bedeutend geringer, als bei Dampflokomotiven, weil 
die elektrische Arbeit in wirtschaftlich hochwertigen Anlagen erzeugi 
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wird. Auch sind sie nicht wie diese auf Steinkohle angewiesen, vielmehr 
kann ihr Betrieb auch auf Braunkohle, Torf, Ölschiefer oder Wasser¬ 
kräfte gestützt werden. Schon jetzt bietet sich vielfach Gelegenheit, ihm 
Wasserkräfte dienstbar zu machen, und das wird natürlich in desto 
höherem Maß möglich, je weiter diese ausgebaut werden. Besonders 
wichtig ist hierbei, daß hierdurch manche der sehr zahlreich über das 
Land verstreuten kleineren Wasserkräfte ausgenutzt werden können. 
Bisher ist der Speicherbetrieb nur für verhältnismäßig kurzen Fahr¬ 
bereich ausgeführt worden; es steht indes nichts im Wege, ihn beliebig 
zu erweitern. Dazu ist nur erforderlich, die Speicher auf besonderen 
Fahrzeugen (Tendern) unterzubringen, die — ähnlich wie Dampfloko¬ 
motiven — einem Kleinzug von 3 bis 4 Personenwagen beigegeben 
werden. Bei einer solchen Einrichtung läßt sich der Speicherbetrieb 
ähnlich wie Dampfbetrieb handhaben, indem streckenweise die er¬ 
schöpften Speicher gegen frisch aufgeladene ausgewechselt werden. Es 
ist daher angängig, beliebig lange Strecken mit demselben Wagen¬ 
zug zu befahren. Vergleichende Betriebskostenberechnungen ergeben be¬ 
deutende Ersparnisse des Speichertriebwagenverkehrs gegenüber dem 
Dampfzugverkehr bei Anpassung an die neuzeitliche Brennstoffwirt¬ 
schaft und Elektrizitätsversorgung des Landes. Der planmäßige Aus¬ 
bau aller für Speicherwagenbetrieb geeigneten Linien der Reichseisen¬ 
bahnen ist eine für unser darniederliegendes Verkehrswesen äußerst 
wichtige Frage, die noch eingehender Prüfung bedarf. Welche Linien 
gegebenenfalls zunächst in Angriff zu nehmen wären, hängt davon ab, 
wo der dringendste Bedarf an einem Personenverkehr mit Kleinzügen 
besteht und ob dort billige elektrische Arbeit aus Wasserkräften, Braun¬ 
kohle, Torf oder Ölschiefer zu haben ist, wobei in Betracht kommt, daß 
der Ladebetrieb durch Abflachung der Belastungspitzen die Ausnutzung 
.der Kraftwerke erheblich verbessern würde. 
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Geh. Regierungsrat Wernekke, Zehlendorf. 


Bei Ausbruch, des Kriegs übernahm die englische Regierung auf 
Grund eines Wehrgesetzes aus dem Jahr 1871 die Eisenbahnen von 
Großbritannien in Staatsbetrieb. Es bedurfte hierzu, so verlangte es 
das Gesetz, einer königlichen Kabinettsordre, die allwöchentlich erneuert 
werden mußte, ln der Verordnung des Kriegsministeriums, die diese 
Übernahme bekanntgab, wurde zugleich ausgesprochen, daß der öffent¬ 
liche Verkehr zunächst stark eingeschränkt, daß aber auf seine Bedürf¬ 
nisse nach Tunlichkeit Rücksicht genommen werden würde. Die Leitung 
des englischen Eisenbahnwesens von Staats wegen wurde einem Betriebs¬ 
ausschuß (Railway Executive Committee) übertragen, in den eine Anzahl 
Leiter englischer Eisenbahngesellschaften berufen wurde. Dieser Aus¬ 
schuß bestand schon seit dem Jahr 1912 mit der Aufgabe, im Fall der 
im Gesetz vorgesehenen Übernahme der Eisenbahnen durch den Staat 
deren Betrieb zu leiten. Dabei sollten die Beamten der Eisenbahngesell¬ 
schaften in ihrer Tätigkeit durchaus nicht etwa ausgeschaltet werden, 
der Betriebsausschuß sollte ihnen nur Anweisungen geben, namentlich 
auf das innige Zusammenarbeiten der Eisenbahnen hinwirken, die 
Durchführung seiner Anordnungen blieb aber Aufgabe der Eisenbahn¬ 
gesellschaften. Die Verbindung zwischen dem Betriebsausschuß und 
der Heeresleitung stellte ein Verkehrsamt (Communication Board) her, 
eine Behörde, von der man während des Kriegs sehr wenig gehört hat, 
während die Tätigkeit des Betriebsausschusses in allen Berichten über 
die englischen Eisenbahnen im Krieg an erster Stelle erwähnt wird. 
Dem Namen nach war der Handelsminister (President of the Board of 
Trade), dem damals die englischen Eisenbahnen unterstanden, Vor¬ 
sitzender des Betriebsausschusses. Er übte aber dieses Amt nicht selbst 
au3, sondern ließ sich durch den Generaldirektor einer der englischen 

*) Vgl. auch Archiv für Eisenbahnwesen 1915, S. 4G7, 1921, S. 208 ff. 

Archiv für Eisenbahnwesen. 19*21. 53 
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Eisenbahngesellschaften dabei vertreten. Der Betriebsausschuß bestand 
zunächst aus 9, später aus 12 Eisenbahndirektoren. 

Die Übernahme der Eisenbahnen in Staatsbetrieb beschränkte sich 
zunächst auf die von England, Schottland und Wales; sie wurde 
später auch auf die von Irland ausgedehnt. Damit erstreckte 
sich der Staatsbetrieb auf ein Netz von 34 843 km Länge mit einem 
Anlagewert von 1200 Millionen Pfd. Sterl., das 130 Gesellschaften 
gehörte. Ausgeschlossen blieben die Netze von 46 Gesellschaften mit 
nur 803 km Länge und 41,5 Millionen Anliagewert, also, wie schon aus 
der Durchschnittslänge dieser Eisenbahnen hervorgeht, nur eine Anzahl 
Strecken von untergeordneter Bedeutung. Mit den Eisenbahnen und 
ihren Betriebsmitteln übernahm der Staat auch dieC Häfen und ungefähr 
100 von den 164 Dampfschiffen der Eisenbahngesellschaften. Namentlich 
nutzte die Regierung aber auch die Werkstätten der Eisenbahnen für 
Heereszwecke aus. 

Das Eigentumsrecht der Eisenbahngesellschaften an ihren Anlagen 
wurde nicht angetastet, es wurde aber weitgehenden Beschränkungen 
unterworfen. Als Entschädigung dafür zahlte die Regierung einen 
Betrag, der den Gesellschaften ermöglichen sollte, die gleiche Dividende 
wie im Jahr 1913 zu zahlen, es sei denn, daß die Einnahmen der ersten 
Hälfte des Jahres 1914 sich niedriger als die des entsprechenden 
Zeitraums im Vorjahr ergeben sollten; in diesem Fall sollte auch der 
von der Regierung zu zahlende Betrag im gleichen Verhältnis verringert 
werden. Hierdurch erwarb die Regierung das Recht, daß alle Trans¬ 
porte für Heer und Flotte von den Eisenbahngesellschaften ohne be¬ 
sondere Bezahlung geleistet werden mußten. Dieses Abkommen wurde 
später dahin geändert, daß die Regierung noch die Kriegszulagen der 
Eisenbahnarbeiter auf ihre Rechnung übernahm. Ferner erkannte die 
Regierung an, daß sie für die Kosten von Unterhaltungsarbeiten auf¬ 
zukommen hätte, die zwar nötig wären, während des Kriegs aber zu¬ 
rückgestellt w r erden mußten. Endlich wurde auch den Eisenbahngesell¬ 
schaften eine Verzinsung der Erhöhungen des Anlagekapitals, die im 
Lauf des Kriegs vorgenommen w'urden, mit 5 % zugesagt. Spätere 
Abmachungen setzten noch eingehend die Leistungen fest, für die die 
Eisenbahngesellschaften durch die Regierungszuschüsse als abgefunden 
anzusehen wären, und die, für die eine besondere Entschädigung zu ge¬ 
währen wäre. 

Die Aufgabe, die den Eisenbahnen durch den Krieg gestellt wurde, 
war in England eine andere als in anderen Ländern. Es galt nicht, die 
Truppen und ihren Nachschub an eine breite Front zu befördern, son¬ 
dern das Ziel der Eisenbahntransporte für den Heeresverkehr waren 
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eine Anzahl einzelner Punkte, die Häfen, von denen die Schiffstransporte 
nach den verschiedenen Kriegsschauplätzen über See ausgingen. Wäh¬ 
rend in Frankreich schon der Aufmarsch dadurch gestört und erschwert 
wurde, daß er sich mit zurück flutenden Räumungstransporten kreuzte, 
blieben die englischen Eisenbahnen von solchen Schwierigkeiten ver¬ 
schont. Zunächst hatten sie die Mobilmachungstransporte und die Zu¬ 
sammenstellung des für Frankreich bestimmten Übersee-Heeres zu be¬ 
sorgen. Für den erstgenannten Zweck mußten in 15 Tagen, also im 
wesentlichen in der ersten Hälfte des August 1914 1408 Züge mit 334500 
Mann, 700 Geschützen, 58 522 Pferden, 5155 Fahrzeugen, 793 Fahrrädern 
und 5332 t Gepäck gefahren werden. Die Beförderung des Übersee- 
Heeres nach den Häfen erforderte in der Zeit vom 9. bis 26. August, 
also an 16 Tagen, 689 Züge mit 126 496 Mann, 354 Geschützen, 42 284 
Pferden, 6151 Fahrzeugen, 2007 Fahrrädern und 4937 t Gepäck. Alle 
diese Transporte gingen glatt von statten. Damit waren aber natürlich 
die Aufgaben, die die Eisenbahnen als Verkehrsunternehmen für Kriegs¬ 
zwecke zu erfüllen hatten, bei weitem nicht erschöpft. Es kamen dazu, 
wie in anderen Ländern, noch die großen und zahlreichen Nachschub¬ 
transporte, die Beförderung von Rekruten nach den Übungslagern, wo 
sie ausgebildet und ausgerüstet wurden, die Beförderung der Urlauber 
von und nach der Front und viele andere Transporte. Große Anforde¬ 
rungen an die Eisenbahnen stellte auch die Beförderung der Kolonial- 
Iruppen und des amerikanischen Heeres, die zum Teil vor der Abbeför¬ 
derung nach dem Kriegsschauplatz einige Zeit in englischen Lagern 
zubrachten, also zweimal mit der Eisenbahn zu befördern waren, einmal 
vom Ausschiffungshafen nach dem Lager, und das zweite Mal von dort 
nach dem Einschiffungshafen. Urlauberzüge wurden im Lauf des 
Kriegs eine dauernde Einrichtung. Als infolge der Einwirkung des 
Rüstungsministeriums in den Werften und in allen sonstigen Kriegsbedarf 
herstellenden Betrieben eine erhöhte Tätigkeit einsetzte, mußten täglich 
Tausende von Arbeitern mit der Eisenbahn zu ihrer Arbeitsstätte und 
von dort wieder zurück befördert werden. Auch sonst kamen große 
Verschiebungen im Personenverkehr vor, indem Reisende, die zu den 
Kriegsarbeitern im engeren und weiteren Sinn gehörten, teils unent¬ 
geltlich, teils zu ermäßigten Preisen befördert werden mußten. 

Zur Bewältigung dieses verstärkten Verkehrs standen nun den 
Eisenbahnen gegenüber dem Friedensbetrieb nur beschränkte Arbeits¬ 
kräfte zur Verfügung. Gleich bei Ausbruch des Kriegs traten viele 
Angehörige des Eisenbahndienstes als Freiwillige in das Heer ein; an¬ 
dere mußten ihrer Pflicht als Angehörige der Freiwilligentruppen oder 
des Territorialheeres genügen. Schon im September 1914 machten sich 
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infolgedessen störende Lücken bemerkbar. Gleichwohl wurden die Eisen- 
bahngesellschaften wiederholt veranlaßt, weitere Kräfte für diei Zwecke 
des Heeres frei zu machen. Ihre Stellen wurden durch Vertreter aus¬ 
gefüllt, unter denen auch weibliche Aushilfen waren. Sie konnten na¬ 
türlich, sowohl was die körperlichen Leistungen als auch die Erfahrung 
im Eisenbahndienst anbelangt, in vielen Fällen die in das Heer einge¬ 
tretenen Kräfte nicht voll ersetzen. Als daher Truppenteile zum Bau, 
zur Unterhaltung und zum Betrieb der Eisenbahnen auf dem Kriegs¬ 
schauplatz aufgestellt wurden, konnten die Eisenbahnen Englands nicht 
in allen Fällen die Mannschaften für diese stellen; sie mußten vielmehr 
aus der kämpfenden Truppe herausgezogen werden. Auch die Truppen 
aus den überseeischen Siedelungen mußten zu diesen Zwecken geeignete 
Mannschaften abgeben. Im ganzen haben die englischen Eisenbahnen 
bis Ende 1918 184 475 Mann oder nahezu ein Drittel ihres Bestands an 
das Heer abgegeben. Unter ihnen waren 25 000 Mann, die in die Eisen- 
bahnverbände der Royal Engineers, der alle Zweige der Technik um¬ 
fassenden technischen Truppe des englischen Heeres, eintraten. 

Außer diesen Kräften aus den Kreisen der Arbeiter, der Lokomotiv¬ 
führer, Stellwerkswärtcr stellten die Eisenbahnen aber auch eine An¬ 
zahl höhere Beamte der Regierung teils für den Eisenbahndienst des 
Heeres, teils für andere Zwecke zur Verfügung, namentlich zur Be¬ 
setzung der Stellen in den zu Kriegszwecken neu gegründeten Behörden. 
Ihre Zalhl belief sich auf eibwa 2000, darunter GemeraldiTektoren der 
Eisenbahngesellschaften, die z. T. leitende Stellungen im Feldeisenbahn¬ 
dienst eingenommen haben. An erster Stelle ist darin Sir Eric Geddes 
zu neunen, der damalige stellvertretende Generaldirektor der Nordost¬ 
bahn, der unter anderem das Amt des Feldeisenbahnchefs bekleidete 
und' nach dem Krieg der erste englische Verkehrsminister geworden 
ist; dabei hat er sich mit fast lauter Beamten umgeben, die gleich ihm 
führende Rollen im Feldeisenbahndienst gespielt hatten. 

Schon bald nach Ausbruch des Kriegs verlangte die Regierung 
von den Eisenbahngesellschaften, daß sie ihre Lokomotiv- und Wagen¬ 
werkstätten, die in England nicht nur für die Unterhaltung, sondern 
auch für den Neubau von Eisenbahnbetriebsmitteln eingerichtet sind, 
für Heereszwecke, namentlich zur Massenherstellung von Heeresbedarf, 
zur Verfügung stellten. Der erste Auftrag, der ihnen erteilt wurde, 
bezog sich auf die Lieferung von 12 000 Krankentragen. Später kamen 
hierzu große Lieferungen von Fahrzeugen aller Art, auch Lafetten, 
und schließlich gingen die Eisenbahnwerkstätten zur Anfertigung von 
Munition in großem Umfang über, und auch Geschützwerkstätten wurden 
bei ihnen eingerichtet. Dabei wurden namentlich bei der Herstellung 
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von Granaten viele weibliche Arbeitskräfte beschäftigt. Die Arbeiten 
wurden gegen Erstattung der Selbstkosten ausgeführt, zu denen noch 
ein Zuschlag für die Beaufsichtigung und Leitung der Arbeiten sowie 
für allgemeine Unkosten gemacht wurde. Die Eisenbahnwerkstätten 
lieferten auch halbfertige Erzeugnisse, die von Privatfirmen weiter be¬ 
arbeitet wurden. Für diese wurde außer der Entschädigung nach den 
eben genannten Grundsätzen noch ein Zuschlag von 10 % als Unter¬ 
nehmergewinn gezahlt. 

Unter diesen neuen, den Eisenbahnen an sich wesensfremden Ar¬ 
beiten litten natürlich deren eigentliche Arbeiten, namentlich der Bau 
und die Unterhaltung von Eisenbahnwagen und Lokomotiven. Erschwe¬ 
rend kam noch hinzu der Mangel an Bau- und Werkstoffen und an 
Arbeitskräften. Die Folge war, daß Ende-August 1918 den Eisenbahnen 
Englands 2000 neue Lokomotiven und 33 000 Wagen fehlten, die sie 
sonst seit Beginn des Kriegs gebaut hätten. Auch waren zum gleichen 
Zeitpunkt 5000 Lokomotiven oder 20 % des Gesamtbestands und 37 000 
Güterwagen oder 5 % und 8000 Personenwagen oder 10 % der Gesamt¬ 
zahl als instandsetzungsbedürftig abgestellt, die aber wegen anderer 
Inanspruchnahme der Werkstätten nicht in Arbeit genommen werden 
konnten. Auch die Unterhaltung des Oberbaus und besonders 1 seine Er¬ 
neuerung hat durch den Krieg sehr gelitten. Während die Eisenbahnen 
Englands sonst jährlich 200 000 t Schienen zur Erneuerung ihrer Gleise 
verbrauchen, haben sie während des ganzen Kriegs zusammen kaum 
mehr als 100 000 t für diesen Zweck beziehen können, weil Stahl in 
großen Mengen für Heeres- und namentlich auch für Flottenzwecke ge¬ 
braucht wurde. 

Von Ende 1916 an bis zur Beendigung des Kriegs gaben die eng¬ 
lischen Eisenbahnen überdies 675 Lokomotiven, 30000 Güterwagen und 
eine Anzahl Wagen für Sonderzwecke aus ihren Beständen für den 
Eisenbahnbetrieb auf den Kriegsschauplätzen ab. Dazu kamen noch 
2500 bedeckte Güterwagen, die sie nach besonderen Entwürfen für 
Heereszwecke in ihren Werkstätten bauten, und 20 Personenzüge zur 
Verwendung als Urlauberzüge und zur Rückführung des Heeres bei 
Kriegsende. Ferner rüsteten die englischen Eisenbahnen eine große 
Anzahl Lazarettzüge sowohl für Heer und Flotte Englands als auch für 
das amerikanische Heer, zum großen Teil unter Verwendung von Wagen 
aus ihren Beständen aus 1 ). 

Auch Oberbauteile wurden von den Eisenbahnen in großer Menge 
für Heereszwecke abgegeben. Es wurden 72 000 t ausgeführt, unter 

') Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1918, S. 682. 
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denen 328 000 lfd. m Schienen und 20 000 Schwellen waren. Zum Teil 
mußten diese Stoffe dadurch beschafft werden, daß Gleise in England 
abgebrochen wurden; das hatte die Schließung mancher eingleisigen 
Strecken und die Einführung eingleisigen Betriebs auf zweigleisigen 
zur Folge. 

Außer den Betriebsmitteln für den Betrieb hinter der Front lie¬ 
ferten die englischen Eisenbahnen auch Lokomotiven mit Wagen, dar¬ 
unter z. B. 3000 Güterwagen, zur Bedienung von Heeresanlagen, Mu¬ 
nitionsfabriken, Übungslagern usw. Audi für diese Zwecke mußte der 
Oberbau von den Eisenbahnen aus ihren Beständen gestellt werden, wozu 
ebenfalls Gleisabbrüche nötig waren. Endlich lieferten die englischen 
Eisenbahnwerkstätten gleich im Anfang des Kriegs zwei Panzerzüge 
zur Verteidigung der Ostküste im Fall eines deutschen Einfalls, sowie 
eine Anzahl Sonderwagen zur Beförderung von schweren Geschützen, 
Tanks, Flugzeugen und anderen Gegenständen! von ungewöhnlichen Ab¬ 
messungen oder außerordentlichem Gewicht. 

Der Lokomotivmangel, der infolge der Abgaben auf den Kriegs¬ 
schauplatz eintrat, der Mangel an Arbeitskräften, der aus demselben 
Grund entstand, Schwierigkeiten in der Kohlenversorgung und der starke 
Verkehr für Heereszwecke, zwangen vom Jahr 1916 am, dem öffent¬ 
lichen Verkehr sehr erheblich ednzuschränken. Alle Fahrpreisermäßi¬ 
gungen wurden nach und nach abgeschafft. Die Zahl der Züge wurde 
vermindert. Die Fahrzeiten der Schnellzüge wurden verlängert, Halte¬ 
stellen wurden geschlossen. Die Fahrpreise wxirden erhöht, nicht um 
die Einnahmen der Eisenbahnen zu erhöhen, sondern mit der ausge¬ 
sprochenen Absicht, den Verkehr abzudrosseln, und die Menge des Ge¬ 
päcks, das ein Reisender mit sich führen durfte, wurde auf 100 Pfd. 
(45 kg) beschränkt. Die Erhöhung der Fahrpreise hatte zunächst den 
beabsichtigten Erfolg. Durch die Lohnerhöhungen und durch Kriegs¬ 
gewinne kamen aber weite Kreise der Bevölkerung in eine solche wirt¬ 
schaftliche Lage, daß sie nach der Höhe der Kosten nicht zu fragen 
brauchten; der Verkehr nahm infolgedessen und infolge der starken Be¬ 
anspruchung der Eisenbahnen durch Urlauber sehr erheblich zu, was zu 
um so größeren Schwierigkeiten führte, als der Zugverkehr auf den 
Hauptbahnen nach und nach bis auf 60 % des Friedensverkehrs ein¬ 
geschränkt wurde. Es wurde deshalb zeitweilig die Einführung von 
Reiseerlaubnisscheinen erwogen; der Plan scheiterte jedoch an der Un¬ 
möglichkeit der praktischen Durchführung. Gute Erfolge erzielte eine 
Gesellschaft mit der Maßnahme, daß sie für jeden Zug nur so viele 
Fahrkarten ausgab, wie Reisende befördert werden konnten. Die Rei¬ 
senden, denen es gelang, Fahrkarten zu erhalten, waren mit dieser 
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Maßnahme sehr zufrieden, die sich namentlich auch bei der Bewältigung 
des Ferienverkehrs bewährte. Um die Eisenbahnen zu entlasten, wurde 
auch die in England übliche Abholung und Zuführung des Reisegepäcks 
von und nach den Wohnungen der Reisenden durch Fuhrwerke der 
Eisenbahnen abgeschafft. 

Viel schwerer als die Störungen des Personenverkehrs waren die 
des Güterverkehrs, die als Begleiterscheinung des Kriegs auf¬ 
traten. Die Schließung der Häfen an der Ostküste und die Einschrän¬ 
kung der Küstenschiffahrt aus Furcht vor den U-Booten, die dadurch 
verursachte Erhöhung der Versicherungsbeträge für Seetransporte, die 
zunehmende Knappheit an Schiffsraum, teils eine Folge des U-Boot- 
kriegs, teils der Verwendung von Handelsschiffen für Heereszwecke, 
wiesen den Eisenbahnen viel Güterverkehr zu, der sonst der Küsten¬ 
schiffahrt zugefallen wäre. Dazu kam nochl eine Steigerung des Güter¬ 
verkehrs durch die zunehmende Tätigkeit aller Fabriken und Unter¬ 
nehmungen, die Heeresbedarf lieferten. Der Mangel an Arbeitskräften 
hatte zur Folge, daß das Entladen der Wagen nur langsam vor sich 
ging. Die Eile,, mit der einzelne Güter versandt werden sollten, verbot 
die volle Ausnutzung des Laderaums der Güterwagen. Sendungen auf 
kurze Entfernungen, die besser auf der Straße hätten befördert werden 
sollen, wurden der Eisenbahn übergeben, und alle diese Umstände gaben 
Anlaß zu erheblichen Schwierigkeiten und Störungen im Güterverkehr. 
Um namentlich die Verzögerung des Entladens zu verhindern, wurden 
zunächst die Wagenstandgelder erhöht, ferner wurden Verkehrsaus¬ 
schüsse, bestehend aus Eisenbahnbeamten und Vertretern der Regierung, 
eingesetzt, die alle Fälle untersuchen sollten, wo beladene und unbeladene 
Wagen vom Versender oder Empfänger über Gebühr zurüokgehalten 
wurden, wo der Laderaum nicht ausgenutzt wurde, und wo ähnliche, 
die Leistungsfähigkeit der Eisenbahnen herabsetzende Verfehlungen 
vorkamen. Durch die Tätigkeit dieses Ausschusses wurden erhebliche 
Verbesserungen erreicht. Es wurden zwar nicht alle Mißbräuche be¬ 
seitigt, aber sie wurden doch stark vermindert. Es wurde namentlich 
den Dienststellen des Heeres und der Flotte, die am Eisenbahnverkehr 
beteiligt waren, den Unternehmern und Lieferfirmen, die Heeresbedarf 
erzeugten, vor Augen geführt, wie wichtig die Einhaltung der behörd¬ 
lichen Vorschriften für den Güterwagendienst ist, wenn ein leistungs¬ 
fähiger Eisenbahnbetrieb durchgeführt werden soll. So wurden Vor¬ 
schriften vorbereitet und ihre Handhabung erleichtert, die die Verkehrs¬ 
stockungen beseitigen und eine Rangordnung der Güter je nach der 
Dringlichkeit ihres Versands herbeiführen sollten. 

Die Einfuhr von Gütern ging zwar während des Kriegs stark 
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zurück, diese Einbuße wurde aber durch den Verkehr in entgegen¬ 
gesetzter Richtung bei weitem wieder ausgeglichen. Viele Lebensmittel, 
die vor dem Krieg eingeführt worden waren, mußten nunmehr im Lande 
erzeugt und mit der Eisenbahn verteilt und diesen Sendungen 
ein Vorrang vor vielen anderen eingeräumt werden. Das gleiche 
galt für Holz, namentlich Grubenhölzer, Schnitthölzer für Heeres¬ 
baracken und Packkisten, für Schwellen usw. Die Wälder von England 
und namentlich von Schottland wurden abgeholzt, zum Teil unter Mit¬ 
wirkung von amerikanischen und kanadischen Holzfällertruppen, und 
die Zuführung dieser Hölzer zu den teilweise neu errichteten Sage¬ 
mühlen und zur Verwendungstelle sowie zu den Ausfuhrhäfen nahm 
den Güterwagenpark der Eisenbahnen sehr stark, den der schottischen 
Hochlandbahn z. B. geradezu beinahe ausschließlich in Anspruch. 

Die verstärkte Anfertigung von Munition in allen dazu geeigneten 
Betrieben des ganzen Landes stellte die Eisenbahnen nicht nur insofern 
vor neue Aufgaben, als sie diese Mengen in fertigem Zustand nach 
den Ausfuhrhäfen befördern mußten, sondern sie mußten auch die Bau¬ 
stoffe und Maschinen für die neu zu errichtenden Fabriken anfahren, 
sodann die Rohstoffe zu ihrem Betrieb befördern und schließlich viele 
halbfertige Erzeugnisse der Weiterbearbeitung zuführen. Viele für das 
Heer gelieferten Gegenstände mußten infolge verkehrter Anordnungen 
erst vom Herstellungsort an eine andere Stelle gefahren werden, um dort 
geprüft und abgenommen zu werden, ehe sie zur Verwendungstelle ver¬ 
sandt wurden. Auch die zahllosen Übungslager und die schon erwähnten 
Transporte verbündeter Truppen durch England nahmen die Eisenbahnen 
stark in Anspruch. 

Zu den Gütern, die im Krieg andere Wege einschlugen als im 
Frieden, gehörte auch die Kohle. Fast ununterbrochen rollten Sonder¬ 
züge von den Kohlengebieten in Wales nach den Häfen der Nordostküste 
und nach Schottland, wohin sich die englische Flotte zurückgezogen 
hatte, und auch die Kohle, die für gewerbliche Zwecke und für den 
Hausbrand sonst zu Schiff der Küste entlang befördert worden war, ging 
jetzt über Land mit der Eisenbahn. Soweit die Küstenschiffahrt über¬ 
haupt aufrecht erhalten wurde, erhöhte sie ihre Frachten sehr erheblich, 
während die Frachtsätze der Eisenbahnen unverändert blieben. Alle 
besonderen Umstände des Kriegs hatten zur Folge, daß die Eisenbahnen 
mit ihrem verringerten Bestand an Arbeitskräften und Betriebsmitteln 
größere Mengen von Gütern als im Frieden befördern mußten. Unter 
diesen Umständen einen geordneten Betrieb aufrechtzuerhalten, wurde 
im Lauf der Zeit infolgedessen immer schwieriger. 

Alle die.>e Umstände veranlaßten Erwägungen, ob es nicht zweck- 
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mäßig sein würde, alle englischen Güterwagen gemeinschaftlich zu be¬ 
wirtschaften. Der Wagenmangel bestand nicht nur darin, daß, wie es 
häufig vorkommt, die Wagen zwar vorhanden sind, aber nicht an der 
Stelle, wo sie gebraucht werden, zur Verfügung stehen und aus Mangel 
an Lokomotiven und aus betrieblichen Gründen nicht schnell genug 
diesen Stellen zugeführt werden können. Die Abgabe von Wagen auf 
den KriegschaupLatz, das Unterbleiben von Instandsetzungsanbeiten, die 
Eröffnung neuer Verkehrsbeziehungen schufen vielmehr einen tatsäch¬ 
lichen Fehlbestand an Güterwagen. Dazu kam, daß von; den englischen 
Güterwagen — etwa 1 450 000 an der Zahl — nur etwa die Hälfte den 
englischen Eisenbahngesellschaften gehört, während die andere Hälfte 
Privateigentum, meist von Bergwerken und Kohlenhandlungen ist, also 
ganz abgesehen davon, daß sie aus rechtlichen Gründen nicht für den 
allgemeinen Verkehr zur Verfügung stehen, für andere als die Trans¬ 
porte, zu denen sie von Haus aus bestimmt sind, nicht geeignet sind. 
Bei der Zersplitterung des englischen Eisenbahnwesens macht auch die 
Unterhaltung der Güterwagen, die bei jeder Gesellschaft eine andere 
Bauart haben, erhebliche Schwierigkeiten, und das gilt in erhöhtem 
Maß von den Privatwagen. Namentlich letztere sind meist für den 
Pendelverkehr, z. B. zwischen einem Bergwerk, wo Kohle und Erz ge¬ 
fördert wird, und einem Hafen oder einem Hüttenwerk bestimmt, wo 
diese Rohstoffe verbraucht oder ausgeführt werden. In der Nähe dieses 
Wegs liegen auch die Werkstätten, die vertraglich verpflichtet sind, 
die zur Unterhaltung dieser Wagen erforderlichen Ersatzteile, die 
häufig Sonderbauarten aufweisen, bereit zu halten. Werden die Wagen 
nun von diesem Weg abgelenkt und werden sie dabei schadhaft, so 
entstehen erhebliche Schwierigkeiten bei ihrer Instandsetzung. 

Nach eingehenden Beratungen zwischen dem Handelsministerium 
und dem Eisenbahnbetriebsausschuß wurde daher von einer vollstän¬ 
digen Güterwagengemeinschaft abgesehen, z. T. auch mit Rücksicht auf 
die Schwierigkeiten, die der richtigen Bemessung der für die Benutzung 
der Wagen zu zahlenden Entschädigungen im Wege standen. Eine ge¬ 
wisse Erleichterung der Wagennot wurde aber dadurch geschaffen, daß 
vom März 1916 an den Eisenbahngesellschaften erlaubt wurde, leer 
zurückgehende Privatgüterwagen zu beladen. Die Berechtigung der 
Eisenbahngesellschaften, die Privatwagen zu benutzen, wurde später 
noch ausgedehnt. So wurde ein gewisser Ausgleich für die Verringe¬ 
rung des Wagenparks der Eisenbahngesellschaften infolge der Abgaben 
auf den Kriegschauplatz geschaffen. Nachdem es abgelehnt worden 
war, alle Güterwagen gemeinschaftlich zu bewirtschaften, wurde noch 
eine Güterwagengemeinschaft der bahneignen Wagen erwogen. Aber 
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auch sie wurde wegen des Mangels an Einheitlichkeit ihrer Bauart nicht 
voll durchgeführt, sondern blieb auf Wagen gewisser Bauarten be¬ 
schränkt. Namentlich kamen bei der Regelung dieser Verhältnisse, die 
am 2. Januar 1917 in Kralt trat, offene Güterwagen mit hohen Bord¬ 
wänden und Seitentüren in Frage. So wurde es möglich gemacht, daß 
ungefähr 300000 Wagen, die zahlreichen Zwecken dienen konnten, zur 
allgemeinen Benutzung durch alle Eisenbahngesellschaften zur Ver¬ 
fügung gestellt wurden, was eine große Erleichterung zur Folge hatte. 
Sie wurde noch gefördert, als Abmachungen getroffen wurden, die den 
Eisenbahnen die Ermietung von Privatwagen, soweit sie für die 
Zwecke des allgemeinen Verkehrs brauchbar waren, ermöglichten. 

Ein Teil der Schwierigkeiten im Güterverkehr, namentlich im* An¬ 
fang des Kriegs, wurde darauf zurückgeführt, daß beim Versand von 
Gütern nicht danach gefragt wurde, ob der Empfänger bei ihrer Ankunft 
in der Lage sein würde, sie abzunehmen. Es wurde deshalb die An¬ 
nahme von Gütern in gewissen Verkehrsbeziehungen von dem Nachweis 
abhängig gemacht, daß sie bei der Ankunft am Ziel sofort entladen 
werden könnten. Dies galt besonders vom Verkehr nach den Häfen und 
hatte gute Erfolge. Die Wagen wurden besser ausgenutzt, Lokomotiv- 
kraft wurde gespart, namentlich auch im Verschiebedienst. Der. Erfolg 
war aber nicht so groß, wie man erwartet hatte, und da^ wurde darauf 
zu rückgeführt, daß die so verursachten Verkehrsperren unregelmäßig 
auftraten. Sie wurden daher zu regelmäßigen umgewandelt, indem für 
jeden Tag bestimmte Güter festgesetzt wurden, die zur Beförderung 
angenommen und deren Beförderung abgelehnt wurde. Natürlich mußten 
die hierauf gegründeten Verkehrspläne je nach Bedarf verändert werden. 
Den Benutzern der Eisenbahnen im Güterdienst wurden zwar hierdurch 
manche Unbequemlichkeiten geschaffen, es wurde aber doch dadurch 
erreicht, daß man von eigentlichen Beschränkungen des Güterverkehrs 
absehen konnte, vielmehr nur darauf hinarbeitete, den Güterverkehr so 
zu leiten, daß er nach einem bestimmten Plan verlief und eine noch 
weitergehende Verschlimmerung der Lage vermieden wurde. 

Die schon erwähnte Erhöhung der Wagenstandgelder hatte nicht den 
gewünschten Erfolg. Es kam den Empfängern und Versendern von Gütern 
sehr häufig nicht darauf an, diese Strafgelder zu bezahlen, wenn sie 
nur den Wagen so lange behalten konnten, wie es ihnen bequem war. 
Die Eisenbahnen wollten aber auf diese Art keine Einnahmequelle er¬ 
schließen, sondern den Wagonumlauf beschleunigen. Im Dezember 
1916 wurde daher das Handelsministerium ermächtigt, dem Zu- 
rticklialten der Wagen dadurch ein Ende zu machen, daß es diesen Miß¬ 
brauch als einVergehen gegen die zurVerteidigung desLandes erlassenen 
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Gesetze bezeichnen konnte. Im Februar 1917 folgte die weitere Er¬ 
mächtigung, Wagen, die nicht innerhalb angemessener Frist entladen 
würden, auf Kosten und Gefahr des Empfängers entladen zu lassen und 
über die Ladung zu verfügen. Die für das Be- und Entladen zuge¬ 
lassenen Höchstfristen wurden im März 1917 erheblich verringert. 

Die Schwierigkeiten in der Kohlenbeförderung sind schon erwähnt 
worden. Durch Unruhe unter den Bergleuten im Februar 1917 wurden 
sie noch erheblich vergrößert, und die Regierung setzte daher einen 
Beauftragten ein, der die Bergwerke, unterstützt durch einen Beirat 
aus Bergwerksbesitzern und Bergleuten, unter Leitung des Handels¬ 
ministeriums überwachen sollte. Er wandte seine Aufmerksamkeit zu¬ 
nächst der Verteilung der Kohlen zu, um alle unnützen Kohlentransporte 
zu vermeiden. Er teilte England, Schottland und Wales in 20 Bezirke 
ein, die er miteinander so in Beziehung setzte, daß die in einem dieser 
Bezirke geförderte Kohle nur nach bestimmten, nicht nach beliebigen 
anderen Bezirken verfrachtet werden durfte. Auch diese Maßnahme 
hat die in sie gesetzten Erwartungen nicht in vollem Umfang erfüllt, 
aber doch ganz gute Folgen gehabt. 

Im Frieden konnte jedermann in England den Weg bestimmen, auf 
dem er seine Güter zu versenden wünschte. Das war bei der Zer¬ 
splitterung der Eisenbahnen in zahlreiche Einzelnetze von großer 
Bedeutung. Vielleicht lag ein Bahnhof für eine Fabrik besonders be¬ 
quem, wenn auch der Weg von ihm aus nach dem; Versandziel ein wei¬ 
terer war. Dem Versender war die Mehrbelastung der Eisenbahnen im 
ganzen, die dadurch entstand, daß er jenen als Versandbahnhof wählte, 
gleichgültig. Den beteiligten Eisenbahngesellschaften war die Ver¬ 
sendung auf dem Umweg vielleicht sogar willkommen, weil der gerade 
Weg im Netz einer anderen Gesellschaft lag. Bei einem Betrieb der 
Eisenbahnen umter einheitlicher Leitung, also als einheitliches Netz, 
war aber eine solche Benutzung der Eisenbahnen verfehlt, und es wurde 
daher im Mai 1917 angeordnet, daß der Güterverkehr zwischen be¬ 
stimmten Versand- und Empfangstellen, wenn zwischen ihnen mehrere 
Verbindungen bestehen, einer von ihnen zugewiesen würde, so daß die 
andere entlastet und so' in den Stand gesetzt würde, einen anderen 
Verkehr mit größerem Vorteil aufzunehmen. Dieses System der Zwangs¬ 
zuteilung des Güterverkehrs an bestimmte Strecken wurde im Lauf der 
Zeit weiter au 9 gebaut und hatte den Erfolg, daß Lokomotivkraft ge¬ 
schont, daß die Ladefähigkeit der Wagen besser ausgenutzt wurde und 
daß Zugkilometer gespart wurden. Im Juni 1918 wurde diese Maßnahme 
auch auf den Paketverkehr der Eisenbahnen ausgedehnt. Dieser macht den 
Eisenbahnen, da es sich tim eine größere Anzahl von Einzelsendungen 
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handelt, namentlich auf den Übergangsbahnhöfen, verhältnismäßig viel 
Arbeit, und an dieser wurde bei richtiger Leitung der Sendungen er¬ 
heblich gespart. Zu den Kriegsmaßnahmen gehörte auch der Zwang, 
daß die Pakete, die mit der Bahn verschickt wurden, vom Absender frei¬ 
gemacht werden mußten. Der Paketverkehr der Eisenbahnen spielt be¬ 
kanntlich in England eine große Rolle, der Versand von Postpaketen 
tritt ihm gegenüber in den Hintergrund. 

Der Mangel an Arbeitskräften hatte schon im November) 1915 Ver¬ 
keil rstockungen in den großen Häfen zur Folge, denen durch die Grün¬ 
dung von Verkehrsarbeiterbataillonen abgeholfen werden sollte. In 
diese Bataillone sollten Angehörige des Heimatheeres eingestellt wer¬ 
den, die vorher im Ladedienst der Eisenbahnen und ähnlichen Berufen 
beschäftigt gewesen waren. Sie sollten da eingesetzt werden, wo die Zivil¬ 
arbeiter nicht ausreichten. Um aber Schwierigkeiten diesen gegenüber zu 
vermeiden, wurden die Angehörigen der Arbeiterbataillone, obgleich diese 
im übrigen vollständig als militärische Einheiten angesehen wurden, nach 
denselben Sätzen entlohnt wie die Zivilarbeiter. Die Einrichtung wurde 
im Lauf der Zeit weiter ausgedehnt, indem die Tätigkeit der 
Arbeiterbataillone auch auf andere Verkehrsmittelpunkte erstreckt 
wurde. Ihre Stärke wuchs bis auf 10 000 Mann an. Ganz England 
wurde in eine Anzahl Bezirke eingeteilt, die von einem Transport¬ 
ausschuß mit einem Eisenbahnbeamtem an der Spitze verwaltet wurden. 
Dieser verteilte die Mannschaften der Arbeiterbataillone, wobei er 
namentlich bei plötzlich auftretenden Verkehrshochfluten mit gutem Er¬ 
folg in Anspruch genommen wurde. 

Die erhöhte Inanspruchnahme der Eisenbahnen während des 
Kriegs, der sie nicht immer gewachsen waren, lenkte die Aufmerksam¬ 
keit auf die Binnenschiffahrtskanäle, die seit dem Aufkommen der Eisen¬ 
bahnen sehr vernachlässigt worden sind. Diese haben viele Kanäle an¬ 
gekauft, nicht um sie zu betreiben, sondern um sie stillzulegen, und so 
ihren Wettbewerb zu beseitigen. Die Kanäle der Eisenbahngesellschaf¬ 
ten gingen mit den Eisenbahnen an die Regierung über. Für sie galteu 
also die Abmachungen, die für die Eisenbahnen getroffen waren: sie 
unterstanden der Leitung des Eisenbahnbetriebsausschusses, und ihre 
Arbeiter blieben wie die Eisenbahnarbeiter vom Heeresdienst befreit. 
Anders die Kanäle, die selbständige Unternehmungen sind. Sie mußten 
Arbeiter an das Heer abgeben, sie mußten die Kriegsteuerungszulagen 
für die verbleibenden Arbeiter selbst tragen, so daß sie ihre Frachten 
und Gebühren in die Höhe setzen mußten. Infolgedessen verloren sie 
viel Verkehr, weil auf den anderen Kanälen und den Eisenbahnen die 
Tarife unverändert geblieben waren. Man unterstellte daher im März 
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1917 auch die Kanalgesellschaften dem Handelsministerium und schuf 
für sie dieselbe Rechtslage wie für die Eisenbahnen. 31 Kanal¬ 
gesellschaften wurden dadurch des Vorteils teilhaftig, daß der Staat 
ihnen ihre Dividenden gewährleistete. Später dehnte man diese Ver¬ 
günstigung noch auf die Kanalschiffer aus, die mindestens ebenso viel 
Schiffe im Dienst hielten wie vor dem Krieg. Arbeiter für den Kanal¬ 
verkehr wurden aus dem Heer freigegeben, und die erwähnten Trans¬ 
portarbeiterbataillone wurden nach Ausbildung ihrer Mannschaften 
auch zum Verkehrs- und Betriebsdienst auf den Kanälen heran¬ 
gezogen. Ein staatlicher Ausschuß mit vier örtlichen Unteraus¬ 
schüssen in Leeds, Birmingham, London und Dublin sorgte für einheit¬ 
liche Regelung des Kanalverkehrs und wirkte namentlich darauf hin, 
daß die Eisenbahnen da, wo die gleichen Verbindungen zu Wasser be¬ 
standen, durch Überleitung der zu versendenden Güter auf die Kanäle 
entlastet wurden. Gegenüber den staatlichen Behörden hatten diese 
Maßnahmen Erfolg, weniger aber gegenüber Privaten. 

Bei den englischen Eisenbahnen sind zuerst an Stelle der fehlenden 
männlichen Arbeiter Frauen eingestellt worden. Schon vor dem Krieg 
beschäftigten sie ungefähr 13 000 weibliche Arbeitskräfte. Von diesen 
wurde etwa ein Drittel im eigentlichen Eisenbahndienst, meist in den 
Bureaus verwendet, während die übrigen in den Gasthöfen und Schiffen 
der Eisenbahnen arbeiteten. Ihre Zahl belief sich im September 1918 auf 
nahezu 69 000. Von diesen arbeitete die bei weitem größte Zahl im 
eigentlichen Eisenbahndienst, nämlich gegen 56000; ein kleiner Bruch¬ 
teil, rund 2000, stellten in den Eisenbahnwerkstätten Munition her, und 
der Rest, etwa 10—11 000 wurde im wesentlichen in den Nebenbetrieben 
der Eisenbahngesellschaften beschäftigt. 

In vielen Beziehungen sind die Einrichtungen, die im Krieg bei 
den englischen Eisenbahnen geschaffen worden sind, mittlerweile wieder 
abgebaut worden. Die Gewährleistung des Staats für die Ein¬ 
nahmen der Gesellschaften besteht aber noch, und die Abwicklung die¬ 
ses Verhältnisses macht erhebliche Schwierigkeiten. Ob das 
Eisenbahnwesen Englands wieder auf die Grundlage gestellt wird, 
auf der es vor dem Krieg stand, ließ sich zu der Zeit, als dieser Bericht 
abgefaßt wurde, noch nicht übersehen. 

Die vorstehende Darstellung zeigt aber wieder, wie auch sonst die 
Kriegsereignisse gezeigt haben, daß die englische Behauptung, England 
werde unter dem Krieg gleich viel — gemeint war gleich wenig — lei¬ 
den, ob es tätig in ihn eingreife oder ihm fern bliebe und als untätiger 
Zuschauer beiseite stünde, eine ganz leere, hohle, öde Prahlerei war. 
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Von 

Dr. Hans Owcsny, Prag. 


Der Tschechoslowakische Staat hat mit dem Gesetz vom 30. April 1920 
ein großes Eisenbahninvestierungsprogramm aufgestellt, das ein Baupro¬ 
gramm für neue Bahnen (558 km) mit einem Aufwand von rund 1 Milliarde, 
eine Vermehrung des Lokomotiv- und Wagenparks im Betrag von rund 
3 Milliarden, außerdem noch viele Zu- xmd Umbauten enthält. Die Gesamt¬ 
summe beträgt 6 431 050 000 Kc, ist innerhalb der Jahre 1921 bis einschl. 
1925 aufzubringen, bis dahin soll auch das Investitionsgrogramm durch¬ 
geführt werden. Für das Jahr 1921 wird als erste Rate der Betrag von 
1 9725 045 000 Kc benötigt. Über die Notwendigkeit und den Umfang des 
Investitionsprogramms wollen wir uns weiter nicht verbreiten. 

Mit Rücksicht auf den großen Betrag von rund 6^ Milliarden im 
Verhältnis zu den gesamten umlaufenden Geldmitteln der Tschechoslowa¬ 
kischen Republik, die nach dem Ausweis des Bankamts des Finanz¬ 
ministeriums rund um den Betrag von 12 Milliarden herum sich bewegen, 
kann nun diese Anleihe auf den Geldmarkt, sowie auf alle damit in 
Zusammenhang stehenden wirtschaftlichen Erscheinungen nicht ohne Ein¬ 
fluß sein. 

Die Aufbringung der erforderlichen Geldmittel für diese Anleihe 
sollte nach dem Gesetz durch Ausgabe von Staatseisenbahnobligationen 
erfolgen, die längstens innerhalb 50 Jahre zu tilgen wären. 

Die Obligationen teilen nun das Schicksal der Staatsanleihen, daß 
sie von niemandem begehrt werden. Zu einer Staatsanleihe gehört Ver¬ 
trauen, Vorhandensein von flüssigem Geld, dann darf die Staatsanleihe 
mit anderen aussichtsvolleren Kapitalsanlagen nicht in Wettbewerb kom¬ 
men. Das Vertrauen in den Staat für Wertanlagen dürfte anderswo kaum 
größer sein als hier, die Unternehmer verfügen infolge der allgemeinen 
Weltkrise und Wirtschaftsflagnation nicht über größere flüssige Kapi- 
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talien und legen diese auch nicht gern in Werten fest, dfie sie vielleicht 
nicht so leicht wieder flüssig machen können, bei sehr vielen Wirtschafts¬ 
subjekten bildet der Besitz von unverzinslich liegenden thesaurierten 
Banknoten heute die sicherste Wertanlage, sie sollen nach unkontrollier¬ 
baren Mutmaßungen von Finanzleuten ungefähr 2—3 Milliarden Kc thesau- 
riert sein. 

Um nun die nötigen Geldmittel aufzubringen, hat der tschechoslo¬ 
wakische Staat ein Gesetz zur Ausschreibung einer Zwangsanleihe her¬ 
ausgegeben. Wir bringen nachfolgend das Gesetz in Übersetzung 
mit dem Bemerken, daß die Bestimmungen über die Zwangsanleihe für 
Post und Telegraphen einerseits wegen des geringeren Betrags (148 
Millionen), andererseits da auch schon ähnliche Maßnahmen in anderen 
Staaten getroffen worden sind, nicht zur Besprechung, sondern beschrän¬ 
ken uns auf die lediglich das Eisenbahngebiet betreffenden Bestim¬ 
mungen. 

Das Gesetz lautet: 

§ 1 . 

Die Regierung wird ermächtigt, eine öffentliche Ausschreibung einer 
Staatsanleihe zur Bedeckung für Investitionsbedürfnisse des Post- und Tele¬ 
graphenministeriums und des Eisenbahnministeriums vorzunehmen, und zwar 
nach der Aufstellung der staatl. Investitionen für das Jahr 1921 (Finanzgeeetz d. 
Tschechosl. Reg. f. d. J. 1921 v. 17. XII. 1920, Xr. 682 d. Cz. und V.). 

§ 2 . 

Diese Anleihe wird längstens bis Ende 1916 rückgezahlt. Die Regierung 
wird ermächtigt, die näheren Bedingungen für die Zeichnung und Einzahlung fest¬ 
zustellen. 

Diese Anleihe ist von der Rentensteuer befreit. 

§ 3 . 

Physischen und nicht physischen Personen, die von den Einrichtungen der 
Post und Telegraphen, sowie von den Staats- und Privatbahnen Gebrauch machen, 
kann von der Regierung auferlegt werden, daß sie auf diese Investitionsanleihe 
innerhalb der Zeichnungsfrist Beträge nach folgenden Bestimmungen zeichnen. 

§ 4. 

Teilnehmer an Gesellschafts- und Nebenstationen zeichnen 2000 Kc Nenn¬ 
wert für die Station, Teilhaber selbständiger Stationen zeichnen nach den Sätzen 
der Klassen (C, B, A) für die Station 4000 Kc, 8000 Kc und 12 000 Kc Nennwert. 
Ein Teilnehmer, der mehr als eine selbständige Station in demselben Netz hat, 
zeichnet für jede Station sovielmal 4000 Kc, wieviel Stationen er hat. Die Teil¬ 
nehmer von Telephonstationen, die im § 25 der Telephonordnung vom 23. Sep¬ 
tember 1916, RGBl. Nr. 322, angeführt sind, zahlen für jede selbständige Station 
2000 Kc und für jede Gesellschaft^- und Nebenstation 1000 Kc Nennwert. 

Diejenigen, die um die Errichtung von Teilnehmerstationen ansuchen, 
zeichnen mindestens die im vorhergehenden Absatz bestimmten Beträge. Die 
Postverwaltung wird ermächtigt, bei der Errichtung neuer Stationen vornehmlich 
auf die Zeichnungen der Gesuchsteller auf diese Anleihe ihr Augenmerk zu. 
richten. 
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Teilnehmer und Gesuchsteller, welche die Station zur Benutzung für den 
interurbanen Verkehr anmelden, zeichnen überdies 2000 Kc Nennwert für jede 
Hauptstation. Teilnehmer, die im § 25 der Telephonordnung angeführt sind, 
zeichnen in solchen Fällen 1000 Kc Nennwert für jede Hauptstation. 

Auf Staatsämter und staatliche Diensttelephonie bezieht sich diese Zeich¬ 
nungspflicht nicht. Inhaber von Privattelephonen zeichnen für jede an das Staats- 
telephonnetz angeschlossene Station denselben Teil, wie die Teilnehmer staat¬ 
licher Stationen. 

Soziale Institutionen, Arbeiterorganisationen und Vereinigungen, denen 
die Steuerbegünstigungen nach § 85 der Personaleinkommensteuer Kap. II zu¬ 
erkannt sind, zeichnen die Hälfte der hier festgesetzten Beträge. 

§ 5. 

Industrieunternehmen, Kahlenwerke, Lagerhäuser u. dgl., die mit Schlepp¬ 
gleisen mit Stationen, Lade-Haltestellen der in der tschechosl. Republik ge¬ 
legenen Staats- und Privatbahnen verbunden sind, kann aufgetragen werden, für 
jeden Wagen, der auf der Schleppbahn verladen wird, einen Betrag höchstens bis 
200 Kc Nennwert je nach Art und Menge des verladenen Guts zu zeichnen und 
daß sie den nach der Anzahl der beigestellten Wagen auf sie entfallenden Teil, 
ermittelt auf Grund des für das verflossene Jahr erfolgten Wagenumsatzes, mit 
einem Mal im vorhinein zu leisten haben. 

Bei Schleppbahnen, die im Jahr 1921 dem Verkehr übergeben worden sind 
oder erst übergeben werden, wird dieser Betrag mit dem 12 fachen der in einem 
Monat geladenen Wagenanzahl bestimmt. 

Dieselben Bestimmungen gelten auch für die Mieter von Lagerplätzen 
u. dgl. aind für das Auf- und Abladen von Wagen auf offener Strecke. 

§ 6 . 

Absender von Sendungen mit mindestens 5000 kg Gewicht, oder bei Fracht - 
berechnung für dieses Gewicht, oder bei Sendungen, wo der Absender die Bei¬ 
stellung eines Wagens zur ausschließlichen Benutzung verlangt, sind die Ab¬ 
sender verpflichtet, sich für jede derartige Wagenladung, die sie in einer Station, 
Halte- oder Ladestelle der Staats- oder Privatbahnen im Jahre 1921 auf geben, mit 
einem innerhalb der Zeichnungsfrist gezeichneten Schuldschein, lautend bis auf 
200 Kc Nennwert, je nach der Menge und Art des verladenen Guts, auch nach 
Ablauf dieser Zeichnungsfrist auszuweisen. 

Die Bestimmungen dieses Paragraphen gelten nicht für Eigentümer von 
Schleppgeleisen und Mieter von Lagerplätzen, auf die sich die Bestimmungen der 
vorhergehenden Paragraphen beziehen. 


§ L 

Bei der Expropriation von Grundstücken zu dem in den §§ 2 und 3 des Ge¬ 
setzes v. 18. Februar 1878, RGBl. Nr. 30, und Ges. Art. XLI v. J. 1881 des ungar. 
Gesetzes erwähnten Zwecken, für die Abtretung von Grundstücken, Überlassung 
von Wasserrechten und anderen Dienstbarkeiten und anderen dinglichen Rechten 
oder anderen Eigentumsrechten für Eisenbahnzwecke, kann die Zahlung der Ab¬ 
lösungssumme oder Rente bis zur Hälfte in Schuldscheinen (Nennwert) dieser 
Anleihe erfolgen. 


§ 8. 

Die Regierung wird ermächtigt, zu verlangen, daß Wadien, Kautionen, die 
aus welchem Titel auch als Sicherheit für die Leistungen für Staats- oder Privat¬ 
bahnen, sowie Post und Telegraphen erfolgen, bis zur Hälfte künftighin in 
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solchen Schuldscheinen der Anleihe erfolgen. Diese Bestimmung berührt nicht 
Aufträge, die ausschließlich Kleingewerbsleuten Vorbehalten sind. 

Gleichfalls sind Sicherheitszahlungen für gestundete Fracht-, Pacht-, 
Schleppgebühren und andere Abmachungen in Zukunft bis zur Hälfte in Schuld¬ 
scheinen dieser Investitions-Anleihe zu leisten, und es trifft die Staats- oder 
Privatbahnverwaltung die nötigen Vorkehrungen im eigenen Wirkungskreis. 
Diese Bestimmungen beziehen sich nicht auf Wadien und Kautionen, die nach den 
geltenden Bestimmungen in Barem zu erlegen sind. 

§ 9. 

Die Schuldscheine dieser Anleihe dürfen zu den in den §§ 4 und 7 an¬ 
geführten Zwecken nur einmal verwendet werden. Die Post- und Telegraphen- 
wie Eisenbahnverwaltung ist berechtigt, durch eine zweckmäßig eingerichtete 
Kontrolle die Wiederbenutzung dieser Schuldscheine auszuschließen. 

§ 10 . 

Gegen Teilnehmer, die die Zeichnungspflicht nach § 4 innerhalb der Zeicli- 
nungsfrist nicht erfüllen, wird das Recht der Kündigung nach § 31 der Tele¬ 
graphenordnung in Anwendung gebracht. 

Gesuchsteller um Errichtung von Teilnehmerstationen, die -die Anleihe nicht 
gezeichnet haben, werden aus dem Verzeichnis gestrichen. 

Inhabern von Schleppgleisen, die nicht die Bedingungen des § 5 innerhalb 
der Zeichnungsfrist erfüllen, oder Inhabern neuer Schleppgleise, die innerhalb 
der ihnen hierzu besonders festgelegten Frist diese Bedingungen nicht erfüllen, 
kann der diesbezügliche Vertrag von seiten der Staats- oder Schleppbahnver¬ 
waltung sofort gekündigt werden. 

Erfüllt nicht der Absender von Eisenbahnsendungen die Bedingungen des 
§ 6 Absatz 1, so hat er keinen Anspruch auf Aufnahme der Sendung zur Be¬ 
förderung. 


§ 11 - 

Die Regierung wird beauftragt, dieses Gesetz, das mit dem Tag der 
Verlautbarung Gültigkeit erlangt, durchzuführen. 

Pas Gesetz hat in den Wirtschaftskreisen vielfach Widerspruch 
gefunden. Mehrfach wurde, so auch von gebildeten Wirtschaftskreisen, 
von einer Besteuerung oder einer Steuer gesprochen. Wenn wir auch 
nicht diese Auffassung teilen können, so ist es doch nötig, diese 
Maßnahmen auch von dieser Seite aus zu betrachten, zumal man nach 
gewissen äußeren Merkmalen und den Kriterien der Finanz Wissenschaft 
über Steuern von einer Steuer, sei es Zwecksteuer, Transportsteuer, 
sprechen könnte. Es dürften sich auch viele ganz unbeabsichtigte Wir¬ 
kungen einstellen, die die Annahme einer Steuer noch mehr bestärken. 
Im Sinn dieser Auffassung könnte man geradeso von einem Tarifzu¬ 
schlag sprechen. Die Staaten sind ja heute bei den Finanznöten, den 
großen Aufgaben,die an sie gestellt werden, um Titel, aus denen sieSteucr- 
geldcr oder Gelder überhaupt erheben können, nicht verlegen. Wäre 
dieses beabsichtigt, so wäre es nicht gleichgültig, wie und wo man 
solche Steuern oder Gelder einhebt, einesteils um den Steuerprinzipien 
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gerecht zu Werden, andererseits um auch nicht gewisse wirtschaftliche 
Hemmnisse damit hervorzurufen. Ob nun Steuer oder Tarif Zuschlag, die 
wirtschaftliche Wirkung einer solchen Maßnahme beim Transportwesen 
ist ganz anders, als die der allgemeinen Steuern, wie solche aus Ein¬ 
kommen, Erwerb, Umsatz oder auf Konsumartikel. Die meiste Ähnlich¬ 
keit wäre vielleicht noch mit einer Steuer auf Konsumartikel gegeben,, 
wenn wir schon von einer Steuer sprechen wollen. Eine Steuer auf 
Konsumartikel wirkt gleichmäßig, während z. B. eine Transportsteuer 
auf alle Konsumartikel wirkt, einmal auf solche, die nicht von ihr be¬ 
troffen werden sollen, dann auch insbesondere auf solche, die an Trans¬ 
porten gar nicht beteiligt sind. Ein Tarifzuschlag wieder ist mit einer rich¬ 
tigen Tarifpolitik unvereinbar, denn höhere Tarife beeinflussen die- 
Güterpreise, diese den Güterumsatz und dieser die Einnahmen der Eisen¬ 
bahn, im vorliegenden Fall nicht günstig. Zwar weist die Praxis für 
solche Fälle bereits Analogien auf, wie seinerzeit in Österreich die 
Stationsgebühren, die aber sehr gering waren und sehr bald wieder auf¬ 
gehoben wurden. Die Schiffahrtsabgaben können wegen ihrer eigen¬ 
artigen Natur schwerlich in Vergleich gezogen werden. 

Die Absicht des Gesetzes ist es auch nicht, die oder jene Steuer oder 
Tarif Zuschläge auf das Transportwesen zu legen. In dieser Erkenntnis¬ 
wurde im Budget auch die völlige Trennung der Investitionen von den 
laufenden Eisenbahnrechnungen verlangt, was wirtschaftlich seine Be¬ 
rechtigung hat, denn sonst müßten diese hohen Beträge wenn vielleicht 
nicht ganz, so zum Teil doch durch Tarifmaßnahmen hereingebracht 
werden. Dies wäre ohne eine schwere Schädigung der Wirtschaft nicht 
möglich, zumal die Tarife schon sehr hoch sind und die wirtschaftlichen 
Schäden sich später gar nicht gutmachen dürften, die eine solche nur 
zeitweilige Tariferhöhung anrichten würde. 

Was aber mehr zur Bezeichnung dieser Zw’angsanleihe als Steuer 
führte, mag der wohl nirgends in den Protesten zum Ausdruck gebrachte 
Gedanke sein, daß die in den §§ 5 und 6 bezeichneten Absender diese Be¬ 
träge, die sie für diese Anleihe zu zeichnen haben, auf den Empfänger 
oder den Konsumenten abwälzen oder sonstwie in ihren Kosten zur Auf¬ 
rechnung bringen, so daß diese auch nicht ohne Einwirkung auf die 
Güterpreise bleiben können, mithin ähnliche Wirkungen wie eine Tarif¬ 
erhöhung haben müssen. In normalen Zeiten erlitten die Güterpreise 
gar keine oder nur geringe Änderung, so daß man leicht eine Kontrolle 
hatte, ob solche Beträge bei den Gtiterpreisen in Anrechnung kamen oder 
nicht, bei den heute so schwankenden Preisen fehlt dieses nun ganz r 
so daß die Zahlungspflichtigen ganz unbedenklich diese Abwälzung vor¬ 
nehmen können. Daraus ergibt sich die schwere Gefahr, daß die Anleihe- 
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vom Konsumenten gezahlt wird, der außerdem noch den auf ihn fallenden 
Teil der allgemeinen Steuer, die zur Verzinsung und Tilgung der An¬ 
leihe eingehoben wird, bezahlen muß. Mithin eine Doppelsteuer, einmal 
in den höheren Güterpreisen, dann in der Form der allgemeinen Steuer, 
während dem Absender ein verzinslicher Obligationsschein in die Hand 
gedrückt wird, den er eigentlich umsonst erwirbt. Das ist heute ge¬ 
schäftsüblich und es ist notwendig, die Sache von diesem Gesichtspunkt 
aus zu betrachten. 

Die Zwangsbestimmungen des § 10 sind ähnlich wie die, die einen 
Steuersäumigen treffen; in einer Beziehung viel schärfer noch. Das 
Zwangsmittel der Steuereintreibung ist die Exekution, die man schwer 
als so weitgehend bezeichnen kann, daß sie die Stillegung eines Unter¬ 
nehmens nach sich zieht. Hier droht dem Säumigen ein viel schwereres 
Übel als die Exekution, das ist die Betriebseinstellung oder Unmöglich¬ 
keit des Abschlusses eines Geschäfts und dgl. infolge Verweigerung des 
Transports, was ja bei vielen Unternehmern das Wesentliche des ganzen 
Betriebs ist. Schwierigkeiten technischer Natur bei der Durchführung 
dürften sich auch vielfach einstellen, oft vielleicht zum Schaden der 
Eisenbahnen selbst. Streitfälle aus der mangelhaften oder Nichterfüllung 
der gestellten Bedingungen dürften ziemlich verwickelt werden, Schadens¬ 
ersatzklagen durch irrtümliche Entscheidungen bei Rückhaltung der Sen¬ 
dungen u. dgl. alles um so mehr, da auch oft niedere Organe zu ent¬ 
scheiden haben. Für die aus dem Ausland kommenden Sendungen ist 
nichts vorgesehen. Vom Auslandsaufgeber kann man die Erfüllung 
dieser Bedingungen nicht fordern, weil es einfach technisch undurch¬ 
führbar ist. Die internationalen Verordnungen kennen außer den tarifa¬ 
rischen wohl auch sonstige Transportbedingungen wie polizeiliche, tech¬ 
nische, Zollbedingungen, die hier gestellten Bedingungen lassen sich ganz 
und gar nicht in diese einreihen. Der Auslandsabsender genießt somit 
eine gewisse günstigere Stellung, die vielleicht ohne Übertreibung einer 
Einfuhrprämie ähnelt. An den Empfänger kann man sich nicht halten, 
von dem spricht das Gesetz nicht, der Empfänger ist deshalb ausgeschaltet, 
weil eine Exekution gegen diesen mit Nachteilen für die Bahn selbst ver¬ 
bunden wäre, so Stehenlassen der beladenen Wagen u. dgl. 

Das Gesetz setzt eine Subskriptionsfrist fest (angeblich bis Ende 
September). Wie nun, wenn jemand in die Lage kommt, mehr Sendungen 
aufzugeben, als er vermutete, oder wenn jemand nach der Subskriptions¬ 
frist in die Lage kommt, Wagenladungen aufzugeben, was er früher gar 
nicht wissen konnte, die Zahl dieser Fälle dürfte nicht gering sein. 
Durch eine gute Durchführungsverordnung, die unbedingt notwendig ist, 
könnten vielleicht viele technische Schwierigkeiten behoben werden. 
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Auch Schwierigkeiten, die Ähnlichkeit mit solchen tarifarischer 
Natur besitzen, können sich einstellen. So bei Sendungen auf ganz kurze 
Entfernung, bei denen die Frachten an der Grenze der Achskonkurrenz 
liegen, können viele Transporte der Bahn entgehen. Der praktische Fall 
ist bei der böhmischen Zuckerindustrie gegeben, die aus ganz kleinen 
Entfernungen die Rübe bezieht, wo man seit jeher durch vielfache Tarif¬ 
ermäßigungen die Achskonkurrenz bekämpfen mußte, ähnlich bei vielen 
anderen Industrien. Das Gesetz spricht von einer Abstufung nach Menge 
und Art der Güter. So sollen 4 Klassen geschaffen werden, 1. Klasse 
hauptsächlich Eilgüter und Güter der Klassen I und II 200 Kc, 2. Klasse 
hauptsächlich Güter des Sp. T. 1, Klassen B und C 150 Kc, Güter des 
Sp. T. 2 und 3, Kohle, Koks mit 100 Kc, als 3. Klasse Baumaterialien, 
Rübenschnitte, Ziegel, Kalk, Steine, Schotter u. dgl. mit 50 Kc, als 
4. Klasse für den Wagen Kohle. Nur ein Beispiel: Ein kleiner Schacht 
mit 50 Wagen Tagesförderung, also rund 15 000 Wagen Jahresleistung, 
hätte so für das verflossene Jahr 15 000 X 100 Kc = 1 500000 Kc und für 
das künftige Jahr ebenfalls soviel, zusammen also 3 000 000 Kc auf ein¬ 
mal zu leisten, das dürfte so das ganze Anlagekapital oder noch mehr 
eines solchen Unternehmens ausmachen. Daß daher gerade die Kohlen¬ 
werke gezwungen sein werden, die Anleihe abzuwälzen, wird schwerlich 
zu bezweifeln sein. Trotz aller dieser Erwägungen wollen wir die viel¬ 
fach ausgesprochene Ansicht, daß diese Gesetzesbestimmungen als eine 
Steuer oder Tarif Zuschlag anzusehen wären, nicht teilen. Die Abneigung, 
die heute gegen jeden Zwang, also hier die Zwangsanleihe, besteht, ist 
eine große, wie überall, daß viele Wirtschaften trachten werden, sich 
diesem Zwang, wo nur möglich, zu entziehen, und die Lasten auf andere 
abwälzen werden, ist mit großer Sicherheit anzunehmen. So schön die 
Zwangsanleihe gedacht ist und so originell ja manche Bestimmung zu 
sein scheint, bei dem Transportwesen ist einmal der Zusammenhang mit 
anderen wirtschaftlichen Erscheinungen ein zu großer, wie hier nur mit 
kurzen und lange nicht erschöpfenden Andeutungen gezeigt worden ist. 
Nun ist die Zwangsanleihe somit nicht der beste oder auch nicht der ein¬ 
zige Weg für die Geldbeschaffung, und es dürfte früher oder später nötig 
sein, einen anderen Weg der Geldbeschaffung zu betreten. 

Ob überhaupt die gewünschten Beträge durch die Zwangsanleihe 
hereingebracht werden können, hängt davon ab, ob die Unternehmen über 
diese Summen verfügen, wie sich der Verkehr in diesem krisenhaften Zu¬ 
stand weiter entwickeln wird u. dgl. Es wäre auch zu erwägen, ob es an¬ 
gezeigt ist, soviel Gelder der Innenwirtschaft zu entziehen und sie ledig¬ 
lich für Eisenbahnzwecke zu verwenden, die wohl notwendig als auch 
produktiv sind. Aber die Privatwirtschaften brauchen ja selbst Gelder, 
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die sie sich schwerer als der Staat selbst beschaffen können, und sollte 
wieder die Produktion ein wenig in Gang kommen, so wird bei der ohne¬ 
hin schon jetzt herrschenden Geldknappheit, die durch den hohen Kapital¬ 
zinsfuß charakterisiert ist, noch eine größere Geldknappheit entstehen. 
Der Kapitalzinsfuß wird noch mehr steigen, was die Preise noch ungünsti¬ 
ger, die ganze Produktion beeinflussen muß, daher dürfte es nicht ange¬ 
zeigt sein, der Inlandwirtschaft soviel Geld zu entziehen. Der Gedanke, 
daß der Staat sich das Geld durch die Notenpresse verschaffen soll, wurde 
auch schon laut, aber bisher keiner ernsten Erwägung unterzogen. Eine 
Geldvermehrung stößt aber hier auf den größten Widerstand, da man von 
einer Geldinflation nur die schlechten Seiten kennen will und hält so 
an der Quantitätstheorie fest, ohne dabei zu bedenken, daß die einseitige 
Befolgung genau von so schlechten Folgen begleitet sein kann, wie eine 
unbegründete Noteninflation. Gerade die Geldpolitik des tschechoslowa¬ 
kischen Staats seit seinem Bestehen bildet ein lehrreiches Beispiel für 
das Nichtzutreffen aller Folgeerscheinungen, die man an die Quantitäts¬ 
theorie knüpft. So erwartete man seinerzeit anläßlich der Notenabstempe¬ 
lung Anfang des Jahres 1919, wo man die Hälfte der umlaufenden 
Noten zurückbehielt, daß die Preise infolge der geringeren Geldquantität 
sinken müssen und die Valuta steigen werde. Das Umgekehrte trat aber 
ein, die Preise sind gestiegen, die Valuta gesunken. Die Preise 
blieben durch die Geldverminderung wenigstens unberührt. Die 
Gründe für die Steigerung liegen auf einem anderen Gebiet und sind 
teilweise bekannt und aufgeklärt. Wie wäre der Vorgang einer Preis¬ 
herabsetzung mit Eintritt einer Geldverminderung auch nur zu erklären. 
Die Gesamtmenge des Geldes als solche hat auf die Güterpreise gar 
keinen Einfluß, sondern die Verteilung dieser Menge auf die einzelnen 
Wirtschaften und Wirtschaftssubjekte und sie bestimmt die Kaufkraft 
und die Preiswilligkeit bei den einzelnen Subjekten. 

Wenn wir die ganze Preisbildung, insbesondere die Anfänge der 
Preissteigerung verfolgen, und die Geldvermehrung als Grund der Preis¬ 
steigerung anführen wollen, so ist das eine vollkommene Verwechslung 
der kausalen Zusammenhänge der Preisbildung. Bevor noch an eine 
Geldvermehrung seinerzeit gedacht wurde, stiegen die Preise, aber nur 
infolge der Unterproduktion und des ungedeckten Bedarfs, die Geld¬ 
inflation war eine spätere, notwendige und vor allem eine sekundäre, also 
eine Folgeerscheinung. Wie sollten die einzelnen Produzenten oder Ver¬ 
käufer die Geldinflation bei der Preissteigerung berücksichtigen. Hatte 
etwa der Bauer, weil er erfuhr, daß die Geldmenge vermehrt wurde, 
seine Verkaufspreise erhöht, von einer Geldinflation wußte er meist 
nicht, und wenn, in welchem Verhältnis hätte er nun eine Preissteige- 
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rung vornehmen sollen? Wenn man von einer größeren oder geringen 
Geldmenge spricht, in welchem Verhältnis soll dann der größere oder 
geringere Wert des Geldes stehen. 

Das Problem der Bestimmungsgründe für die Auslandsvaluta ist bis 
heute noch nicht gelöst. Allem Anschein nach dürfte die im Inland 
vorhandene Gesamtmenge des Geldes nicht maßgebend sein, dafür sicher¬ 
lich die im Ausland befindliche Geldmenge, wie auch die Höhe der 
Inlandgüterpreise. So hatte Deutschland z. B. eine ziemlich starke Geld¬ 
inflation nach dem Krieg, die Tschechoslowakei gar keine und die 
Devise Deutschland ist trotz der ungünstigen politischen Lage doch noch 
höher. Mit der Inlandgeldmenge scheint daher die Auslandvaluta in 
keinem direkten Zusammenhang zu stehen. 

Jede Inflation hat ihre Grenzen und um nicht in einen Widerspruch 
mit dem vorhin Behaupteten zu kommen, daß die durch die Inflation ver¬ 
mehrte Geldmenge es wäre, die ein Steigen der Güterpreise herbeiführt, 
so ist zu betonen, daß es nicht die Geldmenge ist, sondern die Art, wie die 
neuen Geldmengen in der Wirtschaft zur Verwendung kommen. Wenn 
heute der Staat selbst oder für private Unternehmen durch eine Geld¬ 
inflation die Gelder zur Vermehrung der Produktion von Bedarfsgütern 
vornimmt, so werden, eine gute Ökonomie vorausgesetzt, doch sicher nicht 
die Preise dieser Bedarfsgüter steigen und im Zusammenhang damit 
auch nicht die anderen Preise. Sollte dagegen z. B. nur Kriegsmaterial 
erzeugt werden, so daß ein großer Teil der benötigten Produktivkräfte 
einer Produktion zugeführt wird, für die die Wirtschaft keine Ver¬ 
wendung hat, so dürften die Güterpreise steigen, aber nicht infolge der 
vermehrten Geldmenge, sondern weil eine Nachfrage entstanden ist, die 
wirtschaftlich gar nicht besteht. Es wurden Werte geschaffen, die in 
der Wirtschaft gar keine Verwendung finden, die überhaupt niemals in 
den wirtschaftlichen Kreislauf gelangen. 

In dem vorliegenden Fall gestaltet sich die Frage aber so: Werden 
die Investitionen durchgeführt und erweisen sie sich als nutzbringend, 
besser gesagt, daß sie sich verzinsen werden, so ist gar kein Grund für 
die Annahme vorhanden, daß, wenn man durch eine Geldinflation das 
Geld dafür beschafft hätte, ein Steigen der Güterpreise eintreten sollte, 
wie man so oft beliebt anzunehmen. Steigt der Verkehr nicht, dann sind 
Güter produziert worden, die eben in der Wirtschaft keine Verwendung 
finden, die in einer anderen Produktion nötiger waren, die Produktion 
wurde abgelenkt, sie kann den Bedürfnissen nicht genügen und der un¬ 
gedeckte Bedarf beeinflußt die Güterpreise. (Unsere Absatzkrise ist auch 
eine Produktionskrise, Lebensmittel!) Die kapitalistische Wirtschafts¬ 
ordnung hat dafür den besten Regulator, ob eine Geldanlage richtig oder 
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nicht richtig, wirtschaftlich oder nicht wirtschaftlich gemacht worden ist, 
in dem Zinsenerträgnis, das eine Geldanlage abwirft. 

Es herrscht meist sehr wenig Klarheit darüber, wann eine Geld¬ 
anlage richtig oder nicht richtig gemacht wird, meist erkennt man es erst 
zu spät. So wurden die Staaten vielfach zu Maßnahmen verleitet, die 
nicht wirtschaftlich waren oder, wie sich nachträglich zeigte, gar nicht 
ihren Zweck erfüllten. Bei vielen Zwangsinstitutionen wurden die 
nötigen Gelder durch Noteninflationen beschafft, und dieser wurden dann 
alle bösen Erscheinungen zugeschrieben, die, wie wir schon zu zeigen 
versucht haben, ganz andere Ursachen und Gründe haben. 

In der Tschechoslowakei würde eine Geldinflation, die richtige Ver¬ 
wendung der Gelder natürlich vorausgesetzt, nicht nur keine schlechten 
Folgen haben, sondern sogar nötig sein, um eine Entspannung auf dem 
so unelastischen Geldmarkt, damit eine Herabsetzung des Zinsfußes, der 
oft bis 12 % geht, herbeiführen. Vielleicht wird man sich dazu ent¬ 
schließen oder entschließen müssen. Ob die Investitionen in vollem Um¬ 
fang zu machen sind oder nicht, das wird davon abhängen, w r ie sich die 
Wirtschaft in Zukunft gestalten wird. 

Ohne Geldinflation, ohne Zwangsanleihe könnte man die nötigen 
Gelder noch durch eine Ausländsanleihe beschaffen. Das gegenseitige 
Vertrauen der Staaten ist heute nicht sehr groß, die Bedingungen, unter 
denen eine solche Anleihe gewährt wird, viel zu schwer, so empfehlens¬ 
wert dieser Weg wäre, so scheint er doch nicht gangbar zu sein. 
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Von 

Bruno Simmersbach, Hütteningenieur zu Wiesbaden. 


(Mit einer Kartenskizze.) 


Infolge des unglücklichen Ausgangs des Kriegs gegen Japan hatte 
der direkte Weg durch die Mandschurei nach Wladiwostok für Rußland 
an Wert verloren. Um eine ganz auf russischem Gebiet verlaufende 
Bahn zu besitzen, beschloß man darum, die anfangs geplante, später aber 
zugunsten der Mandschurischen Bahn aufgegebene Amurbahn auszubauen 
und diese dann an die bereits vorhandene Ussuribahn anzuschließen. 
Zwar dient die Amurbahn ihrer Trasse nach in erster Linie strategischen 
Zwecken, sie sollte jedoch auch die noch ganz darniederliegende wirt¬ 
schaftliche Erschließung und die russische Kolonisierung des Amurlandes 
fördern, die durch das Vordringen der Chinesen und Japaner schwer be¬ 
droht sind, namentlich, seitdem die chinesische Ostbahn und die korea¬ 
nische Längsbahn dem japanischen Einfluß in der Mandschurei zwei 
wichtige Einfallwege geöffnet haben. Die sibirisch-mandschurische 
Bahn ist bis Wladiwostok 6500 km lang und übertrifft somit an Länge 
alle nordamerikanischen Ueberlandbahnen. 

Im Jahr 1908 legte das Verkehrsministerium der Duma einen Ge¬ 
setzentwurf vor, der den Bau der Amurbahn forderte. Es sollte die Amur¬ 
bahn in ihrer ganzen Ausdehnung von der Station Nertschinsk an der 
Transbaikalbahn bis nach Chabarowsk an der Ussuribahn, mit Zweig¬ 
linien nach dem Sejafluß und nach dem Amur für Rechnung des Staats 
gebaut werden. Dieser Bau sollte noch im Jahre 1908 begonnen und im 
Jahr 1912 betriebsfertig sein. Die Gesamtkosten wurden in dem Gesetz¬ 
entwurf auf 215 934 000 Rubel veranschlagt, was somit einem Durch¬ 
schnittsatz von 105 800 Rubel für je 1 Werst entspräche. In diesen 
Betrag waren jedoch die Kosten der Zweiglinie nach Blagowjesch- 
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tschensk und die Anschaffungskosten für das rollende Material nicht ein¬ 
gerechnet. Die Amurbahn sollte strategisch den Zweck erfüllen, den 
Militärbezirk Amur mit der sibirischen Hauptbahn zu verbinden auf 
einem Wege, der gänzlich innerhalb der russischen Landesgrenzen lag 
und dadurch ein zuverlässigeres Verkehrsmittel bot als die chinesische 
Ostbahn. Die Bahnlinie sollte auch deshalb, aus militärischem Interesse, 
nicht direkt an den Amur verlegt, sondern die Trasse in einer Entfernung 
von wenigstens 15 bis 20, höchstens jedoch 120 Werst von diesem Strom 
ab, geführt werden. Als erste Rate wurden damals für 1908 vom Ver¬ 
kehrsministerium 28 880 250 Rubel angefordert. 

An Stelle des ursprünglich vorgeschlagenen Nertschinsk wurde als 
Ausgangspunkt der Amurbahn die Station Kuenga gewählt. In den par¬ 
lamentarischen Verhandlungen der Duma über dieses Bahnprojekt wurden 
mancherlei Gegenvorschläge und selbst krasse Ablehnungen vorgebracht, 
doch schließlich gab man den Beweggründen Raum, die es dringend 
wünschenswert erscheinen ließen, diese Bahn möglichst rasch zu bauen. 
Die Verbindung des Amur- und Küstengebiets mit dem übrigen Rußland 
sei, so erwog man, nicht allein für die Entwicklung des wirtschaftlichen 
Lebens in jenen menschenarmen, aber weitausgedehnten Ländern 
wünschenswert, sondern die Bahn sei aixch strategisch in höchstem Maß 
wichtig für eine schnelle Heranschaffung aller Verteidigungskräfte, die 
der ferne Osten je würde erfordern können. Der Bau der Eisenbahnlinie 
nach den äußersten Grenzen Rußlands hin sei also zwingend, um die 
dortige Kolonisation zu heben, wie auch in militärischem Interesse. Die 
Bahn soll die Betriebsfähigkeit der I. Transbaikalbahn erhalten, somit 
die Möglichkeit eines täglichen Verkehrs von je neun Zügen nach jeder 
Richtung hin, wobei für Kriegsfälle eine Steigerung bis auf zwanzig 
Züge in jeder Richtung durch entsprechenden Einbau von Weichen usw. 
vorgesehen werden sollte. — Beim Bau der Bahn stieß man indessen auf 
sehr viele, vorher nicht zu überblickende Hindernisse, wie wir im folgen¬ 
den kurz schildern werden. 

Wenn man, von Irkutsk kommend, mit der Großen Sibirischen Eisen¬ 
bahn weiter nach Osten fährt, so teilt sich hinter der Station Karimskaja, 
ungefähr 100 Kilometer östlich von Tschita, die Eisenbahn in zwei Linien; 
die eine geht ostwärts längs des Flusses Ingoda nach der im Bau befind¬ 
lichen Amurbahn und nach Ssrjetensk an der Schilka, von wo aus 
Dampferverbindung den Amur hinab besteht; die andere Bahnlinie zieht 
sich südostwärts durch die Mandschurei und bildet die Chinesische Ost¬ 
bahn. Die Amurbahn führt am nördlichen Ufer des Amur in großen 
Bogen ostwärts nach Chabarowsk und von hier aus die Ussuribahn weiter 
nach Wladiwostok. 
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Die Ussuribahn ist von der Ostchinesischen Eisenbahn gepachtet und 
steht unter deren Leitung; sie ist noch nicht mit dem übrigen Bahnnetz 
des Russischen Reichs verbunden; der Anschluß soll erst dann statt¬ 
finden, wenn die Amurbahn eröffnet und diese Bahn mit dem sibirischen 
Netz verbunden ist. 

Fährt man von Wladiwostok aus mit der Ussuribahn nach Chaba¬ 
rowsk, so durchquert man im südlichen Ussuriland zunächst sehr frucht¬ 
bare Strecken, dieser Teil ist auch am dichtesten bevölkert. Besonders in 
der Umgegend von Nikolsk und weiter aufwärts gegen den Chankasee 
wird viel Ackerbau getrieben. Auch nordwärts führt die Ussuribahn auf 
dem Wege nach Chabarowsk durch wertvolles Land, das sicherlich große 
Zukunftsaussichten hat, wenn es erst einmal genügend angebaut sein 
wird. Hier sieht man zwischen zwei Bergketten an der Bahn entlang 
weite, fruchtbare Ebenen. Auf der ganzen Fahrt von Wladiwostok nach 
Chabarowsk hat man im Osten den Sichota-Alin, einen Gebirgszug, der 
sich mit seinen Ausläufern allmählich nach den Ebenen am Ussuri und 
an den vielen Nebenflüssen dieses Stromes abdacht. Im Westen, nicht 
weit entfernt, jenseits des Ussuri in China, sieht man einen Gebirgs¬ 
rücken, das Chechtsir-Gebirge das sich am Fluß nordwärts bis an 
den Amur erstreckt und hier in seinem südlichen Teil wohl noch 600 bis 
1000 Meter hoch sein mag. Der Ussuri windet sich westlich der Bahn durch 
die Ebene und vereinigt sich mit seinem Nebenfluß Bikin. Es ist, wie 
Nansen berichtet, der die Bahn Mitte 1913 befuhr, ein schönes Land mit 
bewaldetem Rücken, dessen Wälder an den Abhängen der südlichen Höhen 
des Chechtsir aus Nadelholz, und näher an der Bahn aus Laubholz, 
Birken, Eichen und Espen bestehen. (Nansen, Sibirien; Leipzig: F. A. 
Brockhaus, 1914.) Die Vegetation ist üppig zu nennen, auch die Kork¬ 
eiche und andere wertvolle Baumarten treten hier auf. Die ackermäßige 
Bebauung des Landes ist noch recht gering, was seinen Grund wohl in 
dem primitiven Wirtschaftssystem haben wird, das den größten Teil des 
Bodens brach liegen läßt. So durchfährt die Ussuribahn noch unermeß¬ 
liche Strecken unbebauten Landes nach Norden hin, meist Grasland mit 
zerstreutem Laubwald. Große Gebiete gehören den in den Dörfern leben¬ 
den Kosaken, die anerkanntermaßen sehr wenig betriebsame Landwirte 
sind. Am liebsten verpachten sie den Boden darum an Koreaner, die 
fleißig sind und ihre Pacht regelmäßig bezahlen. Langsam, im Sekundär¬ 
bahntempo, durchzieht die Ussuribahn die weiten Landstrecken mit dem 
vielen Grasland zwischen den vereinzelt liegenden dorfähnlichen Ansied¬ 
lungen, so daß man erst in G- bis Tstündiger Fahrt von Wladiwostok aus 
Chabarowsk erreicht. 

Chabarowsk ist eine Mittelstadt mit etwa 31 500 Einwohnern, ohne 
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die Garnison, aber bedeutsam als Treffpunkt der Ussuribahn und der 
Amurbahn. Eine große Eisenbahnbrücke führt hier wenig unterhalb der 
Stadt über den Amur. Ihre Länge beträgt 2417 m, und sie ruht auf 
19 Pfeilern. Die Brücke ist somit jedenfalls die zweitlängste der Welt, 
nur die Forthbrücke bei Edinburgh ist noch etwas länger. Vierzehn 
große Brückenpfeiler hat man gleich aus Eisenbeton hergestellt, während 
die restlichen fünf Pfeiler vorläufig in Holzkonstruktion aufgeführt sind. 
Bei der Arbeit in dem hier vorhandenen Sumpfboden, wo alle Brücken¬ 
pfeiler bis auf den tiefliegenden Felsgrund hinabgeführt werden müssen, 
hat man mit großen Schwierigkeiten zu kämpfen gehabt. Der Brücken¬ 
bau wurde Sommer und Winter hindurch fortgesetzt; wenn der nasse 
Lehm und Schlamm gefrieren, geht die Arbeit in mancher Hinsicht 
leichter. Der Gesundheitszustand war dabei unter den vielen Arbeitern 
verhältnismäßig ein guter. Auf der anderen Seite des Flusses haben die 
Koreaner ein kleines Dorf, draußen vor Chabarowsk, hierhin soll der 
Bahnhof gelegt werden. Die Stelle liegt 7 km von der Stadt Chabarowsk 
entfernt, weshalb ein Höhenrücken, welcher auf der Südseite des Amur¬ 
flusses liegt, untertunnelt worden ist. 

Das Amurgebiet ist völliges Binnenland in einer Größe von rund 
400 000 qkm, also so groß wie Deutschland nördlich des Mains. In der 
Richtung W—O beträgt die Ausdehnung des Amurgebiets mehr als 
1000 km und von SW—NO zwischen 300 bis 550 km. Der Amurfluß zeigt 
streckenweise die gleiche Eigentümlichkeit, die man auch beim Jenissei- 
und anderen großen sibirischen Flüssen beobachten kann; sein rechtes 
Ufer ist nämlich wesentlich steiler und höher als das linke, das an vielen 
Stellen niedriges und oft sumpfiges Flachland hat. Man erhält den Ein¬ 
druck, daß der Fluß sein Bett solange nach rechts verlegt hat, bis er durch 
die mandschurischen Gebirge gehemmt wurde, während er auf der linken 
Seite sehr niedriges Land zurückließ, in dem besonders zwei große 
Ebenen auffallen, die Bureja-Seja-Ebene und die Ebene des mittleren 
Amur. Das Klima des Amurgebiets ist ziemlich kalt, liegt doch die 
mittlere Jahrestemperatur um 0°. (Wiesbaden hat + 9 ,l , c .) 

Die Gesamtbevölkerung des Amurgebiets belief sich 1897 noch auf 
120 306, unter denen nur 16 783 Nichtnissen waren; 1911 aber hatte das 
Land schon 286 263 Bewohner, darunter 43 959 Nichtrussen, und zwar 
meist Vertreter der gelben Rasse. 

Die Anlage einer Eisenbahn durch das Amurgebiet war schon sehr 
frühzeitig geplant, um die transbaikalische Bahn, die in Ssrjetensk endet, 
mit Blagowjeschtschensk zu verbinden, der größten Stadt des Amur¬ 
gebiets, und mit Chabarowsk, woselbst die Bahn an die Ussuribahn 
anschließen soll. Schon in den Jahren 1893 bis 1896 fanden Strecken- 
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Untersuchungen hier statt, doch entschloß-man sich später plötzlich, die 
Bahnlinie durch die Mandschurei zu legen, da dies erheblich billiger sei. 
Allerdings lag die Bahn hier auf chinesischem Boden, ein Nachteil, der 
sich später empfindlich bemerklich machte, so daß das Bestreben immer 
dahin ging, eine Bahnlinie gänzlich auf russischem Gebiet zu erbauen 
und zwar aus wirtschaftlichen Gründen durch die am dichtesten bevöl¬ 
kerte Gegend am Amur. Hier hätte man nun die Linie nahe entlang 
der chinesischen Bahn legen müssen, was aus strategischen Gründen 
aber unerwünscht war. So wurde beschlossen, die Bahn tiefer ins Land 
hinein zu verlegen, wenn auch 'dadurch die Schwierigkeiten beim Bahn¬ 
bau sich in mehrfacher Hinsicht vergrößerten. Man mußte erst Durch¬ 
gänge durch die unwirtlichen und dichten Wälder schaffen, dazu ist das 
Winterklima hier so streng, daß man in dieser Jahreszeit höchstens in 
Tunnels oder an Brücken, nicht aber auf freier Strecke bauen konnte. 
Im Sommer herrschte dann eine überaus arge Mückenplage, dazu 
Mangel an trinkbarem Wasser, so daß vielfach Sumpfwasser getrunken 
werden mußte, was bei den Vorarbeiten zum Bahnbau an 75% der 
Leute erkranken ließ. Weite Sumpfstrecken waren im Sommer oft so 
unwegsam, daß man warten mußte, bis sie im Winter gefroren waren. 
Kurzum, die natürlichen Schwierigkeiten waren schon äußerst große, 
und hierzu trat dann noch der Arbeitermangel, da man Chinesen befehls¬ 
gemäß nicht beschäftigen durfte, russische Arbeiter aber erst von weit¬ 
her geholt werden mußten, deren Hin- und Herfahrt allein schon drei 
Monate in Anspruch nahm. So wurde deshalb höchstens von Juni bis 
Mitte Oktober gearbeitet, wobei noch die vielen Regentage ausfielen. 
Nach den amtlichen Berichten wurden in den ersten drei Jahren 130 000 
russische Arbeiter nach Osten geschafft; 1912 sollen allein ungefähr 
80 000 Arbeiter nach dem Amurgebiet gereist sein und dort gegen 
30 Millionen Rubel Lohn gearbeitet haben. An 20% dieser Arbeiter 
kamen mit ihren Familien und bildeten so den sehr erwünschten Grund¬ 
stock späterer Ansiedler. Auch Sträflinge fanden vielfach in kleinen 
Gefangenentrupps Beschäftigung beim Bahnbau, an gelben Arbeitern 
aber nur Koreaner, sofern sie russische Untertanen waren, also im 
Amurgebiet oder im Ussuriland schon fest angesiedelt waren. 

Die Gesamtlänge der Amurbahn von Kuenga bis Chabarowsk be¬ 
trägt 1950 km. Die Kosten hat man veranschlagt auf rund 300 Millionen 
Rubel, also 154 000 Rubel = 340000 M für 1 km. Der Bau der Bahn wurde 
in vier Abteilungen vorgenommen. Die westlichste Abteilung umfaßt 
195 km; sie reicht von Kuenga, der letzten Station der transbaikalischen 
Bahn, bis zur Station Urjum und steht unter Leitung des Ingenieurs 
Boris Wassilijewitscli Seest. Die Arbeiten hier begannen im März 1908 
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and die Strecke war 1914 schon längere Zeit in Betrieb. Die zweite 
Abteilung reicht von Urjum bis Kerak, ist 635 km lang und steht unter 
der Bauleitung des Ingenieurs Jewgenij Ulianowitsch Podrutzkij; auch 
dieser Teil war 1914 nahezu fertiggestellt. Die dritte Abteilung liegt 
zwischen Kerak und Malinowka in 640 km Länge und wird geleitet von 
dem Ingenieur Wladimir Wladimirowitsch Tregubow. Die vierte und 
damit östlichste Abteilung reicht von Malinowka nach Chabarowsk und 
ist 480 km lang. Die Arbeit auf dieser Strecke hat unter der Leitung des 
Ingenieurs Alexander Wassilijewitsch Liwerowskij erst 1912 ange¬ 
fangen; sie sollte 1914 beendet sein. Am meisten Zeit und Arbeit bean¬ 
spruchte der Bau der großen Brücke über den Amur bei Chabarowsk. 
Die Gesamtleitung des Bahnbaus lag in den Händen des Ingenieurs 
Wourtzel, Direktor des russischen Eisenbahnbauwesens. Von Chabarowsk 
aus, also von Osten her nach Europa zu, läßt sich das Land geographisch 
in vier Teile gliedern. Zuerst kommt die Mittelamur-Ebene, dann das 
von der Bergkette des Kleinen Chingan gebildete Gebirgsland, darauf 
die weite flache Ebene zwischen den großen Nebenflüssen des Amur, 
der Bureja und der Seja, und schließlich wieder Gebirgsland bis nach 
Transbaikalien hinein westwärts. 

Der Boden der Ebene am mittleren Amur besteht hauptsächlich aus 
Sand und Ton und ist größtenteils von ausgedehnten Sümpfen mit Torf¬ 
grund bedeckt. Im westlichen Teil der Ebene, nach dem Hügelland am 
Fuß des Kleinen Chingan zu, trifft man auch Kies mit kleinen, bis faust¬ 
großen Steinen. Dieser Kies war vortrefflich zum Aufschütten des 
Bahndammes, kam aber doch nur selten vor. Überall sieht man zu oberst 
eine dicke Schicht aus schwarzem Humus und Torf, die bei sachgemäßer 
Bearbeitung sehr fruchtbar zu sein scheint. Große Strecken der Ebene 
am mittleren Amur sind mit Gras bewachsen, dagegen ist V 7 ald, haupt¬ 
sächlich Birkenwald, schon spärlicher vertreten. Die ganze Gegend ist 
durchgehends sehr sumpfig und mußte deshalb gründlich drainiert wer¬ 
den. Man hat hier durch die Drainage große Strecken früherer Sümpfe 
völlig trockengelegt und fruchtbares Ackerland erhalten. Allein schon 
durch das so geschaffene neue Land wird sich dieser Teil der Bahn im 
mittleren Amurgebiet bald bezahlt machen. Umfangreiche maschinelle 
Entwässerungsarbeiten mußten vorgenommen werden; ganze Land¬ 
rücken wurden abgetragen, da ihr Sand als Füllmaterial für die Bahn¬ 
strecke durch die tiefen Sümpfe dienen mußte, die ursprünglich hier vor¬ 
handen waren. Provisorische Seitenbahnlinien dienten zur Beförderung 
dieses Erdmaterials; viele Arbeiterhütten mußten gebaut werden. An 
manchen Stationen richtete man für die Arbeiterkinder auch zugleich 
Eisenbahnsehulen ein, die nach Nansens Urteil im allgemeinen gut ein- 
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gerichtet und auch gut geleitet zu sein schienen. Eine solche Eisen¬ 
bahnschule liegt gleich an der ersten Station von Chabarowsk aus west¬ 
wärts nach Transbaikalien bei der Station Pokrowka. 

Die ganze Gegend von Chabarowsk westwärts über Pokrowka bis 
ln, am Fluß In, einem Nebenfluß des Urmi, der ein Nebenfluß der 
Tunguska ist, war völliges Sumpfland, das dem Bahnbau sehr viele Be¬ 
schwerlichkeiten verursachte. Die Bahnlinie ist überall von einem neu 
angelegten Straßenzug begleitet. Diese Straße soll aus strategischen 
Gründen bleiben, um, falls der Feind einen Teil der Eisenbahn zerstört, 
Truppentransporte auf dieser Straße zu ermöglichen. Die Bahn durch¬ 
zieht immer weiter die Ebene am Mittel-Amur, und nach Westen zu 
kommen dann allmählich Hügelland und Berge; man nähert sich dem 
Kleinen Chingan-Gebirge oder auch Bureja-Gebirge. Durch dieses Land 
geht die Eisenbahn in einer etwa 200 km langen Strecke westwärts, bis 
sie wieder die große Ebene auf der anderen Seite des Chingan-Gebirges 
erreicht. Langsam ansteigend geht die Bahn am Birafluß entlang hinauf 
zur Wasserscheide zwischen der Bira und dem Flüßchen Chingan, das 
sich in den Amur ergießt. Durch den höchsten Kamm führt hier nahe 
bei der Station Bira ein Tunnel von 1300 m Länge; vorher liegt die 
Station Kimkan am gleichnamigen Flüßchen in 260 m Meereshöhe. Der 
Boden ist hier bis zu 8 m Tiefe gefroren. Man fand z. B. auf der Ebene 
unterhalb der Station Kimkan zu oberst 1 m tief Moor, darunter 3 m Torf, 
darauf 2 m blankes Eis und dann wieder Torf, der bis in 8 m Tiefe 
gefroren war. Der Bergrücken, den der Tunnel hinter der Station 
Kimkan durchschneidet, besteht aus Porphyrit, der aber so stark mit 
Porzellanerde (Kaolin) durchsetzt ist, daß das Porphyritgestein, sobald 
es aus dem Tunnel herauskommt und an der Luft liegt, nach kurzer 
Zeit ganz weiß wird. Der Tunnel ist im Innern nicht gefroren, die 
Jahrestemperatur bleibt hier gleichmäßig auf etwa Null Grad. Tiefer 
im Tunnel, etwa 70 m unter der Oberfläche, steigt die Temperatur bis 
auf 7°. In der Gegend um Kimkan ist überall Porphyrit, aber weiter 
nach Osten hin, jenseits des Kamenuschkaflusses, also nach Chabarowsk 
bin, besteht das Gestein aus Gneisgranit, der an der Luft schnell ver¬ 
wittert. Im Westen des Tunnels senkt sich die Bahnlinie und über¬ 
schreitet auf gewaltigen, bis zu 25 m hohen und noch höheren Aufschüt¬ 
tungen eine tiefe Talmulde. Die Dämme sind aus dem Kies und den 
Steinen der Tunneldurchstiche aufgeführt. Weiter westwärts von diesem 
ersten „großen“ Tunnel liegt der „kleine” Tunnel, der nur 300 m lang 
ist und bei der Station Oblutsche durch einen Bergrücken hindurchführt. 
Dieser Tunnel geht ebenfalls durch Porphyrit, der aber etwas härter 
ist und mehr Quarz enthält. Merkwürdig ist der Tunnel dadurch, daß 
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das Gestein hier überall bis in mehr als 70 bis 80 m Tiefe hinab gefroren 
ist. Nach dem Durchschlagen des Tunnels ist die Temperatur im Innern 
des Berges gestiegen und zwar allmählich von — 8° auf — 0,3° in einem 
Seitenstollen, der 40 m unter Tage liegt; in einem 60 m tief liegenden 
Seitenstollen wurde etwa — 0,1° C. gemessen. Solche tiefe Temperaturen 
hat man, wie Nansen berichtet wurde, beim Bau der Amurbahn nie mehr 
gefunden; meist ist der Boden in dieser Gegend nicht ständig gefroren, 
und der Winterfrost dringt nur 2 m tief in die Erde. Die niedrige 
Temperatur des „kleinen Tunnels“ rührt wohl daher, daß Risse das 
Gestein durchsetzen, in denen die kalte, schwere Winterluft herabsinkt 
und das Gestein auf niedrige Temperaturen abkühlt, denn das rissige 
Gestein ist ein schlechter Wärmeleiter für die innere, von unten auf¬ 
steigende Bodenwärme. 

Weiter westwärts nehmen die Landrücken an Höhe ab und senken 
sich nach der wellenförmigen, mit Gras bestandenen Ebene hinunter. 
Hinter der Station Eundur liegt der längste Tunnel der Amurbahn, der 
durch den westlichen Gebirgskamm des Kleinen Chingan hindurehführt. 
Dieser Tunnel ist 1500 m lang und geht durch Glimmerschiefer. Er war 
1914 erst auf etwa 1 km Länge durchgeschlagen. An all diesen Tunnels 
arbeitete ein deutscher Ingenieur Rathgen, der beim Bau der großen 
Tunnels in der Schweiz und anderwärts reiche Erfahrungen gesammelt 
hatte. Der letzte Tunnel auf der Strecke durch die Mittelamur-Ebene 
liegt bei der Station Ganukan; er führt durch einen Landrücken, der 
zu oberst aus Kies besteht, dann folgt Sand mit Ton, darauf Ton mit 
Sand in abwechselnden Schichten; es sind also wahrscheinlich alte Fluß¬ 
ablagerungen, die hier durchschnitten werden. Möglicherweise ist es 
auch das Bett eines großen Landsees, der zu einer Zeit noch bestand, 
als der Amur sein Bett noch nicht so tief durch das Gebirge im Osten 
gegraben hatte (Kleiner Chingan?), und damals die ganze Bureja-Seja- 
Ebene nach Westen hin bedeckt haben wird; diese letztere Annahme wird 
durch das Vorhandensein fossiler Süßwasser-Seemuscheln gestützt, die 
hier gefunden wurden. 

Weiter auf dem Weg nach Transbaikalien betritt die Amurbalm 
nunmehr die oben genannte Bureja-Seja-Ebene, eine wellenförmige Höhe, 
die sie etwa 240 km weit in nordwestlicher Richtung bis über den Seja- 
fluß hinaus durchfährt. Es ist meistens guter Ackerboden. Die Bureja, 
der große Nebenfluß des Amur, wird von der Eisenbahn auf einer 
550 m langen Brücke überschritten, die im Jahr 1914 fertiggestellt sein 
sollte. Nicht zu weit von der Station Ganukan erhebt sich aus der 
Bureja-Ebene ein großer runder Basalthügel, der einsam in der flachen 
Ebene liegt. Dieser Basalt ist in früheren geologischen Zeiten durch 
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eine Spalte in der Erdrinde emporgepreßt worden; sein Material dient 
heute dazu, die zum Tunnelbau bei Ganukan nötigen Steine zu 
liefern. Die Bureja strömt oft durch Schluchten mit jähen Bergwänden 
in einem wildzerklüfteten Gebirgsland; man hat an ihrem Oberlauf viel 
Gold gefunden. Jenseits der Bureja, von der gleichnamigen Station 
Bureja aus, war 1914 nach Westen hin das Bahngleis für eine Strecke 
gelegt. Mitten in der Bureja-Ebene liegt die 1913 zu Ehren Nansens 
benannte Station Nansen. Die Bahn führt weiter durch die große Ebene 
und überschreitet bei Alexejewsk auf einer großen Eisenbahnbrücke die 
Seja. Die größte Stadt des ganzen Amurgebiets ist Blagowjeschtschensk, 
an der Mündung der Seja in den Amur und durch eine Seitenlinie mit 
der Hauptbahn verbunden. Etwas oberhalb der Stadt überschreitet eine 
zweite Brücke die Seja, über die die Seitenbahn nach Blagowjeschtschensk 
führt. Diese beiden Eisenbahnbrücken über die Seja bieten technisch 
mancherlei Interessantes, aber auch vielfache Schwierigkeiten, besonders 
infolge der Kältewirkung im Winter. Bei einem Brückenbau hatte z. B. 
das starke Bodeneis die mächtigen Balken einiger Pfeiler um 31 cm 
gehoben; die ganze Brückenkonstruktion war dadurch schräg geworden 
und hatte sich verdreht. Das Bodeneis hatte die schweren Pfeiler aus¬ 
einandergetrieben, so daß sich eine 31 cm hohe Eissäule vom Querschnitt 
der Balken gebildet hatte. 

Auch im Gebiet der Seja hat man übrigens viel Gold gefunden. 
An der ganzen Strecke von der Mündung des Flusses in den Amur bis 
herauf zur neu entstehenden Stadt Alexejewsk wird überall im Sande 
Gold gewaschen; die Gegend ist hier schon lange bewohnt, meist hatten 
sich hier Chinesen niedergelassen, ln Alexejewsk soll die Hauptver¬ 
waltung der ganzen Amurbahn ihren Sitz erhalten; Ende 1913 stand 
hier lediglich ein Waisenhaus für Arbeiterkinder mit zwei kleinen 
Mädchcu als Insassen. Das Stadlnetz ist auf einer flachen 
Sandhöhe gut angelegt, allerdings etwas weit vom Ufer der Seja ent¬ 
fernt. Der beste Hafen für Alexejewsk liegt weiter flußabwärts, doch 
ist das Ufergelände für die Anlage einer Stadt nicht günstig. Gleich 
zu Anfang der Stadtgründung, die in das Jahr 1912 zu legen ist, hat man 
eine dreiklassige Schule für 250 Arbeiterkinder erbaut. 

Von der Station Alexejewsk zieht sich die Amurbahn in 
nordwestlicher Richtung weiter, ungefähr in der Mitte zwischen dem 
Amur auf der einen und der Seja auf der anderen Seite. Die Bahn führt 
nunmehr in das Gebirgsland zwischen der Bureja-Seja-Ebene und Trans- 
baikalien. Die Seja fließt in ihrem ganzen Oberlauf fast parallel zum 
Amur und macht dann im Nordosten von Alexejewsk eine scharfe Biegung 
nach Südwesten. Die Bahn folgt dem höchsten Landrücken, der hier 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Beitrag zur Geschichte der Amurbahn. 


845 


die Wasserscheide zwischen den beiden Flüssen bildet, durchschneidet 
eine weite wellenförmige Ebene in langsamem Anstieg bis zur Station 
Gondatti, ungefähr 100 km von Alexejewsk entfernt, in 282 m Seehöhe. 
Die Ebene setzt sich weiter fort, doch die Bahn steigt jetzt stärker an, 
in höheres Bergland hinauf; die Station Kerak liegt bereits 680 m hoch. 
Hinter Kerak liegt die Wasserscheide zwischen den Quellen der Seja 
und dem kleinen, in den Amur mündenden Fluß Never. Weiter führt 
die Bahn dann in wechselnder Höhenlage durch Gebirgsland bis zur 
Grenze Transbaikaliens, wo sie noch höher ansteigt. Auf der ganzen 
Strecke steht lichter Laubwald an, der in seinen höheren Lagen noch 
spärlicher wird; meist sind es Lärchen, mit vielen Birken untermischt, 
nur hier und dort stehen Kiefernwälder mit einigen Tannen darunter. 
Bei dem rauhen Winterklima sind all die Bäume hier nicht hoch. Schon 
hinter Gondatti ist in 300 m Seehöhe der Waldwuchs so niedrig, daß 
seine Bestände nicht einmal Telegraphenstangen liefern können. Weiter 
aufwärts, in 600 bis 700 m Seehöhe, sind die Bäume noch schwächer; 
120jährige Bestände zeigen kurz über dem Boden eben 20 cm Stammes¬ 
durchmesser. Der morgens von Gondatti abgefahrene Zug erreicht 
abends die Station Taldan, in 446 m Seehöhe, ein echtes Bahnarbeiter¬ 
dorf, das 1913 schon über 1000 Einwohner zählte, obwohl die Siedelung 
damals noch nicht zwei Jahre bestand. Sehr wichtig für die Bahn und 
die Ansiedelungen ist die Wasserfrage; Taldan bezieht das Wasser aus 
einer mehrere Kilometer von der Station entfernten Quelle, die eine 
regelmäßige Jahrestemperatur von +1° Cels. aufweist und 300 cbm täg¬ 
lich liefert. Man hat längs der Bahnlinie viele Tiefbohrungen nach 
Wasser niedergebracht, nicht wenige davon vergeblich. Die Schwierig¬ 
keiten der genügenden Wasserversorgung sind nicht gering anzu¬ 
schlagen. Taldan hat eine Jahrestemperatur von — 1° Gels., dabei sehr 
wenig Winterschnee. Man findet deshalb hier in kurzen Abständen ge¬ 
frorenen und nicht gefrorenen Boden. Die Umgegend von Taldan, be¬ 
sonders 30—40 Kilometer weiter nördlich, liefert reichlich Gold, und 
man kann hier vielfach Goldwäschereien beobachten. Von Taldan west¬ 
wärts führt die Bahn langsam aufwärts steigend zur Station Kerak, 
hinter der ein 960 m langer Tunnel den Kamm der Njukscha-Kette durch¬ 
bricht, die zwischen den Sejaquellen und dem schon genannten Flüßchen 
Never die Wasserscheide bildet. Der Njukscha-Rücken ist ein Ast des 
im Nordwesten liegenden Jablonnoi-Gebirges. Der Tunnel liegt 680 m 
über dem Meer und der Kamm des Berges noch 43 m ülber denn Tunnel. 
Hier ist der Boden schon von der Oberfläche an gefroren und auch im 
Sommer taut nur eine dünne Schicht auf. 

Weiter geht es von Kerak durch Wald, über Hügel mit Steigungen 
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Station Urjumskij aus westwärts ist die Bahnstrecke schon seit 1912 in 
regelmäßigem Betrieb und! zwar bis zur Verbindung imit der großen 
Transsibirien-Eisenbahn; die erste größere Station ist Tschita. 

Während des großen Weltkriegs kam naturgemäß der Bau der 
Amurbahn in vielfache Schwierigkeiten, zumal in dortigen Gegenden 
schon sehr früh die Einberufungen aller irgendwie entbehrlichen militär¬ 
pflichtigen Personen .stattfanden. Teilweise greifen diese Mobilisie¬ 
rungen noch bis in das Jahr 1913, also weit vor dem offiziellen Kriegs¬ 
beginn im August 1914. Wenn nun auch zeitweiliger Arbeitermangel 
beim Bau der Bahn sich geltend machte, so gelang es doch Rußland 
späterhin, größere Trupps Gefangener hierher zu beordern, die beim 
Bahnbau tätig sein mußten. Wenn auf diese Weise dem Mangel an 
Arbeitskräften auch in etwas abgeholfen werden konnte, so stellte sich 
nunmehr andererseits ein empfindlicher Mangel an gewissen Materialien 
ein, die entweder in Rußland selbst gar nicht zu beschaffen waren oder 
aber für militärische Zwecke weit dringender benötigt waren, so daß 
die Bahnverwaltung mit ihren Ansprüchen auf Lieferung zurückstehen 
mußte. Wohl sind also während der Kriegsjahre zahlreiche Gefangene, 
Deutscho sowohl als auch Österreicher, im Amurgebiet am Bau der Bahn¬ 
linie beschäftigt worden, aber gleichwohl gelang es nicht, die ganze 
Strecke betriebsfertig herzustellen; der Schwierigkeiten waren zu viele. 
Aus Zeitungsnachrichten verlautet, daß selbst Anfang Februar 1920 die 
Amurbahn noch nicht fertig war, während sie doch programmgemäß 
spätestens ausgangs 1912 hätte dem Betrieb übergeben werden sollen. 
So schreibt z. B. die Kölnische Zeitung in ihrer Nr. 110 vom 2. Februar 
1920: „Sie (japanische Truppen) besetzten das am Zusammenfluß des 
Amur und Ussuri gelegene Chabarowsk, wo ehemals der General¬ 
gouverneur des ganzen Amur- und Küstengebiets saß, und den oberhalb 
am Amur gelegenen wuchtigen Handelsplatz Blagowjeschtschepsk, die 
Hauptstation der mit Hilfe deutscher Kriegsgefangener w r eitergebauten 
und jetzt wohl nahezu vollendeten Amurbahn.“ 

Sollte damit etwa auch das Urteil über den Besitz der Amurbahn 
gesprochen sein, in demselben Sinn wie bei der Ostchinesischen Bahn? 
Rußland baut die Bahnen zwar, behält sie aber nicht? ' 
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Die Erhöhung der Eisenbahntarife in England. England ist sicher 
eins der letzten Länder, wenn nicht (gar das letzte, gewesen, das, dem 
Zwang der Zeit folgend, seine Eisenbahntarife erhöht hat. Die Ausgaben 
der Eisenbahngesellschaften haben in England während des Kriegs \>.nd 
nach seiner Beendigung stark zugenommen; die Mehrausgaben an Löhnen 
allein wurden z. B. im Jahr 1920 auf lOOUOOOOO £ beziffert. Auch die 
Kohlen und die sonstigen Betriebstoffe sind erheblich verteuert worden, 
wenn auch die Preissteigerungen mit 200 und 300 v. H. bei weitem nicht 
das Mall derjenigen in Deutschland erreicht haben. Da in England im 
Eisenbahnwesen immer noch der durch den Krieg geschaffene Zustand 
herrscht, daß nämlich die Eisenbahnen zwar Eigentum der Gesellschaften 
geblieben sind, der Betrieb aber insofern zu Lasten des Staats geht, als 
dieser die Yorkriegs-Dividende gewährleistet, war bei dem Überwiegen der 
Ausgaben über die Einnahmen die Frage zu entscheiden, ob der Steuerzahler 
oder der Benutzer der Eisenbahn den Fehlbetrag decken solle. Man ent¬ 
schied sich für den letztgenannten Ausweg. 

Seit der Gründung des Verkehrsministeriums im Jahr 1919 sind 
für Tariferhöhungen neue Vorbedingungen geschaffen, die insofern eine 
Erleichterung bedeuten, als sie ohne Mitwirkung des Parlaments möglich 
sind; andrerseits wird davreh die Tätigkeit eines beiin Verkehrsministerium 
eingesetzten Tarifbeirats, bestehend aus Vertretern des Verkehrsgewerbes, 
der Arbeiterschaft,, des Handels und der Landwirtschaft, der bei Tarif¬ 
änderungen gehört werden muß, Vorsorge getroffen, daß die Interessen 
der Eisenbahngcsell.-ehaftcn und der Allgemeinheit richtig gegen ein¬ 
ander abgewogen werden. 

Eine Neuaufstellung der Tarifsätze, deren Zahl in die Millionen 
geht, war in England ebenso wie in anderen Ländern wegen der Eile, mit 
der den Eisenbahnen neue Einnahmen zugeführt werden mußten, nicht 
möglich, und man hat sich daher mit Zuschlägen beholfen, die teils in 
Bruchteilen der alten Sätze, teils in festen Beträgen bestehen. Die erste 
Tariferhöhung ist am 15. Januar 1920 in bezug auf den Güterverkehr vor¬ 
genommen worden. Die verschiedenen Güter und Verkehrsbeziehungen 
wurden von der Erhöhung in nach dem Wert der Güter und den 
Leistungen der Eisenbahnen abgestuftem Maß betroffen. Für Kohlen 
und Koks betrug sie z. B. 25 v. II., für andere Brennstoffe 30 v. H. 
der alten Sätze, dazu 3 Pence für 1 t ohne Rücksicht auf die Ent¬ 
fernung, zusammen aber mindestens 6 Pence und höchstens 2 Shilling 
für 1 t. Für die übrigen Güter der allgemeinen Klasse machte die 
Steigerung je nach der Entfernung 10 bis G0 v. H., der feste Zu- 
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schlag 3 Pence bis 1 Shilling aus. Besonders stark wurde der in 
England hochentwickelte Paketverkehr der Eisenbahnen von der 
Erhöhung getroffen, sie betrug für ihn, soweit die Pakete mit Güter¬ 
zügen befördert werden, 100 %. Begründet wurde diese Zahl damit, daß 
diese Verkehrsart den Eisenbahnen besondere Mühe mache. Der Paket¬ 
verkehr, der mit Personenzügen bedient wird, ist nur um 50 % verteuert 
worden, jedenfalls mit Rücksicht darauf, daß er an sich schon teurer war. 
Landwirtschaftliche Erzeugnisse, die zur menschlichen Ernährung dienen, 
sind sehr schonend behandelt worden; die Frachterhöhung beträgt hier 
nur 25 %. Für Milch, Dünger und Düngekalk sind die alten Sätze bei¬ 
behalten. 

Sehr erheblich verteuert worden sind auch die Rollgelder, die in, 
England in viel engerem Zusammenhang mit den Frachten stehen als bei 
uns, weil die englischen Eisenbahngesellschaften die Spedition selbst 
betreiben und die Rollgelder zum Teil in die Tarife eingerechnet sind. 
Die Erhöhung beträgt hier 1 Shilling 6 Pence für 1 t. Diese Erhöhung 
kommt im Gegensatz zu den übrigen, die den Staat bei seinen Leistungen 
entlasten, den Eisenbahngesellschaften zu gute, weil ihr Speditionsbetrieb, 
ebenso wie der der Gasthäuser, nicht unter das Abkommen mit der 
Regierung, durch das die Dividende von 1913 gewährleistet wird, fällt. 

Die festen Zuschläge treffen namentlich den Nahverkehr, die 
in Bruchteilen der alten Sätze bedeuten dagegen eine gleichmäßige Be¬ 
lastung aller Benutzer der Eisenbahnen. Diese verschiedene Verteilung 
der Mehrlast war auch beabsichtigt, indem man davon ausging, daß die 
Abfertigungkosten mehr gestiegen seien als die reinen Beförderungskosten; 
im Nahverkehr fallen aber erstere verhältnismäßig schwerer ins Gewicht 
als im Verkehr auf weite Entfernungen. Sehr schonend sind die Landwirt¬ 
schaft und der Ausfuhrhandel angefaßt worden. Eine ständige Klage der 
englischen Eisenbahnen war die schlechte Ausnutzung ihrer Güterwagen; 
dieser Mißstand soll dadurch bekämpft werden, daß für größere Güter¬ 
mengen billigere Frachtsätze gewährt werden. 

Die Tariferhöhungen vom 15. Januar 1920 hatten nicht den gewünsch¬ 
ten Erfolg. Der Jahresfehlbeirag für das am 1. April 1920 begonnene Jahr 
wurde schon im Juli auf 54 500 000 £ geschätzt, und das Verkehrsministe¬ 
rium beauftragte daher um diese Zeit den Tarifbeirat mit neuen Erörte¬ 
rungen über eine Erhöhung der Tarife. Sie sollte so berechnet werden, 
daß der Fehlbetrag, der vom 1. April 1920 an entstanden war, bis zum 
30. Juni 1921 durch die Einnahmen der Eisenbahnen getilgt würde. Der 
Eisenbahnbetrieb sollte also nicht nur vom Zeitpunkt der Einführung der 
neuen Tarife an sich selbst erhalten, sondern, da diese Einführung vor 
dem 1. September kaum möglich sein würde, in 10 Monaten die Fehlbeträge 
für 15 Monate auf.bringen. Um die hierzu nötige Vermehrung der Ein¬ 
nahmen zu schaffen, wurden die vor dem 15. Januar gültigen Tarifsätze 
allgemein verdoppelt; dazu kam noch ein fester Zuschlag, der z. B. bei 
Kohlen, Koks und sonstigen Brennstoffen 1 Shilling 6 Pence 'bis 4 Shillings 
betrug, je nachdem die ursprünglichen Sätze unter 6 Pence, zwischen 
6 Pence und 3 Shilling 6 Pence, oder über 3 Shilling 6 Pence lagen. 
Für die Rücksendung leerer Packungen machte die Erhöhung 100 %, für 
Pakete 150 % aus. Für die meisten der übrigen Güter wurden feste Zu¬ 
schläge von 3 Pence, 6 Pence, 1 Shilling und 1 Shilling 6 Pence eingeführt. 
Insgesamt ergab sich bei den verschiedenen Gütern eine Erhöhung der 
Frachtsätze um 101 bis 114,5 %, im Mittel um 112 %. Von der ersten 
Frachterhöhung im Januar 1920 unterschied sich die zweite dadurch, daß 
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der Landwirtschaft keine besonderen Zugeständnisse gemacht wurden, auch 
hatte damals die Erhöhung nur 25 bis 60 % betragen. 

Bei den neuen Tarifen wurde darauf gehalten, daß das Verhältnis der 
Kosten für die Beförderung der verschiedenen Güter ungefähr dasselbe 
blieb, wie es ursprünglich gewesen war. Dies wurde einerseits deshalb 
für nötig gehalten, weil die Ablenkung des Verkehrs durch den Wettbewerb 
des Kraftwagens auf der Straße, so erwartet man, bei den höheren Güter¬ 
klassen «größer sein, wird als bei den Massengütern, und andererseits, weil 
die jetzt vorgenommene Regelung grundsätzlich bei der Rücküberweisung 
der Eisenbahnen in den Gesellschaftsbetrieb beibehalten w'erden soll und 
eine Verschiebung des Verhältnisses der Frachtsätze für die verschiedenen 
Güter sehr verderbliche Folgen für manche Gesellschaften haben könnte, 
bei denen einzelne Güter überwiegen. 

Die Vorschläge des Tarifbeirats stützten sich im wesentlichen auf 
Vorschläge der Eisenbahmgesellschaften, denen auch aus den Kreisen des 
Handels nicht wesentlich widersprochen wurde, nachdem man in diesen 
cingesehen hatte, daß ohne eine Erhöhung der Tarife nicht durchzukommen 
sein würde. 

Da die gesetzlichen Bestimmungen eine Veröffentlichung der Güter¬ 
tarife 14 Tage vor ihrem Inkrafttreten vorschreiben, und da außerdem die 
Eisenbahmgesellschaften manche Vorarbeiten vor Abänderung der Tarife 
anzustellen haben, schlug der Bericht des Beirats, der am 30. Juli' 1920 
fertiggestellt wurde, die Einführung der neuen Sätze für den 1. September 
vor. Als Ende des Zeitraums, innerhalb dessen die neuen Frachtsätze den 
Fehlbetrag seit dem 1. April 1920 decken sollten, wurde weiter der 31. Juli 
1921 vorgeschlagen, so daß 11 Monate den Fehlbetrag von 16 Monaten ein- 
bringen müßten. Man erwartet, daß am 1. August 1921 die Tarife wieder 
herabgesetzt werden können, weil dann die Einnahmen jeweils nur die 
Ausgaben des laufenden Zeitraums, nicht auch Fehlbeträge einer rück¬ 
liegenden Zeit decken müssen. 

Die Vorschläge des Tarifbeirats wunden vom Verkehrsministerium 
angenommen, und so sind denn die vorstehend angedeuieten Tariferhöhun¬ 
gen am 1. September 1920 in Kraft getreten. 

Eine Woche vor dem Bericht über die Erhöhung der Frachtsätze hatte 
der Tarifbeirat seine Vorschläge für die Erhöhung der Personentarife ein¬ 
gereicht. Er hatte die Erörterung der Pcrsonen.fahrprei.se für besonders 
dringlich gehalten, weil Anfang August in England der stärkste Reise¬ 
verkehr einsetzt; da für die Fahrpreise die vierzehntägige Frist zwischen 
Veröffentlichung und Inkrafttreten nicht vorgeschrieben ist, so wurde er¬ 
wogen, ob die Erhöhungen im Personenverkehr rieht bereits am 1. August 
in Kraft treten könnten. Man kam aber schließlich übereinstimmend mit 
einer Bemerkung, die der Verkehrsminister im Parlament gemacht hatte, 
darauf hinaus, den 5. August als Beginn für die erhöhten Fahrpreise in 
Aussicht zu nehmen, um dem Vorwurf zu entgehen, daß die neuen Fahr¬ 
preise eine „Feriensteuer“ darstellten. Man gab so dem Teil der Erholungs¬ 
reisenden, der seine freie Zeit auf das Wochenende und den Bankfeiertag 
am ersten Montag im August beschränken muß, Gelegenheit, noch zu den 
billigeren Sätzen zu veri eisen, und dieses Vorteils wurden auch alle die 
Reisenden in vollem Umfang teilhaftig, die vor dem 5. August mit Rück¬ 
fahrkarten auf Urlaub und in die Ferien fuhren. Die übrigen Reisenden 
tröstete man damit, daß man ihnen vorhielt, die Verteuerung w r erde um so 
größer sein, je weiter ihre Einführung hinaus,geschoben würde; was sie 
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also bei ihrer Einführung vor der Hauptreisezeit für ihre Ferienreise zu¬ 
setzen müßten, würden sie bei späteren Reisen ersparen. 

Die Personenfahrpreise waren im Lauf des Kriegs vom 1. Januar 
1917 an um 50 % erhöht worden, wobei aber die Dauer- und Arbeiterkarten 
noch verschont geblieben waren; im Mai 1918 folgte auch für die Dauer¬ 
karten eine Erhöhung, die bei Entfernungen unter 20 km 10 %, über 20 km 
20 % betrug. Bei der allgemeinen Erhöhung am 1. Januar 1917 hatte man 
weniger eine Vermehrung der Einnahmen, als eine Verringerung des Ver¬ 
kehrs bezweckt, um die durch den Krieg überlasteten Eisenbahnen vo>n ent¬ 
behrlicher Inanspruchnahme zu befreien. Dieser Zweck war auch zunächst 
erreicht worden. Die Erhöhung der Löhne und sonstigen Einnahmen 
setzte aber weite Kreise in den Stand, die gestiegenen Reisekosten zu tragen, 
und so nahm denn der Personenverkehr nach einem anfänglichen Rück¬ 
gang bald wieder stark zu. Die Erhöhung der Preise für die Dauerkarten 
hatte dagegen bereits den Zweck, den Eisenbahnen höhere Einnahmen 
zuzuführen. Da sie geringer war als die Verteuerung der einfachen Fahr¬ 
karten, hatte sie den Erfolg, daß die Zahl der Inhaber von Dauerkarten 
sehr erheblich stieg; hatte sie 1913 auf den Eisenbahnen, für die der Staat 
im Krieg die Dividende gewährleistet, 569 310 betragen, so erreichte sie 
1919 einen Stand von 901 082. 

Der Tarifbeirat hat zunächst die Frage erörtert, wie die Erhöhung 
der Einnahmen auf den Personen- und den Güterverkehr zu verteilen sei. 
Er ging dabei von den beiden anerkannten Regeln für die Tarifbildung aus, 
daß nämlich die untere Grenze für die Benutzung von Verkehrsmitteln im 
allgemeinen durch die Selbstkosten der Beförderung gegeben sei, während 
die obere Grenze dadurch festgelegt sei, welche Belastung der Verkehr er¬ 
tragen könne. Im Jahr 1913 hatten sich die Einnahmen der englischen 
Eisenbahnen mit 46,oi» % auf den Personenverkehr und 53,tu % auf den 
Güterverkehr verteilt; die entsprechenden Zahlen für die ersten vier Monate 
des Jahres 1920 waren 43,8 und 56g %, wobei in beiden Fällen der mit 
Personenzügen bewältigte Güterverkehr zum Personenverkehr gerechnet 
ist. Auf Grund dieser Zahlen und in Anbetracht des Umstands, daß der 
Personenverkehr empfindlicher ist als der Güterverkehr, entschloß man 
sich, 40 % des aufzubringenden Mehrertrags dem Personenverkehr und 
60 % dem Güterverkehr aufzubürden. Um dies zu erreichen, wurde zu¬ 
nächst grundsätzlich eine Verdoppelung der Fahrpreise, die vor der erst¬ 
maligen Erhöhung gegolten hatten, erwogen. Di© englischen Personen- 
tarbfe sind auf der Grundlage aufgebaut, daß der Fahrpreis in der 3. Klasse 
1 Penny für die Meile (5,3 Pf/km nach Friedenswährung) betragen soll. 
Er hätte also auf 2 Pence erhöht werden müssen. Die Erhöhung der Fahr¬ 
preise um 50 % am 1. Januar 1917 hatte den Erfolg gehabt, daß die Ein¬ 
nahmen für gewöhnliche Fahrkarten im Jahr 1917 um 12,» % gegen das 
Vorjahr gestiegen waren. Der Verkehr war also stark zurückgegangen, 
und die Erhöhung hatte also ihren Zweck erreicht, wenn auch die damaligen 
Unbequemlichkeiten des Reisens erheblich zu diesem Ergebnis beigetragen 
hatten. Überdies standen damals große Teile der Bevölkerung im Heeres¬ 
dienst oder fertigten Munition und reisten infolgedessen auf Freifahrtschein. 
Zum Teil waren aber auch die Reisenden, wie schon erwähnt, zu Dauer¬ 
karten übergegangen, die in England verhältnismäßig billig sind. Ihr Preis 
nimmt mit zunehmender Entfernung stark ab, und sie werden auf Ent¬ 
fernungen ausgegeben, die bei uns lur diesen Verkehr nicht in Frage kom¬ 
men. Als Beispiel sei nur angeführt, daß eine Jahreskarte zwischen London 
und Brghton in der 1. Klasse nach der ersten Erhöhung der Preise für 
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Dauerkarten 39 £ 12 Shilling, also wöchentlich 15 Shilling 3 Pence, die 
Rückfahrkarte für einmalige Benutzung ebenfalls nach der ersten Er¬ 
höhung aber 22 Shilling 6 Pence kostete, so daß sich die Jahreskarte schon 
bei 3 Fahrten in je 2 Wochen bezahlt machte. Noch günstiger für den 
Inhaber ist das Verhältnis bei den Dauerkarten 3. Klasse. Die Verteurung 
der einfachen Fahrkarten am 1. Januar 1917 hatte den Erfolg, daß die 
Einnahmen aus den Dauerkarten um 25,5 % Zunahmen; fast um denselben 
Betrag, nämlich um 23.8 % stiegen die Einnahmen aus den Arbeiterkarten, 
deren Preise ebenfalls unverändert geblieben waren. Insgesamt wurde da¬ 
mals eine Erhöhung der Einnahmen aus dem Personenverkehr um 14,8 % 
erreicht. Die Erhöhung der Preise für die Dauerkarten im Mai 1918 be¬ 
wirkte, daß im Jahr 1918 die Einnahmen aus diesem Verkehrszweig um 
24,4 % höher waren als im Vorjahr, und im nächsten Jahr ergab sich 
eine weitere Steigerung um 19,5 %. Hatte also die Erhöhung der Fahr¬ 
preise zwar zunächst eine Vermehrung der Einnahmen aus dem Personen¬ 
verkehr mit sich gebracht, so bedeutete diese keine Vermehrung des Per¬ 
sonenverkehrs, sondern das Gegenteil. Doch wurde diese Scharte bald 
wieder ausgewetzt, indem 1919 die Einnahmen für gewöhnliche Fahrkarten 
die des Jahres 1916 um 78,« % übertrafen, während die Dauerkarten mit 
ihren erhöhten Preisen 86,8 % mehr und die Arbeiterkarten mit unverän¬ 
derten Preisen 21,2 % mehr eingebracht hatten. Aus diesen Zahlen lassen 
sich aber keine Schlüsse ziehen, welche Folgen eine nochmalige Erhöhung 
der Fahrpreise haben würde. Die Besorgnis, verkehrsbeschränkend zu 
wirken, gab immerhin Anlaß, von der Erhöhung um 100 % abzusehen, und 
sich mit einer solchen von 2 Pence auf den Shilling, also um 16%% der 
Fahrpreise von 1917 zu begnügen, was gegenüber den Preisen vor dem 
Krieg eine Erhöhung um 75 % bedeutet. Von einer stärkeren Belastung 
der 1. und 2. Klasse wurde abgesehen, um eine Abwanderung der Reisendem, 
in die niederen Klassen zu vermeiden, und so wurde denn diese Erhöhung 
für alle Klassen angenommen. Der neue Fahrpreis hat den Erfolg, daß 
die 3. Klasse nicht mehr von der Fahrkartensteuer befreit (bleibt, die für 
Fahrpreise über 1 Penny für die Meile m Höhe von 5 % erhoben wird. 
Bei der Neuregelung der Fahrpreise wurde auch die Frage erwogen, ob die 
Fahrkarten zu ermäßigten Preisen' für den Erholungs- und Vergnügungs¬ 
verkehr, die, um den Verkehr einzudämmen, im März 1915 abgeschafft 
worden waren, wieder eingeführt werden sollten; sie wurde verneint. Aus¬ 
schlaggebend war der Grund, daß Vertreter der Eisenbahnen, die von dem 
Tarifbeirat gehört worden waren, erklärt hatten, der Betriebsmittelpark 
lasso die erhöhte Belastung durch einen verstärkten Ausflug- und Ver- 
gnügu-ngsverkehr nicht zu. 

Zu eingehenden und langwierigen Erörterungen haben die Tarife für 
Arbeiterfahrkarten Anlaß gegeben. Ein Gesetz von 1883 schreibt den Eisen¬ 
bahnen vor, daß sie in der Zeit zwischen 6 Uhr abends und 8 Uhr morgens 
Züge zu ermäßigten Preisen für Arbeiter verkehren lassen sollen. Aus 
dieser gesetzlichen Bestimmung, die durch Sondenbes timnmmgen in den Ge¬ 
nehmigungsurkunden der Eisenbahngesellschaften ergänzt worden sind, 
hat sich eine starke Belastung der Eisenbahnen ergeben. Im Jahr 1913 
verkehrten z. B. 1001 billige Züge zwischen 553 Bahnhöfen und Haltestellen 
von London und seiner Umgebung, und unter diesen waren 285, in denen 
Arbeiter für die Hin- und Rückfahrt nicht mehr als 2 Pence (16 Pfennige) 
bezahlten. 1913 haben die englischen Eisenbahnen 255 684 307, 1919 aber 
411 904 039 Reisende zu Arbeiterpreisen befördert. Die Aufrechterhaltmmg 
von Arbeiterfahrkarten zu einem ermäßigten Preis erschien also als eine 
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Notwendigkeit, aber man glaubte, auch auf diesem Gebiet, das bisher von 
Erhöhungen verschont geblieben wair, eine Steigerung vornehmen zu dürfen, 
weil die Arbeiter mindestens das anderthalbfache ihrer Friedenslöhne be¬ 
ziehen. Die Angestellten in Banken, Geschäften usw. haben an dieser Lohn¬ 
erhöhung nicht teiligenommen, und es wurde daher auch erwogen, ob man 
ihnen den Vorteil der billigen Arbeiterkarten auch zukoramen lassen sollte. 
Dazu wäre es nötig gewesen, die Zeit, bis zui der die Arbeiterkarten gelten 
und die in den meisten Verkehrsbeziehungen um 8 Uhr abläuft, über diese 
Grenze hinaus auszudehnen. Hiervon 1 befürchtete man aber Verkehrs¬ 
verschiebungen, denen die Eisenbahnen in ihrem jetzigen Zustand nicht 
gewachsen sein würden, und hat. daher von jeder Änderung abgesehen. 
Auch insofern ist die Lage unverändert igeblieben, als die Arbeiterfahrkarten 
für jedermann gelten, der die Züge innerhalb der bevorzugten Stunden be¬ 
nutzen will, ohne daß danach gefragt wird, ob er wirklich ein Arbeiter ist. 

.Die alten Sätze für Arbeiterkarten waren sehr verschieden; in einem 
Drittel der Vcrkehrsbczieliungen waren sie so festgesetzt, daß die Arbeiter 
zum Preis einer einfachen Fahrkarte 3. Klasse die Hin- und I-iückreise 
machen konnten, in anderen Fällen waren sie weit niedriger. So kostete 
z. B. eine Arbeiterkarte von Enfield Town bis Liverpool-Street, eine Ent¬ 
fernung von rund 18 km, 2 Pence, eine solche von Uxbridge bis Paddington 
für 26 km 7 Pence. Die neuen Preise sind nach der Entfernung abgestuft 
und beginnen mit 3 rence für die Hin- und Rückfahrt innerhalb 3.2 km 
(2 Meilen) ; sie steigen von Drittel- zu Drittelmeile um einen halben Penny, 
bis sic bei 6,4 km (4 Meilen) den Preis von 6 Pence erreichen. Für größere 
Entfernungen kommt für jede halbe Meile über 4 Meilen ein Satz von 
Yi Penny zu den 6 Pence hinzu. Auf keinen Fall sollen aber dadurch die 
alten Fahrpreise um mehr als 200 % erhöht werden. Diese Erhöhung soll 
nur eine einstweilige sein. Man will später in dieser Beziehung noch weiter 
gehen, aber die Arbeiter auf diese Art allmählich daran gewöhnen, daß auch 
sie die vollen Selbstkosten ihrer Beförderung tragen müssen. 

Auch für Dauerkarten bestanden sehr verschiedene Sätze. Aus sozia¬ 
len Gründen glaubte man diese Verkehrsart sehr schonend behandeln, an¬ 
drerseits aber auch (bei ihr der allgemeinen Teuerung Rechnung tragen zu 
müssen. Man hat deshalb die Preise der Dauerkarten auf 150 % der Fahr¬ 
preise vor der Erhöhung im Mai 1918 festgesetzt. 

Eine Besonderheit der englischen Eisenbahnen sind die „trader's 
tickets“, Fahrkarten zu ermäßigten Preisen für llandeltreil>cnde, die der 
Eisenbahn mehr als einen gewissen Mindestbetrag an Frachten zuwenden. 
Dieser Mindestsatz betrug vor dem Krieg 300 £ und wurde bei der Fracht¬ 
erhöhung im Januar 1920 auf 750 £ erhöht. Versender, d'o ein Mehrfaches 
dieses Betrags an Frachten bezahlen, dürfen eine entsprechende Zahl von 
Fahrkarten zu ermäßigtem Preis für sich und ihre Angestellten in Anspruch 
nehmen. Die Ermäßigung gegenüber den: Preisen der gewöhnlichen Dauer¬ 
karten beginnt mit 45 und 39 % in der 1. und 3. Klasse bei Entfernungen 
von 80 km — auf kürzere Entfernungen werden keine solchen Fahrkarten 
ausgestellt, sie sind also, nicht für den Verkehr zwischen Wohnort und 
Arbeitsstätte, sondern für regelmäßige Geschäftsreisen bestimmt, — und 
steigt bis 54 %. Von der Erhöhung der Preise der Dauerkarten werden 
auch die ..trader's tickets* 1 (betroffen. Nach den neuen Tarifen beträgt die 
Ermäßigung nur 20 % gegenüber dem Preis der gewöhnlichen Dauer¬ 
karten, und der Frachtbetrag, der zur Inanspruchnahme einer solchen 
Karte berechtigt, ist auf 1000 £ festgesetzt. 

Die vorstehenden Erörterungen beziehen sich nur auf Großbritannien. 
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also England, Schottland' und Wales. Irland ist bei der Erhöhung der 
Fahrpreise besonders behandelt worden. Sie beträgt dort bei den gewöhn¬ 
lichen Fahrkarten 33 ‘/j % der bereits erhöhten, bei den Dauerkarten 75 % 
der ursprünglichen Fahrpreise. Für den Güterverkehr sind die Er¬ 
höhungen ähnlich abgestuft wie in England, jedoch im allgemeinen etwas 
höher als dort. 


Zum 75. Geburtstag der Pennsylvania-Eisenbahn macht der jetzige 
Präsident Samuel Rea Mitteilungen über die Entwicklung des Unterneh¬ 
mens, aus denen wir im folgenden einiges hervorheben: 

Am 13. April 1846 wurde der Pennsylvania-Eisenbahngesellschaft 
vom Staat Pennsylvania die Genehmigungsurkunde für den Bau einer 
Eisenbahn von Philadelphia nach Pittsburgh (rund 430 km) erteilt. Heute 
ist das Eisenbahnunternehmen eins der größten der Welt, es hat eine 
Länge von 12 000 Meilen (19 300 km) 1 ), ein Anlagekapital von über 
2 Milliarden Dollars mit 140 000 Aktionären. Seine Linien führen durch 
13 Staaten der Union und den Distrikt von Columbien, die Zahl der 
Bediensteten betrug im Oktober 1920 rund 279 000 Mann. Der Fuhrpark 
setzt sich zusammen aus 7445 Lokomotiven, 271 438 Güterwagen und 6985 
Personenwagen, von welchen letzteren 4381 Stahlwagen waren. Die 
Pennsylvania-Eisenbahn bedient etwa den 8. Teil des gesamten Personen- 
und Güterverkehrs der Vereinigten Staaten von Amerika. Die fort¬ 
schreitende wirtschaftliche Entwicklung des Unternehmens ist eine Folge 
der von Anfang an beobachteten stetigen Finanzpolitik. 

Die Eisenbahnen der Vereinigten Staaten befinden sich, wie der 
Präsident bemerkt, jetzt noch immer in einer sehr schwierigen Lage. 
Folgende Maßnahmen wären geeignet, eine Besserung herbeizuführen: 
Gegenseitige Verständigung zwischen den Eisenbahnverwaltungen und 
ihren Bediensteten, angemessene Bezahlung des Personals unter Berück¬ 
sichtigung der finanziellen Lage der Eisenbahnen und der Bedürfnisse 
des Verkehrs, vollste Arbeitstätigkeit des Personals, angemessene Ein¬ 
nahmen (Tarife). Der Präsident ersucht am 75jährigen Geburtstag 
der Pennsylvania-Eisenbahngesellschaft jeden Eisenbahnbediensteten so¬ 
wie das Publikum um Mitarbeit zur Aufrechterhaltung der bisherigen 
gesunden Eisenbahnpolitik und der rühmlichen Traditionen des Eisen¬ 
bahnunlernehmens zum Wohl des ganzen Vaterlands. 


Ein neuartiges Wasser-Landfahrzeug (Train-Amphibie). Ein 

neu)es eigenartiges Wasser-Landfahrzeug, geeignet für den 
Verkehr zu Wasser und zu Lande, und befähigt, mit seinen eigenen An¬ 
triebsmitteln von dom Wassser- auf den Landweg und umgekehrt überzu¬ 
gehen, wurde am 29.April 1921 dem belgischen Kolonialminister F r a n c k 
und den Vertretern der Presse in Willebroeck vorgeführt. Dem Be¬ 
richt über diese von Goldschmidt erfundene Einrichtung in der 
Independance Beige, Nr. 120 vom 30. April 1921, entnehmen wir nach¬ 
stehende Mitteilungen: 

*) Die vormalige preußisch-hessische Staatseisenbahnverwaltung betrieb 
i. J. 1918 ein Netz von ruml 10.100 km. die deutschen Reichsbahnen haben 
einen Umfang von im ganzen 58 000 km. 
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• 

Di« Bauart des als „Train-Amphibie“ bezeichneten Fahrzeugs be¬ 
steht darin, daß zwei Schwimmgefäße (flotteurs) auf beiden Seiten an ihm 
mit einem doppelten Joch befestigt sind, das in der Mitte einen angehäng¬ 
ten Antrieb zum Rollen auf einer Einschienenbahn aufnimmt. Diese ist 
auf einem gemauerten oder in Holz gezimmerten Unterbau angeordnet, 
der sich mit ausreichendem Spielraum in den Zwischenraum zwischen die 
beiden Schwimmgefäße des Fahrzeugs einfügt. 

Die Versuchsbahn in Willebroeck besteht aus einer einfachen Pfahl¬ 
stellung, teils in einen Kanal gerammt, teils in die Erde eingegraben und 
durch ein fortlaufendes Tragwerk verbunden, auf dem die Schiene be¬ 
festigt ist. Die Standsicherheit beim Schwimmen ist infolge der Breite 
des Fahrzeugs sehr groß. Eine genaue Gewichts-Ausgleichung der bei¬ 
den Gefäße ist nicht unbedingt erforderlich wegen der tiefen Schwer¬ 
punktslage gegen die Aufhängungslinie, wobei auch die Stabilität bei der 
Stützung auf die Schiene sehr groß wird. 

Ein Zug besteht aus dem Lokomotivmotor und mehreren Fahr¬ 
zeugen von je 20 t Nutzlast. Die Motoren können beliebig auf die 
Schiffsschrauben oder die Treibräder geschaltet werden. Die Landung 
erfolgt in einem Führungskanal. Die Einstellung auf die Schiene ge¬ 
schieht selbsttätig durch eine gabelförmige Anordnung, die vor jedem 
Radsatze angebracht ist, wobei jede Mitwirkung des Personals ausge¬ 
schaltet ist und die erforderliche Sicherheit der Wirkung erzielt wird. 

Das Wasser-Landfahrzeug soll für das große afrikanische Kongo¬ 
becken ein „wahrhaft wirtschaftliches“ Beförderungsmittel werden. Die 
Mehrzahl seiner Wasserstraßen ist von natürlichen Hindernissen, Strom¬ 
schnellen und Fällen durchschnitten, die bis jetzt mit der Schiffahrt nicht 
überwunden werden können. So bietet die Wasserstraße des Kongo von 
über 3000 km Länge, von Bukama bis zur Mündung in den Atlantischen 
Ozean, eine Reihe schiffbarer Haltungen, abwechselnd mit solchen, die 
nicht als schiffbar gelten. Für die Warenbeförderung vom Katangabezirk 
bis zum Atlantischen Ozean ergeben sich daher auf dieser einzigen rein 
belgischen Verkehrsstraße, über die die Kongokolonie verfügt, 
nicht weniger als vierzehn ebenso langwierige wie kostspielige U m - 
ladungen. Die allgemeine Einführung des Wasser-Landfahrzeugs im 
Kongobecken würde demnach die Güterbeförderung in demselben Gefäß 
ohne Umladung bis zum Weltmeer, beim Beladen an beliebiger Stelle 
der Kolonie ermöglichen. 

Die Vorführung in Willebroeck soll einen günstigen Abschluß ge¬ 
habt haben, so daß Herr Franck den Erfinder Goldschmidt und seinen 
Mitarbeiter Vanderhaeghen zu ihrem Erfolg lebhaft beglückwünschen 
konnte. Auf die weitere Entwicklung dieser Erfindung darf man ge¬ 
spannt sein. B. 


Eisenbahnbaupläne in Groß-Rumänien. Infolge der Angliederung 
der ehemals österreichischen, ungarischen und russischen Gebietsteile sieht 
sich Rumänien auch auf vetkelustechnischem Gebiet vor neic Aufgaben 
gestellt. Das verhältnismäßig dichte Eisenbahnnetz Siebenbürgens und 
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des Banats wies seiner ganzen Anlage nach naturgemäß nach der früheren 
Landeshauptstadt Budapest hin. während es mit dem Netz des alten Ru¬ 
mäniens nur durch wenige Durchlässe durch die Karpathen verbunden war. 
Die rumänische Regierung will die Verbindung dieser beiden Gebietsteile 
enger gestalten und noch in diesem Jahr mit dem Bau einer Linie von 
Petrosani nach Targu-Jiu beginnen. Als zweiter Verbindungsweg mit 
Siebenbürgen ist eine Bahn von Kronstadt nach Nehoiasi geplant. 

Für die Methoden, die bisher mit Siebenbürgen nur durch die Strecke 
über den Ghimespaß nach Palanca verbunden war, sind zwei neue Linien 
vorgesehen, und zwar eine von Dorna-Vatra nach Ilva Mare, die andere von 
Paseani-Targu-Xeamt-Toplita. die eine durchgehende Verbindung von Ki- 
schineff über Jassy nach Klausenburg und Groß-Wardein herstellen soll. 

Besonderes Augenmerk will die Regierung auif den Ausbau des unter 
russischer Herrschaft vernachlässigten bessarabischen Bahnnetzes und 
seiner Verbindung mit der Moldau legen. Fast fertiggestellt ist die Linie 
Zerleni—Basarabeasca, im Bau befindlich ist ferner die Strecke Bacesti— 
Roman. Innerhalb Bessarabiens sollen die bisher ohne jede Bahnverbin¬ 
dung befindlichen Distriktshauptstädte Iiotin, Soroea, Orhei und Ismail 
mit dem bestehenden Netz verbunden werden. 

In der Dobrudscha wird an der Fertigstellung der schon seit mehreren 
Jahren begonnenen Strecke Tuleea-Ester gearbeitet. 

Die durch den Flieden von Trianon gegen Ungarn gezogene Grenze 
hat die Verbindung zwischen Arad nach Großwardein durchschnitten, die 
Regierung will daher zwischen beiden Städten auf rumänischem Gebiet das 
fehlende Verbindungsstück neu herstellen. 

Die geschilderten Bauten sollen das Programm für die .nächsten fünf 
Jahre darstellen. 

Da es sich bei den geplanten Bauten um verhältnismäßig kurze 
Strecken handelt, kann bei ungestörter Arbeit trotz schlechter Finanzlage 
des Staats mit ihrer Vollendung innerhalb von 5 Jahren wohl gerechnet 
werden. 


Die 24-Stundenzeit in der Tschechoslowakei. Die Einführung der 
24-Stundenzeit in der Tschechoslowakei ist beschlossen worden. Die neue 
Zeiteinteilung ist gleichzeitig mit der Sommerfahrordnung am 1. Juni 
in Kraft getreten und zwar von Mitternacht bis Mitternacht. 


Eine Eisenbahnanleihe in Chile. Durch Gesetz vom 25. März 1921, 
veröffentlicht im Diario Oficial vom 5. April 1921, ist die Regierung er¬ 
mächtigt worden, von der durch den Kongreß genehmigten Eisenbahn¬ 
anleihe von 5 Millionen Pfund Sterling (gleich 135 Millionen Pesos) 
einen Teilbetrag in Höhe von 50 Millionen Pesos für die Ausbesserung 
der bestehenden und Erbauung von nexien öffentlichen Landstraßen zu 
verwenden. 

Mit dieser Geldabzweigung wird der Zweck verfolgt, den zahllosen 
Arbeitslosen im Lande Arbeit und Lebensunterhalt zu verschaffen. 
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Zur Wiederauffüllung der für Eisenbahnzwecke unentbehrlichen 
Summe von 5 Millionen Pfund Sterling wird die Regierung durch das 
neue Gesetz vom 25. Februar 1921 gleichzeitig ermächtigt, eine neue An¬ 
leihe in Höhe von 2 Millionen Pfund Sterling aufzunehmen. 


Über den Verkehr auf dem Dortmund-Ems-Kanal 1 ) im Jahr 1920 ent¬ 
nehmen wir der Zeitschrift Glückauf Nr. 21 vom 21. Mai 1921 folgende 
Angaben: 

Während i. J. 1919 1 436 666 t Güter befördert wurden, hatte der Ver¬ 
kehr i. J. 1920 einen Umfang von 1 847 214 t, die Steigerung betrug mithin 
410 548 t oder 28,58 %. Der Umfang des Verkehrs des Jahres 1913 mit 
4 268 707 t ist jedoch noch lange nicht erreicht, es wurden befördert: 


im Jahr 

zu Berg 

i 

zu Tal 

insgesamt 

! 

t ! 

t 

i t 


1913 . . . 

2 222929 

2045 778 

4 268 707 

1920 . . . 

. ' 889 353 

957 861 

1 847 214 


Von den insgesamt beförderten Gütern gingen 


im Jahr 

zu Kerg ! 

| % | 

zu Tal 

% 

im Jahr 

zu Berg 
°/0 

zu Tal 
% 

1913 .... 

1 52,c; 

47,93 

1917 .... 

48,58 

61,42 

1914 .... 

! 62,17 

47,83 

1918 .... 

46,28 

63,72 

1915 ... 

62,41 

37,59 

1919 .... 

45,79 

54,21 

1916 .... 

55,9$ 

44,0*2 

1920 .... 

48,15 

51,85 


Vor dem Krieg kam dem Verkehr zu Bei’g die größere Bedeutung zu. 


Von den beförderten Gütern waren: 


kanalabwärts: 


im Jahr 

Kohle 

Eisen und Stahl 

andere Güter 

j zusammen 


t 

i 

i t 

t 

j t 

1919. 

600 298 


1 146664 

778 768 

1920 . 

767 200 


; 113411 

967 861 



1! 

i 


kanalaufwärts 

: 


im Jahr 

Erz 

Holz 

Getreide 

Sand und 
| Steine. 

ander© 

| Güter 

| zusammen 

! 

t 

! * 

| t 

t 

t 

i 4 

1919 . . 

1 280 997 

14 296 

68 450 

33 238 

260 917 

! 657 898 

1920 . . 

! 545 350 

45100 

22 400 

29000 

247 503 

1 889 353 


*) Yergl. Archiv für Eisenbahnwesen 1920 S. 953. 
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Von der Verkehrs Zunahme im Jahr 1920 gegen das Vorjahr von 
410 548 t kamen auf den Verkehrzu Tal 179 093 t, auf den Verkehr 
zu Berg 231 455 t. Im Talverkehr sind rund 167000 t Kohle und rund 
45 000 t Eisen und Stahl mehr befördert worden. Der Bergverkehr zeigt 
eine Zunahme von rund 264 000 t Erz und 31 000 t Holz, dagegen ist die 
Getreidezufuhr um 36 000 t zurückgegangen. 

An F ahrzeugen haben auf dem Dortmund-Ems-Kanal verkehrt: 



19 19 

1920 

kanalab wärts: 

t.* 


_ , , 1 beladen. 

Frachtschiffe ^ leer 

. . 2 268 | 

2 740 

. . i‘ 1447 

1750 

Schlepper. 

. . ! 1 427 

1500 

Personenschiffe. 

• • 739 

1 470 

kanalaufwär ts: 

I 


„ , , l4l( , ( beladen. 

. . I 2 427 

2 800 

Frachtschiffe | lppr 

. . 1 2 126 

2150 

Schlepper. 

996 

1230 

Personenschiffe. 

. . 710 

1 460 

insgesamt: 

i 1 


„ . . ( beladen. 

. . 4 695 

| 5 540 

Frachtschiffe \ ]ppr 

3 573 

3 900 

Schlepper. 

. . 2 423 

1 2730 

Personenscbilfe. 

. . 1 1 449 

i 2 930 


Die Einnahmen u n d A u s g a b e n der Kanalverwaltung waren 
folgende: J — 


1 

19 19 

1920 



r. H 

Einnahmen: 

l 1 


Kanalabgaben . 1 

sonstige Einnahmen . 

580 999 
! 129 960 

1 282 611 

1 501 321 

zusammen. 

710 959 ! 

2 783 932 

Ausgaben: 

1 

J 

persönliche Ausgaben . ..1 

sächliche Ausgaben. 

' 217 873 

| 3 369 769 

626449 
j 6 194 185 

zusammen. 

1 3 577 642 

1 6820 634 


Die gewaltige Steigerung der Einnahmen im Jahr 1920 gegen das Vor¬ 
jahr ist durch die Erhöhung der Tarife sowie die erstmalig für das Jahr 
1918 gezahlten Zuschüsse der Garantieverbände von rund einer Million M 
verursacht. Die Ausgaben sind infolge der allgemeinen Steigerung 
der Material- und Instandsetzungskosten, der Erhöhung der Löhne usw. 
ebenfalls bedeutend vermehrt, sie betragen im Jahr 1920 beträchtlich mehr 
als das Doppelte der Einnahmen, so daß das geldliche Ergebnis 
des Kanalverkehrs nicht als befriedigend bezeichnet werden kann. 


Difitized 


bv Google 


Original ffom 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 





















Kleine Mitteilungen. 


859 


Indien im Jahre 1918.0 2 ) 

1. 


Staitseieenbahnen und staatliche Kleinbahnen 
auf Java. 


Mittlere Betriebslänge . . . 

Verwendetes Anlagekapital 
auf 1 km Bahnlänge . . 

Betriebseinnahmen . . . . 
auf 1 km Bahnlänge . . 

Betriebsausgaben. 

auf 1 km Bahnlänge . . 

Überschuß. 

auf 1 km Bahnlänge . . 

Verhältnis von * 

Einnahme 

Personenverkehr: 


davon 1. Klasse. 

*• * . 

3. * . 

4. » . 

geleistete Personenkilometer . . 

davon 1. Klasse. 

2 - » . 

3. n . 

4. „ . 

Einnahme: 

fiir Personenbeförderung . . . . 

davon 1. Klasse. 

2 . „ . 

3. * . 

4 * * . 

fiir Gepäckbeförderung . . . . 
zusammen aus dem Personen- 

Gepäckverkehr. 

auf 1 km Bahnlänge . . . . 


und 


eben Kleinbahnen in Niederländisch- 


f-r 

Normalspuri ge ' 

Schmal¬ 


Staatseisenbahnen 

spurige 


und staatliche 

staatliche 

1 

Kleinbahnen 3 ) 

Kleinbahnen 3 ) 

km 

i 

2 609 

83 

r> 

2608 

8.3 

tt. | 

268196 302 

1 506 997 

p 

102949 

18157 

P 

43 641666 

331 366 

P 

17 401 

3 992 

p 

27 745 883 

195 536 

p 

11063 

2 356 

n 

15895 770 

135 830 

•n 

6 338 

1636 

% ; 

63,58 

59,oi 

j 

zahl 

1 

49920434 

1569116 

P 

314670 

— 

p 

1518 074 

12982 

P 

47 495 821 

1 556 134 

p 

591 869 

— 

P 

1433737 515 

17 133712 

" 1 

18859 125 

— 

I 

P 

65 112 136 

268 170 


1 344 340765 

16 865 542 

r» 

5 425 489 

— 

ti. 

16 969 393 

222 498 

P 

851 492 

— 

1 

1804 125 

8 960 

n 

14 283 260 

213 538 

p 

27 516 

— 

p 

1 363 224 

286 

n 

17 332617 i 

222 784 

n 1 

! 6911 1 

. 

2684 


1) Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1921, S. 288 ff. Die Staatseisenbahnen in 
Niederländisch-Indien in den Jahren 1915 bis 1917. 

2) Die nachfolgenden Angaben sind entnommen aus dem amtlichen Bericht: 
Verslag der Staatsspoor- cn Tramwegen in Nederlandsch-Indiö over het jaarl9J8, 
Deel I, Weltevreden 1920. 

3 ) Die in dem Bericht als „normalspurig“ bezeichneten Staatseisenbahnen 
und Kleinbahnen haben eine Spurweite von 1,067 m; die Spurweite der schmal¬ 
spurigen Kleinbahnen auf Java beträgt 0,60 m. 
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Güterverkehr: 

beförderte Gütertonnen.Anzahl 

davon Eil- und Frachtgut. „ 

frachtfreies Gut. „ 

gefahrene Gütertonnenkilometer ... „ 

davon Eil- und Frachtgut. „ 

frachtfreies Gut. „ 

Einnahme für die Beförderung von: 

Expreßgut.fl. 

Eil- und Frachtgut. „ 

Leichen, lebenden Tieren und Fahr¬ 
zeugen . „ 

zusammen aus dem Güterverkehr . . „ 


auf 1 km Bahnlänge. „ 

Sonstige Einnahmen. 

auf 1 km Bahnlänge . 

Es betrug: 

die durchschnittliche Fahrt: 

für 1 Person.km 

„ 1 t Gut. 

der durchschnittliche Ertrag: 

für 1 Person.fl. 

r 1 t Gut. 

* 1 Personenkilonieter. c 


* 1 Gütertonnenkilometer . 


Normalsp urige 
Staatseisenball neu 
und staatliche 
Kleinbahnen 

Schmal¬ 

spurige 

staatliche 

Kleinbahnen 

6 683 035 

108130 

6128 682 

101 789 

554 353 i 

6 341 

573 920 750 

1934 858 

533 506135 

1 799 554 

40 414615 

136 304 

1 259 672 

_ 

21 875 671 

j 

104 403 

1 406036 j 

— 

23 541 379 1 

104 403 

9 386 

1258 

2 767 659 f 

4 179 

1 104 

i" ' 

50 

1 29 

11 

87 

i 

18 

1 

0,34 

0,14 

3,57 

1,03 

!. ' i,j 

1,3 

4,1 

5,8 


2 . 

Staatselsenbahnen und staatliche 
Kleinbahnen auf Sumatra. 


Betriebslänge am Ende des 
Berichtsjahrs. 

Mittlere Betriebslänge . . . . 

Verwendetes Anlagekapital . 
auf 1 km Bahnlänge . . . 

Betriebseinnahme. 

auf 1 km Bahnlänge . . . 

Betriebsausgabe. 

auf 1 km Bahnlänge . . . 

Uberschuß. 

auf 1 km Bahnlänge . . . 

Verhältnis von . . 

Einnahme 


kin 


fl. 


% 


i Staats- 

Staatliche Kleinbahnen 

1 

eisenbahneu 

in Südsumatra 

in 

in West- 
sumatra 1 ) 

Palem- 
banglinie l ) 

Lampong- 
! linie 1 ) 

Xordsumatra 

(Atjeh- 

kleinbahn)*-) 

245 

152 

i 77 

511 

245 

1 152 

76 

511 

29 626 309 

17 429 313 | 

21699326 

120924 


76 444 

42269 

3 412 489 

488 506 

176 426 i 

1 233 435 

13 929 

3214 

! 2321 1 

2419 

1 991 250 

| 397 108 

137 393 1 

1011721 

ij 8128 

2613 

1808 j 

1984 

1 421 239 

91398 

1 39 033 , 

1 221714 

5 801 

| 601 

513 i 

| 435 

58,35 

81,29 

77,87 

82,02 


l ) Spurweite 1,067 m. — 2 ) Spurweite 0,75 m. 
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I 




Staats- 

Staatliche Kleinbahnen 

Personenverkehr: 


eisenbahnen 

in 

[ West- 
sumatra 

in Süd Sumatra 
Palom- 1 Lampong- 
banglinie i linie 

in Nord- 
j Sumatra 
(Atjeh- 
1 kleinbahn) 



; 

—- - 


beförderte Personen . . Anzahl 

3 487 266 

161 887 

268 043 

3 027 837 

davon 1. Klasse .... 

V 

66361 

1469 

1671 

41236 

2 - „ .... 

n 

3 430 906 

| 9 303 

256 372 

94 564 

3. ..... 



151115 

— 

2892037 

geleistete Personenkm . . 

r> 

69 198 362 

9 627 601 

4809 699 

63 903244 

Einnahme: 

für Personenbeförderung . 

fl. 

• 

809 776 

171696 

91 905 

712 393 

davon 1. Klasse .... 

yy 

43 382 

10 431 

1895 

51 126 

2 - „ .... 


766 394 

31 732 

90010 

69 652 

B. » .... 

i» 

— 

129 533 

— 

591716 

für Gepäckbeförderung . 


8027 

3173 

1560 

14 631 

zusammen aus dem Personen- 



j 



und Gepäckverkehr . . 


817 803 

174 869 

93 465 

727 024 

auf 1 km Bahnlänge . . . 

7 > 

3 338 

1 151 

1 

1230 

1426 

Güterverkehr: 



1 



beförderte Gütertonnen Anzahl 

803669 

77 814 

30 344 , 

350 270 

davon Eil- u. Frachtgut 

* 

710 136 

77 814 

30344 

205 926 

frachtfreies Gut 

* 

93434 

v — 

— 

144 344 

gefahrene Tonnenkm . . 

* 

82 317220 : 

11000462 

1134 100 

22363195 

davon Eil- u. Frachtgut 


77 272171 | 

11000462 

1 134 100 

14 430 415 

frachtfreies Gut 

* 

6046049 

; — 

— 

7 932 780 

Einnahme für die Beförderung 
Expreßgut. 

von: 

fl. 

1 j 

14 100 

! 1 

2 122 

1639 

1923 

Eil- und Frachtgut .... 


1 2 086 914 | 

292 283 

60829 

372 200 

Leichen, lebenden Tieren 


i ! 



j 

und Fahrzeugen . . 

r> 

9 624 j 

3 397 

1 155 

1 71401 

zusammen a. d. Güterverkehr 

n 

2109638 

297 803 

63 623 

; 445 524 

auf 1 km Rahnlänge 

n 

8611 

1959 

837 | 

874 

Sonstige Einnahmen . 

r> 

485 047 

15 834 

19 338 ; 

60 887 

auf 1 km Bahnlänge . . . 

n 

1980 

104 

254 

119 

Es betrug: 


1 

j 

i 


die durchschnittl. Fahrt: 
für 1 Person . 

km 

n; 

46 

18 

21 

, 1 t Gut . 


109 1 

141 

37 

70 

der durchschnittl. Ertrag: 


1 

i 



für 1 Person . 

fl. 

> 0,23 

1,04 

0,35 

0,23 

, 1 t Gut . 

r> 

2,93 

1 3,80 

2,06 

2,19 

n 1 Personenkm . . . 

c 

1,37 

1 

1,77 

1,93 

1,11 
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Rechtsprechung und Gesetzgebung. 

Rechtsprechung. 


Rechtsgrundsätze aus den Entscheidungen des Reichsgerichts 1 ). 

Bürgerliches Recht 
Bürgerliches Gesetzbuch §§ 906, 1004. 

PreuBisohes Gesetz Uber Kleinbahnen und PrivatanschluBbahnen vom 28. Juli 1892. § 17. 

Erkenntnis des Beichsgerichts vom 16. Dezember 1919. 
Entscheidungen Bd. 97, S. 290. 

Ersatzpflicht des Bauunternehmers für den während der Bauzeit einer Kleinbahn durch Funken¬ 
flug verursachten Sachschaden auch ohne den Nachweis eines Verschuldens. 

Das preußische Kleinbahngesetz ordnet in § 17 eine besondere Fest¬ 
stellung des Bauplans durch die genehmigende Behörde an, vor welcher 
der Bahnbau regelmäßig nicht begonnen werden darf. 

Eine solche behördliche Gestattung hat aber ohne weiteres die Wir¬ 
kung, daß die in der Benutzung ihrer Grundstücke beeinträchtigten 


J ) Entscheidungen des Beichsgerichts in Zivilsachen, Bände 96 bis 100. 
Leipzig, Veit & Co. Vergl. zuletzt Archiv für Eisenbahnwesen 1920, S. 714 und 
1921, S. 676. 

Von den in den Bänden 96 bis 100 abgedruckten Entscheidungen sind im 
Archiv für Eisenbahnwesen bereits veröffentlicht die Erkenntnisse: 


vom 

16. Juni 

1919 (Entsch. Band 

[ 96, S. 

124) im Jahrg. 

1920, 

Heft 

1, 

S. 

100 


26. Oktober 

1919 ( 

TT 

tt 

97, „ 

16) 

TT 

TT 

1920, 

TT 

3, 

TI 

468 

V 

6. November 

1919 ( 

TT 

*7 

98, „ 

160) 

TT 

TT 

1920, 

TT 

3, 


46» 

n 

13. Januar 

1920 ( 

5? 

TT 

98, „ 

31) 

TT 

TT 

1920, 

TT 

3, 

TT 

471 


17. Juni 

1920 ( 

n 

TT 

99, „ 

274) 

TT 

TT 

1920, 

TT 

6 , 

TT 

1283 

*> 

30. Juni 

1920 ( 

n 

TT 

99, * 

245) 

TT 

TT 

1920, 

TT 

6 , 

T? 

1281 

TT 

8. Juli 

1920 ( 

tt 


99, „ 

26) 

TT 

TT 

1920, 

TT 

6 , 

TT 

1288 

T» 

12. Juni 

1920 ( 

V 

v 

100, „ 

60) 

«T 

*T 

1921, 

TT 

1, 

T? 

237 

V 

21. Juni 

1920 ( 

TT 

v 

99, „ 

227) 

TT 

TT 

1921, 

TT 

1, 

TT 

234 

V 

7. Juli 

1920 ( 

TT 

77 

99, „ 

260) 

TT 

TT 

1921, 

TT 

1, 

TT 

240 


29. September 

1920 ( 

TT 

n 

100, „ 

83) 

TT 

TT 

1921, 

TT 

2, 

TT 

472 


6. Oktober 

1920 ( 

tt 

TT 

100, „ 

103) 

tt 

TT 

1921, 

TT 

3, 

«T 

673 

„ 

21. September 

1920 ( 

tt 

TT 

100, * 

129) 

TT 

TT 

1921, 

TT 

3, 

TT 

675 


22. Oktober 

1920 ( 

TI 

TT 

100, „ 

134) 

T? 


1921, 

TT 

3, 

TT 

679 


Diese Erkenntnisse sind daher in der Zusammenstellung nicht berücksichtigt. 
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Anlieger in der Ausübung der ihnen nach den §§ 906, 1004 BGB. zu¬ 
stehenden Eigentumsbefugnisse beschränkt werden, indem ihnen nicht 
die Klage auf Beseitigung oder Unterlassung der Beeinträchtigung, son¬ 
dern nur die auf Leistung von Schadensersatz gegeben ist (vgl. RGZ. 
Bd. 59 S. 70). Diese Rechtslage tritt sonach bereits zugunsten dessen 
ein, der den Bau der Kleinbahn ausführt, mag es der Eisenbahnunter¬ 
nehmer selbst oder ein von ihm damit betrauter Bauunternehmer sein. 
Da also während der Bauzeit auch die Beklagte, der Bauunternehmer, 
jene bevorzugte Rechtsstellung innehatte und vor Klagen gemäß § 1004 
BGB. geschützt war, entspricht es der allgemeinen Erwägung, die die 
Rechtsprechung zur ersatzweisen Gewährung eines Anspruchs auf Schad¬ 
loshaltung auch ohne Verschulden des Schädigers bestimmt hat, 
diesen auch in der Richtung gegen den Bauunternehmer, die Beklagte, 
zuzulassen. 

Die Gedankenverbindung mit § 1004 BGB. bestätigt die Annahme, 
daß die Beklagte zu Recht verklagt ist, ferner auch unter dem Gesichts¬ 
punkt, daß sie als Störer im Sinn jener Gesetzesvorschrift erscheint, und 
somit der negatorische Anspruch, wenn er überhaupt gegeben wäre, sich 
mit gegen sie richten würde. Störer ist in erster Reihe der, der durch 
seine Benutzung des Nachbargrundstücks die Einwirkungen verursacht; 
in Ansehung des Funkenflugs aus Lokomotiven von Bauzügen kommt 
also zunächst die den Bau ausführende Beklagte in Betracht. Auch nach 
der in Staudingers Kommentar zum BGB. Anm. 3b zu § 1004 BGB. ver¬ 
tretenen einschränkenden Auffassung, wonach bei einer in fremdem Auf¬ 
trag verübten Störung die Klage in erster Reihe gegen den Auftrag¬ 
geber zu richten ist und der Beauftragte nur verklagt werden kann, wenn 
durch ihn der Zustand der Beeinträchtigung aufrecht erhalten wird, 
würde im vorliegenden Fall die Beklagte passiv legitimiert erscheinen; 
denn natürlich wollte sie den Verkehr ihrer Arbeitszüge auch nach dem 
Brandunglück fortsetzen. 


Bürgerliches Gesetzbuch §§ 906, 1004. 

Erkenntnis des Reichsgerichts vom 26. April 1920. 

Entscheidungen Bd. 98, S. 347. 

Ersatzpflicht einer bei der Legung eines zweiten Kleinbahngleises lediglich mit der Anfuhr von 
Kies beauftragten Bauflrma für den durch Funkenflug ohne ihr Verschulden angerichteten Schaden. 

Der Kläger war nicht befugt, der Beklagten die Kieszufuhr mit Bau¬ 
zügen zu untersagen und damit die Anlegung des behördlich genehmigten 
zweiten Gleises in Frage zu stellen. Deshalb muß die Beklagte auch in 
erster Linie für den durch Funkenflug angerichteten Schaden einstehen 
und kann nicht die Kleinbahngesellschaft als den allein haftbaren Eisen¬ 
bahnunternehmer vorschieben. Denn für die Rechtslage der Beklagten „ 
gegenüber dem von ihr nach §§ 906, 1004 in seinem Grundeigentum ge¬ 
schädigten Kläger ist es bedeutungslos, daß die Beklagte mit dem eigent¬ 
lichen Kleinbahnbetrieb selbst nichts zu tun und nur als Unterbeauftragte 
der Kleinbahngesellschaft die Anfuhr von Kies für die Gleislegung über¬ 
nommen hatte. Für ihre Schadenshaftung ist es schließlich auch nicht 
entscheidend, ob der Beklagten neben der Kleinbahngesellschaft als Bahn¬ 
unternehmer ebenfalls die Stellung eines selbständigen Betriebsunter¬ 
nehmers zukommt. 


56* 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSfTY OF MICHIGAN 



864 


Rechtsprechung und Gesetzgebung. 


Bürgerliches Gesetzbuch §§ 323, 157, 242. 

Erkenntnis des Reichsgerichts vom 2. Dezember 1919. 

Entscheidungen Bd. 98, S. 18. 

EinfluB der Revolution auf einen w&hrend des Kriegs geschlossenen und nach FriedensschluB 

zu erfüllenden Werkvertrag 1 ). 

Das Berufungsgericht verneint, daß die eingetretene Preissteige¬ 
rung die Beklagte von der Vertragserfüllung befreit, zunächst deshalb, 
weil die Beklagte bei dem Abschluß des Vertrags in der Kriegszeit mit 
steigenden Preisen habe rechnen müssen und auch gerechnet habe. Sie 
habe sich einen Preisaufschlag nicht Vorbehalten und damit das Risiko 
der Preissteigerung auf sich genommen. Diese Erwägung möchte aus¬ 
reichen, die Verpflichtung zur Erfüllung wegen Preissteigerung zu be¬ 
jahen, die auf eine längere als die erwartete Dauer des Kriegs und 
vielleicht auch atif einen anderen als den erhofften Ausgang zurück¬ 
zuführen sind. Sie reicht aber nicht aus und erschöpft die Lage nicht, 
die im wirtschaftlichen Leben zugleich mit den Preissteigerungen durch 
die Ereignisse des November 1918 eingetreten ist und fortbesteht. Die 
durch die Revolution herbeigeführte völlige Veränderung der wirtschaft¬ 
lichen Verhältnisse erfordert zur Entscheidung darüber, ob die Beklagte 
an den Vertrag, obschon er in der Kriegszeit geschlossen ist, bei der 
jetzigen wirtschaftlichen Lage noch gebunden ist, ein Eingehen auf die 
Umstände, unter denen jetzt ein Schiffsbau auszuführen ist und auch 
gleich nach Friedensschluß auszuführen sein wird. Die Beklagte hat 
1916 zur Ausführung des Baus bei normalen Verhältnissen eine Arbeits¬ 
zeit von 8 bis 10 Monaten für ausx*eichend erachtet. Es wird zu prüfen 
sein, ob hierauf bei den infolge der Revolution eingetretenen Änderungen 
auf dem Arbeitsmarkt noch Gewicht zu legen ist Und die damalige Be¬ 
reitwilligkeit der Beklagten zur Ausführung des Baus noch von Be¬ 
deutung sein kann. Der Plinfluß, den die Revolution mit ihren Folgen 
für das Wirtschaftsleben hat, wird im allgemeinen ebenso zu beurteilen 
sein, wie nach der Rechtsprechung des Reichsgerichts die Einwirkung 
des Kriegs auf die von diesem berührten Vertragsverhältnisse beurteilt 
wird. Ob dieser Einfluß von solcher Bedeutung ist, daß er zur Lösung 
des Vertrags führt, ist nach der Lage des Einzelfalls zu entscheiden. 
Hier nun hat die Beklagte unter Beweiserbieten behauptet, daß die Her¬ 
stellung des Dampfers infolge der gesteigerten Lohn- und Stoffpreise, 
statt des vereinbarten Preises von 574 000 jetzt 1 500 000 JL kosten 
würde. Sie sei gezwungen, den Konkurs anzumelden, wenn sie an diesem 
oder anderen ähnlichen Verträgen festgehalten werde. Damit hat die 
Beklagte auf die seit dem Abschluß des Vertrags eingetretene Ände¬ 
rung der wirtschaftlichen Verhältnisse und ihre einschneidende Bedeu¬ 
tung für siel hingewiesen. Hierauf nmßte eingegangen und bei der Er¬ 
heblichkeit der Anführung für die Entscheidung nötigenfalls durch Aus¬ 
übung des Frage rechts auf nähere Angaben hingewirkt werden. Nur 
bei Prüfung der wirtschaftlichen Verhältnisse, unter denen jetzt die Be¬ 
schaffung des Materials und die Arbeitsleistungen für einen Schiffsbau 
zu erfolgen haben, läßt sich entscheiden, ob die Beklagte an den im Jahr 
1916 geschlossenen Vertrag noch gebunden ist, oder ob die jetzt von ihr 
geforderte Leistung nach ihrer wirtschaftlichen Bedeutung eine wesent¬ 
lich andere als die bedungene sein würde. 

*) Vergl. Archiv für Eisenbahnwesen 1921, S. 679. 
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Bürgerliches Gesetzbuch §§ 323, 157, 242. 

Erkenntnis des Reichsgerichts vom 8. Juli 1920. 

Entscheidungen Bd. 99, S. 259. 

Clausula rebu8 sic stantibus 1 ). Zum Begriff der wirtschaftlichen Unmöglichkeit einer Leistung. 

Die sog. clausula rebus sic stantibus ist als allgemeiner Grundsatz 
in das Bürgerliche Gesetzbuch nicht aufgenommen und auch von der 
Rechtsprechung des Reichsgerichts nicht anerkannt worden (vgl. RGZ. 
Bd. 86 S. 398 und die dort erwähnten Entscheidungen). Soweit eine Los¬ 
sagung von Verträgen infolge der durch den Krieg bewirkten Verände¬ 
rung der wirtschaftlichen Verhältnisse gebilligt wurde, geschah dies 
regelmäßig aus der Erwägung heraus, daß mit den wirtschaftlichen Ver¬ 
hältnissen auch die einzelne Vertragsleistung derart verändert wurde, 
daß sie nicht mehr als die beim Vertragsschluß erwartete und gewollte 
eine Leistungspflicht nicht mehr bestehen kann, wenn die Erfüllung 
des Vertrags unter solchen Umständen stattfinden müßte, daß 
Verschiebung durch den Krieg in RGZ. Bd. 94 S. 40 ausgeführt ist. Diese 
Auffassung läuft auf eine Auslegung des einzelnen Vertrags hinaus und 
findet, wie dort hervorgehoben ist, ihre innere Rechtfertigung darin, daß 
eine Leistungspflicht unter solchen Umständen stattfinden müßte, daß 
sie dem, was die Beteiligten vernünftigerweise beabsichtigt haben, nicht 
mehr entsprechen würde, und der Erfüllungszwang mit der durch §§ 157, 
242 BGB. gebotenen Rücksicht auf Treu und Glauben und auf die Ver¬ 
kehrsitte unvereinbar wäre. Daraus folgt aber nicht, daß jede größere 
Umwälzung auf wirtschaftlichem Gebiet, mag sie auch unvorhergesehen 
und unvorhersehbar gewesen sein, dem Vertragsteil, dem sie nachteilig 
ist, das Recht gibt, sich vom Vertrag loszusagen. Im Fall einer Preis¬ 
steigerung, wie sie auch hier in Frage steht, ist ein solches Recht regel¬ 
mäßig, und nicht nur bei Lieferungsverträgen des Großhandels, zu ver¬ 
sagen, es müßte denn sein, daß mit einer außerordentlichen Steigerung 
der Preise eine außerordentliche Einwirkung auf die Verhältnisse des 
betreffenden Vertragsteiles verbunden ist, wie etwa in dem vom Be¬ 
rufungsgericht erörterten Fall, daß die Durchführung eines langfristi¬ 
gen Vertrags infolge der wirtschaftlichen Veränderungen für diesen 
Vertragsteil „geradezu ruinös“ zu werden droht. Das Berufungsgericht 
legt aber in wesentlich tatsächlicher Würdigung aller Umstände dar, daß 
ein solcher Fall nicht gegeben sei. Was die Revision sonst noch geltend 
macht, würde zu dem Ergebnis führen, daß die Lösung eines Vertrags¬ 
verhältnisses immer schon dann verlangt werden könnte, wenn die Fort¬ 
setzung dieses Verhältnisses unter den bisherigen Bedingungen wegen 
der Änderung seiner wirtschaftlichen Grundlagen eine Unbilligkeit für 
den einen Vertragsteil bedeuten würde. Eine so weitgehende Berück¬ 
sichtigung veränderter Verhältnisse ist aber nicht anzuerkennen und, in 
der Rechtsprechung wenigstens, auch nicht anerkannt worden. 

') Yetgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1921, 8. 675. 
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Haftpflichtrecht. 

Reichshaftpflichtgesetz § 1. 

Erkenntnis des Reichsgerichts vom 20. November 1919. 

Entscheidungen Bd. 97, S. 177. 

Inwieweit fallen seelische Einwirkungen eines Betriebsvorgangs unter den Begriff eines Be¬ 
triebsunfalls? 

Nach feststehender Rechtsprechung liegt ein Betriebsunfall im 
8inn des § 1 Haftpflicht.G. dann vor, wenn der Unfall in einem äußeren, 
zeitlichen und örtlichen, sowie in einem inneren Zusammenhang mit 
einem bestimmten Betriebsvorgang steht. Der innere Zusammenhang 
muß ein unmittelbarer sein, braucht aber nicht in der direkten körper¬ 
lichen Einwirkung des Betriebsvorgangs auf den Verletzten zu be¬ 
stehen. Er ist vielmehr insbesondere auch dann vorhanden, wenn ein 
Mensch unmittelbar durch einen Betriebsvorgang in Schrecken gesetzt 
wird, und nun die Schreckwirkung zu einer Schädigung führt, mag dies 
in der Weise geschehen, daß der Erschrockene an einem Nervenleiden 
erkrankt oder mag er, wie in dem vom Reichsgericht im Urteil vom 
14. Oktober 1909 VI 108/09 entschiedenen Fall, unter dem Einflüsse des 
Schieckens eine unzweckmäßige Bewegung vornehmen und hierdurch zu 
Schaden kommen. Anders ist die Sachlage, wenn das Erschrecken nicht 
durch den Betriebsvorgang selbst, sondern erst durch dessen wahrge¬ 
nommene Folgen hervorgerufen wird, wenn z. B. ein im Wartesaal Be¬ 
findlicher hört, daß seine im Zug sitzende Tochter durch einen auf dem 
Bahnhof erfolgten Zusammenstoß erheblich verletzt sei. und er infolge 
dieser Nachricht und des Anblicks der Verletzten in Geisteskrankheit 
verfällt (RGZ. Bd. 68 S. 47). 

In dem jetzt zur Entscheidung stehenden Fall hat der Betriebs¬ 
vorgang das Herankommen des Eilzugs und sein Zusammenstoß mit dem 
Fuhrwerk, ganz unmittelbar durch Erregung von Schreck auf die Frau 
des Klägers eingewirkt. Dabei ist es unerheblich, ob sie sich bei der 
Annäherung des Zuges noch auf dem Wagen befand und im letzten 
Augenblick absprang, oder ob sie schon vorher abgestiegen war und 
neben den Pferden herging, denn in beiden Fällen drohte ihr unmittelbare 
Lebensgefahr. Diese hat sie in Schrecken versetzt und eine Nerven¬ 
erschütterung herbeigeführt. Ob die Verletzte die Pferde früher im 
Stich hätte lassen können, ist für die Annahme eines Betriebsunfalls 
unerheblich; ob aber ein solcher auch dann vorliegen würde, wenn sich 
die Frau bei dem Herankommen des Eilzuges persönlich außer Gefahr 
befunden hätte, jedoch aus Schrecken über den wahrgenommenen Zu¬ 
sammenstoß des Zuges mit dem Fuhrwerk erkrankt wäre, darf dahin¬ 
gestellt bleiben. 


Frachtrecht. 

Internationales Uebereinkommen Uber den Elsenbahnfrachtenverkehr vom 14. Oktober 1890 
Art. 6 (1) Buchst. I, Art. 12 (4), Art. 11 (1), 

Erkenntnis des Reichsgerichts vom 24. Mai 1919. 
Entscheidungen Bd. 96, S. 63. 

Oie Eisenbahn haftet nach dem internationalen Uebereinkommen Uber den Eisenbahnfracht-' 
verkehr bei der Wahl der Routen nur fUr grobes Verschulden. 

Nach der bisherigen Rechtsprechung des Reichsgerichts ist es zu¬ 
treffend, daß die Eisenbahn im internationalen Frachtverkehr mangels 
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besonderer Anweisung des Absenders unter mehreren für die gleiche 
Beförderungsstrecke anwendbaren Tarifen zwar den ihr für den Absen¬ 
der am zweckmäßigsten scheinenden auszuwählen habe, für die Folgen 
ihrer Wahl jedoch nur bei grobem Verschulden hafte (RGZ. Bd. 42 S. 24. 
Urt. v. 10. Juli 1918 I 20/18). 

Über die Höhe der zu entrichtenden Fracht schreibt der Art. 11 
I. Ü. vor, daß die Berechnung der Fracht nach Maßgabe der zu 
Recht bestehenden, gehörig veröffentlichten Tarife erfolgt. Hier wird 
zwischen mehreren für den gleichen Schienenweg anwendbaren Tarifen 
kein Unterschied gemacht, und, streng wörtlich genommen, hätte hiernach 
die Eisenbahn es in ihrer Hand, unter mehreren die gleiche Wegestrecke 
betreffenden Tarifen den ihr genehmen zu wählen, sofern dieser nur den 
Erfordernissen des Zurechtbestehens und der gehörigen Veröffentlichung 
genügt. Dadurch könnten aber die Interessen des Absenders in un¬ 
billiger Weise geschädigt werden, und deshalb erscheint es geboten, die 
Frage im Wege der Analogie zur Vermeidung einer vom Gesetzgeber 
nicht beabsichtigten Härte und zur Ausfüllung einer im Gesetz vor¬ 
handenen Lücke nach den gleichen Grundsätzen zu entscheiden, die 
Art. 6 (1.) Buchst. 1, Int.Frachtüb. für den nahe verwandten Fall der Aus¬ 
wahl unter mehreren Transportwagen ausgesprochen hat. Das führt 
dazu, der Eisenbahn die Pflicht zur Berechnung der Fracht nach dem 
billigsten der mehreren in bezug auf Gefahrhaftung und Lieferfrist 
gleichwertigen Tarife aufzuerlegen, sie aber für die Folgen der Tarif¬ 
wahl nur haften zu lassen, wenn ihr hierbei grobes Verschulden zur 
Last fällt. 


Eisenbahnverkehrsonlmmfl §§ 54 Abs. 2 A, 56, 57, 60 Abs. 1. ' Aul. C Ziff. III. 

Erkenntnis des Reichsgerichts vom 27. September 1919. 

Entscheidungen Bd. 96, S. 277. 

„Unrichtige Angabe“ im Sinn der §§ 57, 60 EVO. 

„Schuhzement“ ist eine aus Petroleumbenzin und Kautschuk be¬ 
reitete Flüssigkeit. Er gehört also zu den in Anl. C der EVO. unter III 
Ziff 2 aufgeführten „Flüssigkeiten“. Nach § 56 der EVO. sind diese nur 
bedingungsweise zur Beförderung zugelassenen Stoffe bei der Inhalts¬ 
bezeichnung im Frachtbrief mit der in Anlage C gebrauchten Bezeich¬ 
nung zu benennen. 

Gegen die Vorschrift des § 56 der EVO. hat die Beklagte dadurch 
verstoßen, daß sie den Inhalt des Fasses im Frachtbrief ohne weiteren 
Zusatz nur als „Schuhzement“ bezeichnet hat, während sie verpflichtet 
war, sich der in Anlage C III 2 bestimmten Ausdrucksweise zu bedienen 
und den Inhalt als „Flüssigkeit, bereitet aus Petroleumbenzin und Kaut¬ 
schuk“, anzugeben. Die bloße Bezeichnung „Schuhzement“ w*ar im Sinn 
der Eisenbahnverkehrsordnung unrichtig, und deshalb greift hier die von 
der Frage eines etwaigen Verschuldens unabhängige Bestimmung des 
§ 57 EVO. Platz, daß der Absender der Eisenbahn für die Richtigkeit und 
Vollständigkeit der in den Frachtbrief aufgenommenen Angaben und Er¬ 
klärungen zu haften und alle Folgen zu tragen hat, die aus unrichtigen, 
ungenauen oder ungenügenden Eintragungen entspringen. 
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Der Absender genügt der Vorschrift des § 56 d Satz 1 EVO., daß er 
in den Frachtbrief die Bezeichnung der Sendung nach ihrem Inhalt auf¬ 
nehmen soll, in der Regel schon dann, wenn er die Sendung mit ihrer 
verkeilrsiiblichen Benennung bezeichnet, mag diese auch mit der Aus- 
drucksweise des Tarifs nicht übereinstimmen, und eine solche handels¬ 
übliche, wenn auch dem Tarif nicht entsprechende Benennung der Ware 
wird im allgemeinen nicht als eine unrichtige im Sinn der Eisenbahnver¬ 
kehrsordnung auf gefaßt werden können (RGZ. Bd. 67 S. 287 flg.: Urt. 
des RG. vom 13. April 1915 II 323/14 Recht 1915 Nr. 1658). Abweichendes 
muß aber gelten für die in § 56 d Satz 3 ausdrücklich einer besonderen 
Regelung unterworfenen Gegenstände der Anlage C, bei denen vor¬ 
geschrieben wird, daß sie im Frachtbrief mit der in Anlage C ge¬ 
brauchten Bezeichnung zu benennen sind. Diese Bezeichnung kann des¬ 
halb allein als die richtige im Sinn der Eisenbahnverkehrsordnung und 
in Ansehung des zwischen dem Absender und der Eisenbahn zustande 
gekommenen Frachtgeschäfts angesehen werden; jede andere Benennung 
der Ware, die deren feuergefährliche Zusammensetzung nicht deutlich er¬ 
kennbar macht, ist, mag sie auch mit der verkehrsüblichen Ausdrucks¬ 
weise im Einklang stehen, unrichtig und geeignet, den im § 60 Abs. 1 a 
EVO. geregelten Anspruch der Bahn auf Entrichtung eines Frachtzu¬ 
schlags zur Entstehung zu bringen. Nur bei dieser Auslegung des Be¬ 
griffs der unrichtigen Inhaltsangabe wird man dem Zweck gerecht, zu 
dem der Frachtzuschlag des § 60 EVO. eingeführt worden ist. Hier hat. 
der Frachtzuschlag, wie dias Reichsgericht bereits mehrfach ausgesprochen 
hat (RGZ. Bd. 47 S. 36 flg. Bd. 64. 286), die rechtliche Natur einer 
Vertragstrafe, deren Verwirkung nach der ausdrücklichen Bestimmung 
des § 60 von einem Verschulden des Absenders unabhängig ist. 


Handelsgesetzbuch § 459 Nr. 4. Eisenbahnverkehrsordmmg § 86 Nr. 4. 

Erkenntnis des Reichsgerichts vom 14. April 1920. 

Entscheidungen Bd. 98, S. 839. 

Sind mit Flüssigkeiten gefüllte Fässer stets als der 6efahr der Beschädigung besonders aus¬ 
gesetzt anzusehen? 

In dem zur Entscheidung stehenden Fall handelt es sich nicht um 
Leckage durch Hindurchsickern durch die Fugen des Fasses, sondern um 
die Gefahr der gänzlichen oder teilweisen Zertrümmerung des Fasses. 
Daß gute und starke Fässer, vorausgesetzt, daß sie ordnungsmäßig ver¬ 
laden und befestigt sind, einer solchen Gefahr in besonderem Maß aus¬ 
gesetzt seien, ist bisher in der Rechtsprechung ,nicht angenommen. Es ist 
zu berücksichtigen, daß gute Fässer auch erheblichen Stößen Widerstand 
zu leisten vermögen und daß sie durch ordnungsmäßige Befestigung vor 
Stößen der daneben liegenden Fässer bewahrt werden können. Wollte man 
der entgegengesetzten Meinung folgen, so würde man zu dem Ergebnis 
gelangen, daß ein recht erheblicher Teil des gesamten Eisenbahngüter¬ 
verkehrs, nämlich alle Versendungen von Petroleum, Schmieröl, anderen 
ölen, Benzin, Sprit, Wein, Bier, Lack, Firnis in Fässern, als einer beson¬ 
deren Gefahr ausgesetzt anzusehen seien. Das entspricht weder der Er¬ 
fahrung des Lebens noch der Willensmeinung des Gesetzgebers. 
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Eisenbahnverfcekrsordnung § 30, Abs. 1, 3 und 4, §§ 35, 54, 96. 

Erkenntnis des Reichsgerichts vom 5. November 1919. 

Entscheidungen Bd. 97, S. 109. 

Keine Haftung der Eisenbahn für Vertust von Gegenständen, die nicht zum Reisegepäck gehören, 
aber in Unkenntnis dieser Tatsache als solches zur Beförderung angenommen worden sind. 

Welche Folgen eintreten, wenn Dinge, die nicht zum Reisebedarf zu 
rechnen sind, als Reisegepäck mitgenommen werden, ist im Abs. 4 des 
§ 30 nur für solche Gegenstände angegeben, die von der Beförderung 
als Frachtgut überhaupt ausgeschlossen sind. Zu diesen Gegenständen 
gehören die in Verlust geratenen Sachen des Klägers nicht. 

In dem die Haftung der Eisenbahn für Verlust, Minderung oder Be¬ 
schädigungen regelnden § 35 ist im Abs. 1 bestimmt: „Für Reisegepäck 
haftet die Eisenbahn, soweit nicht in Abschnitt IV Abweichungen vor¬ 
gesehen sind, nach den Vorschriften über die Haftung für Güter (Ab¬ 
schnitt VIII).“ Schon hieraus ergibt sich, daß sich die Haftung der Eisen¬ 
bahn auf die als Reisegepäck aufgegebenen Gegenstände beschränkt, die 
im Sinn des § 30 Abs. 1 und 3 als Reisegepäck zugelassen sind, und dal* 
sie sich auf solche hierzu nicht gehörigen Sachen, die die Eisenbahn in 
Unkenntnis dieser Tatsache als Reisegepäck annimmt, nicht erstreckt. Es 
behält also auch für die in § 30 Abs. 4 bezeichneten Gegenstände bei den 
daselbst angegebenen Folgen nicht sein Bewenden, vielmehr haftet auch 
bei ihnen die Eisenbahn für Verlust nicht, so daß im dieser Beziehung alle 
nicht als Reisegepäck zugelassenen Gegenstände gleictostehen. 

Ergibt sich schon hieraus der Ausschluß der Haftung des Beklagten, 
so folgt derselbe zugleich aus dem in Abschnitt VIII enthaltenen, von 
der Verwirkung der Ersatzansprüche handelnden § 96. Hier heißt es: 
„Werden Gegenstände, deren Beförderung nach gesetzlicher Vorschrift oder 
aus Gründen der öffentlichen Ordnung verboten ist oder die von der Be¬ 
förderung ausgeschlossen oder nur bedingungsweise zur Beförderung zu¬ 
gelassen sind, unter unrichtiger Bezeichnung aufgegeben..., so ist die 
Haftung der Eisenbahn auf Grund des Frachtvertrags ausgeschlossen.“ 
Berücksichtigt man, daß der nach § 35 Abs. 1 in bezug genommene 
Abschnitt VIII ganz allgemein von der Beförderung der Güter handelt, so 
muß man im Sinn des § 35 Abs. 1 den § 96 dahin auslegen, daß für 
Gegenstände, deren Beförderung als Reisegepäck ausgeschlossen ist, die 
Haftung der E : senbahn auf Grund des Frachtvertrags ausgeschlossen ist. 
wenn sie unter unrichtiger Bezeichnung als Reisegepäck aufgegeben wor¬ 
den sind. Unter unrichtiger Bezeichnung kann ein Gut sowohl dann 
aufgegeben werden, wenn es von der Beförderung ausgeschlossen, wie 
wenn es nur bedingungsweise zur Beförderung zugelassen ist. Es kann 
deshalb dem Kläger darin nicht beigetreten werden, daß die Worte „unter 
unrichtiger Bezeichnung“ sich nur auf die bedingungsweise zur Beförde¬ 
rung zugelassenen beziehen. In der Aufgabe als Reisegepäck liegt eine 
objektiv unrichtige Bezeichnung der Gegenstände, denn dladurch wurde 
ihnen vom Kläger die Eigenschaft von Reisegepäck, d. h. von Gegen¬ 
ständen des Reisebedarfs, beigelegt. 
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Handelsgesetzbuch § 459, Bekanntmachung vom 10. August 1914 (R.-6.-BI. 8. 368), betreffend 

Aufhebung der Lieferfristen. 

Erkenntnis des Reichsgerichts vom 31. März 1920. 

Entscheidungen Bd. 99, S. 17. 

Die Aufhebung der Lieferfristen und deren Folgen für die Haftung der Eisenbahn bei ver¬ 
schuldeter Verzögerung der Beförderung von leicht verderblichem Gut*). 

Krabben sind ein Gut, für dessen Beförderung es auf jede einzelne 
Stunde ankommt, und dessen rechtzeitige Ankunft in Hamburig fiir die Er¬ 
nährung der dortigen Bevölkerung von großer Bedeutung ist Das war der 
Eisenbahnvcrwaltung bekannt. Sie hatte daher auch die Verpflichtung, 
<lie Beförderung so schnell zu bewirken, wie es im ordnungsmäßigen Be¬ 
trieb möglich war. Dabei ist allerdings zu berücksichtigen, daß es sich 
Jim ein Gut handelte, das der Gefahr des inneren Verderbens ausgesetzt 
war. Wenn diese Gefahr sich verwirklichte-, so hatte die Eisenbahn nach 
S 159 Abs. 1 Nr. 4 HGB. an sich nicht für den Schaden aufzukommen. 
Nach Abs. 3 daselbst ist sie von der Haftung aber dann nicht befreit wenn 
der Schaden durch ihr Verschulden entstanden ist. 

Es steht fest, daß die Ware unterwegs irgendwo hegen geblieben 
ist. Ist dies der Fall, so ist sie liegen geblieben, ohne daß Verkehrs¬ 
hindernisse bestanden, die auf die Beförderungsmöglichkeiten einwirkten, 
weil die zuständigen Beamten sich nicht um die Sendung kümmerten. In 
diesem Fall aber ergibt sich das Verschulden des Beklagten ohne wei¬ 
teres. Die Voraussetzungen für den Anspruch sind insoweit also ge¬ 
geben. Die Klägerin macht mit Recht geltend, daß nicht noch die 
weitere Darlegung' einer schuldhaften Handlungsweise notwendig war. 
Es bedurfte auch nicht des besonderen Beweises eines Verschuldens. 
-Schon der Umstand, daß die regelmäßig erforderliche Zeit bei der Be¬ 
förderung erheblich überschritten wurde, läßt nach den Erfahrungen 
des täglichen Lebens darauf schließen, daß die Beförderung schuldhaft 
verzögert ist. Demgegenüber genügt es nicht, daß der Beklagte das 
Vorliegen eines Verschuldens bestreitet, es wäre vielmehr ein substan¬ 
tiiertes Bestreiten, eine Darlegung, welches besondere Hindernis die 
Verspätung verursacht habe, nötig gewesen. 

Dabei ist es gleichgültig, ob die Ablieferung noch innerhalb der 
auf Grund der Eisenbahnverkehrsordnung bestimmten Lieferfristen er¬ 
folgt ist. Diese sind gemäß $ 2 Abs. 4 EVO. durch Bekanntmachung 
vom 10. August 1914 außer Kraft gesetzt. Die Aufhebung ist 
auch nicht etwaausschließlich zum Nutzen d e s F i s k u s 
erfolgt, so daß sie ihn zwar nicht mehr bänden, zu seinen Gunsten 
aber weiter wirkten. Vielmehr ist davon auszugehen, daß es bestimmte 
Lieferfristen nicht mehr gibt. Es ist also für das einzelne Beförde¬ 
rungsgeschäft immer, besonders Hinter Berücksichtigung der Bedürfs 
nisse und Verhältnisse des Verkehrs und insbesondere auch der vor¬ 
handenen Beförderungsmöglichkeiten, zu prüfen, innerhalb welcher Zeit 
die Beförderung eines Guts bewirkt werden muß. Für diese Auffassung 
spricht auch die Erwägung, daß der Krieg zwar naturgemäß große 
Verkehrshindernisse schuf, aber doch andererseits auch besonders drin¬ 
gende Bedürfnisse hervorrief, denen nach Möglichkeit Rechnung getra¬ 
gen worden mußte. 

r > Vergl. hierzu für den Fall der Anwendung des internationalen Überein-, 
kmnmens das Erkenntnis vom 12. Juni 1920 (Archiv für Eisenbahnwesen 1921 
lieft 1. S. 237 und Entscheidungen Bd. 100, S. 50V 
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Hiernach ist also anzunelimen, daß der Schaden von der Eisenbahn 
verschuldet und daher der Anspruch auf Schadensersatz begründet ist. 


Handelsgesetzbuch § 437. Eisenbahnverkehrsordnung § 81. 

Erkenntnis des Reichsgerichts vom 20. Oktober 1920. 

Entscheidungen Bd. 100, S. 162. 

Anspruch des Verfügungsberechtigten gegen die Eisenbahn als Verwahrerin von hinterlegtem 
Frachtgut auf Auslieferung des Guts. Seine Verpflichtung, sich um den Verbleib des Guts zu 

kümmern. 

Wenn die Eisenbahn das Frachtgut nach § 437 HGB., § 81 EVO. 
hinterlegt, so wird der Frachtvertrag beendet, und damit erlischt die 
weitere Verbindlichkeit der Eisenbahn, und der, der nach Frachtrecht 
über das Frachtgut verfügungsberechtigt ist, erwirbt nunmehr einen 
Anspruch gegen den Verwahrer auf Auslieferung des Gutes. 

Wenn die Absenderin die Erteilung eines Frachtbriefduplikats be¬ 
antragt, das Duplikat auch erteilt worden, aber auf dem 
Frachtrief die Erteilung nicht durch Aufdruck des Stempels 
in dem dafür bestimmten Kaum kenntlich gemacht ist, so mußte 
die Beklagte wissen, daß das Duplikat erteilt werden mußte, nach¬ 
dem ein dahingehender Antrag gestellt war; es war also ihre Sache, 
nähere Erkundigungen hierüber einzuziehen, ehe sie die Ware der Ab¬ 
senderin auslieferte. Die Anforderungen, die damit an die Sorgfalt eines 
Lagerhalters gestellt werden, sind nicht überspannt; es lag unter den 
gegebenen Verhältnissen in der Tat die Annahme nahe, daß der Auf¬ 
druck des Stempels durch Versehen unterblieben sei . . . 

Bei der Entstehung des Schadens hat ein eigenes Verschulden des 
Klägers mitgewirkt, das auf ein Viertel bemessen ist. Erst im Sep¬ 
tember 1915 hat sich der Kläger nach dem Verbleib der Ware erkun¬ 
digt; im Dezember 1915 ist über das Vermögen der Absenderin das 
Konkursverfahren eröffnet. Der Kläger hat sich von Januar bis Sep¬ 
tember 1915 tim seine Ware überhaupt nicht gekümmert, obgleich er 
.-doch wußte, daß die Ware an ihn abgesandt war. Ebenso hat er, 
als er im September 1915 den Sachverhalt erfuhr, keinerlei Schritte 
zur Abwendung des Schadens gegen die Verkätiferin unternommen, ob¬ 
gleich solche Erfolg versprachen, da die Geschäftsaufsicht sich der 
Befriedigung zweifelloser Fordeiungen nicht entzogen haben würde. 
Dies untätige Verhalten des Klägers hat zu dem Scbadenserfolge in 
gleichem Maße beigetragen wie das Versehen, der Beklagten. Es er¬ 
schien deshalb angemessen, den Schadensbetrag zwischen den Parteien 
nach Hälften zu teilen. 

Handelsgesetzbuch § 467. Eisenbahnverkehrsordnung §§ 96, 54. 

Erkenntnis des Reichsgerichts vom 9. Oktober 1920. 

Entscheidungen Bd. 100, S. 110. 

Unter welchen Voraussetzungen ist ein Frachtstück als Kostbarkeit im Sinn des § 54 der 
EVO. anzusehen, wenn in ihm aufler Kostbarkeiten auch solche Gegenstände enthalten sind» 

die nicht unter diesen Begriff fallen? 

In Betracht zu ziehen für die Frage, ob der Begriff Kostbarkeit 
gegeben, ist nur das Frachtstück als solches, und es ist nicht, wie im 
Schrifttum vertreten wird (Eger EVO. Anm. zu S 96, Kundnagel 67 
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Anna. 5, Staub § 467 HGB. Anm. 5), ein Unterschied dahin zu machen, 
daß in einem Fall, wo in einem Frachtstück Gegenstände, die für sich 
nicht den Begriff der Kostbarkeit erfüllen, mit Kostbarkeiten zusammen 
verpackt und versandt sind, die Bestimmungen des § 467 HGB., §§ 96, 
54 EVO. die Haftpflicht nur bezüglich der letzteren ausschlössen. Viel¬ 
mehr ist die Haftpflicht in solchem Fall ganz ausgeschlossen, sofern 
der Begriff Kostbarkeit für das Frachtstück als solches zutrifft. Es 
kann daher im gegenwärtigen Fall nicht darauf ankommen, daß die 
101 Yk m Satin für sich wohl den Begriff der Kostbarkeit nicht erfüllen 
könnten, vielmehr steht nur zur Entscheidung, ob der Begriff Kost¬ 
barkeit für das ganze Frachtstück als solches zu bejahen ist. Dies ist 
aber der Fall. Es ergibt sich bei einem Gewicht des Frachtstücks von 
44 kg und einem Gesamtwert von 29 667 ,jt» <.k für das Kilogramm ein 
Wert von etwa 650 dabei hatte das Frachtstück nur den geringen 
Umfang einer flachen Kiste von einem Meter im Geviert. Der Umstand, 
(laß dieser außerordentliche Wertsatz sich nur durch die Valutaverhält¬ 
nisse gebildet hat, ist nicht von entscheidender Bedeutung. Es ist mit 
Rücksicht hierauf jetzt allerdings zu fragen, ob dieser hohe Wertsatz 
im Vergleich zu den Sendungen anderer Waren von gleichem oder an¬ 
nähernd gleichem Umfang und Gewicht, die aus demselben Grunde 
ebenfalls eine große Preisverschiebung aufweisen, gleichwohl noch als 
ein so außergewöhnlicher angesehen w r erden muß, daß er auch in Be¬ 
rücksichtigung der Preisverschiebung bei Absendung nicht ohne weiteres 
zu erwarten war. Diese Frage mußte für das hier in Betracht kom¬ 
mende Frachtstück bejaht werden. 


Öffentliches Recht 
Beamtenrecht. 

Bürgerliches Gesetzbuch § 618. 

Erkenntnis des Reichsgerichs vom 28. Oktober 1919. 

Entscheidungen Bd. 97, S. 48. 

Anwendung des im § 618 B. G. B. ausgesprochenen privatrechtlichen Grundsatzes auf das 

öffentlich-rechtliche Beamtenverhältnis. 

Der Berufungsrichteir stützt sein Erkenntnis auf entsprechende 
Anwendung des § 618 BGB. Die Revision des Beklagten stellt dies 
zur Nachprüfung. Dem Berufungsrichter ist beizustimmen, jedoch, wie 
der erkennende Senat schon wiederholt dargelegt hat, vgl. z. B. die 
Entscheidungen vom 2. Juni 1916 und vom 15. Dezember 1916 III 65/16 
und III 354/16, Leipz. Zeitschr. 1916, Sp. 1102 Nr. 18, 1917, Sp. 740 Nr. 4, 
nicht in dem Sinn, als ob es sich um entsprechende, analoge Anwendung 
des privatrechtlichen § 618 auf das öffentlich rechtliche Beamtenverhält¬ 
nis handle. Der Richter schöpft vielmehr aus Natur und Inhalt des Be¬ 
amtenverhältnisses eine öffentlich rechtliche Rechtsregel, die auf einem 
allgemeinen Rechtsgedanken fußt, der, wie er für das Privatrecht in 
§ 618 ausgeprägt ist, so in Ausfüllung einer Lücke des positiven öffent¬ 
lichen Rechts auch das öffentlich rechtliche Beamtenverhältnis beherr¬ 
schen muß. Es wird also nicht der § 618 angewendet, sondern § 613 
ist nur ein auf anderm Rechtsgebiete gefundener Beleg für das Vor- 
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handensein und die Notwendigkeit des allgemeinen Rechtsgedankens, 
den der Richter selbstschöpferisch in das öffentliche Recht einftihrt und 
nach dessen inneren Eigenarten und Erfordernissen, also unabhängig 
vom Inhalt des § 618, entwickelt, begrenzt und anwendet. 


Unfallfürsorgegesetz für Beamte und Personen des Soldatenstandes vom 18. Juni 1901 § 2 

Abs. 1 Nr. 2 a, § 9. 

PreuB. 6esetz, betr. die Fürsorge für Beamte infolge von Betriebsunfällen vom 2. Juni 1902 

§ 2 Abs. 1 Nr. 2a, § 9. 

PreuB. ßesetz, betr. die Fürsorge für die Witwen und Waisen der unmittelbaren Staatsbeamten 
vom 20. Mai 1882 /1. Juni 1897 § 12 Abs. 1, 3. 

Reichsbeamtenhinterbliebenengesetz vom 17. Mai 1907, § 6. 

Erkenntnis des Reichsgerichts vom 13. Januar 1920. 
Entscheidungen Bd. 97, S. 347. 

Die Rente einer Beamtenwitwe, die mehr als 15 Jahre jünger ist als ihr Mann, nach dem 

Beamtenunfallfürsorgegesetz. 

Sinn und Zweck der Bestimmungen der Beamtenunfallfürsorgegesetze 
zwingen zu dem Schluß, daß die Anwendung der Kürzungsvorschrift 
des § 12 preuß. Gesetzes, betr. die Fürsorge für die Witw'en und Waisen, 
der unmittelbaren Steuerberatung vom 20. Mai 1882 mit den Vorschriften 
des § 2 des preuß. Beamtenunfiallfürsorgegesetzes unvereinbar ist, 
daß vielmehr der um mehr als 15 Jahre jüngeren Witwe des Beamten die 
volle Witwenrente zukommt. 


Steuerrecht. 

ßesetz über die Besteuerung des Personen- und Güterverkehrs vom 8. April 1917 

(RGBl. 8. 329). 

Erkenntnis des Reichsgerichts vom 14. November 1919. 

Entscheidungen Bd. 97, S. 154. 

Zum Begriff der „Schienenbahnen“ im Sinn des Verkehrssteuergesetzes. 

Eino Begriffsbestimmung für den Ausdruck Schieneubahnen ist im 
Wortlaut des Gesetzes und in den veröffentlichten Begründungen und 
Beratungen des Gesetzentwurfs nicht gegeben worden. Wenn daraus, 
daß der Entwurf des Gesetzes die Beförderung auf Schienen- und Seil¬ 
bahnen einbeziehen wollte, bei der Beratung aber die Beförderung auf 
Seilbahnen durch Streichung der beiden soeben her vor gehobenen Silben 
ausgeschieden ist, geschlossen werden soll, daß der Aufzug (es handelt 
sich um den Schandau—Ostrauer Personenaulzug) nicht unter das Ge¬ 
setz falle, so kann dieser Erwägung nicht gefolgt werden. Der Beför¬ 
derungskörper, den man auch Wagen oder Fahrstuhl oder Fahrbühne 
oder Kabine nennen kann, gleitet hier mit Gleitlagern von Phosphor¬ 
bronze zwischen und an zwei seitlichen, senkrecht stehenden Führungs¬ 
schienen aus I-Eisen mit angebolzten Gleitstollen von Weißbuehenholz 
auf und nieder. Allerdings hängt der Wagen an Drahtseilen, die mit 
elektrischer Kraft gezogen werden. Wollte man aber aus diesem 
Grunde die Steuerpflicht verneinen, so müßte man das Verkehrssteuer- 
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gesetz, was sicherlich nicht im Sinn des Gesetzgebers läge, auch auf 
die mit elektrischer Kraft betriebenen Drahtseilbahnen, die alle grund¬ 
legenden Eigenschaften einer Eisenbahn aufweisen (vgl. RGZ. Bd. 86 
S. 95), als nicht anwendbar erklären (vgl. auch Weinbach und Moser, 
Gesetz vom 8. April 1917 § 1 Anm. 9 flg.). Bei dem Ausdruck „Seil¬ 
bahnen“ des Gesetzentwurfs ist vielmehr an Bahnen zu denken, deren 
"Wagen an Seilen, die über die Erde gespannt sind, entlanglaufen. Dazu 
zählen vor allem die Grubenbahnen, bei denen an Seilen kleine Wagen 
laufen (vgl. Weinbach und Moser a. a. O. Anm. 15). 

Aus dem Ausdruck des Gesetzes ist ein zwingender Grund gegen 
die hier fragliche Steuerpflicht nicht zu entnehmen. Der Aufzug er¬ 
reicht im Betrieb nur eine hinauf- oder hinabführende Strecke von 
45 m. Will man demgegenüber betonen, eine Schienenbahn erfordere 
begrifflich, daß dadurch eine Wegestrecke von nicht ganz unbedeutender 
Ausdehnung überwunden werde, so darf man) doch nicht übersehen, daß 
durch Benutzung der Aufzugseinrichtung ein unzweifelhaft nicht ge¬ 
ringer Umweg, den ein Aufstieg auf dem allmählich zur Höhe hinauf- 
fülirenden Fuß- oder Fahrwege darstellen würde, erspart wird, ln 
Rücksicht hierauf erscheint es nicht gerechtfertigt, die Strecke, die der 
Aufzug im Betrieb zurücklegt, als ganz unbedeutend zu bezeichnen, 
und aus diesem Gesichtspunkt zu verneinen, daß es sich um eine Bahn 
handle. Auch Schienen sind hier, und zwar als wesentliche Bestand¬ 
teile der Einrichtung, auf welcher Personen befördert werden, vor¬ 
handen. Am vollkommensten dienen Schienen den an sich möglichen 
Bestimmungszwecken, wenn sie sowohl zum Tragen des Wagens als 
auch zur Minderung von Reibungen sowie endlich zur Führung in ge¬ 
wisser Richtung oder, mit anderen Worten, als Trag-, Lauf- und Leit¬ 
schienen Verwendung finden. Indes genügen Schienen ihrem Zweck schon 
dann, wenn sie im Gebrauch regelmäßig nur nach einer der drei bezeich- 
neten Richtungen wirksam sind. Dies Erfordernis ist hier erfüllt. Im 
Fährbetrieb dienen die zwei, Bestandteile der Beförderungseinrichtung 
bildenden senkrechten Schienen zur Leitung des Wagens, indem sie 
seiner Fahrbahn eine feste Spur, einen bestimmten Halt gewähren. 


Reichsversicherungsordnung § 537 Ziff. 5. 

Erkenntnis des Reichsgerichts vom 27. November 1919. 

Entscheidungen Bd. 97, S. 202. 

Arbeiten zum Bau eines zweiten Gleises gehören zum .versicherungspflichtigen Betrieb der 

Eisenbahn. 

Der Ausbau eines zweiten Gleises auf einer im Betrieb befind¬ 
lichen Eisenbahnstrecke gehört unzweifelhaft zum versicherungs¬ 
pflichtigen Betrieb der Eisenbahn. Dies würde vielleicht schon aus 
der Fassung der Nr. 5 des § 537 RVO. („der gesamte Betrieb der Eisen¬ 
bahnen“) zu entnehmen sein. Eine im Handbuch der Unfallversicherung 
Bd. I S. 147 flg. unter d mitgeteilte Verfügung des Reichsversicherungs¬ 
amts vom 17. Dezember 1907 besagt: „Eine Privatbahnverwaltung 
hatte die Gestellung geeigneter Arbeiter zur Herstellung und Unter¬ 
haltung von Gleisanlagen sowie zu sonstigen Arbeiten einem angeb¬ 
lichen Unternehmer übertragen; dieser war in der Auswahl der Arbeiter 
und in der Bemessung ihres Lohnes durch weitgehende Anordnungen 
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der Bahnverwaltung beschränkt; die Arbeiten geschahen unter der un¬ 
mittelbaren Leitung und Aufsicht eines Bahnmeisters; die Bahn¬ 
verwaltung war zur Entlassung der Arbeiter berechtigt; die Arbeiten 
sind hiernach für einen Teil des Bahnbetriebs erachtet worden.“ Im 
gegebenen Fall ist der Sachverhalt offenbar ganz ähnlich gewesen. 

Wenn noch Zweifel blieben, so ergibt sich aus § 624 RVO., wo 
die Bauarbeiten besonders auf geführt werden, daß sie der Gesetzgeber 
zum Betrieb der Eisenbahnen rechnet, und daß das Reich oder der 
Bundesstaat auch für sie Träger der Versicherung sind, wenn der Be¬ 
trieb für ihre Rechnung geht. Davon, daß die von Ph. auszuführenden 
Bauarbeiten von dem eigentlichen Betrieb der Eisenbahnen losgelöst 
gewesen seien, kann keine Rede sein. Sie blieben Eisenbahnbauten, die 
für Rechnung des Beklagten gingen. 

In der Entscheidung IV 348/17 vom 19. November 1917 hat das 
Reichsgericht bereits angenommen, daß die Vornahme von Gleis¬ 
ausbesserungsarbeiten zum versicherungspflichtigen Betrieb der Eisen¬ 
bahn gehöre. Dies ist auch für Arbeiten zum Bau eines zweiten Gleises 
zu bejahen (vgl. auch RGZ. BcL 74 S. 222). 


Gesetzgebung. 


Deutsches Reich. Gesetz vom 11. April 1921, betr. Änderungen in 
der Unfallversicherung. 

(Reiehs-Verkehrsblatt S. 239. R.-G.-Bl. S. 467.) 
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(Reichs-Verkehrsblatt S. 243. R.-G.-Bl. S. 472.) 
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(Reichs-Verkehrsblatt S. 267. R.-G.-Bl. S. 711.) 

Verordnung der Reichsregierung vom 29. März 1921 
über die Gewährung von Zuschlägen zu den Vergütungen an 
^Kleinbahnen für Leistungen im Postbeförderungsdienst. 
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den Übergang der Binnenschiffahrtsangelegenheiten in den Ge¬ 
schäftskreis des Reichsverkehrsministers. 
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Republik Österreich. Verordnung des Bundesministeriums 
für Verkehrswesen vom 13. Mai 1921, betreffend Ände¬ 
rungen in den Grundlagen des Personen- und Gepäcktarifs der 
österreichischen Bundesbahnen und der vom Bunde betriebenen 
Privatbahnen, soweit bei diesen der Bundesbahnverwaltung das 
freie Tarifierungsrecht zusteht. 
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Archiv für Eisenbahnwesen. 1921. 57 
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Auf Grund des zustimmenden Beschlusses des Hauptaussehusses des National¬ 
rates vom 12. Mai 1921 (Gesetz vom 13. April 1920, St.-G.-Bl. Nr. 180) werden 
mit Gültigkeit vom 1. Juni 1921 nachstehende Änderungen in den Grundlagen 
des Personen- und Gepäektarifs der österreichischen Bundesbahnen und der vom 
Bunde betriebenen Privatbahnen, soweit bei diesen der Bundesbahnverwaltung 
das freie Tarifierungsrecht zusteht, festgesetzt: 

1. Die Einheitssätze für die Person und das Kilometer für die III. Klasse 
der Personen- und gemischten Züge werden für Entfernungen bis 300 km mit 
72 h, für Entfernungen über 300 km rücksichtlich der diese Grenze übersteigen¬ 
den Kilometerzahl mit 54 h festgesetzt. 

2. Die Fahrpreise für die III. Klasse der Personen- und gemischten Züge 
werden für Entfernungen bis 20 km kilometrisch, für Entfernungen von 21 bis 
50 km nach Zonen von je 5 km und für Entfernungen über 50 km nach Zonen 
von je 10 km für das Zonenende berechnet. 

3. Der Mindestfahrpreis in der III. Klasse der Personen- und gemischten 
Züge beträgt K 6.—. 

4. Die Fahrpreise für die III. Klasse der Personen- und gemischten Züge 
werden derart gerundet, daß auch die Preise für halbe Karten stets auf ganze 
Kronen lauten. 

5. Im Sinn des, § 4 des Gesetzes vom 13. April 1920. St.-G.-Bl. Nr. 180, hat 
der Hauptausschuß des Nationalrates in seiner eingangs angeführten Sitzung das 
Bundesministori um für Verkehrswesen ermächtigt, für die Benutzung von 
D-Zügen jeweils Zuschläge festzusetzen. 

Auf Grund dieser Ermächtigung werden die Zuschläge für die Benutzung 
von D-Zügen bis auf weiteres, unbeschadet der für einzelne solcher Züge schon 
dermalen geltenden besonderen Art der Fahrprcisbereehuung, für die III. Klasse 
für Entfernungen bis 200 km mit K 40, für Entfernungen von 201 bis 570 km 
mit K 80 und für Entfernungen über 570 km mit K 120 bestimmt. Für die 
11. Klasse betragen die Zuschläge das Doppelte, für die I. Klasse das Vierfache 
der Zuschläge III. Klasse. 

G. Für die Benutzung von Luxuszügen werden die doppelten Schnellzugs¬ 
fahrpreise I. Klasse eingehoben. 

7. Die dermaligen Beförderungspreise für Hunde werden auf ganze Kronen 
aufgerundet. 

8. Die Frachtsätze für die Beförderung von Reisegepäck mit Schnellzügen 
werden auf ganze Kronen aufgerundet. Für die Beförderung des Reisegepäcks 
mit D-Zügen werden die doppelten für Personen- und gemischte Züge gültigen 
I' Richtsätze, für die Beförderung mit Luxuszügen die doppelten für Schnellzüge 
gültigen Frachtsätze berechnet. 


Dänemark. Gesetz Nr. 117 vom 11. März 1921, betr. Haftpflicht für 
Schäden beim Eisenbahnbetrieb. 

Gesetzblatt — Lovtidenden — Nr. 11 vom 15. März 1921. S. 194 ff. 

§ 1 . 

AY ird Reisenden oder anderen Personen, für die nicht auf Grund eines 
Dienstverhältnisses zur Eisenbahn besondere Entschädigungsbestimmungen gelten, 
beim Eisenbahnbetrieb ein persönlicher Schaden zugefügt, so haftet die Eisenbahn 
für diesen Schaden nach den Bestimmungen dieses Gesetzes, selbst wenn der 
Schaden auf einen Zufall zurückzuführen ist. Wird festgestellt, daß die zu 
Schaden gekommene Person selbst oder daß eine außerhalb der Eisenbahn 
stehende dritte Person den Schaden vorsätzlich oder durch Unachtsamkeit herbei- 
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geführt hat, so ist die Eisenbahn von der Haftpflicht befreit, es seti denn, daß ein 
Mitversehulden der Eisenbahn nachgewiesen wird. Trifft das Verschulden an 
dem Schaden sowohl den Verletzten als auch die Eisenbahn, so wird nach der 
Beschaffenheit der begangenen Fehler entschieden, ob und in welchem Verhältnis 
eine Entschädigung zu gewähren ist. 


§ 2 . 

Dem Verletzten ist sowohl für die Ausgaben der Krankenbehandlung als 
auch für die Einbuße an Erwerbsfähigkeit, die er infolge des Schadens erleidet, 
bis zum Abschluß der ärztlichen Behandlung, höchstens bis zur Dauer eines 
Jahres Entschädigung zu leisten; dieser Zeitraum kann von der in § 4 bezeich- 
neten Kommission verlängert werden. Sofern angenommen werden kann, daß 
der Schaden auch über diesen Zeitraum hinaus eine Einbuße in den wirtschaft¬ 
lichen Verhältnissen des Verletzten mit sich bringt, hat der Verletzte Anspruch 
auf eine Entschädigung hierfür und zwar entweder in Form einer einmaligen 
Abfindung oder in Form einer wiederkehrenden Vergütung, zahlbar lebensläng¬ 
lich oder für einen gewissen Zeitraum, oder, wenn die Umstände hierfür sprechen, 
auf beide diese Arten. Ferner hann dem Verletzten eine angemessene Vergütung 
zugesprochen werden für Schmerzen, Beschwerden, Mängel und Gebrechen, soweit 
diese auf den ihm zugefügten Schaden zurückzuführen sind. 

§ 3. 

Sofern die Verletzung den Tod zur Folge hat, ist die Eisenbahn ver¬ 
pflichtet, die Ausgaben für ein angemessenes Begräbnis des Verstorbenen zu 
tragen sowie an den Ehegatten und die Kinder, darunter auch Stief- und Adoptiv¬ 
kinder des Verstorbenen, eine Entschädigung für die Einbuße zu zahlen, die sie 
durch den Verlust ihres Versorgers erleiden. Die Entschädigung besteht ent¬ 
weder in einer bestimmten einmaligen Abfindungssumme oder in einer wieder¬ 
kehrenden Vergütung, zahlbar auf Lebenszeit oder für einen gewissen Zeitraum, 
oder in einer Zahlung auf beide diese Arten. 

Wenn andere Personen als Ehegatten und Kinder tatsächlich ganz oder 
teilweise von dem Verstorbenen versorgt worden sind, kann auch in diesem 
Fall eine Entschädigung für den Verlust des Versorgers festgesetzt werden. 

§ 4. 

Die Entschädigung wird in Ermangelung einer gütlichen Einigung durch 
eine Kommission von fünf Mitgliedern festgesetzt, die von dem Minister der 
öffentlichen Arbeiten für jedesmal sechs Jahre ernannt werden. Der Vorsitzende 
soll im Besitz der Eigenschaften sein, die Vorbedingung für die Ernennung zum 
Richter bei einem Obergericht sind, und unter den übrigen Mitgliedern soll eins 
versicherungskundig und eins Arzt sein. Die den Mitgliedern der Kommission 
zustellenden Vergütungen werden durch das Finanzgesetz bestimmt. Die Kom¬ 
mission kann bezahlte Mithilfe annehmen. 

Im Fall einer Verletzung wird als Entschädigung für die Einbuße in den 
wirtschaftlichen Verhältnissen bei voller Erwerbsunfähigkeit ein Betrag von 
höchstens 8000 Kr. jährlich gezahlt und bei geringerer Erwerbsunfähigkeit ein 
dem Grad der Erwerbsunfähigkeit entsprechender Teil dieses Betrags oder aber 
die dementsprechenden Kapitalbeträge. 

Im Fall des Todes des Verletzten soll die gesamte Entschädigung für den 
Verlust des Versorgers den Betrag von jährlich 8000 Kr. oder den dem ent sprechen¬ 
den Kapitalbetrag und die Entschädigung an eine einzelne Person die Hälfte hier¬ 
von nicht übersteigen. Für die Zeit nach dem vollendeten 18. Lebensjahr wird 
für Kinder eine Entschädigung nur insoweit gewährt, als angenommen werden 
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kann, daß sie auch nach Erreichung dieses Alters von dem Verstorbenen zur 
gewöhnlichen Vollondung ihrer Ausbildung unterstützt worden wären; die Ent¬ 
schädigung soll in diesem Fall nicht über den Betrag hinausgehen, den eine 
solche Unterstützung voraussichtlich ausgemacht haben würde. 

Die Kommission kann die von ihr festgesetzten wiederkehrenden Vergütun¬ 
gen innerhalb der angeführten Höchstgrenzen erhöhen oder ermäßigen, wenn die 
Preisverhältnisse nach der Festsetzung erheblich steigen oder fallen. 

Entschädigungsansprüche gemäß den §§ 1—4 können nicht übertragen oder 
zum Gegenstand einer Gläubigerverfolgung gemacht werden. Lebens- und Unfalls- 
verßieherer können als solche für Personenschäden keine Ansprüche gegen die 
Eisenbahn geltend machen und können überhaupt in Entschädigungsansprüche nur 
insoweit und in dem Umfang eintreten, als sie für des Verletzten Kranken¬ 
behandlung und angemessenes Begräbnis Ausgaben geleistet haben. Lebens- oder 
Unfallversicherungen, die zugunsten des Verletzten oder seiner Hinterbliebenen 
abgeschlossen sind, vermindern in keinem Fall deren Ansprüche an die Eisen¬ 
bahn auf Entschädigung für Schäden an der Person. 

Die Entscheidungen der Kommission über die Höhe der Entschädigungen 
sowie darüber, ob ein tatsächliches Versorgungsverhfiltnis nach § 3 Abs. 2 vor- 
licgt, sind endgültig und können vor den Gerichten nicht angefochten werden, 
während diese die Fragen zu entscheiden haben, inwieweit eine Person auf Grund 
des vorliegenden Gesetzes überhaupt einen Anspruch auf Entschädigung hat und 
inwieweit und in welchem Verhältnis eine Herabsetzung der Entschädigung im 
Hinblick auf die Bestimmung im § 1, letzter Satz, stattfinden soll. 

§ 5. 

Für die Vernichtung oder Beschädigung von Handgepäck oder anderem 
Eigentum, das ein Reisender persönlich mit sich führt, kann Entschädigung unter 
den im § 1 angegebenen Bedingungen gefordert werden. Die Bestimmungen im 
§ 4, erster und letzter Absatz, finden sinngemäß Anwendung. 

Die Entschädigung soll jedoch nicht den Betrag von 2000 Kr. für jeden 
einzelnen Reisenden übersteigen. 


§ 6 . 

Der Entschädigungsanspruch soll zur Vermeidung des Ausschlusses sobald 
als möglich bei der Eisenbahnverwaltung erhoben werden, spätestens vier Monate 
nach dem Eintritt des Ereignisses, das den Schaden verursacht hat, oder —sofern 
der Schaden nicht sofort nach diesem Ereignis hervorgetreten ist — vier Monate 
nach dem Zeitpunkt, zu dem der Verletzte oder Entschädigungsberechtigte von 
dem Schaden Kenntnis erhalten hat. Nach Ablauf der genannten Frist kann der 
Entschädigungsanspruch mit Zustimmung des Ministers der öffentlichen Arbeiten 
nur dann erhoben werden, wenn der Beteiligte durch Krankheit verhindert ge¬ 
wesen ist, ihn früher geltend zu machen. 

Sofern zwischen der Eisenbahnverwaltung und dem Entschädigungsberech¬ 
tigten eine gütliche Einigung nicht erzielt werden kann, hat die Eisenbahnverwal¬ 
tung die Sache der Kommission zur Entscheidung vorzulegen. Der Entschädigungs¬ 
anspruch kann auch von dem Entschädigungsberechtigten bei der Kommission ein¬ 
gebracht werden. Wenn die Kommission den Entschädigungsbetrag nach der 
Bestimmung im § 1, letzter Satz, herabsetzt, soll ausdrücklich angegeben werden, 
in welchem Umfang eine Herabsetzung dabei vorgenommen wird. Die gericht¬ 
liche Klage muß spätestens sechs Monate nach dem Zeitpunkt erhoben werden, 
zu dem die Entscheidung der Kommission dem Beteiligten mitgeteilt worden ist; 
andernfalls ist der Anspruch verjährt. 
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§ 7. 

Für Brandschäden, die durch Funken oder glühende Kohlen von einer 
Lokomotive an festem oder beweglichem Eigentum außerhalb der Grenzen der 
Eisenbahn verursacht werden, haftet die Eisenbahn, wenn nicht der Geschädigte 
selbst den Schaden verschuldet oder mitverschuldet hat, in welchem Fall die 
Bestimmungen im § 1, zweiter und dritter Satz, Anwendung finden. 

Für Schäden, die darauf zurückzuführen sind, daß Gegenstände außerhalb 
des Bereichs der Eisenbahn im Widerspruch mit den Bestimmungen angebracht 
wurden, die zum Schutz gegen Feuersgefahr getroffen sind, oder darauf, daß nach 
Beginn des Baues der Bahn Gegenstände angebracht wurden, die die vom Eisen¬ 
bahnbetrieb herrührende Feuersgefahr erhöhen, haftet die Eisenbahn nicht, es sei 
denn, daß ein Fehler von ihrer Seite nachgewiesen wird, in welchem Fall die 
Grundsätze im § 1, dritter Satz, zur Anwendung kommen. 

Für Schäden an Gegenständen, die außerhalb der Grenzen der Eisenbahn 
nach Beginn ihres Baues und unter solchen Umständen angebracht wurden, daß 
die Anbringung nach der Beschaffenheit oder dem Wert der Gegenstände als 
ungewöhnlich angesehen werden muß, wird keine Entschädigung geleistet. 

Für Schäden an Bauten, die nach Beginn des Baues der Bahn aufgeführt 
wurden, wie auch an Gegenständen, die in solchen Bauten angebracht sind, wird 
gleichfalls keine Entschädigung geleistet, es sei denn, daß die betreffenden 
Bauten zu gleichem Verwendungszweck an die Stelle früherer vor Anlage der 
Bahn aufgeführter Bauten getreten sind, oder daß sie gewöhnliche Anbauten oder 
Erweiterungsbauten zu solchen Bauten sind. 

§ 8 . 

Der Entschädigungsanspruch soll bei der Eisenbahnverwaltung sobald als 
möglich und spätestens einen Monat nach Abschluß der Untersuchung erhoben 
werden. Der Anspruch verjährt, wenn die Klage bei den Gerichten nicht binnen 
zwei Jahren nach Eintritt des Schadens angebracht ist. 

§ 9. 

Wenn durch Überfahren von etwas anderem als frei umherlaufenden Tieren 
oder durch andere Betriebsunfälle Schäden an Eigentum verursacht werden, das 
nicht mit der Bahn befördert wird, so finden die Bestimmungen im § 1 sinn¬ 
gemäße Anwendung. 

§ 10 . 

Die Haftpflicht der Eisenbahn für Verlust oder Beschädigung von ab¬ 
gefertigtem Reisegepäck und anderen zur Beförderung angenommenen Gütern oder 
lebenden Tieren regelt sich nach den in den Tarifbestimmungen der zuständigen 
Eisenbahn hierüber enthaltenen Vorschriften, für die Staatsbahnen nach den Vor¬ 
schriften des Gesetzes Nr. 111 vom 13. Mai 1911, betreffend die Tarife usw. der 
Staatsbahnen. 


§ 11 . 

Unter Eisenbahnen im Sinn dieses Gesetzes sind die auf Grund der Gesetze 
über Eisenbahnanlagen gebauten Bahnen zu verstehen, sowie die Staats- und 
Amtseisenbahnen in den südjütländischen Landesteilen. 

§ 12 . 

Das Gesetz Nr. 56 vom 26. März 1898, betr. die Haftpflicht für Schäden beim 
Eisenbahnbetrieb, wird aufgehoben. 
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Sarter, Dr. jur., Geheimer Regierungsrat, Ministerialrat a. D. Jahr¬ 
buch des deutschen Verkehrswesens 1921, mit einer 
Eisenbahn- und Wasserstraßenkarte, in Verbindung mit dem 
Reichsverkehrsministerium und dem Reichspostministerium her¬ 
ausgegeben. 414 S. 8°. Berlin 1921. Verlag für Politik und 
Wirtschaft G. m. b. H., geb. 65 

Der Herausgeber erzählt in dem Vorwort, daß er zu diesem für 
Deutschland ganz neuen Auskunfts- und Nachschlagebuch durch einen 
Vorläufer, das englische Railway Yearbook, angeregt sei, das ihm bei 
einem längeren Aiifenthalt in England wertvolle Dienste geleistet habe. 
Mit Recht bemerkt er, daß unser deutsches Publikum, besonders jetzt 
nach dem Krieg und der Revolution, nur sehr unvollkommen über unsere 
Verkehrsanstalten, ihre Leistungen, ihre Bedeutung für das wirtschaft¬ 
liche Leben unterrichtet sei. Dieser Unkenntnis soll das neue Buch ab- 
lielfen, es will ein zuverlässiger Führer und Begleiter sein, um die 
Kenntnis der Verkehrsanstalten in den weitesten Kreisen zu verbreiten, 
gleichzeitig ein Hilfsmittel für alle, die von den Diensten der Verkehrs¬ 
mittel Gebrauch machen wollen. Das Buch besteht aus einer Reihe selb¬ 
ständiger, in sich abgeschlossener Abhandlungen, die von sachverstän¬ 
digen Männern aus dem praktischen Leben (hauptsächlich der Eisen¬ 
bahn- und der Postbehörden) nach einheitlichen Gesichtspunkten auf 
Grund eines vom Heraiisgeber festgestellten Plans bearbeitet sind. 
Außer den Eisenbahnen, die (S. 1—246) mehr als die Hälfte des 
Buchs in Anspruch nehmen, werden behandelt das Post-, Tele¬ 
graphen-, Fernsprech- und Funkwesen, der Land ver¬ 
kehr (Kraftfahrzeuge), das Landtransport- und Ver¬ 
kehrsgewerbe, die Binnenschiffahrt, die Seeschiff¬ 
fahrt und der Luftverkehr. 

Das Buch will nicht eine wissenschaftliche, am wenigsten eine mit 
der Theorie der Verkehrsmittel sich auseinandersetzende Arbeit sein. Es 
verfolgt ausschließlich praktische Zwecke. Die Verkehrsmittel und Ver¬ 
kehrsanstalten werden dargestellt, wie sie h eute sind, d. li. in der un¬ 
mittelbaren Gegenwart. So werden S. 111 schon die neuen, seit dem 
1. Juni d. J. geltenden Fahrpreise mitgeteilt. Auf die geschichtliche Ent¬ 
wicklung wird hie und da nur soweit Rücksicht genommen, als dies zum 
Verständnis der jetzigen Lage erforderlich ist. Deswegen muß dieses 
Jahrbuch, wenn es Nutzen stiften soll, alljährlich erscheinen, wie das der 
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Herausgeber auch in Aussicht genommen hat. Es wird das nicht aus¬ 
schließen, daß ein großer Teil des Inhalts unverändert bleibt und nicht 
neu gesetzt zu werden braucht. 

Den Wert und die Bedeutung dieses neuen Buchs kann man nur 
würdigen, wenn man es längere Zeit benutzt hat, und zu diesem Zweck 
gehört es eigentlich auf den Schreibtisch eines jeden Verkehrsbeamten. 
Die Kritik kann sich über diesen ersten Jahrgang nur dahin äußern, 
daß die Darstellung knapp und klar ist und daß die einzelnen Bestim¬ 
mungen, soweit viele Stichproben ergeben haben, zutreffend und voll¬ 
ständig wiedergegeben sind. Um dem Leser zu zeigen, was er insbeson¬ 
dere in dem Abschnitt Eisenbahnwesen findet, seien nur einzelne 
wenige Beispiele aufs Geratewohl herausgegriffen. In dem sehr aus¬ 
führlichen Abschnitt 2 (S. 10—55) über die Organisation finden wir 
m. W. zum erstenmal eine vollständige, erschöpfende, bis ins einzelne 
gehende — sogar die Namen und Adressen der Spitzen der Verwaltung 
werden aufgeführt — Darstellung des gewaltigen Organismus der Reichs¬ 
bahnen. In dem Abschnitt Fahrpläne wird nicht nur die Lehre von den 
Fahrplänen kurz und klar dargestellt, sondern auch die Reisedauer vieler 
Züge, Vergleiche mit den früheren Zeiten aufgeführt. Es finden sich 
ferner kurze Auszüge aus der Betriebsordnung und der Verkehrsordnung, 
die Tarife für den Personen- und Gepäckverkehr, für Expreßgut, 
Leichen, lebende Tiere und Güter werden nach den geltenden Bestimmun¬ 
gen unter Anführung der Tarifsätze, sowohl der normalen, als der für 
einzelne besonders wichtige Verkehrsbeziehungen mitgeteilt. Gerade¬ 
zu musterhaft ist z. B. der kleine Abschnitt (S. 192—195), in dem die 
Lehre von den Kostbarkeiten, die in der letzten Zeit soviel Staub auf ge¬ 
wirbelt hat, kurz und klar unter Anführung der wichtigsten Erkenntnisse 
des Reichsgerichts erörtert wird. 

Dem Buch ist eine vortreffliche Eisenbahnkarte im Maßstab von 
1 : 2 000 000 beigefügt, in Rer m. W. zum ersten Mal das deutsche Eisen¬ 
bahnnetz in seinem jetzigen, durch den Versailler Frieden geschmälerten 
Umfang dargestellt wird. Die Direktionsbezirke sind darin farbig be¬ 
zeichnet. Auch die Kanäle und Wasserstraßen werden angegeben. 

Die Ausstattung des Buchs — klarer und übersichtlicher Druck, 
gutes Papier — ist lobenswert. Sie ist insofern auch ganz modern, als 
nicht nur am Schluß und sogar auf dem Schnitt eine große Anzahl von 
geschäftlichen Anzeigen angehängt, sondern auch im Buch selbst zwi¬ 
schen die Textblätter eine Reihe solcher Anzeigen auf buntem Papier 
eingefügt sind. Diese, von Amerika und England uns überkommene 
Sitte entspricht nicht meinem persönlichen — mag sein altmodischen — 
Geschmack, auch stört es, wenn man beim Lesen des Buchs durch der¬ 
artige Anzeigen unterbrochen wird. Die Anzeigenblätter sind so fest 
mit eingebunden, daß man sie nicht, wie bei Zeitschriften, ohne Schä¬ 
digung des Buchs herausnehmen kann. Es ist mir nicht unbekannt, daß 
der Verleger an solchen Anzeigen viel Geld verdient. Aber sollte es — 
desungeachtet — nicht möglich sein, alle Geschäftsanzeigen am Anfang 
und am Schluß eines solchen Buchs zusammenzustellen? Die äußere 
Gestalt würde dadurch sicherlich gewinnen. 

Ich brauche kaum zu sagen, daß ich diesem neuen Auskunfts- und 
Nach8chlagebuch weiteste Verbreitung wünsche in der Hoffnung, daß 
der Plan eines regelmäßig erscheinenden Jahrbuchs sich auch ver¬ 
wirkliche. v. (J. L. 
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Scherls Berliner Kursbuch. Stadt-, Ring- und Vorortverkehr. Bearbeitet 
nach den amtl. Fahrplanentwürfen; gültig vom 1. Juni 1921, 
Berlin, August Scherl, G. m. b. H., 3 JL 

Die bisher bei den Kursbüchern übliche Form der Darstellung eines 
der Personenbeförderung dienenden Zuges mit seinen sämtlichen Ver¬ 
kehrszeiten ist nur auf den Strecken beibehalten worden, auf denen der 
Fahrplan nicht genügend starr ist. Bei dem überwiegend starren Fahr¬ 
plan der Berliner Stadt-, Ring- und Vorortzüge wurde eine bei de» 
Straßenbahnen einiger Städte vereinzelt schon gebräuchliche Dar¬ 
stellungsweise gewählt, die eine wesentlich übersichtlichere Ge¬ 
staltung der Fahrpläne gegenüber der bisherigen Darstellungsweise er¬ 
möglicht. Der neue Fahrplan besteht aus zwei Teilen, der Tabelle der 
„Abfahrts“- und der der „Verkehrszeiten der Züge“. Die Abfahrtszeiten 
sind nur von den Zuganfangsstationen, solchen Unterwegsstationen, wo 
Züge eingesetzt werden oder Seitenlinien abzweigen, und, je nach dem 
verfügbaren Raum, von wichtigen Unterwegsstationen aufgeführt. Die 
meist stündlich wiederkehrenden M i n u t e n Ziffern der starren Pläne 
sind bei jeder Strecke nur einmal in der Tabelle der „Verkehrszeiten der 
Züge“ angegeben. Aus dieser ist die Abfahrtszeit eines Zuges auf den 
nicht besonders aufgeführten Unterwegsstationen und die Ankunftszeit 
am Zielpunkt zu entnehmen. Die unterwegs neu beginnende Stunde 
ist durch den starken Druck der letzten Minutenziffer der Stunde kennt¬ 
lich gemacht. 

Das Nähere ergibt sich aus der nachstehenden Probeseite der Strecke 
Berlin—Oranienburg. 


Werktag * 


19. Berlin—Oranienburg, 

nach Hermsdorf b. Berlin: 


Berlin Stettiner Vorortbf. ab 52Q 6 *o so 60 7 10 

720 00 820 50 950 1050 1160 1220 00 120 50 
220 50 *35 20 85 50 420 85 50 520 85 50 62ß &£ 
7iä bä 8iä SS 912 1012 Sä 1112 1212 

* verkehrt nur Sonnabends 


Sonntags [ 

512 Sä 6*0.50 75 20 50 85 50 95 20 50 10*0 50 
1150 12*0 *50 ISO 50 55 2*5 50 320 50 45 *0 50 
5*0 esä 712 812 Sä 912 Sä 1012 12 1112 Sä 1212 
Außerdem Gesundbrunnen ab 7*i 8*1 in *i 

2 ii 41 


nach Oranienburg 

Berlin Stettiner Vorortbf. ab 512 6*0 oo 750 8*0 


850 950 1060 1150 1260 120 öfi 250 320 

385 60 420 85 50 5*0 50 612 12 712 812 12 
912 1012 1112 1212 


512 10 6*0 60 75 20 50 185 60 96 |20 50 10*0 50 
1160 1220 50 120 50 55 2*5 50 320 50 45 20 $<► 

5*0 612 712 812 12 912 12 1012 12 1112 12 1212 
Außerdem Gesundbrunnen ab 8 « ln *i +211 41 
t nur bis Birkenwerder 


Fahrzeiten 
in Minuten 


6 

12 

15 

19 

24 

27 

31 

36 

42 

45 

49 

54 

59 

64 


Verkehrsseiten der Züge: 


Berlin Stettiner Vorortbf. _ab 


(iesundbrunnen t$ 

Pankow Nordb. 
Schönholz-Reinickendorf 
Reinickendorf-Rosenthal 
Wittenau Nordb. 
Waidmannslust 
Hermsdorf b. Berlin 
Frohnau (Mark) 

Stolpe (Kreis Niederbarniin) 
Hohen-Neuendorf 
Birkenwerder (Bez. Potsdam) 
Borgsdorf 

Lehnitz V 

Oranienburg an 


ft 

10 

20 

35 

45 

50 

65 

11 

16 

26 

41 

51 

56 

1 

17 

22 

32 

47 

67 

2 

7 

20 

25 

35 

50 

0 

5 

10 

24 

29 

39 

54 

4 

9 

14 

29 

34 

44 

59 

9 

14 

19 

82 

37 

47 

2 

12 

17 

22 

86 

41 

51 

6 

16 

21 

26 

41 

an 

56 

11 

21 

26 

31 

47 


2 

17 

27 

32 

37 

50 


5 

20 

30 

35 

40 

54 


9 

24 

34 

39 

44 

59 


14 

29 

39 

44 

49 

4 


19 

34 

44 

49 

54 

9 


24 

39 

49 

51 

59 


J 


Will z. B. ein Reisender werktags vorm, gegen 9 Uhr von Hermsdorf bei 
Berlin nach Birkenwerder fahren, so ersieht er zunächst aus der Tabelle 
der „Abfahrtszeiten“, daß vom Berlin, Stettiner Vorortbhf. ein Zug um 
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8,20 Uhr vorm, nach Oranienburg abgeht; aus der Tabelle der „Verkehrs¬ 
zeiten der Züge“ entnimmt er bei der Minutenziffer 20 die Abfahrt um 
8,51 Uhr vorm, in Hermsdorf b. Berlin und die Ankunft um 9,09 Uhr vorm, 
in Birkenwerder. 

Werktags- und Sonntagsverkehr ist im allgemeinen auf der gleichen 
Seite nebeneinander aufgeführt. Mit Hilfe der neben der Tabelle der 
„Verkehrszeiten der Züge“ angegebenen Tabelle der „Fahrzeiten in 
Minuten“ läßt sich gleichfalls die Ankunfts- und Abfahrtszeit eines 
Zuges leicht ermitteln. 

Die Übersichtskarte auf Seite 2 und das Stationsverzeichnis auf 
Seite 4 und 5 gestatten ein schnelles Aufsuchen eines Fahrplans oder 
einer Station. 

Die Tafeln auf Seite 77 bis 86 „Abfahrt und Ankunft der Fernzüge 
auf den Berliner Fernbahnhöfen“ bilden eine wertvolle Ergänzung des 
Kursbuchs. Die Angabe der Bahnsteige, von denen die Fernzüge ab¬ 
fahren oder auf denen sie ankommen, sowie der Ankunftszeit auf der 
Zielstation bei den von Berlin abfahrenden und der Abfahrtszeit auf der 
Anfangsstation bei den in Berlin ankommenden Fernzügen würde ihren 
Wert noch erhöhen. 

Die neuartige Anordnung des Fahrplans in Scherls Berliner Kurs¬ 
buch bietet zweifellos große Vorteile und kann, wenn sie sich bewährt, 
was die Erfahrung erst zeigen muß, eine wesentliche Umgestaltung der 
bisherigen Fahrplandrucksachen herbeiführen. Infolge der Zusammen- 
drängung der Fahrpläne auf einen viel geringeren Raum — der Umfang 
beträgt gegenüber den gewöhnlichen Kursbüchern nur etwa % — bei 
erhöhter Übersichtlichkeit" werden die Herstellungskosten erheblich herab¬ 
gemindert, was bei den heutigen hohen Löhnen und teuren Papierpreisen 
von großer geldlicher Bedeutung ist. 

Eine versuchsweise Ausdehnung der neuen Darstellungsweise der 
Fahrpläne auf die amtlichen Aushangfahrpläne brächte der Eisenbahn¬ 
verwaltung große Ersparnisse. Auch würde sicherlich vom reisenden 
Publikum eine Verringerung der jetzt großen Zahl der Aushangfahr¬ 
pläne begrüßt. Die gewonnenen Wandflächen könnten anderweitig — 
besonders für Reklamezwecke — nutzbringend verwendet werden. 

Allerdings mutet Scherls Kursbuch dem Reisenden eine gewisse 
Denkarbeit zu, die er aber in Anbetracht der Vorteile — größere Hand¬ 
lichkeit und leichtere Übersichtlichkeit — gern übernehmen wird. Zweck¬ 
mäßiger würde anstelle des Rotationsdruckes Typendruck zu verwenden 
sein, der bei gleichzeitig stärkerer Hervorhebung der Stundenziffern eine 
klarere Darstellung aller Ziffern gewährleistet. Ein Hervorheben wich¬ 
tiger Stationen bei einigen Tabellen der „Verkehrszeiten der Züge“ würde 
die Übersichtlichkeit weiter erhöhen. Störend wirken die im Text ein¬ 
gefügten Anzeigenseiten, die besser an anderer Stelle gebracht würden. 

Scherls Versuch der verkürzten Wiedergabe des Fahrplans ist vom 
Standpunkt des Verkehrs und der Wirtschaftlichkeit recht zu begrüßen. 
Infolge seiner übersichtlichen und geschickten Anordnung wird sich das 
neue Kursbuch rasch einbürgern. Heineck. 
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Strecker, Karl Dr. Jahrbuch der Elektrotechnik. Übersicht 
über die wichtigeren Erscheinungen auf dem Gesamtgebiete der 
Elektrotechnik. Unter Mitwirkung zahlreicher Fachgenossen. 
Achter Jahrgang: Das Jahr 1909. München und Berlin 1920. 
R. Oldenbourg. 42 JL 

Das Jahrbuch stellt sich die Aufgabe, über die wuchtigeren Ergeb¬ 
nisse und Vorkommnisse im Gebiet der Elektrotechnik, soweit solche in 
der Zeitschriftenliteratur enthalten sind, in aller Kürze zu berichten. 
Diese Aufgabe ist glänzend gelungen, was wohl vor allem der Auswahl 
der Mitarbeiter zu danken ist. Vielleicht könnten in späteren Jahrbüchern 
diese Herren in einer besonderen Liste namhaft gemacht werden. Jeder 
Mitarbeiter hat ein Gebiet bearbeitet, in dem er ganz zu Hause ist. Von 
den Zeitschriften konnten wegen der unglücklichen Verhältnisse mehrere 
ausländische nicht berücksichtigt werden. Immerhin ist es gelungen, 
wenigstens die wichtigsten amerikanischen Zeitschriften, so Electric 
Railway Journal, Electrical World, Proceedings of the American In¬ 
stitute of Electrical Ingineers, zu verarbeiten; aber einige deutsche Zeit¬ 
schriften, die gerade das Eisenbahnwesen vorzugsweise behandeln und 
in denen auch die Elektrotechnik zu Worte kommt,, vermißt man, so das 
Organ für die Fortschritte des Eisenbahnwesens, die Verkehrstechnik 
und die Verkehrstechnische Woche. Auch sind die von den elektrotech¬ 
nischen Großfirmen herausgegebenen, regelmäßig erscheinenden Mittei¬ 
lungen, wie die A.E.G.-Zeitung, die B.B.C.-Mitteilungen, nicht berück¬ 
sichtigt. Desgleichen ist die Buchliteratur übergangen. 

Das Jahrbuch enthält zunächst einen allgemeinen Teil, in dem das 
Ausstellungs-, Vereins- und Bildungswesen, Sozialtechnisches, Rechts¬ 
verhältnisse, Technisch-Wirtschaftliches und technische Vorschriften be¬ 
handelt werden. Hierauf folgt der erste Hauptteil, der die Elektro¬ 
mechanik umfaßt und Abschnitte über Elektromaschinenbau, Leitungen, 
Kraftwerke, elektrische Beleuchtung, elektrische Bahnen, Metallbearbei¬ 
tung, Heizen und Kochen enthält. Der folgende Abschnitt, Elektrochemie, 
gliedert sich in Elemente, Akkumulatoren, Galvanotechnik und Elektro¬ 
metallurgie. Es folgt elektrisches Nachrichten- und Signalwesen, um¬ 
fassend Telegraphie, Telephonie, Eisenbahnsignalwesen und Zugdienst, 
Schiffalirts-, Sicherlieits- und Betriebssignale sowie Anzeige- und Meß¬ 
apparate für nicht elektrische Größen. Der letzte Hauptabschnitt enthält 
Angaben über elektrische Meßkunde, Magnetismus, Lichtmessung, Physik 
und Chemie. 

Wie aus obigem hervorgeht, ist das Eisenbahnwesen hauptsächlich 
in zwei Abschnitten vertreten: Elektrisches Voll- und Straßenbahnwesen, 
behandelt von Professor Dr. K u m m e r, sowie Eisenbahnsignalwesen und 
Zugdienst, behandelt von Regierungs- und Baurat Roudolf. Ersterer 
geht insbesondere auf die ausgiebige Literatur über STromsysteme, 
Schüttelschwingungen und elektrische Lokomotiven ein, während Roudolf 
vorzugsweise die Stcllwerksanlagen, Eisenbahnsignale und ihre Beleuch¬ 
tung, die selbsttätigen Signalanlagen, die Block- und Fernsprechanlagen, 
auch sonstige Schwachstromeinrichtungen wie Achsenzähler erwähnt. 

Die Ausstattung des Buchs ist tadellos. Wechmann. 
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Teichmüller, Dr. J. Dipl.-Ing. o. Professor der Elektrotechnik und der 
Lichttechnik an der Technischen Hochschule Karlsruhe. Lehr¬ 
gang der Schaltungsschemata elektrischer 
Starkstromanlagen. 1. Band: Schaltungsschemata für 
Gleichstromanlagen. Mit 27 lithographierten Tafeln, 3 Deck¬ 
blättern und 9 Textabbildungen. Zweite umgearbeitete und er¬ 
gänzte Auflage. München und Berlin 1921. R. Oldenbourg. Ge¬ 
bunden 68 JL 

Schaltpläne erfassen zu können, will gelernt sein. Schwieriger ist 
es, Schaltpläne richtig und zweckentsprechend aufzuzeichnen. In dieses 
Gebiet führt der Verfasser seine Leser, unter denen er sich hauptsächlich 
Studierende denkt, mit großem Geschick ein. Er lehrt, wie man für einen 
bestimmten Zweck die Schaltung entwirft, und untersucht gleichzeitig, 
aus welchen Gründen der Schaltplan gerade so und nicht anders entworfen 
werden muß. Er beginnt dabei mit den allereinfachsten Beispielen von 
Maschinenanlagen, bei denen lediglich eine Nebenschluß- oder eine Doppel¬ 
schlußmaschine den Strom erzeugt, um über verwickeltere Schaltanlagen 
allmählich zur Beschreibung vollständiger Schaltpläne von Großkraft¬ 
werken zu gelangen. In einem Textteil werden dabei alle Schaltbilder 
genau beschrieben, die ihrerseits auf besonders zusammengehefteten 
Tafeln, die bequem neben den Text gelegt w’erden können, aufgezeich¬ 
net sind. 

Eine besondere Kunst des Fertigers des Schaltplans zu einer größe¬ 
ren Anlage besteht darin, daß die Darstellung übersichtlich ist, damit sich 
der Beschauer ohne all zu viele Mühe zurechtfindet. In dieser Hinsicht 
sündigt leider immer noch manches elektrotechnische Entwurfsbüro, das 
zwar die Schaltpläne fehlerlos zeichnet, dabei aber ein Liniengewirr zu 
Papier bringt, aus dem sich ein anderer nur dadurch zurechtfinden kann, 
daß er sich einzelne Teile des Schaltplans besonders herauszeichnet. 
Die Schaltbilder des vorliegenden Lehrbuchs sind von diesem Mangel 
vollständig frei, nur möchte ich vorschlagen, daß der Verfasser in der 
nächsten Auflage gerade auf das Erfordernis einer deutlichen Darstellung 
besonders eingeht und vielleicht auch einmal als abschreckendes Beispiel 
ein Schaltbild der oben angedeuteten, unzulänglichen Sorte seinen Lesern 
vor Augen hält. 

Das Buch ist wie folgt gegliedert: Im ersten Abschnitt w'erden An¬ 
lagen ohne Akkumulatorenbatterien mit einem Stromerzeuger und mit 
mehreren Stromerzeugern verschiedener Schaltart behandelt. Hieran 
schließt sich die Beschreibung von Schaltanlagen mit Akkumulatoren¬ 
batterien, wobei insbesondere auf die Ladung der Batterien Wert gelegt 
ist. Auch die Schaltungen für das elektrische Anlassen von Explosions¬ 
motoren sind erwähnt. Ein weiterer Abschnitt beschäftigt sich mit der 
Spannungsregelung und Pufferung, w r obei auch auf die Regelung der 
Spannung an entfernten Punkten der Leitungen eingegangen ist. Dann 
werden Schaltungen für Dreileiteranlagen, für vereinigte Licht- und 
Kraftanlagen und für Energieverteilung mit Unterwerken vorgeführt. 
Ein besonderer Abschnitt ist den Fernmessungen und Überwachungsvor¬ 
richtungen gewidmet. Kurz sind auch die wichtigsten Schaltungen für 
Hausinstallation erwähnt. In einem zweiten Hauptteil des Buchs sind 
Schaltpläne ausgeführter Anlagen dargestellt, sowohl Zweileiter- als auch 
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Drei lei tersy steme, Bahnkraftwerke, Kraftwerke mit Spannungsteilung 
und dergleichen. Zum Schluß ist die Schaltung der Gleichstromkraft¬ 
übertragung auf größere Entfernung behandelt. 

Der Text ist sehr ausführlich und klar gehalten uud gewährleistet, 
daß jeder Studierende ohne weiteres folgen kann. Die einzelnen Schalt¬ 
bilder sind scharf gezeichnet, einige allerdings sind in einzelnen Bestand¬ 
teilen so klein, daß sie gerade an der Grenze des Erkennbaren liegen. 
Das Buch kann allen Studierenden und jungen Ingenieuren empfohlen 
werden. Wtchmann. 


Pintsch, Julius, Blätter der Erinnerung. (Privatdruck, 1914.) 

Dem dritten Sohn des Begründers der bekannten Gesellschaft sind 
diese bereits 1914 gedruckten, jetzt der Öffentlichkeit übergebenen Blätter 
gewidmet. Von den fünf Brüdern ist Julius Pintsch neben seinem Bruder 
Richard am stärksten in die Öffentlichkeit getreten und wohl am meisten 
von Einfluß auf die Entwicklung des Unternehmens gewesen. Wie der 
größte Teil der deutschen Industrie ist auch die A.-G. Julius Pintsch 
in den 40er Jahren gegründet und spiegelt in seinem Werdegang das 
Aufblühen des deutschen Vaterlands wieder. So beanspruchen solche 
Schilderungen wie die vorliegende (auch wenn sie unter starker Betonung 
des Persönlichen und Familiären verfaßt sind) ein kulturgeschichtliches 
Interesse. Hier trifft dies nicht nur wegen der Darstellung 
einer Entwicklung vom Handwerk zur Großindustrie, sondern 
auch wegen des Gegenstandes des Unternehmens zu. Denn 
die Beleuchtung, das Hauptgebiet der Gesellschaft, steht in 
engem Zusammenhang mit der Kultur eines Volks. Und der 
Leser der Blätter gelangt von dem Talglicht, das) zur Zeit der Begrün¬ 
dung der väterlichen Fabrik noch stark im Gebrauch war, zur Ölbeleuch¬ 
tung, deren Einrichtungen zunächst hergestellt wurden, zur Gasbeleuch¬ 
tung, die mit dem mannigfachen Zubehör 1851 aufgenommen und 1868 auf 
die Eisenbahnwagen erstreckt wurde, zu dem Gasglühlicht, das dem Gase 
zunächst den Wettbewerb mit der elektrischen Beleuchtung ermöglichte 
und ebenfalls durch Pintsch als Beleuchtung für die Eisenbahnwagen 
durchgebildet und eingeführt wurde (1909). Am Schluß sehen wir die 
Firma — der Entwicklung folgend — auch die Herstellung elektrischer 
Lampen aufnehmen. Viele Arbeitsgebiete, die in diesen Kähmen hinein¬ 
gehören, stehen in lebhafter Beziehung zu der Entwicklung Deutsch¬ 
lands zur Großmacht, wie z. B. die Seezeichen und -minen und die ver¬ 
schiedensten Einrichtungen, die durch Schweißung und Lötung — einem 
Sondergebiet des Unternehmens — hergestellt w'erden (z. B. Torpedo¬ 
luftkessel). . — 

Die anspruchslos geschriebenen Blätter bieten nicht nur für den 
Eisenbahner wegen der maßgebenden Stellung der Firma Pintsch auf dem 
Gebiet der Wagenbeleuchtung im In- und Ausland, sondern auch für 
den Kenner der Entwicklung der Reichshauptstadt Interesse; das Berlin 
von Glasbrenner und Kalisch, von Fontane sieht man sich entwickeln zu 
dem heutigen amerikanisierten und sieht den hiermit verknüpften Werde¬ 
gang einer eingesessenen Berliner Familie. Dr. Landsberg. 
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Otto Hübners geographisch-statistische Tabellen aller 
Länder der Erde. Fortgesetzt und ausgestaltet von 
Dr. Franz von Juraschek, weil. Präsident der österreichi¬ 
schen statistischen Zentralkommiesion usw. 66. Jahrgang, 
neu bearbeitet und abgeschlossen im Dezember 1920 von J. von 
Juraschek und Professor Dr. Hermann R. von Schul¬ 
lern. 158 S. Wien 1921. L. W. Seidel & Sohn. Geb. 15 

Es ist höchst erfreulich, daß dieses bewährte, für alle politischen, 
geographischen, volkswirtschaftlichen und statistischen Arbeiten beinahe 
unentbehrliche Hilfsbüchlein nach langer Unterbrechung wieder er¬ 
schienen ist. Die neuen Herausgeber machen in dem Vorwort mit Recht 
darauf aufmerksam, daß bei den noch immer fortdauernden, unklaren po¬ 
litischen und wirtschaftlichen Verhältnissen auf der ganzen Erde es mit 
der größten Schwierigkeit verbunden gewesen ist, einigermaßen zuver¬ 
lässige statistische Angaben aus allen Ländern zu erhalten. Ungeachtet 
aller Bemühungen ist es oft nicht gelungen, genaue Zahlen zu erhalten, und 
das Work weist auch noch manche Lücken auf. Man würde den Heraus¬ 
gebern unrecht tun, wenn man ihnen hieraus einen Vorwurf machen 
wollte, dies um so mehr, als überall, wo solche Unsicherheiten vorliegen, 
ausdrücklich darauf hingewiesen wird. Hätten sie mit der Herausgabe 
einer neuen Auflage warten wollen, bis überall, auf der ganzen Welt 
dauernde Zustände eingetreten sind, so hätten wir noch lange Jahre 
dieses Hilfsmittel entbehren müssen. 

Die Tabellen zerfallen, wie bisher, in 2 Abteilungen, die erste 
(S. 1—74) gibt Auskunft über den Flächeninhalt, die Bevölkerung im 
ganzen und für das Quadratkilometer, die Nationalitäten, die Konfession, 
die Armee und die Kriegsflotte, ferner die Hauptstädte und die wichtig¬ 
sten Orte der einzelnen Länder, und zwar diese in alphabetischer Anord¬ 
nung. Voraus geht auf S. I bis XV eine Anleitung über die Benutzung 
des Buchs und ein Verzeichnis der Länder unter Beifügung ihrer Re¬ 
gierungform und einzelner Mitteilungen über die an der Spitze der Re¬ 
gierung stehenden Personen. Die zweite, für die Kenntnis der Wirtschaft 
besonders wichtige Abteilung behandelt die Finanzen der Länder (Staats¬ 
einnahmen und -ausgaben, Schulden, Papiergeld, Banken, Sparkassen 
usw.), dann die Verkehrsanstalten (Eisenbahnen, Post, Telegraphen, Fern¬ 
sprecher), die Handelsflotte, den Spezialhandel sowie die Haupterzeug¬ 
nisse der Ausfuhr. In der letzten Spalte befinden sich Angaben über 
einzelne besonders bemerkenswerte Anstalten u. dgl. Die Geldwerte sind 
durchweg in die Goldmark umgerechnet. Bei jedem Lande wird die 
gesetzliche Münzeinheit angeführt. Die wichtigsten Quellenwerke, aus 
denen die Angaben hauptsächlich entnommen sind, werden S. X und XI 
aufgeführt. 

Man sieht, ein ungemein reicher Stoff ist hier zusammengetragen 
und in übersichtlicher Form zusammengestellt. Wenn man sich aus der 
Einleitung über die bei der Zusammenstellung beobachteten Grundsätze: 
die vielen nötigen Abkürzungen usw. unterrichtet hat, so wird man sich 
leicht in den Tabellen zurcchtfinden. 

Es wäre sehr erwünscht, wenn dieses treffliche Nachschlagebncli 
in Zukunft wieder regelmäßig in jedem Jahr erscheinen könnte. 

r. fl. 
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Forstmann, W., Dr.: Sprache und Schrift. I. Teil der Sammlung 

„Fundamente der Organisation“. Herausgegeben von Dr.-Ing. 

Rieh. R. Hinz. Berlin 1920. Verein Deutscher Ingenieure. 

18 JC 

In der vorliegenden Schrift wendet sich der Verfasser in erster 
Linie an die Techniker und die Kaufleute, in zweiter erst an die Philo¬ 
logen. Er knüpft an die neuzeitliche Organisationsarbeit in Büros und 
Werkstätten an. Seine Schrift ist ein Ruf zu bewußter Arbeit an Sprache 
und Schrift. In den Vordergrund stellt er: Kürzung, Vereinfachung und 
Wort-Neubildung. Er zeigt, daß zwischen Begriff, Sprache und Schrift 
keine einheitlichen klaren Wechselwirkungen bestehen. — In seinem 
ersten Hauptabschnitt führt er uns in die Werkstätten der Sprache (Plü- 
lologie, Technik, Wissenschaft, Kunst, Verwaltung, Büro, Werkstatt, Re¬ 
klame, Code, Volksmund). Er zeigt einerseits klare Zusammenhänge in 
der Ethymologie (Sanskrit, Griechisch, Lateinisch, Französisch, Altger¬ 
manisch, Neuhochdeutsch, Englisch), andererseits führt er aber auch 
Wortbildungen an, aus denen erhellt, daß Willkür, Zufall, Mißverständnis 
und eigenwillige Deutung unsere besten Sprachgestalter sind. Die un¬ 
sicheren und zufälligen Faktoren möchte Verfasser ausgeschaltet wissen 
und dafür einen festen Arbeitsplan einführen. Er sagt: „Gesetze kennt die 
Sprache noch nicht, die wollen wir ihr erst geben.“ Die Grundlagen dazu 
erörtert er in dem Kapitel „Naturlaut, Urlaut, Wendung, Verschmelzung 
und Gedächtnisstützung.“ „Urlaute“ nennt er z. B. „Tisch“, „Tank“, 
„Auto“. Die Bezeichnung „Sturmwagen“ für „Tank“ lehnt er ab. Die 
Silbe „Sturm“ vor „Wagen“ nennt er eine verfehlte Gedächtnisstütze. 
„Sturmwagen“ und „Selbstfahrer“ nennt er „verwässerten Ersatz“ für 
urtümliche, eingewurzelte und in der ganzen Welt verständliche Urlaute, 
nämlich für „Tank“ und „A\ito". Er erklärt: „Eigenartige Neuheiten haben 
Anspruch auf Urlaute.“ 

Die Begriffsbezeichnung „Buchstaben“ findet Verfasser unnötig 
lang und doppelsinnig. Da Buchstaben zunächst mit Runen beritzte 
Buchenstäbchen bedeuteten und man sie folglich nur sehen, nicht aber 
hören kann, führt er die neue Bezeichnung „Stabe“ ein und spricht von 
„Sichtstaben“ und „Hörstaben“. Eine wesentliche Rolle in seiner Lehre 
spielen die Buchstaben- und die Silbenkombination, von ihm „Staben- 
kombung“ und „Silbenkombung“ genannt. — Statt „Kombinieren“ (Zu¬ 
sammensetzen), „Kombination“, „Kombinatorik“ sagt er: „komben“, 
„kombe“, „kombung“. 

Der nächste große Abschnitt ist überschrieben: „Von der Sprach¬ 
kunst zur Kunstsprache.“ Esperanto und Ido werden nebeneinander¬ 
gestellt und verglichen. Ido wird dem Esperanto vorgezogen, da dieses 
angeblich die Ausnutzung von „Komben“ (Abkürzungen) übertrieben an¬ 
gewandt habe. (!) Recht eigenartig ist eine Tafel mit Vorschlägen zur 
Sprachbildung. Aus dem Stamm „bohr“ werden gebildet: „bormas“ = 
Bohrmaschine, „bohrel“ — Bohrer (Werkzeug), „bohrer“ = Bohrer (Ar¬ 
beiter), „bohren“ (Tätigkeit), „bohrung“ = Bohren (Handlung), „bohrei“ 
= Bohrerei (Werkstätte) und dementsprechend z. B. „fräs“, „fräsmas“, 
„fräsel“, „fräser“, „fräsen“ „fräsung, „fräsai und „nal (nageln), „nal- 
mas“, „nalel“, „naler“, „nalen“, „nalung“, „nalai“. 

Zur Verfolgung dieser Vorschläge und zur Überwachung der 
Sprachentwicklung empfiehlt Verfasser die Einrichtung von Sprach- 
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Ämtern, und zwar von einem Amt für die Muttersprache, einem Amt für 
die Weltsprache und von mehreren Untersprachämtern, z. B. von einem 
technischen Sprachamt. 

Der nächste große Abschnitt handelt von der Schrift. 
Verfasser bespricht zunächst die Entwicklung der Ziffernschrift, von den 
phönizischen Zeichen, der babylonischen Keilschrift und den römischen 
Zahlzeichen bis zu dem arabischen Zeichensystem. Die Benennung der 
Zahlen schreibt er nach neuer Orthographie: „nul“, „ain“, „tsvai“, „trai“, 
„fir“, „fünf“, „seks“, „sim“, „acht“, „noin“. Die Aussprache längerer 
Zahlwörter, wie sie in der deutschen Sprache üblich ist, verwirft er und 
schlägt die slawische Ausdrucksweise vor. Statt „Vierundzwanzig“ sagt 
er „tsvaifir“, statt „Vierhunderteinunddreißigtausendsiebenundachtzig“ = 
„firtraiaintausendnulachtsim“. 

Die großen Buchstaben sollen durchweg beseitigt werden, auch aus 
Eigen- und Ortsnamen. Er folgt also der neuesten Hechtschreiblehre, die 
sich noch nicht durchgesetzt hat, ohne aber auf alle bekannte Einzelheiten 
einzugehen. Nur wenige Anhänger werden wohl dem Verfasser in allen 
seinen Vorschlägen folgen wollen. Gleichwohl steckt in seinen Ausführun¬ 
gen ein guter Kern. Am einleuchtendsten sind für einen neuzeitlichen 
Techniker, der Organisation und Zeitersparnis zu schätzen weiß, die Be¬ 
seitigung der großen Buchstaben mit Ausnahmen und Wortkürzungen 
bis zu einem gewissen Maß. Wie weit jeder einzelne Porstmann folgen 
mag, kann er nur nach eingehender Lektüre der Schrift beurteilen. Sie 
stellt eine außerordentliche Leistung auf dem Gebiet der Sprach- und 
Schriftforschung dar und ist mit großer Gründlichkeit und Logik durch¬ 
gearbeitet. Sie kann nur warm empfohlen werden. Trautvetter. 


Werkmeister, P., Prof. Dr. ing., Praktisches Zahlenrechnen. 

58 Figuren. Sammlung Göschen Nr. 405. Berlin 1921. Ver¬ 
einigung wissenschaftlicher Verleger. 

Das Heft behandelt: genaues und genähertes Rechnen ohne beson¬ 
dere Hilfsmittel und dabei mögliche Vereinfachungen und Abkürzungen, 
Einrichtung und Anwendung numerischer und graphischer Rechentafeln, 
Einrichtung und Benutzung der Rechenmaschinen und Rechenschieber, 
das Rechnen mit Hilfe der Zeichnung (die graphische Behandlung der 
Grundrechnungsarten, die graphische Auflösung von Gleichungen, die 
graphische Differenzial- und Integralrechnung, die graphische Fehler¬ 
rechnung). Es kann jedem, der viel zu rechnen hat, empfohlen werden. 

Dr. 


Übersicht der neuesten Hauptwerke über Eisenbahnwesen 

und aus verwandten Gebieten. 


Berichte des Ausschusses für Versuche im Eisenbau. Ausgabe A. Heft 3. Ver¬ 
suche mit Anschlüssen steifer Stäbe. Berlin 1921. 

Blum, 0., Prof. Dr. Ing. Der Weltverkehr und seine Technik. 2 Bände. Berlin 
und Stuttgart 1921. 

Cauer, M., Prof. Dr. Ing. Eisenlmhnausrüstung der Häfen. Berlin 1921. 
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Finanz-Archiv, Zeitschrift für das gesamte Finanzwesen. 38. Jahrgang. 1. Band. 

Stuttgart und Berlin 1921. 

Fröhlich, H., Dr. Ing. Beitrag zur Berechnung von Mastfundamenten. 2. erwei¬ 
terte Auflage. Berlin 1921. 

Kleinlogei, Prof. Dr. Ing. Rahmenformeln. 3. Auflage. Berlin 1921. 

Kuske, B., Prof. Dr. Die wirtschaftliche Eigenart der Stadt Köln. Köln 1921. 
Schubert, E. Die Sicherungswerke im Eisenbahnbetriebe. 5. vollständig neu¬ 
bearbeitete Auflage von Oskar Roudolf. Berlin und Wiesbaden 1921. 
Technik und Industrie. Jahrbuch der Technik. 7. Jahrgang. Stuttgart 1921. 


Zeitschriften. 

Allgemeiner Tarifanzeiger. Wien. 

40. Jahrgang. Heft 13 bis 18. Von» 1. Mai bis 21. Juni 1921. 

(13:) Erhöhung der Personentarife in Österreich. — Ausgestaltung der 
Tarife mit Triest. — (u. 14, 18:) Stand der Gütertarife 

in den europäischen Staaten. — (13:) Die Rückvergütungs¬ 

bestimmungen für die tschechoslowakischen Eisenbahnen. — Tarif- und 
Verkehrsnachrichten aus Polen. — (14 u. 17/18:) Die neuen tschecho¬ 
slowakischen Gütertarife. — (14:) Ein neues Betriebsreglement in den 
europäischen Staaten. — (15:) Frankaturzwang und Nachnahmeverbot 
im Verkehr zwischen der tschechoslowakischen Republik und Österreich. 
— Dio neuen tschechoslowakischen Gütertarife. — (16 u. 17/18:) Die 
neuen Gütertarife in Österreich. — (17:) Herabsetzung der Lieferfrist¬ 
zuschläge in der tschechoslowakischen Republik. — Die neue Tarif¬ 
erhöhung in Polen. — (18:) Der enue Gütertarif für Polen. 

Archiv für Post und Telegraphie. Berlin. 

Jahrgang 1921. Heft 5. Mai 1921. 

Die vereinigten preußischen und hessischen Staatsbahnen im Rechnungs¬ 
jahr 1918. 

Der Bauingenieur. Berlin. 

2. Jahrgang. Heft 8. Vom 30. April 1921. 

Der Bau der Brücke über die Weichsel bei Wyszogrod durch die Ma¬ 
schinenfabrik Augsburg-Nürnberg A.-G., Werk Gustavsburg. 

Deutsche Bauzeitung. Berlin. 

55. Jahrgang. Heft 38 bi9 45. Vom 14. Mai bis 8. Juni 1921. 

(38/45:) Vom internationalen Wettbewerb um die Limfjordbrticke bei 
Aalborg in Dänemark. 

Deutsches Eisenbahnblatt. Berlin. 

12. Jahrgang. Heft 5. Mai 1921. 

Werdegang der Draisine. — Die landwirtschaftliche Zugmaschine. 

Deutsches Eisenbahnwesen. Berlin. 

12. Jahrgang. Heft 4. April 1921. 

Blinklicht im Dienst der Eisenbahn-Signalgebung. — Dielen und Leicht¬ 
st eine aus Automobillösche. — Eisen und Stahl im Eisenbau. 
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Denttek» Wirtschaftszeitung. Berlin. 

17. Jahrgang. Heit 11. Vom 1. Juni 1921. 

'Die englischen Eisenbahnen und die Börse. 

Eisenbahn and Industrie. Wien. 

28. Jahrgang. Heft 4 bis 5. April bis Mai 1921. 

(4:) Neuzeitliche Maschinenschmierung. — (5:) Die Ausgaben im Eisen¬ 
bahnwesen. 

Eisenbahnblatt. Wien. 

2S. Jahrgang. Heft 9 bis 12. Vom 30. April bis 15. Juni 1921. 

(9/10:) Eisenbahnminister Pesta über das Verkehrswesen. — (9:) Die 
Tariferhöhungen auf den österreichischen Staatsbahnen. — Bei¬ 
rat des Bundesministeriums für Verkehrswesen. — Die Südbahn¬ 
frage. — (10:) Die Regelung der Südbahnfrage. — Internationaler 
Straßen- und Eieinbahnkongreß in Wien. — Zur Elektrifizierung der 
Eisenbahnen in Österreich. — (11:) Die ungarischen Staat6bahnen. — 
Die Elektrifizierung der Staatsbahnen. — Frankaturzwang im tschecho¬ 
slowakischen Verkehr mit Österreich. — Internationaler Straßen- und 
Eieinbahnkongreß. — (12:) Die ungarischen Staatsbahnen. 

Das Eisenbahnblatt (Järnbanebladet). Stockholm. 

Nr. 1 bis 4. Januar bis April 1921. 

(1:) Danmark. Forbindelsen mellem de danske Landsdele. — Sverige. 
Den beh&llna inkomsten för Sveriges statsbanor i riksstaten för &r 1922. — 
Västkustbanans anslutning tili Göteborgs statsbanestation. — Tryckluft- 
bromsens betydelse. —- Godstrafiken över Saßnitzleden. — Taxeförh&l- 
landen p& kontinenten. — Lokomotivsamtrafik mellan svenska och norska 
statsbanorna. — Skara-Timmerdala järnväg. — (2:) Forbindelsen mellem 
de danske Landsdele. — „Bilastningen“ vid Sveriges statsbanor. — De 
olika bandelamas rentabilitet — Ny järnvägsförbindelse Sverige—Norge 
ifr&gasatt — (3:) Sverige. Är det alltid ekonomiskt att med nödsatt 
tdghastighet framföra täg over stationer m. fl. platser, utan att dessa 
äro bevakade? — Danmark. Det danske Statsbanenets udvidelse. — 
Hvor er Bremsen? — Sverige. Järnvfigs&renden vid 1921 4rs riksdag. — 
Organisationsfrägan. — Resebyr&er i utlandet. — Sundsvalls bang&Tds- 
fräga. — Lindfors-Bosjöns j&rnväg. — (4:) Sverige. N&gra anteckningar 
fr&n en studieresa ä Nordamerikas iärnvägar hösten 1920. — Stockholms 
bang&rdsfr&ga. — Statsbanornas taxepolitik. — Statsbanan Ume&-Holm- 
sund. — Evinnors tillträde tili statstjänst — Banan Torneft-Earmigi. 
— Organisationen av statens affärsverksamhet. 

E isenbahnrecht. Wien. 

7. Jahrgang . Heft 4—6. 1920. 

Der Friede von Saint-Germain und die österreichischen Eisenbahnen. — 
Die Haftung der Eisenbahnen nach den Gesetzen vom 5. März 1869 und 
12. Juli 1902. 

Elektrische Kraftbetriebe und Bahnen. Berlin. 

19. Jahrgang. Heft 8 bis 12. Vom 24. April bis 24. Juni 1921. 

(8/9:) Über den Fortgang der Arbeiten zur Elektrisierung der Öster¬ 
reichischen Staatsbahnen. — (8:) Bewegungsvorg&nge in Eettenfahr- 

leitungen elektrischer Bahnen. — (10:) Der Neuaufbau der Berliner 

Straßenbahn. — Erfahrungen mit verschiedenen Bremsarten bei der Ber- 

Axcliiv für Bbenbahnwetcu. 1021. 58 
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liner Straßenbahn. — Maßnahmen zur Verbesserung des Schmiermittel- 
Verbrauchs bei der Berliner Straßenbahn. — Die Entwicklung der elektro¬ 
magnetischen Schienenbremse. — (12:) Über den Fortgang der Arbeiten zur 
Elektrisierung der österreichischen Staatsbahnen. 

Elektrotechnik und Maschinenbau. Wien. 

29. Jahrgang. Heft 18 bis 22. Vom 1. bis 29. Mai 1921. 

(8:) Rollwiderstand und Massenwirkung umlaufender tletriebeteile der 
Einphasenlokomotiven der Niederösterreichisch-Steirischen Alpenbahn. 

— (22:) Die mathematischen Beziehungen der Bewegungsvorgänge in 
Kettenfahrleitungen elektrischer Bahnen. — Einige bemerkenswerte 
Neuerungen für Straßenbahnwagen. 

Elektrotechnische Zeitschrift. Berlin. 

42. Jahrgang. Heft 19. bis 24. Vom 12. Mai bis 16. Juni 1921. 

(19:) Statistik der Straßenbahnen und elektrischen Bahnen in Amerika. 

— (20:) Einführung der elektrischen Zugförderung auf den österreichi¬ 
schen Staatsbahnen. — Der Brand eines Zuges der Londoner Röhren- 
bahnen. — (21/22:) Ausbau der Valtellinabahn von Lecco nach Mailand. 

— (24:) Sparsame Belastungsprobe an Hauptstrommotoren (Bahn¬ 
motoren). 

Engineering. London. 

Band 111. Nr. 2888. Vom 6. Mai 1921. 

The handling of goods at the port of Manchester warehouses. — The 
Railways of Great-Britain. 

Le G6nie Civil, Paris. 

41. Jahrgang. Heft 17 bis 22. Vom 22. April bis 28. Mai 1921. 

(17:) Comparaison entre les divers systämes de traction ölectrique sus- 
oeptibles d’ötre utilis^s sur les grands reseaux francais. — (18:) La nou- 
velle convention entre la ville de Paris et la compagnie du chemin de 
fer Mötropolitain. — (22:) La etandartisation des voies des chemins 
de fer francais. — La suppression de Tinclinaison des rails au 1/20. 

Glasers Annalen für Gewerbe und Bauwesen. Berlin. 

Band 88. Heft 10. Vom 15. Mai 1921. 

Eßrohre und Spiraltiberhitzer und Brennstofferspamis bei Dampflokomo¬ 
tiven und Heizröhrenkesseln. — Die Bedeutung der schwedischen Eisen¬ 
erzvorkommen für die deutsche Eisenindustrie. — Reihenbildung elek¬ 
trischer Lokomotiven. 

Die Glocke. Berlin. 

7. Jahrgang. Heft 10. Vom 6. Juni 1921. 

Die internationale Zerrüttung des Eisenbahnwesens. 

Glückauf. Essen. 

57. Jahrgang. Heft 21. Vom 21. Mai 1921. 

Der Verkehr auf dem Dortmund-Ems-Kanal im Jahr 1920. 

Hanomag-Nachrichten. Hannover. 

8. Jahrgang. Heft 90 bis 92. April bis Juni 1921. 

(90:) Hanomag-Baulokomotiven. — (91:) Gleisoberbau mit Schienen- 
plätten in Eisenbahnwerket&tten. —* Die Bedeutung der hohen Lokomotiv- 
kepsellage und das Ladeprofil. — Der Ausbau der Wasserkraft der Leine 
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am Schnellen Graben bei Hannover. — (92:) Einheitliche Kennzeichnung 
sämtlicher Lokomotivbauarten der Welt. — Lokomotiven und Loko- 
motivbau in Rußland. — Überseeversand der Javanic-Lokomotiven nach 
Sumatra. 


De Ingenieur. Den Haag. 

86. Jahrgang. Heft 24 bis 26. Vom 11. bis 18. Juni 1921. 

(24:) De Afrikaansche spoorwegen op het International Kolonial Instituut 
de Parijs. — (25 u. ff. *.) De Waterwegenkonventie van Barcelona (1921). 


Journal of the American institute of electric&l engineers. New York. 
40. Baüd. Nr. 4. April 1921. 

Some phases of Railroad telegraph and telephone engineering. 


Juristische Wochenschrift Leipzig. 

50. Jahrgang. Heft 9. Vom 1 . Mai 1921. 

Sind die Änderungen des deutschen Eisenbahngütertarifs Teil I Abt. A zu 
§ 54 (2) Bl EVO. über Kostbarkeiten Nachtrag V und VT gültig? — 
Zur Gültigkeit der Ausführungsbestimmungeu zu § 89 EVO. in Nach¬ 
trag V des deutschen Eisenbahngütertarifs. 

Die Lokomotive. Wien. 

18. Jahrgang. Heft 5. Mai 1921. 

Die Bedeutung und die Leistungen im Lokomotivbau der preußisch¬ 
hessischen Staatsbahnen. — Französische Studien zur Einführung der 
durchgehenden Saugluft-Güterzugbremse I. 

Organ für die Fortschritte des Eisenbahnwesens. Berlin und Wiesbaden. 

76. Jahrgang. Neue Folge 58. Band. Heft 8 bis 10. Vom 15. April bis 15. Mai 
1921. 

(8:) Pratzenwinden. — (8/10:) Die neue Lokomotivwerkstätte Nied. — 
„Unikum“ Kupplung für zweiteilige Dampfheizschläuche. — (9/10:) 

Schwierigkeiten des Eisenbahnbetriebs auf den Frontstrecken während 
der Somme-Schlacht. — Berechnung der Gegengewichte in Lokomotiv- 
Triebrädern. 

Revue g6n£r&le des chemins de fer et des tramways. Paris. 

46. Jahrgang. Heft 5 bis 6. Mai bis Juni 1921. 

(50 L’instruction professionelle dans les Services de rexploitation de la 
compagnie des chemins de fer de Paris a Lyon et h la Mediterran£e. — 
Note sur l’^lectrification des röseaux des chemins de fer francais. — 
(6:) Cantonnement au block automatique des chemins de feT de TEst. 
— Note sur des essais d’intercommunication entre locomotives d’un 
mäme train, entre trains en man he et entre trains et gares. — Appareil 
de manoeuvre par un levier unique de plusieurs signaux indäpendants. 

SchmoHers Jahrbuch für Gesetzgebung, Verwaltung und Volkswirtschaft im Deut¬ 
schen Reich. 

45. Jahrgang. Heft 1. 1921. 

Die Eisenbahnpolitik der Vereinigten Staaten von Amerika bis zum 
Ende des Weltkriegs. — Die Sozialisierung des Kohlenbergbaues. 

Th© Technical Review. London. 

9. Band. Nr. 4 bis 11. Vom 26. April bis 14. Juni 1921. 

(4:) Railways for the Rhaetian Railways (Switzerland). — Home Rail- 
ways: The recoratruction of ways and works. — (5:) Standard tramwav 
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cars for Sheffield Corporation. — Autogenous welding for locomotive 
boilers. — Refrigerated road transport — (6:) High-capacity goods 
wagons. — New rolling Stocks for South Africa. — New three-phase 
locomotives for the Italian State Railways. — Ball-bearings on rolling 
stock. — Economic aspects of Railway electrification. — Dock-handling 
facilities. — Roads and road transport. — Manchester ship c&nal and road 
transport. — Electrification of Railways. — (7:) The electric locomotive 
and main line Railways. — Electric locomotive drives. — The vakuum 
brake in India. — Garrat type locomotive for the South African Rail¬ 
ways. — The „Walker“ cableway and transporter crane. A comprehen- 
sive transportation System. — (8:) Electrification of Indian Railways.— 
New District Railway rolling stock. — Standard British Railway wagons. 
— Tests of a new automatic Railway coupling. — Railways in Western 
Australia. — Quayside trucking by power. — Midland locomotive works. 
— (9:) Electric haulnge locomotive on the Swedish State Railways. — 
Oil-burning 2-10-0 goods locomotives for the Great Indian Peninsula 
Railway. — Electric locomotives. — Express anti-pil fering Container 
cars. — Imlicator for railless vehicles. — Wheel burning and rail 
fracture. — The Hutchinson interchangeable truck bodies. — (10:) Hand¬ 
ling a 9000-ton train down a 1,6 percent. grade. — New 4-6-4 type tank 
locomotive, Furness Railway. — Swiss electric locomotive Service. — 
Electric mine locomotives. — Signalling on the Liverpool overhead Rail¬ 
way. — Shattered zones in Steel rails. — (11:) The use of lignite upon 
locomotives. — Six-wheeled 120-ton bogie trucks. — Oil fuel for loco¬ 
motives in the East. — Locomotive boiler construction. 

Los Transportes. Madrid. 

8. Jahrgang. Heft 62 bis 63. Vom 15. April bis 10. Mai 1921. 

(62:) Liga de proprietarios y arrendatarios de vagones. — Proyecto de 
nuevas tarifas en Italia. — El problema ferroviario en Espafta. — Vago¬ 
nes de previa carga. — Vagones para carbon de grandisima capacidad. 
Vagones de mercancias de descarga automdtica. — (63:) El telöfono en 
la explotaciön de ferrocariles. 

V erkehrs teehnik. B erl i n. 

38. Jahrgang. Heft 13 bis 17. Vom 5. Mai bis 15. Juni 1921. 

(10:) Der Müllerzug. Ein Straßenzug von 30 t Nutzlast. Zur Frage 
der virtuellen Längen. — Erneuerungsrlickstellungen bei Straßenbahnen.— 
(14:) Das Verkehrswesen im Rahmen des Siedlungsverbandes Ruhr¬ 
kohlenbezirk. — Die Zuführung beschädigter Güterwagen zu den Haupt¬ 
werkstätten. — (15:) Über Abbürdung von Straßenbaulast auf den Ver¬ 
kehr. — Welche Schädigungen verursacht der Bergbau den Straßen¬ 
bahnen. Die Straßenunterhaltungspflicht der Straßenbahn. — (Mai/Juni:) 
Schweizerische Borg- und Paßbahnen. — Die elektrischen Straßenbahnen 
und Vollbahnen Norwegens. — Die Entwicklung des Verkehrs auf den 
deutschen Binnenwasserstraßen und Eisenbahnen. — Das europäische 
Luftverkehrsnetz. — Die elektrische Zugförderung auf Fernbahnen in 
Deutschland und Oesterreich. — Zur großstädtischen Wohnungs- und 
Verkehrsfrage. — Die Überlandbahn Wien-Baden. — Eisenbahnbetrieb 
mit Speichenfahrzeugen. — Selbsttätigkeit im Signalwesen und Führer¬ 
standsignale. — 50 Jahre Berliner Straßenbahn. — Einfluß der Höhen¬ 
lage des Lang8chwellenoberbaucs auf die Riffelbildung. Zeichnerische 
Berechnung von Fahrdrahtabsperrungen. — Neuartige Verwendung elek- 
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trischer Wollen im Dienst des Verkehrs. — Führersitze bei der Amster-, 
damer Straßenbahn. — Kleinselbstfahrer. — (16:) Die Umgestaltung 
des Kleinbahnwesens. — Spiegel für Wagenführer bei den Straßen¬ 
bahnen. — Zur Frage der Haltestellenanzeiger für Straßenbahnen. — 
Fahrtbegünstigungen bei Straßenbahnen. — Das deutsche Verkehrswesen. 
(17/18:) Die Lapplandbahn Kiruna—Riksgränsen. — (17:) Der Inter¬ 
nationale Straßenbahn- und Kleinbahn-Kongreß zu Wien. — Vereinheit¬ 
lichungsarbeiten des Vereins deutscher Straßenbahnen, Kleinbahnen und 
Privateisenbahnen E. V. — Die Straßenbahntechnik der Gegenwart. (18:) 
Die deutschen Eisenbahnen und Wasserstraßen. — Die Abfindungsver- 
weigerung. 

Verkehrstechnische Woche. Berlin. 

34. Jahrgang. Heft 8 bis 25. Vom 5. Mai bis 23. Juni 1921. 

(18/21:) Rechts- und Wirtschaftsfragen bei Anschlußgleisen. — (18:) 
Technik und Rechtskunde in der Eisenbahnverwaltung. — (20:) Bahn¬ 
meister und technische Oberbeamte. — Die Prämienregie als Mittel zur 
Personalbeschränkung im Eisenbahnbetrieb. — (23:) Bahnbautechnisches 
vom Wiederaufbau der zerstörten Gebiete Nordfrankreichs. — Über die 
Baukosten von Eisenbahnbrücken. — (25:) Friedrich Gutzeit. 

Weltwirtschaft B erl i n. 

11. Jahrgang. Heft 4. April 1911. 

Brennerhahnpläne. 

Wirtschaftliche Nachrichten aus dem Ruhrbezirk. Essen. 

2. Jahrgang. Heft 21 bis 22. Vom 11. bis 28. Mai 1921. 

(21:) Vom Wesen und von der Gliederung der Eisenbahnverwaltung. — 
(22.^ Die Verkehrsaufgaben im rheinisch-westfälischen Industriegebiet 
rechts- und linksrheinisch. 

Zeitschrift des österreichischen Ingenieur- und Architekten-Vereins. Wien. 

73. Jahrgang. Heft 17 bis 23. Vom 29. April bis 10. Juni 1921. 

(17:) Neue Verlade- und Fördereinrichtungen auf den llolz- und Kohlen¬ 
plätzen der Gemeinde Wien. — Drahtseilbahnen neuester Zeit. — Loko- 
motivdrehkran. — Transportkrane. — (20/21:) Die Wiener Straßenbahn 
im Kriege und in der Nachkriegszeit. — Entkeimungsanlage der Wiener 
städtischen Straßenbahnen im Bahnhof Simmering. — (22/23:) Das Ilnrt- 
guß(Griffin)-Rad im Eisenbahnbetrieb und seine Herstellung. 

Zeitschrift des Vereins Deutscher Ingenieure. Berlin. 

Band 65. Heft 20 bis 24 Vom 14. Mai bis 11. Juni 1921. 

(20/21:) Die eisernen Personenwagen der preußisch-hessischen Staats¬ 
baimen.— (21:) Herrschsucht oder Pflichtbewußtsein.— (22/23:) Der Bau 
der Brücke Über die H£r6-D£re-Schlucht im Zuge der Bagdadbahn. — 
(22:) Elektrisch betriebene Lokomotivhebekrane. — (24:) Ventilsteue¬ 
rung für Dampflokomotiven. 

Zeitschrift für Bahn- und Kassenärzte. Melsungen. 

16. Jahrgang. Heft 5 bis 6. Mai bis Juni 1921. 

(5:) Beginnender Leistenbruch nicht Folge eines haftpflichtigen Eisen- 
bahnunfalls. — Farbensinn, Farbenstörungen, Farbenuntersuchungen und 
der Dresdener Zusammenstoß vom 29. 9. 18. — (6:) Erfahrungen bei den 
bahnaugenärztliehen Untersuchungen. — Tödliche Lungentuberkulose 
15 Monate nach kompliziertem Unterschenkelbruch. — Keine Unfallfolgo. 
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Zeitschrift für Staats- und Volkswirtschaft. Wien. 

32. Jahrgang. Heft 13 bis 16. Vom 7. bis 24. Mai 1921. 

(13/14:) Die Südbahnfrage. — Konversion der Prioritäten der Kaschau- 
Oderberger Eisenbahn. — (15/16:) Zur Regelung der Stidbahnfrage. 

Zeitung des Vereins Deutscher Eisenbahnverwaltungen. Berlin. 

61. Jahrgang. Heft 18 bis 26. Vom 5. Mai bis 23. Juni 1921. 

(18:) Zur Neugruppierung und -gestaltung der Reichsbahn-Personen-, Ge¬ 
päck- und Expreßguttarife. — Bildliche Darstellung der Ladevorschrif¬ 
ten für den Frachtstückgutverkehr. — Vorschläge für Berechnung und 
Bemessung der Gebühren für Bedienung der Privatanschlußgleise und 
Lagerplätze. Die französischen Eisenbahnen und der Achtstundentag. 
— (19/20:) Beitrag zur Wiedergesundung der Kassenverwaltung. — 
(19:) Der Reichseisenbahnen finanzielle Aussichten. — Verhandlung des 
Teilvoranschlags „Verkehrswesen für das Verwaltungsjahr 1920/21“ im 
österreichischen National rat. — Die Stellung des Packwagens in den 
Zügen. — Ist die Frachturkundon-Steinpelmarke noch zeitgemäß? — 
(20:) Zeitgemäße Neugestaltung der Gütertarife. — Bildliche Darstellung 
der Ladevorschriften für den Frachtstückgutverkehr. — Die Internationale 
Verkehrskonferenz in Barcelona und die Königlich Ungarischen Staats- 
ciaenbahnen. — Der neue Lokalgütertarif der tschechoslowakischen 
Staatsbahnen. — (21:) Die Ergebnisse der Völkerbundskonferenz in 
Barcelona. — Zur Frage der Beiordnung von Rechtsanwälten gemäß 
§ 33 der Rechtsanwaltsgebührenordnung. — Betrieb und Technik. — 
Wirtschaftlichkeit der Verkehrsdienststellen. — (22:) Das neue Lohn¬ 
system der Eisenbahn Werkstätten. — Leitung von „Rangierbewegun- 
gen“. „Rangierarbeitcr“. — Fahrplan und Zugverspätungen. — Zur 
Regelung der Siidhalmfrage. — Die verstümmelten ungarischen Staats¬ 
eisenbahnen. — (23:) Verwaltung und Bewirtschaftung der Reichseisen- 
bahnen. — Die Unterschiede in den Fahrpreisen der einzelnen Wagen- 
klassen. — Der Haushalt der Reichseisenbahnverwaltung für das Rech¬ 
nungsjahr 1921. — Zugrottungskasten. — (21:) Neuzeitliche Schulung 
des Lokomotivführers. — Billigere Eisenbahntarife! — Uber die Aus¬ 
gestaltung der Verschiebebahnhöfe. — Der Neuaufbau unserer Dienst¬ 
behelfe. — (25:) Die selbsttätige Signalanlage der Berliner Hoch- und 
Untergrundbahn nebst einigen Vorläufern. 

Zentralblatt der Bauverwaltutig. Berlin. 

41. Jahrgang. Heft 41. Vom 21. Mai 1921. 

Auswechslung der eisernen Überbauten der Kisenbahnüberfiihrung über 
die Bollwerkstraßo in Stettin. 


Htrauagegeben im Auflrnge d« Heichaverkelinumniateriuina. 

VerU* »pn Jnllu* 8prlnfc*r, B*rliu W - Dmrk von H. 8. Hermann & Co., Berlin 8W 19, Beuthatr. 
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Die finanziellen Ergebnisse der schweizerischen Bundesbahnen im 
Jahre 1919 und die Elektrisierungspläne 1 ). 

Von 

Bruno Simmersbach, Wiesbaden. 


Waren bislang die wirtschaftlichen Folgen des großen Krieges in 
hohem Maße von stark nachteiligem Einfluß auf die finanziellen Ergeb¬ 
nisse der schweizerischen Bundesbahnen (S. B. B.), so war das Jahr 1919 
sowohl in bezug auf den Betrieb als auch in Hinsicht auf die geldlichen 
Erträgnisse ganz ansehnlich weniger ungünstig, als z. B. 1918 und 1917 
dies noch waren. Damals war die Erhöhung des Fehlbetrags der S. B. B. 
hauptsächlich auf die fortschreitende Verteuerung der Kohlen und der 
übrigen Verbrauchsstoffe zurückzuführen, wozu dann allerdings auch 
noch die Lohnerhöhungen und Teuerungszulagen für das Personal traten. 
Im Jahre 1919 standen der Beschaffung der Brennmaterialien nicht mehr 
so große Schwierigkeiten im Wege, und die S B. B. waren deshalb auch 
in der Lage, nicht nur neue Fahrplaneinschränkungen zu vermeiden, son¬ 
dern es konnte sogar eine geringe Anzahl von Schnellzügen wieder ein¬ 
geführt werden. So blieb denn allerdings die Menge der beförderten 
Güter in 1919 nahezu unverändert, doch nahm der Personenverkehr schon 
sehr beachtsam zu. Diese Besserung und die im Laufe des Jahres noch 
erfolgten weiteren Tariferhöhungen bewirkten dann, daß die Einnahmen 
der S. B. B. sich gut entwickelten, wenn auch natürlich ein Fehlbetrag 
immer noch verblieb. 

Die Einnahmen wurden offenkundig durch das starke Anschwellen 
der Lohnbeträge für das Personal, für die Kohle und für andere 
Stoffe in ganz erheblichem Maße beeinträchtigt. Wenn somit der Fehl¬ 
betrag in 1919 auch geringer ausgefallen ist als im Jahre 1918, so über¬ 
schreitet er doch immer noch 30 V* Millionen Fr. und bleibt damit noch 
etwas höher als das 1917er Defizit. Dieses Passivum der Gewinn- und 

*) Aus Raummangel konnte der schon im Juni 1920 eingegangene Aufsatz 
erst jetzt abgedruckt werden. Redaktion des Archivs für Eisenbahnwesen. 

Archiv für Sicanbahnvecen. 1921. , v > 
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Verlustx’eehnung der S. B. B. verteilte sich in folgender Weise über die 
letzten Jahre: 

Fehlbetrag von 1910 . . . 30844064 Fr. 

„ 191S • . • 54848928 „ 

„ 1917 . . . 29238394 „ 

, 1916 . . . 18706827 „ 

, , 1915 • . - 16630119 „ 

, 1914 . ■ ■ 17235251 1 

Kriegs-Fehlbetrag somit . . . 167503583 Fr. 

Hiervon ab der Aktivbetrag 
des Jahres 1913 in Höhe von . . . 8039164 „ 

Somit verbleiben . . . 159464419 Fr. 
für das Jahresende 1919 als Fehlbetrag. 

Die Kohlen Versorgung. In der kohlenarmen Schweiz be¬ 
schäftigte die Kohlenfrage das Land seit Beginn des Kriegsausbruchs 
natürlich fortwährend. Der jährliche Kohlenbedarf der Schweiz bezifferte 
sich vor dem Kriege auf rund drei Millionen Tonnen. Er ging, ent¬ 
sprechend der Zwangslage, in der sich die schweizerische Volkswirtschaft 
infolge des Kriegs befand, in den letzten Jahren mäßig, aber immerhin 
doch fühlbar zurück. Die hauptsächlichsten Versorger der Schweiz mit 
Kohlen waren vor dem Kriege Deutschland mit 83 %, Frankreich mit 
9—10 % und Belgien mit 6 %. Andere Länder, wie Österreich, England, 
Nordamerika, lieferten der Schweiz nur unbeträchtliche Mengen und zu¬ 
dem auch nur unregelmäßig. Bis zum Waffenstillstand waren es Deutsch¬ 
land und Belgien allein, die das Land mit Kohlen versorgten. Die seit 
1913 eingefiihrten Mengen Kohle, Koks und Briketts sind in folgender 
Übersicht zusammengestellt: 

1913: 3 379 007 t 1915: 3 311 112 t 1917: 2 269 872 t 

1914: 3 107 896 t 1916: 2 151523 t 1918: 2 141399 t 

Ausgenommen im Jahre 1915, blieb die Einfuhr, besonders in den 
Jahren 1917 und 1918, somit wesentlich hinter der der Friedensjahre 
zurück. 

Laut Bericht des Bergbaubureaus betrug die schweizerische Pro¬ 
duktion im Jahre 1918 146 330 t Kohle, meistens geringer Güte, wovon 
41 485 t Walliser Anthrazit und 5957 t Braunkohle waren. Die Lage hat sich 
im Jahre 1919 nicht gebessert; wohl nahm die schweizerische Eigenförde¬ 
rung an Brennstoffen etwas zu, aber die Gesamteinfuhr ging ganz beträcht¬ 
lich zurück. Im letzten Jahre bezog die Schweiz zwei Drittel ihres Brenn¬ 
stoffbedarfs aus den Ländern der Entente und nur ein Drittel aus 
Deutschland einschließlich des Saargebiets. Die Zufuhren an belgischer 
Kohle blieben stark hinter den Erwartungen zurück. So erhielt denn die 
Schweiz im .Juli 1919 die ersten Lieferungen an Kohle aus den Ver- 
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einigten Staaten; die Schiffsfrachten, die viermal höher sind als die 
Kohlenpreise selbst, verteuerten diese amerikanische Kohle natürlich er¬ 
heblich, doch war die Qualität vorzüglich, so daß man trotz der hohen 
Preise, selbst heute noch amerikanische Kohlen in der Schweiz bezieht. 
Nach den Angaben der Schweizerischen Kohlengenossenschaft betrug die 
schweizerische Kohleneinfuhr und die Kohlen Verteilung 
im Jahre 1919 und Anfang 1920: 

(Siehe Tabelle auf S. 902 ) 

Die Betriebsrechnung der S. B. B. umfaßte im Jahre 1916 
ein Netz von 2827 kmLänge, wovon ungefähr 30 % doppelspurig sind, 
gegen 19 % im Jahre 1913. Im Jahre 1915 betrug die kilometrische Länge 
der betriebenen Linien 2802 km. Die Zunahme ist eine Folge der Er¬ 
öffnung der neuen Hauensteinlinie am 8. Januar und der schmalspurigen 
Brienzerseebahn am 23. August 1916. Im Jahre 1917 umfaßte das Be¬ 
triebsnetz 2836 km Länge. Der damals bereits beschlossene Rückkauf der 
Tößtal- und Wald-Rüti-Bahn durch die Eidgenossenschaft brachte dem 
Netz der S. B. B. in nächster Zeit einen Zuwachs von rund 46 km. So 
umfaßte das Netz der S. B. B. ab 1. Oktober 1918 eine gesamte Betriebs¬ 
länge von 2882 km, die bis heute noch unverändert ist. Die Einnahmen 
und Ausgaben, also die Betriebsrechnung der S. B. B. sind in 
folgender Übersicht vor Augen geführt. 

(Siche Tabelle auf S. 903.) 

Schon bald nach Kriegsbeginn und sclinellwaelisend mit der zu¬ 
nehmenden Dauer des Kriegs verschwanden für die schweizerischem 
Bahnen auch die letzten Spuren des Durchfuhrverkehrs. In den ersten 
vier Monaten des Jahres 1915 war der Güterverkehr zwischen Deutsch¬ 
land und Italien noch ein sehr reger, ja der internationale Personenver¬ 
kehr hielt sich während des ganzen Jahrs noch stets auf einer gewissen 
Höhe. Anders wurde es schon 1916. Der Gütertransit sank sehr schnell 
bis auf fast Null, und dein internationalen Personenverkehr wurden von 
den kriegführenden Staaten derartige Hemmnisse entgegengesetzt und 
die Zugverbindungen an den Grenzen derart eingeschränkt, daß die Ein¬ 
nahmen aus dem Personenverkehr eine starke Senkung erfuhren. Durch 
die Preiserhöhung für Brennstoffe und durch die außerordentlichen Zu¬ 
wendungen, die dem Personal mit Rücksicht auf die Verteuerung der 
Lebenshaltung zugestanden wurden, wurde der Betriebskoeffizient recht 
ungünstig beeinflußt. 

Gleichwohl fiel der Jahresabschluß für 1916 immer noch günstiger 
aus, als man hätte je erwarten dürfen, einmal infolge der Einschränkung 
des Fahrplanes, anderseits infolge Zunahme der Einnahmen aus dem 
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Die finanziellen Ergebnisse der schweizerischen 


(Fortsetzung von Seite uoi.) 

einheimischen Verkehr. Im Jahre 1917 trat der unheilvolle Einfluß des 
Kriegs auf den Betrieb der S. B. B. noch wesentlich schärfer hervor. Der 
Durchfuhrverkehr hatte vollständig aufgehört, und zudem verursachte die 
ungenügende Versorgung der Schweiz mit Kohle, Rohstoffen und Nah¬ 
rungsmitteln einen sehr beträchtlichen Rückgang des direkten Frachten¬ 
verkehrs; einzig der interne Güterverkehr hielt sich nahezu auf normaler 
Höhe, trotz der Steigerung der Frachtsätze. Nach einer ersten Einschrän¬ 
kung der Fahrleistungen im Personenverkehr im Jahre 1916, folgten 1917 
zwei weitere, im Februar und im Oktober; die Tarifsätze im Personen- 
und Güterverkehr wurden erhöht und zahlreiche Verkehrserleichterungen 
aufgehoben. Trotz dieser Sperrmaßnahmen sind die Betriebsausgaben 
stark gestiegen infolge der gewaltigen Verteuerung der Kohle und der Zu¬ 
lagen an die Personallöhne und -gehälter. Das Betriebsjahr 1918 wurde 
dann das ungünstigste seit dem Bestehen der S. B. B., der Fahrplan mußte 
nochmals eingeschränkt werden, die Schnellzüge wurden abgeschafft und 
dadurch weniger Reisende und weniger Güter befördert. Sowohl in bezug 
auf den Betrieb als auch auf die finanziellen Erträgnisse war das Jahr 
1918 am schwierigsten zu ertragen, der Ausgabenüberschuß erreichte 
54 848 928 Frnks. Erst das Jahr 1919 brachte dann endlich wieder eine 
Abnahme des Defizits an Stelle des bisherigen schnellen Zunehmens des 
Passivsaldos. 

Die B e t r i e b s e i n n a h m e n aus dem P e r s o nenvorke h r 
zeigen zum erstenmal wieder eine Zunahme im Jahre 1916; obgleich sie 
noch um rund 20 Millionen Fr. geringer ausgefallen sind als im letzten 
normalen Verkehrsjahr 1913, so beträgt doch die Vermehrung gegenüber 

1915 bereits rund 6,o Millionen Fr. oder 12,3 %. Dennoch sind die Ein¬ 
nahmen aus dem Personenverkehr 1916 noch um 21 '4 Millionen Fr. nie¬ 
driger als 1913 und erreichen nicht einmal die Ziffer von 1906. In den 
Einnahmen aus dem Personenverkehr für 1916 sind die Zahlungen der 
Eidgenossenschaften für die Mobilmachungstransporte August 1914 bis 
Juli 1916 von etwas mehr als 3 Millionen Fr. enthalten . Bemerkenswert 
ist für 1916 ferner, daß die Einnahmen aus Generalabonnements, trotz der 
am 1. Mai 1916 in Kraft getretenen Erhöhung um 10 %, tun anderthalb 
Millionen Fr. zugenommen haben, und zwar handelt es sich meist um lang¬ 
fristige Abonnements, lin Jahre 1917 wurden nur noch dreimonatige Ge¬ 
neralabonnements ausgegeben, bei 20 % Preiserhöhung; seit dem Früh¬ 
jahr 1918 aber überhaupt keine Generalabonnements mehr. In die Ein¬ 
nahmen des Personenverkehrs von 1917 sind Zahlungen für Militärtrans¬ 
porte vom Juli 1916 bis Juni 1917, rund 3)4 Millionen Fr., ferner 3 Mill. Fr. 
von ausländischen Regierungen für Verwundeten- und Ausgewiesenen- 
Transporte, sowie noch 400 000 F r. für den Transport Internierter ent¬ 
halten. Die Mehreinnahmen des Personenverkehrs 1917 im Vergleich zu 

1916 beträgt rund 6 660 000 Er. oder 10E verglichen mit 1913 ergibt 
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sich immer noch ein Ausfall von rund 15 Mill. Fr. Die Kinnahmen von 
1917 erreichen nicht die des Jahres 1909. 

Infolge der allgemeinen Erhöhung der Tarife sind die Betriebsein¬ 
nahmen 1918 schon erheblich größer als in 1917; die Zunahme beträgt 
beim Personenverkehr 6,2 %, aber die Einnahmen sind nichtsdestoweniger 
immer noch um über 10 Mill. Fr. niedriger als in 1913. Dreimonatige Ge¬ 
neralabonnements wurden mit starker Preiserhöhung erst seit 1. Juni 1918 
wieder ausgegeben; trotzdem erreichte der Absatz in den nächsten 
7 Monaten des Jahres über 8500 Stück. Militärtransporte erbrachten den 
S. B. B. ingesamt seit 4. August 1914 bis Ende September 1918 15 710 0 CM) 
Francs, während die Bahnen 61 Mill. Fr. eingenommen hätten, wenn Nor¬ 
maljahre mit regelrechtem Personenverkehr gewesen wären. Die Militär¬ 
transporte decken somit auch hier in der Schweiz nicht die wirklichen 
Ausgaben, so daß die S. B. B. daraus einen Verlust von 15 bis 20 Mill. Fr. 
zu buchen haben. Die starke Tariferhöhung in Verbindung mit den ge¬ 
ringen Zugfahrten hat eine starke Verminderung der beförderten Per¬ 
sonen zur Folge, da man erst mit dem 27. April 1919 die Einstellung des 
gesamten Personenverkehrs an Sonn- und Feiertagen wieder aufheben 
konnte, wenn auch die hohen Tarife blieben. So stiegen denn für 1919 
die Betriebseinnahmen insgesamt um rund 43 % gegenüber 1918. 

Der Personenverkehr ergab 1919 nahezu 100 Mill. Fr. also 29 % 
der Gesamteinnahmen, erbrachte an 25 Mill. Fr. = 34% % mehr ein als 
im Jahre 1918. Im letzten Jahre betrugen die Einnahmen aus dem 
Personenverkehr noch 32,8 % des Gesamttransporter träges gegen 37 % 
in 1917, 34,8 % in 1916, 33,.i % in 1915 und 41,r, % in 1913. Man sieht 
somit, daß die bedeutende Erhöhung der Tarife die Abnahme der Fahr¬ 
leistungen nicht ausgeglichen hat. Die durchschnittliche Einnahme für 
je einen Reisenden erreichte 1918 erstmalig über 1 Fr. und stieg 1919 auf 
1,34 Fr. Diese Zunahme beruht nicht auf größerer Reiselust des Ein¬ 
zelnen, sondern lediglich auf den Fahrpreiserhöhungen. Die Entwick¬ 
lung des Reiseverkehrs und der durchschnittlichen Einnahmen für je 
einen Reisenden läßt folgende Übersicht erkennen: 


1 

Jahr 

1 

Zahl der 

1 Reisenden 

Durchschnitts¬ 
einnahme 
pro Reisender 

Fr. 

~r 

Jahr j 

ii 

Zahl der 
Reisenden 

Durchschnitts¬ 
einnahme 
pro Reisender 

Fr. 

1903 

| 50010978 

0,s7s 

1912 

87 916 086 

O,'»07 

19)4 

54 338 339 ' 

O.'vi') 

1913 

91 649 336 

0, !».';; 

1905 

59 1G5 479 

0,M4 

1914 

83 008 030 

O.SOM 

1906 

64 933 529 

0,s24 

1915 

78 028 («2 

0.710 

1907 

69 920 007 

0,^»>ö 

1916 

86 990 815 

0,727 

1908 

72 608 953 

0,70!» 

1917 

82 708 596 

0,843 

1909 

76 284 518 

0.^71 

191* 

68 585 180 

1 ,»'70 

1910 

80 625 397 

< >.037 

1919 

74 419 300 

1,311 

1911 

84 173 158 






Digitizeit by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 




906 


Die finanziellen Ergebnisse der schweizerischen 


Bemerkenswert ist, daß sich das Verhältnis zwischen den Ein¬ 
nahmen aus dem Personen- und Güterverkehr seit 1903 wesentlich ver¬ 
schoben hat, in welchem Jahre nämlich der Reiseverkehr 40% der 
Gesamteinnahmen ausmachle gegen nur noch 29 % in 1919. Das will 
heißen, daß die Erhöhung der* Fahrpreise, wenn sie auch noch so stark 
empfunden wurde, dennoch ,licht so belastend wirkte wie die Verteuerung 
der Gütertrachten. 

Der Fremdenverkehr, auf den die ganze Schweiz und besonders 
auch die Bahnen stark angewiesen sind, hat durch den Krieg naturgemäß 
ganz empfindlich gelitten, indessen mehren sich jetzt die Anzeichen, daß 
er sich in nächster Zeit wohl wieder etwas heben wird. Diese Abnahme 
des Reiseverkehrs und die Erschwernisse, die der Krieg für die 
Schweiz, trotz ihrer Neutralität, mit sich gebracht hat, haben die wirt¬ 
schaftlichen Verhältnisse der Eisenbahnen sehr ungünstig beeinflußt. 
Daß der Kohlenmangel der Nachbarländer die Schweiz, die selbst keine 
Kohlenvorkommen von Bedeutung besitzt, arg in Mitleidenschaft gezogen 
hat, ist selbstverständlich. 

Alle Angaben, sowohl Löhne und Gehälter als auch für Be¬ 
triebs-, Bau- und Brennstoffe, sind gestiegen und so ist es denn auch 
hier nicht ohne Tariferhöhungen abgegangen. Sie betragen nach .einer 
Angabe im „Weltwirtsch. Archiv 44 (Bd. 15, Heft 4, Seite 378 vom 1. April 
1920) tür die Gütertarife 63 %,für die Personenfahrpreise 30—10 %. Trotz 
der dadurch verursachten Steigerung der Einnahmen, sind die Über¬ 
schüsse zurückgegangen, an vielen Stellen statt dessen Fehlbeträge auf¬ 
getreten. Durch Beschluß des Bundesrats wurde auch in der Schweiz der 
achtstündige Arbeitstag eingeführt. Für die Eisenbahnen ist dabei eine 
Überschreitung der dadurch vorgeschriebenen Grenze um 1—2 Stunden 
zugclassen, wenn der Dienst zum Teil nur in Dienstbereitschaft besteht. 
Für die Überstunden steht dann aber eine besondere Entschädigung zu. 

Seit 19u3 haben si<h die Einnahmen aus dem Güterverkehr 
verdreifacht: im Jahre 1919 überschreiten sie 229 Mil]. Fr. und weisen 
gegen das '\ orjahr eine Zunahme von 78 Millionen auf. Diese Steige¬ 
rung ist ausschließlich auf Rechnung der Tariferhöhungen zu setzen, die 
ihrerseits wiederum wesentlich zur Verteuerung der Kosten der Lebens¬ 
haltung beitragen. Das Jahr 1911 brachte einen Rückgang der Güter¬ 
frachten um 16 16;> 810 Fr. — 13,r»ii2%; 1915 verzeichnet schon wieder 
*,i> M ill. Ir. Zunahme, 1916 rund 7,2 obwohl der Durchfuhrverkehr fast 
völlig stockte. Im Jahre 1917 sind die Einnahmen aus dem Güterverkehr 
nur um ;>22 689 Fr. 0 , 4 - 42 % gestiegen, aber lediglich infolge von Tarif¬ 
erhöhung, weil die Zahl der beförderten Tonnen um mehr als 7 % zurück¬ 
gegangen ist. 1916 war die Zahl der beförderten Tonnen gegenüber 1915 
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noch um 4,8 % gestiegen, eine so hohe Ziffer war von den S. B. B. noch 
nie erreicht worden. Ganz bedeutend aber ist die Steigerung der Ein¬ 
nahmen aus dem Güterverkehr in 1918 um rund 32% Mill. Fr. oder 27,6 %. 
Auch dieser Geldzufluß ist in vollem Umfange auf die Erhöhung der 
Tarife zurückzuführen, da die Zahl der beförderten Tonnen gegen das 
Jahr vorher um 7 % abfiel. Die Erhöhung der Transportkosten, die 
während der Kriegsjahre für den Gestehungspreis der Ware nicht sehr 
ins Gewicht fiel, liegt später aber für Handel und Industrie schwer be¬ 
lastend und fühlbar auf dem Selbstkostenkonto, umsomehr als auch die 
Schweiz wieder mit der ausländischen Konkurrenz zu rechnen haben 
wird. Schon 1918 machte sich dieses Moment bei den Schwergütern gel¬ 
tend, und dabei drohen die Betriebsausgaben der S. B. B. auf einer solchen 
Höhe zu bleiben, daß eine nennenswerte Erleichterung und damit Herab¬ 
setzung der Selbstkosten für die Industrie vorläufig noch kaum in irgend¬ 
welcher Aussicht steht. Wenn auch alle Monate 1919 an der Steigerung 
der Einnahmen aus den Gütertransporten beteiligt sind, so ist die Zu¬ 
nahme doch besonders auffällig seit Mai 1919, weil seitdem die neue 
Tariferhöhung zum Ausdruck kommt. Seit jenem Monat bewegen sich 
nämlich die monatlichen Einnahmen aus der Güterbeförderung zwischen 
20 und 22 Mill. Fr., während sie vor dem Kriege meist unter 10 Mill. 
blieben. Der Güterverkehr der S. B. B. zeigt folgende Entwicklung: 


Jahr 

1 Zahl 

der beförderten 
Tonnen 

Durchschnitts¬ 
einnahme 
pro t in Fr. 

Jahr 

1 Zahl 

j der beförderten 
| Tonnen 

Durchschnitts* 
einnahmen 
per t in Fr. 

1903 

9698 821 

6,97 

1912 

14 811917 

7,96 

1904 

9947 439 

6,97 

; 1913 

14 614 781 

■ 8,., 

1906 

10 843 870 

6,72 

! 1914 

12887 360 

7,99 

1906 

I 12076163 

6,6(4 

1915 

j 14 562 601 , 

7; 6 - 

1907 

13 637 265 

6,.'*9 | 

' 1916 ! 

15 265974 

7,73 

1908 

13 02.5 210 

6,57 [ 

1917 

14 243 483 

8,*3 

1909 

12206 343 

7,17 1 

1918 1 

13 268554 

11.41 

1910 

13 142 120 

7,93 

1919 

13 602615 

16.bG 

1911 

13 843 192 

7,99 | 

j 1 




Die Zahl der im ersten Halbjahr 1919 beförderten Tonnen ist nie¬ 
driger als die im entsprechenden Zeitraum aller Vorjahre, und die 
Tonnenzahl übersteigt für das ganze Jahr 1919 die von 1918 nur um 
350 000 t. Der Ausfall gegen frühere Jahre liegt hauptsächlich in der Ab¬ 
nahme der Transporte von Produkten der Schwerindustrie, von Kohlen, 
Baustoffen u. dergl. 
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Die finanziellen Ergebnisse der schweizerischen 


Personenverkehr und Güterverkehr zeigen folgende 
Semesterentwicklung: 



i 

i 

Friedensjahre j| 

Uber- il 
gangs- 
jahr 
1914 


Kriegsjahre 


Nach- 

krieg>- 

jahr 

1919 


i 

1912 

1918 | 

1915 j 

1910 

1917 

1918 

Einnahmen aus dem 

1. Halbjahr 

37 033 

39 219 

30 220 j 

25 985 

28 536 

32 793 

34 966| 

4013:; 

Personenverkehr: 

2. Halbjahr 

42 708 

45 370 

32 914' 

30 132 1 

34 492 

36 895 

39050 

59 594 

in 1000 Fr. 

Ganzjahr 

79 741 

84 580 

l 

72 134' 

1 

56117 

i 

63 028 

69 688 

74 016 

99 727 

! 

Zahl der Reisenden: 
in Tausend 

1. Halbjahr! 
2 Halbjahr 

1 42 043 
45 273 

44 240' 

47 400 

1 

45 640' 

37 350 

i 38 160 

30 869 

41 056 1 
45 935 , 

1 

41540 

41 169 

34 931 

33 654 

| 33 2*>*> 

1 41 15 

Ganzjahr 

i 87 010 

91 649 

i 

83 008 

I 78029 

86 991 

82 709 

1 68 585 

| 74 419 

Einnahmen aus dem 

l. Halbjahr, 

56 427 

| 57 542 

55 859 

I 57 845 

57 700 

1 

: 67 111 

1 70029 

■ 10022' 

Güterverkehr: 

2. Halbjahr 

| 61529 

61658 47 176 

53 083 

60 401 

| 61513 

| 81379 

129 095 

in 1000 Fr. 

Ganzjahr 

117 956 

119200 

103 034 lJO928 

118101 

118 624 1 

151 408 

[229 323 

Güterverkehr 
in looo Tonnen: 

1. Halbjahr 

2. Halbjahr 

II ! ’j 'i 

7 121 ; 7 127 j 6 976 ! 7 342 

7691 7488 5911, 7221 

7 630 
| 7 636 

j 7 177 6 652 

7 066 ' 6 616 

! 5 SD 

7 79« 

Gauzjahr 

14 812 

■ 14615 

i 

12887 

| 14 563 

15 266 

14 243 

13 268 

i 

j 13&53 

Gesamteinnahmen : 
in 1000 Fr. 

1. Halbjahr 

2. Halbjahr 

1 95 727 
, 110 329 

1 

| 99191, 
113 530 

| ! 

j 97 698 

j 8o 841 

j 86 680 

89 591 

j 89 214 

I 103 384 

1 

94 137 109 157 

107 306 130 132 

|! 

144 (>92 

197055 

Ganzjahr 

206 056 

212 721 ( 

183 539 

176 271 

192 598 

( 201 442 

239 289 

1 

, 341 747 


Per Personenverkehr, besonders im zweiten Halbjahr 1919 wäre 
durch den Fremdenbesuch gewiß noch viel reger gewesen, wenn nicht 
die Formalitäten der Hinreise und des Aufenthalts sowie der ungünstige 
Stand der meisten Goldwährungen die Heiselust und damit den Fremden¬ 
verkehr gehemmt hätten. 

Die gesamte Kilometereinnahme überschreitet im Jahre 1919 114 000 
Franken und ist somit nur 35 000 Fr. höher (cf. Tabelle 2) als im Jahre 
1918, das seinerseits das bis dahin höchste Krtragsjahr 1913 in der 
Kilometereinnahme um GO00 Fr. überholt hatte. Die Steigerung im all¬ 
gemeinen ist beim Güterverkehr verhältnismäßig stärker als beim 
Personenverkehr. 


Mit Ausnahme des Krisenjahres 19(*8 sind die Gesamteinnah¬ 
men der S. B. B. seit 1903 bis einschließlich 1913 stetig gewachsen, von 
131' » bis 212 V\ Mill. Fr. Sehr fühlbar stark war darum der Rückschlag in 
1914 auf 1S3 o38 6S() F r., also um 29 182(535 Fr. weniger — minus 13,7is %. 
Das Jahr 1915 brachte gar nur 176 271 286 Fr., somit noch 7 267 394 Fr. 
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--- 3,059 % weniger als 1914. Dann begann wieder ein Aufstieg mit 1910: 
zwei Jahre später, 1918, war die höchste Vorkriegseinnahme, die von 
1913, bereits stark überholt; gegen das Vorjahr erzielte man 18,tss % 
Mehreinnahme. Besonders auffallend stark ist dann die Zunahme der Be¬ 
triebseinnahmen in 1919 ausgeprägt, sie beträgt im Vergleich zum letzten 
Friedensjahr nahezu 130 Mill. Fr. und zum Jahre 1918: 102 458 177 Fr. 
oder 42,818 % Steigerung. An Einnahmen für Militärtransporte auf Kosten 
der Eidgenossenschaft sind für 1919 im ganzen 7 482 798 Fr. erzielt. Die 
Einnahmen haben sich anteilmäßig nach den verschiedenen Ur¬ 
sprungsquellen seit 1913 in folgendem Sinne entwickelt: 


Einnahme 

1913 

1914 | 

1915 

1916 

1 

1917 

1918 

ahme 

1919 

In Prozenten der Gesainteinn 

aus dem Personenverkehr . . 

1 39,8 

39,3 

1 

1 31,8 

32,7 

34,G 

j 30,9 

20,2 

aus dem Güterverkehr . . . 

56,0 

55,1 

! 62,i 

60,o 

; 58,o 

62.3 

66,3 

aus dem Postverkehr . . . 

— 

■ 1,0 

! i,o 

f- 0.7 

1 0,9 

1,0 

0,8 

Verschiedene Quellen . . . 

4,2 

| 

1 5,2 

! 6,0 

1 6,5 

5,8 

3,7 


lOO.o 

100,« 

j 100, o 

1 RIO.« 

100,o 

, 100,o 

1 100,« 


Man ersieht hieraus, daß der Anteil des Personenverkehrs an den 
Gesamteinnahmen der S. B. B. um 10,c % zurückgegangen ist, während der 
des Güterverkehrs um 10 % stieg. Wenn auch eine genaue Statistik aus 
technischen Gründen sich zu der Frage nicht aufstellen läßt, so stellt 
immerhin soviel fest, daß deri Güterverkehr einkümmlieh, der Personen¬ 
verkehr dagegen eher verlustbringend ist. Die Betriebsausgaben 
haben sich seit 1913 mehr wie verdoppelt, allein für 1919 gegenüber 191S 
beträgt die Steigerung 731 775 Fr. oder 33,mi %, also ein Drittel. Der 
Hauptteil dieser Mehrausgaben entfällt auf Teuerungszulagen an das 
Personal, ein geringerer Teil auf den Ankauf an Kohle und Stoffen; 
folgende Tabelle gibt hierüber einen Überblick: 


us gaben 
1000 Fr. 

I Personal 

Bronnstoffe 

1 u. andere 

Materialien 

Gesamt¬ 

ausgaben 

Personal, Brennstoffe 
in Prozenten 

1913 

101 519 

, 

20106 

142 406 


71,20 

14,12 

W14 

100 076 

| 

18 168 

135 195 


74, 

13,44 

1915 

93 931 

! 

16 401 

125 529 


74,83 

1 13,117 

1916 

104 139 


20 007 

141 989 


73,34 

14,07 

1917 

116 101 

1 

27 581 

158 907 


73,2ö 

• 17,33 

1918 

152 150 

1 

52 560 

217 715 


69,‘'S 

24,14 

1919 

206 051 

1 

1 

69 820 

290 892 


70,* 

1 24,00 
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Did Ausgaben für das Betriebspersonal, einschließlich des nicht in 
diese Klasse eingeteilten Personals, aber unter Zuzählung der Teuerungs¬ 
zulagen und der Beiträge der S. B. B. an die Pensions-, Hilfs- und 
Krankenkasse belaufen sich im Jahre 1919 auf 201 670 123 Fr. gegen 
152 149 830 Fr. in 1918, also eine Zunahme von rund 50 Mill. Fr. Davon 
sind Gehälter und Löhne des eigentlichen Betriebspersonals 


1918 1919 


Gehälter und Löhne des eigentlichen Be¬ 
triebspersonals . 

Teuerungszulagen an dasselbe. 

F r i 

inken 

84 673 028 
| 62188 614 

78284065 
| 34178 339 

Kassenbeiträge der SB B. 

| 7 694 787 

8 052 306 


In der folgenden Übersicht geben wir ein Bild der Entwicklung der 
Zahl der Angestelten der S. B. B. und der für sie aufgewendeten Löh¬ 
nung und Gehälter. 


i 

Jahr 

j 

Za 

mit festem 
Gebalt 

lil der Angrestellten 

mit Tageslohn 1 Summe 

Ge samt au« gaben für das 
Betriebapersonal 
i. Fr. 

1903 

16 442 

11659 

28 101 

47 236 820 

1904 

18 767 

11680 

30 437 

54 531081 

1905 

19691 

11 545 

31 236 | 

56 365982 

1906 

20 997 

12 184 

33 181 

66 180910 

1907 

22 467 

13 947 

36 414 

63 767 613 

1908 

•23 632 

12265 

35 897 | 

70 709 219 

1909 1 

23 086 

11 593 

34 679 

71 436 402 

1910 

23 047 

11640 

34 687 

70 602055 

1911 

23 448 

11744 

35192 ! 

72106 679 

1912 | 

24130 

11338 

35 468 

79630 271 

1913 

25 999 

11627 

37 626 l 

81 561 258 

1914 

25 863 

10095 

35 958 t 

81029 226 

1915 

25 316 1 

10 508 | 

35 824 

75 791 139 

1916 

24 853 

j 

10 447 

35 300 

85 159 106 >) 

1917 

25 546 

9 245 

34 791 

92 487 091 ] ) 

1918 ! 

25 944 

8 670 

34614 

121 182965 * ) 

1919 1 

26 427 i 

10 340 | 

36 767 

155543 034 l ) 

Zu di 

iesor Pbersicl 

it können wir liinzufügen, 

daß, wie die folgende 


Zusammenstellung zeigt, im Jahre 1903 28101 Angestellte und Arbeiter 
einen Betrieb mit einer Fahrleistung von mehr als 31 Millionen Loko¬ 
motivkilometern bewältigten, während im Jahre 1919 die Fahrleistung 
von nur 27 Lokomotivkilometern 36 707 Angestellte und Arbeiter erfor- 

') Einschließlich der außerordentlichen Kriegstouenu gszulagen. 
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derte. Seit dem Jahre 1913 ist die Zahl der Angestellten und Arbeiter 
um ein geringes zurückgegangen, die Arbeitsleistung jedoch weit mehr. 
Es ist unbestreitbar, daß in den ersten Jahren nach dem Rückkauf- das 
zur Anwendung gelangte Arbeitszeitgesetz sowie die am 1. Juli 1919 
erfolgte Einführung des Achtstundentages in direktem ursächlichen Zu¬ 
sammenhang mit dieser Erscheinung stehen. Weniger Arbeitsleistung, 
dafür aber mehr Lohn, gilt auch hier wieder. Der Aufwand für 
Brennstoffe und Materialien bleibt unter den veranschlagten 
Betrügen für 1919, ist aber doch wiederum gestiegen. Trotz der Ver¬ 
ringerung der Fahrleistung um rund 45 % haben sich diese Ausgaben 
seit 1913 mehr als verdreifacht. Unterhalt und Erneuerung der Strecken 
und des Unterbaues erforderten 1919 rund 25 700 000 Fr., d. i. 8'A Mi 11. Fr. 
mehr als im Jahre 1918. Das gleiche gilt für das rollende Material, 
dessen Unterhaltung 1919 mehr als 26 Mill. Fr. kostete gegen 16 Mill. Fr. 
in 1918. Die Erhöhung all dieser Ausgaben ist naturgemäß auf die Stei¬ 
gerung der Materialpreise, der Löhne und im zweiten Halbjahr 1919 auch 
auf die Achtstundenschicht zurückzuführen. Die folgenden betriebs¬ 
technischen Angaben mögen zur Illustration hier Platz finden. 


Jahr 

n Mittlere 
Betriebslünge 

1 in km 

1: 

Jährliche 

Kiloineter- 

ausgabe 

Fr. ») 

Gefahrene 

Lokomotiv- 

Kilometer 

Betriebs¬ 

koeffizient 

°/o 

Uberschuß der 
Betriebsein¬ 
nahmen Fr. 

1903 

(i 

i 2 709 

31698 

34 428530 

63,93 

48 441 261 

1904 

!; 2715 

33 678 

36 025 350 

66,04 

47012954 

1905 

2717 

34 872 

37 930093 

64,80 

51 401 304 

190G 

, 2 730 

39 133 

41052943 

66.20 

54 539 105 

1907 

2 738 

43 518 

45 393 680 

68,68 

54 402 595 

1908 

i 2 738 

45 682 

45 781 961 

73,o- 

46 222 479 

1909 

2 738 * 

44 648 

43 686 134 

70,32 

51 708 179 

1910 

i 2 742 

44 804 

43 823 909 

65,48 

64 751 865 

1911 

2 752 

45 889 

44 988 550 

64,20 

70 224 912 

1912 

2 746 

i 50 094 

46 783 883 

j 66,76 

68 499 430 

1913 

2 781 

51207 

48 348 356 

66,94 

! 70 315 699 

1914 

i 2 802 

48249 

! 43 788 362 

I 73,66 

48 344 142 

1915 

2 802 

44 800 

38 423 424 

1 71,21 

] 50 742223 

1916 

2 826 

50 251 *) 

38 285615 

I 73,7*3 l ) 

50 608 646 *) 

1917 

2 836 

56 032») 

35 008 912 b 

78,78 ') 

42 534 729 •) 

1918 

2 847,5 

76 458 l ) 

29 946 174 3 ) 

i 90,98') 

21 574 069') 

1919 

2 882 

100 934 l ) 

26 425 785 •') 

85,12 1) 

j 50 854 675 1 ) 


*) Teuerungszuschlage einbegriffen. 

2 ) Unter Berücksichtigung der Kosten zu Lasten der Spezialfonds. 
s ) Darunter elektrische Lokomotiv-Kilometer: 

1917 : 79 417 km 1918 : 76679 km 1919 : 416 729 km. 
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Elektrisierung. 

Wegen der wachsenden Kohlennot soll der elektrische Ausbau der 
schweizerischen Bahnen tunlichst schnell, mit der Gotthardbahn begin¬ 
nend, durchgeführt werden. Im Voranschlag für das Jahr 1918 waren 
hierfür bereits 16 Mill. Fr. vorgesehen, und zwar sollten als nächste 
Strecken Bern—Seherzlingen, sowie Brieg—Sitten in Betracht kommen. 
Die erstere Strecke wurde auf 8—10 Monate Bauzeit und zu etwa 2,5 Mill. 
Franken Kosten bemessen. Nach dem Voranschlag will man wegen des herr¬ 
schenden Eisenmangels die Masten aus Holz aufführen, für die Speise¬ 
leitung soll Aluminium und für die Fahrleitung Eisen verwendet wer¬ 
den. Den ersten Verkehr will man durch 14 Lokomotiven der Lötsch- 
bergbahn für Einphasen-Wechselstrom und durch vier neubestellte Probe¬ 
lokomotiven bewältigen. 

Die Strecke Brieg—Sitten soll Drehstrom erhalten, weil man in 
diesem Falle von fünf bereits vorhandenen Drehstromlokomotiven vier 
ohne weiteres für diesen Streckenbetrieb benutzen kann. 

Nach einem Bericht in der „Schweizerischen Industrie-Zeitung 1 
vom 15. Februar 1919 führte der Bundesrat Dr. Huab über die Elektrisie¬ 
rung der S. B. B. folgendes aus: 

„Vor dom Kriege waren die Umbaukosten des ganzen Bundesbahnnetzes 
auf rund 500 Mill. Fr. geschätzt, worden; zur Zeit muß, einschließlich der elek¬ 
trischen Lokomotiven, mit reichlich einer Milliarde gerechnet werden. Die Ge- 
neraldiroktion glaubt indessen, jährlich für die Elektrisierung nicht mehr als 
25 Mill. Fr. aufwenden zu können, bemerkt aber, daß einer schnelleren Elektri¬ 
sierung nichts entgegenstehe, wenn man in die jährlichen Bauvorschläge höhere 
Summen einstellen würde. Man darf hierbei aber nicht übersehen, daß die S. B. B. 
neben dieser Aufgabe für den Bau neuer Linien, Ergänzungsbauten, Rohmaterial 
usw. für die nächsten zehn Jahre ohne die Elektrisierung jährlich 65 Mill. Fr. 
bedürfen. Bei verminderter Elektrisierungsfrist werden auch Kraftquellen 
vorzeitig erschlossen werden müssen, was wiederum eine verstärkte Geld- 
aufWendung bedingt. 

Was nun die für die Elektrisierung notwendige Beschaffung von Kraft 
anbelangt, so sind, nach dem llaabseheii Vortrag, von den erforderlichen 
200 000 1\S bereits 150 000 15S auf Grund der Konzessionen vorhanden, was für 
drei Viertel des Bahnnetzes genügt. ..Die S. B. B. können aber nicht mehr Kraft¬ 
werke bauen, als für ihre Bedürfnisse notwendig sind, denn man kann nicht für 
die Zeit bis zum eigenen Gebrauch Abonnementsverträge schließen, die auch nur 
einigermaßen eine Verzinsung und Amortisation der vorzeitig hergestellten 
Werke gewährleisten würden. Inzwischen haben sich die Anschaffungs- und Her¬ 
stellungskosten ganz erheblich erhöht. Eine Lokomotive, die im Jahre 1913 
mit etwa 200 000 Fr. zur Rechnung stand, kommt heute auf wenigstens 850 000 
Franken zu stehen. Vor dem Kriege kostete eine schwere Gotthard-Dampfloko¬ 
motive 100 000 bis 120 000 Fr., also etwa 700 000 Fr. weniger als heut*» eine elek¬ 
trische Lokomotive. Mit Maschinen aber, deren jede annähernd eine Million 
koste, lasse sich keine Bahn rationell betreiben, es sei denn, daß das Land auf 
viele Jahre hinaus die Last hoher Tarife tragen wolle.“ 
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Dieselbe Industriezeitung gibt am 1. März 1919 einen Vortrag wie¬ 
der, den der Nationalrat J. Hister über „Kohle und Elektrizität” gehalten 
hat, aus dem das folgende hier von Interesse sein dürfte: 

„Der monatliche Kohlenbedarf der Schweiz beträgt 200 000 t, die aus dem 
Auslande zu decken sind. Die Bestrebungen der Selbstversorgung der Schweiz 
mit Ersatzbrennstoffen haben im Jahre 1918 120 000 t Torf, 'Braunkohle und 
Walliser Anthrazit ergeben. Die im Jahre 1918 zu spät einsetzende Torfäusbeu- 
tung wird noch längere Zeit hervorragenden Anteil an der schweizerischen Brenn- 
stoffbeschaffung haben. Für die Aufrechterhaltung aber des Verkehrs und des 
Bahnbetriebes liegt das bedeutendste Brennstoffersatzmittel in den Wasser¬ 
kräften des Landes. Die Elektrisierung der Bahnen, namentlich der S. B. B. 
muß so schnell und so weit als möglich gefördert werden. Die hierdurch erreich¬ 
bare größere wirtschaftliche und politische Unabhängigkeit wird auch unter 
Berücksichtigung der gegenwärtig außerordentlich hohen Materialpreise nicht zu 
teuer bezahlt. Die auf anderen Wirtschaftsgebieten durchzuführende Elektri¬ 
sierung wird die Verwendung der Kohle nicht verdrängen können, jedoch einen 
Rückgang der Kohlenpreise herbeiführen helfen. Die Bestrebungen nacli Vci- 
billigung der Kohlenpreise und einer schnellen Durchführung der Elektrisierung 
verfolgen alle das gleiche Zeit, der schweizerischen Volkswirtschaft Erleichte¬ 
rungen zu bringen. 4i 

Die stetig an wachsenden Rohstoff preis© haben nun immer mehr 
dazu geführt, daß die Elektrisierung der schweizerischen Bahnen sich 
ganz wesentlich verteuert. Nach einem allgemeinen Grundplan, den die 
Generaldirektion der S. B. B. dem Verwaltungsrat im Herbst 1918 vor¬ 
gelegt hat, betreffend die Einführung des elektrischen Betriebes, beläuft 
sich der Kostenaufwand auf 3—4 Milliarden Fr., wobei man den Zeitraum 
der Durchführung auf rund 30 Jahre angesetzt hat. Auch dieser tech¬ 
nische Bericht erwähnt bereits, daß drei Viertel der elektrischen Kraft 
schon sichergestellt seien, während der Rest später durch Konzessionen¬ 
vergebung beschafft werden solle. 

Die Durchführung des elektrischen Bahnbetriebes muß an verschie¬ 
denen Punkten in Angriff genommen werden. So betreibt man denn mit 
allen Mitteln die Einführung des elektrischen Betriebes auf dem aus¬ 
gedehnten Netz der bernischen Nebenbahnen. Bei Mühleberg wird eine 
gewaltige Kraftanlage geschaffen, wobei infolge des notwendigen Auf¬ 
staus der Aare die Hinterkapellenbrücke ersetzt werden muß. Die an 
diesen Brückenbau zunächst beteiligten Gemeinden Wohlen, Biimplitz 
und Bern haben ein Brückenprojekt ausarbeiten lassen, dessen Ausfüh¬ 
rung sich für rund 750 000 Fr. bewerkstelligen läßt, wozu die Bernischen 
Kraftwerke einen Beitrag von 250 000 Fr. leisten wollen. In Anbetracht 
der bevorstehenden Aufgaben haben die Bernischen Kraftwerke schon 
seit Jahren an ihrer ständigen Vergrößerung gearbeitet. Bereits im 
Jahre 1916 erwarben sie das in den Händen der Elektrizitäts-Akt.-Ges. 
Lahmeyer & Co., Frankfurt a. M., befindliche Aktienkapital des Eick- 
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trizitätswerkes Wangen Akt.-Ges. in Höhe von 10 Mill. Fr.; diese Gesell¬ 
schaft besaß ihrerseits wiederum alle Aktien der Aare- und Emmental- 
Kanalgesellschaft Akt.-Ges. Ende 1918 erwarben dann die Bernischen 
Kraftwerke auch noch die Laufenthaler Kraftwerke Akt.-Ges. mit den 
beiden Zentralen in Dittingen und Zwingen. Es wurde eine einheitliche 
Betriebsführung und Aufstellung gleicher Tarife der verschiedenen 
Unternehmungen durchgeführt. 

Im Frühjahr 1919 war die Stromleitung von der Zentrale Spiez der 
Bernischen Kraftwerke nach der Station Scherzlingen bereits fertig¬ 
gestellt, so daß die Kraftwerke nun jederzeit zur Elektrisierung der 
S. B. B. den für den elektrischen Betrieb der Strecke Bern—Thun erfor¬ 
derlichen Strom liefern konnten. Die beschleunigte Inbetriebnahme dieser 
Linie und vor allem auch die möglichst schnelle Elektrisierung der Linie 
Luzern—Zofingen—Olten—Basel und der Doppelspur lfothenburg— 
Luzern wurde von einer Abordnung des Thuner Gemeinderats dringend 
beim ( lief des Schweizerischen Eisenbahndepartements beantragt. 

Für die Elektrisierung der Linien Spiez—Interlaken—Böningen, 
Spiez—Erlenbach und Erlenbach—Zweisinnen (Gruppe Spiez), sowie der 
Linien Bern—Yelp—Thun, Bern—Schwarzenburg, Bern—Neuenburg und 
Flamatt—Laupen— Gümmenen (Gruppe Bern) hatte die Bernisclie Le¬ 
gierung bereits im Herbst 1918 die Lieferung von 14 Lokomotiven zum 
damaligen Gesamtpreise von 615 0011 Fr. in Auftrag gegeben, lieferbar 
nach zehn Monaten, monatlich je eine Lokomotive. Die mechanischen 
Teile der Lokomotiven liefern die Lokomotiv- und Maschinenfabrik 
Winterthur, die elektrischen Teile Maschinenfabrik örlikon und die 
1 irma Brown, Boveri & Go. in Baden. Für die Anschaffung von wei¬ 
teren 20 elektrischen Lokomotiven wurde noch Ende 1918 der Bundes- 
bahnverwaltung ein Kredit von 16,so Mill. Fr. bewilligt, wovon 5 600 000 
Franken als Nachtragskredit für das Baubudget 1918 gelten. Der Elek¬ 
trisierungsplan der S. B. B. umfaßt neben der Hauptaufgabe noch eine 
recht ansehnliche Keilte von Ergänzungsbauten, worüber folgende kurze 
Angaben vorliegen. 

Ein zweites Geleise soll hergestellt werden auf den Strecken: Visp— 
Brig—Staad—Stellargarethen, auf denen es sich bereits im Bau befindet. 

Ferner außerdem noch auf folgenden Strecken: Riddes—Visp mit 
Ausnahme von Oranges—Siders, wo Doppelspur schon besteht, Ependes 
\ verdon—Auvernier, Romont—Freiburg—Thorisliaus, Neuveville— 
Biel, Lengnau—Solothurn—Olten, Asch—Delsberg—Münster, Basler 
Verbindungsbahn, Rothenburg—Fluhmühle—Luzern, örlikon—Eglisau 
—Schaffhausen, mit Ausnahme von Bülach—Eglisau, wo Doppelspur be 
leits liegt, Richterswil—Wallenstadt, Sargans—Chur, Winterthur—Räter- 
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sehen, Wil—St. Gallen—Rorschach—Staad, mit Ausnahme der bereits 
doppelgleisigen Strecken Gossau—Weikeln und Brüggen—St. Gallen— 
St. Fiden, endlich noch Brunnen—Flüelen, Giuviasco—Lugano und Me- 
lide—Maroggia. 

An grollen Bahnhofs- und Stationserweiterungen werden ausge¬ 
führt: Bahnhofsanbau Genf, Thun, Delsberg, Horgen; Verlegung des 
Güterbahnhofs Lausanne ins Flontal; Erweiterungen der Bahnhöfe 
Neuenburg, Freiburg, Bern, Burgdorf, Olten, Liestal, Zürich, Brugg, 
Lenzburg, Rüti-Zürich, Schaffhausen, Rorschach, Chur, Göschenen, 
Airolo, Bellinzona, Lugano und Chiasso. Muttenzerfeid bei Basel erhält 
einen neuen großen Rangierbahnhof, Station Schlieren wird erweitert, 
die linksufrige Zürichseebahn ausgebaut, die Verhältnisse im Dreieck 
Ziegelbrücke—Weesen—Näfels sollen verbessert werden, ferner Rangier¬ 
bahnhof Winterthur, Zollstation Kreuzleigen, Vergrößerung des Stations¬ 
gebäudes in Luzern. 

Diese genannten zweiten Geleise, die Bahnhofserweiterungen und 
Stationsneubauten, die innerhalb der kommenden 15 Jahre zur Aus¬ 
führung gelangen sollen, sind) auf eine Kostensumme von 470 Millionen 
Franken veranschlagt worden. Dazu kommen dann noch etwa 50 Mil¬ 
lionen Franken für Verstärkung eiserner Brücken infolge größeren Lo- 
komotivgewichts sowie endlich noch beträchtliche Summen für Stell¬ 
werksanlagen und viele kleinere Ergänzungsbauten. 

Für den elektrischen Betrieb der S. B. B. sollen drei Wasserkraft¬ 
werke auf der Nordseite und zwei Werke auf der Südseite des Gotthard 
angelegt werden; diese benutzen vorhandene Wasserkräfte im Gebiete 
der Reuß und der oberen Leventina. Für die als erste in Aussicht ge¬ 
nommene Strecke zur Einführung des elektrischen Betriebes, Bellinzona— 
Erstfeld, werden die Kraftwerke Amsteg auf der Nordseite und Ritom 
auf- der Südseite des Gotthard den nötigen Strom liefern, doch ist für 
das Amsteger Werk die Leistungsfähigkeit so hoch bemessen worden, 
daß im Notfälle die ganze Teilstrecke während des größten Teiles des 
Jahres von hier aus betrieben werden kann, ohne daß das südliche Ri- 
tomer Kraftwerk irgendwie einzugreifen brauchte. Dies gilt natürlich 
nur für den Notfall und soll nicht etwa die Regel bilden. Der weitere 
Ausbau von Amsteg gestaltet sich, nach der Schweizerischen Bauzeitung 
(Nr. 68), durch die Zuleitung des KärsteUenbaches und des Etzlibaches 
wirtschaftlich besonders vorteilhaft. Bei dem Kraftwerk Ritom hat man 
vorgesehen, daß auch dieses Werk den Betrieb bis Erstfeld im Notfälle 
allein versorgen könnte; die Möglichkeit hierzu hängt vom Wasser¬ 
stande des Ritomsees ab. Durch Verbindung und Ausbau dieser zwei 
Hauptkraftwerke hofft man den elektrischen Betrieb der ganzen Gott- 

Archiv für Eisenbahnwesen. 1921 . 
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hardlinie gewährleisten zu können. Es soll dann nach dem Plane das 
Kraftwerk Amsteg bei der großen Wassermenge, die die Reuß im 
Sommer führt, die Stromlieferung im Sommer übernehmen, während der 
Ritomsee aufspeichert, um im Winter den dann bei Amsteg fehlenden 
Strom zu decken. So hofft man dauernd eine mittlere Tagesleistung 
von 26 000 PS zu erzielen; durch Stauung des Ritomseespiegels um 7 m 
erwartet man sogar 30 000 PS mittlere Dauerleistung erreichen zu 
können. Die drei Reußwerke liefern dann mit dem Etzelwerke zu¬ 
sammen im Tagesmittel rund 70 000 PS, also reichlich genügend für den 
elektrischen Betrieb eines recht beträchtlichen Teiles der Elektrobahn- 
linien der Nord-, Ost- und Mittelschweiz. — Dies ist von hoher wirt¬ 
schaftlicher Bedeutung. 

Unter dem Einfluß des Krieges ist nämlich vor allem das frühere 
Übergewicht Basels im Güterverkehr und im Zollertrag des Bundes 
Jahr um Jahr mehr verringert worden und seit 1916 gänzlich ver¬ 
schwunden. Basel teilt damit das Schicksal der gesamten Nord- und Ost¬ 
grenze der Schweiz mit Einschluß des wichtigen Grenzpunktes Pruntrut- 
Delle. Der Anteil der drei nord- und ostschweizerischen Zollkreise an 
dem gesamten Zollertrag stellt sich, nach dem NLI1. Jahresbericht der 
Handelskammer Basel über das Jahr 1917 (Seite 21), absolut und pro¬ 
zentual gegenüber den südlichen und westlichen Eingangsgebieten, in 
Millionen Franken wie folgt dar: 



1912 

'1 

1 1913 

1914 

19 15 

1 

1916 

1917 

Zollkreis Basel .... 

3 1 ,0*8 

i 

28,711 

21,126 

I 14.078 

13,800 

i 

10.310 

„ Genf .... 

14.340 

14,300 1 

9.799 

I 1 3,050 

18,983 

18.041 

Nord- und Ostgrenze . 

511,8 69 g 

56,9 678 

43,2 67 ;; 

30.7 — 57 Jj 

26,8 -458 

i 21 = 41g 

Süd- und Westgrenze 

*->6.ü 31 ü 

27,« 3‘2,5’j; 

21.3 33;; 

1 23.2- 43 S 

32,3 54,68 

30 = 59 g 

Jahreseinnahme . . . 

86.4 18 

84,537 

64,479 : 

53,854 

59,18 ! 

51,05 

rund . . . 

86-98 

85,14 

65.08 

54,80 

60,io 

52,22 


Genf ist also durch diesen Krieg ganz klar in die frühere Stellung 
Basels als Haupteingangspunkt der schweizerischen Einfuhr vorgerückt, 
da die Schweiz die meisten und wichtigsten Hauptimporte — außer 
Kohlen und Eisen — zu jener Zeit nicht mehr aus und durch Deutsch¬ 
land, sondern über t'ette und Bordeaux erhalten hat. Dabei spielt aller¬ 
dings der Hauptposten des Zollertrages, der Wein — hier fast nur noch 
spanischer und italienischer Wein — eine um so größere Rolle, je dürf¬ 
tiger die übrigen Zollertragsposten zusammengeschmolzen sind. Je 
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größer die natürliche Verkehrskraft von Basel ist, um so heftiger, mehr 
als irgend ein anderes Verkehrszentrum der Schweiz, ist Basel in diesem 
Falle vom Kriege betroffen worden. Zu der Isolierung von und nach 
außen seit Kriegsbeginn kam in den letzten Kriegsjahren auch noch im 
Inlandsverkehr die Kohlennot, die die S. B. B. zur äußersten Einschrän¬ 
kung ihrer Fahrleistungen zwang. Beides hat sich in seiner negativen 
Wirkung für Basel multipliziert, da die S. B. B. naturgemäß jede Mehr¬ 
leistung vom Augenblicksbedarf, von der tatsächlichen momentanen 
Frequenz einer jeden Strecke abhängig machten. (Handelskammer¬ 
bericht Basel XLIII 1918 S. 26.) 

Diese ganzen, auf der Nordschweiz besonders schwer lastenden 
verkehrslosen Jahre hätten logischerweise zur Vorbereitung auf den 
kommenden starken Verkehr der nächsten Jahre ausgenützt werden 
müssen. Die Zeit der Verkehrsstille wäre besonders geeignet gewesen 
zur Herstellung von Doppelgleisen, Elektrisierungsmontagen u. a. Hier 
stieß man nun allerdings in immer wachsendem Maße auf die Hemmung 
durch hohe Arbeitslöhne und hohe Materialpreise. Die enorme Ver¬ 
teuerung der Kohle und damit des gesamten Dampfbetriebes zwingt nun 
aber die S. B. B. doch zu raschem Handeln. Inzwischen hat freilich 
die bisherige Zögerung dahingeführt, daß man mit der Hauptarbeit der 
Elektrisierung in die Zeit der höchsten Preise und Löhne für alles und 
jedes hineingeraten ist: Arbeit und Schienen, elektrische Lokomotiven 
und elektrische Apparatur müssen neu, wo es eben keine andere Wahl 
mehr gibt, mit dem Doppelten und selbst Mehrfachen bezahlt werden. 
Die Nordschweiz hat vor allem Interesse daran, eine möglichst konse¬ 
quente Durchelektrisierung der ganzen Gotthardhauptlinie von Chiasso 
bis Basel ins Auge zu fassen und zu betreiben. Wohl steht die Strecke 
Lvzern—Olten—Basel im ElektPifcierungsprogramm der S. B. B. unter 
den Aufgaben erster Ordnung, d. h. der ersten der drei Dekaden, die für 
das Ganze in Aussicht genommen sind, aber die Reihenfolge der Aus¬ 
führung der verschiedenen Strecken ist nicht festgesetzt. Wie dem¬ 
zufolge nicht anders zu erwarten war, ist im ganzen Lande ein Wett¬ 
eifer erwacht, um der erste oder wenigstens unter den ersten zu sein. 
Hierin zeigt sich mal wieder die Psyche des Kantönligeistes. 

Während das Bauprogramm der S. B. B. naturgemäß da cinzusetzen 
hat, wo die meisten Kohlen verbraucht werden und somit als Frucht der 
Elektrisierung die größte Kohlenersparnis zu erwarten ist, so war doch 
die Auswahl der elektrisch zu betreibenden Bahnstrecken vorweg in ge¬ 
wissem Sinne beeinflußt durch Einführung des elektrischen Betriebs des 
Simplontunnels seit 1906 und der bernischen Lötschbergbahn seit Mitte 
1913 einerseits und der daraus erfolgenden Notwendigkeit einer müg- 
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liehst baldigen Elektrisierung der Gotthard-Bergstrecke Erstfeld—Biasca. 
Da der elektrische Betrieb um so bequemer und lohnender wird, je 
längere Strecken ihm in unmittelbarem Anschluß aneinander dienstbar 
gemacht werden, so ist als richtig anzuerkennen, daß die Generaldirektion 
der S. B. B. an das Bestehende beim Simplon und beim Lötschberg und 
an die vorweg zu elektrisierende Bergstrecke der Gotthardbahn un¬ 
mittelbar anknüpft und da weiter elektrisiert; dort fürs erste bis Sitten 
und bis Bern, hier einerseits bis zur Landesgrenze in Chiasso und an¬ 
derseits bis Luzern und Zürich, und für den Güterverkehr von Immen¬ 
see aus über die Aargauische Südbahn bis Rupperswil. Diese sämtlichen 
Gotthardzufahrten sollen von den im Bau befindlichen Kraftwerken 
Ritom und Amsteg der S. B. B. gespeist werden. 

Die ganze Nordwestschweiz dagegen, soweit sie überhaupt 
in das Programm der ersten Dekade Aufnahme gefunden! hat (Luzern 
Olten—Basel, Bern—Olten—Zürich und Brügg—Pratteln), wird für ihre 
Kraftversorgung auf ein noch gar nicht begonnenes, 1919 noch nicht 
einmal konzessioniertes Aarekraftwerk bei Rupperswil verwiesen. 

Bis darüber Einigkeit erzielt, die nötigen genauen Pläne aus¬ 
gearbeitet und die Ausführung vergeben ist, kann noch geraume Zeit 
vergehen, und dann wird die Ausführung selbst mindestens weitere zwei 
bis drei Jahre erfordern. Die Elektrisierung der in normalen Zeiten 
weitaus wichtigsten, weil stärkstbelasteten nördlichen Gotthardzufahrt: 
B ase l_01ten—Luzern würde dadurch also in einen zweiten Dekadeplan 
hinausgerückt. 

Um nun eine raschere Elektrisierung dieser wichtigen Strecke, wo¬ 
möglich gleichzeitig mit Goldau—Luzern und Zürich, zu erwirken, hat 
sich am 17. Oktober 1918 die Basler Volkswirtschaftsdelegation an die 
Regierung gewandt. Sollte man demgegenüber einwenden, daß ja auch 
keine andere Strecke der deutschen und welschen Schweiz — Brig—Iselle 
und Chiasso ausgenommen — bis zur Grenze elektrisiert w r ird, so ist 
dagegen einmal das gew-altige Oberw'iegen der Strecke Basel—Olten im 
Personen- wie im Güterverkehr geltend zu machen, und anderseits auch 
noch die grundlegende Bedeutung der Durchelektrisierung dieser wich¬ 
tigsten nordsüdlichen Transitlinie für den Verkehr und die geldlichen 
Einkünfte der S. B. B. (XLIII. Jahresbericht Basel 1919 S. 30). Auf diese 
Eingabe hin wurde der Baseler Regierung fest zugesichert, daß Luzern— 
'Olten und Olten—Basel in unmittelbarem Anschluß an Erstfeld—Luzern 
spätestens 1923/24 dem neuen Betrieb übergeben werden 9olle. Man 
will dabei unabhängig von der Vollendung des Kraftwerks Rupperswil, 
das Ende 1923 fertig sein soll, Vorgehen, also, wenn nötig, mit gemieteter 
Kraft aus anderen Elektrokraftwerken. Die Reihenfolge der Vollendung 
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der einzelnen Strecken soll nach Angabe des Eisenbahndepartements 
sein: 1919 Thun—Bern und Brig—Sitten; 1920 Erstfeld—Bellinzona; 
1921 Erstfeld—Luzern; 1922 Goldau—Zürich und Bellinzona—Chiasso; 
1923 Luzern—Olten und u. U. noch Basel; 1924 sicher spätestens 
Olten—Basel. 

Man hat nun für den elektrischen Ausbau der S. B. B. einen groß- 
angelegten Plan ausgearbeitet, nach dem die Bauzeit auf rund 30 Jahre 
bemessen worden ist und als jährliche Baurate im Durchschnitt 20 Mil¬ 
lionen Mark ausgeworfen werden sollen. Das Netz der S. B. B. ist dem¬ 
gemäß in drei große Gruppen eingeteilt, auf deren jeweiligen Ausbau 
man je ein Jahrzehnt ansetzt. Nach Angaben in der Z. d. Yer. deutsch. 
Ing. Bd. 52 Nr. 38 Jahrg. 1918 S. 650) umfaßt die Gruppe 1, rund 
1128 km oder 40 % des Netzes, nämlich Erstfeld—Bellinzona mit dem 
bereits genannten Ritom - Wasserkraftwerk, Bellinzona — Chiasso, 
Erstfeld—Luzern, Goldau—Thalwil—Zürich, Immensee—Wohlen— 
Rupperswil mit den vereinigten Kraftwerken von Amsteg und Ritom, 
Sitten—Lausanne, Lausanne—Vallorbe mit dem Kraftwerk an der Bar- 
berine, Genf—Renens, Lausanne—Freiburg—Bern, die ihre Kraft von 
den Werken an der Barberine und am Trient beziehen; ferner noch die 
wichtige Strecke Luzern—Olten—Basel mit den Kraftwerken an der 
Aare bei Rupperswil, Scherzlingen—Thun—Bern mit vorläufig den Berner 
Kraftwerken, Wylerfeld—Olten—Zürich, Brugg—Pratteln mit dem Kraft¬ 
werk an der Aare bei Rupperswil und anderenKraftzentralen. Die Gruppe 2 
erhält 600 km Länge und zu ihr rechnet man die Strecken Thalwil—Chur— 
Zürich—Meilen—Rupperswil—Ziegenbrück.Uznach—Rickentunnel—Watt- 
wil mit dem Etzel werk und anderen kleineren Kraftwerken; ferner 
Gümling—Luzern—Olten—Biel, Luzern—Brünig—Interlaken mit dem 
Kraftwerk an der Aare, Daillens—Yverdon—Neuenburg—Biel, Neuen¬ 
burg—La Chaux de Fonds—Le Locle, Zollikofen—Biel—La Chaux de 
Fonds mit den vereinigten Kraftwerken an der Barberine und am Trient 
sowie ferner noch einige zu bestimmende Teilstrecken. Die Gruppe 3 
umfaßt den Rest des Netzes der S. B. B. mit rund 1020 km, ohne daß 
nähere Einzelheiten schon festgelegt sind. 

Von Gruppe 1 mit ihren 1128 km wurde Ende 1918 Brieg—Iselle 
mit 23 km Länge bereits elektrisch betrieben; 1919 sollte die 84 km 
lange Strecke Scherzlingen—Bern und Brieg—Sitten in Betrieb kommen, 
1920 dann Erstfeld—Bellinzona mit rund 109 km. Zählt man, nach 
einem Berichte in der Schweizerischen Bauzeitung (1919), die 10 Jahre 
der Gruppe 1 am 1. Januar 1919 ab, so müssen vom 1. Januar 1921 ab 
die restlichen 912 km mit jährlich 912 114 km elektrisiert werden. 

Gruppe 2 ximfaßt 601 und Gruppe 3 1020 km; man kann für sie, bei dem 
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Vorwiegen eingleisiger Strecken und der nur kleinen Zahl neu erfor¬ 
derlicher großer Bahnhofsanlagen und Kraftwerke sehr wohl mit einer 
Jahresleistung von 150 km rechnen. Die Bauzeit dieser zwei Gruppen 
ließe sich dann berechnen mit 600 :150 = 4 und 1020 :150 = 7 Jahre, so 
daß das Netz der S. B. B. dann in 10 +4 +7 Jahren völlig elektrisiert 
sein könnte. Dabei ist natürlich vorausgesetzt, daß keinerlei unvorher¬ 
gesehene größere Schwierigkeiten oder sonstigen Hindernisse sieh ein¬ 
stellen. — Der Plan der S. B. B. zur Einführung elektrischer Zugförde¬ 
rung geht auf tunlichst baldige und möglichst große Ersparnisse an 
Kohle aus. Dabei wird nun zwar die Gruppe 1 nur ein dünnes Netz 
elektrisch betriebener Ilauptlinien darstellen, während regelrechte elek¬ 
trische Zugförderung in ganzen Gebieten erst nach dem erfolgten Aus¬ 
bau der Gruppe 3 erwartet werden darf. 

Noch im Jahre 1919 hat man die ganzen Kosten der Elektrisierung 
zu rund 750 Millionen Franken angenommen, allerdings würde die Ein¬ 
führung nach Gebieten ein langsameres Zeitmaß in den Ausgaben für 
Strombeschaffung, für Anlage von Kraftwerken und Kraftwerk¬ 
anschlüssen sowie Fernleitungen gestattet haben. Wirtschaftlich be¬ 
trachtet, hat die Schweiz bei der Einführung elektrischer Zugförderung 
zur Zeit wohl keinen Vorteil, denn die Kosten für Dampfbetrieb oder 
elektrischen Betrieb stellen sich wohl gleich teuer; aber es kommt bei 
diesem groß angelegten Plane der Elektrisierung ja auch hauptsächlich 
darauf an, das Land von dem dauernden Bezug ausländischer Kohlen 
möglichst weitgehend zu entlasten. 

Der Plan für die Gruppe 1 mit ihren 1128 km. abzüglich der bereits 
elektrisch betriebenen 23 km Brieg—Jselle sieht folgende jährliche Geld¬ 
aufwendungen vor. wobei indessen die Kosten für den Ankauf elek¬ 
trischer Lokomotiven nicht einbezogen sind: 

Gruppe t. Jahr . . . j 1919 1920 1921 1922 1923 1924 1926 1920 1927 1928 

Milt. Fr.. . 34.0 48,i 61,8 62,2 50,3 40.: 34,i 33,l 27,6 32,o 
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(Mit einer Übersichtskarte.) 


Laut Beschluß des finischen Senats wurde im Dezember 1917 ein 
Komitee ernannt, das ein einheitliches Programm für die Erweiterung 
und Entwicklung des finischen Eisenbahnnetzes, entsprechend dem wirt¬ 
schaftlichen Bedarf des nunmehr selbständigen Staats und den berechtigten 
Interessen der einzelnen Landesteile, ausarbeiten sollte. Das Komitee.bat 
jetzt sein Gutachten abgegeben. Da die zur Zeit herrschenden Ausnahme* 
Verhältnisse die Ausarbeitung stichhaltiger Kostenanschläge nicht zu¬ 
lassen, umsomehr, als es sich hier um Unternehmungen handelt, die erst 
nach längerer Zeit, vielleicht erst nach Jahrzehnten ausgeführt werden 
können, hat sich das Komitee darauf beschränkt, allgemeine Richtlinien 
für den Ausbau des finischen Eisenbahnnetzes aufzustellen. Bei der 
Ausarbeitung seines Programms hat das Komitee die lierzustellcnden 
Eisenbahnen in 3 Hauptgruppen geteilt, und zwar: 

1 . Bahnen für den Durchgangsverkehr und den einheimischen Fern¬ 
verkehr, 

2. Provinz- und Lokalbahnen, 

3. Bahnen für den Verkehr im nördlichen Finland und in den Grenz¬ 
gebieten. 

A. Durchgangs- u n d Fernverke h r s b a h n e n. 

In der ersten Gruppe werden folgende Bahnbauten vorgeschlagen; 
R i i h i m ä k i - A b o b a li n (r d. 115 km) für den Durchgangs¬ 
und schnellen Personenverkehr von Abo nach Petersburg. 

Björneborg — Kankanpää — Haapanuiki-Bahn (rd. 
189 km), eine Bahn von teilweise demselben Charakter wie die erst¬ 
genannte. Die Außenhäfen Björneborg, Mäntyluoto und Räfsö haben 

l ) Nach einem amtlichen Bericht. Vgl. auch Archiv für Eisenbahnwesen 
1916, S. 1016: Finland und seine Eisenbahnen. Von F. Thieß. Archiv für Eisen¬ 
bahnwesen 1919. S. 743: Die tinischon Staatseisenbahnen im Jahr 1916. 
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sich als gute Durchgangs- und Winterhäfen erwiesen, so daß der russische ' 
Durchgangsverkehr zum Teil über diese Bahnstrecke geleitet werden 
könnte. Als Lokalbahn ist diese Strecke als eine der wichtigsten be¬ 
zeichnet worden, die zu erbauen sind. Das von dieser Bahn berührte 
Gebiet hat reiche ökonomische Voraussetzungen. Auch besitzt hier der 
Staat große Waldungen. 

Lahtis — Heinola — St. Michel — Xyslott — Ma.tka- 
selkä-Bahn (rd. 325 km). Durch diese Bahn, die ebenfalls haupt¬ 
sächlich dem Durchgangsverkehr von Rußland nach den tonischen Export- 
und Importhäfen dienen soll, wird die Entfernung von Matkaselkä (End¬ 
station der im Bau begriffenen Bahn von der russischen Grenze nördlich 
des Ladogasees Suojärvi-Matkaselkä) nach Helsingfors von 530 km auf 
455 km, nach Hangö von 620 km auf 545 km und nach Abo von 663 km 
auf 555 km sowie nach Björneborg von 711 km auf- 533 km herab¬ 
gesetzt werden, wenn bei den beiden letztgenannten Endpunkten die neu 
vorgeschlagenen Bahnen berücksichtigt werden. 

Für den Durchgangsverkehr über Tornea, welche Stadt sich während 
des Kriegs zu einem wichtigen Durchgangsverkehrsort für den Verkehr 
über Schweden ausgebildet hat, wird der Bau einerBahnvonJyvä- 
skylä nach Riihimäki oder einem anderen geeigneten Ort an der 
Strecke Riihimäki—Tavastelius, sowie in Fortsetzung der von Jyväskvlä 
nach Suolahti bestehenden Bahn eine solche nach Haapajärvi an der im 
Bau befindlichen Strecke Iisalmi—Ylivieska vorgeschlagen. Die Entfer¬ 
nung von Helsingfors nach Tornea würde hierdurch von 885 km auf 
787 km herabgesetzt werden. 

B. Provinz- und Lokalbahnen. 

Wiborg — Paakkola — Sortanlahti-Bahn (105 k m). 
Durch diese Bahn wird die Stadt Wiborg eine unmittelbare Verbindung 
mit dem Ladoga-See erhalten. Außerdem wird hierdurch die kürzeste 
Verbindung vom Ladoga nach dem Finischen Meerbusen hergestellt wer¬ 
den. Am Ladoga und am unteren Teil des Vucksenflusses befinden sich 
tonische Sägewerke und industrielle Unternehmungen, die von dieser 
Bahn großen Nutzen ziehen würden. Auch aus strategischen Gründen 
ist diese Bahn sehr wichtig. 

Helsingfors — L o i m a a - B a h n (140 k m). Helsingfors ist 
im A erhältnis zu seiner Größe schon lange ohne ausreichende Eisenbahn¬ 
verbindung mit seinem Hinterland. Es fehlt hauptsächlich an einer un¬ 
mittelbaren Verbindung nach Nordwest, wo sich große, dichtbevölkerte 
Landschaften wie \ iahtis, Tammela, Loimaa und Hvittis befinden. Das 
Komitee schlägt deshalb den Bau einer Eisenbahn von Helsingfors nach 
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Loimaa vor, die eine Länge von 140 km erhalten würde. In Fortsetzung 
dieser Strecke wird eine Bahn von Loimaa nach Kiste vorge¬ 
schlagen, die eine Länge von 65 km erhalten würde. Durch diese Bahnen 
würde die Entfernung von Helsingfors nach Björneborg um 72 km ver¬ 
kürzt werden. 

Aber auch nach Nordosten fehlt es an einer genügenden Eisenbahn¬ 
verbindung, wo die fruchtbaren Landschaften Ostnylands liegen, die der 
Hauptstadt Lebensmittel und Brennholz liefern können. Nach Nordosten 
schlägt das Komitee eine Bahn von 

Helsingfors über Borga nach Koria oder Kouvola 
vor (13 0 km). Außer den wirtschaftlichen Vorteilen für Helsingfors, 
die man aus dieser Bahn erwartet, würde die Entfernung von Helsingfors 
nach Wiborg sich um 44 km verringern, was für den künftigen inter¬ 
nationalen Verkehr nach Petersburg von großer Bedeutung sein würde. 
Auch würde dadurch der Durchgangsverkehr von und nach Rußland, der 
bisher über die Strecke Helsingfors—Riihimäki—Kouvola ging, entlastet 
werden können. 

Joensuu — Varkaus-Bahn (123 km). Schon lange hat 
man eine Verbindung von der Karelischen Bahn mit der Savolaksbahn ge¬ 
fordert, die von Joensuu ausgehen sollte. Man hatte vor geschlagen, diese 
Bahn an den Outokumpa-Kupfergruben vorbeizuführen, um die Gruben 
direkt mit der Eisenbahn in Verbindung zu bringen. Das Komitee hat je¬ 
doch gefunden, eine südwestlichere Richtung vorschlagen zu sollen, die der 
natürlichen Richtung den Häfen entgegen entspricht. Diese Strecke, die 
dann nach dem großen Werk Varkaus geht, kann leicht durch eine Seiten¬ 
linie von 15 km mit den Outokumpagruben verbunden werden. 

Tammerfors — Parkamo — Kauhajoki-Bahn (150 km). 
Als eine weitere Provinz- oder Lokalbahn schlägt das Komitee eine Bahn 
von Tammerfors oder von einem Ort in nächster Nähe von Tammerfors 
entweder nach Parkamo oder Jämijärvi vor, wo die Bahn mit der Björne¬ 
borg—Haapamäkibahn zusammen laufen würde, und von dort nach Kau- 
hajoki. Eine solche Bahn würde für den Brennholztransport aus den wald¬ 
reichen Gegenden in Mittel-Satakunta nach Tammerfors und als Zufuhr¬ 
bahn nach Tammerfors überhaupt von großer Bedeutung sein. Auch 
würde sie einen wesentlichen Teil des Eisenbahnnetzes ausmachen, wenn 
sie künftighin von Kauhajoki nach Wasa weitergeführt würde. 

C. Bahnen in Nord-Finland und in den 
Grenzbezirken. 

Rovaniemi — Petsamo-(Petsch eng a)- Bahn (5 00 km). 
Große, allgemeine Interessen erfordern die Verbesserung des Eisenbahn- 
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netzes in Nord-Finnland. Dort besitzt der Staat ausgedehnte Wälder, 
deren Pflege wegen der ungenügenden Verkehrsverhältnisse viel zu 
wünschen übrig läßt. Wohl können die groben Hölzer durch vorhandene 
natürliche Flößwege abtransportiert werden; die wirtschaftliche Aus¬ 
nützung der Wälder, insbesondere des Kleinholzes, ist aber nicht möglich. 
Unbenutzt rinnt auch die Wasserkraft ab, die zur Veredlung der Natur¬ 
erzeugnisse dieser Landschaft verwendet werden könnte, wenn Trans¬ 
portmittel vorhanden wären. Solange keine Eisenbahn vorhanden ist, 
können auch die Erzvorkommen, die an mehreren Stellen angetroffen 
worden sind, nicht ausgenützt werden. Nur unter der Voraussetzung, 
daß Bahnen in mehreren Richtungen gebaut werden, kann die Unter¬ 
nehmungslust angereizt und die Niederlassung in diesen zurückgeblie¬ 
benen, aber an Naturvorkommen reichen Gegenden vergrößert werden. — 
Anderseits werden diese Eisenbahnen ungeheure Kosten erfordern. Die 
Gegenden, durch die sie laufen werden, sind so ausgedehnt und so wenig 
bevölkert, daß sehr lange Bahnen gebaut werden müssen, um einen Ver¬ 
kehr in Gang zu bringen, der doch nur bescheidene Einnahmen abwerfen 
dürfte. Dies trifft namentlich auf die Bahn zu, die im ganzen Lande die 
größte Aufmerksamkeit auf sich lenkt, nämlich auf die Bahn von Rova- 
niemi nach Petsamo (Petschenga). Über die Richtung dieser Bahn will 
das Komitee sich noch nicht im einzelnen äußern. Nach seiner Ansicht 
wird die Balm am besten von Rovaniemi am westlichen Strand des Cunas- 
joki entlang und dann in nordöstlicher Richtung über Sodankylä nach 
Kyrö in der Gemeinde Enare geführt. Von dort soll sie an dem östlichen 
Strand des Pasvikselv entlang nach Petschenga geführt werden. Die 
ganze Länge wird in diesem Fall rund 500 km ausmachen, wovon etwa 
30t) km auf die Strecke Rovaniemi—Enare—Kyrö fallen. Da diese Bahn 
nach jetzigen Berechnungen mindestens L Milliarde Fmk kosten würde, 
und deshalb am besten die Mittel dazu durch Anleihen beschafft werden 
müssen, will das Komitee diese Bahn in eine Sondergruppe für sich 
stellen. Da jedenfalls aber Jahre vergehen werden, bevor eine Verbin¬ 
dung zwischen Petschenga und dem finischen Eisenbahnnetz hergestellt 
werden kann, spricht das Komitee den Wunsch aus, daß unverzüglich 
ein guter Automobilweg durch finisches Gebiet nach Petschenga ange¬ 
legt werden möge. 

Tornea — Pello-Bahn (12 5 km). Als eine Grenzbalm im 
wirklichen Sinn des V orts schlägt das Komitee den Bau einer Bahn von 
Tornea über Karungi und Övertornea nach Pello vor. Die besonderen 
Verkehrsmittel auf der schwedischen Seite der Grenze haben dort weit 
bessere Lebensbedingungen geschaffen, als es auf der finischen Seite 
der Fall ist. Insbesondere ist aber diese Bahn erforderlich für die Aus- 
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nutzung der Staatswälder und der Wasserfälle für die Industrie, die sich 
bereits bei Tengeli niedergelassen hat und die sich nach Bau einer Bahn 
sicher vermehren wird. Augenblicklich werden die Erzeugnisse der 
Werke von Tengeli nach der schwedischen Seite befördert und von dort 
mit der Eisenbahn weiterbefördert. Durch die Bahn würde auch die 
Nutzbarmachung der etwas nördlicher in Kolari gefundenen Erzvor¬ 
kommen möglich gemacht werden. 

Kontiomäki — Suomussalmi-Bahn (8 5 km). Der Ver¬ 
kehr, der vom See Kiantajärvi in der Richtung nach Kajana besteht, ist 
verhältnismäßig bedeutend. In Suomussalmi und in den Grenzgebieten 
befinden sich ausgedehnte Staatswaldungen. Auch hier sind zahlreiche, 
zu Kraftzwecken verwendbare Wasserfälle vorhanden, und die dortigen 
Sumpfgegenden eignen sich zur Urbarmachung. Solange keine genügen¬ 
den Verkehrsmittel vorhanden sind, lassen sich diese Naturvorkommen 
nicht ausnützen. 

Uleaborg — Kuusamo-Balin (2 2U km). Schon seit Jahr¬ 
zehnten ist die Frage des Baues einer Bahn von Uleaborg nach Kuusamo 
aufgeworfen worden. Die Gebiete, durch die eine solche Bahn laufen 
würde, gehören zu denjenigen, deren Flüsse nach Osten über die russische 
Grenze nach dem Weißen Meer abfließen. Es ist schwierig, die großen 
Mengen Holz zu verkaufen oder anderweit zu verwerten, die die ausge¬ 
zeichneten Staatswaldungen in diesen Gegenden liefern. Die Entfernung 
nach den Flößungsläufen, die nach der finisclien Seite ab fließen, d. h. 
nach den oberen Wasserläufen des Ijoflusses, ist sehr groß. Dazu kommt, 
daß der Ijofluß als Flößungslauf lang und beschwerlich ist, was zur 
Folge hat, daß die Flößung in zweijährigen Perioden vor sich gehen 
muß. Von der Forstverwaltung wird deshalb eine Eisenbahn von Kuu¬ 
samo nach der Bottnischen Bucht als unbedingt erforderlich bezeichnet. 
Wird sie errichtet, so kann auch die vorhandene reichliche Wasserkraft 
zur Verwertung des Kleinholzes herangezogen werden. — — 

Das Komitee gibt schließlich eine Übersicht über die zur Zeit im 
Bau befindlichen Bahnen: 

1 . Ylivieska — Iisalmi-Bahn (Länge 15 4 km). Hierfür 
sind bisher 18 Millionen Fmk bewilligt worden. Da die Gesamt¬ 
kosten nach den letzten Erfahrungen, nach denen die Kosten für ein 
Bahnkilometer rd. 840 000 Fmk betragen, etwa 130 Millionen Fmk 
ausmachen werden, so sind zur Vollendung dieser Bahn vom Beginn 
des Jahres 1921 rd. 112 Millionen Fmk erforderlich. 

2 . Abo — Ny stad-Bahn (72 k m). Für den Bau dieser Bahn sind 
bisher 17 Millionen Fmk bewilligt worden. Nach den letzten Beredt- 
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nungen werden die Kosten für ein Kilometer hier rd. 900 000 Fmk 
oder im ganzen 65 Millionen Fmk betragen. Für diese Bahn sind 
vom Beginn des Jahres 1921 ab 48 Millionen Fmk notwendig. 

3. Matkaselkä — Suojärvi-Bahn (110 k m). Hier sind die 
Baukosten ebenfalls auf 900 000 Fmk für ein Kilometer, im ganzen 
auf 99 Millionen Fmk, berechnet worden. Von diesem Betrag sind 
bisher 44 Millionen Fmk bewilligt worden. Es bleiben also noch 
55 Millionen Fmk zu bewilligen. 

4. Nurmes— Uleaborg-Bahn, deren Länge einschließlich der 
Nebenbahn Kajana—Kontiomäki 297 km beträgt. Die Kosten sind 
auf 250 Millionen Fmk, oder 840 000 Fmk für ein Bahnkilometer 
berechnet worden. Für diese Bahn sind bisher 9 Millionen Fmk be¬ 
willigt worden, wovon 7 Millionen Fmk für den Bau der 26 km 
langen Bahn Kajana—Kontiomäki und 2 Millionen Fmk zu vor¬ 
bereitenden Arbeiten auf der Strecke Kontiomäki—Nurmes ver¬ 
wendet worden sind. Für die Fertigstellung der ganzen Bahn sind 
also noch 241 Millionen Fmk erforderlich. 

5. Wiborg — Björkö-Bahn, für die der Reichstag im Staats¬ 
budget für 1920 zwei Millionen Fmk angewiesen hat. Die Länge der 
Bahn beträgt 42 km, und sie wird rund 38 Millionen Fmk kosten, so 
daß also noch eine Bewilligung von 36 Millionen Fmk erforder¬ 
lich ist. 

Zur Vollendung der vom Reichstag bereits beschlossenen Bahnen ist 
also eine Nachbewilligung von rund 492 Millionen Fmk notwendig. Wenn 
die zum Bau von Eisenbahnen bewilligten Mittel etwa dem Betrag 
entsprechen, der im letzten Jahr (1920) für Eisenbahnbauten bewilligt 
wurde, nämlich 40 Millionen Fmk, so dürften zur Ausführung der be¬ 
reits beschlossenen Bahnbauten viele Jahre vergehen, bevor man an den 
Bau neuer Bahnen denken kann. Auch erfordern die bereits bestehen¬ 
den Bahnen bedeutende Bewilligungen zur Erhöhung ihrer Leistungs¬ 
fähigkeit durch Umbauten. Gleichzeitig mit den Eisenbahnbauten sind 
auch der Ausbau der für die Entwicklung des Landes notwendigen Kanal¬ 
bauten sowie notwendige Wegebauten auf der Tagesordnung. Es wird 
mithin schwer genug sein, weitere Mittel zu Eisenbahnbauten bewilligt 
zu erhalten. Das Komitee bezeichnet es deshalb als wünschenswert, daß 
ausländisches Kapital an der Erfüllung des Eisenbahnpro¬ 
gramms beteiligt wird, oder daß Anleihen beschafft werden. Nur unter 
diesen Voraussetzungen dürfte sich der sonst schwer durchführbare Bau 
der Eisenbahn Rovaniemi—Petschenga verwirklichen lassen. Für die in 
den dichtbevölkerten Gegenden Südfinlands zu bauenden Bahnen wirft 
das Komitee den Gedanken auf, daß die Bevölkerung den Bau der Eisen- 
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bahnen unterstützt, indem inländische Obligationsanleihen aufgenommen 
und insbesondere in den Gegenden zur Zeichnung ausgeboten werden, 
durch die die Bahnen gehen werden. Das Ergebnis der Zeichnung müsse 
dann entscheiden, ob man zum Bau der Bahn schreiten könne oder ihn auf 
einen späteren Zeitpunkt verschieben müsse. 

Zur Durchführung des Programms des Komitees einschließlich der 
Hovaniemi-Petsamo-Bahn sind nach jetzigen Berechnungen rund 3 Mil¬ 
liarden Fmk erforderlich. 

Die vorgeschlagenen Bahnen sind auf der beigefügten Karte 
eingezeichnet worden. 
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Neue Verkehrswege in der belgischen Kongokolonie. 

Von 

< !eh. Oberbaurat l’rof. Baltzer. 


In Kapitel II der außerordentlichen Ausgaben des Haushalts der 
belgischen Kongokolonie für das Rechnungsjahr 1921 ist als 
erster Abschnitt der nötigen Kredite für die Ausführung von öffentlichen 
Arbeiten ein Betrag von 60 000000 Franken eingestellt. Diese Arbeiten 
sind in dem nachstehenden Programm aufgeführt: 

1. Teilweiser Umbau der Eisenbahn von Matadi nach Leopoldville. 

2. Kapitalbeteiligung bei den Eisenbahnen der großen Seen (Ober¬ 
kongobahnen), Vollendung und Erweiterung der Werkstättenaus¬ 
rüstung dieser Bahnen: gegebenenfalls Vorarbeiten und Bau der 
Strecke Kabalo—Kongolo. 

3. Vollendung der Eisenbahn von Katanga nach dem Norden, von 
Bukama nach einem schiffbaren Punkte am Lualaba. 

1. Ausbau und Ergänzung der Schiffahrtszeichen, Beschaffung eines 
Baggerapparats, Bau und Ausrüstung der Flußhäfen, Vorarbeiten 
und Ausführung schiffbarer Wasserstraßen. 

5. Vermehrung der Flottille der Soci6t6 Nationale des Travaux flu- 
viaux, besonders für die Erweiterung des Dienstes auf den kleinen 
Flußläufen. 

6. Verbindung der industriellen Gebiete von Katanga mit den Be¬ 
zirken Sankuru und Kasai (erste Teilstrecke der großen Eisen¬ 
bahn vom Unterkongo nach Katanga). 

7. Vorarbeiten und Bau einer Eisenbahn zur Verbindung des Kongo¬ 
stromes zwischen Stanley ville und Bumba mit dem Gebiet der Gold¬ 
gruben von Kilo und Moto. Die Konzession, die der Gesellschaft 
der großen Seen bewilligt ist, umfaßt eine Eisenbahn zur Ver¬ 
bindung des Kongostroms ober- und unterhalb von Stanleyville 
mit dem Albertsee. Außerdem bestehen Vorarbeiten für eine 
Trasse von Bumba aus. 
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8. Verbesserung der Strecke und der Ausrüstung der Eisenbahn von 
Mayumbe; Ausbau und Ausrüstung des Hafens von Borna. 

9. Bau der ersten Strecke der Benguella-Eisenbahn auf belgischem 
Gebiete — Tshilongo-Ruwe — und Vollendung dieser Linie bis 
zur Grenze von Angola nach Maßgabe des Fortgangs der Arbeiten 
der Benguella-Bahn auf portugiesischem Gebiete. 

10. Bau und Ausrüstung eines Straßennetzes mit Kraftwagen; unge¬ 
fähr 10 Millionen Franken durchschnittlich für jede Provinz. 

11. öffentliche und gesundheitliche Arbeiten in den Städten und Ein¬ 
geborenenbezirken, Wegebauten, Wasserversorgung, Beleuchtung, 
Organisation der Arbeiten, Maßnahmen für die Sicherheit und 
Gesundheitspflege der Arbeiter. 

Die Kosten dieser Arbeiten sind auf G60 Millionen Franken veran¬ 
schlagt; ihre Ausführung soll möglichst in einem Zeitraum von 10 Jahren 
erfolgen. Ein besonderer Gesetzentwurf ist am 17. Mai d. J. den gesetz¬ 
gebenden Körperschaften vorgelegt worden, um — hier zum ersten 
Male — die Genehmigung zur Ausgabe einer Kolonial anlei lie 
von 300 Millionen Franken herbeizuführen, deren Ertrag für die Aus¬ 
führung der vorgenannten Arbeiten bestimmt ist, und'mit der etwa die 
erste Hälfte des Programms bestritten werden soll. Der erste vorge¬ 
sehene Kredit umfaßt zunächst für 1921 60 Millionen Franken. Der 

Gesetzentwurf sieht vor, daß diese Schuldverschreibungen der kongo¬ 
lesischen öffentlichen Schuld („Dette publique congolaise 1 ') abschnitt¬ 
weise, nach Maßgabe des Bedarfs auf Grund königlicher Verordnungen 
ausgegeben werden sollen, die den Zeitpunkt und die Bedingungen der 
Ausgabe festsetzen. Der an die Kammern zu erstattende Jahresbericht 
soll über die auf Grund des bewilligten Kredits ausgeführten Arbeiten 
und die im Lauf der folgenden Jahre zu erwartenden Ausgaben Auf¬ 
schluß geben. Der Kredit soll im Extraordinarium des Haushalts der 
belgischen Kongokolonie vom Rechnungsjahr 1921 an nachgewiesen 
werden. Nach Art. 3 des Gesetzentwurfs sollen die Arbeiten durch 
die Kolonie selbst oder für ihre Rechnung, sei es durch Beteiligung der 
Kolonie an der Schaffung der finanziellen Hilfsmittel der Konzessions¬ 
inhaber oder der mit der Bauausführung beauftragten Firmen, sei es 
durch Zurücknahme (reprise) der konzessionierten Linien und durch 
ihre entsprechende Umwandlung (transformation) durchgeführt werden. 

Der Denkschrift zur Begründung des Gesetzentwurfs ent¬ 
nehmen wir, soweit die Eisenbahnanlagen in Betracht kommen, die 
nachstehenden Ausführungen: 

Der vorliegende Gesetzentwurf bezweckt die Ermächtigung der 
Kolonie zur Ausführung von Arbeiten mit außerordentlichen 
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Mitteln. Tatsächlich besteht heute, eine Hauptverkehrstraße, 
die die ganze Kolonie durchschneidet und das Flutbecken des Kongo- 
stroms mit der Südgrenze des Katangagebiets verbindet 1 ). Diese Ver¬ 


kehrsstraße umfaßt: 

1. die Eisenbahn von Matadi nach Kinshasa (Leopoldville) 400 km 

2. die große Kongostromhaltung von Kinshasa über Kwa- 

mouth bis Stanleyville.1716 

3. die Eisenbahnstrecke Stanleyville—Ponthierville ... 127 „ 

4. die schiffbare Kongostrecke von Ponthierville bis Kindu 315 „ 

5. die Eisenbahnstrecke Kindu—Kongolo. 355 „ 

6. die schiffbare Stromstrecke Kongolo—Kabalo—Dukama 615 „ 

7. die Katanga - Eisenbahn Bukama — Elisabethville — 

Sakania . . . . 726 „ 

Im ganzen 4254 km 


Von dieser Hauptverkehrsstraße zweigen zwei wichtige Seiten¬ 
linien ab, nämlich: 

1. in Kwamouth von dem Kongostrom der Nebenfluß des Kasai 
bis Joko-Punda, mit seiner oberen östlichen Fortsetzung durch 
den Sankuru bis Lusambo. Diese Linie bildet den Zugang zu 
dem reichen dichtbevölkerten Bezirk Kasai-Sankuru und dem 
westlichen Teil einer Sehne des großen Kreisbogens, den die 
Hauptlinie nördlich und südlich vom Äquator beschreibt; sie ist 
etwa 1200 km lang; 

2. in Kabalo eine gleichfalls nach Osten gerichtete Zweigbahn vom 
Lualaba (Kongo) nach Albertville am Tanganjikasee, die-273 km 
lange sogen. Lukugabahn’), die den Oberen Kongo mit dem 
Tanganjikasee verbindet. Letzterer bildet in seiner von Nord 
nach Süd gerichteten Lage selbst eine Wasserstraße von 
800 km Ausdehnung. 

Diese große kongolesische Verkehrsstraße steht einerseits im Süden, 
an der Grenze des Katangabezirks, in Sakania, in unmittelbarer Schienen¬ 
verbindung mit dem rhodesischen und südafrikanischen Eisenbahnnetz; 
anderseits durch die erwähnte Lukugabahn und Vermittlung des 
Tanganjikasees mit der ehedem deutschen Tanganjikabahn Kigoma— 
Daressalam, die die Verbindung mit der Küste des Indischen Ozeans 
herstellt. Die neuerdings abgeschlossenen Verhandlungen mit Groß¬ 
britannien sichern der belgischen Kongokolonie eine kommerzielle 


») Vgl. hierzu die Karte zu S. 361 des Archivs f. Eisenbahnwesen: Jahrg. 
1912, betr. Neue Eisenbahnbauten in Deutsch-Ostafrika. 

Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1918, S. 343. 
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Grundlage in Kigoma für den Handelsverkehr über den Tanganjikasee 
und in Daressalam für den über den Indischen Ozean, sowie eine günstige 
Behandlung der belgischen Frachten zwischen den beiden genannten 
Plätzen. 

Fügt man hierzu noch die 137 km lange, 0,oo m-spurige Mayumbe- 
halin, eine Kleinbahn, die den Hafen Boma mit seinem nördlichen Hinter¬ 
land verbindet, so hat man damit eine Übersicht der wichtigsten tat¬ 
sächlich vorhandenen Verkehrsstraßen der Kongokolonie; hierzu treten 
noch die Nebenflüsse des Kongo, insbesondere die schiffbaren Strecken 
des Ubangi, Uele, Itimbiri, Aruwimi und anderer, sowie verschiedene 
Seen, die zur Zeit nur ein örtliches Interesse bieten. 

Dieses, wenn auch sehr beachtenswerte Verkehrsnetz genügt bei 
weitem nicht den Bedürfnissen des Verkehrs und der künftigen Ent¬ 
wicklung der Kolonie. 

Programm für die auszuführenden Arbeiten: 

Nach der Natur und ihrem Gegenstände zerfallen diese in folgende 
vier Gruppen: 

I. Ausbau und Verbesserung der großen Verkehrsstraße von 
Matadi, dem Seehafen im Flutbecken des Kongo, nach Sakania an der 
Südgrenze von Katanga. 

II. Herstellung neuer großer Eisenbahnlinien, die den inneren 
Zusammenhang des Schutzgebiets befestigen und sein Verkehrswerkzeug 
weiter ausdehnen sollen, indem sie die weit abgelegenen und noch nicht 
erschlossenen, mit mechanischen Verkehrsmitteln noch nicht aus¬ 
gerüsteten Bezirke mit der Hauptverkehrsstraße und dem Seehafen Ma¬ 
tadi in Verbindung setzen; hier kommen zunächst besonders der Gruben¬ 
bezirk von Katanga, der Goldbezirk von Kito-Moto, die Diamant fehler 
im Süden des Kasai- und Sankuru-Bezirks in Betracht. 

III. Herstellung von Eisenbahnen und Straßen von örtlicher Be¬ 
deutung. 

IV. Verschiedenartige öffentliche Arbeiten zur Verbesserung der 
Gesundheitsverhältnisse sowohl für die Eingeborenen als auch für 
die Weißen. 

I. Verbesserung der großen Verkehrsstraße 
M a t a d i — S a kani a. 

Die kommerzielle und gewerbliche Entwicklung des Schutzgebiets 
hat in den letzten Jahren erhebliche, Fortschritte gemacht: die Ausfuhr 
hat sich von 2-161-1 t im Jahr 1913, mit einem Wert von 55 Millionen 

Archiv für Eisenbahnwesen. 1921. ci 
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Franken, auf 82 843 t im Jahr 1919 mit einem Wert von rd. 209 Millionen 
Franken gesteigert. Diese ko mm erzielle Bewegung hat die Leistungs¬ 
fähigkeit der Verkehrsmittel weit überschritten; die Eisenbahn von 
Matadi zum Stanleypool förderte monatlich mit genauer Not 
5000 t. Bei Beendigung der Feindseligkeiten lagerten Tausende von 
Tonnen Landeserzeugnisse in Kinshasa und warteten auf Wagen zur 
Abbeförderung nach Matadi. Seitdem sind, dank der Inbetriebnahme 
neuer, leistungsfähigerer Fahrzeuge, erhebliche Fortschritte erzielt 
worden, so daß jetzt monatlich 9000 bis 10000 t befördert werden 
können. Die Handelsbewegung während des Kriegs und die Entwick¬ 
lung des Netzes der Verkehrstraßen nötigen indes, für einen weit stär¬ 
keren Verkehr Vorsorge zu treffen, insbesondere die Leistungsfähigkeit 
der Eisenbahnlinie Matadi—Stanleypool, die den Anfangspunkt der 
Flußschiffahrt auf dem Oberkongo bildet, zu erhöhen und alle Schiffahrts¬ 
haltungen und Seenstrecken mit neuen Fahrzeugen auszurüsten. 

Die Eisenbahn Matadi—Leopoldville, geplant seit 1886 von dem 
General (damals Kapitän) Thys, eröffnet Juli 1898, ist eine Schmalspur¬ 
bahn von 0,75 (genauer 0,7cr>) m Spurweite; die Bahnkrümmungen haben 
vielfach nur 50 m Halbmesser und die Höchststeigungen betragen bis 
zu 45 a. T. Die Leistungsfähigkeit einer solchen Eisenbahn kann 
200 000 t Jahresverkehr schwerlich übersteigen. Ihre höchste Verkehrs¬ 
grenze wird mit den neuen Fahrzeugen, die die Gesellschaft verwendet, 
tatsächlich bald erreicht sein. 

Dazu kommt eine andere Seite des Problems, die noch mein* 
Beachtung verdient: eine Trasse mit derartig scharfen Krümmungen 
und starken Steigungen verursacht außerordentlich hohe Betriebskosten. 
Schon vor dem Kriege hatte man eingesehen, daß diese Eisenbahn in 
ihrer Leistungsfähigkeit nicht mehr genügte, als einzige Verfrachtungs¬ 
linie eines Hinterlands, dessen Ausdehnung mehr als die Hälfte der 
ganzen Kolonie umfaßt, deren Bedeutung um so mehr zunehmen muß, 
wenn erst die Herstellung der geplanten neuen Verkehrslinien und die 
beabsichtigte Einführung ermäßigter Tarife ihren Einfluß auf die noch 
nicht erschlossenen Landgebiete geltend machen "werden. Zahlreiche 
Vorarbeiten zur Lösung dieser Schwierigkeiten sind ausgeführt worden. 
Während des Kriegs war ein besonderer Ausschuß damit beschäftigt. 
Nach dem Waffenstillstand hat der Kolonialminister eine Abordnung an 
Ort und Stelle entsandt, die die neue Linie im Gelände festlegen sollte, 
dabei sollten Krümmungen von 150 m Halbmesser und Steigungen von 
20 a. T. nur ausnahmsweise zugelassen werden. Die Abordnung hat ihre 
Arboilen vollendet und die Linie diesen Bedingungen entsprechend fest- 
gelegt. Danach wird ein Umbau auf etwa zwei Dritteln der gesamten 
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Linie notwendig, dessen Kosten auf 75 bis 100 Millionen Franken ver¬ 
anschlagt sind, und es ergibt sich eine Verkürzung der ganzen Strecke 
von 400 auf 373,5 km. Der Halbmesser der Bahnkrümmungen wird im 
allgemeinen 150 m übersteigen, die Höchststeigung 17, ausnahmsweise bis 
zu 20 a. T. betragen. Die vorhandene Spurweite wird zunächst beibehalten. 
Man wird somit einen Verkehr bis zu 1 Million Tonnen (Berg- und Tal¬ 
verkehr zusammen), also das Zehnfache des jetzigen, bewältigen können. 
Unterbau der Strecke und die Bauwerke werden so ausgeführt, daß, so¬ 
bald erforderlich, die Kapspur, 1,067 m, hergestellt werden kann; die neuen 
Fahrzeuge werden so gebaut, daß sie sich dieser Spurweite anpassen 
lassen. Die Betriebskosten der umgebauten Strecke werden sich erheblich 
ermäßigen lassen. 

Gleichzeitig mit dem Umbau der Strecke Matadi—Leopoldville soll die 
Leistungsfähigkeit der Flotille des Oberkongo erhöht w’erden; dies durch- 
zufUhren ist Sache der Schiffahrtsgesellschaften. 

Dem Zwecke der Steigerung der Leistungsfähigkeit der großen Ver¬ 
kehrstraße Matadi—Sakania dient ferner die vorgesehene Verlängerung 
der Katanga-Eisenbahn über Bukama hinaus bis zu einem Punkt 
des Stroms, der für Schiffe besser zugänglich ist. Diese Bahn, von 726 km 
Gesamtlänge der Hauptstrecke, hat im Jahr 1918 einen Güterverkehr von 
586 000 t erreicht. Nach den bisher gewonnenen Erfahrungen ist der Fluß¬ 
lauf unmittelbar unterhalb Bukama auf ungefähr 90 km während mehrerer 
Monate des Jahres für Dampfer unbenutzbar. Die Kosten der hierfür er¬ 
forderlichen Neubaustrecke sind auf 30 Millionen Franken veranschlagt. 
Der Industriebezirk von Katanga, der schon jetzt einen Teil seiner land¬ 
wirtschaftlichen Versorgung aus dem Uferhinterland des Lualaba bezieht, 
ist aufs höchste an der Ausführung dieses Bahnabschnitts interessiert, 
der auch einigen kongolesischen Erzeugnissen ein Absatzgebiet über 
Katanga hinaus nach Rhodesien erschließen wird. Die drei bereits im 
Betrieb befindlichen Strecken der Oberkongo- (oder Großen-Seen-)Bahn 
lassen eine erhebliche Zunahme des Verkehrs erhoffen, aber es muß dabei 
auf Vervollständigung und Verbesserung der Ausrüstung einiger der hier 
in Betracht kommenden Verkehrsabschnitte Bedacht genommen werden, 
besonders auch bei den Wasserstraßen, auf denen die Schiffahrt während 
der Trockenzeit mißlich ist; hier soll durch Errichtung regelrechter 
Schiffahrtszeichen und Streckenverbesserungen, um die Schiffahrt zu jeder 
Jahreszeit zu ermöglichen, Abhilfe geschaffen werden. Auch das Flut¬ 
becken des Kongo erfordert besondere Maßnahmen: die Regierung be¬ 
absichtigt hier umfassende Baggerarbeiten, um nach den wasserbautechni¬ 
schen Vorarbeiten der Kolonialverwaltung für die Hochseedampfer eine 
neue Fahrrinne zu schaffen. 

r.i* 
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Die Verbesserung der Verkehrstraßen sowohl der Eisenbahnen als 
auch der Wasserstraßen würde das angestrebte Ziel nicht vollständig er¬ 
reichen, wenn man nicht gleichzeitig die zweckentsprechende Um- und Aus¬ 
gestaltung der Einrichtungen und Anlagen für das Laden und Entladen, 
den Umschlag der Waren an den Übergangsstellen ins Auge faßte. Es soll 
besonders der Hafen Kinshasa nach neuzeitlichen Grundsätzen ausgebaut 
werden; vorläufig soll zunächst ein Landungsteg mit einem Ponton her¬ 
gestellt werden, an dem gleichzeitig zwei Schiffe anlegen können; der 
Landungsteg soll und kann später an anderer Stelle, wie etwa Stanleyville 
oder Coquilhatville, Verwendung finden, wenn er in Kinshasa bei dem 
endgültigen Ausbau der Anlagen entbehrlich geworden ist. Auch die 
Einrichtungen im Hafen Matadi zum Beladen und Entladen der Seeschiffe 
erfordern umfangreiche Erweiterungen und Verbesserungen, damit diese 
Arbeiten künftig mit möglichster Zeitersparnis und geringstem Aufwand 
durchgeführt werden können. Zu diesem Zweck soll, unter Leitung von 
Fachleuten aus Antwerpen, eine besondere Organisation unter Anwendung 
neuzeitlicher Methoden bei der Handhabung der Güter geschaffen werden. 

II. Herstellung neuer großer Verkehrsstraßen. 

Ein Blick auf die Karte zeigt, was noch zu tun bleibt, um das Ver¬ 
kehrswerkzeug des Schutzgebiets auf die Höhe der dringendsten Bedürf¬ 
nisse zu bringen. 

Die in hohem Grade exzentrische Lage des großen Grubenbezirks von 
Katanga springt in die Augen. Seine Hauptstadt Elisabethville liegt 
3710 km Eisenbahn von Kapstadt, 2608 km von dem fremden Hafen Beira, 
aber mehr als 4000 km von dem Koloniehafen Matadi entfernt und ist mit 
ihm durch eine Verkehrstraße, teils Eisenbahn, teils Wasserstraße, unter¬ 
brochen von zahlreichen Umladestellen, verbunden. Schon die Regierung 
des unabhängigen Kongostaates hatte das politische und wirtschaftliche 
Bedürfnis erkannt, diese reiche Provinz auf kürzestem Weg und über 
rein kongolesisches Gebiet mit dem Haupthafen der Kolonie zu verbinden; 
sie schuf zu diesem Zweck im Jahr 1906 die Eisenbahngesellschaft 
(B. < ’. K.) du Bas Congo au Katanga und übertrug ihr die Vorarbeiten und 
den Bau einer Eisenbalm, die in fast gerader Linie den Unter-Kongo mit 
dem Katangabezirk verbinden sollte. Die Herstellung des südöstlichen, etwa 
8o0 km langen Abschnitts dieser Linie,, die den Katangabezixk und sein 
Bahnnetz mit dem Schwerpunkt der gutbevölkerten Bezirke von Sankuru 
verbinden und am Kasai, etwa bei Djoko-Punda (jetzt Charleville 
genannt) oder einem anderen noch zu wählenden Punkt endigen soll, 
würde zunächst die Wirkung haben, daß der Katangabezirk mit dem 
Unter-Kongo durch eine Verkehrstraße, zur Hälfte Eisenbahn, zur Hälfte 
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Wasserstraße, von 2700 km Länge verbunden wird; die Abkürzung gegen 
die bestehende Kongolinie würde also mehr als 1300 km betragen. Pro¬ 
gramm (unter Nr. 6) und Gesetzentwurf sehen den Bau dieser Eisenbahn 
vor, deren Kosten auf 215 Millionen Franken veranschlagt sind. 

Das Gebiet des äußersten Nordostens der Kongokolonie bietet in 
seiner Lage viel Ähnlichkeit mit dem Katangabezirk. Die Gegend ist 
reich an Gruben, der Staat besitzt hier die Goldfelder von Ki 1 o und 
M o t o. Das Land ist ebenso gesund wie der Katangabezirk und gestattet 
europäische Niederlassungen. Der Boden ist noch reicher und besser ge¬ 
eignet zur Anlage von Pflanzungen und zur Viehhaltung. Die Lage ist 
ebenso exzentrisch, aber keine mit mechanischen Mitteln betriebene Ver¬ 
kehrstraße stellt einen unmittelbaren Zugang her. Man gelangt dahin 
von drei Seiten: durch den Kongo, entlang der Karawanenstraße von 
Stanleyville nach Kilo, 600 km; über den Nil, entlang der Kraftwagen¬ 
straße von Redjaf nach Aba (an der Nordostgrenze der Kolonie) 220 km. 
sodann über die Karawanenstraße Aba—Kilo, 413 km; endlich von der 
Ostküste von Afrika aus über die Eisenbahn und die schiffbaren Wasser¬ 
straßen von Mombasa nach Kasenge, 1640 km, und sodann über die Kara¬ 
wanenstraße von Kasenge nach Kilo, 100 km. Der Gedanke des Baus 
einer Eisenbahn, um jenen Teil des Bezirks an den Kongostrom anzu¬ 
schließen, drängt sich geradezu gebieterisch auf; die Bahn würde, ab¬ 
gesehen von der unmittelbaren Verbindung, die sie für den Goldgruben¬ 
bezirk schaffen würde, bevölkerte und reiche Gebiete erschließen, ihre 
Erzeugnisse würden die Ernährung der Kolonie und ihre Ausfuhrmög¬ 
lichkeiten beträchtlich verbessern. In dem Eisenbahnnetz, das 1902 der 
Eisenbahngesellschaft der Oberkongobahnen konzessioniert wurde, ist 
eine Linie von Stanleyville zum Albertsee enthalten, die diese Gegend an 
der Ostgrenze erschließen sollte. Seitdem ist aber noch ein anderer Plan 
entstanden; danach soll eine Eisenbahnlinie in der Nähe von Bumba 
vom Kongo abgehen, mit einer nördlichen Abzweigung nach Bondo, und 
in östlicher Richtung Uber B u t a und durch die fruchtbaren, gutbevöl¬ 
kerten Landschaften von N e p o k o führen, um die Goldgruben und weiter 
die Ostgrenze der Kolonie am Albertsee zu erreichen. Die beiden Linien 
von Stanleyville und von Bumba aus ließen sich leicht, etwa im Bezirk 
von Nepoko, vereinigen. Durch endgültige Vorarbeiten würden diese 
Fragen der Linienführung noch zu klären sein. Für die Bahnlinie 
Bumba—Buta—Kilo nebst Zweigbahn nach Bondo ist während des Kriegs 
eine Erkundung ausgeführt. 
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III. Herstellung von Eisenbahnen und Straßen 
von örtlicher Bedeutung. 

Neben diesen Arbeiten an dem Hauptnetz der großen Verkehrstraßen 
fordern noch verschiedene andere Pläne die Aufmerksamkeit der Öffent¬ 
lichkeit heraus. 

Zunächst die erste Strecke der Eisenbahn, die das Katanganetz mit 
der portugiesischen Benguellabahn verbinden soll. (Daß diese Eisenbahn 
hier unter die von nur örtlicher Bedeutung eingereiht ist, ist nicht ver¬ 
ständlich; denn die Benguellabahn ebenso wie ihre Fortführung nach dem 
Katangabezirk ist ihrem Wesen und ihrer Aufgabe nach eine Koloniai- 
bahn ersten Ranges, die nicht unter die Eisenbahnen örtlicher Bedeutung 
zu rechnen sein dürfte.) Nach den getroffenen Vereinbarungen soll die 
Strecke dieser Eisenbahn, bei Tshilongo aus der Katangabahn abzwei¬ 
gend, auf kongolesischem Gebiet die Grenze der Kolonie (km 600) in 
dem Augenblick erreichen, wo die portugiesische Strecke von dem Hafen 
von Lobito aus durch die Kolonie Angola an denselben Grenzpunkt, 
km 1300, gelangt. Die Benguellabahn 1 ) ist allerdings, mit zur Zeit nur erst 
520 km Baulänge, noch weit von der kongolesischen Grenze entfernt, aber 
die Regierung beabsichtigt fürs erste auch nur den Bau der ersten 80 km, 
um damit möglichst bald das wichtige und wertvolle Grubengebiet von 
Ruwe zu erreichen. Diese Teilstrecke, deren Kosten auf 20 Millionen 
Franken veranschlagt sind, ist in der Konzession der B. C. K.-Eisenbahn 
enthalten. Eine sehr leistungsfähige Hütte zur Verarbeitung der Kupfer¬ 
erze soll in Ruwe errichtet werden, vsobald die Schienenverbindung die 
Durchführung der Arbeitstoffe und -geräte ermöglicht. Dieser Umstand 
rechtfertigt den Bau jener Strecke, deren Verkehr durch die Ausbeutung 
der Kupfererze sichergestellt ist, sobald der Hüttenbetrieb eröffnet ist. 

Die May um be bahn, jetzt Eigentum der Kolonie, die die Bahn in 
eigner Regie betreibt, mit dem Anfangspunkt in Boma, 137 km lang, 
genügt mit ihren jetzigen sehr ungünstigen Streckenverhältnissen den 
Bedürfnissen des Hinterlands nicht mehr; seine Entwicklung wird er¬ 
heblich erleichtert werden, wenn es über leistungsfähigere und wirtschaft¬ 
lichere Verkehrsmittel zur Abbeförderung seiner Landeserzeugnisse ver¬ 
fügt. Eine Streckenverbesserung und eine Vermehrung und Verbesse¬ 
rung der Fahrzeuge soll Abhilfe bringen. Die scharfen Bahnkrümmungen 
von 30 m Halbmesser und die starken Steigungen von 45 a.T. sollen be¬ 
seitigt werden. Außerdem sollen wesentlich ermäßigte Tarife eingeführt 
werden. Der Hafen des Anfangspunktes der Bahn, Boma, dessen Lande¬ 
pier noch aus dem Jahre 1885 stammt, soll neuzeitlich ausgebaut werden. 

’) Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 19:20. S. 463. 


Digitized b] 


Google 


Original fm-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



None Verkehrswege in der belgischen Kongakolonie. 


937 


Pie Gesamtkosten dieser Arbeiten sind auf 8 Millionen Franken ver¬ 
anschlagt. 

Gleichzeitig mit der Herstellung und Vervollkommnung der großen 
• Verkehrstraßen wird es notwendig, auch der Herstellung von Land¬ 
straßen näherzutreten, deren Aufgabe es sein muß, ihnen die Kaufmanns- 
.güter aus allen Flußbezirken zuzuführen. Auf diesen Straßen muß die 
Beförderung mit Lastwagen oder Kraftwagen möglich sein, so daß der 
unwirtschaftliche Trägerdienst der Karawanen, der schwer auf der ein¬ 
geborenen Bevölkerung lastet, mehr und mehr verschwindet; zur Zeit legt 
er noch zahlreiche Arbeitskräfte fest, deren Dienste bei den Pflanzungen 
und in der Industrie nützlicher sein würden. 

Der für diese Zwecke geforderte Kredit beläuft sich auf rund 40 
Millionen Franken, das sind 10 Millionen für jede Provinz. 

IV. Verschiedene öffentliche Arbeiten. 

Die außerordentliche Tätigkeit, die die Ausführung der vorstehend 
aufgeführten Arbeiten im Schutzgebiet hervorrufen wird, nötigt gleich¬ 
zeitig zu einigen Nebenarbeiten, die zum Teil schon seit längerer Zeit 
ins Auge gefaßt waren und deren Ausführung jetzt dringend wird. Die 
großen Wohnplätze, wie Borna, Kinshasa, Elisabethville usw., müssen mit 
neuzeitlichen Einrichtungen für Straßenanlagen, Wasserversorgung, Ent¬ 
wässerung und Beleuchtung versehen, die Eingeborenenviertel vergrößert 
und mit gesundheitlichen Einrichtungen ausgestattet werden; Verkehr und 
Arbeit der Eingeborenen müssen methodisch organisiert und überwacht 
werden. Die gedeihliche Mitarbeit der Schwarzen bei den wiHschaft- 
ichen Aufgaben des Schutzgebiets kann nur sichergestellt werden, wenn 
man den Arbeitern außer hinreichendem Lohn und Unterhalt sichere und 
bequeme Verkehrsmittel und gesunde Wohnstätten darbietet. Diesen 
Zielen dienen die unter Nr. 11 des Programms aufgeführten Arbeiten, 
deren Kosten auf 30 Millionen Franken veranschlagt sind. 
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Die Eisenbahnen des Deutschen Reichs 

1918 und 1919. 


Im Anschluß an die Übersicht der wichtigsten Betriebsergebnisse 
der Eisenbahnen des Deutschen Reichs, die im Archiv für Eisenbahn¬ 
wesen — Jahrgang 1920 S. 938 ff. — veröffentlicht worden ist, folgt 
nachstehend eine Zusammenstellung der Betriebsergebnisse dieser 
Bahnen für die Jahre 1918 und 1919 auf Grund der amtlichen Statistik, 
des Reichsverkehrsministeriums Band XXXIX und XXXX. 


I. Eisenbahnen in Deutschland. 


Hauptbahnen .km 33672,24 31673,86 

Vollspurige Nebenbahnen.„ 26 894,28 24276,98 

zusammen . . „ CO666,52 | 65950,8« 

davon kommen: 

auf 100 qkm Grundfläche.„ 11,55 11.78 

, 10000 Einwohner.. 9.is 

dazu: 

Schmalspurige Nebenbahnen . . . „ 1982,68 1983,»? 

Nebenbahnähnliche Kleinbahnen . „ 11522,68 10 083,16 

Straßenbahnen. , I 5229,63 5135,*: 

Gesamtnet/. . . „ 79301,51 73 153,7»; 

davon kommen: 

auf 100 qkm Grundfläche. „ 15.07 I5,«i 

, 10000 Einwohner.. i . 12 ,01 


Mit den nach dem Friedensvertrag vom 28. Juni 1919 ohne Volks¬ 
abstimmung im Rechnungsjahr 1919 abgetretenen Landesteilen sind über¬ 


gegangen : 


an Belgien .km 

„ die Freie Stadt Danzig. 

. die Verwaltung des Memelgebiets . 

_ den polnischen Freistaat. 

- die Tschechoslowakei . . 

zusammen 


Haupt- 

Neben- 

neben- 

bahn- 

Straßen 

bahnen 

bahnen 

ähnliche 

Klein- 

hnhueu 


1 

bahnen 


9,97 

119,82 

1,«0 

29,54 

60 ,«2 

84,90 

— 

41,38 

91,23 

45,07 

130,41 

10,94 

1 780,20 

2 334,09 

1 333,97 

53,41 

— 

31.23 

— 

— 


km 1941,82 2616.01 1 465,78 135,27 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSfTY OF MICHIGAN 














Die Eisenbahnen des Deutschen Reichs. 1918 und 1919. 


93i> 


II. Deutsche Haupt- und Nebenbahnen. 


1. Eigentum »länge. 
Hauptbahnen: 


! 19 18 

! i 

1 

19 19 

eingleisig. 

km 

9 443,09 

9674,io 

zweigleisig. 


23 731,12 

21 506,19 

dreigleisig. 


96,4« 

96,59 

viergleisig. 

* 1 

474,08 

467,91 

fünfgleisig. . . . 

» i 

5,85 

5,86 

sechsgleisig. 

- 1 

— 

2,68 

* zusammen . . 

V 

33 760,io 

31 761,72 

davon mehrgleisig. 

7j 

72,02 

69,58 

Vollspurige Nebenbahnen: 

1 



eingleisig. 

km | 

26 194,04 

23 765,86 

zweigleisig.. 

n 

676,97 

539,96 

zusammen . . 

! 

n 

26 870,oi 

24 305,32 

Schmalspurige Nebenbahnen. 

Ti 

1982,68 

1983,97 

iin ganzen Haupt- und Nebenbahnen 

n 

62602,79 

58041,01 

davon im Staatsbesitz. 

Ti 

68061,41 

53 517,87 

— 

% 

92,78 

92,21 

2. Betriebslänge: 
a) am Ende des Rechnungsjahres: 

: 



überhaupt.. 

km i 

62 676,13 

58019.42 

b) im Jahresdurchschnitt: 

überhaupt . 

V i 

62 643,21 

64 045,90 

für Personenverkehr. 

1 

» 1 

60 636,90 

61 820,66 

für Güterverkehr.„ 

3. Leistungen der Fahrzeuge anf den Haupt- j 

62221,01 

63 630,85 

und den vollspurigen Nebenbahnen. 

a) Lokomotiven. 

i 

J 



Leistungen eigener und fremder Lokomotiven 
auf den eigenen Betriebsstrecken: 


Zugkilometer in: 


Schnellzügen. 

Millionen 

32,2 

18 ,o 

Eilzügen. 

” i 

1,7 1 

0,7 

Personenzügen *). 

n 

234,0 

186,1 

Güterzügen. 

n i 

230,4 

197,8 

Arbeits- und sonstigen Zügen . 

» i_ 

4.0 

3.4 

im ganzen 

Ti 

502,3 

406,i» 

Kilometer im Vorspann- und 
Schiebedienst. 

TT 

22,8 

18,8 

im ganzen Nutzkilometer 

n 

525,1 

424,8 

davon: von eigenen Lokomotiven 

t 

n 

518,9 

420,7 

„ fremden „ 

V 

6.2 

4,1 

Leerfahrtkilometer. 

*9 

67,2 

54,8 

Verschiebedienststunden. 

•9 

36,1 

33,8 

Bereitschaftsdienststunden . . . . 

99 

6,6 

4,9 

Sonstige Stationsdienststunden . . 

Ti 

1.8 

1.4 


*) Einschließlich der Triebwagenfahrten. 
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.Lokomotivkilometer für die Unterhaltung 
und Erneuerung des Oberbaues: 

im ganzen.Millionen 

auf 1 km durchschnittlicher Be¬ 
triebslänge . 

Leistungen der im eigenen Betrieb befind¬ 
lichen Lokomotiven auf eigenen und 
fremden Betriebsstrecken sowie auf 
Neubaustrecken: 

Nutzkilometer.Millionen 

durchschnittlich auf 1 Lokomotive . . 

Leerfahrtkilometer.Millionen 

Verschiebedienststunden. * 

Bereitschaftsdienststunden .... * 

sonstige Stationsdienststunden . . „ 

Lokomotivkilometer bezüglich der 
Unterhaltung der Lokomotiven: 


im ganzen.Millionen 

durchschnittlich auf 1 Lokomotive .... 
Lokomotivkilometer bezüglich der 

Kosten der Züge..Millionen 

b) Wagen. 


Auf den eigenen Betriebsstrecken sind Wagen¬ 
achskilometer geleistet worden: 

von Personenwagen.Millionen 

auf l km durchschnittlicher Be¬ 
triebslänge für den Personen¬ 
verkehr . 

von Gepäckwagen.Millionen 

auf 1 km durchschnittlicher Be¬ 
triebslänge für den Personen¬ 
verkehr . 

von Güterwagen: 

beladen.Millionen 

leer. 

überhaupt. „ 

auf 1 km durchschnittlicher 
Betriebslänge für den 

Güterverkehr. 

von Postwagen.Millionen 

auf 1 km durchschnittlicher Be¬ 
triebslänge für den Personen¬ 
verkehr . 

von sämtlichen Wagen.Millionen 

auf 1 km durchschnittlicher Be¬ 
triebslänge . 
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j 19 18 

19 19 

* 952,9 

817,3 

15 708 

13 21 < 

| j 

i! 

|| 

• 

526,2 

1 424.7 

ll 16 592 

12 487 

1 67,2 

54,9 

; N-* 

33.* 

1 6,6 

I 1 

4,9 

1,8 

ji 

1,4 

1 ‘ 973,c 

831,5 

1 30 697 

1 

24 450 

1 

i 796,7 

I 

! 

i 

665,3 

i 

6 493 

5 095 

! 

! 110 515 

85 159 

1 1 804 

1 045 

22 201 

1 

17 472 

1 

13 173 

10 384 

1 5 070 

3 638 

18243 

1 

14022 

302 765 

228 198 

432 

377 

7 352 

G 300 

i 20 472 

20 539 

j 

436 370 

332 081 
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4. Zahl and durchschnittliche Stärke der 
Züge auf den Haupt- und den vollspurigen 
Nebenbahnen. 

Anzahl der geforderten Züge . . . .Millionen 
Auf 1 km durchschnittlicher Betriebslänge 
kommen geforderte Züge: 

während des Jahres . 

durchschnittlich auf 1 Tag. 

darunter dem Personenverkehr dienende % 
Durchschnittliche Achsenzahl: 

bei den Schnellzügen. 

„ Eilzügen. 

•„ ,, Personen- und Militärzügen . . . 

* ,, Güterzügen . 

„ Arbeits- und sonstigen Zügen . . 
„ sämtlichen Zügen. 

5. Baukosten und verwendetes Anlage¬ 
kapital der Haupt- und der vollspurigen 
Nebenbahnen. 

Baukosten: 

im ganzen.Millionen M 

darunter Ausgaben für Fahr¬ 
zeuge . * 

GesamtbauaufWendungen (Baukosten einschl. 
Bauzinsen, Kursverluste usw., aber aus¬ 
schließlich etwaiger Kursgewinne, der 
Verwendungen aus Betriebseinnahmen, 


Zuschüsse usw.): 

im ganzen.Millionen M 

auf 1 km Eigentumslänge. M 

Verwendetes Anlagekapital: 

im ganzen.Millionen M 

auf 1 km Eigentumslänge. M 


im Jahresdurchschnitt .... Millionen M 

6. Betriebseinnahmen und -ansgaben der 
Haupt- und Nebenbahnen einschl. der mit 
Vollspurbahnen in nngetrennter Rechnung 
verwalteten Schmalspurbahnen. 

Betriebseinnahmen: 

aus dem Personen- und Gepäckverkehr: 
Beförderung von Personen, ausschließl. 
Militär auf Militärfahrscheine und 
Militärfahrkarten .... Millionen cH> 
Beförderung von Militär auf Militärfahr¬ 
scheine und Militärfahrkarten Mill. M 
Sonderzüge für Einzelbesteller * „ 

zusammen aus der Personenbeförde¬ 
rung .Millionen M 

auf 1 km durchschnittlicher Betriebs¬ 
länge für den Personenverkehr . M 
auf 1000 Achskm der Personenwagen * 


19 18 

i 

! 19 19 

11,7 


6 280 

6 665 

22,68 

17,99 

53,83 

i 50,43 

38,70 

1 

I 39,38 

28,40 

29,95 

35,07 

j 29,66 

73,21 

■, 71 »86 

25,60 

22,60 

52,70 

60,59 

j 

21 388 

22594 

1 

1 

5 303 

I 

| 5 499 

1 

t 

20 746 

1 

1 

21 792 

342268 

359524 

1 

20 888 

i 21928 

344 617 

361 812 

20 533 

21 320 


1 148,7 

2 038,3 

362,7 

166,o 

l,i 

0,7 


1512,5 - 2 205,o 


25 371 36 209 

232 430 
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Die Eisenbahnen des Deutschen Reichs. 1918 und 1919. 


Beförderung von Gepäck . . Millionen M 
„ „ Hunden . . „ „ 

zusammen für Beförderung von Gepäck 
und Hunden auf 1000 Achskilometer 

der Gepäckwagen. M 

Nebenerträge.Millionen^ 

zusammen aus dem Personen- und Ge- 

päckverkehr.MUlionen M 

in % der Verkehrseinnahmen. 

n » n Gesamteinnahme . 

auf l km durchschnittlicher Betriebs¬ 
länge für den Personenverkehr . . . M 
auf 1000 Achskm der Personen- und Ge¬ 
päckwagen . m 


aus dem Güterverkehr: 

Eil- und Expreßgut.Mill. M 

Frachtgut. 

Militärgut einschließlich Tiere und Fahr¬ 
zeuge auf Militärfahrscheine oder 

Frachtbriefe.Mill. J6 

Tiere, ausgenommen Hunde auf Hunde¬ 
karten und Gepäckscheine und Tiere 

als Militärgut.Mill. m 

Leichen. 

frachtpflichtiges Diensigut ... ” 

zusammen aus der Güterbeför¬ 
derung . 

° . 9 n 

auf l km durchschnittlicher Betriebs¬ 


länge für den Güterverkehr. m 

auf 1000 Achskm der Güterwagen: 

im beladenen Zustande. 

im Durchschnitt bei allen Fahrten 

(beladen und leer). m 

Postgut .Mill. C S 

Nebenerträge. n 

zusammen aus d. Güterverkehr , „ 

in % der Verkehrseinnahmen. 

v » * Gesamteinnahme . 


auf 1 km durchschnittlicher Betriebs¬ 
länge für den Güterverkehr . ... J6 
auf 1000 Achskm der Güterwageu . . „ 

zusammen Verkehrseinnahmen Mill. M 

in % der Gesamteinnahme . 

für Überlassung von Bahnanlagen und für 
Leistungen zugunsten Dritter . Mill. M 
für Überlassung von Fahrzeugen „ n 

Erträge aus Veräußerungen ... 
verschiedene Einnahmen .... . „ 

Gesamteinnahme „ 


19 18 

19 19 


;! 38,i 

; 54,4 


0., 

1,7 


30 

53 


11,1 

1 14.1 


1 562,6 

1 

2 275,2 


36,63 

30,96 


33,19 

28,39 


•26 212 

37 393 


199 

368 


115,8 

291,8 


, 1938,9 

1 

4 318a 


497.5 

170,9 


i 

39,o 

65,0 


5,8 

3,i 


3,ü 

4,7 


2 600.6 

! 

4 853,6 


42 433 

77 418 

i 


i 197 

466 


142 

343 


4.8 

| 4,2 


109,0 

i 216,9 


2 714,4 

5 074,7 


f 63,47 

69.04 


57,66 

63.83 


44 290 

81010 


148 

361 


4 277,0 

7 349.9 


90.86 

91,72 


126,6 

198,0 


117.8 

102,9 


129.0 

291,0 


57.0 

71,3 


4 707.4 

8l)13,i 
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19 18 

19 19 

auf 1 km durchschnittl. Betriebslänge . M 

76 296 

127 096 

„ 1000 Nutzkilometer.. 

8 897 

18 666 

„ 1 000 Wagenachskm aller Art ...» ; 

177 

388 

Betriebsausgaben: 1 

Persönliche Ausgaben: 



im ganzen.Millionen vH 

2588,1 

6 122,7 

in % der Gesamtausgabe .... 

43,0*2 

42,45 

auf 1 km durchschnittl. Betriebslange M 

41 947 

81261 

„ 1000 Nutzkilometer.. 

4 891 

11 933 

„ 1000 Wagenachskm aller Art . . „ 

97 

248 

auf 100000*« der Betriebseinnahmen „ 

54 980 

63 929 

Sächliche Ausgaben: 

für Unterhaltung und Ergänzung der 
Ausstattungsgegenstände sowie für 
Beschaffung der Betriebs- 


i 

l 

1 

Stoffe.Millionen M 

790,1 

2 118,0 

in % der Gesamtausgabe .... 

13,15 

17,55 

für Unterhaltung und Ergänzung der 



baulichen Anlagen . . . Millionen *« 

660,4 

934,1 

in % der Gesamtausgabe .... 

10,98 

7,74 

für Unterhaltung, Erneuerung und Er¬ 
gänzung der Fahrzeuge und der 1 



maschinellen Anlagen . Millionen M 

1 157,7 

2 522,9 

in % der Gesamtausgabe .... 

19,24 

20,91 

für Benutzung fremder Bahnanlagen i 
und für Dienstleistungen fremder : 



Beamten.Millionen*« \ 

25,7 

39,5 

in % d© r Gesamtausgabe .... 

0,43 

0,35 

für Benutzung fremder Fahr- , 



zeuge.Millionen vH 

24,0 

23,4 

in % der Gesamtausgabe 

0,40 

0,20 

verschiedene Ausgaben . . Millionen vH 

769,7 

1 306a 

in % der Gesamtausgabe .... 

; 12,80 

10.82 

sächliche Ausgaben im ganzen Mill. M 

3 427,6 

6 944,0 

in % der Gesamtausgabe .... 

56,98 

57,55 

auf 1 km durchschnittlicher Be¬ 



triebslänge . M 

56 554 

110140 

auf 1 000 Nutzkilometer.„ 

6 478 

16176 

auf 1 000 Wagenachskilometer 



aller Art.„ 

129 

336 

auf 100000 vH der Betriebsein¬ 



nahmen . . 

72 814 

86 659 

Gesamtausgabe.Millionen vH 

, 6015,7 

12066,7 

in % der Betriebseinnahmen . 

] 127,79 

150,59 

auf 1 km durchschnittlicher Be¬ 



triebslänge . M 

97 501 

191 391 

auf 1 000 Nutzkilometer.„ 

' 11369 

28 109 

auf 1 000 Wagenachskilometer aller 



Art.. 

220 

584 
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Die Eisenbahnen des Deutschen Reichs. 1918 und 1919. 


1918 1919 


Betriebsfehlbetrag. 

Betriebsfehlbetrag im ganzen . . Millionen M 

in % der Gesamteinnahme. 

in % des verwendeten Anlagekapitals der 

eigenen Strecken. 

auf l km durchschnittlicher Betriebs¬ 
lange . vH 

auf 1OOO Nutzkilometer.. 

auf 1000 Wagenachskilometer aller Art „ 


1 308,3 

27,79 

6,34 

21205 

2 472 

49 


4 053,6 
50,69 


18,91 

64 295 
9 443 
196 


7. Anzahl und Gehalts Verhältnisse der 
Beamten und Arbeiter der Haupt- und 
Nebenbahnen einschliefil. der mit Vollspur- i 
bahnen in ungetrennter Rechnung verwal- j| 
teten Schmalspurbahnen. I 

Anzahl der Beamten und Arbeiter: 


im ganzen . 


925 572 

1 136 584 

auf 1 km durchschnittlicher Betriebsiänge 1 

15,02 

18,03 

Persönliche Ausgaben: 

1 



im ganzen . Millionen^ 

3 723,7 

7 192,5 

auf l km durchschnittlicher Betriebs- 

1 



länge . 

M 

60 413 

114081 

auf 100000 Nutzkilometer . 

auf 100000 Wagenachskilometer aller 

n 

704 069 

1 676 450 

Art . 

» i 1 

14021 

34 844 

auf 100000 <j% Roheinnahme. 

” 1 

79 103 

89 759 

8. Betriebs- und Verkehrsverhältnisse der 



schmalspurigen Nebenbahnen. 

! 



Bahnlänge am Ende des Rechnungsjahres: 




Staatsbahnen.km 

1 029,43 

1 029,54 

Privatbahnen. 

. B-.. 

951,25 

954,43 

zusammen . . 

n 

1982,68 

1 1983,97 

davon: für den Personenverkehr . 

4 

r* 

1 781,32 

1 781.86 

für den Güterverkehr . . . 

r> 

1 971,85 

1 973,u 

Bestand der Fahrzeuge am Ende des 

1 


• 

Rechnungsjahres: 

Lokomotiven . 

1 

513 

539 

Personenwagen . 


1 446 

1 443 

Gepäckwagen . 

. . 

243 

244 

Güterwagen einschl. Arbeitswagen . . 
Leistungen der Fahrzeuge: 

1 

12 215 

12 743 

Lokomotivnutzkilometer . Millionen 

8,1 

i 8.3 

Wagenachskilometer: 

,1 



Personenwaagen . 


61,4 

| 65,8 

Gepäckwagen . 

Güterwagen einschl. Arbeit»- 

j 

12,8 

i 14,1 

1 

wagen . 


65,9 

67,3 

zusammen . . „ 

i 

140,1 

147,7 
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Verkehr: 


1 19 18 

1 19 19 




Zahl der beförderten Personen 

. .Millionen 

| 53,o 

55,3 

Beförderte Güter: 

gegen Frachtberechnnng . 

. Millionen t 

8,6 

8,9 

frachtfrei. 

• « » 

0,1 

0,1 

zusammen 


! 

9,o 

Personenkilometer. 

. .Millionen 

461,4 

493,o 

Tonnenkilometer der Güter . 

• • » 

101,5 

106,9 

Verwendetes Anlagekapital: 

überhaupt. 

Millionen M 

192,4 

198,4 

auf 1 km Bahnlftnge. 

. oU 

, 97 063 

100035 

Betriebseinnahmen 1 ): j * 

überhaupt. 

Millionen J6 

24,2 

31,0 

auf 1 km Betriebslänge . . . 

.fl 1 

13 909 

24 870 

auf 1000 Nutzkilometer . . . 

. 7 ? 

3 361 

6184 

auf 1000 Wagenachskilometer aller j 

Art.„ 

i 

1 226 

496 

Betriebsausgaben l ): 

| 



überhaupt. 

Millionen M 

! 25,3 

36,4 

in % der Betriebseinnahmen . 


104,71 

117,39 

auf 1 km Betriebslänge . . . 

. cM 

14 564 

29194 

auf 1000 Nutzkilometer . . . 

. . . . „ 

3519 

7 259 

auf 1 000 Wagenachskilometer 
Art. 

aller 

1 

236 

583 

Fehlbetrag *): 




im ganzen. 

Millionen J6 

l > i 

5,4 

auf 1 km Betriebslänge . . . 

.A 

655 • 

4 321 

in % des verwendeten Anlagekapitals . . 

0,09 

5,29 


Die der Reichsaufsicht verfassungsmäßig nicht unterstehenden deut¬ 
schen Kleinbahnen sind im Abschnitt II der vorstehenden Übersicht nicht 
berücksichtig!. Eine die Betriebsleistungen, den Verkehr und den Ertrag 
dieser Bahnen umfassende Statistik ist seit 1916 nicht mehr erschienen. 


*) Ohne die Ergebnisse der Schmalspurbahnen im Bezirk der vereinigten 
preußischen und hessischen Staatseisenbahnen, 1919 auch ohne die Ergebnisse der 
Schmalspurbahnen im Bezirk der sächsischen Staatseisenbahnen. 
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Die Eisenbahnen in Dänemark 

im Betriebsjahr 1919/20'). 


(Nach dem amtlichen Betriebsbericht: Kjöbenhavn, trykt hos J. I). Quist & Komp. 

[E. Levison] 1921.) 


I. Staatsbahnen 

(mit Einschluß der vom Staat verwalteten Privatbahnen). 

Die dänischen Staatsbahnen hatten Ende März 1920 eine Länge von 
2107,03 km. Privatgesellschaften gehörten hiervon wie bisher 98,or> km, 
nämlich die Bahnstrecken Orehoved—Gjedser (45,io km), Viborg—Aale- 
strup (37,:>o km) und Sorö—Vedde (15,93 km). Zweigleisig waren 
286,40 km (13,o %). Die Betriebslänge im Jahresdurchschnitt betrug 
2098,4 km. Von der Länge der durchgehenden Gleise bestanden 2396 km 
aus Stahlschienen und 6 km aus Eisenschienen. 

Ende März 1920 besaßen die dänischen Staatsbahnen 382 Bahnhöfe 
und Haltestellen. Die durchschnittliche Stationsentfernung betrug 5,.vj km. 

Die Länge der betriebenen Fahrstrecken betrug im Jahresdurch¬ 
schnitt 81,o km, am Jahresschluß 170,o km. Die Schiffsstrecke Korsör— 
Kiel (133 km) wurde im Berichtsjahr nicht betrieben. 


1. Anlagekapital der Eisenbahnen und Fährbetriebe. 


!l 1918/19 

Am Jahresschluß.Kr. 323 187 285 

auf 1 Bahnkni.„ ' 153 342 

Im Jahresdurchschnitt.„ ! 318 607 374 


2. Bestand und Leistungen der Fahrzeuge. 


Bestand am 31. Mä r z : 

Lokomotiven.. 

Tender . 


624 


423 


1919/20 


363 586 376 
167 765 
338 386 830 


651 

435 


') Vgl. die früheren Aufsätze über die dänischen Eisenbahnen, zuletzt 
Jahrgang 1920, S. 1253 ff. 
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ii 

l 1918/19 

i 

1919/20 

Personenwagen. 

1 734 

1782 

Zahl der Sitzplätze in den Personenwagen 

84 701 

| 84 529 

davon: 



Plätze 1. Klasse. 

1607 

1597 

=% 

1,8 

1,9 

0 

ft — V • . 

12 267 

12283 

=% 

14,6 

14,5 

* »• r . 

70827 

70 649 

= °/o 

83,6 

83,6 

Postwagen. 

136 

145 

Gepäckwagen . 

370 

368 

Güter- und Viehwagen. 

10 524 

10812 

davon: 



bedeckte . 

6142 

6 471 

offene . 

4 382 . 

4 341 

Bahndienstwagen . 

86 : 

91 

Schneepflüge .1 

65 | 

65 

Die Gepäck-, Güter- und Viehwagen hatten i 



zusammen Tragkraft. t | 

126 910 

133 028 

Für den Schiffahrtsbetrieb und die Fähranlagen 1 
waren vorhanden: 



Schiffe . 

7 

7 


Fährboote. . 24 25 

Die Schiffe und Fährboote hatten zusammen 

Tragkraft .t 9 656 9 970 


Im Berichtsjahr wurden 33 Lokomotiven, 16 Tender, 10 Personen¬ 
wagen, 9 Postpackwagen und 349 bedeckte Güter- und Viehwagen 
beschafft. 

Leistungen der Lokomotiven I 

und Wagen: 

Die Lokomotiven haben geleistet: 


im ganzen . 

davon: 

km 

11 347 895 

12 369 692 

Zugkm in Personenzügen. 

n ) 

| 10994 73* | 

4 593 693 

, gemischten und Güterzügen 

r* 


7 394 454 

„ „ Arbeitszügen. 


139 908 

153 510 

im Vorspanndienst. 

v 

78 271 

101806 

in Leerfahrten. 

außerdem: 

n 

134 978 

126229 

im Verschiebedienst.Stunden 

931 666,9 

993 227,9 

„ Bereitschaftsdienst. 

überhaupt Lokomotivkilometer, wenn 

der 

174 272,6 

173 350,o 


Verschiebedienst mit 10 und der Bereit¬ 
schaftsdienst mit 2 km für jede Dienst¬ 
stunde gerechnet wird. 21013 109 22 648 671 


Archiv für Eisenbahnwesen 1921. 02 
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Die Eisenbahnen in Dänemark im Botriehsjahr 1910 20. 


Jede Zuglokomotivo hat durchschnittlich im 
Zug- und Verschiebedienst geleistet. . km 
Jede Rangierlokomotive hat durchschnitt¬ 
lich geleistet.„ 

Es kommen im Durchschnitt: 
Lokomotivkilometer (ohne Verschiebe- und 
Bereitschaftsdienst) auf 1 Bahnkilometer . 
Zugkilometer auf 1 Bahnkilometer (einschl. 

Arbeitszüge). 

Wagenachskilometer auf 1 Zugkilometer . . . 

Wagen auf 1 Zug.. 

und zwar: 

Personenwagen . . . 

Postwagen. 

Gepäckwagen . .. 

Güterwagen.. .... 

Reisende auf einen Zug. 

Mit Frachtberechnung befördertes Gut auf 

einen Zug.t 

Werden das frachtfrei beförderte Reisegepäck 
und die sonstigen ohne Frachtberechnung 
beförderten Güter (Dienstgüter usw.) mit 
in Rechnung gezogen, so ergeben sich als 
durchschnittliche Fracht eines Zuges . t 
Die eigenen und fremden Wagen haben 
auf den Staatsbahnen geleistet .... km 
nnd zwar: 

die Personenwagen.., 

,, Postwagen .„ 

„ Gepäckwagen.„ 

„ Güterwagen., 

Wagenachskm sind auf den Staatsbahnen 
geleistet worden:- 

im ganzen . 

davon: 

von Personenwagen. 

„ Postwagen. 

,, Gepäckwagen . 

Güterwagen . 

„ Wagen aller Art: 

in Personenziigon. 

„ gemischten und Güterzügen . . 
Es kommen im Durchschnitt: 

Wagenkilometer auf 1 Rahnkilometer . . 
Wagenachskilometer auf 1 Bahnkilometer 


1918/19 

1919/20 

29 044 

31 619 

47 401 

48 835 

5 408 

5 895 

5 370 

5 786 

40,: 05 

39,86? 

18,182 , 

17,681 

1 

4,452 

4,445 

0,392 

0,417 

1 ,289 

1,218 

12,049 

11.601 

86,5 

1 

89,7 

54.9 

■ i 

I 

59,7 

57,i 

61.9 

204 864 630 

214 681 780 

50 158 576 

53 974 933 

4 416 624 

5 060 271 

14 519 328 

14 792280 

135 770 202 

140 854 29G 

454 144 608 

484 050 011 

135 022 908 

150295 724 

13 156 788 

14 560 802 

34 423 166 

35 752 763 

271 541 746 

283 440 722 

129067 503 

139 684 8*3. 

325 077 105 

344 365 128 

97 629 

102 307 

216 434 

230 676. 
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Die Eisenbahnen in Dänemark im Betriebsjahr 1919/20. 949 

j| 1918/19 1919/20 

Durchschnittlich kommen Reisende: - : ^ 

auf 1 Personenwagenkilometer.I 19,2 20,2 

,, 1 Personenwagenachskilometer 7,is 7,25 

Zahl der geleisteten Platzkilometer . Mill. rd. | 2 3H8,o 2 611,5 

davon 1. Klasse. „ 49,2 55a 

2. „ . „ 419a 443.0 

3. w . „ | 1869,7 2113,4 

Frachtpflichtige Gütertonnen kommen im 

Durchschnitt: 

auf 1 Gepäck- und Güterwagenkilometer . 4 ,12 4,66 

^ 1 Achskilometer dieser Wagen . . . . 2,02 2,27 

Einschließlich der frachtfreien Güter kommen 
im Durchschnitt Gütertonnen: 

auf 1 Gepäck- und Güterwagenkilometer . i 4,2* 4,83 

„ 1 Achskilometer dieser Wagen .... 2,io 2,35 

Von 100 bewegten Plätzen waren durchschnitt¬ 
lich besetzt.' 39,3 41,3 

Die Tragkraft der Gepäck-, Güter- und Vieh- I 

wagen war durchschn. ausgenutzt mit. % 35,5 39,4 

Die Staatsbahnwagen haben zurückgelegt: 


auf eigener Bahn. 

km 

178 506 746 

181 872 478 

„ fremder Bahn. 

n 

26 649661 

23 702062 

zusammen.. 

t! 

205 156 407 

205574 540 

davon: die Personenwagen . . . 

r> 

50006 464 

53 626 878 

,, Postwagen. 

n | 

4391660 

5 032260 

„ Gepäckwagen .... 

V 

14 509990 

14 768904 

„ Güterwagen. 

r» 

136 248 293 

132 146 498 

Von den Leistungen der Staatsbahnwagen 
auf fremder Bahn entfallen: 
auf Schweden und Norwegen . . . . rd 

. km 

• 

16070400 

„ das südliche Ausland (Deutschland) 

r» 

. 

2235 300 

Die Schiffe und Fährboote haben geleistet km 

667 038 

721 496 

außerdem im Bereitschaftsdienst, die 
Dienststunde zu 2 km gerechnet, 


166 068 

150002 


r. 


3. Verkehr. 

Auf den dänischen Staatsbahnen und den von ihnen betriebenen 
Darnpffähren wurden Reisende befördert: 


► 



davon 


im Jahr 

i 

im ganzen 

im 

Binnenverkehr j 

im Wechselverkehr 
nach | von 

fremden Bahnen 

im 

I)urchganu>- 

verkelir 

1918/19 

29 486 701 

i 

28 352427 

541 378 

691 345 

1 551 

1019,2M 1 

31 723 390 

30217 269 

717 208 

786 328 

2 585 


«2 11 
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Die Eisenbahnen in Dänemark im Betriebsjahr 1919/30. 


Bei der Ermittlung der Zahl der beförderten Weisenden und der ge¬ 
fahrenen Personenkilometer wurden gerechnet: 
für 1 Monatskarte 40 Fahrten zu 25 km; 
für 1 vierzehntägige Karte 10 Fahrten zu 150 km: 
für 1 achttägige Karte 6 Fahrten zu 150 km; 
für 1 Wochenkarte 12 Fahrten zu 16,s km. 


Die Einnahmen des Personenverkehrs 

1918/19 

1919/20 

haben betragen: 

i K r o 

n e n 

im Binnenverkehr. 

36 643989 

! 49619580 

» Wechselverkehr mit fremden Bahnen . 

3 442094 

5651098 

* Durchgangsverkehr. 

22264 

52799 

im ganzen. 

40008 347 

55 323477 

darunter: 

für Schnellzüge. 

j 1 345 374 

3 000458 

Rundreiseverkehr. 

210878 

I 678 224 

Monatskarten. 

3 345652 

4 039 954 

Vierzehnt&gige Karten. 

137 342 

222 435 

Achttägige Karten. 

54 685 

142 770 

Wochenkarten . 

4 107 

I 1075 

Sonderzüge. 

i 

82 849 

23 564 

Im Güterverkehr wurden befördert: 

Ton 

n e n 

im ganzen. 

7 342 241 

8 203 951 

davon: 


r Binnenverkehr. 

5 131 166 

5 738 333 

^ Wechselverkehr mit fremden Bahnen: 
Versand.. 

839 126 

1022896 

Empfang. 

1 353 277 

1 418590 

„ Durchgangsverkehr. 

18 672 

24 132 

Die Einnahmen aus dem Güterverkehr 

K r o 

n e n 

betrugen: 



im ganzen . 

47 652 919 ' 

77 214 113 

davon: 

„ Binnenverkehr. 

35 336 832 

57 662 425 

- Wechselverkehr mit fremden Bahnen: 



Versand. 

5 645 845 

9 544 158 

Empfang. 

6 528 553 

9 747 820 

Durchgangsverkehr. 

141689 

259 710 


Digitized by 


Google 


Original fro-m 

UNIVERSfTY OF MICHIGAN 























Die Eisenbahnen in Dänemark im Betriebsjahr 1919/20. 


951 


1 

1918/19 

1919/20 

Von den wichtigeren Güterarten wurden 

! 1000 t 

o/o 1 ) 

1000 t 

o/o 1 ) 






Getreide, Mehl usw. 

1005,9 

14,3 | 

1033,4 

12,9 

Erde und Steine. 

546,6 

7,8 

660,3 

8,1 

Steinkohlen. 

664,7 

9,3 

636,7 

7,9 

Bauholz und sonstige Walderzeugnisse . . 

729,4 

10,4 

627,8 

7,8 

Ziegel- und Kalkwerkserzengnisse . . . . j 

594,8 

8,4 

565,4 

7,1 

Torf. 

748,6 

10,6 

565,0 

7,0 

Futtermittel. 

167,0 

2,4 

438,8 

6,5 

Düngemittel, Abfälle. 

198,4 

2,8 

373,5 

4,7 

Metalle und Metallwaren. 

262,1 

3,7 

358,3 

4,5 

Milch. 

140,3 

2,0 ; 

146,9 

1,8 

Mais. 

. 


94,7 

1,2 

Fische und Schaltiere. 

69,6 

1,0 1 

84,7 

Id 

Butter. 

41,3 

0,6 | 

79,6 

1,0 

Fleisch, Speck usw. 

44,5 

0,6 

76,6 

1,0 

Margarine. 

• 


50,5 

0,6 

Eier. 

37,7 

0,5 

48,8 

0,6 

Aus Deutschland gingen ein: 





1 


Ton 

n e n 


aber Vamdrup oder Vedeted | 





Steinkohleu. 

201300 

172 770 

Metalle und Metallwaren. 

35 200 

107431 

Bauholz. 

4900 

7809 

Ziegelsteine, Kalk. 

4500 

6670 

Erde und Steine. 

4800 

6062 

Getreide, Mebl. 1 

. 


917 

Düngemittel. 

2 700 

797 

über Gjedser 





Metalle und Metallwaren. 

1 800 

19 858 

Erde und Steine . | 

9200 

7216 

Ziegelsteine, Kalk . 

4 100 

3 987 

Holz. 

2 200 

3968 

Getreide, Mehl . 

. 


684 

Steinkohlen . 

. 


506 

Düngemittel . 

3 100 


15 

Nach Deutschland gingen aus: 





über Vamdrup oder Vedeted 





Fische und Schaltiere . 

19 300 

41318 

Getreide . 

1 100 

16011 

Milch . 

7 100 

10 56l 

Fleisch und Speck .. 

5 500 

10 381 


l ) Sämtlicher Güter. 
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Düngemittel, Abfälle . . 

Butter. 

Eier. 

Metalle und Metallwaren 

Margarine. 

Erde und Steine .... 

Bauholz. 

Torf. 


über Gjedser — Warnemünde 

Fleisch und Speck. 

Milch. 

Fische und Schaltiere. 

Getreide. 

Butter. 

Düngemittel, Abfälle ■. 

Metalle und Metallwaren. 

Erde und Steine. 

Eier. 


Übersicht: 

a) Personenverkehr: 

Zahl der beförderten Personen. 

davon: 

in 1. Klasse. 

von der Gesamtzahl der beförderten 

Personen.% 

in 2. Klasse. 

% 

in Klasse. 


Beförderte Reisende auf 1 Bahnkilometer . . 
Zahl der durchfahrenen Personenkilometer 
davon: 

auf der Eisenbahn . 

„ Fährschiffen. 

Es kamen Personenkilometer: 

auf 1 km durchschnittlicher Betriebslänge 

der Bahn- und Schiffsstrecken. 

auf 1 Zug- oder Schiffskilometer. 

* 1 Personenwagenachskilometer .... 
Durchschnittslänge einer Reise.km 


1918/19 

1919,20 

Ton 

n e n 


8 872 

4 400 

8 332 

(>800 

5 252 


2 898 


2 721 


1264 


163 


149 

1 000 

10 180 

1 700 

4 556 

3 300 

3 996 

11200 

3 755 

1900 , 

2 322 

. 

1925 

. 

1250 

. 

1 199 

1 600 

1 

1128 

:elirs ergibt di< 

e nachfolgende 

1918/19 

1919 20 

29 486 701 

31 723 390 

9 368 

13 160 

0,03 

0,04 

3 660 164 i 

3 221 940 

12,41 ; 

10,16 

25 817 169 

28 488 290 

87,56 

89,80 

13 520 

14556 

1020 571054 

i 

1 157 109 892 

963 302 205 

1 088 969 798 

57 268 849 

| 68 140 094 

468 281 

530931 

85,5 

90,o 


7/2 

l! 34,6 

1 36,5 
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Von der Gesamtzahl der Hebenden wurden ( 1918/19 

befördert: — — 

auf gewöhnliche Fahrkarten . 23 861 334 

im Rundreiseverkehr. j 47 629 

auf Zeitkarten: 

Monatskarteni). 5 525 460 

vierzehntägige Karton. 26 310 

achttägige Karten. 13 116 

Wochenkarten. 12 852 


Von den auf gewöhnliche Fahrkarten und im 
Rundreiseverkehr zurückgelegten Reisen 
kommen auf Entfernungen: 

bis 15 km.. 

oder von sämtlichen Reisen . . . . °, 0 

von 16 bis 30 km. 

oder von sämtlichen Reisen . . . . ° /0 

von 31 bis 50 km. 

oder von sämtlichen Reisen .... % 

von 51 bis 75 km. 

oder von sämtlichen Reisen .... % 

von 76 bis 100 km. 

oder von sämtlichen Reisen .... % 

von 101 bis 196 km. 

oder von sämtlichen Reisen .... % 

von 197 bis 400 km. 

oder von sämtlichen Reisen .... % 
über 400 km. 


oder von sämtlichen Reisen 


10 026 275 
41,9 

6 327 507 

26.5 

3 455 597 

14.5 

1 526 496 
6,4 

742568 

3a 

1 175 835 
4,9 

546 808 
2,3 

107 877 

0,4 


1919/20 

25 968 194 
83 716 

5 602 240 
37 950 
28 554 
2 736 


10 513 506 
40,4 

6817 742 
26,2 

3 949671 
15,2 

1 744 411 

6,7 

846 724 

3,2 

1 406 602 

5.4 

661 705 

2.5 

111 549 
0,4 


! ) Monatskarten mit Gültigkeit zu Reisen zwischen sämtlichen Stationen 
wurden (im Vorjahr) im Berichtsjahr ausgegeben für 


1 

Monat 

(1 435) 

1 703, 

5 Monate ( 34) 

32, 9 Monate 

■( 12) 11, 

2 

Monate 

( 870) 

1 122, 

6 

('220) 

94, 10 

( 5) 5, 

3 

w 

(6 054) 

C 757, 

7 

( 7) 

3, 11 

( 19) 26, 

4 


( 105) 

123, 

H 

* ( *2) 

5, 12 

(799) 354, 

zusammen (9 

562) 10 325, davon 

(,5 76 

5) 5 805 für 

1. und 2. Klasse, (3 

797) 4 520 


3. Klasse. 

Monatskarten mit Gültigkeit zur Reise zwischen 2 bestimmten Stationen wurden 

ausgegeben: 1. und 2. Klasse .( 3 617) 2 642, 

3. Klasse. .(24 542) 26 575. 

zusammen . . (28 159) 29 217, 


avon für 1— 6 km 

(2 559) 

2 394. 

20— 

30 km 

( 708 ) 

893, 

7— 8 „ 

(4 604) 

5 350, 

31 — 

40 

V 

(3 030 ) 

3 233, 

9-12 „ 

(5 392) 

5 575, 

41— 

50 

n 

(1 039) 

894, 

13-17 „ 

(4 900) 

4 908, 

51— 

«0 

V 

( 712) 

375, 

18-21 „ 

(2 943) 

3 636, 

61— 

SO 

V 

(. 157.) 

83, 

22—25 

(1 637) 

1 819, 

81 — 

100 

V 

( 150» 

53, 




mehr als 

100 

r 

( 50 j 

4. 
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b) Güterverkehr: 


1918/19 

1919/20 

befördertes Keise- und rracntgut, einscnneu- 

; 


lieh Fahrzeuge und Leichen. 

. t 

I 7 110 688 

8037 334 

davon waren: 




Reisegnt. 

n 

10915 

28877 

Frankatursendungen 1 ) . 

r 

87 031 

87 466 

Expreß- und Eilstückgut. 

r> 

101 837 

134 434 

Frachtstück gut. 

• » 

799 606 

895 5% 

Wagenladungsgut. 

n 

6053 191 

6810444 

gebrauchtes Packzeug. 

• V 

56 859 

79 069 

Fahrzeuge und Leichen. 

* 

1 249 

1448 

An Vieh wurden befördert: 




Pferde. 

Stück 

120 063 

55 184 

Hornvieh und Kälber . . . •. 


507 769 

I 

397 350 

Schafe, Lämmer und Ziegen .... 

V 

58 567 

50 898 

Schweine und Ferkel. 

» 

73 384 

125 305 

Federvieh und sonstige Tiere ... 

V 

731 

• 

223 

Berechnetes Gewicht der beförderten 1 

Tiere . . .. 

. t 

231 553 

166617 

Gesamtgewicht der beförderten Güter, 

Tiere und Fahrzeuge. 

• n 

7 342*241 

8 203 951 

Auf 1 km durchschnittlicher Betriebslänge 
der Bahn- und Schiffsstrecken wurden 
befördert.. ' 3 369 

3 764 

Zahl der im Güterverkehr geleisteten tkm: j 

auf der Eisenbhhn .tkm 

618 712839 

7*25244 326 

,, Fährschiffen. 


57 982179 

70532330 

zusammen. 


676 695018 

795 776656 

davon kamen auf: 


1 


Heisegut. 

* 

855 359 

1 506 769 

Frankatursendungen. 

•» 

9138202 

15 646174 

9 183 951 

Expreß- und Eilstückgut. 


20 915 749 

Frachtstückgut. 

n 

89 682 464 

97 260 761 

Wagenladungsgut . 

r> 

529615 628 

5 664 3*24 

639609130 

gebrauchtes Packzeug . 


7 925 534 

Fahrzeuge und Leichen . 


203 878 

25 888 989 

1905*22 

Tiere . . . 

V 

19185240 

Es kamen Tonnenkm auf 1 Bahnkm . . 

*5 

293 558 

344 104 

Mittlere Beförderungslänge einer Tonne 

Gut einschließlich Tiere . 

km 

i 92, ig 

97,oc 

Frachtfreie Güter: 1 

Gewicht . 

. t 

272132 

270 056 


tkm 

24 736 082 

26 195 432 


l ) Das sind im Binnenverkehr gegen Fracht Vorauszahlung im Betrag bis 
3 Kr. beförderte Sendungen. 
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4. Finanzielle Ergebnisse. 


A. E i n n a h m e : 


1916/19 j 

1919/20 




G e Samteinnahme . 

. . Kr. 1 ) 

92 026 682 

138 673 622 

davon kamen: 




auf den Personenverkehr: 


j ! 


im ganzen . 

. . „ 

40008 347 | 

55 323 477 

°o 

43,5 i 

39,9 

auf den Güter- und Viehverkehr: 


1 


im ganzen . 

. . Kr. 

47 652 919 

77214113 


% 

51.8 

5o, i 

auf Postbeförderung: 




im ganzen . 

. . Kr. 

2 252 148 

3 217 002 


°.n . 

2,4 

2,3 

auf sonstige Quellen: 



im ganzen. 

. . Kr. 

1 2113 268 

2 919 030 


°.o 

2,3 

2,1 

Es kamen auf: 


t 


1 km durchschnittlicherBetriebslänge 



der Bahn- und Schiftsstrecken 

. Kr. 

42 225 

63 629 

1 Zug- oder Schitfskm. 

• * V 

7,71 ■ 

10,78 

1 Wagenaehskm. 

. . Ore 

20,3 

28,6 

1 Tag . 

. . Kr. 

252 128 

378 890 

An den Einnahmen aus der Personenbeför- 

i 


derung sind beteiligt: 




die 1. Klasse mit. . . 

Kr. 1 

164 *271 

272061 


°o 

0,4 ; 

0,5 

,2. „ .. 

. . Kr. 

11262 230 

13 768 218 


°/o 

28,2 

24,9 

t 3. 

. . Kr. 

28 581 846 

41293198 


0/ n 

71,4 

74,6 

Die durchschnittliche Einnahme aus 

dem Per- 

1 


sonenverkehr betrug: 




für eine Person: 

. . . Öre 



in der 1. Klasse. 

1 753,0 

2 067.3 

V •» V . 

• * *9 

307,7 

427,o 

« 3. „ . 

• * «9 

110,7 1 

144,9 

überhaupt . 

• • n 

135,7 

174,4 

für 1 Personenkm. 

• • -i 

i 

4,8 

„ 1 Personenwagenkm .... 

• • » 

79,8 

102,5 

Von den Einnahmen aus dem Güter- 

und 



Viehverkehr kamen auf: 




Reisegut . 

. . . Kr. 

1032593 

•2 187 907 


% 

2 ,*> 

O.s 

Frankatursendungen. 

. . . Kr. 

1 301 458 

1 689944 


ü /o 

2,7 

2,2 

Expreß- und Eilstückgut .... 

. . . Kr. 

! 3 814 527 

7 130803 


% 

8,o 

9.3 


l ; l Krone = 100 Öre — 1,125 c 16 
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1918/U» 

1919/20 

Frachtstückgut. 

.... Kr. 

10610 629 

16 522 555 


<i' 

10 

•22,3 

21,4 

Wagenladungsgut . 

.... Kr. 

25 8»>4 170 

43 228 559 


% 

54,1 

56,o 

gebrauchtes Packzeug .... 

.... Kr. 

H31 244 

848 760 


% 

0,* 

1,1 

Freimarkenpakete . 

.... Kr. 

934 083 

1 405 741 


l 7o 

2,o 

l,s 

Fahrzeuge und Leichen . . . 

.... Kr. 

122 268 

179 739 


% 

0,2 

0,2 

Tiere . 

... Kr. 

3 651942 

4 020 105 


% 

V 

5,2 


Die durchschnittliche Einnahme aus dem 
Güterverkehr betrug: 
für 1 Tonne: 


Reisegut . 

. . . Kr. 

94,60 

75,77 

Frankatur8endungen .... 

. . . „ 

14,95 

19,3.» 

Expreß- und Eilstückgut . . 

. . . « 

37,46 1 

53, im 

Frachtstückgut. 

. . . 

13,27 | 

18,45 

Wagenladungsgut. 

. 

4,26 

6,35 

gebrauchtes Packzeug .... 

. . . 

6,71 

10,73 

Fahrzeuge und Leichen . . . 

. . . 

97,89 

121,13 

Tiere . 

... „ 

15,77 

•24,13 

im Mittel . 

für 1 Tonnenkm: 

. 

6.411 

9,41 

Reisegut . 

. . . Öre 

120,: 

145,3 

Frankatursendungen . 

• • • rt 

14,2 

18,4 

Expreß- und Eilstückgut . . . 

. . „ 

24,4 

34,1 

F»aehtstüekgut . 

. 

11,8 

17,0 

Wagenladungsgut . 

. 

4.9 

6,8 

gebrauchtes Packzeug .... 

. 

6,7 

10,7 

Fahrzeuge und Leichen . . . 

• • . M 

60,« i 

94,3 

Tiere . 

• • • H 

14,1 

21,0 

im Mittel. 

. 

7,0 

1 9,7 

für 1 Güterwagenkni. 

• • • 

31,7 

49.6 


A\ erden — wie in der deutschen Statistik — die Gepäckbeförderung 
zum Personenverkehr und die Postbeförderung zum Güterverkehr ge¬ 
rechnet, so brachten ein: 
der Personen- und Gepäckverkehr: 

im ganzen.Kr. 41040 940 57 511 384 

auf 1 km durchschuittl. Betriebslänge ' 

der Bahn- und Schiffsstrecken . 18 831 2(3 389 

von 100 M der Verkehrseinnahme . . .. 45,gi 42,36 

der Güterverkehr: 

im ganzen .. 48 872 474 78 243 208 

auf 1 km durchschuittl. Betriebsläuge 

der Bahn- und Schiffsstrecken . «, 22 425 35 901 

von 100 c \t der Verkehrscinnahme . . „ 54,36 57,64 
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B. Ausgabe: 


1 1918/19 

1919/20 


1 


Gesamtausgabe . 

Kr. 

108 103 475 

164 300 610 

davon kamen auf: 




1. die Generaldirektion. 


1 063 043 

1 733596 


% 

0,983 

1 

1,055 

2. unmittelbar von der Generaldirektion 
geleitete Dienstzweige (Rechnnngs-, 




Kontroll-,Schiffs-u.Werkstätten-Dienst) Kr. 

19 481 986 

29 257 711 


% 

18,022 

17,807 

3. Stations-, Zug- und Maschinendienst, 

Bahnbowachung u. Bahnunterhaltung, 

Telegraphen- und Signalwesen . . . 

Kr. 

77 176 024 

116 803 632 


% 

71,391 

71,092 

4. gemeinschaftliche Betriebsausgaben 

für 2 und 3. 

Kr. 

4 308 458 

7 933 045 


% 

3,985 

4,828 

5. Ruhegehälter, Wartegelder, Unter- 

Stützungen und dgl. 

Kr. 

% 

1 966 103 

1,819 

3 568 532 


2,172 

6. Vergütung für gepachtete Strecken . 

Kr. 

164 483 

164 483 


% 

0,152 

0,ioo 

7. kleinere Ergänzungen und Verbesse- 



rungen der Bahnanlagen. 

Kr. 

764 319 

1 161392 


% 

0,098 

0,707 

8. das Hauptprüfungsamt. 

Kr. | 

37 449 

104 161 


% 

0,035 

0,063 

9. Gerichtskosten. 

Kr. 

10039 

13 559 


% 

0,009 

0,oo» 

10. Eisenbahn rat .. 

Kr. : 


6 306 


% 1 


0,004 

11. Ausgaben aus Anlaß des bevorstehen¬ 
den Überganges der südjütischen 

I 



Landesteile . 

Kr. 

— 

309 813 


% . 

— 

0,189 

12. Abschreibung vom Anlagekapital . . 

Kr. 

3141571 

3 244 380 

Von den Ausgaben kamen: 

% 

2,906 

1,975 

auf 1 km durchschnittl. Betriebslänge 

1 



der Bahn- und Schiffsstrecken 

Kr. | 

49 602 

75 3Sb 

* 1 Zug- oder Schiffskm. 

* ! 

9,06 

12,77 

„ 1 Wage na ch s km. 

Öre | 

23,8 

33,9 

- 1 Tag. 

Kr. : 

1 

296 174 

448 909 
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<\ Abschluß: 


, - ' - ■ 


Der Abschluß ergab einen Fehlbetrag. 

| 1918/19 

1919/20 

Dieser betrug: 




im ganzen . 

für 1 km durchschnittl. Betriebslänge 

Kr. 

i 

16 076 793 

25 626988 

der Bahn- und Schiffsstrecken 

ff 

7 377 

11 759 

„ 1 Zug- oder Schiffskm . 

ff 

1,35 

1,99 

„ 1 Wagenachskm. 

Öre 

3,5 

5.3 

- 1 Ta*r. 

auf 100 Kr. des Anlagekapitals am 

Kr. 

44 046 

70 019 

Jahresanfang. 

n 

5,12 , 

7,93 


Zum Vergleich mit der deutschen Statistik wird bemerkt, daß nach 
dieser die unter B Nr. 12 nachgewiesenen Ausgaben nicht zu 


den Betriebsausgaben gerechnet werden, 
stellt sich der Abschluß folgendermaßen: 

Gesamteinnahme.Kr. 

Gesamtausgabe . 

auf 1 km durchschnittl. Betriebslänge 
der Bahn- und Schiffsstrecken 
* 100 Kr. Einnahme (Betriebszahl) 

Fehlbetrag. 

auf 100 Kr. Einnahme. 

„ 100 „ des im Jahresdurchschnitt 
verwendeten Anlagekapitals . . 

Über den Fährbetrieb Gjedse 
Betriebsbericht folgende Angaben: 

Es wurden befördert: 

Reisende. 

Güter. 

An Einnahmen sind aufgekommen: 
aus der Personenbeförderung . . 

„ n Güterbeförderung .... 

„ . Postbeförderung. 

zusammen . 

Die Ausgaben betrugen: 

im ganzen .Kr. 

durchschnittlich für eine Fahrt . . 

Von dänischen Schiffen wurden Fahrten 
ausgeführt: 

im ganzen . 

„ Durchschnitt täglich. 

Auf eine Überfahrt kamen: Reisende .... 

Gütertonnen . . 
An Eisenbahnfahrzeugen wurden übergeführt: 
Personen-, Post- und Gepäckwagen: 

im ganzen.Achsen 

im Durchschnitt täglich .... 
Güterwagen: 

im ganzen. 

im Durchschnitt täglich .... n 


Bleiben sie außer Betracht, so 


Kr. ! 

92 026682 

1 138 673 622 

ff 

| 104961 904 

161066230 

i 

n 

i 

48 161 

! 73 899 

n 

114,06 

116,14 

m 

12 935 222 

22 382608 

m 

! 14,06 

16,14 

** 

i 4 ’ 06 

6,61 

-Warnemünde (45 km) enthält der 


27 566 

87 244 

. t 

99 516 

116 881 

Kr. | 

71200 

296 600 

• 

183 600 

216 100 

ff 

55 800 

88 900 

n ' 

310600 ! 

1 

600600 

Kr. 

1 065 870 ! 

1640438 

* * 

1 248.1 

1 454,6 


846 

2,3 

16 

68,8 


2 482 

6,8 

19211 

52,6 


1059 

2,9 

41 

55,2 


3 243 
8,9 

26 959 
73,7 
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Die Eisenbahnen in Dänemark im Betriebsjahr 1919/20. 959 


5. Unfälle. 



l 

1918/19 

r.' 

1919/20 

Reisende: 

ohne eigene Schuld bei Unfällen 
während der Bewegung der 
Züge. 

ge¬ 

tötet 

verletzt 

schwer 1 ) leicht 2 ) 

i ge¬ 
tötet 

verletzt 

schwer 1 ) leicht 2 ) 

— 

_ 

| 1 

38 

19 

13 

infolge eigener Unvorsichtigkeit 

3 

— 

4 

8 

6 

8 

zusammen (1). 

3 

— 

5 

46 

25 

21 

auf l Million Reisende .... 

— 

— 

— 

1,45 

0,79 

0,66 

n 100 Millionen Personenkm . 

— 

— 

— 

3,98 

2,16 

1,81 

„ 10 Millionen Personen- 

wagenachskm .... 

— 

— 


3,06 

1,66 

1,40 

Eisenbahnbeamte und 
Arbeiter: 

A. beim eigentlichen Betrieb: 
a) ohne eigene Schuld bei 
Unfällen während der Be¬ 
wegung der Züge .... 

1 


29 

1 

4 

8 

65 

b) infolge Unvorsichtigkeit 
beim Besteigen oder Ver¬ 
lassen der Züge. 



23 


4 

29 

c) beim Rangieren von Zü¬ 
gen oder Lokomotiven . 

7 

6 

127 | 

10 

15 

247 

d) infolge Unvorsichtigkeit 
beim Betreten der Gleise 


1 

6 

2 

1 

16 

e) infolge sonstiger Unvor¬ 
sichtigkeit im Dienst . . 

1 

5 

244 

1 

17 

387 

B. bei Arbeiten außerhalb des 
eigentlichen Bahnbetriebs . 


2 

87 

i - 

25 

239 

zusammen (2). 

1 9 

14 

1 516 1 

17 

70 1 

983 

auf 1000 Bedienstete. 

’ — 

— 

— ! 

j 1,02 

4,io 

58,81 

„ 1 Million Zugkm. 

— 

— 

1 - ! 

1,40 

5,77 

80,96 

„ 10 Millionen Wagenaehskm ; 

— 

— 

- ! 

, 0,35 

1,45 

20,31 

Sonstige Personen: | 

a) bei Arbeiten auf Bahnhöfen 



3 

1 

2 

3 

5 

b) ohne eigene Schuld, infolge 
von Zugunfällen, mangelhaf¬ 
ter Bewachung von Über- 1 
gängen u. dgl. 

5 

1 

1 

1 

i 

3 

_ i 


c) beim absichtlicbeu oder un- i 
aufmerksamen Aufenthalt auf 
dem Bahnkörper.i 

7 

. i 


8 

2 i 

3 

zusammen (3).| 

12 

2 

4 

13 | 

5 

8 

insgesamt. ( 

24 

16 

525 

76 ' 

1 

100 ! 

1 012 


1 ) Hierunter sind Unfälle verstanden, die eine Erwerbsunfähigkeit von 
mehr als 13 Wochen zur Folge hatten. 

2 ) Hier werden solche Verletzungen nachgewiesen, die eine Erwerbsun¬ 
fähigkeit von mehr als 2 bis 13 Wochen zur Folge haben. 
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Pie Eisenbahnen in Dänemark im Betriebsjahr 11*19 20. 


II. Privatbahnen. 

Pie nicht vom Staat betriebenen dänischen Privatbahnen hatten am 
Schluß des Betriebsjahrs 1919/20 einschließlich der von der Südfünenschen 
Eisenbahngesellschaft verwalteten Staatsbahnstrecke Nyborg—Ringe— 
Faaborg (55,73 km) eine Gesamtlänge von 2222,2t km. 


Hiervon liegen 

auf Seeland. 394 ,12 km 

auf Laaland und Falster .... 149,sia „ 

auf Fünen und Langeland .... 386,ca ,, 

in Jütland.1199,7t „ 

auf Bornholm. 91,7s» „ 


Pie hauptsächlichsten Betriebsergebnisse der Privatbahnen sind in 
der folgenden Übersicht zusammengestellt. Das Rechnungsjahr fällt bei 
den unter Nr. 11, 14, 15 und 16 genannten Bahnen mit dem Kalenderjahr 
zusammen; bei den übrigen Bahnen umfaßt es wie bei den Staatsbahnen 
die Zeit vom 1. April bis 31. März. 

Im Berichtsjahr wurden eröffnet die Bahnen: 

Varde—Grindsted, 42,r.« km, am 13. April, 

Hörve—Värslev, 21 ,12 km, am 9. Mai. 


j 

1 1 1 

2 I 

1 3 | 

4 I 

5 | 

I 6 i 

7 

1 8 

9 

i 

! 

1 I. 

Ama- | Kyng- 
by— 

ger- 

j Ved- 

1 bahn bsk 

1 

i_ i _ 

■ Slan- 

gerup- 

I bahn 

Hel- 1 
singör 
—Horn¬ 
bäk— 
Gille- 
leje 

\ n i Hiller- 

Gribs- .., 

v od ~ 

! kov- u.i Frede- 

Hel- riks- 

singe- 1 

, , n Hunde- 
| bahn | sied 

1 

Oda- 

her- 

reds- 

bahn* 

1 

H ör- 
| ve- 
; Yärs- 

lev 

Höng 

— Töl- 

lÖ8€ 

Betriebslänge im Jahres¬ 
durchschnitt (km) 1918/19 

12 

12 

34 

i 

25 

32 

36 i 

49 


38 

1919/20 

12 

12 

34 

25 

32 

36 

49 

19 

38 

Auf* 1 km durehschn. Betriebs¬ 
länge kamen (Kronen): 
Einnahme .... 1918/19 

58 883 

7 781 

28 906 

18 560 

16 208 

17 192 

17137 


11 505 

1919/20 ; 

77 382 

6 267 

34 800 

22656 

21644 

23 392 

20907 

5 703 

14 549 

Ausgabe.1918/19 

43035 1 6686 

24 827 

19 147 

14047 

14 522 

14150 

— 

11033 

1919/20 ! 

56 9031 

8 717 

30 750 

27 030 > 

18 775 

18812 

19241 

7 397 

13 407 

Ebersehull . . . 1918/19 

j 15 848 

1095 

4 079 i 

- 587 

2 161 

2670 

2987 

: — 

472 

1919/20 i 

20479 2450 ! 

4 050- 

-4 874 

2 869 | 

4580 

1666 

1694 

1 142 

Einnahme aus dem Per¬ 
sonenverkehr . 1918/19 

30 888 

i 

412 

! 

14371 ! 

12 212 

5814 

6 847 

6 684 

i _ 

3 494 

1919/20 

38 813 , 

515 

17 565 

13 976 

6914 | 

9 173 

7 797 

; 1249 

4 075 

Einnahme aus dem Güter¬ 
verkehr .... 1918/19 

25 455 

6 823 

1 

13291 

5 198 

9 656 

9 392 

9 392 

! i 

! __ 

7 697 

1919/20 

35 731 

i 

0 267 

16 148 

8 118 

13 714 

i 

13 577 

11 830 

4 563 

9 979 
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UI. Gesamtnetz. 

Am 31. März 1920 umfaßte das dänische Eisenbahnnetz 4315,8 km 
Staats- und Privatbahnen. 



überhaupt 

auf 

auf 10 000 


100 qkm 

Einwohner 

davon: 

km 

km 

kni 

auf Seeland. 

944.: 

1*25.7 

7,9 

„ Laaland und Falster. 

193.« 

108,.> 

15,9 

* Fünen und Langeland .... 

498.« 

143,4 

16,0 

in Jütland. 

; 2 588.« 

100,9 

20,6 

auf Bornholm. 

89.9 

153,0 

20.6 

zusammen . . 

4 315,8 

110,o 

14.8 


10 

11 

12 | 

13 

14 

15 

16 

17 

18 

19 

20 

Kjöge 

i 

Ostsee¬ 

ländische 

Xäst- 

Kalle- 

Lol la ml- 

Maribo 

Naks- 

Stubbe- 

kjöbing 

Lange- 

Odense 

Odense — 

^förre— 

—Hing- 

ved— 


sehe 

kov— 

landsche 


Eisen- 

Prustö 

have- 

Eisen- 

—Band- 

—Xykjö- 

—Svend- 

Broby— 

»ted 

Krage- 

Eisen- 

bahn 

1 


bahn 


holm 

hing— 

borg 


—Mern 

habil 

n äs 

Xysted 

bahn 

Faaborg 

33 

! 46 

33 

21 

70 

8 

27 

44 

33 

47 

51 

33 

46 

1 

33 

21 

70 

8 

27 

44 

33 

47 

51 

6 836 

18 439 

12 774 

13 252 

28 819 

24 005 

8239 

14 437 

8 344 

47 855 j 

12 256 

9 774 

24 343 

16 438 

17 770 

42 694 

30 141 

11689 

18 673 

9 855 

62119 ! 

! 16 007 

6138 

! 13 193 

10 779 

12 030 

17 679 

11947 

4 647 i 

11 647 j 

7 241 

29 530 

11645 

9080 

18716 

15 226 

13 20» 

24 609 i 

16 244 

9048 

12949 i 

9608 

42 193 

15 109 

698 

5 246 ; 

1 995 

1 222 

11 140 

' 12 058 

3» 592 

2 790 

1 103 

18 325 

611 

694 

1 5 627 

1 212 

4 57h 

18 085 

13 897 

2 641 

5 724 

247 ; 

19 92*1 

898 

2 335 

1 

5 794 

3 971 

5 013 

8 662 

2 517 

2941 

3 980 

» 035 

17 124 

4 915 

2 593 

j 6 MH 

4 673 

6! 24 

12 283 

2 981 

4 073 

4 750 

3 701 

21 757 

| 6 237 

4000 

11951 

8 174 - 

7 044 

17 539 

19 937 

4 862 

9 812 

4 223 

27 940 

7 0o* 

6 639 

1 (> 538 

10 714 

10 065 

26 135 

25 IOC 

7 041 

13 2*7 

5 467 

36 795 

9 32- 
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Die Eisenbahnen in Dänemark im Betriebsjahr 1919/20. 



! 21 

22 

23 

24 

25 

' ' 26 

27 


i 

] Svend- 
borg— 
Faaborg 

Svend- 
borg— 
Nyborg 

Odense 
—Kjerte- 
minde— 
Martofte 

Nord- 

füneii- 

»ehe 

Eisen¬ 

bahn 

i 

Nordwest-, 
fünensche dülg _ 

Ei8en ‘ Egtved 
bahn 

Kol- 

dinger 

Südbahn 

Betriebslänge im Jahres¬ 
durchschnitt (km) 1918/19 

i 

26 

t 

38 

36 

38 

61 

28 

57 

1919/20 

26 

38 

36 

38 

61 

1 2S 

57 

Auf 1 km durchschn. Betriebs- 



. * 



1 


länge kamen (Kronen): 








Einnahme .... 1918 19 

j 7129 

15 777 

15 789 

16 455 

11 884 

i 6 074 

6 074 

1919/20 

10627 

20 496 

20 912 

21 433 

15 861 

8 706 

9 367 

Ausgabe.1918/19 

9 468 

13 374 

11993 

12 846 

9 284 

i 6 792 

4 796 

1919/20 

13 040 

18 577 

17 494 

17 759 

13 495 

10 748 

9 640 

Uberschuß .... 1918/19 

2 339 

2 403 

3 796 

3 609 

2 600 

— 718 

1 278 

1919/20 

-2413 

1 919 

3 418 

3 674 

2 366 

-2042 

-273 

Einnahme aus dem Per- 








sonenverkehr . 1918/19 jj 8 508 

5 802 

6 142 

6 093 

4 387 

| 1884 

2610 

1919/20 

4 801 

7 533 

7 879 

7 642 

6 490 

2509 

4 242 

Einnahme aus dem Güter- 






i 


verkehr .... 1918/19 

3 274 

9 271 

214 

9 184 

6 734 

1 3 957 

3173 

1919/20 

5 289 

11999 j 

12446 

12139 

8304 

5 910 

4 786 


38 

_39 

40 

41 

42 

43 

44 

' 

* ! 

Aal- 

i 

Aalborg 

Fjerrits- 

lev — 

Thisted — 

II j öl*- 

Hjörring 

Skagen- 

' 

borg— 

—llvalp- 

Frede- 

Fjerrits- 

ring— 

—Hörby 

i 

bahu 


Hadsund 

sund , 

rik»ha\ n 

lev i 

Aabybro 


Betriebslänge im Jahres- ^ 

durchschnitt (km) 1918/19 

57 

75 

140 

54 

55 

35 

40 

1919/20 

57 

75 

140 

54 

55 

35 

40 

Auf 1 km durchschn. Betriebs- 
länge kamen (Kronen): 
Einnahme .... 1918/19 

12135 

i 

8 668 

14 844 

6 795 

9 668 

6 264 

12 441 

1919/20 

15 683 

11 819 

20 528 

9 084 

12 637 

8 391 

15 803 

Ausgabe.1918/19 

11314 

8 938 

13 670 

5 287 

8 907 

7 035 

8 991 

1919/20 

15 206 1 

12 555 

19 327 

7 727 

12 809 

9202 

13 726 

CberschiilJ .... 1918/19 i 

821 

— 270 

1 174 

1 508 

761 

— 771 

3 450 

1919/20 

477 1 

— 736 

1 201 

I 357 

— 172 

— 811 | 

2 137 

Einnahme aus dem Per- 








sonenverkehr . 1918/19 

3 973 

2 987 

4 765 

2 471 

4 064 

2 875 1 

4 272 

1919/20 

4 861» 

3 660 

5 639 

2 882 

4 904 

3 298 

5 383 

Einnahme aus dem Güter- 








verkehr .... 1918/19 

7 778 

5 265 

9 058 

3 670 

4 672 ! 

3 088 | 

7 321 

1919/20 

10 088 

7 74<> 

12 547 

5 449 

7 061 

4 765 

8 032 
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6 402 1 

8 111 

6 868 

7 276 

8 193 

9 944 

9522 

11440 

12520 

12685 

2 231 

1969 

l 486 

1 726 

683 

1677 

3 730 

654 

596 

-1 821 

3 104 

3 655 | 

3 342 

4 423 

3 469 

4 044 

4 349 1 

i 

4 180 

5 806 

4 534 

5 198 , 

1 

5 497 i 

4 774 

, 4 208 

4 996 

7 110 ' 

7 776 1 

7 536 

! 6810 i 

5 827 


13 483 

8 109 

5 204 

6 885 

10 981 

19 766 

13 936 

7 081 

9 916 

13 415 

2610 

2 186 

1 897 

2 279 

165 

2 320 

393 

1 160 

3 375 

543 

6 575 ; 

4 604 

2 295 

2156 

5 241 

8 283 

6 254 

2 503 

2660 

5 688 

8 443 

5 

4 170 

6 470 

5 357 

12 300 ' 

7 481 

4 090 

9 335 

7 547 


45 

46 

47 ! 

48 49 

! 50 

1 51 

52 

53 

Rönne 

--AI- 

linge 

54 

Röcl- 

kjiirs- 
bro— 
Kjelle- 
rnp 

Vemb — 

Lem- 

vig— 

Thybo- 

1*011 

i 

Ringkjö- 

bing — ; 

NOr re — 

Online 

Yarde— 

Vordc— 

Ni irre 

Grind- 

Nebel- 

stod 

I arm 

' Trold- 
hede— 

Koldiug - 

Yejen 

i 

Born¬ 
holm¬ 
bahn 
(Rönne — 
Nexii) 

Almin¬ 
ding— 

< i ml- 

li j ein 

Staatsbahn Ny¬ 
borg—Ringe — 
Faaborg 

i (im Retrieh 
der Odens*— 
Svendborger 
(Süd- 

fünensehen | 

Ki senbahn ) 

10 

56 

i 

31 

68 

97 

42 

18 

31 

i 

56 

10 

56 

31 

i 

68 43 

97 

42 

18 

81 

| 56 

10 469 

11874 

1 

7 227 


8 581 

8 182 

5 292 

6 282 

l 

14 647 

15 225 

14 993 

8 973 

6 662 6 004 

' 13519 

11250 

5 237 

7 510 

20 244 

8 315 

10 749 

3 885 

j 

7 697 

s 7 233 

5 029 

6 ICO 

! 14 284 

12452 

14 837 

6 288 

6 612 5 631 

| 12905 

, 9 438 

6 407 

7 749 

21 373 

2 154 

1 125 

3 342 

. 

884 

919 

263 

182 

363 

2 773 

156 

2 685 

50 373 

i 

614 

1 812 

i 

1 170 

- 239 

1 129 

3 178 

3 660 

2 009 

i 

1 

i l 

2212 

3 424 

l 923 

2 755 

5 576 

3 996 

4 495 

2 137 

1 979 1 2 132 

2 854 

4 557 

2 299 

3 531 

7 991 

6 500 

7 420 

| 4 815 

• ! • 

5 891 

3 831 

1 97* 

2 666 

8 370 

9957 

9 849 

5 886 

4 391 j 3 645 

10 283 

6 243 

2 673 

3 652 

! 11 383 
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Das schwedische Eisenbahnnetz 1917. 

Die schwedischen Staatsbahnen 1917—1919 l ). 


(Nach der amtlichen Eisenbahnstatistik: Allinän Järnvflgsstatistik 1917 und 
Statens Järnvägar 1919, Stockholm 1920. K. L. Beckmanns Buchdruckerei.) 


Das Eisenbahnnetz Schwedens umfaßte am Ende des Jahrs 1917 
11494,1 km vollspurige und 3567,2 km schmalspurige, zusammen 15061,3 km 
Eisenbahnen, und zwar 

5 262,2 km oder 34,9 % vollspurige Staatsbahnen, 

6 231.9 „ „ 41,4 „ „ Privatbahnen und 

3 567,2 „ „ 23,7 „ schmalspurige Privatbahnen. 

14 760,2 ,, waren Bahnen von allgemeiner, 301,1 km Bahnen 

von untergeordneter Bedeutung. 

Gegen 1916 ist die Bahnlänge um 108,2 km oder 0,7 % gestiegen. 
Auf 100 qkm Grundfläche kamen 3,43 km und auf je 10 000 Einwohner 
25,96 km Eisenbahnen. In Schweden (Svealand) kamen bei einem Gesamt¬ 
netz von 4 432 km 5,20 und 23,89 km, in Gotland (Götaland) bei einem 
Gesamtnetz von 7 623 km 8,23 und 25,93 km und in Norrland bei einem 
Gesamtnetz von 3 006 km 1,15 und 29,87 km Eisenbahnen auf je 100 qkm 
Grundfläche und 10 000 Einwohner. 

Abgesehen von den durchweg schmalspurigen Eisenbahnen auf der 
Insel Gotland mit einem zusammenhängenden Netz von 178,3 km, den 
Schmalspurbahnen Borgholm—Böda und Borgholm—Färjestaden—Nasby 
auf der Insel Öland (150,8 km) und 3 Privateisenbahnen in Schweden 
selbst -2 ) mit 44,2 km vollspurigen Bahnstrecken, die weder unter sich 
noch mit anderen Eisenbahnen in Verbindung stehen, bilden die schwedi¬ 
schen Staats- und Privateisenbahnen ein zusammenhängendes Eisenbahn¬ 
netz von 14 688,0 km Gesamtlänge, das in Kornsjö, Charlottenberg, Storlien 
und Riksgränsen unmittelbar an die norwegischen Eisenbahnen anschließt 
auch mit den dänischen Eisenbahnen durch die Eisenbahnfähren Malmö— 
Kopenhagen und Helsingborg — Helsingör verbunden ist. Durch die 
Dampffährenverbindung Trälleborg—Saßnitz haben die schwedischen Eisen¬ 
bahnen auch Anschluß an die deutschen Reichseisenbahnen. 

*) Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1920, S. 1241 ff.: Die Eisenbahnen in 
Schweden in den Betriebsjahren 1914 bis 1916. 

3 ) Göteborg—Särö. Ammeberg—Nvgrufvan und Manna (Askesta)—Sandarne. 
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Das sehwed. Eisenbahnnetz 1917. Die schwed. Staatsbahnen 1917/19. 965 


Die Hauptergebnisse der Statistik für das Gesamtnetz der schwedi¬ 
schen Eisenbahnen sind für 1917, verglichen mit 1916, folgende: 




19 16 

! 19 17 

Bahnlänge am Jahresschluß. 

. km 

• 14 953a 

16 061,3 

Betriebslänge: 




am Jahresschluß. 

«* 

! 15 022,5 

16 130,7 

im Jahresdurchschnitt. 

7f 

14 924.5 

14 993,1 

davon: 

für Personenverkehr. 

V 

| 14 759,9 

14 825,9 

* Güterverkehr. 


14 922,6 

14991,2 

Anlagekapital: 




im ganzen. 

. Kr. 

1 267 662 225 

1 308 825 039 

auf 1 km Bahnlänge. 

* V 

i 86 541 

88 639 

im Jahresdurchschnitt. 

* 1 

! 1 248 647 352 

1 286 773 971 

Zahl der Stationen. 

. 

2 964 

3000 

Mittlerer Stationsabstand. 

. km 

1 4,7 

4,7 

Bestand des Fuhrparks am 
Jahresschluß: 


1 

| 


Lokomotiven. 

Stück 

| 2107 

2 167 

darunter elektrische. 


18 

22 

Triebwagen. 

*> 

i 55 

■ 57 

darunter elektrische. 

„ 

33 

33 

Lokomotiven und Triebwagen auf 




1 km Bahnlänge. 

w 

0,148 

0,151 

Personenwagen: 




mit 2 Achsen. 

•» 

2 676 

2656 

„ 3 und 4 Achsen. 


1 408 

1 434 

zusammen. 


4 084 

4 090 

Zahl der Achsen. 

•? 1 

10 206 

10 280 

auf 1 km Bahnlänge. 

* 1 

0,70 

0.70 

Zahl der Sitzplätze. 

n 1 

178 310 

179 602 

auf 1 Achse. 

n 1 

17,47 

' 

17,47 

Gepäck- und Güterwagen: 

I 

1 1 


mit 2 Achsen. 

! 

i 

50 054 

50 583 

»3 ^ . 

i 

r> 

5 306 

5 455 

„ 4 und 6 Achsen . 

T* 

230 | 

266 

zusammen. 


55 590 

56 304 

darunter Güterwagen . 


54 175 

54 885 

Zahl der Achsen: 




Gepäckwagen . 

*» | 

2 865 | 

2 873 

bedeckte Güterwagen . 

n \ 

24 754 

24 776 

offene Güterwagen . 

n 

89 333 | 

90 952 

zusammen . 


116 952 

118601 

auf 1 km Bahn länge . 

n 

8,oi ! 

1 

8,06 
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Ladegewicht: 


19 1b 

I - 

19 17 


l ■ 

1 

Gepäckwagen. 

. . t 

:j 11449 

11 478 

auf 1 Achse. 

• • n 

3,52 

3,52 

bedeckte Güterwagen. 

* 

138 977 

139 490 

auf 1 Achse. 

• • n 

5,61 

5,63 

offene Güterwagen. 

• • » 

606 261 

624645 

auf 1 Achse. 

r» 

6,79 

6,87 

zusammen. 

• • n 

i 756 687 

775 613 

auf 1 Achse. 

• - 

6,45 

6,52 

Postwagen: 




mit 2 Achsen. 

. Stück 

64 

64 

«4 n . 

* » 

11 

11 

Zahl der Achsen. 

• n 

172 

172 

Betriebsleistungen auf eigener Bahn: 

[ 


Zugkilometer: 




Schnell- und Personenzüge . . . . 

1000 km 

34 447,0 

24 513,2 

Gemischte und Güterzüge . . . . 

„ 

36 760,6 

32 568,6 

Arbeitszüge. 

n 

514,9 

47t,l 

zusammen. 

r> 

71 722, f> 

57 552,9 

davon: 




im Dampfbetrieb. 

w 

6!) 449,1 

55 463,4 

. elektr. Betrieb . 


1 959,3 

1 736,4 

in anderen Betrieben. 

V 

314,1 

353,1 

auf 1 km durchschnittlicher Betriebs- 



länge. 

. .km 

4 805,7 

3 906,8 

auf 1 Tag und 1 km durchschnittlicher 



Betriebslänge . 

• • n I 

13,4 

10,7 

Lokomotivkilometer: 


; 


überhaupt. 

1000 km 

100 116,1 

83 372,7 

davon: 




im Vorspann- und Schiebedienst 




und bei Leerfahrten. 

n 

3 909,o 

2509,9 

im Verschiebedienst (l Stunde 

— 10 km). 

im Bereitschaftsdienst (1 Stunde 

n 

23 429,4 

22 243,4 

— 2 km). 

yf 

1 055,2 

1066,5 

auf i km durchschnittlicher Betriebs- 



länge . 

. .km 

6 708,2 

5 659,4 

Wagenachskilometer: 




Personenwagen . 

1000 km 

495 854 

389 911 

Postwagen . 

„ 

47 516 

46 734 

Gepäckwagen .. 


177 149 

145 411 

Güterwagen . 

1 

1 633 929 

1 422 908 

überhaupt . 

., j 

2 354 448 

2004964 

auf 1 km durchschnittlicher Betriebs- ! 



länge . 

. . kni 

157 757 

136 100 

auf 1 Zugktn . 

• • » l 

3*2,8 

34,8 
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Von eigenen Lokomotiven sind auf eigener 

19 16 

19 17 

und fremder Bahn zurückgelegt: 




überhaupt. 

lOOOLokkm 

99 772,5 

83316,2 

durchschnittl. von jeder Loko- 





motive. 


71 I 

47,3 

38,S 

durchschn Kohlenverbrauch: 


| 


I 

auf 100 Lokomotivkm . . . 


• kg 

1 601 

1677 

„ 1000 Wagenachskm . . . 


1 

• * n i 

561 

600 

Von eigenen Wagen wurden auf eigener und 


i * • 

fremder Bahn zurückgelegt: 


1 


l 

überhaupt. 

lOOOAchskm 

2 311278 

1 979 846 

darunter: 


1 

1 



von Personen- und Postwagen 


11 

664 327 

! 441666 

im Durchschnitt von jeder 


1 



Achse. 


i! 

60,9 

40,2 

von Gepäck- und Güterwagen 


• 

1 750 399 

I 1 631 932 

im Durchschnitt von jeder 





Achse. 


9 

14,9 

12,5 

Personenverkehr: 





Beförderte Personen. 


. 1000 

75 694,33 

77 282,87 

davon in 1. und 2. Klasse . . . 


• • % '1 

4,54 

4,43 

* 3. Klasse. 


• ■ V i 

92,89 

93,39 

Militär. 


j 

2,57 

2,18 

Personenkilometer: 





im ganzen. 


1000 km J 

2 403 066,6 

j 2 404 606,1 

auf 1 km durchschnittlicher 

Bc- 

1 



triebslänge. 


* 

164,7 

164,1 

Durchschnittslänge einer Fahrt . 

. . 

. km 

31,75 

31,11 

in 1. und 2. Klasse. 


» 

121,0 

118,5 

„ 3. Klasse. 


• • 

25,6 

25,2 

Militär. 


' * - ! 

96,1 

106,5 

Gepäck (Übergewicht), Fahrräder 

und 



Hunde . 


. 1000 t 1 

46,49 

51,75 

Freigepäck. 


9 ! 

378.52 

386,43 

Güterverkehr: 





Beförderte frachtpflichtige Güter: 





Paketr, Eil- und Frachtgüter . 


. 1000 t 

62999,50 

48 182,21 

Fahrzeuge, Leichen. 


1» 

84,41 

83,45 

Lebende Tiere. 

. . 

1» 

365,46 

423,25 

überhaupt. 


* 

53 439,37 

48688,91 

Frachtpflichtige Tonnenkilometer 


1000 km | 

6 538 096,9 

4 584 197,5 

auf 1 km durchschnittlicher 

Be- 




triebslänge. 


p 

377,9 

311,2 

Mittlere Beförderungslänge einer 

fracht- i 



pflichtigen Tonne. 


. . km 

103,63 

94,15 

Frachtfreie Güter: . ... 


. 1000 t 

2426,13 

1 726,71 

mittlere Beförderungslänge einer 1000 tkm 

223625,5 

165 436.9 

Tonne . 


km 

92,2 

96,81 
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Finanzielle Ergebnisse 


! 


(ohne die Einnahmen und Ausgaben der ' 

Fahr- 

19 16 

19 17 

betriebe): 


- - •- 

-.. . — - --- 

Gesamteinnahme. 

Kr. 

‘ 273 801 946 

308 451716 

auf 1 km durchschnittlicher Betriebs- 


! 


länge. 

»» 

18683 

20 938 

, 1 Zugkm. 

* 

i 3,82 

5,36 

„ 1 Wagenachskm. 

Öre 

11,63 

15,38 

Von der Gesamteinnahme kamen auf: 




im Personenverkehr. 

Kr. 

, 74119612 

83 605023 

= % der Verkehrseinnahmen . . . 

. . . 

27,5 

27,6 

für die Postbeförderung. 

. Kr. 

4 970047 

5 243 819 

= % der Verkehrseinnahmen . . . 


1,9 

1,7 

im Güterverkehr. 

Kr. 

190015 634 

214264857 

= % der Verkehrseinnahmen . . . 


70,6 

70,7 

zusammen als Verkehrseinnahmen . 

Kr. 

269 106 193 

303113 699 

— % der Gesamteinnahme. 

. . . 

96,3 

98,3 

An den Einnahmen aus dem Personenverkehr 



waren beteiligt: 




die 1. und 2. Klasse mit. 

Kr. 

15 361 364 

17096410 


= Vo 

20,71 

20,45 

die 3. Klasse mit. 

Kr. 

49 999067 

57 400619 


= % 

67,46 

68,66 

die Militärbeförderung mit . 

Kr. 

2 293 127 

2 151 367 


= °/o 

, 3,09 

2,57 

der Schlafwagenverkehr, Zuschlagkarten 

1 


usw. mit . 

Kr. 

3 863 940 

3 696 337 


= % 

6,81 

4,4*2 

der Verkehr in Sonderzügen mit . . 

Kr. 

I 121661 

87 935 


= % 

i 0,16 

0,io 

die Beförderung von Gefangenen mit 

Kr. 

92 764 

98676 


= % 

j 0,13 

0,12 

die Gepäckbeförderung mit . 

Kr. 

2 397 709 

3 073 679 


= % 

3,24 

3,68 

Die durchschnittliche Einnahme aus 

dem 

1 


Personenverkehr betrug: 




auf 1 km durchschnittlicher Betriebs- i 



länge . 

Kr. 

5081 

5 705 

auf 1 Achskm der Personen- und Gepäck- 



wagen . 

Öre 

11,01 

15,6*2 

für eine Person: 

i 

1 


in der 1. und 2. Klasse . 

Kr. 

4.47 

4,90 

„ * 3. Klasse . 

1 

n 

| 0,71 

0,80 

bei der Militärbeförderung . . . 

1 

» 

i las 

1,28 

überhaupt (unter Berücksichtigung 




des Sehlafwagenverkehrs, der Zu- 




schlagkarten usw.). 

Tf 

0,94 

1,04 

für ein Personenkilometer. 

Öre i 

| 2,os 

3,,34 
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Von den Einnahmen aus dem Güterverkehr 


kamen auf: 

Paket-, Eil- und Frachtgut.Kr. 

= % 

Fahrzeuge, Leichen.Kr. 

= % 

Lebende Tiere.Kr. 


= % 

Die durchschnittliche Einnahme aus dem 
Güterverkehr betrug: 
auf 1 km durchschnittlicher Betriebs¬ 


länge .Kr. 

auf 1 Achskm der Güterwagen . . . Öre 
für eine frachtpflichtige Tonne .... Kr. 
„ ein frachtpflichtiges Tonnenkilo¬ 
meter .Öre 

Gesamtausgabe.Kr. 

auf 1 km durchschnittlicher Betriebs¬ 
länge .„ 

auf 1 Zugkm.. 

, 1 Wagenachskm.Öre 

r 100 M der Gesamteinnahme (Be¬ 
triebszahl) .Kr. 


An der Gesamtausgabe waren beteiligt: 

die Allgemeine Verwaltung mit . . . % 
„ Bahnunterhaltung und -bewachung 


mit. * 

der Verkehrsdienst mit. . 

* Maschinendienst mit. „ 

die sonstigen Ausgaben mit. , 

Uberschuß: 

im ganzen.Kr. 

auf 1 km durchschnittlicher Betriebs¬ 
länge .. 

auf 1 Zugkm.. 

„ 1 Wagenachskm.Öre 


„ 100 Kr. der Gesamteinnahme . . . Kr. 
„ 100 Kr. des durchschnittlichen An¬ 
lagekapitals . v 

An Beamten und Arbeitern waren im Jahres¬ 
durchschnitt beschäftigt.Köpfe 

auf 1 km durchschnittl. Betriebs- 

länge. „ 

und zwar: 

im Verwaltungsdienst.% 

„ Bahnbewachungs- und Bahn¬ 
unterhaltungsdienst . , 

„ Verkehrsdienst. 

„ Maschinendienst.* 


Ü 19 16 

19 17 

1 

186936 511 

210511 164 

98,38 

98,25 

'j 393 077 

485 766 

0,21 

0,23 

2686946 

3 267 927 

1,41 

1,52 

i 12967 

14 546 

11,92 

15,06 

3,56 

: | 

,) 

4,40 

1 3,43 

4,67 

1 208 219146 

256 090403 

14208 

17 384 

;j 2,90 

4,45 

| 8,84 

12,77 

76,05 

i 

83,02 

! 

1 

1 5,66 

5,41 

12,16 

12,73 

i 21,12 

21,60 

60,11 

59,69 

0,95 

0,67 

65 582800 

52 361313 

4 475 

3 554 

0,92 

0,91 

2,79 

2,61 

23,95 

16,98 

5,25 

4,07 

58 421 

61077 

3,91 

4,07 

1,58 

1,61 

26,22 

25,26 

38,05 

38,69 

34,15 

34,44 
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19 1 6 

19 17 

Ihr Diensteinkommen hat betragen: 


- - -- 

—- ~ T ~ —-- 

iüi ganzen. 

. . . Kr. , 

93 805 752 

115866 000 

auf den Kopf. 

. . . 

1606 

, 1 897 

„ 1 Tag und 1 Bahnkm . . . 

. . . 

15,07 

18,62 

„ 100 Zugkm. 

. . • ~ | 

112,68 

173,99 

,, 1000 Wagenachskm. 

i 

34,33 

49,94 

■! ~ 

19 16 

i 

j 19 17 

, im Durchschnitt 
1913—1917 


Beim Betrieb wurden 

i ge¬ 
tötet 

ver- j 
letzt 1 

, ge- 
tötet i 

ver¬ 

letzt 

ge- I 
tötet 

ver¬ 

letzt 

Reisende. 

1 18 

35 

1 19 | 

16 1 

i 14 

20 

Eisenbahnbeamte u. Arbeiter 

61 

254 

40 ! 

246 | 

1 44 

227 

andere Personen. 

| 61 

' 21 

47 

14 i 

62 | 

21 

zusammen Personen . . 

, 140 

li 

310 

106 

274 | 

1 120 

268 


Die Hauptbetriebsergebnisse der schwedischen Staatsbahnen aas 
der Zeit bis 1916 sind im Archiv für Eisenbahnwesen bereits veröffent¬ 
licht worden (vgl. den Aufsatz: Die Eisenbahnen in Schweden in den 
Betriebsjahren 1914 bis 1916 im Jahrgang 1920 S. 1241 ff.). Ihre Ergebnisse 
in den Jahren 1917 bis 1919, verglichen mit 1916, sind nach den Angaben 
in der Statistik für 1919 „Statens Järnvägar 1919“ in der folgenden 


Übersicht zasammengestellt: • 



1 

19 16 

19 17 | 

19 18 

19 19 

1 

Bahnlänge am Jahresschluß km 

4 963,2 

5 262,2 

5 373,0 

5 496,4 

Betriebslänge im Jahres- 






durchschnitt. 

* i 

4 921,4 

5 245,8 | 

5 338,7 

5 500,1 

Anlagekapital: 



■ 



im ganzen einschl. Fähr¬ 
betriebe .. . 

auf 1km Bahnlänge (ohne 

Kr. 

649 799 071 

688644 193 

740869 118 

804 949274 

Fährbetriebe). 

* 

129804 

129564 i 

136611 

145 202 

im Jahresdurchschnitt . . 

* 

637 026 462 

673 906 407 1 

716 831 351 

774 957 030 

Bestand des Fuhrparks 


■ 




am Jahresschluß: 

| 


i 



Lokomotiven und Trieb- 


1 




wagen.Stück i 

1 1000 

1 055 

1 087 ; 

1 076 

auf 1 km Bahnlänge . 

„ 

I 0,202 1 

0,200 1 

0,202 | 

0,1% 

Personenwagen .... 


1 842 

1867 i 

1 836 1 

1890 

mit Achsen . 

n 

| 4614 

4 705 j 

4666 

4 792 

auf 1 km Bahnlänge . 

n 

0,931 

0.891 j 

0,869 | 

0,872 

Postwagen . 

1 

; 62 

62 | 

61 

61 

mit Achsen. 


223 

225 

225 

225 

auf 1 km Bahnlänge . 


0,045 

0,013 ! 

0,042 

0,041 
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19 16 

19 17 

19 18 

19 19 

Gepäckwagen.Stück 

533 

639 

553 

573 

mit Achsen. „ 

1291 

1 310 

1337 

1435 

auf 1 km Bahnlänge . 

0,261 

0,249 

0,249 

0,261 

Güterwagen. 

bedeckte. 

7 473 

7 508 

7 439 

7 498 

offene. 

14 870 

16 592 

15 870 

16149 

Erzwagen. 

2 550 

2680 

2 799 

2933 

zusammen Güter- und 
Erzwagen. 

24 893 

25 780 

26 108 

20 580 

mit Achsen. 

52 416 

54 378 

66163 

56 231 

auf 1 km Bahnlänge . 

10,582 

10,334 

10,265 

10,230 

Bahndienstwagen . . . 

48 

65 

68 

91 

Betriebsleistungen auf 
eigener Bahn: 
Zugkilometer überhaupt . km 

35 640053 

28 329 014 

25 198 088 

24 909 016 

auf 1 km durchschnitt¬ 
licher Betriebslänge . „ 

7 242 

5 400 

4 720 

4 569 

auf einen Tag und 1 km 
durchschnittlicher Be¬ 
triebslänge .* 

19,79 

14,79 

12,93 

12,41 

Lokomotivkm überhaupt 
unter Berechnung 

einer Stunde Ver- 
Hchiebedienst mit 10, 
einer Stunde Bereit¬ 
schaftsdienst mit 2 km ., 

55 003 913 

45 881 805 

! 

1 

41 727 928 

! 

39 750 001 

auf 1 km durchschnitt¬ 
licher Betriebslänge 
(ohne Bereitschafts¬ 
dienst) .„ 

10 990 

j 8 567 

• 

7 648 

i 

7 049 

Wagenachskm überhaupt „ 

1 404 558 552 

1 192 781 106 

1 054 323 201 

938 599 245 

auf 1 km durchschnittl. 
Betriebslänge . . . . ., 

285 398 

227 378 

197 487 

170 651 

auf 1 Zugkm ...... 

39,4 

; 42,1 

41,8 

i 37,7 

Personenverkehr: 

Beförderte Personen. 

! 29 119 109 

I 

j 31 298 697 

31 363 350 

34 093 530 

Personenkm im ganzen . . km 

1 447 959869. 1461502683 

1 293 732 764 

1400 155 098 

auf 1 km durchschnittl. 1 

Betriebslänge ..... 

294 217 

278 604 

242 331 

1 

254 569 

Durchschnittslänge einer 

Fahrt. . . . . „ 

49,7 

46,7 

41,2 

4M 

Gepäck (Übergewicht), Fahr¬ 
räder, Hunde.t 

20 634 

22 345 

18 860 

19 873 
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Güterverkehr 
Frachtpflichtige Güter: 

19 10 

19 17 

19 18 

19 19 


| 



Gesamtgewicht.t 

i 19000712 

17 109 941 

16 869223 

13 866181 

Tonnenkilometer .... tkm 

3680138883 2 932 039 745 

2638168 690 

1977 489 277 

auf I km durchschnittl. 





Betriebslange.... . 

717 477 

551726 

487 897 

355 114 

Durchschnittliche ßeför- 

1 

i- 

1 



derungslÄnge einer 

Tonne.km 

188 

171 

161 

142 

Dienst- und frachtfreie Güter: 


i 



Gesamtgewicht.t 

1 422162 

1077 980 

1424 997 

1246 766 

Tonnenkilometer .... tkm 
Durchschnittl. Beförde- 

167 012197 

129664606 

148 356968 

133663 067 

rungslänge einer Tonne km 

117 

120 

104 

107 

Finanzielle Ergebnisse: 





Gesamteinnahme .... Kr. 

149 781 434 

161943063 

254 934 891 

297 418576 

auf 1 km durchschnitt- 





licher Betriebslänge . „ 

30017 

30478 

47 147 

53 410 

auf 1 Zugkm.„ 

4,18 

5,72 

10,12 

11,94 

„ 1 Wagenachskm . . Öre 

10,66 

13,58 

| 24,18 

I 

31,69 

Von den Gesamteinnahmen ■ 





kamen auf: ; 





im Personenverkehr. . . Kr. 

41 008 926 

45 433 559 

66042 414 

89118 371 

= % der Verkehrsein¬ 
nahmen . 

27,: 

i 

28,4 

i 

26,* 

30,3 

für die Postbeförderung. Kr. 

3 116 844 

3 435174 

2330288 

4 156025 

= % der Verkehrsein¬ 
nahmen .i 

2,1 

2,1 ! 

0,9 i 

1,4 

im Güterverkehr .... Kr. 

104 064 966 

111 132 136 

183 507017 

200504210 

= % der Verkehrsein¬ 
nahmen . 

70,2 

69,5 

72 ,9 

68,3 

zusammen als Verkehrs- 



1 


cinnahmen.Kr. 

148190 736 

160 000869 

251879 719 

293 777 606 

= °/ 0 der Geeamtein- 
nahme. 

98,7 

98,8 

98, s 

98,8 

Die durchschnittliche Einnahme 


I 

1 


aus dem Personenverkehr 1 
betrug: 





auf 1 km durchschnitt¬ 

1 

i 



licher Betriebslänge . . Kr. 

8218 

8 549 

12214 

16004 

auf 1 Personenkilometer Öre 

2.72 

2,97 

4,*> f 

6,09 

Die durchschnittl. Einnahme aus 

i 




dem Güterverkehr betrug: 
auf 1 km durchschnitt¬ 


1 



licher Betriebslänge . . Kr. 

20 855 

20912 

33 938 | 

36 006 

auf 1 Tonnenkilometer . Öre 

2,91 

3,79 j 

6,96 | 

10,14 
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\ 19 16 

19 17 

19 18 

19 19 

Gesamtausgabe. 

Kr. 

i 116 533 673 

141 414731 

282 447836 

287 141 312 

auf 1 km durchschnitt- 




1 


licher Betriebslänge . . 


1 23 354 

26 610 

52235 

51564 

auf 100 Kr. der Gesamt- 






einnahme (Betriebszahl) 

- 

| "7,80 

87,32 

1 

1 

110,79 

96,54 

V bersehuß: 






im ganzen. 

Kr. 

33 247 861 

20 528 322 

—27 512 945 

10 277 263 

auf 1 km durchschnitt¬ 


1 




licher Betriebslänge . . 

r* 

> 6 663 

3 863 

— 5 088 

1846 

auf 1 Zugkilometer . . . 

»> 

0,93 

0,72 

— 1,09 

0,41 

„ 1 Wagenachskm . . 

Öre 

2,37 

1,72 

— 2,61 

1,09 

„ 100 Kr. der Gesamt¬ 






einnahme . 

Kr. 

22,» 

12,68 

— 10,79 

3,46 

„ 100 Kr. des durch¬ 






schnittlichen Anlage¬ 






kapitals . 

n 

5,22 

3,05 

— M* 

1,33 


Uber die hauptsächlichsten Betriebsergebnisse der schwedischen 
Privatbahnen im Jahre 1917, verglichen mit 1916, gibt die nachstehende 
Übersicht Aufschluß: -- - -=^- ■ •. 


Bahnlänge am Jahresschluß. 

. km 

19 16 

9 999,9 

19 17 

9 799,1 

davon: 




vollspurig. 


6 471,8 

6 231,9 

schmalspurig. 

. * 

3 528,1 

3 567,2 

Betriebslänge im Jahresdurchschnitt . . 

. 

9 977,4 

9 726,2 

Anlagekapital: 

überhaupt. 

. Kr. 

617 863 154 

619680846 

auf 1 km Bahnlänge . 

* «2 

63 731 

66 243 

und zwar: 




auf 1 km vollspuriger Bahnen . . . 

* *1 

76 214 

78 829 

auf I km schmalspuriger Bahnen . . 

. 

| 40001 

40 664 

im Jahresdurchschnitt. 

• n 

611520890 

611 867 564 

Bestand des Fuhrparks am 

Jahresschluß: 

Lokomotiven und Triebwagen . . 

Stück 

1 162 

1 169 

aut - 1 km Bahnlänge. 


! 0,u9 

0,123 

Personenwagen . 

- 

2217 

2 198 

mit Achsen. 


5 587 

5 570 

auf 1 km Bahnlänge. 


0,58 

0,59 

Gepäck- und Güterwagen . . 


30 164 

29 985 

mit Achsen. 


63 470 

63 145 

auf 1 km Bahnlänge. 


6,54 

6,ö4 
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Betriebsleistungen auf eigener 
Bahn: 

Zugkilonieter überhaupt. 1000 km 

auf 1 km durchschnittl. Betriebslänge . km 
auf einen Tag und 1 km durchschnittl. 

Betriebslänge.* 

Lokomotivkm überhaupt. 1000 km 

auf 1 km durchschnittl. Betriebslänge . km 

Wagenach8km überhaupt. 1000 km 

auf 1 km durchschnittl. Betriebslänge. km 
auf 1 Zugkilometer. 

Personenverkehr: 

Beförderte Personen.1000 

Personenkilometer: 

im ganzen.loOO 

auf 1 km durchschnittl. Betriebslänge 
Durchschnittslänge einer Fahrt.km 

Gepäck (Übergewicht), Fahrräder und 

Hunde.1000 t 

Freigepäck. * 

Gut e r v e r k e h r : 
Frachtpflichtige Güter: 

Gesamtgewicht. 1000 t 

Tonnenkilometer.1000 tkm 

auf 1 km durchsehn. Betriebslänge 
Durchschnittliche Beförderungslängo 

einer Tonne.km 

Frachtfreie Güter: 

Gesamtgewicht. 1000 t 

Tonnenkilometer.1000 tkm 

Durchschnittliche Beförderungslänge 

einer Tonne.km 

Finanzielle Ergebnisse: 

Gesamteinnahme.Kr. 

auf 1 km durchschnittl. Betriebslänge . „ 

„ 1 Zugkm . 

„ 1 Wagenachskm .Öre 

Von der Gesamteinnahme kamen auf: 

im Personenverkehr.Kr. 

=: % der Verkehrseinnabmen . 

für die Postbeförderung.Kr. 

= % der Verkehrseinnahmen. 

im Güterverkehr.Kr. 

=; % der Verkehrseinnahmen. 

zusammen als Verkehrseinnahmen . .Kr. 
= % der Gesamteinnahme. 


19 16 

19 17 

35 891,0 

29 102,4 

3 597.3 

2 992,2 

10,1 

8,4 

44 921.6 

37 369.4 

4 502,8 

3 842,1 

950 764 

812 261 

95 292 

83 513 

26,5 

27,9 

46 491,63 

45 894.87 

952 768,0 

940 983,9 

98,8 

100,2 

20,5 

20,5 

25,86 

29,40 

232,51 

229,49 

34 438.06 

31 678,97 

1 957 957.0 

1 652 157,s 

201,8 

174,7 

56.w 

52.) 

1 003,9? 

648, 

56 613.3 | 

35 872,:; 

i 

56,4 

55.3 

124 020 511 

146 508 663 

12 777 | 

. 15 063 

3,4(5 1 

5,03 

13,04 1 

1 

18,04 

33 110 686 | 

38 171 464 

27,4 

26,7 

1 858203 

1 808646 

1,5 j 

1,3 

85 950 568 j 

103 132721 

71,1 | 

72,0 

120 914 457 

143 112 831 

93,5 j 

97,7 
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Die durchschnittliche Einnahme aus dem Per¬ 
sonenverkehr betrug: 

auf 1 km durchschnittl. Betriobslünge . Kr. 

„ 1 Personenkm .Öre 

Die durchschnittl. Einnahme aus dem Güter¬ 
verkehr betrug: 

auf 1 km durchschnittl. Betriebslänge . Kr. 

„ 1 Tonnenkm.Öre 

Gesamtausgabe.Kr. 

auf 1 km durchschnittl. Betriebslänge . .. 

„ 100 Kr. Gesamteinnahme (Betriebs¬ 
zahl) . .... . 

Überschuß: 

im ganzen.„ 

auf 1 km durchschnittl. Betriebslänge . „ 


1 Zugkm.„ 

„ 1 Wagenachskm.Öre 

100 Kr. der Gesamteinnahme . . . Kr. 


„ 100 Kr. des durchschnittlichen An¬ 
lagekapitals . 


19 16 

19 17 
« 

! 3 433 

4 064 

3,48 

j 4,06 

8 857 

10 903 

! 4,39 

6,24 

89 891513 

110 771782 

9 261 

11 389 

72,48 

75,6 t 

j 34 128 998 

35 736 881 

3 516 

3 674 

0,95 

1,23 

3,59 

4,40 

j 27,52 

24,39 

5,58 

5,84 
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Lohnberabsetzung auf den Eisenbahnen der Vereinigten Staaten von 
Amerika. Das amerikanische Eisenbahn-Arbeitsamt (United States Rail- 
roai Labor Board) hat nach Anhörung der beteiligten 
Eisenbahngesellschaften und Gewerkschaften der 
Eisenbahnangestellten und Arbeiter beschlossen, die 
Löhne vom 1. Juli 1921 ab um durchschnittlich 12 % herabzusetzen. 
Vorläufig werden von diesem Beschluß 104 Eisenbahngesellschaften be¬ 
troffen, doch wird angenommen, daß er schließlich auf sämtliche Eisen¬ 
bahn- und Transportgesellschaften des Landes ausgedehnt werden wird. 
Dem Arbeitsamt liegen noch 278 unentschiedene Anträge auf Entschei¬ 
dung von Lohnstreitigkeiten zwischen solchen Gesellschaften und ihren 
Angestellten vor, die sämtlich auf Herabsetzung der Löhne abzielen. 

Die durch den genannten Beschluß bewirkte Ersparnis an Arbeits¬ 
löhnen wird auf jährlich 400 Millionen Dollars geschätzt. Die Herab¬ 
setzung der Löhne wird begründet einmal mit der Notwendigkeit, eine 
allgemeine Senkung der Preise und Wiederbelebung 
des Geschäfts h er b ei z u f ü h r e n , der bisher hauptsächlich die 
hohen Eisenbahnraten im Wege gestanden haben sollen, ferner aber mit 
dem Heruntergehen der Preise der Lebenshaltung. Der jetzige Beschluß 
nimmt den Arbeitern etwa zwei Drittel der Ihnen im Juli 1920 bewilligten 
Zuschläge wieder ab. Die Lohnkürzung trifft in erster Linie die 
Streckenarbeiter, die rd. 18 % weniger erhalten als bisher; in geringem 
Umfange das Weichen- und Werkstättenpersonal (9—10 %). Das Zug¬ 
personal muß sich einen Abzug von etwa 7 % gefallen lassen. 


Das Institut für Verkehrslehre in Köln wurde am 25. April d. J. 
gegründet. Der Gedanke, den Verkehr, als wichtiges Teilgebiet der 
Volkswirtschaft, mehr als bisher einer wissenschaftlichen Bearbeitung 
zu unterziehen und die Forschungsergebnisse für die Praxis nutzbar zu 
machen, war aus dem Kreise großer rheinischer Speditionshäuser her¬ 
vorgegangen. Im Februar 1920 war die Gesellschaft zur Förderung 
eines Instituts für Verkehrslehre gegründet worden. Die Bestrebungen 
der Gesellschaft wurden durch staatliche Behörden, insbesondere durch 
einen Zuschuß von 20 000 M. durch das Reiclisverkehrsministerinm, 
durch Stadt und Universität Köln sowie durch große inländische, schwei¬ 
zerische und holländische Transportunternehmen gefördert. Die Be¬ 
deutung Kölns für das deutsche und internationale Verkehrswesen, seine 
zentrale Lage an der bedeutendsten Binnenschiffahrtsstraße der Welt, 
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seine Lage als Endpunkt des Seeverkehrs und hervorragender Eisen¬ 
bahnknotenpunkt nach dem In- und Ausland ließ Köln als Gründungsort 
des Instituts besonders geeignet erscheinen. Dazu kommt die Anlehnung 
an die Kölner Universität, deren wirtschafte- und sozialwissenschaftliche 
Fakultät hervorragend ausgebaut ist und ein umfangreiches Wirtschafts¬ 
archiv besitzt. Das Institut betrachtet es als seine erste Aufgabe, alles 
erreichbare Material über in- und ausländische Verkehrsfragen in einem 
Archiv für Verkehrswissenschaften zu sammeln. Die Verkehrsstatistik 
soll eingehend gepflegt, die verkehrswissenschaftlichen Vorlesungen an 
der Universität sollen ausgebaut und ein Seminar für das Verkehrsfach 
geschaffen werden. Das Institut wird zwei regelmäßige Publikationen 
herausgeben: die Verkehrswissenschaftlichen Blätter als rein wissen¬ 
schaftliche Vierteljahrszeitschrift und die 14 tätig erscheinenden Ver¬ 
kehrsnachrichten. 


l'lan einer Eisenbahn Beifort—Colmar. Am 10. Juni 1921 wurde in 
der französischen Abgeordnetenkammer der Gesetzesvorschlag einge¬ 
bracht, eine Eisenbahn von Chfevremont (östl. Beifort) über Burnhaupt nach 
Bollweiler (an der Strecke Mülhausen—Colmar) zu bauen. Mit folgender 
Begründung: Die große Strecke Straßburg—Beifort über Mülhausen ist 
für den Verkehr unzureichend; ein viergleisiger Ausbau würde die schon 
jetzt bestehenden Verkehrsstockungen auf dem häufig verstopften Bahnhof 
Mülhausen verstärken. Die wirtschaftliche Bedeutung der Strecke liegt 
in der Abkürzung des Weges von Colmar nach Beifort um etwa 20 km, in 
der Erleichterung der Verbindung zwischen Elsaß und Süddeutschland 
einerseits und Saone- und Rhonebecken anderseits. , Der Osten und der 
Südosten Frankreichs sind fast ausschließlich von Saar- und Ruhrkohlen 
abhängig. Des weiteren dient die Strecke der lokalen Aufgabe, den west¬ 
lichen Teil des Kalibeckens an das Verkehrsnetz anzuschließen. Endlich 
ist auch vom strategischen Gesichtspunkt aus eine vom Rhein weiter ab¬ 
liegende Aufmarschlinie, die nicht den Bahnhof Mülhausen berührt, wert¬ 
voll. — Der Vorschlag wurde dem Ministerium der öffentlichen Arbeiten 
zur Prüfung übergeben. 


Pläne für neue Eisenbahnverbindungen über die Anden ')• Im 

Jahre 1920 haben die Bestrebungen, neue Transandinobahnen zwischen 
Argentinien und Chile zu schaffen und nicht bei der einzigen vorhan¬ 
denen Mendoza—Uspallata—Los Andes—Valparaiso stehen zu bleiben, 
einen neuen Anlauf genommen, der auf eine tiefer liegende Ursache 
schließen läßt. 

Wenn auch zweifellos die bestehende Linie wirtschaftliche Vor¬ 
teile für beide Länder erbracht hat, so ist doch der Güterverkehr, nicht 
so entwickelt, daß von einem wirtschaftlichen Erfolg der Bahn an sich 
gesprochen werden kann, weil kaum die Betriebskosten durch die Ein¬ 
nahmen gedeckt werden. Wohl aber hat sich der Personen- und Post¬ 
verkehr herausgebildet und nicht nur eine merkliche Annäherung der 
beiden durch die Bahn verbundenen Länder bewirkt, sondern auch einem 
Weltverkehrsbedürfnis entsprochen. Der große Trieb für den Bau dieser 


*) Nach einem amtlichen Bericht. 
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Linie lag hauptsächlich in der Verbindung der Kerne beider Länder, die 
je die Hauplbevülkerung und die Hauptstädte einschließen. 

Anders liegen die Verhältnisse im Süden und im Norden. Im Süden, 
wo eine Anzahl Projekte vorliegt, die durch die dort mehr und mehr 
abnehmenden Paßhühen der Kordilleren begünstigt werden, würden zu¬ 
nächst die Kohlenfelder von Chile in der Gegend der Häfen Arauva und 
Lebü anziehend auf einen Bahnbau über das Lonquinaytal wirken, wäh¬ 
rend auf argentinischer Seite die Linie der Südbahn ihr entgegenkommt, 
die schon bis Zapala vorgetrieben ist. Freilich baute die Siidbalin jene 
Rio Nogro-Talbahn mit damals sehr geringen wirtschaftlichen Aussich¬ 
ten, aber begünstigt von der Regierung aus politisch-strategischen Grün¬ 
den, indem sie der Südbalm langjährige Steuernpchlässe für ihre be¬ 
stehenden Linien zubilligte und den großen Brückenbau über den 
Neuquenfluß bar mit 1,•.».*» Millionen Pesos Gold bezahlte. 

Außer einer Reihe anderer Möglichkeiten von Kordillerenlinien im 
Süden soll nur die obige erwähnt werden, weil sie in letzter Zeit mehrfach in 
den Vordergrund trat. 

Das gilt namentlich auch von den nördlichen lYansanclinoprojekten. 
besonders von dem, das eine Bahn von der Eisenbahnstation Rosario de 
Lcrma in der Provinz Salta nach dem Grenzorte Huaitiquina und die 
Weiterführung in Chile bis zu den Häfen Antofagasta und Mejillones 
plant. Die Ausführung der argentinischen Strecke wird der Staat als 
Bauherr übernehmen, weil sie vom nördlichen einmeterspurigen Staats- 
hnhnnetz ausgeht und diesem einen Ausgang nach Chile und dem Stillen 
Ozean verschafft. Zeitungs- und anderen Nachrichten zufolge hat der 
Bau bereits begonnen, und die ersten Arbeiten haben große Begeisterung 
in der Provinz Salta ausgelöst. Der Kongreß hat aber bis jetzt noch 
kein Geld für den Bahnbau bewilligt, und das Legen der ersten Schienen 
in feierlichem Akt ist daher vielfach als eine nur symbolische Handlung 
aufgefaßt worden. Es scheint aber, daß die Regierung eine Anzahl 
Arbeiter — man spricht von 600 bis 900 — für den Bau angeworben 
hat und Mittel aufbringt, wie es scheint auch mit dem Zweck, der Be¬ 
schäftigungslosigkeit im Lande zu steuern. Das Geld für den Beginn 
des Bartes, fünf Millionen Pesos Papier, ist einfach durch Ministerial- 
beschluß bewilligt worden, unter Berufung auf das Gesetz Nr. 6757. 
das jvon der Verwaltung der Starvtsbahnen handelt und der Verwen¬ 
dung ihrer Einnahmen auf Unterhaltung und Betrieb, einschließlich 
kleiner Zweigbahnen, wobei in dringenden Fällen auch andere Staats¬ 
renten herangezogen werden können. Überschüsse aber haben die Bah¬ 
nen bisher nicht 'gegeben, und die Regierung ist wegen der Umgehung 
des Kongresses für die Geldbewilligung in letzterem und in der Presse 
angegriffen worden, weil das angeführte Gesetz auf den vorliegenden 
Fall nicht zuträfe. 

Wie dem auch sei, aus dem geschilderten Vorgehen läßt sich er¬ 
kennen, eine wie große und selbständige Kraftäußerung die Regierung 
gerade dieser Linie zum Stillen Ozean widmet, während im Lande wich¬ 
tige begonnene Staatsbahnlinien, sowohl im Süden als auch im Norden, 
brach liegen. Darunter sind zu nennen die Linie von San Antonio nach 
San Carlos de Bariloche, woran ein Drittel der Strecke fehlt, und von 
Formosa nach Embarcacion, woran noch über die Hälfte fehlt u. a. m. 

Das Vorgehen der Regierung muß um so mehr auffallen, als die 
sehr kostspielige Linie über Huaitiquina eine Rente im ersten Jahrzehnt 
kaum abwerfen dürfte wegen der ähnlichen Gcbirgsschwierigkeiten und 
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kaum bessern Vorbedingungen ihrer Wirtschaftlichkeit, wie die rund 
KKX) km südlich die Anden überquerende Mendozalinie. Von einsichtigen 
Ingenieuren wurde auch darauf hingewiesen, man könne eine beträcht¬ 
liche Kostenersparnis im Bau herbeiführen, wenn man nicht von Salta 
aus durch die Toroschlucht aufstiege, sondern den Aufstieg der schon 
bestehenden Bahn von Jujuy nach La Quiaca (an der bolivianischen 
Grenze) bis etwa Abra Tres Cruces im Humahuacatal benutzte und so 
schon eine Höhe von 3723 m erreichte, von wo aus dann die neu zu er¬ 
bauende Bahnlinie nur die ebene Puna de Atacama (mit Boraxlagern) 
ungefähr auf dem Breitegrad 23 zu kreuzen hätte. Der Aufstieg von 
Salta aus dagegen muß von einer Meereshöhe von etwa 1200 m beginnen und 
eine Paßhöhe von 4900 m erreichen, die durch Anwendung eines Tunnels 
sich vielleicht um 300 bis 400 m vermindern läßt. Es wird ferner ein¬ 
gewandt, die Humahuacaschlucht sei schon vor dem Bahnbau nach La 
Quiaca untersucht worden durch eine Kommission, und ihr sei damals 
schon vor der weit schwierigeren Toroschlucht der Vorzug gegeben 
worden, und weiter, auch heute beständen noch keine endgültigen Vor¬ 
arbeiten für die Führung der Saltalinie durch die Toroschlucht, und daher 
wäre eine Kostenberechnung des Bahnbaues sehr schwierig. 

Eine andere Guuppe macht den Eitel wand; durch die HuaitiquinaUnie 
würde der mit ungeheuren Kosten erbauten La Quiacalinie Transport- 
Wettbewerb nach Chile entstehen. Nach; der bevorstehenden Vollendung 
der Linie auf bolivianischem Gebiet von La Quiaca bis zur Station Uyuni 
an der Antofagastabahn, wo nur noch das im Bau befindliche Stück 
La Quiaca—Atocha fehle, hätte man schon die gewünschte Verbindung 
der argentinischen Nordbahnen mit den Häfen des Stillen Ozeans Anto- 
fagasta und Mejillones, wenn auch auf einem Umwege, erreicht und 
könne sowohl die überaus kostspielige Huaitiquinalinie wie auch die nicht 
so teure Abzweigung von Abra Tres Cruoes über die Puna de Atacama 
vorläufig beiseite lassen. 

Alle Einwände technischer und wirtschaftlicher Natur, die von Per¬ 
sonen, die mit den Projekten in Verbendung gestanden haben, als sehr 
der Erwägung wert bezeichnet wurden, haben die Regierung, unter der in 
diesem Falle wohl der Präsident der Republik zu verstehen ist, nicht 
von ihrem Vorsatz abbringen können, den Bau der Huaitiquinalinie zu 
unternehmen. 

Außer den allgemeinen wirtschaftlichen Gründen der Versorgung 
der von der Bahn durchquerten chilenischen Minengebiete mit argen¬ 
tinischen Landwirtschaftserzeugnissen, spielen auch politische hinein. 
Die Linie wird von chilenischer Seite durch den neuen Präsidenten 
begünstigt, obgleich die chilenische Landwirtschaft das Unternehmen 
ungern sieht, aber Chile soll im Norden, wie Bolivien, eine von letzterem 
unabhängige Verbindung erhalten. 

Die Regierungen von Argentinien und Chile wünschen eine An¬ 
näherung ihrer Länder durch Handelsverträge, und eine solche Annähe¬ 
rungspolitik muß auch die praktischen Mittel schaffen, und das beste 
Mittel, um die Berührung zu ermöglichen, ist die Vermehrung der die 
Länder verbindenden direkten Eisenbahnlinien. Diese Bestrebungen zum 
Zusammenschluß sind die natürliche Folge der Weltlage und im beson¬ 
deren der Bemühungen Nordamerikas, Einfluß auf den südamerikanischen 
Kontinent zu gewinnen. 

Im übrigen ist das Haitiquinnprojekt nicht neu. Im Jahre 1907 
wurde dem Minenbesitzer Emilio A. Carraseo. der dort bedeutende Inter- 

An hiv für Eisenbahnwesen. 19*21. 
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essen har, eine Konzession von Argentinien erteilt, die einen gleichen 
Weg verfolgte und von der argentinischen Regierung mit 3 Millionen 
Pesos Gold als Prämie unterstützt wurde. Gleichwohl fand sich nicht das 
erforderliche Kapital dafür, und die Konzession Garraseo y Cia verfiel 
um 27. April 1914. Damals schon hatte die argentinische Regierung er¬ 
kannt, daß die Bahn an sich kein ertragsfähiges Unternehmen sei, daß 
man aber zur Erlangung der sonstigen wirtschaftlichen Vorteile, d. i. zur 
Befriedigung der Bedürfnisse der kaufkräftigen Bergwerksgegenden 
Chiles durch Zufuhr argentinischer Landeserzeugnisse, Opfer bringen 
müsse. Zudem ist im Korden Paraguay und Bolivien direkt mit Argen¬ 
tinien verbunden, für welche Verbindungen Argentinien große Geldopfer 
brachte, und es fehlt nur noch die entsprechende Verbindung mit dem 
Norden Chiles. 

Technisch ist über die Huaitiquina-Fisenbahnlini© folgendes zu be¬ 
merken: Für diese einmeterspurige Bahn sind schon früher einige Vor¬ 
arbeiten isremacht, die aber bis jetzt noch sehr zu ergänzen sind. Die 
frittieren. Vorarbeiten hatten eine große Anzahl von Tunrelbauwerken vor¬ 
gesehen, die nunmehr sowohl aus Sparsamkeitsrücksichten als auch 
zur Abkürzung der Bauzeit zum größten Teil wegfallen sollen. Dafür 
tritt die Aufwendung von Spitzkehren ein und die Führung der Ijrnie im 
Zickzack anstatt in Serpentinen. Die Weichenstellung soll dabei zur 
Betriebserleichterung automatisch durch die Lokomotive erfolgen. Die 
früheren Vorarbeiten nahmen zwei Linienführungen in Betracht, die sieh 
in den Anfangs- und Endstrecken deckten, nämlich von Rosario de Lerma 
nach Lagunillas und von Arcasoque nach Huaitiquiiina. Von Rosario bis 
Lagunillas und Moreno benutzte man bestehende Studien durch die Toro¬ 
schlucht auf 82 km Länge mit Steigungen von 45 auf 1000, von da aus ging 
eine Linie über Abra Bianca bis Arcasoque mit Steigungen bis 84 aiü 
ltMio und zahlreichen Kunstbauten, darunter einem Tunnel von 1650 m 
Länge. Die andere Linie ging über Moreno mit größten Steigungen 
von 25 auf 1000, der man wahrscheinlich folgen wird. Von Arcasoque 
nach Huaitiquina wird die Linie sehr schwierig, die Steigung müßte 
stellenweise 55 auf 1000 betragen, und die Meereshöhe erreicht 4900 m. 
Die erste Linie über Abra Bianca hatte im ganzen 285 km Länge, die 
zweite über Moreno 379 km. The Kosten wurden auf 11 und 14 Millionen 
Pesos Gold geschätzt, was für das Kilometer etwa 38 000 Goldpesos er¬ 
gibt. Heute dürfte der Bau sich, trotz der Weglassung der Tunnels, 
wesentlich teurer stellen. Man erkennt aber schon aus diesen Zahlen, daß 
die von der Regierung bereitgestellten 5 Millionen Papierpesos = 2,2 
Millionen Goldpesos nur einen Bruchteil der gesamten Kosten der argen¬ 
tinischen Strecke darstellen. 

Von Rosario de Lerma bis zum Stillen Ozean beträgt die Gesamt¬ 
länge der Bahn etwa 700 km, von denen 330 auf chilenischem Gebiet 
liegen. Diese Zahlen machen auf Genauigkeit keinen Anspruch; es wer¬ 
den darüber tatsächlich abweichende Angaben gemacht. 

Die argentinische Staatshahnverwaltung beabsichtigt, etwa 1000 
Arbeiter bei dem Bahnbau anzustellen und sich auf die Ausführung zu¬ 
nächst der Erdarbeiten .durch den Staat zu legen. Hierzu benötigt sie 
schätzungsweise 12 Millionen Pesos Papier. Uber dies© soll die Regie¬ 
rung angeblich schon verfügen. Die Kunstbauten, namentlich die dazu 
gehörigen Lieferungen sollen vergehen werden, wobei sehr auf eine ent¬ 
scheidende Beteiligung Deutschlands gehofft wird. Die Frage der 
Kapitalbeschaffung für solche Ausführungen und Lieferungen glaubt 
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man gegebenenfalls durch Zahlung mit Rohstoffen zu lösen, deren 
Deutschland bedürftig sei, wie zum Beispiel durch Wolle, deren sich 
Argentinien seinerseits entledigen muß, weil sie sich in riesigen Vor¬ 
räten angesammelt hat. Dieser Gedankengang ist bekanntlich nach dem 
Kriege unendlich oft in den verschiedensten Formen aufgetreten, aber 
es hat sich immer wieder herausgestellt, daß der alte bequeme Vermittler, 
das Geld, dabei nur sehr schwer zu entbehren ist. Auch in diesem Falle 
bedürfte es der Zwischenschiebung von Banken als Vermittlern. Es 
steht zu hoffen, daß es der Geschicklichkeit der deutschen Banken ge¬ 
lingen wird, die vorhandenen Klippen zu umschiffen, Deutschland die 
Aufträge zu verschaffen und Argentinien zur Durchführung seiner 
Bauabsichten zu verhelfen. 

Es sind übrigens zwischen Chile und Argentinien Verhandlungen im 
Gange, um die auf beiden Seiten der Grenze liegenden Strecken zu 
einem einheitlichen Bau- und Betriebsganzen zu gestalten. 

Die argentinische Regierung will einen Gesetzentwurf für den 
Bahnbau in den Kongreß einbringen und hat dabei schon die Mehrheit 
der Deputierten für'sfine Genehmigung gewonnen. 


Verbesserung des Betriebs auf der Transandenbahn 1 ). Die 251 km 
lange Transandenbahn von Los Andes in Chile nach Mendoza in Argen¬ 
tinien gehörte bisher zur Hälfte einer chilenischen, zur anderen Hälfte 
einer argentinischen Eisenbahngesellschaft. Ergaben sich schon aus dem 
Betrieb durch zwei Verwaltungen Schwierigkeiten, so entstanden außer¬ 
dem durch den Mangel einerseits an rollendem Material, anderseits an 
Schutzbauten öfter Verkehrsstockungen. Nachdem die argentinische Re¬ 
gierung bereits i. J. 1919 einer Verschmelzung der beiden Eisenbahn¬ 
gesellschaften zugestimmt und für Materialanschaffungen und Schutz¬ 
bauten eine staatliche Unterstützung gewährt hatte, ist dies jetzt auch 
von der chilenischen Regierung geschehen. Die beiden Eisenbahngesell¬ 
schaften werden sich vereinigen, eine erhebliche staatliche finanzielle 
Beteiligung wird bewilligt, damit die schwebenden Verbindlichkeiten be¬ 
glichen und Schutzbauten gegen Schneefälle errichtet werden können. 
Rollendes und anderes Material soll beschafft und der elektrische Betrieb 
auf der Bahnlinie soll eingeführt werden. Die Regierung erhält das 
Recht zur Ernennung der Gesellschaftsleiter. Von allen diesen Maß¬ 
nahmen erwartet man eine Verbesserung des Bahnbetriebs auf der Trans¬ 
andenbahn. 


Die Straßenbahn in Seattle (Amerika) als erstes nordamerikani¬ 
sches Straßenbahnunternehmen in städtischem Eigentum und Betrieb. 

Die Stadtgemeinde von Seattle hat als erste größere Stadt in den 
Vereinigten Staaten von Amerika am 1. April 1919 ihr Straßenbahnnetz 
in Eigentum und eigenen Betrieb genommen. Über den Erwerb, den 
städtischen Betrieb und die dabei gemachten Erfahrungen berichtet 
H. Douglas auf S. 455 bis 477 des diesjährigen Juniheftes des Journal of 
Political Economy sehr ausführlich. Dieser bemerkenswerten Veröffent¬ 
lichung sind nachstehende Angaben entnommen. 

*) Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1910 S. 139, 1911 S. 366 ff. und 1916 / 

S 678. 
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Wie in amerikanischen Städten fast immer, so entstand auch in 
der Stadt Seattle mit ihrer wachsenden Größe eine Anzahl einzelner mit¬ 
einander in Wettbewerb stehender Straßenbahnlinien. Diese kleinen 
Linien wurden um das Jahr 1901 zu einem Gesellschaftsunternehmen ver¬ 
schmolzen und einheitlich betrieben. Die Gesellschaft, die auch zahl¬ 
reiche Wasserwerke sowie Licht- und Kraftanlagen in der Stadt Seattle 
und Umgegend besaß und kaufmännisch verwertete, geriet wegen der 
rücksichtslosen Ausnutzung ihrer monopolartigen Stellung bei der Liefe 
rung elektrischen Stromes und im örtlichen Verkehrswesen mit den 
Stadtbewohnern und dann auch mit der Stadtverwaltung selbst in 
Zwistigkeiten, namentlich als die Stadt im Jahr 1905 ein eigenes Licht- 
und Kraftwerk errichtete und mit der Gesellschaft den Wettbewerb auf¬ 
nahm. Die Mißhelligkeiten wuchsen mit den Jahren immer mehr, so daß 
für die Gesellschaft die Erneuerung der in den Jahren 1925 und 1931 
ablaufenden Straßenbahngerechtsame ernstlich in Frage gestellt schien. 

Während des Weltkrieges von 1915 bis 1918 geriet auch die Straßen¬ 
bahngesellschaft in Seattle wie fast alle anderen Straßenbahnen in immer 
mehr wachsende Schwierigkeiten. Auf der einen Seite vergrößerten die 
ansc-hwellenden Kosten der Bau- und Betriebsstoffe und die stetige Auf¬ 
wärtsbewegung der Arbeitslöhne die Ausgaben. Anderseits konnte die 
Gesellschaft die Einnahmen durch Erhöhung der Fahrpreise nicht stei¬ 
gern, einmal wegen des Widerstandes der Einwohnerschaft und dann 
auch deswegen nicht, weil eine Bestimmung ihrer Konzession den Höchst¬ 
fahrpreis auf 5 Cents für die Person festsetzte. Gerade um diese Zeit 
setzte ein starker Wettbewerb der Privatautomobile und Lohnfuhrwerke 
ein, der den Straßenbahnlinien Verkehr entzog. Als dann noch infolge 
von Streiks unter den Angestellten der Straßenbahngesellschaft "wegen 
LoQmstreitigkeiten ein völliger Stillstand des Straßenbahnverkehrs drohte, 
während durch größeren Zuzug von Arbeitern zu den in Seattle errich¬ 
teten Schiffsbauwerften gerade ein starkes Bedürfnis nach Vermehrung 
der Straßenbahnfahrten herrschte, war der Boden für Übernahme des 
Straßenbahnbetriebs durch die Stadtgemeinde, auf den die Kriegsverhält- 
nisse ohnehin hinwirkten, vorbereitet. Anträge der Gesellschaft auf Er¬ 
höhung der Fahrpreise hatten bei der Stadtverwaltung keinen Erfolg. 
Ebensowenig führten Verhandlungen wegen Verpachtung der Straßen¬ 
bahnen an die Stadt für die Dauer des Kriegs zu einem Ergebnis, weil 
die Gesellschaft mit den Bedingungen, die von der Stadtgemeinde gestellt 
wurden, nicht einverstanden war. Schließlich wurde nach langen Erörte¬ 
rungen und nach Einholung von Sachverständigengutachten zwischen 
Stadt und Gesellschaft ein Abkommen erzielt, das den Übergang des 
Straßenbahnnetzes in das Eigentum der Stadt gegen Zahlung von lp 
Millionen Dollars zum 1. April 1919 herbeiführen sollte. Inzwischen aber 
hatte der Kriegszustand durch den Abschluß des Waffenstillstandes sein 
Ende erreicht, und es war zweifelhaft geworden, ob der Vertrags der 
gewissermaßen eine Kriegsmaßnahme darstellte, noch die staatliche Geneh¬ 
migung finden würde. Das geschah aber, und daraufhin übernahm die 
Stadt an dem vereinbarten Tage Verwaltung und Betrieb der Straßenbahn. 

Während der ersten neun Monate der Straßenbahnverwaltung durch 
die Stadt — vom 1. April bis 31. Dezember 1919 — wurden die Löhne 
der Angestellten wiederholt erhöht. Da der Abschluß für diese Zeit 
einen Verlust- von 517 000 Dollars ergab, wurden Maßnahmen getroffen, 
den Straßenbahnverkehr für die Stadt ertragreicher zu machen. Im Juli 
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1920 wurde der Fahrpreis von 5 Cents auf 61'» Cents (25 Cents bei Ent¬ 
nahme eines Fahrscheins für vier Fahrten), sonst auf 10 Cents erhöht. 
Natürlich nahm fast jedermann Fahrscheine zu vier Fahrten, so daß eine 
Einnahmesteigerung von 25 % erwartet wurde. In Wirklichkeit stieg die 
Einnahme aus der Personenbeförderung von 414 000 Dollars aiutf rund 
472 000 Dollars, also nur um 58 000 Dollars im Monat, d. i. um 14 %, w r eil 
in der Benutzung der Straßenbahn infolge der gerade zu der Zeit ein¬ 
setzenden Abnahme der werktätigen Bevölkerung in der Stadt ein Rück¬ 
gang stattfand. Diese Abnahme des Verkehrs gestattete wiederum eine 
Einschränkung des Betriebes und eine Verminderung der Ausgaben von 
etwa 10 000 Dollars monatlich. Dazu kamen noch 4000 Dollars monatliche 
Ersparnisse für elektrische Kraft, so daß sich insgesamt eine Verbesse- 
x uniJS des Monatsabschlusses um 72 000 Dollars ergab. Bei diesem Zu¬ 
stande verblieb es etwa sechs Monate. Im Januar 1921 wurde der Fahr- 
preis weiter auf 8Fi Cents, bei Entnahme eines F ah rech ei ns für drei 
Fahrten zum Betrage von 25 Cents erhöht, während der Einzelfahrschein 
noch weiter 10 Cents kostete. 

Neben der Erhöhung der Fahrpreise und der Verminderung der 
Betriebskosten wurde eine Einschränkung des Wettbewerbs durch Privat¬ 
autobusse und sonstige Personenfuhrwerke angestrebt. Es w r urde für 
diese Fuhrwerke von der Stadt eine Genehmigungspflicht vorgeschrieben 
und die Genehmigung nur für solche Linien erteilt, auf denen der 
Straßenbahn Verkehr eher zugeführt als entzogen werden konnte. Gegen 
diese Genehmigungspflicht wehrten sich die Fuhrwerksbesitzer, indem 
sie wegen Aufhebung der städtischen Anordnung bei dem Obersten 
Gerichtshof klagbar wurden; bei diesem schwebt die Sache zur Zeit noch. 
Jedenfalls wäre ein solches Vorgehen, das übrigens den Beifall der Ein¬ 
wohnerschaft hatte, von der Stadt gegen die Fuhrwerksbesitzer kaum je¬ 
mals unternommen worden, wenn die Straßenbahn im Privateigentum 
geblieben wäre. 

Endlich wurde von der Stadt, um einen besseren Ertrag der über¬ 
nommenen Straßenbahn zu erreichen, auch der Versuch gemacht, günsti¬ 
gere Verkaufsbedingungen zu erlangen, als in dem abgeschlossenen 
Kaufvertrag© vorgesehen waren. Es wurde ein Ausschuß eingesetzt, um 
zu untersuchen, ob etwa eine „übermäßige'* Zuwendung an die frühere 
Eigentümerin der Straßenbahn gemacht worden wäre. Dieser Ausschuß 
glaubte Anhalt dafür zu haben, daß eine Überzahlung stattgefunden 
hätte. Es wurden verschiedene Gutachter gehört, und gegenwärtig 
unterliegt die Sache noch der Entscheidung der Gerichte. 

* Am Schlüsse des Aufsatzes werden die Ergebnisse des Betriebes 
der Straßenbahn unter der Gesellschaftverwaltung und unter der Stadt¬ 
verwaltung in Vergleich gestellt. Die Gesellschaft hat in den letzten 
fünf Jahren einen durchschnittlichen Überschuß von jährlich 462000 
Dollars erzielt. Unter der Stadtverwaltung hat sich in den ersten 21 Mo¬ 
naten ein unmittelbarer Verlust von 1755 000 Dollars ergeben, zu dem 
noch etwa 1 213000 Dollars für Ausgaben treten, die die Stadt ans Anlaß 
der Übernahme des Straßenbahnbetriebes mittelbar gehabt hat, z. B. Aus¬ 
gaben für andere städtische Verwaltungszweige anläßlich des Straßen¬ 
bahnbetriehes. für Polizei, für Pflaster- und Brückenunterhaltung usw. 
Im ganzen hat die Stadt aus der Übernahme des Straßenbahnbetriebes für 
eigene Reciinung 2908 000 Dollars Verlust in 21 Monaten erlitten, davon 
den größten Teil während der Gültigkeit des 5 Cents-Tarifs. Nach Ein- 
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fiihrung des 6K-Cents-Tarifs hat der Verlust allmählich abgenommen, 
von 184000 Dollars im Juni 1920 auf 40 000 Dollars im Dezember 1920. 
Vom 1. Januar 1921 ab erfuhr der monatliche Verlust durch die Einfüh¬ 
rung des 8'^-Cents-Tarifs nach und nach eine weitere Einschränkung, 
und im März 1921 überstiegen die Einnahmen die unmittelbaren Aus¬ 
gaben. 


Verkehrs Verhältnisse in Persien 1 ). Persien, ein Land von 
1 647 000 qkm Oberfläche und 10 Millionen Einwohnern 2 ) besitzt von 
Natur aus gute Bedingungen für eine günstige Entwicklung. Es hat im 
Norden und Süden unmittelbar Zugang zum Meer (dem kaspischen und 
dem persischen Meer), ein gemäßigtes Klima, fruchtbaren Boden, eine 
arbeitsame und handeltreibende Bevölkerung. Neben Eisenerz- und 
Kohlenbergwerken ist Petroleum im Überfluß vorhanden. Persien hat 
Handels-, Schiffahrt- und Freundschaftsverträge mit 23 fremden 
Ländern. 

Persien ist arm an Eisenbahn e n, obwohl zahlreiche 
Pläne seit 50 Jahren bearbeitet und geprüft worden sind. Die Politik 
der früheren russischen Regierung widersetzte sich der Entwicklung der 
benachbarten Länder, und zu wiederholten Malen wurden der persischen 
Regierung auf die Dauer von 20 Jahren Verpflichtungen erpreßt, aut 
das Recht der Verleihung von Eisenbahnkonzessionen zu verzichten. 

Die z. Zt. bestehenden Eisenbahnen sind folgende (vgl. die 
Karte ): 

1. Eise n b a lin von D j u 1 f a a n der G r enze v o n Kau- 
k as i e n . n aeh Ta u r i s mit Abz w ei g u n g v o n »Sofia n 
nach Cherafkhane am Urmia-See, 192 ktn, mit Schiffahrt über 

den »See. 

Diese Eisenbahn ist z. Zt. die einzige wichtige Linie, sie wurde im 
Jahr 1913 von der persischen Regierung der russischen Gesellschaft der 
persischen Diskontobank konzessioniert. Die Betriebseröffnung erfolgte 
im Jahr 1916. während der ersten Zeit diente sie nur der Verprovian¬ 
tierung der russischen Armee, die auf persischem Gebiet gegen die 
Türken kämpfte. Rußland verhinderte die Einfuhr von Lebensmitteln 
und anderen Erzeugnissen für die Bedürfnisse des Landes seihst. Der 
durch die Revolution unterbrochene Betrieb ist jetzt wieder aufgenom- 
men. Durch die Eisenbahnlinie werden Batum am schwarzen Meer uiuf 
Tiflis in Kaukasien mit Tauris, einer der wichtigsten Städte Persiens, 
(210 000 Einwohner) verbunden. Als Brennmaterial wird, wie auf den 
Eisenbahnen Kaukasiens, Petroleum verwendet. Die Spurweite ist die 
russische. 

Auf dem I'rmia-See i.-l ein Schiflahrtdiensl eingerichtet, die Schiffe 
haben alle Petroleummotore. 

1 ) Nach einem der Konferenz von Barcelona, März, April 1921, vorgelegten 
Bericht. 

2 ) Deutschland hatte vor dem Krieg rund .">41 000 qkm Oberfläche und rund 
07 Millionen Einwohner. 
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5. Eisenbahn von Teheran nach S c h a h - A b d u 1 - A s i in , 

9 km. 

Diese Linie ist die älteste, im Betrieb befindliche Eisenbahn Per¬ 
siens, sie wird betrieben von der Socicte anonyme beige de ehemins de 
fer et tramways en Perse und befördert durchschnittlich jährlich 
690000 Personen. 

6. Eisenbahn v o n M a h m u d A b a d a m k a s p i sc h e n Mee r 
nach den E i s e n e r z b e r g w e r k e n von Amol, 16 km. 

Diese Eisenbahn ist seit langer Zeit außer Betrieb. 

Hiernach beträgt die Länge der z. Z t. in Persien im Be¬ 
trieb befindlichen Eisenbahnen im ganzen 192 -i- 5<) -+- 12 
+ 9 — 2 6 3 km. 

An Eisenbah n projekte n wurden oder werden geprüft: 

1. Linie von Mohammareh am Schatt-el-Arab oder von Klmr Mussa 
am persischen Meer nach Khorremabad. 

2. Verlängerung der im Betrieb befindlichen Eisenbahn Djulfa— 
Tauris bis Teheran; 

3. eine Verbindung der Hauptstadt Teheran mit der transkaspi¬ 
schen Eisenbahnlinie von Krasnowodsk am kaspisehen Meer 
über Aschabad nach Merw. 

4. Transpersische Eisenbahn. Dieses Projekt wurde i. J. 1912 von 
einer internationalen Gesellschaft in Paris zur Verbindung der 
russischen mit den indischen Eisenbahnen aufgenommen. 

Über die S c h i f f a h r t v e r li ä 1 t n i s s e sei kurz erwähnt, dal» 
die Schiffahrt frei ist auf dem kaspisehen und persischen Meer, dem in 
das persische Meer mündenden Schatt-el-Arab (Vereinigung von Euphrat 
und Tigris) und dem linken Nebenfluß Karun. Die wichtigsten per¬ 
sischen Häfen sind Buscliir am persischen Meer und Ensoli am 
kaspisehen Meer (siehe oben Eisenbahn 2 und 3). 

Mohammareh (siehe oben Eisenbahnprojekt 1) am Schatt-el-Arab ist 
von Seeschiffen zu erzreichen. Vor dem Krieg verkehrten deutsche 
Schiffe der Hamburg—Amerika-Linie zwischen Hamburg und Antwerpen 
und den Häfen des persischen Meeres. 

Ein regelmäßiger A u t o m o b i 1 v e r k e h r besteht in Per¬ 
sien noch nicht, dürfte aber in nicht ferner Zeit eingerichtet werden und 
sich kräftig entwickeln, wnhi*end der Bau von Eisenbahnen naturgemäß 
langsamer fortschreiten wird. 


Die Abrechnungsstelle des Vereins Deutscher Eisenbahnverwal¬ 
tungen in Berlin hat in der Zeit vom 1. April 1920 bis 31. März 1921 im 
ganzen 160 098 Guthaben- und Schuldposten ausgeglichen, und zwar: 
iri a) deutscher Währung IAO 119 = 9 332 314 000 J(, b) Frafcikenwährung 
125ö= 332 483 Fr., c) Kronen- (öst.-l'ng., Deutsch-Ost. und Tschechoslow.) 
Währung 8724 — 109 903 831 Kr. 

In jeder Vereinsabrechnung sind hiernach durchschnittlich 6670 
Rechnungsposten (im Vorjahr 709<i Posten) bearbeitet worden. 

Die Zahl der bearbeiteten Posten ist gegen das Vorjahr um 9180 
Posten (= 5,4-2 °/„) zurUckgegangen. Dagegen ist im Berichtsjahr 
wiederum eine bedeutende Steigerung der angemeldeten Geldbeträge ein- 
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getreten, die in der .Markwährung annähernd 196/4 %, in der deutsch- 
österreichischen KronenWährung sogar 1251 % und in der tschechoslow. 
Kronenwährung annähernd 280 % betrug. In der Franken- und in der 
alten österreichisch-ungarischen Kronenwährung ist wieder ein Rück¬ 
gang zu verzeichnen. 

Durch Ausgleichung verringert wurden in deutscher Währung 
(einschl. *der in diese umgerechneten Franken) 151374 auf 1571 Rech¬ 
nungsposten und 9 334 988 000 Jl auf 680 473 970 Jl, in Kronen Währung 
8724 auf 698 Rechnungsposten und 109903 831 Kr. auf 94 092 845 Kr. 

Ks wurden also in der deutschen Währung durchschnittlich 96, in 
der Kronenwährung 11 nngemeldete Posten durch je eine Zahlung aus¬ 
geglichen. 

Die angemeldeten Beträge verhielten sich zu den verringerten Be¬ 
trägen in der Mark- und Frankenwährung wie 1 : 0,o«:» (d. h. es wurden 
statt je 11>00 Jl. nur je 73 .11. bar gezahlt), in der Kronenwährung wie 
1 : 0,s.m; (d. h. es wurden statt je 1000 Kr. nur je 856 Kr. gezahlt). 

Die Zahl der Anmeldungen und der gefertigten Rechnungsauszüge 
betrug: 



Annu'ldmmon 

Auszug« 

in Markwährnn” . 

. . 24 404 

2 867 

.. Franken Währung . . . . 

. . 116 

272 

„ Kronenwfthrung .... 

. . 995 

1 701 

zusammen . . . 

. . 25 515 

4 840, 


mithin sind zu jeder Vereinsabrechnung durchschnittlich 1063 (im Vor¬ 
jahr 1001) Anmeldungen eingegangen und 202 (im Vorjahr 198) Rech¬ 
nungsauszüge gefertigt worden. 
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Rechtsprechung. 


Haftpflichtrecht. 

Lrkcnntiiis drs Keiehsgcrirlit*. VI. Zivilsenats, vom 21. April 11*21 in Sa« dien der 
Badischen Anilin- und Sodafabrik, Ammoniakwerk Merseburg in Leunawerke, 
Beklagten. Kevisionsklägerin und AnscdilußrevisionsKeklagten. wider dio Tiofbau- 
berufsgonossonschaft in Berlin-Wilmersdorf. Klägerin. Kevisionsboklagto und 

Ansehlußrevisionsklägeriii. 

Anwendbarkeit des § 1 des Reichshaftpflichtgesetzes auf Zechen- und Bergwerksbahnen. 

Tatbestand. 

Am Morgen des 11. April 1917 wurde die Arbeiterin M.. die iin Be¬ 
trieb des Bauunternehmers L. in H. in den Leunawerken an Hebe- und 
Stopfarbeiten in den Gleisen der Zechenbahn beschäftigt war. von 
einem mit leeren. W ogen von dem Werke her langsam heranfahrenden 
Zuge dieser Bahn erfaßt und umgestoßen: ihr rechtes Bein geriet unter 
die Kader und wurde derart zermalmt, daß der Unterschenkel und eia 
Teil des Oberschenkels amputiert werden mußten. Pie Verletzte war bei 
der klagenden Berufsgenossenschaft gegen Unfall versichert. Die Klä¬ 
gerin hat ihr bis zum 31. Dezember 1918 insgesamt IdU.js . U. an Knt :< *hö- 
digung gezahlt. Auf Grund des § lo 12 KYÜ. verlangt sie \ on der Be¬ 
klagten, die na c h d e m KHpflG. d e r V e r 1 e t z t e n f u r d e n Un¬ 
fall s c h a d e n s e r s a t z p f 1 i c h t i g sei. die Verurteilung der 
Beklagten zur Zahlung der genannten Summe an sie sowie die best- 
Stellung der Verpflichtung der Beklagten zum Ersatz aller spateren Auf¬ 
wendungen der Klägerin. 

Das Landgericht hat die Beklagte zur Zahlung von luuS.u» Ji. sowie 
zur Erstattung von 3 i aller späteren Aufwendungen für die Verletzte 
verurteilt, mit dem Mehr die Klage abgewiesen. Aul die Berufung der 
Beklagten hat das Oberlandesgericht teilweise abändernd die Beklagte 
nur zur Zahlung von (.>72 ,vj ,//. und zum Ersatz der Hälfte aller späteren 
Aufwendungen verurteilt und mit den weitergehenden Ansprüchen die 
Klägerin abgewiesen. 

Die Beklagte hat jetzt Revision eingelegt, die Klägerin sich dieser 
angele blossen. Jeder Teil beantragt, nach seinen in der Berufungsinstanz 
gestellten Anträgen zu erkennen und das gegueri-che Rechtsmittel zu- 
nickzuweisen. 
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Aus den Entscheidungsgründen. 

Die Gerichte beider Vorinstanzen nehmen, entgegen dem Bestreiten 
der Beklagten, die Anwendbarkeit des § 1 des RHpflG. auf den Unfall 
der M. an, indem sie die Eisenbahn der Leunawerke, die weitverzweigt 
und mit der Staatseisenbahn, von der sie die Rohstoffe ab- und der sie die 
I' abrikate der Beklagten zuführe, als eine Eisenbahn im Sinne des ge¬ 
nannten Gesetzes ansehen. Der gegen diese Annahme des Berufungs¬ 
gerichts von der Revision der Beklagten erhobene Angriff erschien nicht 
begründet. Es kommt nach der Rechtsprechung des Reichsgerichts für 
uie Anwendung des § 1 des RHpflG. nicht darauf an, ob eine Eisenbahn 
dem öffentlichen Verkehr dient (RGZ. Bd. 7 S. 40, Bd. 65 S. 70; Warn. 
Reehtspr. 1915 Nr. 212; Urteil vom 11. April 1900 VI 57/00), sofern 
nur überhaupt ein Verkehr stattfindet, dessen Sicherheit der Betrieb 
der Eisenbahn vermöge seiner Eigenschaften: des Gewichtes der Wagen, 
des Laufens auf Schienen, die ein Ausweichen nicht gestatten, sowie der 
Schnelligkeit der Fortbewegung, gefährlich werden kann. Deshalb 
sind auch Zechen - und Bergwerksbahnen in der Recht¬ 
sprechung des Reichsgerichts als Eisenbahnen nach 
§ 1 des RHpflG. angesehen worden (vgl. die angezogenen Ent¬ 
scheidungen sowie die Urteile vom 24. April 1902 VI. 47/02, vom 3. No¬ 
vember 1904 VI. 112/04). Daß aber bei dem großen Umfange der An¬ 
lagen der Leunawerke auch ein großer Verkehr von Menschen innerhalb 
der Werke stattfindet, dem der Bahnbetrieb Gefahren bereitet, ist vom 
Berufungsgericht bedenkenfrei festgestellt. Daß die fragliche Fabrik¬ 
bahn nicht ein bloßer Teil der Fabrik ist, da sie an die Staatsbahn ange- 
schlossen ist, die Rohstoffe für die Fabrik von der Eisenbahnstation 
dieser zuführt, die Produkte der Fabrik an sie wiederum abführt, ist 
festgestellt; dabei kommt es nicht weiter darauf an, daß regelmäßig das 
Fabrikgelände der Beklagten durch einen Bretterzaun von der Außenwelt 
abgeschnitten ist; die Betriebsgefahr der Eisenbahn ist gegeben für die 
große Menge der in den Leunawerken verkehrenden Personen. Die Re¬ 
vision legt Gewicht darauf, daß der Zug, der den Unfall veranlaßte. 
außerordentlich langsam, mit nur 4 km Geschwindigkeit in der Stunde, 
gefahren sei, so daß die Gefahr, die durch die Gebundenheit an die 
Schienen an und für sich gegeben ist, dadurch aufgehoben sei; das Aus¬ 
weichen werde dann sogar erleichtert. Allein auch di e s e r 
Umstand beseitigt nicht die Anwendbarkeit des § 1 
RHpflG., der Platz greift, wenn eine Eisenbahn im Sinne dieses Gesetzes 
gegeben ist, mag der einzelne Zug langsam oder schnell fahren; ein 
einfahrender Zug, der in wenigen Sekunden halten will, fährt stets 
langsam, und doch wird durch diesen Umstand die Haftpflicht der Eisen¬ 
bahn für die in diesen Augenblicken eintretenden Unfälle nicht auf¬ 
gehoben. Im gegebenen Falle hat ne^en der Schwere der Wagen und 
der Gebundenheit an die Schienen auch der Dampfbetrieb ein besonderes 
Gefahrenmoment abgegeben, indem der aus der Lokomotive abgelassene 
Dampf den Ausblick auf den Zug und das Erkennen der Breite der Wagen 
hinderte. Die Haftpflicht der Beklagten ist mithin an sich begründet. 
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Erkenntnis des Reichsgerichts, VT. Zivilsenats, vom 4. Mai 1921, in Sachen des 
Eisenbahnfiskus, vertreten durch die Eisenbahndirektion in E., Beklagten und 
Revisionsklägers, wider den Fabrikarbeiter in B., Kläger und Revisionsbeklagten. 

Unfälle, die sich beim Ein- und Aussteigen aus den Eisenbahnwagen ereignen, sind als solche 
im Sinne des § 1 des Haftpflichtgesetzes anzusehen. 

AusdenEntscheidungsgründeu 

Die am Bahnsteig haltenden Wagon waren noch unbesetzt Der 
Kläger wollte mit seinen Arbeitsgenossen in einen vorderen Wagen ein¬ 
steigen, um hierdurch am Bahnhof V. — seinem Ziel — schneller durch 
die Bahnsperre und an die 10 Minuten entfernte Fabrik zu gelangen. 
Das Berufungsgericht geht davon aus, daß wegen der Kürze des Bahn¬ 
steigs die vorderen Wagen auf dem freien Bahndamm halten und die 
dort Einsteigenden das etwa 1 m über dem Erdboden befindliche Tritt¬ 
brett der Wagen erklettern mußten. Ein Zurücksetzen des Zuges, so 
daß auch die vorderen Wagen noch innerhalb des Bahnsteiges blieben, 
sei nicht möglich gewesen. Das Berufungsgericht ist der Ansicht, daß 
sich hiernach der Unfall im Bereich der dem Eisenbahnbetrieb eigen¬ 
tümlichen Gefahren und im ursächlichen Zusammenhang mit ihnen er¬ 
eignet habe, daher ein Betriebsunfall nach § 1 HpflG. vorliege. Im 
Gegensatz zum Landgericht verneint das Berufungsgericht, was den 
Streitpunkt unter den Parteien bildet, daß den Kläger ein eigenes Ver¬ 
schulden treffe. Die Eisenbahn habe dem Publikum sämtliche Wagen, 
auch die vorderen zur Verfügung gestellt und könne sich nicht darauf 
berufen, daß der Kläger in einen hinteren Wagen hätte einsteigen solle» 
oder gar, daß das Betreten des Bahnkörpers außerhalb des Bahnsteigs 
verboten sei. Solchenfalls hätte die Bahn das Einsteigen in die vor¬ 
deren Wagen nicht zulassen oder diese wie sonst üblich abschließen 
sollen. Das sei nicht geschehen, jedenfalls nicht zur Kenntnis des 
Klägers gelangt. Im Gegenteil habe die Eisenbahn das Einsteigen in 
die vorderen Wagen geduldet, und die Arbeiter hätten ein dringendes 
Interesse gehabt, gerade diese Wagen zu benutzen, um rechtzeitig ihre 
Arbeitsstätte zu erreichen. Denn in V. seien über 1000 Personen aus¬ 
gestiegen, so 4 laß die zunächst an der Sperre befindlichen Fahrgäste den 
Bahnhof um 8 bis 10 Minuten früher verlassen konnten, als die hinten 
aussteigenden. Zudem sei der Kläger über 50 Jahre alt und nicht so 
behend gewesen wie die jüngeren Arbeiter. 

Diese Ausführungen werden von der Revision vergeblich bekämpft. 

Nach der Rechtsprechung des Senats gehören das Ein- und Aus¬ 
steigen zu der Beförderung im engeren Sinn, und 
schon deshalb sind die Unfälle, die sich hierbei er¬ 
eignen, als solche i. S § 1 HpflG. anzusehen. Ohne Rechts¬ 
irrtum lehnt auch das Berufungsgericht ein Mit verschulden des Klägers 
ab. Zwar ist nicht entscheidend, daß die Eisenbahn die Benutzung der 
Wagen außerhalb des Bahnsteigs* zugelassen hatte. Denn dem Kläger 
war bekannt, daß in diese Wagen nur mit einiger Schwierigkeit und 
nicht ohne Gefahr zu gelangen war, und daß die hinteren bequem zu er¬ 
steigenden Wagen unbesetzt waren. Er hat also, wenn er die vorderen 
Wagen bestieg, in gewissem Grad auf eigene Gefahr gehandelt. Dies 
gereicht ihm aber um deswillen nicht zum Verschulden, weil er ein 
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dringendes Interesse hatte rechtzeitig seine Arbeitsstätte zu erreichen, 
und hieran hei Benutzung der hinteren AVagen gehindert gewesen wäre. 


Frachtrecht. 

Handelsgesetzbuch §§ 453, 456, 459, 471; Eisenbahnverkehrsordnung §§ 86, 96. 

Erkenntnis des Reichsgerichts, I. Zivilsenats, vom 11. Februar 1920 in Sachen 
der Aktiengesellschaft Chemische Fabrik Gr- in F., Klägerin und Revisions¬ 
klägerin, wider den preußischen Eisenbahnfiskus, vertreten durch die Eisenbahn¬ 
direktion zu F., Beklagten und Revisionsbeklagten. 

. Oie Eisenbahn ist nicht für Schäden und Verluste haftpflichtig, die bei der Beförderung von 

Säuren in Topfwagen entstehen. 

Aus den Entscheidungsgründen. 

Nach § 459 Ahs. I Ziff. 2 HOB. haftet diie Bahn nicht in Ansehung 
der Güter, die, obgleich ihre Natur eine Verpackung zum Schutz gegen 
Vertust während der Beförderung erfordert, nach Erklärung des Absen¬ 
ders im Frachtbrief unverpackt aufgegeben worden sind, für 
den Schaden, welcher aus der mit dem Mangel der Ver¬ 
packung verbtindenen Gefahr entsteht. Daß Flüssigkeiten einer 
Verpackung bedürfen, ist nicht weiter zu erörtern. Es fragt 
sich daher nur, ob es sich um einen Schaden handelt, der 
aus dem Mangel der Verpackung entstanden ist, bzw. nach 
§ 459 Abs. III HGB. entstehen konnte. Die Frage muß im konkreten 
Fall bejaht werden. In tatsächlicher Beziehung kommt hierfür die 
Annahme des Vorderrichters in Betracht, ddß der Schaden darauf zu¬ 
rückzuführen sei, daß die Säuren dn dien Tongefäßen befördert worden 
und daß nach seiner Anschauung der Bruch auf die natürliche Be¬ 
schaffenheit des Gefäßmaterials zurückzufühxen sei. War sonach auch 
seine Begründung nicht ausreichend, um den Gefäßbruch stets als eine 
F oil ge der Anweisung der Absender erscheinen zu lassen, so ist 
seine Feststellung doch genügend dafür, daß der Säureverlust eine Folge 
der Verwendungsart sein konnte. In rechtlicher Be¬ 
ziehung ist aber zu erwägen, daß es sich hier nicht sowohl um einen 
Verpaokungsmangel im gewöhnlichem Sinne, sondern urq eine qualifi¬ 
zierte Unverpaokftheit ^handelte, insofern als nach 1 besonderen Wün¬ 
schen und Anweisungen der Absender die Verfrachtung in Topf¬ 
wagen stattfinden sollte. Es trifft also der Gesichtspunkt der An¬ 
weisung mit dem einer besonderen Art der Unverpacktheit zusammen, 
die dien SäureverPust zweifelsohne verursachen konnte, wobei diann ent¬ 
gegen der strengeren Beweispflicht nach § 456 HGB., die Vermutung des 
§ 459 Abs. II das HGB. Platz griff. 

Ein Gegenbeweis nach Abs. III des § 459 HGB. ist vom Kläger nicht 
erbracht worden, die Klage daher unbegründet. Angesichts dieses Er¬ 
gebnisses braucht auf die weiteren Fragen der Haftungsbefreiung nach 
§ 10 des Wageneinstellungsvertrages und die damit zusammenhängende 
Erörterung über die Rechtsgültigkeit dieser Bestimmungen im Hinblick 
auf § 171 HGB., ferner auch darauf, ob die rechtlichen und tatsächlichen 
Voraussetzungen nach § 453 Ziff. 4 HGB. etwa gegeben sind, nicht Win¬ 
ter eingegangen zu werden: die Revision war vielmehr als unbegründet 
zurückzuweisen. 
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Erkenntnis des Reichsgerichts, I. Zivilsenats, vom 26. Februar 1921 in Sachen des 
preußischen Eisenbahnfiskus, vertreten durch die Eisenbahndirektion in H„ 
Beklagten und Revisionsklägers, wider die Vereinigte Tabakindustri«, Aktien¬ 
gesellschaft in H., Klägerin und Revisfonsbeklagte. 

Plünderung von 6üterwagen durch Mannschaften eines Militärzuges, höhere 6ewalt. 

Tatbestand. 

Die Klägerin übergab am 5. November 1918 der Station T. der 
preußischen Staatseisen bahn 32 Kolli Kohtabak zur Beförderung an die 
Firma Z. in M. Das Gut wurde in dem Wagen 9570 verladen. Auf dem 
Beförderungswege blieb der Wagen am 6. November auf dem Bahnhofe J. 
stehen. Hier wurde er von Mannschaften des Militärzuges 9027, der am. 
gleichen Tage in J. halt machte, beraubt. Bei seiner Ankunft in M. fehlten 
von dem Tabak 4 Ballen im Gewicht von 300 kg und außerdem 101,i kg. 
Die Klägerin, der die Firma Z„ ihre Entschädigungsansprüche abgetreten 
hat, hat den Wert des verlorengegangenen Guts auf. 10415 JL berechnet, 
und in Höhe dieses Betrags nebst 5 % Zinsen seit dem 15. November 1918 
vom Beklagten Schadenersatz verlangt. Der Beklagte hat die Klageab¬ 
weisung beantragt, indem er den Anspruch nach Grund und Betrag bestritt. 
Die Entstehung des Schadens hat er auf höhere Gewalt zurückgeführt, für 
die er nicht zu haften habe. 

Die S. Kammer für Handelssachen des Landgerichts zu H. hat. durch 
Zwischenurteil den Klageanspruch dem Grunde nach für gerechtfertigt er 
klärt. Die Berufung des Beklagten ist durch Urteil des 6. Zivilsenats des 
Oberlandesgerichts in H. vom 29. Mai 1920 zurückgewiesen worden. 

Hiergegen hat der Beklagte Revision eingelegt mit dem Antrag, das an- 
gefochtene Urteil aufzuheben und nach seinem Berufungsantrag zu er¬ 
kennen, d, h. die Klage abzuweisen. Die Klägerin hat beantragt, die Re¬ 
vision zurückzuweisen. 

Aus den Entscheidungsgriinden. 

Der Revision kann der Erfolg nicht versagt werden. 

Auf dem Bahnhofe J. sind schon während des ganzen Sommers 1918 
Plünderungen von Güterwagen durch militärische Ersatzmannschaften ver¬ 
übt worden, die auf der Fahrt zur Front dort einen zwei- bis dreistündigen 
Verpflegungsaufenthalt hatten, teilweise auch dort erst gesammelt wurden. 
Gewöhnlich trafen dort täglich drei Militärzüge ein. Die Plünderungen der 
Waren waren so zahlreich, daß der Zeuge, Weichensteller Sch., oft ganze 
Seiten mit Nummern der beraubten Wagen beschrieben hat. Bis Ende Ok¬ 
tober konnten schwere Plünderungen noch durch die Bahnbeamten und die 
24 Mann starko militärische Bahnhofswache verhindert werden. Dann aber 
reichte deren Macht und auch die der anwesenden Offiziere nicht mehr aus. 
um die zügellosen Horden von Plünderungen und Gewalttätigkeiten 
abzuhalten. 

Dem Berufungsgericht kann nicht zugestimmt werden, wenn es die von 
ihm festgestellten Tatsachen für ausreichend erachtet hat, um das Vorliegen 
höherer Gewalt zu verneinen. Bedenklich erscheint besonders die Ansicht 
des Vorderrichters, daß für die Bahn die Pflicht bestanden habe, bei der An¬ 
nahme 'des Gutes den Absender auf die bestehende Unsicherheit auf den in 
Betracht kommenden kürzesten Strecken hinzuweisen und ihm die Bestim¬ 
mung eines weiteren Schienenwegs oder die einstweilige Hinausschiebung 
der Versendung nahezulegen. Hierbei hat der Vorderrichter nicht genügend 
geprüft, ob für die Bahn ein begründeter Anlaß zu solch einschneidenden. 
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zur Beunruhigung der Allgemeinheit geeigneten Maßregeln bestand und ob 
diese überhaupt austülirbar waren. Nach den Feststellungen des Berufunigs- 
urteils waren auf dem Bahnhofe J. bis Ende Oktober 1918 schwere Plünde¬ 
rungen der Güterwagen noch regelmäßig durch die Bahnhofswaehe und die 
Bahnbeamten verhütet worden. Die cn Rede stehende Sendung wurde am 
5. November, also zu einer Zeit aufgegeben. zu der die Verschlimmerung der 
Verhältnisse auf Bahnhof J. erst wenige Tage bestand. Es fragt sich, ob 
diese kurze Zwischenzeit genügte, um diejenigen Eisenbahnbehörden, die 
zur Anordnung schwer wiegender Maßnahmen befugt waren, über die ge¬ 
fahrdrohende Wendung der Dinge aufzuklären und die unteren Dienststellen 
mit den erforderlichen Anweisungen au versehen. Es bleibt im Berufungs¬ 
urteil auch unerürtert. welche Waren als der Plünderungsgefahr besonders 
ausgesetzt von der Beförderung hätten ausgeschlossen werden sollen, und ob 
der Kreis dieser Waren nicht möglicherweise soweit hätte gezogen werden 
müssen, daß dadurch die Volksernährung in den betroffenen Gebieten ge¬ 
fährdet worden wäre. Wenn das Berufungsgericht erwägt, daß d>:e Bahn die 
Beförderung des Guts vielleicht auf Umwegen ungefährdet hätte ausführen 
können, so handelt es sieh liier um eine bloße Vermutung, die in den Beweis¬ 
ergebnissen und den Feststellungen der Vorinstanz keine genügende Stütze 
findet. Das Gleiche gilt von den betriebstechnischen Erwägungen des Be¬ 
rufungsurteils. Hegte das Berufungsgericht den Verdacht, daß die Balun in 
der Einrichtung ihres Betriebs Versehen begangen habe, durch die die Plün¬ 
derungsgefahr erst heraufbeschworen oder wenigstens erhöht worden sei, 
so hätte es, wenn, es die auf tauch enden Fragen nicht aus eigener Sachkunde 
beantworten konnte, einen geeigneten Sachverständigen darüber hören 
müssen. Mit der Erörterung bloßer Möglichkeiten durfte es sich nicht be¬ 
gnügen. Wenn die volle Behanptungs- und Beweispflidht auch der Bahn 
obliegt, so ist diese bei der Unbegrenztheit 'der Zweifelsfragen doch nicht in 
der Lage, aus sich selbst heraus Aufklärung über alle diejenigen Umstände 
beizubringen. die möglicherweise dem Gerächt erheblich erscheinen könnten. 
Das BerufungsgeriiGt hätte daher, wenn es Aufklärungen auf betriebs¬ 
technischem Gebiei für erforderlich hielt, hierauf den Prozeßbevollmäch¬ 
tigten des Beklagten durch Ausübung des Fragerechts hinweisen und ihm 
nötigenfalls durch Vertagung der Verhandlung Gelegenheit bieten müssen, 
bei der Balm die notwendigen Erkundigungen einzuziehen. Von dieser 
Verpflichtung wurde es auch nicht dadurch befreit, daß es bei der Soliluß- 
verhandlung einzelne Fragen an den Prozeßbevollmächtigten der Bahn 
richtete und dieser die Fragen nicht beantworten konnte. 

Hiernach hat die Revision mit Recht die Verletzung der §§ 286. 
139 Z.P.O. gerügt. 


Eisenbahnverkehrsordnung §§ 54, 96. 

Erkenntnis des Reichsgerichts, I. Zivilsenats, vom 30. April 1921 in Sachen des 
preußischen F. ! '?nl>ahnfiskus. vertreten durch die Eisenbahndirektion M., Be¬ 
klagten lind Revisionsklägers, wider den Brauereidirektor B. in D., Klüger und 

Revisionsbeklagten. 

Kann ein am 10. September 1918 in Verlust geratener Koffer mit Kleidern und Wäsche als 
Kostbarkeit angesehen werden bei einem Werte von 320 M fUr das kg? 1 ) 

M Vgl. .Erkenntnis de- Reichsgerichts vom 22. Januar 1921. Archiv für 
Eisenbahnwesen S. 670. 
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Aus den Entscheidungsgründen. 

Es kommt darauf) an, ob das Frachtgut als solches, wie es der 
Eisenbahn zur Beförderung eingeliefert wird, also hier der Koffer mit 
seinem bahnamtlich festgestellten Gewicht von 50 kg samt seinem In¬ 
halt, der über 16 000 JL wert gewesen sein soll, so daß auf das kg ein 
Wert von mehr als 320 JL kommt, einen ungewöhnlich hohen 
We r t hatte. 

Auf diese Frage ist der Berufungsrichter nicht eingegängen; für 
die Kleider und Wäschegegenstände, die den Hauptinhalt des Koffers aus¬ 
gemacht haben, verneint er den Begriff der Kostbarkeit deshalb, weil sie 
für den persönlichen Gebrauch bestimmt seien und die für sie in Ansatz 
gebrachten hohen Werte in der infolge der fortgesetzten Entwertung 
des inländischen Geldes hervorgerufenen großen Preissteigerung ihre 
Erklärung finden, wie denn die Warenpreise um das Mehrfache des Be¬ 
trages gestiegen seien, ohne daß dadurch die Sachen selbst wertvoller 
geworden seien; falls man die Gegenstände im inländischen Geld ledig¬ 
lich zum gegenwärtigen Nennbetrag berechnen wollte, würde der Begriff 
der Kostbarkeit, der doch ein möglichst fester sein solle, den größten 
Schwankungen ausgesetzt sein. 

Diese Ausführungen sind nicht frei von Rechts- 
i r r t u m. 

Falls der Wert einer Sache im Verhältnis zu anderen Sachen er¬ 
heblich steigt, so kann sie, auch wenn sie bisher keine Kostbarkeit war, 
zu einer solchen werden. Daß man Kleider, weil sie nun mal so viel 
kosten, oder weil sie für den gewöhnlichen Gebrauch bestimmt sind, 
wie der Berufungsrichter vermeint, niemals zu den Kostbarkeiten rech¬ 
nen könne, däeseT ISatz ist in »solcher Allgemeinheit jedenfalls ni<M 
richtig. Vielmehr können, da sich die Einnahmeverhältnisse eines 
großen Teils unseres Volkes auch nicht annähernd der Entwertung des 
deutschen Geldes angepaßt haben, wertvolle Kleider, die bisher noch 
keine Kostbarkeiten waren, weil ihr Wert, verglichen mit anderen Ge¬ 
genständen erheblich gestiegen ist, nunmehr sehr wohl Kostbarkeiten 
werden. 

Aber hierauf kommt es im vorliegenden Fall überhaupt nicht an, 
da lediglich der Wert des gesamten Kofferinhalts, 
nach Größe und Gewicht, also für das kg mehr als 320 J( 
im September 1918 entscheidend ist. 

Es fragt sich, welche Bedeutung bei Feststellung des Begriffs der 
Kostbarkeit der Entwertung des deutschen Geldes beizumessen ist. Die 
Annahme des Berufungsrichters, daß die Warenpreise gegen früher in¬ 
folge der fortgesetzten Entwertung um das Mehrfache des Be¬ 
trages gestiegen seien, trifft für die hier in Frage kommende Zeit, 
am 10. September 1918, nicht zu: mindestens aber fehlt es für diese An¬ 
nahme des Berufungsrichters zurzeit noch an einer prozeßgerechten 
Grundlage. Allerdings hatte sich im September 1918 bereits die deutsche 
Valuta verschlechtert, und es hatte auch schon die Kaufkraft des deut¬ 
schen Geldes im Inlande nachgelassen, allein erst nach Ausbruch der 
Revolution und der kurz nachher einsetzenden gewaltigen Erhöhung der 
Löhne trat die ungewöhnlich große Entwertung des deutschen Geldes 
hervor, so daß die Warenpreise um das Mehrfache des Betrages der 
früheren Friedenspreise allgemein stiegen. Sinkt der Wert des Geldes 
im Vergleich zu der Mehrheit der Waren, so ergibt sich daraus, daß von 
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nun an die Eisenbahn im allgemeinen mit höheren Schadenersatzan¬ 
sprüchen zu rechnen hat, d. h. daß in Geld ausgedrückt die Summe, mit 
der sie normaler Weise bei Wertersatz für Verluste zu rechnen hat, sich 
entsprechend erhöht. Damit steigt natürlich auch die Wertgrenze der 
Kostbarkeit entsprechend. Bei Bewertung einer Sache im inländischen 
entwerteten Gelde wird der Begriff der Kostbarkeit auch keineswegs, 
wie der Berufungsrichter meint, ein schwankender, hur darf man natür¬ 
lich nicht eine bleibende, feste Summe zugrunde legen, sondern muß, 
nachdem man die Wertgrenze für die Kostbarkeit für eine bestimmte 
Zeit in Geld festgesetzt hat, für die jeweilige Zeit diese festgesetzte 
Wertgrenze dem jeweiligen Geldwert anpassen. Im Juni 1917 ist in der¬ 
artigen an das Reichsgericht gelangten Schadenersatzprozessen bei einem 
Wert von 193 für das kg und im Dezember 1918 bei einem solchen 
von 345 „4L eine Kostbarkeit angenommen, dagegen im September 1919 
bei einem solchen von 380 d( -das Vorhandensein einer Kostbarkeit ver¬ 
neint. Inwieweit diese das tatsächliche Gebiet berührenden Vorentschei¬ 
dungen dem Berufungsrichter Anhaltspunkte für die von ihm zu treffende 
Entscheidung geben können, darf ihm überlassen bleiben. Jedenfalls 
wird der Berufungsrichter nicht umhin können, festzustellen, ob unter 
Berücksichtigung eines Wertes von über 320 M für das kg bei dem 
Wert, den das deutsche Geld am 10. September 1918 hatte, diejenige 
Wertgrenze überschritten ist, die den in Verlust geratenen Koffer mit 
Inhalt zu einer Kostbarkeit macht. 

Hiernach war das angefochtene Urteil aufzuheben. 


Eisenbahnverkehrsordmmg §§ 54, 96. 

Erkenntnis des Reichsgerichts, I. Zivilsenats, vom 4. Mai 1921 in Sachen des 
preußischen Eisenbahnfiskus, vertreten durch die Eisenbahndirektion in H., 
Beklagten und Revisiousklägers, wider die Süddeutsche Transportversicherungs- 
Aktiengesellschaft in F., Klägerin und Revisionsbeklagte. 

Ein Rohrplattenkoffer mit Kleidungsstücken ist nicht als Kostbarkeit anzusehen. 

Aus den Entscheidungsgründen. 

Das Berufungsgericht hat die Voraussetzungen einer „Kostbarkeit“ 
sowohl für das Gepäckstück als Ganzes wie für die einzelnen darin ent¬ 
haltenen Gegenstände verneint. Der Wert von 600 JL auf 1 kg könnte 
wohl — so führt das Berufungsurteil im einzelnen aus — als ungewöhnlich 
hoch erscheinen, wenn lediglich der aus früheren Jahren geläufige Wert 
deutschen Geldes in Anschlag zu bringen wäre. Dieser Maßstab sei aber 
ausgeschlossen, da zur Zeit des Verlustes — September 1919 — das 
deutsche Geld bereits sehr stark entwertet gewesen sei und die dadurch 
bedingte scheinbare Werterhöhung der Sachgüter bei allem Reisegepäck 
in gleicher Weise stattgefunden habe. Der streitige Koffer, der den 
üblichen Inhalt von Reisegepäck gehabt habe, habe im Vergleich zu an¬ 
derem Reisegepäck keinen ungewöhnlich hohen Wert dargestellt, wenn 
auch die einzelnen Stücke anscheinend von besonders guter Beschaffen¬ 
heit und teilweise aus teueren Stoffen hergestellt gewesen seien. Dies 
gelte besonders von den beanstandeten seidenen Kleidungsstücken und 
Spitzentaschentüchern. Auch hier handle es sich um gewöhnliche Ge¬ 
brauchsgegenstände, die sich von dem aus Wolle, Baumwolle oder Leinen 
Archiv für Eisenbahnwesen. 1921 . 65 
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hergestellten gleichartigen Stücken zwar durch den kostspieligeren Stoff 
unterschieden, an der allgemeinen Wertsteigerung aller Gebrauchs¬ 
gegenstände aber nicht in höherem Grade beteiligt seien, als die anderen. 

Die Begründung der Vorentscheidung läßt einen Rechtsirrtum nicht 
erkennen. In der neueren Rechtsprechung des Reichsgerichts (RGZ. 
Bd. 100, S. 112, Bd. 101, S. 89, 166; Urteil vom 22. Januar 1921 I 261/20) 
ist bereits öfters hervorgehoben worden, daß bei der Prüfung des Miß¬ 
verhältnisses zwischen dem Werte des Gutes und seinem Gewichte und 
Umfange nicht allein von demjenigen Geldwerte, den das deutsche Geld 
zur Zeit normaler Valutaverhältnisse besaß, auszugehen, vielmehr auch 
zu fragen ist, ob der Wert des Gutes den Charakter des Außergewöhn¬ 
lichen auch gegenüber anderen ähnlichen Waren trägt, deren Wert sich 
gleichfalls verschoben hat. Soweit lediglich eine Wertsteigerung vor¬ 
liegt, die mit der allgemeinen Verteuerung fast aller Waren ungefähr 
gleichen Schritt gehalten hat, läßt sich nicht sagen, daß ein auffälliges 
Mißverhältnis des Werts des Gutes zu seinem Umfange odter Gewicht ein¬ 
getreten und eine Sache, die vorher als gewöhnliches Handelsgut galt, 
zu einer Kostbarkeit geworden ist. 

Auf diesen Standpunkt hat sich auch das Berufungsgericht gestellt. 
Seine Feststellung, daß der hohe Wert des abhanden 
gekommenen G-ufces lediglich eine Folge der allge¬ 
meinen Wertsteigerung ist und ein besonderes, un¬ 
gewöhnliches Anwachsen des Werts der einzelnen 
Stücke nicht in Frage kommt, trägt seine Entschei¬ 
dung. Wenn demgegenüber die Revision nur auf die besondere Kost¬ 
spieligkeit der fraglichen Reiseausstattung hinw'eist, so genügt das nicht, 
um den Begriff „Kostbarkeit“ auf das Gepäckstück anwendbar zu 
machen. Daß derartiges Gut früher bei normalen Valutaverhältnissen 
auch schon als Kostbarkeit im frachtrechtlichen Sinne gegolten hätte, 
ist von der Revision selbst nicht behauptet worden. Anderseits ist 
es eine allgemein bekannte Tatsache, daß nach der deutschen Staats¬ 
umwälzung und besonders im Jahre 1919 der Wert des deutschen Geldes 
gewaltig gesunken und damit eine außerordentliche Verteuerung der 
meisten Waren eingetreten ist. Die Beurteilung, die der Vorderrichter 
dem vorliegenden Falle hat angedeihen lassen, setzt sich daher auch 
nicht in Widerspruch zur Rechtsprechung des Reichsgerichts, die auf 
Sendungen aus früherer Zeit den Kostbarkeitshegriff schon bei einem 
erheblich geringeren ziffermäßigen Wert von 1 kg Ware ange¬ 
wendet hat. 


Handelsgesetzbuch §§ 429, 462, 467, 471; Eisenbahnverkehrsordnung §§ 54, 96. 

Erkenntnis des Reichsgerichts, I. Zivilsenats, vom 1. Mai 1921 in Sachen des 
Preußisch-Hessischen Eisenbahnfiskus, vertreten dnreh die Eisenhahndirektion 
in M., Beklagten und Revisionsklägers, wider den Kaufmann A. B. in Zürich, 

Kläger und Revisionsbeklagten. 

Zum Begriff der Kostbarkeit i. S. des § 54 E. V. 0. 

Aus den Entscheidung« gründen. ■ 

Eine Verwirkung der Ersatzansprüche der Absenderin aus § 467 
HOB., § 96 EVO. kommt nur dann in Betracht, wenn das verloren ge- 
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gangerie Gut nach der allgemeinen handelsrechtlichen Auffassung des 
Begriffs als „Kostbarkeit'“ anzusehen und deshalb gemäß § 54 Abs. 2 B 1 
EVO. zu den nur bedingungsweise zur Beförderung zugelassenen Gegen¬ 
ständen zu rechnen wäre. Von diesem Gesichtspunkte aus hat auch das 
Berufungsgericht das Streitverhältnis geprüft, indem es von der in der 
Rechtsprechung des Reichsgerichts feststehenden Begriffsbestimmung 
ausgegangen ist, wonach Kostbarkeiten Gegenstände sitid, deren Wert im 
Verhältnis zu ihrem Umfang und Gewicht ungewöhnlich hoch ist. Ein 
solches Mißverhältnis zwischen Wert und Gewicht hat der Vorderrichter 
für die Zeit der Versendung verneint. Dabei hat ihn die Erwägung ge¬ 
leitet, daß die in Frage stehenden Baumwollstickereien für Gebrauchs¬ 
gegenstände des täglichen Bedarfs bestimmt gewesen seien, daß der Preis 
für sie nur infolge der Entwertung des deutschen Geldes gegen früher 
um das Mehrfache gestiegen sei und daß unter diesen Umständen der 
Preis von 97 Schweizer Franken oder 590 für das kg nicht als ein 
auffallend hoher bezeichnet werden könne. 

Ein Rechtsirrtum ist in diesen Ausführungen nicht enthalten. Zwar 
ist der Revision darin beizustimmen, daß infolge der allgemeinen Geld¬ 
entwertung, mit der die ziffermäßige Steigerung der Einkommen nicht 
gleichen Schritt gehalten hat, in Deutschland viele Gegenstände, die 
früher allgemein im Gebrauch waren, jetzt wegen ihrer gewaltig ge¬ 
stiegenen Preise für einen großen Teil der Bevölkerung unerschwinglich 
geworden sind und deshalb auch gewöhnliche Handelsware den Begriff 
der Kostbarkeit erfüllen kann. Anderseits ist aber, wie das Reichs¬ 
gericht bereits mehrfach ausgesprochen hat (RGZ. Bd. 100 S. 112, Bd. 101, 
S. 89, 166, Urteil vom 22. Januar 1921 I 261/20), bei Prüfung des Kostbar¬ 
keitsbegriffs stets zu fragen, ob der Wert des Guts im Vergleich mit 
anderen Waren von ungefähr gleichem Umfang oder Gewicht außer¬ 
gewöhnlich hoch ist, oder ob nicht lediglich eine Wertsteigerung vor¬ 
liegt, die mit der allgemeinen Verteuerung fast aller Waren annähernd 
gleichen Schritt gehalten hat. Tm letzteren Falle kann nicht ange¬ 
nommen werden, daß eine Ware, die bisher gewöhnliches Handelsgut und 
zu den gewöhnlichen Bedarfsgegenständen gehörte, lediglich infolge der 
Preissteigerung zu einer Kostbarkeit im handelsrechtlichen Sinne ge¬ 
worden wäre. Dies ist auch der leitende Gesichtspunkt in der Ent¬ 
scheidung des Berufungsgerichts. Daß gerade in der Zeit seit Aus¬ 
bruch’ der deutschen Staatsumwälzung bis zum Oktober 1919 der Wert 
des deutschen Geldes sehr stark gesunken und damit eine .außerordent¬ 
liche Verteuerung der meisten Waren eingetreten ist, ist eine allgemein 
bekannte Tatsache. Der Beurteilung, die der Vorderrichter dem vor¬ 
liegenden Falle hat angedeihen lassen, steht daher auch nicht der Um¬ 
stand entgegen, daß das Reichsgericht in anderen Fällen, in denen es 
sich um Sendungen aus früherer Zeit handelte, den Kostbarkeitsbegriff 
schon bei geringerem ziffermäßigen Wert von 1 kg Ware angenommen 
hat. 


Handelsgesetzbuch § 456, Eisenbahnverkehrsordnung § 84. 

Erkenntnis des Reichsgerichts, I. Zivilsenats, vom 7. Mai 1921 in Sachen des 
Kaufmanns I>. in N., Klägers und Revisionsklägers, wider die Generaleisenbahn¬ 
direktion in S., Beklagte und Revisionsbeklagte. 

Beraubung eines Gttterzuges durch Insassen eines Militärzuges ist höhere 6ewalt (§ 456 H6B) 

65* 
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Aus den Entscheidungsgründen. 

Der .Berufungsrichter stellt fest, daß die Beraubung der für den 
Kläger bestimmten Kiste auf dem Bahnhof N. in der Nacht vom 14. zum 
15. Oktober 1918 von den Insassen eines Leichtverwundetenmilitärzuges 
während eines durch Maschinendefekt herbeigeführten, etwa dreistündi¬ 
gen Aufenthalts geschehen ist. Bei der Plünderung haben etwa 50 bis 
60 Personen mitgewirkt, der Transportführer und die ihm unterstellten 
Wachen haben die Plünderung nicht verhindern wollen oder bei der 
Verwilderung und Disziplinlosigkeit der Soldaten nicht verhindern 
können. Nun war allerdings der Generaldirektion bekannt, daß wieder¬ 
holt Güterzüge durch die Insassen von Militärzügen beraubt waren; 
deshalb nimmt der Berufungsrichter mit Recht an, daß die General¬ 
direktion verpflichtet war, die Bahnhofsvorstände hiervon in Kenntnis 
zu setzen, und sie zu Vorsichtsmaßnahmen anzuweisen. Allein er nimmt 
zugleich in zutreffender Würdigung der gesamten Umstände an, daß 
w r enn eine solche Anweisung erfolgt wäre, der Schaden gleichwohl nicht 
hätte vermieden werden können. 

Die Heranziehung einer militärischen Bewachung w r ar nicht mög¬ 
lich, weil der Aufenthalt des Militärzuges in N. ein unerwarteter, durch 
Maschinendefekt hervorgerufener w'ar. Allerdings war zu der hier frag¬ 
lichen Zeit der Zustand der Lokomotiven ein, derartiger, daß man stets 
mit Maschinendefekt zu rechnen hatte; trotzdem wird man vernünftiger¬ 
weise nicht an die Eisenbahnverwaltung da^ Verlangen stellen können, 
daß ihr aller Orten für alle plötzlich irgend nur eintretenden Masehinen- 
defekte zur Sicherung der Güterwagen gegen Beraubung ein genügendes 
militärisches Aufgebot zur Verfügung steht. Auch würde die hierzu er¬ 
forderliche große Anzahl von Soldaten zu damaliger Zeit im Inland 
überhaupt nicht zur Verfügung gestanden haben. Zumal in N., wo nach 
Aussage der Zeugen noch niemals eine derartige Plünderung vorge- 
kommen war, konnte der Bahnhofsvorstand auch bei Anwendung der 
gesteigertsten, den konkreten Verhältnissen angepaßten Sorgfalt davon 
ausgehen, daß der militärische Transportführer nicht vollständig ver¬ 
sagen würde, und daß von einem Militärtransport von Leichtverwunde¬ 
ten überhaupt eine derartige Gefahr zu erwarten sei. Daß der Bahn- 
hofsvorstand in der Folgezeit bei Militärtransporten militärischen 
Schutz herangezogen hat, ändert an der Beurteilung nichts, da es sich 
in vorliegendem Fall um einen ganz unvoraussehbaren Aufenthalt des 
Militärtransportzugs gehandelt hat. Der Kläger weist zwar darauf hin, 
daß es der Beklagten ein Leichtes gewesen sei, von der N. 
Polizei einige Sehutzlöaite zu erhalten, und der Berufungsrichter 
ist im einzelnen hierauf nicht eingegangen. Allein es kann ohne wei¬ 
teres angenommen werden, daß auch eine Anzahl von Polizeibeamten 
der Plünderung seitens einer aus 50—60 Personen bestehenden disziplin¬ 
losen Horde machtlos gegenüber gestanden haben würde. 

Da zu der Zeit, wo der Militärzug vom Gleis 2 auf Gleis 30 umge¬ 
setzt wurde, die Mannschaften schliefen, genügte der Bahnhofsvorstand 
seiner Sorgfaltspflicht, wenn er dafür sorgte, daß ein Wächter zur Stelle 
war, da Plünderungen unter diesen Umständen nicht vorauszusehen 
waren. 

Der Berufungsrichter prüft weiter, welche Maßnahmen zur Verhin¬ 
derung der Plünderung hätten getroffen werden können, und gelangt 
hierbei zu einem ganz negativen Resultat. Ein vom Bahnhöfsvorstand 
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erwirktes Verbot, den Zug zu verlassen, würde bei der damals herr¬ 
schenden Stimmung der Truppen und der eingerissenen Disziplinlosig¬ 
keit die Gefahr voraussichtlich verschärft haben. Auch ein Umran¬ 
gieren hätte nichts genützt. Ein Wegsetzen der in geschlossenen Wagen¬ 
gruppen stehenden Stückgutwagen war nach dem Bericht der Güterab¬ 
fertigung N. vom 3. Dezember 1919 ausgeschlossen, da dazu umfang¬ 
reiche Verschiebungsarbeiten erforderlich gewesen wären, wofür es an 
Zugkraft untf Mannschaften fehlte. Auch war es nach der Aussage des 
Zeugen G. nicht angängig, die Güterwagen aus dem Bereich des Trans¬ 
ports zu entfernen, da sie am nächsten Morgen für den Abgang des 
Güterzugs bereit stehen mußten. 

Den Transportzug aber auf ein totes Geleise zh t , führen, war in der 
Nacht gefährlich. 

Die Umstellung des Militärzugs von Gleis 2 auf Güterzuggleis 30 
war notwendig, da das Gleis 2 für andere Zugfahrten gebraucht 
wurde. 

Auf freier Strecke, wie der Kläger in der Revisionsbegrün¬ 
dung sagt, den Militärzug halten zu lassen, war bei einem dreistündigen 
Aufenthalt mit Rücksicht auf die dadurch herbeigeführte vollständige 
Verkehrsstörung sicherlich ausgeschlossen. 

Die übrigen Revisionsangriffe gehen ebenfalls fehl. Wenn auch 
der Maschinendefekt sich als höhere Gewalt zweifellos nicht darstellt, 
so war er doch nur die Veranlassung für den dreistündigen Aufenthalt 
des Zuges, steht aber mit dem Schaden des Klägers nur in sehr entfern¬ 
tem Zusammenhang. 

Hiernach ist der Kläger mit Recht abgewiesen 
w n r d e n , d a i ni vorliegenden Falle höhere Gewalt v er¬ 
liegt. 


Erkenntnis des Reichsgerichts. I. Zivilsenats, vom 28. Mai 1921. in Sachen des 
Reichseisenbahnfiskus, vertreten durch die Eisenbahn-Generaldirektion in K., 
Beklagten und Revisionsklägers, wider die B.sehe Landwirtschaftskammer 
in K., Klägerin und Revisionsbeklagte. 

Abhandenkommen eines Fasses Wein, Haftung der Eisenbahn für grobes Verschulden Ihrer 

Angestellten. 

Tatbestand. 

Die Klägerin bezog Anfang Oktober 19.18 von ihrem Rebgut W. 
eine Sendung von vier Faß Wein mit der husenbahn. Die Partiei kam 
vollzählig in K. an. Mit der Abrollung war der Spediteur H. von der 
Klägerin beauftragt. Dieser hat am 4. oder 5. Oktober den Frachtbrief 
eingelöst, die Fracht bezahlt und über den Empfang der Ware quittiert. 
Er nahm die Ware nicht sofort an sich, sondern ließ sie auf dem Güter¬ 
boden stehen. Als er sie am 9. Oktober abholen wollte, fehlte von den 
vier Fässern eines im Gewicht von 834 kg. Sein Verbleib ist nicht 
au fgeklärt. 

Die Klägerin verlangt mit der Klage Ersatz des Wertes des Fasses. 
Das Landgericht K. hat die Klage dein Grunde nach für berechtigt er¬ 
klärt. Die Berufung des Beklagten ist vom Oberlandesgericht K. zu- 
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rückgewiesen. Der Beklagte hat Revision eingelegt und gebeten, nach 
seinen Berufungsanträgen zu erkennen. 

Die Klägerin hat Zurückweisung der Revision beantragt. 

Aus den Entscheidungsgründen. 

Aufgelieferte Güter, die nicht sofort befördert werden können, hat 
die Eisenbahn in Verwahrung zu nehmen, E.V.O. § 64. Darin wird ein 
Verwahrungsvertrag erblickt, vgl. Staub § 453, Anm. 13; ob der Vertrag 
unentgeltlich oder entgeltlich ist (vgl. § 690 BGB.), ist nicht unzweifel¬ 
haft, Düringer-Hachenburg, § 453, IV, Anm. 13. In der Zeit von der „An¬ 
nahme zur Beförderung bis zur Ablieferung“ haftet die Eisenbahn bis 
zur höheren Gewalt, § 456 HGB. Sie haftet in dieser Weise grundsätz¬ 
lich also zunächst auch noch, nachdem, das Frachtgut am Bestimmungs¬ 
ort angekommen und ausgeladen ist; jedoch nimmt die vorherrschende 
Meinung an, daß bei Annahmeverzug des Empfängers infolge unberech¬ 
tigter Annahmeverweigerung nur noch Haftung für Arglist und grobes 
Verschulden eintritt, Staub, § 429, Anm. 9, Düringer-Hachenburg, § 429, 
Anm. 4 a. E., Makower, § 429, I, Anm. 1. Diese Anschauung wird be¬ 
stritten von Barnickel, eisenbahnrechtl. Entscheidungen, Bd. 26, S. 114 
und Rundnagel in Ehrenbergs Handbuch, 5, 2. S. 422. Folgerichtig wird 
die vorherrschende Meinung annelunen müssen, daß die geminderte Haf¬ 
tung nicht nur bei ausdrücklicher Annahmeweigerung des Empfängers, 
sondern auch bei Verzug infolge Verzögerung der Abnahme eintritt. Zu 
betonen ist aber, daß diese Ansicht zunächst nur den Fall ins Auge faßt, 
daß auch nicht ein Surrogat der körperlichen Ablieferung (Quittierung 
über den Empfang und Zahlung der Fracht) vorliegt, vgl. z. B. Staub, 
§ 429. Anm. 8; Rundnagel in den eisenbahnrechtl. Entscheidungen Bd. 23. 
S. 306. Endlich ist anerkannt, daß auf die Ablieferung ein Verwah- 
rungsantrag mit Haftung für leichtes Verschulden nachfolgen kann. 
Staub § 129, Anm. 9 ROHG. Bd. 14, Seite 295), und daß eine solche Haf¬ 
tung insbesondere dann eintritt, wenn die Eisenbahn unanbringliehe 
Güter selbst zu Lager nimmt, EVO. § 81, Abs. 3: Eger, § 81, Anm. 429. 

In dem zur Entscheidung stehenden Fall ist die Sachlage so, daß 
das erwähnte Surrogat der körperlichen Ablieferung eingetreten ist, der 
Empfänger sich aber um das Gut mehrere Tage lang nicht gekümmert 
hat. Das Berufungsgericht hat angenommen, daß zwischen den Parteien 
ein Verwahrungsvertrag geschlossen ist, und zwar ein entgeltlicher, so 
daß der Beklagte für jedes Verschulden zu haften habe. Dies Ergebnis 
wäre nur schwer in Einklang zu bringen mit der vorstehend gekenn¬ 
zeichneten vorherrschenden Meinung, daß auch schon vor Ablieferung 
des Frachtguts bei Verzug des Empfängers nur eine Haftung für grobes 
Verschulden eintritt. Es bedarf jedoch keiner Prüfung, ob deshalb der 
Entscheidung des Berufungsgerichts entgegenzutreten ist. .Denn die 
Sa c h 1 a g e ist so gestaltet, daß grobes Verschulden auf 
seiten des Beklagten angenommen werden muß. 

E s handelt e sich um ei n F aß W e i n im G e w i c h f v o u 
834 kg. also ein F r a c h t s t ii e k von erheblichem II m f a n g 
und Gewicht. Kommt ein solches Frachtstück abhan¬ 
den. so ist d as j e d e n f a 11 s so lange auf grobes Ver¬ 
schulden der Eisenbahnbearaten ziiriickzufiihren, als 
nicht die Eisenbahn irgend eine sie entlastende Er¬ 
klärung für die Möglichkeit des Verlustes zu geben 
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vermag. Nach dem nächsten Anschein kann ein derartiges Kollo nicht 
ohne grobes Verschulden' in Verlust geraten. Daß es versehentlich mit 
anderen Waren ausgeliefert worden ist, erscheint sehr wenig wahrschein¬ 
lich. Unbemerkt fortbringen ließ es sich kaum. Von Einbruchsdieb¬ 
stählen hat nichts verlautet. Die nächstliegende Annahme ist also, daß 
die Bahnangestellten es zum mindesten an der nötigen 
Bewachung haben „fehlen lassen. Das schließt ein 
grobes Verschulden ein. Für eine andere Auffassung der Sach¬ 
lage hat der Beklagte, wie es bei solcher Beweislage ihm obgelegen 
hätte, nichts vorgebracht. Für ein grobes Verschulden 
seiner Beamten und Angestellten aber kann der Be¬ 
klagte die Haftung nicht ablehnen, und zwar weder, 
wenn man einen entgeltlichen, noch auch, wenn man 
einen unentgeltlichen Verwahrungsvertrag anneh¬ 
men will, noch auch, wenn man einen Verwahrungsvertrag ablehnt, 
vielmehr eine fortdauernde Haftung aus dem Frachtverträge annimmt, 
vgl. Janzer in der Zeitschrift des Vereins Deutscher Eisenb. 1908 S. 2G9, 
Rundnagel in Ehrenbergs Handbuch, 5,2, S. 416, Anm. 11. 

Danach erweist sich die Revision als unbegründet. 


Internationales Übereinkommen über den Eisenbahnfrachtverkehr. 

Erkenntnis des Reichsgerichts, I- Zivilsenats, vom 8. Juni 1921 in Sachen des 
Rauchwarenhändlers K. in L., Klägers und Revisionsklägers, wider den Sächsischen 
Staat, vertreten durch die Direktion der Staatseisenbahnen zu D.. Beklagten und 

Revisionsbeklagtcn. 

Anwendung des KostbarkeitsbegritTs auf Felle. 

Tatbestand. 

Der Kläger übergab der Eisenbahn am 7. September 1918 eine Kiste 
mit Rauchwaren zur Beförderung als Eilgut von L. nach W. Die Kiste 
hatte einen Umfang von 100 X 75 X 60 cm und wog mit Inhalt 82 kg. 
Der Inhalt war im Frachtbrief auf 290 gefärbte Kaninfelle, 50 zubereitete 
Schirasfelle, 362 zubereitete Iltisfelle, 64 gefärbte Fuchsfelle und 6 ge¬ 
färbte Fuchsschweife angegeben. Belastet war das Gut im Frachtbrief 
mit einer Nachnahme von 22 215 . H.. Die Kiste lagerte nach ihrem Ein¬ 
treffen in W. dort kurze Zeit und wurde dann im Auftrag des Klägers 
nach L. zurückgesandt. Hier wurde festgestellt, daß sie erbrochen und 
eines Teils ihres Inhalts beraubt war. In Höhe des Gesamtwerts der 
verloren gegangenen Waren von 18 432, -jo M. zuzüglich 232,so ,/f. Fracht¬ 
kosten, zusammen 18 665 .A nebst 6 % Zinsen seit dem 4. Dezember 1918 
hat der Kläger den Beklagten auf Schadensersatz in Anspruch genommen. 
Der Beklagte hat dem Kläger den Wert der Iltisschwarten, der Schiras- 
feilo und der Kaninfelle mit 1047,20 Ji. nebst Zinsen vergütet. Im übrigen 
hat er Klagabweisung beantragt und eingewendet, daß die in Frage 
stehenden Waren Kostbarkeiten im frachtrechtlichen Sinne seien und für 
ihren Verlust von der Bahn nicht gehaftet werde, da bei ihrer Absen¬ 
dung dio für Kostbarkeiten geltenden gesetzlichen und tarifarischen 
Vorschriften nicht beachtet worden seien. 

Dieser Auffassung schloß sich dio 9. Kammer für Handelssachen 
des Uandgreiclits zu I). an und wies die Klage ab. Die Berufung de- 
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Klägers wurde durch Urteil des 2. Zivilsenats des Oberlandesgerichts 
zu D. vom 18. Oktober 1920 zurückgewiesen. 

Hiergegen hat der Kläger Revision eingelegt mit dem Antrag, das 
angefochtene Urteil aufzuheben und nach seinen zweitinstanzlichen An¬ 
trägen zu erkennen, d. h. der Klage unter Berücksichtigung der Teil¬ 
zahlung stattzugeben. Der Beklagte hat beantragt, die Revision des 
Klägers zurückzuweisen. 

Entscheidungsgründe. 

Die Revision erweist sich als unbegründet. 

Auf das streitige Rechtsverhältnis finden die Bestimmungen des 
Internationalen Übereinkommens über den Eisenbahnfrachtverkehr vom 
14. Oktober 1890 (RGBl. 1892 8. 793) Anwendung, da das Gut aus dem 
Gebiet des Deutschen Reichs in das Gebiet Österreich-Ungarns mit durch¬ 
gehendem Frachtbrief auf Verbandseisenbahnstrecken versandt worden 
ist. Im Art. 3 des Übereinkommens ist den Ausführungsbestimmungen 
die Bezeichnung derjenigen Güter Vorbehalten, die wegen ihres großen 
Werts, wegen ihrer besonderen Beschaffenheit oder wegen Gefährdung 
der Betriebssicherheit und -Ordnung vom zwischenstaatlichen Eisenbahn¬ 
verkehr ausgeschlossen oder dazu nur bedingungsweise zugelassen sind. 
Als Güter der letzteren Art werden im § 1 Abs. 2 Nr. 2 der Ausführungs¬ 
bestimmungen Gold- und »Silberwaren, Platina, Geld, geldwerte Münzen 
und Papiere, Dokumente. Edelsteine, echte Perlen, Pretiosen und „andere 
Kostbarkeiten“ genannt, mit dem llinzufiigen, daß diese Gegenstände 
entweder nach Maßgabe von Vereinbarungen zwischen den Regierungen 
der beteiligten Staaten oder von Tarifbestimmungen zugelassen werden, 
die von den dazu ermächtigten Balhnverwaltungen au fixest eilt und von 
allen zuständigen Aufsichtsbehörden genehmigt sind. Hinsichtlich Eisen¬ 
bahnsendungen aus dem Deutschen Reich nach Österreich-Ungarn war 
die Beförderung von Kostbarkeiten zu der hier in Rede stehenden Zeit 
durch den Eisenbahngütertarif, Teil I, Abteilung A, für den Verkehr 
zwischen den österreichischen, ungarischen und bosniseh-herzegowini- 
schen Eisenbahnen einerseits, den deutschen, luxemburgischen, belgischen 
und niederländischen Eisenbahnen anderseits (gültig vom 1. September 
1914) geregelt. Dieser Tarif enthält in Zusatzbestimmung 1 zu Art. 3 
des Übereinkommens mit Beschränkung auf den Verkehr zwischen den 
österreichischen, ungarischen und bosniseh-herzegowinischen Eisenbahnen 
einerseits, den deutschen und luxemburgischen Eisenbahnen anderseits 
folgende besondere Vorschrift: 

Gold- und Silberwaren, Platina, Geld und geldwerte Münzen aus 
eilen Metallen sowie geldwerte Papiere, Dokumente, Edelsteine, echte 
Perlen, Pretiosen und andere Kostbarkeiten sind als solche im Fracht¬ 
brief ausdrücklich zu bezeichnen und werden nur als Eilgut zur Be¬ 
förderung angenommen. Sie müssen in fest verschlossenen Fässern 
oder Kisten, die einzeln nicht unter 25 kg wiegen dürfen, gut ver¬ 
packt sein. Das Verladen liegt dem Absender, das Ausladen dem 
Empfänger ob. Die Beförderung findet nur in besonderen Wagen, 
in die andere Güter nicht verladen werden dürfen, mit den von der 
Eisenbahn zu bestimmenden Zügen, in Österreich und Ungarn nur 
mit Prrsonenziigen statt. Die Beförderung in Sonderzügen unter¬ 
liegt besonderer Vereinbarung zwischen dem Absender und der 
Eisenbahn. Für jeden Wagen muß vom Absender ein Begleiter ge- 
<tellt werden, der das tarifmäßige Fahrgeld zu entrichten hat. 
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Diese Bestimmungen erachtet das Berufungsgericht hinsichtlich der 
in Rede stehenden Sendung nicht für gewahrt. Es erwägt ferner, daß die 
noch nicht ersetzten Felle bei ihrem außergewöhnlich hohen Werte im 
Vergleich mit ihrem Umfang und Gewicht als Kostbarkeiten im verkehrs¬ 
rechtlichen Sinne anzusehen seien, und gelangt, übereinstimmend mit dem 
Landgericht, zu dem Ergebnis, daß der Kläger durch Nichtbeobachtung 
der Versendungsbedingungen seine Ersatzansprüche an die Bahn ver¬ 
wirkt habe. 

Hiergegen erhebt die Revision zunächst die Rüge, daß der Vorder¬ 
richter den Begriff „Kostbarkeit“ nicht allein unter Berücksichtigung der 
deutschen und österreichischen Verhältnisse habe bestimmen dürfen, viel¬ 
mehr auch die Verhältnisse sämtlicher dem Übereinkommen angehörigen 
Länder hätte mit in Betracht ziehen müssen. Das müsse dazu führen, 
den Begriff „Kostbarkeit“ für die fraglichen Felle auszuschließen, die, 
wie der Vorderrichter selbst annehme, auch in Deutschland und Österreich 
erst durch die Preisentwicklung des Kriegs zu Kostbarkeiten geworden 
seien. Dieser Angriff ist nicht begründet. Bei der Bestimmung des Kost¬ 
barkeitsbegriffs ist das Berufungsgericht der ständigen Rechtsprechung 
des Reichsgerichts gefolgt, die den Begriff ganz allgemein, auch für den 
zwischenstaatlichen Eisenbahnverkehr, auf solche Frachtgüter anwendet, 
deren Wert im Verhältnis zu ihrem Gewicht und Umfang unge¬ 
wöhnlich hoch ist (RGZ Bd. 101 S. 87, Urteil vom 12. Juni 1920 4 ) I S6/20). 
In tatsächlicher Beziehung hat es festgestellt, daß der Wert der verloren 
gegangenen Felle 614 „Ä. auf das Kilogramm bei Einrechnung der bereits 
ersetzten weniger wertvollen Stücke und 1114 JC auf das Kilogramm bei 
Ausschluß der letzteren ausmacht, auch der Umfang der Kiste im Ver¬ 
gleich mit dem Werte des Inhalts gering war und die Preissteigerung 
bei Fellen während des Krieges in höherem Maße hervorgetreten ist, als 
sie sonst infolge der Geldentwertung bei anderen Waren Platz gegriffen 
hat. Diese Feststellungen reichen aus, um die Anwendung des Kostbar¬ 
keitsbegriffs auf das streitige Frachtgut zu rechtfertigen. Zur Prüfung 
der Frage, ob nicht nur in den beteiligten Staaten, Deutschland und Öster¬ 
reich, sondern auch in allen übrigen Verbandsstaaten die fraglichen 
Felle als Kostbarkeit angesehen würden, hatte das Berufungsgericht 
keine Veranlassung. Aus § 1 Abs. 2 Nr. 2 (Abs. 2) der Ausführungs- 
bestimnmngen, woselbst die Reglung der Beförderung von Kostbarkeiten 
den Vereinbarungen der Regierungen der beteiligten Staaten Vorbehalten 
worden ist, folgt ohne weiteres, daß in dieser Beziehung keineswegs inner¬ 
halb der Gesamtheit der Verbandsstaaten vollkommen gleiche Grund¬ 
sätze zur Durchführung gebracht werden sollen, vielmehr dem freien 
Ermessen der einzelnen Staaten und den Sonderabmachungen unter ihnen 
der weiteste Spielraum gelassen worden ist. Im Sinn der Ausführungs¬ 
bestimmungen liegt es daher, wenn die Frage, ob ein Gegenstand, der 
nicht zu den im § 1 Abs. 2 Nr. 2 ausdrücklich genannten gehört, im ein¬ 
zelnen Fall als Kostbarkeit zu gelten hat, nur nach den wirtschaftlichen 
Verhältnissen der bei der Beförderung jeweilig beteiligten Staaten ent¬ 
schieden wird. Daß die streitigen Felle bei Berücksichtigung der da¬ 
maligen deutschen und österreichischen Verhältnisse die in der Recht¬ 
sprechung des Reichsgerichts erforderten Merkmale von Kostbarkeiten 
besaßen, wird von der Revision selbst nicht in Zweifel gezogen. I nter 
diesen l'mständen kann es dahingestellt bleiben, ob nicht für die Bestim- 

1 1 Vergl. Archiv für Eisenbahnwesen 1920 S. 1280. 
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inung der Kostbarkeitseigenschaft im zwischenstaatlichen Eisenbahn- 
Frachtverkehr sogar lediglich die wirtschaftlichen Verhältnisse am Ver¬ 
sandorte maßgebend sind. Einen Anhalt für eine solche Annahme könnte 
der Art. 34 des Übereinkommens bieten, nach dem für den Wert¬ 
ersatz der Handelswert oder der gemeine Wert am Versandorte maß¬ 
gebend ist. 

Die Revision vermißt ferner im Berufungsurteil einen ausdrück¬ 
lichen Ausspruch darüber, welche einzelnen Versendungsbedingungen 
der Kläger nicht befolgt habe. Eine Verpflichtung zur Mitsendung eines 
Begleiters folge weder aus den besonderen Vereinbarungen zwischen 
dem Deutschen Reiche und Österreich-Ungarn noch aus dem deutsch¬ 
österreich-ungarischen Gütertarif. Soweit es sich aber um das Unter¬ 
lassen der Bezeichnung als Kostbarkeit im Frachtbriefe handle, so sei zu 
beachten, daß die Sendung im Frachtbrief ganz eingehend dargelegt, auch 
der Nachnahmebetrag von 22 245 oft angegeben, somit jede Zweifelsmög¬ 
lichkeit ausgeschlossen sei. Hierauf ist zu entgegnen, daß der oben¬ 
genannte zwischenstaatliche Gütertarif allerdings seinem klaren Wort¬ 
laut nach die Stellung eines Begleiters für jede Sendung von Kostbar¬ 
keiten aus dem Deutschen Reich nach Österreich-Ungarn vorschreibt. 
Somit löst die Nichtbefolgung dieser Vorschrift, wie das Landgericht 
zutreffend ausgeführt hat, die Haftungsbefreiung aus Art. 31 Ziff. 6 des 
Übereinkommens aus, wonach die Eisenbahn in Ansehung der Güter, 
denen nach der Bestimmung des Tarifs ein Begleiter beizuigeben ist. 
nicht für den Schaden aus der Gefahr haftet, deren Abwendung durch 
die Begleitung bezweckt wird, also vornehmlich nicht für Diebstahls¬ 
schaden. 

Anderseits wurde die im Tarif angeordnete besondere Bezeich¬ 
nung der Kostbarkeiten als solche nicht dadurch entbehrlich, daß der 
Frachtbrief den Inhalt der Sendung genau angab und auch den Nach¬ 
nahmebetrag nannte. Die oben mitgeteilte Tarifbestimmung schreibt 
unzweideutig vor, daß Kostbarkeiten als solche im Frachtbrief ausdrück¬ 
lich zu bezeichnen sind. Der Grund für diese strenge Bestimmung ist 
darin zu finden, daß bei der Güterabfertigung meist untergeordnete Be¬ 
amte beschäftigt werden, denen schwierige Überlegungen nicht zuzu¬ 
muten sind, sondern die nach festen, klaren Richtlinien zu verfahren 
haben. Für sie bedeutet daher erst die klare Bezeichnung einer Sache als 
„Kostbarkeit" einen genügenden Hinweis darauf, wie sie das Gut bei der 
Beförderung zu behandeln haben. Hierbei kann es dahingestellt bleiben, 
ob in jedem Fall gerade der Ausdruck „Kostbarkeit" gebraucht werden 
muß, oder ob es unter Umständen auch genügen könnte, wenn die Kost¬ 
barkeitseigenschaft auf andere Weise im Frachtbrief für jedermann 
außer Zweifel gestellt würde. An einer solchen klaren Bezeichnung 
fehlt es aber unbedenklich im vorliegenden Fall. Der Eisenbahn kann 
deshalb der Vorwurf einer Verletzung von Treu und Glauben nicht ge¬ 
macht werden, wenn sie sich auf das Fehlen der Bezeichnung des Gutes 
als Kostbarkeit beruft, mag auch bereits bei genauer Durchsicht des 
Frachtbriefs aus dessen übrigen Angaben, insbesondere nach Aufstellung 
einer rechnerischen Ermittlung, der hohe Wert des Gutes feststellbar 
gewesen sein. Es kommt noch hinzu, daß es der im Art. 30 der Eisenbahn 
aufgebürdeten strengen Haftpflicht durchaus entspricht, w r enn auch dem 
Absender eine genaue Befolgung der zugunsten der Eisenbahn getrof¬ 
fenen, zur Schadensverhütung bestimmten Vorschriften zugemutet wird. 
Deshalb ergibt sich aus der Unterlassung der vorgeschriebenen Angabe 
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im Frachtbrief die Anwendung des Art. 43 lntFrÜb., wonach jede Haft¬ 
pflicht der Eisenbahn auf Grund des Frachtvertrags ausgeschlossen ist, 
wenn Gegenstände, die nur bedingungsweise zur Beförderung zugelassen 
sind, unter ungenauer oder unrichtiger Deklaration zur Beförderung 
aufgegeben, oder wenn die für sie vorgesehenen Sicherheitsvorschriften 
vom Absender außer acht gelassen werden. Zu solchen Sicherheitsvor¬ 
schriften gehört übrigens auch eine durch den Tarif vorgeschriebene 
Gestellung eines Begleiters, so daß die oben erörterte Nichtgestellung 
auch die Verwirkung der Ersatzansprüche an die Bahn auf Grund des 
Art. 43 zur Folge hat. 

Weiter erörtert die Revision die Anwendbarkeit der Anlage II 
Ziff. 6 zum deutschen Eisenbahngütertarif Teil I Abteilung A (S. 99). 
Hier ist bestimmt, daß folgende Felle: Biber, Biberseelmnd (Seal), Blau¬ 
fuchs, Chinchilla, Hermelin, Marder, Nerz, Otter, Persianer, Seeotter, 
Silberfuchs, Skunks und Zobel, bei Aufgabe als Stückgut in fest ver¬ 
schlossenen hölzernen Kisten oder Fässern verpackt sein müssen. Die 
Revision vertritt die Ansicht, daß hierdurch für die genannten Fellarten, 
zu denen auch die noch streitigen gehörten, die Versendungsweise ab¬ 
schließend geregelt worden sei und nicht daneben auch noch die Kost¬ 
barkeitsvorschriften in Betracht kommen könnten. Diese Ansicht er¬ 
scheint nicht zutreffend. Die Anlage II enthält lediglich eine Aus¬ 
führungsbestimmung zu dem die Verpackung des Guts regelnden § 62 der 
deutschen Eisenbahn-Verkehrsordnung, ist also für die Frage, wie Kost¬ 
barkeiten zu versenden sind, ohne jede Bedeutung. Sie kommt auch, wie 
die EVO selbst, für den internationalen Verkehr nur insoweit in Be¬ 
tracht, als er nicht durch besondere Bestimmungen geregelt ist (§ 1 
EVO.). Über die Verpackung und Versendung von Kostbarkeiten sind 
aber, wie oben dargelegt worden ist, in den zum IntFrÜb. ergangenen 
Ausführungsbestimmungen und in dem für den vorliegenden Fall maß¬ 
geblichen zwischenstaatlichen Tarif eingehende Bestimmungen getroffen 
worden. Nach diesen allein ist daher zu entscheiden, ob die strittigen 
Felle als Kostbarkeiten anzusehen und welche Bedingungen bei ihrer 
Versendung zu beobachten waren. 

Der Revision kann endlich auch nicht darin beigepflichtet werden, 
daß es den Grundsätzen von Treu und Glauben und den Erfordernissen 
der Verkehrssicherheit widerspreche, wenn Waren, die vor dem Krieg 
nicht als Kostbarkeiten gegolten hätten, nunmehr infolge der Kriegs¬ 
und Valutaverhältnisse als Kostbarkeiten behandelt würden. Bereits in 
zahlreichen Entscheidungen des Reichsgerichts ist ausgesprochen worden, 
daß sich bei vielen Waren, die früher gewöhnliches Handelsgut waren, 
infolge der Kriegsverhältnisse eine solche Werterhöhung herausgebildet 
hat, daß sie selbst bei Berücksichtigung der allgemeinen Preisverschie- 
buaig den Charakter des Außergewöhnlichen trägt und die Einordnung der 
Waren in die Reihe der Kostbarkeiten notwendig macht (RGZ. Bd. 101 
S. 166). Eine derartige, nicht allein auf die allgemeine Geldentwertung 
zurückzuführende Wertsteigerung hat das Berufungsgericht hinsichtlich 
der in Rede stehenden Felle l>edenkenfrei festgestellt, indem cs noch 
näher ausgeführt hat, daß diese auch bereits lange vorher nahe an der 
Grenze der Kostbarkeiten gestanden hätten. Von einem Verstoß gegen 
Treu und Glauben kann nicht die Rede sein, wenn die Eisenbahn jetzt 
die Kostbarkeitsvorschriften auf solche im Preis ungewöhnlich gestie¬ 
genen Waren anwenden will. Die veränderten wirtschaftlichen \ er- 
hältnisse, auf deren Entwicklung die Eisenbahn einen Einfluß nicht aus- 
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Üben konnte, rechtfertigen ohne weiteres die Anwendung der nunmehr 
auf das Rechtsverhältnis passenden gesetzlichen Bestimmungen. Eine 
vorherige entsprechende Belehrung der beteiligten Kreise konnte der 
Eisenbahn nicht zugemutet werden (Urteil des RG. vom 12. Juni 1920 *) 
i 86/20). 


Gesetzgebung. 


Deutsches Reich. A u s f ü h r u n g s b e s t i m m u n g e n v o nx 9. Juli 
1921 zum P e n s i o n s e r g ä n z u n g s g e s e t z vom 21. De¬ 
zember 1920 (R.-G.-Bl. S. 2109). 

(Reichs-Verkehrsblatt S. 8.V>. R.-G.-Bl. S. SN6.) 

V e r o r d n u n g des Re i ch s v e r k e h r s m i n i s t e r s : 

Vom 10. Juni 1921, betr. Änderung der Eisenbahn-V'erkehrsordnung 
vom 28. Dezember 1908. 

(Reichs-Verkehrsblatt S. 2*7. R.-G.-Bl. 8. 780.) 

Bekannt ma c h u ng en de s R e i c h s v e r k eh rsmini¬ 
ste r s : 

Vom 20. Juni 1921, betr. Änderung des Milniirtarifs für Eisenbahnen. 

(Reichs-Verkehrsblatt S. 2 SS. R.-G.-Bl. S. 750.) 

Vom 14. Juni 1921, betr. Änderung der Anlage C zur Eisenbahn- 
V e r k e 1 x r so r dn u n g. 

(Reichs-Verkehrsblatt 8. 291. R.-G.-Bl. S. 770.) 

Vom 18. Juli 1921, betr. Änderung der Anlage G zur Eisenbahn-Ver- 
kehrsordnung. 

(Reichs-Verkehrsblatt S. 376. R.-G.-Bl. 8. 9-16.) 

Bekanntmachungen d e s II a u p t w a h 1 v o r Standes: 

Vom 8. Juli 1921 über das Ergebnis der Wahl züuan Hauptbetriebsrat, 
zu dessen Ausschüssen und zum Hauptschlichtungsausschuß. 

(Reichs-Verkehrsblatt 8. 822.) 

Vom 11. August 1921 über die Vorschlagslisten zu den Wahlen des 
H a u ptbea m t en r a ts. 

(Reichs-Verkehrsblatt S. 379.) 

E r 1 a s s e des R e i e hsverkeh rsministers : Seite 

Vom 8. Juni 1921, betr. Tagegelder für abgeordnete und Ent¬ 
schädigungen für versetzte Reichseisenhahnbcamte . . 281 

N om 28. Juni 1921, betr. auswärtige Beschäftigung der Ar¬ 
beiter im Bereich der Wolmsitzgemarkung.288 

Voni 24. Juni 1921, betr. monatliche Übersichten über die Lei¬ 
stungen der Züge und Fahrzeuge.288 

9 Vergl. Archiv für Eisenbahnwesen 1920 S. 1280. 
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Vom 17. Juni 1921, betr. geschäftsführende Direktionen für Seite 

den durchgehenden Schnellzugverkehr.289 

Vom 18. Juni 1921, betr. Kinderzuschläge für Arbeiter . . . 290 

Vom 13. Juni 1921, betr. Jahrbuch des deutschen Verkehrs¬ 
wesens .290 

Vom 27. Juni 1921, betr. Bezeichnung des Reichseisenbahn- 

unternehmens: Deutsche Reichsbahn.294 

Vom 30. Juni 1921, betr. Aufwandsentschädigungen des Zug- 

und Schiffspersonals der Deutschen Reichsbahn .... 294 
Vom 30. Juni 1921, betr. Urlaub der nicht vollbeschäftigten 
und der in § 1 Ziffer 2 c und d des Lohnfcarifvertrags aufge¬ 
führten Personen.299 

Vom 8. Juli 1921, betr. Kinderzuschläge für Arbeiter . . . 300 
Vom 30. Juni 1921, betr. zollfreie Ein- und Ausfuhr des Um¬ 
zugsguts bei Versetzungen aus und nach dem besetzten 

Gebiet des Westens.300 

Vom 7. Juli 1921, betr. Beförderung von Privatbahnlokomo¬ 
tiven unter eigenem Dampf. 301 

Vom 13. Juli 1921, betr. Neuausgabe der dem Internationalen 
Übereinkommen über den Eisenbahn-Frachtverkehr bei¬ 
gefügten Liste.303 

Vom 13. Juli 1921, betr. Ermittlung der durchschnittlichen 

Kopfzahl des beschäftigten Personals für die Statistik . 320 
Vom 13. Juli 1921, betr. glatte Abwicklung des Personenver¬ 
kehrs während der Reisezeit.320 

Vom 16. Juli 1921, betr. Zusammenlegung zweier Eisenbahn¬ 
abteilungen des Reichsverkehrsministeriums.321 

Vom 19. Juli 1921, betr. Nachtdienstzulage.327 

Vom 19. Juli 1921, betr. Wahl der Beamten Vertretungen . . . 333 

Vom 19. Juli 1921, betr. Abnahmen für Dritte.335 

Vom 19. Juli 1921, betr. Verwendung von Bleifarben .... 337 

Vom 20. Juli 1921, betr. übergangsgebührnisse.337 

Vom 19. Juli 1921, betr. Ausführungsbestimmungen zum Kritik 
vom 7. Mai 1921 über die Bildung von Beamtenvertretun¬ 
gen und zur Wahlordnung vom 29. Mai 1921 . 339 

Vom 25. Juli 1921, betr. Steuerabzug vom Arbeitslohn . . . 349 

Vom 26. Juli 1921, betr. Steuerabzug von den widerruflichen 

Unterhaltszuschüssen an Beamte im Vorbereitungsdienst 353 


Vom 26. Juli 1921, betr. Aufwandsentschädigung für die mit 
der Ausführung des Eisenbahnüberwachungsdienstes be¬ 
trauten Arbeiter bei Beschäftigung außerhalb der stän¬ 
digen Arbeitsstelle.353 

Vom 26. Juli 1921, betr. Auskunfterteilung an Reisende . . . 354 

Vom 5. August 1921, betr. Nachweisung über die Besetzung 

der den Militäranwärtern usw. vorbehaltenen Stellen . . 377 

Vom 5. August 1921, betr. Arbeitszeit der Beamten .... 377 
Vom 11. August 1921, betr. Anzahl der jährlich einzustellen¬ 
den Ijehrlinge .378 
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Preußen. Erlaß des Ministers der öffentlichen A rb e i - 
teil vom 26. Juli 1921 (Vb. 1. 12. 1226) an die Regierungspräsi¬ 
denten, den Polizeipräsidenten in Berlin und den Verbandspräsi¬ 
denten des Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk in Essen, betr. 
Kisenbahnfrächten im übergangsverkehr zwischen Reichsbahn 
und Kleinbahnen. 

Im Hinblick auf die ungünstigen wirtschaftlichen Verhältnisse der Klein¬ 
bahnen hat sich der Herr Reichsverkehrsminister bereit erklärt, die im Über¬ 
gangsvorkehr zwischen Reichsbahnen und Kleinbahnen bisher gewährte Ermäßi¬ 
gung der Reichsbahnfrachten für Wagenladungsgüter von 2 Pfennig für 100 kg 
(vgl. Zeitschrift für Kleinbahnen von 1904 S. 538) angemessen zu erhöhen und 
mit gewissen Beschränkungen auf den gesamten übergangsverkehr (Stückgut und 
Wagenladungen) auszudehnen; auch soll der Frachtnachlaß in Zukunft nicht 
mehr bei der Frachtberechnung für die einzelne Sendung gekürzt, sondern den 
Kleinbahnen zugeschieden worden. 

Der Frachtnachlaß beträgt: 

1. für die Zeit vom 1. April bis zum 30. Juni d. J. 

für 100 kg 


a) bei Wagenladungen. 15 Pf. 

b) bei Stückgut. 17 Pf. 

2. vom 1. Juli d. J. ab 

a) für Stückgut und Wagenladungen, ausgenommen 

Umschlagsgut . 17 Pf. 

b) bei dem neuen Ausnahmetarif für Düngemittel . . 14 Pf. 


Die bisherigen Tarifbestimmungen über den Übergangstarif für den Ver¬ 
kehr mit Kleinbahnen werden mit Wirkung vom 1. Julj d. J. ab aufgehoben. 

Der Herr Reiehsverkehrsminister hat die Eisenbuhndirektionen im Bereich 
der ehemals preußis« h-hessischen Staatsoisenbahnen mit entsprechender Weisung 
versehen und auch den Verein Deutscher Straßenbahnen. Kleinbahnen und Privat- 
cisenbnlinen benaehrh hl igt. 


Schweiz. R u n d o s g e s e t z vom 21. Juni 1921. betr. den konzessions- 
gemnßen Ankauf der schweizerischen Seetaibalin durch den 
Bund. 

(Veröffentlicht im BundeAd.itl Nr. 26 vom 29. Juni 1921, S. 653 ) 
Der im Archiv für Eisenbahnwesen 1921. S. 681, veröffentlichte besetz¬ 
en t warf Nt unverändert, angenommen worden. Vergl. auch Anhiv S- 617. 
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Besprechungen. 


Die Eisenbahntechnik der Gegenwart. 1 . Band, 1. Abschnitt, 1 . Teil: 
Die Lokomotiven. 2. Hälfte, 1. Lieferung: Heißdampf¬ 
lokomotiven mit einfacher Dehnung des 
Dampfes. Bearbeitet von Pi Brückmann. 3. umgearbeitete 
Auflage. Berlin und Wiesbaden 1920. C. W. Kreidels Verlag. 
Broschiert M. 138.—, gebunden M. 161.—. 

Dem rastlosen Eifer des Verfassers und der mühsamen Arbeit der 
Herausgeber ist es trotz der Ungunst gegenwärtiger Zeitverhältnisse 
gelungen, ein Werk zu vollenden, das wegen seiner Wissenschaftlichkeit 
und Gründlichkeit zu den bedeutendsten Lehrbüchern über Dampfloko¬ 
motiven gerechnet werden muß. 

Die Gliederung des umfangreichen Stoffes ist recht übersichtlich. 

Einleitend wird eine geschichtliche Entwicklung der verschieden¬ 
artigsten Überhitzerbauarten gegeben, wie sie seit der Mitte vorigen 
Jahrhunderts für Lokomotivkessel teils erfunden und patentiert, teils 
mit mehr oder minder Erfolg ausgeführt worden sind. 

Es folgt eine vergleichsweise Gegenüberstellung von Naßdampf 
und i rockengesättigtem Dampf mit Heißdampf verschiedener Über¬ 
hitzung, woraus sich einerseits die wirkliche Ersparnis an Kohle, an¬ 
derseits die «größeren Zugkräfte einer Ileißdampflokomotive zahlen¬ 
mäßig ergeben. Verfasser zeigt, daß bei einfacher Dehnung für I*- und S- 
Lokomotiven ein Kesseldruck von 12 Atm., für G-Lokomotiven rund 
13 Atm. volle wirtschaftliche Dampfausnutzung bei hoher Überhitzung 
zuläßt. 

Neben der Erzeugung des Heißdampfes werden die damit im Zu¬ 
sammenhang stehenden Verbrennungsvorgänge eingehend behandelt, 
unter Berücksichtigung der neuesten Forschungen, die über die Ver¬ 
änderlichkeit der spezifischen Wärme der Bauchgase gemacht worden 
sind. 

Eine eingehende und ausführliche Behandlung der Theorie der 
Lokomotivkessel und Überhitzer zeigt, daß der Wärmedurchgang bei 
Heiz- und Überhitzerheizflächen hauptsächlich von dem Temperaturunter¬ 
schied und der Geschwindigkeit der Heiz- und Bauchgase abhängig ist. 
Stoff und Stärke der Metallwände sowie Geschwindigkeit und Dichte 
des Dampfes haben auf die Überhitzerleistung keinen merkbaren Einfluß. 

Beachtenswert sind die angeführten Verdampfungsversuche der 
französischen Nordbahn und der Professoren Goss und Lomonossow, 
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die den Beweis der theoretischen Annahmen und Rechnungen erbringen. 
Besonderes Interesse erfordern die Versuchsergebnisse des letzteren, die 
eine Klärung der maßgebenden Wärmestufen an Heißdampfkesseln geben. 

Eine Durchrechnung eines Naß- und Heißdampfkessels mit an¬ 
schließendem Vergleich ihrer Leistungsfähigkeit enthält der nächste 
Abschnitt. Es geht daraus hervor, daß der Heißdampfkessel, trotz seines 
geringeren Kesselwirkungsgrades, dem gleichartigen Naßdampfkessel 
wegen des höheren Dampfwirkungsgrades überlegen ist 

Es werden anschließend wuchtige Bauregeln für Heißdampfkessel 
angeführt und Angaben über die zu verwendenden Baustoffe gemacht. 

Alsdann folgt eine eingehende Beschreibung der verbreitetsten 
Überhitzerbauarten. Wenn sie auch eine kritische Beleuchtung vermissen 
läßt, so bietet sie doch wegen der zahlreichen maßstäblichen Abbildungen 
wertvolle Angaben für den Lokomotivkonstmkteur. 

Neuartig ist die sehr umfangreiche Berechnung der Heißdampf¬ 
lokomotive. In Anlehnung an die neueren Foredhunigsergebnisse, die 
die starke Veränderlichkeit der spezifischen Wärme des Wasserdampfes 
erwiesen haben, hat der Verfasser durch Rechnung und sehr übersichtlich 
durch Zeichnung der Wärmeschaubilder über den Arbeitsvorgang des 
Energieträgers im Zylinder und den damit verbundenen Wärmeaustausch 
zwischen Dampf und Wandungen näheren Aufschluß gegeben. Auf 
möglichste Verringerung des Wärmeaustausches und auf sparsamste 
Ausnutzung des Dampfes in der Maschine ist von dem Konstrukteur das 
größte Augenmerk zu richten. 

Als Unterlagen für die Dampf- und Kohlenverbrauchswerte dienen 
die auf den amerikanischen Lokomotivprüfständen zu Illinois und 
Altoona gefundenen und ausführlich wiedergegebenen Versuchsergeb¬ 
nisse. 

An der Hand der hiernach ar.'ifgesteilten Zahlentafeln wird das Beispiel 
einer 2-C-Schnellzuglokomotive durchgerechnet. 

In dem Abschnitt Uber Ausführungen von Heißdampflokomotiven 
werden bemerkenswerte bauliche Einzelheiten an neueren Lokomotiven 
behandelt. 

Hervorzuheben sind hierbei die Beschreibungen und Abbildungen 
ausgewählter Zylindergußstücke verschiedenster Ein- und Mehrzylinder¬ 
lokomotiven, woraus hervorgeht, daß man auf die verschieden hohen 
Temperaturen beim Bau der Zylinder weniger Rücksicht zu nehmen 
braucht, nur jede Anhäufung des Baustoffs, die zu ungleicher Aus¬ 
dehnung und zu Rißbildung Anlaß geben kann, zu vermeiden hat. 

Wertvoll ist ferner der reichhaltige Stoff über Schieber, Kolben, 
Triebwerksergebnisse und besondere Ausrüstungsteile der Lokomotiven 
mit den zahlreichen Abbildungen. 

Ein besonderer Abschnitt enthält Vorschriften über die Behandlung 
der Ileißdampflokomotiven im Betriebe. 

Das letzte Drittel des Werks umfaßt die Besprechung neuerer 
Heißdampflokomotiven. Aus den nach Ländern aller Erdteile und Eisen¬ 
bahngesellschaften geordneten Lokomotivgattungen lassen sich inter¬ 
essante Vergleiche für die geschichtliche Entwicklung des Heißdampf- 
lokomotivbaus und Schlüsse auf die Leistungsfähigkeit der einzelnen 
Gattungen an der Hand der Schleppleistungszahlen ziehen 

Von den 540 beschriebenen Heißdampflokomotiven, die meist auch 
als Maßskizze oder als Lichtbild wiedergegeben sind, wird am Schlüsse 
eine Zusammenstellung der wichtigsten Hauptabmessungen gebracht. 
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Hin und wieder wäre vielleicht eine besondere Begründung der 
unterschiedlichen Bauarten und Einzelteile erwünscht gewesen. 

Wegen der reichhaltigen Fülle des gebotenen Stoffes wird mit 
diesem Werk dem Fachmann und Konstrukteur ein Handbuch, dem Stu¬ 
dierenden des Lokomotivbaus ein Lehrbuch von unschätzbarem Wert 
geboten. 

Die Ausstattung des Buchs muß, wenn auch wegen der ungünstigen 
Zeitverhältnisse nicht das gleiche Kunstdruckpapier wie bei früheren 
Auflagen der E. T. d. G. verfügbar war, als hervorragend bezeichnet 
werden. Die zahlreichen Textabbildungen sowie die maßstäblichen 
Lokomotivzeichnungen und Skizzen sind deutlich und klar wieder¬ 
gegeben, die Zahlentafeln übersichtlich zusammengestellt. Igel. 


Cauer, W. Eisenbahnausrüstung der Häfen. 48 S. Mit 
51 Textabbildungen. Berlin 1921. Julius Springer. 12 JL 

Der Verfasser hat in der „Verkehrstechnischen Woche“ die Eisen¬ 
bahnausrüstung der Häfen ausführlich behandelt und den Aufsatz nun¬ 
mehr in erweiterter Form als Sonderdruck erscheinen lassen. 

Dadurch ist die wertvolle Abhandlung in erwünschter Weise wei¬ 
teren Kreisen zugänglich gemacht worden. Es ist dankbarst zu begrüßen, 
daß der geschätzte Hochschullehrer die Ergebnisse seines Forschens und 
den großen Schatz seines Wissens auch diesem Sondergebiete hat zugute 
kommen lassen, das in der technischen Literatur bisher nicht besonders 
bevorzugt worden ist. 

Nach Begründung der notwendigen Einheitlichkeit in der Betriebs¬ 
führung öines jeden Hafens leitet der Verfasser in methodischer Entwick¬ 
lung etwa folgende Forderungen für die Gesamtanordnung der Hafen- 
unlagen her. 

1. Die Lage des Hafens ist nicht nur im Hinblick auf die günstige 
Zugänglichkeit für die Schiffahrt zu wählen, sondern auch mit 
Rücksicht auf gute Eisenbahnanschlüsse. 

2. Der groß anzulegende und wohlgegliederte Gesamtplan muß so 
gestaltet sein, daß er bei dem Beginn einer jeden Teilausführung 
der tatsächlichen Verkehrsentwicklung und den Fortschritten der 
Technik angepaßt werden kann. 

3. Bei Hafenerweiterungen sind die vorhandenen Anlagen tunlichst 
nicht zu beseitigen, sondern zweckentsprechend auszunutzen. 

4. Die Form der Häfen ist so zu bilden, daß gute Gleisanlagen mit 
Weichenverbindungen erreicht werden können; Drehscheiben¬ 
oder Schiebebühnen-Anschlüsse sind nur in seltenen Ausnahme¬ 
fällen — wie beispielsweise bei Kohlenkippern — für zulässig 
zu erachten. 

5. Die Anlagen, bei denen der Betrieb der Eisenbahn von dem der 
Hafenbahn wegen der Haftung und wegen der Eigenart des von 
der Schiffahrt abhängigen Hafenbetriebs selbst dann scharf ge¬ 
trennt zu halten ist, wenn die Betriebsführung in einer Iland 
liegt, müssen klar gegliedert werden in 

a) den Verschiebebahnhof der Eisenbahn, 

b) den Haupthafenbahnhof, in dem die Wagen bei der Zustellung 
zum Hafen nach Hafenbecken und Bezirksbahnhöfen zu ord¬ 
nen, bei dem Rückweg aber nach Strecken oder Richtungen 

Archiv fiir Eisenbahnwesen. 1921. 66 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



1012 


Bücherschau. 


und Ortsverkehr vorzuordnen sind, und dessen Umfahrung in 
beiden Richtungen möglich sein soll, 

c) die Bezirksbahnhöfe, in denen die Ordnung nach Kais und 
Lagerplätzen geschieht, während sie bei der Rückwärts¬ 
bewegung der Umstellung zu anderen Kaibezirken oder zur 
Vorbereitung der Rückgabe an den Haupthafenbahnhof 
dienen, 

d) die Kai- und Umschlagsgleise. 

Diese Teile der Eisenbahnanlagen werden, um rückläufige Bewe¬ 
gungen zu vermeiden, nach Möglichkeit hintereinander angeordnet. 

Bezirksbahnhöfe der gedachten Art besitzt beispielsweise — wenn 
auch nicht unter dieser Bezeichnung — der Duisburg-Ruhrorter Hafen 
in den für Kohlenkippergruppen bestimmten Gleisanlagen. 

In Häfen mit sehr großem Verkehr kann es zweckmäßig sein, den 
unmittelbaren Ein- und Auslauf von Reichsbahnzügen im Haupthafen¬ 
bahnhof vorzusehen. 

Bei den Einzeldurchbildungen der Eisenbahnanlagen behandelt 
der Verfasser, der mit Recht die Notwendigkeit schienenfreier Kreuzun¬ 
gen der Hafenstraßen betont, eingehend die Gleisanlagen an Schuppen- 
kais, an der Landseite der Kaischuppen, an Speichern für Kaufmann.— 
güter, an Getreidespeichern, für Sturzverladevorrichtungen von Kohlen 
und Erzen, sowie an Kais zum Löschen und Laden von Massengütern, 
wie Kohlen, Erzen und Grubenholz. Auch werden die Anlagen für 
Zwischenanlaufstellen von Tourendampfern und von Dampfern der Linien¬ 
schiffahrt nebst den Anlagen für den Personenverkehr gründlich be¬ 
sprochen. 

Nicht unbestritten dürfte die Forderung bleiben, die Wagenaus¬ 
wechslungen in den Umschlagsgleisen nicht nur in den Arbeitspausen 
des Umschlagsbetriebs vornehmen zu können, da damit zu viele Betriebs¬ 
unfälle verbunden sein möchten. Das Zustellen und Abholen der Wagen 
nach und aus den Umschlagsgleisen wird außerhalb der Ruhepausen des 
Umschlagsgeschäftes ausgeschlossen bleiben müssen. Um Wagenzu¬ 
sammenstößen vorzubeugen und um dem vielfach verbreiteten Mißbrauch 
wirksam zu steuern, daß die Eisenbahnwagen an die Lastkette der Kräne 
gehängt und so nicht nur innerhalb eines Gleises verholt, sondern auch 
in Nachbargleise verschoben werden, sollten die Gleisverbindungen an 
den Kais auf das notwendigste Mindestmaß beschränkt -werden. Wo ein 
drittes und viertes Kaigleis nach den Verkehrserfordernissen nicht un¬ 
umgänglich notwendig ist, beschränkt man sich — insbesondere bei dem 
Umschlag von Massengütern und bei nicht zu langen Kaistrecken, zu¬ 
mal wenn über den Abschnitt ein einziger Verfrachter allein verfügt — 
auf zwei Gleise. Nur eins dieser beiden Gleise ist dann während des 
Umschlagsitetriebs mit Wagen besetzt. In das leere Gleis werden bei 
der nächsten Zustellung die neu zugeführten Wagen gedrückt und 
darauf die Wagen des anderen Gleises von derselben Lokomotive 
herausgezogen. Bei dieser einfachen Anlage wird die größte Sicher¬ 
heit des Betriebs und eine denkbar kurze und deswegen häufiger zu¬ 
lässige Unterbrechung des Umschlagsgeschäfts erreicht. Demgegen¬ 
über kann der Übelstand in Kauf genommen werden, daß gelegentlich 
auch nicht abgefertigte Wagen abgefahren und bei der nächsten Zu¬ 
stellung erneut herangeführt w'erden müssen. Bei diesem System wird 
es auch durchaus unbedenklich, die Wagen des besetzten Gleises 
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während des Umschlagshetriebs durch Bangierwinden, Spills oder 
dgl. zu verholen. 

Ein solches Verschieben der Wagen während des Kranbetriebs 
wird entbehrlich, wo nicht Portalkräne, sondern RoUkraine — z. B. 
für Kohlen-Kübelverladung und für Erz-Greiferentladung — Verwen¬ 
dung finden, die auf bis zu 5 m breiten Gleisen laufen. Diese Kräne 
können infolge der tiefen Schwerpunktlage selbst bei Tragfähigkeiten 
von mehr als 10 t sich mit der gleichzeitig zu hebenden oder zu senken¬ 
den, sowie zu drehenden Last mit großer Geschwindigkeit am Ufer 
entlang bewegen, nämlich zwischen dem Eisenbahnwagen und dem 
Schiffsabteil oder der Schiffsluke. Portalkräne, die in anderen Hin¬ 
sichten, namentlich durch ihren geringen Platzverbrauch, manche Vor¬ 
teile bieten, bewegen sich bei der Arbeit gewöhnlich nicht im Krangleis 
entlang, sondern begeben sich nur je nach Bedarf an eine andere 
Arbeitsstelle mit der Geschwindigkeit von kaum mehr als 15 m in der 
Minute. 

Der inhaltsreichen und vortrefflichen Schrift Cauers • ist die 
weiteste Verbreitung und gründlichste Beachtung zu wünschen. 
Durch sie wird die Erkenntnis in weite Kreise getragen werden, daß 
Häfen und ihre Eisenbahnanlagen nicht einseitig als Schöpfungen des 
Wasserbaues oder der Eisenbahn zu behandeln sind, sondern daß die 
Tätigkeit der Ingenieure beider Fachrichtungen ein einheitliches 
Ganzes schaffen muß. 

Die Herstellung guter Hafenanlagen, also zweckdienlicher Hafen¬ 
einfahrten, Wasserflächen, Hafeneinfassungen, Umschlagvorrichtungen, 
Gleisanlagen und Wegenetze, wird immer größere Bedeutung er¬ 
langen, je mehr eine weitsichtige Verkehrsregelung dahin strebt, der 
Eisenbahn die ihr naturgemäß zukommenden Güter zuzuweisen, aber 
auf die Wasserwege die Beförderungsmassen zu leiten, die sachgemäß 
der Schiffahrt zufallen. Die Durchführung dieses Grundsatzes drängt 
•in vielen Fällen zum gebioohenen Verkehr, für den gut angelegte und 
zweckmäßig ausgerüstete Umschlagshäfen eine unerläßliche Vorbedingung 
bilden. 

Es erscheint angebracht, hier auf eine weitere, denselben Gegen¬ 
stand behandelnde Veröffentlichung hinzuweisen. 

Der von Cauer in seinem Vorwort ausgesprochenen Aufforderung, 
daß die Sachkenner, die mit Hafenbahnanlagen Erfahrungen gesammelt 
haben, diese öffentlich bekanntgeben möchten, hat der Geheime Bau¬ 
rat Professor Hirsch in Aachen Folge geleistet. 

In den Heften 26, 27 und 29 des Jahrgangs 1921 der „Verkehrs- 
Woche" bringt der Erbauer und langjährige Betriebsleiter des Duis¬ 
burger städtischen Hafens wertvolle Mitteilungen, die auf persönlichen 
Erfahrungen beruhen und sich durch schlichte Klarheit der Darstellung 
auszeichnen. Insbesondere werden die Hafenbahnhöfe, die Kaigleise, die 
Kipper und die Straßenkreuzungen behandelt. Die Ausführungen übei 
die Kaigleise decken sich der Hauptsache nach mit den vorstehend hier¬ 
über gemachten Bemerkungen. 

Wer die Schrift von Cauer studiert, wird auch den ergänzenden 
Aufsatz von Hirsch mit Befriedigung zu Rate ziehen. 

Berlin Ottmann. 
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Müller, W., Dr.-Ing., Regierungsbaumeister. Ein einheitliches 
zeichnerisches Verfahren zur Ermittlung der 
Fahrzeiten, der Zugförderungsarbeit sowie 
des Kohlen - und Stromverbrauchs. Ein Beitrag zur 
graphischen Dynamik des Eisenbahnbetriebs. Mainz 1920, 
H. Prickarts. 

Eine wesentliche Vorbedingung für die pünktliche, sichere und wirt¬ 
schaftliche Durchführung des Eisenbahnbetriebs, für das reibungslose In¬ 
einandergreifen der zahlreichen zusammenarbeitenden Dienstzweige ist 
die Zuverlässigkeit des wichtigsten, allen anderen Dienstplänen als 
Grundlage dienenden Betriebsplans, nämlich des Fahrplans. Bei der 
Fahrzeitberechnung werden von den meisten deutschen Eisenbahnen An¬ 
näherungsverfahren angewandt, deren Genauigkeit in manchen Fällen 
recht viel zu wünschen übrig läßt. Es wurden deshalb von verschiedenen 
Seiten Verbesserungen angeregt, insbesondere wurden genauere, auf einer 
Integration der Beschleunigungskurve beruhende Fahrzeitberechnungen 
in Vorschlag gebracht. Die Einführung dieser Verfahren stieß 
wegen der nicht geringen mathematischen Vorkenntnise, die sie vor¬ 
aussetzen müssen, auf Schwierigkeiten. Es ist deshalb zu begrüßen, 
daß Dr.-Ing. Müller in der vorliegenden Arbeit eine zeichnerische 
Lösung der hier gestellten Aufgabe entwickelt, die den großen Vorzug 
hat, mit vergleichsweise einfachen Überlegungen auszukommen und sich 
der zeichnerischen Methoden zu bedienen, die zahlreichen Beamten der 
technischen Büros von der Statik der Baukonstruktionen her geläufig 
sind. Das mitgeteilte zeichnerische Verfahren zur Bestimmung der Zug¬ 
fahrzeiten hat dadurch eine überaus wertvolle Erweiterung erfahren, dal» 
es sich unter Vornahme gewisser Ergänzungen auch zur Ermittlung der 
Zugförderungsarbeit und damit zugleich des Kohlen- und Wasserver¬ 
brauchs (bei elektrischer Zugförderung des Verbrauchs elektrischer Ener¬ 
gie) verwenden läßt. Eingehende Betrachtungen sind der Untersuchung 
der Bewegungsvorgänge beim Ablauf von Wagen oder Wagengruppen 
von Ablaufbergen gewidmet. Auch hierfür werden auf gleichen Grund¬ 
lagen sich aufbauende zeichnerische Verfahren mitgeteilt. So ist es dem 
Verfasser gelungen, ein einheitliches über alle Bewegungsvorgänge im 
Zug- und Verschiebebetrieb der Eisenbahnen Auskunft erteilendes Be¬ 
rechnungsverfahren gefunden zu haben, das den den zeichnerischen 
Lösungen eigenen Vorzug der Übersichtlichkeit und Klarheit besitzt. 
Zahlreiche Textabbildungen und dem Buche beigegebene, bestens ausge¬ 
führte Tafeln erleichtern das Verständnis der mitgeteilten Unter¬ 
suchungen. 

Dem mit der Aufstellung von Fahrplänen beschäftigten Eisenbahn¬ 
beamten wird das Buch wertvolle Fingerzeige geben und manche neue 
Erkenntnis vermitteln. Als eine beachtenswerte zeichnerische Lösung 
einer mathematischen Aufgabe aus dem Arbeitsgebiet des Ingenieurs 
sei es den Studierenden der technischen Hochschulen zum Studium emp¬ 
fohlen. Es dürfte auch einer eingehenden Prüfung von seiten der Reichs¬ 
eisenbahnen, die dem Vernehmen nach eine Verbesserung der üblichen 
Fahrzeitenberechnung vorbereiten, sicher sein. 

Berlin. Dr.-Inp. Garde. 
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Essich, O. A., Dr.-Ing. Die Ölfeuerungstechnik. Berlin 1921, 
Julius Springer. 

Münzinger, Dr.-Ing. Ko li len Staubfeuerungen in orts¬ 
festen Kesselanlagen. Berlin 1921, Julius Springer. 

Öl- und Kohlenstaubfeuerung haben gleiche physikalische Eigenart 
des Verbrennungsvorganges:, bei beiden gelangt der Brennstoff in sehr 
kleinen Teilen (als Tropfen oder Staubkorn) zur Verbrennung. Hier¬ 
bei wird der Verbrennungsluft eine große Oberfläche des zu verbrennen¬ 
den Stoffs geboten, ihre für die Verbrennung zuzuführende Menge 
kann sich daher dem theoretischen Grenzwert nähern, d. h. der soge¬ 
nannte Luftüberschuß kann eingeschränkt werden. Hiermit ist aber 
gegenüber den gewöhnlichen Rostfeuerungen, bei denen zur Sicherung 
der Verbrennung infolge des ungünstigen Verhältnisses der Oberfläche 
zum Gewicht des Brennstoffteils wesentlich mehr Luft, als theoretisch 
erforderlich, zugeführt werden muß, eine Verbesserung des Wirkungs¬ 
grades verbunden, weil die Uberschüsige Luft bei dem Abzug mit hoher 
Temperatur Wärmemengen aus dem Schornstein fortführt, die 
dem eigentlichen Zweck verloren gehen. Die Einschränkung der 
Schornsteinverluste ist aber eine der wesentlichsten Möglichkeiten, die 
Ausnutzung der Brennstoffe in Feuerungen zu verbessern. 

Zugleich wird auch die Temperatur der Flamme erhöht, 
was wärmetechnisch immer von Vorteil, praktisch allerdings nicht 
immer erwünscht ist. Die hohe Flammentemperatur macht zunächst 
beide Feuerungsarten besonders geeignet für industrielle Feuerungen, 
wie Wanne-, Schmelz-, Schmiedeöfen u. a. Denn hier ist die technische 
Anpassung der Einrichtungen an die Eigenart der Feuerungen leicht 
durchzuführen. Gegenüber dem öl, das einen geringen Aschegehalt 
aufweist und bei geeigneter chemischer Zusammensetzung, ähnlich wie 
Gas, ein idealer Brennstoff ist, stellt bei Kohlenstaub das Verhalten und 
die Beseitigung der Asche, die bei den hohen Verbrennungstemperaturen 
kohlenstoffreicher Brennstoffe meist flüssig wird, besondere und 
schwierige technische Aulgaben. 

Tn dem Buch von E>sich sind in übersichtlicher Wei-e die 
Technik der Ölfeuerung (physikalische Bedingungen der Verbrennung, 
die Brenner, die Hilfseinrichtungen) sowie die Anwendung der Öl¬ 
feuerung in Industrieöfen und Dampfkesseln behandelt. Die wirtschaft¬ 
lichen Fragen, die allerdings bei dem heutigen Stand der Entwicklung 
schwer zu beurteilen sind, werden am Eingang des Buches etwas zu 
kurz behandelt. Wünschenswert wäre die Darstellung einerseits der 
Einflußnahme der Staaten auf die Ölvorkommen der V 7 elt und ihrer 
Bedeutung (Ergiebigkeit), anderseits der Versorgungsgebiete der 
großen Trusts und ihrer Beziehungen zu Deutschland. Für die erwirt¬ 
schaft in Deutschland ist die Aussicht der Ölgewinnung aus den Brenn¬ 
stoffen und aus Ölschiefer sowie die zweckmäßige Verarbeitung der 
ole von ausschlaggebender Bedeutung. Auch diese Zusammenhänge 
sind nicht behandelt. Abgesehen hiervon ist das Buch ein ausgezeich¬ 
neter Führer in den verschiedenen Fragen der Ölfeuerung. 

Während auf diesem Gebiet langjährige Erfahrungen vorliegen, 
führt das Buch von Münzinger in Neuland. Zwar sind Kohlenstaub¬ 
feuerungen für besondere Zwecke auch in Deutschland bereits j n 
größerem Umfang angewandt (Beheizung von Drehrohröfen, z. B. zum 
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Brennen von Zement, zum Kalzinieren usw.) und vor Jahren Ansätze 
zu Versuchen vorhanden gewesen. Aber die neue kräftige, von allen 
Ländern aufgegriffene Anregung zu allgemeinerer Anwendung der 
Kohlenstaubfeuerung geht von Amerika aus. — Gerade für Kessel¬ 
anlagen treten die eingangs dargestellten Schwierigkeiten in den Vor¬ 
dergrund: die hohen Temperaturen verlangen besondere Bauarten der 
Kesselfeuerung und im Grunde auch der Kessel selbst. Man kann 
die Temperaturen durch Luftüberschuß herabsetzen, begibt sich dann 
aber des Vorteils besseren feuerungstechnischen Wirkungsgrades. Das 
erscheint nicht zulässig, da die Aufbereitung und mechanische Zuführung 
des Staubes gegenüber gewöhnlichen Bostfeuerungen einen Mehraufwand 
an mechanischer Arbeit und damit qji Kohlen erfordert, der durch Er¬ 
sparnisse in der eigentlichen Feuerung ausgeglichen werden muß. 

Der Vergleich der üblichen mit der neuen Feuerung, würde dem¬ 
nach keine Brennstoffersparnis ergeben. Jedoch macht sich diese 
geltend, wenn die Betriebsschwankungen, d. h. der Einfluß der gerin¬ 
geren Inanspruchnahme oder der Betriebsunterbrechungen der Kessel 
berücksichtigt werden: hier macht sich nämlich bei der Staubfeuerung 
der gleiche Vorteil wie bei der Ölfeuerung geltend: Anpassung des 
Brennstoffaufwands an den Bedarf, Abstellung bei Stillstand, rasche 
Betriebsbereitsehaft. — Ferner ermöglicht die Staubfeuerung auch die 
Verwendung solcher Brennstoffe, die wegen ihrer Struktur (Staubge¬ 
halt) oder Zusammensetzung (Aschegehalt) nicht oder nur unvoll¬ 
kommen auf Rosten verfeuert werden können. Viele Fragen technischer 
und wirtschaftlicher Art sind noch zu klären. 

Hierfür einen Plan gegeben und die verschiedenen Mitteilungen 
aus Amerika geordnet und kritisch beleuchtet zu haben, ist ein Ver¬ 
dienst von Mtinzinger. Die Einrichtungen für die Aufbereitung und Zu¬ 
führung des Staubes, die Anforderungen an die feuerfesten Baustoffe, 
die Entwicklungsmöglichkeit der Kessel und die wirtschaftliche Bilanz 
werden eingehend besprochen. Für die in Deutschland in Angriff ge¬ 
nommenen Arbeiten auf dem Gebiet der Staubfeuerung bietet das Werk 
eine wertvolle Unterlage. 

Die Anwendung für Lokomotiven wird nur gestreift. Sie er¬ 
scheint nach den — in dieser Besprechung nur kurz darstellbaren — 
Schwierigkeiten allerdings bei der heutigen Bauart der Lokomotiven 
wenig aussichtreich, abgesehen von den noch nicht geklärten Gefahren 
bei der Handhabung des Staubes der Schwarzkohle, besonders der gas¬ 
haltigen. Sehr beachtenswert ist dagegen der Hinweis, den die guten 
Erfahrungen mit Torfstaubfeuerung bei den Lokomotiven der schwe¬ 
dischen Staatsbahn geben. Dieser Staub besitzt noch 15 % Wasser¬ 
gehalt. also etwa soviel, wie die für die Brikettherstellung getrocknete 
Braunkohle 12—15 %)• Infolge des Wassergehalts sind die Gefahren 
der Handhabung gering: durch den Wassergehalt und den geringeren 
Kohlenstoffgehalt der Trockensubstanz ist aber auch die Flanunen- 
temperatur in solchen Grenzen, daß Lokomotivkessel gewöhnlicher 
Bauart verwendbar sind. Alle diese Gesichtspunkte treffen ungefähr 
auch für Braunkohle zu; diese zur Lokomotivheizung nutzbar zu 
machen, eröffnet die Staubfeuerung gewisse Aussichten. Die Frage 
bedarf jedenfalls der Untersuchung. Pr. Landfiltern? 
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Günther, Hans. Wellentelegraphie. Ein radiotechnisches Prak¬ 
tikum. Stuttgart 1921. Franckh'sclie Verlagshandlung. Geh. 
6,eo JL, geh. 9,80 JL 

Der Techniker freut sich stets, wenn er sieht, daß das große Publi¬ 
kum Interesse für seine Tätigkeit hat und lernbegierig nach volkstümlich 
gehaltenen Büchern greift, die dieses oder jenes Kapitel aus seinem Fach 
behandeln. Er weiß aber auch, wie hoch die Verantwortlichkeit und die 
Kunst des volkstümlichen Schreibers sein muß, um dem Nichtfachmann 
auch Verwickelteres so darzustellen, daß er ein technisch reines Bild 
bekommt, das sich in die Bilder des übrigen physikalischen Seins und 
Geschehens ohne Gewalt einfügen läßt. Der Verfasser hat sich für die 
Betätigung in dieser hohen Kunst in seinem Büchlein „Wellentelegraphie“ 
eines der klippenreichsten Gebiete ausgesucht. Wer als Fachmann wäh¬ 
rend des Kriegs lange Zeit die Aufgabe hatte, die Wellentelegraphie 
vielen Hunderten in verschiedenster Art und in verschiedenstem Grad 
Vorgebildeten verständlich zu machen, darf füglich bezweifeln, daß das 
vorliegende Buch sein vorgestecktes Ziel erreicht. Der Nichtfachmann 
wird es nicht mit dem Bewußtsein aus der Hand legen, nunmehr eine 
Ahnung von den physikalischen Vorgängen bei der Wellentelegraphie zu 
haben. Und der Fachmann staunt ob der vielen schiefen und auch teil¬ 
weise unrichtigen Darstellungen gerade der wichtigsten und grundlegen¬ 
den Vorgänge. 

Die Wellentelegraphie soll man nur dem klar zu machen suchen, 
der die gewöhnlichen elektrischen Vorgänge in der Starkstromtechnik 
beherrscht. Aber davon ist das große Publikum bei uns trotz allem Fort¬ 
schritt noch weit genug entfernt. Zunächst gehört also eine die Grund- 
züge erschöpfende, leicht faßliche Darstellung der Elektrotechnik dazu, 
und zwar muß damit angefangen werden, dem Leser die zwang¬ 
läufigen Wechselwirkungen zwischen Strom und Magnetfeld ins Bewußt¬ 
sein zu bringen. Das läßt sieh auch volkstümlich ganz gut machen, und der 
Laie würde als erstes begreifen, was die Aufgabe der sich drehenden 
Maschinen im Elektrizitätswerk ist, an dem er täglich vorbeigeht. Der 
Begriff Wechselstrom muß ihm ganz geläufig werden. Man darf nicht 
sagen, das Kapitel sei für den Laien zu schwer . Es ist bei richtiger 
Darstellung gar nicht schwer, und außerdem ist es unerläßlich, wenn 
man die Wellentelegraphie verstehen will. 

Der Verfasser der Wellentelegraphie gibt die nötige Einführung 
des Lesers in die Elektrotechnik, indem er die Wirkung galvanischer 
Ströme erklärt — was aber wieder Chemie voraussetzt — und benutzt 
bedenklicherweise die Schließung*- und Öffnungsströme des Induktors als 
Übergang zum Wechselstrom, bei dem sich dann die Verkettung des Lei¬ 
ters mit dem Magnetfeld bei der Bewegung in Strom„stößen“ äußern soll. 
Damit ist die Einführung zu Ende, und die Darstellung geht über zum 
eigentlichen Gebiet der Wellentelegraphie. 

Aus der Menge der gebrachten Einzelheiten sei das herausgegriffen, 
was beim Laien technisch unreine Bilder entstehen lassen könnte, wäh¬ 
rend dem Bestreben, möglichst alles zu bringen und keinen Winkel der 
Wellentelegraphie undurchsucht zu lassen, die gebührende Anerkennung 
gezollt werden muß. 

Durch das ganze Buch hindurch ist der Behauptung, daß die Fern¬ 
wirkung von Wechselströmen (Schwingungen) um so größer sei, je größer 
die W eehselzahl ist, zu hohe Bedeutung beigelegt. Die Erfahrung zeigte 
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allerdings, daß kleine Wellen stärker strahlen (bei Tag; bei Nacht waren 
wieder die langen Wellen die stärker strahlenden!), aber grundsätzlich 
hat jede elektrische Zustandsänderung eine Fernwirkung. Lediglich 
sie bemerkbar zu machen, hat bei sehr langsamen Schwingungen seine 
Schwierigkeiten, weil die Schwingungskreise hierzu nur aus sehr ver¬ 
lustreichen Abstimmitteln herzustellen wären. Auch ist S. 77 in der Fuß¬ 
note die anfangs etwas zu kategorische Behauptung von einer Mindest¬ 
zahl von Schwingungen wieder gemildert. 

Nirgends ist von der einzig richtigen Erklärung der Selbstinduktion 
als elektrische Trägheit, der Kapazität als elektrische Elastizität, des 
Schwingungskreises als elektrisches elastisches Pendel Gebrauch ge¬ 
macht. Der Vergleich mit dem mechanischen elastischen Pendel ist so 
fruchtbar, daß der aufmerksame Laie mühelos einen Einblick in Schwin¬ 
gungsvorgänge bekäme. Auf S. 40 ist dagegen in einem Zitat aus einem 
anderen Werk der Kondensator mit einem Hammer und die Selbstinduktion 
mit einer Spiralfeder verglichen. Etwas Verwirrenderes gibt es nicht, 
dazu, wo dann S. 71 in einem anderen Zitat wieder ein richtiger Vergleich 
herangezogen wird. 

Es fehlt eine klare Darstellung des Zusammenhangs zwischen 
Wellenlänge, Energie, Antennengröße und Reichweite, die dem Laien aui 
viel einfacherem Wege und ohne Widersprüche die Wahl dieser Größen 
erklären würde, wenn es sich um die Überbrückung einer bestimmten 
Reichweite handelt. 

An unzutreffenden Bildern seien angeführt, daß man einen 
Detektor, wiederum nach einem Zitat aus einem anderen Werk, 
10 Sekunden lang in Schwingungen addieren lassen kann; daß 
(S. 70) sich der Kondensator C auflädt, wenn der Lichtbogen Kurz* 
Schluß macht; daß (Fußnote S. 73) man mehrere Mikrophone in Reih* 
schaltet, um höhere Stromstärken benutzen zu können u. dgl. mehr. 
Die Aufgabe des Kondensators (S. 73) parallel zum Mikrophon ist wohl 
eine andere, als ihn vor den Schwingungen zu schützen. 

Wendet sich das Buch an die, die sich für den technischen Aufbau 
wellentelegraphischer Apparate interessieren, dann hat es die vorstehend 
nur kurz und im Auszug angeführten Mängel. Will es sieh aber an die 
wenden, die nur etwas über die Organisation des wellentelegrapbischen 
Nachrichtendienstes, über seine Möglichkeiten und Unmöglichkeiten, über 
die Bedienungsart der Apparatur und auch etwas über die allgemeinen 
Ausbreitungsgesetze für Wellen wissen wollen, dann braucht man nicht 
den Versuch zu machen, Schaltungsschemas volkstümlich zu erklären. 
Eine Trennung des Stoffs nach diesen zwei Leserkreisen wäre ein glück¬ 
licher Schnitt. (\ >\ 


Bond, A. R„ Bei den Helden der Technik. Deutsche Ausgabe 
von M. P a n n w i 1 z , durchgoehen von Ingenieur Alex. B ü t ( - 
n e r. 222 S. S°. *21 Tafeln und 22 Abb. im Text. 3. Auflage. 

Stuttgart 1021, Kosmos, Gesellschaft der Naturfreunde, Geschäfts¬ 
stelle Franokh’sche Verlagshandlung. Geb. 19.00 M. 

In form eines kleinen Romans werden die Erlebnisse zweier ame¬ 
rikanischer Studenten ge>childert, die während eines Ferienaufenthalts 
die \\ underwerke der Technik in Newvork sich ansehen. Mit echt ame¬ 
rikanischer IFeistigkeit und V ißbegierde verschaffen sie sich Zutritt zu 
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den gewaltigen Bauwerken über und unter der Erde und unter dem 
Wasser und finden überall Sachverständige, die ihnen die technischen Ein¬ 
richtungen erklären. Diese Erklärungen sind durchweg volkstümlich 
gehalten, also auch dem Xichttechniker verständlich. Sie bringen eine 
große Anzahl statistischer Angaben, die dem Leser einen Begriff davon 
geben, wie die Riesenstadt Xewyork unter der Herrschaft einer groß¬ 
artigen Technik lebt und fortschreitet. Die Art der Darstellung erinnert 
vielfach an die vortrefflichen Arbeiten auf technischem Gebiet, die wir 
Arthur Fürst verdanken (vgl. Archiv 1918 S. 1034 ff.), und man wird 
es dem Amerikaner nicht übel nehmen, wenn er zum Preise seines Vater¬ 
lands und dessen wirtschaftlicher Hauptstadt zuweilen den Mund etwas 
voll nimmt. Das Buch ist wohl in erster Linie dazu bestimmt, dem 
jungen Techniker Verständnis für seinen Beruf und Freude an der 
Arbeit zu geben. Aber auch der gelernte Techniker wird es gern zur 
Hand nehmen und allerlei Neues daraus erfahren. Und da ist es ein 
besonderer Vorzug, daß das ganze Buch nicht in trockenem, lehrhaftem 
Ton, sondern frisch und lebendig und auf jeder Seite anregend, stellen¬ 
weise, bei Schilderung einiger nicht ungefährlicher Abenteuer der jungen 
Studenten, geradezu packend und aufregend geschrieben ist. Die Über¬ 
setzung ist vortrefflich. n. 


Technik und Industrie, Jahrbuch der Technik. Zeitschrift für Bau- und 
Maschinentechnik, Bergbau, Elektrotechnik, Gesundheitstechnik-, 
Technische Chemie, Kriegs-, Flug-, Schiffs- und Verkehrs¬ 
technik, Handel, Industrie, Volks- und Weltwirtschaft. Jahr¬ 
gang VII 1920/21. Franckhsche Verlagshandlung, Stuttgart. 
310 S. Lex. 8 , mit zahlreichen Abbildungen, geh. 18 M., geh. 28 M. 

Das vorliegende Werk besteht aus 12 Einzelheften von je 24 bis 
32 Seiten Umfang. Jedes lieft enthält durchschnittlich 10 Abhandlungen 
und einen kurzen Abschnitt kleinerer Mitteilungen. 

Ein Gedanke zieht sich durch die Mehrzahl der zum größten Teil 
überaus lehrreichen, gemeinverständlich geschriebenen Schilderungen. 
Der unglückliche Ansgang des Kriegs hat die wirtschaftliche Lage des 
Deutschen Reichs aufs tiefste beeinflußt. Durch den Mangel an den not¬ 
wendigsten Rohstoffen wurde während des Kriegs und in der ersten Zeit 
nach dem Krieg die Verwendung von Ersatzstoffen in großem Umfang 
notwendig. Durch die Entwertung der deutschen Mark sind wir auch 
jetzt teilweise noch nicht in der Lage, alle die Stoffe frei zu ver¬ 
wenden, die uns vor dem Krieg in ausreichender Menge zur Verfügung 
standen. Die Jetztzeit und die Zukunft zwingt uns — insbesondere 
durch die Auflagen des Versailler Friedensvertrags — gebieterisch zu 
einem Strehctt nach höchstem wirtschaftlichem Wirkungsgrad und nach 
bester Ausnutzung eines jeden Betriebsstoffs und Betriebs. Mit ge¬ 
ringstem Aufwand an Kraft, Zeit und Kosten müssen die höchsten 
Leistungen erzielt werden. An die Stelle des Schöpfens aus dem Vollen 
muß versucht werden, durch Sparsamkeit und Organisation dasselbe Ziel 
zu erreichen. Die augenblicklichen Arbeite- und Arbeiterverhältnisse er¬ 
fordern dringend eine Mechanisierung und Normalisierung der Arbeit 
Die Zeit der Not regt schöpferisch an, und auch auf dem Gebiet der in 
dem Titel des Werks angegebenen Zweige der Technik und Industrie 
wurden Fortschritte erzielt, die erwarten lassen, daß deutscher Schöpfei- 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



1020 


Bücherschau. 


und Erfindergeist die Zeiten schwerster wirtschaftlicher Hemmungen 
überwinden wird. 

Das ganze Werk stellt eine Rundschau über die vielseitigen Neue¬ 
rungen und Fortschritte auf dem Gebiet der gesamten Technik und In¬ 
dustrie dar. Verschiedene Ausführungen über bessere Ausnutzung der 
Kohle, über sparsame Bauweisen, über Neuerungen in der Stark- und 
Schwachstromtechnik, in der Ma^chinenindustrie und im Verkehrswesen 
sowie zahlreiche volkswirtschaftliche Darstellungen sind besonders be¬ 
achtenswert. Das lesenswerte Buch bildet ein gutes Nachschlagewerk 
für Fachmann und Laie. Zahlreiche treffende Abbildungen erhöhen 
den Wert des Buchs. Heineck. 


Technik und Rechtskunde in der Eisenbahitverwaltuiig. Die 

Technische Hochschule in Aachen hat uns ersucht, zu dem im Archiv 
für Eisenbahnwesen 1921, S. 279 ff. unter vorstehendem Titel veröffent¬ 
lichten Aufsatz folgende Erklärung aufzunehmen: 

Aach v n , den 24. Juni 1921. 

Herr Geh. Oberregierungsrat. v. Kienitz hat in seinem Aufsatz „Technik 
und Rechtskunde in der Eisenbahnverwaltung** u. n. auch eine abfällige Kritik 
an der Annahme einer wissenschaftlichen Abhandlung als Doktordissertation 
durch die Technische Hochschule* zu Aachen geübt, weil die Abhandlung nicht 
technischen Inhalts sei. 

Der Herr Verfasser glaubt dadurch. daß er sich recht fe-t an hergebrachte 
wissenschaftliche Einteilungen hält, Kritik üben zu können, indem er meint, 
ebenso wie auf Grund einer Arbeit „Übergang zum Ütaatsbahnsystem in Preußen* 4 
jemand zum Pr.-lng. promoviert worden ist, könne das auch auf Grund einer 
Arbeit der Sanskritforschung, der theologischen Textkritik oder biologischen 
Untersuchung geschehen. — Der Verfasser übersieht, daß er mit dieser seiner Auf¬ 
fassung, mit der er sich zum Richter aufwirft über ..den Geist des Lehrkörpers 
einer technischen Hochschule 4 *, nämlich ..der Einseitigkeit, die nichts weiter als 
Technik begreift und alles als Technik ansieht, die .... weder das Verständnis 
noch überhaupt den Willen hat. dem anderen, oder auch nur der Sache gerecht 
zu werden“, ganz und gar formal-normativ, d. h. nach anerkannten Definitionen 
juristisch verfährt. Das Lehen aber ist das Primäre, die Form das Sekundäre. 
Pas Leben schreitet fort lind spottet: der für einen gegebenen Zeitpunkt noch 
so vortrefflichen Einteilung des großen Gesamt gebiet- der Wissenschaft. Ja. 
man kann sogar a priori über die besten formalen Etikettierer, die auskliigelnd- 
sten Einteiler sagen: Wer zu genau teilt, teilt sich tot! »Sachlich gibt es nun 
einmal Grenzgebiete zwischen allen Wissenschaftsgebieten. Saubere, sachlich 
erschöpfende Einteilungen kann es nicht gehen. Sie alle sind nur praktische 
..kürwillentliche* 4 Behelft». — Die letzten Jahrzehnte der Wissenseliaftsentwiek¬ 
hing haben gerade die Grenzgebiete entstehen sehen. Man denke z. B. an den 
überall fließenden Übergang von Chemie zu Physik. Das physikochemische Ge¬ 
biet. der Oberfläehenehemie (Colloidehemie) — um ein ganz beliebiges der zahl¬ 
reichen Beispiele zu wählen — ist ein Grenzgebiet und sogleich zu einem Fach¬ 
gebiet in kurzer Zeit ausgewachsen. Oder wollte selb-t der Herr Verfasser und 
Jurist, mit seinem gewiß also so viel größeren Verständnis und Villen zuiu 
Verständnis für Grenzgebiete es unternehmen. Themata aus der Berührungszone 
zwischen so verschiedenen Gebieten, wie juridischer und medizinischer Wissen- 
st haft, also z. B. der fnrensi.-chen Medizin, daraufhin restlos aul'ziiteilen. ob sie 
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unter „medizinisch“ oder „juristisch“ einzuordnen sind? Und obendrein könnte 
sich eines der von Herrn v. Kienitz doch wohl mit Bedacht ausgewählten Bei¬ 
spiele sehr leicht anstatt gegen die Technische Hochschule gegen den Verfasser 
selbst wenden. „Biologische Untersuchungen“ nämlich können manche enge 
Gemeinsamkeiten mit Technik haben. Wichtige Gebiete wie die Schmutz Wasser¬ 
behandlung, die Trinkwasserbeschaffung, das Fischereiwesen mit seinen Zuclit- 
und Schutzanlagen (man denke u. a. an die Arbeiten der Helgoländer biologischen 
Station) sind dafür Beispiele. Es ist offensichtlich dem Verfasser, obwohl er 
sich Verhältnissen der Eisenbahnverwaltung widmet, unbekannt geblieben, daß 
als eine Frucht solcher Verbindung von Biologie und Technik in vielen Sied¬ 
lungen, privaten und öffentlichen Gebäuden, auch zahlreichen der Eisenbahn¬ 
verwaltung, sogenannte „biologische Kläranlagen“ eingebaut sind — 9onst müßte 
Herrn v. Kienitz die Einsicht geleitet haben, daß also sehr wohl z. B. an sich 
biologische Untersuchungen, für die aber technische Bedingungen genau zu 
kennen und in ihren Möglichkeiten zu beherrschen Voraussetzung wäre, zum 
Studienkomplex einer technischen Hochschule gehören können, sofern ihre Ein¬ 
richtung für eine wissenschaftlich zureichende Sachwaltung in der Biologie 
ausreicht. — Soll die Wissenschaft formalistischen Einteilungen zuliebe, man 
könnte auch sagen: juristisch einwandfreier Beschränkung zuliebe, darauf ver¬ 
zichten, sich der Erschließung wichtiger neuer, in bestehende Schemata aber 
noch nicht einzuordnender Gebiete zu widmen? — doch wohl selbst auf die Gefahr 
nicht,, von einem Verwaltungsjuristen deswegen eine systematische Rüge sich 
zuzuziehen. 

Es ist Herrn Oberregierungsrat v. Kienitz zu erwidern: Grade so 
wie er in seinem Aufsatz darum kämpft, nicht den „Juristen der Staatseisenbahn- 
Verwaltung . . . die Fachkunde, das soll heißen: die Kunde des Eisenbahnwesens, 
grundsätzlich abzusprechen“, verwahrt sich die Technische Hochschule zu Aachen 
dagegen, daß ihr das Verständnis, ja Wille des Verständnisses für andere als nur 
technische Auffassungen abgpsprochen wird, — zumal nebenbei bemerkt, die 
Hochschule außer ihren technischen, mit aller Praxis eng verbundenen Lehr¬ 
stühlen noch drei sozial-, privat- und geographisch-wirtschaftliche Lehrstühle be¬ 
sitzt und außerdem noch Organisationsfragen (als Grenzgebiet) speziell pflegt. 
Die Technische Hochschule bildet zunächst Ingenieure aus. Wenn ein Diplom¬ 
ingenieur über seine normale Ausbildung hinaus noch eine wissenschaftliche 
Arbeit leisten will, kann er außer aus rein technischen Fächern auch Themata 
aus solchen wirtschaftlichen Gebieten wählen, zu deren fruchtbarer 
Bearbeitung technische Vorbildung erforderlich ist. Das riesige und so 
überaus eng verfilzte Berührungsgebiet von Technik und Wirtschaft heischt an 
allen Ecken und Enden Bearbeitung durch technisch gebildete Wirtschaftler oder 
wirtschaftlich gebildete Techniker. Bevor die aus solcher allgemeiner Einsicht 
überall erwogenen Reformpläne ein besonderes Grenzgebiet wiederum herauß- 
schneiden, besondere Studiengänge, besonders zu benennende Examina schaffen, 
wurde der Ausweg gewählt* daß geprüften Diplomingenieuren für Ar¬ 
beiten technischen oder auch wirtschaftlichen Inhalts, die als entsprechende ge¬ 
lehrte Leistung anzuerkennen sind, der Dr.-Ing. verliehen werden kann, was denn 
doch wirklich etwas anderes darstellt, als etwa schlechthin eine Verleihung auf 
Grund einer „theologischen Textkritik“, mithin keinerlei technische Kenntnisse 
erfordernder philologischer Akribie, aus welcher Unterstellung man ersehen 
möge, wohin die nur juristische Beurteilung, nämlich nach formalen Anhalts¬ 
punkten, führen kann. Technische Hochschule. 

Zu dieser Erklärung hat Herr Geh. Oberregierungsrat v. Kienitz 
folgendes bemerkt: 
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Ob eine Technische Hochschule auch Lehrstühle für Volkswirtschaft, So- 
zial Wissenschaft, Wirtschaftskumle, Unternelimungslehre. Wirt Schafts- und 
Verkehrsgeographie besitzt, ist unerheblich gegenüber der Erwägung, daß a) ein 
grundsätzlich technischer Lehrkörper nicht zur Doktorpromotion für nichttech¬ 
nische Wissenschaft berufen und b) die nicht technische Wissenschaft nicht für 
die Promotion zum Dr.-Ing. bestimmt ist. Ohne auf den Wert der Albertyschen 
Schrift einzugehen, wird man als Richtschnur aufstellen dürfen, daß die Doktor- 
arbeit und ihr Diplom mit der gesamten Fachbildung des Doktoranden in Zu¬ 
sammenhang stelle, ein Probestück dieser besonderen Bildung sein soll. So kann 
z. B. auch ein Mediziner nicht auf Grund einer zufällig gelungenen juristisch eil 
Abhandlung von der medizinischen Fakultät zum Dr. med. promoviert werden. 

Selbst wenn das Statut der Technischen Hochschule ihr erlauben sollte, 
sieb über diese Erwägungen hinwegzusetzen, tritt sie damit doch in Wider¬ 
sprich mit der allgemeinen Anschauung der deutschen Wissenschaft, soweit mir 
diese bekannt ist. v. Kieniiz. 


Übersicht der neuesten Hauptwerke über Eisenbahnwesen 

und aus verwandten Gebieten. 

Andrees, Karl. Geographie des Welthandels. Eine wirtschaftsgeographische 
Schilderung der Erde. Vierter Band. Wien 1021. 

Benischko, Gustav, Professor Dr. Die Porzellan-Isolatoren. Berlin 1021. 
Bischoff, E.. Dr. med. M pliil. Die geistigen Kräfte im Wirtschaftsleben lind 

ihre Erforschung. Hamburg 1021. 

Bottler, M., Prof. Technische Anstrich-, Imprägnier- und Isoliermittel und deren 
Verwendung in der Industrie und dem Gewerbe. 

Rcmniann, Gustav, Dr.-Ing.. Geheimer Baurat. Die selbsttätige Signalanlage 
d<*r Berliner Hoch- und Fntergrundbalin nebst einigen Vorläufern. 
Berlin 1021. 

Petcrsen, Richard. o. Professor. Die zweckmäßigste Neigung der Eisenbahn. 
Berlin-Wiesbaden 1021. 

Petcrsen. Richard, o. Professor. Verkehrsfragen bei Städter Weiterungen. Er¬ 
läutert an Beispielen von Zürich und Danzig. Berlin 1021. 

Statistik der im Betriebe befindlichen Eisenbahnen Deutschlands, bearbeitet 
im Reii lisverkelirsministerium. Band 10. Rechnungsjahr 1919. 

Strassner. \.. Oberingenieur. Berechnung statisch unbestimmter Systeme. 

1. Band. Der einfache und durchlaufende Balken. Berlin 1021. 

Strassner, A.. Oberingenieur. Neuere Methoden zur Statik der Rahmentragwerke. 

1. Band. Der durchlaufende Rahmen. Berlin 1021. 

Tests on Kaihvay Bridges in rcspcct of impart cffcct. Hcrausgcgebcn von 
Mini-tiy nf Transport. London 1021. 
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Zeitschriften. 

Allgemeiner Tarifanzeiger Wien. 

40. Jahrgang. Nr. 19 bis 24. Vom 1. Juli bis 20. August 1921. 

(19:) Änderung des Eisenbahn-Betriebsreglements in Österreich. — Er¬ 
läuterungen zum Gütertarif der österreichischen Bundesbahnen. — (20): 
Konferenzen zur Aufnahme internationaler Verkehre. — Tarif- und Ver¬ 
kehrsnachrichten aus Rumänien. — (21:) Die reglementariechen Bestim¬ 
mungen für Kostbarkeiten in Österreich. — Der Stand der Gütertarife 
in den europäischen Staaten. — (22:) Donauumschlag in Bratislava. — 
(23:) Die österreichische Eisenbahn-Verkehrsordnung. — Einführung 
direkter Abfertigung zwischen Österreich und Ungarn. — Einstellung 
des Güterverkehrs nach Rumänien über Ungarn. — Die tschechoslowa¬ 
kischen Gütertarife. — Tarif- und Verkehrsnachrichten aus dem S. H. S.- 
Staate, aus Polen und Rumänien. — (24:) Nicht veröffentlichte Tarife. 
— Die österreichische Eisenbahnverkehrsordnung. — Der Stand der 
Gütertarife in den europäischen Staaten. 

Der Bauingenieur. Berlin. 

2. Jahrgang. Heft 12 bis 15. Vom 30. Juni bis 31. Juli 1921. 

(12—15:) Der Wettbewerb für Entwürfe zu einer Verbindung über den 
Limfjord zwischen Aaalborg und Nörressundby in Dänemark. — Der Bau 
der elf östlichen Öffnungen des Geultalviaduktes durch die Gutehoff¬ 
nungshütte, A. V. für Bergbau und Hüttenbetrieb, Abteilung Brückenbau. 
— (15:) Die Hamburgische Walddörferbahn. 

Beton und Eisen. Berlin-Wien. 

20. Jahrgang. Heft 11. Vom 4. Juli 1921. 

Internationaler Wettbewerb für eine Überbrückung des Meeresarmes 
zwischen Aalborg und Nörressundby (Dänemark). 

Deutsche Straßen- und Kleinbahnzeitung. Berlin. 

34. Jahrgang. Nr. 32. Vom 6. August 1921. 

(32:) Unterwassertunnel in Berlin. 

Deutsche Bauzeitung. Berlin. 

55. Jahrgang. Nr. 60. Vom 30. Juli 1921. 

(GO:) Vom internationalen Wettbewerb um die Limfjord-Brücke bei Aal¬ 
borg in Dänemark. 

Deutsches Eisenbahnwesen. Berl i n. 

12. Jahrgang. Nr. 7. Juli 1921. 

(7:) Eisenbahn-Rollböcke. — Technik und Betriebssicherheit. — Die 
Kleinbahnen in ihrer rechtlichen Stellung und wirtschaftlichen Be¬ 
deutung. 

Deutsches Eisenbahnblatt. Berlin. 

12. Jahrgang. Heft 6. Juni 1921. 

Die Ausbildung und Einrichtung der durchgehenden Güterzugbn m-e. — 
Die Umwälzung des Eisenbahnwesens und das Welteisenbalinnetz. 

Deutsche Juristenzeitung. Berlin. 

26. Jahrgang. Heft 13/14. Vom 1. Juli 1921. 

Die Vorbildung der Volkswirte und Juristen. — Die internationale Ver¬ 
kehrskonferenz in Barcelona. 
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Eisenbahnblatt. Wien. 

24. JahrgaAg. Nr. 15. Vom 1. August 1921. 

(15:) Die Südbahn im Jahre 1920. 

Der Eisenbau. Leipzig. 

12. Jahrgang. Nr. 8. Vom 9. August 1921. 

(8:) Die Southwark-Brücke in London. 

Elektrische Kraftbetriebe und Bahnen. 

19. Jahrgang. Heft 14. Vom 24. Juli 1921. 

über die geplante Mailänder Untergrundbahn. — Die selbsttätige Signal¬ 
anlage der Berliner Hoch- und Untergrundbahn. — Elektrische Bahnen 

Elektrotechnische Zeitschrift Berlin. 

42 Jahrgang. Heft 25 bis 32. Vom 20. Juni bis 28. Juli 1921. 

(25:) Uber die Normung der Leistungen von Straßenbahn-, Kleinbahn- 
und Vollbahnmotoren. — (28:) Erfahrungen der New-York-, New-Haven- 
und Hartford-Bahn mit Vielfachsteuerung im Gleich- und Wechselstrom¬ 
betrieb. — (29:) Internationaler Straßen- und Kleinbahnkongreß. — 
(JO:) Neue Triebwagen für die Berliner Straßenbahn. — (31:) Vergleich 
zwischen Dampf- und elektrischer Lokomotive. — Gleislose Oberleitungs¬ 
wagen in New York. — Elektrische Zugheizung. — (32:) Spardiagramme 
für den Bahnbetrieb. — Versuche mit Kugellagern an den Wagen der 
schwedischen Staatsbahnen. — Elektrische Zugbeleu« htung. 

Engineering. London. 

112. Band. Nr. 2896 bis 2903. Vom 1. Juli 1921. 

(2896:) Fuel Problems of llie future. — (2898:) Locomotive ash-pit and 
cualing Station al Communipaw, New Jersey, U. S. A. — (2899:) Feeu- 
water heator and pump for locomotives. — (2901:) Railway and road 
transport. — (2903:) lN-in Railway wheel lathe. — New Railway era. 

Le G6nie Civil. Paris. 

41. Jahrgang. Nr. 26. Vom 25. Juni bis 13. August 1921. 

(26:) Le projet de pont suspendu de 987 metres de portee vsur l Hudsoii 
(2) Le« effort« de la compagnie du chemin de fer du Nord pendant et apres 
la guerre. — La concession des chutes de la Haute-Dordogne ä la com¬ 
pagnie du chemin de fer d'Orlcans. — Les conventions et le cahier des 
charges. — (5—7:) Le pont de Villeneuve-sur-Lot. — (6:) Traverse de 
chemin de fer demontable, Systeme Marcel. 

Glasers Annalen für Gewerbe und Bauwesen. Berlin. 

88. Band. Heft 11 bis 12. Juni bis Juli 1921. 

(11 u. 12:) über Reiheubildung elektrischer Lokomotiven als Voraus¬ 
setzung für ihre Vereinheitlichung. — über Tragkonstruktionen der 
Fahrleitung elektrisch betriebener Vollbahnen. — (12:) Fahrbare Koks¬ 
brecher. — Als Selbstentlader verwendbarer Güterwagen. — Welche 
Temperatur herrscht auf dem Fiihrerstamlp von Dampflokomotiven. 

89. Band. Heft 1. 

(1:) Chicago-Milwaukee- und St.-Paul-Bahn. — Neue Vorschläge für die 
Ausführung von Motorlokomotiven. — Ein einfaches optisches Pyrometer. 

Giornale del Genio Civile. Rom. 

59. Jahrgang. Vom 31. Januar 1921. 

L'impiego dei dirigibili nei transporti di passegieri. 
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Vom 28. Februar 1921. 

Bialzo del ponte fcnoviario sedl* Idice a Hezzolaro. — Completamento 
de 11a seconda galleria del Gompione. 

Vom 31. März und 30. Juni* 1921. 

Rassegna ferroviaria. 

Hanomag-Nachrichten. Hannover-Linden. 

8. Jahrgang. Heft 93. Juli 1921. 

(93:) Ein Töjährigcs Jubiläum im Lokomotivbau der Hanomag. 

Ingenieur-Zeitschrift. Teplitz-Schünau. 

1. Jahrgang. Heft 12. Vom 4. August 1921. 

(1/2:) Die technische Gesetzgebung in der tschecho-slowakischen Re- 
publikv 

De Ingenieur. Den Haag. 

36. Jahrgang. Heft 27 bis 30. Vom 2. bis 23. Juli 1921. 

(27:) Störungen in zwakstroomleidingen tengevolge van spoorweg elec- 
trificatie. — Veertigjarig bestaan van de Geldersche Stoomtramweg 
maatschappij. — (30:) Uit bet Jaarverslag 1920 der Maatch. tot. Expl. 
van Staatsspoorwegen en der Holl, dizeren Spoorwegenmaatschapij. 

The Journal of Political Economy. Chicago. 

29. Band. Nr. 6. Juni 1921. 

The Seattle munieipal Street Raihvay System. 

Kruppsche Monatshefte. L.v-en. 

2. Jahrgang. Juni 1921. 

(Juni:) Umsetzkrane zur B*‘dbming großer Lagerplätze. 

Di© Lokomotive. Wien. 

18. Jahrgang. Heft 6. Juni 1921. 

Neuere 1 C 2-1 VrM»iienzugtenderiokoinotiven. — Die Bedeutung und die 
Leistungen im Lokomotivbau der preußisch-hessischen Staatsbahnen. — 
Französische Studien zur Einführung der durchgehenden Saugluft- 
GUterzugbreiii.se. 

Organ für die Fortschritte des Eisenbahnwesens. Berlin und Wiesbaden. 

Neue Folge 58. Band. Heft Nr. 11 — 15. Vom 15. Juni bis 1. August 1921. 
(11/12:) Die neue Lokomotivwerkstatte Nied. — Kreuzungsbauwerk in 
Vis6. Belgien, an der Kriegsbahn Tongern-Aachen. — Zusatzschiebe- 
bühnen. — (13:) Über englische Bahnhöfe. — Berechnung von Doppel- 
weichen. — Krhühung der Sicherheit des Eisenbahnbetriebes. — (14:) 

Berec hnung von Doppel weichen. — Gefährlichkeit von Weichen und 
Brücken. — Über englische Bahnhöfe. — Verwendung gebrochener eiser¬ 
ner Guerschwellen. — Feste Schienen für Lokomotiven. — (15:) Die 
wirtschaftlichen Eigenschaften der Großgüterwagen. — Die Grundlagen 
des Gleisbaus. — 'funnelbauten in Buenos-Aires. — Sicherungen für 
Sc h r a u bei i nm 11 e r n. 

The Railway Age. Chicago. 

71. Band. Nr. 1 bis 2. Vom 2. Juli 1921. 

(1:) Future Railway expenses and rates. — Reeonstructing a tunnel with 
modern methods. — Progress in rate reduction. — Settlements with go- 
vernement under consideration. — Signs of the times in the American 
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Kailroad World. — Scope of wage reductiou extemled in new Order. — 
The Pennsylvania and its employees. — Heavy locomotives for tho 
Southern Pari Tic. — Railroads and public Utilities urged to buy eoal. — 
Railroads Hearings before Senate Comittee. —New traffie laeking on 
C. & O. relieves congestion Tentative valuations issued. — War left 
Belgian railways in fair condition. — A report on tlie Railway Situation. 
— A new idea in ticket cabinets. — (2:) Remedies for wastcs in Railway 
operations. — Gr. Central Busiest New York Station. — Railroads in 
the Post war readjusteinent. — New freight terminal hearing coinple- 
tion in Chicago. — I^abor leaders nieet at Chicago to determine policy 
on wage reductions. — Hearings before Senate committee adjourned. — 
Derailment of passenger train. — The Delaware and Hudsons new car 
Service rules. — Freight car loading. — Impact and its relation to der- 
mage Claims. — Electrification of the Paulista Railway on Brazil. — 
New rules replace national agreement of Altoona Works. 

Revue g£n£rale des chemins de fer et des tramways. Paris. 

40. Jahrgang. Heft 7 bis 8. Vom Juli bis August 1021. 

(7:) Note sur la mise en Service du Dispnchting-system sur la reseau 
P.-L.-M. — Nouveaux essais du frein continu Systeme AVestinghouse 
j>our trains de marchandises, faits sur le reseau P.-L.-M. — (8:) Condi- 
tions d’emploi des charbons da ns les chemins de fer francais. — Nouveau 
Systeme de transmission de mouvements entre les inoteurs et les essieux 
des locomotives electriques. — Resultats obtenus en 1JM9 sur le reseau 
des Chemins de fer de l'Ktat en France. 

Schweizerische Bauzeitung. Zürich. 

78. Baud. Nr. 1 bis 6. Vom 2. Juli bis 6. August 1921. 

(1:) Die Bauten für die Kraftwerke Oberhasle gemäß den Projekten 
der Bernischen Kraftwerke A.-G. — (2:) Kntwhklungsmöglichkeiten 

der elektrischen Yollbahnlokoinotive. — (3/5:) Das Chippawa-Queens- 
town-Kraftwerk am Niagara. — Ent Wicklungsmöglichkeiten der elek¬ 
trischen Vollbahnlokomotive. — Zur Reorganisation der S. B. B. — 
(G:) über Schüttelerscheinungen des Parallelkurbelgetriebes elektrischer 
Lokomotiven. 

Stahl und Eisen. Düsseldorf. 

41. Jahrgang. Heft 31. V orn 4. August 1921. 

(31:) Der Haushalt des Reichsverkehrsiuinisteriums für die Rechnungs¬ 
jahre 1920 und 1921. 

Technik und Wirtschaft. Berlin. 

14. Jahrgang. Heft 6. 

(6:) Die gesetzliche Regelung der Elektrizitiitswirtschaft. — Technik 
und Reehtskunde in der Eisenbahnverwaltung. 

Los Transportes. Madrid. 

3. Jahrgang. Nr. 65/67. Vom 30. April b\> 3<».* Juni 1921. 

Segunda n-nmblen de proprictarios de v-igones y cargadnzes. — El pro- 
blema forroviario en Parlamente. — E-iad.» del prohlema ferroviarir» 
en di st intos paises. 

Ycrkehrstechnik. Berlin. 

38. Jahrgang. Heft 19 bis 23. Vom 5. Juli bis 15. August 1921. 

(19:) Die Wirtschaftlichkeit des A’ierwagenklnssensystoms. — Die 
A\ oehselwirkung zwischen den Berühnmg-krei-en des Räderpaares und 
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des Bogengleises beim RUl^aöqhieÄeBoberibaii. — ßeicbsgesetzliche 
Regelung der Straßenbahn- und Kleinbahn Verhältnisse. — Die Tarif- 
bcwegaug bei den spanischen EisenbahngesellschafteiL — Die amerika¬ 
nischen Eisenbahnen im Jahre 1920. — (20:) Von der Rolle zum Kohleu¬ 
schlei fbligel. — Ein Vorschlag zur \Virtsuhaitlichkeit der Privateisen- 
bahnen. — Unfallstatistik der Wiener städtischen Straßenbahnen. — 
(21:) Zeitgemäße Anregungen für den Vorortverkehr der Großstädte. — 
Technik, Rechts- und W r irtschaftskunde in der Eisenbahnverwaltung. 
Ausbildung zum Dienst in der Reichseisenbahnverwaltung. — Planmäßige 
großstädtische Verkehrspolitik. — Verschlußvorrichtungen für die Platt¬ 
formen der Straßenbahnwagen. — (22v) Allgemeine Richtlinien für den 
Zusammenschluß von Verkehrsmiternehmungen in deutschen Groß¬ 
städten. — Betrachtungen zum Entwurf eines Fahrzeugsteuer-Geeetzee. — 
Ein-Mann-AVagen. — Die englischen Eisenbahnen im Kriege. — Der Streik 
der Potsdamer Straßenbahner. — (23:) Das Eisenbahnnetz im Mlinchen- 
Gladbacber Industriebezärk am linken Niederrhein und sowie Ent¬ 
wicklung. — Eisenbahnwagen aus Eisenbeton. — 80 Jahre deutscher Lo- 
komotivbau. 

Verkehrsteebnische Wache. Leipzig. 

15. Jahrgang. Heft 27 bis 28. Vom 7. Juli bis 18. August 1921. 

(27:) Zur Eisenbühnausrüstung von Häfen. — Die Entwicklung der Fahr- 
zeitbereohrmng der Personen- und Gtiterzüge. — (28:) Luftschrauben¬ 
antrieb für Schienen fahr zeuge. — (29:) Wirtschaftliche Gleisunterhal¬ 
tung. — Gliederung des englischen Verkehrsministeriums. — Hilfsmittel 
für die Aufstellung von Fahrplänen von Eisenbahnzügen. — (30:) Ist 
es vorteilhaft, Ingenieure zur Leitung und Beaufsichtigung des Eisen¬ 
bahnbetriebes zu wählen? — (31:) Gedanken über den Wiederaufbau 
der Lokomotivparks großer Eisenbahnverwaltungen. — Bremsprobe¬ 
signale. — (32:) Die Neuordnung der Reichseisenbahnen. — Die Eisen¬ 
bahnen in der Abwehrschlacht an der Aisne. — (33:) Die verkürzte 
doppelte K reu zun gs weiche. 

Der Waggon- und Lokomotivbau. Düsseldorf. 

Jahrgang 1921. Nr. 14 bis 15. Vom 7. bis 21. Juli 192 E 

(11:) Der deutsche Waggon- und Lokomotivbau. — Feuerlose Lokomo¬ 
tiven der A. Borsig G. in. b. 11, Berlin-Tegel. — Eisenbahnglas. — 
Kurveubewegliche Lokomotiven der Firma Arn. Jung, Lokomotivfabrik, 
G. tu. b. fl iii Jungenthal bei Kirchen-Sieg. — (15:) Die Bctriebsbeleuch- 
Umg in den Werkstätten für Waggon- und Lokomotivbau. — Theore¬ 
tisches aus dein Waggonbau. — Die Entwicklung der auf den deutschen 
Eisenbahnen verwendeten durchgehenden Bremsen. 

Wirtschaftliche Nachrichten ans dem Ruhr bezirk. 

2. Jahrgang« Nr, 81. Vom 23. Juli 1921. 

(31:) Zur Organisationsfrage der Reieh.-eisenbahnen. 

Wirtschaftsblatt Niedersachsen. Hannover. 

1921. Nr. 28 bis 29. Vom 9 bis iß. Juli 1921. 

Der Wiederaufbau des deutschen Eisenbahnwesens. 

Zeitschrift des österreichischen Ingenieur- und Arcjiitekten-Vereins Wien. 

73. Jahrgang. Heft 26 bis 31. Vom 8. Juli bis 5. August 1921. 

Das Hartguß- (Griffin-) Rad im Eisenbahnbetrieb und seine Herstellung. 
— (3<V31:) Schiffshebewerk. — Kohlentransporte in neuzeitlichen Dampf¬ 
kraftaulagen. — \\ erkstättonkrane für Großmasrhinenbau. 

An hiv filr Fi<«-nhnhnwesen. 1021. (jy 
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Zeitschrift für Bahn- und Bahnkassenärzte. Melsungen. 

16. Jahrgang. Nr. 7. Juli 1921. 

Bemerkungen über Unfallneurosen. — Ophthalmologischo Bemerkungen 
zum Dresdener Eisenbahnunglück. — Kritische Bemerkungen zum Dres¬ 
dener Eisenbahnunglück. 

Zeitschrift für den internationalen Eisenbahntransport. Bern. 

29. Jahrgang. Nr. 4 bis 5. April bis Mai 1921. 

(4 u. 5:) Die Konferenz von Barcelona. 

Zeitschrift des Vereins Deutscher Ingenieure. Berlin. 

1921. Nr. 81 bis 38. Vom 30. Juli bis 6. August 1921. 

(31 u. 32:) Der Brückenbau der neuesten Zeit. — (33:) Schwere Ztige 
und ihi*v> Bremsung auf der Virginischen Eisenbahn. — Darapfrei niger 
für Lokomotiven. 

Zeitung des Vereins Deutscher Eisenbahnverwaltungen. Berlin. 

61. Jahrgang. Nr. 26 bis 33. Vom 30. Juni bis 28. Juli 1921. 

(26:) Loslöeung der Eisenbahnwerke aus dem Betriebe. — Die selbst¬ 
tätige Signalanlage der Berliner Hoch- und Untergrundbahn nebst einigen 
Vorläufern. — Groß angelegte Investitionen bei den königlich unga¬ 
rischen Staatseisenbahnen. — (27:) Preisverteilung. — Zur Recht¬ 
sprechung in Haftpflichtsachen. — Zweck und Ziele der Fristarbeit in 
den Eisenbahnwerken. — Güterwagemimlauf. — Ausbau des spanischen 
Eisenbahnnetzes. — Beschlüsse der ständigen Tarifkommission. — (28:) 
Zur Vereinfachung der Behördenorganisation. — Graphische Rechen¬ 
tafeln für den Eisenbahnbetrieb. — Der ständige Ausschuß des Vereins 
Deutscher Eisenbahnverwaltungen für Angelegenheiten der gegenseitigen 
Wagenbenutzung. — Beratungen des technischen Ausschusses des Ver¬ 
eins Deutscher Eisenbahnverwaltungen. — Sparsame Wirtschaftsführung. 
— (30:) Das Walchenseekraftwerk. — Die Haftung der Eisenbahn für 
Verluste aus Fässern. — Die Arbeiterfrage bei den englischen Eisen- 
bahnen. — (31:) Ausbildungseinrichtungen für Eisenbahn-Arbeiter und 
-Beamte unter dem Gesichtspunkte der gegenwärtigen wirtschaftlichen 
Lage. — Betrieb und Technik. — Beschlüsse der ständigen Tarifkom- 
inission. — Zur Erhöhung der Personentarife. — Betriebsdienstliche Be¬ 
obachtungen auf einem Gemoinschnftsbahnhof. — Betrieb, und Verkehr 
auf der Bagdadbahn mich dem Kriege. — (32:) Die Eisenbahn Aachen— 
Vis£—Tongern. — Die Bedeutung der Bekanntmachung vom 10. August 
1914 über Lieferfristen. — Die italienischen Eisenbahnen im Kriege. —• 
Achtstundenarbeit und Sclirankendienst. — (33:) Die Ausnutzung des 
Verkehrs- und Bamimseuins für Unterrichtszwecke. — Die Bedeutung des 
Gerichtsentlastungs-Gesetzes und des Gesetzes betr. Änderungen in der 
Unfallversicherung für die Eisenbahnen. — Die neuen deutsch-franzö¬ 
sischen Grenzhalmhöfe ain Oberrbein. — Die Unwirtschaftlichkoit unbe¬ 
setzter Haltepunkte der Nebenbahnen. 

Zentralblatt der Bau Verwaltung. Berlin. 

4L Jahrgang. Nr. 55 bis 63. Juli bis August 1921. 

(55:) Das Statut von Barcelona über die Rechtsverhältnisse der inter¬ 
nationalen Wasserstraßen. — (63:) Fördervorrichtung für Eisenbahn¬ 
wagen u. dgl. auf Schrägen. 


li<*rRUKgrgeben im Aufträge de« Reichsverkchrsminiiiterinnt». 

Verlag von Julln« Springer. Berlin W _ Orurk von H. S. Hermann & fo„ Merlin SW |#. Benthltr. 8. 
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Die wirtschaftliche Lage der deutschen Reichsbahn. ^ 

Von 

Dr. Ludwig Hornberger, 

Oberregierungsrat im Reichsvcrkehrsniinisteriuin. 


Die neue deutsche Reichshuhn hat in der schwersten Zeit, die es je 
im deutschen Eisenbahnwesen gegeben hat, ihre Arbeit begonnen. Ihr 
< rstes Ziel mußte sein, die Aufgaben zu erfüllen, die sie im Dienst der 
Volkswirtschaft zu leisten hat. Bewußt und gewollt ist daher die Wieder¬ 
herstellung des technischen Apparats in den Vordergrund der Tätigkeit 
"»‘stellt und ohne Rücksicht auf die ungeheuren Ausgaben alles getan 
worden, was nur irgendwie geschehen konnte. Die Reichsbahn hat dabei 
die bereits von den Länderverwaltungen begonnene Politik mit aller 
Energie fortgesetzt. Der Erfolg ist die heute wiedergekehrte Ordnung 
im Betrieb und die Möglichkeit, den Anforderungen der Wirtschaft im 
wesentlichen gerecht zu werden. Freilich gibt es auf diesen Gebilden 
noch mancherlei zu tun. Flüssigkeit des Betriebs, Ausnutzung der Be¬ 
triebsmittel, Dichtigkeit des Verkehrs, Zustand der Bahnanlagen und 
Werkstätten, Ausbesserungsstand der Fahrzeuge lassen noch vielerlei 
Wünschen auf Verbesserung Raum. Aber immerhin ist jetzt der Augen¬ 
blick gekommen, in dem das zweite große Problem, das finanzielle, 
gebieterisch in den Vordergrund tritt. 

Gestatten Sie mir, zunächst einige Zahlen vorzutragen, die die f i n a n- 
ziello Lage veranschaulichen! Das Rechnungsjahr 1920, von dem ich 
ausgehen möchte, schließt vorläufig ab mit rund 18 Milliarden Einnahmen, 

*) Vortrag, gehalten auf der gemeinsam mit den Leitern der früheren 
Ländereisenbahnen abgehaltenen Präsidentenbesprechung in München am 7. Ok 
»ober 1921. Der Vortrag diente zugleich als Einleitung zur Erörterung folgender 
E ragen: 

1. Welche Vorteile wären zu erwarten, wenn die Reichsbahnen privatwirt 
scluifllich betrieben würden? 

2. Welche Einrichtungen des Privatbetriebs können auf die Reichsbahnen 
ohne Änderung ihres staatsrechtlichen Charakters übernommen werden? 
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34 Milliarden Ausgaben und mit einem Fehlbetrag von 15,6 Milliarden. 
Die Mehrausgaben im außerordentlichen Haushalt betrugen 1,99 Milliarden. 
Der Haushalt 1921 hat vorgesehen 26,6 Milliarden Einnahmen, 34 Mil¬ 
liarden Ausgaben und einen Fehlbetrag von 6,5 Milliarden, eine Mehraus¬ 
gabe im außerordentlichen Haushalt von 7,9 Milliarden. 

Das Haushaltsjahr 1921 hat unter den ungünstigsten wirtschaftlichen 
Verhältnissen begonnen. Die Abstimmung in Oberschlesien war Ende 
März 1921 beendet, und’damit setzte dort jener Zustand von Unruhe ein, 
der auch heut« noch nicht sein Ende erreicht hat. Gleichzeitig begann die 
Einführung der Sanktionen am Rhein. Die Einwirkungen dieser außen¬ 
politischen Maßnahmen auf die Gestaltung der Verkehrseinnahmen, ins¬ 
besondere der Einnahmen im Güterverkehr waren unverkennbar. Die 
Einnahmen im April und Mai blieben erheblich hinter den Erwartungen 
zurück. Erst im Juni, Juli und nunmehr besonders im August trat eine 
merkliche Besserung ein. Die Einnahmen im August, um nur diese Zahl 
zu nennen, überschritten um 91 % die Einnahmen des Vorjahres. Zum 
Verständnis dieser Zahl darf ich bemerken, daß die Tariferhöhung im 
Güterverkehr vom 1. Juni 1921 ungefähr mit 60 % zu bemessen ist, daß 
dann ein gewisser, nicht sehr großer Anteil der Mehrung auf die soge¬ 
nannte kleine Tariferhöhung vom 1. Dezember 1920 kommt, so daß immer¬ 
hin auch noch eine erhebliche Verkehrssteigerung festgestellt werden 
kann. Die Einnahmen im August haben fast das Hauehaltssoll erreicht. 
Wenn Deutschland von weiteren politischen und wirtschaftlichen Schwie¬ 
rigkeiten verschont bleibt, so ist anzunehmen, daß die Einnahmen im 
Güterverkehr im Verlauf des Jahres ohne Tarifänderung im Rahmen des 
Haushaltanschlags bleiben werden. 

Wesentlich erfreulicher haben sich die Personenverkehrseinnahmen 
gestaltet. Wie Sie wissen, ist eine Tariferhöhung von etwa 30 % am 
1. Juni eingeführt worden. Bereits im Juni haben die Personenverkehrs- 
cinnahmen um 43,4 % die Einnahmen des Vorjahres überschritten. Im 
Juli steigerte sich dieser Satz auf 47,3 %, im August auf 47,8 %. Gegen¬ 
über dem Haushaltsanschlag sind bis jetzt im Personenverkehr rund 
230 Millionen mehr eingenommen worden. Es ist, wenn die Verhältnisse 
sich weiter so günstig entwickeln, zu erwarten, daß der Personenverkehr 
zu den jetzigen Tarifen eine halbe Milliarde Mehreinnahme bringen wird, 
als vorgesehen. 

Die Ausgabenseite hat sich nicht in der erwünschten Weise gestaltet. 
Die wirtschaftliche Entwicklung in Deutschland, insbesondere das Fallen 
iles Markkurses infolge der außenpolitischen Ereignisse mußte die Aus 
gaben ungünstig beeinflussen. Die Deckung soll durch die 30 %ige Tarif¬ 
erhöhung erfolgen, die am 1. November für den Güterverkehr und am 
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1 . Dezember für den Personenverkehr eingeführt werden wird. Die Ein¬ 
nahmesteigerung tritt somit später ein als die Ausgabenerhöhung. Es 
ist daher damit zu rechnen, daß der Fehlbetrag für 1921 auf etwa 8 Mil¬ 
liarden anwächst. 

Der Haushalt 1922 ist bereits vorbereitet, er wird voraussichtlich mit 
t-inem geringeren Fehlbetrag als dem für 1921 abschließen. 

Der Vollständigkeit halber wäre dann noch ein kurzes Wort über die 
Schulden zu sagen. Rein rechnerisch ergibt sich folgendes Bild: Der 
Kaufpreis der deutschen Eisenbahnen betrug 39,5 Milliarden. Dazu kommt 
der Reichszuschuß im Jahr 1920 von 17,o Milliarden, der Reichszuschuß 
nach dem Haushalt 1921 von 6,7 Milliarden und nach dem ersten Nachtrag 
zum Haushalt 1921 von 5,i Milliarden, so daß sich eine Gesamtsumme von 
68,9 Milliarden, rund 70 Milliarden ergibt. Es ist beabsichtigt, einen Teil 
der Schulden, soweit sie als Kriegsfolge anzusprechen sind, auf die all¬ 
gemeine Finanzverwaltung abzuwälzen. Die Regelung soll durch das in 
Arbeit befindliche Reichseisenbahnfinanzgesetz erfolgen, das die Grund¬ 
lage für die Stellung der Reichseisenbahnverwaltung im Rahmen der 
Reichsressorts bestimmen soll. Gleichzeitig soll dieses Gesetz Vorsorge 
treffen für das Verhältnis in finanzieller Beziehung zu den gesetzgeben¬ 
den Körperschaften, zum Finanzminister, dann für die Abgrenzung 
zwischen ordentlichem und außerordentlichem Haushalt, für einen Rück- 
lagefonde, für den Zinsen- und Tilgungsdienst und voraussichtlich für die 
Mitwirkung der gesetzgebenden Körperschaften bei der Tarifbildung. 

Die Gründe für die Finanzlage sind bekannt. Die Privatindustrie 
ging gestärkt aus dem Krieg hervor, sie hat in den Kriegsjahren große 
Gewinne gemacht, ihre Werke ausgebaut und ihre technischen Einrich¬ 
tungen in jeder Weise vervollkommnet. Nicht so die Eisenbahn. Diese 
hat im Krieg zu den billigen Militärtarifen die Transporte besorgt, sie 
hat die Unterhaltung ihrer Anlagen und Betriebsmittel vernachlässigen 
müssen, viele Fahrzeuge verloren und zuletzt noch im Waffenstillstands¬ 
und Friedensvertrag jenen ungeheuren Aderlaß durch die Abgabe der 
Riesenmenge von Fahrmaterial erlitten. Der Eisenbahn ist die technische 
Umstellung auf den Friedensbetrieb nunmehr im wesentlichen gelungen, 
für die finanzielle Umstellung muß ihr wohl eine etwas längere Zeit ge¬ 
lassen werden. 

Der wichtigste Grund der finanziellen Schwierigkeiten wird vielfach 
bei der Personalpolitik der Eisenbahn gesucht. Es ist nicht zu 
verkennen, daß in der Nachkriegszeit den Beamten- und Arbeiterforde¬ 
rungen weit nachgegeben werden mußte. Gegen die Steigerung der Be¬ 
züge, deren Umfang ich aus dem Material zu ersehen bitte, das wir uns 
Ihnen vorzulegen erlaubt haben, ist an sich nichts einzuwenden. Die An¬ 
us ' 
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gleichung aller Gehälter und Löhne läßt aber den Anreiz zum Vorwärts¬ 
streben vermissen. Viel bedenklicher wirkt die schematische Anwendung 
des Achtstundentages und die dadurch und durch die Leistungsverminde¬ 
rung im allgemeinen bedingte Personalmehrung. Die Kopfzahl des Per¬ 
sonals betrug im Jahr 1913 rund 740 000, im Jahr 1919 hat sie 1121000, 
im Jahr 1920 1 091 000 betragen. Der Haushalt 1921 hat 977 721 Köpfe vor¬ 
gesehen. Im August 1921 war der Stand der Kopfzahl 1057 301. Eis ist gegen 
1919 damit eine Minderung von 65 000 Köpfen eingetreten, von der jedoch 
ungefähr 20 000 atuif die Personalverluste durch den Abgang der besetzten 
Gebiete treffen. Trotzdem kann sich das Reichsverkehrsministerium mit 
diesem Ergebnis nicht zufriedenstellen. Freilich sind die Schwierigkeiten 
l>ei der Frage der Personalverminderung nicht zu verkennen. Unter den 
heutigen Verhältnissen sind ja Entlassungen kaum durchzuflihren, der 
Wohnungsmangel hindert und verteuert die Verschiebung des Personals 
und, was gewiß nicht zu unterschätzen ist, es bestehen auch bei den 
äußeren Dienststellen ganz erhebliche Widerstände, wenn mit der Ver¬ 
minderung der Kopfzahl ernst gemacht werden soll. Auch die Frage des 
Abbaus der Zahl der Betriebsarbeiter zugunsten der Zahl der Bahnunter¬ 
haltungsarbeiter stößt auf Schwierigkeiten. Immerhin soll die Verminde¬ 
rung der Kopfzahl mit allem Ernst betrieben werden; das Reichsver- t 
kehrsministerium vertraut auf die Unterstützung der Direktionen und 
aller Dienststellen, daß wir in dieser E’rage vorankommen. Es ist beab¬ 
sichtigt. durch Änderung der Demobilftachungsverordnung der Eisenbahn¬ 
verwaltung eine weitergehende Möglichkeit der Personalverminderung zu 
schaffen, und es ist ein Arbeitszeitgesetz in Bearbeitung, durch das die 
schematische Anwendung des Achtstundentags auf vernünftige Bahnen 
zurückgeführt werden soll. 

Immerhin sind es nicht die persönlichen, sondern die sächlichen 
A usgaben, die verhältnismäßig stärker angewachsen sind. Die per¬ 
sönlichen Ausgaben betrugen 1913 60,87 % der Betriebsausgaben, während 
die sächlichen Ausgaben in diesem Jahr nur 39,la % betrugen. Jetzt ist 
das Verhältnis wesentlich anders. Nach dem Haushalt 1921 betragen die 
persönlichen Axisgaben 52,7 %, die sächlichen Ausgaben 47, s %. Die Stei¬ 
gerung der Marktpreise aller Rohstoffe und Fertigfabrikate ist in der 
Beilage, die Ihnen vorliegt, dargestellt'). 

Mit besonderer Borge hat die Öffentlichkeit die Befürchtung erfüllt, 
daß sich die Eisenbahn durch die Industrie und ihre großen Verbände aus- 
beuten lasse. Diese Befürchtung scheint mir doch zum Teil übertrieben 
zu sein. Die Reichsbahn als größter Abnehmer in Deutschland hat eine 

*) l>ie Beilage ist auf S. 1011 ff. abgedruckt. 
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ganz erhebliche Machtstellung den Lieferern gegenüber, die sich durch die 
Zusammenfassung aller Reichsressorts in geschickter Weise verstärken 
läßt. Durch Regulierung der Auftragserteilung kann eine kluge Be¬ 
schaffungspolitik Erhebliches erreichen. Die großen Werke haben ein 
starkes Interesse an festen, regelmäßigen Auftragsbeständen. Durch Aus¬ 
nutzung dieses Umstandes, durch Festigkeit und Geschlossenheit im Auf¬ 
treten muß eine so große Verwaltung Erfolge erzielen. Im Reichskohlen¬ 
rat und im Eisenwirtschaftsbund bemüht sich die Eisenbahnverwaltung 
durch ihre Vertreter, die Preise der wichtigsten Rohprodukte zu beein¬ 
flussen. Sodann ist die sparsame Verwendung der Stoffe die vornehmlich« 
Sorge der Verwaltung; insbesondere der Kohlenverbrauch, der sich ja 
zunächst nach dem Krieg sehr ungünstig entwickelt hat, unterliegt der 
steten Überwachung. Im Jahr 1913 betrug der Verbrauch auf 1000 
Ix>k.-km 14,40 t, im Jahr 1919 war er auf 20,85 t gestiegen. In 1920 fiel er 
wieder auf 19,85 t. Für 1921 sind 19,38 t veranschlagt. Der Voranschlag 
für 1922 sieht 18,8 t vor. Den Kohlenverbrauch auf die Friedensziffer zu 
mindern, wird vorerst nicht gelingen, insbesondere mit Rücksicht darauf, 
daß ja jetzt erheblich schwerere Lokomotiven im Dienst stehen, und daß, 
was noch ungünstiger wirkt, die Qualität der Kohle sehr viel schlechter ist. 

Für das finanzielle Ergebnis sind weiter von besonderer Wichtigkeit 
die Betriebsleistungen. Im Güterverkehr haben die Zugkilo¬ 
meter im Jahr 1920 78%, 1921 79% der Friedensleistung betragen; di« 
Güterwagenachskilometer betrugen 1920 77 % und 1921 80 % der Friedens¬ 
leistung. Die Personejnzugkilometer betrugen 1920 51 %, 1921 64 %, und 
nach dem Programm, das für das Jahr 1922 besteht, sollen sie auf 70 % ge¬ 
steigert werden. Die Personenwagenachskilometer betrugen im Jahr 
1920 75 %, 1921 78 % der Friedensleistung. Ich habe mir erlaubt, dies« 
Zahlen in Hundertteilen der Friedensleistung vorzutragen, weil sie viel¬ 
leicht für die finanzielle Wirkung das beste Bild geben. 

Wenn man sich vorstellt, daß zurzeit die Gesamtleistung der Wagen¬ 
achskilometer 78 % der Friedensleistung beträgt, so steht vor uns das 
Bild, daß 22 % der gesamten Eisenbahnanlagen -nicht völlig ausgenutzt 
sind — zweifellos einer der Hauptgründe der schlechten Finanzlage —. 
Diese Erwägungen geben zugleich den Schlüssel, mit dem man an die Be¬ 
urteilung der Steigerung von Verkehrsleistungen herantreten muß. Die 
Gtiterverkehrsleistungen lassen sich ja im allgemeinen nur wenig beein¬ 
flussen. Die Eisenbahn muß diejenigen Frachten befördern, die ihr die 
Wirtschaft bietet, und sie kann nur alles daransetzen, Hemmnisse wie 
Wagenmangel zu beseitigen, um möglichst viel fahren zu können. 

Anders liegt die Sache im Personenverkehr. Hier sind besonders in 
der letzten Zeit, was sich nicht zum mindesten an den günstigen Ein- 
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nahmeergebnissen zeigt, außerordentliche Anstrengungen zur Ver¬ 
mehrung der Zugleistungen und besseren Bedienung des Verkehrs ge¬ 
macht worden, Fortschritte, die ja auch, die Öffentlichkeit in erfreulicher 
Weise unumwunden anerkennt. Immerhin ist auch hier insofern eine 
Grenze geboten, als die reinen Zugförderungskosten insbesondere mit 
Rücksicht auf die hohen Kohlenpreise außerordentlich hohe sind. Neue 
Zugverbindungen im Personenverkehr sind demnach vom finanziellen 
Standpunkt aus in vielen Fällen erwünscht, aber nicht immer und zwar 
dann nicht, wenn ihre Inanspruchnahme nicht hinreichend gewähr¬ 
leistet ist. 

Die Steigerung der Leistungen ist nur möglich gewesen durch 
die außerordentlichen Anstrengungen, die auf dem Gebiet der Fahr* 
zeugbeschaffung gemacht wurden. Ich habe mir schon erlaubt, 
an die großen Verluste zu erinnern, die die Eisenbahnverwaltung im 
Krieg und durch die Abgaben nach den Bestimmungen des Waffenstill¬ 
stands- und Friedensvertrags erlitten hat. Eine große Aktion war not¬ 
wendig, und so sind in den Rechnungsjahren 1920 und 1921 rund 20 Mil¬ 
liarden für Fahrzeugbeschaffungen vorgesehen worden. Davon sind lie¬ 
schafft worden rund 5000 Lokomotiven, 7700 Personenwagen, 4000 Gepäck¬ 
wagen und 145 000 Güterwagen. Von der Gesamtsumme von 20 Milliarden 
wird ein großer Teil auf Entschädigung durch die allgemeine Finanzver¬ 
waltung verrechnet, da die Verluste als Kriegsfolge anzusehen sind. 

Zur Beurteilung der gegenwärtigen Betriebslage insbesondere im 
Hinblick auf den herrschenden Wagenmangel wäre hierbei zu berücksich¬ 
tigen, daß in diesem Rechnungsjahr noch die Anliefertmg von 1800 Loko¬ 
motiven, 4300 Personenwagen, 4400 Gepäckwagen und 49 000 Güterwagen 
zu erwarten ist. Mit diesen Beschaffungen wird im wesentlichen der 
Friedensstand überschritten. Man könnte den Vorwurf machen, daß nicht 
zu wenig, sondern zu viel beschafft wurde, wenn nicht leider immer noch 
der Ausbesserungstand der Fahrzeuge nicht voll befriedigen würde. 
Während der Ausbesserungstand an Lokomotiven in der Friedenszeit 
19 % war, betrug er in der schlechtesten Zeit, die in dieser Beziehung be¬ 
standen hat, im Winter 1919/20, 45,4 %. Es gelung, ihn jetzt auf 38,2 % 
herabzmlrücken. Die Personen- und Gepäckwagen wiesen im Frieden 
einen Ausbesserungstand von 13 % auf, im Jahr 1920 betrug er 20 %. 
.letzt ist er auf 18,i % gefallen. Die Güterwagen hatten in der Friedens¬ 
zeit einen Ausbesserungstand von 3,»%. im schlimmsten Monat, im 
Juli 1920, stand er auf 21 %. Jetzt beträgt er 12,8%. Die Arbeiten der 
Werkstätten sind zurzeit durch die Schwierigkeiten, die durch die Rück¬ 
lieferung der Beutewagen und die Verpflichtung, sie vor der Übergabe 
instand zu setzen, entstanden sind, stark erschwert, es ist aber zu hoffen. 
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(laß durch Zusammenwirken aller beteiligten Stellen hierin eine erheb¬ 
liche Besserung erzielt wird. 

Ich bitte, nun auch kurz über die Baupolitik der Verwaltung 
sprechen zu dürfen, ein Gebiet, von dem man ja in der Öffentlichkeit.ver¬ 
hältnismäßig wenig gehört und gelesen hat. Auch hier galt es, zuerst die 
Kriegschäden zu beheben und den technischen Apparat wiederherzu¬ 
stellen. Heute kann man wohl sagen, daß^ie Sicherheit der Durchführung 
des Betriebs nirgends mehr gefährdet ist. Aber immerhin sind im Zu¬ 
stand der Bauten noch sehr erhebliche Kriegsfolgen zu beseitigen. 
Darüber hinaus gilt es, aufgetretene unabweisbare Bedürfnisse zu be¬ 
friedigen, und hier sind es in erster Linie die Veränderungen an den neuen 
Reichs- und Zollgrenzen, die die Eisenbahn Verwaltung vor schwere Auf¬ 
gabenstellen. Sodann erfordern die Verkehrsverschiebungen in den Stein¬ 
kohlenabfuhrgebieten und die neue Entwicklung in den Braunkohlen¬ 
gebieten besondere Maßnahmen. Auch die Wohnungsnot hat die Eisen¬ 
hahnverwaltung zu außerordentlichen Aufwendungen genötigt. Im 
Jahr 1920 sind 185 Millionen und im Jahr 1921 600 Millionen aus diesem 
Anlaß zur Verfügung gestellt worden, das äußerste, was vom finanziellen 
Standpunkt aus eine Betriebsverwaltung für solche Zwecke leisten kann. 

In der Öffentlichkeit ist mehrfach von der Reichseiseobahnverwal- 
tung gefordert worden, daß sie ein großes Neubauprogramm durchführen 
soll, dagegen sprechen erhebliche finanzielle Bedenken. Die vorhandenen 
Anlagen haben den viel größeren Friedensverkehr bewältigt, wenn auch, 
wie ohne weiteres zuzugestehen ist, unter günstigeren Verhältnissen und 
zu einer Zeit, wo das Personal das letzte hergab, um den Anforderungen 
zu genügen. Aber trotzdem glaube ich, daß man hier mit dem Vor¬ 
handenen auskommen muß und nur dringende Erweiterungen der Imv 
stehenden Strecken und Bahnhöfe vornehmen darf. Neue ertragslose 
Strecken im Interesse der Landeskultur kann die Reichseisenbahn hei den 
gegenwärtigen Verhältnissen nicht bauen und betreiben. Trotz aller 
dieser finanziellen Schwierigkeiten aber hat sich die Reichseisenbahnver- 
waltung für verpflichtet gehalten, für einzelne besonders große Projekte 
Geld bereitzustellen, die infolge des Fortschritts der Technik nicht mehr 
aufzuschieben sind. Ich denke hier an die Einführung der elektrischen 
Zugförderung besonders in Bayern. Es ist beabsichtigt, bis 1924 die 
Einrichtungen hierfür auf den Strecken München—Garmisch, München— 
Holzkirchen, München—Regensburg, München—Salzburg und München— 
Kufstein fertigzustellen. Auch soll die Elektrisierung der Berliner Stadt¬ 
bahn und der Strecken im Bezirk Halle und Breslau gefördert werden 
A r erhältnismäßig sehr große Aufwendungen hat mit Rücksicht auf die 
Anforderungen des Retriebsmnsehinendienstes und der Fahrzeugrepara- 
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turen die Vergrößerung Und Ausgestaltung der Werkstättenanlagen er- 
fordert. 

Bei der Beschaffung«- und Baupolitik ist vielleicht der schwierigste 
Punkt der Entscheidung auf der einen Seite das Gebot, nur das 
dringendste auszuführen, und auf der andern Seite die zwingende Not¬ 
wendigkeit, die Arbeitslosigkeit zu bekämpfen. Meines Erachtens 
kann es gerechtfertigt sein, wegen Bekämpfung der Arbeitslosigkeit Ar¬ 
beiten, die an sich dringlich sind, zu beschleunigen und Arbeiten früher 
in Angriff zu nehmen, als es unter gewöhnlichen Umständen der Fall ge 
wesen wäre. Aber Arbeiten, die tatsächlich nicht dringlich sind, dürfen 
auch unter dem Gesichtspunkt der Arbeitslosigkeit nicht mehr vor¬ 
genommen werden. Mit der Ära der Notstandsarbeiten der unmittelbaren 
Nachkriegszeit muß unter allen Umständen abgeschlossen werden. Der 
außerordentliche Haushalt betrug im Jahr 1921 rund 8 Milliarden, von 
denen 4 Milliarden für Bauten vorgesehen waren. Diese Summe erscheint 
für die Zukunft zu hoch, so daß eine erhebliche Einschränkung für das 
Jahr 1922 zu erwarten ist. 

Auf der Ausgabenseite ist die Erzielung von Ersparungen nur lang¬ 
sam und in andauernder Arbeit durchzuführen. Zur dauernden Hebung 
des Fehlbetrags, und um sein Anwachsen zu verhüten, ist immer die Frage 
der Einnahmenerhöhung mit im Auge zu behalten. Die Öffent¬ 
lichkeit findet es selbstverständlich, daß Industrie, Handel und Handwerk 
ihre Preise erhöhen, ihre Selbstkosten decken und dazu noch Gewinne 
erzielen. Die bisherigen Tariferhöhungen der Reichsbahn auf das Zehn¬ 
fache und nach den neuen Vorschlägen auf das Vierzehnfache waren im 
Hinblick auf die Geldentwertung — und nur so können sie richtig ge¬ 
würdigt werden — nur gering. Man muß bedenken, daß die Selbstkosten¬ 
erhöhung die Resultante der Komponenten Kopfzahlerhöhung, Gehalts¬ 
und Lohnerhöhung und Stoffpreiserhöhung ist, um das richtige Abinaß 
für die Bedeutung der Tariferhöhung zu gewinnen. 

Wie weit die Volkswirtschaft die Tariferhöhung tragen kann, läßt 
sich wohl nicht objektiv und für alle Zeiten gültig beurteilen. Dies hängt 
von der Wirtschaftslage ab und davon, wie sich die Geldentwertung im 
fraglichen Zeitpunkt gestaltet hat, sowie davon, wie sich das Verhältnis 
der Fracht zum Wert der Ware entwickelt. Wie sich aus den bei’eits 
mitgeteilten Ziffern der Verkehrseinnahmen ergibt, ist gar kein Zweifel 
darüber, daß die Volkswirtschaft die letzte Tariferhöhung vom Frühjahr 
ohne weiteres getragen hat. 

Gestatten Sie nun ein kurzes Wort über die A b w i c k 1 u n g de s 
finanziellen Dienstes! Wir haben bereit« einen einheitlichen 
Haushalt und eine einheitliche Buchungsform. Worin wir noch vorwärts 
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kommen müssen, ist das, was ich Etatdisziplin nennen möchte. Ich ver¬ 
stehe darunter die sorgsame Veranschlagung bei der Haushaltsanmeldung 
und die ernste Sorge bei allen Dienststellen, mit den vorhandenen Mitteln 
zu wirtschaften und hauszuhalten. Dies ist unbedingt nötig, wenn nicht 
jede zielbewußte Finanzpolitik des Ministeriums durchkreuzt werden soll. 

Bei der Erörterung des Finanzproblems ist bisher die Frage der 
Neuorganisation immer in den Vordergrund gestellt worden. Bis 
jetzt erschien es angezeigt, langsam und vorsichtig vorzugehen; denn es 
wäre gefährlich gewesen, die Wiederherstellung der Ordnung im Betrieb 
zu stören, wenn übereilt grundlegende Änderungen in der Zusammen¬ 
setzung und Zuständigkeit der Vollzugsbehörden eingetreten wären. Galt 
»■s doch zunächst, den Beamtenkörper der sieben Eisenbahnländer zu einem 
einheitlichen Reichsbeamtenkörper zusammenzusclrweißen und erst di»» 
Meinungen und die widerstreitenden Interessen zu klären und zu ver¬ 
söhnen. 

Vom finanziellen Standpunkt aus, den ich mir erlauben möchte, auch 
hier in den Vordergrund zu stellen, hat meiner Meinung nach eine Organi¬ 
sationsänderung zweierlei Bedeutung, einmal die Erzielung größerer 
Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung überhaupt und dann die unmittel¬ 
bare Herbeiführung einer Kopfzahlverminderung. Eine Kopfzahlvermin¬ 
derung hätten wir wohl durch Umgruppierung der Direktivbehörden bis¬ 
her nicht erreichen können, sie muß bei den Dienststellen einsetzen un«l 
dort planmäßig durchgeführt werden. 

Das Reichsverkehrsministerium hält nunmehr eine eingehende Be¬ 
handlung der Organisationsfrage für geboten und hat deshalb zur Be¬ 
handlung der einschlägigen Fragen zwei Ausschüsse berufen, von denen 
«ler ein© die allgemeinen Fragen der Organisation und der andere di»* 
Fragen der den Direktionen unmittelbar untergeordneten Stellen zu prüfen 
hat: den Präsidentenausschuß und den Ämterausschuß. 

Bei der Erörterung der Organisationsfrage hat sich gerade in der 
letzten Zeit die Öffentlichkeit besonders eingehend mit den Fragen be¬ 
schäftigt, die heute auf der Tagesordnung stehen. Ohne ihrer Erörterung 
vorgreifen zu wollen, bitte ich mir zu erlauben, als Einleitung einig«* 
Gedanken zur Sache vortragen zu dürfen. 

Privatbetrieb oder S I a a t s b e t r i e b der Eisenbahnen ist ein«' 
politische und eine wirtschaftliche Frage. Von der Erörterung 
des Problems vom Standpunkt der Machtpolitik, der Sozialpolitik und ins¬ 
besondere der Wahrung der Interessen der Beamten möchte ich absehen. 
Vom Standpunkt der wirtschaftspolitischen Erwägungen möchte ich einen 
Gesichtspunkt in den Vordergrund stellen. Die Finanzwissenschaft hat 
bisher einhellig gefordert, daß öffentliche Unternehmungen unter Beach- 
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tung des allgemeinen Staatswohls und der allgemeinen Volkswirtschaft 
geführt werden müssen. Es wird zu prüfen sein, ob der moderne Staat 
und vor allem Deutschland in seiner jetzigen Lage darauf verzichten 
kann, daß sein wichtigstes öffentliches Unternehmen, die Eisenbahn, 
dieser Forderung Rechnung trägt. Denn es will scheinen, als ob der 
Staatsbetrieb allein den Bedürfnissen des Wirtschaftslebens sich anpassen 
und, wo es not tut, auch Opfer bringen kann, wie es in Deutschland unter 
der Zeit der Länderverwaltungen ebenfalls stets geschehen ist. Man 
kann gewiß — und ich denke da besonders an die Tariffrage — zweierlei 
Meinung sein, wie weit diese Rücksichten gehen müssen. An der grund¬ 
sätzlichen Auffassung ändert das aber meiner Meinung nach nichts. 

Beim Privatbetrieb sind drei Konstruktionen denkbar: 

1. Privatform, aber Aufrechterhaltung des Eigentums des Reichs, 

2. Gemischtwirtschaftlicher Betrieb, also starke Beteiligung des 
Reichs, daneben Beteiligung anderer öffentlicher Rechtsubjekte 
und des Privatkapitals, 

3. Abgabe zu Eigentum oder pachtweise an das Privatkapital. 

Im Vordergrund des Interesses würde wohl immer die Möglichkeit 
«ler Finanzierung stehen. Eine Frage möchte ich in diesem Zusammen¬ 
hang nur andeuten, das ist die einer ausländischen Kapitalbeteiligung. 
Trotz der scheinbar bestechenden Vorteile möchte ich eine solche Lösung 
für eine schwere Gefahr halten. Unter allen Umständen erscheint die 
Finanzierung außerordentlich schwierig in einem Zeitpunkt, in dem der 
Betrieb keinen Gewinn, sondern nur Verlust buchen kann, also auf Zu¬ 
bußen von außerhalb angewiesen sein wird, wenn er nicht unrichtige 
Bilanzen vorlegen will. 

Der Privatbetrieb hat vom wirtschaftlichen Standpunkt aus be¬ 
trachtet zweifellos gewisse Vorzüge vor dem Staatsbetrieb, wie wir ihn 
jetzt sehen. Es wird zu untersuchen sein, ob diese Vorzüge tatsächlich 
die private Betriebsform voraussetzen, und wenn diese Frage nicht bejaht 
werden sollte, welche Einrichtungen des Privatbetriebs etwa auf die 
Reichsbahn als Staatsbetrieb übernommen werden könnten. Es handelt 
sich also darum, zu prüfen, inwieweit das Unternehmen als solches, ohne 
seine vorhin umrissenen Aufgaben für die Volkswirtschaft zu vernach¬ 
lässigen, in sich wirtschaftlicher gestaltet werden könnte. 

Bei dem Vergleich von Staats- und Privatbetrieb wird man nicht 
vergessen dürfen, daß eine Privatgesellschaft, die etwa „Aktiengesell¬ 
schaft Reichseisenbahnen“ heißen würde, nicht ohne weiteres mit einem 
kleinen Privatunternehmen verglichen werden kann; denn auch sie hat 
alle Schwierigkeiten und Hemmnisse des Großbetriebs zu überwinden: 
Die schweren Betlenken, die gegen eine völlige Zerschlagung der kaum 
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geeinigten Reichseisenbahnen, etwa in 6 oder 8 Betriebsgesellschaften, 
sprechen, die voneinander unabhängig wären und von keiner Reichs¬ 
instanz geleitet würden, brauche ich nur anzudeuten; auch sie wären 
übrigens Riesenbetriebe, sie müßten- auch in vielen Fällen gemeinsam 
auftreten und würden eine gemeinsame Angriffsfront für große Organi¬ 
sationen jeder Art bilden. 

Der Privatbetrieb, so sagen seine Befürworter, gestattet größere 
Beweglichkeit in der Durchführung der Dispositionen, größere Möglich¬ 
keiten, sich den wirtschaftlichen Forderungen des Augenblicks anzu¬ 
passen, der Privatbetrieb ist von Stimmungen und Wünschen der Öffent¬ 
lichkeit weniger abhängig. Es ist zuzugeben, daß bei der Reichsbahn 
der jetzige Zustand zweifellos schnelle Entschlüsse über wirtschaftliche 
Fragen in vielen Fällen hemmt. In erster Linie sind es da die Reichs¬ 
instanzen, die in Betracht kommen, die Zuständigkeit des Finanzmini¬ 
steriums und die gesetzgebenden Körperschaften. Auch sonstige Bestre¬ 
bungen, z. B. solche, die in der Richtung gehen, die Freiheit im Beschaf¬ 
fungswesen einzuengen, wären hier zu erwähnen. Ich denke dabei in 
erster Linie an die immer wieder gewünschte Auftragstelle der Länder, 
die die Beschaffungen überwachen und beeinflussen soll. Leider be¬ 
trachten ja die Länder die Reichsbahn vielfach noch als Fremdkörper, 
dem man mit einigem Mißtrauen begegnen zu müssen glaubt. Solche 
Kr sch wer ungen und Hemmnisse sind nicht geeignet, die wirtschaftliche 
Entschlußkraft des Unternehmens und seiner Leitung zu fördern. Ich 
darf betonen, daß es sich hier nicht etwa um den Grundsatz Zentralisation 
oder Dezentralisation innerhalb der Verwaltung handelt, sondern darum, 
inwieweit das. Unternehmen von Einflüssen von außen freigehalten 
und wirtschaftlich stoßkräftig gestaltet werden kann. Wenn wir in der 
Autonomiefrage vorwärts kommen, so ist zu hoffen, daß wir auch beim 
Staatsbetrieb in dieser Beziehung vieles bessern und günstiger gestalten 
können. Außerdem wird die künftige Neuorganisation in dieser Richtung 
alles Erreichbare verwirklichen müssen. Es wäre auch oft zu wünschen, 
daß eine größere Freiheit von den Wünschen einer nicht immer richtig 
beratenen Öffentlichkeit bestände. Allerdings wird hier zu sagen sein, 
daß eine Aktiengesellschaft Verkehrswünsche auch nicht ohne weiteres 
wird abtun können, wie schon die bisherigen Verhältnisse bei kleineren 
Privatbahnen gezeigt haben. 

Der Privatbetrieb, so wird weiter gesagt, erzielt eine größere An¬ 
spannung aller Kräfte und kann die leitenden Persönlichkeiten und alle 
Mitarbeiter besser am Erfolg interessieren, er kann den Arbeiterforde- 
rungen besser gegenübertreten. In seiner Stellung zum Arbeitnehmer 
begegnet auch der private Großbetrieb außerordentlichen Schwierig- 
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keiten. In der Privatindustrie werden vielfach höhere Löhne gezahlt al> 
bei der Eisenbahn. Auch hier herrscht das Bestreben einer gewissen 
Nivellierung aller Gehälter und Löhne. Was mir aber besonderer Be¬ 
trachtung wert zu sein scheint, ist die Frage der größeren Anspannung 
aller Kräfte durch die Hoffnung auf eigenen Gewinn, und es wäre meiner 
Meinung nach zu prüfen, ob nicht alle die wesentlichen Vorteile der 
hierauf abzielenden Einrichtungen des Privatbetriebs auch im Staats 
betrieb zu erreichen wären. Wie die Untersuchungen, die in letzter Zeit 
in sehr ausgiebiger Weise angeordnet waren, ergeben haben, hat die 
Gewinnbeteiligung der großen Masse wirtschaftlich gar keinen Wert; 
denn der einzelne kann zum Erfolg des Gesamtunternehmens zu wenig 
beitragen. Es gibt nur ein Mittel, und das ist die unmittelbare Beteili¬ 
gung am Erfolg der eigenen Arbeit, der Gedanke, der im Gedingever¬ 
fahren zum Ausdruck kommt. Das Gedingeverfahren ist im Werkstätten¬ 
dienst ja schon unter ausgiebiger Benutzung der Muster des Privat¬ 
betriebs durchgeführt. Die Ausdehnung auf die anderen Dienstzweigt* 
wäre besonders sorgsam zu untersuchen. Gewiß scheint dem die Be- 
amtenedgenschaft weiterer Personalgruppen entgegenzustelieu. Es wärt* 
aber trotzdem zu erwägen, ob nicht in Anbetracht der Eigenart des Eisen¬ 
bahnbetriebs auch hier Möglichkeiten beständen, unbescliadet der Be¬ 
amteneigenschaft, und zwar sowohl hinsichtlich der anordnenden Per¬ 
sönlichkeiten als auch der großen Menge der Beamten und Arbeiter, dir 
vom wirtschaftlichen Standpunkt dringend nötigen Verbesserungen zu 
erzielen 

Der Vollständigkeit halber möchte ich in diesem Zusammenhang 
auch die in der letzten Zeit öfter erörterte Forderung der besseren Be¬ 
zahlung der leitenden Beamten erwähnen, da die Abwanderung gerade 
von besonders brauchbaren Kräften sowohl mit administrativer wie mit 
technischer Vorbildung in besser bezahlte privat«* und öffentliche Stel¬ 
lungen immer mehr zunimmt. 

Der Privatbetrieb, so u r ird weiter gesagt, ist infolge seiner Metho¬ 
den der Geschäfts- und Buchführung in der Lage, die einzelnen Betriebs¬ 
vorgänge besser zu verfolgen, sie in ihrer wirtschaftlichen Bedeutung 
besser zu bewerten und darauf wirtschaftliche Maßnahmen zu begründen. 
Diese Erwägungen haben zweifellos im gegenwärtigen Moment erheblich 
größere Bedeutung, als sie sie früher hatten zu der Zeit, wo die Staats¬ 
bahnen ein gut rentierender Betrieb waren. Die bessere Erfassung der 
Selbstkosten der Betriebsvorgänge muß die Eisenbahnverwaltung in 
besonderem Maß beschäftigen. Die Frage der kaufmännischen Buch¬ 
führung. die schon oft erörtert ist. wird auch neuerlich geprüft. Bei den 
bisherigen Erörterungen wurde «lie Notwendigkeit der kameralistischen 


Digitizeit by 


Go« igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



I »io wirtschaftliche Lage der deutschen Reichsbahn. 


1041 


Buchführung insbesondere darin begründet, daß der Hauptzweck der 
staatlichen Rechnungslegung die Abgleichung mit den Haushaltansätzen 
sei. Dieser Gesichtspunkt an sich braucht heute vielleicht bei der Eisen¬ 
bahn nicht mehr in gleicher Weise betont zu werden, wenn er auch in 
seiner Wichtigkeit nicht unterschätzt werden soll. 

Dagegen scheint mir aber sehr genauer Untersuchung zu bedürfen, 
ob es für die Eisenbahn möglich wäre, für die Zwecke der sicheren 
Erfassung der Selbstkosten — nur diese Zwecke könnten in dieser Be¬ 
ziehung eine Änderung der bestehenden Zustände rechtfertigen — ent¬ 
sprechende Konten zu bilden, mit anderen Worten für die Buchführung 
eine wirtschaftliche Abgrenzung einerseits der örtlichen Betriebstellen, 
anderseits der wirtschaftlich zusammenhängenden Betriebsvorgänge zu 
erreichen. Es wird auch zu prüfen sein, ob die Vergrößerung des an sich 
schon sehr umfangreichen Rechnungsapparats im Verhältnis zum Erfolg 
.-'iünde, und insbesondere ob nicht durch Ausbau und bessere Auswertung 
der Statistik ein ähnlicher, wenn auch nicht völlig gleichwertiger Erfolg 
erreicht werden kann. Bei den Ausbesserungswerken, die in dieser Be¬ 
ziehung am leichtesten Privatbetrieben angeglichen werden können, 
werden zurzeit bereits Versuche mit technisch-wirtschaftlichen Buch- 
fiihrungsmethoden durchgeführt. 

Wenn ich zunächst zusammenfasse, so steht zweifellos fest, daß auch, 
abgesehen von den einzelnen von mir behandelten Punkten, der Staats¬ 
betrieb vom Privatbetrieb vieles lernen kann, vor allem aber eines: 
Stärkeren wirtschaftlichen Sinn und, was ich besonders betonen möchte, 
die selbstverständliche Energie, die Ausgaben den Einnahmen, aber auch 
die Einnahmen den Ausgaben anzupassen. Es wird viel¬ 
leicht dann weniger auf die juristische Form als auf den Geist ankommen, 
in dem das Unternehmen betrieben und geleitet wird. 

Gestatten Sie mir nun, mit einigen Worten auf die ausländischen 
Verhältnisse einzugehen, um zu prüfen, wie weit sie uns dem Verständnis 
des Problems näherbringen können. Ein Überblick zeigt ähnliche Zu¬ 
stände, wie sie bei uns bestehen. Überall Steigerung der Personal- und 
Materialkosten, Erhöhung der Tarife und fast überall ungenügendes Ge¬ 
samtergebnis. — In England, wenn ich das zunächst besprechen darf, sind 
die Eisenbahnen im Krieg unter staatliche Leitung gestellt worden, sie 
werden jetzt den Gesellschaften in der Weise zurückgegeben, daß vier 
große Gruppen gebildet worden sind, in denen die kleineren Gesell¬ 
schaften mit den größeren zusammengefaßt wurden. Der reine Betriebs¬ 
überschuß im vorigen Jahr betrug bei den englischen Bahnen 2 Millionen 
Pfund, aber die Dividenden konnten damit nicht gedeckt werden, und es 
waren auf Staatskosten IG Millionen Pfund zuzuzahlen. ein Posten, der 
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wenigstens, zwar nicht juristisch betrachtet aber wirtschaftlich gewertet, 
in gewissem XJmfang nichts anderes ist als unser Zinsendienst. Die eng 
lische Regierung hat sich nach Zeitungsnachrichten, deren Richtigkeit 
ich allerdings nicht nachprüfen kann, bereit erklärt, für die nächsten 
beiden Jahre 60 Millionen Pfund als Ausgleich der Forderungen für rück¬ 
ständige Unterhaltungskosten aus der Kriegszeit zuzuzahlen. 

In Frankreich sind ganz ähnliche Verhältnisse. Auch hier waren 
die Eisenbahnen im Krieg unter staatlicher Verwaltung gewesen, sie sind 
jetzt den Gesellschaften zurückgegeben worden. Auch die französischen 
Bahnen haben große Schwierigkeiten mit dem Personal, und es ist viel¬ 
leicht von Interesse, daß in der Zeit vom 1. Januar bis Mitte dieseo Jahres 
25 000 Mann entlassen wurden. Die Gesellschaften sollen sich durch 
kräftige Tariferhöhungen helfen, und wenn das nicht genügt, so sollen 
staatliche „Vorschüsse“ gegeben werden, was meiner Ansicht nach nichts 
anderes ist wie staatliche Zuschüsse. Im Jahr 1920 betrug der Fehl¬ 
betrag einschließlich Teuerungszulagen und Ausgaben für Verzinsung 
und Tilgung von Anlagen für Wiederherstellung in den besetzten Ge¬ 
bieten 4 Milliarden Francs. 

In Amerika ist gleichfalls der Staatsbetrieb in ähnlicher Weise 
wieder aufgehoben worden; der zweijährige Betrieb hat die Vereinigten 
Staaten 900 Millionen Dollar gekostet. 

Die dänischen Staatsbahnen schlossen im Jahr 1920 mit 54,2 Mil¬ 
lionen Fehlbetrag ab. Die dänischen Privatbahnen, die besser gelegene 
Strecken besitzen, konnten ungefähr die gleiche Summe als Überschuß 
buchen. 

Die belgischen Staatsbahnen hatten 1920 einen Fehlbetrag von 
400 Millionen. 

Der ungarische Voranschlag für 1921 weist 1185 Millionen Kronen 
Fehlbetrag auf. 

Jugoslawien schätzt den Fehlbetrag für 1922 auf 952 Millionen 
Dinar. 

Die Nöte der Südbahn sind hinreichend bekannt, und um auch eine 
kleinere Bahn zu nennen, die Prinz Heinrich-Bahn bucht in 1920 einen 
Verlust von 10 Millionen Francs. 

Die Schweizer Bundesbaimen sind in besserer Lage, sie haben 1920 
einen Betriebsüberschuß von 35,7 Millionen Franken gehabt. Allerdings 
erscheint in ihrer Bilanz infolge des Übertrags der Fehlbeträge früherer 
Jahre ein Verlustvortrag auf neue Rechnung von 92,7 Millionen. Der 
Voranschlag für 1922 errechnet eine Mehreinnahme von 156 Millionen 
Franken und einen Verlustvortrag von 48.!* Millionen Franken. 
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Fast überall sind also ungünstige Betriebsergebnisse. Es liegt nahe, 
anzunehmen, daß man aus der Rückkehr zum Privatbahnbetrieb in Eng¬ 
land, Frankreich und Amerika Schlüsse auf die Lösung der Frage ziehen 
könnte, die uns heute beschäftigt, meiner Ansicht ist hier aber besondere 
Vorsicht geboten; denn es hat sich in den drei Ländern nicht um einen 
Staatsbahnbetrieb im deutschen Sinn gehandelt, sondern es war nur eine 
staatliche Leitung eingesetzt, und im übrigen wurden besonders in Eng¬ 
land und Frankreich die Privatbahnen nur soweit beeinflußt, als es die 
Anforderungen des Kriegs geboten. Auch nach Wiederherstellung des 
Privatbahnbetriebs hat sich der Staat eine weitgehende Einflußnahme 
besonders auf tarifarischem Gebiet Vorbehalten, so daß in diesen Vor¬ 
gängen eher die Vox’bereitung künftiger Verstaatlichung als eine 
Stärkung der Privatbahnidee erblickt werden kann. 

Die Beispiele des Auslands scheinen mir aber in einer Beziehung 
besonders wichtig zu sein; denn gerade aus den ausländischen Ergeb¬ 
nissen ergibt sich der Maßstab für Wertung der deutschen Fehlbeträge. 
Die deutschen Fehlbeträge, objektiv genommen und mit den Augen der 
Friedenszeit gesehen, sind freilich ganz ungeheuerlich; aber man darf 
nicht vergessen, was die Geldentwertung und die Wirtschaftsentwicklung 
bedeutet. Die Fehlbeträge und Staatszuschüsse bei den ausländischen 
Bahnen, auf Mark umgerechnet und auf die Verhältnisse des deutschen 
Bahnnetzes bezogen, würden ebenfalls riesige Milliardenbeträge ergeben. 

So wenig wie alle anderen Länder dürfen daher auch wir an der 
Lösung des finanziellen Problems verzweifeln. Gewiß bestehen die un¬ 
geheueren Hindernisse der Abhängigkeit der deutschen Wirtschaft 
von außerpolitischen Einflüssen und Hemmungen, und gewiß ist die 
Lösung des finanziellen Problems in allen seinen Teilen unendlich 
schwierig. Aber schwierige Fragen sind nur zu lösen mit Optimismus 
und Vertrauen auf den Erfolg und mit Geduld, wenn dieser Erfolg nicht 
von heute auf morgen zu erreichen ist. 

Eine solche Aufgabe erfordert Anspannung aller Kräfte, Benutzung 
aller Hilfsmittel, Mitarbeit aller Beamten und Arbeiter und Mitdenken 
aller Kenner des Eisenbahnwesens. 
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Die Finanz- und Wirlschafltlage der deutschen 
t. Finanzergebnisae. 


i| Wirklichkeit Wirklichkeit 1 Haushalt 
Rechnungsjahr Rechnungsjahr Rechnungsjahr 
1913 ' 1920 1921 


Voraussichtliche 

Wirklichkeit 

Rechnungsjahr 

1921 


Ordentlicher Haushalt. 

Einnahmen: 
Reichsverkehrsminißterium 
2. Betriebsverwaltung: 

a) Personenverkehr 

b) Güterverkehr. 

c) Sonstiges. 

zusammen Betriebsverwal¬ 
tung . 

H. Sonstige Einnahmen .... 

Gesamteinnahme. 


965 335 103 
2141 374 889 
243 983 929 


3 350693 921 
- 1 ) 


Ausgaben: 

l Reiehsverkehrsininisterium . 

2. Betriebsverwaltung: 

a) Persönliche Ausgaben 
(einschließlich Löhne der 
Bahnunterhaltungs- und 
Werkstättenarbeiter) . . 

b) Sächliche Ausgaben . . 

zusammen Betriebsverwal¬ 
tung . 

3. Sonstige Ausgaben. 

4 Schuldendienst. 


Gesamtausgabe . . . 
Betriebsüberschuß . . 
Betriebsfehlbetrag . . 
Fehlbetrag überhaupt 
(Reichszuschuß) . . 


1 431 328134 
916 748 729 

2 348 076 863 

- l ) 


1 002 617 058 


Außerordentlicher Haushalt: 


Einnahmen 
Ausgaben . 


Mehrausgaben (Reichszuschuß) || 


300 01)0 


300 000 


45950000C0 5 300000000 ; 

| 12 183 000 000 21600000 000 i 

j 1 192000000 800000000 j 

| 179TOOCOOOO 27 600 000 000 j 
| 3 700000 1 3 700000 

i 17974000000 i 27604000000 


27 400 000 33 022 000 


16 326436000 ' 16 364 984000 

14 740239000 | 14 722 289000 j 

! 1 

31066 675000 31 087 273000 

1320000 1 890000 

2519000 000 2 954000000 

33 614 395000 | 34 076 185000 
13 096 675 000 3 4*7 273 000 

15 640 395 000 6 472 185 000 I 


6 381 000 4 000000 , 

1995 086 000 ' 7 900 000000 , 

| i 

1 988 705 000 j 7 896000000 


Das wirkliche 
Ergebnis de? 

Rechnungsjahr 
1921 ist heut«? 
noch nicht nbt 
genügender Go- 
nauigkeit 
übersehen. K> 
wird jedoch da¬ 
mit gerechnet, 
daß der FehIbe- 
trag im ordent¬ 
lichen Haushalt 
um etwa l 1 * Mil¬ 
liarden höher 
sein wird, als 
er im Haushalt 
1921 angenom¬ 
men . ist, aUo 
statt 6,5 etwa 
8 Milliarden be¬ 
tragen wird. Dies 
beruht darauf, 
daß die Durch¬ 
führung der jetzt 

beschlossenen 
30ft-igen Tarifer¬ 
höhung erst am 
1. "November und 
l.Dezember i\ej; 
möglich seic 
wird, wlihn-Dt 
die Einkorn* 

mensverbess»- 
rung des Per^o* 
nals mit Rück¬ 
wirkung vom 
1. August 19*21 
augestanden 
werden mußt* 
und auch dU 
Preissteigerung 
bei den säch¬ 
lichen Ausgaben 
bereits früher 
eingesetzt bat 


)) Für das Rechnungsjahr 1913 sind nur Zahlen der Betriebsverwaltung vorgetragen. 
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Reichsbahn nach dem Stande vom 1. Oktober 1921. 

2. Betriebsleistungen. 


1 

i 

{ 'Wirklichkeit 
1913 

Wirklichkeit 

1920 

Ver¬ 
hält¬ 
nis zu 
1913 

% 

1 Voraussicht¬ 
liche 

1 Wirklichkeit 
1921 

Ver- 
1 hält- 
1 nis zu 
1913 

% 

Zugkilometer im ganzen. 1 

I i 

| 736147835 

441 394000 

59,96 

509130000 

69,10 

davon 

1 





Per8onenzugdien8t ..... j 

| 456583129 

230 702000 

50,63 

j 290000000 

63,52 

Güterzugdienst. 

279 564 706 

; 210692000 

75,37 

219130000 

78,38 

W agenachskilometer : 


| 

1 i 



Personenwagenachskilometer . ! 

j 8 790 702020 

i 5 932 609 000 

67,49 

7000 000000 

79,63 

Gepäckwagenachskilometer . . 

2017 060271 

1 174750000 

58,24 

1360000000 

66,73 

Güterwagenachskilometer . . . t 

19 811 282 796 

15 177 986000 

76,61 

I. 15800000000 

|j 

79,75 


8. Erhöhung der Besoldungen und Löhne als Wirkung der Geldentwertung. 


Gegenstand 

I 

i 

! 1 
i 

Wirklichkeit 

1 1913 

i 

Wirklichkeit 

1919 

V oraussicht- 
liche 

Wirklichkei 

1920 

Voranschlag 

1921 

Voranschlag 

1922 

Zahl der Beamten . . 


1 

i 281178 

377 266 

438 331 

445 124 

454 413 

Zahl der Arbeiter. 

(einschl. Bahnunterhal- 
tungs- und Werkstätten- 

459 321 

: 

744 479 

652510 

551 785 

541 856 

arbeitor) | 

Gesamtkopfzahl . . . 


1 

740 502 

1 121 745 

1 090 850 

996 909 

996 269 

gegen 1913 mehr 

in Prozenten . . . 


- ! 

+ 51,48 

+ 47,31 

+ 34,68 

+ 34,54 

Gehälter der Beamten 

Durchschnitt auf 

M 

661 306 228 

| 

2 778 400000 

6 354 736000 

7 636 149 000 

9 237 389 000 

1 Beamten . . . 

r 

2 352 

7 365 
(3,18) i) 

14 498 
(6,16) i) 

17 155 
(7,29) ») 

20 328 
(8,64) >) 

Dölme der Arbeiter . . 

n 

611 308 712 , 

4063 000 000 

8 030918 000 

6638 290 000 

8 547625 000 

Durchschnitt auf 


; 





1 Arbeiter . . . 


1331 

1 1 

5 458 

(4,10) 1) 

J ) 12308 
(9,85) ’) 

*) 12031 
(9,04) l ) 

2 ) 15 775 

(11,63) >) 


') Vielfaches gegen 1913. 

-) Unterschied zwischen Durchschnittslöhnen der voraussichtlichen Wirk¬ 
lichkeit 1920 und dem Voranschlag 1921 beruht darauf, daß für die Bahnuntcr- 
haltungs- und Workstättenarbciter die neuen Teueningszuschllige im Nachtrag 
für 1921 nicht mitveranschlagt wurden. 

Archiv für Eisenbahnwesen. 1921. GO 
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4. Steigerung der Materialpreiee. 


1 

für 

im Jahr 

1913 

| im Jahr 
1920 
j M 

im Oktober 
1921 1 

1 M 

mithin in 
1921 

höher als 
in 1913 

Stand der Material preise: 



die t Stückkohlen. I 

i 13,oo 

215,40 

333,oo 

26 fach 

die t Schienen. i 

j 118,oo 

2960,oo 

2277,oo 

20 . 

die t Eisenschwellen. 

1 109,oo 

2995,00 

2317,00 

21 - 

1 

das Stück Holzschwelle . . . ( 

' 4,70 

60,oo 

70, oo 

15 „ 

nngetränkt f j 







(April 1921) l ) 


100 kg Petroleum . 

18,41 

744,60 j 

450,oo 

24 « 

1 cbm Kiefernholz. 

56,00 

1000,00 

800, oo 

14 

die t Stabeisen. 

96,00 

i 2840,oo 

3000,oo 

30 „ 

Stand der Preise für.Fahrzeuge. 



die Lokomotive (Gattung P. 8) . | 

94000 

| 1707000 2) 

1 580 000 3 ) 

17 fach 

den Personenwagen (D-zug 3 Kl.) 

39000 

' 574 000 2) 

595 000 3) 

15 

den Güterwagen: 





bedeckt mit Bremse . . . ! 

3 700 

81900-’) 

62000 

17 . 

offen 20 t mit Bremse . . 

3 100 

71400-’) 1 

53 500 

17 - 


i 


6. Mehrverbrauch an Materialien. 

Der Lokomotivkohlenverbrauch betrug auf 1000 Lokomotivkilometer: 


Rechnungsjahr 

1913 1914 I 1915 | 1916 1917 1918 1919 1920 

l I I _ i i i 

Tonnen 

1 ' i i 

14.40 1 4,48 15,25 16,60 1 8.11 19,01 20,80 19,80 

I , I : 

Der Verbrauch ist geschätzt für: 

Rechnungsjahr. 1921 1922 

Tonnen 
19,38 , 18^1 

') Der für die Lieferungen ab 1. Oktober zu zahlende Petroleumpreis wird 
bei dem stark gestiegenen Dollarkurse voraussichtlich sehr erheblich höher sein. 

2) Winter 1920/1921. 

3 ) Vereinbart im Sommer 1921. 
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6. Personalbewegang der deutschen Reichsbahn 1913 nnd 1917 bis 1921. 

Betriebsverwaltung. 

Gesamtpersonal im Jahresdurchschnitt: 

1913 = 740602 Köpfe 

1917 = 768 776 * 

1918 = 913 896 

1919 = 1121 746 „ 

1920 = 1090850 , (Zahl steht noeh nicht endglültig fest; 

1921 = 996909 „ (Haushalt) 

1922 = 996269 » (Haushalt) 

Personalbewegung in den Monaten April—August 1921: 

April 1921 = 1064 966 Köpfe 

Mai 1921 = 1066025 „ 

Juni 1921 = 1066066 

Juli 1921 = 1061960 , 

August 1921 = 1067 301 

7. Übersicht über die Entwicklung der Tarife. 

A. Personentarife der deutschen Eisenbahnen. 



| Fahrpreise flir Zuschlag- 
1 freie Züge in Pf. für 

1 1 Personzugkilometer 

km 

1 Preise der 
Schnellzug¬ 
zuschlag- 
1 karten in <M> 

1. Kl. 

2. Kl. 

3. Kl. 

4. Kl. | 

l/a.K. 

3. Kl. 

1 

Einheitssätze j 


! 

I 



1 

i 

i 

i 

1 


vom l.Mail907 bis 81.März 1918 | 

1 7,0 

4,5 

3,0 

2,0 

1 1— 75 

0,50 

0,25 


' 




76—150 

1,00 | 

, 0,5U 

Erhöhungen: 



' 

1 


! über 150 

i i 

2 : 00 

1,00 

am 1. April 1918 auf . 

9,0 

1 5 > 7 

! 3,7 

' -- 4 : 

1— 75 

1,00 i 

0,50 




' 

! i 

i 

76-150 

2,oo 

1,00 






151—350 

3,oo i 

1,60 


j 



i ! 

1 

| 1 

über 360 j 

4,00 

2,00 

am 1. April 1919 . • • 

18,0 

7,98 

4,81 

3,o 

; 75 | 

2,00 

1,00 


| 



1 i 

, 76—150 | 

4.00 

2,oo 





1 ! 

| über 150 i 

6,oo 

3,oo 

am 1. Oktober 1919 . . . ■ 

! 27,0 * 

11,97 

7,215 

4,5 j 

1— 75 

3,oo 

1,50 





1 1 

i 76—160 

6,oo 

3,oo 

i 

i 




| über 150 

9,oo 

4,50 

am l.Miirz 1920 * . . 

54,0 

23,94 

14,43 

9,o 

I 1— 75 

6,oo 

3,00 



• 



! 76—150 j 

12,oo 

6,oo 


i 



i 1 

über 150 j 

18,oo 

9,oö 

am l.Juni 1921 .. . ! 

58,5 

32,5 

19,5 

! 13,0 

I 1— 76 ! 

8,oo 

4,oo 

i 

1 



■ 

76—150 

16,oo 

8,oo 

i 





über 150 

| 24,00 

12,oo 

ab 1. Dezember 1921 „ . . 

i 7C,05 

' 42,25 

25,35 

16,9 

1- 75 ; 

1 10, oo 

5,oo 


1 




76-150 

i 20,oo 

lu,00 




1 


über 150 

; 30,00 

15,00 


69 * 


Difitized by Gougle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



1048 


Die wirtschaftliche Lage der deutschen Reichsbahn. 


B. Gütertarife der deutschen Eisenbahnen. 


Der Tarif der Vorkriegszeit ist im Lauf des Kriegs wiederholt erhöht 
worden, und zwar 


am 1. Oktober 1917 um. 7 %; 

„ 1. April 1918 um.15%; 

.. 1. April 1919 um.60%; 

1. Oktober 1919 um.50%; 

1. März 1920 um.100%; 


„ 1. Dezember 1920 um durchschnittlich 15 %; 
,, 1. April 1921 um durchschnittlich . 65 %. 


V erkehrsabgab e 
auf alle Frachten 
außer Kohle 


Eino weitere Erhöhung um 30 % ist mit Wirkung vom 1. November 1921 a.b 
in Aussicht genommen. 


Den Erhöhungen wurden immer die jeweils bestehenden Frachten zugrunde 
gelegt. Im Verhältnis zu den Tarifen vor dem Krieg betrugen also die Er¬ 


höhungen: 

vom 1. Oktober 1917 ab. 7 %, 

„ 1. April 1918 ab.23 %, 

„ 1. April 1919 ab.97 %, 

1. Oktober 1919 ab.195 %, 

„ 1. März 1920 ab.491 %, 

1. Dezember 1920 ab. 580 %, 

1. April 1921 ab. 1022 %, 

Die Erhöhung wird betragen: 


,, 1. November 1921 ab. 1359 %. 

Am 1. Dezember 1920 ist außerdem der Gütertarif völlig umgestaltet worden, 
wobei weitere Frachtvertcuerungen, als vorstehend angegeben, dadurch eingetreten 
sind, daß die vor dem Krieg in großer Zahl vorhandenen Ausnahmetarife bis auf 
wenige aufgehoben und außerdem allgemein verteuernde Gütertarifbestimmungeü 
eingeführt worden S’nd, so daß ab 1. November dio Frachten mindestens 14mal so 
hoch sein werden wie vor dem Krieg, soweit nicht Sondermaßnahmen (Aufhebung 
der Ausnahmetarife, Einführung allgemein verteuernder Gütertarifbestimmungen) 
eine höhere Ziffer ergeben. 
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Die Baugeschichte der Odenwaldbahn Heidelberg—WUrzburg. 

Von 

Professor Dr. A. KnntzemBller. 


Mit zwei Karten. 


Vorbemerkung. 

In der 18. öffentlichen Sitzung der verfassunggebenden Badischen 
Nationalversammlung vom 2. April 1919, in der eine Petition der Ge¬ 
meinderäte der beteiligten Gegenden um Erbauung einer Eisenbahn von 
Hardheim nach Königheim in Verbindung mit einer Interpellation der 
Abg. Schell und Gen., den Eisenbahnbau und die Arbeiterfrage be¬ 
treffend, zur Beratung stand, wies Abg. Schell, der zur Begründung 
der Interpellation das Wort erhielt, auf den jahrzehntealten Wunsch 
dieser Gegend, eine Eisenbahn zu bekommen, hin und benutzte die Ge¬ 
legenheit zu einem historischen Exkurs über die Baugeschichte der 
Odenwaldbahn Heidelberg—Würzburg und die Gründe, die für die damals 
gewählte Linienführung maßgebend gewiesen sein sollen. Er führte 
dabei nach den amtlichen Berichten wörtlich aus 1 ): 

„Der Hauptfehler, der zu den vielen Petitionen im Lauf der letzten 
45 Jahre geführt hat, lag in dem Bauplan der jetzt bestehenden Bahn 
Heidelberg—Würzburg, der sog. Odenwaldbahn. Die Bahn wurde in den 
sechziger Jahren des abgelaufenen Jahrhunderts gebaut. Die Bahn 
sollte naturgemäß ungefähr dem Lauf der Straße Heidelberg—Würzburg 
folgen. Sie wurde auch bis in die Gegend von Dallau diesem Straßenzug 
entlang geführt. Das war das Gegebene, es hatte sich entlang dieser 
Straße ein lebhafter Güterverkehr entwickelt. Bei Dallau wich dann 
die Odenwaldbahn, die damals gebaut worden ist, in einem großen Bogen 
vom Zug der Straße ab und verließ diesen (Zuruf rechts: Leider!). 

*) Vgl. Amtlicho Berichte über dio Verhandlungen der verfassunggeben¬ 
den Badischen Nationalversammlung, Karlsruhe 1919, Spalte 707 f. 
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Welche die Gründe gewesen sind, darüber möchte ich mich heute einmal 
verbreiten. Es hat diese Ausführung zwar nur historische Bedeutung, 
hat aber noch heute für uns Interesse. Ich möchte vorausschicken, daß 
ich durch die folgenden Ausführungen niemand verletzen möchte. 

An der Strecke der Odenwaldstraße von Dallau bis zur bayerischen 
Grenze liegt eine ganze Reihe von großen Orten, darunter — es war im 
Jahr 1865, als diese Ziffern aufgestellt worden sind — sieben Orte mit 
über 1000 Seelen, 4 Orte mit über 2000 Seelen und ein Ort mit über 3000 
Seelen. Dabei betrug die Länge der Strecke von Dallau bis zur bayeri¬ 
schen Grenze 72 km. Man verließ bei der Station Dallau die Richtung 
der Odenwaldstraße, als man die Bahn erbaute, und legte den Bahn¬ 
zug in einem großen Bogen um diese Gegend herum. Die Orte an der 
neuen Eisenbahnlinie waren viel weniger zahlreich an Seelen. Es lagen 
an dieser Strecke, der neuen Bahnstrecke, nur 4 Orte mit über 1000, kein 
einziger über 2000 Seelen. Dabei war die Strecke der Odenwaldbahn 
noch um einige Kilometer länger als die Strecke der Odenwaldstraße. 
Es besteht hier ein Mißverhältnis, und die Gründe, die damals zu einer 
derartig seltsamen Führung der Linie geführt haben, werden in jener 
Gegend sehr offenherzig besprochen. Der Grund für diese merk¬ 
würdige Führung der Odenwaldbahn wurde in jener Gegend darin 
gefunden, daß die Orte an der Odenwaldstraße, die 1000, 2000 und 
3000 Seelen zählen und die umgangen worden sind, der Mehrzahl 
ihrer Bevölkerung nach katholisch waren und in ihrer katholischen 
Gesinnung in den 70er und 80er Jahren auch dem Zentrum anhingen. 
Die Orte auf der anderen Seite, an der Odenwaldstrecke, waren ihrer 
großen Mehrheit nach evangelisch und waren in ihrer politischen Rich¬ 
tung liberal. Man hat in unserer Gegend oft genug die Äußerung hören 
können: Wenn wir liberal wählen würden, hätten wir schon längst die 
Bahn. So ist die Sache, wie sie dort besprochen wird, und ich muß ge¬ 
stehen, diese Gründe, die da angegeben werden, entbehren nicht der 
Wahrscheinlichkeit. 

Noch etwas anderes darf ich dazu sagen. Dio damals gewählte 
Strecke für die Odenwaldbahn bietet auch nicht geringere Schwierig¬ 
keiten, als die Strecke der Odenwaldstraße entlang sie geboten hätte. 
Es sind auf der jetzigen Odenwaldbahn von Dallau bis zur bayerischen 
Grenze 7 Tunnels errichtet. Man hätte mehr als 7 Tunnels sicher auch 
nicht gebraucht, wenn man die Bahn der Odenwaldstraße entlang geführt 
hätte. Dazu kam, daß das Baumaterial für die Tunnels an der jetzigen 
Odenwaldstrecke zum großen Teil aus der Gegend der Odenwaldstraße 
mit der Achse, zum Teil 20 und 25 km weit, hergeführt werden mußte, 
während man es in der Nähe der Odenwaldstraße unmittelbar am Platz ge- 
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habt hätte. All diese Gründe zusammen lassen es begreiflich erscheinen, 
daß eine gewisse Verstimmung und, ich kann vielleicht sagen, Verbitte¬ 
rung in der Gegend der Odenwaldstraße sich geltend gemacht hat.“ 

Von der Regierung wurde auf den geschichtlichen Teil der Dar¬ 
legungen des Berichterstatters nicht geantwortet, und aus den Reihen der 
Abgeordneten selbst erfolgte weder eine Bestätigung noch eine Wider¬ 
legung dieser Ausführungen. Nur der Abg. Fehn meinte vielleicht 
nicht mit Unrecht *): „Es führt zu manchen unangenehmen Erörterungen, 
wenn man den Motiven nachgeht, aus denen eine Bahn gebaut oder nicht 
gebaut, so gebaut oder anders gebaut wird. Gerade in unserem hinter¬ 
sten badischen Gebiet, der Wertheimer Gegend, spricht man davon — das 
mag ein Gegenstück von dem sein, was Herr Kollege Schell sagte —, daß 
die Nachwirkung von 1848 die Ursache sei, weshalb Wertheim so stief¬ 
mütterlich behandelt würfle, daß z. B. unser früherer verstorbener Groß¬ 
herzog nie nach Wertheim ging, aus denselben Motiven heraus, um Wert¬ 
heim gewissermaßen zu bestrafen, weil es im Jahr 1848 etwas lebhaft 
gewesen sei. Andere Motive sind wiederum darin zu sehen, daß die 
Leute, durch deren Gemeinden die Bahn geführt werden sollte, so kurz¬ 
sichtig waren, in früherer Zeit an der Geländeabgabe zu sparen. Manche 
Gemeinden gerade im Odenwald beklagen sehr, daß sie neben draußen 
liegen, weil ihre Großväter damals wegen des Rauches gefürchtet haben, 
er könnte den Kartoffelbau beeinträchtigen, und was sonst noch für 
kurzsichtige und einfältige Ansichten vorhanden waren.“ 

Die Tagespresse, vornab die der beteiligten Gegenden, sah die 
vom Abg. Schell vorgetragene Sache als erwiesen an, und da er im 
Parlament keinen Widerspruch gefunden, so folgerte sie daraus die 
Richtigkeit seiner Darlegungen. Es mag zugegeben werden, daß sie auf 
den ersten Blick für den Nichteingeweihten vielleicht manches für sich 
haben. Denn daß derartige Gründe bei öffentlichen Bauten vielfach 
mitgesprochen haben, liegt auf der Hand. Und es mag auch weiter zu¬ 
gegeben werden, daß in der Bevölkerung der damals (freilich aus an¬ 
deren Gründen) benachteiligten Gegend noch heute, aus Großvaters 
Zeiten kritiklos übernommen, solche Gerüchte umgehen. Was hat der 
, Volksmund nicht schon alles erzählt, und gar zu so aufgeregten Zeiten, 
wie sie damals, als die Odenwaldbahn gebaut wurde, unserem Vaterland 
beschieden waren! In die Verhandlungen um den Bau der Oderwaldbahn 
spielen die letzten Zuckungen dee Krimkriegs hinein; der italienische 
Krieg von 1859 läßt sie fast ins Stocken geraten, und der deutsche 
Bruderkrieg von 1866 verzögert noch zuletzt die fast vollendeten Bau- 

1 ) Vgl. h. a. 0. Spalte 714. 
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arbeiten. Kein günstiger Stern hat über ihrer Geschichte geleuchtet, 
und was nicht schon das große Weltgeschehen draußen an unheilvollem 
Einfluß ausgeübt hat, das hat ein kleinlicher Partikularismus im Innern 
fast vollends vereitelt. 

Was Wunder, wenn unter diesen Umständen die mannigfachsten 
Gerüchte über sonstige Hemmungen und Unstimmigkeiten im Bau auf¬ 
tauchten und — geglaubt wurden. Sie können freilich vor dem neutralen 
Richterstuhl der Wissenschaft nicht standhalten. Der politische Bei¬ 
geschmack, den die Baugeschichte der Odenwaldbahn zu haben scheint, 
zerfällt bei näherem Zusehen in nichts, und was übrig bleibt, sind Riva¬ 
litäten und Eifersüchteleien der beteiligten süddeutschen Mittelstaaten, 
wie sie zu den Zeiten des deutschen Bundes, und teilweise auch nachher, 
gang und gäbe waren. Gewiß hat es zu wiederholten Malen schwere Un¬ 
stimmigkeiten gegeben. Sie haben sich abör in einer wesentlich an¬ 
deren Richtung bewegt, als die Erzählungen des Volksmundes glauben 
machen wollen. Sie im einzelnen darzulegen und die ganze verwickelte 
Baugeschichte dieser wichtigen Eisenbahnlinie vor unseren Augen zu 
entrollen, soll die Aufgabe meiner Untersuchung sein. Es sei voraus- 
geschickt, daß dies der erste dahingehende Versuch ist und hierbei dank 
dem Entgegenkommen der beteiligten Behörden für die Sache ent¬ 
scheidende Schriftsätze zum erstenmal abgedruckt und veröffentlicht 
werden können. Das Bild, das sich aus den allgemein zugänglichen Ver¬ 
handlungen des. Landtags und anderer Körperschaften ergibt, kann 
keinen Anspruch auf Vollständigkeit erheben; es wird durch die Vor¬ 
gänge in den geheimen Sitzungen dos Landtags vielmehr wesentlich 
verschoben. 

Ich benutze die Gelegenheit, dem Vorstand des Archivs feeffi Badi¬ 
schen Landtag, Herrn Direktor Hochschild, für Überlassung der 
umfangreichen geheimen Sitzungsprotokolle den geziemenden Dank ab¬ 
zustatten. Den gleichen Dank schulde ich dem General-Landesarchiv 
des Freistaats Baden, das mir eine Menge handschriftlichen Akten¬ 
materials zur Verfügung gestellt hat. Auch die Badische Landesbiblio¬ 
thek zu Karlsruhe hat mir durch Hergabe der in ihrem Besitz befind¬ 
lichen gedruckten Protokolle und Beilagenhefte der Landtagsverhand¬ 
lungen meine Aufgabe wesentlich erleichtert. 

* $ 

* 

Die Baugeschichte der Odenwaldbahn, tabellarisch dargestellt, er¬ 
gibt das folgende Bild: 

1846, 6. Mai: Erstmalige Beratung von Petitionen mehrerer Städte 
des Odenwaldes in der Zweiten Badischen Kammer. 
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1856, 15. November: Gesetz- betr. Anfertigung von Plänen und 
Kostenüberschlägen der Odenwaldbahn. 

1858, 7. Mai: Gesetz betr. Bau der Odenwaldbahn durch Private. 

1860, 27. April: Gesetz betr. Bau der Teilstrecke Heidelberg—Mos¬ 
bach durch den Staat. 

1860/61: Erste Anforderung im Eisenbahnhaubudget. 

1862, 27. Januar: Badisch-bayerischer Vertrag über Bau und Betrieb 
der Odenwaldbahn. 

1862, 24. Juli: Gesetz betr. Bau der ganzen Odenwaldbahn durch 
den Staat. 

1862, 23. Oktober: Betriebseröffnung der Staatsbahnstrecke Heidel¬ 
berg—Neckargemünd—Meckesheim—Mosbach. 

1866, 25. August: Betriebseröffnung der Staatsbahnstrecke Mos¬ 
bach—Osterburken. 

1866, 1. November: Desgl. der Strecke Osterburken—Würzburg. 

1870, 16. April: Gesetz betr. Bau der Linie Neckargemünd—Eber¬ 
bach durch den Staat. 

1873, 29. Dezember: Badisch-württembergischer Vertrag über Bau 
und Betrieb der Strecke Eberbach—Neckarelz. 

1874, 19. Februar: Badisch-hessischer Vertrag ebendarüber. 

1879, 24. Mai: Betriebseröffnung der Staatsbahnstrecke Neckar¬ 
gemünd—Neckarelz. 

1887, 11. März: Übereinkommen zwischen dem Reich und Baden betr. 
zweigleisigen Ausbau der Strecke Lauda—Landesgrenze. 

1904, 21. Oktober: Desgl. betr. zweigleisigen Ausbau der Strecke 
Neckarelz—Osterburken. 

1914, 4. August: Vollendung dos zweigleisigen Ausbaues der Oden¬ 
waldbahn. 

Auf die Baugeschichte der ursprünglichen Odenwaldbahn kommen 
— von den späteren Zweitegleisbauten abgesehen — nur die Daten bis 
einschl. 1866; die später ausgefiihrte Strecke Neckargemünd—Eberbach— 
Neckarelz stellte zunächst nur eine Variante der betreffenden Teilstrecke 
der Odenwaldbahn dar. Über ihre heutige Bedeutung für die ganze 
Odenwaldbahn wird im Kapitel VI zu sprechen sein. 

1. Kapitel. 

Die ersten Pläne. 

Am 12. September 1840 war die erste badische Eisenbahnstreoke 
Mannheim — Heidelberg, vom Staat selbst erbaut, dem Betrieb 
übergeben worden. Da alsbald auch ihre Fortsetzung nach Süden, gegen 
Karlsruhe und die Schweizer Grenze, in Angriff genommen wurde, ent- 
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stand hier schon gegen die Mitte der «vierziger Jahre des vorigen Jahr¬ 
hunderts die erste *) größere zusammenhängende Staatsbahnstrecke 
Deutschlands. „Daß dieser Stamm Äste schlagen müßte, wollte er nicht 
nur ein kümmerliches Dasein führen und langsam absterben, sondern 
reges Leben erwecken, hat man .... sehr bald empfunden“ *). Immer- 
liin kamen vorerst nur die beiden Seitenstrecken Oos—Baden-Baden und 
Appenweier—Kehl zur Ausführung-. Im übrigen stand man der Möglich¬ 
keit weiterer umfangreicher Eisenbahnbauten durch den Staat zum min¬ 
desten etwas skeptisch gegenüber. Ja, nach Müller glaubte man sogar, 
„von Staatswegen auf lange Zeit, wenn nicht für alle Zeiten, genug getan 
zu haben“. Mit Rücksicht auf den Umstand, daß damals noch fast allent¬ 
halben der Eisenbahnbau dem Privatkapital überlassen blieb, konnte 
dieser Standpunkt wohl begreiflich erscheinen. Doch hat er die badische 
Eisenbahnbaupolitik der folgenden Jahrzehnte nicht mit dieser Aus¬ 
schließlichkeit beherrscht, wie Müller a. a. O. darzulegen versucht. Denn 
schon das Gesetz vom 15. November 1856 und vor allem dann das erste 
umfassende Gesetz „über die Vervollständigung der Schienenwege im 
Großherzogtum Baden“ vom 7. Mai 1858 sah für einzelne, freilich nicht 
für alle Neubaustrecken den Staatsbau vor. 

Nachdem man die Hauptbahn rheinaufwärts bis über Basel hinaus 
gebaut hatte, nachdem die Main—Neckarbahn gegen Darmstadt—Frank¬ 
furt angeschlossen war und Württemberg seine Hauptbahn bei Bruch¬ 
sal mit der badischen vereinigt hatte, schien wohl der erste „Eisenbahn¬ 
hunger“ gestillt. Bei der schmalen, langen Gestaltung des Landes setzte 
jeglicher Anschluß Verhandlungen mit dem Nachbarstaat voraus, und 
iiie bis dahin stattgehabten Unterhandlungen reizten bei ihrer Lang¬ 
wierigkeit kaum zur Nachahmung. Immerhin, die Landesteile und Ge¬ 
meinden, die auch ihre Eisenbahn haben und nicht einsehen wollten, 
daß diese der Rheinebene als Privilegium Vorbehalten blieb, hatten für 
derartige staatsrechtliche Schwierigkeiten keinen Sinn, da naturgemäß 
jede Gegend und Stadt, die um eine Eisenbahn petitionierte, davon über¬ 
zeugt war, daß ihr Anschluß an das Eisenbahnnetz der notwendigste war. 

Es sollte gar nicht lange mehr dauern, daß Eisenbahnpetitionen 
aus beinahe allen Teilen des gesegneten badischen Landes an die Stände 
und den Landesfürsten gelangten. Hatten noch ein Jahrzehnt zuvor 
manche bäuerlichen Kreise für ihren Kartoffelbau gefürchtet, wenn der 
Dampfwagen an ihren Äckern vorbeifahre, und auch das Gewerbe in 

*) Die erste deutsche Staatsbahn ist die am 1. Dezember 1838 eröffnote 
Bahn von Branusehweig nach Wolffenbiittel. Vgl. Archiv fiir Eisenbahnwesen 
1S89 Seito 42 ff. 

2 ) Vgl. Dr. K. Müller, Die badischen Eisenbahnen in historisch-otatistiscliev 
Darstellung, Heidelberg 190-1, »Seito 52. 
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(len Städten mehr Nach- als Vorteile der neuen Einrichtung voraus¬ 
gesehen, so' war doch binnen kurzem die Einsicht von ihrem großen 
Nutzen gewissermaßen Allgemeingut geworden. Gerade die entlegeneren 
und wirtschaftlich zurückgebliebenen Gegenden petitionierten bald am 
eifrigsten und glaubten nur in der Eisenbahn noch das alleinige Heil¬ 
mittel für ihre verschuldete oder unverschuldete Rückständigkeit zu 
sehen. 

Unter den Landesteilen, die hier mit am energischsten für Eisen¬ 
hahnbauten in ihrer Gegend eintraten, ragte bald der Odenwald und der 
ganze Nordosten Badens, das Bauland und badische Frankenland, hervor. 
Diese Bemühungen scheinen — nach einer Mitteilung des Abg. Achen¬ 
bach in der geheimen Sitzung der Zweiten Badischen Kammer vom 
27. März 1858 0 — bis ins Jahr 1846 zurückzugehen, obwohl vor 1853 
keinerlei aktenmäßige Belege dafür zu finden sind. „Im Jahr 1846 — 
so führte der genannte Abgeordnete a. a. 0. aus — hat die verehrliche 
Petitionskommission verschiedene Landleute von schlichter Gesinnung, 
die damals den Vorschlag gemacht haben, eine Odenwaldbahn zu bauen, 
ins Narrenhaus sperren wollen.“ Eine Erörterung der Bahnfrage in der 
Kommission muß damals also wohl stattgefunden haben. Den Fortschritt 
gegenüber jenem Gebahren der Kommission glaubte zwölf Jahre darauf 
Abg. Achenbach darin zu sehen, „daß man bei denjenigen die vorge¬ 
schlagene Heilmethode anwenden dürfte, die jetzt (1858) die Bedeutung 
und Wichtigkeit dieser Bahn bestreiten wollen“. 

Auch im Plenum der Zweiten Kammer kam die aus dem ländlichen 
Bezirk Boxberg stammende Petition zur Sprache, wie aus einer Mittei¬ 
lung des Abg. Schaaf in der gleichen geheimen Sitzung hervorgeht. „Es 
war am 6. Mai 1848 *) — so ließ letzterer sich vernehmen *) —, als diese 
Petition in der Kammer diskutiert wurde, welche Petition allerdings, 
wenigstens in der Kommission, zuerst keine günstige Aufnahme fand, 
wie dies der Herr Abg. Achenbach näher bezeichnet hat; allein gleich¬ 
wohl kam es doch damals schon dahin, daß die Kammer, nachdem zu¬ 
erst von der Kommission die Tagesordnung vorgeschlagen war, diese 
Petition zur Kenntnisnahme dem Staatsministerium tiberwies.“ 
Weitere Folgen scheint die Debatte, die zu einer Zeit stattfand, wo noch 
nicht einmal die Hauptbahn durch das Rheintal vollendet war, nicht 
gehabt zu haben. 

*) Vgl. die Protokolle über die geheimen Sitzungen der Zweiten Kammer, 
Ijandtng 1857/58, Sitzung vom obigen Datum, Seite 49 (handschriftlich gefertigt 
und im Archiv des Landtags befindlich). 

2 ) Dies muß ein Schreibfehler in dem handschriftlich gefertigten Protokoll 
sein und „1846“ heißen. 

”) Sitzungsprotokoll n. n. 0. Seite 81. 
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Das Verdienst, die Erörterung der Odenwalder Bahnfrage wieder 
energisch in Fluß gebracht zu haben, gebührt der Kreis- und Amtshaupt- 
stadt Mosbach. Anfang Mai 1853 ging von hier aus eine Nachricht 
durch die Zeitungen des Landes, wonach „die schon mehrfach in öffent¬ 
lichen Blättern angeregte Anlage einer Eisenbahn zwischen Wiesloch 
und Würzburg, d. h. einer näheren Verbindung zwischen der Schweiz, 
Frankreich und dem südwestlichen Deutschland mit dessen Norden und 
Nordwesten, nunmehr aus dem Gebiet bloßer Chimäre herausgetreten zu 
sein“ scheine 1 ). In einer „Vorberatung“ zu Moshach ward deshalb von 
dem Gemeinderat und Kaufmannstand eine öffentliche Versammlung auf 
Sonntag, den 22. Mai nach Mosbach „als der nahezu in der Mitte ge¬ 
legenen Stadt der berührten Bahnlinie“ einberufen. „Zu dieser für den 
ganzen Landesteil hochwichtigen Besprechung“ wurden „alle Freunde 
dieser Sache, recht zahlreich zu erscheinen, dringend und höflichst ein¬ 
geladen“. 

Die Versammlung bedeutete unzweifelhaft einen ersten Schritt vor¬ 
wärts. Sie war von über 200 Personen besucht und vom Hofgerichts- 
advokat Eberstein von Mosbach geleitet. Nach Zeitungsberichten sprach 
sich dieser „über den hohen Wert der Bahn für die ökonomische Hebung 
des Odenwaldes“ aus und wies gleichzeitig auf die Nachteile, die im Fall 
einer Spessart- oder württembergischen Eisenbahn den Landstrichen 
zwischen Neckar und Main erwachsen könnten, hin. Als technischer Be¬ 
rater der Versammlung trat Ingenieur Beger auf, der die Möglichkeit der 
Ausführung der Odenwaldbahn erörterte und die bestimmte Erwartung 
aussprach, daß das auf diese Eisenbahn verwendete Kapital annehmbare 
Zinsen abwerfen werde“ *). Die Versammlung beschloß auf die beiden 
Gutachten hin die Bildung einer Kommission, die eine Petition an die 
Kammern des Landtages ausarbeiten und dazu Unterschriften in allen be¬ 
teiligten Gemeinden sammeln sollte. Man erging sich sogar schon in 
Einzelheiten in bezug auf den Eisenbahnbau, berechnete das Baukapital 
auf 16 Millionen Gulden (was natürlich viel zu niedrig genommen war) 
und wußte von einer englischen Gesellschaft zu erzählen, die nicht ab¬ 
geneigt sei, „diese Summe zu schießen“. Auch in Hinsicht der etwa zu 
erwartenden Bauschwierigkeiten huldigte man einem damals wohl all¬ 
gemein üblichen Optimismus, indem man für die Linie anführen zu 
können glaubte, sie folge größtenteils ziemlich gestreckten, langsam 
steigenden Tälern, die Güterpreise seien niedrig, die Arbeitskräfte billig 
und das Material überall in der Nähe und im Überfluß zu haben. Wenn 

') Main- und Tauberboto zu Wertheim vom 17. Mai 1853. 

-’) Vgl. a. a. 0. vom 17. Juni 1853. 
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nur ein Teil dieser Erwartungen zutraf, konnte der Bau der gewünschten 
Bahnlinie gewiß keinen Schwierigkeiten begegnen. Man gab sich damit 
aber doch einer großen Täuschung hin, denn Odenwald wie Bauland sind 
niemals ein flaches Bügelbrett gewesen. Man sah eben diese Schwierig¬ 
keiten nicht oder wollte sie nicht sehen. Das war freilich nicht nur in 
Mosbach so, sondern in jeder Gegend, die an die neuen Eisenstraßen an¬ 
geschlossen sein wollte. 

Die in der Maiversammlung angeregte Petition wurde ausgearbeitet 
und ging, mit unzähligen Unterschriften aus den Ortschaften der ganzen 
Umgegend bedeckt, an die Landstände in Karlsruhe ab. In der öffent¬ 
lichen Sitzung der Zweiten Kammer vom 10. April 1854 *) berichtete Abg. 
Achenbach über die „Petition mehrerer badischer Städte des Odenwaldes, 
Mosbach usw., um Herstellung einer Eisenbahnverbindung zwischen der 
badischen Rheintalbahn und der königlich bayerischen Eisenbahn bei 
Würzburg durch den Odenwald“. Über die sich anschließende Debatte 
ist aus den Protokollen nichts zu ersehen. Die Petition selbst wurde 
„mit Empfehlung dem großherzoglichen Staatsministerium überwiesen“ 
und daran die Erwartung geknüpft, die Regierung möge die etwaige Bil¬ 
dung einer Gesellschaft zum Bau der Eisenbahn nach Kräften fördern. 

Es verging in der Folge keine Tagung der Landstände, worin nicht 
von den Bemühungen der beteiligten Gegenden um eine Odenwaldbahn 
die Rede war. So petitionierten u. a. in der Session 1855/56 die Ge¬ 
meinden Heidelberg, Neckargemünd, Eberbach, Mosbach, Mudau, Tauber¬ 
bischofsheim und Wertheim, 1857/58 außerdem Mannheim, Buchen, Wall¬ 
dürn, Höpfingen und Hardheim, 1859/60 die gleichen und noch andere Ge¬ 
meinden. Mit vollem Recht konnte die Stadtgemeinde Mosbach in einer 
ihrer zahlreichen Bittschriften an die Erste Kammer*) von 6ich sagen, 
daß sie „schon seit 1853 unausgesetzt um Herstellung einer Eisenbahn“ 
petitioniere. Mit der Zahl der Petitionen wuchs freilich in gleichem Maß 
die Zahl der erbetenen Eisenbahnlinien und -richtungen, und man ver¬ 
steht den Stoßseufzer wohl, den der Staatsminister Freiherr von Rüdt 
in einer geheimen Sitzung gelegentlich der Beratung des die Odenwald¬ 
bahn betreffenden Gesetzentwurfs ausstoßen zu müssen glaubte, als von 
den dazu eingegangenen Petitionen die Rede war: „Es sind — so führte 
er aus 3 ) — nicht nur an die Kammer, an das Staatsministerium, an ein- 

*) Verhandlungen der Zweiten Kammer, Landtag 1853/5-1, Protokollheft 
Seite 137. 

: ) Petition vom 13. April 1858, im Archiv des Landtags, Ersto Kammer, 
Faszikel Eisenbahnen, Petitionen, Landtag 1857/58. 

! ) Protokoll der geheimen Sitzung der Zweiten Kammer vom 2. April 
185»;. Seite 10. 
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zelne Ministerien, an mich persönlich zahllose Petitionen gekommen, es 
waren auch verschiedene Deputationen deshalb hier. Diese sämtlichen 
Petitionen neutralisieren sich gegenseitig, es könnte gar nicht gebaut 
werden, wenn sie alle zur Berücksichtigung empfohlen werden sollen; 
denn sie stehen natürlich miteinander in Widerspruch.“ 

In einer Hinsicht freilich waren sich die meisten Petitionen einig: 
sie wollten einem verkümmerten und zurückgebliebenen Landesteil mit 
der Eisenbahn aufhelfen. In allen Verhandlungen und Berichten be¬ 
gegnen wir immer wieder der Anschauung, daß der badische Oden¬ 
wald und das östlich anschließende sog. Bauland nicht nur von der 
Natur, sondern auch von seinen Bewohnern und vom Staat gegenüber 
anderen Teilen des badischen Landes zurückgesetzt worden seien. Es 
leuchtet ohne weiteres ein, daß — nach dem immer wiederkehrenden 
Refrain — hieran etwas Wahres sein mußte; auch durchaus neutrale 
Beobachter haben dies bestätigt. Aber in dem Umfang, wie die Sache 
in der Presse und von politisch einseitig interessierten Kreisen vielfach 
dargestellt wurde, wo über die Bewohner dieser Landstriche das wenig 
schöne Schlagwort von der „indolenten Masse“ gang und gäbe war ’ ), 
trifft die Klage keineswegs zu. Zunächst ist soviel sicher, daß Mutter 
Natur in diesen rauheren Gegenden mit ihren Gaben nicht ganz so frei¬ 
gebig gewesen war wie anderswo; das Klima ist weniger mild und der 
Boden vielfach weit schwerer zu bearbeiten als etwa in den gesegneten 
Gefilden der oberrheinischen Tiefebene. Von industrieller Tätigkeit 
konnte damals erst recht noch keine Bede sein, und wenn auch der Grund¬ 
besitz als wohlfeil, die Arbeitskräfte als in reichem Maß vorhanden und 
die Wasserkräfte der Gegend als bedeutend angepriesen wurden l 2 3 ), 
so war doch eine gewisse Zurückgebliebenheit (um das Wort „Rück¬ 
ständigkeit“ absichtlich zu vermeiden) der Gegend nicht zu leugnen. 

Dazu kam, daß außer Mutter Natur auch Vater Staat sich mancher 
Unterlassungssünde gegenüber dem Odenwald und Bauland schuldig ge¬ 
macht hatte. „Wir werden uns vergeblich nach einer Garnison, einer 
Zentral-, oder Mittelstelle, einer größeren Staatsanstalt oder überhaupt 
nach einer Staatsanstalt Umsehen, die eine größere Bevölkerung in sich 
vereinigt, wodurch Arbeit und Verdienst in jene Gegend kommen 
können. . . Wenn der Landesteil nicht durch einen erleichterten Ver¬ 
kehr mit dem Hauptland in Berührung kommt, wird er von dem Haupt¬ 
teil unseres Landes ganz abgeschlossen und Bayern und Württemberg 

l ) Sogar in der Volksvertretung ist diese Ansicht zum Ausdruck ge¬ 
kommen, vergl. z. B. Protokoll der geheimen Sitzung der Zweiten Kammer vom 

1. April 1856, Seite 118, 151 usw. 

3 ) Abg. Achenbach in der geheimen Sitzung vom 1. April 1856, Seite 36. 
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als den angrenzenden Staaten zugewiesen.“ *) Vielleicht traf ein an¬ 
derer Abgeordneter das Richtige, wenn er die Abgelegenheit und weite 
Entfernung der Gegend von der Hauptstadt als weiteren Grund ihrer 
Vernachlässigung ins Feld führte, Momente, die im Zeitalter vor der 
Eisenbahn eine gewisse Rolle gespielt haben mochten. „Die Gegend ist 
weit von der Residenz entfernt, aber doch zu dem Land gehörig, und das 
arme Boxberg steuert nach seinen Kräften so gut als die Residenz.“ 2 ) 
Jedenfalls steht fest, daß die Wohltat einer Eisenbahn dieser Gegend von 
höchstem Nutzen sein mußte, daß die Landwirtschaft erst dadurch instand 
gesetzt wurde, ihre Produkte auszuführen, und die noch spärlich gesäte 
Industrie nicht nur ein guter Verkehrszubringer der neuen Eisenbahn 
zu werden versprach, sondern auch selbst einen wesentlichen Auf¬ 
schwung erwarten ließ. 

Nun lauten freilich die Zeugnisse über den bereits vorhandenen 
Verkehr im Odenwald und Bauland recht widersprechend. Nach Müller, 
dem Geschichtsschreiber der badischen Eisenbahnen, soll „der Straßen¬ 
verkehr zwischen Rhein und Würzburg nur gering“ gewesen 
sein*).. Eine Bestätigung oder Widerlegung dieser Ansicht war nir¬ 
gends zu finden; weder in den handschriftlichen noch gedruckten Land¬ 
tagsakten werden hierüber Angaben gemacht, und ich bin auch nicht im¬ 
stande, Müllers Quelle zu nennen. Nur in der geheimen Sitzung vom 
26. März 1858 wurden die Verkehrsverhältnisse verschiedener Straßen 
kurz gestreift: „Auf der Straße nach Pforzheim bewegen sich täglich 
260 Pferde, im Jahr 1856 waren es 320; auf der Odenwaldlinie 
höchstens 60 bis 70 Zugtiere 4 ' *). Auch nach dem Gesamteindruck, den 
das Aktenmaterial auf den unbefangenen Leser macht, haben wir 
Grund zu der Annahme, daß der Straßenverkehr dem der Rhein- 
talstraße Frankfurt—Basel jedenfalls weit nachstand und zu einer 
Grundlage für Berechnungen eines etwa zu erwartenden Verkehrs auf 
der Eisenbahn kaum geeignet war. Indes sind dies ja allgemeine Erfah¬ 
rungen, die sich durchaus nicht auf die Odenwaldbahn beschränken. Vom 
bisherigen Straßen- auf den künftigen Eisenbahnverkehr zu schließen, 
war von jeher eine mißliche Sache. 

Mochten die Dinge in dieser Hinsicht liegen, wie sie wollten, und 
gewiß nichts weniger als geklärt scheinen, so mußte doch von maß¬ 
gebender Seite über kurz oder lang dem Eisenbahnbau durch den Oden¬ 
wald und das Bauland näher getreten werden. Von all den angeführten 

J ) Aug. Muth in der geheimen Sitzung vom 27. März 1858, S. 139. 

■) Abg. Schaaf ebenda, Seite 84. 

3 ) Müller a. a. 0., Seite 96. 

*) Abg. Knittel in dieser Sitzung, Seite 125. 
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Umständen abgesehen, sprachen hierfür nämlich auch politische 
Gründe. Es ist weiter oben schon einer Ansicht Raum gegeben worden, 
daß die in Betracht kommenden Landesteile im Fall einer Verweigerung 
der Eisenbahn bei ihren württembergischen und bayerischen Nachbarn 
Anlehnung suchen würden. Diese „Gefahr“ — wenn man vom allgemein 
deutschen Standpunkt von einer Gefahr überhaupt sprechen darf — war 
tatsächlich nicht von der Hand zu weisen. Der badische Staat war gleich 
den übrigen süddeutschen Staaten damals noch ein verhältnismäßig 
junges Gebilde. Wohl hielten weise Maßnahmen, wie vor allem die 
mustergültige badische Verfassung von 1818, die verschiedenen Stämme 
des durchaus heterogenen Landes, Alemannen, Pfälzer und Franken, bei¬ 
einander; aber die innere Geschlossenheit des Staatsgebildes war noch 
recht mangelhaft und der außenpolitischen Gefahren nicht wenige. Man 
erinnert sich, daß Bayern noch jahrzehntelang Ansprüche auf- die badi¬ 
sche Pfalz mit Mannheim und Heidelberg erhob und noch im kaiserlichen 
Deutschland nach 1871 einer territorialen Verbindung seiner rechts- und 
linksrheinischen Landesteile zustrebte. Es war klar, daß eine solche 
Verbindung nur auf Kosten des kleineren Badens gehen konnte, und 
wenn, besonders in den ersten Jahrzehnten, Baden der hierfür in Frage 
kommenden Landesteile nicht unbedingt sicher war, so lag eine Los- 
reißung der nördlichen Gebiete nicht außer dem Bereich der Möglich¬ 
keit. Baden mußte also alles daran setzen, diese Gebiete sich zu er¬ 
halten, und dazu bot der allenthalben erbetene Schienenstrang ein durch¬ 
aus geeignetes Mittel. 

Während man sich in Baden solchen Erwägungen hingab und die 
Pläne für die zu erbauende Odenwaldbahn aus ihrem ersten Stadium noch 
nicht heraus waren, hatte im Nachbarland Württemberg bereits eine 
lebhafte Agitation für den Ausbau des Eisenbahnnetzes in der Richtung 
gegen den Main, also unter Durchquerung des für die Odenwaldbahn in 
Aussicht genommenen badischen Gebiets, eingesetzt. „Das Eisenbahn¬ 
fieber hat unsere württembergischen Nachbarn ergriffen“, schrieb eine 
badische Zeitung damals und hielt die Möglichkeit eines Zuvorkommens 
Württembergs in der Eisenbahnfrage für sehr wahrscheinlich. Sie ver- 
zeichnete wiederholt Gerüchte, daß „eine englische Gesellschaft beab¬ 
sichtige, eine Eisenbahn von Heilbronn nach Mergentheim und von da 
nach Würzburg zu bauen“, mußte aber später davon berichten, daß bei 
der am 31. Mai 1853 stattgehabten Abstimmung der württembergischen 
Zweiten Kammer der Antrag Rödinger „das Projekt einer Heilbronn— 
Würzburger Bahn betreffend“ mit 46 gegen 35 Stimmen abgelehnt 
worden war *). 

0 Main- und Taubrrbolo vom 4. März und 7. Juni 1853. 
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Es entbehrt tatsächlich nicht des Interesses, daß gerade nicht¬ 
badische Kreise und Städte eine lebhafte Anteilnahme an den Eisenbahn¬ 
plänen des Odenwaldes kundgaben. Vor allem erkannte die Gemeinde 
und Handelskammer Heilbronn die Wichtigkeit einer Verbindung ihrer 
Stadt mit dem Main (Wtirzburg oder Frankfurt über Heidelberg) an. In 
Würzburg bildete sich ein besonderer Ausschuß, der des wichtigen 
Zwecks wegen sofort die Beigabe eines Regierungsbevollmächtigten 
nachsuchte, und endlich förderte das hessische Wimpfen die Eisenbahn¬ 
frage nicht minder energisch, da die Salinen Wimpfen und Rappenau 
nur nach Anschluß an das Eisenbahnnetz betriebs- und ausbaufähig 
bleiben konnten. Zum Transport des dort gefundenen Steinsalzes mußten 
ungeheure Summen verwendet werden; ein Absatz nach Belgien und 
Holland, der erstrebt wurde und großen Gewinn versprach, konnte aber 
erst mit Hilfe der Eisenbahn ins Werk gesetzt werden. 

Ob bereits in jener Zeit, anfangs der fünfziger Jahre, Untersuchun¬ 
gen des Geländes durch Fachleute stattgefunden haben, läßt sich heute 
nur schwer noch nachweisen. Es sollen aber schon 1853 badische und 
bayerische Ingenieure das Jagsttal und die nördlich anschließenden Ge¬ 
genden bis Amorbach „in Augenschein genommen“ haben. Jedenfalls 
kann von positiven Ergebnissen in jener frühen Zeit noch keine Rede 
sein, über das Plänemachen und Diskutieren ist man damals nirgends 
hinausgekommen. Für Baden bestand immerhin die Gefahr, daß 
Württemberg von Heilbronn über Mergentheim nach Würzburg, unter 
völliger Umgehung badischen Gebiets, baute. Diese Umgehung mochte 
vielleicht mit allerhand technischen Schwierigkeiten verknüpft seih. Im 
Interesse der Landeshoheit — um nicht zu sagen, des Partikularismus 
— hätte man sie aber, wie dies auch später in vielen Fällen geschehen, 
ohne weiteres zu lösen versucht. Diese Möglichkeit hat wiederholt in 
die Verhandlungen der badischen Ständeversammlung hineingespielt und 
war eines der Momente, die manchen Abgeordneten von vornherein für 
den Staatsbau der Odenwaldbahn einnahmen. „Wenn die württem- 
bergische Bahn fortgesetzt wird von Heilbronn über Mergentheim nach 
Würzburg, dann entzieht diese Bahn unserer Eisenbahn nicht nur das, 
was sie jetzt hat, aus dem Norden über Frankfurt, sondern sie nimmt 
auch das auf, was unsere Odenwälderbahn noch weiter zuführen könnte; 
darum ist diese Odenwälderbahn in ganz entschiedenem Staatsinter¬ 
esse“ ‘). Und zwei Jahre darauf, als die Frage noch dringender gewor¬ 
den war, erschollen abermals Warnungen in der gleichen Richtung. „Ist 


*) Abg. Schaaf in der geheimen Sitzung vom 1. April l.S.ji',. Protokoll 
Seite 137. 

Archiv für Eisenbahnwesen. 1021. 70 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



1062 


Die Baugeschichte der Odenwaldbahn Heidelberg—Würzburg. 


eine Bahn von Heilbronn über Mergentheim nach Würzburg gebaut, 
dann ist für Herstellung einer Odenwaldbahn wenig Aussicht mehr vor¬ 
handen, wie umgekehrt, wenn diese zuerst ausgeführt wird, sicher die 
andere unterbleiben und Württemberg sich damit begnügen wird, nur 
einen Anschluß seiner Bahn von Heilbronn an die Odenwaldbahn herbei¬ 
zuführen“ *). 

Wie wurden nun all diese Pläne und Absichten, die auf den Bau 
einer neuen großen Eisenbahnlinie hinzielten, allenthalben aufge¬ 
nommen? Da die bisher mit der Eisenbahn gemachten Erfahrungen ja 
noch eine zu kurze Zeitspanne umfaßten, um genügend klare Ergebnisse 
an den Tag zu fördern, so mußten immerhin, wenn nicht mit aktivem, 
so doch passivem Widerstand vieler Bevölkerungskreise und ihrer Ver¬ 
treter im Landtag gerechnet werden. Auch im klassischen Land des 
deutschen Staatsbahngedankens durfte das nicht wunder nehmen. Das 
mehrere hundert Seiten umfassende handschriftliche Protokoll der ge¬ 
heimen Sitzung der Zweiten Kammer vom 1. April 1856, in der die Be¬ 
ratung des Gesetzentwurfs, die Vervollständigung der Eisenbahnen im 
Großherzogtum betreffend, und unter Punkt 3 die „Erbauung einer 
Eisenbahn von Wiesloch längs dem Odenwald in der Richtung nach 
Würzburg“ auf der Tagesordnung stand, stellt eine Fundgrube für das 
hin- und herwogende Für und Wider in der Kindheitszeit unserer Eisen¬ 
bahnen dar. Manche Äußerungen, die uns heute fast lächerlich anmuten, 
sind nur aus dem Geist jener Zeit zu verstehen, manche anderen wieder 
zeugen von einem beachtenswerten Vorausblick und könnten heute 
ebenso gut wie damals sich hören lassen. 

Der Vergleich mit anderen deutschen Staaten lag nahe, und hier 
konnte festgestellt werden, daß unter ihnen nur noch fünf Staaten des 
Deutschen Bundes sich des Besitzes von Eisenbahnen nicht erfreuten. 
„Diese Staaten sind Oldenburg, es zählt aber nur 115 Quadratmeilen; 
die übrigen Staaten sind eigentlich nur Stäätchen, deren ganze Gesamt¬ 
fläche man mit einem kleinen Finger auf der Karte zudecken kann, es 
sind dieses Schaumburg-Lippe, Waldeck und Lichtenstein 1 2 3 ). Trotz 
dieser für die eisenbahnlosen Staaten wenig schmeichelhaften Aus¬ 
lassungen begegnen w r ir durchaus nicht überall der Überzeugung, daß 
die Eisenbahnen einen Fortschritt im Kulturleben der Völker bedeuteten. 
Mancher der Abgeordneten war „kein großer Freund der Eisenbahnen“, 
glaubte im Gegenteil, „unser Land war glücklicher, ehe es 

1 ) Abg. Allmang iu der gleichen Sitzung vom 26. März 1858, Protokoll 

Seite 86. 

3 ) Abg. Achenbach in der geheimen Sitzung vom 1. April 1356, Pro¬ 
tokoll Seite 24. 
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Eisenbahnen gab“. Voller Resignation hören wir aber weiter: 
„Allein die Erfindung ist einmal gemacht, sie ist überall in Anwendung, 
ringsherum werden Eisenbahnen gebaut, neue Linien errichtet, be¬ 
stehende vervollständigt, so daß uns nur die Wahl bleibt, ob wir uns von 
der Kommunikation mit anderen Ländern, von dem allgemeinen Ver¬ 
kehr abschneiden lassen wollen oder aber mit der fortschreitenden Ent¬ 
wicklung der Eisenbahnen gleichen Schritt halten wollen; ich glaube, 
das letzte muß unbedingt geschehen“ ‘). Ein anderer Abgeordneter ging 
noch einen Schritt weiter und meinte, „daß das Großherzogtum Baden 
weit glücklicher sein würde, wenn keine Eisenbahnen jemals entstanden 
wären und es keine Telegrafen gäbe“ *). Wieder andere Stimmen warnten 
im Hinblick auf die ganze Weltlage vor etwaigen Experimenten. „Noch 
vor wenigen Monaten wollte man von großartigen Bauten durchaus 
nichts wissen, überhaupt fanden sich keine Mittel bereit, um die Industrie 
zu unterstützen; jetzt auf einmal bei der Bestätigung des Friedens*) 
scheint man sich zu überstürzen und in das gerade Gegenteil zu geraten; 
ich möchte warnen, daß man nicht wieder Lehrgeld bezahle“ *). 

Von verschiedenen Seiten wurde das Fehlen jeglicher Unterlagen 
für den Eisenbahnbau bemängelt. Noch immer waren die technischen 
Untersuchungen der Gegend um Odenwald und Bauland im Gang, noch 
immer befand man sich über die bautechnische und finanzielle Seite 
des Odenwaldbahnunternehmens „durchaus im Nebel“. „Wir sollen aber 
gleichwohl ein Vertrauensvotum geben, wir sollen die Regierung 
ermächtigen, einer Gesellschaft diesen Bau zu überlassen und etwa 
4 % Zinsen zu garantieren. Ich mache aufmerksam, wie oft wir uns in 
diesem Saal stundenlang wegen elender 200 fl. herumdisputieren, und 
nun auf einmal sc.ien wir so großartige Ermächtigungen wegen 40 Mil¬ 
lionen ausstellen, nachdem vorher durch feste Untersuchung noch nicht 
einmal ein Plan gehörig vorliegt“ *). „Wenn Sie den Vorschlägen Ihrer 
Kommission beitreten — erwiderte darauf Staatsminister Freiherr von 
Rüdt *) —, so wird nicht morgen gleich die Schaufel angelegt werden, 
gleich mit einer Gesellschaft ein Vertrag abgeschlossen, gleich überall 
Geld hinausgegeben werden, davon ist nicht im entferntesten die Rede, 
sondern die Frage muß, wenn die Regierung die Ermächtigung der 
Kammern hat, noch reiflich erwogen werden.“ 

*) Abg. Kölle ebenda Seite 114. 

*) Abg. Schaaf ebenda 134. 

*) Gemeint ist der den Krimkrieg beendende Friede zu Paris vom 
30. März 1856. 

*) Abg. Bissing ebenda Seite 50. 

s ) Abg. Bissing ebenda, Seite 56. 

*) Ebenda, Seito 75. 

70* 


Digitizeit by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



1064 Die Baugeschichte der Odenwaldbahn Heidelberg—Würzburg. 

Es wäre verkehrt und gäbe sicher ein schiefes Bild von der Mei¬ 
nung der Volksvertreter von damals, wenn man sich auf diese ablehnen¬ 
den oder nur bedingt befürwortenden Stimmen beschränken wollte. 
Freilich bedurfte es noch langer Jahre, bis sich die Überzeugung von 
dem Wert der Eisenbahnen für Stadt und Land endgültig Bahn ge¬ 
brochen hatte; noch drangen die Stimmen, die bedingungslos dem Fort¬ 
schritt huldigten, nur mit Mühe durch. Aber es ist immerhin schon 
wertvoll genug, daß sie sich bemerkbar machten und „nicht nur einen 
einzelnen Bezirk, eine einzelne Gegend bei diesen Bauplänen beteiligt“ 
sahen, sondern sie als eine das Gesamtinteresse des Landes betreffende 
Angelegenheit betrachteten. Gewichtige Mahner in der Volksvertretung 
erkannten an, daß „die Verhältnisse immer mehr und mehr dazu 
drängten, das Eisenbahnnetz zu vervollständigen, um den doppelten 
Zweck zu erreichen, nämlich die Aufnahme in den Verkehr der be¬ 
treffenden Landesteile, und dann die Erhaltung des Verkehrs bezüglich 
der Hauptbahn, die sich bereits im Besitz dieses Verkehrs, aber man 
kann wohl sagen, dieses bedrohten Verkehrs beifindet“ *). 

Was die geplante Odenwaldbahn im besonderen betraf, so war man 
sich darüber einig, daß hier, zwischen Heidelberg und Wßrzburg, „ein 
Glied und zwar bald in unserem Land eingeschoben werde, wenn nicht 
dieses Glied außerhalb der Grenzen des Landes eingelegt werden 
sollte“ *). Wo man an der Rheinthalbahn anschließen würde, ob in 
Heidelberg oder Wiesloch oder sonstwo, welche Richtung die neue 
Eisenbahn zu nehmen hätte, wo sie an die bayrische Westbahn an¬ 
schließen sollte, wer sie erbauen würde, ob der Staat oder irgend ein 
Privatunternehmer, alles das waren Fragen, auf die ebensoviele Ant¬ 
worten fehlten, und es zeigte sich bald, als mit dem Bau Ernst gemacht 
werden sollte und Einzelheiten zur Entscheidung standen, daß vielfach 
fast unüberbrückbar scheinende Gegensätze die Lösung der Eisenbahn¬ 
frage erschwerten, wenn nicht unmöglich machten. Noch bevor die 
langwierigen Verhandlungen mit Bayern begannen und der noch hart¬ 
näckigere Kampf um die Linienführung allerorten entbrannte, setzte der 
Streit für und wider den Staatsbau, der in einem Land des reinen Privat¬ 
baues vielleicht überhaupt nicht erörtert worden wäre, im ganzen Land, 
in seiner Presse und seiner Volksvertretung, mit voller Wucht ein. 


*) Abg. Achenbach ebenda, Seite 35. 

3 ) Abg. Skohn in der gleichen Sitzung vom 27. März 1858, Protokoll 
Seite 26. 
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IL Kapitel. 

Staats* oder Privatbahn? 

Ich habe bereits ausgeführt, daß — weniger dank einer weisen 
Voraussicht der Regierung als der erfolgreichen Initiative einzelner 
führender Persönlichkeiten — Baden sich als eines der ersten deutschen 
Länder für den Bau seiner Hauptbahnlinie durch den Staat entschied. Da¬ 
bei war jedoch wie erwähnt die Frage offen geblieben, ob der Staat auch 
Seiten- und Zweiglinien, die der Hauptbahn an Rentabiltät und Durch¬ 
gangsverkehr vielleicht nachständen, selbst in Angriff nehmen sollte. Von 
Regierungsseite war wiederholt erklärt worden, daß der Bau von Eisen¬ 
bahnen durch den Staat kein unumstößliches Dogma sei, daß vielmehr 
wie in anderen Ländern auch der privaten Initiative nicht allenthalben 
vorgegriffen werden dürfe. Es ist bekannt, daß trotzdem der Bau der 
badischen Eisenbahnen lange Jahre hindurch dem Staat Vorbehalten 
blieb, nicht etwa zur Durchführung eines festen Prinzips, sondern aus 
dem einfachen Grund, weil sich für die Eisenbahnbauten der Folgezeit, 
die zudem zu den weltpolitisch bewegtesten Zeitläuften des 19. Jahr¬ 
hunderts gehörte, kein Privatunternehmer finden wollte. Letzten Endes 
ist dies auch der Gang der Baugeschichte der Odenwaldbahn gewesen; 
der Not gehorchend, nicht dem eigenen Trieb baute sie schließlich doch 
der badische Staat. 

In den Verhandlungen um den Bau der Odenwaldbahn, wie sie fast 
die ganzen fünfziger Jahre des vorigen Jahrhunderts hin- und hergingen, 
kam die Bereitwilligkeit des Staats zunächst nicht nur in keiner Weise 
zum Ausdruck, sondern es wurde im Gegenteil als selbstverständlich 
unterstellt, daß nicht der Staat, sondern nur eine Privatgesellschaft als 
Bauunternehmer in Frage kommen könne. Man befürchtete vor allem 
ein zu großes Anwachsen der Staatschuld, dem man unbedingt Vor¬ 
beugen wollte, und suchte deshalb jede Gelegenheit zur Heranziehung 
einer Gesellschaft wahrzunehmen. Schon als die oben erwähnte Mos- 
bacher Petition im April 1854 zur Beratung stand, ermächtigten die 
Kammern in einem Zusatz das Staatsministerium ausdrücklich, „wenn 
die Bildung einer Gesellschaft in die Zeit fallen sollte, in welcher die 
Kammern nicht versammelt sind, zur Verhütung jeder Verzögerung, die 
bei den Schwankungen des Geldmarktes nur nachteilig sein könnte, die 
für diesen Bahnbau nötigen gesetzlichen Bestimmungen provisorisch 
zu erlassen, insoweit solche mit der Verfassung vereinbar sind, und den 
Kammern zur nachträglichen Zustimmung vorzulegen“ *). Eine Gele- 

*) Verhandlungen der Zweiten Kammer, Landtag 1853/5-1, Protokollhcft, 
Seite 137. 
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genheit, von dieser Ermächtigung Gebrauch zu machen, gab es freilich 
nicht. Wohl wurde wiederholt von dem Angebot einer englischen Ge¬ 
sellschaft gesprochen, die sich bereit gezeigt habe, das Unternehmen 
auszuführen; allein die von ihr an den Staat gestellten Bedingungen, 
u. a. eine Zinsengarantie von 5 %, waren so übertrieben, daß es zu ernst¬ 
haften Verhandlungen überhaupt nicht kam. 

Auf dem Landtag 1855/56 wurde sodann ein umfassendes Gesetz 
verabschiedet, worin zum erstenmal von einer Eisenbahn durch den 
Odenwald die Rede war *). Das Gesetz bestimmte in seinen Artikeln 1 
und 2 nicht nur die Fortsetzung der Staatsbahn bis nach Schaffhausen, 
sondern bereitete zugleich auch den Bau der Schwarzwald- und Oden¬ 
waldbahn vor. Für erstere lagen bereits Pläne und Kostenüberschläge 
aus den vierziger Jahren vor, für letztere fehlten sie noch gänzlich. 
Für die Odenwaldbahn sollte also das neue Gesetz erst die Grundlage 
schaffen und der nächsten Ständeversammlung weitere Vorschläge zur 
Verwirklichung dieser Projekte unterbreitet werden, falls nicht schon 
inzwischen Bau und Betrieb der neuen Strecken an einzelne Privat¬ 
personen oder an eine Gesellschaft überlassen werden könnten. Für 
den letzteren Fall sollte gemäß Artikel 3 des Gesetzes statt der im 
Gesetz vom 21. September 1846*) vorgesehenen Beteiligung des Staats 
mit einem Sechstel des Baukapitals eine „beschränkte“ Zinsengarantie 
zugesichert werden. 

Es war von vornherein klar, daß sich nur dann ein Unternehmer 
finden ließ, wenn die durch den Staat gewährten Garantien einiges Ent¬ 
gegenkommen verrieten, was zunächst keineswegs der Fall war. Aller¬ 
dings wollte die Regierung eine Zinsengarantie bis zu 4 % eiugehen; sie 
knüpfte jedoch die merkwürdige Einschränkung daran, daß diese bei der 
Schwarzwaldbahn höchstens 150 000 fl., bei der Odenwaldbahn höchstens 
100 000 fl. jährlich erfordern dürfe, was — wie Müller a. a. O. Seite 79 
mit Recht sagt — „bei einem schätzungsweisen Bauaufwand von 40 bis 
50 Millionen Gulden einer vierprezenligcn Zinsengarantie kaum noch 
ähnlich sah“. Die Budgetkoinmissio» erkannte die geringe Anziehung-? 
kraft sehr wohl, die eine solche „Garantie“ noch ausüben mochte, und 
wollte ihrerseits auf unbedingte 4 % gehen, was wiederum in Anbetracht 
des völligen Mangels jeglicher brauchbaren Pläne und Überschläge be¬ 
denklich schien. Das Ergebnis der langwierigen Beratungen war dann 
die Sicherstellung einer „beschränkten“ Zinsengarantie. 


*) Gesetz vom 15. November 1856, dae Vervollständigung der Eisenbahnen 
im Großberzogtum betreffend. Regierungsblatt 1856, Seite 417. 

*) Regierungsblatt 1846, Seite 247. 
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Trotz dieser — zumal in einer so bewegten Zeit wie der damaligen 
— nichts weniger als rosigen Aussichten sollte sich alsbald ein Bank¬ 
konsortium bereit finden, über den Bau der Odenwaldbahn mit der 
badischen Regierung in Unterhandlung zu treten. Im Oktober 1856, also 
noch vor Verabschiedung des Gesetzes selbst, überreichte die Meinin¬ 
ger Bank dem badischen Staatsministerium einige Grundzüge für ein 
Lastenheft, die sie durch den französischen Ingenieur Barrot hatte aus¬ 
arbeiten lassen. Das Lastenheft wurde jedoch als ungenügend ange¬ 
sehen *) und die genannte Bank zu einer nochmaligen detaillierteren Ein¬ 
gabe aufgefordert. Diese erfolgte Ende März 1857. Eine gemische 
Ministerialkommission ward eingesetzt und verhandelte monatelang mit 
der Meininger Bank ohne nennenswerte Ergebnisse. Im August 1857 
waren die Gegenvorschläge und Änderungen soweit fixiert, daß eine 
Entscheidung nahe bevorstand. Vielleicht wäre der Verwaltungsrat der 
Meininger Bank auf diese nicht allzu verlockenden Bedingungen schließ¬ 
lich doch noch eingegangen, wenn nicht die veränderte weltpolitische 
Lage den Geldmarkt unterdessen stark beeinflußt hätte. Er zog sein 
Konzessionsgesuch sehr bald danach zurück, und die Frage des Baus 
der Odenwaldbahn durch einen Privatunternehmer war um keinen Zoll 
breit ihrer Lösung nähergekommen Die Hoffnung, daß der wieder¬ 
kehrende Friede auf die Unternehmungslust von günstigem Einfl.uß 
sein werde, hatte sich nicht erfüllt. 

In der öffentlichen Meinung des Landes, auf Seiten der Regierung 
wie der Volksvertretung schien man trotz aller Enttäuschungen auch 
die folgenden Jahre noch von* der Notwendigkeit des Bahnbaus durch 
Private überzeugt. Man glaubte, daß die Odenwaldbahn, wenn über¬ 
haupt, nur von einer Gesellschaft erbaut werden könne. Ja, einzelne 
Stimmen klangen noch pessimistischer und fürchteten, daß cs an „Un¬ 
ternehmern solch großartiger Pläne“ mangele. „Wir finden leider 
höchstens nur Projektenmacher oder Unterhändler, denen das nötige 
Vertrauen an den Börsen fehlt“ *). Es kam hinzu, daß die kleinen Amts¬ 
städte, die das Hauptinteresse an der neuen Bahn hatten, bei allem guten 
Willen nicht in der Lage waren, namhafte Opfer zu bringen und etwa 
durch großzügige Werbearbeit dem Unternehmen erfolgreich den Weg 
zu bahnen. Auch die weiteren Interessenten wie beispielsweise die 
fürstlich Leiningensche Standesherrschaft und die beiden fürstlich 
Löwensteinschen Standesherrschaften, deren weite Besitzungen auf jeden 


*) Legat ionsrat Rogener in der geheimen Sitzung vom 27. März 1855, 
Protokoll Seite 12. 

2 ) Main- und Tauberbote vom 14. März 1856. 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



1068 


Die Baugeschichte der Odenwaldbahn Heidelberg—Würsburg. 


Fall — mochte diese oder jene Linienführung gewählt werden — in den 
unmittelbarsten Bereich der Odenwaldbahn zu liegen kamen, waren für 
sich kaum imstande, die Opfer, die nötig gewesen wären, zu bringen, 
selbst wenn sie auf die Unterstützung des Frankfurter Bankhauses von 
Bethmann rechnen durften, das ebenfalls große Besitzungen in der 
Maingegend hatte und gerade deshalb mit den erwähnten Standesherr¬ 
schaften öfter zusammen genannt wurde. 

Es nimmt unter den geschilderten Umständen fast wunder, daß die 
Regierung bei Vorlage des ersten umfassenden Gesetzentwurfs über 
die Vervollständigung der Schienenwege im Großherzogtum Baden im 
Frühjahr 1858 auf dem einmal eingenommenen Standpunkt des Privat¬ 
baues stehen blieb. Wohl gestand sie darin ohne weiteres zu, daß die 
Bestrebungen, das Privatkapital für die Odenwaldbahn zu interessieren, 
im allgemeinen Schiffbruch gelitten hätten; sie hielt jedoch nach wie vor 
die genannte Eisenbahn für „eines der geeignetsten Eisenbahnprojekte, 
das für Privatunternehmungen in Frage kommen“ könne, denn sie bilde, 
abgesehen von der kurzen Staatsbahnstrecke Mannheim—Heidelberg, 
ein Glied einer weit über das badische Land hinausreichenden Kette von 
Privatbahnen. Wenn Müller a. a. 0. Seite 88 im Hinblick hierauf meint, 
gerade dieser letztgenannte Umstand hätte die badische Regierung ver¬ 
anlassen sollen, in die ganze Kette „einen Keil in der Gestalt der staat¬ 
lichen Odenwaldbahn hineinzutreiben“, so überschätzt er nicht nur ihre 
tatsächliche Initiativkraft, sondern auch eine dahingehende Initiativ- 
möglichkeit. Es verdient gewiß schon Anerkennung genug, daß 
man in Baden, umgeben von fast lauter Privateisenbahnnetzen, die Frage 
des Staats- oder Privatbaues überhaupt mit einer Tiefgründlichkeit 
erörterte, wie wir sie zu jener Zeit kaum anderswo finden. 

Der genannte Gesetzentwurf traf unter Aufhebung entgegenstehen¬ 
der früherer Gesetze Bestimmungen über den Bau der Waldshut-Kon- 
stanzer und Pforzheim-Mühlacker Bahn auf Staatskosten. Nach 
Artikel 5 sollte aber der Bau und Betrieb der Eisenbahnen Villingen— 
Konstanz, Offenburg—Hausach und Heidelberg—Meckesheim—Mosbach— 
Würzburg (Odenwaldbahn) an Privatunternehmer begeben werden. Die 
erste Hälfte dieser letztgenannten Linie, nämlich die Teilstrecke Hei¬ 
delberg — Mosbach, sollte nach Artikel 6 noch vor Erzielung 
einer Verständigung mit Bayern immer begeben werden dürfen, sofern 
der betreffende Unternehmer sich verpflichten würde, nach dem Zu¬ 
standekommen der Verständigung auch die Strecke von Mosbach bis zur 
Grenze und gegebenenfalls von dieser bis nach Würzburg zu bauen. An 
die Begebung des Baus an eine Gesellschaft waren die üblichen Bedin¬ 
gungen geknüpft, wie Vorbehalt des Ankaufsrechts für den Staat nach 
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Ablauf einer gewiesen Zeit u. a., denen eine Reihe Zusicherungen wie 
Gewährung einer Zinsengarantie „bis zu VA %“ gegenüberstanden. 

Die Aufnahme des Gesetzentwurfs in der Volksvertretung war 
geteilt. In zwei ausgedehnten geheimen Sitzungen beriet die Zweite 
Kammer am 26. und 27. März 1858 darüber. Dabei wurde die Bedeutung 
der vorgeschlagenen Bahnen wohl rückhaltlos anerkannt; Uber die 
finanzielle Seite und vor allem über die Frage, ob Staats- oder Privat¬ 
bau vorzuziehen sei, ergaben sich aber wesentliche Meinungsverschie¬ 
denheiten. Hierbei gingen einzelne Abgeordnete so weit, der Regierung 
zu unterstellen, sie plane ernstlich nur den Bau der Staatsbahnen nach 
Pforzheim und Konstanz; allein „die Odenwaldbahn habe man zwar 
gleichzeitig mit auferstehen lassen, das seien nur Schaugerichte, die, 
wenn man sie angreift, den Appetit nicht stark befriedigen“ 1 ). Das war 
zweifellos übertrieben, und Staatsminister Freiherr von Meysenbug 
wendete sich mit Recht gegen den Ausdruck „Schaugerichte“, den er als 
„ganz und gar erfundenen Irrtum“ hinstellen zu müssen glaubte 7 ). 
Natürlich beanspruchte jeder Abgeordnete für die Eisenbahn seines Be¬ 
zirks den Vorrang, und die Debatte über den ganzen Gegenstand macht 
auf den Leser bisweilen den unwillkürlichen Eindruck einer Kirch¬ 
turms- und Wahlkreispolitik, bei der höhere Gesichtspunkte fast fehlten. 
Es saßen eben nicht lauter Männer wie Nebenius, der Schöpfer des 
Staatsbahngedankens, oder Gerwig, der Erbauer der Schwarzwaldbahn, 
im badischen Parlament. 

War schon bei den Debatten zwei Jahre zuvor die Anschauung von 
der Notwendigkeit des Staatsbaus leise durchgeklungen, so erhoben sich 
jetzt mannigfache Stimmen dafür. Man war freilich auf keiner Seite 
unbedingt für den Privatbau, wünschte aber eine möglichste Beschleuni¬ 
gung des Baus und glaubte, diese nur durch Beteiligung des Staats 
erreichen zu können. Man hielt die Odenwaldbahn „für den großen 
Verkehr entschieden wichtiger als die Pforzheimer Bahn“*), was 
reichlich optimistisch gedacht war, und von Regierungsseite wurde, um 
den von dort beabsichtigten Privatbau schmackhaft zu machen, immer 
wieder auf die besondere Eignung der Odenwaldbahn für „einen selbstän¬ 
digen Betrieb“, natürlich in Privathänden, hingewiesen. Als ein 
Abgeordneter demgegenüber den Staatsbau gerade im Interesse der Auf¬ 
rechterhaltung der Staatsautorität und Beseitigung etwaiger staatsge¬ 
fährlicher demagogischer Umtriebe — die nach der Revolution noch hie 
und da von sich reden machten — energisch befürwortete, ward ihm die 

') Abg. Schaaf in der Sitzung vom 26. März, Seite 63. 

*) Eebenda, Seite 79. 

3 ) Abg. Regenauer ebenda, Seite 159. 
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Frage entgegengehalten, „wie man dadurch, daß man den Bau auf 
Staatskosten beschließt, den Leuten die Demagogie oder Demokratie aus 
dem Kopf bringen“ w r olle. „Wenn dem wirklich so w’äre, so könnte man 
in unserem Land nicht viel Demagogen und Demokraten haben; sie 
könnten höchstens im Odenwald sein, wo keine Staatsbahn ist“ *)• 

Die Frage, ob Staats- oder Privatbahn, zieht sich nicht nur durch 
die Debatten dieser und der vorhergehenden Jahre wie ein roter Faden; 
sie wurde noch viel später, als mit dem Bau der Odenwaldbahn durch 
den Staat bereits begonnen war, immer wieder zur Erörterung gestellt, 
und man darf in diesen Verhandlungen, wenn man von der bereits ge¬ 
kennzeichneten, da und dort durchschimmernden, nach Lage der Ver¬ 
hältnisse aber vielleicht unvermeidlichen Kirchturmspolitik absieht, 
gewiß das ernsthafte Streben nach einer möglichst vollständigen Klärung 
der Sachlage erblicken, ein Streben, das den Männern von damals wohl zur 
Ehre gereicht. Es möge hier vorweggenommen werden, wie man vier 
Jahre später, als die Frage des Slaatsbaus der ganzen Odenwaldbahn 
zur Diskussion stand, die Gründe für und wider den Privatbau erörterte. 
Der Bericht der Budgetkommission der Zweiten Kammer vom 3. Juni 1862 
faßt sie dahin zusammen: 

„Es läßt sich nicht leugnen, daß für den Privat bau manche 
triftigen Gründe sprechen. Die Privatbahnen werden infolge des äußerst 
regsamen persönlichen Interesses mit Vermeidung alles überflüssigen 
Aufwands rascher und schneller gebaut und im Durchschnitt aus den 
gleichen Gründen auch ökonomischer, kaufmännischer, schwunghafter 
und also rentabler betrieben. Bei Zinsengarantie bietet ihre Beschrän¬ 
kung auf eine gewisse Zahl von Jahren die Beruhigung, daß, wenn man 
sich über die Ertragfähigkeit der Bahnen täuschen und diese mit der 
Zeit eher fallen als steigen sollte, die Opfer des Staats für Ergänzung 
der Heute bis zur bestimmten Höhe wenigstens nach Umfluß der fest¬ 
gesetzten Zeit aufhören. Man kann auch nicht in Abrede stellen, daß 
eine sehr bedeutende und in kurzer Zeit stattfindende Vermehrung der 
Staatsschuld mehr oder minder auf den Kurs der betreffenden Staats¬ 
papiere drücken und vielleicht bei den späteren Anleihen mehr oder 
minder große Opfer erheischen könnte. 

„Andererseits sprechen aber auch sehr namhafte Interessen, nament¬ 
lich bei großen Bahnen, gegen den Privat bau. 

1. Wenn sich der politische Horizont nicht wieder verfinstert, so 
dürfen wir annehmen, daß die erforderlichen Baukapitalien zu dem 

') Abg. Blankenborn in der geheimen Sitzung vom 27. März 1858, Pro¬ 
tokoll Seite 41. 
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gleichen Zinsfuß, welchen man einer Privatgesellschaft verbürgen 
müßte, also jetzt zu 4 %, ohne Provision zu bekommen wären. 

2. Nach bisherigen Erfahrungen sind es hauptsächlich die ersten 
Betriebsjahre einer Bahn, die einen Ausfall im Ertrag befürchten 
lassen; gerade diese Jahre fallen aber selbstverständlich immer in die 
Zeit der Zinsengarantie. 

3. Rentieren sich die Bahnen weniger, als garantiert ist, so muß der 
Staat Opfer bringen; rentieren sie sich aber höher, so hat nur die Privat¬ 
gesellschaft den ganzen oder wenigstens den weitaus größten Gewinn. 

4. Das volkswirtschaftliche Interesse der von den Bahnen durch¬ 
zogenen Landesteile, das beim Staatsbetrieb so gut wie der direkte 
Ertrag ein Hauptaugenmerk bilden muß, hat beim Privatbetrieb meistens 
gar keine Vertretung. 

5. Je größer zusammenhängende Bahnen sind, desto vorteilhafter 
kann der Betrieb von einer Hand geleitet werden. Diese eine Hand, 
nämlich die Zentralverwaltung, besitzen wir schon, und die Ausdehnung 
ihres Wirkungskreises erhöht ihren Aufwand nur in kleinem Verhältnis. 
Endlich 

6. sind Zeiten denkbar, wo es nicht ohne Bedenken sein dürfte, 
den großen Einfluß, welchen ein so kolossaler Besitz und Umtrieb mit 
einer so großen Zahl vollkommen abhängiger Eisenbahnbediensteter 
einer Privatgesellschaft mit Notwendigkeit verschaffen müßte, aus der 
Hand gegeben zu haben“ 1 ). 

Die Grundsätze, die hier zusammengefaßt werden, waren es, die 
die Überzeugung von der Notwendigkeit des Staatsbaus langsam, aber 
ziemlich sicher allenthalben Raum gewinnen ließen. Man sprach dem 
Privatbau vielfach jede Berechtigung ab und wollte auch die Gründe, 
wie sie eben mitgeteilt wurden, die noch in gewissem Sinn dafür 
sprachen, nicht gelten lassen. „Man sagt, eine Gesellschaft baut wohl¬ 
feiler, und administriert wohlfeiler; ich sage, es ist umgekehrt. Warum 
soll sie wohlfeiler bauen? Hat sie die Hilfsmittel, die der Staat hat? 
Nein, sie muß sich erst die Hilfsmittel verschaffen. Sie administriert 
wohlfeiler, das mag sein, allein, was sie wohlfeiler administriert, das 
gereicht dem Land nicht zum Vorteil; denn es geht auf Kosten der volks¬ 
wirtschaftlichen Interessen, weil sie lediglich den Finanzpunkt im Auge 
hat. Das hat der Staat nicht, dort gleicht es sich wieder aus“ s ). 

*) Verhandlungen der Ständeversamnilung des Großherzogtunis Baden 
in den Jahren 18G1/63, 6. Beilagenheft, 1. Hälfte, S. 255. 

s ) Abg. Schaaf in der geheimen Sitzung vorn 1. April 1 SAG. Protokoll 
Seite 123. 
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Wenn nun auch die Verfechter des Staatsbahngedankens keinen 
entscheidenden Sieg dahingehend errangen, daß die zur Beratung stehen¬ 
den Bestimmungen des Artikels 5 von Grund aus geändert wurden, so 
erreichten sie doch die Annahme eines nicht unwichtigen Zusatzes, der 
u. U. vom beabsichtigten Privatbau zum tatsächlichen Staatsbau über¬ 
zuleiten imstande war: Die Vergebung des Bahnbaue sollte an eine Ge¬ 
sellschaft erfolgen; mit Rücksicht aber auf die geringe Wahrscheinlich¬ 
keit, einen geeigneten Unternehmer zu finden, und angesichts der wenig 
günstigen Erfahrungen, die man mit den bisherigen Angeboten gemacht 
hatte, wurde die Regierung zu gleicher Zeit ermächtigt, mit dem Bahn¬ 
bau an den schwierigsten Stellen zwischen Heidelberg und Mosbach 
immer auf Staatskosten zu beginnen. Über die Frage des staat¬ 
lichen Weiterbaus sollte ein späterer Landtag entscheiden. Das war 
gewiß ein großer Erfolg, den die Staatsbahnidee buchen konnte; denn 
es war von vornherein klar, daß die größere Wahrscheinlichkeit nun¬ 
mehr für die Bauausführung durch den Staat, zum mindesten für ihren 
einstweiligen Beginn sprach. Für alle Fälle hatte man natürlich die 
Möglichkeit offengelassen, den auf Staatskosten begonnenen Bahnbau 
gegen Rückersatz der Kosten gegebenenfalls später an eine Gesellschaft 
abzugeben; aber man sagte sich wohl schon selbst, daß dieser Fall kaum 
je eintreten werde. 

Nachdem das so veränderte Gesetz unterm 7. Mai 1858 publiziert 
worden war*)» ergriff die Regierung alsbald die entsprechenden Maß¬ 
nahmen. Auf der einen Seite wurden wiederum Verhandlungen mit 
Banken und Gesellschaften angeknüpft, um einen Unternehmer für den 
Bahnbau, dessen dringende Notwendigkeit die Regierung immer und 
immer wieder betont hatte, zu finden. Auf der anderen Seite ordnete 
sie an, daß der Bahnbau, wie in dem Gesetz niedergelegt, an insgesamt 
drei Stellen der Strecke Heidelberg—Mosbach zu beginnen habe, im 
Weichbild Heidelbergs selbst, bei Mörtelstein, wo ein Tunnel angelegt 
werden mußte, und bei Neckarelz, wo eine Überbrückung des Neckars 
in Aussicht stand. Es zeigte sich bald, daß nur die zweite Maßnahme der 
Regierung mit Erfolg verwirklicht werden konnte. Denn die Inter- 
essierung des Privatkapitals für den Bau der neuen Bahn fiel in eine 
politisch und wirtschaftlich gleich ungünstige Zeit, so daß an einen Er¬ 
folg, d. h. an eine einigermaßen günstige Vereinbarung kaum zu denken 
war. 

Schon wenige Tage nach Verkündigung des Gesetzes im Mai 1858 
wurden der Bank für Handel und Industrie in Darmstadt, 

1 ) Regierungsblatt 1858, Seite 185. 
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die im Verein mit anderen Geldinstituten und Bankhäusern die Ge¬ 
neigtheit erklärt hatte, sich um Übertragung der Konzession für die 
Odenwaldbahn zu bewerben und die Bildung einer Aktiengesellschaft 
zu diesem Zweck zu übernehmen, entsprechende Eröffnungen gemacht. 
Infolgedessen trat die Bank im September 1858 förmlich als Bewerber 
um die Konzession auf und reichte nähere Vorschläge ein, unter denen 
insbesondere das Verlangen einer Zinsengarantie von-4# % auf 35 Jahre 
hervorzuheben ist. Die hierauf eingeleiteten Verhandlungen waren noch 
nicht zu Ende, als die politischen Verhältnisse sich derart gestalteten, 
daß die Bank auf eine Anfrage unterm 6. April 1859 erklärte, daß sie 
zu einem Abschluß wegen Übernahme der Odenwaldbahn, es sei denn 
unter Bedingungen, die der badischen Regierung kaum Zusagen könnten, 
sich z. Zt. nicht herbeilassen könne, immerhin aber bei ihrer Bewerbung 
um die Konzession bleibe und bereit sei, die Vorverhandlungen weiter zu 
verfolgen. Die Regierung erachtete indes bei den damaligen kritischen 
Zeitverhältnissen eine Fortsetzung der Verhandlungen nicht für ange¬ 
messen und ließ die Bank hiervon mit dem Bemerken in Kenntnis setzen, 
daß sie sich ihre Entschließung in der Sache auf günstigere Zeiten Vor¬ 
behalte 1 ). 

So zerschlugen sich die Verhandlungen- nur allzu bald. Als das 
Jahr 1859 herannahte und der politische Himmel Europas sich in der be¬ 
denklichsten Weise verfinsterte (der österreichisch-französische Gegen¬ 
satz in Oberitalien führte bekanntlich schließlich zum Krieg), wollte 
das Privatkapital von einer Beteiligung an einem finanziell immerhin 
wenig versprechenden Unternehmen erst recht nichts mehr wissen. „Das 
Geld zog sich in sicherere Schlupfwinkel zurück, als man sie in Eisen¬ 
bahnanlagen zu finden glaubte“ 2 ). Um trotz dieser Schwierigkeiten den 
Bau der Odenwaldbahn auch weiter nach Kräften zu fördern, vielleicht 
auch weil in der Zwischenzeit der Staatsbahngedankp doch mehr und 
mehr Anhänger gefunden hatte, entschloß sich die Regierung zu Beginn 
des Jahres 1860 zur Vorlage eines neuen Gesetzentwurfs, um die von 
den Ständen bereits erhaltene Ermächtigung zum Baubeginn auf Staats¬ 
kosten zwischen Heidelberg und Mosbach entsprechend zu erweitern. 
Nach Artikel 1 des neuen Gesetzentwurfs sollte von der Eisenbahn 
Heidelberg—Würzburg vorläufig die Strecke Heidelberg—Mosbach als 
schwierigster Teil der ganzen Odenwaldbahn nicht nur „sofort auf 
Staatskosten“ gebaut werden, sondern Artikel 2 sah auch noch den als- 

') Vgl. die Begründung des Gesetzentwurfs vom 19. Januar 1S60, Seile 3, 
bei den Akten der geheimen Landtagsverhandlungen 1859/60 befindlich. 

*) Staatsminister Freiherr von Meysenbug in der geheimen Sitzung 
vom 26. Januar 1860, Protokoll, Seite 6. 
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baldigen Weiterbau der Eisenbahn vor, indem er „die Regierung 
ermächtigte, je nach den Umständen mit dem Weiterbau der Bahn von 
Mosbach in der Richtung nach Würzburg gleichfalls schon in der Budget¬ 
periode 1860/01 auf Staatskosten zu beginnen.“ 

Durch den unterdes erfolgten Abschluß des Friedens von Villa¬ 
franca glaubte man wohl günstigere Zeitverhältnisse wiedergekommen, 
in denen mit einer Wiederaufnahme des Eisenbahnbaus in größerem 
Umfang gerechnet werden durfte, und so kam es, daß sich nunmehr 
gegen den Staatsbau der Strecke Heidelberg—Mosbach keine Stimme 
mehr vernehmen ließ. Man war sich darüber klar, daß dieser Eisen¬ 
bahnbau „ohne Verzug seiner Vollendung entgegengeführt werden* 
müsse, und als von Regierungsseite die Frage, ob es gelingen werde, in 
Bälde unter billigen Bedingungen einen Privatunternehmer für die 
Bahn zu finden, glattweg verneint wurde, „da das allgemeine Vertrauen 
in den friedlichen Bestand der Verhältnisse leider noch immer nicht 
wiedergekehrt“ sei, stimmte die Volksvertretung ohne wesentliche De¬ 
batte ') dem Staatsbau zu, soweit er für die Strecke Heidelberg—Mosbach 
in Vorschlag gebracht wurde. Schon damals hatte die Staatsstraße 
zwischen diesen beiden Städten einen lebhaften Verkehr aufzuweisen, der 
Schienenweg, in Verbindung mit der verkehrsreichen Rheintalstraße 
stehend, war geeignet, weiteren erheblichen Zufluß teils aus der Neckar¬ 
gegend, teils aus dem fruchtbaren und dicht bevölkerten Ivraichgau zu- 
zufüliren, „der Endpunkt Mosbach wird die Produkte des Odenwaldes, 
des Baulandes, der Taubergegend und des Hohenloher Gebiets anziehen, 
die wasserreichen Täler der Elsenz und des Schwarzbaches werden durch 
eine erhöhte Industrie den Gütertransport unterstützen, die Saline 
Rappenau mit einem noch nicht aufgeschlossenen, unzweifelhaft mäch¬ 
tigen Steinsalzlager wird zu einer größeren Bedeutung gelangen und 
ihre Rückwirkung der Eisenbahn zukommen lassen“ -). 

Dazu kam, daß für den Bau an den erwähnten drei schwierigsten 
Stellen bei Heidelberg, Mörtelstein und Neckarelz bereits 390000 fl. aus 
der Staatskasse aufgewendet waren, daß sehr kostspieliges Gelände 
erworben und vielerlei Verträge abgeschlossen worden waren, die die 
Regierung nicht einseitig zu kündigen vermochte. Der einzige Aus¬ 
stand, der an der ganzen Vorlage gemacht wurde und gemacht werden 
konnte, betraf den Kostenaufwand, der sich entgegen dem ursprüng¬ 
lichen Voranschlag fast um das Doppelte erhöht hatte. Man suchte dieses 

') Geheime Sitzungen vom 26. Januar und 5. März 1860. 

J ) Koimnissionsbericht des Abg. Bissing über den Gesetzentwurf, die 
Vervollständigung der Schienenwege des Großherzogtums betreffend, in ge¬ 
heimer Sitzung der Zweiten Kammer vom 27. Februar 1860 angezeigt, Seite 3. 
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Mißverhältnis gegenüber dem für andere Strecken verausgabten Bau¬ 
aufwand aus der Tatsache zu erklären, „daß auf die jetzt in Bau ge¬ 
nommene verhältnismäßig kurze und kaum ein Drittel der ganzen Bahn¬ 
länge messende Strecke gerade die im badischen Gebiet vorkommenden, 
besonders schwierigen und kostspieligen Bauwerke fallen, deren Auf¬ 
wand sich sonst auf die ganze Bahn verteilen würde, jetzt aber auf die 
kleinere Strecke schwer ins Gewicht fällt“ 1 ). Dementsprechend hoffte 
man bei Weiterführung der Bahn auf einen Ausgleich dieses „auffallen¬ 
den Kostenaufwandes“, eine Hoffnung, die sich als durchaus trügerisch 
erwies. 

Mit dem Weiterbau der Odenwaldbahn auf Staatskosten über Mos¬ 
bach hinaus konnte sich die Volksvertretung aber weniger befreunden. 
Sie lehnte vielmehr den hierauf bezüglichen Artikel 2 „nach reiflicher 
Prüfung“ und eingehender Debatte ab. Der Grund für diese immerhin 
auffallende Ablehnung eines weseptlichen Teils des Gesetzentwurfs lag 
in Differenzen zwischen der badischen und bayerischen Regierung, die 
sich bei den endlos sich hinziehenden und doch bislang ergebnislosen 
Verhandlungen zwischen den beiden Nachbarstaaten ergeben hatten und 
von denen noch die Rede sein wird. Wurde die Ermächtigung zum 
Weiterbau von Mosbach in der Richtung gegen Würzburg schon jetzt 
erteilt, so hätte nach verfassungsrechtlichen Grundsätzen von dieser Er¬ 
mächtigung gleichwohl nur in dem einen Fall Gebrauch gemacht werden 
können, wenn eine Übereinkunft mit Bayern dahingehend erzielt werden 
sollte, daß badiseherseits keinerlei Verbindlichkeiten und Lasten über¬ 
nommen w r urden, die die Zustimmung der Stände voraussetzten. Mit 
mehr Wahrscheinlichkeit konnte damit gerechnet werden, daß die zu 
erwartende Übereinkunft Bestimmungen enthalten werde, die das Zu¬ 
stimmungsrecht der Stände beider Staaten in Anspruch nahmen. Für 
diesen Fall aber schien eine Festlegung auf mehrere Jahre hinaus nicht 
am Platz. „Überdies vermag die jetzige Zeit, die in wenigen Wochen 
die inhaltsschwersten Veränderungen herauf beschwören kann, eine An¬ 
sicht nicht zu unterstützen, v’onach in einer höchst wichtigen Angelegen¬ 
heit die Stände sich auf zwei Jahre hinaus die Hände binden lassen“ *). 

So wurde Artikel 2 durch Kammerbeschluß wieder beseitigt. Man 
sieht, die Sache der Odenwaldbahn ging vorwärts, aber sie ging nur 
schrittweise vorwärts, und jeder Schritt mußte den widrigen Zeitver¬ 
hältnissen förmlich abgerungen werden. Nun endlich war der Staats¬ 
bau für die Teilstrecke Heidelberg—Mosbach genehmigt; aber bezüglich 


l ) Bissing a. a. 0., Seite 5. 
*) Bissing a. a. 0., Seito 7. 
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der nicht minder wichtigen Strecke Mosbach—Grenze gegen Würzburg 
blieb alles beim alten, d. h. man hoffte insgeheim noch, daß sich ein 
Unternehmer finden werde, wenngleich man sich nicht verhehlen durfte, 
daß diese Hoffnung nichts weniger als berechtigt war. Das Gesetz ward 
also in der verstümmelten Form am 26. März von der Zweiten und am 
16. April 1860 von der Ersten Kammer angenommen und unter dem 
27. April 1860 verkündet *). 

Der nach alledem unvermeidliche letzte Schritt wurde zwei Jahre 
darauf unternommen. Schon war der Bau der Strecke Heidelberg— 
Mosbach vorangeschritten und seiner Vollendung nahe, und noch immer 
fand sich kein Unternehmer, der bereit gewesen wäre, einzuspringen und 
weiterzubauen. Aus dem „vorläufigen“ Staatsbau, wie ihn noch das eben 
besprochene Gesetz inauguriert hatte, wurde ein endgültiges Werk, und 
so hatte die Begründung, die einem neuen und für die Odenwaldbahn 
letzten Gesetzentwurf im Frühling 1862 von der Regierung beigegeben 
wurde, nicht so unrecht, wenn sie u. a. ausführte: „Nachdem die Strecke 
von Heidelberg bis Mosbach durch den Staat gebaut wird, erscheint es 
nicht angemessen, den als Fortsetzung zu betrachtenden Teil Privaten 
zum Bau und Betrieb zu überlassen. Es würde hierzu umso weniger 
ein Grund vorliegen, wenn Private für dieses Unternehmen nur durch 
eine Zinsengarantie gewonnen werden könnten, womit der Staat ein 
Opfer zu übernehmen hätte, für w r elehes er die Bahn vorteilhafter selbst 
baut“ 2 ). 

Der am 29. April 1862 den Kammern unterbreitete Gesetzentwurf 
gab bei der in Artikel 1 darin vorgeschlagenen Odenwaldbahn 
weniger Anlaß zu Debatten; sein Hauptinhalt betraf (Artikel 4 bis 6) 
die weitaus schwierigere und kostspieligere Schwarzwaldbahn Offen¬ 
burg—Triberg—Konstanz, hinter der die anderen Eisenbahnprojekte un¬ 
willkürlich zurücktraten. Auch rein äußerlich genommen kam dies 
schon in dem auf die einzelnen Artikel verwendeten Umfang der Be¬ 
richte, Debatten usw. zum Ausdruck. Die längst als notwendig er¬ 
kannte Odenwaldbahn zog hieraus entsprechenden Nutzen und fand — 
man denke nur an die früheren Debatten — keinen wesentlichen Wider¬ 
spruch. Mit der vorauszusehenden Begründung, daß, w'er A sage, auch 
B sagen müsse, wurde der Staatsbau für die zweite Hälfte der Oden¬ 
waldbahn östlich Mosbach ebenfalls gutgeheißen und dieser Eisenbahn 
damit ihre endgültige Gestalt gegeben. Erleichternd wirkte der Um¬ 
stand. daß es in der Zwischenzeit gelungen war, mit Bayern handels- 

1 ) Regierungsblatt 18G0, Seite 147. 

-) Verhandlung der Ständeversanimlung des Grollherzogtums Baden 
in den Jahren 1861/(53, 4 . Beilagenheft, 1. Hälfte, S. 334. 
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einig zu werden, so daß auch das letzte Hindernis glücklich aus dem 
Weg geschafft worden war. Am 24. Juli 1862 l ) wurde das Gesetz ver¬ 
kündet, ohne daß der Entwurf irgendwie abgeändert worden wäre. Die 
badische Eisenbahnschuld sollte sich dadurch ganz wesentlich vermeh¬ 
ren; aber nach den günstigen Erfahrungen über die bisher stets ge¬ 
stiegene Rentabilität der bestehenden Bahnlinien war kaum zu befürch¬ 
ten, daß der Staatskredit unter dieser erneuten Anspannung leiden werde. 
Freilich, darüber war man sich nicht im Zweifel, daß die neuen Eisen¬ 
bahnlinien, vornab die Odenwaldbahn, auf keinen Fall so günstige 
finanzielle Ergebnisse haben würden, wie es beispielsweise bei der 
Rheintalbahn gewesen war. Die finanziellen Rücksichten hatten volks¬ 
wirtschaftlichen Erwägungen Platz machen müssen, und das war, wenn 
keine übertriebenen Forderungen geltend gemacht wurden, sicher kein 
Schaden für den weiteren Ausbau des badischen Eisenbahnnetzes. 

III. Kapitel. 

Badisch-bayrische Verhandlungen. 

Es ist schon im Vorhergehenden wiederholt auf die Verhandlun¬ 
gen zwischen den beiden an der Odenwaldbahn hauptsächlich beteiligten 
Nachbarstaaten hingewiesen worden. In der Tat war ihr Gelingen eine 
Vorbedingung für den Bau dieser Eisenbahn; denn ohne gegenseitiges 
Einverständnis über Anschluß an der Grenze, allgemeine Zugrichtung 
und Ausrüstung der Strecke konnte das Werk kaum mit Erfolg zu Ende 
geführt werden. Da von vornherein feststand, daß es sich hierbei nur 
um eine Verbindung der badischen Rheintalbahn und der bayerischen 
Ludwigs-Westbahn Bamberg—Würzburg—Aschaffen bürg (eröffnet 
1854), möglicherweise auch um einen Anschluß gegen Nürnberg, han¬ 
deln könne, so waren die beiden Staaten beim Bau und künftigen Be¬ 
trieb der Strecke aufeinander angewiesen. Aus diesem Grund gehen 
auch die zwischen ihnen gepflogenen Verhandlungen bis ins Jahr 1856 
zurück, mithin in eine Zeit, wo die ganze Odenwaldbahn aus dem „Ne¬ 
bel unkontrollierbarer Gerüchte" und unverbindlicher Erörterungen 
noch kaum herausgetreten war. 

Die Verhandlungen, die sich zunächst auf die Jahre 1857 und 1858 
erstreckten, ließen sich gut an. Über die Frage, ob die Herstellung 
einer Eisenbahnverbindung in der bezeichnetcn Richtung für beide Staa¬ 
ten wünschenswert sei, bestand eigentlich nirgends mehr ein Zweifel. 
Die Vorteile lagen auf der Hand. Man darf beinahe sagen, daß sie für 
Bayern noch mehr in die Augen fielen als für Baden. Bayern erlangte 

J ) Regierungsblatt 1802, Seito 28Ü. 
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durch diese Schienenstraße vor allem die nächste Verbindung mit der 
Rheinpfalz; das Band zwischen beiden Landesteilen mochte dadurch nur 
befestigt werden. Mußte eine solche Verbindung schon für gewöhnliche 
Zeiten von heilsamem Einfluß auf die wirtschaftlichen Beziehungen der 
Pfalz und Altbayerns sein, so erhöhte sich diese Bedeutung noch we¬ 
sentlich für den Fall eines Kriegs, wenn es darauf ankam, bedeutende 
Truppenmassen an den Rhein zu werfen. Gerade aus diesem Grund, 
der durch die kriegerischen Ereignisse des Jahres 1859 mehr als ange¬ 
messen in den Vordergrund gestellt wurde, glaubte man in Baden, auf 
eine entgegenkommende Haltung Bayerns in der Frage rechnen zu dür¬ 
fen und den gegenseitigen Anschluß bald herstellen zu können. Man 
verkannte dabei auch die Vorteile nicht, die die neue Bahn dem eigenen 
Land bringen würde; bildete sie doch gewissermaßen den nordöstlichen 
Schlußstein des das ganze Land durchziehenden Eisenbahnnetzes. In 
volkswirtschaftlicher und finanzieller Beziehung aber war auf Erfolg 
nur zu hoffen, wenn ein entsprechender Anschluß im Osten ohne allzu 
große Opfer zu erkaufen war. 

Damit sah es nun freilich wenig günstig aus. Die bayrische Re¬ 
gierung erklärte sich zwar im Jahr 1857 im allgemeinen bereit, in die 
von Baden angeregte Unterhandlung einzutreten. Sie stellte jedoch so¬ 
fort eine Reihe Bedingungen, die nach Ansicht der badischen Volks¬ 
vertretung „zum Teil sehr bedeutende Zugeständnisse von Baden ver¬ 
langten“, auf die damals einzugehen man jedenfalls nicht für tunlich 
hielt. Ohne der einen oder anderen Seite zunahe zu treten, darf man 
heute wohl sagen, daß ein Teil der Bedingungen von Baden ohne Be¬ 
denken hätte angenommen werden können, während andere weiter¬ 
gehende sicherlich durch verständnisvolles Ab- und Zugeben leicht zu 
ermäßigen gewesen wären. Statt dessen herrschte auf beiden Seiten — 
ich gebe keinem*Staat allein die Schuld — ein gewisses Mißtrauen, das 
sich nicht nur aus den damaligen unruhigen Zeiten erklärte, sondern 
auch in dem schon weiter oben gestreiften wenig freundschaftlichen Ver¬ 
hältnis beider Länder seinen Grund hatte. Es besteht für mich kein 
Zweifel, daß all die geschilderten Umstände die Verhandlungen über den 
Bau der Odenwaldbahn wesentlich beeinflußt haben und daß diese ohne 
die lästige Fessel gegenseitigen Argwohns leichter zu Ende zu führen 
gewesen wären. „Ich will nur daran erinnern — meinte einmal ein 
badischer Abgeordneter 1 ) —, daß wir es mit Bayern zu tun haben, mit 
dem nicht zu spaßen ist. Bayern hat bekanntlich schon einige Male eine 
nicht freundliche Stellung gegen Baden genommen, und jetzt Geld auf- 

') Abg. Holtig in der Sitzung vorn 27. März 1858, Seite 16G. 
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zuwenden, mit Bayern aber hinterdrein noch zu unterhandeln, dazu habe 
ich keine Lust.“ Diese Ansicht war öfter zu hören. 

Bayern verlangte zuvörderst eine bestimmte Linienführung, 
die für Baden nach Meinung der damaligen Staatsmänner und Volksver¬ 
treter gänzlich indiskutabel war. Es war die sog. Mainlinie über Amor¬ 
bach—Miltenberg, über die im nächsten Kapitel Weiteres zu lesen ist. 
Da dieses Linie wesentlich früher auf bayrisches Gebiet übertrat als die 
später ausgeführte, so mußte nach damaliger politischer Anschauung, 
deren- Blick über die eigenen Grenzpfähle kaum hinausreichte, darin 
allerdings ein wesentliches Hemmnis gesehen werden. Dazu kam ferner 
die Forderung auf Ausbau der sog. Erftalstraße, Aufhebung der Main¬ 
zölle sowie Herstellung einer Eisenbahnbrücke bei Mannheim-Ludwigs- 
hafen und einer strategischen Eisenbahn von Bruchsal zur bayrischen 
Festung Germersheim. In einer ausführlichen Denkschrift vom 16. Mai 
1858 setzte die badische Hegierung ihren Standpunkt zu den hier auf¬ 
gezählten Forderungen auseinander. 

Die bayrische Forderung auf Ausbau der Erftalstraße 
Hardheim—Miltenberg brauchte auf badischer Seite keinem allzu hef¬ 
tigen Widerstand zu begegnen. Handelte es sich hier doch um einen 
Verkehrsweg, der von den beteiligten Gemeinden des Erftales schon 
lange Jahre gewünscht worden war. Der Kostenaufwand für den badi¬ 
schen Anteil betrug 80 00t) fl. Bayern kam seinem Nachbarn insofern 
noch weiter entgegen, als es anderseits auch die Herstellung der von 
Baden gewünschten Straße Walldürn—Amorbach auf seinem Gebiet über¬ 
nahm. Diese letztgenannte Straße lag aber zweifellos mehr im badi¬ 
schen als bayrischen Interesse. Hiermit wurde ein jahrelang bestehen¬ 
der Straßenkonflikt, der in seiner ganzen- Auswirkung so recht an die 
Zeiten des alten deutschen Bundes erinnert, endlich gelöst. Der Miß¬ 
stand, wonach eine von Baden angelegte Straße auf bayrischem Gebiet 
nicht fortgesetzt worden und ebenso eine von Bayern gebaute Straße 
an der Landesgrenze keinen Anschluß hatte, war ein so augenfälliger, 
daß es nicht gerechtfertigt gewesen wäre, ihn noch länger fortbestehen 
zu lassen, zumal zu erwarten war, daß beide Straßen den Verkehr mit 
der neuen Odenwaldbahn wesentlich erleichtern würden. 

Schwieriger schien die Frage der M a i n z ö 11 e zu regeln. Durch 
die Odenwaldbahn mußte vor allem die bayrische Schiffahrt auf dem 
Main eine gefährliche Konkurrenz erleiden, und so konnte man wohl eine 
Ermäßigung des in Wertheim zu entrichtenden badischen Mainzolls 
zugunsten der bayrischen Schiffahrt nicht unbillig finden. Bayern ver¬ 
langte nun freilich die gänzliche Aufhebung des Mainzolls und begrün¬ 
dete diese seine Forderung damit, daß auch auf der im bayrischen Ge- 

71 * 
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biet gelegenen Strecke kein Flußzoll erhoben werde, ein Umstand, aus 
dem die badische Mainschiffahrt unleugbaren Nutzen zog. Überhaupt 
bildete ja die Erhebung der Flußzölle von den Binnenflüssen eine alte 
Beschwerde im deutschen Verkehr; sie hatte, wie nicht anders zu er¬ 
warten, die öffentliche Meinung um so mehr gegen sich, als sie das 
Maß eines billigen Weggeldes für die Unterhaltung der Wasserstraße 
oftmals überstieg. 

Nachdem die Verhandlungen lange hin- und hergegangen waren, 
willigte Baden endlich in eine Herabsetzung dieser Gebühren ein. In 
einer Übereinkunft sämtlicher Mainuferstaaten vom 16. Mai 1861*) war 
eine solche Herabsetzung mit dem 1. August 1861 bereits in Kraft getre¬ 
ten; es handelte sich hier also um eine nochmalige Ermäßigung von 
seiten Badens, die einen nicht unbeträchtlichen finanziellen Ausfall er¬ 
warten ließ. Wenn man die Schiffsgebühren, wie sie seit 1846 erhoben 
wurden, mit den zweimal ermäßigten Zollsätzen vergleicht, so ergibt 
sich eine ganz gewaltige Ermäßigung, die manche Sätze auf nur ein 
Fünfzehntel bis Zwanzigstel der ursprünglichen Gebühren herabmin¬ 
derte. Selbstredend traten sie in ihrem vollen Umfang erst mit Er¬ 
öffnung der Odenwaldbahn in Kraft, blieben aber auch dann ausdrücklich 
auf die bayerische und badische Schiffahrt beschränkt. Baden hoffte 
mit dieser Maßnahme zugleich ein Mittel in der Hand zu haben, „auch 
die weiter unten liegenden Mainuferstaaten Hessen-Darmstadt, Kur¬ 
hessen, Frankfurt und Nassau gleichfalls zur Herabsetzung dieses Zolls 
zu vermögen“ 2 ). Man sieht also, daß die leidige Frage des Binnen¬ 
wasserzolls die Schaffung des deutschen Zollvereins um viele Jahr¬ 
zehnte noch überdauert hat. 

Über die Herstellung der festen Rheinbrücke bei Mann¬ 
heim-Ludwigshafen wurde ein besonderer Vertrag abge¬ 
schlossen. Wenn irgendwo, so wurde hier einem dringenden Verkehrs¬ 
bedürfnis entsprochen; denn der Verkehr über den Rheinstrom war 
schon damals ein so lebhafter, daß seine häufig nötige Unter¬ 
brechung bei Hochwasser und im Winter sehr unangenehm empfunden 
wurde. Die Brücke wurde alsbald auf gemeinschaftliche Kosten er¬ 
baut, nachdem Baden den bayrischen Vorschlag, die zu erbauende 
Brücke eigentümlich zu behalten, entschieden abgelehnt hatte. 

Blieb noch als letzte Forderung der Bau einer strategi¬ 
schen Eisenbahnlinie von Bruchsal nach Germers- 


*) Regierungsblatt 1861, Nummer 38. 

J ) Kommissionsberieht des Abg. Schmitt zum Protokoll der Sitzung vom 
-20. Juni 1862, 6. Beilagenheft, 1. Hälfte, Seite 27S. 
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heim, dem sich Baden wohl mit Recht widersetzte. Von Bayern wurde 
vor allem das militärische Interesse in den Vordergrund gerückt, das 
einen solchen Eisenbahnbau dringend geboten erscheinen lasse, während 
Baden in ihm eine unliebsame Konkurrenz seiner Staatsbahn zwischen 
Mannheim und Kehl sah. Es war jedenfalls richtig, daß von der Linie 
Bruchsal—Germersheim ein erheblicher Gewinn für den internationalen 
Verkehr nicht zu gewärtigen war. Außerdem durfte Baden mit Recht 
auf die großen Vorteile hinweisen, die gerade in militärischer Hin¬ 
sicht von der künftigen Odenwaldbahn in Verbindung mit der festen 
Rheinbrücke bei Mannheim-Ludwigshafen zu erwarten standen. Gleich¬ 
wohl wurde diese Forderung von Bayern mit einer Hartnäckigkeit sonder¬ 
gleichen vertreten, ja zur ersten Vorbedingung der Gewährung eines 
Anschlusses der Odenwaldbahn bei Würzburg gemacht 1 ). 

Druck erzeugt bekanntlich Gegendruck, und so zögerte die Gegen¬ 
seite nicht, das bayrische Verlangen wiederholt kategorisch abzulehnen. 
Man ging auf badischer Seite noch weiter und stellte in einer Denk¬ 
schrift *) sogar die Zurücknahme des ganzen Projekts einer Odenwald¬ 
bahn in Aussicht. „Die Bedenken, welche sich der großherzoglichen 
Regierung in dieser Hinsicht (nämlich hinsichtlich der empfindlichen Be¬ 
drohung der Verkehrsinteressen der badischen Rheintalbahn) auf¬ 
drängen, sind so gewichtig, daß sie sich sogar entschließen müßte, 
auf die Bahnverbindung nach Würzburg hin zu verzichten, falls 
die königlich bayrische Regierung die Gestattung der Bruchsal—Ger- 
mersheimer Bahn fernerhin als eine unerläßliche Vorbedingung des Ab¬ 
schlusses eines Jasenbahnvertrags aufrechterhalten sollte. Die groß- 
herzogliche Regierung könnte eine solche Eventualität nur im höchsten 
Maß beklagen; aber sie wäre sicher, daß sie bei ihrem Schritt nicht nur 
die erst jüngst wiederholt ausgesprochene Ansicht der Stände, sondern 
auch die aufgeklärte öffentliche Meinung des ganzen Landes für sich 
hätte. Um den Preis der Germersheimer Bahn wäre der Anschluß in 
Würzburg, so vorteilhaft er auch für Baden zu werden verspräche, allzu 
hoch erkauft.“ 

Die fortgesetzte Hervorhebung der letztgenannten Forderung in 
Verbindung mit dem Verlangen auf Führung der Odenwaldbahn über 
Amorbach—Miltenberg hatte zur Folge, daß die badisch-bayrischen 
Verhandlungen in München nicht nur nicht recht vorwärts kamen, 

1 ) ^ gl. die bayrische Note vom 9. Februar 1858, in der Begründung des 
Gesetzentwurfs vom 19. Januar 1860, Seite 14, erwähnt, im Faszikel Eisenbahnen 
des Landtags 1859/60 befindlich. 

*) Denkschrift in betreff der Herstellung einer Eisenbahn von Heidel¬ 
berg nach Würzburg, a . a. 0. Seite 9 ff. 
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sondern im Oktober 1859 schließlich ganz abgebrochen wurden. 
Der Standpunkt beider Parteien hatte sich soweit voneinander entfernt, 
daß — zum wenigsten für den Augenblick — ein Ausweg aus dieser 
Sackgasse, in die man sich verrannt hatte, nicht zu finden war. Man be¬ 
hielt sich wohl vor, die abgebrochenen Verhandlungen zu einer späteren 
geeigneten Zeit wieder aufzunehmen, allein dieser Zeitpunkt ließ ziem¬ 
lich lange auf sich warten. An den badischen Gesandten in München, 
Freiherrn von Bercklieim, ging unterm 20. April 1860 vom großherzog¬ 
lichen Geheimen Kabinett die Weisung, zunächst wieder vorsichtig zu 
sondieren. „Seine Kgl. Hoheit wünschen, daß Freiherr von Bercklieim 
auf jede mögliche Weise zu erforschen suche, ob es im gegenwärtigen 
Augenblick voraussichtlich von Erfolg begleitet sein dürfte, die abge¬ 
brochenen Unterhandlungen in betreff der Würzburg-Heidelberger 
Eisenbahn wieder aufzunehmen. Dabei ist nicht nur die Stimmung der 
Minister, sondern auch diejenige der Beferenten zu prüfen und zugleich 
zu erwägen, wie die dortige öffentliche Meinung sich zu dieser Frage 
stellt“ 1 ). Die ergangene Weisung wurde ausdrücklich als „nicht offi¬ 
zieller Auftrag“ bezeichnet und dem Gesandten zur Aufgabe gemacht, 
nur „sondierend aufzutreten“. 

Viel Erfolg scheint der badische Geschäftsträger mit seiner „Son¬ 
dierung“ vorderhand nicht gehabt zu haben; denn der Zeitpunkt der 
Wiederaufnahme der Verhandlungen zögerte sich noch länger hinaus. 
Er schien dann endlich gekommen, als infolge der Ermäßigung der Rhein¬ 
zölle auch die Frage einer Herabsetzung der Mainzölle ihrer Lösung 
näher gebracht w r orden war. Im März 1861 — also volle l'A Jahre nach 
ihrem Abbruch — wurden die Verhandlungen, zuerst nur im Korre¬ 
spondenzweg, wieder aufgenommen und vom Oktober 1861 durch Kom¬ 
missäre beider Regierungen fortgesetzt. Nachdem, wie oben aus¬ 
geführt, nur eine Ermäßigung der Mainzölle und nicht mehr ihre völlige 
Aufhebung in Frage kam, war eine zufriedenstellende Lösung bald ge¬ 
funden. Hinsichtlich der von Bayern verlangten Eisenbahn und Kunst¬ 
straße zwischen Bruchsal und Germersheim wurde die Forderung auf 
den Bau einer den militärischen Anforderungen entsprechenden Heer¬ 
straße eingeschränkt, so daß Baden nur die bereits vorhandene Kolonnen¬ 
straße umzubauen hatte. Auch in bezug auf die .Linienführung der Oden¬ 
waldbahn hatte Bayern im wesentlichen den badischen Standpunkt an¬ 
genommen, so daß am 27. Januar 1862 der endgültige Staatsvertrag 
„über die Herstellung einer Eisenbahnverbindung zwischen den beider- 


*) Bei den Akten des ehemaligen großherzoglichen Geheimen Kabinetts 
im General-Landesarchiv befindlich. 
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seitigen Staatseisenbahnen in der Richtung von Würzburg auf Heidel¬ 
berg“ zu Karlsruhe abgeschlossen werden konnte *). Aus seinem 
Inhalt sei hier das Wesentlichste hervorgehoben: 

Nach einer unwesentlichen Einleitung über die Ernennung der 
Bevollmächtigten folgt Artikel 1: „Um eine Verbindung der badischen 
Klieintalbahn mit der bayerischen Ludwigs-Westbahn zu bewerkstelligen, 
verpflichtet sich 1. die kgl. bayerische Regierung, eine Eisenbahn von 
Würzburg über Heidingsfeld nach der bayerisch-badischen Grenze her¬ 
zustellen, 2. die großh. badische Regierung dagegen, die bereits in Aus¬ 
führung begriffene Bahn von Heidelberg nach Mosbach über Gerlachslieim 
bis an die gleiche Grenzstelle fortzusetzen. Als Verbindungspunkt der 
beiden Bahnen an der gemeinsamen Landesgrenze wird vorläufig die 
Gegend von Kirchheim, jedoch vorbehaltlich weiterer Vereinbarung an¬ 
genommen.“ 

Artikel 2 regelte die technische Untersuchung der Grenzstrecken. 

Artikel 3 bestimmte: „Im übrigen bleibt die spezielle Richtung der 
Bahn sowie die Wahl der Stationsorte dem Ermessen jeder Regierung 
für ihre Bahnstrecke Vorbehalten.“ Artikel 4 und 5 befaßten sich mit 
Spurweite und Konstruktionsverhältnissen. 

Nach Artikel 6 verpflichteten sich beide Regierungen „gegenseitig, 
den Bau ihrer Bahnabteilungen in der Art zu betreiben, daß dieselben, 
wenn nicht außerordentliche Hindernisse eintreten, innerhalb vier Jahre 
vollendet sind und der regelmäßige Betrieb auf der ganzen Bahnlinie 
von Heidelberg bis Würzburg längstens bis 1. März 1860 eröffnet werden 
kann“. Artikel 7 bestimmte Würzburg „als alleinige und gemeinsame 
Wechselstation“. 

Nach Artikel 8 sollte „der Betrieb der Heidelberg-Würzburger 
Bahn ein einheitlicher sein. Die kgl. bayrische Regierung überläßt zu 
diesem Zweck die auf ihrem Gebiet gelegene Bahnstrecke von Würzburg 
bis zur Landesgrenze mit den zum Betrieb nötigen Gebäuden und Ein¬ 
richtungen gegen eine angemessene Vergütung der großh. badischen 
Regiemng zur Benützung“. 

Die folgenden Artikel enthalten die üblichen Bestimmungen über 
die Landeshoheit, Steuern, Rost, Ineinandergreifen der Fahrpläne und 
andere Selbstverständlichkeiten. 

Nach Artikel 13 „sollen im Sommer wenigstens drei, im Winter 
wenigstens zwei Fahrten täglich in beiden Richtungen auf der Ver¬ 
bindungsbahn ausgeführt werden“. „Der königl. bayrischen Regierung 
bleibt — nach Artikel 11 — das Recht Vorbehalten, die beabsichtigten 

‘) Regierungsblatt 1*02. Seite 303 ff. 
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Bahnen von Nürnberg und Ansbach nach Würzbnrg bei Heidingsfeld 
oder auch zwischen diesem Ort und der Grenze in die Heidelberg—Würz¬ 
burger Bahn einmünden zu lassen." 

Artikel 17 regelte die Frage von Truppen- und sonstigen Militär¬ 
transporten. Es sollten „in jedem Territorium diejenigen Tarifsätze als 
Norm angenommen werden, welche dort für die eigenen Landestruppen 
gelten“. Artikel 18 handelte von den Telegraphen, 19 von den Main¬ 
zöllen, 20 und 21 von den gegenseitig zugesicherten Straßenbauten; über 
die Herstellung einer festen Rheinbrücke bei Mannheim-Ludwigshafen 
wurde ein besonderer Vertrag gleichen Datums abgeschlossen. 

Mit dem Abschluß des Staatsvertrags vom 27. Januar 1862 war 
endlich, nach jahrelangen Unsicherheiten, der Bau der Odenwaldbahn 
in greifbare Nähe gerückt. Als die badischen und bayrischen Unter¬ 
händler ihre Unterschrift unter das Abkommen setzten, ging die badische 
Teilstrecke Heidelberg—Mosbach bereits ihrer Vollendung entgegen. 
Seine Ratifizierung war aber die Vorbedingung für den Staatsbau der 
ganzen Odenwaldbahn, der, wie in Kapitel II ausgeführt, kurze Zeit 
darauf, am 24. Juli 1862, gesetzlich festgelegt wurde. Erst jetzt war im 
wahrsten Sinn des Wortes die Bahn frei. Vielleicht hätte man die 
einigende Formel schon früher gefunden, wenn nicht in Baden, haupt¬ 
sächlich in den beteiligten Gegenden des Odenwaldes und Baulandes, und 
in der angrenzenden bayrischen Maingegend ein erbitterter Kampf um 
die Linienführung der Odenwaldbahn eingesetzt hätte, der zeitweise ge¬ 
eignet war, die Ausführung des ganzen Werkes in Frage zu stellen. 
Dieser zähe Meinungstreit, der nicht von Partei und Gegenpartei aus- 
gefochten wurde, sondern einen Kampf aller gegen alle darstellte, rief 
die entgegengesetztesten Interessen auf den Plan und drückte schließ¬ 
lich dem ganzen Unternehmen mehr oder minder den Stempel auf. 

Daß man sich einst um das Problem, ob Staats- oder Privatbahn, ge¬ 
stritten, das weiß die heutige Generation nicht mehr. Daß zwei benach¬ 
barte deutsche Staaten am grünen Tisch einen beklagenswerten Streit 
geführt, das weiß sie ebenfalls nicht mehr. Aber daß der Kampf um die 
Linienführung in jahrelangem Für und Wider die Gemüter erhitzt und 
auf Jahrzehnte hinaus Unzufriedenheit und Erbitterung zurückgelassen 
hat, das hat auch die heutige Generation noch nicht vergessen. Die 
eingangs erwähnto Debatte in der Badischen Nationalversammlung vom 
April 1919 hat das bewiesen, und die nachfolgenden Ausführungen 
werden es von neuem bestätigen. (Schluß folgt.) 
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Zur Entwicklung der Kleinwirtschaft im Bereich der ehemaligen 
preußisch-hessischen Staatseisenbahnen. 

Von 

I)r. Gertrud Diesel. 


Schon wenige Monate nach Kriegsbeginn, als zu ex*kennen war, daß 
mit einer längeren Kriegsdauer gerechnet werden mußte, galt es, die 
innere deutsche Wirtschaft auf die sich hieraus ergebenden Bedingungen 
einzustellen. Die Reichsregierung hat in einer an den Reichstag gerich¬ 
teten Denkschrift vom 23. November 1914 (R.-Drucksache Nr. 26) die hier¬ 
bei zu befolgenden allgemeinen Richtlinien aufgestellt und unter anderem 
darauf hingewiesen, daß in Deutschland noch weite Strecken Moor, Heide 
und ähnliche Ländereien brach lägen, und daß der Kriegszustand es er¬ 
fordere, diese Flächen zur Vermehrung unserer Erzeugung an Nahrungs¬ 
und Futtermitteln heranzuziehen. Schon einige Tage vorher, am 15. No¬ 
vember 1914, hatte der preußische Minister der öffentlichen Arbeiten 
durch einen Erlaß an die Eisenbahndirektionen die Förderung des Klein- 
gartenweeens in dem ausgedehnten Bereich der preußisch-hessischen 
Staatseisenbahnen eingeleitet. 

Die bei den Eisenbahnen obwaltenden Verhältnisse liegen für eine 
umfassende Plflege des Kleingartenbaus besonders günstig. Als Besitzerin 
weiter, oft nicht vollkommen ausgenutzter Landflächen verfügt die Eisen¬ 
bahnverwaltung über die nötige räumliche Grundlage, und aus ihrer 
außerordentlich zahlreichen Beamten- und Arbeiterschaft steht ihr aller¬ 
orten ein für die Aufnahme und Weiterführung derartiger Bestrebungen 
geeigneter Personenkreis zu Gebote. Als einflußreiche, mit großen Geld¬ 
mitteln arbeitende Verwaltung kann sie ihren Pächtern in vielen Dingen 
zur Seite stehen, aus ihrem eignen Betrieb häufig Wasser, Dünger, 

*) Der Aufsatz ist ein Teil einer größeren Arbeit der Verfasserin, in der 
die gesamte Kleinwirtschaft, bes. auch die Gartenwirtschaft, ihre Entstehung und 
ihre Entwicklung, dargestellt werden. 

Die Redaktion des Archivs für Eisenbahnwesen. 
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Bretter, auch Wagenkästen an sie abgeben. Dazu kommt, daß bei Kriegs¬ 
beginn schon Anfänge im Kleingartenbau vorhanden waren, an die die 
Kriegsentwicklung anknüpfen konnte. Und wie der Boden günstig ist. 
den die Eisenbahnen der Kleingartenbewegung bieten, so sind die Bahnen 
auch in der Lage, mit ihrem guten Beispiel die Ausbreitung dieser Be¬ 
wegung in wirksamster Weise zu fördern. Denn ihre Linien dringen bis 
in die entlegensten Gegenden vor, und ihre Beamten und Arbeiter stehen 
überall mit dem Volk in engster Verbindung. Andererseits ist aber auch 
der Nutzen hoch zu bewerten, den die Kleinwirtschaft der Eisenbahnver¬ 
waltung bringt. Sie fördert die wirtschaftliche Sicherstellung und damit 
die Zufriedenheit der Eisenbahnbeamten und -arbeiter, was für den in 
der Keihe der lebensnotwendigen Betriebe in vorderster Linie stehenden 
Eisenbahnbetrieb und damit für das ganze Volkswohl von der allergrößten 
Bedeutung ist. 


Die Vorkriegszeit. 

Außer dem eigentlichen Bahngelände befinden sich ländliche Grund¬ 
stücke verschiedenen Charakters im Besitz des Eisenbahnfiskus. Man 
unterscheidet 1. Dienstgärten, die in unmittelbarer Verbindung mit 
den Dienstgebäuden stehen und ein Zubehör der Dienstwohnungen bilden; 
2. Dienstländer eien, die den Beamten und Hilfsbeamten sowie 
unter gewissen Voraussetzungen auch Eisenbahnarbeitern zum Zweck 
eigenen Anbaus überwiesen werden; und 3. Dispositionslände¬ 
reien und Grasnutzungen, die weder als Dienstgärten noch als Dienst¬ 
ländereien zu vergeben sind. Während für Dienstgärten keine Vergütung 
zu entrichten ist, werden Dienstländereien gegen Pachtzins überwiesen. 
Die Verpachtung der Dispositionsländereien geschieht in der Regel im 
Wege der öffentlichen Ausbietung. 

Von wie großer Bedeutung für die Beamten und Arbeiter namentlich 
an der freien Strecke, wo es an Einkaufsgelegenheiten fehlt, die Mög¬ 
lichkeit ist, ein Stück Land zum eigenen Anbau von Gemüse und Kar¬ 
toffeln zu pachten, bedarf kaum eines Hinweises. Tatsächlich 
haben auch die Bediensteten von dieser Möglichkeit schon vor dem Krieg 
in umfangreichem Maß Gebrauch gemacht. Auch von der Verwaltung 
wurde die Bedeutung der Angelegenheit gewürdigt, wie aus verschiedenen 
Erlassen des Ministers der öffentlichen Arbeiten aus der Vorkriegszeit 
hervorgeht. Nicht nur die auf Bahngelände ansässigen Bediensteten be¬ 
warben sich um die Hinzupachtung bahneigner Grundstücke, auch in den 
Kreisen des übrigen Personals machte sich die Sehnsucht nach einem 
Stück Land bemerkbar und führte zur Anlage von Kleingärten, die häufig 
kolonieweise beieinander lagen. Die Möglichkeit, die der Kleingarten 
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bietet, auch die kleinsten Landstückchen, selbst bei ungünstiger äußerer 
Form und kargem Boden, zum Anbau auszunutzen, kam seiner Einbürge¬ 
rung zustatten. Als Pachtobjekte kamen in erster Linie die Dienstlände¬ 
reien, unter Umständen aber auch Dispositionsländereien in Frage. 

Umfang und Stärke dieser Kleingartenbewegung unter den Eisen¬ 
bahnern waren in den einzelnen Direktionsbezirken je nach den örtlichen 
Verhältnissen verschieden. Besonders groß war das Bedürfnis natur¬ 
gemäß in den Großstädten. Hier ist es unmöglich, wie auf kleinen 
Bahnhöfen und an der Strecke, alle Beamten mit Dienstwohnungen und 
Dienstgärten auszustatten; umgekehrt drängt die Enge der Wohnverhält¬ 
nisse gerade hier zu einem Ausgleich durch den Besitz eines Gartens. 
Die Grenze für die Erfüllung der Beamtenwünsche bildet die Größe des 
zur Verfügung stehenden Geländes. Je länger in einem Bezirk die 
durch freies Land führenden Strecken sind, desto mehr landwirtschaftlich 
benutzbare Grundstücke stehen im allgemeinen zur Verfügung, während 
große Bahnhofs- und Werkstättenanlagen das Verhältnis der Freiland¬ 
größe zur Beamten- und Arbeiterzahl herabdrüeken. Es ist darum er¬ 
klärlich, daß z. B. im Eisenbahndirektionsbezirk Berlin, der auf räum¬ 
lich kleinem Gebiet ein engmaschiges Streckennetz mit vielen großen 
Bahnhöfen und Werkstätten besitzt, die Versorgung des zahlreichen Per¬ 
sonals mit Gartenland mit weit größeren Schwierigkeiten verknüpft ist 
als in einem räumlich ausgedehnteren Bezirk, und daß darum hier die 
Landzuteilung vor dem Krieg nicht in dem Maß erfolgen konnte, wie es 
in einigen anderen Direktionsbezirken, z. B. Elberfeld und Saarbrücken J ), 
der Fall war. 

Charakteristisch für die Vorkriegszeit ist es, daß die Kleingarten¬ 
bestrebungen der Eisenbahner von der Verwaltung zwar mit Wohl¬ 
wollen betrachtet wurden, daß sie sich aber keiner besonderen Förderung 
zu erfreuen hatten. Die Träger der in den meisten Bezirken noch nicht 
sehr tiefgehenden Bewegung bildeten die Eisenbahnvereine. Mehr Inter¬ 
esse fand im allgemeinen die Kleintierzucht, deren Förderung ein Erlaß 
des Ministers der öffentlichen Arbeiten vom 10. Juni 1911 zum Gegen¬ 
stand hat. Er regt den Beitritt der Bediensteten zu Kleintierzüchter- 
vereinen an und stellt eine Unterstützung der Verwaltung zur Anschaf¬ 
fung von Zuchttieren und zur Herstellung von Stallungen in Aussicht. 
Auch fordert er, zuerst für 1911, einen alljährlichen Bericht der Eisen- 


’) Es betrieben im Eisenbahndi rektionsbezirk Elberfeld im Jahr 1913 
schon 16687 Bedienstete Kleingartenbau (Zeitung des Vereins Deutscher Eisenb.- 
Verw. Jahrg. 56 (1916) S. 990), im Bezirk Saarbrücken 8304 Bedienstete (ebenda 
Jahrg. 56 (1916) S. 263). 
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bahndirektionen über die Förderung der Kleintierzucht 1 ). Trotz mancher 
Schwierigkeiten bildeten sich in den meisten Direktionsbezirken Klein¬ 
tierzüchtervereine, die sich in der Regel zu einem Verband für den Direk¬ 
tionsbezirk zusammenschlossen. 

Vom Kriegsbeginn bis zum Ende des Jahres 1915. 

Lebensfähige Ansätze zu einer Entwicklung der Kleinwirtschaft 
waren also schon vor dem Krieg vorhanden. Aber sie bilden nur ein 
bescheidenes Vorstadium der Bewegung, die unter dem Einfluß der 
Kriegsnot einsetzte. Vor 1914 sah man, und oft mit Recht, in der neu¬ 
erwachten Liebe zum Gartenbau eine Liebhaberei einzelner ohne einheit¬ 
liche Gesichtspunkte. Deshalb konnte die Bewegung auch nur hier und 
da Boden fassen, wo die Verhältnisse günstig lagen. Es fehlte die vor¬ 
wärtstreibende Kraft, die erst die Notwendigkeit verleiht. Mit dem Krieg 
trat aber diese Notwendigkeit ein. Der schon angeführte Erlaß des 
Ministers der öffentlichen Arbeiten vom 15. November 1914 fand daher 
überall Verständnis und eingehende Beachtung. Er stellt von vornherein 
die Kleinwirtschaft als das hin, was sie unter dem Druck des Kriegs, 
besonders der Blockade, tatsächlich geworden ist, als einen Dienst an 
der Allgemeinheit, zu dem alle verpflichtet sind. Unter diesem Gesichts¬ 
punkt sind auch alle späteren Erlasse und Anordnungen zustande ge¬ 
kommen 2 ). Von dem Gefühl der Verantwortung durchdrungen, konnten 
es die preußischen Eisenbahnbehörden im Kleingartenwesen künftig nicht 
mehr bei der Arbeit der Eisenbahnvereine, auf die sie keinen unmittel¬ 
baren Einfluß hatten, bewenden lassen, vielmehr wurden die Behörden 
.jetzt selbst die Führer. Darin liegt der wesentliche Unterschied gegen¬ 
über der Vorkriegszeit. Zwar zog man die Vereine noch kräftig zur 


') Die Berichtzahlen der Direktion Berlin zeigen ein mäßiges Anwachsen 
der Kleintierzucht, die der Direktion Elberfeld schon einen hohen Stand der 
Entwicklung. Im Bezirk Berlin betrieben Kleintierzucht am 31. 3. 12 921 Be¬ 
dienstete, am 31. 3. 13 1203 Bedienstete. Im Bezirk Elberfeld betrieben am 
31. 3. 13 9861 Bedienstete Kleintierzucht, 192 Bienenzucht, 558 waren Besitzer 
v on Kühen. 

2 ) Ein ähnlicher Erlaß erging im Februar 1915 von der Generaldirektion 
der Württemb. Staatseisenbahnen an die Bauinspektionen und Bausektionen mit 
dem Auftrag, auf die Verwendung der geeigneten Grundstücke der Eisenbahn¬ 
verwaltung zum Anbau von Nutzgewächsen hinzuwirken. Auch Grundstücke, 
dio zu Neubauzwecken angekauft sind, sollen bis fcur baulichen Inangriff¬ 
nahme zum Anbau ausgenutzt werden. 

Ebenso ordnete der bayerische Verkehrsminister au, bahneigene entbehr¬ 
liche Grundflächen pachtweise an das Personal ahzugeben. Eine behördliche 
Kontrolle des zweckmäßigen Anbaues wird empfohlen. (Ztg. d. Vereins Deutscher 
Eisenb.-Vcrw. Jahrg. 55 (1915) S. 142 und 176.) 
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Mitarbeit heran, jedoch blieb das behördliche Übergewicht gewahrt, vor¬ 
erst wenigstens, bis gegen Ende des Jahres 1917 der Ausbau soweit ge¬ 
festigt erschien, daß behördliche Fürsorge hinter organisierter Selbsthilfe 
zurücktreten konnte. 

Der Organisation der Eisenbahnbehörden entsprechend ergibt sich 
auch für die Pflege des Kleingartenwesens von selbst die Gruppierung 
nach Eisenbahndirektionen und innerhalb der Direktionsbezirke nach 
Ämtern und den ihnen nachgeordneten Dienststellen, insbesondere den 
Bahnmeistereien. Die letzteren und die ihnen Vorgesetzten Betriebsämter 
bilden als die Verwalter des Grundeigentums der Eisenbahn die gegebenen 
Mittelpunkte eines dezentralisierten Aufbaus. Natürlich sind Art und 
Umfang der Entwicklung, wie vor dem Krieg so auch nachher, in den 
einzelnen Direktionsbezirken je nach den ihnen eigentümlichen Verhält¬ 
nissen verschieden, wenn diese Entwicklung auch im ganzen der einheit¬ 
lichen Leitung durch den Minister entsprechend sich überall in ähnlicher 
Weise vollzog. 

Der Ministerialerlaß vom 15. November 1914 hatte nur allgemeine 
Grundzüge für die Förderung der Kleinwirtschaft auf gestellt, ließ aber in 
der Einzelausführung den Eisenbahndirektionen freie Hand. Die wich¬ 
tigste Sorge der Direktionen war die Beschaffung passenden Landes. Alle 
nur irgendwie zur Feld- oder Gartenbestellung geeigneten Ländereien 
wurden herangezogen, selbst Waldschutzstreifen in geeigneten Fällen auf 
Kosten der Verwaltung gepflügt und dem Kartoffelbau zugeführt. Kosten 
wurden nicht gescheut. Unverpachtete Flächen konnten entgegen früheren 
Bestimmungen unentgeltlich oder gegen geringe Entschädigung frei¬ 
händig abgegeben werden, in erster Linie an Eisenbahnbedienstete, je¬ 
doch wurde auch einer Vergebung an Nichteisenbahner kein Hindernis 
in den Weg gelegt. Auf diese Weise suchte man die früher oft wenig 
ertragreichen Dispositionsländereien einer gründlicheren Bewirtschaf¬ 
tung zuzuführen. Die Verpachtung des bahneigenen Landes geschah 
durch die Betriebsämter entweder unmittelbar an Einzelpächter, wobei 
zumeist Bedürftige und Angehörige von Kriegsteilnehmern in erster 
Linie berücksichtigt wurden, oder, besonders wenn es sich um große 
Flächen handelte, an die Eisenbahnvereine, die mit dem Ziel, die Wohl¬ 
fahrt ihrer Mitglieder auch auf wirtschaftlichem Gebiet zu fördern, in 
den Bezirken bestanden. Die Vereine pachteten unter Umständen noch 
Privat- oder Gemeindeland hinzu, v r obei die Direktion öfter die Vermitt¬ 
lung übernahm, und teilten ihre Flächen unter ihre Mitglieder auf. Die 
geeigneten Grundstücke ausfindig zu machen und sich später von ihrer 
sorgfältigen Bestellung zu überzeugen, war die Aufgabe der Amts- und 
Dienstvorstände, die dabei von den Arbeiterausschüssen und den Eisen- 
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bahnvereinen unterstützt wurden. Man suchte diese Organisationen soviel 
wie möglich zur Mitarbeit heranzuziehen, verfügten sie doch über Er¬ 
fahrungen, die bei der weiteren Ausgestaltung nutzbar zu machen waren. 
Besonders die Aufklärung über die bestehende Ernährungsnot und die 
Beratung der Kameraden, von denen viele im Gartenbau unerfahren 
waren, wurde ihnen anvertraut. Jedoch ließ sich auch die Verwaltung 
die Belehrung der Pächter angelegen sein, indem sie Flugblätter ver¬ 
teilte, durch Sachverständige Vorträge halten ließ und Lehrkurse ein¬ 
richtete. Eine in allen Amtsbezirken gleichmäßige Arbeitsteilung zwi¬ 
schen Verwaltung und Vereinen bildete sich vorerst noch nicht heraus. 
Die Beschaffung von künstlichem Dünger, Saatgut und Saatkartoffeln 
wurde je nach den bestehenden Abmachungen verschieden geregelt, wäh¬ 
rend die Lieferung von Naturdünger fast durchweg von der Verwaltung 
übernommen wurde. Der auf den Viehwagen-Reinigungsplätzen und in 
den Desinfektionsanstalten aufkommende Dung, ferner Grabenaushub. 
Ladestraßenkehricht und Pferdemist von Bahnhöfen wurden gesammelt 
und den Kleingärtnern unentgeltlich zur Verfügung gestellt. Wo die auf 
diese Weise beschafften Mengen nicht ausreichten, sorgte man für ander¬ 
weitige kostenlose Düngerbeschaffung *). Auch in der Wasserlieferung 
fanden die Kleingärtner großes Entgegenkommen, indem die Verwaltung 
die Kosten der Zuführung, oft auch die Kosten des den Leitungen ent¬ 
nommenen Wassers übernahm. Um den Pächtern die Möglichkeit zu 
geben, den Boden durch Erzielung mehrfacher Ernten intensiv auszu¬ 
nutzen, wurden von Verwaltung und Vereinen Warmbeete zur Heran¬ 
zucht von Pflänzlingen angelegt, für deren Ausstattung die Verwaltung 
Bretter, Fenster und Pferdemist kostenlos zur Verfügung stellte. Schon 
damals tauchte der erst später verwirklichte Plan auf, den Ertrag des 
Bodens über den Bedarf des einzelnen Kleingärtners hinaus zu steigern 
und überschüssige Erzeugnisse an solche Bedienstete abzuführen, denen 
eine Selbstversorgung nicht möglich war. Um Ehrgeiz und Schaffenslust 
anzuspornen, wurden für besonders tüchtige Leistungen Belohnungen in 
Aussicht gestellt und Unterstützungsbedürftigen Beihilfen aus dem Wohl¬ 
fahrtsfonds gewährt. Auch suchte man durch geschickte Einteilung des 
Dienstes die stundenweise Freigabe von Arbeitern zum Gartenbau zu 
ermöglichen, was besonders während der anhaltenden Trockenheit im 
Sommer 1915 von Bedeutung wurde. Ferner gewährte man den Pächtern 
und ihren Familien freie Eisenbahnfahrt zum Gartenland hinaus. Nicht 

') Vgl. dazu Maßnahmen zur Dünger!iefcrung an Eisenbahnbedienstete 
in Württemberg. (Zeit. d. Vereins Deutscher Eiscnb.-Verw. J&hrg. 55 (1915) 
>S. 189.) Ferner gemeinschaftliche Beschaffung von Kunstdünger und Beleh¬ 
rung über seine Verwendung in Württemberg. (Ebenda S. 759.) 
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voll beschäftigte Bedienstete, besonders unverheiratete, wurden angehal¬ 
ten, die Frauen der im Felde stehenden Kameraden bei der Garten- und 
Feldarbeit zu unterstützen, um auch diesen die volle Ausnutzung ihres 
Pachtlandes zu ermöglichen. Für Dienstbefreiungen zu diesem Zweck 
wurde der Lohn weitergezahlt 1 ). 

Als Gesamtergebnis des Jahres 1915 kann für den preußisch-hessi¬ 
schen Staatseisenbahnbereich festgestellt werden, daß extensive Boden¬ 
bewirtschaftung in weit höherem Maß betrieben wurde als intensive. Es 
wurden im ganzen 1750 ha Land der Bebauung neu zugeführt, die zum 
größeren Teil mit Kartoffeln, zum kleineren mit Gemüse und anderen 
Früchten bestellt wurden. Daß der feldmäßige Anbau noch überwog, ist 
daraus erklärlich, daß die Voraussetzungen für einen erfolgreichen 
Gartenbau, sorgfältige Bearbeitung des Bodens, reichliche Düngung und 
Wasserzuführung, sich im ersten Jahr nicht überall in dem erforder¬ 
lichen Maß erfüllen ließen. Im Direktionsbezirk Berlin gelang es 
einem großen Teil der Bediensteten, den gesamten Kartoffelbedarf für 
den Winter auf eigenem Dienst- oder Pachtland zu ernten. In beson¬ 
derer Weise ging der Eisenbahnverein 2 vor, der größere Flächen Bau¬ 
land, die sich zur Einzelbewirtschaftung nicht eigneten, pachtete, selbst 
bewirtschaftete und die geernteten Kartoffeln seinen Mitgliedern zu 
mäßigen Preisen überließ. Die Eisenbahndirektion hatte dem Verein zur 
Durchführung des Unternehmens ein Darlehen von 5000 M bewilligt, 
dessen letzte Rate nach Verwertung der Ernte zurückgezahlt wurde. 

Ein besonders günstiges, weit über den Durchschnitt hinausgehendes 
Bild gewährt eine Übersicht über den Stand der Kleinwirtschaftsbewe¬ 
gung 1915 im Eisenbahndirektionsbezirk Saarbrücken (Zt. d. Ver. Deutsch. 
Eisenb. Verw. Jahrg. 56 (1916) S. 263 „Kriegswohlfahrtspflege und Volks¬ 
ernährung im Eisenbahndirektionsbezirk Saarbrücken“). Vor dem Krieg 
waren 242 ha bebaut; bis Ende 1915 kamen hinzu: dank einer umfang¬ 
reichen Aufklärungsarbeit 166,30 ha, von der Forstverwaltung wurden 
überlassen 4 ,20 ha, von sonstigen Besitzern 109 ha, an Ödland wurden 
urbar gemacht 34,so ha, so daß am Schluß des Jahres 1915 556,30 ha in 
Bearbeitung waren. Neu angelegt wurden 248 Warmbeete. Die Gesamt¬ 
zahl der Garten oder Feld bestellenden Bediensteten betrug 10 358, und 
zwar 4950 Beamte und 5408 Arbeiter. Wasser zum Gießen wurde viel- 


*) Eine ähnliche Regelung ist aus Württemberg bekannt. (Zeit. d. Vereins 
Deutscher Eisenb.-Verw. Jahrg. 55 (1915) S. 302.) „Den Bediensteten ist bei der 
Herrichtung bisher unbebauter Grundstücke zur Nutzbarmachung auf Kosten der 
Verwaltung Beihilfe zu leisten, sofern dio Kosten in richtigem Verhältnis zum 
Nutzen stehen. Besonders kommt das Umgraben des Bodens durch Bahnarbeiter, 
die etwa bei der Bahnunterhaltung zu entbehren sind, in Betracht/ 
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fach durch besonders angelegte Leitungen auf Kosten der Verwaltung 
zugeführt. Für Eisenbahnerfrauen wurden Kriegskochkurse eingerichtet, 
ferner 37 Sammelstellen für Küchen- und sonstige Abfälle zur Viehfütte¬ 
rung neu geschaffen, Einrichtungen, die in anderen Bezirken, z. B. Berlin, 
sich erst in späteren Kriegsjahren herausbildeten. 


Die Jahre 1916 und 1917. 

Im Jahr 1915 war eine gute Grundlage geschaffen worden, auf der 
sich w r eiterbauen ließ. In den nächsten Jahren verblieb die Entwicklung 
im allgemeinen in den eingeschlagenen Bahnen. Auf Grund der gemachten 
Erfahrungen wurden zwar Neuerungen eingeführt, jedoch ohne daß an 
der Gesamtorganisation viel geändert wurde. Vor allem mußte unter dem 
Zwang der immer bedrohlicheren Lebensmittelknappheit auf die 
Ausnutzung jedes Quadratmeters Boden und auf größere Intensi¬ 
vierung des Anbaus Wert gelegt werden. l T m bei den Pächtern das In¬ 
teresse an ihrem Pachtland zu heben und sie zu größeren Aufwendungen 
dafür zu veranlassen, wurden von nun an mehrjährige Verträge abge¬ 
schlossen, die eine Gewähr dafür boten, daß die zu erwartenden Mehr¬ 
beträge nicht dem Nachfolger zufielen. Grundstücke, deren Nutzbar¬ 
machung 1915 noch nicht möglich gewesen war, z. B. zu groli gewordene 
Ladestraßen oder wenig ausgenutzte Lagerplätze, wurden zum Anbau 
herangezogen, obgleich zuweilen die dazu nötige Änderung oder Lösung 
mit Privaten bestehender Verträge für die Verwaltung mit einem Ver¬ 
zicht auf Paehteinnahinen verbunden war. Abgeerntete Flächen wurden 
sofort wieder bestellt, um doppelte und dreifache Ernten zu erzielen. 
Alle im Vorjahr gewährten Vergünstigungen, w r ie kostenlose Wasser¬ 
lieferung, freie Fahrt und ähnliches, blieben auch weiter bestehen. 

Als notwendige und natürliche Ergänzung des Kleingartenbaus 
erwies sich die Kleintierzucht, durch die Garten- und Hausabfälle aller 
Art eine nützliche Verwendung fanden, während umgekehrt der Stall¬ 
dünger wieder dem Garten zugute kam. Auf den Ausbau der aus Klein¬ 
gartenbau und Kleintierzucht zusammengesetzten Kleinwirtschaft nach¬ 
drücklich hingewirkt zu haben, ist ein unbestreitbares Verdienst der Staats- 
eisenbalmverwaltung. Die Verbindung beider ist bei keiner anderen 
Kleingartenorganisation in so systematischer Weise durchgeführt wor¬ 
den. Um auch den Bediensteten, deren Gärten wiegen zu großer Ent¬ 
fernung vom Wohnort zur Aufnahme von Tieren nicht geeignet waren, 
Gelegenheit zur Tierhaltung zu geben, ließ die Verwaltung auf Bahn¬ 
höfen und an Werkstätten Stallungen errichten. Außerdem gewährte sie 
Beihilfen zur Anschaffung guter Zuchttiere und erteilte Urlaub und freie 
Fahrt zum Besuche von Ausstellungen und Vorträgen. Die behördliche 
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Fürsorge wurde ergänzt durch den Zusammenschluß der Kleintierzüchter 
zu Vereinen, die den Bezug von Streu,* Futtermitteln und Zuchttieren 
sowie die Belehrung ihrer Mitglieder übernahmen. Um der Futtermittel¬ 
knappheit zu begegnen, wurden seit 1916 freiwerdende Grasnutzungen an 
Kleintierzuchtvereine verpachtet und, als der schlechte Ausfall der Heu¬ 
ernte 1917 eine Verfütterung von Baum- und Strauchreisern nötig machte, 
den Vereinen die Ausästung der Bäume und Sträucher auf Eisenbahn¬ 
gelände gestattet. Mittelpunkte der Zuchtbestrebungen und zugleich 
Lehr- und Beratungstellen bildeten die von der Verwaltung oder den Ver¬ 
einen eingerichteten Zuchtstationen. Z. B. schuf im Bezirk Berlin die 
Direktion eine Musteranlage für Ziegen- und Schafzucht in Potsdam ; 
Vereinszuchtstationen für Ziegen und Kaninchen entstanden in Pots¬ 
dam und Tempelhof, eine Brutanstalt für Enten in Spandau. Die 
Zahl der Kleintierzucht betreibenden Bediensteten stieg im Bezirk B e r - 
1 i n von 9920 im Jahr 1916 auf 11 317 im Jahr 1917. Den großstädti¬ 
schen Verhältnissen entsprechend war die Kaninchenzucht weitaus am 
verbreitetsten (1916: 41376 Tiere; 1917 : 48 710 Tiere); dann folgten 
Hühnerzucht (1916: 12 837 Stück; 1917: 17 316 Stück) und Ziegenzucht 
(1916: 2105 Stück; 1917: 3901 Stück). 

Langsamer als unter den Kleintierzüchtern ging es bei den Klein¬ 
gärtnern mit der Gründung von Fach vereinen voran. In den Jahren 1916 
und 1917 aber entstanden in fast allen Direktionsbezirken Gartenbauver¬ 
eine, die entweder selbständig blieben oder eine Abteilung des Eisenbahn¬ 
vereins bildeten. 

. Einen Überblick über den Gesamtstand der Kleinwirtschaft unter 
den Eisenbahnern zu Beginn des Jahres 1917 gibt der in der Zeitschrift 
„Hilf Dir selbst“ vom 20. Januar 1917 enthaltene Aufsatz „Selbsthilfe der 
Eisenbahner“ des Ministerialdirektors, späteren Ministers der Öffentlichen 
Arbeiten, Hoff. Danach erzeugten von den etwa 700 000 bei den 
preußisch-hessischen Staatseisenbahnen beschäftigten Beamten, Handwer¬ 
kern und Arbeitern im Jahr 1916 etwa 120 000 Kartoffeln und Gemüse, 
rund 100 000 trieben Kaninchenzucht gegen 40 000 vor dem Krieg, rund 
80000 Ziegen- und rund 100 000 Schweinezucht. Im Betriebsjahr vom 
1 April 1916 bis 1. April 1917 wurden unterstützt: 

368 Bedienstete mit 25 600 M zur Anschaffung von Bienenstöcken, 


2 460 

- 

. 112800 „ „ 

« 

* Ziegen, 

3 601 

n 

* 119200 * . 

„ 

* Kaninchen. 

1 130 

* 

33 600 „ „ 


„ Hühnern. 


(Deutscher Reichsanzeiger vom 4. März 1918.) 


Die Gesamtkleingartenfläche wurde in den Jahren 1916 und 1917 
um 4700 ha vergrößert. Eine Übersicht über die Größe der int August 

Archiv für Eisenbahnwesen. 1921. j.) 
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1917 bebauten Ländereien und die Zahl der Gartenbauvereine in den ein¬ 
zelnen Direktionsbezirken gibt* folgende Tabelle: 


Lf<L 

Nr. 

Direktionsbezirk 

i 

i 

Grölie 

der bebauten | 
Ländereien , 
ha 

Zuwachs 
seit 1915 

ha 

Zahl der 

Qartenbau- 

i 

vereine 

Zahl der 
Vereins¬ 
mitglieder 

1 

Altona. 

i 

3 260 

760 

. i 

8 

1020 

2 

Berlin. 

357 

101 

37 

4 064 

3 

Breslau . 

437 

67 

33 

2 569 

4 

Bromberg 

1003 

110 

o 

306 

5 

Cassel. 

3 707 

208 

7 

853 

6 

Cöln. 

2 336 

470 

71 

9914 

7 

Danzig . 

1 220 

360 , 

13 

12053 

8 

Elberfeld 

1 485 

350 

84 

6 361 

9 

Erfurt. 

2 470 

200 

51 

6200 

10 , 

Essen. 

I 555 

400 

101 

7 605 

11 

Frankfurt a .M. 

3 114 

166 

31 

3 865 

12 

Halle. 

772 

39 

49 

3 212 

13 1 

Hannover . 

2 387 

168 

vS 

1020 

14 

Kattowitz. 

251 

156 ! 

37 

2093 

15 

Königsberg. 

1089 

177 

12 

985 

16 

Magdeburg. 

2 320 

129 

16 

1043 

17 | 

Mainz. 

2 443 

95 

3 

190 

18 | 

Münster. 

2 440 

400 

46 

6 500 

19 i 

Posen . 

960 

108 

— 

— 

20 

Saarbrücken . 

1 277 ' 

155 

0 

398 

21 j 

Stettin. 

678 

62 

25 

2 035 

22 1 

Zentralamt. 

5 

o 

1 

66 


insgesamt 

35 506 

4 083 

637 

71 352 


Angebaut wurden hauptsächlich Kartoffeln, Kohl, Rüben und Hülsen¬ 
früchte, vereinzelt Kürbis, Gurken, Getreide, Ölfrüchte, Buchweizen. 

Das letzte Kriegsjahr und die Zeit nach Friedensschluß. 

Kleingartenbau und Kleintierzucht hatten sich im Lauf der Kriegs¬ 
jahre zu einem volkswirtschaftlich wichtigen Erzeugungsgebiet ent¬ 
wickelt, das berufen war, auch in der Übergangs- und ersten Friedenszeit 
eine bedeutende Holle zu spielen. Denn die Erkenntnis, daß der Friedens¬ 
schluß nicht die sofortige Rückkehr der Verhältnisse vor 1914 bringen 
würde, brach sich gegen das Kriegsende immer mehr Bahn und führte 
dazu, die im Krieg bewährten wirtschaftlichen Einrichtungen beizube¬ 
halten und zu Dauerorganisationen umzugestalten. 

Die Anregung, auf dem Gebiet der Kleinwirtschaft der Eisen¬ 
bahner in dieser Weise vorzugehen, gab ein Erlaß des Ministers der 
öffentlichen Arbeiten an die Eisenbahndirektionen vom 31. Dezember 
1917. Planmäßiger Ausbau für die Friedenszeit und Förderung nach 
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einem einheitlichen Plan von der Zentralstelle aus im Einvernehmen 
mit dem Minister für Landwirtschaft, Domänen und Forsten sollten an 
die Stelle der vielfach vorhandenen Regellosigkeit und Zersplitterung 
treten. Ein derartiges Vorgehen war der Kleinwirtschaft nötig, wenn 
sie auf die Dauer den Aufgaben gerecht werden sollte, die an sie gestellt 
wurden. Bisher hatten die Ministerialverfügungen nur allgemeine Richt¬ 
linien für die Kleingarten- und Kleintierzuchtpflege enthalten, die Aus¬ 
führung der Anregungen aber den Eisenbahndirektionen überlassen. 
Unter diesen Umständen war in den einzelnen Bezirken die Organisation 
der Kleinwirtschaft verschieden weit vorgeschritten. Immerhin bestan¬ 
den Ende 1917 fast in allen Direktionsbezirken Verbände von Kleintier- 
/.üchtervereinen. Wenn auch die Kleingärtner im allgemeinen noch nicht 
so weit gekommen waren, so hatte doch auch bei ihnen der Gedanke des 
Zusammenschlusses Raum gewonnen und zur Bildung von Vereinen ge¬ 
führt, die teils selbständig waren, teils sich an Kleintierzüchtervereine 
anschlossen oder auch eine Gruppe innerhalb der Eisenbahnvereine bil¬ 
deten. Auf diesen Kleingarten- und Tierzüchtervereinen sollte nunmehr 
nach dem Wunsch des Ministers die Organisation der Kleinwirtschaft 
ruhen 1 ). „Nicht Staatshilfe, sondern Selbsthilfe“ wurde zum Grundsatz 
erhoben. 

Im einzelnen wurde die Organisation nach folgendem Plan auf¬ 
gebaut: Alle Kleingärtner und Kleintierzüchter schließen sich zu Orts¬ 
und Bezirksvereinen zusammen, die den Namen „Eisenbahn-Gartenbau- 
und Kleintierzuchtverein“ führen und das Gebiet einer Bahnmeisterei 
oder auch eines Betriebsamts umfassen. Die Trennung von Gartenbau- 
und Kleintierzuchtvereinen hört auf, denn nur die Verbindung von 
Gartenbau und Tierzucht zur Kleinwirtschaft macht eine rationelle Aus¬ 
nutzung möglich. Bezirksvereine müssen so gegliedert werden, daß allen 
Bediensteten, auch denen an der Strecke, der Anschluß und die Teilnahme 
an gemeinschaftlichen Veranstaltungen ermöglicht wird. Alle Vereine 
innerhalb eines Direktionsbezirks schließen sich zu einem Verband zu¬ 
sammen, der wiederum Anlehnung an die für den Bezirk zuständige Land¬ 
wirtschaftskammer sucht. Durch diesen Anschluß wird die Beteiligung 
an den von den Landwirtschaftskammern geschaffenen Einrichtungen, 
wie z. B. Ausstellungen und Lehrgängen in Gartenbau und Tierzucht, 
ermöglicht. In einigen Direktionsbezirken haben sich die aus dem Zu- 

*) Derselbe Gedanke wurde schon 1915 in einem von der Eisenb.-Dir. 
Elberfeld herausgegebenen Merkblatt vertreten. Außerdem kam er in den Ver¬ 
handlungen dos Ausschusses des Allgemeinen Verbandes der Eisenbahner der 
preuß.-hess. Staatseisenbahnen über Kriegsfürsorge am 5. 4. 16 in Leipzig zum 
Ausdruck. Vgl. dazu „Dio Eisenbahn“ Nr. 23 vom 4. Juni 1916, S. 8. 
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sammenarbeiten mit den Landwirtschaftskammern entspringenden Vor¬ 
teile sehr bemerkbar gemacht. Gegen den Gedanken des weiteren Zu¬ 
sammenschlusses der Direktionsverbände zu einem Reichsverband wurde 
anfänglich der Einwand erhoben, die Bedürfnisse der örtlichen Verbände 
seien zu verschieden, als daß eine weitere Zusammenfassung Nutzen 
bringen könnte. Es zeigte sich jedoch in der Folge, daß viele den Ver¬ 
bänden gemeinsame Interessen zum Vorteil aller am besten von einer 
Zentralstelle wahrgenommen werden könnten. Auch legte der Übergang 
aller deutschen Staalseiscnbahnen an das Reich den Reichsverbands¬ 
gedanken nahe. Der Hauptverband der Eisenhahnkleinwirte, der die im 
Bereich der ehemaligen preußisch-hessischen Staatseisenbahnverwaltung 
bestehenden Kleingärtner- und Kleintierzüchter-Vereine umfaßt, beschloß 
darum im November 1920, den Namen „Reichs verband“ anzunehmen und 
mit den außerpreußischen Kleinwirlevereinigungen über deren Anschluß 
an die preußisch-hessische Organisation zu verhandeln. Die Verhand¬ 
lungen sind noch nicht abgeschlossen. 

Die Anregung, die Produktion der einzelnen Kleinwirtschaften über 
den eigenen Bedarf hinaus zu steigern und die gesammelten Überschüsse 
eines Direktionsbezirks in einen anderen zu leiten, der Mangel litt, fand 
an verschiedenen Stellen verständnisvolles Entgegenkommen, konnte aber 
nicht in umfassender Weise verwirklicht werden, weil sich der prakti¬ 
schen Durchführung Schwierigkeiten entgegenstellten. Auch verlor der 
Gedanke der Überschußabgabe an Bedeutung, als seit dem Sommer 1919 
wieder ausreichende Mengeu von Lebensmitteln auf dem freien Markt 
zur Verfügung standen. .Jedoch findet ein Austausch von Zuchttieren 
und Saatgut zwischen den einzelnen Direktionen statt. 

Der Zusammenfassung der Kleimvirte zu Vereinen und Verbänden 
entspricht behördlicherseits eine einheitliche Bearbeitung der Angelegen¬ 
heiten der Kleinwirtschaft in den Eisenbahndirektionen. Die Aufsicht 
und Leitung lag dort während des Kriegs in der Regel beim Emährungs- 
dezernenten. Mit der Auflösung der Ernährungsdezernate ging sie viel¬ 
fach an den Wohlfahrtsdezernenten über. Ausschlaggebend ist die Mit¬ 
arbeit der Amtsvorstände und Bahnmeister. Sie haben Musterbetriebe 
einzurichten und werden demgemäß unterstützt. Den Bahnmeistern sollen 
für die örtliche Beratung Vertrauensmänner zur Seite stehen, die in be¬ 
stimmten Lehrgängen auszubilden sind. Der sachverständige Beirat des 
Ministers der öffentlichen Arbeiten und der Direktion B e r 1 i n in Klein¬ 
gartenfragen, Gartenbaudirektor Grobben, empfahl den Direktionen 
die Anstellung eines theoretisch und praktisch gebildeten Fachmannes 
als Gartenbaulehrer, dem die Förderung des Kleingartenbaus im Direk¬ 
tionsbezirk, die Geschäftsführung im Verband der Gartenbauvereine, 
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die Leitung der Musterbetriebe, die Heranbildung von Beratern, die Be¬ 
schaffung und Verteilung von Bedarfsgegenständen und die Regelung 
des Absatzes überschüssiger Erzeugnisse obliegen würde. Ob die Ein¬ 
stellung eines solchen Beamten in jedem Direktionsbezirk möglich und 
nötig ist, mag dahingestellt bleiben. Je fester der Kleingartenbau in 
einem Bezirk eingewurzelt ist, desto eher kann die Wirksamkeit eines 
besonderen beamteten Fachmanns entbehrt werden. Überhaupt sollte 
man, wie es auch in der Absicht der Eisenbahnverwaltung liegt, jede 
Bevormundung der Vereine vermeiden, da viele gute Anlagen auf ihre 
Initiative zurückgehen und eine Beschränkung der Bewegungsfreiheit 
ihre Schaffensfreude mindern würde. Die ständige enge Verbindung 
zwischen den Behörden und den Vereinen wird dadurch gewährleistet, 
daß die Beamten, denen behördlicherseits in erster Linie die Förderung 
des Kleingartenwesens obliegt, die Bahnmeister und Bahnhofsvorsteher, 
meist zugleich Vorsitzende des in ihrem Amtsbereich bestehenden Ver¬ 
eins sind. 

Im Haushaltsplan der Staatseisenbahnverwaltung sind jährlich etwa 
V* Million Mark zur Förderung der Kleinwirtschaft angefordert worden. 
Dieser Betrag soll nur für wirtschaftliche Maßnahmen und Einrichtungen 
von dauerndem Nutzen, an denen ein größerer Kreis Bediensteter be¬ 
teiligt ist, verwendet werden, und dient darum meistens zur Unterstützung 
von Vereinen. Beihilfen an Einzelpersonen werden in der Kegel nur 
unter der Bedingung gewährt, daß als Entgelt ein entsprechender Teil 
der Mehrerzeugnisse an den Wirtschaftsausschuß des Bezirks abgeliefert 
wird, eine Maßnahme, die ebenso wie die verschiedenenorts bestehende 
Verpflichtung der Vereine, zugunsten des Tierzüchterverbandes gewisse 
Futtermittel anzubauen, geeignet ist, das Gefühl der Verantwortlichkeit 
gegenüber der Allgemeinheit zu stärken. Die Eisenbahnverwaltung hat 
außerdem während des Kriegs in beschränktem Umfang eigene Anlagen 
errichtet. 

Bei allen Maßnahmen zur unmittelbaren und mittelbaren Steigerung 
der Produktion arbeiten nunmehr Eisenbahnbehörden und Eisenbahnver¬ 
eine Hand in Hand. Von besonderem Wert ist der Anschluß an die Land¬ 
wirtschaftskammer. Als sachverständige Beiräte stellte die Landwirt¬ 
schaftskammer der Provinz Brandenburg dem Minister der öffentlichen 
Arbeiten zwei Praktiker, einen Gartenbau- und einen Tierzuchtdirektor, 
zur Verfügung, mit deren Hilfe für den ganzen Staatsbahnbereich Leit¬ 
sätze zur Förderung von Kleingartenbau und Kleintierzucht ausgearbeitet 
wurden, die nunmehr die Grundlage für den weiteren Ausbau bildeten. 
Auf zahlreichen Reisen in allen Direktionsbezirken halten die Sach¬ 
verständigen Vorträge über die Förderung der Kleinwirtschaft, geben 
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Anleitung zur Errichtung und zum Ausbau von Musteranstalten und 
stehen Vereinen und Eisenbahnbehörden mit ihrem Rat zur Seite. 

Das Hauptaugenmerk der Verwaltung war auch noch nach dem 
Jahr 1917 darauf gerichtet, die Kleingärten räumlich immer weiter aus¬ 
zudehnen; denn trotz aller Bemühungen war es noch nicht gelungen, alles 
verwertbare Land zum Anbau heranzuziehen. Man suchte auch die 
Landstreifen zwischen den Böschungskanten und Schneeschutzanlagen, 
die bisher höchstens zur Grasnutzung verpachtet waren, ferner in er¬ 
höhtem Maß die .Seitenentnahme- und Bodenablagerungsflächen, sowie 
die Flächen längs der Zufuhr- und Übergangswege in Kultur zu nehmen. 
Auch die Inhaber von Dienstwohnungen wurden nach Möglichkeit mit 
Land versehen. War bahneigenes Land nicht in genügender Menge vor¬ 
handen, so suchte man die Eigentümer umliegender Grundstücke zur 
pachtweisen Überlassung von Land zu bewegen. In einzelnen Bezirken, 
besonders in Berlin, wurde hauptsächlich Wert auf die Anlegung 
zusammenhängender Laubenkolonien gelegt, die bei der Großstadtbevöl¬ 
kerung besonderen Anklang finden. Die Brandschutzstreifen und die aus¬ 
gedehnten Böschungsflächen des Bahnkörpers benutzte man zum Obst¬ 
bau; ebenso die Wände von Häusern und Schuppen. Überall wurden 
schnelltragende Sorten bevorzugt, deren Beschaffung die Verwaltung 
übernahm. Allein im Herbst 1918 wurden im Bereich der preußisch¬ 
hessischen Staatseisenbahnen 85 000 Obstbäume und Beerensträucher neu 
angepflanzt. Ferner suchte man durch weiteren Ausbäu des gemein¬ 
schaftlichen Samenbezugs, durch Einrichtungen zum Vorkeimen der Kar¬ 
toffeln und durch Anzucht in Frühbeeten und Baumschulen der Ver¬ 
schwendung an Pflanzen und Saatkartoffeln vorzubeugen, die in den 
ersten Kriegsjahren noch vielfach vorgekommen war. Die Gesamtgröße 
der im Jahr 1918 bebauten Flächen belief sich auf 36 597 ha gegen 35 566 
Hektar im Vorjahr. 76 Baumschulen und 1073 Mustergärten waren vor¬ 
handen, die sich auf die einzelnen Direktionsbezirke folgendermaßen 
verteilten: 


Lfd. 

Nr. 

Direktionsbezirk 

i 

l 

j Baumschulen | 

Mustergärten 

1 

Altona. 

■; 1 

4 

10 

o 

Berlin. 

1 

108 

3 

Breslau. 

fi 

215 

4 

Bromberg. 

l 

207 

6 

Cassel. 

1 

2 

6 

Cüln. 

2 

16 

7 

Danzig. 

10 

16 

H 

Elberfeld. 

3 

7 

9 

Erfurt. 

4 

73 
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Lfd. 

Nr. 

Direktionsbezirk 

'! 

| Baumschulen 

Mustergärten 

10 

1 Essen.. 

2 

4 

11 

Frankfurt a. M. 

7 

17 

12 

1 Halle. 

6 

80 

13 

| Hannover. 

2 

66 

14 

| Kattowitz. 

2 

218 

15 

! Königsberg. 

13 

6 

16 

Magdeburg. 

5 

3 

17 

Mainz. 

1 

6 

18 

Münster. 

•) 

1 

19 

Posen . 

— 

— 

20 

Saarbrücken. 

3 

19 

21 

Stettin . 

2 

— 

22 

Zentralamt . 

— 

— 


zusammen . . 76 
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Die Verwaltung half außerdem bei der Wasserversorgung, der 
Düngerbeschaffung lind der Einzäunung der Grundstücke unablässig 
weiter aus. So wurde im Jahr 1919 im Bezirk Berlin eine sorgfältige 
Organisation für Sammlung des Düngers und für dessen Abführung an 
die einzelnen Vereine geschaffen. Für jeden der 26 Gartenbau- und 
Kleintierzuchtvereine wurden eine oder mehrere Dungsammelstellen ein¬ 
gerichtet, in denen aller bei den Dienststellen, den Ladestraßen, der 
Wagenreinigung usw. auf kommende Dung anzusammeln war. Von diesen 
Stellen her konnten die Vereine auf eine regelmäßige kostenlose Beliefe¬ 
rung rechnen, so daß ihnen nur die Sorge der Beschaffung des künst¬ 
lichen Düngers verblieb. Auch die Deckung des Futtermittelbedarfs für 
Kleinvieh erleichterte die Verwaltung durch systematische Abfallsamm¬ 
lung bei den größeren Dienststellen. Zur Konservierung überschüssiger 
Abfälle und sonstiger Futtermittel für späteren Bedarf dienen Dörr¬ 
anlagen. In fast allen Direktionsbezirken sind Tierzuchtanstalten für 
Geflügel, Kaninchen und Ziegen vorhanden. Vereinzelt werden auch 
Enten, Schafe und Kühe auf den Tierfarmen gehalten. Dazu kommen 
Zentralbrütereien und Musterbienenstände. Kleinere Anlagen dieser Art 
werden in die Wirtschaft geeigneter Bediensteter eingefügt, größere ent¬ 
stehen zumeist durch das Zusammenwirken von Verwaltung und Vereinen 
auf eigens dazu bestimmten Höfen. Mustersfälle, vielfach mit Muster¬ 
gärten vereinigt, sind erfahrenen Bediensteten unterstellt, die für Zeit¬ 
verlust und Mühewaltung eine Entschädigung erhalten. 

Bisweilen verband man die Zuchtanlagen mit Gemeinschaftsweiden 
und gab so auch Bediensteten in der Stadt, die Kleinvieh auf- eigenem 
Boden nicht halten konnten, die Möglichkeit, ihre Tiere in den Gemein- 
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scbaftställen unterzubringen und an dem Auftrieb auf die Weide teil¬ 
nehmen zu lassen. So entstand als wichtige und notwendige Ergänzung 
der Kleinwirtschaft die Sammelwirtschaft. Der Gedanke, in dieser Rich¬ 
tung vorzugehen, war schon in den ersten Kriegsjahren aufgetaucht 
In den Verhandlungen des Ausschusses des allgemeinen Verbands der 
Eisenbahner der preußisch-hessischen Staatseisenbahnen am 5. Mai 1916 in 
Leipzig wurde vorgeschlagen, Stadt- und Landeisenbahner sollten sich 
zur Aufmästung von Schweinen und zum Betrieb einer großen Geflügel¬ 
farm zusammenschließen *); wahrscheinlich dachte man dabei an die Form 
der Genossenschaft. Ganz besonders tritt Konrad M e t z e 1 *), gestützt 
auf eigene praktische Erfahrungen, für die Ergänzung der Kleinwirt¬ 
schaft durch Sammelwirtschaft ein. 


Ende 1918 bestanden folgende Anlagen zur Förderung der Klein¬ 
tierzucht: 


Lfd. 

Nr. 

Direktion 

Muster- 

Anlagen 

Vereins- 

zucht- 

stationen 

Gemein¬ 

same 

Tierhal¬ 

tungen 

Stall¬ 

bauten 

zurAbver- 

mietung 

Sonstige 

Einrich¬ 

tungen 

1 

Altona. 

ii 

! ii 

1 40 

2 

! 

• 4 

i 

2 

Berlin. 

1 

3 

2 

i 

— 

3 

Breslau. 

! 94 

65 

363 

108 

— 

4 

Bromberg. 

;! io 

2 

19 

138 

— 

5 

Cassel. 

i 6 

12 

69 

! 7 

— 

6 

Cöln.1 

10 

21 

i i 

1 11 

— 

7 

Danzig. 

4 

5 

— 

— 

— 

8 

Elberfeld. 

114 

22 

20 

57 

— 

9 

Erfurt. 

56 

46 

36 

I 2 

— 

10 

Essen.1 

! 61 

[ 25 

206 

1 407 

167 

11 

Frankfurt a. M. . j 


— 

— 

— 

— 

12 

Halle. 

4 

30 

_ 

1 ' 

— 

13 

Hannover . 

1 10 

— 

o 

56 

— 

14 

Rattowitz. 

i 9 | 

20 

6 

2 

41 

15 

Königsberg. 

! 7 

27 

— 

2 

-- 

16 

Magdeburg . 

1 4 

8 

7 

134 

— 

17 

Mainz. 

1 11 

13 

4 

25 

— 

18 

Münster. 

1 12 

23 

17 

5 

— 

19 

Posen .. 

! - 1 

— 

— 

j — 

— 

20 

Saarbrücken. 

1 2 1 

1 

83 

1 

-- 

21 

Stettin.v . , 

12 , 

9 

1 

' 2 

— 


insgesamt ; 

, 428 ; 

372 

838 

962 

209 


Auf Anraten des Abgeordnetenhauses ging die Eisenbahnverwal¬ 
tung seit der großen Lebensmittelknappheit im Frühjahr 1918 dazu über. 


*) ..Die Eisnbahn“ Nr. 23 vom 4. 6. 1916, S. 8. 

*) Die Vermehrung der kleinwirtsohaftliehen Erzeugung. Leipzig 1917. 
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Güter in eigene Verwaltung zu übernehmen. Solche Eisenbahngüter be¬ 
standen in den Direktionsbezirken Berlin, Breslau, Cöln, Elberfeld, Er¬ 
furt und Hannover. Betrieben wurden sie entweder durch die Verwal¬ 
tung oder durch Vereine. Sie lieferten ihre Überschüsse an die Eisen¬ 
bahnfrauenvereine und Wirtschaftsausschüsse ab und wurden in einigen 
Fällen mit einem Erholungsheim für Eisenbahnbeamte und -arbeiter ver¬ 
bunden. 

So bietet die Entwicklung der Kleinwirtschaft bei den preußisch- 
hessischen Staatseisenbahnen das Bild eines planmäßig angelegten 
und weitergeführten Aufbaus. Wenn sich der Aufschwung auch be¬ 
sonders unter dem Druck der Ernährungsnot während des Kriegs 
vollzogen hat, so behalten Kleingartenbau und Kleintierzucht doch auch 
jetzt, da wir wieder in reichlicherem Maß über Lebensmittel verfügen, 
ihre Bedeutung. Die Preise aller Waren sind so hoch, daß die Klein¬ 
wirtschaft auch heute noch eine notwendige Ergänzung und Erleichte¬ 
rung für die Haushaltsführung bedeutet. Neben den materiellen schafft 
die Beschäftigung mit Gartenbau und Kleintierzucht aber auch ideelle 
Werte. Sie weckt die Liebe zur Natur und zur Heimat, befördert die* 
Seßhaftigkeit, bindet die einzelnen Familienmitglieder durch gemeinsame 
Arbeit enger aneinander. Sie schafft gesunde, frohe und zufriedene Men¬ 
sehen. Auch darum ist die Kleinwirtschaft wert, erhalten zu bleiben. 

Einzelheiten der Organisation werden sich allmählich ändern 
müssen. Eine Zuschußwirtschaft des Reichs ist nicht mehr gerecht¬ 
fertigt. Man hat darum damit begonnen, staatliche Anlagen, deren Ein¬ 
nahmen die Ausgaben nicht deckten, an Vereine abzugeben. Für Neu¬ 
anlagen werden nur bei dringendem Bedürfnis Mittel bewilligt. Im 
allgemeinen wird sich die Tätigkeit der Verwaltung in Zukunft auf die 
Bereitstellung von Ländereien und die Gewährung von Beihilfen be¬ 
schränken, während die eigentlichen Träger der Kleinwirtschaftsbewe¬ 
gung in noch höherem Maß als bisher die Vereine sein werden. Ihre 
Aufgabe ist es, die Kleinwirtschaft unter den Eisenbahnern mit demselben 
Verständnis und Eifer weiterzubilden, die sie bisher ihrer Entwicklung 
aus kleinen Anfängen und ihrer allmählichen Ausgestaltung zugewandt 
haben. 
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Die Geschichte der serbischen Eisenbahnen 1 ). 

Von Dr.-Ing. Remy. 


(Mit Abbildungen.) 


I. Die politischen Gesichtspunkte« die handelspolitischen« 
geologischen und geographischen Voraussetzungen für den Aufbau 

des Eisenbahnnetzes. 

p Das Königreich Serbien ist durch die Friedens vertrage von St. 
Gennain und Neuilly in dem neuen südslawischen Staat (Jugoslawien) 

*) Vergl. Archiv für Eisenbahnwesen 1913, S. 1334: Die serbischen Eisen¬ 
bahnen i. J. 1911. 

Schrifttum. Spiridion Gopcovic, Serbien und die Serben. Leipzig 
1888. — Dimtschoff, Das Eisenbahnwesen der Balkanhalbinsel, Bamberg 1894. — 
Ivanovic, Bergbau und Bergbaupolitik in Serbien. Berlin 1904. — Kanitz, Da?- 
Königreich Serbien und das Serbenvolk. 3 Bde. Leipzig 1904. 1909. 1914. — 

CJvijiö, Grundlinien der Geographie und Geologie von Altserbien und Mazedonien. 
Gotha 1908. — Keßler, Serbien. Berlin 1910. — JaniÖijewic, Die Entwicklung der 
serbischen Handelspolitik. Würzburg 1911. — Nestoroviö, Der Außenhandel Ser¬ 
biens, Leipzig 1913. — Krikner, Industrie und Industriepolitik Serbiens, Halle 
1913. — Stanojevic, Die Landwirtschaft in Serbien, Halle 1913. — A. Wirth, Der 
Balkan. Stuttgart 1914. — Pliilippson. Das Mittelmeergebiet, Leipzig 1914. — 
Spiridion Gop^evic, Das Fürstentum Albanien. Berlin 1914. — Schmid, Bosnien 
und die Herzegowina, Leipzig 1914. — Ostreich, Mazedonien. Ztschr. d. Ges. für 
Erdkunde. Berlin 191G. — Lange, Das Eisenbahnwesen in Bosnien und der Her¬ 
zegowina. Archiv für Eisenbahnwesen 1919. — Kepler, Der Balkan als neue 
Rohstoffquelle der Metallindustrie Deutschlands. Halle 1919. — Salings Börsen- 
juhrbuch. — Wittek, Die Sandscbakbakn und die Donau-Adriabahn in Roll, 2. Auf¬ 
lage — Meinhard, Aufsätze im Archiv für Eisenbahnwesen und in der Ztg. d. V. 
D. Eis.-Verw. — Das Handelsmuseum. Wien. — Persönliche Aufzeichnungen 
1916—1918. 

Im Text sind die serbischen Eigennamen in deutscher Lautumschrift 
Wiedergegeben, wobei für das serbokroatische c n tz, c und ö z= tsch, h = ch. 
v — w, s — sch, s r= ß und z — s gewählt ist: Ciöevac = Tschitschewatz. 
Nis = Nisch. Die in den deutschen Sprachgebrauch übergegangenen Ortsbezeich- 
nu n gen Belgrad (r^ Beograd), Semendria ( Smederevo), Usküb (=Skoplje) sind 
heibehalten. 
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aufgegangen. Die Ausdehnung bis zum Adriatischen Meer eröffnet dem 
neuen Staatengebild. Möglichkeiten, die ungleich weiter reichen als die 
Ziele, die sich das unter der handelspolitischen Übermacht der Donau¬ 
monarchie stehende Königreich Serbien stecken konnte. Es lohnt sich 
der Mühe, an diesem Wendepunkt der serbischen Geschichte einen Blick 
auf die Entwicklung der Eisenbahnen des Kernstaats dieser neuen 
Macht zu werfen. Die Eisenbahngeschichte der Balkanstaaten, nament¬ 
lich Serbiens, wirkt in ihrer ständigen Abhängigkeit von den Wünschen 
und Zielen der Großmächte um so belehrender und für uns um so 
tragischer, als wir heute, gefesselt von einem unsinnigen Vertrag, er¬ 
fahren müssen, was handelspolitische Beschränkungen für die Wirt¬ 
schaft eines Landes bedeuten. 

Das Fürstentum Serbien trat nach seinem Freiheitskampf 1815 zu¬ 
nächst in einer Form, die sich von der einer autonomen Provinz der 
Türkei nicht sonderlich unterschied, ins Leben. Erst 1830 wurde sein 
Verhältnis zur Türkei endgültig geregelt, es blieb ein tributärer Staat ' 
und mußte in Belgrad eine türkische Besatzung dulden, die erst 1867 
das Land verließ. Serbien umfaßte damals ein Gebiet, das im We 3 ten • 
vom Drin, im Norden von der Sawe und Donau, im Osten vom Timok 
begrenzt war und im Süden bis nördlich Nowipasar und südlich 
Aleksinatz reichte. Das kluge Verhalten im türkisch-russischen Krieg 
brachte dem Fürstentum im Berliner Kongreß 1878 eine Gebietserweite¬ 
rung im Süden, welche die Kreise Nisch, Pirot und Wranja umfaßte. 
Der Balkankrieg 1912—1913 fügte diesem Gebiet die mazedonischen 
Kreise Monastir, Ochrida und Üsküb hinzu. (Abb-1, Karte.) 

Zusammenstellung 1. 

Politische Entwicklung Serbiens. 


Jahr | qkm Einwohner 


. 

1815—1878 . . 38000 j| 1,8 Mill. (1874) 

1878—1913 . . 49000 h 1,6 * (1878) 

| 2,7 „ ( 1905 ) 

1913 . 84 000 4.0 „ 

1919. l4,o .. 


Zwei natürliche Straßen wiesen dem serbischen Handel seinen Weg: 
die Donau in das Herz Europas, das Morawa- und Wardartal nach 
Saloniki. Der erste Weg verlangte eine handelspolitische Anlehnung 
an Österreich-Ungarn. Saloniki im Besitz Serbiens wäre nahezu gleich¬ 
bedeutend mit handelspolitischer Unabhängigkeit von der Donau¬ 
monarchie gewesen. Verkehrsgeographisch betrachtet war das Ver- 
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langen Serbiens nach einem Ausfuhrhafen am Ägäischen Meere weit 
folgerichtiger als an der Adria. Denn Serbien ist von dem Adriatischen 
Meer durch ein Verkehrshindernis ersten Ranges, das Dinarieche Ge¬ 
birge, getrennt. Die Täler der Gebirgsfltisse durchziehen das Gebirge 
bald als Längs-, bald als Quertäler, scharfe Biegungen der Flüsse sind 
häufig, die engen Quertäler schwer dem Verkehr zu erschließen. Die 
Verkehrswege müssen daher im häufigen Bergauf-bergab die Verbin¬ 
dung von Tal zu Tal über die Ketten des Gebirges suchen. Im Altertum 
durchquerte nur eine Straße von Bedeutung das Dinarische Gebirge, die 
Via Egnatia, die von Durazzo nach Ü6küb führte. Im Mittelalter bestan¬ 
den Handelswege, die von dem Hafen Ragusa, dem Umschlagplatz für die 
serbische Ein- und Ausfuhr nach den italienischen Handelsstädten, in 
das Innere Serbiens führten. 

Weit bequemer öffnet sich der Weg dem Handel aus dem Innern 
Serbiens nach Süden. Die sog. Thrakische Masse, auf deren Boden das 
politische Serbien liegt, ist ein Rumpfgebirge, das von einzelnen Ein¬ 
brüchen durchsetzt ist. Die beiden bedeutendsten Einbrüche sind das 
Wardartal im Süden und das Morawatal im Norden, natürliche Weg¬ 
weiser des Verkehrs, getrennt durch eine unschwer zu übersteigende, 
nur 460 m hohe Wasserscheide. (Abb. 2.) 

Weniger günstig öffnet die Nischawa, der bedeutendste rechte Neben¬ 
fluß der Morawa, den V r eg nach dem Iskerbecken. Eine etwa 25 km lange 
Strecke durch das verkarstete Kalkgebirge stellt dem Verkehr erheb¬ 
liche Schwierigkeiten in den W r eg, die Wasserscheide von Dragoman, 
die den Verkehr Serbiens von Bulgarien trennt, liegt auf + 719 m. 
(Verkehrstechnische Woche 1920, S. 238, Abb. 3.) 

Für eine Bahnverbindung Mitteleuropas mit den beiden Brenn¬ 
punkten der europäischen Türkei, Saloniki und Konstantinopel, waren 
die von fruchtbarem Schwemmland bedeckten Furchen der Morawa und 
des Wardar sowie der Nischawadurchbruch die gegebenen Straßen. 
Lediglich der Ausgangspunkt dieses von der Natur vorgezeichneten 
W T eges wurde von der Mündung der Morawa, von Semendria, nach dem 
westlich am Zusammenfluß der Sawe und der Donau gelegenen Belgrad 
verschoben, das seinerseits wieder den günstigsten Anschluß an das 
ungarische Netz gestattete. Vergleicht man den Längenschnitt der 
Linie Belgrad—Saloniki mit dem Längenschnitt der geplanten Donau- 
Adriabahn (Abb. 2, 3 u. 4), die (nach dem Entwürfe von Iiratschek) 
fünf Wasserscheiden von 500, 463, zweimal 650 und 493 m übersteigen 
muß, oder vergegenwärtigt man sich gar die Schwierigkeiten, die der 
Verkehr im Zuge der schmalspurigen (76 cm) Strecke Sabreschje (a. d. 
Donau)— < threnawatz—Tschatschak — Uschitze—Sarajewo — Metkowitsch 
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oder nach Fertigstellung der Strecke Bugojno—Arschano im Zuge der 
Strecke Sarajewo—Donji Wakuf—Spalato finden muh, da Wasser¬ 
scheiden von 946 und 876 m auf der einen, von 946 und 780 m auf der 
anderen Strecke, einmal mit 25,2 km, das andere Mal mit 6,8 km langer 
Zahnstange zu überwinden sind, so ist die Bedeutung Salonikis als Aus¬ 
gangspunkt des serbischen Überseehandels gegenüber der Adriaküste 
in das entscheidende Licht gerückt 1 ). 

Der großen, dem zwischenstaatlichen Verkehr dienenden Orient¬ 
strecke mußten andere Linien folgen, die der Ausbeute der landwirt¬ 
schaftlichen und mineralischen Schätze des Landes dienen sollten. 
Serbien ist nicht in dem gleichen Maß Getreideausfuhrland wie sein 
Nachbar Bulgarien, doch macht die Getreideausfuhr in guten Ernte¬ 
jahren einen wesentlichen Teil der Gesamtausfuhr aus. Hochwertiges 
Getreide liefert der Boden in dem fruchtbaren Morawatal, in dem drei¬ 
eckigen, von Lehm bedeckten Becken der Kolubara, in dem Sawe- und 
Donautal besonders bei Poscharewatz. Gebaut wird in erster Linie Mais 
(46 % der mit Getreide bestellten Fläche), der jedoch zum größten Teil 
im «Lande verbraucht wird, dann Weizen (31 %), Gerste (9 %), Hafer 
(9 %) und in den Gebirgsgegenden Roggen. Die Getreideausfuhr be¬ 
trug z. B. im Jahr 1909: 51,2 Mill. Franken, d. h. 55% der Gesamt¬ 
ausfuhr von 92,o Mill. Franken (1908 : 36 %). 

Die Viehzucht nimmt eine hervorragende Stellung ein. Rinder 
und Schweine bilden die Hauptausfuhr. Bei normalen Handels¬ 
beziehungen zu Österreich-Ungarn nahm die Viehausfuhr ihren Weg 
über Budapest (Köbanga), wo eine Mastanstalt das Vieh aufnahm, nach 
Wien und Prag. Der Zollkonflikt mit Österreich-Ungarn 1906—1908, 
in dem der Außenhandel Serbiens durch Sperrung der Vieheinfuhr nach 
Österreich-Ungarn in seinem Nerv getroffen und Serbien zum Abschluß 
eines der Doppelmonarchie genehmen Handelsvertrags gezwungen 
werden sollte, wies der Ausfuhr Serbiens neue Wege über Saloniki nach 
Italien, Frankreich, Malta und Ägypten. Die Bedeutung Salonikis für 
den serbischen Ausfuhrhandel trat damals klar zutage, nährte anderer- 

1 ) Belgrad—Saloniki 693 km, Belgrad—Sau Giovanni 613 km, Belgrad— 
Metkowitsch 572 km, Belgrad—Spalato über Tsehatschak 709 km, Belgrad— Spa¬ 
lato über Schabatz—Sbornik—Donja Tuschla 660 km. Für Belgrad—Metkowitsch 
erricht die kurze Strecke, die aber bis zu dem Hafen Neum verlängert werden 
muß. Für Spalato spricht der vorzügliche Hafen. Für Saloniki spricht der be¬ 
reits vorhandene leistungsfähige Hafen, die betrieblich einfache Strecke, dagegen 
die griechische Landeshoheit. Für Giovanni sprechen politische Gründe (Anglie¬ 
derung Albaniens an Südslawien) und die voraussichtlich geringeren Kosten des 
Neubaus der vollspurigen Linie als des Umbaus der schmalspurigen bosnischen 
Linien. Über die Kosten vgl. Abschnitt III c. 
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seits auch wieder aufs neue den Wünsch nach einem serbischen Aus¬ 
fuhrhafen an der Adria 1 ). Gezwungen durch die veterinärpolizeilichen 
Maßnahmen Österreich-Ungarns gegen die Einfuhr serbischen Lebend¬ 
viehs, nahm man sich in verstärktem Maß der Ausfuhr von Fleisch¬ 
konserven an. Die Haupterzeugungsstellen sind außer Belgrad sämtlich 
Plätze an der Morawastraße: Semendria, Welika Plana, Mladenowatz, 
Jagodina und Palanka, die Schlachthäuser mit teilweise großer Lei¬ 
stungsfähigkeit besitzen. Von Bedeutung für den Viehhandel sind aber 
auch die abseits von der großen Verkehrsstraße in Westserbien ge¬ 
legenen Plätze Uschitze, Tschatschak und Waljewo, die beiden ersteren 
im Tal der serbischen Morawa, das letztere im Tal der Kolubara. 
Die Viehausfuhr betrug einschl. der Ausfuhr an frischem und gesalzenem 
Fleisch, Speck, geschlachtetem Geflügel und Wurst 1909: 19,5 Mill., 

1908: 18,4 Mill. Franken, d. h. 21 % bzw. 24 % der Gesamtausfuhr. 

Obwohl Serbien reich an Wald ist — 25 % der Oberfläche ist mit 
■Wald bedeckt —, kommt eine Holzausfuhr noch nicht in Frage, weil die 
Forstwirtschaft erst seit 40 Jahren geregelt ist (Forstgesetz vom Jahr 
1891) und erst seit 1884 das bis dahin frei gestellte Fällen von Holz »für 
den Hausbedarf und die Viehweide verboten worden ist. Die Haupt¬ 
waldflächen, die als verkehrliche Anziehungspunkte für die Ausge¬ 
staltung des Bahnnetzes in Betracht kommen, liegen, im Westen süd¬ 
östlich Losniza, westlich Uschitze, südlich Kraljewo und in der Nord¬ 
ostecke Serbiens südlich der Donau bis nahe an die Linie Paratschin— 
Sajetschar. 

Von Bedeutung ist ferner die Eierproduktion. Sie hat in Welika 
Plana, Jagodina, Kragujewatz, Gradischte und Aleksinatz Mittelpunkte. 
Die Eierausfuhr belief sich 1909 auf 1 Mill. Franken, l,i % der Ge- 
sumtausfuhr. 

Endlich bildet von den landwirtschaftlichen Erzeugnissen die Obst¬ 
zucht einen erheblichen Teil der Ausfuhr. Sie betrug 1909: 4,7 Mill. 
Franken — 5 % der Gesamtausfuhr (1908: 19 %). Die Zahlen unter¬ 
liegen je nach der Ernte erheblichen Schwankungen. 

Die landwirtschaftliche Produktion ist aber im allgemeinen an 
die fruchtbaren großen Flußtäler gebunden und kommt höchstens noch 
in einigen von Schwemmland erfüllten Seitenbecken in Blüte. Diesem 
Produktionszweig genügte im großen und ganzen das in den 80er Jahren 
eröffnete Hauptnetz der Staatsbahnen, das man gegebenenfalls durch 

1 ) Der Zollkonflikt endete mit einem ErfoJg für Serbien. Die Ausfuhr 
Serbiens suchte sich neue Absatzgebiete, die Ausfuhr nach Österreich-Ungarn 
sank von über 80 % auf 53 %, die Einfuhr aus Österreich-Ungarn von 56 % 
auf 19 %. 
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eine {Seitenbahn im Tal der serbischen Morawa ergänzen konnte. Die 
Ausbeutung der Wälder aber verlangte bereits eine Versorgung mit 
Eisenbahnen seitwärts der großen Verkehrsstraßen, und die Hebung der 
Mineralschätze gar machte ein Eindringen in das Innere des Gebirgs- 
landes nötig. 

1 Hier ist in erster Linie der Kohlenlagerstätten im Timokkreise 
bei Wrschka Tschuka zu gedenken, vorzüglicher Steinkohle, die von 
einer belgischen Gesellschaft ausgebeutet wird. Die Ausbeutung dieser 
Stätten verlangte eine Bahnverbindung im Timoktal, die bis Wrschka 
Tschuka schmalspurig bereits anfangs der 80er Jahre entstand, bis 
Kpaschewatz, in dessen Nähe ebenfalls Steinkohlenfelder liegen, aber 
erst als Teilstrecke der vollspurigen Donau—Adriabahn kurz vor dem 
Weltkrieg in Betrieb genommen wurde 1 ). Steinkohle ist ferner bei 
Raschka im Ibartal zu finden. Ihre Ausbeutung sowie die Ausbeutung 
der dort vorhandenen reichen Buchen-, Eichen- und Fichtenwälder 
machte eine Bahnverbindung im Tal der westlichen Morawa durch das 
Ibartal in der Richtung auf Raschka und Nowipasar wünschenswert. Sie 
ist im Morawatal bereits vorhanden, im Ibartal geplant, teilweise als 
schmalspurige Kriegsbahn bereits im Betrieb. Zahlreich sind die Braun¬ 
kohlenvorkommen. Das bedeutendste liegt bei Senski Rudnik, östlich 
Tschuprija, seit 1884 im Betrieb, seit 1892 durch eine schmalspurige 
Bahn aufgeschlossen. 

Vor allem aber verlangte das große Kupfervorkommen bei Bor 
eine Erschließung der Nordostecke Serbiens. Kupfer wurde 1909 für 

4.8 Mill. Franken = 5,2 % der gesamten Ausfuhr ausgeführt (1908: 
4,:i %)-). Die Kupferwerke befinden sich in Händen einer französischen 
Gesellschaft (Compagnie fran^aise de3 mines de Bor). Vor Jahren war 
das Vorkommen österreichischen und deutschen Banken für 240 000 Ji 
angeboten worden. Das Werk Bor ist aufgeschlossen durch die Schmal¬ 
spurbahn Paratschin—Sajetschar mit dem Zweig Metownitza—Bor. 

* 

In Mazedonien scheint namentlich die Umgebung von Üsküb eine 
bergbauliche Zukunft wegen ihres Reichtums an Chromerzen zu ver¬ 
sprechen. 

War so dem Eisenbahnnetz aus handelspolitischen Gesichtspunkten 
ein einigermaßen klares Bild vorgezeichnet, so entbehrte die Aus¬ 
führung lange Jahre eines festen Programms. In bunter Reihenfolge 
traten die Pläne auf, wie sie den augenblicklichen Interessen beteiligter 

*) Die einzelnen Strecken vgl. di© Zus. 3—8, 11 und Abb. 1. 

-’) Di© gesamte Metall- und Erzausfuhr erreichte 1909: 7.3 Mill. Franken = 

7.8 der Gesamtnusfuhr. 
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Finanzgruppen gerade entsprachen oder wie sie von politischen und 
strategischen Gesichtspunkten diktiert wurden. Letztere wirkten teils 
fördernd — Schmalspurbahn im Tal der westlichen Morawa zum An¬ 
schluß an das bosnische Eisenbahnnetz, Donau-Adriahahn — teils 
traten sie dem Bau von Bahnen, namentlich in Mazedonien, sowohl in der 
türkischen wie in der serbischen Zeit hemmend entgegen. 

In Altserbien blieb das Eisenbahnnetz nach seinem ersten Ausbau 
etwa 20 Jahre lang auf einer Länge von 540 km stehen. Partei¬ 
politische Zerrüttung im Innern und dauernder politischer Druck 
der österreichisch-ungarischen Monarchie wirkten zusammen, eine 
finanzielle Erstarkung Serbiens, die Voraussetzung für eine Weiter¬ 
entwicklung des Eisenbahnnetzes, zu verhindern. Die ständigen Ver¬ 
suche, Serbien durch einseitige Handelsverträge und entsprechende 
Handhabung der Veterinärkonvention, die die Sperrung der Grenze 
gegen die Einfuhr serbischen Viehs nach Belieben gestattete, allmählich 
zu einer Zollunion geneigt zu machen, schufen einen Zustand dauernder 
Spannung, der dem Ausbau von Verkehrswegen hindernd in den Weg 
trat. Dabei hob sich Ein- und Ausfuhrziffer trotz aller Ungunst der 
politischen Verhältnisse ununterbrochen, und der Industrialisierung 
des Landes suchte man durch das Industriegesetz vom Jahr 1898 Vor¬ 
schub zu leisten. Die Ausfuhr stieg von 43,+ Millionen Dinaren 1895 auf 
116,» Millionen 1911, die Einfuhr von 28,4 Mill. 1895 auf 115,4 Mill. 
1911. Die Mtihlenindustrie hob sich von 102 Mühlen 1890 auf 229 Mühlen 
1910, die Kohlengewinnung vermehrte sich von 1900 bis 1910 um 100 %. 
Die Elektrizität hielt ihren Einzug, 1910 waren fünf Krafterzeugungs¬ 
stellen vorhanden, darunter Nisch mit 700 PS. Wo endlich in den 
letzten fünf Jahren vor dem Balkankrieg in Altserbien trotz aller 
Hindernisse ein Fortschritt in der Entwicklung des Eisenbahnwesens 
erzielt wurde, blieb es bei w r enig ergiebigen Linien, die gegen das 
bosnische Netz vorgetriebenen Strecken liefen sich an der Grenze tot, 
eine Verbindung mit dem Netz der österreichisch-ungarischen Monarchie 
■war nicht zu erreichen. 

In Mazedonien aber war die Verkehrsfi'age fast ausschließlich von 
politischen Gesichtspunkten beherrscht. In türkischer Zeit bestand 
kein Interesse an der Aufschließung des ximstrittenen Landes. Nur 
gezwungen kam man den Forderungen des Berliner Kongresses mit dem 
Anschluß der Linie Saloniki—Üsküb an das serbische Netz bei Ristowatz 
nach. Bestrebungen Bulgariens zielten auf eine Verbindung Sofias mit 
Saloniki durch Verlängerung der Strecke Sofia—Güschewo bis 
Kumanowo. Die Türkei wollte jedoch den Bulgaren den Zutritt zu 
Mazedonien nicht gestatten, sie vergab kurz vor dem Balkankrieg die 
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Strecke Gradsko—Zarewo Selo als eine gegen Bulgarien gerichtete 
strategische Linie, die südlich Güschewo endete. Nach Besitznahme Maze¬ 
doniens durch d£e Serben 1 ) wurde diese Strecke aus dem gleichen Grunde in 
das Bauprogramm aufgenommen. Daß auf diesem Boden bis zum Beginn 
des Weltkriegs keine weiteren Eisenbahnpläne verwirklicht wurden, nimmt 
nicht wiunder. 


Zusammenstellung 2. 

Die Bevölkerung Mazedoniens. 


Nach 

Griechen 

Serben 

Bulgaren 

Türken 

Albaner 

Juden 

| ZU8. 

Kantscheff . . . 
Goptschewitsch . | 

211000 

222000 

1600000 

1 168000 
50000 

495000 
228 000 

166 000 
80 000 

80000 

^ 2119000 
2180000 


1 ) Die nationalistische Propaganda nimmt dem Laien fast jede Möglichkeit, 
sich ein selbständiges Urteil über die Berechtigung der Ansprüche Serbiens und 
Bulgariens auf Mazedonien zu bilden. Die Kenntnis des einschlägigen Schrift¬ 
tums bestärkt nur die Zweifel, die man in die Voraussetzungslosigkeit der For¬ 
scher, soweit sie unmittelbar politisch interessiert sind, setzen muß. Man braucht 
nur die nachfolgenden Ergebnisse der Forschungen Kantscheffs, des ersten Geo¬ 
graphen Mazedoniens und nachmaligen bulgarischen Kultusministers, der in müh¬ 
seligen Wanderungen durch die umstrittenen Gebiete die Mundart der. Bevölke¬ 
rung festzustellen suchte, und des Serben Goptschewitsch, eines rücksichtslosen 
Verteidigers der serbischen Ansprüche, nebeneinander zu halten, um zu sehen, 
wie unlösbar verwickelt die mazedonische Frage ist. Die von dem bulgarischen 
Gesandten Risoff (Berlin 1917. Die Bulgaren in ihren historischen, ethnogra¬ 
phischen und politischen Grenzen.) zusammengestellten ethnographischen Karten 
lassen jedoch erkennen, daß Forscher und Kommissionen aller europäischen Groß¬ 
staaten die Ansprüche Bulgariens auf große Teile Mazedoniens berechtigt er¬ 
scheinen lassen. Goptschewitsch gibt die Tatsache, daß wesentliche Teile Maze¬ 
doniens bulgarischen Dialekt sprechen, zu, stellt aber die Behauptung auf, daß es 
eich um Kryptobulgaren handele, die unter der türkischen Herrschaft die ser¬ 
bische Sprache aufgegeben hätten, um sich den Nachstellungen der der serbi¬ 
schen Rasse weniger geneigten Türken zu entziehen. — Über die leidliche Über¬ 
einstimmung der Gesamtzahl der Bevölkerung muß man sich wundern, denn die 
Zählungen beruhen auf Unterlagen, die nur geringen Anspruch auf Genauigkeit 
erheben können. Die türkischen Volkszählungen waren zum Zweck der Steuer¬ 
hinterziehung durch die Paschas meist bewußt gefälscht, in einem Grade, daß 
die Stadt Dschakowa mit nur 20 000 Seelen in den Listen stand, während sie etwa 
80 000 Einwohner hatte. Berechnungen über den Ertrag neuer Eisenbahnlinien 
sind dementsprechend vorsichtig zu bewerten. — Von Interesse dürfte sein, daß 
die bulgarischen Mazedonier bei den Wahlen zur großser bi scheu Nationalver¬ 
sammlung durch Abgabe d«es kommunistischen Stimmzettels gegen die Einver¬ 
leibung protestiert haben. 


Archit für Eisenbalm wesen. 1921. 
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II. Die Entwicklung de« serbischen Eisenbahnnetzes. 

a) Der Bau der Orientstrecken Belgrad—Wranja und Nisch—Pirot mit 
den Zweigbahnen Semendria—Welika Plana und Lapowo—Kragujewatz. 

(Zus. 3 u. Abb. 1, 2.) 

Die Balkanhalbinsel erhielt in der 1860 eröffneten Strecke Tscherna- 
woda—Konstantza ihre erste Eisenbahn. Sie wurde von der Türkei einer 
englischen Gesellschaft konzessioniert und war der spärliche Teilerfolg 
einer von englischer Seite angeregten großen Überlandverbindung 
Triest—Konstantinopel. Österreich arbeitete dem englischen Einfluß auf 
dem Balkan entgegen, und die Türkei machte, je nach der politischen 
Lage, wechselweise der einen oder der anderen Großmacht Zugeständ¬ 
nisse in der Eisenbahnfrage. Kurz vor dem Krimkrieg schien Öster¬ 
reich der Verwirklichung einer Bahnverbindung Budapest—Belgrad— 
Konstantinopel nahe gekommen zu sein. Im Jahr 1854 gab die Türkei 
der Monarchie ihr Einverständnis mit dem Plane kund. 

Die österreichische Regierung setzte sich daher mit dem ihr be¬ 
freundeten Fürsten von Serbien Alexander Karadschordschewitsch in 
Verbindung. Die fürstliche Regierung ließ durch ihren Landesbau¬ 
direktor eine Linienführung durch das Morawatal und Nischawatal er¬ 
kunden, und im Jahr 1856 waren die Verhandlungen soweit gediehen, 
daß man an den Baubeginn denken konnte. Serbien sollte sich zu einer 
Zinsgarantie von 7L % verstehen. Die kommenden politischen Ereig¬ 
nisse (der Krimkrieg) zerschlugen jedoch den Plan. 

Dennoch ruhte das Eisenbahnproblem nicht. Kurze Zeit später 
legte der um die Balkanforschung verdiente österreichische Konsul Hahn 
in einer Denkschrift der Wiener Akademie der Wissenschaften seine 
Ansicht über den Bau einer Bahn von Belgrad nach Saloniki nieder, 
wies darauf hin, daß eine solche Bahn im Tale der Morawa und des 
Wardar geführt werden müsse und mit Ausnahme einer verhältnismäßig 
kurzen Strecke auf keinerlei erhebliche Schwierigkeiten stoßen würde. 
Die Kosten der 580 km langen Strecke schätzte er auf 70 000—100 000 Jt 
für 1 km. 

In der Thronrede vom 15. August 1864 hob Fürst Michail III. 
Obrenowitseh hervor, daß sich die Regierung eingehend mit der Eisen¬ 
bahnfrage beschäftige, und daß das Angebot verschiedener Gesellschaften 
vorliege und geprüft werden solle. Die Skupschtina antwortete in einer 
Adresse, daß sie diese Frage beschleunigt zu wissen wünsche. Man ließ 
unter Leitung eines französischen Ingenieurs Küß allgemeine Vor¬ 
arbeiten für eine Bahn Belgrad—Aleksinatz machen. Die Kosten für die 
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Die Geschichte der serbischen Eisenbahnen. 


220 km lange Strecke schätzte man auf 40 Mill. <M, 182 000 für 1 km, 
also erheblich höher als das Hahnsche Projekt. 

Auf die Ausführung dieses Planes machte das Brüsseler Haus 
van der Eist ein Angebot. Da es die kilometrischen Baukosten auf 
350000 Franken schätzen zu müssen glaubte, verlangte es eine Zins¬ 
garantie von 22 000 Franken für 1 km (6% %), wogegen Serbien bei 
einer Annahme von 220 000 Franken kilometrischer Baukosten 15 090 
Franken Zinsgarantie zu geben bereit war (6?£ %). Die Verhandlungen 
scheiterten, zum Glück für den serbischen Staat. Denn bald darnach 
brach das van der Elstsche Unternehmen bei dem Bankrott des Eisen¬ 
bahnspekulanten Lagrand-Dumonceaux, der vor dem Baron Hirsch die 
Konzession zur Ausführung türkischer Eisenbahnen erhalten hatte, zu¬ 
sammen, und die serbische Regierung begann gegenüber Angeboten vor¬ 
sichtig zu werden. Außerdem setzte sich der Gedanke durch, daß die 
geplante Strecke als serbische Lokalbahn nicht ertragsfähig sein könne 
und daß daher vor dem Beginn des Baues einer Morawatalbahn die 
Fortsetzung dieser Bahn nach Norden und Süden gesichert sein müsse. 

Diese Sicherung brachte der Berliner Kongreß 1878, auf dem 
Österreich-Ungarn die Eisenbahnfrage auf dem Balkan erneut in Fluß 
brachte. Die russenfreundlichen Kreise Serbiens hatten in dem Frieden 
von San Stefano eine große Enttäuschung erfahren, da Rußland seinem 
Schützling Bulgarien den Hauptanteil an der beabsichtigten Aufteilung 
der europäischen Türkei zusichern wollte. Um eine Gebietserweiterung 
für Serbien zu erreichen, sah sich der Vertreter Serbiens Ristitsch ver¬ 
anlaßt, auf dem Kongreß eine Anlehnung an Österreich-Ungarn zu 
suchen. Andrassy war bereit, Serbien die Kreise Nisch, Pirot, Prokuplje 
und "VVranja zu verschaffen, verlangte aber ein Zugeständnis in der 
Eisenbahnfrage. Noch vor Ablauf des Kongresses wurde daher in der 
Eisenbahn-, Handels-, Zoll- und Schiffahrtskonvention vom 8. Juli 1878 
zwischen beiden Ländern vereinbart, die serbisch-ungarischen Eisen¬ 
bahnanschlüsse auszubauen und gemeinsam für die Fortführung der Balm 
nach Konstantinopel und Saloniki zu wirken. 

Der Berliner Kongreß legte sodann formell die Verpflichtungen 
Serbiens hinsichtlich einer Bahnverbindung Österreich-Ungarns mit Kon¬ 
stantinopel und Saloniki im Artikel 38 fest. Er besagte, daß das Fürsten¬ 
tum hinsichtlich des Baus »und Betriebs von Eisenbahnen in den neu er¬ 
worbenen Kreisen an die Verträge gebunden ist, die mit der Betriebs¬ 
gesellschaft der türkischen Eisenbahnen zustande gekommen waren. 
Hierunter waren die Verträge des Baron Hirsch zu verstehen, die dieser 
mit österreichischer Hilfe 18G9 und 1872 in Konstantinopel zum Abschluß 
gebracht hatte. Sie bezogen sich auf den Bau einer Überlandbahn Nowi— 
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Sarajewo—Prisclitina—Nisch—Sofia—Konstantinopel und wurden 4872 
nur bezüglich der Kumpfstrecken Konstantinopel—Sararabej, Saloniki— 
Üsküb—Mitrowitza und Adrianopel—Dedeagatsch aufrecht erhalten. Be¬ 
züglich der Einzelheiten der Linienführung verwies der Berliner Kon¬ 
greß auf eine von den vier beteiligten Staaten Österreich-Ungarn, Ser¬ 
bien, Bulgarien und der Türkei zu beschickende Konferenz. 

Österreich eilte jedoch dieser Viererkonferenz voraus und schloß 
am 28. 3./9. 4. 1880 mit Serbien zunächst einen Sondervertrag, in dem 
sich Serbien verpflichtete, innerhalb dreier Jahre die Strecken Belgrad— 
Welika Plana—Nisch, Nisch—Pirot und Nisch—Wranja—neue serbische 
Südgrenze, zusammen 452 km Bahnlänge, zu bauen. Bezüglich der 
Strecke Nisch—Pirot machte Serbien den Vorbehalt, daß Bulgarien mit 
der Fortsetzung der Strecke in dieser Richtung über Pirot hinaus ein¬ 
verstanden sein müsse, bevor mit dem Bau begonnen würde. Daher zog 
sich der Baubeginn der letzteren Strecke noch hinaus, denn die Eini¬ 
gung wurde erst im Jahr 1883 auf der laut Berliner Vertrag berufenen 
Conference ä quatre erzielt. 

Ristitsch verteidigte mit Erfolg in der Skupschtina seine Abschlüsse 
gegen die Opposition, die dem Bahnbau deshalb abgeneigt war, weil 
er den Einfluß Österreich-Ungarns verstärkte, und der Vorlage über 
den Bau der Strecke Nisch—Wranja ihre Stimme versagte, da die Fort¬ 
setzung auf türkischem Gebiet an die Strecke Üsküb—Saloniki noch nicht 
feststand. Ristitsch konnte mit Hecht darauf hinweisen, daß die Skupsch¬ 
tina in der Verweigerung der Mittel für den Bau der Strecke Nisch— 
Pirot das Mittel in der Hand hatte, Österreich-Ungarn auf der in Aussicht 
genommenen Viererkonferenz zum Einsatz seines Einflusses für die 
Fortsetzung der Strecke gegenüber der Türkei zu zwingen. 

Das Einverständnis Bulgariens zu den Wünschen Österreichs be¬ 
züglich der Linienführung der Orientstrecke Belgrad—Nisch—Sofia war 
nicht leicht zu erlangen. Bulgarien hätte eine Linienführung von Sofia 
über Küstendil nach einer Station der 1873 eröffneten Strecke Saloniki— 
Üsküb mit Fortsetzung nach dem Plane von 1869 vorgezogen. Denn diese 
Linie führte aus Bulgarien in das Herz Mazedoniens. Aber abgesehen 
von Österreich mochte die Türkei von einer solchen Linienführung nichts 
wissen, da sie ihre militärische Stellung in Mazedonien gefährdete. Die 
Türkei wünschte die Linienführung Nisch—Sofia, dagegen widersetzte 
sie sich der Verbindung Nisch—Wranja und forderte eine Verbindung 
Nisch—Prischtina. som Anschluß an die Strecke nach Saloniki, um et¬ 
waigen militärischen GeWstea Serbiens nicht den Weg nach dem Schafs¬ 
feld (Oftsche Polje) zu öffnen. Deimoch setzte schließlich Österreich- 
Ungarn seine Wünsche durch. 
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Die an der Viererkonferenz beteiligten Staaten verpflichteten sich 
zur Betriebseröffnung der für jeden Staat in Betracht kommenden Teil¬ 
strecken zum 15. Oktober 1886. Österreich-Ungarn hatte Budapest— 
Semlin, Serbien die oben genannten Strecken zu bauen. Für die Bahn 
wurde die Normalspur und die Übereinstimmung des Signalwesens mit 
dem der österreichisch-ungarischen Anschlußstrecke festgelegt. Die Un¬ 
tertanen und Güter der an der Orientstrecke beteiligten Länder ge¬ 
nießen im Durchgangsverkehr die gleichen Rechte. Österreich-Ungarn 
erhält die Meistbegünstigung gegenüber dritten Ländern. Lokaltarife 
können abweichend von dem Durchgangstarif aufgestellt werden. Die 
direkten Tarife sind Einheitstarife, sie können für Strecken mit mehr als 
1 :100 Steigung und Halbmessern von 600 m und darunter um höchstens 
100 % gesteigert werden. Täglich ist mindestens e i n Zug mit 35 km 
Keisegeschwindigkeit zu fahren. Die weiteren Artikel enthalten Ab¬ 
machungen über den Post- und Telegraphendienst, Erleichterungen in 
der Abwicklung des Zoll- und Grenzpolizeidienstes, die übliche Bestim¬ 
mung, daß das Land, die Hoheitsrechte über die Eisenbahnen ausübt, 
und endlich die Klausel, daß der Vertrag nach Ablauf von zehn Jahren 
nach der Katifikation Änderungen erleiden kann. Die Ratifikation hat 
bis zum 1. Oktober 1883 zu erfolgen. 

So wurden die letzten Hindernisse, die sich dem Beschluß des 
Berliner Kongresses entgegenstellten, erst aus dem Wege geräumt, als 
die Strecke Belgrad—Nisch bereits ihrer Vollendung entgegenging. Auf 
Grund des österreichisch-serbischen Sonderabkommens vom Jahr 1880 
bewarb sich der Präsident der französischen Bank Union generale, Bon¬ 
toux, um den Bau der in dem Übereinkommen zunächst vorgesehenen 
Strecke Belgrad—Nisch—Wranja (363 km). Bontoux übernahm die 
Finanzierung, den Bau und Betrieb der Bahn. Nach den im Januar und 
März 1881 abgeschlossenen Verträgen sollte der Bau für eine Pausch- 
summe vergeben werden, die Anlagen sollten nach Fertigstellung in den 
Besitz des Staats übergehen, die Union g6n6rale dagegen 25 Jahre den 
Betrieb behalten. Über die Betriebsartikel wird weiter unten noch zu 
reden sein. 

Die Bausumme wurde zu 198 000 Franken für 1 km = 71,4 Mill. 
Franken angenommen. Bontoux verpflichtete sich, diese Summe durch 
Ausgabe von 200000 5 prozentigen Obligationen zu 500 Franken, die 
er von dem serbischen Staat für den festen Preis von 357 Franken 
(= 71,4 %) übernahm, zu beschaffen. Zur Deckung der jährlichen Zin¬ 
sen und zur Tilgung dieses Kapitals von einem Nennwert von 100 Mill. 
Franken wurden vom serbischen Staat die Reineinnahmen der Bahn, 
aus Zöllen und direkten Steuern in Höhe von 6 Mill. Franken ver- 
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pfändet. Bontoux wurde das Vorrecht auf den Bau der Strecken Semen- 
dria—Welika Plana und Nisch—Pirot eingeräumt. Bontoux vergab den 
Bau weiter an eine italienische Gesellschaft. Am 3. Juli 1882 wurde mit 
dem Bau der Strecke Belgrad—Topschider begonnen. Aber noch vor 
Ablauf des Jahres 1882 brach das Unternehmen Bontoux' infolge seiner 
waghalsigen Spekulationen zusammen, der Bau stand still. In der 
Skupsehtina, in der es an Warnern vor dem Spekulanten Bontoux nicht 
gefehlt hatte, brach ein Sturm gegen die forteohrittliehe Regierung, ge¬ 
führt von dem Führer der Radikalen, dem Ingenieur Paschitsch 1 ), los 
und drohte auch den Thron des eben zum König erhobenen Milan zu er¬ 
schüttern. Österreich-Ungarn mußte eingreifen und veranlaßte unter 
Opfern das Comptoir d’Escompte und die österreichische Länderbank zur 
Fortführung des Baues. Wieviel Verlust der serbische Staat bei dem 
Zusammenbruch hatte, ist amtlich nicht bekannt geworden. Die Angaben 
schwanken je nach der Parteistellung und werden bis zu 42 Mill. Franken 
angegeben. 

Nunmehr wurde die Vollendung des Baues mit Energie betrieben. 
Die Strecke konnte bis Nisch (244 km) am 15. September 188-1 dem Be¬ 
trieb übergeben werden. Nach längeren Verhandlungen mit der Türkei 
wurde der Anschlußpunkt südlich Wranja an die türkische Strecke fest¬ 
gelegt und im September 1887 dem Lokal verkehr übergeben. Die Ver¬ 
zögerung gegenüber dem in der Viererkonferenz vereinbarten Termin 
(15. Oktober 1886) war hauptsächlich dem serbisch-bulgarischen Krieg 
zu danken. Die gesamten Baukosten stellten sich auf 63,« Mill. Franken 
(175 000 Franken für 1 km). 

Wie erinnerlich, hatte die serbische Regierung eine Verpflichtung 
zum Bau der Strecke Nisch—Pirot nur übernommen, falls die bulgarische 
Regierung sich zur Fortführung der Strecke verpflichtete. Im Mai 1884 
kam die Vereinbarung über den Anschlußpunkt zustande, und die Ar¬ 
beiten wurden mit einer Unterbrechung durch den Krieg 1885 Mitte 1888 
beendet. Am 11. August 1888 fuhr der erste Orientexpreßzug von Wien 
nach Konstantinopel 2 ). 

‘) Demselben Pascliitsch, unter dessen politischer Führung Serbien \ or 
und während des Weltkriegs stand. Paschitsch wurde 1883 des Landes verwie¬ 
sen, fand als politischer Flüchtling in Bulgarien Aufnahme, wo er beim Ankauf 
der Strecke Rustschuk—Warna für den bulgarischen Staat tätig war. 1888 kehrte 
er zurück, war 1891 Ministerpräsident, wurde 1899 wegen Hochverrats verurteilt, 
1900 amnestiert und war 1906 erneut Ministerpräsident. In dem neuen südslawi¬ 
schen Reich bekleidet er seit Mitte 1920 dieselbe Würde. 

5 ) Bereits seit dem 1. Juni 1885 wurdo der täglich verkehrend« Orient- 
cxpicßzug Paris—Wien außer seiner zweimaligen wöchentlichen Fortsetzung bis 
Giurgewo an der Donau (zum Anschluß an die bulgarische Strecke Rustschuk— 
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Die Sawebrücke bei Belgrad wurde zur Hälfte von Serbien, zur 
Hälfte von Österreich-Ungarn bezahlt. Den Bau übernahm nebst der 
Anschlußstrecke bis zum Bahnhof Belgrad Österreich-Ungarn. Buda¬ 
pest—Semlin wurde am 4. September 1884 eröffnet. 

Eigentümlicherweise hatte die Verzögerung in der Vollendung der 
Strecke Nisch—Pirot auch eine Verzögerung in der Aufnahme des 
durchgehenden Verkehrs der Strecke Nisch—Saloniki zur Folge. Die 
türkische Regierung berief- sich nämlich auf den Wortlaut der Konven¬ 
tion, in der von einer gleichzeitigen Eröffnung der Strecken nach 
Konstantinopel und Saloniki die Rede war. Vermutlich wollte die 
Türkei einen Vorsprung des Hafens von Saloniki gegenüber Konstän- 
tinopel vermeiden oder aber den militärischen Zutritt Serbiens nach 
Mazedonien verhindern, ohne daß Serbien, solange die' Strecke Sofia— 
Nisch nicht fertiggestellt war, sich eines Flankenangriffs aus der Rich¬ 
tung Sofia ausgesetzt zu sehen brauchte. So fuhr erst ein Jahr nach 
Fertigstellung der Strecke am 19. Mai 1888 der erste durchgehende Zug 
Wien—Saloniki. 

Die Kosten der Strecke Nisch—Pirot beliefen sich auf 20,8 Mill. 
Franken bei 92 km Länge (226 000 Franken für 1 km). 

Außer diesen beiden Stammstrecken baute die serbische Regierung 
noch die 42 km lange Strecke Semendria—Welika Plana (1,4 Mill. 
Franken Baukosten, 31 000 Franken für 1 km), und ferner schloß man 
die alte Hauptstadt Kragujewatz durch eine 30 km lange Zweigbahn 
von Lapowo aus an das Hauptnetz an (1,7 Mill. Franken Baukosten, 
56 800 Franken für 1 km). 

Mit diesen Strecken hatte das serbische Regelspurnetz eine Länge 
von 531,2 km Betriebslänge erreicht, auf der es, abgesehen von einer un¬ 
wesentlichen Erweiterung um 8,6 km im Jahr 1898, bis 1912 stehen blieb, 
in welchem Jahr der Friede von Bukarest den ersten Zuwachs an regel- 
spurigen Bahnen brachte. 

b) Die serbisch-mazedonischen Strecken Saloniki—Üsküb—Wranja, 
Üsküb—Mitrowitza und Saloniki—Monastir. 

(Zus. 3, Abb. 1, 2 und 5.) 

Der Zuwachs, den die serbischen Bahnen infolge des günstigen Aus¬ 
gangs des Balkankriegs erhielten, bestand aus den Anteilen Gü- 
mendsche—Üsküb und Kinali—Monastir der Strecken Saloniki—Üsküb 

Warna, Wasserweg nach Konstantinopel) einmal wöchentlich nach Nisch fort¬ 
gesetzt. Von Nisch ab richtete die serbische Regierung während des Baues Nisch- 
Pirot eine Postverbindung bis zu dem Endpunkt des bereits seit 1874 im Betrieb 
befindlichen Stückes Konstantinopcl—Sarambej ein. 
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und Saloniki—Monastir sowie der gesamten Strecken Üsküb—Sibeftsehe 
(Richtung Wranja) und Üsküb—Mitrowitza, zusammen 372,5 km Be¬ 
triebslänge. 

Die Strecke Saloniki—Üsküb verdankt der am 9. April 1869 zwi¬ 
schen der Türkei und dem Baron Hirsch abgeschlossenen obenerwähnten 
Konvention über den Bau einer Überlandbahn von der österreichisch- 
ungarischen Grenze bei Nowi 1 ) nach Konstantinopel ihr Entstehen In 
dieser Konvention war neben anderen Zweigbahnen der Bann der Strecke 
Prischtina—Üsküb—Saloniki und einer noch näher zu bezeichnenden 
Strecke in der Richtung nach der damaligen serbisch-türkischen Grenze 
nördlich Nisch vorgesehen. V'on dieser Zweigstrecke Saloniki—Üsküb— 
Prischtina waren 1872 100,8 km bis Miroftsclie vollendet und Miroftsche— 
Üsküb mit 141,e km im Bau, als teils infolge englisch-russischer Machen¬ 
schaften, teils auf Antrieb des Barons Hirsch selbst der ursprüngliche 
Vertrag aufgehoben und durch einen neuen Vertrag ersetzt wurde, der 
den Baron Hirsch von der Fertigstellung der eigentlichen Orientbahn 
entband und in Mazedonien nur noch zum Bau der Strecken Saloniki— 
Üsküb und Üsküb—Mitrowitza (124 km) verpflichtete. Von diesen 
Strecken konnte Saloniki—Üsküb 1873 und Üsküb—Mitrowitza 1874 dem 
Verkehr übergeben werden. Der Betrieb wurde von dem Baron Hirsch 
in seiner Eigenschaft als Präsident der Betriebsgesellschaft der orien¬ 
talischen Bahnen übernommen. Der türkische Staat zahlte für das Kilo¬ 
meter 250 000 Franken Baukosten, während der Unternehmer den Bau für 
den Biaron Hirsch für 127000 Franken für 1 km ausführte*). Von der 
363 km betragenden Gesamtlänge der Strecke Saloniki—Mitrowitza fallen 
270,2 km auf Serbien. , 

Die Strecke Üsküb—Sibeftsehe (jetzt aufgehobene Station zwischen 
den Stationen Buginieftsche und Ristowatz) mußte als türkische An¬ 
schlußstrecke der in der Viererkonferenz beschlossenen Orientstrecken 
gebaut werden. Sie wurde mit 85,4 km Länge 1885 in Angriff genommen. 
Baugesellschaft war die Soci6t6 de construction des lignes de raccorde- 
ment de Rum^lie*), finanziert wurde der Bau von dem Comptoir 

Nowi liegt südlich Agram. Dort sollte der Anschluß an das Netz der 
österreichischen Sudbahngesellschaft stattfinden. 

*) Welche Summen Hirsch bei dem Bau der orientalischen Bahnen verdient 
hat, geht aus diesem Unterschiedsbetrag zur Genüge hervor. Dabei entziehen sich 
di.e rein börsenmäßigen Gewinne, die bei der mehrfachen Umgestaltung der von 
Hirsch vertretenen Gesellschaft erzielt wurden, ganz der Berechnung. Sein Ge¬ 
samtverdienst wird auf 130 Mill. Franken geschätzt. 

s ) Dieselbe Gesellschaft, die das Verbindungsstück zwischen Kumelien und 
Bulgarien von Sarambej nach Wakarel baute, daher der Name. Unternehmer 
war der Graf Vitalis, ein Name, der kürzlich wieder im Zusammenhang mit der 
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d'Escompte in Paris und der österreichischen Länderbank. Die Kosten 
für 1 km wurden auf 175 000 Franken festgesetzt, die wirklichen Bau¬ 
kosten werden auf 150000 Franken beziffert. Die Türkei leistete Sicher¬ 
heit für die 5 % Zinsen des mit 77 % begebenen Kapitals und für die 
Tilgung innerhalb 25 Jahre. Am 9. Juni 1887 wurde die Strecke der 
türkischen Regierung übergeben, zunächst aber aus den oben angege¬ 
benen Gründen nur der Lokalverkehr bis zur serbischen Grenze er¬ 
öffnet. 

Wesentlich später kam die Strecke Saloniki—Monastir zustande. 
Die Konzession wurde von einem Beauftragten der Deutschen Bank er¬ 
wirkt. Von ihr ging alsdann die Gründung der Societö de chemin de fer 
ottoman Salonique—Monastir am 5. Februar 1891 aus, die unter türki¬ 
schen Gesetzen stehend ihren Sitz in Konstantinopel hatte. Die türkische 
Regierung garantierte eine Betriebseinnahme von 14 300 Franken für 
1 km durch Verpfändung des Zehnten der Sandschaks Saloniki und Mo¬ 
nastir. Der Bau begann am 14. Mai 1891, die Strecke konnte am 19. De¬ 
zember 1892 bis Wertekop und am 14. Juni 1894 bis Monastir dem Be¬ 
trieb übergeben werden. 1893 übernahm den Betrieb auch dieser Strecke 
die Betriebsgesellschaft der orientalischen Eisenbahnen. Von der 
218,6 km betragenden Länge der Strecke liegen 16,o km auf serbischem 
Boden. Die kilometrischen Baukosten sind auf 191 000 Franken zu be¬ 
ziffern. 

Im Zusammenhang mit dieser Strecke wurden Vorarbeiten für die 
Fortsetzung , der Linie bis an das Adriatische Meer nach Walona über 
Ochrida—Elbassan—Durazzo gemacht. Die 312 km lange Strecke sollte 
67,o Mill. Franken = 216 000 Franken für 1 km kosten. Die Ausführung 
ließ die Türkei fallen, teils der Kosten wegen 1 ), teils aus Abneigung 
gegen jede Eisenbahnverbindung, die das Eindringen europäischen Ein¬ 
flusses, in diesem Fall Italiens, in den türkischen Machtbereich er¬ 
möglichte. 

Durch den Ausbiuch des Balkankriegs wurde auch die Ausführung 
des von der Türkei 1912 genehmigten Bahnbaras Üskiib—Kalkandelen— 
Gostiwar verschoben, dessen Kosten auf 142 000 Franken für 1 km ange¬ 
setzt waren. Die Konzession war unter dem 30. 7./12. 8. 1912 an die 
Betriebsgesellschaft der orientalischen Eisenbahnen erteilt worden mit 

infolge der Friedensverträge notwendig gewordenen Umgestaltung der orientali¬ 
schen Eisenbahnen genannt wurde. 

*) Die finanziellen Verpflichtungen der Türkei waren bei der Strecke Sa¬ 
loniki—Monastir erheblich, denn die kilometrischen Einnahmen betrugen, abge¬ 
sehen von Jahren politischer Spannung, die Truppenbewegungen im Gefolge hatten 
(1911, 1912). kaum über 8000 Franken. 
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der Maßgabe, daß ein Reingewinn über 7806 Franken auf 1 km mit der 
türkischen Regierung zu teilen war. 

c) Die Donau—Adriabahn. 

(Abb. 1, 3 und 4.) 

Während die bisher angeführten Strecken mehr oder minder Er¬ 
gebnisse europäischer Großmachtspolitik oder des Betätigungsdranges 
des internationalen Großkapitals waren, ist die Donau—Adriabahn ein 
in erster Linie serbischer Gedanke, der allerdings von Rußland im In¬ 
teresse seiner allslawischen Ziele sorgfältig gepflegt wurde. Mag es 
sich in den ersten Jahren bei diesem Plan um ein Schlagwort gehandelt 
haben, da die wirtschaftliche Unterlage für die Überlandbahn nur auf 



sehr unsicheren Voraussetzungen beruht, so ist nach Inangriffnahme des 
Baues der nördlichen Hälfte der Strecke bis Ni sch die Vollendung des 
Planes in greifbare Nähe gerückt. Denn der neue südslawische Staat 
wird auf eine erstklassige Verbindung mit der Adria nicht verzichten 
können. Im zweiten Abschnitt war schon darauf hingewiesen, daß die 
im Weltkrieg in Angriff genommene Schließung der Lücke zwischen dem 
serbischen und bosnischen Schmalspurnetz, die eine unmittelbare Verbin¬ 
dung zwischen dem Herzen Altserbiens und der Adria gestatten würde, 
nicht genügt, um den zu erwartenden Verkehr zu befriedigen. Der Um¬ 
bau der Zufuhrlinien zur Adria in die Vollspur, sei es nach Metkowitsch 
unterVerlängerung bis zu dem für einen Hafen geeigneten Neum, sei es bis 
Spalato unter Verbindung der Linie Spalalo—Arschano mit Bugojno, wird 
bedeutende Summen verschlingen. Schwankten doch die Anschläge der 
bosnisch-lierzegowinischen Landeseisenbahnen über den teilweisen regel- 
spurigen Ausbau der Gebirgsstrecken zwischen 244 000 und 411000 Kro¬ 
nen für 1 km. Es liegt daher nahe, daß man den Ausweg nach wie vor 
in der Vollendung der Linie Kladowo—Nisch über Nisch hinaus nach 
Merdare, San Giovanni di Medua, Antivari oder Durazzo sucht. 
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Der Gedanke einer Bahnverbindung, ausgehend von der Donau in 
das Innere des Landes im östlichen Teil des Königreichs, wurde zum 
ersten. Mal in den jachtziger Jahren ernstlich erwogen. Damals bewarb 
sich ein rumänisches Konsortium um eine Konzession für eine Bahn im 
Timoktal, die 1888 zunächst als schmalspurige Industriebahn einer bel¬ 
gischen Gesellschaft von dem Donauhafen Radujewatz bis zu dem 
Kohlenbergwerk Wrschka Tschuka zur Ausführung kam. 1890 beschäf¬ 
tigte sich der Ministerrat mit dem Entwurf einer Konzession für eine 
regelspurige Timoktalbahn Kladowo—Radujewatz und ihrer Fortsetzung 
bis Nisch. Die Bahn wurde sogar ausgeschrieben, jedoch, die etwas ge¬ 
waltsame, wohl im Interesse des serbischen Staats liegende, aber von 
der öffentlichen Meinung namentlich Frankreichs verurteilte Verstaat¬ 
lichung der Orientstrecke 1889 hatte das Großkapital vorsichtig gemacht. 
Die Ausschreibung hatte keinen greifbaren Erfolg. 

Da man mit dem Gedanken umging, der künftigen Bahn durch eine 
Verbindung mit Rumänien einen stärkeren Verkehr zuzuleiten, wurden 
Verhandlungen zwischen beiden Regierungen über den Bau einer Donau¬ 
brücke bei Kladowo angeknüpft. Im Zusammenhang hiermit wurde der 
Gedanke erwogen, die geplante Strecke zu einer Überlandbahn bis zur 
Adria auszubauen. Dieser Plan mußte nicht nur aus politischen, sondern 
auch aus wirtschaftlichen Gründen den Widerstand Österreich-Ungarns 
finden, denn es fürchtete die Ablenkung der rumänischen Ausfuhr über 
Serbien. Dennoch wunden im Jahr 1890 Vorarbeiten durch französische 
Ingenieure gemacht. Wegen des eintretenden Regierungswechsels und 
der innerpolitischen Sorgen konnte an eine gesetzliche Festlegung des 
Planes nicht gedacht werden. Erst 18% erhielt die Regierung von der 
Skupschtina die Ermächtigung zur Konzessionserteilung für eine Strecke 
Nisch—Knaschewatz—Sajetschar—Negotin, und 1897 erfolgte die amtliche 
Ankündigung an die rumänische Regierung, daß der serbische Minister¬ 
rat dem Bau einer Donaubrücke zugestimmt habe. Am 18. Januar 1898 
kam zwischen den beiden Ländern ein Vertrag über den Bau einer Donau¬ 
brücke zwischen Turn Sewerin und Kladowo zustande. Jeder Staat sollte 
die Hälfte der Kosten tragen, die Vorarbeiten sollten im September 1899 
beendet sein, zum Leiter des Baues wurde die rumänische Regierung be¬ 
stimmt. Die Volksvertretung nahm das Gesetz über den Bau der Donau¬ 
brücke an, und die Regierung trat mit einer belgischen Finanzgmppe 
über die Finanzierung in Verhandlung. 

Gleichzeitig 'aber begann nunmehr die serbische Regierung, für die 
Fortsetzung der Linie über Nisch hinaus bis an das Adriatische Meer zu 
wirken. Auf serbischem Boden konnte die Linie südwestlich Nisch über 
Kurschumlije bis Merdare geführt werden. Dann betrat sie in der Rieh- 
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tung auf Albanien türkisches Gebiet. Man mußte daher mit der Türkei 
über die Fortsetzung der Linie ins Einvernehmen zu kommen suchen. 
Im August 1898 richtete die serbische Regierung eine Note in dieser An¬ 
gelegenheit nach Konstantinopel und schlug die Linienführung Kur- 
schumlije—Prisrend—Giovanni vor. Dieser Schritt lag nicht im Inter¬ 
esse der österreichisch-ungarischen Monarchie. Solange sie keine Zu¬ 
geständnisse in der Frage der Sandscliakbahn, der Verbindung Mitro- 
witza—Novi Piasar—Sürajewo, erhielt, glaubte sie, diese serbische, all¬ 
slawischen Interessen dienende Bahnverbindung hintertreiben zu müssen. 
Hinter Serbien aber stand Rußland, das endlich seit 3 Jahrzehnten ge¬ 
hegte Pläne reifen sah, die auf eine unmittelbare Bahnverbindung mit 
dem Balkan ausgingen. Es hatte in der Eisenbahnpolitik auf dem Balkan 
nicht einmal das Ziel einer unmittelbaren Verbindung mit Sofia, ge¬ 
schweige denn mit Konstantinopel und mit der Adria erreicht. Was mit 
Hilfe Bulgariens nicht zu erreichen war, ließ sich bezüglich einer Ver¬ 
bindung mit der Adria vielleicht mit serbischer Hilfe zum Ziel bringen. 

Nun hatte die Türkei aber ebensowenig wie Österreich-Ungarn ein 
Interesse an dem Zustandekommen der Donau-Adriabahn, die den Russen 
einen unmittelbaren Zugang zum Amselfeld (Kossowo polje) verschaffte. 
Sie ließ wie immer die Zeit wirken und stellte sich im April 1899 erneut 
vorgetragenen Wünschen gegenüber taub. In Serbien aber begannen die 
alten finanziellen Sorgen den Plan in seinen Anfängen zu gefährden. 
Man verhandelte mit der Inhaberin der Kohlenbergwerke Wrschka 
Tschuka, der Industrielle Serbe und der Societe Generale in Brüssel. 
Es gelang aber nicht, die Bausumme von 36 Mi 11. Franken (rund 200 000 
Franken für 1 km) aufzubringen 1 ). Nach dem serbisch-rumänischen 
Übereinkommen sollte die Bahn in der Regelspur ausgeführt werden. 
Nun erbot sich die belgische Gesellschaft, die Bahn schmalspurig auszu¬ 
führen, da ihre Ertragsberechnungen für eine vollspurige Ausführung 
keine Deckung der Zinsen erwarten ließ. Die Linienführung sollte so 
gestaltet werden, daß ein Umbau in die Vollspur jederzeit möglich sein 
sollte. Im Oktober 1899 erklärte sich die Skupschtina mit diesem Vor¬ 
schlag einverstanden. Jetzt trat aber Rumänien, das auf eine vollspurige 
Ausführung bestand, vom Vertrag zurück, und die Vorstudien für die 
Donaubrücke bei Kladowo wurden eingestellt. 


') I>al» üis europäische Kapital sich in diesen Jahren Serbien gegenüber 
sehr ablehnend verhielt, lag in der gewaltsamen Konversion seiner Anleihen im 
Jahr 18% begründet. Ohne Kündigung wurden damals zehn öprozentige Anleihen 
zu einer Koversionsanleihe zu 4 % hei einem Kurs von 8ö % trotz des Wider- 
sprilehs des Auslands und der Opposition im Lande selbst zusnmmengclegt. 
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Erst zehn Jahre später, im Jahr 1908, brachte die Erklärung des 
österreichisch-ungarischen Außenministers Baron Aehrenthal vor den 
ungarischen Delegationen über den beabsichtigten Bäu der Sandschak- 
bahn die Frage aufs neue in Fluß. Diesmal trat Rußland, entsprechend 
den sich geltend machenden veränderten politischen Verhältnissen, ener¬ 
gisch für die allslawischen Wünsche ein. Es verlangte für Bulgarien 
eine Verbindung Sofia—Üsküb durch den Bau der Strecke Küstendil— 
Kumanowo und für Serbien die Donau-Adriabahn mit dem Ziel Dulcigmo 
in Montenegro. Man vermutete schon damals, daß sich Rußland zu diesem 
Vorstoß des Einverständnisses Frankreichs versichert hatte. Je energi* 
scher Österreich-Ungarn die Vorarbeiten zur Sandschakbahn betrieb (sie 
wurden bereits im August 1908 beendet), um so mehr wuchs die Erregung 
in Serbien. Im März 1908 überreichte Serbien eine Note bei der Pforte 
und ersuchte um Genehmigung zur Vornahme von Vorarbeiten auf der 
Strecke Merdare—San Giovanni. Österreich versuchte, die Genehmigung 
zum Scheitern zu bringen und zeigte sich geneigt, den Anschluß des 
bosnischen Schmalspurnetzes bei Uschitze an das serbische Schmalspur¬ 
netz zu gewähren. Man begründete sogar in den Vorlagen für den Aus¬ 
bau des bosnisch-herzegowinischen Eisenbahnnetzes den Bau der Strecke 
Bugojno—Arschano, gegen dessen schmalspurige Ausführung sich im 
Lande großer Widerstand erhob, mit dem Hinweis auf Serbien, dem man 
eine durchgehende schmalspurige Verbindung bis zum Hafen Spalato er¬ 
möglichen müsse. Mit einer unter österreichischer Aufsicht stehenden 
Verbindung mit dem Meer war jedoch Serbien in keiner Weise gedient 

Da brach die jungtürkische Revolution aus und schuf eine voll¬ 
kommen neue Lage. Im Jahr 1911 wurde ein umfassender Plan für den 
Ausbau des mazedonischen Eisenbahnnetzes aufgestellt, in dem auch 
die Anschlußlinie an die geplante serbische Linie Nisch—Merdare vor¬ 
gesehen war. Sie sollte über Prischtina—Prisren—Dibra nach San Gio¬ 
vanni gehen und eine Abzweigung nach Skutari erhalten. Die an sich 
als aussichtsreich beurteilte Strecke Üsküb—Kalkandelen—Gostiwar— 
Durazzo—San Giovanni ließ man der großen Schwierigkeiten wegen 
fallen. Die R6gie gän6rale erhielt im November 1911 das Vorzugsrecht 
auf den Bau und Betrieb der in Aussicht genommenen Bahnen, nur für 
Merdare—Prischtina wurde der Betriebsgesellschaft der orientalischen 
Bahnen das Betriebsrecht eingeräumt. Es hing dies mit den alten Rech¬ 
ten der Gesellschaft aus früheren Konzessionen zusammen. Die Türkei 
wurde für den Plan mit dem Hinweis auf die Vorteile gewonnen, die ihr 
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bei der Durchfuhr des gesamten serbischen Handels durch Mazedonien 
und Albanien entstehen würden 1 ). 

Die Skupschtina bewilligte 1912 für den Ausbau des Donauh'afens 
Prachowo 13 Mill. Dinare. Die Pläne für den Bau eines Hafens in Du- 
razzo wurden aufgestellt und mit dem Bau von Prachowo aus begonnen. 
Da brach im Oktober 1912 der Balkankrieg aus und leitete damit die ge¬ 
waltige Umwälzung ein, unter der wir heute noch stehen. Vor Beginn 
des Balkankriegs wurde die Strecke Sajetschar—Knaschewatz im Unter¬ 
bau fertig, zu Beginn des Weltkriegs "war die Strecke Prachowo—Kna¬ 
schewatz im Betrieb ( 116,2 km), Knaschewatz—Nisch (65 km) war im 
Bau. Als Serbien 1915 in einem mehrwöchigen Feldzug überwunden 
Wurde, beklagte Tittoni, daß es nicht gelungen war, die Donau—Adria¬ 
bahn vor dem Weltkrieg zu vollenden, sie wäre die Rettung Serbiens 
gewesen. 


d) Die Sandschakbahn. (Abb. 1 u. 5.) 

In der Vorgeschichte der serbischen Orientstrecke wurde bereits 
erwähnt, daß sich die Konzession des Baron Hirsch vom Jahr 1869 auf 
eine Strecke Nowi-Banjaluka—Sarajewo—Mitrowitza—Üsküb—Nisch— 
Konstantinopel bezog. Sie sollte also den Sandschak Nowi Pasar durch¬ 
queren. Dieser Plan wurde durch die neue Konzession vom Jahr 1872 
und die Ergebnisse des Berliner Kongresses vom Jahr 1878 nebst den 
Beschlüssen der Viererkonferenz vom Jahr 1883 fallen gelassen, denn 
Österreich-Ungarn erhielt nun seine Verbindungen mit dem Balkan über 
Belgrad—Nisch. Es begann die Kulturarbeit der Monarchie in Bosnien 
und in der Herzegowina und der Bau eines Eisenbahnnetzes in den Kron- 
ländern. Als die politische Lage zu Anfang des Jahrhunderts zwischen 
Österreich-Ungarn und Serbien immer gespannter wurde, lenkten sich 
die Blicke der Monarchie neuerdings auf den Sandschak, als ein von 
Serbien unabhängiges Verbindungsglied einer Bahnverbindung nach Sa¬ 
loniki. 

Diese Verbindung war bei Uwatz an die 1906 fertiggestellte, mit 
vollspurigem Unterbau versehene Schmalspurstrecke Sarajewo—Uwatz 
anzuschließen und bei Mitrowitza an die Strecke Mitrowitza— 
Saloniki heranzuführen. Am 4. Februar 1908 erteilte die Pforte 
dio Genehmigung zur Ausführung der Vorarbeiten, und im April 

*) Durch die politischen Tageszeitungen ging damals die Nachricht, daß die 
letzten Abmachungen über die Finanzierung der Donau-Adriahahn gelegentlich 
der Monarchenzusammenkunft in Raeconigi durch französische, italienische und 
russische Finanzleute getroffen wurden und daß Frankreich Rußland seine Zu¬ 
stimmung zum Bau der Bahn gegen Bahnbauzugestäudnisse in Asien gab. 
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wurden die Vermessungsarbeiten aufgenommen. Es handelte sich 
um eine diplomatisch wohlvorbereitete Aktion, die damals in 
Österreich große Hoffnungen erweckte. Österreich-Ungarn erwirkte 
sich von der Türkei die Berechtigung, den Zustand der Strecke 
Saloniki—Üsküb—Mitrowitza zu verbessern, und erhielt die Konzession 
auf den Einschlag des erforderlichen Holzes. Vom Jahr 1869 lag ein 
Plan des Erbauers der Brennerbahn, Pressei, vor, der die Kosten für die 



o 5V- 9J UCj *5<f 25*1 

Abi., d. 


230 km lange Bahn auf 50 Mill. Franken (217 000 Franken für 1 km) 
veranschlagte. Die Vorarbeiten wurden in 4 Abschnitten von Ingenieu¬ 
ren der Betriebsgesellschaft der orientalischen Bahnen im Auftrag der 
österreichischen Regierung ausgeführt, sie konnten Ende 1909 der tür¬ 
kischen Regierung vorgelegt werden. 

Die Linienführung ging über Xowi Pasar, Prepolje und Sjeniza. 
Für etwa dreiviertel der Strecke genügte eine Größtneigung 1 : 50, in 
dem letzten nach Bosnien zu gelegenen Viertel sollte die Steigung 1 : 10 
verwandt werden. In Betracht gezogen wurde auch eine zweite Linien- 

Archiv für Ki.«eiil>aliiiwi">en. llLil. 7 4 


Difitized by Gougle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 


1126 


Dio Geschichte der serbischen Eisenbahnen. 


fiihrung im Lirntal aufwärts durch den Sattel von Roschaj und im Ibartal 
abwärts bis Mitrowitza bei einer Gesamtlänge von 218 km. Die 140 km 
lange erste Linie schätzte man bei Ausführung in Schmalspur auf 24 Mill. 
Kronen (171 340 Kr. für 1 km). Es fragt sich, ob man mit dieser Summe 
uusgekommen wäre, die benachbarten bosnischen Strecken waren zuiu 
Teil erheblich teurer. Die Kosten für die 218 km lange Linienführung 
wurden bei normalspuriger Ausführung auf 120 Mill. Kr. (553 000 Kr. für 
1 km) angegeben. 

Jedenfalls waren die Kosten im Verhältnis zu dem wirtschaftlichen 
Nutzen der Strecke ganz erheblich. Daß die Strecke für den zwischen¬ 
staatlichen Verkehr eine besondere Bedeutung gewonnen hätte, vor allem 
aber eine ernstliche Wettbewerbslinie der Orientstrecke über Belgrad 
hätte werden können, ist nicht anzunehmen. Denn sowohl die Strecken 
Wien—Saloniki wie Budapest—Saloniki sind über die Sandschakbahn 
länger als über Belgrad. Dagegen bedeutete der Weg aus dem Herzen 
Bosniens, von Sarajewo aus nach dem Herzen Serbiens, nach Nisch und 
nach Saloniki über den Sandschak eine bedeutende Ersparnis. Wohnte 
daher der Sandschakbahn ehemals eine hohe politische Bedeutung inno, so 
würde sie heute nur noch für den wirtschaftlichen Aufschluß dieser ent¬ 
legenen Gegend in Frage kommen. Voraussichtlich w r ird man sich mit 
dem Bau einer Bahn im Ibartal, die Mitrowitza über Baschka mit Kral- 
jewo verbindet, begnügen. — Das Sandschakbahnprojekt wurde kurz nach 
Beendigung der Vorarbeiten von Aehrenthal fallen gelassen, vermutlich 
um zunächst die durch die jungtürkische Revolution angebahnte neue 
Entwicklung abzuwarten. Auf der Londoner Botschafterkonferenz 1913 
wurde der Plan von Österreich nochmals angeregt, jedoch ohne greif¬ 
baren Erfolg, wie bei den veränderten politischen Verhältnissen zu er¬ 
warten war. Denn der Sandschak war im Frieden von London 1913 
größtenteils in serbischen Besitz übergegangen. 

e) Die weitere Entwicklung des Eisenbahnnetzes und die 
Eisenbahngesetzgebung. (Zus. 3—8, ^bb. 1, 6 u. 7.) 

Nachdem der serbische Staat seinen Verpflichtungen aus dem Ber¬ 
liner Vertrag durch den Bau der beiden Verbindungsglieder der Orient¬ 
strecke nach Saloniki und Konsiantinopel nachgekommen war und den 
dringendsten innerstaatlichen und militärischen Bedürfnissen durch den 
Bau der Anschlußl>ahn Semendria—Welika Plana und Lapowo—Kragu- 
jewatz (Waffenplatz) Rechnung getragen hatte, nahm man für den weite¬ 
ren Ausbau des Eisenbahnnetzes aus Sparsamkeitsriicksiehten die Schmal¬ 
spur in Aussicht. Eine systematische Bearbeitung der Eisenbahn- 
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frage blieb in diesem, vom Parteihader ganz in Anspruch genommenen 
Lande zunächst leider aus. Man baute die Strecken von Fall zu Fall. 

Zuerst entstand die am 13. Januar 1888 in Betrieb genommene 
Kohlenbahn von dem Donauhafen Radujewatz, im Timoktal entlang nach 
dem Kohlenbergwerk Wrschka Tschuka, eine Privatbahn der Industrielle 
Serbe (84 km). 




Dann baute der Staat zum Anschluß des Kohlenbergwerks Rudnik 
an die Hauptbahn die schmalspurige Zweigbahn Tschuprija—Senski Rud¬ 
nik—Okno Aleksander (Gesetz vom 14. Februar 1890). Der Bau begann 
im Mai 1891, eröffnet wurde die Bahn am 31. Dezember 1892. Die Bau¬ 
kosten betrugen 1260 000 Dinar (57 534 Dinar für 1 km). 1908 wurde die 
Fortsetzung dieser Strecke bis Rawna Reka eröffnet (ursprünglich 21,9, 
dann 31,2 km). Unternehmer war eine serbische Firma, die Spur betrug 
75 cm, später in 76 cm umgebaut. 

Anfangs der neunziger Jahre wurde auch die Belgrader Straßen¬ 
bahn gebaut. Die Konzession datiert vom 13./25. August 1891. Die drei 
zusammen 7 km langen Pferdebahnstrecken wurden im Mai 1893, die vier 
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zusammen 11 km langen elektrischen Linien im September 1894 eröffnet 
Den Strom liefert eine französische Gesellschaft, den Betrieb führt eine 
belgische Aktiengesellschaft. 

Im März 189ü nahm die Skupschtina ein Gesetz an, das die Regie¬ 
rung zur Erteilung der Bau- und Betriebserlaubnis für folgende Linien 
ermächtigte: 1. der oben bei der Geschichte der Donau-Adriabahn er¬ 
wähnten Strecke Negotin—Sajetschar—Ivnaschewatz—Nisch, 2. der 
Strecke Belgrad—Waljewo mit dem Ziel eines Anschlusses an das bosni¬ 
sche Eisenbahnnetz etwa bei Tusclila, 3. der Strecke Paratschin—Sajet¬ 
schar, 4. der Strecke Kragujewatz—Tschatschak—Uschitze mit dem Ziel 
eines Anschlusses an das bosnische Eisenbahnnetz in Richtung auf War- 
diste—Sarajewo. 

Zwei Jahre später wurde dieses Gesetz durch ein umfassendes 
neues Gesetz, betreffend den Bau und Betrieb neuer Bahnen, vom 6./18. De¬ 
zember 1898 ergänzt. Zwölf Strecken sah man für den Ausbau vor uni 
legte in 2U Artikeln die Grundzüge für die Ausführung fest. Das Gesetz 
wurde durch die Novellen vom 2./15. April 1902, vom 12./25, März lfxtf 
und vom 30. Mai/12. Juni 1913 ergänzt. In dieser letzten Fassung besagt 
das Gesetz im wesentlichen folgendes: 

Zusammenstellung 4. 

Serbische Vollspurbahnen im Bau. 


Lfd. Nr. Strecke km | .. Abb, .l. 

M t Strecke >r. 


1 j Nisch—Knaschewatz. 64,7 14 

2 Nisch—Merdare. 82,o 15 

3 1 Topschider-Mala Krsna. 66,o 16 

4 j Kragujewatz—Kraljewo —Raschka. 130,o 17 

5 j Kruschewatz—Tulari.j 60,o | 18 

Zusammen . 402,7 


Im Artikel 1 werden die für den Ausbau des Balmnetzes vorgeschla¬ 
genen Linien aufgestellt. Sie sind durch die Novellen 1909 und 1913 
feils verändert teils ergänzt worden, ln der letztfestgesetzten Form er¬ 
scheinen die Strecken in den Zusammenstellungen 3 bis 8, die sämtliche 
Voll- und Schmalspurbahnen enthalten, die sich 1914 im Bau oder in 
Vorarbeit befanden. 

Im Artikel 2 wurde in dem Grundgesetz für die Strecken der Donau- 
Adriabahn die Vollspur festgesetzt. Alle anderen Linien solllen die 
bosniscli-herzegowinische 70-cm-Spur erhalten. Line nochmalige Ände¬ 
rung verfügte das Gesetz vom 5. 17. Oktober 1899, wonach die Linien 
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entweder Voll- oder Schmalspur erhalten, mit Genehmigung des Bauten¬ 
ministers auch eine andere als die 76-cm-Spur verwendet werden durfte. 
Die Novelle von 1909 setzte für die Parallelbahn zur Donau Belgrad— 
Semendria mit der Abzweigung Osipaoniza—Poscharewatz ebenfalls die 
Vollspur fest, wohl aus militärischen Gründen. 

Artikel 3 bestimmte, daß die Genehmigung der Pläne durch den 
Bautenminister zu erfolgen hat, Artikel 4, daß der Bau durch den Staat 
oder durch Konzessionierung an Privatgesellschaften ausgeftihrt wird. 
Die Mittel sollen aus laufenden Einnahmen oder aus Anleihen zur Ver¬ 
fügung gestellt werden, welche die Nationalversammlung zu genehmigen 
hat (Artikel 5). 

Nach Artikel 6 erfolgt die Enteignung von Grund und Boden auf 
Kosten der Kreise (Enteignungsgesetz vom 16. Januar 1880), das Holz 
für den Bau (Artikel 7) wird aus den Staatswaldungen unentgeltlich zur 
Verfügung gestellt. 

Artikel 8 ermächtigt die Regierung, Eisenbahnverträge mit den 
Nachbarstaaten abzuschließen, Artikel 9, den Betrieb der Bahn durch den 
Staat oder durch Konzessionäre bewerkstelligen zu lassen. Die Novelle 
1913 fügte hinzu, daß der Betrieb auf allen Bahnen nach einheitlichen 
Grundsätzen zu regeln ist. 

Artikel 10 ermächtigt die Regierung, den für die zurzeit bereits in 
Betrieb befindlichen Staatsbahnen erforderlichen Holzbedarf unentgeltlich 
in den Staatswaldungen zu fällen. 

Artikel 11, der den Konzessionären Befreiung von Steuern in Aus¬ 
sicht stellt, wurde durch die Novelle 1913 dahin ergänzt, daß sie von der 
Umsatz- (Obrt) und der Verbrauchssteuer (Troscharina) befreit seien und 
daß die Staatsbahn Zollfreiheit hinsichtlich des eingeführten Materials 
genießt. 

Artikel 12 setzte das Aufsichtsrecht der Regierung über sämtliche 
Bahnen fest. Es wurde 1913 dahin genauer gefaßt, daß die Direktoren, 
die Beamten und das gesamte Personal serbische Staatsbürger sein und 
ihrer Dienstpflicht genügt haben müssen, daß Ausnahmen hiervon nur 
mit Genehmigung des Bautenministers möglich sind, daß dieser sämtliche 
Vorschriften und Tarife zu genehmigen hat, und daß die Aufsicht über 
die Bahnen durch Kommissare der Regierung ausgeübt wird. 

Nach Artikel 13 können die Konzessionäre ihre Konzession nicht 
übertragen, bei Nichterfüllung des Vertrags (Artikel 14) kann die Kon¬ 
zession entzogen, seit 1913 auch eine Geldstrafe verhängt werden. Ben 
allen Streitigkeiten sind die serbischen Gerichte zuständig (Artikel 15), 
sofern in der Konzession keine anderweitigen Bestimmungen getroffen 
sind. 


Digitizeit by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



130 


00 » 

-O .2 

2 Ö 

fl ^ 

<D tfl 



« o 


^ £ 


S 



0) 

W 

d 

:d 


0) 


U 

/ 


Die Geschichte der serbischen Eisenbahnen. 


© 

55 


I I 


o 

05 


© 

CO 

+ 


00 

CO 

CO 


CO 

CO 


05 

S 

05 


40 

rf» 


© 

2 

r- 

§ 

© 

+ 

Ol 

40 

<m 

CO 

cc 


<* s 

« a +, 

a> 

_ afl ö 
© -© -fl 
Jä H O 
*“ fl v 

CL «1 

n3 h 

'£ 'S ^ 
> 


40 

<M 


£ 

<N 

iO 

co 


© 

40 


05 

3 


Ol 

CC 

o 

s 


s 

CD 


s 


<N 


8 


CO 

<N 


8 



i 




co 


t» 

CO 


€ 

I s 

C0 T3 

_ fl 

< *"* cg 
«0 


bC 


© ^ 

^ cg 

<1 ^ 

o pä 

3 «« § 

° b a 

.2 5 s 
•° 05 5 

S|2 
oo © 

2j & o 


© 

05 

>r 

c« 

* 

'© 

5 N 

cg ■*_> 
*r cg 
< * 
00 

*3 


cg co 

*5* 3 
* ~ 
« 2 
cg 2 


3 


CD 

TJ 

fl 

fl 


9 2 

CO 

c* -4 

e*:? 


iS <n 

-fl „ 
2 ? 
2 ** 
40 


<M 


. s 

50 of 

8 a 

*< ’a 

B £ Ä 

o © 
_ 2 2 
£jS 2 

io o « 

öS* 3 

fc » J2 

.® ja •“ 

13 — (N 

2 «-H —« 

05 05 

W •—I i—• 


• © 

£ * 

3 © 

© © 

«M 2 

© CO 
*fl © 2 

© N CO 

00 Q •• 

H § - 
n *® e* 

©(MC 

?SS 

*jS 

« § « 

■fl ö © 

H 3 ea 

2 || 

^ 'S S cj 

C5 


g cg 
co © 
I « 

fl - 
Ifl 5 50 

t: a 
p. ^ 

5 £ 

co 

Eh 


© h 
£ 

CO © 

I « 
iS © 

cg © 

m 

5 J 

o <2 
% 2 

•fl © 
-fl Q. 
© *“H 

CO 

H 


© K 
IIP -*-» 

•fl eg 

2 1 

< 2 
I cg 
s j 
cg 

£* s 
o t? 

© * 
T3 O 
cg — 


• N 
O 

fl g 
© ^ 

-S 5 

Q ^ 


T i 

«rv 

I 


© 


-fl 

© N fl? 

a ts cg 

I ^ 

eg 

co 


© 

iS 

2 

© 


3 

cg 

3 

co 


»4 

cg 

A3 

© 

QO 

© 

'5* 

<o 

I 

A 

3 

o 

00 

H» 

s 

n 05 

Ph 


bc 

o 

-fl 

© 

00 

cg 


I 


s 


Ja «m 

S! 

3 * 
© 

‘c? 

CO 


<M 


Digitized by 


Goi igle 


Original from 

UMIVERSITY 0F_MICH1 GAN 






Die Geschichte der serbischen Eisenbahnen. 


1131 


Noch: Zusammenstellung 5. 

Serbische Schmalspurbahnen Im Betrieb. (0,76 in). 


Lfd. 1 
Nr. 

; 

Strecke 

! 

Eröffnet | 

i 

Läng«j 

Anlage¬ 
kapital 
(hiervon für 
Fahrzeuge) 

Abb.l 

Strecke 

Nr. 

Reine 

Bau¬ 

kosten 

1 für 1km 

l 

Radujewatz— 

W raschogmatz— 
Wrschka Tschuka 

B. Privatbahnen. 

13. 1. 1888 

1 84,0 

3 Mill. 

26 

1 

35714 

t i 

\ 

Schabatz—Leschnitza— 
LosnizaBanja Kolu- 
bara (Kowiljatscha) 

18. 7. 1910 

58,2 


27 

| 

3 

Dubrawitza—Poschare- 
watz—Petrowatz 

1. 9. 1910 

52,8 

1 

28 

1 

4 

Metowitzna—Bor 

1 

| 1912 

20,6 


29 




Zusammen. 

j 210 , 6 ; 


Zusammenstellung 6. 

Serbische Schmalspurbahnen im Bau. 


Lfd. No. 

Strecke 

km 

j Abb. l 
j Strecke Nr. 

1 

i 

Tschatschak—Gorni Milanowatz—Laikowatz . 

84,0 

1 80 

2 

Waljewo—Osetschina. 

37,0 

31 

3 

Petrowatz—Schagubitza. 

j 47,6 

31 


Zusammen . 

168,6 

i 


Artikel 16 begrenzt die Konzession auf höchstens neunzig Jahre mit 
dem Ankaufsrecht des Staats nach 30 Jahren. Die Konzessionäre unter¬ 
liegen der Transportpflicht, müssen Hofzügo und Hofsendungen unent¬ 
geltlich befördern, im Krieg geht der Betrieb ohne Entschädigung (No¬ 
velle 1913) auf den Staat über. Neuanlagen unterliegen der Genehmigung 
durch den Bautenminister. Die Dienstsprache ist serbisch. Die Novelle 
vom Jahr 1902 gibt dem Konzessionär auf Antrag das Schürfrecht auf 
10 Jahre 15 km beiderseits der Bahnlinie. 

Nach den Schlußartikeln 17—20 wird die Regierung ermächtigt, in 
Verhandlungen über den Bau der Bahnlinien einzutreten, sie kann auch 
andere als die im Artikel 1 genannten Strecken bauen, wenn die Kreise 
für die Baukosten aufkommcn. Zuschüsse können von der Regierung 
geleistet werden. 
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In dem Eisenbahngesetz wurde leider verabsäumt, die Linien nach 
ihrer Bauwürdigkeit abzustufen und ein festes Bauprogramm aufzustel¬ 
len. Selbst über die Anwendung der Vollspur für Strecken, die wie die 
Donau-Adriabahn als Hauptbahnen anzusehen waren, wurde man sich 
nicht von vornherein klar. Dem für den Aufbau aufgestellten Netz 
fehlt es an Durchsichtigkeit, es macht mit seinen vielen kleinen Knoten¬ 
punkten mehr den Eindruck, als ob die Skupsclitina zunächst einmal 
jeden Kreis mit der Aussicht auf einen demnächstigen Bahnbau zufrieden¬ 
stellen wollte. Es konnte daher auch nicht ausbleiben, daß das anfangs 


Zusammenstellung 7. 

Serbische Vollspurbahnen in Vorarbeit. 


Lfd. Nr. 

1 

Strecke 1 

km 

Abb. l 
Strecke Nr. 

1 

Belgrad—Semendria. 

66,00 

33 

2 

Suwa Tschesma—Semendria.j 

13,50 

34 

3 

Poscharewatz—Kutsche wo—Praho wo . . . . ,1 

]90,oo 

35 

4 

Weliko Gradischte-Rabrowo. 

24,00 

36 

5 

Kitsche wo—Brod—Prilep—Monastir., 

250,00 

37 

6 

Negotin—Brsa Palanka—Kladowo. 

69,40 

38 

r* 

t 

Petrowatz—Schabari—Welika Plana.I 

40, oo 

39 

8 

Aleksinatz—Soko Banja—Knaschewatz - * 

72,75 

40 

9 

Jagodina—Rekowatz . 

27,25 

41 

10 

Paratschin—Obresch-Warwarin-Kruschewatz , 

39,oo 

42 

11 

Kragujewatz—Rekowatz—Kruschewatz . . . | 

70,oo 

43 

12 

Raschka—Mitrowitza .i 

75,oo 

44 

13 

Mitrowitza—Nowi Pasar—Uwatz.; 

I25,oo 

45 

14 

Raschka—Nowi Pasar. 

20,oo 

46 

15 

Merdare—Prischtina—Prisren—San Giovanni. i 

340,oo 

47 

16 

Wran ja—Priboj. t 

11,50 

48 

17 

Prilep-Gradsko-Stip Kotschane-ZarewoSelo 1 

12t),oo 

49 


Zusammen . 1 553,40 


des Jahrhunderts in Angriff genommene Schmalspurnetz bei Beginn des 
Weltkriegs aus fünf zusammenhanglosen Linien bestand, von denen zwei 
keinen Anschluß an die Vollbahn besaßen, und keine von dem natürlichen 
Ausgangspunkt des serbischen Handels, von Belgrad, ihren Anfang nahm. 

Die unmittelbar nach der Annahme des Grundgesetzes mit engli¬ 
schen und französischen Firmen eingeleiteten Verhandlungen, die dem 
Bau des westserbischen Sehmalspurnetzes, namentlich der Linien Bel¬ 
grad—Waljewo und der Bahn im Tal der serbischen Morawa nach Tseliat- 
schak galten, führten aus finanziellen Gründen zu keinem Ziel. Die 
Skupschtina selbst forderte 1901 von der Regierung zunächst eine klare 
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Finanzpolitik, bevor an die Verwirklichung der Eisenbahnplane gedacht 
werden könne. Im Dezember 1906 entwickelte der Bautenminister ein 
Bauprogramm, dessen Durchführung in dem beabsichtigten Zeitmaß sich 
allerdings nicht verwirklichen ließ. Dennoch brachten die folgenden 
6 Jahre bis zum Ausbruch des Balkankriegs einen tvesentlichen Fort¬ 
schritt in dem Bau des Schmalspurnetz'es, es betrugen die im Betrieb be¬ 
findlichen Strecken 1904: 75,2 km, 190S: 156,« km, 1910: 252 ,ö km, 1911: 
375,5 km, 1912: 476,l km Staatsbahnen und 1909 : 84,o km, 1910: 195,o l;m, 
1912: 215,o km Privat- und Kreisbahnen. 


Zusammenstellung 8. 

Serbische Schmalspurbahnen in Vorarbeit. 


Lfd. Nr. 

p 

Strecke j 

j km 

Abb. 1 
Strecke Nr. 

1 

Tschuprija—Paratschin—Stalatsch. 

27,1 

50 

2 

Belgrad—Obrenowatz—Schabatz. 

! 94,& 

51 

3 

Waljewo—Poschega—Iwanitza.! 

112,5 

52 

4 

Uschitze—Mokra Gora—Bosnische Grenze . . 

! 59,0 

53 

5 

Laikowatz—Ub—Schabatz. 

76,0 

54 

6 

Schagubitza—Strecke Paratschin—Sajetschar 

41,4 

55 

7 

Lasarewatz—Stepowatz—Belgrad. 

; 53,0 

56 

8 

Kragujewatz—Topola—Arandjelowatz . . . . : 

1 55,0 

67 

9 

Markowatz—Ratscha—Topola. 

i 37,0 

58 

10 

Markowatz—Despotowatz- Metownitza 

105,o 

59 

11 

Boljewatz—Knaschewatz—Pirot—Lebane . . 

| 207,5 

60 

12 

Rasbojna—Zrnatowo—Mitrowitza. 

70,o 

61 

13 

Uschitze—Slatabor—Uwatz. 

77,o 

62 

14 

Tschatschak—Diwdschaka. 

50,5 

63 

15 ! 

08et8china—Lubowija—Banja Baschta . . . 

83,2 

64 

16 

Banja—Kolubara—Sbornik 

18,9 

65 

17 

Osetschina—Lipniza . . . .^. 

1 35,0 

66 

18 

Tschatschak—Mrtscbajewzi. 1 

45.5 

67 


Zusammen . 

| 1252,1 



Zuerst schloß man an die Hauptbahnstation Mladenowatz die Schmal¬ 
spurstrecke nach Arandjelowatz (1904) und Laikow-atz (1910) an und 
erschloß das Tal der Kolubara bis zu ihrem Quellgebiet durch die Strecke 
Waljewo—Laikowatz—Obrenowatz nach dem Donauhafen Sabreschje. 
Die Fortsetzung dieser Linie von Obrenowatz bis Belgrad befindet sich 
noch in Vorarbeit. Ferner wurde die Bahn im Tal der westlichen Mo- 
rawa von Stalatz bis Uschitze in den Jahren 1910—1912 eröffnet. In der¬ 
gleichen Zeit konnte die Strecke Paratschin—Sajetschar dem Betrieb tiber¬ 
geben werden. Die bisher genannten Linien sind Staatsbahnstrecken. 
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Es befanden sich 1914 noch im Bau: die Verbindungslinie der Kolubara- 
talbahn mit der Morawatalbahn von Laikowatz über das waldreiche 
Rudniker Bergland nach Gorni Milanowatz und Tschatschak sowie die 
Verlängerung der Strecke nach Waljewo in der Richtung nach Losniza. 

An der äußersten Westgrenze baute der Podrinjer Kreis, einer der 
volkreichsten und fruchtbarsten Kreise, eine 58,2 km lange Bahn von dem 
Donauhafen Schabatz durch die Matschwaebene, das Drintal aufwärts 
über Losniza nach Kowilijatscha. Von dort war ein Anschluß an das 
bosnische Netz über Sbornik nach Tuschla möglich. Im Osten Serbiens 
erschloß der Poscharewatzer Kreis die Mlawaebene durch eine Bahn von 
dem Donauhafen Dubrowitza ausgehend über die Kreishauptstadt Po- 
scharewatz nach Petrowatz. 1914 war die Verlängerung bis Schagubitza 
im Bau, von dort aus sollte der Anschluß an die Strecke Paratschin— 
Sajetschar gesucht werden. Das Kupferbergwerk Bor endlich baute die 
Zweigbahn Metownitza—Bor (20,c km). 

Auf Staatskosten wurde die Schmalspurstrecke Tschuprija—Seuje 
bis Rawna-Reka verlängert, und zwecks Ausbeutung der Wälder von 
Raschani die Bahn Tschitschewatz—Sweti Petar—Bela Reka (24 km) 
gebaut, beide wurden 1908 dem Betrieb übergeben. 

Unmittelbar vor dem Beginn des Weltkriegs wandte man sich auch 
wieder dem Ausbau des Vollspurnetzes zu. Es waren 1914 die Strecken 
Nisch—Knaschewatz (s. oben Donau-Adriabahn) im Bau, ferner die 
Parallelbahn zur Donau Topschider (Vorbahnhof von Belgrad) —Mala 
Krsna—Poseharewatz, unmittelbar vor dem Baubeginn stand die Fort¬ 
setzung der Donau-Adriabalm von Nisch nach Merdare, die Ibartalbahn 
von Raschka nach Kraljewo mit Anschluß an die Vollbahn bei Kragu- 
jowatz und die Verbindungsstrecke von Kruschewatz nach der Strecke 
Nisch—Merdare bei Tulari. 

Im ganzen waren 191 t, wie aus den Zusammenstellungen hervor¬ 
geht, in Betrieb 1752,» km (1061,l km vollsp., 691,7.'* km schmalsp.), im 
Bau 571,:: km (402,7 km vollsp., lb8,o km schmalsp.), in Vorarbeit 2805,5 
Kilometer (1553,4 km vollsp., 1252,i km schmalsp.). 

Von den in Vorarbeit genommenen Hauptbahnstrecken verdienen 
außer der Donau-Adria- und Sandscliakbahn genannt zu werden: die 
Fortsetzung der Parallelbahn zur Donau von Poseharewatz nach Ne- 
gotin und Turn Seworin, die an eine französische Firma, die mazedo¬ 
nischen Strecken Prilep—Weles—Kotschana, d e an eine englische Firma, 
und Prischtina—Prisrend nebst Monastir—Üchrida, die an eine deutsche 
Firma vergeben waren. 
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III. Verwaltung und Betrieb. 

Finanzielle Ergebnisse. (Zus. 5, 9 u. 10). 

Die Verwaltung der öffentlichen Wege wurde 1845 unter der Lei¬ 
tung eines böhmischen Ingenieurs einheitlich zusamraengefaßt. Zxi- 
nöchst galten die Aufgaben dieser Behörde nur dem Straßenbau. 1861 
schuf man eine dem Kriegsminister unterstellte Abteilung für Straßen-, 
Wasser- und Hochbau. Es entstanden in den sechziger Jahren die drei 
ersten Pontonbrücken über die Morawa. 1867 wurde das Bautenministe¬ 
rium gegründet und diesem die Post und Telegraphie angeschlossen. 
Die Aufgaben des neugegründeten Ministeriums gingen zunächst noch 
im Straßenbau auf, zu dem teils noch Fronarbeit geleistet werden mußte. 
Dann kamen die Aufgaben zur Reglung der Donauschiffahrt und später 
aus dem Eisenbahnbetrieb hinzu. 

Bontoux hatte in seinem Vertrag mit dem serbischen Staat sowohl 
den Bau wie den Betrieb der serbischen Bahnen übernommen. Sein 
Rechtsnachfolger, die Societe de construction et de l’exploitation des che- 
mins de fer de l’Etat serbe, trat in diese Verpflichtung für 25 Jahre ein. 
Sie mußte das rollende Material beschaffen, der serbische Staat mußte 
es mit 7 % verzinsen und außerdem mußte er für die Leistung von zw r ei 
Zügen in jeder Richtung täglich eine Garantiesumme von 7800 Franken 
für 1 km im Jahr leisten. Für jede Mehrleistung waren 2,5 bis 4 
Franken für ein Zugkilometer Zuschuß vorgesehen, so daß das Inter¬ 
esse der Gesellschaft darauf hinausgehen mußte, möglichst viele kurze 
Züge zu fahren. Daß ein für den serbischen Staat so ungünstiger Ver¬ 
trag überhaupt zustande kam, kann man nur verstehen, wenn man die 
Ergebnisse des Prozesses über den Konkurs der Union g6n6rale und die 
daran geknüpften Äußerungen der Tagespresse beachtet, wonach sich 
Unternehmer und Unterhändler beim Abschluß des Vertrags Unredlich¬ 
keiten von außerordentlichem Umfang haben zuschulden kommen lassen. 

Die radikale Opposition unter ihren Führern Gruitsch und 
Pasehitseh, die gegen den Vertrag mit Bontoux gestimmt hatten, «und auf 
Angebote besser gegründeter Finanzgruppen hinweisen konnten, zwangen 
die Regierung, die Eisenbahnen am 2. Juni 1889 ohne weitere Vorverhand¬ 
lungen in Staatsbetrieb zu übernehmen. Formell wurde die Verstaat¬ 
lichung auf die Nichterfüllung einiger Vertragsverpflichtungen ge¬ 
gründet. Das gewaltsame Verfahren rief damals besonders in Frank¬ 
reich große Entrüstung hervor, es blieb aber bei Protesten. Man konnte 
es dem serbischen Volk nicht verübeln, w r enn es die Regierung, die 
sich durch die Verpachtung des Salz- und Tabakmonopols die Verfügung 
über die hervorragendsten Einkünfte des Landes hatte aus der Hand 
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gleiten lassen, zwang, hier Wandel zu schaffen, und mit der Verstaat¬ 
lichung der Kisenbahnen den ersten Schritt zur finanziellen Gesundung 
des Landes getan wissen wollte. Der serbische Staat zahlte eine Ab¬ 
findungssumme von 9,o Mill. Franken. Während die Kisenbahnen bis 
zur Verstaatlichung durchschnittlich 1 Mill. Franken Zuschuß an die 
Gesellschaft, die 3U % Dividende verteilen konnte, aus Staatsmitteln er¬ 
forderten, da die 7800 Franken/km Roheinnahmen nicht erreicht wurden, 
konnte der Staat bereits 1890 einen Reinertrag von über 2 Millionen 
herauswirtschaften. Dennoch bedeuteten die Eisenbahnen auch weiter¬ 
hin noch eine beträchtliche Belastung des serbischen Staatshaushalts. 
Denn in den ersten drei Jahren des Staatsbetriebs (1890—1892) stan¬ 
den einer Reineinnahme von durchschnittlich 2 Mill. Franken Ausgaben 
von 7,9 Mill. für den Zinsendienst der Eisenbahnanleihen gegenüber, es 
waren also bei 3724 Franken kilometrischer Reineinnahmen 10933 Fran¬ 
ken für 1 km Unterstützung aus anderen Staatsmitteln zu zahlen. 

Bis zum Jahr 1875 befanden sich die Finanzverhältnisse Seibiens 
in Ordnung. Die Einnahmen ergaben regelmäßig Überschüsse, die einem 
Reservefonds zugewiesen wurden (1865 z. B. bei 12 Mill. Einnahmen 
1,9 Mi ! l. Dinar Überschuß). Die Verpflichtungen aus dem Berliner Ver¬ 
trag, die Serbien außer dem Bahnbau infolge der Vergrößerung seines 
Gebiets und der einsetzend jn Rüstungspotitik zur Erhöhung seiner 
Ausgaben zwangen, ließen den Staatshaushalt 1885 auf 46 Mill. Dinare 
steigen. In diese Zeit fielen die ersten Eisenbahnanleihen. Sie mach¬ 
ten bereits 1887 von der 248 Mill. betragenden Staatsschuld 135,5 Mill. 
Dinare aus . Die Verstaatlichungsanleihe, die allerdings nicht in ihrer 
gesamten Höhe von 26,« Mil. Dinare für Eisenbahnzwecke verwendet 
worden ist, (1890) und die 1893 aufgenommene Eisenbahninvestitions¬ 
anleihe von 8 Mill. Dinaren ließen die Eisenbahnschuld weiter anwachsen, 
so daß sie 1895 bei der großen Konvertietung (s. Anm. 11 auf S. 1122) in 
der gesamten konvertierten Summe von 310,r. M il. mit 155 018 500 enthalten 
war. Für Eisenbahnbauten wurden dann noch Teile der 1906 aufgenommenen 
Anleihe von 95 Mill., ferner der 1909 aufgenommenen Anleihe von 150 
Millionen und der im Januar 1914 in Paris aufgelegten Anleihe von 
250 Mill. Goldfranken verwandt. 

Km den Zinsendienst der konvertierten Anleihe von 1895 sicher¬ 
zustellen, wurde eine „unabhängige Monopolverwaltung“ gegründet, in 
die auch die Reineinnahmen aus der Edsenbahnverwaltung flössen. 
Es war für den Kredit des serbischen Staats nicht förderlich, daß er die 
Eisenbahnreineinnahmen 1899 von der Zuführung zu der Monopolverwal¬ 
tung wieder ausnahm, sie durch anderweitige Einnahmen ersetzte, bei 
den Gläubigern aber das Gefühl erwecken mußte, daß der Zinsendienst 
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:} ) ohne Fahrzeuge: 111004 080 = 199 803 Dinare kilometrische Anlagekosten. 

4 ) ohne mobilisierte Truppen. 

b ) 1. Oktober 1912 Ausbruch des Balkankriegs. 

6 ) einschl. Dienstgut. 
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für die konvertierte Anleihe an Sicherheit verlor. 1906 wurden die 
Eisenbahnreineinahmen neuerdings für den Zinsendienst der 60 Millio¬ 
nen betragenden Goldanleihe verpfändet. 

War infolge dieser FSnjanzgebarung Kredit im Ausland gar nicht 
oder nur unter sehr schweren Bedingungen zu erlangen, so nimmt es 
nicht wunder, daß die Regierung an eine ausgreifende Verkehrspolitik 
nicht denken konnte. Schuld trug hieran zum Teil auch das Verhalten 
Österreich-Ungarns, das Serbien an dem freien Verfügungsrecht über 
seine Steuerquellen behinderte. So mußte Serbien die 1886 eingeführte 
sehr einträgliche Wertzollabgabe (7 % bei der Einfuhr, 1 % bei der Aus¬ 
fuhr) 1894 aufgeben und mußte, als es 1897 erneut den Versuch machte, 
den Staatshaushalt durch Wiedereinführung dieses „Obrts 1 ' ins Gleich¬ 
gewicht zu bringen, 1900 dem Drängen Österreichs folgen, damit dessen 
Einfuhr nach Serbien nicht geschmälert wurde. 


Zusammenstellung- 10. 

Serbische Kiscnbahnanleihen. 






Nominal- 


In die 


Lfd. 




betrag 


i konvertierte 

Staats- 

Eisenbalmaiileilie 

Zweck 

Jahr 

in 

Kurs 

Anleihe 

schuld 

Nr. 




Mill. 


[ Uber- 





Diaren 


nommen mit 

Mill. 

i 

1 

A 

Belgrad—Wraiya 

1882 

90 

71,4 

80 790000 

— 

2 

B 

Nisch—Pirot 

1885 

33 

71,4 

23 115 000 

— 

3 

e i 

i 

/ Semendria— ) 
l Welika Plana | 

1887 

i 12,5 

i 

71,4 

11900000 

— 


Zusammen bis .... 

1887 

135.5 

— 

— 

248 

4 I 

Verstaatlichungsanleihe .... 

1800 

26,6 

75 

26 213 500 

— 

5 

Eisenbahninvestitionsanleihe . . 

1893 


76 

8 (XX) 000 

— 

i 

zusammen. 

1895 

— 


155 018 500 

423 

6 

Eisenbahn- und Armeeanleihe . 

1906 

95 

— 1 

— i 

— 

7 : 

Eisenbahn- und Armceanieihe . 

1914 

250 

— 

! 

904 


Erst in den letzten Jahren vor dein Balkankrieg gingen die ser¬ 
bischen Finanzen einer Kräftigung entgegen, die Einnahmen aus der 
Monopolverwaltung nahmen stetig zu, die Reineinnahmen aus den Eisen¬ 
bahnen stiegen von 3,n Mill. Dinaren 1905 auf 7,i Millionen 1912, sie mach¬ 
ten 1905 den zehnten, 1912 den achten Teil der Gesamteinnahmen des 
Staats aus, 1 120 WO Dinare wurden jährlich von den Reineinnahmen zur 
Tilgung der Eiscnbahns« buhl verwandt. Die Folge war eine Festigung 
des Staatskredits und die etwa 1904 beginnende, zunächst noch zögernde, 
unmittelbar vor dem Balkankrieg stürmisch einsetzende Bautätigkeit. 

Die Grundlage für die Verwaltung der serbischen Staatseisenbahnen 
bildet das Gesetz vom Jahr 1892. das dem Ministerium der öffentlichen 
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Arbeiten eine Betriebsdirektion der Eisenbahnen unterstellte. Die Vor¬ 
schriften lehnen sich an die österreichisch-ungarischen Vorschriften an, 
das sog. Betriebsreglement ist eine unveränderte Wiedergabe des öster¬ 
reichisch-ungarischen Betriebsreglements, das sich nur wenig von der 
deutschen Eisenbahnverkehrsordnung unterscheidet. 

Von den serbischen Staatseisenbahnstrecken stand die Strecke Mitte 
Sawebriicke bis Bahnhof Belgrad in ungarischem, die bulgarische Strecke 
serbisch-bulgarische Landesgrenze bis zur ersten bulgarischen Station 
Zaribrod in serbischem Betrieb. 

Am 12. Dezember 1910 trat Serbien dem internationalen Überein¬ 
kommen über den Eisenbahnfrachtverkehr vom 14. Oktober 1890 bei (von 
den Balkanstaaten war Rumänien 1904 beigetreten, Bulgarien folgte 1912). 

Die Steigerung des Verkehrs im Personen- und Güterverkehr ist 
aus der Zusammenstellung 9 zu ersehen. Aus der Güterbewegung sind 
folgende Zahlen aus dem letzten normalen Betriebsjahr 1911 von Inter¬ 
esse: von den beförderten 799 000 t (ausschließlich Dienstgut) kamen in 
Tausenden: 507 auf den Binnenverkehr, 123 auf die Ausfuhr. 78 auf die 
Einfuhr und 90 auf die Durchfuhr. Bei der Einfuhr überwog Belgrad 
als Einbruchsstelle mit 73 000 von 78 000 bei weitem, dagegen hatte es 
seine früher gleichbeherrschende Stellung bei der Ausfuhr infolge der 
österreichisch-ungarischen Handelspolitik verloren. Es verließen Serbien 
über Belgrad 67 000 von 123 000 t, über Eistowatz (Richtung Saloniki) 
33 700, über Zaribrod 20 000 und über Semendria 2000 t. In der Durch¬ 
fuhr überwog naturgemäß die Richtung Belgrad-Zaribrod mit 37 000 
von 90 000 t den Verkehr Belgrad—Eistowatz und Zaribrod—Belgrad mit 
jo 25 000 t. Die Durchfuhr in den Richtungen Zaribrod—Eistowatz und 
umgekehrt sowie in Richtung Eistowatz—Belgrad war verschwindend 
gering. 

Im Binnenverkehr standen von 507 000 t Kohle und Getreide mit je 
über 92 000 t an der Spitze, es folgten Zuckerrüben (56 000), Baumateria¬ 
lien (54 000), Brennholz (32 000), dann lebendo Tiere, Salz, Bauholz, 
Gips, Kalk, Zement, Obst, Gemüse und Eisenstahl (mit 10 000 bis 20 000 t). 
Bei der Ausfuhr stand Vieh mit 41 000 t an erster Stelle, es folgten Ge¬ 
treide (32 000), frisches Fleisch (24 000), dann Mahlprodukte, Pflaumen, 
Obst, Gemüse und Steinkohle (mit je zwischen 5 und 10000 t). Bei der 
Einfuhr wird an erster Stelle Eisen und Stahl mit 11 000 t verzeichnet. 
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IV. Technische Anlagen. 

Abb. 2—7 Zus. 3 u. 5. 

Die technische Ausstattung der serbischen Bahnen ist nach Grund¬ 
sätzen erfolgt, wie sie bei deutschen Nebenbahnen Anwendung finden. 
Die Linienführung zeigt die in Zus. 3 und 5. angegebenen größten Stei¬ 
gungen und kleinsten Halbmesser. Gehen die Steigungen der Vollspur¬ 
bahnen auch auf 1 : 53 herauf und die Halbmesser auf 200 m herunter, 
so kann man doch die Linienführung im allgemeinen, namentlich der 
Strecke Belgrad—Xiseh—Pirot als günstig bezeichnen, weit günstiger 
jedenfalls als ihre Fortsetzung auf bulgarischem Boden. Erheblich 
schwieriger werden sich die Verhältnisse bei den im Bau begriffenen, 
zum Teil noch in Vorarbeit befindlichen Strecken der Donau-Adriabalin 
(Abb. 3) und der Sandschakbahn (Abb. 5) gestalten. Die Schmalspur¬ 
bahnen sind entsprechend steiler trassiert, Tschuprija—Senski Rudnik 
(Abb. 7) mit 1 : 23 und Paratsehin—Sajetschar (Abb. 6) mit 1 : 35. 

Die Bauausführung stieß auf besondere Schwierigkeiten bei der 
Überschreitung der Wasserscheide Donau—Morawa bei Ripanj, wo die 
Dammschüttungen jahrelang nicht zur Ruhe kommen wollten, ferner 
im Nischawatal, wo die Bahn mehrere Kilometer in die steilen Fels- 
ln'inge eingesprengt wurde und im Engpaß von Demir Kapu. Die größte 
Tunnellänge ist auf der Vollspurbahn 1613 m, auf der Schmalspurbahn 
Paratsehin—Sajetschar 19.30 m. Auch l>ezüglich des Tunnelbaus werden 
die neuen Vollbahnen größere Aufgaben stellen. — Der Oberbau ist 
schwach, Holzschwellen mit Schienennägeln, bis zu 1 m Schwellen¬ 
abstand bei nur 2,50 m Schwellenlänge, Schienenlänge bis herunter zu 
6 in. Er war bei Ausbruch des Kriegs bis Welika Plana verstärkt, 
von hier ab nur für 13 t Aehsdruek berechnet. — Die längste Brücke ist, 
abgesehen von der Sa webrücke, die drei Öffnungen zu je 94,3 und eine 
zu 84 m hat, die hölzerne Kriegsbrücke der Umgehungsbahn bei Nisch 
von 461 m Länge 1 ). Die Ausstattung mit Betriebsmitteln lassen die 
Zusammenstellungen erkennen. 


V. Die serbischen Eisenbahnen 1912 — 1918. 

(Zus. 11, Abb. 1 u. 8.) 

Der Aufschwung, den das serbische Eisenbahnwesen durch den 
beginnenden Ausbau des Schmalspurnetzes und den Bau der Donau- 

’) Im Unter- und Mittellauf der Morawa seien noch die Brücken bei 
Tschuprija 30 + 2 X 31 4- 34 + 31 in und bei Stalatsch 3 X öl m genannt. 
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Adriabahn nahm, fand' durch den Balkankrieg 1912/13 eine Unter¬ 
brechung. Der Verkehr wurde am 1. Oktober 1912 eingestellt und im 
vollen Umfang erst wieder Ende Oktober 1913 aufgenommen, wobei 
allerdings einige Monate zwischen dem ersten und zweiten Balkankrieg 
die Verbindung mit Sofia wieder hergestellt worden war. Der Wirt¬ 
schaftskrieg, den Serbien nach Friedensschluß gegen Bulgarien führte, 
indem es die Ausfuhr Bulgariens über Zaribrod verhinderte, veran- 



laßte Bulgarien zu einem Hilferuf an die Eisenbahnverwaltungen des 
Berner Übereinkommens, ln dem kaum einjährigen Abschnitt zwischen 
Balkan- und Weltkrieg wurden die begonnenen Arbeiten weiter geför¬ 
dert und die Lösung der durch den Erwerb Mazedoniens neu auftauchen¬ 
den Fragen auf dem Gebiet des Verkehrswesens versucht. Es war eine 
Frage der Staatsfinanzen, ob Serbien die liechte der den Betrieb der 
neu erworbenen Strecken (Saloniki—)Gevgeli—Üsküb—Sibeftsche, 
Üsküb—Mitrowitza und (Saloniki—)Kinali—Monastir führenden Gesell¬ 
schaft übernehmen konnte. Die Frage verwickelte sich dadurch, daß 
Griechenland bei dem Erwerb mit Teilen von zweien dieser Strecken be¬ 
teiligt war und daß die nüchslbeteiligten Großmächte Österreich und 
Frankreich die Bildung einer serbisch-griechischen Betriebsgemeinschaft 
unter Beteiligung österreichischen und französischen Kapitals, das ent¬ 
sprechenden Einfluß sicherte, vorzuziehen schienen. In Ausübung der 
tatsächlichen Gewalt hatte Serbien d : e Linien der Betriebsgesellschaft besetzt 

Archiv für Eisenbahnwesen. 19*21. 7f> 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSETY OF MICHIGAN 





1142 


l>io Geschichte der serbischen Eisenbahnen. 


und in Betrieb genommen, nahm die Einnahmen für sich in Anspruch 
und überließ die Entscheidung der Zukunft, ohne sich um den Protest 
der Gesellschaft zu kümmern. Österreich, das vermöge seines Aktien¬ 
besitzes entscheidenden Einfluß auf die Beschlüsse der Betriebsgesell¬ 
schaft hatte, verlangte für ein Entgegenkommen bezüglich einer etwaigen 
Verstaatlichung der Linien Zugeständnisse in der Frage der Sandschak- 
bahn und Sicherheiten für einen freien Zugang zum Agäischen Meer 1 ). 

Bei Beginn des Weltkriegs traten die Bahnen in den Dienst des 
Aufmarsches. Am 26. Juli 1914 wurde der Güterverkehr, am 27. der 
Personenverkehr gesperrt. In Mazedonien störten die aufständigen Bul¬ 
garen den Betrieb durch Brückensprengungeu bei Demir Kapu, Wodena 
und Gefgeli. Am 2. November konnte der Verkehr südlich Nisch wie¬ 
der aufgenommen werden, die Strecken nördlich Nisch blieben dem 
serbischen Feldeisenbahnchef unterstellt. Um den Verkehr zwischen Salo¬ 
niki, Serbien und Rußland herzustellen, schuf man eine wöchentlich zwei¬ 
malige Verbindung im Anschluß an eino Schleppschiffahrtslinie Tum— 
Severin (Rumänien) nach Prachowo. Von Prachowo Vollspurbahn bis 
Sajetschar, Schmalspur bis Paratschin, Vollspur bis Saloniki. Die vier¬ 
malige Umladung begrenzte die Leistungsfähigkeit. In Saloniki sollen 
bis zu 3U0 Wagen täglich für Serbien und Bulgarien abgefertigt worden 
sein, eine Angabe, in die man allerdings nach der Friedensausrüstung 
des Hafens Saloniki Zweifel setzen muß. Die Folge waren umfangreiche 
Stockungen, wie sie bei den großen Stationsentfernungen nicht anders 
zu erwarten waren. Der mitteleuropäisch-türkische Personenverkehr 
wurde seit 15. Oktober 1914 durch eine Verbindung lTudapest—Rust- 
schuk—Tirnowo—Konstantinopel wieder aufgenommen. 

Im Oktober 1915 brachte die Offensive der Zentralmächte Serbien 
in die Hand der Verbündeten. Die Bulgaren begannen Mitte November 
mit der Wiederherstellung der Strecke Nisch—Sofia. Infolge der 


') Die Verpflichtungen, die Serbien laut Eiiedensveitiag gegenüber der 
Retriebsgesellschaft der orientalischen Eisenbahnen, die auch Inhaberin fast sämt¬ 
licher Aktien der Eisenbahn Saloniki—Monastir war, waren: für die letztgenannte 
Strecke Sicherheitsleistung für eino kilometrische Roheinnahme von 14300 Fran¬ 
ken; für die anderen Strecken waren die Konzessionsbedingungen vom 10./22. 12. 
1885 und 15. 6. 1909 folgende: 7000 Fruuken Roheinnahmen für 1 km bleiben der 
Gesellschaft, die Einnahmen von 7ÜOÜ—10 333 Frauken werden von Gesellschaft 
und Regierung zu 55 % und 45 %, darüber überschießende Einnahmen zu 70 % 
und 30 % geteilt. (Es ist allerdings nicht einwandfrei ersichtlich, ob dieser Tei¬ 
lungsmaßstab nur auf die Linien Konstantinopel—Adrianopel—Dedeagatsch nebst 
Adrianopel—bulg. Grenze Anwendung findet oder auch auf die hier in Frage 
kommenden Linien ausgedehnt ist.) 
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Schwierigkeiten bei der Überbrückung der Nischawa bei Sweta Petka 1 2 ) 
konnte die Strecke erst etwas später als ursprünglich angenommen, am 
X Januar 1916, in Betrieb genommen werden. Am 30. Dezember 1915 
war die Sawebrticke betriebsfähig, am 15. Januar 1916 verkehrte der 
erste Balkanzug. 

Im Verein mit den Wiederherstellungsarbeiten begann ein großzügiger 
Ausbau der Hauptlinien für Kriegszwecke. Die Leitung lag in Händen der 


Lfd. Nr. 


Zusammenstellung 11. 

Feld- und Seilbahnen in Mazedonien. 


Strecke 


km-) 


Abb. l 
Strecke Nr. 


Feldbahnen. 


1 

la 

2 
3 


4 


Schostoff-Kalkandelen-Gostiwar Malkowetz 139.*» 

Malkowetz—Ochrida (im Bau). 66..» 

Weles—Stepanzi. 34,4 

Gradsko—Makensen. 16.2 


T r oj azi—Pri I e p — M eichsn e r— 


Kaschani . . 1 



Sekirani . . 1 

144.4 

-o < 

Beranze . . 
Zrnizani . . J 

t Z 


Miletkowo—Huma (Pferdebahn) 


27.4 


68 

69 

70 

71 

73 

74 

75 

76 

77 


zusammen . . 361.4 

427,6) 

Seilbahnen. 

1 Stepanzi—Pestniza (2 >; 14,8 km) . 29,6 78 

2 Makensen—Marmorberg. 26,8 79 

3 | Makensen—Prilep. 35,4 80 

4 I Trojazi—Panteleimon. 38,4 81 

5 Demirkapu—Rosden. . 41.o 82 


zusammen . 


171.2 


Militär-Eisenbahndirektion 7 in Semendria, später Nisch. Sie verwaltete 
sämtliche serbische Vollspurbahnen einschließlich der schmalspurigen Bah« 
nen östlich der Linie Belgrad—Nisch—Pirot, die Strecke Nisch—Pirot— 
Sofia erst seit dem 25. Dezember 1916. Der Betrieb der mazedonischen 
Feld- und Seilbahnen war zwischen deutschen und bulgarischen Truppen 
geteilt, die schmalspurigen Linien westlich der Strecke Belgrad—Nisch 


1 ) Siehe die Ausführungen von Bethke in der Ztg. d. V. d. Eis.-V. 1919, 
S. 1051 und im Organ 1920, S. 117 mit Abb. S. 118, bes. Abb. 3. 

2 ) Dio km sind von der Karte abgegriffen. 
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waren unter österreichischer Verwaltung (Heeresbahn Süd). Ein Ver¬ 
gleich mit den Friedensplänen ergibt, daß etwa 45 Kreuzungsstellen dem 
Kriegsbetrieb ihr Entstehen verdanken, ein neuer Bahnhof entstand bei 
Niseh zwecks Überleitung der Transporte aus Belgrad in Richtung 
Üskiib ohne Berührung des Haiupthahnhofs Niseh (Bahnhof Zar Ferdi¬ 
nand, s. Skizze Verk. Woche 1920 S. 256). Die Österreicher nahmen den 
Bau der Strecke Tschatschak—Gorni Milanowatz—Laikowatz auf, der bis 
auf einige Kilometer beendet wurde. Ferner wurde die Strecke Uschitze— 
Wischegrad und die Ibartalbahn Kral je wo—Easchka in Angriff genom¬ 
men und erstere wohl zum größten Teil vollendet. 

Einen gewaltigen Umfang nahm der Ausbau der Zuführungslinien 
zur mazedonischen Front ein. Seitens der Bulgaren wurde das alte tür¬ 
kische Projekt (Üsküb—)Tetowo—Kalkandelen—Gostiwar als Feldbahn 
zur Ausführung gebracht, in Richtung auf Oehrida bis Malkowetz (139 
Kilometer) verlängert und bis Oehrida trassiert (Kleinsthalbm. 30 m, 
Größtsteigung 1 : 50, Üsküb + 217, Gostiwar + 525, Simniza +716). Von 
den Bahnhöfen Weles und Gradsko aus wurden Feldbahnen, die erstere 
im Tal der Babuna, die letztere im Tal der Raja bis nach Stepanzi und 
Mukensen, an den Steilrand des Gebirges herangeführt, die Pässe mittels 
Seilbahnen überwunden und jenseits der Gebirge der Feldbahnbau über 
Prilcp nach den Frontbahnhöfen Beranze, Zrnizani, Sekirani und 
Kaschani fortgesetzt. Von dein Bahnhof Dcmirkapu lief eine Seilbahn 
nach Rosden, von Miletkowo eine Feldbahn nach Huma. Von dem eben 
genannten Feldbahnendpunkt Makensen ging außer den beiden Seilbahnen 
eine Feldbahn aus, die in sehr schwieriger Linienführung den Pletwar- 
paß überwand (Abb. S) und die beiden Seilbahnen ersetzen sollte. Von 
der Seilbahnstation Trojazi zweigte eine weitere Seilbahn nach Pante- 
leimon ab. Insgesamt betrug die Länge der Feldbahnen etwa 360 km, 
der Seilbahnen etwa 170 km. (Vgl, Zus. 11.) 


VI. Zusammenfassung und Ausblick. 

Dio auffallendste Erscheinung in der Geschichte der serbischen 
Eisenbahnen ist der völlige Stillstand in der Entwicklung des Vollspur¬ 
netzes während 15 Jahre nach Vollendung des ersten Ausbaues und 
einer kaum nennenswerten Entwicklung des Schmalspurnetzes in dem¬ 
selben Zeitraum. Was ein solcher Zeitabschnitt für die Verkehrsent¬ 
wicklung eines Landes bedeutet, sieht man an dem Nachbarlande Bulga¬ 
rien, das sein Eisenbahnnetz von 1890 bis 1905 von 494 auf 1176 km er¬ 
weiterte. Die Gründe dieses Stillstandes wurden berührt. Sie beruhten 
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in den innerpolitischen Verhältnissen. Der Zeitraum von 1878 bis 1906 
ist erfüllt von einem ununterbrochenen Kampf der nach Österreich hin¬ 
neigenden liberalen und fortschrittlichen Parteien gegen die russen¬ 
freundlichen Radikalen, der nach zahlreichen Putschen, Hochverrats¬ 
prozessen und Ausweisungen politischer Führer mit der Ermordung 
Milans 1903 endete. Mit dieser politischen Unsicherheit hing die mangel¬ 
hafte Kreditfähigkeit des Staats zusammen, die durch die gewaltsame 
Verstaatlichung der Eisenbahnen, die zwangsweise Zusammenlegung der 
Anleihen 1895 und die nicht einwandfreie Erfüllung der Zinsgarantien 
für diese Anleihe erschüttert wurde. Die Gründe sind aber auch in dem 
Verhalten Österreich-Ungarns gegenüber Serbien zu suchen, da es eine 
wirtschaftliche Erstarkung des Königreichs und eine industrielle Ent¬ 
wicklung zu verhindern suchte. Politisch hat sich Serbien trotz dieser 
Schwierigkeiten unter der radikalen Führung emporgerafft, der Welt¬ 
krieg hat Paschitsch das Ziel seiner Lebensarbeit, ein Großserbien ge¬ 
bracht. Will Südslawien die ihm zugefallenen Länder zu einem Ganzen 
verschweißen, will es die der Lösung harrenden Verkehrsaufgaben, in 
erster Linie Schaffung eines Hafens an der Adria und einer leistungs¬ 
fähigen Bahnverbindung dorthin erfüllen, dann bedarf es der innerpoli¬ 
tischen Ruhe. Diese scheint aber nach dem Ergebnis der Wahlen vom 
November 1920 noch nicht in Aussicht zu stehen. Einer verhältnismäßig 
starken kommunistischen Partei und einer starken Opposition der 
nationalkroatischen, römisch-katholischen Elemente steht die national¬ 
großserbische Partei gegenüber, die aber in den neu erworbenen Ge¬ 
bieten keine Anhänger gewinnen konnte. Die Entwicklung bleibt also 
abzuwarten. Was sie der deutschen Industrie bringen mag, steht bei 
dem Überwiegen belgisch-französischen Kapitals vollends im Un¬ 
gewissen. Die serbische Valuta steht seit Monaten etwa 1 Dinar = 2 M. 

Das serbische Volk hat bei allen, die mit ihm iru Krieg in Be¬ 
rührung kamen, sympathische Eindrücke hinterlassen. Der Deutsche 
genoß große Achtung, der Österreicher und Bulgare war verhaßt. Daß 
diesem Volk, d'as sich schon dem Wüchse nach von den anderen Balkan¬ 
völkern (abgesehen von den Albaniern) vorteilhaft unterscheidet, bei 
seiner Anstelligkeit und schnellen Auffassungsgabe eine Führerrolle 
zukommt, kann nicht bestritten werden. Zu 85 % Bauernbevölkerung, 
wird sich das Land von den Folgen des Kriegs eher erholen als die 
großen Industrieländer. 
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durch die Provinzial-CKommunalOVerbände 1 ). 


In Preußen haben es sic-h die Verwaltungen der einzelnen Provinzen 
nach Inkrafttreten des Kleinbahngesetzes vom 28. Juli 1892 (Gesetz- 
samml. S. 225) angelegen sein lassen, den Bau von Kleinbahnen nach 
Möglichkeit zu fördern. Dies geschah in verschiedener Weise: durch 
Bereitstellung technischer Kräfte für die Bearbeitung und Ausführung 
der Baupläne, durch erleichterte Bedingungen für die Benutzung der 
Provinziallandstraßen, durch unmittelbare geldliche Unterstützung und 
endlich durch Führung des Betriebs auf fertiggestellten Kleinbahnen 
Die von den einzelnen Provinziallandtagen in dieser Hinsicht gefaßten 
Beschlüsse hat die mit Ende des Jahres 1920 eingegangene Zeitschrift 
für Kleinbahnen fortlaufend, zuletzt Jahrgang 1920, S. 337 ff., mitge¬ 
teilt. In Fortsetzung dieser Veröffentlichungen werden nachstehend die 
seitdem von den Provinziallandtagen gefaßten Beschlüsse allgemeiner 
Bedeutung hier abgedruckt. 

I. Provinz Sachsen. 

(Beschluß des Provinziallandtags vom IG. April 1921.) 

Der Provinzialausschuß wird ermächtigt, zur Förderung des Klein¬ 
bahnwesens einen weiteren Kapitalbetrag von insgesamt 13,5 Millionen 
Mark (vgl. zuletzt Zeitschrift für Kleinbahnen, 1920, Seite 337) durch 
Aufnahme einer möglichst niedrig zu verzinsenden und mit 1% v. H. zu¬ 
züglich der ersparten Zinsen zu tilgenden Anleihe zu beschaffen und zu 
verwenden. 

Die dem Provinzialausschuß zu genanntem Zweck zur Verfügung 
gestellte Summe erreicht hiermit die Höhe von 34.5 Millionen Mark usw. 

II. Provinz Hannover. 

(Beschluß des 55. Provinziallandtags vom April 1921.) 

Die Bestimmungen über die Förderung des Baues von Kleinbahnen 
durch die Provinz Hannover vom 1. März 1906 (Zeitschrift für Klein- 

U Yjd. Archiv für Eisenbahnwesen 1921 S. 620, 655. 
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bahnen, 1906, S. 338 ff.) sind geändert und haben jetzt folgende neue 
Fassung: 

I. Der Provinzialausschuß ist ermächtigt, die Bedingungen für die 
Mitbenutzung der Chausseen zur Anlage von Kleinbahnen festzustellen 
und auf Grund derselben die Herstellung von Kleinbahnen auf den 
Chausseen zu gestatten. 

II. Der Provinzialausschuß ist ermächtigt, unter Beachtung folgen¬ 
der Bestimmungen die Vorarbeiten für den Bau von Kleinbahnen durch 
die Organe der Provinzialverwaltung auf teilweise Kosten des Provin¬ 
zialverbands in dem Umfang hersteilen zu lassen, wie solche nach § 5 
des Kleinbahngesetzes (Preuß. Gesetzsammlung von 1892, Seite 225) und 
der dazu ergangenen Ausfiihrungsbestimmungen mit dem Antrag auf 
Genehmigung der Kleinbahnanlage vorgelegt werden müssen: 

a) Der Antrag auf Ausführung solcher Vorarbeiten ist an das 
Landesdirektorium zu richten, welches denselben nach weiterer 
Instruktion dem Provinzialausschuß ziur Beschlußnahme vor¬ 
zulegen hat. Beschließt der Provinzialausschuß Ablehnung des 
Antrags, so ist gegen diesen Beschluß Beschwerde an den 
Provinzdallandtag zulässig. Dem Antrag darf regelmäßig nur 
stattgegeben werden, nachdem festgestellt ist, daß die Staats¬ 
regierung die Bahnanlage ihrerseits herzustellen nicht gewillt ist. 

b) Der Antrag soll enthalten: 

1. die generelle Bezeichnung der Bahnanlage mit Anfang und 
Endpunkt; 

2. die generelle Richtungslinie unter Angabe der zu berühren¬ 
den größeren Orte, landwirtschaftlichen und industriellen 
Betriebe usw.; 

3. den Bauunternehmer (Kreise, Gemeinden, Private und Ge¬ 
sellschaften usw.); 

4. den Hauptzweck der Anlage (Güter-, Personentransport oder 
beides); 

5. den mutmaßlichen Umfang der Rentabilität (Verzinsung, An¬ 
lagekapital) ; 

6. eine generelle überschlagung der Anlagekosten; 

7. die in Aussicht genommene Spurweite; 

8. wie die Mittel für den Bau und Betrieb, soweit sie nicht vom 
Provinzialverband dargcliehen. werden, beschafft werden 
sollen; 

9. wie der Betrieb der Bahn eingerichtet werden soll (Selbst¬ 
betrieb des Unternehmers, Verpachtung des Betriebes usw.). 

c) Der Provinzialausschuß stellt dann die Bedingungen fest, unter 
denen die Organe der Provinzialverwaltung die Vorarbeiten 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



1148 


Über dio Förderung des Baus von Kleinbahnen 


auszuführen haben. Die Vorarbeiten bleiben so lange Eigentum 
der Provinzialverwaltung, bis das Unternehmen realisiert ist. 
Die Antragsteller sind verpflichtet, die halben, durch die Vor¬ 
arbeiten erwachsenen Kosten zu erstatten. Die obere Leitung 
der Vorarbeiten durch das Landesdirektorium und dessen höhere 
Baubeamten (einschl. der beim Landesdirektorium erwachsenen 
Reisekosten) erfolgt kostenlos. 

III. Der Provinzialausschuß ist ermächtigt: 

a) auf Antrag von Unternehmern von Kleinbahnanlagen (Kreisen. 
Gemeinden, Privaten und Gesellschaften usw.) auf Kosten der 
Unternehmer die sämtlichen technischen Unterlagen — Zeich¬ 
nungen, Lieferungsverträge usw\ — für den Bau und Betrieb 
herstellen, sowrie den Bau und den Betrieb führen oder über¬ 
wachen zu lassen. 

b) für die Vorbereitung und die Führung oder Überwachung von 
Bau und Betrieb der Kleinbahnen auf Kosten der Unternehmer 
die bisherige Kleinbahnabteilung des Landesdirektoriume ent¬ 
sprechend auszugestalten. 

c) Bestimmungen über die Festsetzung der Kosten für die An¬ 
fertigung von Vorarbeiten für Kleinbahnen sowie über die 
Führung und die Überwachung des Baus und des Betriebs 
von Kleinbahnen zu erlassen oder mit deren Erlaß das Landes¬ 
direktorium zu beauftragen. 

IV. Bauunternehmern von Kleinbahnen (Kreisen, Gemeinden, Pri¬ 
vaten und Gesellschaften usw.) kann, wenn dieselben die Genehmigung 
zu einer Kleinbahnanlage erlangt haben und danach der für den Bau 
und Betrieb der Bahn erforderliche Kostenaufwand feststeht, von der 
Provinzialverw’altung bis zu 2 /a des gesamten Bau- und Betriebskapitals 

unter folgenden Bedingungen dargeliehen werden: 

1. Das Baukapital wird unkündbar, jedoch gegen Verzinsung und 
Amortisation und gegen genügende Sicherstellung dem Unter¬ 
nehmer vom Provinzialverband geliehen. 

2. Für das Darlehen sind Zinsen zu zahlen, deren Betrag Vit v. H. 
hinter dem Zinsfuß der betreffenden Eisenbahnanleihe der 
Provinz zurückbleibt. Auch ist das Darlehn mindestens ebenso 
stark, w T ie die betreffende Eisenbahnanleihe zu tilgen. Zins- und 
Tilgungszahlungcn sind halbjährlich postnumerando fällig. Die 
Zinsen des Kapitalabtrags wachsen der Amortisation zu. Ergibt 
jedoch der Betrieb nach Abrechnung der Beträge für Verzinsung 
und Amortisation einen Reinertrag, so ist dieser zur Erhöhung 
der znii zahlenden Zinsen und zwar bis zu demjenigen Zinsfuß 
zu verwenden, den die Provinz selbst für ihre betreffende 
Eisenbahnanleihe zu zahlen hat. Ergibt sich nach Erhöhung der 
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Zinsen bis zu diesem Betrag noch ein weiterer Überschuß, so 
ist solcher zur Hälfte behufs rascherer Amortisation der Schuld 
an die Provinz einzuzahlen. 

Hat ein Kreis mehrere Kleinbahnen gebaut, so kommen die 
vorstehend wegen Erhöhung der Zinsen und der Amortisations¬ 
raten getroffenen Bestimmungen nur dann zur Anwendung, wenn 
aus dem Betrieb dieser mehreren: Bahnen zusammengenommen 
ein Reinertrag erzielt ist. 

Der Provinzialausschuß ist ermächtigt, eine Erhöhung des 
Zinsfußes für die provinziellen Darlehen erst dann eintreten zu 
lassen, wenn das ganze in dem Kleinbahnunternehmen investierte 
Kapital eine den ermäßigten Zinsfuß des provinziellen Darlehns 
übersteigende Rente ergibt. 

Unter besonderen Umständen kann der Provinzialausschuß 
den Zinsfuß des gewährten Darlehns um mehr als X v. H., jedoch 
nicht um mehr als 1 v. II. unter den Zinsfuß der betreffenden 
Eisenbahnanleihe der Provinz ermäßigen. 

3. Die Amortisation beginnt in der Regel mit der Inbetriebsetzung 
der Bahnanlage. Der Provinzialausschuß kann in besonderen 
Fällen die Amortisation axif einen späteren Zeitraum hinaus¬ 
schieben. 

4. Der Unternehmer ist zu verpflichten, angemessene Fonds zur 
Bestreitung der Kosten für die künftige Erneuerung des Ober¬ 
baus, der Betriebsmittel und der sonstigen periodisch notwen¬ 
dig werdenden Beschaffungen nach Maßgabe der von dem 
Provinzialausschuß im einzelnen Fall zu treffenden Bestim¬ 
mungen anzusammeln. 

5. Der Unternehmer muß alljährlich die Rechnungsausweise, Be¬ 
triebsübersichten, Verwaltungsberichte usw. der Provinzialver¬ 
waltung-vorlegen und derselben jederzeit Einsicht in die gesamte 
Verwaltung, namentlich auch des Erneuerungsfonds gestatten. 
Auch kann sich die Provinzialverwaltung die Zustimmung zu 
der Art der Bauausführung und zur Einrichtung des Betriebs, 
soweit hierdurch das öffentliche Verkehrsinteresse und die 
Rentabilität des Unternehmens beeinflußt wird, Vorbehalten. 

6. Der Provinzialausschuß kann die Hergabe des Darlehns von 
der Bedingung abhängig machen, daß die Vorbereitung und die 
Führung oder Überwachung des Baus und des Betriebs der 
Kleinbahn dem Landeskleinbahnamt übertragen wird. 

V. Der Provinzialausschuß ist ermächtigt, Unternehmern von Klein¬ 
bahnen, denen nach Maßgabe der Bestimmungen unter IV. oben ein Teil 
des gesamten Bau- und Betriebskapitals gewährt ist, gegen ausreichende 
Sicherheit auch den Rest des Bau- und Betriebskapitals unkündbar als 
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Amortisationsdarlehen zu demjenigen Zinsfuß zu gewähren, den der 
Provinzialverband für seine Eisenbahnanleihen zahlt. 

VI. Der Provinzialausschuß ist ermächtigt, Kleinbahnen anstatt 
durch Gewährung von Darlehen gemäß vorstehender Bestimmungen 
durch Übernahme von Aktien, Gesellschaftsanteilen usw. unter folgenden 
Bedingungen zu unterstützen: 

1. Der Ausbau muß im öffentlichen Verkehrsinteresse liegen. 

2. Die Bahnanlage muß eine solche Wirtschaftlichkeit versprechen, 
daß durch die Betriebseinnahmen mindestens die Betriebsaus¬ 
gaben gedeckt werden 

3. Die Leistung der Provinz durch Übernahme von Aktien, Gesell¬ 
schaftsanteilen usw. darf nicht mehr betragen, als diejenige des 
Staats. 

4. Die Provinz soll mit ihrem eingeschossenen Kapital rücksicht¬ 
lich Verteilung des Reinertrags nicht schlechter gestellt sein, 
als irgendein anderer Teilnehmer des Bahnunternehmens. 

5. Die Genehmigung der Provinzialverwaltung zu folgenden 
Punkten ist in dem Statut der Gesellschaft sicherzustellen oder 
auch durch besonderen Vertrag zu regeln. 

n) Zu dem Plan für den Bau und die Ausrüstung der Bahn samt 
dem Kostenanschlag, sowie zu künftigen Verändenungen und 
Erweiterungen, insoweit die Kosten aus den laufenden Ein¬ 
nahmen oder aus dem Reservefonds gedeckt w r erden sollen; 

f>) zu Verträgen mit Unternehmern über die Herstellung und 
Ausrüstung der Bahn; 

c) für die Zahl der einzustellenden Züge und die Beförderungs¬ 
preise im Personen- und Güterverkehr; 

d) zur Aufnahme einer Anleihe und Verpfändung des Bahn¬ 
unternehmens; 

o) für Verträge, durch welche der Betrieb der Bahn einem 
Dritten übertragen oder mit einem anderen Unternehmen ver¬ 
einigt werden soll; 

f) für Verträge, durch welche das Bahnunternehmen einem 
Dritten übertragen oder mit einem anderen Unternehmen ver¬ 
einigt werden soll. 

6. Soweit die Staatsregierung rücksichtlich ihrer Beteiligung an 
dem Bahnunternehmen noch weitere Kautelen, insbesondere 
wegen der Kontrolle der Bauausführung und des Betriebs, wie 
betreffs der Befürderungspreise und der Zahl der Züge fordern 
sollte, sind die gleichen Befugnisse auch der Provinzialver¬ 
waltung einzuräumen. 

Auch kann, unabhängig von dem Umfang der staatsseitig 
verlangten Kontrolle, zur Bedingung gemacht werden, daß die 
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Vorbereitung und die Führung - oder Überwachung von Bau 
und Betrieb dem Landeskleinbahnamt übertragen wird. Diese 
Forderung ist, wenn sie erhoben wird, durch Statut oder beson¬ 
deren Vertrag sicherzustellen. 

7. Durch Statut oder besonderen Vertrag ist sicherzustellen, daß 
der Provinzialverwaltung ein ihrem eingeschossenen Kapital 
entsprechender Einfluß auf die Verwaltung des Bahnunter¬ 
nehmens eingeräumt wird. 

VII. Über Anträge auf Bewilligung von Darlehen und Übernahme 
von Aktien, Gesellschaftsanteilen usw. beschließt der Provinzialaus¬ 
schuß, gegen dessen ablehnenden Beschluß Beschwerde an den Provin¬ 
ziallandtag zulässig ist. 

Der Provinzialausschuß legt dem Landtag alljährlich eine Über¬ 
sicht vor, aus welcher die ausgeliehenen Kapitalbeträge, die übernomme¬ 
nen Aktien usw. und deren Verzinsung, sowie die Kosten für ausgeführte 
Vorarbeiten ersichtlich sind. 

Die Ausgaben, welche dem Provinzial verband durch Gewährung 
der Darlehen, Übernahme von Aktien usw. und Ausführung von Vor¬ 
arbeiten erwachsen, sind alljährlich im Haushaltsplan kenntlich zu 
machen. 

Die aus der Beteiligung an Aktiengesellschaften usw. dem Provin¬ 
zialverband zufließenden Einnahmen werden zunächst verwendet zur 
Verzinsung und festgesetzten Tilgung der Anleihen; ein dann verblei¬ 
bender Überschuß wird angesammelt zu einem Kleinbahnfonds, aus 
dem etwaige Fehlbeträge der Vorjahre gedeckt werden. 

* * 

* 

Sachlich enthalten die neuen Bestimmungen gegenüber den alten 
die wichtige Änderung, daß der Provinzialausschuß auch ermächtigt ist, 
künftig die Führung des Baus und Betriebs von Kleinbahnen auf 
Antrag und Kosten derselben durch die Provinzialverwaltung über¬ 
nehmen zu lassen, sowie zu diesem Zweck die bisherige Kleinbahnab¬ 
teilung des Landesdirektoriums auf Kosten der Unternehmer ent¬ 
sprechend auszugestalten. 
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Der Weltkrieg und seine Folgeerscheinungen haben fast alle 
Staaten vor die Notwendigkeit einer Neuorganisation ihres Eisenbahn¬ 
wesens gestellt. Als erstes von den Ländern mit Staatsbahnbesitz tritt 
die Schweiz mit dein Entwurf einer Neuorganisation hervor, der unter 
dem 16. Juni 1921 der Bundesversammlung vorgelegt ist. Der Gesetz¬ 
entwurf erstrebt eine erhebliche Vereinfachung der Verwaltung, eine 
Beschleunigung des Geschäftsgangs und vor allem weitgehende Er¬ 
sparnisse, namentlich bei den Personalkosten. Er stellt gegenüber der 
bestehenden Organisation der Schweizer Bundesbahnen eine große Ver¬ 
besserung dar. 

Die Selbständigkeit der Bahnverwaltung in der Geschäfts- und 
Betriebsführung gegenüber der allgemeinen Verwaltung ist in Art. 1 als 
oberster Leitsatz aufgestellt. Ferner soll den einzelnen Dienststellen 
eine möglichst weitgehende Selbständigkeit eingeräumt werden. Mit 
diesen Grundsätzen scheinen einzelne Bestimmungen nicht ganz in Ein¬ 
klang zu stehen. So ist z. B. dem Bundesrat die Genehmigung der Fahr¬ 
pläne, also eine weitgehende Mitwirkung bei einein wesentlichen Teil der 
Betriebsführung Vorbehalten (Art. 6). Auch die Selbständigkeit der 3 
(früher 5) Kreisdirektionen ist durch Art. 21 Abs. 2 eingeschränkt. Hier¬ 
nach verkehren die Vorstände der Abteilungen dieser Behörden unmittel¬ 
bar, also unter Aussehaltung der Kreisdirektionen, mit den Abteilungen 
der Generaldirektion und können von den letzteren, wie es in der Be¬ 
gründung des Entwurfs heißt, fachtechnische Weisungen erhalten. Es 
werden die Ausführungsbestiinmungen und die neue Verwaltungsordnung 
abzuwarten sinn, um die Tragweite dieser Bestimmung beurteilen zu 
können. 

Eine weitere Beschränkung in der Selbständigkeit der Kreisdirek¬ 
tionen bedeutet die Mitwirkung der Kreiseisenbahnräte. Ihnen obliegt 
neben beratender und begutachtender Tätigkeit in anderen Fragen auch 
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die Genehmigung des von den Kreisdirektionen jährlich der General¬ 
direktion vorzulegenden Bauvoranschlags. Sie sind daher nicht, wie bei 
den Reichseisenbahnen auf eine lediglich konsultative Tätigkeit be¬ 
schränkt, sondern üben auch ein gewisses Mitbestimmungsrecht aus. In¬ 
wieweit die Generaldirekfton dieses Mitbestimmungsrecht zu berück¬ 
sichtigen hat, ist in dem Entwurf offen gelassen. 

In der Begründung wird eine Reihe von Fragen erörtert, die von 
großem allgemeinem und in Anbetracht der bevorstehenden Neuorgani¬ 
sation der Reichsbahnen von besonderem Interesse für Deutschland sind. 

Der Begründung sei Folgendes entnommen: 


Botschaft 

des Bundesrates an die Bundesversammlung, betreffend die Änderung der 
Organisation und Verwaltung der Schweizerischen Bundesbahnen. 

(Vom 16. Juni 1921.) 


A. Einleitung. 

Die Verwirklichung des Staatsbahngedankens in der Schweiz hat sich unter 
der Parole „Die Schweizerbahnen dem Schweizervolk“ vollzogen. Hierbei spiel¬ 
ten nicht nur rein politische oder parteipolitische Gründe, sondern vor allem auch 
wirtschaftliche Erwägungen eine große Rolle. Auch hatten eine Reihe von Be¬ 
gleiterscheinungen der Privatwirtschaft die allgemeine Unzufriedenheit erregt. 

Den Männern, welche der Verstaatlichung der großen schweizerischen 
Privat bahnen die Wege zu ebnen batten, mußte es vor allem darum zu tun sein, 
dem Staatsbahngedanken zum Durchbruch zu verhelfen; die der neuen Verwal¬ 
tung zu gebende Form war dabei zwar ebenfalls von Bedeutung, sie durfte aber 
dio Verwirklichung des Gedankens nicht unmöglich machen. 

Das Rückkaufgosetz von 1897 l ) stellte einon Rohbau dar; die innere Aus¬ 
gestaltung in ihrer endgültigen Form — dessen waren sich die Baumeister be¬ 
wußt — mußte einer spätem Zeit Vorbehalten bleiben. 

Der Kampf geht heute kaum mehr um den Staatsbahngedanken selbst. Auch 
diejenigen, welche damals als grundsätzliche Gegner der Verstaatlichung der Vor¬ 
lage ihre Zustimmung versagten, und die im Vereine mit vielen Anhängern des 
Gesetzes von 1897 heute eine administrative Bundesbahnreform für erforderlich 
halten, möchten sic in ihrer Mehrheit doch auf der Giundlage der Staatsbahn 
durchführen. Die Forderung der Verpachtung der Bundesbahnen vereinigt eine 
nur wenig zahlreiche Anhängerschaft auf sich, und zwar nicht bloß wegen der 
von seinen Befürwortern unterschätzten Schwierigkeit der Durchführung, sondern 
namentlich wegen der unverkennbaren Vorteile (los Staatsbahnbotriebes für die 
gesamte Volkswirtschaft der Schweiz. 

*) S. Archiv für Eisenbahnwesen, Jahrgang 1898, Seite 610 ff und 1921, 
Seite 176. 
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Daß dio gegenwärtige Organisation der Verwaltung der Bundesbahnen 
schwerfällig ist, wird von niemand bestritten. Schon das Rtickkaufsgeset® vom 
15. Oktober 1897 trug als Kompromißgesetz, wie erwähnt, die Keime für die 
spätem Anfeindungen der dadurch geschaffenen Verwaltungseinrichtung in sich. 
Dio zur Zeit der Privatbahnen herrschenden Verhältnisse wurden, um damit 
verbundene Interessen der Bevölkerung möglichst zu schonen, in ziemlich weit¬ 
gehendem Maße beibehalten. Dies hatte zur Folge, daß die Staatsbahnorgani- 
sation auch noch mit gewissen Mängeln des früheren Systems belastet wurde, an 
denen sie zum Teil heute noch zu tragen hat. Die Städte, die bisher Sitz einer 
Privatbahndirektion waren, erhielten wiederum einen Direktionssitz, wodurch 
sich die für ein einheitliches Eisenbahnnetz von nicht ganz 3000 km unverhältnis¬ 
mäßig große Zahl von 20 Direktoren ergab. Diese Direktoren-Hypertrophie 
führte aber unwillkürlich zu einem großen Beamtenstab und allen damit ver¬ 
bundenen Nachteilen. 

Das Rückkaufsgesetz hatte auch die Verwaltung viel zu reichlich mit 
Instanzen und Dienststellen ausgestattet, und deshalb wurde ihr Geschäftsgang 
umständlich und schleppend, zum Schaden der Arbeitsfreudigkeit im Innern der 
Verwaltung und zum Ärger der Bevölkerung. Man gewinnt den Eindruck, daß 
einzelne dieser Instanzen den Verwaltungsapparat allein schon dadurch belasten, 
daß sie gefragt sein wollen und ihnen berichtet werden muß. Sie vermehren 
auch die Kontrollarbeit, da jede Dienststelle von einer andern überwacht wird, 
eine Tätigkeit, die sich in einer geordneten Verwaltung nicht vermeiden läßt, 
dio aber nicht notwendig das Maß und den Umfang zu erreichen braucht, zu dem 
sie sich bei den Bundesbahnen ausgewachsen hat. 

Die große Zahl der Instanzen und Dienststellen hatte aber auch die weitere 
sehr unliebsame Wirkung, daß zum Nachteil des Unternehmens das Verant¬ 
wortungsgefühl geschwächt wurde, indem bei fast allen Entschließungen mehrere 
Instanzen mitzuwirken haben und schließlich keine allein die volle Verantwortung 
trägt. 

Die Trennung der Geschäftsführung zwischen der Generaldirektion und 
den Krei8dirnktionen, nach welcher sich die Kreisdirektoren naturgemäß in erster 
Linie als Vertreter ihrer Kreise betrachteten, führte häufig zu Gegensätzen im 
Innern der Verwaltung und zu Rivalitäten unter den Kreisen selbst Solche 
Reibungen schaden dem Ansehen der Verwaltung nach innen und nach außen. 

Die Dienstvorschriften über die Obliegenheiten und Befugnisse der ein¬ 
zelnen Dienststellen ließen von Anfang an der Initiative wenig Spielraum. Wenn 
sich im Laufe der Zeit Mißgriffe und Fehler zeigten, begnügte man sich nicht mit 
einer Belehrung oder Bestrafung der Fehlbaren, sondern schuf neue Kautelen, um 
derartige Vorkommnisse zu verhindern. Dadurch wuchs die Zahl der Vorschrif¬ 
ten fast ins Ungemessene. Übereifrige oder ungeschickte Vorgesetzte rissen 
nicht selten auch solche Befugnisse an sich, die nach den Vorschriften den Unter¬ 
gebenen gehörten und ebensogut von diesen hätten ausgeübt werden können. 
Dadurch wurde dio Selbständigkeit der einzelnen Dienststellen derart eingeengt, 
daß gerade unter den besten und tüchtigsten Elementen der Verwaltung sich 
häufig tiefgreifender Mißmut und Verdrossenheit geltend machten. 

Derartige Mißstände können bei einer staatlichen Verwaltung in der Regel 
leichter und rascher um sich greifen als bei einer privaten Unternehmung, weil e9 
der Staatsinstitution, die durch Gesetze, Verordnungen und andere Rücksichten 
gebunden ist, viel schwerer fällt, sich rechtzeitig solcher Krankheitserscheinungen 
und ihrer Verursacher zu erwehren. Sie treten aber auch stärker hervor, weil 
die Kritik einer öffentlichen Unternehmung gegenüber viel schärfer, andauernder 
und rücksichtsloser einsetzt. 
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Wenn auch nicht ausschließlich, so fallen doch zu einem wesentlichen Teil 
die genannten und sonst noch bestehenden Mängel den Schwächen des bisherigen 
Organisationsgesetzes zur Last. 

Von der Notwendigkeit, die Organisation einfacher und damit wirtschaft¬ 
licher so. gestalten, waren die Behörden längst überzeugt. Dafür sprechen die 
schon vor mehr als einem Dezennium begonnenen Studien und die seither aus¬ 
gearbeiteten Projekte, von denen im folgenden zu sprechen sein wird. 


B. Die bisherigen Reformbestrebungen.« 

Dio ersten Betriebsjahre der Bundesbahnen standen unter dem Zeichen 
einer günstigen Verkehrsentwicklung und brachten eine erfreuliche und stetige 
Steigerung der Einnahmen. 

Eine lebhafte Kritik der Bundesbahnverwaltung setzte ein, als sich das 
Verhältnis zwischen den Einnahmen und den Ausgaben von Jahr zu Jahr ungünsti¬ 
ger gestaltete — der Betriebskoeffizient stieg 1908 auT 72,82 % — und die Ver¬ 
waltung genötigt war, zur Herstellung des gestörten Gleichgewichtes umfassende 
Sparmaßnahmen zu ergreifen. Als die Generaldirektion im Juni 1908 dem 
Bundesrate den Entwurf einer neuen Vollziehungsverordnung zum Rückkaufs¬ 
gesetz vorlegte, iu dem sie im Hinblick auf den Übergang der Gotthardbahn an 
den Bund und auf das Anwachsen der Geschäftslast überhaupt dio Erhöhung der 
Zahl der Generaldirektoren von fünf auf sieben beantragte, ging der Bundesrat 
auf den Entwurf nicht ein und beauftragte das Eisenbahndepartement mit der 
Prüfung der Frage, ob nicht, wenn nötig auf dem Wege der Gesetzesrevision, in 
der Organisation der Bundcsbahnverwaltung erhebliche Vereinfachungen und 
Ersparnisse erzielt werden könnten. 

Einer Einladung des Eisenbahndepartements Folge gehend, legte die Gene¬ 
raldirektion im März 1909 einen ersten Entwurf für ein neues Rückkaufsgesetz 
vor, der eine weitgehende Zentralisation der Verwaltung bezweckte. 

Da in der Folge die Gesetzesrevision angesichts der inzwischen eingetre¬ 
tenen Besserung der Finanzlage der Bundesbahnen als weniger dringlich erachtet 
wurde, verschob das Eisenbahudepartement vorläufig die Weiterbehandlung der 
Angelegenheit. 

Die mit dem Kriegsausbruch verbundene außerordentliche Inanspruchnahme 
des Bundesrates führte zu einer nochmaligen Hinausschiebung der Verwaltungs- 
reform. Gleichwohl gingen die Vorarbeiten für die Verwaltungsreform weiter. 

In den Monaten Juni und Juli 1919 unterzog die ständige Kommission des 
Verwaltungsrates die Reformfrage auf Grund der vorliegenden Entwürfe und 
Vorschläge einer einläßlichen Prüfung und stellte die Richtlinien für einen neuen 
Entwurf fest, der von der Generaldirektion ausgearbeitet und von der ständigen 
Kommission im Mürz 1920 mit wenigen Änderungen dem Verwaltungsrate vor¬ 
gelegt wurde. 

Der Verwallungsrat der Bundesbahnen hatte zunächst den fünf Kreiß¬ 
eisenhahnräten Gelegenheit gegeben, zu der Vorlage seiner ständigen Kommission 
Stellung zu nehmen. Sämtliche sprachen sich für eine Revision im Sinne der 
Dezentralisation aus und verlangten die Beibehaltung der Kreiseisenbahnrätc und 
eine Erweiterung ihrer Kompetenzen. Neben den Kreiseisenbahnräten wurde 
auch das Personal angehört, das an der Reorganisationsfrage begreiflicherweise 
den lebhaftesten Anteil nimmt. Es befürwortete die Ersetzung der bisherigen 
fünf Kreise durch drei Betriebskreise mit jo drei Kreisabteilungen. Ferner trat 
es dafür ein, daß die Mitgliederzahl des Verwaltungsrates und der ständigen 
Kommission herabgesetzt werde. Als Hauptübel der bestehenden Organisation 
bezeichnet© e3 den Umstand, daß viel zu viel Doppelarbeit geleistet und den 
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örtlichen Dienststellen zu wenig Selbständigkeit und Verantwortung überlassen 
werde. 

Der Verwaltungsrat behandelte die Vorlage seiner ständigen Kommission 
im Oktober 1920. Das Ergebnis seiner Beratungen, ein Gesetzentwurf, ist dem 
Eisenbahndepartement am 2. November 1920 zugegangen. 

Die Reformvorschlüge des Verwaltungsrates wurden in der Öffentlichkeit 
nicht günstig aufgenoinmen. Auch das Eisenbahndepartement konnte sich dem 
Eindrücke nicht verschließen, daß nur eine durchgreifendere Verwaltungsrefonn 
die erhofften Vorteile wirklich zu bringen vermöge. Es berief daher zur Beratung 
der Keorganisationsfrage eine Sachverständigenkommission. Diese Sachverstän¬ 
digenkommission besprach eingehend die Richtlinien, die für die Reform der 
Bundesbahnverwaltung zu empfehlen seien. Unter Berücksichtigung dieser Rat¬ 
schläge arbeitete das Eisenbahndepartement einen Gesetzesentwurf aus, welcher 
der Sachverständigenkommission Ende Mai dieses Jahres mit dem Vorentwurf für 
eino Vollziehungsverordnung zur Begutachtung vorgelegt wurde. Die Sach¬ 
verständigen waren in sämtlichen Hauptpunkten mit den Vorschlägen des Eisen¬ 
bahndepartements einverstanden. Mit allem Nachdruck empfahlen sie die Be¬ 
stellung eines Verwaltungsrates von nicht mehr als 11 Mitgliedern und daneben, 
als Bindeglied zwischen der Verwaltung und den verschiedenen regionalen, poli¬ 
tischen und wirtschaftlichen Interessentenkreisen, konsultative Eisenbahnräte. 
Ferner befürworteten sie dio Einteilung dos Bundesbahnnetzes in drei Kreise, von 
denen jeder einen Kreisdirektor mit. neu umschriebenen Aufgaben erhalten soll, 
den unmittelbaren Verkehr zwischen den Abteilungsvorständon der Generaldirek¬ 
tion und der Kreisdirektionen und die Zuteilung abschließender Befugnisse an die 
mittlern und untern Organe der Verwaltung. 

C. Die hauptsächlichsten Gesichtspunkte für die Reorganisation. 

1. Allgemeines. 

Das Hauptziel der Reorganisation war, und darin gehen alle bisherigen 
Reform-Vorschläge einig, vor allem eine erhebliche Vereinfachung des schwer¬ 
fälligen Verwaltungsapparates, um eine raschere Geschäftsbehandlung und mög¬ 
lichst weitgehende Ersparnisse zu erzielen. Es war danach zu trachten, jede 
unnötige Doppelarbeit zu vermeiden, die Kontrolle auf das unumgänglich Not¬ 
wendige zu beschränken und jede überflüssige Berichterstattung zu beseitigen. 
Dio Verwaltung sollte schon in ihrem innern Aufbau, ihrer Organisation einfacher, 
natürlicher und sparsamer ausgebildet werden, damit sich diese bewahrten Eigen¬ 
schaften der ganzen Geschäftsführung der Verwaltung einprägen, ohne daß sie 
durch äußern Zwang oder gar erst durch die Not der Zeit in sie hineingetragen 
werden müssen. Die Zahl der Instanzen und der Direktoren, überhaupt der ganze 
Beamtenstab, muß nach Möglichkeit vermindert werden, denn darin liegt das 
wirksamste Mittel, die Verwaltung zu vereinfachen und sie vor einer ungesunden 
Bureaukratio zu bewahren. Für die Ökonomie der Arbeitskräfte, die überall zu 
beobachten ist, muß oben das gute Beispiel gegeben 'werden. 

über diese allgemeinen Richtlinien kann kaum mehr eine Meinungsverschie¬ 
denheit bestehen. Die Ansichten gehen erst auseinander, wenn es sich um die 
Feststellung der Verwaltungsform handelt. Es vsind daher auch in dieser Hinsicht 
einige grundsätzliche Erwägungen notwendig. Die Generaldirektion hat in einem 
Bericht vom 6. August 1917 ausdrücklich erklärt, daß sie diejenige Organisation 
vorschlage, die nach ihrer Überzeugung vom Standpunkte der Verwaltung aus 
als die zweckmäßigste und vorteilhafteste Lösung zu betrachten sei. Es liege 
weder in ihrer Aufgabe, noch entspreche es ihrer Stellung als Verwaltungs¬ 
behörde, bei Ausarbeitung des Entwurfes Erwägungen der Opportunität oder 
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Rücksichten auf politische oder regionale Anschauungen mitsprechen zu lassen. 
Die Ansicht, der durch diese Bemerkungen Ausdruck verliehen wird, ist verständ¬ 
lich, sie kann aber nicht ausschließlich wegleitend sein für die weitere Behand¬ 
lung der Reorganisationsfrage, denn die Bundesbahnverwaltung ist schließlich 
nicht Selbstzweck, sondern sie hat dem Lande zu dienen und muß sich infolge¬ 
dessen bis zu einem gewissen Grade nach seinen politischen Anschauungen, seinen 
Bedürfnissen und Auffassungen richten. Es liegt auch im ureigensten Interesse 
einer derartigen öffentlichen Verwaltung, daß sie sich den übrigen Landes¬ 
einrichtungen möglichst anschließt und dadurch Gegensätze und Konflikte ver¬ 
meidet, die ihr die Aufgabe nur erschweren und sie unbeliebt machen können. 
Eine gewisse Popularität ist unerläßlich für eine Eisenbahnverwaltung, die wie 
kaum eine andere Unternehmung mit den Behörden des Landes und seiner Be¬ 
völkerung in fortwährender Berührung steht. Ihre Einrichtungen dürfen daher 
den Anschauungen des Landes nicht widersprechen. 

2. Vergleiche mit den Organisationen ausländischer Bahnverwaltungen. 

Die Richtigkeit der Auffassung, daß sich die Organisation einer Staats¬ 
bahnverwaltung nach den übrigen Staats- und Verwaltungseinrichtungen ihres 
Landes zu richten habe, wird auch durch das Studium der Eisenbahnverwaltungen 
unserer Nachbarländer bestätigt. Die Organisationen dieser Verwaltungen 
weichen sehr stark voneinander ab und lassen sich nicht auf unser Land und seine 
Staatsbahnverwaltung übertragen. Wir müssen in dieser Hinsicht ebenso selb¬ 
ständig vorgehen, wie dies die andern Staaten getan haben. In den am Welt¬ 
kriege beteiligt gewesenen Ländern vollzieht sich zudem infolge der vielfachen 
Umwälzungen, die der Krieg mit sich gebracht hat, auch in den Organisationen 
der Eisenbahnverwaltungen manche tiefgehende Wandlung, ohne daß es jetzt 
schon möglich wäre, sich über die Art und den Erfolg dieser Veränderung einen 
klaren Überblick zu verschaffen. 

Es führt auch zu Irrtümern, wenn versucht werden will, auf Grund des 
üblichen, zur Veröffentlichung gelangenden Zahlenmaterials statistische Ver¬ 
gleichungen über die Eisenbahnorganisationen anzustellen. Die verschiedenen 
Statistiken stimmen in ihren Grundlagen und ihrer Darstellungsweise nicht über¬ 
ein, und sehr häufig verursachen auch verschiedenartige Bezeichnungen der 
gleichen Sache oder Tätigkeit ein ganz unzutreffendes Bild. Wenn z. B. darauf 
hingewiesen wird, daß die großen französischen Bahngesellschaften von einem 
einzigen Generaldirektor, ohne Mitwirkung weiterer Direktoren, geleitet werden, 
so ist nicht zu übersehen, daß die zahlreichen obern Funktionäre dieser Bahn¬ 
gesellschaften zwar nicht den Titel eines Direktors, aber gleiche Aufgaben und 
in der Regel auch weit größere Befugnisse haben als die Direktoren unserer 
Bundesbahnen. 

3. Stellung der Bundesbahnverwaltung zur allgemeinen Bundesverwaltung. 

Unter den besondern Gesichtspunkten, die für die Reorganisation in Frage 
‘kommen, ist zunächst die Stellung der Bundesbahnen zur allgemeinen Bundes¬ 
verwaltung zu erörtern. Bei Erlaß des Rückkaufsgesetzes vom 15. Oktober 1397 
wurde eine weitgehende Selbständigkeit und Unabhängigkeit der Bundesbahn¬ 
verwaltung als eine politische und wirtschaftliche Notwendigkeit bezeichnet und 
dieser Grundsatz auch allgemein anerkannt. Die bisherigen Erfahrungen haben 
dieser Auffassung recht gegeben, und heute muß hieran auch aus verwaltungs¬ 
technischen Erwägungen festgehalten werden. Ein Unternehmen von der Art, 
der Ausdehnung und der Bedeutung der Bundesbahnen bedarf größerer Be¬ 
wegungsfreiheit als die übrigen, den einzelnen Departementen des Bundesrates 
unmittelbar unterstellten Verwaltungszweige des Bundes, denen bei weitem nicht 
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der gleiche kommerzielle und industrielle Charakter zukommt. Auch von staats¬ 
rechtlichen und verwaltungsrechtlichen Gesichtspunkten aus betrachtet, liegt 
keino Veranlassung zu einer Änderung dieser Seite der Organisation vor, sofern 
im übrigen dem Bundesrate die ihm nach dfr Verfassung zukommende Stellung 
auch der Verwaltung der Bundesbahnen gegenüber gewahrt bleibt. 

Die Unterstellung der Bundesbahnen unter die direkte Leitung des Eisen¬ 
bahndepartements wurde auch deshalb nicht für zweckmäßig gehalten, weil da¬ 
durch eine zu starke, nicht wirklich notwendige Belastung des Eisenbahndeparte- 
raents und damit auch des Bundesrates mit den unendlich vielen und mannig¬ 
faltigen Einzelheiten des Bahnbetriebes verbunden wäre. Es ist auch nicht zu 
wünschen, daß sich die oberste Exekutive des Landes früher und mehr mit 
Meinungsverschiedenheiten und Auseinandersetzungen über technische und Ver¬ 
waltungsfragen zu befassen habe, als dies bisher geschehen ist. 

Aber auch eine gänzliche Selbständigkeit der Bundesbahnen, etwa nach dem 
Vorbildo der Xationalbank oder der Unfallversicherungsanstalt, kann nicht in 
Frage kommen, da der Zusammenhang zwischen den Bundesbahnen und der 
Volkswirtschaft ein engerer und vielseitigerer ist. Auch der Umstand, daß das 
Budget der Staatsbahn größer ist oder größer sein kann als das ganze übrige 
Staatsbudget, legt es nahe, dem Parlament und der Landesregierung einen ge¬ 
wissen Einfluß auf deren Geschäftsgebahren einzuräumen. Es wurde daher auch 
für unerläßlich gehalten, daß der Bundesrat das Recht habe, der Bundesbahn¬ 
verwaltung die ihm im Interesse dea Landes notwendig scheinenden Weisungen 
zu erteilen. 


4. Zentralisation oder Dezentralisation. 

Eine weit wichtigere Rolle als die im vorstehenden Kapitel behandelte 
staatsrechtliche Stellung der Bundesbahnen spielt in der Verwaltungsrefonn der 
Streit ura Zentralisation oder Dezentralisation. Diese Frage bedeutet für weite 
Kreise den Angelpunkt des ganzen Reorganisationsproblems. Sie hat. es bisher 
unmöglich gemacht, zu einer allgemein Anklang findenden Lösung zu gelangen. 
Es ist daher notwendig, diese grundsätzliche Seite der Bundesbahnreform klar- 
zustellen, bevor auf die Einzelheiten des Gesetzentwurfes eingetreten wird. Es 
ist schon im allgemeinen Teil dieses Abschnittes darauf hingewiesen, daß eine 
öffentliche Verwaltung und insbesondere eine Eisenbahnverwaltung danach 
trachten mäße, sich den übrigen Einrichtungen ihres Landes und den Anschau¬ 
ungen seiner Bevölkerung möglichst anzupassen. Damit ist aber auch gesagt, 
daß für die Bundesbahnverwaltung weder die reine Zentralisation noch die reine 
Dezentralisation in Frage kommen kann. 

Die Zusammensetzung der Schweiz aus verschiedenen Rassen- und Sprach- 
stämmen, sowie deren staatsrechtliche Struktur macht häufig eine individuelle 
Behandlung der einzelnen Landesteile notwendig. Die Bundesbahnen stehen mehr 
als jede andere Verwaltung in fortwährendem Verkehr mit den Behörden der 
Kantone und Gemeinden und namentlich auch mit ihren Transportgebern. Ihre 
Verwaltung darf daher nicht zu sehr zentralisiert sein, wenn sie den verschieden¬ 
artigen Bedürfnissen der einzelnen Landesgegenden, Verkehrszentren, Berufs¬ 
gruppen u. dgl. gerecht werden will. 

Anderseits ist aber eine Eisenbahnverwaltung wiederum gezwungen, ihre 
Einrichtungen und ihr Verfahren in vielfacher Richtung einheitlich zu gestalten. 
Den Reisenden und Frachtgebern muß die Verwaltung im ganzen Lande die 
gleiche Behandlung zuteil werden lassen; dem Personal gegenüber muß überall 
der gleiche Maßstab angelegt w’erden. Von allen Zweigen der Verwaltung, wo 
immer sie ihren Sitz haben, ist die gleiche Sparsamkeit und Rücksicht auf das 
Gesamtunternohmen zu verlangen, und über dio für den Ausbau des Netzes ver- 
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fügbaren Mittel muß nach einheitlichen Gesichtspunkten, die den Bedürfnissen 
des ganzen Bundesbahnnetzes Rechnung tragen, verfügt werden. Auch für die 
Bildung des Fahrplanes und die Betriebsführung muß das kaum 3000 km um¬ 
fassende Bundesbahnnetz bis zu einem gewissen Grade ein Ganzes bilden. Daß 
auf diesen Gebieten die Einheitlichkeit für den guten Gang der Verwaltung un¬ 
erläßlich sei, wird selbst von den ausgesprochenen Gegnern einer Zentralisation 
nicht in Abrede gestellt. Daraus ergibt sich aber auch, daß man auf die Bundes¬ 
bahnverwaltung nicht ohne weiteres und ohne weitgehende Einschränkung die 
Anschauungen übertragen kann, die man je nach der persönlichen Auffassung 
bezüglich Zentralisation oder Dezentralisation in der übrigen Staatsverwaltung 
als politisches Ideal ansieht. Die Verwaltungsreform der Bundesbahnen bedarf 
aus Gründen, die sich aus dem Wesen der Eisenbahnverwaltung ergeben, einer 
besondern Einschätzung, die von der rein politischen verschieden ist, und wir 
würden es als einen Fehler betrachten, wenn man in der Frage der Bundesbahn¬ 
reform den Axiomen Zentralisation oder Dezentralisation allzu große politische 
Bedeutung beimessen wollte. Richtiger ist e9, diese Ausdrücke beiseite zu 
lassen und vorurteilsfrei zu erwögen, inwieweit in der Verwaltung der Bundes¬ 
bahnen im Interesse dieser Verwaltung und des Landes eine einheitliche Leitung 
unerläßlich ist und inwieweit den äußern Organen der Verwaltung, zu denen auch 
die Kreisdirektionen zni rechnen sind, ohne Nachteil das freie Verfügungsrecht 
gelassen werden kann. 

5. Die Vermehrung der Selbständigkeit nnd Verantwortung der äußern 

Dienststellen. 

Die Vermehrung der Selbständigkeit und Verantwortung der äußern Dienst¬ 
stellen ist eines der wichtigsten Mittel, um die durch die Reorganisation ange¬ 
strebte Vereinfachung der Bundesbahnverwaltung zu erzielen. Es ist schon in 
der Einleitung bei der Besprechung der Mängel der heutigen Verwaltungseinrich¬ 
tung darauf hingewiesen, wie umfangreich mit der Zeit die Vorschriften über die 
Obliegenheiten und Befugnisse der einzelnen Dienststellen geworden sind, wie 
hier und da ungeschickte Vorgesetzte Befugnisse an sich rissen, die ihren Unter¬ 
gebenen zustanden, und wie dadurch die Selbständigkeit der einzelnen Dienst¬ 
stellen eingeengt und mannigfacher Mißmut hervorgerufen wurde. Es ist daher 
durchaus an der Zeit, in dieser Hinsicht gründlich Abhilfe zu schaffen. Diese 
Absicht ist auch im Gesetzesentwurfe (Art. 1, Absatz 2) deutlich zum Ausdruck 
gekommen. Die Vermehrung der Befugnisse der einzelnen Dienststellen sichert 
einen einfachem und raschem Geschäftsgang und wird zur Erhöhung der Arbeits¬ 
freudigkeit des Personals beitragen. 

Das Eisenbahndepartement widmet dieser Seite der Reform die größte Auf¬ 
merksamkeit und hat auch schon die nötigen Schritte unternommen, um unter 
Mitwirkung des Personals feststellen zu lassen, auf welchem Gebiete und in 
welchem Maße eine Erweiterung der Befugnisse der mittlern und untern Dienst¬ 
stellen der Verwaltung möglich ist. Für die obern Dienststellen haben Gesetz, 
Vollziehungsverordnung und die vom Verwaltungsrat zu erlassenden Dienst¬ 
organisationen das Nötige vorzukehren. 

6. Umfang der Gesetzesrevision. 

Das Rückkaufsgesetz vom 15. Oktober 1897 besteht seinem Inhalte nach 
aus zwei Hauptteilen, den Bestimmungen über die Erwerbung der Eisenbahnen 
durch den Bund und den Vorschriften über die Organisation der Bundesbahn¬ 
verwaltung. Im Interesse einer baldigen Durchführung der Verwaltungsreform 
schien es angezcigt, alle Erörterungen, die mit dem Zweck der Vorlage nicht in 
unmittelbarem Zusammenhänge stehen, beiseite zu lassen. Demgemäß sind in den 
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Gesetzesentwurf nur die Organisation beschlagende Bestimmungen aufgenommen 
worden. 

Die Art. 1—4, 6 und 9 des Gesetzes betreffend die Erwerbung der Eisen¬ 
bahnen, desgleichen die Schlußbestimmung Art. 49 werden daher von der Revision 
nicht berührt; sie bleiben unverändert fortbestehen. Ferner ist davon abgesehen, 
den Abschnitt II., 4. „Allgemeine Bestimmungen“, Art. 40—47 des bestehenden 
Gesetzes, der die Anstellungs- und Dienstverhältnisse der Beamten und Ange¬ 
stellten der Bundesbahnen regelt, in den Gesetzesentwurf zu übernehmen, da vor¬ 
gesehen ist, diese Verhältnisse in Zukunft durch das neue Besoldungsgesetz für 
das Bundespersonal einheitlich für die ganze Bundesverwaltung zu ordnen. Bis 
zum Erlaß dieses neuen Besoldungsgesetzes werden für das Bundesbahnpersonal 
die bisherigen gesetzlichen Bestimmungen Anwendung finden. 

D. Die einzelnen Bestimmungen des Gesetzentwurfs. 

1. Allgemeine Bestimmungen. 

Zu Art. 1. Mit der im ersten Absatz gegebenen Anweisung soll ein für alle¬ 
mal klargestellt werden, daß bei den größten nationalen Verkehrsunternehmen des 
Landes weder ein rein fiskalischer Betrieb, wobei die Interessen der Allgemein¬ 
heit hintangesetzt werden müßten, noch ein völliger Verzicht auf ökonomische 
Eigenwirtschaft Platz greifen darf. Die Tatsache, daß beide Extreme immer 
wieder Befürworter finden, läßt diese Klarstellung angezeigt erscheinen. 

Im zweiten Absatz ist nur der Schlußsatz* neu. Angesichts der nach den 
bisherigen Erfahrungen nicht selten vorkommenden Eingriffe oberer Organe in 
die Befugnisse der untern dürfte eine ausdrückliche Willenserklärung des Gesetz¬ 
gebers, daß den einzelnen Dienststellen möglichst weitgehende Selbständigkeit 
eingeräumt und gewahrt werden soll, nicht überflüssig sein. 

Zu Art. 2. Die drei ersten Absätze dieses Artikels entsprechen im wesent¬ 
lichen den Absätzen 3—5 des Art. 12 des bisherigen Gesetzes. 

Der vierte Absatz sieht insofern eine Änderung vor, als die Kompetenz des 
Bundesgerichtes als einziger Instanz für die Entscheidung zivilrechtlicher Klagen 
von Korporationen und Privaten gegen die Bundesbahnen, die bisher für Prozesse 
mit einem Streitwert von wenigstens 30 000 Fr. bestand, gänzlich aufgehoben, 
d. h. auf die freie Vereinbarung unter den Parteien beschränkt wird. Die Er¬ 
fahrung hat gezeigt, daß es nicht zweckmäßig ist, das Bundesgericht für die 
Instruktion derartiger Prozesse in Anspruch zu nehmen. Die vorgeschlagene 
Bestimmung steht übrigens im Einklang mit der Anschauung, die in Art. 25 des 
Eisenbahnhaftpflichtgesetzes vom 28. März 1905 zum Ausdruck gelangt ist. 

Zu Art. 3. Der erste Absatz vereinigt die im heutigen Gesetz in Art. 10, 
Abs. 1 und 2, getroffenen Bestimmungen über das Steuerprivileg der Bundes¬ 
bahnen. 

Die Bestimmung des zweiten Absatzes ist aus dem Entwürfe des Verwal¬ 
tungsrates aufgenommen worden. Sie tritt an die Stelle des Art. 10, Absatz 3, 
des bisherigen Gesetzes. 

Zu Art. 4. Dieser Artikel ordnet in Übereinstimmung mit dem Art. 11 
des heutigen Gesetzes die Frage, inwieweit neben den ausschließlich zur Rege¬ 
lung der Verhältnisse der Bundesbahnverwaltung erlassenen Spezialgesetzen 
auch die Bestimmungen der allgemeinen Bundesgesetzgebung in Eisenbahnsaehen 
auf die Bundesbahnen Anwendung finden. 

Im zweiten Absatz ist klargestellt, daß die Voraussetzungen für die An¬ 
wendung der allgemeinen Eisenbahngesetzgebung auf die Bundesbahnen insbeson¬ 
dere als nicht vorhanden anzusehen sind, soweit die Bestimmungen über die 
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ßundesaufsicht und Kontrolle über die Eisenbahn- und Schiffahrtsunternehmun¬ 
gen in Frage kommen. In dem Berichte über die Geschäftsführung des Eisen- 
bahndepartements im Jahre 1918 (Bundesbl. 1919, Bd. II, S. 188 f.) ist darauf 
hingewiesen, daß die technische Kontrolle über die Bundesbahnen bis dahin in 
gleicher Weise ausgeübt worden sei wie über die Privatbahnen. Eine derartige 
intensive und ständige Überwachung einer in sich selbst schon hierarchisch 
gegliederten staatlichen Anstalt durch eine andere staatliche Instanz sei aber 
eine Anomalie und führe zu einem schleppenden Geschäftsgang und zu einer in 
vielen Fällen ganz überflüssigen und kostspieligen Doppelarbeit. Das Eisenbahn¬ 
departement habe daher darauf Bedacht genommen, die Kontrolle über die Bun¬ 
desbahnen auf das Maß des wirklich Notwendigen einzuschränken. Sie haben 
dieser Maßnahme, über deren Einzelheiten nähere Aufschlüsse gegeben wurden, 
anläßlich der Genehmigung des Geschäftsberichtes zugestimmt. Die Verein¬ 
fachung der Kontrolle, die auf den 1. Oktober 1919 eingeführt worden ist, hat 
sich in allen Teilen bewährt. Es sind dadurch auch nicht unbedeutende Er¬ 
sparnisse möglich geworden, da die Kontrollingenieure, denen früher die Über¬ 
wachung der Bundesbahnen übertragen war, bei eintretenden Vakanzen nicht er¬ 
setzt zu werden brauchen und auch sonst beim Eisenbahndepartement manche 
Vereinfachung durchgeführt werden konnte. Die im zweiten Absatz des Art. 4 
vorgeschlagene Bestimmung gestattet, die heutige Ordnung der Dinge auch 
fernerhin beizubehalten. Soweit eine Kontrolle über die Bundesbahnen wirklich 
nötig ist, kann sie auch in Zukunft kraft der dem Bundesrate in Art 6 des Ge¬ 
setzentwurfs vorbehaltenen Befugnisse und auf Grund der für die Bundesbahnen 
geltenden Spezialgesetze ausgeübt werden. 

2. Befugnisse der Bundesversammlung und des Bundesrats. 

Zu Art. 5. Dieser Artikel ersetzt in etwas gedrängterer Form den Art. 13, 
lit. A, des bisherigen Gesetzes. Materiell ist nur insofern eine Einschränkung 
vorgesehen, als die Genehmigung der Eisenbahnpacht- und Betriebsverträge in 
Zukunft nicht mehr der Bundesversammlung Vorbehalten, sondern dem Bundes¬ 
rat übertragen werden soll. 

Ziffer 3 enthält die gesetzliche Festlegung der bisherigen Praxis. 

Da die Gesetzesrevision vor allem eine Vereinfachung der Verwaltung 
durch Verminderung der Zahl der Instanzen bezweckt, könnte man sich fragen, 
ob es nicht angezeigt sei, den schon im Jahre 1902 von der Bundesbahnkommission 
des Ständerats gestellten Antrag wieder aufzunehmen, wonach die Genehmigung 
des Voranschlags dem Bundesrat überlassen bliebe. Die Neuerung hätte den 
Vorteil, daß der Voranschlag nicht schon im Monat Juni, wie es jetzt geschieht, 
sondern erst im Oktober aufgestellt werden müßte und daher der Wirklichkeit 
näher käme. Von einer solchen Änderung ist abgesehen, da bei der vorgeschla¬ 
genen Verminderung der Zahl der Verw altungsräte es nicht angeht, gleichzeitig 
auch das Budgetrecht der Bundesversammlung einzuschränken, um so weniger, 
als damit den Kantonen, die im Verwaltungsrate inskünftig nicht mehr vertreten 
sein werden, auch die Möglichkeit genommen wäre, mittelbar durch ihre Vertreter 
in der Bundesversammlung einen gewissen Einfluß auf die Geschäftsführung der 
Bundesbahnen auszuüben. Auch im Hinblick auf den Umfang des Bundesbahn¬ 
budgets muß dem Parlament ein Mitsprachrecht gewahrt bleiben. 

Zu Art. 6. Für die Aufzählung der Befugnisse des Bundesrats ist eben¬ 
falls eine andere Form gewählt worden, ohne daß materiell eine wesentliche 
Änderung vorgesehen wäre. 

Die Frage, ob der Bundesrat allein auf Grund seiner verfassungsmäßigen 
Stellung befugt sei, der Bundesbahnverwaltung Weisungen zu erteilen, hat schon 
zu Meinungsverschiedenheiten Anlaß gegeben. Im Jahre 1908 glaubte das Eisen- 
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bahndepartement, die Frage verneinen zu müssen. Die nationalrätliche Buwtea- 
bahnkommission bezweifelte aber die Richtigkeit dieser Auffassung und bemerkte 
in ihrem Bericht über das Budget der Bundesbahnen für das Jahr 1909 (Bundesbl. 
1908, Bd. VI, S. 307) unter anderm: „Wenn der Bundesrat der Meinung ist, daß 
ihm diese Befugnis (zur Erteilung von Weisungen an die Bundesbahnverwaltung) 
nicht zusteht, was unseres Erachtens nicht richtig ist, da ihm die Bundesbahnen 
auf die gleiche Art und Weise untergeordnet sind, wie alle übrigen eidgenössi¬ 
schen Verwaltungen, so muß man sie ihm auf dem Gesetzeswege verschaffen.“ 
Die im ersten Absatz des Art. 6 vorgeschlagene Regelung bezweckt, in dieser 
Hinsicht jeden Zweifel für die Zukunft auszuschließen. 

Bezüglich der Ziffern 3 und 4e des Art. 6 wird auf die Ausführungen zu 
Art. 5 verwiesen. Die in den Ziffern 4a—c gegenüber dem jetzigen Zustande 
vorgesehenen Änderungen sind eine Folge der Einschränkung der technischen 
Kontrolle des Eisenbahndepartements. Die Ziffern 4d, f und g entsprechen dem 
bisherigen Verfahren und der allgemeinen Eisenbahngesetzgebung. 

3. Die Organe der Verw altung. 

Zu Art. 7. Im Gegensatz zum bestehenden Gesetz*, das vier Organe der 
Verwaltung kennt, sieht der Gesetzesentwurf nur noch deren drei vor. Diese 
Änderung ist aber nur formeller Natur, da die Generaldirektion und die Kreis¬ 
direktionen sich nicht als verschiedene, zeitweise entgegengesetzte Ziele ver¬ 
folgende Organe gegenüberstehen dürfen. Im Stadium der Beratung über die 
zu treffenden Maßnahmen sollen die Kreisdirektionen uneingeschränkt ihre Mei¬ 
nung zum Ausdruck bringen. Ist aber einmal der Entscheid über eine Frage 
getroffen, so hat dieser Entscheid als der einheitliche Wille der Geschäftsleitung 
zu gelten. 

1. Der Verwaltungsrat und die Eisenbahnräte. 

Zu Art. 8—10. Eine der einschneidendsten und wichtigsten Änderungen, 
die der Gesetzesentwurf in Vorschlag bringt, betrifft die Gestaltung des Ver¬ 
waltungsrats. Das heutige Kollegium von 55 Mitgliedern ist unbestreitbar ein 
zu schwerfälliges Organ, das sich zur Beratung aller Einzelheiten der von ihm 
zu behandelnden Geschäfte nicht w’ohl eignet. Es war daher unvermeidlich, daß 
für die Vorberatung ein Ausschuß, die sogenannte „Ständige Kommission“, ge¬ 
bildet werden mußte, die heute aus einem Präsidenten und zehn Mitgliedern be¬ 
steht. Diese ständige Kommission, deren Mitglieder allein Gelegenheit haben, 
sich eingehend mit allen Eisenbahnfragen zu beschäftigen, hat in der Tat als 
Beraterin der Generaldirektion und als vorbereitendes Organ des Verwaltungs¬ 
rats einen entscheidenden Einfluß gewonnen, und zwar zum Vorteil des Unter¬ 
nehmens. In seinem Entwurf für die Revision des Rückkaufsgesetzes schlägt 
der Verwaltungsrat vor, die ständige Kommission zu einem besondern Organ der 
Verwaltung auszugestalten und ihr eine Anzahl Geschäfte, die gegenwärtig in 
seine Zuständigkeit fallen, zur selbständigen Erledigung zu übertragen. Es ist 
zuzugeben, daß der in der Schwerfälligkeit des heutigen Verwaltungsrats lie¬ 
gende Mangel dadurch gemildert würde. Der Vorschlag bestärkt aber auch die 
Ansicht, daß die richtige Lösung überhaupt in der Ersetzung des Verwaltungs¬ 
rats durch ein kleineres Kollegium zu suchen ist. Dieser Schritt darf angesichts 
der mit der Einrichtung der ständigen Kommission gemachten Erfahrungen sicher 
ohne Bedenken gewagt, werden, ist doch der Verwaltungsrat bisher äußerst selten 
und nur in untergeordneten Dingen von den Anträgen der Kommission abge¬ 
wichen. Eine kleine Verwaltungsbehörde kann — das ist für die Vereinfachung 
des Geschäftsganges besonders wichtig — viel leichter und häufiger zusammen- 
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treten und vermag auch die Geschäfte rascher und dennoch gründlicher zu be¬ 
handeln als ein Rat von 55 Mitgliedern. 

Es ist auch vielfach Anstoß daran genommen worden, daß der Verwaltungs¬ 
rat in seiner heutigen, durch das Gesetz vorgezeichneten Zusammensetzung Mit¬ 
glieder aufweist, die Interessen zu vertreten haben, welche denjenigen der Bundes¬ 
bahnen zuwiderlaufen können, und die daher unter Umständen in eine für das 
sachliche Interesse der Bahnverwaltung nicht unbedenkliche Doppelstellung ge¬ 
raten. Es ist selbstverständlich, daß die Bundesbahnen auf die Bedürfnisse der 
verschiedenen Landesgegenden, der Berufsgruppen und des Personals Rücksicht 
nehmen müssen. Allein zur Aufklärung der Verwaltung über die Wünsche und 
Begehren der verschiedenen Interessentenkreise soll nicht, wie dies heute zu¬ 
trifft, der Verwaltungsrat berufen sein, der zugleich letztentscheidende Instanz 
ist. Ein vom Eisenbahndepartement befragter Sachverständiger äußert sich über 
diese Frage in zutreffender Weise, wie folgt: 

„Entweder muß man den Verwaltungsrat als eine Vertretung der Eisen¬ 
bahninteressen außer der Bahn, als ein Bindeglied zwischen dieser und der 
Außenwelt betrachten; dann kann man freigebig den verschiedenen Interessenten¬ 
kreisen, wirtschaftlichen und politischen, eine Vertretung zugestehen. Aber man 
darf eine solche Behörde nicht entscheiden, sondern nur sich gutachtlich äußern 
lassen. Oder man will die Entscheidung über die wichtigsten Verwaltungs¬ 
geschäfte nicht dem kleinen Kollegium der Direktoren anvertrauen, dann muß 
man das größere Kollegium aus Personen zusammensetzen, die ebensoviel oder 
mehr Erfahrung in Eisenbahnsachen haben als die Direktoren selbst. 

Praktisch gesprochen wäre also der Verwaltungsrat nicht abzuschaffen, denn 
es ist gut und nützlich, daß die Leitung der Bahn in ständiger Fühlung mit den 
volkswirtschaftlichen Kreisen steht, denen die Verkehrsanstalt in erster Linie 
dienen soll. Aber ein solches Kollegium kann nicht zugleich die Leitung der 
Bahn übernehmen, es muß sich mit allgemeiner Wegleitung, Begutachtung, An¬ 
regung, Äußerung von Beschwerden usw. begnügen.“ 

Die Vorschläge für die zukünftige Gestaltung des Verwaltungsrats und 
der Eisenbahnräte stimmen im wesentlichen mit dieser Auffassung überein. 

Der eigentliche Verwaltungsrat, der den Gang der Dinge zu überwachen 
hat und dem die oberste Leitung und die höchste Entscheidungskompetenz Vor¬ 
behalten sind, soll aus einer kleineren Zahl besonders geeigneter Männer be¬ 
stehen, die stets in enger Fühlung mit dem Unternehmen bleiben. Für die im 
Gesetzentwurf vorgesehene Beschränkung der Mitgliederzahl auf elf war die 
Erwägung maßgebend, daß jede Vermehrung wieder die Bildung von Kommis¬ 
sionen nötig machen würde, was vermieden werden muß. Hinsichtlich der Ob¬ 
liegenheiten und Befugnisse des Verwaltungsrats läßt der Entwurf keine Än¬ 
derung von größerer Tragweite eintreten. 

Zu Art. 22—25. Die Kreiseisenbahnräte sind in veränderter Form bei¬ 
behalten, weil sie in der ihnen zugedachten Ausgestaltung berufen sind, als 
Bindeglied zwischen der Bahnverwaltung einerseits und den Behörden und der 
Bevölkerung der von ihnen vertretenen Kantone anderseits eine Tätigkeit zu 
entfalten, die für alle Teile nur ersprießlich sein kann. Aus den oben ange¬ 
führten Gründen und angesichts des Zweckes der Gesetzesrevision, eine Verein¬ 
fachung des ganzen Verwaltungsapparats herbeizuführen, kann es sich aller¬ 
dings nicht darum handeln, den Eisenbahnräten eine entscheidende Mitwirkung 
in der Verwaltung zuzugestehen. Ihre Stellung kann nur die einer konsultativen 
Behörde sein. Demgemäß ist ihnen die Aufgabe Vorbehalten, den Kreisdirok- 
tionen als Berater z-ur Seite zu stehen, sie über die Verkehrsbedürfnisse und 
Wünsche der Bevölkerung aufzuklären und auf diese Weise den kantonalen 
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und lokalen Interessen die ihnen zukommende Würdigung bei der Entscheidung 
über wichtigere Eisenbahnfragen zu sichern. 

Nach dem fGesetzesentwurf sollen die Eisenbahnrfite jährlich ein-« bis 
zweimal auf Einladung und unter dem Vorsitz des Vorstehers des Eisenbahn¬ 
departements zu einer gemeinsamen Tagung zusammentreten, an der auch die 
Mitglieder des Verwaltungsrats, die Generaldirektoren und die Krei3direktoren 
teilnehmen. Diese gemeinsamen Beratungen, die den Beteiligten Gelegenheit 
bieten, gegenseitig Fühlung zu nehmen, sich über allgemeine, die Bundesbahnen 
betreffende Fragen und über etwaige Wünsche und Anregungen auszusprechen. 
werden den Eisenbahnr&ten verstärkten Einfluß verschaffen, um so mehr, als 
der Vorsitzende als Vertreter der Aufsichtsbehörde in der Lage sein wird, dafür 
zu sorgen, daß die von ihnen gestellten Forderungen ernstlich in Erwägung ge¬ 
zogen werden. Es ist zu hoffen, daß sich die Einrichtung bewähren und in hohem 
Maße zur Erhaltung und Förderung guter Beziehungen zwischen der Bundes¬ 
bahn Verwaltung und dem Publikum beitragen werde. 

Jeder Eisenbahnrat soll nach dem Gesetzesentwurf 20 bis 25 Mitglieder 
zählen. In der Vollziehungsverordnung sind für alle drei Eisenbahnräte je 24 
Mitglieder vorgesehen. Eine kleinere Zahl wäre auch für diese Behörde vorzu¬ 
ziehen. Der Umstand, daß sich der mittlere Kreis über 13 Kantone erstreckt, von 
denen jeder mindestens einen Vertreter erhalten soll, bringt es jedoch mit sich, 
daß eine weitere Einschränkung der Mitgliederzahl nicht wohl möglich ist. 

Die Eisenbahnräte sollen auch im Verwaltungsrat durch je ein Mitglied 
vertreten sein. Den Kantonen und Wirtschaftsverbänden bleibt zudem, wie bis¬ 
her, die Möglichkeit, ihre Anliegen auch im Parlament bei der Beratung der Vor¬ 
anschläge und der Rechnungen der Bundesbahnen zur Sprache zu bringen. Übri¬ 
gens sind die großem wirtschaftlichen Verbände des Landes auch in der kom¬ 
merziellen Konferenz der schweizerischen Transportunternehmungen und der 
Verkehrsinteressenten vertreten, wo sie in allen Verkehrs- und Tariffragen ihre 
W T ünsche ebenfalls geltend machen können. 

2. Die Generaldirektion. 

Zu Art. 12—16. Mit Rücksicht auf die Verminderung der Zahl der Kreise, 
den direkten Verkehr zwischen den Abteilungsvorständen der Genoraldirektion 
und denjenigen der Kreisdirektionen, die Einschränkung der schriftlichen Berichte 
und die übrigen in Aussicht genommenen Vereinfachungen des Geschäftsgangs 
erschienen drei Generaldirektoren für die Leitung des Unternehmens genügend. 
Die Erfahrung hat aber gezeigt, daß es sich empfiehlt, dem Präsidenten dieser 
Generaldirektion eine Sonderstellung einzuräumen, die ihm ermöglicht, in der 
ganzen Verwaltung einzugreifen und Weisungen zu erteilen, wo er es für nötig 
findet. Dadurch erhält auch die Einheitlichkeit und die persönliche Verantwor¬ 
tung der obersten Leitung deutlicheren Ausdruck. 

Der Geschäftskreis der Generaldirektion rwird /nur insofern erweitert, 
als ihr die Hauptwerkstätten und die Materialverwaltung unmittelbar unterstellt 
werden. Die Vereinigung dieser Dienstzweige unter einheitlicher Leitung er¬ 
möglicht eine Verminderung des Personalbestandes und des in den Vorräten in¬ 
vestierten Kapitals, erleichtert den Materialankauf und bringt auch sonst man¬ 
cherlei Vorteile mit sich. 

Der Vorentwurf für die Vollziehungsverordnung sieht vor, daß die Ge¬ 
schäfte der Generaldirektion auf ein Präsidialdepartement, ein Bau- und Betriebs¬ 
departement und ein Rechts- und Tarifdepartement verteilt werden. Die Ver¬ 
einigung der bisherigen Bau- und Betriebsdepartemente in einer Hand soll ver¬ 
mehrte Garantie dafür schaffen, daß die Bauausführungen mit den wirklichen 
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Bedürfnissen des Betriebe in Einklang gebracht werden. Aus den bisherigen 
17 Dienstabteilungen der Generaldirektion werden deren 13 gebildet, um auch 
bei diesen Verwaltungsinstanzen jeden nicht wirklich nötigen Aufwand zu ver¬ 
meiden. 


3. Die Kreisdirektionen. 

Zu Art. 17—21. Eine Eisenbahnunternehmung von der Größe der Bundes¬ 
bahnen läßt sich nicht mit Vorteil von einer Zentralleitung bis in alle Veräste¬ 
lungen hinaus verwalten. Eine Zwischengliederung ist unerläßlich, eine solche 
weisen auch alle ausländischen Bahnen auf; verschieden ist lediglich deren Be¬ 
zeichnung und das Ausmaß in der Zuteilung der Zuständigkeiten. 

Die geographischen Verhältnisse des Landes und dessen Charakter als 
Bundesstaat ließen von Anfang an die Einteilung des Staatsbahnnetzes in Eisen* 
bahnkreise mit relativ bedeutender Selbständigkeit als gegeben erscheinen. Auch 
der Entwurf der Generaldirektion sieht deshalb nicht etwa ihre Aufhebung vor, 
er nimmt ihnen lediglich die gegenwärtige Spitze und den Kreiseisenbahnrat in 
seiner heutigen Form. Bestehen bleiben im Vorschläge der Generaldirektion die 
Kreisgrenzen und die Leitung durch die Abteilungschefs, welche diese teils 
in Einzelkompetenz, teils als Kollegium austiben. 

Eine gänzliche Aufhebung dieser Kreise, eine Forderung, die für viele zum 
Schlagwort geworden ist, kann also nicht in Betracht fallen. Ebensowenig an¬ 
gängig ist es aber, die Forderung derjenigen zu erfüllen, die den Kreisen eine 
beinahe völlige Selbständigkeit einräumen wollen. Dadurch würde einer der 
wesentlichsten Vorteile der Verstaatlichung preisgegeben. Die Autonomie der 
Kreise muß da ihre Grenzen finden, wo ein rationeller Betrieb des ganzen 
Bundesbahnnetzes und die unerläßliche gleichartige Behandlung aller Landes¬ 
teile einheitliche Direktiven erfordern. Auf diesem Standpunkt steht der Entwurf. 

Die Aussetzungen, die an der bestehenden Organisation gemacht werden, 
richten sich denn auch weniger gegen die Kreise als solche, als vielmehr gegen 
deren Anzahl, deren Form und Dotierung mit Organen und insbesondere gegen 
ihre Beziehungen zu der Generaldirektion. 

Die Aufgaben der Kreisdirektionen werden nach dem Gesetzesentwurf in¬ 
sofern eingeschränkt, als die Materialverwaltungen und die Hauptwerkstätten der 
unmittelbaren Leitung der Generaldirektion unterstellt werden. Anderseits soll 
das für die Ausführung von Neu-, Um- und Ergänizungsbauten geltende Verfahren 
vereinfacht und die Kompetenzen der Kreise erhöht werden, indem jeweilen an¬ 
läßlich der Beratung des jährlichen Voranschlags bestimmt wird, welche Bauten 
die Kreisdirektionen ohne vorherige Genehmigung der Projekte durch die Ge¬ 
neraldirektion ausführen können. Neu ist ferner die im Gesetzesentwurf vor¬ 
gesehene Mitwirkung der Kreisdirektionen bei der Transportakquisition, sowie 
ihre Aufgabe, sich mit den für die Bundesbahnen in Betracht fallenden kommer¬ 
ziellen Verhältnissen der einzelnen Landesgegenden vertraut zu machen und die 
Zentralleitung darüber auf dem laufenden zu halten. 

Die heutige Zahl der Kreisdirektionen entspricht nicht eisenbahntech¬ 
nischen Bedürfnissen; sie ist bekanntlich auf Zugeständnisse zurückzuführen, die 
man bei der Verstaatlichung glaubte machen zu sollen. Die heutige Einteilung 
hat eich aber nicht bewährt. Sie erschwert die Aufrechterhaltung der nötigen 
Einheit in der Geschäfts- und Betriebsführung, sie macht den Verwaltungsappa¬ 
rat umständlich und verursacht große unnötige Kosten, <Jie vermieden werden 
müssen, wenn mit der Ökonomie der Verwaltung Ernst gemacht werden will. Die 
jetzigen 5 Kreise müssen, wenn wirklich eine durchgreifende Verbesserung 
der Organisation erzielt werden soll, entsprechend den natürlichen Hauptver¬ 
kehrsrichtungen des Landes, durch einen Westkreis, einen Mittelkreis und einen 
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Ostkreis ersetzt werden. Diese Verminderung der Zahl der Kreise ermöglicht es 
auch, den Kreisdirektionen in mancher Hinsicht größere Bewegungsfreiheit eia- 
zuräumen; sie wird es auch erleichtern, für die obersten Stellen wirklich tüch¬ 
tige Kräfte zu finden. 

Der ursprüngliche Entwurf für das Rückkaufgesetz vom Jahre 1897, der 
ebenfalls die Einteilung des Bundesbahnnetzes in 3 Kreise vorsah, empfahl als 
geeignete Sitze für die drei Kreisdirektionen die Städte Lausanne, Luzern und 
Zürich. Die Gründe, die damals für diese Wahl sprachen, bestehen auch heute 
noch. Es bedarf kaum einer weiteren Erörterung hierüber. Dagegen ist noch 
die Frage zu prüfen, ob und in welcher Weise den Städten Basel und St. Gallen, 
die ihre bisherigen Kreisdirektionen verlieren sollen, durch Verlegung einzelner 
Dienstzweige, die sich nicht notwendig am Sitze einer Direktion befinden 
müssen, Ersatz geboten werden kann. 

Die künftigen Kreisdirektoren haben, nach der ihnen im Gesetzesentwurf 
zugewiesenen Aufgabe, die Bundesbahnen in allen wichtigen, ihren Kreis be¬ 
treffenden Angelegenheiten gegenüber den Behörden der Kantone und Gemeinden 
zu vertreten. Sie sorgen für ein gutes Einvernehmen mit diesen Behörden und 
unterhalten auch Beziehungen zu den verschiedenen wirtschaftlichen Verbänden 
und Berufsgruppen, um sich den nötigen Einblick in die Verkehrsbedürfnisse der 
einzelnen Landesgegenden zu verschaffen und die Generaldirektion davon unter¬ 
richten zu können. Den Personalangelegenheiten widmen sie ihre besondere 
Aufmerksamkeit; sie sind überhaupt verantwortlich für den geordneten Gang 
der Geschäfte und des Betriebs ihres Kreises. Sie wachen darüber, daß die 
ihnen unterstellten Dienstabteilungen nach den Absichten und Wünschen der Ge* 
schüftsleitung tätig sind und sich gegenseitig in der Erfüllung ihrer Aufgaben 
wirksam unterstützen. In die Arbeiten dieser Dienstabteilungen, die ihre fach¬ 
technischen Weisungen in der Regel von den Abteilungsvorständen der General* 
direktion erhalten, werden die Kreisdirektoren nur dann eingreifen, wenn dies im 
Interesso der. Verwaltung oder der Geschäftsführung nötig ist. Durch regel¬ 
mäßige mündliche Rapporte halten die Abteilungsvorstände den Kreisdirektor auf 
dem laufenden über den Gang der Geschäfte und nehmen bei diesem Anlaß seine 
Weisungen und Ratschläge entgegen. Im übrigen kommen die bisherigen zeit¬ 
raubenden Sitzungen der Kreisdirektionen in Wegfall. Bei den Kreisdirektionen 
in Lausanne und Zürich wird schon heute in dieser Weise verfahren und zwar 
mit dem besten Erfolg. 

Die größte Bedeutung kommt einer richtigen Regelung der Beziehungen 
zwischen der Generaldirektion und den Kreisdirektionen zu. Hierin liegt eine 
der hauptsächlichsten Schwächen der gegenwärtigen Organisation. Sie gestaltet 
den Geschäftsgang umständlich und schleppend und gibt Anlaß zu mancher Dop¬ 
pelarbeit. L^m diese Obelstündo zu beseitigen, ist es unerläßlich, daß die Abtei¬ 
lungsvorstände der Generaldirektion ohne den heute nötigen Umweg über die 
Direktionen unmittelbar mit den zum gleichen Dienstzweig gehörenden Abtei¬ 
lungen der Kreise verkehren und ihnen die zur geordneten Dienstabwicklung 
nötig werdenden besondorn fachtechnischen Weisungen erteilen können. Die 
vom Verwaltungsrat für die einzelnen Dienstzweige zu erlassenden Vorschriften 
haben hierüber das Nähere zu bestimmen. 

Vorgesehen ist weiter eine engere Fühlung zwischen der Generaldirektion 
und den Kreisdirektoren, um dem Willen und den Absichten der Geschäftsleitung 
in den Kreisen einheitlich Nachachtung zu verschaffen. Die Generaldirektion 
wird daher wenigstens einmal monatlich mit den Kreisdirektoren Besprechungen 
abhalten, um sie über ihre Absichten aufzuklären, sich über den Geschäftsgang 
bei den Kreisen unterrichten zu lassen und wichtige Geschäfte mit den Kreis¬ 
direktoren zu beraten. Die Kreisdirektoren nehmen außerdem an den Sitzungen 
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dea Verwaltungsrats und der Eisenbahnräte teil. Die schriftliche Berichterstat¬ 
tung soll allgemein eingeschränkt und, soweit irgend möglich, durch den münd¬ 
lichen Verkehr ersetzt werden. 

An Stelle der jetzigen 7 Dienstabteilungen der Kreisdirektionen sind, ähn¬ 
lich dem Vorschläge des Verwaltungsrats, nur noch deren 3 vorgesehen. Die 
bisherigen Rechtsbureaux und Rechnungsbureaux werden mit den Abteilungen für 
Personalangelegenheiten zu einer Verwaltungsabteilung vereinigt. Die Material¬ 
verwaltungen werden zentralisiert, und die Sekretariate der Kreisdirektionen 
sollen als besondere Abteilung verschwinden. Infolge der Unterstellung der 
Hauptwerkstätten unter die Generaldirektion wird der tedmische Teil des Ma¬ 
schinendienstes hei den Kreisen eingeschränkt, wodurch es möglich wird, die Ab¬ 
teilungen der Obermaschineningenieure mit denjenigen der Betriebschefs zu ver¬ 
einigen und so eine engere Verbindung dieser beiden Dienstzweige, entsprechend 
der Natur ihrer Aufgabe, herzustellen. 

4. Das Rechnungswesen der Bundesbahnen. 

Für das Rechnungswesen der Bundesbahnen galten bisher die Art. 7 und 8 
des Rückkaufgesetzes vom 15. Oktober 1897, die Art. 55 bis 64 der zugehörigen 
Vollziehungsverordnung und das Eisenbahnrechnungsgeselz in dem durch Bundes¬ 
beschluß vom 13. November 1906 bestimmten Umfange. Heute gesellt sich zu 
diesen Erlassen noch das Bundesgesetz vom 16. Dezember 1920, das den Art. 7 
des Rückkaufgesetzes durch zwei neue Artikel ersetzt, welche die Frist für die 
Schuldenamortisation von 60 Jahren auf 100 Jahre erstrecken. Es empfiehlt sieh, 
die wichtigeren dieser Bestimmungen unter Durchführung der Änderungen, die 
sich im Laufe der Zeit als zweckmäßig erwiesen haben, in einem besonderen 
Abschnitt des neuen Gesetzes zusammenzufassen und die übrigen in die Voll¬ 
ziehungsverordnung aufzunehmen, so daß das Rechnungswesen der Bundesbahnen 
in Zukunft ausschließlich durch diese beiden Erlasse geordnet sein wird. 

Die Bestimmungen des Gesetzentwurfs geben im übrigen nur zu folgen¬ 
den Bemerkungen Anlaß: 

Zu Art. 28. Dem schon wiederholt gemachten Vorschlag, den Erneuerungs¬ 
fonds für die Bundesbahnen abzuschaffen, kann nicht zugestimmt werden. Der 
Erneuerungsfonds ist ein Wertberichtigungsposten der Bilanz. Bei den Bera¬ 
tungen über das Eisenbahnrechnungsgesetz ist ausdrücklich festgestelit worden, 
daß mit der Bildung dieses Fonds die Verhütung einer Bilanzunwahrheit be¬ 
zweckt werde. Schon mit Rücksicht auf diese Zweckbestimmung des Erneue¬ 
rungsfonds ist, in Übereinstimmung mit der Generaldirektion und dem Verwal¬ 
tungsrat der Bundesbahnen, dessen Beibehaltung notwendig. Es ist noch 
darauf hinzuweisen, daß der Anwendung der im Eisenbahnrechnungsgesetz ent¬ 
haltenen Vorschriften über den Erneuerungsfonds auf die Bundesbahnen mit dem 
oben erwähnten Bundesbeschluß vom 13. November 1906 zugestimmt worden ist. 
Der Umstand, daß die Bundesversammlung vor wenigen Jahren auch für die 
eidgenössische Telegraphenverwaltung die Schaffung eines Erneuerungsfonds im 
Sinne des Eisenbahnrechnungsgesetzes verlangt hat, zeigt, daß die Beachtung der 
einschlägigen Vorschriften für die Bundesbetriebe im Interesse einer soliden 
Rechnungsführung für geboten erachtet wird. Nebenbei sei noch bemerkt, daß 
das Festhalten an den Bestimmungen des Rechnungsgesetzes den Privatbahnen 
gegenüber sehr erschwert würde, wenn man bei den Bundesbahnen von seinen 
bisher allgemein als vorbildlich betrachteten Grundsätzen abgehen wollte. 

Zu Art. 29. Bei der Beratung des Geschäftsberichts der Bundesbahnen für 
das Jahr 1911 durch die Bundesversammlung gab die Verwendung des Reinge¬ 
winns Anlaß zu lebhaften Erörterungen. Allgemein wurde die in Art. 8 des 
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Rückkaufgesetzes getroffene Regelung als unzweckmäßig bezeichnet und zu 
ihrer Änderung eine Gesetzesrevision angeregt. 

Obwohl es bei der gegenwärtigen Finanzlage der Bundesbahnen auch heute 
nicht als dringend erscheint, die Verwendung des Reingewinns neu zu ordnen, 
so muß doch vermieden werden, in das neue Gesetz die als unzweckmäßig er¬ 
kannten Bestimmungen des Art. 8 des Rückkaufgesetzes zu übernehmen. Es wird 
in Art. 29 des Gesetzentwurfs eine Fassung vorgeschlagen, die im wesentlichen 
mit dem Antrag des Verwaltungsrats der Bundesbahnen übereinstimmt. 

Nach dem zweiten Absatz soll ein allfälliger Aktivsaldo der Gewinn- und 
Verlustrechnung bis zum Betrage von 5 % der gesamten Betriebseinnahmen des 
Jahres auf neue Rechnung vorgetragen und ein weiterer Überschuß einem Re¬ 
servefonds überwiesen werden, der nach dem dritten Absätze zur Deckung außer¬ 
ordentlicher Ausgaben sowie von Fehlbeträgen der Gewinn- und Verlustrech- 
nung bestimmt ist. Ein Saldovortrag bis zur angegebenen Höhe ist angezeigt, da 
in einem hohen Aktivsaldo der Gewinn- und Verlustrechnung bereits eine ge- 
wisso Reserve für allfälligo Fehlbeträge der folgenden Jahre enthalten ist. Diese 
Reserve ist namentlich auch für den Fall erwünscht, daß der besondere Reserve¬ 
fonds effektiv in Titeln angelegt wird, da sie gestattet, vorübergehend auftre¬ 
tende kleinere Passivsaldi zu decken, ohne daß Entnahmen aus dem Fonds nötig 
würden und unter Umständen Titel mit Verlust realisiert werden müßten. Was 
dio Bildung eines Reservefonds anbetrifft, so entspricht e3 den Grundsätzen einer 
soliden Rechnungsführung, daß in guten Jahren ein© Reserve angelegt wird, 
woraus dio nötigen Mittel zur Deckung der in Zeiten wirtschaftlicher Depres¬ 
sionen infolge des Verkehrsrückgangs entstellenden Defizite geschöpft werden 
können. Gerade die Erfahrungen der letzten Jahre sind dazu angetan, die Schaf¬ 
fung eines ansehnlichen Reservefonds nahezulegen. 

Uber den Bestand des Reservefonds ist im Entwurf keine Bestimmung ge¬ 
troffen, da eine gesetzliche Begrenzung angesichts der heutigen Verhältnisse un¬ 
nötig erscheint. Die Möglichkeit, daß der Reservefonds in absehbarer Zeit auf 
rinen allzu hohen Betrag anwachsen könnte, wird ohnehin durch die ira vierten 
Absatz enthaltene Bestimmung ausgeschlossen, nach der Verkehrscrleichterungen 
durchgeführt werden sollen, wenn der Überschuß der Gewinn- und Verlustrech¬ 
nung in fünf aufeinander folgenden Jahren 8 % der jeweiligen Betriebseinnahmen 
übersteigt. 


E. Die Ersparnisse. 

Zur Ermittlung der ziffernmäßig nachweisbaren Ersparnisse, die sich bei 
Einführung der vorgeschlagenen Organisation erzielen lassen, wurden ein¬ 
läßliche Berechnungen aufgestellt. Dabei ergab sich, daß 405 Beamt© und 
jährl ich Fr. 5 100 000 erspart werden können. Di© Verminderung des Personal¬ 
bestandes ist in der Hauptsache auf die Reduktion der Zahl der Kreise, die Ver¬ 
minderung der Zahl der Kreisdirektoren und ihrer Sekretariate, sowie auf die 
Vereinigung der Materialverwaltungen und die allgemeine Vereinfachung des 
Geschäftsganges zurückzuführen. Die jährlichen Ersparnisse von Fr. 5100000 
verteilen sich auf die Personalausgaben (Fr. 4 420 000), die Verminderung der 
Zahl der Verwaltungsräte (Fr. 30 000) und auf die geringeren Kosten für Ver¬ 
zinsung und Aufbewahrung der Vorräte der Werkstätten und Materialverwal¬ 
tungen (Fr. G50 000). 

Würde man die bisherigen 5 Kreise beibehalten, so verminderten sich der 
Personalbestand nur um 210 Beamte und die jährlichen Ausgaben nur um 
Fr. 3100000. Dio Vorteile der Verminderung der Zahl der Kreis© liegen aber, 
wio schon erwähnt, nicht nur in den Ersparnissen, di© dadurch erzielt werden 
können, sondern vor allem in der Vereinfachung der Verwaltung. 
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Die Ersparnisse, von denen hier die Rede ist, treten allerdings nicht so¬ 
fort ein, da die Verminderung des Personalbestandes nur nach und nach möglich 
ist. Es handelt sich aber immerhin um so beträchtliche Summen, daß auf deren 
Einsparung nicht verzichtet werden darf, wenn überhaupt noch von einer ökono¬ 
mischen Verwaltung die Rede sein soll. 

F. Schlußbemerkung. 

Der Gesetzentwurf stützt sich auf die bald 20jährige Erfahrung, auf gründ¬ 
liche Vorstudien und auf das Urteil einer Kommission erfahrener Sachverstän¬ 
diger. Er stellt diejenige Form der Staatsbahnverwaltung dar, die sich für das 
Land und seine Verhältnisse am besten eignet und die auch den Bedürfnissen der 
Verwaltung selbst entspricht. Die Gestaltung der einzelnen Organe, die die Ver¬ 
waltung erhalten soll, und ihre gegenseitigen Beziehungen wurden sorgfältig 
gegeneinander abgewogen, so daß eine Änderung bei der einen Instanz kaum ohne¬ 
entsprechende Umgestaltung der anderen Instanzen möglich ist 

Mit dem Erlaß eines neuen Gesetzes und einer neuen Vollziehungsverord¬ 
nung allein ist es allerdings nicht getan. Unerläßlich ist vielmehr, daß von 
oben bis unten der gute Wille geweckt werde, den etwas erstarrten Organismus 
in ein lebendiges Werkzeug zur Förderung der Volkswirtschaft umzugestalten. 


(Entwurf.) 

Bundesgesetz, 

betreffend die Organisation und Verwaltung der schweizerischen 

Bundesbahnen. 


Die Bundesversammlung 
der schweizerischen Eidgenossenschaft, 
in der Absicht, die Verwaltung der schweizerischen Bundesbahnen zu 
vereinfachen und ihren Betrieb wirtschaftlicher zu gestalten; 

nach Einsicht einer. Botschaft des Bundesrates vom 16. Juni 1921; 
gestützt auf Art. 26 der Bundesverfassung, 

beschließt: 

Die Art. 5, 7, 7 bis, 8. 10—39 und 48 des Bundesgesetzes vom 15. Oktober 
1897 betreffend die Erwerbung und den Betrieb von Eisenbahnen für Rechnung 
des Bundes und die Organisation der Verwaltung der schweizerischen Bundes¬ 
bahnen werden durch folgende Bestimmungen orsetzt: 

I. Allgemeine Bestimmungen. 

Art. 1. 1 Die vom Bunde erworbenen und die von ihm gebauten Eisen¬ 
bahnen sind als „schweizerische Bundesbahnen* unter Wahrung der Interessen der 
nationalen Volkswirtschaft nach kaufmännischen Grundsätzen zu verwalten und 
zu betreiben. 

2 Geschäftsführung und Betrieb sind Sache einer innerhalb der Bestim¬ 
mungen dieses Gesetzes selbständigen eidgenössischen Verwaltung. Den ein¬ 
zelnen Dienststellen dieser Verwaltung ist zur Sicherung eines einfachen und 
raschen Geschäftsganges möglichst weitgehende Selbständigkeit einzuräumen. 
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Art. 2. 1 Die Verwaltung der Bundesbahnen hat ihr rechtliches Domizil 
am Sitze der Generaldirektion. 

2 Sie hat außerdem in jedem Kanton ein Domizil am Kantonshauptorte 
zu verzeigen, an dein sie von den Kantonseinwohnern belangt werden kann. 

3 Für dingliche Klagen gilt der Gerichtsstand der gelegenen Sache. 

4 Für dio gegen die Bundesbahnen gerichteten Klagen finden die Be¬ 
stimmungen dos Art. 48, Ziffer 2, des Bundesgesetzes vom 22. Mörz 1893/6. Ok¬ 
tober 1911 über die Organisation der Bundesrechtspflege keine Anwendung. 

A r t. 3. 1 Die Bundesbahnen sind von jeder Besteuerung durch die Kan¬ 
tone und Gemeinden befreit. Diese Bestimmung gilt nicht für Liegenschaften, die 
sich zwar im Eigentume der Bundesbahnen befinden, aber keine notwendige 
Beziehung zum Bahnbetriebe haben. 

2 Für das Rollmaterial, das Mobiliar und die Transportgegenstände sind 
die Bundesbahnen den kantonalen Vorschriften über die Versicherungspflicht 
nicht unterworfen. 

Art. 4. 1 Die allgemeine Bundesgesetzgebung in Eisenbahnsachen gilt 

auch für die Bundesbahnen, sofern hierfür die Voraussetzungen vorhanden sind 
und keine andere Ordnung getroffen ist, 

2 Die Vorschriften über die Bundesaufsicht und Kontrolle über die Eisen¬ 
bahn- und Schiffahrtsunternehmungen finden auf die Bundesbahnen keine An¬ 
wendung. 

II. Befugnisse der Bundesversammlung und des Bundesrats. 

Art. 5. Der Bundesversammlung stehen neben der Gesetzgebungsbefug¬ 
nis zu: 

1. Die Genehmigung des Voranschlags. 

2. Die Abnahme der Jahresrechnung und des Geschäftsberichts. 

3. Die Ermächtigung dos Bundesrats zur Aufnahme von Anleihen für 
die Bedürfnisse der Bundesbahnen. 

Art. 6. Der Bundesrat übt die Oberaufsicht über die Geschäftsführung 
der Verwaltung aus und bestimmt die Richtlinien für die allgemeine Eisenbahn¬ 
politik. Er kann der Bundesbahnverwaltung die ihm im Interesse des Landes gut¬ 
scheinenden Weisungen erteilen. Ferner stehen ihm zu: 

1. Die Vertretung der Bundesbahnverwaltung gegenüber der Bundes¬ 
versammlung. 

2. Die Wahlen: 

a) des Präsidenten, des Vizepräsidenten und der Mitglieder des Ver¬ 
waltungsrats; 

b) des Präsidenten der Generaldirektion, der Generaldirektoren und 
der Kreisdirektoren; 

c) von je sechs Mitgliedern der Eisenbahnräte. 

3. Die Aufnahme von Anleihen und die Festsetzung der Anleihebedin¬ 
gungen. 

4. Die Genehmigung: 

a) der allgemeinen Bauprojekte für neue Linien; 

b) der Pläne für Neu-, Um- und Ergänzungsbauten, für die der Kostcn- 
voranschlag den Betrag von Fr. 3 000 000 überschreitet; 

c) der Pläne für andere Bauausführungen, einschließlich der Vorlagen 
über die das Gebiet der Bundesbahnen in Anspruch nehmenden 
elektrischen Anlagen Dritter, soweit sieh die Bundesbahnen mit den 
zur Begutachtung berufenen eidgenössischen oder kantonalen Amts¬ 
stellen oder den beteiligten Dritten nicht verständigen können; 
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d) der Fahrpläne; 

e) der Eisenbahn-Pacht- und Betriebsverträge; 

f) der Statuten für die Personalversicherung; 

g) des Reglements für den Erneuerungsfonds. 

in. Organe der Verwaltung. 

Art. 7. Die Organe der Bundesbahnverwaltung 6ind: 

1. Der Verwaltungsrat. 

2. Die Geschäftsleitung. 

3. Die Eisenbahnräte. 

1, Der Verwaltungsrat 

Art. 8. 1 Der Verwaltungsrat besteht aus dem Präsidenten, dem Vize¬ 

präsidenten und 9 Mitgliedern, die vom Bundesrat gewählt werden. 

2 Jeder Eisenbahnrat soll mit einem Mitglied im Verwaltungsrat vertreten 

sein. 

s Die Amtsdauer des Verwaltungsrats beträgt drei Jahre. 

Art. 9. 1 Dem Verwaltungsrat stehen zu: 

1. Die Aufsicht über die gesamte Verwaltung. 

2. Die Begutachtung aller wichtigen, die Bundesbahnen betreffenden G 3 - 
schäfte, die vom Bundesrat oder von der Bundesversammlung zu be¬ 
handeln sind. 

3. Die Feststellung des Voranschlags, sowie die Prüfung der Jahres¬ 
rechnung und des Geschäftsberichtes zuhanden des Bundesrates. 

4. Die Aufstellung der allgemeinen Verwaltungsorganisation und der 
Grundsätze über die Fürsorge für das Personal. 

5. Die Beschlußfassung über generelle Projekte für größere Neu-, Um- und 
Ergänzungsbauten. 

6. Die Genehmigung wichtiger Verträge. 

7. Die Aufstellung der Wahlvorschläge für den Präsidenten der General¬ 
direktion, die Generaldirektoren und Kreisdirektoren zuhanden Idos 
Bundesrats, sowie die Wahl der Abteilungsvorstände der General¬ 
direktion. 

2 Die nähere Umschreibung der Obliegenheiten und Befugnisse des Ver¬ 
waltungsrats erfolgt durch die Vollziehungsverordnung. 

Art. 10. 1 Die Generaldirektoren und die Kreisdirektoren wohnen den 

Sitzungen des Verwaltungsrats mit beratender Stimme und mit dem Rechte der 
Antragstellung bei. 

2 Der Präsident und die Mitglieder des Verwaltungsrats beziehen Ent¬ 
schädigungen, deren Ausmaß vom Bundesrat festgesetzt wird. 

2. Die Geschäftsleitung. 

Art. 11. Die Geschäftsleitung wird gebildet aus der Generaldirektion und 
den Kreisdirektionen. 

a) Die Generaldirektion. 

Art. 12. 1 Die Generaldirektion besteht aus dem Präsidenten und zwei 

Generaldirektoren, die auf unverbindlichen Vorschlag des Verwaltungsrats vom 
Bundesrat gewählt werden. 

2 Die Amtsdauer des Präsidenten und der Generaldirektoren beträgt sechs 

Jahre. 

3 Die Generaldirektion hat ihren Sitz in Bern. 
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A r t. 13. 1 Der Generaldirektion liegt unter Vorbehalt der dem Ver¬ 

waltungsrat zustehenden Befugnisse und der nach Maßgabe dieses Gesetzes den 
Kreisdirektionen übertragenen Aufgaben die oberste Leitung und Geschäfts¬ 
führung ob. 

2 Sie wählt mit der in Art. 9, Ziffer 7, vorgesehenen Ausnahme ihr Per¬ 
sonal und die Abteilungsvorstände der Kreisdirektionen. 

3 Die Beschlußfassung über die wichtigeren Geschäfte erfolgt durch die 
Generaldirektion als Behörde. Die Vorbereitung dieser Geschäfte, die Erledi¬ 
gung weniger wichtiger Geschäfte, sowie die spezielle Leitung und Überwachung 
der einzelnen Geschäftszweige wird nach Departementen unter den Präsidenten 
und die Generaldirektoren verteilt. 

A r t. 14. 1 Der Präsident der Generaldirektion vertritt die Bundesbahn¬ 

verwaltung nach außen, soweit ihm dies nach der Natur der Geschäfte ange¬ 
zeigt erscheint. 

2 Er steht dem Präsidialdepartement vor und überwacht den Gang der 
Verwaltung. Er kann auch in die Geschäftsführung der anderen Departement© 
und der Kreisdirektionen eingreifen und unmittelbar Weisungen erteilen, wenn 
er dies für notwendig erachtet. 

Art. 15. Zur Leitung der dem Präsidenten und den Generaldirektoren 
unmittelbar unterstellten Dienstzweige bestehen am Sitze der Generaldirektion 
die nötigen Dienstabteilungen; einzelne Dienstzweige können mit Zustimmung des 
Bundesrats auch außerhalb dieses Sitzes verlegt werden. 

Art. 16. 1 An der Spitze jeder Dienstabteilung steht ein Abteilungsvor¬ 

stand, der vom Verwaltungsrat gewählt wird. 

* Die Abteilungsvorstände leiten im Rahmen der Dienstorganisation und 
des jährlichen Voranschlags die Geschäfte ihrer Abteilung. Sie erteilen inner¬ 
halb ihres Geschäftskreises den Abteilungen der Kreise die nötigen Weisungen 
und überwachen deren Durchführung. 

3 Die Abteilungsvorstände haben dem ihnen Vorgesetzten Departements¬ 
vorsteher über den Gang der Geschäfte mündlich und in wichtigen Fällen schrift¬ 
lich Bericht zu erstatten und die erforderlichen Anträge zu stellen. 

b) Die Kreisdirektionen. 

Art. 17. 1 Für die Verwaltung und den Betrieb wird das Bundesbahnnetz 
in drei Kreise eingeteilt. 

2 Die Kreiseinteilung erfolgt auf Antrag des Verwaltungsrats durch den 
Bundesrat. 

3 Für die Verwendung des Personals und die Benützung der Anlagen und 
Betriebsmittel fallen die Kreisgrenzen nicht in Betracht. 

Art. 18. 1 Für jeden Eisenbahnkreis besteht eine Kreisdirektion. 

2 Sitz der Kreisdirektionen sind Lausanne, Luzern und Zürich. 

Art. 19. Der Geschäftskreis der Kreisdirektionen umfaßt: 

1. Die administrative und gerichtliche Vertretung in allen Angelegen¬ 
heiten, deren Besorgung den Kreisdirektionen obliegt. 

2. Die Leitung folgender Dienstzweige im Bereiche ihres Kreises, nach 

den je weilen geltenden Vorschriften und erhaltenen Weisungen: 

a) Verwaltung des Grundbesitzes. 

b) Rechnungswesen und Kassendienst. 

c) Unterhalt und Bewachung der Bahn. 

d) Stationsdienst und Zugbegleitung. 

e) Zugförderung. 

f) Sehiffahrts- und Hafenbetrieb. 

g) Verwaltung der Lagerhäuser. 
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h) Einrichtung von Rollfuhrdiensten. 

3. Die Indienstnahme, Wahl, Versetzung, Entlassung und Pensionierung, 
sowie die Festsetzung der Besoldungen und Löhne der Beamten, Ange¬ 
stellten und Arbeiter der Kreisdirektionen, mit Ausnahme der Abtei- 
lungavorstände. 

4. Die Auskunfterteilung an das Publikum über Tarifverhältnisse, die 
Mitwirkung bei der Transportakquisition und die Berichterstattung über 
kommerzielle Verhältnisse an die Generaldirektion. 

5. Die Behandlung von Haftpflichtansprüchen wegen Tötung oder Ver¬ 
letzung von Personen und die Besorgung der aus der obligatorischen 
Unfallversicherung herrührenden Geschäfte, soweit sie in den Tätig¬ 
keitsbereich der Kreisdirektionen fallen. 

6. Die Erledigung von Reklamationen aus dem inneren Verkehr der Bun¬ 
desbahnen wegen unrichtiger Anwendung der Tarife oder unrichtiger 
Instradierung, wegen Verlustes oder Beschädigung von Transport¬ 
gütern, sowie wegen Verspätungen im Personen- und Güterverkehr, so¬ 
weit sie nicht den Bahnhof- oder Stationsvorständen zugewiesen wird. 

7. Die Aufstellung der Projekte für Neu-, Um- und Ergänzungsbauten, so¬ 
wie deren Ausführung nach Maßgabe der näheren Bestimmungen, welche 
die Vollziehungsverordnung hierüber aufstellen wird. 

8. Die Behandlung weiterer Geschäfte, die den Kreisdirektionen durch die 
Vollziehungsverordnung, durch Beschluß des Verwaltungsrats oder 
durch die Generaldirektion zugewiesen werden. 

Art. 20. 1 An der Spitze jeder Kreisdirektion steht ein Kreisdirektor, 

der auf unverbindlichen Vorschlag de3 Verwaltungsrats vom Bundesrat gewählt 
wird. 

2 Die Amtsdauer der Kreisdirektoren beträgt sechs Jahre. 

3 Die Kreisdirektoren sind unmittelbar der Generaldirektion unterstellt 
und vertreten sie bei den Kreisen. Sie üben allein oder in Verbindung mit den 
ihnen unterstellten Dienstabteilungen die den Kretsdirektionen gemäß Art. 19 
dieses Gesetzes zustehenden Befugnisse und Obliegenheiten aus und überwachen 
den Vollzug der Weisungen der Generaldirektion. Sie widmen den Personal¬ 
angelegenheiten ihre besondere Aufmerksamkeit, suchen sich zuhanden der Ge¬ 
neraldirektion über die für ihren Kreis in Betracht kommenden Verkehrsbedürf¬ 
nisse von Handel, Industrie, Landwirtschaft, Gewerbe usw. ein zuverlässiges 
Urteil zu verschaffen und sorgen für einen möglichst reibungslosen Gang der 
Geschäfte und des Betriebes ihres Kreises. 

Art. 21. 1 An der Spitze der den Kreisdirektoren unterstellten Dienst¬ 

abteilungen steht je ein Abteilungsvorstand, der von der Generaldirektion ge¬ 
wählt wird. 

2 Die Abteilungsvorstände der Kreisdirektionen leiten im Rahmen der 
Dienstorganisation und des jährlichen Voranschlags die Geschäfte ihrer Ab¬ 
teilung. Sie verkehren unmittelbar mit den Abteilungsvorständen der General¬ 
direktion. 

* Die Abteilungsvorstände haben dem Kreisdirektor über den Gang der 
Geschäfte mündlich und in wichtigen Fällen schriftlich Bericht zu erstatten. 

3. Die Eisenbahnräte. 

Art. 22. 1 Für jeden Kreis wird ein Eisenbahnrat bestellt. 

2 Jeder Eisenbahnrat besteht aus 20—25 Mitgliedern, von denen sechs vom 
Bundesrat und di« übrigen von den Kantonen und Halbkantonen gewählt werden. 

Archiv für Eisenbahnwesen. 1921. • 77 
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3 Die Verteilung der Zahl der von den Kantonen zu wählenden Mitglieder 
auf die Kantone geschieht durch die Vollziehungsverordnung. Jeder im Be¬ 
reiche eines Kreises gelegene Kanton oder Halbkanton erhält wenigstens einen 
Vertreter. Die Zuteilung der übrigen von den Kantonen zu wählenden Mitglieder 
erfolgt nach dem Umfange sowie nach der kommerziellen und volkswirtschaft¬ 
lichen Bedeutung der in einem Kanton gelegenen Linien eines Kreises. 

4 Der Bundesrat wird bei den ihm zufallenden Wahlen darauf achten, 
daß Landwirtschaft, Gewerbe, Industrie, Handel und VeTkehr, sowie das Per¬ 
sonal eine Vertretung in jedem Eisenbahnrat erhalten. 

ö Die Amtsdauer der Eisenbahnräte beträgt drei Jahre und fällt zusammen 
mit der Amtsdauer des Verwaltungsrats. 

Art. 23. Der Geschäftskreis der Eisenbahnräte umfaßt: 

1. Die Wahl des Präsidenten und des Vizepräsidenten auf die Dauer einer 
Amtsperiode aus ihrer Mitte. 

2. Die Beratung und Begutachtung von Fragen allgemeiner, bautech¬ 
nischer, betriebsdienstlicher, kommerzieller oder finanzieller Natur zu¬ 
handen der zuständigen Behörden auf Anregung des Bundesrats, einer 
Kantonsregierung, des Verwaltungsrats, der Generaldirektion, des 
Kreisdirektors oder aus ihrer Mitte. 

3. Die Genehmigung des von der Kreisdirektion ausgearbeiteten, zur Vor¬ 
lage an die Generaldirektion bestimmten jährlichen Bauvoranschlags. 

Art. 24. 1 Die Eisenbahnräte versammeln sich auf Einladung ihres Prä¬ 

sidenten, sobald die Geschäfte die Abhaltung einer Sitzung nötig machen oder 
wenigstens der vierte Teil der Mitglieder es verlangt., Die Kreisdirektoren neh¬ 
men an diesen Sitzungen mit beratender Stimme teil. 

2 Außerdem treten die drei Eisenbahnräte vereint ein- bis zweimal im 
Jahro auf Einladung und unter dem Vorsitz des Vorstehers des Eisenbahndepar¬ 
tements zu gemeinsamer Beratung allgemeiner, dio Bundesbahnen betreffender 
Fragen, sowie zur Äußerung von Wünschen und Anregungen zusammen. 

3 An dieser gemeinsamen Beratung der Eisenbahnräte nehmen auch die 
Mitglieder des Verwaltungsrats, die Generaldirektoren und die Kreisdirektoren 
teil. 

Art. 25. Die Mitglieder der Eisenbahnräte beziehen die Taggelder und 
Reiseentschädigungen, wie sie für die Kommissionen der eidgenössischen Räte 
festgesetzt sind. 

IV. Rechnungswesen der Bundesbahnen. 

Art. 26. 1 Das Rechnungswesen der Bundesbahnen ist vom übrigen Rech¬ 
nungswesen des Bundes getrennt zu halten und so zu gestalten, daß die Finanz¬ 
lage des Unternehmens jederzeit mit Sicherheit festgestellt werden kann. 

2 Die Verzinsung und Amortisation der Eisenbahnschuld erfolgt zu Lasten 
der Rechnung der Bundesbahnen. 

Art. 27. 1 Das Anlagekapital der schweizerischen Bundesbahnen, abzüg¬ 

lich 70 % d es Wertes der Fahrbetriebsmittel und des Mobiliars, ist innerhalb 
einer Frist von hundert Jahren, vom Jahre 1903 hinweg, bzw. vom Zeitpunkt des 
Übergangs der betreffenden Bahn in das Eigentum des Bundes an gerechnet, zu 
amortisieren. 

2 Ebenso sind die jedes Jahr neu auf Baukonto zu verrechnenden Beträge 
je innerhalb einer Frist von hundert Jahren zu amortisieren. 

Art. 28. 1 Für die einer wesentlichen Abnützung unterworfenen Anlagen 
und Einrichtungen der Bundesbahnen ist ein Erneuerungsfonds anzulegen. 
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2 Dem Erneuerungsfonds werden keine Zinsen gutgeschrieben. Sein Be¬ 
trag ist in die Passiven der Bilanz einzustellen. 

Art. 29. 1 Aus dem Einnahmeüberschuß der Bundesbahnen sind vorerst 

die Aufwendungen für die Verzinsung und Amortisation des Anlagekapitals, so¬ 
wie allfällige Defizite zu decken. 

2 Weist nachher die Gewinn-/ und Verlustrechnung, einschließlich des 
Saldovortrags vom Vorjahr, noch einen Aktivsaldo auf, so wird dieser bis zum 
Betrag von fünf Prozent der gesamten Betriebseinnahmen des Jahres auf neue 
Rechnung vorgetragen. Ein Überschuß ist einem Reservefonds zu überweisen. 
Diesem Reservefonds werden keine Zinsen gutgeschrieben. 

3 Der Reservefonds dient zur Deckung außerordentlicher Ausgaben,, so¬ 
wie von Fehlbeträgen der Gewinn- und Verlustrechnung. 

4 Übersteigt der Überschuß der Gewinn- und Verlustrechnung nach Abzug 
des Vortrags aus dem Vorjahr während fünf aufeinander folgender Jahre acht 
Prozent der jeweiligen Betriebseinnahmen, so sind Verkehrserleichterungen 
durchzuführen. 

5 Das Nähere über das Rechnungswesen der Bundesbahnen bestimmt die 
Vollziehungsverordnung. 

V. Anstellung*» und Dienstverhältnis der Beamten. 

Art. 30. 1 Für das allgemeine Anstellungs- und Dienstverhältnis, sowie 

die Besoldung und Versicherung des Personals der Bundesbahnen gelten die ein¬ 
schlägigen gesetzlichen Bestimmungen. 

2 Die Regelung der besonderen Dienstverhältnisse, der Fahrbegünstigungen, 
der Bildung von Persomilausschüssen u. dgl. steht dem Bundesrat zu, der diese 
Befugnis dem Verwalt irngsrat. oder der Generaldirektion übertragen kann. 

Art. 31. Die Generaldirektoren, Kreisdirektoren und Abteilungsvorstände 
treten in dem Jahr, in welchem sie das fünfundsechzigste Lebensjahr zurück¬ 
legen. in den Ruhestand. 

VI. Übergangs* und Schlußbestimmungen. 

Art. 32. Der Bundesrat ist mit der Vollziehung dieses Gesetzes beauf¬ 
tragt und bestimmt den Zeitpunkt seines Inkrafttretens. 
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Der spanische Volkswirtschaftsminister hat im Mai d. J. den Cor¬ 
tes einen Gesetzentwurf über Beförderungswesen, 
öffentliche Arbeiten und Förderung der Volks Wohl¬ 
fahrt mit folgenden Begleitworten zur Beratung zugehen lassen: 

Spanien macht gegenwärtig eine schwere Wirtschaftskrisis durch. 
Ein großer Teil der Industrie liegt danieder; die Kohlen- und Bleiberg¬ 
werke müssen ihren Betrieb einschränken, und viele von ihnen sind zum 
Stillstand gezwungen. Der Eisenbahndienst kann den Forderungen der 
Volkswirtschaft taicht nachkommen und bedarf völliger Neuordnung. 
Um ihn in Ordnung zu bringen, müssen sehr erhebliche Summen aufge¬ 
wendet werden; und wenn die Verbesserung erreicht sein wird, dann 
hat Spanien immer noch nicht die Hälfte der Eisenbahnen, die es braucht. 
Die ungeheuren Opfer, die der Staat für den Bau von Fahrstraßen ge¬ 
bracht hat, werden vielleicht vergeblich gewesen sein, weil die Ausbesse¬ 
rung sich ins Ungewisse verzögert und die Unterhaltung der noch brauch¬ 
baren Straßen so mangelhaft ist, daß ihr Verfall in kurzem bevorsteht. 
Vergebens verlangt die Landbevölkerung den Bau von hydraulischen 
Anlagen, die die Bewässerung verbessern und die Ländereien, die wegen 
der Trockenheit nicht genug Erzeugnisse liefern, ertragreicher machen., 
damit ein so ausgedehntes Gebiet wie das von Spanien eine Bevölkerung 
erhalte w r ie andere mehr begünstigte Nationen. Unsere Häfen fordern 
gebieterisch Verbesserungen und Erweiterungen, die den Verkehr 
sichern und den Wohlstand der Gebiete fördern, denen sie dienen. In 
unseren Waldbeständen sind unaufschiebbare Forstarbeiten nötig, und 
der Ackerbau, die Bergwerke, alle Zw^eige unserer Erzeugung bedürfen 
Schutz in der großen Wirtschaftskrisis, die die Welt durchmacht. 

Schon vor langer Zeit hätten die äußersten Anstrengungen gemacht 
werden müssen, um alle diese Übel zu heilen und die Entwicklung der 
Volkswohlfahrt zu fördern, und im gegenwärtigen Augenblick müssen 
wir uns sagen, daß, wenn wir uns jetzt nicht entscheiden, dann vielleicht 
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nie der wirtschaftliche Aufschwung eintreten wird, der die Grundlage 
unserer Unabhängigkeit bildet. 

Der Entwurf, den die Regierung vorlegt, entspricht ohne Zweifel 
dem nationalen Verlangen. Von der Entschließung der Cortes wird es 
abhängen, ob der Plan wieder einmal scheitern soll, oder ob zu unserm 
Glück die patriotische Zusammenarbeit Aller die Verwirklichung dessen 
gestattet, was wegen der langen Vertagung schon als leere Einbildung 
erschien. 

Große Opfer werden dem Lande in diesem Entwurf auferlegt, der 
das Eisenbahnproblem lösen und den dringendsten nationalen Bedürf¬ 
nissen abhelfen soll; aber ohne diese Opfer würden wir endgültig in un¬ 
einbringlichen Verzug andern Völkern gegenüber geraten, die ihre Wun¬ 
den heilen und fieberhaft daran arbeiten, die Stelle wieder einzunehmen, 
die ihnen wegen ihrer Arbeitsamkeit und ihres Vermögens zukommt. 

Wir wünschen, daß in dem edlen Kampfe der Arbeit die spanische 
Rasse nicht hinter den übrigen zurückstehe, und bitten die Cortes, sie 
mögen den besprochenen Problemen zur Lösung verhelfen und über 
Meinungsverschiedenheiten hinwegschreiten, die gegenüber der Zukunft 
Spaniens nichts bedeuten. 

Der Unterzeichnete Minister hat die Ehre, unter Hinweis auf die 
vorgetragenen Betrachtungen der Beratung der Cortes den beigefügten 
Gesetzentwurf über Beförderungswesen, öffentliche Arbeiten und För¬ 
derung der Volkswöhlfahrt zu unterbreiten. (Der Entwurf vom 13. Mai 
1921 ist nachstehend auszugsweise mitgeteilt.) 

Artikel 1. 

Verwaltung^ Ordnung der Eisenbahnen. 

Ermächtigung der Regierung, die bestehende Eisenbahngesetzgebung abzuändern 
und eine neue Verwaltungsordnung einzurichten, gemäß nachstehenden 

Grund Zügen. 

1. Einrichtung eines dem Ministerium für Volkswirtschaft zugeteilten 
„Obersten Rates der Eisenbahnen“ als beratendes Organ der Regierung. In ihm 
sollen die Eisenbahngesellschaften, das Eisenbahnpersonal und die allgemeinen 
Interessen der Nation vertreten sein. Hauptsächliche Angelegenheiten, in denen 
der Oberste Rat den Minister beraten soll: Bau neuer Linien, Abänderung in der 
Zusammensetzung der bestehenden Netze, Änderungen ihrer Finanzordnung, An¬ 
kauf von Fahrzeugen, Einführung elektrischen Betriebes, allgemeine Dienstvor¬ 
schriften, allgemeine Fragen der Lage, Aufsicht über die Arbeiten, Besoldungen, 
Polizei und Sicherheitswesen, Tarife. 

2. Einrichtung einer Gemeinschaft (Consorcio) zwischen Staat und den ein¬ 
zelnen Eisenbahngesellschaften, die danach die Verwaltung und den Betrieb unter 
Mitwirkung von Staatsorganen zu führen haben. Bestimmungen über Feststel¬ 
lung des Einlagekapitals, Vorschüsse des Staats und deren Verzinsung. 

3. Dividendenzahlung, und zwar feste Dividende nach Maßgabe des Durch¬ 
schnitts der Vergütung der letzten 10 Jahre bis höchstens 3 % des Einlagekapitals, 
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ferner nach Deckung der Ausguben eine Vorzugsvergütuog bis zu 2 % des Ein¬ 
lagekapitals, Zahlungen an den Staat von 2 % seiner Beteiligung. Zahlung von 
Prämien an die Gesellschaften und das Personal für Verkehrsvermehrung und 
Ersparnisse im Dienst. 

4. Preise werden für jede Gesellschaft auf Vorschlag ihres Verwaltungs¬ 
rats durch den Obersten Rat festgesetzt. Die Tarife sollen genügen, um aus 
ihren Erträgen alle Betriebsausgaben, finanzielle Lasten, Pensionen, feste Divi¬ 
dende, Prämien, Vorzugsvergütung von 2 %, zu bestreiten. Der Miniaterrat kann 
niedrigere Tarife für gewisse Zeiten und Gegenden einführen, wenn die Fest¬ 
setzung höherer Tarife ohne Schaden für die Volkswirtschaft nicht möglich ist. 

5. Vorbehalt der Erwerbung aller Aktien der Gesellschaften, unter Angabe» 
der Bedingungen. Es sollen künftig nicht mehr als l A der Verwalt ungsrats- 
rnitglieder Ausländer sein dürfen. Alle Gesellschaften gelten als nationalisiert 
und sind den spanischen Gesetzen unterworfen. 

6. Einrichtung einer „Spezialkasse für Eisenbahn werte“ für die Führung 
aller oben angeführten Finanzgeschäfte; sie untersteht dem Finanzministerium 
und steht in Beziehungen zum Volkswirtschaftsministerium und zum Obersten 
Rat der Eisenbahnen. 

7. Bestimmungen über bisher ausgegehene hypothekarische Obligationen. 

N. Liquidation der Schulden vom Eintritt in das Gemeinschaftsverhältnis. 
Neue Schuldverbindlichkeiten dürfen die Gesellschaften ohne Staatsgenehmigung 
nicht eingehen, auch ohne diese kein Eigentum veräußern. 

9. Ausführungen und Beschaffungen, die der Staat zur Verbesserung der 
Linien und zur Herstellung eiues guten Dienstes durchzuführen hat. werden im 
Benehmen zwischen Staat und Gesellschaften in der Form ausgeführt, die der 
Minister für Volkswirtschaft auf Vorschlag des Obersten Rats bestimmt. 

10. Die Regierung kann strategische Bahnen, Nebenbahnen, Ergänzungs¬ 
linien und von den Cortes bereits bewilligte Linien und, nach Anhörung d«*f 
Obersten Rats der Eisenbahnen, des Rats der öffentlichen Arbeiten und des 
Staatsrats auch andere Linien selbst ausführen, Bestimmung über ihre Spurweite 
treffen und festes und bewegliches Material beschaffen. 

11. Ermächtigung der Regierung zur Ausgabe von Schuldtiteln zur Bezah¬ 
lung aller Ausgaben, auf die sich vorstehende Grundzüge beziehen und zum end¬ 
gültigen Loskauf der Aktien der betreffenden Gesellschaften. 

12. Nach Ankauf aller Aktien gelten die Rechte aus der Konzession und 
aus dein Betriebe, das Eigentum, die konzessionierten Linien und das zugehörig? 
Material als auf den Staat, übertragen. 

13. Gesellschaften in solcher wirtschaftlichen Lage, daß sie ihre Aktien 
nicht, zu bewerten vermögen, können an deren Stolle die Obligationeninhaber 
setzen, mit denen der Staat das Gemeinsehaftsverhältnis zu regeln bat. 

11. Fiir alle Forderungen an die Verwaltung werden nach Einrichtung der 
Gemeinschaft besondere Gerichtshöfe — einer in jeder Provinz — eingesetzt, 
zusammengesetzt aus den Obrigkeiten und der allgemeinen Verwaltung. Beru¬ 
fung gegen ihre Entscheidungen an den Höchsten Gerichtshof. 

15. Alles bei den Eisenbahnen zu verwendende feste und bewegliche Material 
ist im Inlande herziLstellen. Die Regierung schließt Verträge für mehrere Jahre mit 
den Fabriken unter Regelung der Preise» je nach der Marktlage. Bezug vorn 
Auslände ist nur zulässig, wenn die Unmöglichkeit rechtzeitiger Beschaffung 
durch die spanische Industrie nachgewiesen wird. Außerdem ist vorherige öffent¬ 
liche Bekanntmachung und Gutachten des Obersten Rats der Eisenbahnen, des 
Rats der öffentlichen Arbeiten, der Vereinigung (Junta) zum Schutz der natio¬ 
nalen Industrie und des Staatsrats erforderlich: in jedem Falle entscheidet die Re¬ 
gierung. Vorzuziehen ist, wenn dadurch das öffentliche Interesse nicht gescliä- 
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digt wird, die Verschiebung der Ausführung, bis die heimische Industrie in der 
Lage ist, sich zu beteiliget. 

Großen, leistungsfähigen Unternehmungen können für die Erweiterung 
ihrer Einrichtungen Vorschüsse gewährt werden. 

Über die Spurweite der bestehenden und der zukünftigen Eisenbahnen ent¬ 
scheidet die Regierung; Vereinheitlichung des EisenbahnmateriaLs ist anzustreben. 

16. Ermächtigung der Regierung zur Aufnahme einer Anleihe bis zu 200 
Millionen Pesetas für den Bau eines allgemeinen Netzes zur Verteilung elektri¬ 
scher Energie im Zeitraum von 5 bis 10 Jahren. 

17. Dies Gesetz ist für alle Gesellschaften, die Eisenbahnen des öffentlichen 
Verkehrs betreiben, verbindlich. Ihre Statuten sind entsprechend zu andern. 
Entgegenstehende Gesetze werden aufgehoben. Die Regierung wird diese Vor¬ 
schriften auf alle Eisenbahngesellschaften des öffentlichen Verkehrs anwendem 
dio sie zur Umgestaltung ihrer Verwaltungsordnung für geeignet hält; sie wird 
auf Bildung tunlichst großer Netze bedacht sein, weil sie leichter und für die all¬ 
gemeinen Interessen vorteilhafter zu verwalten sind. 

Bei Anwendung dieser Verwaltungsordnung haben die Gesellschaften die 
Linien, die ihnen für unbeschränkte Dauer übertragen sind, mit den Hcimfalls- 
linien gleichzustellen. Als Dauer der Konzession gelten für die gesetzlichen 
Wirkungen 99 Jahre, gerechnet vom Datum der Konzessionierung. 

18. Zugeständnis der Steuerbefreiung für Kapitalserhöhung, Ausgabe neuer 
Aktien, Umwandlung und Nationalisation von Eisenbahnwerten, Erwerb von 
Linien zur Vervollständigung der Netze der Gesellschaften und für alle Akte, 
die sich in Befolgung der „Grundzüge“ ergeben. 

19. Alle Streitfragen, die zwischen den Gesellschaften und ihren Agenten 
entstehen, unterliegen dem Schiedsspruch der Regierung, die nach Anhörung des 
Instituts für soziale Reformen endgültig entscheidet. 

20. Dio Regierung wird diese Grundzüge innerhalb eines Monats in Ge¬ 
setzesform ausarbeiten und darüber an die Cortes beruhten. 

Artikel 2. 

öffentliche A r beit o n. 

Ermächtigung der Regierung zur Umwandlung von Krediten aus dem Haushalt 
des Volkswirtschaftsministeriums in Jahresbeträge zur Verzinsung und Tilgung 

der für nachstehende Ausführungen aufzunehmenden Anleihen: 

1. bis 648 Miil. Pesetas für Straßen, Übergänge und Brücken; 

2. bis 493 Mill. Pesetas für Wiederherstellung aller ausbesserungsbedürf- 
tigen Staatsstraßen; 

3. bis 157 Mill. Pesetas für beschleunigten Bau von Nebenstraßen und ein¬ 
fachen Brücken; 

1. bis 900 Mill. Pesetas für Bewässerungsanlagen, Kanalanlagen und An¬ 
lagen fiir die Versorgung der Ortschaften; 

5. bis GÜ Mill. Pesetas für: 

a) Beschaffung, Umgestaltung und Aufstellung von Apparaten für 
Leuchttürme; 

b) Beendigung der Ausführungen in den wichtigen Häfen, Baggerungen, 
in diesen und ihren Mündungen, sowie Materialbeschaffung; 

c) Gebäude, Hilfsanlagen und Dienstwege der Leuchttürme; 

d) schleunige Beendigung des Ausbaues der Häfen von Algeciras, Me- 
lilia und Ceuta; 

6. bis 1 Mill. Pesetas zur Beschleunigung des Baues von Bojen; 
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7. bis 20 Mill. Pesetas als Zinsen unumgänglich notwendiger Anleihen für 
die Haupthäfen, besonders für die mit dem größten Verkehr oder einer bevor¬ 
zugten Lage. 


Ar t i k e 1 3. 

Ackerbau, Bergwerke und Waldungen. 

Ermächtigung (wie oben) für nachstehende Ausführungen. 

1. Bis 110 Mill. Pesetas zur Förderung der Arbeiten einer Zentralstelle für 
wissenschaftliche Forschung, bestehende Ackerbauschulen für Unterricht und 
Versuche, Ankauf von Vieh, Maschinen, ausgewählte Sämereien, ambulante Un¬ 
terrichtskurse, Projektionsapparate, zu verteilende Merkblätter, Statistiken von 
Erzeugung und Verbrauch, Parzellenzusammenlegung, Ackerbaukarte von Spa¬ 
nien, Anlage von Baumschulen, insbesondere von Maulbeerbäumen für die Seiden¬ 
erzeugung, Förderung der Oelbauinpflanzungen, Beaufsichtigung der Düngung, 
metoorologiseh-aekerbaulichen Dienst, hydrologisch-ackerbauliche Abteilungen, 
Ausstellungen und Zusammenkünfte, Laboratorien, Förderung des ländlichen Kre¬ 
dits, Gebäude für Ackerbauingenieure im Bau, Provinzdalämter und das nötige 
technische Personal für die Erweiterung dieser Dienste. 

2. Bis 44,3 Mill. Pesetas für: 

a) Vorarbeiten und Einrichtungen auf Staatskosten zur Erforschung 
noch nicht aufgeschlossener oder solcher Mineralgebiete, deren Er¬ 
zeugung für die nationalen Bedürfnisse nicht ausreicht usw.; 

b) Anlago eines allgemeinen Inventars der Mineralvorkommen Spa¬ 
niens usw.; 

e) Erforschung unterirdischer Wässer in Gegenden, in denen die Land¬ 
wirtschaft wegen Knappheit des Oberflächenwassers sich nicht ent¬ 
wickeln konnte usw.; 

d) Erwerbung von Material für Bohrungen usw.: 

e) Einrichtung einer amtlichen industriellen Zentralstelle für indu¬ 
strielle Versuche mit neuen erztechnischen und metallurgischen Ver¬ 
fahren, die für den nationalen Bergbau verwendbar sind usw.; 

f) Unterstützung notleidender Unternehmungen bei der Forschung in 
wichtigen Gegenden, deren Entwicklung ins Stocken geraten ist usw.; 

g) Vorarbeiten für die Herstellung eines Plans der Wegv erbindun gen 
für den Bergbau usw.; 

h) Stationen für Kettungswosen im Bergbau; 

i) den Bau und die Ausrüstung des Gebäudes für ein Geologisches In¬ 
stitut von Spanien, ein Museum und Sammlungen. 

3. Bis 106 Mill. Pesetas für kräftigeres Betreiben der hydrologisch-forst¬ 

wirtschaftlichen Arbeiten, Wiederbesiedlung der Brachen und Steppen, Bau von 
Waldhäusern und Waldwegen, Ausführung von Grenzvermessungen, Einrichtung 
neuer und Erweiterung bestehender Baumschulen, Läger von Sämereien, Kataloge, 
Institut für technisch-forstliche Erfahrungen usw. Domer. 
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Vor dem Krieg, im Jahre 1914, bestand das griechische Eisenbahn¬ 
netz aus 1061 km Vollspur- und 1131 km Schmalspurbahnen; im Krieg 
wurde die Vollspurstrecke Papapuli—Plata (89 km) dem Betrieb über¬ 
geben, auch kaufte die Regierung die Schmalspurbahn Sarakli—Anghista 
(115 km) an. Der Friede von Sevres brachte einen Zuwachs von 597 km 
Vollspurbahnen in Thrazien, so daß im Jahre 1920 an Vollspurbahnen 
1746 km, an Schmalspurbahnen 1246 km vorhanden waren. Von diesen 
2992 km sind 2184 km oder 72 %, und zwar 1319 km Vollspur und 865 km 
Schmalspur im Staatsbetrieb. Das Anlagekapital der griechischen Eisen¬ 
bahnen betrug: 

Ende 1914 .... 373 531 000 Drachmen, 

Ende 1919 . . . . 419 456 000 Drachmen und 
Ende 1920 .... 508 714 000’ Drachmen. 

(1 Drachme, dr, nach Friedenswährung = 1 Frank.) 

Die bauliche Unterhaltung der griechischen Eisenbahnen litt wäh¬ 
rend des Krieges, ähnlich wie in den anderen europäischen Ländern, 
unter dem Mangel an Arbeitskräften, Rohstoffen und Ersatzteilen. Zur 
vollständigen Wiederinstandsetzung werden jetzt mit Rücksicht auf die 
allgemeine Preissteigerung etwa 80 Mill. dr für notwendig gehalten. 
Weitere Ausgaben in gleicher Höhe werden in absehbarer Zeit für die 
Verstärkung des Oberbaus auf der Strecke Piräus—Larissa—Papapuli 
zu machen sein, um dort den Verkehr schwerer Schnellzüge zu ermög¬ 
lichen. Die neue Strecke Papapuli—Plati ist schon für einen derartigen 
Verkehr angelegt, und es ist daher um so dringlicher, daß auch das ältere 

*) Unter Benutzungdes derVölkerbundkonferenz in Barcelona (März,April 1921) 
vorgelegte Bericht. S. a. Archiv für Eisenbahnwesen, November/Dezember 1919: 
Wernekke, der Anschluß Griechenlands an das europäische Eisenbahnnetz; Zei¬ 
tung des Vereins Deutscher Eisenbahnverwaltungen, Nr. 2/1921: Die griechischen 
Eisenbahnen; ebenda Nr. 9/1921: Die Neuregelung des griechischen Eisenbahn¬ 
wesens. 
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Stück der wichtigsten Verkehrsstrecke des Landes, die die Hauptstadt 
mit Mittel- und Westeuropa verbindet, entsprechend ausgebaut wird. Zur 
Vollendung des damit begonnenen Werks muß aber auch die Strecke 
Plati—Gjewgeli ebenso ausgebaut werden, und hierzu werden nochmals 
34 Millionen auszugeben sein. Die Durchführung des Simplon-Orient- 
Expreß nach dem Piräus kostet also Griechenland die hübsche Summe 
von 123 Millionen. Auch die Anlagen der Schmalspurbahnen müssen ver¬ 
bessert werden, und hierzu bedarf es eines Aufwands von 40 Millionen. 

Der Ausbau der 178 km langen Strecke Uzun—Kiupru—Gallipoli, 
die von der Türkei 1915 aus strategischen Gründen begonnen war und 
deren Erdarbeiten auf 78 km fertiggestellt sind, kommt heute für die 
griechische Regierung nicht in Betracht. Wichtiger ist die Vervoll¬ 
ständigung des Eisenbahnnetzes in den nicht türkischen Landesteilen. 

Für folgende Strecken sind die Vorarbeiten beendet: 

1. Vollspur: 

Drama—Kavalla, 31 km; 

Saloniki—Anghista, 134 km; 

Kalabaka—Jannina. 105,? km. 

2. Schmalspur: 

Tripoli oder Leontarion—Sparta und Sparta—Gittion, 88 km: 

Ileraklion—Messara (Kreta) 17 km. 

Für folgende Strecken sind die Vorarbeiten im Gange: 

1. Piräus—Jannina und Valona; Länge 391 km (bis zur Grenze); 

Kosten in Vollspur 512 000 000 dr, in Schmalspur 307 000 000 dr; 

2. Acheloos—Jannina—Landesgrenze; Länge 227 km; 

3. Kalabaka—Cozani—Sorovits; Länge 150 km: 

4. Larissa— Deminissa: Länge 97,5 km; 

5. von einem Punkt der Strecke Larissa—Demeuitsa nach Verria; 

Länge 100 km: 

6. von einem Punkt der Strecke Kalabaka—Sorovits nach Koritsa; 

Länge 125 km; 

7. von einem Punkt der Strecke unter G. nach Sorovits; Länge 47 km. 

Der Betriebsmittelpark der Vollspurbahnen bestand im Jahre 1914 
aus 108 Lokomotiven, 82 Tendern, 261 Personen- und 2228 Güterwagen, 
von denen 1537 bedeckt und 691 offen waren; dazu kamen noch 4 Krane. 
Im Jahre 1915 ließ die griechische Regierung in den Vereinigten Staaten 
20 Lokomotiven der Bauart 1 Dl mit Schlepptender im Gewicht von 82 t 
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-f 47 t bauen. Während des Krieges wurden 6 bulgarische Lokomotiven 
erbeutet und in den griechischen Lokomotivpark eingestellt. Von den 
Betriebsmitteln, die infolge der Waffenstillstandsbedingungen in den 
Besitz der Entente übergingen, überließen die Franzosen den Griechen 
10 Lokomotiven der Bauart P 8 und 620 Güterwagen gegen eine Ent¬ 
schädigung von 800 000 Dollar. Andrerseits sind während des Kriegs 
in Mazedonien auch Betriebsmittel verloren gegangen, so daß der Be¬ 
triebsmittelpark Alt-Griechenlands, also ohne Thrazien, Ende 1920 152 
Lokomotiven, 113 Tender, 242 Personenwagen, 2552 Güterwagen, darunter 
1682 bedeckte und 870 unbedeckte, endlich 3 Krane umfaßte. 

Bei den Schmalspurbahnen hat sich der Bestand an Betriebsmitteln 
im Krieg nur wenig verändert. Lediglich die Betriebsmittel der ange¬ 
kauften Strecke Sarakli—Anghista sind hinzugekommen. Es waren 1919 
und 1920 (1914) vorhanden 142 (135) Lokomotiven, 8 (5) Tender, 409 
(413) Personen- und 1609 (1397) Güterwagen, unter denen sich 784 (745) 
bedeckte und 825 (652) unbedeckte befanden, sowie 8 (8) Krane. 

Die Unterhaltung der Betriebsmittel hat unter den üblichen Kriegs¬ 
schwierigkeiten gelitten. Auf der Strecke Piräus—Demirli—Landes¬ 
grenze sind 20 % der Lokomotiven in der Werkstatt. Von den Personen¬ 
wagen sind 30 % dienstunfähig, die Unterhaltung der Güterwagen ist da¬ 
gegen auf dem laufenden. 

Auf den Schmalspurstrecken fehlen etwa 10 Lokomotiven und 100 
Güterwagen. Im ganzen wird für die Wiederherstellung und Ergänzung 
des Betriebsmittelparks der griechischen Eisenbahnen ein Betrag von 
28 000 000 dr aufzuwenden sein. 

Die drei von Saloniki ausgehenden Strecken der Orientalischen 
Eisenbahnen Saloniki—Monastir, Saloniki—Gjewgeli (Richtung Niscli), 
Saloniki—Xanthi (Richtung Adrianopel) haben unter den Einwirkungen 
des Kriegs besonders stark gelitten: 45% der Lokomotiven und 30% 
der Personenwagen sind betriebsunfähig. Die Verwaltung hat wiederholt 
gewechselt. Im September 1915 wurde das mazedonische Netz vom grie¬ 
chischen Staat übernommen, der es 1916 an die französische Saloniki- 
Armee abtreten mußte. 

Den Preiserhöhungen entsprechend sind auch Tarifsteigerungen den 
griechischen Eisenbahnen nicht erspart geblieben. Sie betrugen auf den 
Vollspurbahnen bis Ende 1920 240%, auf den Schmalspurbahnen 110%. 
Die erhöhten Tarife brachten sehr erheblich vermehrte Einnahmen mit 
sich, so daß, abgesehen von der Steigerung der Zahl der Reisenden und 
der Menge der beförderten Güter auch die Einnahmen, bezogen auf die 
Verkehrseinheit, sehr erheblich stiegen, wie aus der Zusammenstellung III 
hervorgeht. 
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I. Leistungen der Betriebsmittel 

(ohne Berücksichtigung des mazedonischen Netzes). 



Vollspurbahnen 

Schmalspurbahnen 

19 14 

19 19 1 

19 14 

19 19 

Zurückgelegte Strecke: 

i 





von den Lokomotiven . 

. km 

11065 709 

11 951 870 

3 393 829 

3 023 416 


% 


+ 8 


-ii 

„ „ Personenwagen 

. km 

1 721 441 

— 

1 12291378 

10467 60» 


°/n 




— 15 

„ „ Güterwagen . . 

. km 

4 660014 

— 

13234 873 

11582771 


°/o 




— 12 

. „ Zügen . 

. km 

965 975 

1 651252 

2516388 

2 364 329 


% 


+ 71 


— 6 

Nutzlauf auf 1 Streckenkm 






Lokomotiven. 

. km 

2286 

3 671 

2 948 

2673 


% 


+ 61 


— 10 

Personenwagen. 

. km 

3 903 


10679 

9255 


°/o 




- 13 

Güterwagen. 

. km 

10667 


11498 

10241 


°/o 


< 


-11 

Züge. 

. km 

2 287 

3121 

2 186 

2091 


°/o | 


+ 36 


-14 

Auf 1 Zugkni kamen: 






Lokomotivkm. 

. . . j 

1,044 


1,03 

1 »025 


°/o 




— 1 

Personenwagenkm . . . 

... 1 

1,707 

— 

4,45 

. 

4,86 


% ■ 




+» 

Güterwagenkm. 

. . . ! 

1 

4,621 

1 

3,29 

3,41 


% , 


, 

1 

+ 4 

Zahl der Personenzüge am Tage i 

6 

3,18 

14,so I 

4,96 


üf I 
10 1 


— 47 

! 

— 65 

„ * Güterzügc am 

Tage 

0,263 

4,23 

0,61 

l,n 


% 


+ 1508 

' 

+ 82 

Beförderte Lasten: 






Totes Gewicht der Loko- 






motiven, Personen- u. 






Güterwagen. 

tkm 

112952852 

— 

243 731 377 

202883422 


°ü 




— 17 

Nutzlast: 

1 

i 





Reisende. 

j 

3 330 855 

8 327 234 

9 014655 

12649621 


°ü . 


+ 150 


+ 40 

Reisegepäck, Güter u. 






Tiere . 

tkm 

14 070170 

12 829 700 

40 361 950 

44 280937 


% ! 


1 — 9 


+ 10 

Auf 1 Streckenkm: 

i 





Nutzlast. 

1 

39 458 

39 994 

43 658 

50337 


° '° j 


+ 1 


+ 16 

Beförderte Last . . . 


295 587 

— 

256 999 

229925 


% i 




I —10 
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J 

Die Eisenbahnen Griechenlands vor und nach dem Krieg. 


II. Verkehrsleistungen. 



Vollspurbahnen 

Schmalspurbahnen 

19 14 1 

19 19 

19 14 

1919 

Personenverkehr: 

I 




Zahl der Reisenden: 





I, 11. und IQ. Klasse. 

623 762 

852 598 

4 553 830 

5030 047 

% 


+ 37 


+ 10 

auf 1 Streckenkm. 

1 414 

1612 

4 026 

4448 

% 


+ 14 ! 


+ 15 

Personenkilometer. 

47 583615 

118960 494 

144 141 822 

196666 653 

% 


+ 150 i 


+ 37 

Mittlere Reiseentfernung . km 

76,283 

139,526 

31,653 

39,098 


■ 

+ 83 


+ 23 

Güter-, Tier- und Gepäckverkehr : 





Gepäck: 


1 



Gesamtgewicht .... t 

2 022 

3 377 

7088 

8 700 

% 

1 

+ 67 


+ 23 

tkm 

258 816 

718 488 

558 697 

700246 

% 

i 

+ 177 


+ 25 

Mittlere Förderweite . km 

128 

212 

78,8 

80,5 

% 


+ 65 


+ 20 

Güter: 





Eilgut : 

! 




Gesamtgewicht .... t 

\ 3 462 

12064 

27 915 

30271 

°/o i 

j 

+ 248 


+ 8 

tkm 

i 384 282 

1640 705 

2 761 116 

3 211267 

% 

1 

+ 327 


+ 16 

Mittlere Förderweite . km 

111 

136 

98,9 

106 

% 


+ 22 


+ 7 

Frachtgut : 

i 



1 

Gesamtgewicht .... t 

! 92282 

100281 

514 164 

506 879 

°/o 


+ 9 


— 2 

tkm 

12 550 352 

9793200 : 

| 36 507 762 

40201 114 

% 


— 22 

i 

+ 10 

Mittlere Förderweite . km 

136 

97,6 

71 

79,2 

% 


— 30 


+ 12 

Tiere : 





Großvieh. 

516 

1128 

1 423 

| 6 843 

% 


+ 119 


+ 381 

Kleinvieh. 

118 900 

88700 

57 332 

87 035 

°/o 


-25 


+ 52 

tkm 

876 720 

673 312 

— 

1 114 336 

% 


— 23 

i 
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Die Eisenbahnen Griechenlands vor und nach dein Krieg. 


1187 


Aus den Zahlenangaben von zwei fünf Jahr auseinander liegenden 
Betriebsjahren, von denen sowohl dem Anfangs- wie dem Endjahr schwere 
kriegerische Erschütterungen vorausgegangen sind, läßt sich natürlich 
kein gesetzmäßiger Zusammenhang für die Entwicklung des Verkehrs¬ 
lebens eines Landes herleiten. Selbst wenn man aber alle Umstände 
berücksichtigt, ist es auffallend, wie regellos das Verhältnis der Zahlen 
vor und nach dem Weltkrieg ist. Eigenartig ist auch das Verhältnis 
zwischen den auf die Vollspur und auf die Schmalspur bezüglichen An¬ 
gaben. Vor dem Weltkrieg überwogen die Schmalspurbahnen die Voll¬ 
spurstrecken an Länge um 70 km, infolge des Erwerbs der von Saloniki 
ausgehenden Vollspurstrecken haben die Vollspurbahnen die schmal¬ 
spurigen nunmehr an Länge überflügelt. An Verkehrsbedeutung, sowohl 
was die Zahl der Reisenden als die Menge der beförderten Güter anbelangt, 
übertreffen aber die Schmalspurbahnen die vollspurigen bei Weitem. Der 
Reiseverkehr hat auf beiden in jeder Beziehung zugenommen; die Zu¬ 
nahme des Güterverkehrs ist auf den Vollspurbahnen weit geringer als 
die des Personenverkehrs, bei den Schmalspurbahnen zeigt sich sogar 
ein Rückgang, allerdings nur um 2 %. Dagegen hat der Vergrößerung 
des Netzes entsprechend die Förderweite, zum Teil sogar sehr erheblich, 
zugenommen, nur beim Frachtgut- und Tierverkehr der Vollspurbahnen 
ist sie merkwürdigerweise zurückgegangen. Daß die Vollspurbahnen 
mehr dem durchgehenden, die Schmalspurbahnen mehr dem Ortsverkehr 
dienen, ist aus der Gegenüberstellung der die Förderweite veranschau¬ 
lichenden Zahlen deutlich zu erkennen. Daß die Leistungen der Betriebs¬ 
mittel und die beförderte tote Last bei einer Zunahme des Verkehrs zu¬ 
rückgegangen sind, zeigt, daß Wagen und Lokomotiven neuerdings besser 
ausgenutzt worden sind. Ganz sprunghaft sind auch die Einnahmen und 
Ausgaben in dem betrachteten Zeitraum verlaufen. Der Fehlbetrag der 
Vollspurbahnen hat sich von 1914 bis 1919 fast genau verdoppelt, der der 
Schmalspurbahnen ist etwas zurückgegangen. Hier wieder Ordnung zu 
schaffen, wird nicht leicht sein. 


Digitized by 


Go igle 


Original from 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Die bulgarischen Eisenbahnen in den Rechnungsjahren 1914-18^ 


(Nach dem amtlichen Betriebsbericht — Sofia, Staatsdruckerei 1921.) 


Die bulgarischen Eisenbahnen hatten Ende Dezember 1918 eine 
Länge von 2202,96? km. Eröffnet wurden 1915: 15,714, 1916: 23,650 und 
1918: 54,976 km. Das Anlagekapital betrug Ende Dezember 1918 im 
ganzen 298 594 718 Fr., auf 1 km Bahnlänge 135 542 Fr. Das gesamte 
Bahnnetz ist vollspurig und Eigentum des Staats. 

Während des Krieges haben die bulgarischen Staatsbahnen auch 
folgende fremde Strecken betrieben: 

Svilengrade—Dedeagatsch, 187 km, vom 24. September 1915 bis 
31. Dezember 1918, 

Dedeagatsch—Oktchilar, 130 km, vom 14. Oktober 1915 bis 31. De¬ 
zember 1918, 

Zaribrod—Niseh, 93 km, vom 19. Dezember 1915 bis 1. Oktober 1918. 

Auf den Bahnstrecken Kaspitchan—Varna und Gueb6dj&—Oboriclite 
vom 4. November 1916 bis 2. September 1917 und Sofia—Nisch vom 
26. Dezember 1916 bis 1. Oktober 1918 ist der Fahrdienst von der 
deutschen Militärverwaltung wahrgenommen worden. Die mittlere Be¬ 
triebslänge der bulgarischen Staatseisenbahnen hat demnach betragen: 

für den Fahrdienst im übrigen 


1914 . 2111 2111 

1915 . 2202 2 202 

1916 . 2 625 2549 

1917 . 2319 2570 

1918 . 2450 2 694. 


Ende Dezember 1918 waren 153 Stationen und 100 Haltepunkte 
vorhanden. 

') Vgl. im Archiv für Eisenbahnwesen 1916 S. 363 den Aufsatz: Die bulga. 
rischen Eisenbahnen im Jahre 1913. 
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Die bulgarischen Eisenbahnen in den Rechnungsjahren 1914—18. 1189 


Personalbestand im Jahresdurchschnitt und persönliche Ausgaben. 


1 

1914 

1915 

Zahl der Bediensteten: 

mit festem Gehalt. 

_ ___ 


5 660 

5 776 

„ Tagelohn. 

4 703 

5 109 

zusammen .... 

10363 

10 885 

auf 1 km durchschnittlicher 
BetriebslÄnge. 

1 

1 

1 

| 4,91 

4,94 

auf 100000 Wagenachskm . 

| 5,58 

5,00 

Persönliche Ausgaben: 

Fr. 

Fr. 

1. Gehälter. i 

7 326 766 

8051 126 

2. Löhne. 

6248074 

4 801 367 

3. sonstige persönliche Aus¬ 
gaben (Reisekosten, 
Dienstkleidung usw.) 

1 347 120 

1484 234 

zusammen 1 bis 3 

; 13 921 960 

14 336 727 

auf 1 km durchschnitt¬ 
licher Betriebslänge . 1 

6602 

6 510 

auf 100000 Wagenachskm 

7 498 

: 

6 580 

4. Kriegsteuerungszulagen . 

| 

j 

5. sonstige Kriegszulagen . 


1432411 

zusammen 4 und 5 

j 

1432411 

auf 1 km durchschnitt¬ 
licher Betriebslänge 

| 1 

: 

650 

auf 100000 Wagenachskm 


667 

insgesamt 1 bis 5 

13 921 960 

15 769138 

auf 1 km durchschnitt- | 
licher Betriebslänge . . 

6 602 

7160 

auf 100000 Wagenachskm 

! 7 498 

7 237 | 

auf den Kopf des im 
Jahresdurchschnitt be¬ 
schäftigten Personals . 

1 343 

1 

1 

1448 

i 


i 


Leistungen der Zöge, 


1. Leistungen der Personen- 


züge: 

Zugkm. 


3 749 383 

Wagenachskm . . 


99 901 103 

Nutzleistung. . . 

t km 

129940638 

Gesamtleistung 


760603 917 

Durchschnittliche: 

Achsenzahl . . 


26,64 

Nutzlast ... 

• t 

34,6« 

Gesamtlast. . . . 

rt 

203 

Archiv für Eisenbahnwe.nen. 

1921. 


2 764259 
81 736 465 
124 867 999 
609 885123 

29,56 

45,17 

221 


1916 


7 172 
6 549 
13 721 


5,38 

3,53 

Fr. 

8 773 049 
6 287 264 


1 921934 
16982237 

6662 
4 376 
1 742 790 
8928181 
10670971 

4186 
2 750 
27 653208 

10848 
7 126 


2014 


2 423 773 
87 747 658 
145 978 005 
717 580 106 

36,20 

60,22 

296 


19 17 


8445 
7 967 
16 412 


1918 


9 31 

911 
18 51 


6.38 

4,30 

Fr. 

12030758 
7 687114 

2431839 
22149 711 

8 618 
5812 
3865 125 
11830 723 
15 685 848 

6103 
4115 
37 835 559 

14 721 
9 927 


2 304 


2652 223 
98016 641 
160828 548 
789873 423 

36,95 

60,85 

297 

78 


6,03 

Fr. 

14112262 
11428 896 

2 164 264 
27 706 412 

10680 
7 636 
14668 963 
11491 718 
26 160681 

10085 
7 116 
53 866093 

20 765 
14 652 


2 907 


3 407 921 
118 332358 
192 392876 
944 930814 

34,72 

56,45 

277 
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1190 Die bulgarischen Eisenbahnen in den Rechnungsjahren 1914—18. 


2. Leistungen der Güterzüge 
(einschließlich Militär- 
und Arbeitszüge: 

Zugkm . 

1914 

1915 

1916 

1917 

19 18 

2228920 

2991311 

6 856917 

6924794 

5 365149 

Wagenachskm. 

86 822 650 

136 951339 

300279466 

283073869 

249 28224? 

Nutzleistung .... tkm 

316296150 

361646 664 

797 806 514 

739867 845 

663 709 862 

Gesamtleistung . . „ 

782231050 

1034 037 972 

2 346000916 

2173439 675 

1949717316 

Durchschnittliche: 
Achsenzahl . 

38,50 

46,48 

61,26 

47,77 

46,47 

Nutzlast.t 

141,90 

117,56 

136,21 

124,87 

123,71 

Gesamtlast . . . . „ 

361 

346 

401 

366 

363 

3. Auf 1 Nutzkm der Loko¬ 
motiven kommen als 
durchschnittliche Gesamt¬ 
leistung .t 

231 

219 

229 

227 

226 

4. Auf 1 km durchschnitt¬ 
licher Betriebslänge kom¬ 
men Zugkm. 

2 834 

2 613 

3279 

3 698 

3 58 

5. Geförderte Züge kommen 
durchschnittlich auf 1 Tag 

7,77 

7,16 

8,96 

10,13 

9,81 

1. Zugkm. 

Leistungen 

6 978 308 

der Lokomc 

6 766670 

►tiven. 

8280 690 

8 577 017 

8 773 WO 

2. Vorspann- und Schiebe¬ 
dienst .km 

577 715 

1726110 

6061526 

i 4477 302 

! 3991325 

3. zusammen Nutzkm . . . 

6556023 

7480680 

13 332216 

: 13 054 319 

| 12764 395 

auf 1 km durchschnitt¬ 
licher Betriebslänge . . 

3109 

3 397 

5280 

1 

1 

5 629 , 

' 6210 

4 . Leerfahrtkm. 

169558 

298990 

523 956 

505 202 , 

492 705 

5. Verschiebedienst Stunden 

105 374 

288006 

510623 

499980 

| 481770 

6. Bereitschaftsdienst „ 

258149 

272 293 

485 284 

475165 1 

1 4 64023 

7. Lokomotivkm zur Berech¬ 
nung der Unterhaltungs¬ 
kosten der Lokomotiven 
(3 + 4 + 5 x 10). 

7 779 321 

10 654 730 

1 

18 962 402 | 

i 

1 

1 

18559 321 

1 

18 094 81X1 

8. Lokomotivkm zur Berech¬ 
nung der Kosten der Züge 
(3 + 4 + ÖXB + 6X2) . . 

7 768 749 

9 759 292 

• 17 379 855 , 

1 J 

, 17 009 751 

16 605196 

9. Kohlenverbrauch (zurück¬ 
geführt auf beste Per- 
niker Kohle) . . . . t 

213 310 | 

1 

1 i 

242 502 | 

461661 

1 

532664 , 

528 4iC 

auf 1 Lokomotivkm . kg 

27,747 ) 

24,849 | 

26,662 1 

31,314 

31,8» 

„ 1 Wagenachskm. „ 

1,160 | 

1,113 1 

1,189 1 

1,397 | 

1,487 

10. Ölverbrauch.„ 

626 767 

713 404 j 

1 858094 

1410031 

1398891 

auf 1 Lokomotivkm . g 

80,707 

73,103 

78,m 

82,894 

84,241 

1 Wagenachskm . „ 

3,375 

3,277 

1 1 

3,499 

3,696 

3,8« 
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Die bulgarischen Eisenbahnen in den Rechnungsjahren 1914—18. 1191 


Leistungen der Wagen. 


Wagenachskm sind ge¬ 
leistet worden: 

1914 

1915 

1916 ' 

1917 

1918 

1. von Personenwagen: 

eigenen. 

44 823203 

50 445 263 

37 387 473 

54 873081 

55 629 193 

fremden. 

10653540 

10 762162 

11111263 

7 773 562 

10162182 

zusammen .... 

55 376743 

61207 415 

48 498736 

62646633 

65 791 376 

2. von Gepäckwagen . . . 

13 573 760 

14 525696 

19 956452 

20670611 

21 148 099 

3. von Postwagen. 

8228000 

7 413 904 

6204 859 

7 789691 

8 724 278 

4. von Güterwagen: 






eigenen. 

104099800 

125991642 

156020921 

107 706 157 

127510337 

fremden. 

4 445360 

8 549 147 

157 346145 

182 276408 

144 445 517 

zusammen .... 

108545 150 

134540 789 

313 367066 

289982665 

271 955 854 

5. im ganzen von Wagen 






aller Art. 

185 723653 

217 687 804 

388027113 

381089600 

367 614606 

Auf 1 km durchschnitt¬ 






licher Betriebslänge kommen 






Wagenachskm: 






von Personenwagen . . . 

26 257 

27 796 

19207 

27 014 ! 

1 26853 

„ Gepäckwagen. 

6 436 

6 596 

7 903 

8 913 

8629 

„ Postwagen. 

3 901 

3 366 

2 457 

3 359 

3560 

* Güterwagen. 

51 468 

61099 

124 105 

125046 

111002 

* allen Wagen. 

88 062 

98857 

153 672 

, 

164 332 

150044 

i 


Unfälle beim Eisenbahnbetrieb. 



j 1916 

1916 


19 17 ] 

19 18 

Entgleisungen: 
von Personenzügen 

auf freier 
Strecke 

i 

in Stationen 

zusammen 

auf freier 
Strecke 

in Stationen 

zusammen 

auf freier 
Strecke 

in Stationen 

zusammen 

auf freier 
Strecke 

in Stationen 

zusammen 

7 

2 

9 i 

2 

3 

5 

4 

5 

9 

5 

7 

12 

* Güterzügen. 

10 

8 

18 

22 

47 

69 

39 

43 

82 

13 

20 

33 

„ Bangierabteilungen u. 
einzelnen Fahrzeugen 

1 - 

60 

: 60 

_ 

149 

149 

_ 

201 

201 

_ 

218 

218 

zusammen (1) . . 

! 17 

70 

87 | 

24 

199 

223 j 

43 

j 249 

j 292 

18 

246 

263 

Ursachen: 

Mängel am Schienenstrang 

1 


1 

18 



{ i 

i 19 i 



37 



42 

„ an den Weichen . 

1 

— 

8 

— 

— 

! 14 j 

1 — 


< 14 

— 


11 

„ an den Fahrzeugen 

, — 

. — 

1 5 

— 

, — 

8 

!’ — 

1 — 

29 

— 

i 

21 

Ungenaue oder falsche 
Weichenstellung . . . ( 

I 


18 



! 1 

1 41 

i 

,i ~~ 


i 

39 

1 

1 _ 

80 

Überfahren d. Merkzeichen 

■ — 

' 

6 

— 

— 

| 23 

i 

— 

i 23 


— 

26 

Überschreitung der gebote¬ 
nen Fahrgeschwindigk. i 

i 





10 


1 

17 

1 

1 

26 

And. festgestellte Ursachen 

i — 


25 

— 

— 

96 

— 

— 

132 

i __ 

| — 

57 

Nicht aufgeklärte Ursachen | — 

— 

7 

— 

1 - 

12 

— 

i — 

1 

— 

1 — 

i " 










78* 
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1192 Die bulgarischen Eisenbahnen in den Rechnungsjahren 1914—18. 


1 

1915 

1916 

19 17 

1918 

1 

i 

1 

1 

Zusammenstöße: 1 

von Zügen mit anderen 

Zügen . 

von Zügen mit Teilen an¬ 
derer Züge und einzel- 
nen Fahrzeugen . . . . 
beim Rangieren. 

auf freier 
Strecke 

in Stationen 

zusammen 

auf freier 
Strecke 

in Stationen 

g 

I 

I 

N 

19 

40 

II 

auf freier 
Strecke 

a 
o> 

a 

.2 

2 

55 

a 

a 

<0 

B 

B 

afl 

eo 

S 

N 

auf freier 
Strecke 

in Stationen 

5 

ll 

| 

1 2 

2 3 

- 6 

3 | 2 

i 

t| 

5 il 10 

G - 

17 

30 

11 

4 * 

i 

i 

9 

! 

13 

31 

12 

17 

40 

12 

s 

6 

14 

18 

23 

j r 

1 

! 24 

1 2o 

zusammen (2) . . 

3 1 11 

14 I 12 

58 

70 

I 13 

56 

69 

9 

55 

64 

Ursachen: | 


| 









Falsche Weichenstellang . 


2 — 


27 

1 

— 

10 

— 

— 

1? 

Überschreitung der gebo- | 


| 









tenen Fahrgeschwindig- 


i! 



■' 






keit .||; — 1 — 

— |J — 

— 

5 


— 

5 

— 

— 

1 lü 

Zagtrennungen und unzei- 


,! 



I 






tige Ingangsetzung ste- 





II 






hender Fahrzeuge . . . 

— — 

2 1 — 

— 

4 

| - 


5 

— 

— 

i 

Andere Verstöße gegen die 


!, 



l{ 






Fahrdienstvorschriften . 

— — 

8 — 

— 

13 


— 

9 

— 

— 

l' 

Mangelhafte Signalisierung 


1 









oder Nichtbeachtung 


il 

ll 









der Signale . 

— 

4 - 

— 

, io 

1 - 

I 

9 

— 

— 1 


Sonstige Ursachen .... 

— — 

1 | — 


1 11 

1 


1 _ 

1 

31 

— 


12 

Sonstige Betriebsun- 


1 

i 


i 


i 

, i 

: 



fälle: 


1 

i! 

| 



I 

! ! 

1 



Zusammenstöße von Zügen 


ii 

i 

i 

1 

i 

| 

I ' 




und einzelnen Lokomo- 


i 



II 


i ' 

: j 

1 

( 1 



tiven mit Draisinen und 


I 1 



1 

1 


1 

| 


l 1 ^ 

anderen Kleinwagen . 

! 5 1 

6 j 5 

1 — 

5 

12 

— 

12 i 

15 


10 

Uberfahren von Menschen, 

1 

1! 

1 




i 

i 

1 

\ |4 

Fuhrwerken und Tieren 

1 22 _ 

22 |l 29 

i 

29 

22 

— 

22 

1 18 j 


1 

Feuer in Personenzügen . 

1 .. _ 

; ~ I 4 

1 - 

4 

Ij 1 

— 

1 

1 1 

„ 1 


„ „ anderen Zügen . 

, - i 

1 ,| 5 

1 1 

6 

1 19 

3 

22 

23 

7 , 

tr- 

27 

Absturz von Zügen .... 

i 4 

4 14 

3 

17 

, 19 

— 

19 

26 

1 i 

l 


Unzeitige Ingangsetzung 


! 5 

j\ 



i 



« 1 

8 

stehender Fahrzeuge . 

1 ~ 6 

1)1, - ~ 

1 10 

10 

i — 

7 

7 

2 | 

!| 0 I 

0 1 

% 

6 

Zugtrennungen . 

: i 

1 1 5 

— 

5 

8 

1 6 

14 

il 3 i 

3 i 


zusammen (3) . . 

■'! 5 

37 r>2 

14 

76 

s 81 

16 

97 

Lü 

17 

106 

insgesamt (1—3) . 

I 1 r>2 8G 

l! 

| 138 98 

271 

! 869 ji 137 

321 

468 

I 1 » 

317 

432 


Digitized by 


Gck igle 



Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 








Die bulgarischen Eisenbahnen in den Rechnungsjahren 1914—18. 1193 



19 14 

1 9 1 J> 

1916 

1917 

1918 

Zahl der Entgleisungen . . . 

126 

87 

223 

292 

263 

auf 1000 000 Zugkm .... 

21,06 

15,u 

26,93 

34,04 

29,98 

„ 10000000 Wagenachskm 

6,79 

3,99 

5,74 

7,13 

7,15 

Zahl der Zusammenstöße . . 

21 

14 

70 

69 

64 

auf 1000000 Zugkm .... 

3,51 

2,43 

8,45 

8,04 

7,29 

„ 10000000 Wagenachskm 

1,13 

0,64 

1,80 

1,81 

1,74 

Gesamtzahl der Zugunfälle . 

147 

101 

293 

361- 

327 

auf 1000000 Zugkm .... 

24,59 

17,54 

35,37 

42,08 

37,27 

„ 10000000 Wagenachskm 

7,99 

4,63 

7,54 

8,94 

8,89 


Beschädigung von Eisenbahnfahrzeugen: 
bedeutend. 

1 d 
• > 

4? 
*3 s 

Wagen jj 

Loko 

motiven 

d 

1 

£ 

Loko¬ 

motiven 

Wagen 

Loko¬ 

motiven 

d 

a> 

ho 

£ 

17 

66 

18 

114 

21 

162 

63 

238 

unbedeutend. 

32 

66 

106 

394 

184 

396 

116 

269 

zusammen .... 

49 

i 

131 

124 

608 

206 

548 

169 

! 

607 

i 


Zahl der beim Eisenbahnbetrieb verunglückten Reisenden, Bahnbediensteten 

nnd anderen Personen. 


Reisende j 

bei Entgleisungen.. 

i % 

:o 

© 

verletzt 

getötet 

verletzt J 

getötet 

verletzt 

getötet 

verletzt 

1 _ 

rr 1 

1 

1 

1 .! 

5 

1 i 

1 15 

i 3 

[ 

2 

, Zusammenstößen.j 


4 

33 

109 

4 

20 I 

12 

43 

,, sonstigen Betriebsunfällen . . . . 

1 2 

1 6 

3 

11 

— 

- 1 

— 

6 

zusammen unverschuldet . . 

2 

10 

37 

121 

9 

35 

15 

51 

infolge eigener Unvorsichtigkeit beim 
Benutzen, Besteigen und Verlassen 
in Bewegung befindlicher Züge . . 

; ~ 

1 2 

6 | 

17 j 

10 

22 

12 

18 

insgesamt. 

2 

12 

43 

138 

19 

67 

27 

69 

und zwar: 

Reisende 1. Klasse.. 

_ 

i 

i 

_ 

' _ 



_ 


» 2. „ . 

— ^ 

! _ 

— 


— 

— 


1 

• 3. „ . 1 


1 

3 

4 

2 I 

5 

8 

4 

Offiziere . 


2 

— 

— 

_ 

3 

— j 

1 

Soldaten . 

2 

9 

40 

134 

17 

49 

19 

63 

Es kommen auf: ! 

10000000 Personenkm . 

0,07 

0,42 

i 

j 

3,07 i 

I 

1 

9,85 j 

1,50 i 

4,51 

1,16 

2,98 

1 000000 Achskm der Personenwagen 

0,03 

0,19 

0,88 

2,84 

0.30 j 

0,90 

1 0,ii 

1,04 
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1915 

1916 ! 

1917 j 

1918 


■4-» 

© 

i ■** 

e* i 

•** 

© 

s 

■*» 

© 

i 

N 1 

© 

1 5 



1 ® 


© 


© 






•w 


IO 


:c 




u 


Ih 


h I 




© 

© 

© 

© 


© 1 

© 


Bahnbedienstete: 

u 

1 > 

L * 

> 

u> 


fco 

> 

bei Entgleisungen. 

— 

1 

i 

— 

[ — 1 

— 

1 

9 

, Zusammenstößen. 

3 

9 

1 

2 

14 

! — 

5 ! 

11 

17 

„ anderen Betriebsunfällen. 

— 

3 


3 

1 I 

i | 

5 

2 

5 

beim Bangierdienst. 

1 

* 

2 

9 

1 

4 

9 

7 ' 

15 

„ Zugdienst. 

2 

2 | 

2 

11 

3 

9 

4 

16 

aus anderen Ursachen. 

5 

1 | 

4 

7 

7 

; 17 

5 

8 

zusammen. 

und zwar: 

11 

20 

10 

1 

44 

15 

45 

30 

63 

Stationsbeamte . 

— 

— 

— 

2 1 


i 4 1 

— 

1 

Rangierer und Weichensteller .... 

— 

2 

— 

9 i 

2 

1 5 

3 

12 

Lokomotivführer und Heizer . 

— 

2 

1 

10 

— 

6 

6 

13 

Zugführer und Schaffner . 

— 

1 

— 

7 

1 

1 

2 | 

o 

Bremser und Wagen Wärter . 

Bahnmeister und Bahnunterhaltungs- 

4 

9 

3 

9 

5 

13 

10 i 

1 

22 

arbeiter . 

5 

4 

3 

4 

3 | 

8 

3 i 

8 

Bahn- und Schrankenwärter . j 

Nachtwächter, Güterbodenarbeiter, Ge¬ 

1 

1 

i 

1 

2 ‘ 

1 ! 

i 



päckträger . 

Schuppenfeuerleute, Lokomotiv- und 

1 

2 

2 

1 

— 


i - ! 

I 1 

— 

Wagenreiniger . 

| _ 

— 

— 

— 

— 

2 j 


— 

Sonstige Betriebsarbeiter. 

Es kommen auf: 

1 __ 

— 

— 

1 

2 

! 5 

5 

t i 

3 

I 

1 000 Bedienstete. 

1,01 

1,83 

0,72 

3,20 

0,91 

2,73 

1,62 

3,40 

1000000 Zugkm.1 

1,91 

3,47 

1,20 

5,31 

1,75 

5,25 

3,42 

7,is 

10000000 Wagenachskm. 

Fremde Personen: 

0,51 

0,92 

0,26 

1,13' 

| 

0,39 

1 1,17 

0,82 

! 1,71 

bei Betriebsunfällen. 

, Übertretung der Bahnpolizei- ! 

13 

io 

9 . 

9 

! 3 

30 

i 

! 8 

i 

1 

gesetze. 

6 

6 i 

8 

18 j 

! 17 : 

16 

1 20 

1 17 

beim Verladen und Entladen der Güter 

3 


2 

12 

2 

13 

! 1 

! 3 

bei sonstigen Anlassen . 

1 

— 1 

7 

1 4 ! 

; i2 i 

9 

2 

1 3 

1 

zusammen . 

Gesamtzahl der beim Eisenbahnbetrieb 

1 

23 

' , 

15 | 

1 26 

43 ' 

j 34 

! i 

68 

i 

! 31 

1 30 

getöteten und verletzten Personen 
außerdem durch Selbstmord und bei ! 

j 36 i 

47 

l 

79 

225 ^ 

68 

170 

1 88 

t 

5 

1 162 

Selbstmordversuchen . 

i 

1 3 ! 
: ! 

- i 
i 

— 

1 

i 1 ! 

| 

i 

1 
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DU; Uujsaxwh'eii .Ei*el>i?aiinea in den fteeTiimngej'dtfpn 1911—IE 1 HHS 


Personenverkehr, 


tiO ßituteiiverk^tir . r ? 0 
n 'Wmt&4lf er kehr mit 
fr&jßfofii Bati um w : 
| Dg rcbtga hgs*v er k*> t< r \* 

Zahl 4ßr gefahrmreu l'er- 
anncnkir* 

davon koimuen auf: 

1. £]»aso . »/,, 




i 26299 S&H 




einem Re] 
rüekgtde#* 
in l. Kkj^e 


überhaupt 


l D;m«Mvr Mijititr »ior ^ntriUi : HOC IVisanon tü ,11 Khi.‘>,r,. IVisom*u 

in % Kiassy* i5w6ft> l v cr*QiH‘n in £ -lvJ:i.v*i\. /u.~ammiMs f.W 325 fVrsoona mir. 
J8 208 *74 j Vtsoimi km 


Zahl der ben.»rde.rtüii 

n? i % ; 

»916 

1910 

' 

Mi l ? ; 

1 '.' t H 

Reisenden; 

i. Klasse h i 



■ 



36tilü . 

18352 

23599 

b§(>76 

■24 696 


,• -qm-c a 


i,« 1 

14? ..V 

0,9h 

ä. KJas«e '■-v.•-•■.! 

295 937 

249772 ' »28 42S 

125023 

.^3 m 

. —" u /o 1 

7,o? 

7,M 

• 8,97 ! 

7;9Ü 

7 

,8; KUsse • . * 

8 872095 

3181960! 137888». 

I 429.966 

2445 m 

••- °/o: 

92,53 

92,28 

iliSp 

90,M 

9!,-:. 

ÄjjBrirnen . . . . 

4 184 651 

3 450084 

153ÖÖ1Ö 

1 57S66S 

‘) 2 683 602 

Hiervon; wurden itiun 
halben ^ewöbo liehen Fahr- ! 






preis (jilJk&r,.,El».»!)“. 1 ; 


•>. >,# Jo ;• ■'•*.•■ v". •/•%) 


.ii.;.• ; . • , .-. 

niehi fr^ie bewilligt ; 

wo rde f jä^huier, ;p iqd: jvtoder 1 

l;^;';,v .;,• , if • l. ‘ ■ ,1 

i»;'\ x^i!' • .' * \ 

^'•;sV,'-Vv ,v *. 




von i bis 3 p Jahren): 

i. |wföj& • • i • I 

5 859 

2084 

i .- .• 

m 

-■ 14Ü60 
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457 


41 78? 

42163 

13203 

5 99M 

s- - . 

45045» 

m m \ mm 

{J3Ö23 

um 

zösamoifm . 

m m 
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i 163438 

12Ö790 
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- 
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10,öS 
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iA.; ^-Ä ^X^v^vi 




1 •' ." ■' '• 

' •• . ; 

• 
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74,01 70,oi- 

- 82.H 
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Auf 1 km durchschnittlicher 
Betriebslänge kamen: 

Personen. 

Personenkm. 

Jede Personenwagenachse 
war durchschnittlich be¬ 
setzt mit Personen 1 ) . . . 

Von 100 Plätzen der Personen¬ 
wagen waren durchschnitt¬ 
lich besetzt 1 ). 

Gepäck . t 

tkm 

Im Durchschnitt wurde I t 
Gepäck befördert km 

Auflkmdurchschn.Betriebs- 
länge kam Gepäck . t 
tkm 

Jeder Gepäckwagen d. Per¬ 
sonenzüge war durch¬ 
schnittlich beladen mit 
Gepäck.kg 

Zahl der beförderten Hunde . 
Die Hunde wurden beför¬ 
dert auf zusammen km 


Beförderte Gewichtsinengen: 


Eilgut. 

t 

= % 

Frachtgut. 

. t 

= % 

zusammen 

. t 

= % 

Dienstgut. 

t 

= % 

Militärgut. 

t 

= % 


insgesamt . . t 
Davon: 

im Binnenverkehr . . . % 
„ Wechselverkehr mit 
fremden Bahnen . . „ 

„ Durchgangsverkehr „ 


1914 

1915 

1916 

1917 

1918 

1983 

1566 

600 1 

602 

1034 

143 698 

129435 

64 939 

48 313 

89 213 

5,47 

4,65 

1 

2,88 

2,oi 

3,51 

35,39 

28,86 

17,8- 

12,4- 

21,78 

8999 

6 672 

7 439 , 

6448 

9 763 

1297 160 

1205551 

1514074 1 

| 

1485170 

2237 900 

144,14 

180,68 

! 

204,00 

230,33 

229u» 

4,25 

3,02 

2,94 t 

2,77 

3,96 

615 

546 

599 

639 

912 

j 345 

432 

624 

560 

656 

| 4 514 

3680 

220 

17 

408 

j| 216 672 

224485 

13 420 ■ 

1037 

24 888 

Güterverkehr. 




j 11215 

10 917 

21 191 

17297 

! 24 89-1 

0,44 

0,53 

0,75 

0,50 

0,S5 

2 132 716 

1308 564 

1340936 

1612908 

1 373 106 

| 84,08 

64,71 

47,81 

46,70 

46,93 

I 2143 981 

1819481 

1 362127 

1630205 

1397 999 

* 84,63 

65,34 

48,06 

47,20 

47,7B 

I 392518 

338 183 

614295 

738804 

798617 

15,48 

16,72 

21,68 

21,36 

27,30 

— 

864 814 

857 453 

1066151 

729143 

— 

18,04 

30,36 

31,44 

24*2 

2 536 449 

1 

2 022 478 

2833875 

3454660 

2925 759 

1 

i ~ 

I 

91,87 

98,46 

1 

|; 92,36 

i 

88^s 

il 

j! 

8,13 

0,03 

1 

1 1,46 

1.98 

1 “ 

— 

1,53 

I 6,18 

9,44 


l ) Hier sind nur die gegen Zahlung von Fahrgeld beförderten Personen ge¬ 
zählt worden. Die wirkliche Ausnutzung der Personenwagen war bedeutend 
stärker, weil viele Reisende während des Krieges unentgeltlich befördert wurden. 


Digitized by 


Go igle 


Original from 

UNIVERSETY OF MICHIGAN 












Die bulgarischen Eisenbahnen in den Rechnungsjahren 1914—18. 1197 


Gefahrene Tonnenkilometer: 
Eilgut. 

1914 

1916 

1916 

1917 

1918 

2287144 

2463896 

6 210209 

5106949 

929656) 

= % 

0,64 

0,68 

0,82 

0,61 

1,13 

Frachtgut. 

296258537 

279306 630 

417 166906 

644 348 760 

456 928614 

= % 

82,64 

66,4« 

56,8« 

64,10 

65,83 

zusammen. 

297 546 681 

281 760526 

423 366115 

649464709 

466 225174 

= % 

83,28 

66,04 

56,18 

64,61 

66,96 

Dienstgut . 

69 786 274 

60472643 

143284 767 

182066 826 

198829524 

= % 

16,72 

14,17 

19,02 

18,09 

24,30 

Militftrgnt. 

— 

84 438 945 

186860284 

274 704601 

1 163 343 992 

= % i 

— 

19,79 

24,80 

27,90 

18,74 

insgesamt. 

Im Durchschnitt wurde be¬ 
fördert: 

357 281966 

426672014 

763 511 166 

| 

i 

1006226036 

818398 690 

1 t Eilgut.km 

208,93 

224,78 

293,06 

295,19 

373,46 

1 „ Frachtgut.* 

188,44 

211,83 

311,09 

337,49 

332,77 

1 „ Eil- oder Frachtgut „ 

Auf 1 km durchschnittlicher 
Betriebslänge kamen: 
an Gewichtsmengen: 

138,78 

213,54 

310,81 

337,04 

333,49 

Eil- und Frachtgut . . t 

1016 

699 

534 

634 

538 

Dienstgut....... „ 

186 

163 

241 

287 

308 

Militärgut .„ 

— 

166 

336 

422 1 

1 281 

zusammen . . . w 

an Tonnenkilometern: 

1202 

917 

1111 

i 1343 

} 1 127 

Eil- und Frachtgut .... 

141017 

127 966 

166091 

213795 

179 73*2 

Dienstgut. 

28 330 

27 462 

66212 | 

70 848 

76 649 

Militärgut. 

— 

38846 

73 307 

106888 

59114 

zusammen. 

Jede Güterwagenachse war 

169 347 

1 

193 764 

295610 

391626 

315 495 

durchschn. beladen mit t 
Die Nutzlast betrug vom 
Ladegewicht der Güter¬ 

3,20 

3,17 

! 

1 

2,40 

3,46 

3.oi 

i 

i 

I 

wagen .o/ 0 

An wichtigeren Güterarten ! 
wurden befördert: 

47,16 

46,48 

34,43 

49.64 

i 

j 43,18 

lebende Tiere . . . . t 
Kohlen, Koks und Preß¬ 

12069 

i 

14 069 

10 683 

13 379 

26 115 

kohlen .„ 

311442 

216 517 

251395 

| 392683 

320 480 

Brennholz.„ 

Mauersteine, Ziegel- u. 

167 679 

i 141447 

i 

59 478 

119260 

157 127 

Tonwaren.„ 

Zuckerrüben, Rüben¬ 

248 538 

145 607 

24 366 

28 343 

24 439 

schnitzel .„ 
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1914 1915 1916 1917 , 1918 


Bauholz, Zement und 

— 

| 

1 

1 


hydraulischer Kalk t 

148 456 

91310 

40 472 

57 155 J 

81 907 

Salz, Erdöl. . 

67 874 

41882 1 

46252 | 

124 526 

57 333 

Getreide (Weizen, Ger- | 

i 



i 


ste, Hafer, Roggen, j 






Mais, Hirse) . . . . „ 

465712 

179 811 | 

176233 

200871 

69 194 

Mehl und sonstige 


i 




Müllereierzeugnisse, 


1 




Stroh, Heu . . . . r 

123194 

95142 

117145 

39 065 

17 62* 

Eisen, Eiscnwaren, Ma- 






schinen.„ | 

74 050 

19082 | 

54 750 

78282 

170477 

Wein, Bier, Alkohol und 


i 




alkohol. Getränke .. „ 

44 491 

36692 i 

21 178 

31 175 

09 

U 

Zucker, Bücher und ! 






Papier.„ i 

! 30 951 

36085 

31554 

26359 

22844 

Gemüse und Früchte . 

! 26707 

17 465 

23 917 

34 078 

1 166tf 

Rohtabak.. 

9648 

8814 

22855 

40319 

325K 

Eier .„ 

^ 25443 

10310 

6 836 

7 649 

856 


Einnahmen. 




Personenverkehr .... Fr. 

14 234 214 

I 12187412 

7403512 

8912243 

22285064 

Gepäckverkehr 

834003 

1076694 i 

1490533 

2400 337 

! 3 554900 

zusammen Personen- 





1 

Gepäckverkehr . . „ 

16068 217 

13264106 

8894045 

11312580 

1 25839970 

- % 

43,47 

39,69 

16,67 

16,(0 

j 33,56 

Eilgutverkehr.Fr. 1 

537 616 

642909 

1632349 

1473 776 

! 3 540263 

Frachtgutverkehr . . . . „ 

19053 885 

19 515 848 | 

42828550 

55798006 

47 620513 

zusammen Güterver¬ 


i 




kehr .„ 

, 19591000 

20158267 

44460899 

67 266 784 

51 10)776 

= °/o 1 

56,53 

; 60,31 

83,33 

! 88,(0 

1 1 

66,44 

zusammen Verkehrs¬ 

* 

i 


\ 


einnahmen . . . .Fr. 

1 34 659 217 

33 422363 

53 854 944 

| 

68 579 364 

' 77 000 746 

:=% der GeSamtein- 

;! 





nahme . 

li 99,40 

| 99,38 

99,69 

1 99,75 

99.so 

Sonstige Einnahmen . . . Fr. 

' 209914 

208 574 

1 

165 432 

i 173 315 

156 2-fc» 

Gesamteinnahme . . . . „ 

I: 34 869131 

33 630 937 

53 520 376 

68 752 679 

77 156989 

Auf 1 km durchschnittlicher 

I 1 





Betriebslänge sind auf¬ 


1 




gekommen: 

1 





aus dem: 

;l 





Personenverkehr . Fr. 

6 750 

| 5 534 

2 904 

3 467 

1 8 591 

Gepäckverkehr . . 

395 

489 

585 

934 

1 37c 

zusammen aus dem 

l 





Personen- u. Ge¬ 


i 




päckverkehr . . „ 

7 145 

| 6 023 

1 3 489 

4 401 

9 961 
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Die bulgarischen Eisenbahnen in den Rechnungsjahren 1911—18. 1199 


Auf 1 km durchschnittlicher 
Betriebslänge sind auf- 

1914 

1915 

1916 

1917 

19 18 

genommen: 

aus dem Eilgutverkehr Fr. 

254 

292 

640 

573 

1365 

„ „ Frachtgutver¬ 
kehr .* 

9 034 

8 863 

16 802 

21 709 

18 358 

zusammen aus dem 
Güterverkehr . . „ 

9288 

9 155 

17 442 

22282 

19 723 

überhaupt.„ 

! 16 582 

15 272 

20 996 

26 750 

29 744 

Es brachte ira Durchschnitt 
ein: 

1 Person . .Fr. 

3,40 

3,53 

4,84 

5,66 

8,30 

1 t Gepäck.. 

92,68 

160,70 

200,86 

372,26 

364,12 

1 „ Eilgut., 

47,94 

58,89 

77 <03 

85,20 

142,17 

1 „ Frachtgut.. 

8,93 

14,91 

\ 31,94 

34^9 

34,68 

l „ Eil- oder Frachtgut r 

9,14 

15,27 

! 32^4 

35,12 

36,59 

1 Personenkm.cts. 

4,70 

4,27 

5,28 

7,05 

9,63 

1 tkm Gepäck . . . . „ 

' 64,23 

89,30 

98,43 

161,61 

158,85 

1 ff Eilgut.„ 

23,51 

26,19 

26,28 

28,86 

38,09 

1 „ Frachtgut . . . » 

6,45 

6,92 

10,26 

10,26 

10,42 

1 » Eil-od. Frachtgut „ 

6,58 

7,15 

10,50 

10,42 

10,97 

1 Person.-Wagenchskm „ 

25,70 

19,86 

! • 15,21 

14,17 

33,80 

1 Güterwagen- „ . n 

18,05 

22,67 

24,12 

36,05 

33,02 

1 Wagenachakm über¬ 
haupt .„ 

18,66 

15,44 

13,79 

18.04 

20,98 

1 Lokomotiv-Nutzkm.. Fr. 

5,33 

4,49 

4,01 

5,26 

6,04 


Ausgaben. 

Die ordentlichen Ausgaben j I 

betrugen: 


für die allgemeine Ver 


waltung. 

für die Bahnunterhal¬ 
tung und Bahnbe- 

Fr. ! 


1812817 

2 794 167 

2497 971 

3 710 582 

wachung . 

für den Stations- und 

n j 

— 

5 563 753 

5 473 099 

6 736 951 

9154 586 

Abfertigungsdienst 

- 1 

; — 

> 4294104 

5023222 

6586 604 

7 461 828 

für den Zugdienst . . 


— 

12747 285 

15 906 760 

22627 306 

24934008 

zusammen.„ 

Dazu außerordentliche Aus¬ 
gaben aus Anlaß des 

| 22 393 004 

i ! 

24 417 959 

29 197 238 

38448 832 

45 261004 

Krieges. 

Fr. 

1 

1 432411 

10 670 971 

15 685 848 

26 160081 

Mithin Gesamtausgabe . . 

•? 

22 393 004 

25 860370 

39868209 

54 134680 

' 71 421685 


auf 1 km durchschnitt- 


licher Betriebslänge „ 

10617 

11739 

15 640 

21 064 1 

27 533 

„ 1 Lokomotivnutzkm 

3,41 1 

3.45 

2,99 

4,u 

5,5«» 

„ 1 Wagenachskm . . cts. 

„ 100 Fr. der Einnah¬ 

12,05 

11,87 

10,27 

14,20 

19,42 

men (Betriebszahl) . „ 

64.22 

76,86 

74,49 ; 

78,74 

92,56 
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1918 




34 019 »37 

47 115 541 

2Sl38®i 

54 

53 

'% .72 
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Die Eisenbahnen Japans 1914/15—1918/19 1 ). 


I. Staateeisenbahnen 

(einschließlich der vom Staat verwalteten Privatbahnen). 



1914/15 

1915/16 

1916/17 

1917/18 

1918/19 

Bahnlänge . . engl. Meil. 3 ) 

5686,26 

5 756,76 

5 856,<>o 

5 999,52 

0 931,71 

davon: 






eingleisig . • „ „ 

4 944,67 

5000,66 

5 094,18 

5 206,35 

5 269,17 

zweigleisig . „ „ 

720,06 

734,52 

741,04 

771,59 

780,12 

dreigleisig. . „ * 

1,07 

1,07 ' 

1,07 

1,07 

— 

viergleisig. . „ 

16,29 

16,54 

16,31 

16,34 

19,48 

sechsgleisig . „ 

3,77 

3,77 

3,77 

3,77 

1,33 

siebengleiaig „ 

— 

— 

— 

— 

1,30 

Betriebslänge im Jahres¬ 
durchschnitt: 


| 

1 

1 


für Personen¬ 
verkehr . . . engl. Meil. 

i 

! 6 629,5 

5 670,i 

i 

5 747,1 

1 

5 855,4 

5 965,o 

für Güterver- ! 

kehr . . . . „ 

5 581,9 

5 725,9 

5 805,9 

5 916,8 

6037,0 

Zahl der Stationen .... 

1604 

1630 

1 668 

1 712 

1738 

„ „ Bediensteten . . 

114964 

112 102 

115 282 

125888 

139043 

MonatLDarchschnitts- 
einkommen . . . .Y r en 3 ) 

2206 463 

2191803 

2253 732 

2677 181 

3 306778 

dgl. eines Bediensteten „ 

19,19 

i _ 

19,65 

_ 

19,55 

_ 

21, *7 

23,78 


I I 

Anlagekapital . . . „ |' 1 006 923 089 ! 1 0Ö0386964 j 1 108060237 1 189913734 1 277505543 

auf 1 engl. Meile Bahn- | 

länge.„ j ( 176 979 182 391 189 131 198 269 184 295 


J ) Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1914 S. 675 ff. Die vorliegenden An¬ 
gaben sind der englischen Ausgabe amtlicher Veröffentlichungen der japanischen 
Staatseisenbahn Verwaltung entnommen worden, und zwar: 

die Angaben über die Staatseisenbahnen der Übersicht Summary Statistics 
of the Governement Railways of Japan for the year ending March 31 st. 1919, 

die Angaben über die Privateisenbahnen dem Bericht Annual Report for 
the year ending March 31 st. 1918. 

2 ) 1 engl. Meile = 1,60 km. 

1 Yen 2,0924 <M> 
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ü mm&fä Japate 1011/15—1918/19. 
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; • 
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1 
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Gesamtergebnis der Per¬ 
sonen-, Post- usw. 

1914/15 

1916/16 

1916/17 

1917/18 

1918/19 






Wagen.Yen 

54 671971 

67282 841 

64773111 

84725517 

119899610 

auf 1 Meile Betriebslftnge „ 

9 887 

10108 

11271 

14 470 

17 297 

, 1 Zugmeile.„ 'J 

1,86 

1 87 

2 08 

2,46 

3,34 

Güterverkehr. 






Beförderte Gütertonnen . . . 

35 272875 

35800 664 

42 100 734 

48 753 041 

68 313 720 

auf 1 Kopf der Bevölkerung 

0,66 

0,66 

0,76 

0,87 

0,93 

Tonnenmellen. 

2982 798 48L 

3 309518677 

4179134660 

5033 344 425 

5608661056 

auf 1 Meile Betriebslänge . 

584 870 

677 991 

719808 

850 687 

809136 

„ 1 Güterzugmeile . . . 

106,7 

116.5 

! 128,0 

142,6 

164,0 

„ 1 Güterwagenmeile . . 

„ l Meile eines beladenen 

4,2 

4,3 

| 4,6 

6,1 

6,4 

Güterwagens. 

5,5 

5,6 

5,9 

6,5 

6,8 » 

„ 1 Gütertonne. 

Einnahme aus dem Gü- 

84,6 

92,4 

! 99,8 

i 

103,2 

105,2 

terverkehr . . . .Yen 

51899 220 

56 666369 

69331616 

87 722527 

108 835 251 

auf 1 Meile Betriebslftnge „ 

9208 

9896 

11942 

14 826 

15 701 

„ 1 Tonnenmeile. . . . „ 
Gesamterträgnis der Güter- 

0,0172 

0,0171 

0.0166 

0,0174 

0,0194 

wagen.. 1 

51750 496 

57043 485 

69 861 847 

88 439 480 

109 744 431 

auf 1 Meile Betriebslänge * 

9271 

9 962 

12033 

14 947 

15 832 

„ 1 Zugmeile., ! 

1 8» 

1,99 

2,14 

2,51 

3,oi 

Gesamteinnahme. 






Oberhaupt.Yen j 

112169616 

120 212 355 

141255 333 

183 525 143 

243 647 295 

auf 1 Meile Betriebslänge „ 

20064 

20 982 

24 312 

30 982 

36134 

„ 1 Zugmeile.„ 

aus dem: 

1,96 

2,03 

2,19 

2,63 

3,85 

Personenverkehr . . . % 

48.74 

47,65 

45,86 

46,17 

49,23 

Güterverkehr.„ 

46,14 

47,45 

49,46 

48,19 

45,06 

Gesamtausgabe. 






Oberhaupt.Yen 

1 57178286 

55601 684 

61 163 543 

84 370026 

144 101 685 

auf 1 Meile Betriebslänge „ ! 

10238 

9 705 

10627 1 

14243 

20788 

1 Zugmeile. 

„ 100 Yen der Gesamt¬ 
einnahme (Betriebs- ! 

1 1,00 

0,94 

0,95 

1,21 

1,99 

zahl).„ 

i 

60,97 

46,25 

43,30 

45,97 

59,17 

Betriebsüberschuß. 

1 

j 





Oberhaupt.Yen ; 

auf 1 Meile Betriebslftnge „ 

54 991 330 

64610671 

80091790 

99155117 

99 445 610 

' 9846 

11277 

13 785 

16 739 

14 316 

• 1 Zugmeile.„ 

, 100 Yen des Anlage¬ 

0,95 

1,09 

1.24 

1,42 

1,37 

kapitals .- 

I 

5,5 

1 

6,2 ! 

1 

7.2 

8,3 

7,8 
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Die Eisenbahnen Japans 1914/15—1918/19. 


Digitized by 


Die Staatsbahnen liegen auf den zusammen 129 247 Quadratmeilen 
großen Inseln Hondo, Shikoku, Kyushu und Hokkaido mit (1919; 
57 070 036 Einwohnern. Somit kamen 1919 auf 1 Eisenbahnmeile 
18,« Quadratmeilen Landfläche und auf je 100 000 Einwohner 12,i Meilen 
Eisenbahnen gegen 22,7 und 10,o Ende März 1915. Seit 1915 ist das 
Staatsbahnnetz um 1245 ,45 Meilen (21 ,d %) erweitert worden. Im Bau 
waren Ende März 1918 noch 421,70, außerdem zum Bau genehmigt 1281,r. 
Meilen. Von den im Betriebe befindlichen Eisenbahnen waren (1918) 
191,oo Meilen Kleinbahnen (light railways). 

An Bediensteten waren 1917/18 beschäftigt: 


II 

ll 

i- 

1 

1 

Zahl 

1 

= % 

1 

mit einem monatlichen 
Durchschnittseinkommen 
auf den Kopf von 

Yen 

Höhere Beamte. 

19 | 

— 

1 831,15 

i 

ii 

441 , 

— 

I 166,55 


460 | 

0,57 

166,66 

1 

Beamte. ; 

2318 

— 

62,37 

1 

4809 

— 

44,78 

! 

7 127 

5,66 

47,25 

Vorarbeiter. ! 

1061 1 

0,83 

1 40,54 

Arbeiter., 

34 978 

— 

21,25 

'1 

82 272 

— 

17 , 9 ; 

j 

117250 

93,14 

18,95 

zusammen. 

125 888 j 

100 ,00 

21,27 

auf 1 Meile durchschnittlicher Be- 




triebslänge. 1 

21,25 

— 


darunter Frauen., 

! 

0.79 

3,73 

i 

i 


Der Lokomotivbestand Ende März 1918 umfaßte 1205 Tenderloko¬ 
motiven, 1603 Lokomotiven mit besonderem Tender und 12 elektrische 
Lokomotiven. Als Personenwagen sind auch die Gepäck- und Post¬ 
wagen gezählt. Die Ende März 1918 vorhandenen Personenwagen ent* 
hielten Sitzplätze: 10 309 erster, 44 007 zweiter und 245 756 dritter Klasse, 
einschließlich 1475 Schlafwagenplätze erster und 1420 Schlafwagenplätze 
zweiter Klasse. Der Güterwagenpark bestand Ende März 1918 
22132 bedeckten, 17 530 offenen, 0006 Kohlen- und 932 Bahndienst- und 
Arbeitswagen. 

Zu den Leistungen der Personenzüge und der Personenwagen rech¬ 
nen auch die Leistungen der Triebwagen, wobei 10 Triebwagenmeilen 
= 1 Zugmeile und 1 Triebwagenmeile — 1 % Personenwagenmeilen ange- 
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nominen werden. 1917/18 kamen auf den Tag 101219 Zugmeilen und 
auf 1 Meile der mittleren Betriebslänge durchschnittlich auf 1 Tag 
32,3 Züge. 

Von dem Anlagekapital Ende März 1918 waren 751,3 Millionen Yen 
durch Anleihen, 73,1 Millionen Yen durch Aufnahme schwebender Schul¬ 
den aufgebracht An übernommenen Verbindlichkeiten verstaatlichter 
Privatbahnen waren darin 13,7 Millionen Yen enthalten. 

Die Einzelheiten des Personenverkehrs 1917/18 ergibt die 
nachstehende Übersicht: 



i 

i 

j Personenzahl 

| 

Personenmeilen 

Fahrgeldeinnahme (Yen) 

im ganzen 

| 

1 auf 1 
|Per8on 

i 

im ganzen 

i 

auf 1 
Person 

auf 1 

Personen¬ 

meile 

1. Klasse . . 

i 

419 429 

46093638 

i i 

109,9 | 

1 145682 , 

1 

2,78 

0,0249 

o/ ! 

>0 

0,17 


1 

1,54 



i 

v ; 

r* * * i 

11791886 

665 370866 

56,4 

11543 066 

0,98 

0,0173 

°/o 

4,81 

i 

i 

15,57 



3. 

283 023 165 

1 4804081826 

20,6 

61 470 788 

0,26 

0,0128 

% 

95,02 

i j 

i 

82,89 



zusammen . . 

245234480 1 

5515 546330 

22,6 

' 74 159526 | 

0,30 

0,0134 


auf 1 Tag . 


671875 


Für den Güterverkehr wurden 1917/18 im Durchschnitt täglich 
16,3 Züge gefahren. Jeder Güterzug hatte durchschnittlich 28,o Wagen. 
Sämtliche Güterwagen legten 988 281133 Meilen zurück, davon leer 
217 185 622 = 22 %. Als Tagesleistung kommen auf 1 Güterwagen 
57 Meilen. 




Tonnenmeilen i 

Frachteinnahme (Yen) 


Gewicht 

i 






im ganzen 

i 

auf 

I 

im ganzen | 

auf 

auf 

. 

tons 

! 

1 ton 

1 ton j 

t Tonnen- 
meile 

Eil- u. Expreßgut 

1 

40838 

11347 017 

ii 

277,9 1 947 462 

23,20 

0 , 083 .'» 

°/o i 

0,09 1 



1,08 



Stückgut .... 

4 653 203 

500 929 877 

108,9 

17 514 758 

3,76 

0.0316 

% 

9,54 


1 

l 1 

19,97 



Wagenladungs¬ 




■ 

r 

i 


güter . 

44 059 000 

4515066 931 

I 102,5 i 

69 260 317 

1,57 

■ 0,0153 

% 

90,37 j 

! • l 

' 6033 344 425 

1 

78,95 



zusammen . . . 

48 753041 

103,2 

87 722527 

1,80 

0,0174 

auf 1 Tag . . . 

133 570 
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I >10 Eisenbahnen Japans 1911/15—1018/19. 


Die nachstehende Übersieht ergibt das Gewicht und das Erträgnis der 
wichtigsten Wagenladnngsgüter: 


i 

tons 

Yen 


tons 

Yen 

Kohlen. 1 

17 877 967 

17 013 546 

Erdöl. 

355817 

1117 563 

Nutzholz. 

4 066 418 

7 709321 

Fische, frische . . 

352475 

1986849 

Reis. 

1869 326 

3 821 548 

Baumwollen- 



Erze. 

1058520 

1942596 

erzeugnisse . . 

291066 

1242111 

Holzkohlen 

833 457 

1939447 

Fische, gesalzene 



Weizen 

787069 

1141263 

od. getrocknet 

289628 

1 247 304 

Steine. 

689499 

823233 

Kalk. 

281430 

349671 

Bohnenschalea . 

679 837 

1399064 

Papier. 

263 358 

698189 

Düngemittel . . . j 

678017 

1509525 

Baumwollgarn . . 

247 957 

603833 

Eisen und Stahl . 

632964 

1579079 

Sojabohnen . . . 

242432 

716346 

Mauersteine . . . 

• 447 436 

593 662 

Baumwolle. . . . 

241931 

450148 

Früchte. J 

436204 

844 942 

Zucker. 

214 715 

534981 

Salz. 

408 984 

699225 

Seidenkoken. . . 

213 255 

i 1034 566 


Von den Betriebsausgaben 1917/18 entfielen auf 


allgemeine Verwaltung . . 

1716600 Yen 

( 2,03 %>, 

Bahnunterhaltung. 

. 16324 701 „ 

<19,35 „ ), 

Betriebsdienst . .. 

. . 28984988 „ 

(34,36 „ ), 

Verkehrsdienst. 

. 21622 347 „ 

(25,51 „ 

Unterhaltung der Fahrzeuge 

. . 10680 394 * 

(12,66 , ), 

sonstige Ausgaben. 

. . 5 140996 * 

( 6,09 „ ), 

zusammen . . 

. . 84 370026 Yen 

(100,oo „ ). 


II. Privateisenbahnen 

(einschließlich der Staatsbahnstrecken unter Privatverwaltung). 





1913/14 

1 

1914/15 

1915/16 

1916/17 

1917 IS 

Bahnlänge. 

engl. 

Meil. 

! 1120,78 

I 

, 1 444,45 i 

1 743,57 J 

1 833,53 

1 834. y> 

Betriebslänge. 


79 

( 845,0 

i 1 194,0 | 

1522,0 j 

1686,6 

1 753,9 

Baukosten. 

Mill. 

Yen 

65,6 

85,8 

106,7 ! 

103,0 

110,1 

Anlagekapital. 

*9 


1 85,1 

98,9 

116,7 1 

122,3 

166,4 

Zahl der Bediensteten . 



8 835 

11 400 

12495 ! 

12 893 

13946 

deren monatliches Durch- 


i 


t 

j 



schnittseinkomme 

n . . 

Yen 

j 133103 

168 514 

184 048 ! 

193 593 

226583 

auf 1 Bediensteten . 



! 15,07 

14,78 

14,73 | 

15,02 

16,25 

Lokomotiven. 



265 

351 

428 | 

467 

464 

Personenwagen . . 



916 

1 355 

1511 | 

1 581 

1596 

Güterwagen. 



3 285 

3 953 

4 743 

4999 

; 5 340 
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«79 337 

1 399064 

| Papier. 

2C0JK ‘ 

ira ganzen.lOOO Von 

7 136 

8582 | 

9 836 

11915 

676017 

1509525 

1 Baumwollgarn. 

247957 r: 

Betriebsausgaben . . . . , 

3809 

4 777 

5408 

6204 

532964 

447 436 

1579079 

593662 

Sojabohnen 
Baumwolle. . 

2424sf 

241931 i 

211715 v 

213£' '• 

auf 100 Yen der Betriebs¬ 
einnahme (Betriebszahl). . „ 

,53,4 

55,7 

55,0 

52,1 

436 204 

844942 

Zucker. 

Betriebsüberschuß. . . .1000 Yen 

3 327 

3805 

4 428 

5 711 

5,5 

406 964 

699225 

Seidenkoken. 

auf 100 Yen der Baukosten „ 

6,o 

6,o i 

4,2 1 

i 


Crio^a^gaben 1917 IS entfiele» auf 

. 

..*984«« . *•' 

, "' li, ' n,, .a,522341 . '*»•' 

,|,r lairw 

v \nsraben • • • • • —- 

^37ÖSY e " m " 

zusammen • • tfa 


s, 1 —.-JS! 


,015/1« l»* 1. 


111. Trambahnen 


Zahl der Bahnen . . . 

. 

126 

129 

136 

139 

Bahnlänge. 

engl. Meii. 

1 138,39 

1 195,60 

1255,03 

1 277,23 

Baukosten . 

. Mill. Yep 

208,2 

223,1 

228,4 

231,1 

Anlagekapital. 

• n ?» 

258,2 

281,7 

274,5 

307,9 

Beförderte Personen. . 

.Millionen: 

576,2 

702,1 i 

638,5 

| 695,6 

» Güter . . . 

. 1000 tons 

i 

1 188 

1 365 1 

1 312 

1757 

Betriebseinnahmen . . 

. 1000 Yen | 

25 634 

26 646 | 

27 827 

! 

31999 

Betriebsausgaben . . . 

i 

n n 

14002 

13 150 | 

13 428 

15 333 

Betriebsüberschuß . . . 

• ■? - )j 

11 632 , 

13 496 

14 399 

16 666 


] 


12 


2 


3 

8 

C 

4C 


H 
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Kleine Mitteilungen. 


Das 75jährige Jubiläum des Vereins Deutscher EisenbahuVerwal¬ 
tungen wurde am 7. bis 9. September 1921 in Berlin festlich begangen. — 
Das deutsche Eisenbahnwesen steckte noch in den ersten Anfängen, als 
im Jahr 1846 die zehn größten Eisenbahnverwaltungen in Preußen sich 
zu einein Verein Zusammenschlüssen, der seit 1847 den Namen „Verein 
der Deutschen Eisenbahnverwaltungen“ führt. Bei der politischen und 
wirtschaftlichen Zerrissenheit des Gebiets des Deutschen Bundes be¬ 
stand die Gefahr, daß der Eisenbahnbau und -verkehr eine verschieden¬ 
artige Entwickelung nehmen und die Einheitlichkeit des Bahnnetzes be¬ 
einträchtigen würde. Im Jahr 1850 gehörten dem Verein schon 
44 deutsche Verwaltungen mit einer Betriebslänge von 5238 km «nd 
4 österreichische und ungarische Verwaltungen mit 1630 km Länge an. 
Der Verein entfaltete alsbald eine fruchtbare Tätigkeit, deren Erfolge 
den Lesern des Archivs bekannt sind. Es seien daher nur hervorgehoben 
die Schöpfung des Betriebsreglements, die die Grundlage für das inner¬ 
staatliche und internationale Verkehrsrecht bildeten. Frühzeitig wurden 
Abkommen getroffen, die die gegenseitige Wagenbenutzung regelten. Pie 
technischen Vereinbarungen wurden der ständig fortschreitenden Kieen- 
bahntechnik angepaßt. Zur Erleichterung des Rundreiseverkehrs wurden 
1884 die zusammenstellbaren Fahrscheinhefte ins Leben gerufen. Unter 
den weiteren Aufgaben, die sich der Verein stellte, sind zu nennen: die 
Schaffung einheitlicher Fahrpläne, die Einführung einer einheitlichen 
Eisenbahnzeit, die Einführung einer Eisenbahnstatistik und die Verein¬ 
fachung des Dienstverkehrs und Abrechnungswesens zwischen den Ver¬ 
einsverwaltungen. Die Fachwissenschaft wurde durch die Herausgabe von 
zwei Zeitschriften gefördert, der 1860 gegründeten „Zeitung des Vereins 
Deutscher Eisenbahnverwaltungen“ und des „Organs für die Fortschritte 
des Eisenbahnwesens“, sowie durch Preisausschreiben für hervorragende 
technische und schriftstellerische Leistungen. Als der Verein im Jahr 
1896 sein 50jähriges Bestehen feierte und aus diesem Anlaß eine umfang¬ 
reiche Geschichte seines Werdens und Wirkens herausgab 1 ), umfaßte sein 
Gebiet ein Netz von 81000 km. Es hatten eich ihm angeschlossen: fa6t 
sämtliche Eisenbahnen des Deutschen Reichs, Österreich-Ungarns, ferner 
4 niederländische, 1 luxemburgische und 3 belgische Verwaltungen, die 
rumänischen Staatsbahnen und die Warschau—Wiener Eisenbahn. Die Er¬ 
schütterungen des europäischen Kriegs 1914—18 haben zwar auf den 
Fortbestand des Vereins keinen Einfluß gehabt, aber seine Tätigkeit ge¬ 
lähmt und von seinem Gebiet große Stücke losgerissen. Von einer Höchet- 
länge von 111500 km im Jahr 1916 sank das Vereinsnetz auf 76 500 km 

*) Yjrl. Archiv für Ki.-ciibnhnwcscii 1896, S. 1017. 


Digitized by 


Gck igle 



Original from 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



‘e^b^'hVw^Äte „och iB de» ersten W; 

* zehn größten Eisenbahnverwaltungen 
Zusammenschlüssen, der seit l&b dm• 
-enbahnVerwaltungen“ führt. BetteJ 1 ^;. 
Zerrissenheit des Gebiets des Drafc*. 
r. daß der Eisenbahnbau und ^ 

lune nehmen und die Einheitlichkeit 
i Tri Im Jahr 1850 gehörten de* ^ 
rwaltungen mit einer ^ to Iii' 

> und ungarische p Tätigkeit.der«- 

faltete alsbald eine nc ^ nur hervor^ 

rchivs bekannt sind. ^ GruD dlageIär^ ; 

Betriebsreglement,, die tow 
tornationale Verkehrsrec th ’ benulztlJlg regelt« 

ffen, die die gegen *itigeJJJ fortschreitenden^ 

inbarungen wurde n Rondreiseverkefer> * 

paßt. Zur in , Leben . 

■nsteUbaren M *$ 

iraben. die sich der ' ^führung einer ei;, 

"Ä'S. 2*—“Si* 


r n /»Kirissen 


ermöglicht hatte, trotz der ungünstigen wirtschaftlichen Lage eine 1 
Dividende (3%) ihren Anteilseignern zu sichern. Die Gesellscl 
waren sich wohl darüber klar, daß es nicht möglich sein würde, 
nahmen und Ausgaben in Einklang zu bringen, — der tatsächliche 
lust betrug ja 1919 bereits 14 Yi Millionen Gulden, d. i. fast V 3 des A 
kapitals — sie traten daher bereits Anfang 1920 an den Staat hera 
wiesen darauf hin, daß für sie die Möglichkeit eintreten könne, die 
träge von 1890 über den Betrieb der Bahnen kündigen zu müssen. 
Staat zeigte jedoch wenig Neigung, den Betrieb der Bahnen seit 
übernehmen, und so kam es zu dem Vertragsentwurf, den die A: 
eigner in der außerordentlichen Hauptversammlung vom 11. Dezi 
1920 in Amsterdam genehmigten, und über den wir im Archiv 1921 
berichtet haben. Aus diesem Vertrag, der inzwischen die 
Stimmung des Parlaments gefunden hat, sei an dieser Stelle nur 
vorgehoben, daß das Kapital beider Gesellschaften mehr als verd< 
werden soll, daß der Staat die neuen Aktien übernimmt und dadur 
Lauf der Zeit die Mehrheit der Aktien bei jeder Gesellschaft bei 
wird, ohne daß an dem privaten Charakter der Gesellschaften sonst 
geändert wird; das Kündigungsrecht der Gesellschaften wird gleich 
aufgehoben. 

Im Jahr 1920, in dem also dieser Vertrag noch nicht galt, w’ 
keine neuen Linien in Betrieb genommen. HSM kaufte jedoch ( 
Strecken an, die sie bislang pachtweise betrieben hatte, nämlic 
sämtlichen Lii-ien der Königl. Niederl. Lokalbahn AG. (KXLS): 

1 1 « 1 ■ 1 « 1 TT 1 ■ <• TT • • TT 
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ist als der Paehtpreis und der Anteil an den Einnahmen, auf die die 
früheren Eigentümer der Linien Anspruch hatten, bedeutet der Ankauf 
für HSM und damit auch für SS eine geldliche Erleichterung und Er¬ 
sparnis. Der Kaufpreis für die 1917 erworbene Kleinbahn Egrnond aan 
Zee—Alkmar—Bergen aan Zee wurde 1920 abgerechnet, auch diese 
Strecke muß der Staat, wenn HSM verstaatlicht wird, übernehmen. 

Die Verträge der SS mit der Preuß. Staatsbahn über den Betrieb 
der Linien Emmerich-Grenze und Elten—Welle hatte SS zum 1. Januar 
1920 gekündigt, die Kündigung wurde jedoch zunächst im Benehmen 
beider Teile auf den 1. Mai verschoben. Da tatsächlich die beiden Strecken 
seit dem 1. August 1914 durch die Preuß. Staatsbahn auf eigene Rechnung 
betrieben werden, trat durch das Ablaufen der Verträge eine Änderung 
gegenüber den Kriegsjahren nicht ein. Im übrigen hat SS sich durch 
einen neuen Vertrag verpflichtet, ab 1. Mai 1920 den Zugdienst auf den 
beiden Strecken gegen Ersatz der Kosten zu übernehmen. Nach Abzug 
von 15,695 km für diese beiden Linien setzt sich das Netz der beiden 
Gesellschaften wie folgt zusammen: 

SS HSM zusammen 

Hauptbahnen . . 1 708,132 km 834,682 km 2 542,814 km 

Nebenbahnen . . 371,452 km 507,957 km 879,409 km 

Kleinbahn en . . 105,166 km 146,581 km 252,017 km 

insgesamt . . . 2 184,750 km 1489,490 km 3 674,240 km 

Die Gesamteinnahmen beider Gesellschaften stiegen von 
156 425 080,32 fl. (1919) auf 204 339 427,55 fl. (1920); das bedeutet eine Zu- 
nähme von 30,63%, während die Steigerung 1919 nur 24,27% betragen 
hatte. An den Einnahmen waren beteiligt der Personenverkehr mit 
90 777163,89 fl., der Güterverkehr mit 105 457 016,54 fl.: das Cbei*wiegen 
des Güterverkehrs ist nunmehr bestehen geblieben, es hat sich noch 
verstärkt. Gegen das vorige Jahr haben die Einnahmen aus dem Perso¬ 
nenverkehr um 22,80% (1919 um 19,34%), die aus dem Güterverkehr uni 
33,80% (1919 um 29,47%) zugenommen. Mit der Steigerung der Ein¬ 
nahmen hat diesmal die Zunahme der Betriebsausgaben nicht gleichen 
Schritt gehalten. Während die Betriebsausgaben 1919 stärker gewachsen 
waren als die Einnahmen (nämlich um 36,41% gegen 24,27%), stiegen die 
Ausgaben jetzt von 144 365 827,77 fl. (1919) auf 181 339 600,29 fl. (1920); 
das bedeutet eine Zunahme von nur 25,61%. Dementsprechend ermäßigte 
sich die Betriebsziffer von 92,290 % (1919) auf 88,744 % (1920). Die 
Hauptursachen für die Zunahme der Betriebsausgaben liegen in den 
Mehrausgaben für das Personal und die Kohlen. Für das Personal mußte 
95 854 000 fl. (gegen 76 502 000 fl. im Jahre 1919) gezahlt werden, das 
ist mehr als die Hälfte der gesamten Betriebsausgaben. Dabei ist zu 
beachten, das Ende 1920 48 712 Personen beschäftigt wurden, d. h. 4840 
oder 11,3% mehr als Ende 1919; diese Vermehrung ist in erster Linie 
auf die Verkürzung der Dienstzeiten zurückzuführen, die schätzungs¬ 
weise etwa 8000 Personen mehr erforderlich macht. Dabei haben die 
Leistungen an Zugkilometern die von früher noch lange nicht wieder 
erreicht (1913: 46 768 953 km, 1920 : 37 792 206 km). Für Kohlen mußten 
1920 32,6% mehr ausgegeben werden als 1919, obwohl die Lokomotiv¬ 
kilometer um nur 20,6% Zunahmen. 

Die Betriebsrechnung schließt nach den mitgeteilten Ziffern mit 
einem Überschuß von 22 999827,30 fl. gegen 12059 252,55 fl. für 1919 ab. 
Diese Summe wird jedoch vollkommen auf gezehrt durch Pacht für die 
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Buhnen. Zinsen. Abschreibungen usyr. An PAebt malilp gezahlt werden 
ä.*7S'S6?,ö$ "fl„ d j; v 4902ü-3li?)f5 ft. weniger ul* tM$k die Ahß.’Bioie erklärt 
särh xiui'C-lj. den Ankauf der früher gepiuditeten Liftiefj *liuv,h HÄM, jDie 
Zinsen ettegefa dagegen ihfiAge VergMÖefWig: des/ Äüldtffekhpitül* - und 
des erwähnten Kaufs um 1 rH>2AiM02 fl auf 15330 «33*16 fl. Au .Ahsrhrei- 
hitug iX*i % des Weptei der A;erl?j,Si. tun 

ihrer; AwsjiumH.ruhg wurden _ 5 iAA301M?Äft. mler I0f> iT'XA n. mehr 
ulfr IÖ19 angesetzi. Daau kommen w»cl» Und 

Ausgabe«. A> daß zuletzt ein Verlust von 2 393 179.78' fl Weiht, der zu 
Lasten . der < ;<•->'!I-> i»;tl*. gehl. ' und zwar imi djywnt *n tm-ren ent¬ 
sprechend ihres .Aktienkapitals von 18 Millionen tl. ÄS: ü.. i 

lOßSÜ&Ml !l timi HÄM. hm einem Kapitel ' von 2t l h WM - It: /||| 

nämlich L1AL51 L2f) {]., Äiuiinmji, die nü* der Rücklage cniiiomHiep werde« 
müsse«. Ile &oi einen Betrüg v.in ii»bTf«.*2l ff. hei sä 'und .1&3U.21 ft. bei 

Igwirjn fidipsl’r-ef* jlähj^nceh vei’fägbar 
>t>it .Oi^at ;B^fOtfeei£ £lS;\9). ohßp 
swim erMuonuite wieder reu fSTA, 

ei ijeeh iiervurgeSioheif. ilnl> SA eine neue öpro 

muh^ i^5lM|tl!ärtneii- 
ui^enötögtnti fjäl/dH die Butrnhe auuücbsl 
erden k«junfe. kujiutt« später für den Rest 
Die Riiüklrtge erfüfvr« «riti sidiön errühnt, 

tr/’k-.T fl. 

ItSSl hol>iue neOB öjtr«*eiiügt* 

ipröienlj^g rof^;^3lf|l. FfV F^ife; ».’• 

100%, aüsgcgebeu und ganz linfergebraehi, die atlgeBieibe Büdklagn be- 
(rügt nur nnrh ; :Aü oöt.öö fj 

Im imicieu Dienst wurden die Abteilungen für .Betrieb me! Matena) 
der beiden ileseUsdiaften aufgelöst und eine Abholung für Material 
und \Veikstätteiuk#so« »»d eine solche für den. Betrieb geseho/fen. die 
beide für das; gesaiftfe fielt AiwÄnlig, Wml. Ebienso stad die beiden 
Abteilungen tue Rnbuunierbnftung ruü.gidbäf worden und eine für de. 
Anlage, vmi Äiiiiurungen. Lr/;iuzu«ge«.-und Nenbaufi i. sowie eine »mim* 
für die ei gern liehe AüfknoHieehalunig des Betrieb? geschaffen... iL h. tm 
Bewachung tintl t'uierbatlungijÄrghübweseö;, l'elegraph. Läger und 'Werk- 
stätten für den. Oberbau, jede für das ganze Netz. Ähnlich ist der Vor- 
kebrsdioust geteilt: worden in eine Abteilung für den Personenverkehr 
und eine für den Güterverkehr /JHü; VprkehrslrtBpekHon Leeiwarden 
wruislo aufgelöst und ihre Linieh den Ämtern In Zvrolle und Groningen 
.unterstellt', .• ■ • j ; 

Phi atn !>. ,Juii 1919 cingcfiijuMc Aoniuterfiilirplan blieb mit den am 
111. Uktöbdic 1012 \n:vrgetK>iüli'ü.‘nen Kürzungen b>ß zinn 30. Jimi 192t) }n 
Krall fiic iuKvBi'.hcn •eiogHrcimien 1 cH*/,-cn.uiümi i«. der Kvlilenwi- 
sartgung machten As. jediiek möglich. in dbin lpfcmcf£afirplan votri i. .Tutli 
1320 ab workttiKÜeh lf»000 Zugkikmieter mehr ?w fahren. So könnte 
dl© Zahl der Srhneltzugvprbindungeb HnUa»id>iTraRlngeü über Amers^ 
foort'Zvs'olU« >’0t) 4 atif tl tdarunter 2 li-Zitgßj gebracht Werden, auch fiS t- 
die Verbindung liidland-Pricslmid über Kiikl».u.izeo-Al?voren könnten 
3 reine ..Schnei (ziige emgovirtitci werden. • Bje -.Zahl der vScbnellzngpar::-.- 
Hollotid-ltrenth.e über .Uiier?fodr* : ,\lmelo navji Hengefo. ^pscliede usv 
wurde von ö <mf A. gAt«|(t («lAtnntt'v die .beide» b-Ziim- nach. Nor<J- 


H8% #r ans dem nnverteitlen C 

vrar Pa mit »st H 8 M @um MstejuHale »i 
Oivideodc. 

; 'AmsMerlSci-Biiariz ... 

zeitige Aritelhe i'iih 15 Miilimicn Ik/his- iftcsfe Haiti. 
Anleihe »tun Kurse von Ä3 K % >> 
uicJit ganz nntergebraeht vre 

■S9H^iW% werd%- _ f KP 

ein« A^enuindcruug, «i»* betrügt jetzt aber immerb>« »u« b t 
bei einem Aktieiitviipitiil von iA Mlll. fi 
Anleihe von lö Mili ft, und eine v 
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deutschland über Bentheim-Rheine). Der Winterlahrplan (25. Oktober 
1920) brachte wieder einige Einschränkungen, d. h. es wurden etwa 3000 
Zugkilometer täglich weniger gefahren als im Sommer. Der internatio¬ 
nale Verkehr erfuhr im Jahre 1920 wieder wesentliche Verbesserungen. 
Am 15. April wurde zum Anschluß an den Schnellzug Ostende-Wien ein 
D-Zug von Haag-Rotterdam und Amsterdam über Nijmwegen nach Köln 
eingelegt, der durchgehende Wagen nach Wien und Schlafwagen nach 
Würzburg führt, am 16. April eine durchgehende Verbindung von Holland 
nach Süddeutschland-Schweiz-Italien über Emmerich-Köln rechtsrheinisch 
eingerichtet. Vom 1. Juni bis Ende September bestand eine Tagesver¬ 
bindung und vom 1. Juli bis zum 15. September auch eine Nachtverbindung 
Groningen—Bremen über Neuschanz-Leer-Oldenburg. Allerdings gelang 
es erst am 1. Juni 1921, den Anschluß nach Hamburg mit einem direkten 
Wagen Amsterdam-Groningen-Hamburg herzustellen, eine Verbindung 
die vor dem Kriege nicht bestand. Am 1. Oktober kam eine neue 
Nachtverbindung Amsterdam-Paris und ein neuer Tageszug Paris-Amster¬ 
dam zustande. Mit dem 25. Oktober wurden die Schnellzüge Vlissingen- 
Wesel mit Anschlüssen nach Berlin und Köln wieder ins Leben gerufen 
zur Herstellung der Verbindung mit den Nachtboten der „Zeeland“-Linie, 
gleichzeitig wurde auch die Nachtverbindung der holländischen Groß¬ 
städte mit Berlin, Hamburg und Leipzig-Dresden (-Prag) über Bentheim- 
Rheine wieder eingerichtet. Am 2. November wurden die Dampfer der 
„Harwich“-Linie wieder nach dem alten Fahrplan eingerichtet und die 
Verbindungen nach Nord- und Süddeutschland beschleunigt. 

Nachdem Ende 1919 die Personen- und Gepäcktarife um 25% erhöht 
worden waren, hat man von weiteren allgemeinen Erhöhungen abgesehen, 
indes wurden zum 1. Mai 1920 auch die Schnollzugkarten für Fahrräder 
mit dem gleichen Zuschlag bedacht, so daß sie nunmehr 1,25 fl. kosten. 
Gleichzeitig wurden die Personenzugkarten für Fahrräder von 50 Cents 
auf 60 Cents im Preise heraufgesetzt. Eine Erhöhung erfuhren auch die 
Preise der Arbeiterwochenkarten, indem gleichzeitig ihre Gültigkeit er¬ 
weitert wurde. Die Gütertarife wurden 1920 im allgemeinen nicht ge¬ 
ändert, dagegen wurde zum 1. Januar der Militärtarif aufgehoben, jedoch 
am 16. Januar mit dem Kriegsministerium eine Regelung getroffen, die 
es den Soldaten, die nicht im Offiziersrang stehen, ermöglicht, einigemal 
im Monat ihre Angehörigen aufzusuchen. 

Die Tariferhöhung um 25% hat zwar die Einnahmen aus dem 
Personenverkehr um 22,8% erhöht, während gleichzeitig die Personen¬ 
zugkilometer um 23,48%, also fast den gleichen Betrag, Zunahmen, gleich¬ 
wohl aber hat sich die Zahl der verkauften Fahrkarten selbst auch jetzt 
wieder vermindert und zwar von 60248 338 auf 54 773 848, also um 9,08%, 
wobei noch darauf hinzuweisen wäre, daß diese Zahl 1916 noch 80 723 476 
betrug. Der Rückgang betrug für die erste Klasse 20,95%, in der zweiten 
Klasse 12,27% und in der dritten Klasse noch 7,62%. Immerhin betrug 
die Gesamteinnahme aus der ersten Klasse nicht viel weniger (2,7 Mill. fl.) 
als die aus der dritten Klasse (3,1 Mill. fl.), während die zweite Klasse 
weitaus am stärksten an der Einnahme beteiligt war (8,3 Mill. fl.). Da¬ 
gegen hat. die Zahl der ausgegebenen Abonnementskarten von 201933 
auf 232682 Stück zugenommen, und zwar ist an der Steigerung in erster 
Linie die dritte Klasse mit 28686 Stück beteiligt, während auch hier die 
erste Klasse einen Rückgang (431 Stück) zu verzeichnen hat. Die Zahl 
der Kilometerkarten ist von 222 214 auf 160 218 Stück zurückgegangen, 
auch hier betrug der Rückgang der ersten Klasse über 50%. Die Zu- 
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nähme tler Einnahmen aus dem Güterverkehr hoi rüg. wie bereits gesagt, 
33,8%, wobei dle'GfiidraugkiloitDdlgritm/&ttjr';l2;9^.':siie^«ik.l^^t^r^efai)g' 
hst abgesehen: '*■ 

zurüekzufiihren, 

zeit hoch gebliebenen JHJj(| , . 

namentlich die Verweisungen auf den Wasserweg; aufgehoben wimlan. 
Auch die zunehmende Wiederherstellung äet' aaisliindisnhon Verkehre 
trug we*eaf]kh zur Belebung des Güterverkehrs hei. 

^ VV-Ji . inkis 'lAl'Jll nAtirf. T' nlrAtttv'nn 5« Tin' 



iwS hat im ,?akr 1020 2t» neue Eoki>mötiven itv Gehrnarh gehotitn»«n. 
Diese Mod särotlicdi kus Dötittfehiand bezogen worden, und zwar stummen 
ftfiif von liengöhei & Soiiu in Cassel. dieWr- 

2-t>SehireU ? ; U gtn4i?chj.uefi vf»n der Hanomag ln llunnover, eine 3-C-8ehne!i- 
zugmastihine utid vier i.-lH3i«teirvM»gTO;iSbbiuen (alle 5 der NBPS gehörig} 
von der Hohenz.rdlerti in hdJsHeJ(d 0 rf { endlich seelis CbTeodemasekihed 
von Henschel & ■Sohn.;.Di© B$,*fvMcl.ttf J 1®. nette Lokmnotiven in Pieusd. 
Ton diesen 0f$: 2 ß'l vm. $chn\nfv*~ 

kopff io Berlin, wbhrenvi & weitere iAikoniotivon derselben. Art und 
4 Nöheofjaiimr»sciiinbri (Typ 1 Hl von d?u* Npderi. Föbriek v«u \Verk- 
tut« en Spoorwegmat. iß. AteistercLiift geliefert wurden. 

Die.aeuett 
ans .DedtdchTaivd 
lind Gehr. Castell. 

Hannover und 



stitmmeQ. 

mmetiiin hat 


Bid; ävr tdektr. YoUbähn HotterdaJus8clie'ineniTigrn (.XllE8Sl) stiegen 
dir XngkiiometiT von 824 400 auf 1004 708 rliHY- 1010 770). Erzeugt 


wurden d;8Vd 302 -® lottd-ftst. .Xfesiu würden bemötigt 3041. t Köhlen $910; 
0 (iife), di» 4V?318 fl, (T0I3; 78398 fld kosteten, d. b. 100 ZugknL kosteten 
45,50, „fl. 7,6t fü. <brilumtbetrieliskr>stön betrusen für 

1(K) Xngkiu. 107,0:5 ll. (1913. :$ü.41 fl.). 
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?A\ iklien den beiden Sitten cuget* yji gc+ÜiÜeM* uuii Viola -3ß tuvdeeLunie 
Hn$n ZoByweln vor. Die üeigteeh-1uxemlnirgt*ehe- • Z’ollg-mtw Joll T lorD 
dm beiden ^i^t^ehietv bilden w Zukmth iur Zölle njnd iumrr Ver 
bra*t#^Meu • ein* Einheit. I*v4 weiteren wird da* Geldwesen in der 
A » r vereltO«eitliebt, daß ihv& helgijK'irö' ^Uim^vsifrixi *af Ik;mnbur^ aus* 


„Öex 'cßk &nüZ'*i* 'Iftp&es *fei: *<;;fer# r iukibahnt#i 

wird *k*r kr^nhdoikn; Dlickunknauim*** /.w-kolmn den Wdcn 

Landen) s^ia. mdu- t . : Ui Aussicht • e<aK»muKM>*.wijxü, di^en . Krxrud) in Eemeiiv^dtuir 
md der U>xi>).ot‘Mrj/J^d.nr, Ib uv/.dkun-mM zu führen. Try.- F*d1G daß 

: Kbe* :ti49V.-iä-B'r..TJ ä t<ar-■ 

•^vd;>«rmue rk>; verladenden Abknmntc'n;-, (?<Dr v;i. cuc-m früherer' von. der luxrtu- 
hüjrgt&'Jmn K^bren# gewus^ehUü 7m lpi*y kt ; ab^cJiif i\ wird, wird dm heb 
#i*cba BeifiwUiß; *:K*n Brnüb der V\'iti;riueLf»:sen.«Dn^d ; ;; t ka urdvi^nkh durch 
die fedg&Aip:. ävui; ükeuiohnwn, 

4> lii nad» df>h hi^mioH^eiinn i rv*cu>'ii u.hA deU Abkommen \'>f). FX£ und .IWJd 
üdt Jkmt^blhhlL hi.? dir vmbünige Rtv/iumr ui Kraft irUD 

Er forr^dR EkmustaudfUs. diiTtibor. daß vorbehaltlich der nn : db hixenr 
ki^nHwr ftvgXetfuag .jjühriadi xu’ .säldeudeii. Suiame voti 20Ot.>b;^r.V 
K tarier iiu# der fuxaadnirijkHHm eine jährliche. SnÄiÄif VOU 3 EH) holäkclieo 
Fiatdun ftir Redimuig der WiHirtnnLuxomliurrr^-* UsEbrkaft m vierteljührJmlmn 
/•T*HMWn$lt*n«u 'aa.Hl«m hat. . L^LS/L^"'; 

TnaeThaih Hdri*> Jabrp?Hnoh EUmmikfim rfc durch diea 

Nkuu kann dlv v.ea(biirg>-idM' bVinoruim erklären, dais ue an d*n Botrieh» 
eUi&iiübou aiu* HlU/i-o oder zu oitf&jü 'zr.rin^oivn 1 bt £>;<»» .b<.'tdlizui wjih .leiü eMi- 
gezahiieu lvi<iduv} enMtyxeeheud. 

*u«' « ! »id£iiitig«> orfoljrl dnrdi ein Abkovimmn zwi><*Wn dVn bm«i *n 

Äümig.n; hi dem die LnizfJheiK’ii de.> Beirietw beötipimt werde*» Nm.Lt Jen tee’h- 
niäcbeu ^ nr^chrifteu dn- VertraeentwurL yi>jaiL T Februar ld'^0 :^*ir* h»*it der 
Luxefalmrgi^rluMt und der- Ireüza.-j^ebep- Ufgirruug X.^.r Befnvd, wird oni^eiicT 
v«Mt) bi lxfCmke;» a-lltdo geluhrt «Hier \iiiter BvleHtiru^g de* lt^vüibüivi^Fea 

c-j!V diu-eli eine be-aulere vriij beidpü RegHM.tii^ru Tev-' 

-- . 

' Ah«-c^vdM‘t( v,m »Urer Ehe reu»-! imtnuhir dei tnddmt kuun die 

vi^uticSi he Re^lnhg dgr : V r ei wa|iiuu? nur durch uwm? Kntediti 14'nu• ; d^• d i\ 

: 4 Ahknrdiheü^ vurg^hgfien Sdtie^^^rlelile atffef Kra-fi': wexdeü 


Die l4?ktl^(>h-estctikdie ; Ei^iibii.-h«k-«>itveit<i«i$-;vom SB, Juli 1921 Wider 
riacnr wvAU-reu SellriU zur v drDclmitlivberi Arinalitruiig der drei 
Ir&u^t^a LeHlü.u<L Es^nou} aiid ; LitaueD. Z>vif^keh 

den EUeidiahnen LufUaruL* nml Xknondr wird ein direkter Eersonen- 
tmd ötite-rr^yk^bp' • .Der, Wtdrctg zwht dueeldntif^Je.- .Per- 

vor und regele die Övnutjf'aBiu: ddr Oilterwähn pti zwi^ciien 
r-uaUk-Keft Vevkelfi' und Im A orkehr oack Kulkaml. tue Tar.ii'e werden 
auf der XirundktK?*!Ö-i>.fe5 : kdreejinei tn^i 

Zur Vereiuhanmg der werden ^UkiJnliek Vprk^hrtikitmk^ 

r<*n?s»n «tattfimleü. Anr tß, .\u,eu«t wurde bereit? der' direkte Ztt^'ver- 
kehr eröffnet. —. m ilaÄ. 1« Balde durdi eike lettieelu 
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einheitlicht wird. Damit wäre die Grundlage geschaffen für eine ge¬ 
meinsame Wirtschaftspolitik im Kähmen eines lettisch-estnisch-litauischen 
Zollverbands. 


Die Elektrisierung einiger finnischer Eisenbahnen ist, wie wir im 
Anschluß an den Aufsatz Heft 5, 1921 des Archivs und unter Hinweis auf 
die diesem beige fügte Karte bemerken, von der Eisenbahnverwaltung seit 
längerer Zeit in Aussicht genommen. In erster Linie handelt es sich um 
die Bahnteile, die südlich der Strecke Elisenvaara—Jyväskylä—Haape- 
mäki gelegen sind, einschließlich dieser Strecke. Da der Süden Finnlands 
an natürlichen Brennstoffen ärmer ist, als der waldreiche Norden, so ist 
die Elektrisierung dieses Netzes von besonderer Bedeutung. Die Erzeu¬ 
gung des elektrischen Stromes wird hier unter Ausnutzung der reich¬ 
lichen Wasserkräfte weniger Schwierigkeiten bereiten, als in den nörd¬ 
lichen Landesteilen, zumal die Elektrizitätsgewinnung nicht nur dem 
Eisenbahnbetrieb, sondern auch der Versorgung der dichter besiedelten, 
gewerbefleißigen Südküste zugute kommen wird. Zuerst kommt die 
Strecke Riihimäki—Wiborg in Frage, die einen besonders starken Ver¬ 
kehr aufweist. Demnächst sollen die von Helsingfors nach Riihimäki und 
Abo führenden Strecken in Angriff genommen werden. In der dritten 
Bauperiode werden die nördlich Wiborg—Konvola—Riihimäki—Abo 
liegenden Strecken für den elektrischen Betrieb eingerichtet. K. 


Die marokkanischen Eisenbahnen. Nachdem der Vertrag von 
Algeciras 1911 Frankreich gestattet hatte, Marokko militärisch zu unter¬ 
werfen und wirtschaftlich auszubeuten, mußte als erstes der Bau eines 
Eisenbahnnetzes in Angriff genommen werden. Da die Strecke Tanger- 
Fes (310 km) mit 15 km auf dem neutralen Gebiet von Tanger liegt und 
mit 92 km durch das spanische Marokko führt, bedurfte es einer vor¬ 
herigen französisch-spanifechen Verständigung, die erst kurz vor dem 
Weltkrieg zustande kam und den Bau der Strecke an eine französisch- 
spanische Gesellschaft vergab. Die Vorarbeiten für die weitere Ausge¬ 
staltung des marokkanischen Netzes, insbesondere für die wichtige Ver¬ 
bindung von Fes nach den Hafenstädten der Westküste wurden i® 
August 1914 einer technischen Kommission der Paris-Lyon-Mittelmeer- 
Eisenbahngesellschaft übertragen. Infolge des Krieges stockten diese 
Arbeiten. Einen gewissen Ersatz boten die Feldbahnen (0,60 m) der 
Okkupations-Armee, die vor dem Kriege nach dem Algeciras-Abkommen 
nur den unmittelbar militärischen Zwecken dienen durften, jetzt aber 
dem allgemein wirtschaftlichen Verkehr nutzbar gemacht wurden. Eine 
neue Kommission wurde zur Bearbeitung der Strecken Casablanca- 
Rabat und Casablanca—Marrakesch (Marokko) im Juli 1915 eingesetzt, 
die erst im Juli 1919 mit ihren Entwürfen fertig wurde. Es war dem 
energischen Drängen des Generale Lyautey zu verdanken, daß die 
Trassierung auf den Strecken Fes-Kai tra-Rabat schon während des 
Kriegs begann und der Unterbau bis 1920 fertiggestellt war. Lyautey 
hatte sich nicht gescheut, sich bisweilen über die bürokratischen Hem¬ 
mungen hinwegzusetzen und die nötigen Mittel sich von der „marokka¬ 
nischen Regierung“ vorstrecken zu lassen. 

Im Oktober 1921 soll das Gleis zwischen Knitra und Sale gelegt 
werden. 
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Bee f mißHitdir genehmigt« Flau de« acherifirehea Keizes-umfaßt 
folgen«]« Limen: 

1 Tin.iteer-F.?s, Alt} km, 

2 PetUjean f»n <U>rBtieeUe Tn»-gf?r—Fe.« gelegt?.«) ni, da ktu». 

fi. Knitra—OaÄ»l(lai)«!i, 12« ki» idher : J>aie—Rabat), 

1 'Ivtliin-rtiik el ArW (an der Strecke 2’HAger—)•’'<>:». mO kstt. 

b. t 'iuuddadea—jdarrakvMili. 24<i k«L 

«, Seit&t (äb der Strecke C^bte.w^.T-^«smke^)^Se^5fe3a, sog, 
S'hoNfjiiäi • Li nie", 

?. I^s—Kiehfuitg re?ger iädtgGrenkd -tu r Wrbindting ntil dem Orftn- 
’. Rahimef* bei TAljda. 

Die Strecken -soUbb in dos ebijgeü Beifaenlolge ooeh ihrer Bedeutung 
gebauV werden. Ade „iviaxokfcähisehe Regierung*" Bland vor: der Frage, 
ob der Bad und BeUAttb unter staatlich« vdi-h, ; friisEö-sischoE KegR* er- 
.{■dgen <«)ef oif t*iüöGis-seilschaft ■vergeben.' werden sollte. Sic dotaehted 
sinh ftid isiztefög: «das tettrs 900 km lange Netz wurde am 29. Juni 1220 
ad jtfeus KttflS^rtiutw 4er „Chemltts de fer du Mftrwi“ ^onzwÄibnierk , Das 
KonsortUu» besteht au* den franadsisehen iiii^tj^bngbselfaebtiften Pari*- 
ÖFlfsdriS 

und der Compagnie Generale dn Marne. 

Die Eisenbahnen von Venezuela' jü : bNaeh eiudiu «aitliebett Bericht.) 
Der starke wirtschaftliche Aufschwung! ira Lande, der nach dem Tief¬ 
stände der Ehittgsjahre emsetzki, brachte li)2P ein« Staateeiimahnie von 
105 JdliäOBeiSi Bcilivftreo gegen 03 MiUionöo durtjisdinlttiiche Ef&fiähiheu 
in dmvlO Jabreu vorher; den HanpipoHeJi bihien die 2r.d leimt ahmen mit 
<*> MilUtmen, dtfr Ausgaben betrugen 78 ilH.liotte.tn Von Mitte 1220 ad be- 
g»nns ei« ai&rkw Fhll«#' deor Preise .der 11 au ptauafuh rar * tke? Kaffee, 
Kakao, Rjndsithttte. und die Am?ehr kommt mehr und mehr ins Stocken, 
Boetelf Urigen “hu Ausland w'erilort u»r noch in drlugttnden.Flill^n |%- 
mhdbR esJsf b eirs erheblief^r Rürkgang dos Ertrages der Einfuhr: 
Zölle flir 1921 V;i?fu««ausehös. Der Einfluß des ällgdjseitHtn fdlckgfcttges. 
zeigt Sich auch bei den| Ri.sbtt'bahnertrögen. Fiir4bk Jhhr ;1220 betfegen, 
bei den bwieuH'ndexeft i'dsenbHitnett dio !.'.infiel»jw y r( imU Aw*gisf«m (vgl 
.ZnssddM^.wtelfiung'.Ul. auf 8. 22« dieses Jalirgaoges, des An hivA) 


• rj*r 

Nr. 

-< 

.. A } y- .-'2 Yi-Jv-:. V .'; i v.v^ '• A l 

; B??:oichDXJn^ Bahn 

^|f|HHlIf 

MiÜiour;ii ’ ^niliDneü 
Bn(iv«re^ $% | Bk>IVv»tv;i 

| - -Aftt#5i;.l4jL\r 
f Äws^b^ia Tt*n 

1 Ach thinnalnm u 

1 

A ■• •' ^ t "■ • '- ‘ . 

; j {$tArtb. « 4 P^hlrätBabii ; . . 

hw öjw-- 

fflVJt 


;[ :ü#Ap tify, fMtfca-BaJm 

l..:a km 

, Mi* 


•] BüUv^I-BjiÜH ; - 


HT.ib* 
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PiU-rU' 1 *'uiAt U*?-Vaif?uiH 


, fi9,> 

1 ; 


. , ä?}& 
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hwv ■ l : ; 1..2N . 

;/ 


* i ‘ C. -V•>■!;• »,n I -O/.-iil'.'iliti-.« !•,-=■,-i. t!>2? *>. 22 '. 

•': Nnrtti.'ijf- IS. I f ><>* 1 ar- 

Slftnil Januar 1!U> «.,. I*. i Poll.ii' Mn i \t:< 1> , l 1 >■ -1i.<r 

tflafl , *>.«• - • i > , t?»8t , <5.i. . i 
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Kleine Mitteilungen. 


Die Mecklenburg-Schwertfische Landeseisenbahn im Jahr 1918/19 1 ). 


Am Ende des Jahres 1918/19 waren im Betrieb: 

1. vollspurige Hauptbahnen, eigene . 452,8 km, 

davon sind zweigleisig .134,: 

2. vollspurige Nebenbahnen, eigene . *541,5 . 

zusammen . . . I 094,3 km, 

3. vollspurige Kleinbahnen. 67a » 

4. schmalspurige Kleinbahnen . 16,4 , 

zusammen ... 1 177,5 km, 

5. dem öffentlichen Güterverkehr dienende Anschluß¬ 
bahnen: 

a) eigene Strecken, vollspurig. 6,4 km, 

b) mitverwaltete fremde Strecke, vollspurig .... o,s 

zusammen ... 1 184.7 km, 

6. dem nichtöffentlichen Güterverkehr dienende Anschluß¬ 
bahnen 

a) vollspurige Strecken. 15,i km, 

b) schmalspurige Strecken. 15,8 , 


im ganzen ... 1 215,6 km 


Davon kommen: 

auf Mecklenburg-Schwerin. 1 115,4 km. 

„ Mecklenburg-Strelitz. 88,8 . 

„ Preußen. 1.9 < 

n das Gebiet der Freien und Hansestadt Lübeck iU , 

7 . Betriebslänge der vollspurigen Bahnen im Jahresdurch¬ 
schnitt: 

a) für den Personenverkehr . 10884 km, 

b) für den Güterverkehr. 1094 ^ , 

c) iin ganzen. 1 094.3 , 

An Betriebsstellen sind vorhanden: 204 Bahnhöfe, 

19 Haltepunkte, 

zusammen . . . 223 Bahnstationen, 
außerdem 95 Betriebshilfssteilen auf freier Strecke. 


Zwischen Warnemünde und Gjedser auf Falster besteht ein Dampf¬ 
fährenbetrieb, der von der Bahn gemeinschaftlich mit der dänischen Staats¬ 
bahn aasgeführt wird. Benutzt werden vier Fährendampfschiffe (zwei von 
jedem der Beteiligten). Der Seeweg beträgt 42 km. 

Außerdem ist eine Kraftwagenlinie eingerichtet, die eine 5,6 km 
lange Chausseestrecke benutzt. 

Die Hauptbetriebsergebnisse im Jahre 1818/19, verglichen mit denen 
im Jahre 1917/18 sind folgende: 

*) Nach dem Bericht über die Verwaltung der Mecklenburg-Schwerinschen 
Landeseisenbahn für 1918/19. Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1919, S. 780. 


J 


Digitized by 


Go igle 


Original from 

UNIVERSETY OF MICHIGAN 



















1220 


Kleine Mitteilungen. 


II. Betriebsausgabe. 

Persönliche Ausgaben: 


1917/18 ' 

1918/19 

Anzahl der Beamten einschl. derjenigen 



! 

bei der Werkstätten- und Gasanstalts¬ 
verwaltung . 

i 

Anz. 

3 497 

3637 

Zahl der Arbeiter desgl. 

i 

r 

3 856 

4 526 

Gesamtbetrag der persönlichen Aus¬ 
gaben . 

I 

M \ 

1 

12 363 804 

i 

21489479 

auf 1 km Betriebslftnge. 

n 

10600 

18250 

Unterhaltung und Ergänzung der 
Ausstattungsgegenstände sowie Be¬ 
schaffung der Betriebsmaterialien . . . 

1 

Ji 

, 1 

! 1 

6696102 

7 422 104 

davon: 

Kosten für Beschaffung von Betriebs¬ 
materialien (hauptsächlich Kohlen) . . 

n 

| 

5 829133 

6 192469 

auf 1 km mittlerer Betriebslänge 

n 

4 950 i 

5259 

Leistungen der Fahrzeuge: 

Bestand am Ende des Jahres: 

Lokomotiven . 

Anz. 

237 

244 

Tender . 

Ti J 

128 

130 

Personenwagen . 

1 

537 

553 

mit Achsen. 

, ! 

j 1451 

, 1500 

mit Plätzen. 

i 

V 

24 487 1 

[ 25 3& 

Gepäckwagen . 

1 

Ti i 

160 

iflj 

mit Achsen . . . 

T» 

i 375 

375 

Güterwagen. 

Ti 

i 5187 

bW 

mit Achsen. 

Ti j 

10458 

10 702 

Gesamtzahl der beförderten Züge . . . 

Ti 

113 136 

101753 

täglich. 

n i 

310 

279 

Lokomotivkilometer der eigenen und 
fremden Lokomotiven auf den ei¬ 
genen Strecken. 

1 

km 

l 

1 i 

6 720 288 

5 448 375 

Lokomotivnutzkilometer der eigenen 
Lokomotiven auf eigenen und frem¬ 
den Strecken . 

” 

i 

| 6 067 867 

4 866 302 

Auf eigenen Betriebsstrecken von ei¬ 

1 

| 

1 

genen und fremden Wagen zurück- 

1 



gelegte .Achskm 

| 193167050 

187 702566 

von Personenwagen. 

r ! 

1 61007239 

56 206466 

r Gepäckwagen. 

„ 1 

16220126 

13 914 191 

„ Güterwagen. 

r 

110271648 

112 471981 

w Eisenbahnpostwagen . 

„ 

5658037 

5 109 928 
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Kleine Mitteilungen.. 


Ij 

Getötet oder verletzt sind: 

1917/18 

1918/19 

neisenae: 

getötet. 

3 

9 

verletzt. 

16 

27 

Beamte und Bahnarbeiter im Dienst: 



getötet. 

12 

13 

verletzt. 

27 

22 

andere Personen: 

unverschuldet durch Unfälle der Züge: 



getötet. 

— 

— 

verletzt. 

— 

— 

infolge eigener Unvorsichtigkeit: 1 

getötet. 

6 

— 

verletzt. 

2 

1 

infolge falscher Handhabung der Wegeüber¬ 
gangsschranken : 



getötet. 

1 

6 

verletzt. 

4 

— 

durch Selbstmord . 

1 

1 


zusammen . . 72 79 


In den Wohlfahrtseinrichtungen für Beamte und Arbeiter — vgl. 
Archiv für Eisenbahnwesen 1912, S. 74b. — sind im Berichtsjahr keine 
nennenswerten Änderungen eingetreten. 
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Rechtsprechung und Gesetzgebung. 


daraus gerade, daß der Weg im wesentlichen von den Anliegern, also 
von Interessenten, benutzt wurde, wofür es eine ausreichende Begrün¬ 
dung gibt. Die Revision sieht hierin eine Verletzung des Begriffs de? 
Interessentenwegs, da nicht jeder Weg, der nur der Benutzung der An¬ 
lieger diene, ein solcher sei, denn ein Weg sei nur dann ein Interessen¬ 
tenweg, wenn er ausschließlich landwirtschaftlich benutzt werde. Die 
Revision, die sich hierfür auf zwei Urteile des Reichsgerichts (Gruchot 
Bd. 42 S. 1070; RGZ. Bd. 76 S. 323) beruft, verkennt deren Bedeutung. 
Sie besagen, daß derartige Kultur- und Interessentenwege nur zur land¬ 
wirtschaftlichen Benutzung bestimmt sind und sich eben durch diese Be¬ 
schränkung von den öffentlichen Wegen im Sinn des gemeinen Wege¬ 
rechts unterscheiden. Aus diesen Urteilen ergibt sich also nicht, daß en: 
Interessentenweg durch eine tatsächlich allgemeinere Benutzung, solange 
nicht die entsprechende Widmung dazu kommt, zum öffentlichen Wege 
werde, wie dies die Revision annimmt. 


Haftpflicht. 

Erkenntnis des Reichsgerichts, VII. Zivilsenats, vom 7. Juni 1921 in Sachen des 
Deutschen Reichs, vertreten durch die Eisenbahndirektion E., Beklagten und 
Revisionsklägers, wider den Rentner W. in H., Kläger und Revisionsbeklagten. 

Verpflichtung der Eisenbahnverwaltung, einen verkehrssicheren Zugang zum Zuge zu gewähren . 1 

Tatbestand. 

W ie Kläger behauptet, ist er am 7. Oktober 1918 in D., als 
er sich zu seinem nach H. fahrenden Bahnzug begeben wollte, auf 
dem Bahnsteig des Hauptbahnhofs über die Deichsel eines dort stehen¬ 
den Handkarrens gestürzt, wodurch er erhebliche körperliche Ver¬ 
letzungen erlitten haben soll. Mit der Klage forderte er Schadensersatz. 

Aus den Ent scheidungsgründe n. 

In der Sache selbst erscheint die Revision bis a u i 
einen weiter unten zu behandelnden Punkt nicht a D 
begründet. Das Berufungsurteil leitet die Haftbarkeit des Beklagten 
für die nachteiligen Folgen des dem Kläger zugestoßenen Unfalls aus¬ 
schließlich aus dem vom Kläger mit der preußischen Eisenbahnverwal¬ 
tung — an deren Stelle im Lauf des Rechtsstreits die Reichseisenbahn¬ 
verwaltung getreten ist —, geschlossenen Beförderungsvertrag her. 
Das Urteil geht zutreffend davon aus, die Eisenbahn habe für einen unge¬ 
fährdeten Zugang des Reisenden zum Zuge zu sorgen, und stellt unan¬ 
fechtbar fest, daß die Unfallstelle tatsächlich nicht beleuchtet war, son¬ 
dern im Dunkeln lag, so daß man den Handkarren, über dessen Deichsel 
der Kläger gestürzt ist, nicht sehen konnte. Angesichts dieser Sachlage 
gibt das Urteil dem Beklagten zu, wegen der Fliegergefahr möge Anlaß 
zur Einschränkung der Beleuchtung der Bahnsteige Vorgelegen haben, 
es erwägt indes, unter allen Umständen hätte die Eisenbahn dafür sorgen 
müssen, daß den dem Zuge zustrebenden Reisenden keine Hindernisse 
in den Weg gelegt wurden, die ihnen gefährlich werden konnten, ein 


1 ) Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1915, S. 1299. 
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Rechtsprechung und Gesetzgebung. 

solche* Hindernis }urbe über der in Rede .-lebende Huiulkunen geduldet, 
der an der fraglichen.Stelle den Weg zunt Zuge verlerne, uml äi VfU't 
.."X?yefürsäöht habe, V/^j-iitulö eilt Yerftcbuldeu 
der Eiseobulm. ..IHew-J • Er«'ft$pUJi?t'n bind .red.il55.-lt eirmamiffpl und 
formen von der Revtslun ivirlii j;>*t Erfolg bckäuti>ft war/len. Wenn da* 
Urteil von; esnein Ver-ehukien der Ei<$enlWtim >riohf,.so wird freilich 

nudtt ei £’i iiilitii. ob und inwiefern emeMii zur Vertretung des preußischer. 
Fiskos, der 'zur Zeit «lei Unfalls Bahnen gen Himer' war uml tu des*et< 
Namen der Befördernug- ve r i rag' ecseblussen ist. 'berufene» Organ ein 
Yersr.bßlilejj. zur .laut fiel Ohne weiteres., ist aber klar, daß der Führer 
de® an elfter ungeeigneten Stellenml lu dft- : 

suehgerii.ilSer Weise (uid ttiehUtog stelieu Ü?di. ein für den Unfall arsadn 
l.lc&esfVersrhuideu begangenlüt.t. und d l»* Verschulden hat. der Beklagte; 
geifjiid § 27« BOB. zu ye'rirelen, du dar GeiHiekfuhrer zum Kreis (für 
•JVrsonen gelierte, der«» Och der Fi-kn» zur Erfüllung seiner Verbind- 
lühkeiteifi ans. dem Behirdyri.mgHverintg ."bediente. Vurnehml.i’h ver- 
«nyiil die jteylsiuu gültend; zu laaeherg deo Kdftger selbst, der in d«r 
Dunkelheit itVr die Karreudeiebsel fiel, habe ein bei der En'.-Ubung 
•b-e Schaden/» miiwirkendem gemäß .$251 BGB beachtliche* Verschulden 
•getroffen. Pivrnil -koim jedoch die- Revision nicht duriÜKlnogon. Den 
M-hon iß ihtn Voritisianzen bebnudelUui Ein wand des. inHwirkendeu Ver- 
-i-’nuldeu* hat das ßeruiurigsurfetl mit bedeukensfreier BegrüwlMg ver¬ 
worfen : MiMi 4«*-;>j'OTiVdÖr lüerteien noch angezögene Klrtdil Jv'WV 1®IS 
$>,_ :f!*V IBS kann • dem tBeehlsmiUel keine Stütze. Weten. I>yr iy }i nein 
Uff cif auchda.* Berufimgauriejl gedenkt, 

lag w'e/itditlidh dftd^k : ;ii;iV : 'dkr : hi<r zu beiirteüejide Fall. :; of ; Z:' V' f 
Durch die Begnnutmig sie* ßeru/ungsurteiis wird aber dessen Ent- 
-(iioi-iung in ihrem obe:-, 1-kirgesteUten Sinn nicht vollständig getragen. 
Pi * Klagefofdertin^^it wglsdte der KmtfbngSfiehter dem Grunde nach 
für gere- iitferfigt erklärt hat. enthalten jm-h einen Anspruch auf Schmer¬ 
zensgeld- in» B*.orng von vXKi . k nebst Zirpen davörR Ein solcher An¬ 
spruch v-ürde -b h nur au/s einer iiBerläubien Handlang de« Fiskus her- 
leiten lassen ilU-Z, df> :s. An.« diesem «JeHebtsptmkt bat /*li»sr der 

Rerufnncuriehter sfle Sadie jnrtth uicftf; aryu'ürdiiM Er hjiVt. filehj in Be- 
trni'ht gestigcn und Siwhlictj eri,r‘.-,c(. ob ein*:- IEI Htm; de?.'Beklagten ino i. 
$§ •''23. ßl, üü otler -iS *23. BAI 1101k gog.-Vn sei, -ortdern sieh auf die 
FerttsteUufig der Ha ff oh g v/egen *ctu.»idhöfi vcrlrugsw hingen Verb.iiicm- 
btwehrftnkt. t)a hiermit di» PBO‘hf z 'i r Z/itiiu.«g voti Sctinierzeiügeld 
nicht ?.o h»>grihiden j«t* nraßte ,<u» T!ä/|| |||e \üfbetMt»it. tle? BeruBings- 
urteils und -Jie Znrü.rif'r-nvei/a«i}g tlei' •Slirhe erfoitreio im ii h r i -g o n 

«■ e .? d ! e (i >- V i -• i n ■}. IT i ti ' k Z n \\ r i • >- n 

i.o--d- . ,!:'. I,- ,-I.: . VI Z-v.i.o-u.-m 27 Jünt 1»21 i.i Sa. ho:, dvs 

l.if‘ehf»4Tnil»sk.ii^;, veftrctrti durch die .pifenliahibllrc-kikiTi t« R, Rrkiasrtuii', Ro- 
• -cin-;-.;.,»'..:. , .o.... i, a iiuiic.-i H .kl,!cT.-n. •■.vUer-den In- },•-.» \\ m H . Kuic-.r. 

' ’ .1 fie£-isio(tsln-kIn-cs• ■ n vu^f Anrch'li•-tun;f, .. • 

tiitfali flach Elfsstetgen in «in äberfUHt«« Eisenbahnabteil 

Tatb e s t a nd 

iDer Klager erliit nm 1U Idmmr .UM'.' auf dem Balmhol BerliioTx. 
otnen Unfall. Idimih Zu*tdilageit utner AbietMtr wniwle ihm das ohorste 
liticsl flc? nauimuis <for Unken 13kfl<f ab^wjugtäelU' Er svsU dürelt das 
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Drängen iukJ Ha steh seihMi-« der. , v«r«n|.UH worden seiu. an* 

ti^r liiiti«’« Band Iw <te« TiUi^hirfen zu um sitjh^ bpslÄOliallun* Ei' | 

verlangt von dn«?i J^-klufticti lü-r*«i x M*inor BrwerhsinmhUD. tu..« eie 

;-<e t < rmr z: -11 - i: < * t < I : ; 

•■ u^'^k,4^ü l »e h el'<l u tl wüe,n. * 

! »ie l.i.M-H'lu« heid< j‘ Veruvslutuen luibWi auf *l«iV Zufall dk? !&}§«*■■* 
ohrn* tv“''lit-innnii ii;i> foMcIishuftj’HiHittfcvcu endet. Die Befür- 

rierumDutligkeH der iSi&ßttliabii hatte.' zwar uhe-ti nicht begonnen, «)«> steh 
•.. ; ffer :t>rfalt «rei^iif>«.'.aln*r ^tenw.ocb lumdcU;.en^te)r : ,\i)$ eineji 
•i3iÄi*nt«itiht(etric!;» der lilägct erlitt den Unfall Ün .Ei^nH 

IwthnvTugeu ija'drrttsjti luii^lcieevi, beider unxrtr{felhar«n V.orbe'rett.Vi.ni? der VMjk 
Befürttcriifi^. IHvE? dieUhi'edes flaumes in .»Jetj U^nhahhahiiMle.iji • eiiie 
dem Ei s eo b n h 11 bei r 5 eh i.ngeht ilmlieüe iVln In* darsloläi. i.si voni' erkennen- 

(Jen •Senat in wiciierh*.!iv*n EMi-svboMun lt -'-u süsgesitV'.eheö worden (vgl 

W«is&ij&r, tliäo Nr. ..dntv, iW^bt^ntoTi, 1021^ .^43 Nit- l.Y>, 

Durch jcliecrt? iEu^o hoi lurgtAvirfm'ltehhi GWrDHtiif)gi«t der wrllc^ndc . ' 

1 üfrtH vcrur^M-lk. worden. ' Der ,öUUriminiitiirhp Amfrauf; kiiki Zuru- 
und ü«« Drängen nud ^tViluHi. in den iVhtcilcn der 

J?ptrUd,*f.j:<*fa.hK i-lnri WoehR» -•. Kr lU2u.< f.ii \j r, 

I! j <■ >1 e r, c i ü •- fi 1 1 1 <■■ h 0 u 1 1 V ii • * ti - 11 ii •:! d-o - s 1 r * i I c - I 

d+u- R&vtej' o ti Ui n-s t a tt z h i • [-4^. U f l e f. o b u n ,t j ?> ■ 

*>• e i c h tun M u fi d t* n K i >< c> r - I b - • e i j. m j t w i r k e n <! <- - 

N' u r ki h ti hl (* n l» i} j d c ni l\n f ^ i l f Die öcrtciiie hcith-T V'cr- , ■■'.]■ 

in~';'Uv,i'ii hnhun ein -ol'1 k>^ wn£>ic«uuii(>n auiU 'iic-cs nur vcr^hiVrki; 
H.WRf-tötv Dntur -!ti«»r^j^tBssrje- %n£ : ''' ■ 

ijTicrifÜH Dt ifnii .iucU hiclil eine hi , '-iimh'ff sjcr;ulr > da.,-» d-:*- 

üh«*rhi(H:‘n Atucil- vi-ianh.isi hur. wird nt UuMcrci« mit fhrhi ein ciireu;- 
>l<n {■ '■?>*rr:-'n- •rcitmd.cn worden. Die hcriU!ii-n> ;t i Vi«ini.!'. 
d<-- vo r lie|»endeti h’;)'U^"!S>d liun •dxn die, d-ta. itifoi.ce einer «ertide kur< 
vorher w i.hsvsi.rntft'neti Z.va -'i- toivu.tr '-uia ^ au&enrt- woh n!iet.<or VmlfM ic 
üa.fluiu Xiftie ^i'..nMU: S5ÜUJ9 Vergtuigen reisig : 

Ät.tadjM'tt M'nt .-eitler Arheitik^.li^i.ip fithcicn wollte, ttucli 

nicht » nie' lo^t.ut Auüi'he herwiU vni*ei 7a\>x hittle voriiher/uhren 
ftidf nF js^ti fehi/k b"-o!/,t war und Oewhn.lh tun •«» mehr dunteli strebte, tuw 
ivt'jiic-fi ii'. mit tli.e J*ii« •/.'woiieii Zuue iwefi Iftiuse KU irehiticen: daß wein; 
e io.ii ;• u>m: ttio-e«. etp ■:> iuo AiitHll ~ u fi F) e» c *t ilnr ^ ’a im Zug 0 b r y 
f tj l 1 i v ,» r. d.ifi s im.- .r|i,n! »i<tf den Trittbrettern ihren l';l,:\ 

treteUiiJlivn ii.i'ien, «uj inte if,ii/uin>imnou. | n ) ■- y i \ ;• - o ü V te • ' » o - 

den kenn n )• e ,• Ft o m IC ! d ;» >* r W e Ü o ti ;l ^ - l\ i. it o i o t c •>« ? Ul 

d Ui ? m irc !'T ii i l r e \ t» > ** n ti h o t h n >, o t ;■ i. o j ,-1 dör V <> f w ■- ; ; 

eines e i o e n 0 n in i l tf i i 1 k e n.d e t| ' V (\ r k o )i U I *}•'»>•'fl. f ' li e. Hi i ^ il i ■' •/■ : . 

v e r d t‘ p, • _ %*._ ~ 

- Wird« •••- 'ivli -•u -t( l, ■ ••[‘‘«.■iiicii 'mit d#m Hit«en.!-u 
Klinv-t - iiiil .der ll..io! tu di h Titmtlmien; jeih iüi.inn weih, daß ein -ob hoi- 
Griff tfut der ilitii.] ifcf.ihHielt ist um) vFguu die Tiir tmt>-ofifnr-*t v.iri 
die U/md doin Kinklotmnets und nrlmfdtohcn 'Vcrjr-<!?..nii2«u. umxsctKk I')or 
fvltigor »uolu: uiui «her göhZud daß; uoi-ImI. in eV mmmmmm v ''“ 
dein .chonfatl* ilhcrfHllh-it N.udiiMrul.d«'• 11 • Fahrtraste in des Ahteil. in .la¬ 
det Ktauor .-ihon gehmUi wur. tuUilhociii'h'riglvn.. und die. ij.-n Klococ ^*0 
ttüwtUkt.lrtich vcrnülafii halte, um iueh* iZu w'endiu». 

imofo rlofU T«n-r.!n.»ot) zu greilm und sich so (e«siK!ihnlteri Das Po: rufmur-- 
'jviiid:! ft-.ioljUM du -e vror'die für ala\ibha£t. «telnt aber, daß er in di>-c 


Go gle 
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Lage doßli «Kt durch dg*^sehuLiibrtüe Ki^teigei» in tla*? überfüllte Abteil 
gekbmtneti sei. 1 h ß i $ e i a b ‘«.'je' 41> lei 1 1 e r e H a tv df u d g a 1 s. 
auf V n r & n'kw l d e n tier.iUiKöd >,us, *»> ist dann &b$r clet 
K l u g o. r ü 1 1 * r h a u p t e o. t * eh «;! di g l a n d ii e r V o r wrtt r f 
e ) n •» .< in ‘ r w i r k e ii d i n V ft r s e >>. n ’t (1 pii * an d e m V n fall 
gegiMi ; U Jj flübereditjgl. Sein Sehndes« r.viiz.*nsi>ru»;h war 
al:r<» iw !UJiir«eü b<*~ Hafipfücliig^'iseit. vrca-auf .se.hnn das Landgericht 
Ihn -beschränkt hat. Im ganzen tnif;uigrrtein Oniinle nffcb für gerecht¬ 
fertigt zu erklären. 

Erkennt nis de* Keirlisgvt klü \( St > .iLettois. v.mh .2?».. Juni l!»2i m ;ir * Kl * i« f 
-. 1 « i 1 - Ktiwfuwiiij ß. tri E, 

Oie Fahrfearteit iter Staatoeisenbahn sind öffentliche Urkunden. 

An- de n G v ü n d e n 

Die Aulla^vmg, blaß ttih' ivj^e.nbiUtnf;iiirk,Arbi eifle Pthvälurküüdf/ 
sei, ist unzutreffend, und -nihl nicht- dadurch begründet, daß die Eieeu 
bäimfahrkurie keinen auf ihre tagensriinft ;vl.s ..öffentliche Drkunde bin 
'w/jisendeo Stouipefobdrnek.ltat'.und v«ri«*bwlti’ , h zu;tn Beweise ptdvaueeh» 
lieher Hezieiiungeti fließt, f Me . Fahrkarten der Ht-ftafäeGfMibah« Bind 
öffentliche Lrkmiden, Weil, -sie -Tun . einer ffouatehdhftrde- innerhalb der 
Grenzen ihrer. .inilidiefiignis^c dp iter ^brge^diriH&eiuin Form eu^geslVtlH :' 
werden. 

Vgl. lü.G.isr. bil 2F -S. 41 

Sie ?>ihd besi'niwiit. ihren -Inhalt Zinnöfter,tUcheif i.Vhuiheri veilkräf- 
fjn zu bewu-ert. 

v-ii. n.n.st. H Jg § m ciu;,. 

Daß -ich auf gri vaim hUbdu' Verbal tniTse -. bezieht: die 

dirreh ihn bewiesen worden, ander! nicht* 

Vgl. K.G.st. m ?t7-s ns 02t>)-; 


Kiaefthafenft’fthhtferlit 

;A UeoÜjarfeÄiteö. '■ V-* b. . 

Efkr/uti'U' 5. Ziei.Lenut- 1 -'IX.' tahuebibf-r tftgl m Sflehen 

der e'ffe,if:-Mut«>lrg;'*.-«dl-Hij-,fT Tb -v. \V, ,Ka>dif in 5’.., K.bTr*.“'e< tt-w-.j 
kliiiitTifi. -jvüivr -.usi'rie.v'li!-t üv;« S ! f'’U!.'!e:h-si SiVisr Sind . nu!iiii‘-! 1 r iK-nt.-vV- 

HeT-h vort'i*.•*'•!» -üt-. i.i- -Af. • . rieeu ^fn-itjisierjiita. j'f.tuften- 

;tit‘~e eeHiPietj d.oreii die .föyG*b:thifd!rek)Ü1ij;b|^’ihV'lb'kl,Bgfe»i mjd Rr- 

-. we, 

Pfeffer ist krine Kostbarkeit 

T it (. 'i.e s t ^ ri»)., !; j'.,:-:.'- ■ 

Klägerin i-ai : B<dfiig;..'ve.j'! U fteb^l 

4 % Z'iN-oj; -eit 3b >hii Jhl'i ’.si.-gen auf der List‘fih«im' -in Verlud ge¬ 
ratener, -im .htinuvf-.i01F.aw :~to -Ve'mahdie.r i S-tek Pfeiler.' Rnklagfer he- 

Ftvtehf- 

giiter li-MSlbarkeii iin -Si-.ni s- :.J E\'(:V, die für lve-fi^.rkei<en 
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vorgeschriebenen Versandbedingungen aber, was nicht streitig ist, nicht 
erfüllt gewesen seien. 

Aus den Entscheidungsgründen. 

Die Revision ist begründet. Nach dem Vortrag der Klägerin handelt 
es sich um 4 Sack Pfeffer zum Gesamtwert von 31719,35 JL Jeder 
Sack hatte einen Umfang von 75 :80 : 40 cm und wog, da das Gesamt¬ 
gewicht der 4 Säcke mit 96,98+ 97,79 kg = 194,77 kg angegeben ist, 
etwa 49 kg. Der Wert jedes Sackes war (K von 31719,35 <M) etwa 
7912 <M , also der des Kilogramms etwa 162 M. Beide Vorinstanzen haben 
angenommen, daß der Begriff Kostbarkeit erfüllt gewesen sei. Dem 
kann nicht beigetreten werden. Es handelte sich um Januar 
1919 (Versendungszeit). Es ist zu berücksichtigen — was nicht ge¬ 
schehen ist — daß zu dieser Zeit die Kaufkraft des deutschen Geldes 
sehr gesunken und der in Betracht kommende Preis mit Rücksicht hier¬ 
auf nicht ein so hoher war, daß darnach ein Sack Pfeffer (das Fracht¬ 
stück) nach seinem Umfang und Gewicht im Verhältnis zu anderen ge¬ 
wöhnlichen Frachtstücken von gleichem Umfang und Gewicht, die 
andere Waren enthielten, so hinsichtlich seines Wertes hervortrat, daß er 
als Kostbarkeit gelten konnte. Demnach ergibt sich, da andere Ein¬ 
wendungen nicht erhoben sind, daß ein Schadensanspruch aus 
dem Frachtvertrag begründet ist. 


Gesetzgebung. 


Deutsches Reich. Gesetz vorn 23. Juli 1921 über Änderung des Ver- 
sieherungsgesetzes für Angestellte. 

(Reichs-Vcrk<*lirsblatt S. 395. R.-G.-Bl. S. 1173.) 

Gesetz vom 29. Juli 1921, betr. Wochenhilfe und Wochenfürsorge. 

(R(*i< li^-Y<‘rk<*hrsblatt S. 39t». R.-G.dü. S. 1189.) 

Gesetz vom 23. Juli 1921 über die anderweite Festsetzung der 
Leistungen und der Beiträge in der Invalidenversicherung. 

(Rcichs-Vcrkchrsblatt S. 403. R.-G.-Bl. S. 984.) 

B o k a n n t in a c h u n g e n des Reichs verkehrsmini“ 

sters: 

Vom 13. August 1921, betr. Änderung der Militär-Transportordnung 
für Eisenbahnen vom 18. Januar 1899. 

(Reichs-Vcrkfdirsblatt S. 399. R.-G.-Bl. S. 1201.) 

Vom 20. August 1921, betr. Änderung der Anlage C zur Eisenbahn- 
Verkehrsordnung. 

(Reichs-Verkehrsblatt S. 410. R.-G.-Bl. S. 1244.) 
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a-v.-Bi. 

E r 1 a sj*. d ö s R ©■ ichpV o f k !< r -s m i u i ■ I •• ! s .Satt« 

Vom -13. August' 192t. betr :<ib»uerah>tug vom Arbekslobn; .; 3$5> 

Vuin 14. August ll«2i. betr, I. k ra« n g<ge hbhmic* e 3$j$ 

Von« iy August I'.iil. beiv. tAtvtitlr;iU'.e !'ü! di«» Bo'vil.Ügmik 
von /ntscbüsseu zu Jen I?m?ugskf'steü d«T !viätoköb';‘ami( v n J81 
V 'Ui' 21. A»gii.-:( 1921, betr. Bes«olüu»gsvors'cbc»Üed . :M) 

Vt'i't! 2b. August 1921, betr, Anerkeirriijiig der AbseblnR- 

prüfnitg' von Militärimwärterkuräett ,1 .. : lft| 

VöJjB i-. Septeniber 1921, betr. .'?tulter»b*uK' iH^£. ii&fyit? ps^i ••^V ; 

iiHfeg»EÄlts^mp}ä«g«ivin* GebuH der Frejkn IJtadt Dää»|^ .4fl§£; 

Vuat b September 11)21, tteir. Erledigung von : 

und ErsratturiK'Süiitriigfji aus dem Personen-, Gepäck-. 

. Guter- umi. rierverkebr täji O.stp.reußftt ... 411 

•>fn ü, Sepiemkcr 1 4 »21, heu- aolifme Ein- und Au-ftihr dee 
Eiiizuc^sguts bei Veirsekstipge® «ijk urjd ntU*b dem besetzten 
Gebiet des Westens . .. .. .. , . . . . 412 

Vom A. Sf'idt'inlter 1921( -bettr f - • ; ||2 

Vuiu h. .September 1921. betr. St «(ist Riehes Hüro bei den 

Eis?iba,hrtabtei 1 unsei« des Eeiehsverkeiasininipteiiutnis 41 ä 

Vom );J. Siip lern her 1921, betr. Ett.sUmaiis<)ulü^e Jtirjisntpft 

des aeiierortient lieben Huushoitr-.415 

Vom 2^, SEpleißbeir JJJjjS&.jHrfii. VbrwaltnnKsköAlen. tfer. XOB- 

bnuverwnlfMrig ... 416 

Vorn 17 r 1921, !»■•'r .Sno.«h->rr«thliV:hb»ngsa.ii.sst-liijsM 417 

Visu« 22 September 1921. buif. nelasi'uti.ir-n u iiu t '-e . . . 421 

'Vom 21k He^tßiplüer. 1935» V^c ■*:)ofrit)gever!abroji apf iHWer-. 

böticn und Umlmk-u liee . . ... . IAA 

Vniri 2Bj.'tSk{Retf>tmr 1921, be-tri Meldungen über';.Retriebf?- 

rli) mögen an iiie Geu ora IbetPb• hs-Teit.uugeo , •• . '2-. .■ 126 

Vtrt» 39. Ss^te-mkir 1931, beit KoieWA v ' k< Ers-JAlo.it 437 

Vom ii^ ^eiibfixnbktt 1921 v betr. v<?rbr«K;be;r\s«.dn^: . A nscjijlig07>;7 
\nm X Ok(u',..'r 1921, neu. ^Autvrafidsent-eif'kiiütuii: des Zng- 
persiouiils bei der Eeuftseherj KeidKbnljn ... . ■. 1‘ ')_ r . 
l'eui d. rd'iivi..')- 192». bei r. 'l'rr_-e'.v!d----!r bei .Dieastjradseu tud; 

!Frankreielt (PaCis f lind bei vr.rU»ieri:ehcttder t,lese}tti 1 
»ie<'U‘i .t*'rr~e)K>;. ... tb-v 

Pwtißw«.' >: ’ ' , i / it W .«• A nd e r t>. n ^ r, e r V- r r e i d n i* o z . be- 
r. r - I ( V n d ü i 11 V e f *> l u V u <• b t r< > K »1 5 e i § n trii' U | v e v - 
fatiren. VW *1|.: Soptejnbei' 19 H {("»«-ot-XrAnijid. :S, t V» i, tti) 

' Vfko 3f Juli 1921 

1 K> a»|.ii„i]f|.N-'i. !iVl' i'U n.td.t'l > i ',, ifligfi iViwif-/Ki, i S IS.'i.) 
i ‘> c I .aivitvie i.oi felsrende«* ttis- .td.vse!« ■ 

-.8. b. JAk? .V^rui > dniird;.;.')i^it , i^4MM^, Mjtb ;j: *,• 

tum II. SsjtO.-tiit.K'-f I'.iil i*'.■?•>.«>?• *.sa«imh.S 170 mal 171) in der-F;'«.-t*v<ng d»-r S- :- 
'■it'ini"a.:'ii pn*n 27 AJArf l01f< CGrOet>‘Ä?»u'.ul. S. 7,7 imU IJk; '■■ ■'•■■ 
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ISfES ! : H>r» S- Hi, VHÜ S i.M VMin 10 A ftril 1«!* 

191$ - |$J 0.*0> jjj| uwW ! * A »!•:*?-.? KM-? ( 4 ^s“t//<,iaa»üi. t? ; » ).*?*. $; J U 

lÖÖCi. 8 . 20 ) -ow'io 0 ^- vom ' 21 . ->«'>»t^*mb* : l&K» S. i‘.C } 

wii‘4- •}*$!&< au Kraft fct\t fi>!^^uftvr AOaml^ruvi^; t 

'[.;\ y;A;r. it 1 /.Iro; iS l . YMm 1 .• 

Miüitftyr“ ^ $# 31 WiiiUi 4 ,Wterai>w A iin'd.; ; .^ : '' ^ 

..0» «b>f !i'H,' Worte .mi Auit^.ldsit» \ 

a.c (. *J An civil'- jäg* >‘-*x\'?.>*?■ \W,* AOs. 2 <W'•£ 10 t-roi »Br v «,.;w ur»;* 

.,8u-> l'f'Oi hi it tl<>m 30. Juni 102t nnlo»r KfvtlV, 

| 2. Uv~ .Si,-,atoniitii^tV;TU*ui ytfrö ♦.•;i-j.'icIo 0*0 $$ AVr^nhau^v 

; '• tr.‘<JrHi. li :^pöoiOkr 

3. lf*0• mid T•• >0- >1 «r^)>ii'^üVlj\ Al 

TIC 13 *U. 

1 $ tW'voii■ iro* Tiiil Vori'dnwniiniii^ nt ki-^'. 

%ty# Y^r-O-Isw»«!■:• •-£.i---i-l k u ifd Jm'M-’uO a V'rkiind^^. 
vwf‘«.^');ivj^i<iiioiv^u M-d“> J^in^cnM-hv äoii^m Ovliroovh ^oku M h.v 

. tMw .(uii tiüj 

f* £• ! * i i H Ui - « i. <• S, { .,( ;. t vT|i ‘ h i - t •• | • M m.. 

<*o?e(z> 0 $1 i r »• 1 | »/ /i <\ :., *» »:J *vi u* #> i * c il ».* j| |! u ri g xi *.*' r <•» ?i f | | j| - <• ; 

o T-. ir u h *•• 0 il V « Z i.* - t .i !i *i i •.' K* • < i < vl p - M. i n i ~ t v £ I cl - 

Oi f »Mit “A OUi. i;3. 

) i:i^‘iji.*;4ni N • • • S../.-.J, r»v-vih-i (i- '.V! < l>T. ’ 

t mr l.'H'ii >.-.» ! “>^- (ftt** G,v;i> 

i ■ 1 j' % r ■- ’ v V / - •* .• ! u- fi 

( ‘i** cit-i iuvhg^MJMt -j*'- M.ü.u-t r !> .n*f <^U Yfiüv i^.'-ju rik- flti 

- - '^n'.h-‘ 'V ..f-■■Uf;Ü .Y« • * ‘\i.,; ♦' ;:tA -•,■ f iiU hl ’.v':,,, 

«i«‘.r nud ,tU*t \\ <t *syr>! r.i lion \\Y \i»?j it O-.f» UU» 5 tt< <•-• »• 

ab^r ' 

S|: m Afi^d^u*'uU-Oriv-ok \\ dnd im -S0B, 

h'iXÜr- •'.' I **• t *•* i tiniMK!;;. . 1 > r* nifht [\m( «Mk i* ;.. '■4nr.:'Yij:vl>«c;A 

0‘iffn r:»h;ni th»:i t’niikvn :f n >k h W ^-( t r;1 r.- t . .mit -bin M- 

; fl. Efriäröü>'T3 Uöö lAiMTpjLi : t . \ ' • ‘ k l 

k ^ Ml ! .uW- ml ‘•Vtkmo.MOc An ir: - 

kt . ;Ü;U^ . IviyirfcO tOb], HrUi'teM 01 * x\m ! v 

: AtOf--5^'':dt*!Jvnv;4f-k* j^od ■ fr ■ ff.' fh *-. \: 

-;At ifn ii^bKviüö?^fj> Äti !:;;jf.l'ÖjßpHtli'' f »JüA 

U^ütV’‘>i iaR-Opn-■..^u;’.^ 

li>r? A ..fxiWö.t«- vv»^ ; ja* iidfc>ai; vi>n 
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Großbritannien; Eimemi ball iigest'i/. (Kail w • y | A •• n I-*iJ (it 
ü»d. 12 Geu. S. C’h. 55). (Gesetz- itber 4 io IteurganMijon tm«l 
künftig«’. Heglmi« «k*r Fasenbahne«; über Auttichtiug der Yer- 
•bintUiKlUceiteti» ilie im 54 05 «mmcnltang-mit der •.<(»«( liehen Yeraal- 
lus>g ;h>r Eisenbahnen enidt«n<fon skul. f*rn«rJO*er Äiuiecuög -.te« 
Ge sot«e.? i.ibf;r -die Eisenbahnen utul- tle* \Y;.!hei-b»\si<dicn* -Io - 

’Tü Ifk A ntmai 1 ~ 


•»; $|pj VH»' tiim *i!tu nU^Y Y UV > 1)! U l> i rt h. rl 1 5 0“UlShi*Wl£ 
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Bücherschau. 

Besprechungen. 


Schubert-Roudolf, Die Sicherungswerke im Eisenbahn¬ 
betriebe. Hin Lehr- und Nachschlagebuch für Eisenbahn¬ 
betriebsbeamte und Studierende des Eisenbahnbaufachs. 
1. Band: Elektrische Telegraphen, Fernsprech¬ 
anlagen, Läutewerke, Kontaktapparate, Block- 
einriclitungen. 404 Abbild. Fünfte, vollständig neu be¬ 
arbeitete Auflage von Roudolf, Oskar, Regierungs- und 
Baurat, Mitglied der Eisenbahndirektion feerlin. Berlin und 
Wiesbaden. 1921. C. W. Kreidel. Geb. 60 JL 
Schubert, war mit seinem vor mehr ais 30 Jahren herausgegebenen 
Buch der Erste, der eine für weitere Kreise der Eisenbahnbetriebs- 
beaniten bestimmte Einführung in das Eisenbahnsicherungswesen brachte. 
Sie ist damals dankbar aufgenommen worden und hat nützlich gewirkt. 
Die letzte Auflage erschien 1902. An zusammenfassenden Darstellungen 
des Eisenbahnsicherungswesens ist neben den großen Werken von 
Scholkmann und Scheibner, die sich weitere Ziele steckten, später wenig 
von Belang herausgekommen. Eine Neuherausgabe des Schubertsehen 
Buches konnte daher an sich wohl gerechtfertigt erscheinen. Daß dabei 
die vielen Neuerungen, die seit dem Erscheinen der letzten Auflage auf 
dem Gebiete des Eisenbahnsicherungswesens zu verzeichnen sind, be¬ 
rücksichtigt werden mußten, ist selbstverständlich. Diese Forderung zu 
erfüllen, bot keine besondere Schwierigkeiten. Die Bedeutung der 
Siclierungseinriehtungen für den Eisenbahnbetrieb ist im Laufe der Zeit 
aber erheblich gewachsen, und mehr noch als früher trifft es jetzt zu. 
was Schubert in dem Vorwort zur ersten Auflage sagt, daß es nicht 
genügt, wenn die Beamten die von ihnen zu bedienenden Apparate nur 
sozusagen empirisch handhaben, sondern daß es für die Sicherheit des 
Betriebs darauf ankommt, daß sie die Kenntnis der inneren Einrich¬ 
tung und der Wirkungsweise der Apparate und Werkzeuge besitzen. 
Nach dem Maß, in dem es gelungen ist, den inneren Zusammenhang der 
verschiedenen Sicherungsvorrichtungen und ihre Bedeutung für die be¬ 
trieblichen Vorgänge leichtfaßlich klarzulegen, wird der Wert der Neu¬ 
bearbeitung einzuschätzen sein. Ein endgültiges Urteil in dieser Be¬ 
ziehung w’ird zurückgestellt w r errlen müssen, bis auch der zweite Band 
vorliegen wird. 
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Der erste Bund schließt sich in der «llgeavemeji iVüocdmmg im 
wesem lieben der S*.diuberlmlKr.jVIjei-trheii-miir <«u, !vs w. rden z«oä<*h*r. 
die ÜTUUiHiegi'iife tier Flbktn/iudGoSice erörtert und dami ttaeheunmder 
in l.*esoiuter;M> AbseUniUeri die elekuDohen Küf- und Läutewerke. (im 
rdekt risol»eh Diihr^n^eliwittdigkeit.-uvr^nr. GleDrnokler und Zu.ganfciin- 
diier. der elektj^dn? Telegraph, 4a.-» £bit*:$nal twid die.eie ktri-»oheu U l?r>->>. 
der I^Ecriapreeher und srbließiidv die Bhw kd n riehtongen• bnhatideU.. 
iK's.-lirettiuug der Apparate ist im allgemeinen gut; sie wird dnndivveg 
durch.. vinireCitiche AM'ujbuugOH »mierstdizt. -Au 'um neben' Melio» wiTd 
sMiyröl: &ii' Vojtk^nut^idjiOfi vbr;‘tü*g<^e(zt oder durch da* itest rohen, kur/ 
zu sein, die Ver-jdfuiliciikeil Winirndi'ltgt. AVer -ieh z. ft. über dir 
IhipnuGor ting ‘*&M FeTß*?prfi'4it»ihingc-ri HUterriiditov will, ft ird voit den 
^ttß-'iieiU'efr Adytiihrtingen des $ 134 »s. -4H kaum heftiedigl sein. Ob 
der in einem .einzige« :F<iÜ mit nifetst iijtßeSfnHeuern Erhtlg wiist>eldlu te 
AerilralumsidialKM- fiir Teb’*rnphehb?üu»szen in due-etu i/.juii eiu*- »> 
cd»gehende Br-.scbieii.m»tr verdiente, kamr zweifellmtt -eit!. Dain-emu 
• enaiftt.. man bet dm- fteh« ndt.ß'nig der Kimtspm-ber dir seit nur («son 
..t?Ud:‘pen<b;hvänk«' .. Ve<r «Jtern «fahr hättet) hferlVei innige linixidekvtugotj 
über die An^hijtiunc:. Btr de» fcindentebrilirMt'iird. 

nirid iei.ii-!> --i.'iten 

Iree Abscöoiu über die Bku kGuridUiiiigeu •bst. nt- undi die ilnb' 
vini!..ni;vb‘'t!ti>'ie iui wiGeutiithet* bt-sehHübcud I ber liue beU'ietdnjie 
^«rrweßduhg pfefehlstelteift, vKKfelii^len^ Arten der 

’ Z ipm «bbuo,gii&:;;; .An^etniniigoarhib ik-t elektrlst tiejt 4|iisif.uis'iJf‘rre) harte 

^ ftGUmtdti« 

der ftertietiuogÄböiulUttrigen ( Jftick-tdwkiiuig. Zust lamurns;: Brl«ulimvs 
».bs.iVi. 

tv- ’i-K /.i vriiiv-vtien. ditß bei /weile üduti dem er-Giienenen 

ßairl .fuf&f, AVf©bn jididji.. wib : bdriHjfe be-merki, erst ddhu bin ob- 
.-( niießowltv Krterl über de- Werk ■Higogtdipn vvi-ideo kann. 8« hindert 
das mehl den vorliegenden pi-Hen "feil adfüi alb '-eeieiieies Ui lfs- 

tnittel zur Kinftib) Itviif ie #> beb:UHSeite G(»h»>l.r<i out;d : v*Iden. Ih . ■ fr. 


Hluin. Otb 


Hait¬ 
is r V<. eil’, r i k rv h !' (i il li ...• J H .* ]' e e t, fl i k, J It! 
b !MI de.M '-i Unude und 'Mß H. tw Abb. 

KiuUgftri •iiui.'B.erJVu Doutsdie Verlag-siust.di Geb 7C f .#_ 

i'nst*ii : dem biyrhegbrideii- Werk 

• ‘inen föngeustctml. der xum Teil ziibinnmerd'SÜi jm it den it-eiTliehim \.,r 
«ätzen, die dr im vorigen ddhrgang iliumer Zeitschrift' nntet 4er riw?i*l 
flyflHflti; iDyAvdrbflobtlieid bdb bi-? 

iftU di.*v> z. B V-*u ■b.'iu ‘vr-|-u Abe.4M»d.t ((»««•gra|>|H^du* t iritmlliigen des 
Adefkebrsi Um den ibor.vbltingm.i über die Steiliiug I lein.-iddaud- .ui 
\feltvprkel) r (Batid U H. 4f,Y tmd Itb«r du« Sirylbin'gsuvosett (Uan.it II 
S. Ai* ff.),' lüde- weriS-u .uivh dnw- ‘brngeit ztitn Teil uiitcv .iiid.-icn < - 

sivlitspnitkleii uihI i« andvrefit .Znbdtiimddbufig •‘ideiu tiiei. &» iMdbibU sn ). 
keine«’.!egs bin einen Ym<-’b ir.Kb .r k der Inibi-r verdfiemln bieit \i«f 

«ätze ’Du,« v'<ir.Ü«gnri»le Bin?)) *idjdi)d iiferbdwptArtÜlbr geBebridboo zu 
«ein, äl« jene Adf«ätzo, und lieinvrkt. 

vor dein AV^itkrieg. XKe.« trifft- d'llbt’dibdA Hidbt; adt>y; ?-H., An ' ielnit 
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Stellen (z. B. Band I S. 285 ff.) werden die Vorgänge und die Folgen des 
Weltkriegs in die Betrachtungen hineingezogen. 

Der Verfasser zeigt sich auch in diesem größeren Werk als ein 
begeisterter Vertreter seines Berufs, als ein Mann von vornehmer, idealer 
Gesinnung, als ein gewandter, kenntnisreicher, viel belesener Schrift¬ 
steller. Sein Buch gibt Anregungen nach den verschiedensten Seiten 
hin. Der erste Band zerfällt in drei Abschnitte: Verkehrsgeographische 
Grundlagen, die wichtigsten Tatsachen der Verkehrsgeschichte und die 
Eisenbahnen. Der letztere umfaßt mehr als die Hälfte des Bandes. Der 
zweite Band enthält sechs Abschnitte: Seeverkehr, Binnenschiffahrt, die 
Stellung Deutschlands im Verkehr, Verkehrspolitik, Verkehr und Sied¬ 
lung, Beziehungen zwischen Kultur und Technik und Verkehr. Post, 
Telegraphie und Luftverkehr werden nicht behandelt. 

Am Schluß des 2. Bandes (S. 303) bemerkt der Verfasser, daß sich 
sein Buch, wie manche ähnliche, an den gebildeten Laien wende, 
daß es „den technischen Wissenschaften dienen solle, indem es diese 
einem größeren Kreis erschließe und das Verständnis für das Wirken 
und Forschen des Ingenieurs unter den Gebildeten und den führenden 
Schichten verbreite.“ Dem Fachmann wolle er nichts Neues bieten, auch 
als Lehrbuch solle es den Studierenden nicht dienen. Der Verfasser 
nimmt also an, daß die hohe Bedeutung der Technik in w r eiten Kreisen 
unseres Volkes nicht genügend gewürdigt werde. Ob er hierin nicht irrt, 
möchte icli dahinstellen. 

Der Kritiker wird an ein Buch, das wesentlich diesen Zweck 
verfolgt, nicht denselben Maßstab an legen dürfen, wie an ein streng 
wissenschaftliches Werk. Anderseits aber darf er doch gewisse Be¬ 
denken nicht unterdrücken. Denn, wenn ein sachverständiger Techniker 
für einen Nichtsachverständigen schreibt, so ist das Verlangen nicht un¬ 
berechtigt, daß er sein Gebiet vollständig beherrscht, und daß der Inhalt 
des Buches auch das bringt, was der Titel verspricht. In beiden Be¬ 
ziehungen habe ich Bedenken. Das Buch soll handeln von dem Welt¬ 
verkehr und seiner Technik. Unter Weltverkehr versteht die Wissen¬ 
schaft, im Gegensatz zu dem Verkehr innerhalb eines bestimmten Gebiets, 
den Verkehr, der sich auf der Welt, d. h. zwischen den einzelnen Ländern 
bewegt. Line neuere Richtung der Nationalökonomie unterscheidet 
daher die W e 11 wirtschaftslehre von der Volks wirtschaftslehre. Nun 
handelt von Weltverkehr in dem 1. Bande nur der erste und zum Teil 
der zweite Abschnitt. (Verkehrsgeographische Grundlagen und die wich¬ 
tigsten Tatsachen der Verkehrsgeschichte (bis S. 134).) Der dritte Ab¬ 
schnitt ist eine Darstellung des gesamten Eisenbahnwesens, 
wobei der Weltverkehr kaum mitgestreift wird. Der Verfasser spricht 
da von den Aufgaben des Eisenbahnwesens, vom Personen- und Güter¬ 
verkehr, von den Tarifen, den verschiedenen Arten der Bahnhöfe usw. Wenn 
dabei auch Verhältnisse nichtdeutscher Länder mit berücksichtigt wer¬ 
den, so ist das doch kein Weltverkehr. Und Erörterungen, wie die 
über die Verbesserung der Linie Hamburg—Frankfurt a. M. (S. 156 ff.), 
über die Umgestaltung der Eisenbahnanlagen bei Hannover (S. 172 ff.), 
den Verkehr im Ruhrkohlenbezirk (S. 245 ff.), die Kleinbahnen, die 
Städtebahnen (S. 263 ff.), haben doch wirklich mit dem Weltverkehr nichts 
zu tun. Ähnlich steht es in dem zw r eitefi Band, von dem eigentlich nur der 
erste Abschnitt, der Seeverkehr, als Weltverkehr gelten kann. Der zweite 
Abschnitt, die Binnenschiffahrt, behandelt zwar außer der deutschen 
auch die Österreich-ungarischen, die französischen und die nordameri- 
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k&nteclmn aber doch 'nar \hv<* Etuslelnuig. ihren 

BeCriei'/ä«** Verkehr aeu diesen im 13iri^nii0it geiegemm Wassers i raU©b<.' 
nicht den VV e U verkehr VoBimdfc »im AhsduuOti Jtof uiid sechs diesen 
Bande*. ln dem erstem* \M«rticn die VV o b n u fl g .* u o l und di«-- Mi im) 
gfc.U-dlli'ch d^u Bali vou 
so,vei£ Ahe SiedhurgSji jSIiti k wigehekd; ul l\ üVHrVnhit • 
dem ÖVieiJ .ki^röchen, in dem ieixlemi iioter der 5 

/.ieh ungern ^vi-rhei! Kultur m»!. Technik des Verkehre „rigeMhclf hin 
jpp mmnsrhe V ; nt*vrn»osr-u. Audi di?*sc VegeimtdiuJe hiogaü Aich 
m fif.-r iiu* Rubrik Weltverketii: kaum Ibis }>mh »«ring*. 

>/.-• feils w eiliger teils mehr, bis -der Ti Tel verspricht 

WfM, äff *h*t r h H 1 k d «'s Vf e I i v # rk e h i/i* spricht der Yeri u •?■-..■ f 
kflinn jetua!*- Kr erörtert die der Technik in^hem'm^rfe |ar 

das is*»>i\(uu> \ erjeeh rs *>ken. db Kntw b’Ueüg. den 

Uifsimrung • de* VisUA,.- uns Hille dm Tm-hmk Hi Deulseidand und 
♦Anisen wtihmy läimiern; Und tkhei w ird der Ih'grnf in einem sehr 
W‘'u>-n Simk geneniinruA. ünwl U / 2ikk Anm. U auüeCt -e i» der Vir- 
i;r‘s^r über all dos\ vrak mm imu-r iWhuik begnuH l>ie Technik *ei 
niohT ^eine. ;Vfl Attigeytumher Ai.U.U»Him.tik mul >nuurn i-Mum h,di \ v enu 
-ie und» behli-it. \\ i sseusek^Hrn min vbd Verdankt-. ^Sie mdr* \/< huehr 
^}b<rindig lieben ihnen.. „Sie enu-pnng«* w \ n —h ;t 1 \ Ij e h e n j/- 
ddricu^eo. amm sieh Audi nach sk*M»o ndlgiiBcr Ascher nud müh/ 
u ii scher An tü es eilen/ Bei dieser weBhemgeu Aufjussiiu# dort c- 
•M-ki Timln wundern. 'vinm der Verfasser chm.» gm he Auwald een Fragen 
Mi seine kdairierinigen eih.ki^j’tdih die im : h *ii?;vfAÄSfu^i^-. 
aN ieehmsrhe uii in berruehnu werden A* Ir^rlmfUgl sieh hesenders 
emgidnuej aeeii ein rein vnfkvvviflsidi^tUiidirii edpr angpnl(?ki.AVVri.-adidff.- 

lidmh,;.■■ Hr?d Biwh B. den Ki^nWiidJ ? v*' r i f '*« n, 

«Uhi i n rj f r|i ? jtu i/i fe h aUti ihr e in Äuflimi, k»H 

der irirfsrltaflliehe.u KnaieUnng der Inrntbidimm, iler i rage der Sfa.ii- - 
und 1 Viv;ubabih*)L dem VinhhBüiA der KisetibaUueTi :m iU>u W\x^r 
•n:/Hi ; t!e-r nrgaMmarmn der Keederei usw 11h v kann „ d «hm nun 
m<hl nime/r i/dg^TV. WnS ’o.bvr dir Krbn^ttrgeii 

uain-u mehr <>diH* /t-m-'., -lul der i »hoftlatdiiv heiuHmn .mgeuKtmiJe 
At h ue hi ent eingehendem Siudium. leh fjuijV* nirgends spnfeii ilnvmu 
d ih der Verfasser die gmudh i:« iidau >ifu-i- S erkehvsw \n -*^fl 

f'jeh neiiiM? nmi- lee.l /»:n Ad VV,*i:oer\ du-en < i«hn. V Vit uv Dr'u-h. des 
V^hrk \nn öie:st> über dms Sf i ]üe 1 \tt$rl f\vi- di(? \ ntrr- 
-firhun^en vnn Ihuers iiher dio [linnemea--er* i ni l<-\y u-v : g«de. r rji imhre 
\/,r einned Auf!*' e h 0t\ 7/Uul rJus S«diH»i»f{.er>' Vn.lks\vi.v»Vhafishd.i/’V 
Di?it V<n"f?j^vVr %inc ivenmni^ ^, v a$f.iillkrh..: A1dh^iUiiitf--.g4-/n• *rj 


aiii/.eine-M- /addsehriBen und {•»ruseiihrtm w. verdan^^lPiP|Riil 
niidu :n/r, dah gegen \Aele stdiier An^elmiHingml und T|rtei(e niehks ein- 
>iHVveitVfi^ril' j?H. Z; lk -uHf Trhül id^M- die (knuhd^neiie der Verei?n^H-u 
Smaom um Aiümriki* (Band II iväi, ’^nio HBgeiaitducn IddruiTditrigcn 
Hlarr il\h Wirkungin ' r V’e rk eh i'a) n 1 1 {td fda;s $. I0r— t@I) (d/ts herkhmie 
V\ Arte von R n.i>3v lilter^ihrr v^ehtuht dih' Vd y fasser un-c k uirht /ax ki*nne^v) , 

die yii ^tmmenkis<endi’!e nenn mm.|i Jiielif. gerade neiei \ e e <jii mng*«». 
(ihor. da*. Verhabnis der WirkelirsmiMeiAiu.r « Afme/. hk<„t (das / da e« * 
du* kel ne id iine'ü hila-r .das h* r-'/Ajadl wesen und sein* V>mv iimiev* (ihn- 
S. 2B7 ff.l U. tiel Thigagen AUinle der Ven.-iss-e -eine HemerK 
über den g'k f imdiisvdjeM riunn n h; (8.. J/s, Anim) me.iuw Meiumrg. meh 
l.e^er nnrerdrm ki haben. Jhe-e ■ Frage ? die übrigen^ der TVelirdk* lind 
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dem Weltverkehr völlig fern steht, beherrscht er nicht. Aber auch von 
einem für Laien geschriebenen Werk verlangt man mehr, man erwartet 
eine tiefere Begründung, ein reicheres Eingehen auf die Ansichten 
Anderer, besonders, wenn der Verfasser des Buchs ein Hochschullehrer 
ist. Dabei möchte ich noch auf einige Ungenauigkeiten hinweisen, die 
auf ungenügendem Studium der Quellen und Literatur beruhen. Was der 
Verfasser Band II S. 124—126 über die Wasserstraßen in den Vereinig¬ 
ten Staaten von Amerika sagt, ist teils unvollständig, teils unrichtig. 
Die sehr gründlichen Untersuchungen, die in den Jahren 1908 bis 1912 
über die Wasserstraßen in den Vereinigten Staaten, wesentlich veran¬ 
laßt durch den damaligen Präsidenten Koosevelt, vorgenommen und in 
mehreren Bänden veröffentlicht sind, kennt der Verfasser offenbar 
nicht. Hätte er sie gelesen, so würde seine Darstellung ganz anders 
lauten. S. 199 unten wäre dahin richtig zu stellen, daß schon seit 1913 
in den Vereinigten Staaten der Paketpostverkehr von der Bundespost - 
Verwaltung besorgt wird. Band II S. 290 hätte wohl etwas ausführlicher 
über das Corps des ponts et chaussees, seine Entstehung und seine Be¬ 
deutung, gesprochen werden können. 

Ich habe im Eingang dieser Besprechung dem Verfasser warmes 
Lob für sein Werk gespendet und füge noch hinzu, daß es immerhin von 
Wert ist, das persönliche Urteil eines klugen Mannes auch über Fragen 
zu hören, in denen er gründliche Studien nicht gemacht hat und die er 
deswegen nicht voll beherrschen kann. Anderseits schreibt der Ver¬ 
fasser viele Erscheinungen und Erfolge in unserem wirtschaftlichen Le¬ 
ben und vor allem in dem Verkehrswesen der Technik allein zu gute, 
während eine Reihe anderer Einflüsse raitgewirkt haben: er überschätzt 
m. a. W. recht oft die Bedeutung der Technik. Da ist eine gewisse 
Zurückhaltung seinen Ausführungen gegenüber am Platze. Aber, wenn 
ich nach dem vorstehenden auch in vielen, grundsätzlichen Fragen 
anderer Meinung bin, als der Verfasser, so wiederhole ich doch gern, 
daß er uns ein gutes Buch beschert hat, aus dem der Leser, für den es 
hauptsächlich bestimmt ist, viel lernen kann und das er mit Befriedigung 
aus der Hand legen wird. a. v. der Leyen . 


Cornelius, C., Eisenbahnhochbauten. Handbibliothek für Bau¬ 
ingenieure, herausgegeben von Rob. Otzen. 2. Teil: Eisenbahn¬ 
wesen. 6. Bd. Berlin 1921. Jul. Springer. VIII u. 128 S. in 
gr. 8° mit 157 Abb. Geb. 22 

In der Einleitung wird von dem Verfasser mit Recht hervorgehoben, 
daß der Eisenbahnhochbau ein viel weiteres Gebiet umfaßt, als gemein¬ 
hin angenommen wird; es gehören zu ihm alle Hochbauten, die im engeren 
und weiteren Zusammenhang mit dem Bahnbetrieb stehen, d. h. außer 
den Bauten für den Betrieb und Verkehr auch die für die Verwaltung, 
sowie für die Wohlfahrt und den Aufenthalt der Angestellten einschl. 
deren Wohnungen. 

In manchen Fällen decken sich die Aufgaben nahezu mit den im 
allgemeinen Hochbauwesen bekannten. Zwar erheischen auch hier die 
besonderen Anforderungen des Eisenbahnwesens Berücksichtigung und 
führen zu nicht unwesentlichen Abweichungen von den üblichen Anord¬ 
nungen. Vor allem aber werden bei den Bauten für den Betrieb und Ver¬ 
kehr Bedingungen gestellt, aus denen sich ganz eigenartige Lösungen er- 
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goben. In de i j&uL«icfchiug dos KigonbahuhoclibJuiK . erwic- sich ’ h*i 
dfer sehm?H wachender» Ameiehmmg \h?rkehrs nnrt der Sregmuig 
der Ansprüche fertd eine ^rigaiHmefilassoud^ nnrt Behand¬ 

lung dieser Fragen als rtfingeiitl musvandtg, ;J5s sei hier der großen 
Verdien -io gedacht, die mch 'd**'r liizwit* hen verstorbene hochbei \i teidihlllitpji 

.'VeffkeJ.irami nteieri ii-nis 


. t;k. 

Wirk’l. Geh. Oberbaurät Dr.-lng. HiUlcU nnl diesem Gebiet., itt$Ue$ou«lc.re 
um die Gcsra) i injg Am -; £l'i^c?tniia hint|ii><:th.!b^ • nach i;d nheUiirhen Grund 
satten erworlu n hat,- in tiefem Eindringen in die PxXddemr den Eiden- 
bnltnimchhaOi; har er. urdorstnui von meinen MitnrbcitirM, Un den Be¬ 
reich rtet ehern, p re u ü i sc *lv h ess ) «e I i m ■ Stauiseisenhahoverwnltnüg die 
Wego 'tii Atinrdnuiyjm für ilift vei;^Jedetien GebftWhv 

öTlen 2 'f^'i‘^cn mii.t für die ad.twim«bo 1 Mmiibi'Mung der Ban tun .seine 
tfNirUjc kUttjrdtcrJ^vdie Kraft Wrigeaetef v0as' fötgehüF.. dfeser ArbGtod 
>}»nr>m. an*.dun zuldlosen. itaupts;tehboh in der Zt>n ra pulen veddseiod?*- 
iWn\ir Aufedog* ^meldeten Rainen *u vum, Die gesaininetten Erfabnmgttf. 
g'hd ad im;' Teil in einer .Reihe vmi \nwe.: ; --rtngt m.-Varseliriflen Und 
\fusfcrcJ|twM»Jen ■uirdveiodegi'. f'bnr äb^gehih-fte B.-mma geben viele "Einzel«. 
vernffcnUichungen Anfsrhinli: ini tibmaofi fehundvü die tdr^Gifagiirc /Lite*- 
mhir meist mehr oder weniger g^du* Teil*' diGeldern 

Yhu V.hr.liegende Werk des Miid^tfu iulntis tVnudMis gibt einen kurv 
gefiifMen ttherkluk über diis gesamte Gebiet und beh;t?ntelf denjgenuirt 
;wi-auimrvif.inseTid alle Aufgaben unter Be<rdirarikimg auf die YerhäM- 
tiGse b«b ih*n preußisch hesGsGKui Bali neu. Der umfangreiche Stoff ist 
bhersuhtlieh und. »ystoinaM&'h. gegliedert;. die A •»Ordnungen der wteh- 
Uir-oen < iehdudckafe^iM ieo werden erläutert; uußerordenUbh r.fcidtlml-' 
tiges Bihirmitemld ip d<thF ;füx*chrteidieh . .msgofuhrtc Bähten w<>><iet-' 
gegehon v?erdeu. erguwt und uoterGbGd die Ftariegmjgru. iGnkvfi&j 
# mUerwmse v ,\ t ' { ) undif gr;uM' ThiH»rie.g^l!i J Ocid. vielmehr werden vcut der 
Praxis grünem Ihium du* gohhurc?} Frdrlue b<og.va.hrigor Erfalirungen dar- 
gebohui. So enrhivhc rtH^''iMhdi ojne ? : nlie hatten und Malhuigaheji. 

v*m Details, h'lr die limere tdnrjvldungv Bat^cWilge für »'lie Aust'ührm^ 
Ofhi liinwci-e ? nd rtit» VerwaBungs- und Fumu^rirdiiun^. die es dem 
I><iucnrtr*h T iashesmiderc dem Beü «dcn n %i och w er euthehrdichirn 

lhMhünm 1 }» werden Uss.m 

Möge es mit iiaM hm trägem, di'* KrimtrtU ituev tipn IdniJaüg umldie 
JhuieUtün^ dc^ Eise^bühfilpFrtihöü«# auch ViUberfdMb des ivr^tew* der 
SfMWaIfaejrknJicgcn w ^ •erhrviten. mud dns Interesse für ihtt :mi fürd*- n«. 


Bahn>0ri5, Bih tatd dor voh 

der SvF i i-«>eiui]nuüi‘dvCreu mi?er FcButjC vom Uemmlug 

< J i ,01 ü. lh;hmiirekt.vr-. Shmkhfrtm. B-M O- J n - Sru iV**flovh.* 

■l.truekerei A kv 

Vor vinrgen \louafen- Ft *mi\ cm ed:..i;idme> Werk .J'wmlära’* 
auf deu r ! tseii gekofvnuen. 4m i'üj dh> Ausidhinr/g des sehv edmvleu» riecu- 
hahöt^hnis/dierv U Kovvobi im AcAihati aU auch io der 

Bahhürtt^rhahurM!,; Brr Bjud'ccldrikep. Ar<‘*hit^ktidn \^scK7he>deohrok(*r 
hestunnrt ist nr«d uixch idnwnm iTigcmcurcn in »hren \ustnIdungskm-smi 

' \ . • ••>•■' ’/.•«’■ r S'd , id h&S ‘ - , ■ 1 ■*■ 
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Ingenieuren und einem Telegrapheningenieur abgefaßt; daneben haben 
noch frühere Ausarbeitungen eines staatlichen Maschineningenieurs über 
Lokomotivlehre und eines „ersten Telegraphisten“ über Elektrizitätslehre 
Verwendung gefunden. 

Seit Jahrzehnten wird die Ausbildung des schwedischen Staats¬ 
bahnpersonals im „Befehlsgrade“ in besonderen Schulen betrieben, wäh¬ 
rend das niedere Personal, Bahnwäohter, Stationsbedienstete u. ä^, die 
nötige Fachausbildung neben ihrem Dienste auf der Strecke oder in der 
Station erhalten. Die Ausbildung in den Verordnungen u. ä. bekommt das 
letztere Personal in seiner freien Zeit. Besondere Unterrichtskurse sind 
nämlich in der Regel für diese Bediensteten nicht eingerichtet mit Aus¬ 
nahme der Stationsbediensteten, die innerhalb gewisser Teile der Staats¬ 
bahnen zu kürzeren Ausbildungskursen zusammengezogen werden. Die 
für die Befehlsgrade eingerichteten Schulen sind für folgende Be¬ 
dienstetenklassen bestimmt: 

bei der Bahnabteilung: für die Bahnmeister, 

bei der Verkehrsabteilung: für die Schaffner, StationsVorstände. 
Bureauaushilfen, Stationsschreiber, 

bei der Maschinenabteilung: für die Lokomotivführer und Loko¬ 
motivheizer. 

Daneben durchlaufen die Bewerber für höhere Befehlstellen bei der Ver¬ 
kehrsabteilung eine höhere Ausbildungsschule. Unterricht wird außer 
im eigentlichen Fach auch in den allgemein bildenden Gegenständen er¬ 
teilt, wie in der schwedischen Sprache, Mathematik, Physik, Gesundheits¬ 
lehre. Als Lehrer sind in der Regel Staatsbeamte angestellt. Geleitet 
werden die Schulen von besonderen Unterrichtsausschüssen. Das Werk 
„Bahnlehre“ und andere von der Eisenbahndirektion ausgegebene Lehr¬ 
bücher können sowohl von den Lehrern als auch vom Personal gegen 
eine kleine Abgabe, die hinter dem Preise am Büchermarkt wesentlich 
zurückbloibt, bezogen werden. 

Die vorliegende Bahnlehre behandelt in ihrem ersten Kapitel die 
Grundlagen der Naturlehre, die Körper und die an ihnen wirkenden 
Kräfte, Maß und Gewicht, sowie deren Zusammensetzung und Mo¬ 
mente, Schwerpunkt, Elektrizitätslehre usw., schließlich eine gedrängte 
Geologie Schwedens mit besonderem Hinblick auf deren Beziehungen zu 
Eisenbahnbauten, die Vorräte Schwedens an Kies und Sand für die Eisen¬ 
bahnbettung, die Tragfähigkeit der bei Eisenbahnbauten in Schweden im 
allgemeinen auftretenden Untergrundschichten u. a. 

Das zw r eite Kapitel befaßt sich mit der allgemeinen Baulehre, der 
Kenntnis der Eigenschaften der bei Bauarbeiten verwendeten Stoffe und 
Hilfstoffe, vor allem des in »Schweden eine große Rolle spielenden Holzes 
in besonderer Hinsicht auf dessen Verwendung für Eisenbahnzwecke aller 
Art, Tränkung usw., der in Schweden verkommenden Gesteinsarten, deren 
Gewinnung und Bearbeitung, dann der Mörtelarten, Sprengstoffe u. a.; 
schließlich enthält es einen Abriß der Meßlehre, alles nicht nur allgemein 
wissenschaftlich gehalten, sondern in besonderer Berücksichtigung der 
I ^andesverhältn isse. 

Im dritten, 265 Seiten langen Kapitel wird Bau und Unterhaltung 
der Eisenbahn behandelt, erst eine kurze Entstehungsgeschichte, dann 
alle mit den Eisenbahnen mittelbar und unmittelbar zusammenhängenden 
Arbeiten, verwendete Werkzeuge usw\ Manche in Natur und Klima des 
Landes und in der Art seiner Bewohner gegründete Besonderheit findet 
eingehende lehrreiche Erörterung. 
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lii, lolgt daß». di«*' nausbuuncböiittn, den Verhall* 

»>*&» 4tea Lunde« fettte p-reol»© »vh ’. niH böoondörer Betöfinftg der liofebaii- 
w»M»i ullfer-kund Statfönseimribhtungch, die udlweise d&n aitetlgea glet- 
• •(»rrt, U'ilw eiso den. bLWodemt Anforderungen de# Landos Ret’hnuiig tra¬ 
gen, wörden in AiTori und Hihi ifb.rgtelUiu't. Bälinein^ätmüitgen- die un 
sohwodischetn Baiiheu den Ligeuhvlku Lande#,, öntepjfßdWöd eine 
ganz andere Verbreitung naben als aöderan'ü. EicteiitiBg^eielMsn tnnl 
viele# auilm* r»»ß öeUMeaäeHttly'antawhjiiingett tu Sehwedon große Bedeu¬ 
tung besitzen und besondere Ausbildung befahre« bftbun, lieg! au;C_der 
Hund, Mit tiiner Rete“ 
pho« eittaehl. der 

gen schließt der erste Band, ■ • .•■ , ,'y‘::. - ■: , '. " - • . 

i>. r /weile Land .erörtert in winen« wesb.ut KarüSe! auf .10 Seiten, 
alyo bohr oingebend, di© Weichen* und Siehernngaanl^geti, jßjwr jßtn- 
riehtungen 'sind ■ >»n tw< Itlabd atia eiugoführt und HiBr-rsyh eUien 
sieb nicht weseut lieh von den lu Deutschland bekannte«* wenn auok 
nutndi« sobwodUeho Besonderheit mit unterläuft. .Besonders findet skh 
hier eins bekannte schwedLoho Agaikht n-wüinit. da.« vor allem für Ytyr- 
-igoule Verwundung .findet.;siel» aber immer weitere AmveiniunKSgebis-t*' 
(‘goberf; f in tkuVtseben-Söbriftnint kt bitiriibnr seliou vers<?biedeutlieh be- 
riehtei worden 1 ). VtetTtagoluügäonoip<lnttf»go)i für:Brücken in Abhängig*. 
iit-ii t’On Äbgslguäiöti siiielott >jcd ikr wß^errekhon Natur Schwedens 
eitie große ftoilo und sind dmnmi ts (imbend.Mngbb»m4 erörtert, 

Der BSsei»-. Stein- und iloizl>fiii.k«nbni» ist auf 118 Seiten - u- llgemniji 
\vi#sense,hii|tl)<‘Ii eingehend mit einer Monge von Hinweisen und Zejvh- 
nungeii schwedischer IkurtUHfiihrungpri 'behandelt. .Auch liier sind 
ninnedie LiffflHstio der SraUir ätxl de« Rlinhia <ks Litmles m verspüren. 

l>*s ief/.b; Kapitel bespricht auf 3*» das rollende Material der 

sr!hwedtsrbf'U Staafsbalmeu; u. a. ist eine Lokomotive in einer sehr ?by- 

lohrondcn Dborsklits# n Inning einer «chwedischeu Sehne!Izugtoku.m. 

tive Ut. A. dtij‘gei?toltf. Sßhiieöpflijge, Moirtfdralbiuea u, «• bind befechrfe, 

ben Ganz kurz sind die Breiweiiirkb fangen..»bgehondoii.' Sie wurden 
bei einer S'euuofbigo in Ansebwftg der big wichen erfolgten großen Foit- 
sehrHf« i«- der Dinffüirung : *p?:tathei den schweäiseliei) 
.Sto«rsbulmi‘u s!(:her eine wesenfllSh erwoiterte DafstfelUnig erf&hreti. 

ftife beiden Tflinden ?XMgf;gafebtinn aljdiakdjW’hc,« Saelnmr2ekhnr;r-M'. 
erleichtert» die Verwendung der Ihb-bor in der Aufirfbung offenbar un- 
gemein. 

; ipr fiir deutsche Verhält niiss« atkhti öfnfaßh fkiiv dent 
folgend ntwn» Ahntichee jfif oSliaffm» wie dieAf* 
lör die A»kitb..j*g zvteifelks ime&metn wertvolle BnUnlehre. Tnfolgi- 
ujirAvrev gOÄdilrhiHeti gewordenen paliti^htAt A^erkällnisso iei aukh 
!‘<v-vr f-;iAc.nbultnwoe>.*n vorderband in .allen seinen teehiii-Gn-.j! Linri, b 
mrfg^M vdtr «‘inhn V'oneinboitliGbtns naeb zleTnlielr weit etiHemf. Aiudt 
die innerhalb Denlsejdoijdai 

woiü nnudfbVh Hh^ udiftrworfen als >>j Sohwedett. 1LV 

,'sdro EiiJrliChitwDgttn -sdiid gwötfello# vlekftifigeo' und in oianßheiö vfiip#* 
'•ntwiekolf: .; iGiinwSbbgts^iöl» ■ von 1 allem nrnkrith werflon aühilylmt dM» 
sv-ir<iir«ftlictiofifiV3«se l>isen?>ahnen *» verhinSsni. an dio Ans 1 : 

'■) 'V'«ji ZeitWig Vve»in' Douteehftr EJnwdHdur.-er'waHm.e-ri; r.us b. tb-V 
lOi;: 1 , -. i$M a. i'.HiO; ,.T)er LkeDbahidian* Ud*> -• 

Tief» tO’jO i'tvli'* Maila 0, zn .-gei .iaiUicfl, »I'.l Oi-MV;- Mktc.!,r.'4i..t* . 
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arbeitung und Herausgabe eines derartig reich ausgestatteten Sammel¬ 
werks heranzutreten. Wenn aber, wie wir alle bis zur letzten Faser 
hoffen wollen, auch unserem strebsamen fleißigen Volk wieder bessere 
Zeiten erblühen werden und wenn auch unsere Eisenbahnverwaltung auf 
gemeinnützige Ausbildungseinrichtungen wieder größere Mittel wird 
aufwenden können, dann sei als Muster die von den schwedischen Staats¬ 
bahnen herausgegebene „Bahnlehre 44 empfohlen. Die Ausstattung 
dee Werks (zwei starke Bände von 512 und 421 S., vortreffliches Papier, 
1200 Abbildungen, Zeichnungen und Pläne, gebunden in haltbaren, 
blauen Halbleinendeckeln) ist musterhaft. 

Regensburg. Oberregierungsbaurat Dr. Salier. 


Memmler, K., Prof. Dipl.-Ing., Abteilungsvorsteher am staatlichen Ma¬ 
ter ial-Prüfungsamte zu Berlin-Lichterfelde. Einführung 
in diemoderne TechnikderMaterialprüfungen. 
Erster Teil: Allgemeine Materialeigenschaften — Festigkeits¬ 
versuche — Hilfsmittel für Festigkeitsversuche. 3. verbesserte 
Auflage mit 58 Abb. Berlin und Leipzig 1921. Vereinigung 
wissenschaftlicher Verleger (Sammlung Göschen) 2,io und 
100 % Zuschlag. 

Das Werkehen, das einen Niederschlag der Erfahrungen unserer 
angesehensten staatlichen Materialprüfungsstelle bringt, erfüllt die Ab¬ 
sicht seines Verfassers, den Leser in die moderne Technik der Material¬ 
prüfungen einzuführen. Gegenüber der Behandlung der eigentlichen 
Technik der Festigkeitsversuche ist das Kapitel Probeentnahmestelle 
etwas zu kurz gekommen. Dafür findet sich unter den wohlgeordneten 
Literaturangaben der Hinweis auf das gleichfalls in der Sammlung 
Göschen erschienene W T erkchen „Metallographie von Heyn und Bauer." 
Es möge gestattet sein, den Wunsch auszusprechen, bei einer Neuauflage 
die Abbildungen der Apparaturen etwas reichlicher zu halten und solche 
für den Warmzerreiß- und Dauerschlagversuch hinzuzufügen. Innerhalb 
der Reichsbahn hat Memmlers Buch bei der Sonderausbildung der An¬ 
wärter für den Abnahmedienst in Verbindung mit dem oben erwähnten 
Schwesterwerk Metallographie gute Dienste geleistet. 

Fiich sei. 


Berichte des Ausschusses für Versuche im Eisenbau. Ausgabe A, lieft 3. 

Versuche mit Anschlüssen steifer Stäbe. 

Der Verlag Julius Springer in Berlin hat kürzlich ein weiteres 
Heft der Berichte des Ausschusses für Versuche im Eisenbau erscheinen 
lassen. Bekanntlich bringt der deutsche Eisenbau-Verband seine Berichte 
in 2 Ausgaben A und B. In der Ausgabe A werden die Anordnungen 
und Durchführungen sowie die zahlenmäßigen Ergebnisse der Versuche 
besprochen und mitgeteilt. Ausgabe B enthält die weitere Bearbeitung 
und Auswertung der Versuchsergebnisse, die daraus zu ziehenden Folge¬ 
rungen und etwaige Bauregeln für die Praxis. 

Das vorliegende Heft 3, Ausgabe A macht Mitteilung von Ver¬ 
suchen mit Anschlüssen steifer Stäbe. Diese Versuchsstäbe bestanden 
aus einem und zwei Winkel- oder U-Eisen. waren teils ohne teils mit 
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V M*w<utdupg von BW"-in kein «a/ßl^dio angemldussm Und wurdu». Auf 
Zug bis zürn Biuch beAnsi«rucht. Der Oiottwider&l&n») der einzrbio» 
Koriötruktiunsteilt? gegeneinander .und: die lirölie dev A’erpdncbung er¬ 
wies *U‘h hiebt nur als abhiijiijig vu» der teitteji ÄugbC'lasiüo'ß, sondern 
wftr wesentlich. beeinflußt daiAh die infotge tintvhbiegenH der »Stube und 
\nseJiluiiblnche entstehenden Kh.tbenspMnnmigeri. Die 'durch den Kralte.'tu- 
K ritt außerhalb der ßchw erpunktaßlise auf tretenden BiegUHgsmoni^fttd er- 
zeugten >n dun Sieten entwedtn* Knsützitche ^chör- oder Zugsjiniinungöii. 
D)& Zug8pttrtttUJ>gen vor urschten Dehnungen der Siete, Lockerung; der 
Ansdi ln hfl heilen und Vertu mdorung des Wider.-U udes gegen Ver¬ 
schieb««. Der (x!eirv.-idei ; staffld war Gei den 'Winkel- und D liDenstäbc-n 
zwischen Ben* ittkel «nd •-tn^ibluiibledi großer als zwischen Bef« inkei 
und »Stab und »-rgai- «ich bei kurzen Ansehlfraaeu ndt Bei winkeln ge¬ 
ringer als bei liingeren »VnecIilllSseu ohne Beiwinkei. Du diese lungeren 
unmittelbaren A iw-liliir.se vi.n Stäben au, Bleche ohne Betwinkel großem 
Briuhspumningen lieier i,»», sind sie her wachsender ßulafttnng günstiger 
»l<r kürzere Are-i-hUbyo full Wmwltikeln. Die bereits envlihnle Durch¬ 
biegung der Stühe in folge de< exze/tf ri„. buö KiaftungrifF« zeitigt" ferner 
"ine ungleichmäßige* Von« il uns'- der Xng-panmmgon itbee die Stfibtjuer- 
sehn'jitu. Jfej i>oiitiels.trtl»e!i war ^,in.•ent^|>i , b'dltenfl den geringeren Durch- 
Kn-anng.-u ?k*ichf»’ii>-.gvr. ' 

Di» ßrgd.<mss< der 'inter^sfeunten Versuche können im*v wegen des 
'•■•-. Sh, inki(n ff»tnucs nur iäSuhkugswej*" ungedoutet vverden; Wer sieb 
• r tijil ihnen belassen will, dem sei du« Studium der a erf vollen 

\r>..-.'r ■• )ic."'d>-j> ra!e.di cmpkdilrti. 

Straßner, A., O'be'iungomsnir der Finna Fd. ZUbtcu & ’ ie.. Kehl a. Kli.y 
B c i " *■ b .n u "u g 8 t.»'( i i ~ v h U K h t- «•t i tu Ijt i e r S j - t e. in e. 
Kreier Band: Der ein färbe utnb durchlaufende Balken. M8 S. mit 
11*2 Text;,dihildhngen. -ßertiii '10h ÄYi iWtni Erb.*>f & iiktlin, Geb. 
VI-*', geh dü.o. 

ha- ftir .d'jaxi“. SuJb-lStudium und 6cb>il»*‘* .be-lin.intc Werk i.«( 
«rttvnhnr hu* tlet« tirundgeilnnften. „Die WissgrtsctiiiH dem,Vdlke M ;;bßf i »d»>" _ , 
! utstanUcu. !•> \ emellte! gänzlich auf die Anwendung der hr.he.ren 
Mathematik innl beviaKHsl geometrische Belr ichtmigen urtd die aek-ii-’ 
lurri&oteW sVKWähmi nach Mnljr und B<Her. Da« Sinffgfeßiöd'.uhTl'Äßt Du 
"i-1'.-ii Teil die FuinniiideinngOii de« ärev.vdtniicben Biiiket.-. ;trF: fester 
nu-i w«»i ela.--'>5Heber Kiiispanimrtg und die Errniltiuug der /iigehOiigeu 
^weifen ’Dnh* die tlnterkugbuUg d^S'duirbbguh^ndc;i 
fhßkeU.*'.auf /beliebig vjnk-n.StiHz.cn .Hu*r'*ci werden die. vorknatmeinlen 

•rt'EgdvZDJning auf 

wesentHefi zeiehnerisfdu'H! Wege meist nach dein Verfahren von >Vhbu- 
iOifer ndiamleit. Amh die lierstellung der Idrifhißlinjeii und ihm Be- 
mit-Äimg werden in «iuem kurzen Abschnitt gezhigt, ) >a dej- noch nirb! 
ui «rlvieiiuuu zweite Bäotl liauide'Hchlicb die ß^r^h.ttiilig.’^bZchtutihdF'. 
«jen IWfeutS' Juil elbsUtfolicti »Stüt»fh liebaihlo’n winl sh ist dri■ ilustjuttih-F 
den. Werks enfsebieden zit weil gefallt. 

Die Ihm-hrtihrung der Aufgabe zeigt ein bemerke,«.«weiden t-Je.schn-k 
des Yerftrsser>-:, den Aiifyiiger in die G^hHikengdngi: drr flewirnUimi 
’• .Tf-ihvei) oTnv.uiüiimn. Das Werk i-l Icbetwlig geschrieben nud liest uieh 
'•Iter« wir* ilie tviVrtiii lre Miederschnfi eines A to-tr.ig-, \\obei ijind. niiit'i'h- 
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mal sprachliche Nachlässigkeiten Vorkommen. Die konstruktiven Ver¬ 
fahren werden meist bis ins einzelne gehend rezeptartig beschrieben, 
woran sich dann erst der Beweis schließt. Zahlreiche, ausführlich behan¬ 
delte Beispiele ergänzen die allgemeinen Darlegungen und erleichtern 
dem Benutzer die Anwendung auf praktische Fälle. Doch zeigt das Buch 
auch gewisse Mängel aller volkstümlichen Schriften; Beweise, die für den 
Leser zu schwierig sein würden, sind öfters weggelassen, und der Leser 
muß sich mit der Versicherung der Richtigkeit begnügen. Solange man 
also nach Schema arbeitende Kräfte heranziehen will, mag das Buch 
seinem Zweck gut entsprechen; aber danach ausgebildete Leute werden 
sich leicht für fertige Statiker halten, und in dieser Verflachung liegt eine 
gewisse Gefahr. Für den, der das Buch nur als eine Vorstufe betrachtet, 
wird es immerhin eine Unterstützung bei den Anfangsstudien sein und 
ist in diesem Sinne zu empfehlen. Domke. 


Straßner, A., Oberingenieur der Firma Ed. Züblin & Cie., Kehl a. Rh.. 
Neuere Methoden zur Statik der Rahmentrag¬ 
werke und der elastischen Bogenträger. Mit be¬ 
sonderer Berücksichtigung der Anwendungen in der Praxis des 
Eisenbetonbaus. Erster Band: Der durchlaufende Rah¬ 
men. Zweite, durchweg neu bearbeitete Auflage. 150 S. mit 
170 Textabbildungen. Berlin 1921, Wilhelm Ernst & Sohn. Geh. 
34 M., geb. 40 M. 

Der vorliegende erste Band des Werks umfaßt im einzelnen die Be¬ 
rechnung des durchlaufenden Balkens auf elastischen Stützen, bei dem 
also wagetrechte Auflagerverschiebungen ausgeschlossen sind, des durch¬ 
laufenden Rahmens und des Stockwerkrahmens. Es werden ausschließlich 
geometrisch anschauliche Form ä nder u rigsbez i eh ungen und dement¬ 
sprechend im wesentlichen zeichnerische Lösungsverfahren benutzt, wo¬ 
bei die bekannten Sätze von Mohr und Ritter die Grundlage aller Betrach¬ 
tungen bilden; ihre Darstellung und die Verwendung der Festpunkte und 
Kreuzlinien nehmen die ersten Seiten des Buchs ein. Bei der Behand¬ 
lung des durchlaufenden Balkens auf elastischen Stützen sind die Über¬ 
gangszahlen, nach denen sich die Aufteilung der Endmomente zusammen¬ 
stoßender Stützen und Balken regelt, ein wesentliches Hilfsmittel. Der 
durchlaufende Rahmen wird zunächst ebenso berechnet wie der durch¬ 
laufende Balken auf elastischen Stützen; die Momente infolge der Stützen¬ 
kopfverschiebungen werden hierauf besonders ermittelt und hinzugefügi. 
Dabei spielen die Momentennullpunkte der Stäbe infolge wagerechter Ver¬ 
schiebung, die sogenannten U-Punkte, eine wesentliche Rolle. Im zweiten 
Abschnitt des Buchs werden Hilfsmittel für die Berechnung durch¬ 
laufender Rahmen gegeben. Es werden namentlich die Querschnitt¬ 
änderungen innerhalb einer Stablänge nach drei verschiedenen vorkom¬ 
menden Gesetzen eingehend untersucht und die Ergebnisse in Zahlen¬ 
tafeln zusammengefaßt. Diese Zusammenstellungen bilden einen wert¬ 
vollen Teil des Buchs und können auch dem von Nutzen sein, der für 
Rahmenuntersuchungen andere Verfahren bevorzugt. Bei der kurzen Be¬ 
handlung der mehrstöckigen Rahmen im dritten Abschnitt wird das Ver¬ 
fahren der Näherungsfolgen auf Grund der vorangegangenen Abschnitte 
vorgeschlagen. Den Schluß bilden fünf genau durchgerechnete und durch 
Zeichnungen erläuterte Zahlenbeispiele. 
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Wem unter Umetiindeu verwlchef-te jteU'htwieche Löstiiigjktf näher 
Hegen Als ün&lytische Entwicklungen, der wird da« Werk mit große in 
Nöteftß gebrauchen kötmßtt; ajierdlfjg« jät dazu gründliche Arbeit und viel 
Zeit nötig,. Der 'Behauptung des Verfassers, daß die Zukunft der prak¬ 
tischen »Statik nnf den zeich nerisdien Verfahren beruht, wird ■■man nieli* 
zustiöiiijeti können. Alle rruslhafteii Statiker müssen sielt' heiitzatlage mit 
den allgemeineren und genaueren analytischen Verfahren 'vertraut Ke- 
macht hkheii, hei denen nicht gaiYz» Riir-he r nötig «ind, «m pm hcnonderes 
Tragsysk'«) berechnen. zu lerne», Die einseitige VenwMidur.it: von geo- 
luetriBehfcu FormiuidertHigdjezichunge«, die unter gewissen ffrastfcttdr» 
gun%. fif|hg$fch ijfft, als '„feilere Methoden" nftscheitiend in bewußtem 
Gegensatz xu ein-m Vkännleu Werk gleichen TiteU/ muß doch äh- ein 
wissefaSidtuftli.-her Rflck schritt bezeichn*! weiden; di Wnln-heH id da jrt 
»uu-h die ä Huste Methode. Wer als Statiker hei den analytischen Vor 
half reu Sch w; i^rigkeiteii findet, hat gewöhnlich das Prinzip der virtuellen 
Verschiebungen In seinem: -Sinne und in seiner Tragweite nicht rer- 
-landen. ' . ■ ..•••. 

Abgesehen von diesem gnmü-ätzUehetJ Km wand ist das "Werk de.~ 
rührigen Verfassers als eine fleißige und geschickte Arbeit onzuerkenneti 
die wie die erste 'Auflage zweitel ln« ErHdg luilfi?« Wird. Mher die sehr 
.wphjrlichfti). und ebenfalls. einseitigen Eitelad^ktsgnhefi soll mH dein Ver¬ 
fasser nicht gerechtet werden; woher, er Anregungen empfangen hnt, ist 
für den Kenner ersichtlich und für den Anfänger ohne inleres«?. 

V • ■ •'•’ 'i'“7 ' Damifc. 


KleUtlagcl, A;. Trof. llr-liig., Privaldogeid an der Teyhn. Hochschule 
Dar tust ad) • K a hm e n f o i tu e 1 n. GebMuieh «fertige Formeln 
fiir einhüftige, zweieliclige. tireieeknirnnge und geschlossene 
Kuh mein, aus Eisern oder Eisenhetrmkouatmkiiou nebst Anh.Vüi: 
mit SonderMle« teilwtdse oder ganz eiDgöSf'Ähftter Trßger. 
Dritte, «»»bearbeitetet und erweitcrle Auflage*. 27;5 rtahirionfällc 
mit 485 Ajbb. 2-14 Seiten. '.Koriin 1521, Wilhelm Emst & Solu*. 

1 bis Klo»id«md*ehi* Werk über hahinenforriieih liegt-Jetzt bereits in 
dritter, erWeHßrfcr und verbesserter Auflage vor. Schon di« vorige, vor 
zwei Jabreu erschienene Ausgabe zeigte in. der Auswahl der Fälle and io 
der öMSerlkdtcn :A«sgesi«lHutg eine« » Foft^-hfi.lt, und für die 

.jetzt voEUegoiide war eine tmch wciterge-bende BerdekvkiHittüüg, nannuu. 
lieh F'älln gcfilaftt. Außere Kiteksichte-ti jutbe« es die*-; 

mal nicht möglicii gemacht, das ganze Werk neis zu . wt-zen.. » ist daher 
die vorige Auflage nach Heseiiignog einiger Verschon in. der früheren 
Anordnung aejt gddtmdvF wnrdf-n; die wieJjflg&loB Ergänzungen sind Je- 
do<-h in cuiein Anhiteg t-yii.'dä Fällen vereinigt «brden. wobei einhüftige, 
rcchttvkig eiugespimnte lttvii gesehideecße 'Rahme», Zweicclerikialjntcrt 
vei'Sftliimidner purm mH ZugbiVndörn, uiijl Teinperaturünderungen berück; 
vichtjgt worden sind. Bei Bemilzung des ilhersichtliehen, aus Abbildung«»! 
hesteheiideu lulialtwvor^eiehnisseH worden zustuiinieu gehörige Fälle: 
Schnullgaftuideu wepdbp,. ,I.)t«u Konstrukteur wird In dem inhaftreiidibfi 
Werke eine hrauchhar«*. Itilfr geboten, die ihm luimenflich bei VergleiehUr 
roebnuftgeu Viel Zeit erspAH. ürundBätzJjch .kattit niajy ja gegen dh> 
Veröf/etitlichiuig äiölcher Fönimimiiiintlungein sein, »Ifiiu» «{i>r Gf'ikchF daß 
■-.utnlj l'ulieriiifetw. die zur «(dbidiiiH'iigefi Hcrleifnug der ISrgobijisscytiiclM 
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fähig sind, das Werk in unverständiger Weise benutzen, liegt natürlich 
nahe. Aber jedes zugängliche Berechnungsergebnis kann mißbraucht 
werden, und es fragt sich nur, ob der Nutzen den möglichen Schaden nicht 
überwiegt. Der wissenschaftlich vorgebildete Praktiker, der sich häufig 
für seine Zwecke eine Zusammenstellung wichtiger Formelergebnisse 
macht, wird es als eine Entlastung empfinden, hier alles Wesentliche bei¬ 
sammen zu haben, und wird genug Kritik besitzen, um die Formeln im 
Gebrauohsfalle auch ernsthaft nachzuprüfen, was trotz aller Kontrollen 
des Verfassers und der bisherigen Benutzer immerhin ratsam sein wird. 

Domke. 


Andrees, Karl, Geographie des W T e 11 h a n d e 1 s. Eine wirtschafts¬ 
geographische Schilderung der Erde, vollständig neu bearbeitet 
von einer Anzahl von Fachmännern und herausgegeben von 
Dr. Franz Heid er ich, Prof, an der Hochschule für Welt¬ 
handel in Wien und Dr. Robert Sieger, Prof, an der 
Universität in Graz. Vierter Band. 672 Seiten 8° mit 3 Kar¬ 
ten. Wien 1921. L. W. Seidel u. Sohn. Geh. 90.— „4L 

Von dem vier Bände umfassenden Gesamtwerk behandelten die drei 
ersten — hier nicht besprochenen — Bände die wirtschaftsgeographischen 
Verhältnisse der einzelnen Länder, während der vorliegende vierte 
Band die Erde als Ganzes mit den wirtschaftsgeographischen Ge¬ 
samt erscheinungen erörtert. 

Der Vierte Band ist in drei Hauptteile gegliedert, über die das 
Urteil des Verkehrstechnikers recht verschieden ausfallen wird. 

Der erste Hauptteil erörtert die wirtschaftsgeogra¬ 
phische Ein teilungderErde. Er kann dem Verkehrsmann zum 
Studium der wirtschaftsgeographischen Grundlagen aufs wärmste emp¬ 
fohlen werden. Insbesondere werden ihn die Erörterung der Klima- 
gebiete und der Reiche und Formationen des organi¬ 
schen Lebens fesseln. Er erhält hier einen tiefen Einblick in 
Wissensgebiete, die den meisten Gebildeten (dank der sträflichen Ver¬ 
nachlässigung der Geographie auf dem Gymnasium) trotz ihrer hohen 
Bedeutung für alle wirtschaftlichen und die meisten politischen und 
Kulturfragen unbekannt sind. Leider ist in diesem Abschnitt geographi¬ 
schen Meinungsverschiedenheiten zu viel Raum gewidmet, die für den 
Geographen sicher recht wichtig sind, aber kaum in ein Werk gehören, 
das sich an weitere Kreise wendet. Ebenso ist hier die überreiche Ver¬ 
wendung von Fremdworten zu rügen. Der Gelehrte hat, zumal bei Ab¬ 
handlungen, die für jeden Staatsbürger von größter Bedeutung sind, die 
Pflicht, gemeinverständlich zu schreiben; er darf also nicht aus 
der griechischen Sprache Fremdworte bilden, die ^wahrscheinlich sogar 
dem Altphilologen unverständlich sind. Wir möchten dringend empfehlen, 
bei einer weiteren Auflage sich auch bei diesem Abschnitt einer reinen 
deutschen Sprache zu befleißigen; — daß dies möglich ist, beweisen 
manche anderen Teile des W r erks, in denen nicht nur Fremdwörter ver¬ 
mieden sind, sondern auch die Kraft der deutschen Sprache, für neue 
wissenschaftliche Begriffe neue W^orte zu prägen, in recht glücklicher 
W'eise ausgenutzt ist. 

Der zweite Haupt teil* behandelt die geographische Ver- 
l> reit u n g d e r wichtigsten Handelsobjekte (warum nicht 
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dieses Werk wichtiger ist. Nach den meisterhafte?» Darstellung» 
Kohl, Richthofen u. a. hätte inan hier mehr erwarten dürfen. De 
kehrstechnik und Verkehrswirtschaft steht der Verfasser ziemlich 
gegenüber; er gibt vielerlei Einzelheiten, aber keine Erörterung d 
sammenhänge von Geographie und Verkehr. Anscheinend war de 
fasser bei Auswahl der benutzten Literatur nicht sehr glücklich: s 
der Verkehr die große Mode geworden ist, schreiben ja recht viele 
die erforderlichen wissenschaftlichen Kenntnisse und praktischen 
rungen, dafür aber „leicht und flüssig“ über den Verkehr, ab« 
Kinder ihrer Feder bilden keine besonders geeignete Grundlage i 
Werk, das sich sonst durch so hohe Wissenschaftlichkeit ausze: 
anderseits vermißt man in den Literaturangaben die wirklich ? 
schaftlichen Werke über Verkehrstechnik usw. 

Wir haben vorstehend mit Kritik nicht zurückgehalten. I 
nicht in der Absicht geschehen, das Gesamtwerk herabzusetzen, s< 
um die nächste Auflage von den der jetzigen noch anhaftenden Sch 
/.11 reinigen; denn die Geographie muß aus ihrer Aschenbrödels! 
endlich erlöst, gründliche geographische Kenntnisse müssen Allg 
gut der Gebildeten werden. Die geographische Wissenschaft wii 
Ziel um so eher erreichen, je enger sie sich auf ihren Grenzgebic 
die wissenschaftlichen Vertreter der Nachbargebiete anschließt. 

Prof. Dlutn^Hann 
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Wer weiß, daß es durchaus nicht leicht ist, für junges Laien¬ 
publikum verständlich und interessant zu schreiben, wird auch diesen 
Schriftchen und ihrem Verfasser die Anerkennung nicht versagen 
können. 

Wollen wir sie recht würdigen, dann müssen wir zunächst mal 
all die hohe Wissenschaft ein wenig vergessen, uns in unsere einfältige 
Jugendzeit zurückversetzen und uns von Günther belehren und an¬ 
leiten lassen. 

Die Selbstanfertigung kleiner Dynamos und Elektromotoren beginnt 
mit einer Einleitung, in der sehr kurz und hübsch das „ganze Geheimnis 
der Dynamomaschinen" aufgedeckt und der Unterschied zwischen Gleich¬ 
strom und Wechselstrom an Abbildungen erläutert wird. Nach dem 
zweiten Kapitel können wir schon ganz schön eine magnetisch-elektrische 
Maschine für Handbetrieb bauen und ihr Gleichstrom oder Wechselstrom 
entnehmen. 

Im dritten Kapitel wird gezeigt, wie man kleine Nebenschluß¬ 
dynamos selbst anfertigen kann. Auch das Ankerwickeln und Verbinden 
der Wicklung mit den Kollektorsegmenten, das schon nicht mehr ganz 
einfach ist, ist recht verständlich erklärt. 

Das vierte Kapitel ist recht ulkig. Fahrrad, Nähmaschine, Wasser¬ 
turbine und Windmotor werden in ihrer Anwendung als Antriebs- 
rnaschinen für kleine Dynamos auf gezeichnet und ihre Wirkungsweise 
im Zusammenbau mit Dynamos erläutert. 

Der zweite Teil des Heftchens (fünftes bis achtes Kapitel) handelt 
von Elektromotoren. 

Nachdem im fünften Kapitel allgemein belehrende Erklärungen über 
Gleichstrommotoren gebracht sind, wird im sechsten Kapitel eine An¬ 
leitung zum Bau einfacher Gleichstrommotoren gegeben. 

Das siebente Kapitel bringt Allgemeines über Wechselstrom- 
Elektromotoren, und das achte eine Anleitung zur Herstellung eines 
kleinen Synchronomototrs. 

Bei all den Anleitungen hat der Verfasser nicht vergessen, auf be¬ 
sonders Wichtiges hinzuweisen und vor Ungenauigkeiten und Fehlern 
zu warnen. Hoffentlich wird damit erreicht, daß der junge Elektro¬ 
techniker nicht schnell verdrossen seine Bastelei aufgibt, wenn etwas 
nicht funktionieren will. 

Ebenso klar wie die Erklärungen sind auch die Zeichnungen, kleine 
Verbesserungen lassen sich vielleicht bei späteren Auflagen treffen. 

Recht zeitgemäß ist das zweite Bändchen: Der Bau einer Funk¬ 
station, und mindestens so interessant wie das erste. Etwas Wasser 
muß man aber in den Wein der Begeisterung gießen: eine Station 
neuester Bauart wird dem Bastler nicht vorgeführt, die sind schon zu 
weit vorgeschritten und mit einfachen Handwerksmitteln nicht auszu¬ 
führen, auch auf das Spannen von Riesenantennen von Vaters zu Nach¬ 
bars Haus usw. muß der junge Bauherr verzichten. Aber was in dem 
Heftchen gezeigt wird, ist auch noch recht interessant, kann viel 
Freude bereiten und manche Belehrung bringen. Über das Wesen der 
Wellentelegraphie, auf die wir im Weltverkehr nach dem Raub unserer 
Kabel fast ganz angewiesen sind, bringt es dem wissensdurstigen Jüng¬ 
ling interessante Aufschlüsse, die durch zahlreiche Abbildungen belebt 
werden. Die Anlage, die sich nach dem Bastelbuch bauen läßt, beruht 
auf dem System der Knallfunken, das heute nur noch in einem Teil der 
drahtlosen Anlagen benutzt wird; die modernen großen drahtlosen 
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Stationen' ImmUxeri £ür l^rzetigHog d<?r elefc;trte(.d)<*n Wellen ilo» i«- 
fi'f^jiiori^uiuöehinen. also ohne Ftink^erÄmvgii^ können deshalb • htfch 
nicht .J^mik^rdirjneii“ gewannt werden. 

jöi# Arbeit, tä* Apv Bastler mit diesem Bändchen iii. • rfwr Hand 
geht, dpr : -Baü; .. Funk*mtli&iiktars,. d^r vihm 

• als Wöleöeraanger 4texmu jtämtfter4 Bcüwieriger 

ate derHalt Eh^mmog nod Motoren und mell v 

Sorgten, Auch liier hüt &s sieb 4er Verfasser ikrigeiegea min i&mm. 
auf all# ^ '.seJiügen. ßinzelhefhm tesaottflers hifizüMrei^en. Bl^e Aubllte^ 
Körn Bau roh fUukeniudukioreH Und kleineren InduktiensapparateiV 
intet dix$ Bündchen ein. 

Öttreb die I kr steiluug einfacher Verliehe -wi yd tteK \Ve«en dar 
Wellenlalegraphie u.nsehaulicli gemacht. 'Der Wehen sende r AhT • 4&ub 
lieh beschrieben, die Futiker-Moreef^de^ l.vrsen such teieht nach der 
AiileUimg herateilen, -.and für* die Memttdlußg; ■'Antennen. ist ein 

drolliges Hilfsnutivd genannt . aW»i »tu* Kegerisdorine. (Hier liegm* 

Koiiflikto für da^ FismUlymiebeo ’ rerhm-£<m und Störungen *W Weih- 
Muehisfestcs! Amh die ller^itmtg einer hWilmiung üuMi VArlötimg 
*fe§ zur Erde führendem L)raH»>* mit der ('} Mn Wu^erleHuug 

srheiüt ipir vcF&dHodbne Qefabren in .öfch 3rt* terg^nf!) ftte WiMtvir 
(.Kohärer) djiidj kurz erläutert; und eine Darstellung der übrigen ßhii«- 
fangMppiiratb 'bwchliefil das Büchlein. Piine Sendi^ und eine Empfangs 
atutbvn 3öi( iftehmrefr lumdort Metern IJeiflnsrei^ liiöt sdwh nun bauen 

Ate WeiUö^dtfegeÄ^lienk werden die Büchlein winkontmen Sein und 
der 3ug&hjtl Aiel Freude bereiten Für diese können Ale' gern «für 
fohlen wurdeo, 7b\ Trnnlrctl".r. 


Hevhe^lelA iK^üt^chbrt Verlnuides Xöehivt^h; W|sfce'fltfeluif11jeher 
’ Venu ne, Berlin SW b Sommerstr. 4a.. 

1 ■ pp :^ Betrhd^teebalgche Abteilung des Verbandes gibt als- r*eh : 
livfimkö .; üiIffenöithd eine Reihe graphiseteM-‘Keekönte-fHn heraus, die iu 
Lbrer ;Ge^imthelt Fnrmeln tuid SoiV 

^tVger mäthemafi^bdeehniseiier Änsänkmenhiiii^ darftfHer» Alte 

•'•Ihfehemalel.n kann das wertet mir mit RechensoUtel».er f --.Thbellen,. Lng.m 
i f ftimKfmab3)n usw. tmislHndlieh m ofmiUelrtrfe Ergeh ui* ohne wSibö’e-.: 
HÜgeh^ou werden. Jede Heehemaf»*! hat *öne U/d.inuu-h;-»« »>;«|■•/ onur, die 
JvA» ? , • •• /•;. ;..ü'. 

; Bi.^ier kiiid er^llietmn * ’ j- ’; 

•Tiifet' Nr. 'h •ÄU'ji^melii'b FtccberUttfel mit arithfo^ti^cie r Te.Hnng .A;öii- ld{d; lüg 
HAViuM- Vtüs- VitMp 2 *m cm U c^ r .t;rnße *-40/40>>«i 

T^lel Nr. gi Horeoiitiinig Vnii Zahnnulere von Tdnl.rT.ng. <’’ ^ 1 >*• i*- 

’ •iG-röße- ^•'32 tmj $ ^ ' '\ ' * ;, 7^ ‘ \ - ‘ * i • 

Tafel Nr. ;$'tv m»d.a.b-: Bidir/ettuifel von [>ipl.*Ing. C. v« üubUeleu 
Tab-I iir 4 . Ber^ijmung ti*r Ibntatig^kraft tn*i drohender Bewegung -vrot rng. 
A rVdöu li i ; Veift §*$• 

r.UVi V; ö: Zid«.vr:i.h'rtahd hir normale Zaimrad*.*r vort Ing. A. FAihUblt 1 **•» .-. »*: ,e 
Tand Nr u; * Weite aut Itjuguing rand Drofoou: v *>u Din] Zn& *' s OiddMviof 

• ‘ w”*. • 

lallt \r. Ju: -Weih» auf Vvodrelmug und Th^gUng Ui-^n^priude v-u lji|:M„. : 

• ' r. imhönlrr. Vnds f» 

Weiiere Keoliehhti'rdu Sind in Vorberrdlung. 7>r 
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Übersicht der neuesten Hauptwerke über Eisenbahnwesen 

und aus verwandten Gebieten. 

Hinnenthal, II. I>io Dampflokomotiven (Teil I der Eisenbahnfahrzeuge). Berlin 
1921. 

Kersten. Brücken in Eisenbeton. Teil I. Platten- und Balkenbrücken. Berlin 
1921. 

Mitchell, Broadus. The riso of cotton inills in the South. Baltimore 1921. 

Rothacker, Dr. Ing. Richard, Oberregierungsbaurat. Die Lösung der Verdin¬ 
gungsfrage. Berlin 1921. 

Söder, F. Die neue Lokomotivwerkstätte Nied. Berlin 1921. 

Trautvetter, Karl. Die Notlage der deutschen Kleinbahnen und Privateisen¬ 
bahnen und Mittel zu ihrer Behebung. Berlin 1921. 

Vater, R. Die Dampfmaschine. I. und II. Teil. Berlin 1921. 


Zeitschriften. 

Allgemeiner Tarifanzeiger. Wien. 

40. Jahrgang. Nr. 25 bis 30. Vom 1. September bis 20. Oktober 1921. 

(25:) Bevorstehende Tariferhöhung in Deutschland. — Änderungen in 
den adriatischen Tarifen. — Die Tarife im Burgenland. — Beschleunigte 
direkte Güterzüge für den Verkehr mit Italien. — Teilweise Wieder¬ 
aufnahme des Güterverkehrs nach Rumänien über Ungarn. — (26:) Ta¬ 
riferhöhung in Polen. — Einführung eines Verbandtarifs zwischen den 
tschechoslowakischen und österreichischen Eisenbahnen. — Die Tarife 
im Burgenland. — Herabsetzung der Lieferfristzuschläge in der tschecho¬ 
slowakischen Republik. — (28:) Tariferhöhung in Oesterreich. — Ver- 
Iwmdslarif zwischen tschecho-slowakischen und österreichischen Eisen¬ 
bahnen. — (29:) Einführung direkter Tarife für den deutsch-italienischen 
Güterverkehr. — (30:) Tariferhöhung in Österreich. — Weitere Tarif¬ 
erhöhung in Polen. — Die Tariferhöhung in Deutschland. — Die öster¬ 
reichischen Bundesbahnen Für neue Passivgeschöfto und gegen den Per¬ 
sonalabbau. 

The American Economic Review. New York. 

Bd. 11. Nr. 3. September 1921. 

(3:) Railw'ay Service and Regulation in Port Terminals. 

Der Bauingenieur. Berlin. 

2. Jahrgang. Heft 16 bis 19. Vom 31. August bis 15. Oktober 1921. 

(16:) Die Wasserstraßenvcrbindungen zwischen Nord- und Süddeutec-h- 
land. — Der Wettbewerb für Entwürfe zur Limfjord-Brücke (Dänemark). 
— (17:) Eine Kettenbrücke für Eisenbahnverkehr. — Pläne für neue 
Transandino-Eisenbahnen (bes. Salta—Antofagasta in Ghile). — (19:) 
Wettbewerb für Entwürfe zur Limfjord-Brücke (Forts.). — Die Berech¬ 
nung von Viadukten. 

Beton und Eisen. Berlin. 

20. Jahrgang. Heft 14/15. Vom 5. September 1921. 

(14/15:) Betonschutz Ihm Tuiinelbnuten. 
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S.Uitc-iMjh*r•»<»*.- ru• #*:,•iijixka -k«-<-••: 'f.if-^if»onurr lAKepoüMk Hf^Sf 

av MhUhk Arfur^-erkrinTiliet . •• *r H- ; \'/A*4r& tfhttüfiHMKt tmKw&tinkL, 

KiuleHoijf - ■ {'. . » >\ «*Tiw'• • Annnirmigftr ,,r\, vui 

Sr.r:-ih>ii»tr m»»lt-in < u r .>^ ;*« u v..,^ -.»hm ** .(» - Nor/*. {>«’ v ;. jimm-t ti»- 

‘«'a^b-ukoriHr • 

fhrMivJeM'H e-nkr MU <;.ro- 

r*ü,4äkb ^uv'äc'^t. ^ 

'.<>•, A i».o’ M :<.iU:U I »* O V »r rf j 1 T - f l / »'l H- : pi ^ H* T . ' 

,5‘v’erik».v/ Kk»•:<tnnitoniuh{yÄV'ben • - >»rTti1J- i*-*r», ^.nikiiinmn* \ 

:..? *», !• Bf -> >|. ;{;:'); t * »*1 •- k*rnivu, f wj. r s;-r 'jU.llr:?;! ' \n^r (• 1 / • lr»t ‘r? •. 

1 r.ivn^l - .;*«!» .<: -Sfr^n. 

l^leKirHelH- K^ayibeli b*Jil i?VivlBi. 


ib: il;i|irMr«a/r„ HrH it ^nni ßt" ‘$W(jivimb 'r brc 


»r mt; 


i M-•• N * • V» • ’ * o K 1 ; )■.•■.,' .;.a(-ii/ue 4 ^*KöriH>U ViM* fv» r -h*- " ■ -i ■'-■ ■• •■ - i-u r, 

•b t Vr^b:Bnir-M. '' W ri’il- 4 t «o; . -•- Mil* ) k^[4 ’»>:UI - / • ' • ’ . 
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Elektrotechnik und Maschinenbau. Wien. 

39. Jahrgang. Heft 35, Vom 28. August 1921. 

(35:) Die Kraftwerksbauten der mittleren Isar. 

Elektrotechnische Zeitschrift. Berlin. 

42. Jahrgang. Heft 34 bis 37. Vom 25. August bis 15. September 1921. 

(31:) Zur Geschichte der elektrischen Ferameldeeinrichtungen des Arl¬ 
berg-Tunnels. — Elektrisierung schwedischer Bahnen. — (35:) Notlage 
der deutschen Kleinbahnen und Privateisenbahnen und Mittel zu ihrer Be¬ 
hebung. — (3ti:) Ei nmann wagen — nicht „Sicherheilswagen“. — Elektri¬ 
sierung der Pa-ulista-Bahn in Brasilien. — (37:) Elektrisierung der franzö¬ 
sischen Staatsbahn. — Wirtschaftliche und konstruktive Gesichtspunkte 
im Bau neuerer Großlokomotiven. 

Engineering. London. 

112. Band. Nr. 2904 bis 2911. Vom 25. August bis 14. Oktober 1921. 

(2904:) Jubilee of the Japanese Government Railways. — (2905:) Trans¬ 
port in Roumania. — (2911:) The Yellow River Bridge Contract. 

Europäische Staats- uud Wirtschaftszeitung. Berlin. 

6. Jahrgang. Nr. 17. 1. September 1921. 

(17:) Die englischen Eisenbahnen nach dem Kriege. 

Le Göiiie Civil. Paris. 

Band 79. Nr. 9 bis 14. Vom 27. August bis 1. Oktober 1921. 

(9:) Coustruction d'un pont suspendu de 543 m de portee «sur la Delaware 
ä Philadelphie (E. IJ.). — (10:) Le pont en beton de scories de Re&ding 
(Pensylvania). — (12:) Les nouveaux wagons eu acier de 109 tonnes de 
capacite du Virginian Railway. — Etüde graphique de l’aeeeleration d’un 
train. — (14:) Los ponts roulants 61ectriques k commande systöme Ward 
Leonard, des uteliers de reparations do locomotives de PEt-at, k Sotteville- 
lds-Rouen. 

Glasers Annalen für Gewerbe und Bauwesen. Berlin. 

Band 89. Heft 2 bis 7. Vom 15. Juli bis 15. September 1921. 

(2:) Elektrischer Vollbahnbetrieb in Frankreich. — 2 D-Heißdampf-Loko* 
motiven der Jamaica-Stoatsbahn. — 1 C + C\ Garott-Lokomotiven für Süd¬ 
afrika. — 3 Zjdindcr 1 D-Lokomotive der Great-Northern-Railway. — 
(3:) Maßnahme zur Lösung der Kupplungsfrage für Haupt- und Klein¬ 
bahnen. — Die Verwendung von Preßteileu im Waggon- und Lokomotiv- 
bau. — (1:) Maßnahme zur Lösung der Kupplungsfrage (Forts.) — 
(5:) Die Elektrisierung der österreichischen Bundesbahnen. — (6:) Die 
Weiterentwicklung, Reihenbildung uud Vereinheitlichung der elektrischen 
Vollbahnlokomotiven. — (7:) Die Eisenbahnen »der Vereinigten Staaten 
unter der Einwirkung des Staatsbetriebes. — D ruck lu ft wasch apparat zur 
Reinigung von Eisenbahnwagen. 

Glückauf. Essen. 

57. Jahrgang. Nr. 42. 15. Oktober 1921. 

(42:) Die Organisation des Großmassenverkehrs unter Verwendung von 
Güterwagen hoher Tragfähigkeit mit Selbstentladevorrichtung. 

Handel und Gewerbe. Berlin. 

28. Jahrgang. Nr. 42 bis 43. Vom 13. bis 20. August 1921. 

(42:) Änderung der Anlage C zur Eisenbahnverkehrsordnung. — Beförde¬ 
rung hochwertiger Güter: Haftpflicht der Eisenbahn. — (43:) Beiräte für 
die Koichseisenbahnon. 
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perishables. — Locomotives for Federated Malay States Railways. — 
Negotiation* for settleraent of Governcment accounts. — How sine er ly 
do RaiJroads want College Men? — Making screwe hold in any material. 

— (4:) France undertakes huge electrification Programm. — Railroad 
settlement plan. — Inadequate recognition of chief clerks Position. — 
Unit cost data reduoe freight troin expense. — Tentative valuatiorus 
issued. — Reduction of live stock rates proposed. — Locomotives of 
American design for use in Spain. Labor’s Bill of Rights and tlie 
Seniority Rule. — Chesapeake and Ohio wants to unify properties. — 
„No-Exception“ Month on the Illinois Central. — Water softening 

a factor in fuel Conservation. — Modern refinement in coaling Station 
design. — A many purpose locomotive erane. 

Revue G£n£rale des Chemins de Fer et des Tramways. Paris. 

40. Jahrgang. Nr. 9 bis 10. September bis Oktober 1921. 

(9:) Les Resultats de Pexploitation des grands rösoaux francais de 
Chemins de fer en 1920. — I^i Concentration de l’armee anglaise sur lo,* 
Cheniiins de fer en aoüt 1914. - Etüde dos chassis de wagons. — (10:) 

Note sur lVmploi d<*s palphinehes jnetalliques dans les travaux de rc- 
construction des ponls sur la Mause detruits pendant la guerre 1914—IS. 
— Note sur les nouvolles regles de freinage a nmin des trains. — La Con¬ 
ference des Transports de Bareelone. 

Schweizerische Bauzeitung. Zürich. 

Band 78. Nr. 7 bis 14. Vom August bis Oktober 1921. 

(7:) Oie neuen Lokomotiven der Staatsbahnen auf Sumatra. — Zur 
Genfer Bahnhoffrage. — (80 Simplon-Tunnel II. — (12-13:) Das 
Chippawa-Queenston-Kraftwerk am Niagara. — (14:) Der Eisenbahn¬ 

bau Tongern—Aachen. 

Soziale Praxis und Archiv für Volkswohlfahrt. Jena. 

30. Jahrgang. Nr. 37. Vom 11. September 1921. 

(37:) Der achtstündige Arbeitstag bei den französischen Eisenbahnen. 

Stahl und Eisen. Düsseldorf. 

41. Jahrgang. Heft 38. Vom 22. September 1921. 

(38:) Die Wasserstraßonverbindung Rheinlands und Westfalens mit den 
Küstenstädten. 

Los Transportes. 

3. Jahrgang. Nr. 08/69. Vom 15. Juli 1921. 

(08/69:) Por la liga. — Alrededor del problema de transporte. — El pro- 
blema ferroviario en el Parlnmento-Estado del problema ferroviario en 
dist intos paises. — Ferrocarriles. — Tristitutiones de en&enanza profesional 
cn Inglaterra. — Empleo del petröleo denso on los ferrocarriles. — Oscila- 
e.iones de las locomotoras electricas. 

Der Verkehr. (Zeitschrift des Instituts für Verkobrslebre. Köln.) Dortmund. 
1. Jahrgang. Nr. 1. Vom 6. Oktober 1921. 

(I:) Deutschlands Stellung im Weltsclmellmu hricblenverkehr. 

Verkehrst echnik. Berlin. 

38. Jahrgang. Heft 24 bis 29. Vom 25. August bis 15. Oktober 1921. 

(24:) Normung und Wertung. —* Eisenbetonmasse. — Schaffnerloser 
Straßenbahnbetrieb. — Keine Haftpflicht der Eisenbahn für Wiegefehler. 

— 25:) Die Geoi talbrücke bei Aachen. — Die Wirtschaftlichkeit elek¬ 
trischer Zugerleuchtung. —• Schaffnerloser Straßenbahnbetrieb. — (2G:) 
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Über die ^Entwicklung der deutschen KI-end^bjrKiri, Der Verschleiß, an 
U/m! und Schienen beim RiIkajse),tan*?*'U-ri* j. Die- ötektrj*che- Au*- 

rhstunff »kn- ( : utergrumlhahi\ Bueuu^Aii« - r2* ) l>ie Zunahme ^ 

l^hidwidersio-tadcs durch 'uuy^ilkoiuin&ri^ ,di*r: Fuhr»eu;g.e.' 

.'.vuificLi^ehe i^isejtbah; ’Ih(■».->-he öeh*iengketO'i.u 
®lralh*nbnhnvij in Ainriefdaui ^ V^’uUi^Unieiyii^ j.-jr iuunpD 


Dir, die 
läkmnotivcn. 

Ver kehr* i cehI* U <*hv Wwh<?. 

34. hfo '4% August ihU M^uktuter 18ÖD 

$?i}X Ute Vor J.ast wirt^chän dex Heiebdeieehbahnen.■ V-- Di$ Ev^nh^hn^ 

' '.‘ ÄaVdb'r' Ahwoi'iw^MH'dvt *i'(i <ter A lBm* -($?>') l^jfü <ter Be«* 

M bf-i K)«e u-iutifnv«*rwdltu *x&..~~- Di £• .Eiscivbyh.uen in 

<!e«* Abvvrdif^cul^Uf ;te dei Ai<ot\ — {&>:) Etek«n*d t betDcVrw/ Suu-' 
. • • l/tsilu.koiunUviir,. — i :i*7:} $$J., &3 ydrfeifttaff, Jugeuteuro «ur te'lruug uM 
UetMifsii'htigUu^• dn*i tV^nhumkteucte *u wühlen? - ,D;»* WiVi^UAD.-* 

ki'UntiitSSO d.c.S Die X 1 Ci.;UlÄii?Ur-i» .DcsrUi H-k :lo- 

te ?h te>ohn£m DA/ \\ K tiH ImiDki;/-.' -11>21.■ Ute 

hahrmn iu der Abjvcbi steihe.betete d*vr' Ai.-sne. - <$>:') lte{tr--i§'ttU- r 

kosteridcckun^ ini lA'H^i^-.fijfU/chin^udiercd:. . f ; te-) Zur ItewteiUoiii der 

Ftehrfd/iiit:. D*’r»;iHj^k«/it^^rt Sfdi» uv m-fahnm. Di.- kosten der SÖj)if|£ 

• gUtmhhi jung. — ( iD.) JVitlUge .*Ur TarUbilöbUTi? teo, ; Xh ii\ erlwtejrlontteD 

Der Waggrni- und Lukaiautiv-llair ihtÄSCldot l 

Jahrgang 1823, Nr. 10 bi* 20. Vom lte S.-er:atecr bis 10. Oktober 1U21. 

(10r) — L?)iftdcjir«Uh<5n'm#i r! eb |i% 

,Sehie?ie(Iffthr/.e?'ijze, -•• .1 »•* rucke, dreiachsiger Ki^.u»'h;>.hn(>* h »; 

- (.20:) |>or•hydraüH5?nbA AkkmuuiiiU^ rnil Drnckluftbrlasi~ »Ar 
Bntv?tc]ciii3^ •d( k i‘ ixyi - * Ei^ufc&neii •’ W e.n. du re) igrdi 

Brprnwi. — Die gric»;his»«>u/a Kiv.Mi^hnen. 

WeHnirtfrrimff. 

11. Jahrgang. Nr, 7/S. V^.r» Jnit.BdäD. 

D7.KA IVj 'öch urfr W,*M«r<*!,nt-«iIt*nr hrn--ht.envi*rkohry. 

r- fitxi lir*Lii^WDö-hi 

WirtMJmlliicfeir NarhHeb^ii ms tim* ks>näri.. 

% Jahrgaflg. >>, 12. Vuu\ >:. 1 'H.mv»(:■■•»- 
Zur «.tcr ÜS^j^jä^-•hiHViirl, 

Zeitsrhrih dey Öfslvrr^ laig^nieiir^ üml Ärcnit^kti^iAVerein*. Wirte 

13, Jahrgang. Mufö his,#;41. Vom 10. »bn ^tfd>ry ).02t.' 

UVDJ5:) ’Wiöii yiIs -fiulfnieiirugäisfib^r' .Vdrkciir^kttpißii-j-ratiikr. 

DiDrr.inK der *Dterr;< b iiUriou« Bumb shahnen : i4Öi4V : } $M. >liiUrt,»)- 
i»ni.fungsw^3üj« lii- DtMds<.h 1 

Zei!*«*hHn für 8»e/ialsvissenseh»ft. LAn'^i#. 

12. Heft \'v.m. 22. Auku.A \92i. 

Inik' \ Die IvHifihUisicrm^ der iradaimnikuiuKi-eitbihjrm* -tit* den;.' 

AuvUv ji Ja hr cm 

Zeit»H‘brift Vereinen I>0trt^cli 

Baad «o. Xr, 34 ! Ul. Vuäu ÜK . August Bis t jjkia&i' ^ f ‘ ’ ^ » , 

(5-lV) 1 ewr*Kr^fi'l»uiig-. ...■ rrv.'-.(• Auüp.' V u 1 !-; •feu;»t«rfien 

l^okomo( iv/.':?jerhtif d.^en. LokcUnotU, sr.i» i • .mju uo l.ivoUr^ ei <» -, 

ifcJiö für & 
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Hängebrücke über den Delaware von 534 m Iiauptöffnung. — Kohlen¬ 
kipper für 110 t-Wagen. — Die Reichseioenbahnen in den Haushaltsplänen 
der Jahre 1020 und 1021. — (37:) SchütteLschwingungen an Schiffen und 
elektrischen Lokomotiven. — (40:) Heizrohre für Lokomotivkessel. — Die 
EnergieVersorgung Badens aus seiuen Wasserkräften. 

Zeitschrift für den internationalen Eisenbahntransport. Bern. 

29. Jahrgang. Nr. 8. August 1921. 

(8:) Direkter Güterverkehr zwischen Polen einerseits und Triest und 
Fiume anderseits. — Eisenbahn-Güterwagen aus Eisenbeton. — Deutsch¬ 
land: Wiedereinführung der Lieferfristen. —- Großbritannien: Die Um¬ 
arbeitung der Eisembahntarife. 

Zeitschrift für Bahn» und Bahnkassenärzte. 

16. Jahrgang. Nr. 9. September 1921. 

(9:) Erledigung der Entschädigungsansprüche bei Unfällen im Eisenbahn¬ 
betrieb mittele Kapitalabfindung durch Ärzteschiedsgericht. — Alters-, 
Invaliden- und Hinterbliebencn-Versieherung der Bahnärzte. 

Zeitung des Vereins Deutscher Eisenbahnverw&ltungen. Berlin. 

61. Jahrgang. Nr. 34 bis 41. Vom 25. August bis 13. Oktober 1921. 

(34:) Farbsinnprüfung. — Vorschläge zur Verhinderung von Verkehrs¬ 
stockungen und zur Beschleunigung des Wagenumlaufs im Ruhrgebiet. — 
(35:) Farbsinnprüfung. — Eisenbahn und Kraftwagengüteibeförderung. — 
Die Ausgestaltung des Oberbaus der österreichischen Bundesbahnen. — 
Zur Neugestaltung des Reiehsbahn-Personentarifs. — (36:) Das Vereins- 
wagen-Abkommen. — Verkehrswesen. — Elektrotechnik. — Der Verein 
und die Fachwissenschaft. — Die völkerrechtliche Stellung der Saar- 
balmen. — Die Verkehrseinheit. — Eisenbahngüterdiebstähle. — Eisen- 
balmvertrag mit Lettland und Litauen. — (37:) Ein neues Eisenbahn- 
belriebsregleinent für die tsohecho-slowakische Republik. — Anlage C zur 
Eisenbahn-Verkehrsordiiung. — Die Fehmarnbahn. — Die holländischen 
Eisenbahnen 1920. — Elektrisierung der holländischen Eisenbahnen. — 
Neue Bahnprojekte auf dein Balkan. — (38:) Grundlagen und Ergebnisse 
der Gleiswirtschaft. — Rangierwinden. — Statistisches Büro bei den 
Eisenbahnabteilungen des Reichsverkehrsministeriums. — Über den Stand 
der Bahnelektrisierung in Deutschland. — Reichsbahnfinanzgesetz. — 
(39:) Über die Einteilung der Güterzüge. — Die Aktivlegitimation des 
Empfängers im Falle des Verlustes des Guts. — Vom Londoner Massen¬ 
verkehr. — (40:) Familienförderung durch haus Wirtschaft liehe Aus¬ 

bildung. — Die Schwierigkeiten der rumänischen Staatsbahnen. — Ver¬ 
einfachungen im Fahrkartenausgabedienst. — Neuzeitliche Schulung des 
Lokomotivführers. — (41:) Wagenmangel und Überwachung des Wagon¬ 
umlaufs. *— Die Haftpflicht der Eisenbahn für Personenschäden. — Der 
Rangierdienst. — Weltwirtschaft lieber Stand und Aufgaben der Elektro¬ 
industrie. — Reichseisenbahnen oder Privateisenbahnen? 

Zentralblatt der Bau Verwaltung. Berlin. 

41. Jahrgang. Nr. 71 bis 76. Vom 3. September bis 10. Oktober 1921. 

(71/72:) WVichcn mit gekrümmten Herzstücken. — (76:) Das 75jährige 
Jubiläum des Vereins Deutscher Eisenbahnverwaltungen. 

ti. 

_ _ _ j 

Hrrau.gegeben im Auftrag« de« Reicht. verkehr»rniui*terium«. 

V«rla k von Juli... Springer, Berlin W - Drnek ron H. S. Hermann St Co., Berlin SW 19, Beuth.tr a. 
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